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Beiträge zur 
Wahlprüfungsttatitik des dentfhen Heihstages 1871—90. 
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Ch. Prengel, Königsberg i. Br. 


Bormwort. 


Für die Wahlprüfungsitatijtif fehlt e8 an einer Bearbeitung des Ma— 
terials, wie es ji in den Wahlverbandlungen des deutſchen Neichstages und 
den Wahlprüfungsberichten der Abtheilungen und der Wahlprüfungsfommij: 
fionen darbietet, die, ſoweit jchriftlich erjtattet, in den Anlagen zu den fteno- 
grapbiichen Sigungsberichten zum Abdrud kommen. 

Die nachtolgende Zujammenitellung der Wahlbemängelungen und Wahl- 
anfechtungen im deutjchen Neichstage, 187190, wird nach ihren Refultaten 
zur Unterfuchung über die Gründe herausfordern, auf welche die häufige 
Wiederholung von Beichwerden und Anfechtungen in einer Neihe von Streifen 
zurüdzuführen it; weit fie einerjeits auf den Einfluß bin, den die Be: 
völferungsmiihung an den Sprachgrenzen und die Vertheilung der 
politijhen und religiöjen Parteien in einzelnen Wahlbezirken ausüben, 
jo dürfte fie andererjeits erfennen laflen, wie in den einzelnen Bundesitaaten 
mit dem Wechiel der politischen VBerwaltungsmarimen, in den Provinzen, 
Negierungsbezirken und Yandratbsfreiien mit dem Eintritte und Austritte neuer 
leitender Perſönlichkeiten Wahlproteite auftreten und verjchtwinden. ') 

Als Abfürzungen im Nachfolgenden find gebraucht: 1) die gewöhnlichen 
PBarteibezeichnungen: Kon. — konfervativ, D. RP. = Deutsche Reichspartei zc. 
2) Durhweg W. P.K. für Wahlprüfungskommiſſion. 3) Die Bezeichnung * * 
zu leſen: 7. Legisl., II. Seſſion, 35. Sitzung am 11. Febr. 1838, bei Angabe 
der Berhandlungsdaten im Neichstage. 

Es ijt unter I die Bertheilung der Wahlbeſchwerden und Protejte auf 
die Wahlfreife und Yegislaturperioden, ihr Erfcheinen, Berichwinden und 
MWiederauftreten behandelt worden, und geben Beilagen B—E die nach ver: 
ſchiedenen Gefichtspunkten aufgeitellte vollftändige Uebersicht. 

In II ijt das Mejultat behandelt, welches die Beichwerden und Anz: 
fechtungen erzielt haben. 

In III wird der BZeitverbrauch für die Wahlverhandlungen berücdjichtigt. 
Es werden erjtens die Sitzungen bezeichnet, welche der Reichstag für Wahl: 
prüfungen verwendet hat, und es wird zweitens überfichtlich zufammengejtellt, 
wie viel Zeit Abtheilung, Wahlprüfungskommiſſion und Neichstag auf jede 
einzelne Wahl verwendet habe, rejp. welche Prüfungsabſchlüſſe eine lange Ber: 
zögerung erfuhren oder gar nicht zu Ende geführt worden find. Namentlich 
die aus diefer Abtheilung zu gewinnenden Nefultate weilen dringend auf die 
Nothwendigkeit der theilweiſen Neform unſeres Wahlprüfungsweiens bin. 

) Man vergleihe das Staatshandbuch der betreiienden Jahre. 
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In IV endlich wird aus dem Stimmenverhältnig bei den Abitimmungen 
gezeigt, von welch einjchneidender Bedeutung für das Zujtandefommen und 
den Inhalt wichtigfter Gejehe der legten 20 Jahre die oft durch mehrere 
Seſſionen, ja jelbjt durch eine ganze Legislaturperiode fortgejegte Theilnahme 
von Abgeordneten gemwejen it, deren Mandat erjt ſehr ſpät kaſſirt wurde, 
oder deren Wahlprüfung überhaupt gar nicht beendet worden, obwohl ihre 
Wahl aufs ſchwerſte angefochten war. 

Es it nicht die Aufgabe diejer Arbeit, alle Nefultate, die fih aus 
dem Dargejtellten ergeben, jelbit zu ziehen; es Soll in derjelben nur in über: 
fichtlichen Zufammenjtellungen das Material geboten werden, aus dem fie 
ſich bei Bergleichung der einzelnen Aufftellungen leicht gewinnen laſſen. 

Ber der Wichtigkeit und Bedeutung der Beſchlüſſe des- Neichstages für 
das Gedeihen unjeres deutschen Baterlandes it es dringend zu wünſchen, daß 
nur durch das umbeeinflußte Wahlreiultat berufene Vertreter in den Reichstag 
gelangen, nur Berechtigte dort längere Zeit ihr Mandat ausüben. Wenn vor: 
liegender Arbeit der Nachweis gelungen, daß dagegen ſchwer gefehlt worden iſt 
und daß Abhilfe geichaffen werden muß; wenn fie vielleicht Anregung bietet zu 
ſchnellerer Jnangriffnahme der Sache, jo wird Verfaſſer ſich freuen, einen Kleinen 
Beitrag für die gedeihliche Entwidelung unseres dentichen Volks- und Ver: 
faſſungslebens geleistet zu haben. 


MWahlproteite und MWahlbejchtwerden in den jieben erjten Yegis- 
laturperioden des deutſchen Neichstags. 1871— 1890. 


Abtheilung 1. 


Die Vertheilung der Proteite und Beſchwerden auf die Wahlfreife und 
Yegislaturperioden. 


Seit dem Eintritte von Eljaß Lothringen jind im Deutichen Weiche 
397 Wahltreife, davon 236 preußische ımd 161 außerpreußiiche. Sämmtliche 
Wahlakten find an den Reichstag eimzujenden; fie werden landichaftsweile, 
in anmäbernd gleicher Anzahl, an die 7 Abtbeilungen des Neichstags verloft 
und durch die Abtheilungsvorfigenden zu vorläufiger Prüfung an die Mit: 
glieder ihrer Abtheilung vertheilt. Iſt fein Protejt eingelaufen und findet das 
prüfende Abtheilungsmitglied feine ſchweren Wahlmängel auf, jo wird Die 
Wahl von der Abtheilung dem Neichstagspräfidium und von diefem dem Plenum 
als vorläufig giltig angezeigt. 

Sie bleibt definitiv giltig, wenn nicht innerhalb 10 Tagen nach Er: 
Öffnung des Neichstags ein Proteſt aus dem Wahlfreife einläuft oder ein 
NReihstagsabgeordneter oder 10 Mitglieder der Abtheilung Proteit 
erheben. (Die abjolute Meajorität der Abtheilung würde bei wohl nie vor: 
handener voller Bejegung des Haufes 29 Stimmen betragen.) 

Findet bei nicht proteftirten Wahlen das prüfende Abtheilungsmitglied 
ichwere Mängel, jo enticheidet die Abtheilung, ob, die Nichtigkeit der Be— 
mängelung vorausgeleht, das Wahlreiultat dadurch zweifelhaft werden könnte. 
Die Bejahung dieſer Frage durch die Majorität ift der Wirfung nad 
einem Proteſte gleich. 
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Alle formell proteftirten oder dem gleichzuachtenden Wahlen gehen feit 
der IV. Seſſion der zweiten Yegislaturpertode (jet 30, Dftober 1876) an eine 
bejondere Prüfungskommiſſion, die ſich zuerit aus 7, jeit der dritten Legis— 
laturperiode aus 14 Mitgliedern zuſammenſetzt, und nur für die erſte Seſſion 
der ſechſten Legislaturperiode noch 7 Ergänzungsmitglieder, alſo 21, hatte. 

In jeder Seſſion findet eine Neuwahl der Prüfungskommiſſion ſtatt; Die 
früheren Mitglieder ſind wieder wählbar. 

Eine Ueberſicht der Zuſammenſetzung der ſämmtlichen Prüfungskom— 
miſſionen bietet Beilage Al; im Beilage A2 iſt die Vertheilung der Mit: 
glieder auf Die einzelnen politiichen Parteien ins Auge gefaßt. 

Sit fein Broteit (Wahlanfechtung) vorhanden, jind aber Bejhwerden 
über Wahlvorgänge beim Neichstage eingelaufen, die auf Abhilfe, micht auf 
Protejt gegen die Rechtmäßigkeit dev Wahl binzielen, fo entscheidet die Ab— 
theilung über Anträge auf Nüge ꝛc, welche dem Neichstagsplenum zur End: 
eutjcheidung, zu unterbreiten find. 

Für jede von der Abtheilung ihr zugewieſene Wahlſache beſtimmt Die 

W.P.K.!) einen Berichterſtatter Referenten) und einen Korreferenten behufs 
eingehender Prüfung der Wahlaften, und verhandelt nach Anbörung beider 
Berichte über die an den Reichstag zu bringenden Anträge auf Giltigfeit oder 
Ungiltigfeit der Wahl; in jchwierigen ‚Fällen bat der Berichterjtatter einen 
von der W.P.K. qutzıfheigenden ausführlichen schriftlichen Bericht an den 

⸗ Reichstag zu erſtatten. 

Erſcheint jchon der W.P.K. Die — abhängig von dem Ausfalle 
von Erhebungen über im Proteſte behauptete Verſtöße ec., jo lautet ihr Antrag 
auf Beanjtandung der Wahl. Ein ſolcher kann auch von einem einzelnen 
Neichstagsmitgliede eingebracht werden. 

Nach Arnabıme eines jolchen Antrages durch das Plenum ergeht durch 
Vermittelung des Neichsfanzlers an das betreffende Meiniitertum des Innern 
das Erjuchen, über tet? genau bezeichnete Punkte nach Erfordern des Reichs— 
tags amtliche oder gerichtliche Erhebungen zu veranitalten, nach deren Eingange 
— Falls ihr dielelben ausreichend erjcheinen — die W.P.K. ihren definitiven 
Antrag an den Reichstag bringt, eventuell weitere Erhebungen beantragt. 

Bis zu dem Incidenz vom 5. Februar 1855 °) pflegte der Reichstag, 
auch wenn er die Wahl fiir giltig — neben Auträgen auf Rektifikation, 
Rüge, abhelfende Verordnung ꝛc. i Sweifetfäten noch Erhebungen über 
MWahlvorgänge zu beantragen, md ih in der achten Yegislaturpertode wieder 
zu dieſem Verfahren zurücgefehrt. In der Zwiichenzeit jehte man entweder 
die ganze Wablenticheidung bis zu aeichebener Erhebung aus, oder man 
approbirte die Wahl ſofort und jtellte Feine weiteren auf dieſelbe bezüglichen 
Anträge, jondern begnügte fich mit Mittbeilung des Borfalls an die betreffende 
Regierung. In der fünften Yegislatur wird deshalb die Zahl der Bean— 
ftandungen, reſp. der Ausſetzungen der Entſcheidung eine etwas größere. 

1. Die Zahl der Wahlkreife im Deutichen 


Reich iſt gefelich feſtgeſtellt uf ©... 0.0. 397. 
a) Davon entfallen auf Breugen . 236 = 59, "io, 
b) auf außerpreußiiche Yänder . . 161 — an 


) Abkürzung für Wahlprüfungskommiſſion. 

Am 5. Februar 1885 bei Verhandlung der Wahl Yorenzen, 9 Schleswig 
Holftein, bejtritten v. Kardorf und dann Miniiter vd. Boetticher dem MNeichstage das 
Recht, nach geihehener Siltigkeitzerflärung aus $ 27 noch weitere Erhebungen zu beantragen. 
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2. Bun diefen 397 Wahlkreiſen haben jeit 


Eröffnung des deutichen NReichstages am 
21. März 1871 bis zum Schlufje der 
V. Seſſion der 7ten Legislaturperiode 
am 25. Januar 1890 in allen 7 Haupt: 
wahlen nebjt den Stich-, Nach- und Er- 
jagmwahlen überhaupt feinerlei Anfecht: 
ung vder Beſchwerde zu verzeichnen: 


Wahlkreiſe .  . Dee 158 — 39,1 AR 
Es ſind alſo Proieſte und Befchtoer- —* 
den ein oder mehrere, Male vorgekommen 
in Wahlfreifen .  - u 239 = 60,, 9, 
. a) Bon den 236 brenfiiichen Wahlkreiſen wA.he 
blieben unangefochten . . 89 = 37, jo. 


Angefochten oder bemängelt wurden 147 — 62,30 lo 


aller preußlicen Wahltreiſe 
b) Bon den 161 außerprenfiichen Wahl: 
freifen blieben ohne irgend, eine Ans 


fechtung oder Beichwerde . . 69 = 42,50 °jo- 
Angefochten oder bemängelt wurden | 
ein oder mehrere Male . ... 92 = 57,4’ 


aller außerpreußiſchen Wabhltreiſe 
Den Nachweis über diejenigen (158) Wahlkreiſe, welche durch alle ſieben 
Legislaturperioden gänzlich ohne Proteſt oder Beſchwerde geblieben ſind, 
findet man in Beilage B Kolumne I—IV ſpreußiſche) und VIII—XI 
(außerpreußtiiche Wahlfreiie). 

In Preußen find ſämmtliche 4 Wahlfreiie des Regierungsbezirks 
Münſter völlig ohne Anfechtung geblieben. 

Am günftigften stehen nächjtvem: Wachen 4 von 5; Köln 5 von 6 
Wahlfreifen unangefochten, am ungünftigiten jteben Danzig und Straljund, 
wo alle 3 bezw. 2 Wahlfreife mit Proteft oder Beichwerde erjchienen find. 

In den großen Berwaltungsbezirten (in Breußen: Negierungsbezirken) 
haben über die Hälfte der im ihnen vorhandenen Wahlfreife Broteft 
oder Beſchwerde gebradtt: 

——— b von 8; Breslau 10 von 13; Bromberg_ 4 von 5; Frank: 
furt aD. 7 von 10; Gumbinnen 6 von 7; Kaſſel 7 von 8; Köonigs— 
berg 8 von 10; Köslin 3 von 5: Marienwerder 6 von 3; Merjeburg 
> von 3; Minden 3 von 5; Oppeln $ von 12; Potsdam 7 von 10; 
Schleswig-Holſtein 8 von 10; Sigmaringen I von 1; Stettin 5 von 7. 
Die Hälfte der Wahlfreife hat proteftirt oder Beſchwerde geführt in: 
Berlin 5 von 6; Erfurt 2 von 4; Magdeburg 4 von 3; Poſen 
5 von 10; Trier und Wiesbaden je 3 von 6. 


5. Bei den außerpreußiichen einheitlichen VBerwaltungsbezirfen (Minis 


ſterien und Regierungen) find völlig obne Anfechtung geblieben: 
Oberpfalz und Regensburg mit feinen 5 Wahlfreifen, ſowie die beiden 
Kippe und Walde mit je einem Wahlkreiſe. 

An günstigsten ſtehen nächitdem : Schwaben-Neuburg mit 5 von 6; Mittel: 
jranfen mit 4 von 6; Niederbayern mit 4 von 6; Württemberg mit 
li von 17; Oberbahern mit 5 von 8 und Elſaß— Yotbringen mit 8 
von 15 Wahlfreifen obne Proteit oder Beſchwerde. 
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Aus allen Wahlkreiſen des gemeinſamen Verwaltungsbezirks ſind Proteſte 
oder Beſchwerden eingelaufen bei: Anhalt 2 Kreiſe; Braunſchweig 3 Kr.; 
Bremen 1 Kreis; Hamburg 3 Kr.; Lübeck 1 Kr.; Mecklenburg— Streüb 
1 Kr.; die beiden Reuß je 1 Kr.; Sachen— Altenburg 1Kr.; Sadjen- 
Meiningen 2 Kr. und die beiden Schwarzburg mit je 1 Kreis. 

Sehr ungünjtig jtebt das Königreich Sadjen, wo von 23 
Kreifen nur 4 freigeblieben find. ‘) 

Auch Oberfranken, wo 4 von 5 proteftirt haben, Pfalz mit 4 von 6, Mecklen— 
burg: Schwerin mit 5 von 6, Oldenburg und Weimar mit je 2 von 3 und 
Heilen mit 5 von 9 find mit über die Hälfte der Wahlkreiſe betheiligt. 

6. Die Anzahl der Verhandlungen über Wahlprüfungsjachen, die in den 

7 Legislaturperioden überhaupt ftattgefunden haben, beläuft ſich auf: 561 

Diefelben vertheilen ſich auf 131 Sitzungen und zwar: 


1. x a ae ey Seſſionen); in ihr 7 Sigungen mit = Wahljachen. 
2. " Ir ” h ” " " 
3. j ur Er we 
4. x (IV u N R „ 85 = 
5. 4 (IV u. A —— “ „84 e 
6. h (IV „Yu u 1M „108 " 
7. " — " — 17 " " 71 " 





— 
* 


FXVV, ) . BT „BD61 n 
Einen genauen Nachweis der Zahl der Sigungen überhaupt innerhalb 
der einzelnen Legislaturperioden und Sejlionen, die Dauer der Seſſionen, 
die Zahl der in den einzelnen Sigungen behandelten Wahlprüfungsjachen 
und wie viele davon durch die Abtheilungen oder die W.P.K. behandelt 
worden find, liefert Beilage C.°) 
7. a) Bon diefen 561 Berhandlungen entfallen auf die Zeit vor 
Einjegung der W. P.K. in 41 Sigungen REN 
lungen in Zahl von . 137. 
b) Seit Einjegung der WB. st. (Oft. 1876 für die IV. Seſſion 
der 2. Legislaturperiode) ſind im Reichstage verhandelt in 
90 Sitzungeu: * 
x) von den Abtheilungen vorgetragene Verhandlungsſachen 53 


3) " der W. P. K. " " 375 
424 
in Summa . 561. 





1) Weber die Legislaturperioden, in denen die Mehrzahl diejer 19 Kreiſe mit Proteft 
oder Beichwerde zum erſten Male eintritt, vergleihe man Beilage DII Kolumne V 
Nr. 60—78 und Beilage B Kolumne XIV Nr. 24. Diejelbe Beilage gibt auch über den 
eriten Eintritt der andern Wahlkreiſe Auskunft; vgl. Beilage B Kolumne VAXII. 
”, Nicht in Betracht gezogen find: 
1. Alle Mittheilungen des Präfidenten über Eintritt, vorläufige Prüfung, Mandats- 
niederlegung, Tod von Abgeordneten; 
2. über Berlojung in die Abtheilungen und Wahl in Kommiflionen ; 
3. alle Verhandlungen über Einjtellung des Verfahrens gegen Abgeordnete während 
der Dauer der Seſſion; 
4. die Vorträge der Geſchäftsordnungskommiſſion über Fortbeſtand oder Erlöſchen 
rehtmäßiger Mandate aus gejeplichen Gründen; 
5. die Verhandlungen über Anträge auf Neuregelung des Wahlprüfungsverfahrens. 
) In der erſten Seſſion der 8. Legislaturperiode iſt in 2 Sitzungen von den 32, 
die vor der Vertagung ſtattfanden, über 22 Vorträge der W.P.K. verhandelt worden 
Bgl. Beilage C. 
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8. In obigen 561 Wahlverbandlungen ift über insgefammt 427 


Wahlen verhandelt worden . 427. 

Aus den jtenographijchen Neichstagsberichten und Anlagen it ohne Bes 
nügung der Wahlakten im Reichstagsbureau ein vollfommen genaues 
Reſultat für die Gefammtzahl der in den 7 Legislaturperioden abgehaltenen 
Wahlen nicht zujammenzuftellen. Auch die Deittheilungen im XIV. Bande 
der Statijtif d. D. NR. (1875) für 1. und 2. Legislatur und die feit der 3. 
vom Neichsfanzleramt den Anlagen regelmäßig beigegebenen Wahlitatijtifen 
reichen nicht aus, da fie zwar die Haupt-, Stiche und Nachwahlen (mit 
event. Stichwahl) aufführen, aber die Erjagwahlen nicht berückſichtigen, 
welche innerhalb einer Legislaturperiode in oft bedeutender Anzahl nöthig 
werden. 

Es läßt ſich nun zwar deren Zahl aus den Mittheilungen des Prä— 
fidenten an das Plenum des Neichstages ermitteln, aber nicht, ob bei 
denjelben etwa Stichwahlen erforderlich gewejen find. 

Als Mindeitzabl, die hter der richtigen zurückbleibt, laſſen ſich be— 


rechnen: 


1. Legislaturperiode circa 460 
2. h „ 475 
3. — „ 480 
4. — „ 516 
5. „ 530 
6. i „ 510 
7: — „ 465 


3435 oder abgerundet 3450 Wahlen. 
Es haben mithin 12,,- °/, aller ftattgehabten Wahlen zur Verhandlung 
im Reichstage Veranlajiung geboten. 


9. a) Bon den 427 Wahlen waren durdy formellen 


Proteſt der Wähler oder Einſprache eines Ab- 

geordneten, oder von 10 Abtheilungsmitglie: 

dern oder durch Majoritätsbeichluß der Ab- 

theilung, weil fie nach dem Aktenbefund 

Zweifel an der Giltigfeit hatte, angefochten: 

Wahlen . . 359 — 84,,; Yo; 
b) dur) Beſchwerden über einzelne Verftöße, 

denen aber ein Einfluß auf wejentliche Aen— 

derung des — ku TOR 


wurde . . . 68 —— 15,93 9/0. 
497. 
10. a) Won den 359 protejtirten Wahlen entfallen: 
@) auf preußische Wahlen . .. 238 — 66,0 "/o aller 
) auf außerpreußiiche Wahlen . . 121 = 33, "fo — 
359. Wahlen. 


b) Bon den 68 durch Beſchwerde bemängelten 
Wahlen find: 
a) preußiſche... I 72,0 lo 
B) außerpreußihe -» .» 0.2 19 — 27, °% 
der von Beichiwerde 
begleiteten Wahlen. 
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11. a) Die Protefte vertheilen fich auf die einzelnen 
Xegislaturperioden ') wie folgt: 
Erite Legislaturperiode: 


Zweite 


Dritte 


Vierte 


Fünfte 


Sechſte 


Siebente 


123 


" 


a) preußische Wahlen 
8 außerpreußiiche „ 


&) preußische Wahlen 
B) außerpreußiiche „ 


preußiſche Wahlen 
außerpreußiiche „ 


RR 


preußiiche Wahlen 
anßerpreußiiche „ 


m 


preußifche Wahlen 
außerprenßifche „ 


wer 


preußiiche Wahlen 
außerpreußiiche „, 


zR 


x) preußiiche Wahlen 
B) außerpreußifche „ 


34 
16 

50 = 1354 — 
20 
14 


34 — 9%, 


26 
16 
42 — 11. %, 


38 
16 


54 == 1ö,,, % 
34 
— 

46 = 12,,, % 


46 
27 
7 = 20,9, 


40 
20 
60 = 16, %, 
in Summa 359. 


b) Die 68 Beichwerden vertheilen ſich auf die 7 Legislatur: 
perioden wie folgt: 
Erſte Legislaturperiode: 


Zweite Bi. | 
=) preußische Wahlen . 6 
B) außerpreußiiche „ 

*) Die fieben Berioden reichen von: i 

1. Legiölaturperiode 21. März 1871 — 25. 

2. z 5. Februar 1874 — 22. 

3. . 22. Februar 1877 — 24. 

4. r 9. September 1878 — 15. 

d. = 17. November 1881 — 28. 

6. = 20. November 1884 — 14. 

7. r 3. März 1887 — 25 


&) preußiiche Wahlen 


3) außerpreußifche „ 


O u 


il = 16, % 


Auni 1873, 
Dezember 1876, 
Mai 1378, 
uni 1881, 
Juni 1884, 
Januar 1887, 


. Januar 1890. 


| 
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Dritte Legislaturperiode: 12 


=) preußische Wahlen . 10 
3) auferpreußiihe „ . 3 
Biert 13 = 19,,: ho 
terie " 
x) preußische Wahlen . 13 
3) außerpreußiihe „ . 6 
'13= 27,04 hs 


Fünfte — 
z) preußiſche Wahlen . | 
3) außerpreußifche „ 


de 


10 = 14, | 
Sedite ö 
&) preußische Wahlen . 
3) außerpreußiiche „ 


= 0 


Siebente ; | 
x) preußische Wahlen . 5 
3) außerpreußiihe „ . 1 


uajhvge uajanojbaq wanaulplag uoq anu av 


in Summa: 68. 

12. a) Die Reihenfolge, in der jeder einzelne Wahlkreis zum erſten Mal mit 
Proteſt oder Beſchwerde eintritt, iſt aus Beilage B Kolumne VII 
(preußiſche) und Kolumne XV (außerpreußiſche Wahlfreife) erſichtlich. 

b) Beilage DI .(preußifche) und II (außerpreußifche) weiſt nach, von 
welcher Legislaturperiode an die einzelnen Wahlkreiſe aus der Reihe 
der Proteſt oder Beichwerde führenden ausscheiden und wie viele 
Proteſte oder Beichtwerde aus ihnen in den 7 Legislaturperioden ges 
fommen find, reſp. in welche Legisl. jeder fällt. 

e) Beilage E faßt die Wahlkreife gruppenmweile nach dem größeren 
gemeinjamen Verwaltungsbezirke Regierungsbezirke) zufammen, dem fie 
angehören, und führt alle diejenigen Wahlfreife auf, wo in derjelben 
Legislaturperiode mehr als einer in dem größeren Verwaltungsbezirk 
Proteft oder Beichwerde erhebt. 

13. Bei einer Reihe von Wahlfreifen haben jich in den 7 Wahlperioden die 
Proteite häufiger wiederholt. Aus der überfichtlichen Zufammenftellung, 
wie fie in Beilage B und E zu finden ift, heben wir Diejenigen Kreiſe 
heraus und führen fie namentlich auf, in denen es zum Protejt gegen 
mehr als drei Wahlen gekommen. ') 

Eine Unterfuchung über die Veranlajjung der Häufung von Pro— 
tejten liegt außerhalb des Rahmens diejer Arbeit, die nur darauf hinweiſen 
will, wo Unterfuchungen anzustellen a Abhilfe zu Schaffen nöthig ift. 
a) Auf 5 (fünf) Brotefte haben es 3 preußiiche (fein außerpreußifcher) 

Wahlkreife gebracht und zwar: 

e) 5 Arnsberg (Bodum) in 3., 4, ö., 6. und 7. Zegislaturperiode, 
) 17 Hannover (Harburg: Buxtehude) in 2., 3., 4, 5. u. 6. Legisl. 
der 4 Marienwerder Thorn-Kulm) in 1., 4., B., 6. und 7. Legisl. 


') In Beilage E Wſind die Bezirke, in denen 5Smal proteitirt ijt, in roth, die mit 
viermaligem Protejt in blau marlirt. 
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b) Mit 4 (vier) PBroteften find 6 preußiſche und 1 außerpreußiicher 
Wahlkreis zu verzeichnen: 
preußiiche: ') 
x); 6 Arnsberg (Dortmund) in 3., 4., 5. und 7. Yegislaturperiode, 
3) 11 Breslau (Neichenbadh) in 4., 5., 6. und 7. Legisl., 
y) 5 Marienwerder (Schweb) in 1., 2., 3. und 4. Legisl., 
2) 1 Dppeln (Kreuzburg) in 1., 2. und zweimal in 4. Legisl. 
(4ı u. #11), 
€) 7 Schleswig=Holftein (Rendsburg, Kreis Kiel) in1.,2.,5.u.6. Legisl., 
“) 6 Trier (Dttweiler, Meifenheim) in 1., 2, 5. und 6. Legisl., 
außerpreußijce: 
n) 2 Oberbayern (München ID) in 1., 2., 6. und 7. Legist. 
Die Anzahl der Kreife, die mit 3 (drei) Proteften erjchienen find, 
beträgt in Preußen 16, in den anderen deutjchen Staaten 7, zulammen 
= (Bal. Beilage B Kolumne V (preußische) und XII (außerpreußifche). 
d) Es haben 2 (zwei) Proteite gegen zus erhoben: 
n preußiiche Wahlkreiſe 
3) außerpreußifche „ = pri 
zujammen 87, 
Bon den 24 außerpreußtichen kommen 11 auf die 23 ſächſiſchen Wahlfreife.*) 
Für: 2 Kaflel Kaſſel, Melfungen) 
5 Potsdam (Nieder:Barntm) 
treten zu den je 2 Protejten noch je 2 Bejchwerden. 
Für: 1 Gumbinnen (Tiljiter Niederung) 
10 Potsdam Teltow) 
10 Schleswig-Holſtein (Lauenburg) 
Stettin (Anklam) 
Stralfund (Rügen, Franzburg; und 
3 Baden (Konftanz) 
tritt zu den 2 Proteſten noch je eine Beichwerde hinzu. 
e) Nur einmal PBrotejt haben erhoben: 


c, 


— 


— — 


2) preußiſche Wahlkreiſe 65 
) außerpreußiiche „ 0.48 
113. 


f) Aus 26 Wahlkreijen ift nur Beichtwerde, fein Proteſt gefommen, und 


zwar aus: 
14 preußischen, 
12 außerpreußiſchen, 
25 in Summa. . 


’) Hierher gehören nod 4 Wahlkreiſe, in denen nur 3 formelle Proteſte aus Mitte 
ber Wähler erhoben find; es ift aber eine Beſchwerde von der Abtbeilung als Wahlproteit 
aufgefaßt worden. 

1. 10 Breslau (Waldenburg) Protejte in 1., 4. und 7., Beichwerde in 6. Legis— 
laturperiode; 


2. 7 Marienwerder (Schlohau, Flatow) Proteite in 3., 5. und 6, Beſchwerde in 
7. Legisl. 

3. 4 Cohen (Kublinig, Toſt, Gleiwig) Protejte in 1., 2. und 3, Beichwerde in 
3. Legisl 

4. 5 Schleswig-Holſtein (Pinneberg) Proteite in 3., 4. und 7, Beichwerde in 
6. Legisl. 


2) Huf Sachen entiallen von den 161 außerpreußiſchen Wahlkreiſen nur 23, >. h. 14,52 "Jo. 
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Abtheilung II. 
Die Reſultate der Proteite und Beſchwerden. 
1. Nach Beilage DI u. II und Beilage B find überhaupt an Bejchwerden 


eingelaufen: 
“) preußihe > > 9 
3) außerpreußiihe » > 2002000 00..19 


auf. 68. 

Keine von diefen Beichwerden hat Ungiltigkeit der Wahl zur Folge 
gehabt, auch diejenigen nicht, welche jeit Einjegung der W.P.K., ohne 
daß ein formeller Proteft vorlag, wegen verjchiedener Bedenken von der 
Abtheilung als Proteft behandelt und an die W.P.K. vertiefen find. 

Auch diejenigen beiden Wahlen unter der letzteren Gruppe, welche zur 
Beanftandung führten, 7 Stettin in 2. und 2 Stettin in 5. Legislatur— 
periode, endeten mit Giltigfeitserflärung. 

. Die jonjtigen Beanftandungen und jänmtliche Ungiltigfeitserflärungen find 
nur bei Wahlen erfolgt, bei denen entweder formeller Protejt eingelaufen 
war oder die Erhebung eines jolchen in jonjt zuläſſiger Weije erfolgt war. 

Weder der Brotejt der 10 Abtheilungsmitglieder bei 9 Breslau (vgl. Bei- 
lage B) noch die zahlreicheren Proteſte von je einem oder 2 Abgeordneten 
haben — mit einer Ausnahme — Ungiltigfeitserflärung zur Folge gehabt. 

Nur in 1 Magdeburg wurde in erjter Legislaturperiode auf in leßter 
Stunde vor Ablauf der 1Ötägigen Frift erhobenen Proteft des Abgeordneten 
Eugen Richter die Wahl des Grafen Schulenburg:Begendorf kaſſirt. 
Der Brotejterheber hatte zufällig erfahren, daß der Wahlkommiſſarius einen 
ihm aus Wählerkreifen zugegangenen Proteſt rechtzeitig einzujenden unter: 
lalien, und verhinderte durch jein Vorgehen den ſonſt unbedingt eintretenden 
Berfall des Protejtrechtes, für das aus der abfichtlichen oder zufälligen 
Verſäumniß eines Beamten fein Aufichub der Anmeldefriit berzuleiten 


IK 


möglich ilt. 
3. a) Es find formell proteftirt worden: ') 
=) preußische Wahlen . .  . 238 
PB) außerpreußiiche „ 121 
359. 

b) Davon wurden beanjtandet: 
x preußische Wahlen . . .. 70 = 29," der preuf. W. 
3) außerpreußiihe „ >... 28 = 23,,,°/, der außerpr. W. 


98 = 27, °fo —— 
tirt 
c) ni Beanjtandung find für gtrtig etlärt; tejtirten Wahlen 


) preußiiche Wablen 


5) außerpreußiihe u: .- 9% 
249. 
d) Ohne vorherige Beanjtandung cart für ungiltig erklärt: 
a) preußiſche Wahlen 9 
5) außerpreußiihe „ =. 1 
10. 





) D. bh. es ift durch die Wähler, dur einen Abgeordneten oder 10 Abtheilungs— 
mitglieder ausdrüdlih Proteſt eingelegt. 


— — ——— 


* 
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e) Zum Vortrage im Plenum überbaupt nicht gelangt‘) jind die beiden 
preußijchen Wahlen, welche auch protejtirt waren: 
x) 5 Breslau (v. Goldfuß) in 6. umd 
3) 7 Merjeburg (Neubartb) in 7. Yegislaturperivde. 
f\ Rekapitulation: 


1. beanftandete Wahlen unter b . 2020020020. 88 
2. giltig erflärte unter ce 000.249 
3. ohne Beanstandung für ungiltig erklärte unter d_ 10 
4. dem Plenum nicht vorgetragene unter e u. 2 

359. 


4. Es iſt indeh für Die Beurtheilung des Ergebnifjes der Beſchwerden und 
Protejte, ſowie der Beanftandung noch ein Umstand in Betracht zu ziehen. 
a) Bon den 68 Wahlen (Abth. II sub 1 ©. 10), die nur Beichwerden zur 

Folge gehabt, find von den Abtbheilungen dev W.P.K. überwieſen worden, 
Damit dieſe fie wie protejtirte behandle: 
“) preußiihe Wahlen. 9 
8) außerpreußifche Wahlen. . . 5 
14, 
und zwar: 
In 4. Legisl. 1 Königsberg (Memel), (1) 
„6 u 6Schleswig-Holſtein (Pinneberg), 10 Schleswig-Hol— 
jtein (Lauenburg), 1 Merjeburg (Torgan), (2—4) 
7 „ 3 Bromberg (Bromberg), 7 Düljeldorf (Mörs,, 7 Ma- 
rienmwerder (Schlodau), Sigmaringen, 4 Stettin 
(Stadt), (5—9 


„4 „9 Eljak (Landkreis Straßburg), (10) 
„ 5. „1Oberfranken (Hof), (11) 
„ 6. ,„ 2 Anhalt (Bernburg), 1Oldenburg (Oldenburg), (12-—-13) 
7. 8 Baden (Baden, Naftadt). (14) 
Die oben sub 3f aufgeführten Wahlkreiſe, in geht . 859 
jowie die hier sub 4a aufgeführten . . : 14 
373 


würden 373 als protejtirt behandelte Wahlkreiſe ergeben. 
b) Es fommen indeß von den oben unter 3 f genannten 359 Wahlkreiſen, 
die proteftirt worden find, in Abzug: er 12 
361 
weil es bei denjelben aus nachfolgend angeführten Gründen zu einer 
Prüfung des Aftenmaterials nicht gefommen it wegen formeller Be: 
denfen, und zwar bei: 
In 1. Legisl.: 3 Königreich Sachſen — verſpätet eingelaufen, (1) 
PR 4 Dppeln — Majoritätsproteft, alſo Abtheilungsjache, 
weil feine Anfechtung, jondern Bejchwerde vorliegt, (2) 
5 Schleswig-Holitein — verjpätet, (3) 


9 Ob es ſich in 5. Legisl. bei einer Erjagiwahl in 1 Stralfund um Proteſt oder 
Beſchwerde handelt, ift aus Drudjache 101 der IV. Seſſ. nicht zu erkennen; auch der Name 
des Abgeordneten wie der Wahltermin jind dort nicht genannt. Referent Meyer Jena) 
follte mündlich berichten. Da derjelbe für 5. IV Mitglied der WB. iſt, kann es eine 
proteftirte Wahl jein. Es fam nicht zum Bericht und ijt dieſe Wahiſache in der Arbeit 
unberückſichtigt gelaſſen. Es würden nicht 361 ſondern 362 als proteſtirt behandelte Wahlen 


zu berechnen ſein. 


— 
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In 4. Yegisl.: 6 Königreih Sachſen — angemeldet, aber Material 
nicht eingejendet, (4) 
5 Potsdam — verjpätet, (5) 
— 5 Königreich Sachſen — zurückgezogen, (8) 
6. „ 9 Oppeln — anonym, (7) 
2 Königreih Sachſen — als unfubjtantiirt ') zurüd- 
gewiejen, (8) 
2 Königsberg | 


3 Baden’) + alle drei zurüdgezogen. (9—11) 
2 Hellen 
7. 9 Liegnig — anonym und ohne Datum. (12) 
Es verbleiben mithin — — als proteſtirt behandelte Wahlen: 
373 — 1 —. 361, 


bei denen ſich die W.P.K. (vor ihrer Einfegung 
die betreffende Abtheilung) einer Prüfung Des 
Altenmaterial3 unterzogen hat. 

5. a) Von diefen 361°) als protejtirt behandelten Wahlen jind: 


a) für giltig aflütt . . .. 293 = 81,0% 

3) „ ungiltig at . . . B= 7% 

y) nicht zur Entjcheidung gelangt . 40 = 11,,: "Jo der eis pro⸗ 
z — I57 teſtirt behan⸗ 
Summa 361 ik Wahlen. 


b) Nach dem Brozentfag für ſämmtliche 427 im Haufe behandelte Wahlen 
ergibt ſich: 


a) Als proteitirt behandelt find: . . 361 von 427 = 84, fs 
3) für giltig erklärt, nachdem — ſind: 293 = 68,,, °/o 
y) für ungiltig erkfärt find: — . B= 65% 
&) nicht erledigt worden find: . 40 = Yon lo 


6. Bon den 361 als protejtirt behandelten Wahlen ſind nn vorhergehender 
Ausführung 28 Wahlen = 7,,,°/, der proteftirten und 6,;°/, aller be— 
bandelten Wahlen formell für ungiltig erklärt worden; d. h. es ift nur 
bei 28 jchwer angefochtenen Wahlen zu einer ausdrüdlidhen Be: 
ſchlußfaſſung jeitens des Neihstages gefommen, day die Wahl 
für ungiltig zu erachten jei. 

Für die richtige Benrtheilung der Verhältnifie find aber weiter in 
Betracht zu ziehen alle die proteftirten und beanjtandeten 
Wahlen, welce 


) Unter „unjubjtantirt” verjteht man in der W.P.K. ſolche Proteite, bei denen den 
einzelnen Beichwerdepunften nicht Zeugenangabe hinzugefügt ijt mit genaueſter Bezeichnung 
der in Betracht fommenden Zeugen, fondern ganz allgemein von „Bielen ꝛc.“ geiprochen 
wird, die es bezeugen fünnten. 

) Bei 3 Baden (Jeſtetten, Sädingen) wurde die Beſchwerde jpäter zurüdgezogen. 
Damit ſchied nah dem Uſus diefe Wahl aus der Zahl der zu unteriuchenden und war 
eo ipso giltig, als wenn keine Beſchwerde vorgelegen hätte. W.P.K. indeß ſtellte noch 
zablenmäßtg feit, dab die Wahl auch dann noch giltig bliebe, wenn ſich die Beſchwerde 
vollitändig begründet erwieſe. 

) Die Summirung von 361 als proteitirt behandelten Wahlen und 68, gegen die 
nur Beidywerde eingelaufen, ergibt die Zahl 429, während nah Abtheilung I Wr. 8 nur 
427 Wablen zur Behandlung vorgelegen. Die Tifferenz rührt daher, da zwei Wahlen, 
gegen die nur Beichwerde vorlag, bei der Aufrechnung unter beiden Rubriken geführt 
werden müſſen, während die andern 11 von 13 durch die 11 nicht behandelten protejtirten 
Bablen Dedung finden. Val. Abth. II. 4. à u. b. 
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a) wegen Todes, 
b) wegen Mandatsniederlegung, 
e) wegen bei Ablauf der Legislaturperiode noch nicht berbei- 
geführter Entjcheidung 
eine formelle Erledigung nicht gefunden batten. 

7. Wegen eingetretenen Todes find unerledigt geblieben 2 angefochtene Wahlen: 

x) 2 Hannover in 6. Yegislatur. Viſſering (NL) Wegen jehr be: 
denflicher VBeritöße gegen das Wahlgeſetz ange: 
fochten; die Fleine Majorität jehr in Frage ge 
jtellt; — wahrſcheinlich ungiltig. 

B) 2 Liegnitz. 7. Legisl. Schmidt (DNB) W.P.K. batte Bean: 
ſtandung beantragt; im Plenum iſt die Sade 
nicht zur Berbandlung gekommen. 

3. Wegen Mandatsniederlegung blieben 12 angefochtene Wahlen ohne Ent: 

ſcheidung: 

x) 3 Arnsberg. 7. Legisl. Dr. Reinhold (M.X.). Legte vor defini— 
tiver Beichlußfaflung der WB K. fein Mandat 
nieder; 08 ſtand Antrag auf ungiltig zu erwarten. 

d) 11 Breslau. 4. Legiöl. Dr. Friedenthal DNB.‘ Legte am 

26. April 1881 ſein Mandat nieder. W.P.K. 

hatte in unoffizieller Abmachung ſich bereit erklärt, 

feinen jchriftlichen Bericht auf Ungiltigfeit ans 

Haus zu bringen, wenn Dr. Friedenthal, v. Hohen— 

[obe:Debringen und Dr. v. Schlieefmann ſofort 

freiwillig ausichieden. Erſtere tbaten e8 am 26. 

und 27. April; Dr. v. Schliedmanns Wahl, der 

inzwifchen an den wichtigsten Abjtimmungen tbeil- 
genommen, wurde am d. Mat vom Plenum Faffirt. 

y) 10 Düſſeldorf. 1. Yegist. Kratz (wildelib.). Beanjtandet wegen 
Uebergriffe der Bebörden; er hatte indeß eine nicht 
zu erjchütternde Majorität von 2153 Stimmen. 

) 6 Gumbinnen. 2. Yegisl. v. Puttkammer (fonf.). Beanjtandung 
und gerichtliche Unterfuchung beſchloſſen; Ausgang 
zweifelbaft. Legte in 38. Sigung jein Mandat 
wegen Amtserhöhung nieder. 

e} 7 Merfeburg. 7. Legist. Neubarth (DNB) WPB.R. wollte in 
blos mündlichen Vortrage Ungiltigfeit bean: 
tragen laſſen. 

) 1 Oppeln. 4. Yegisl. 2. Wahl. v. Hohenlohe-Oehringen 
(DRB.) Vgl. oben 85, S.13 — ungiltig. 

) 3 Oppeln. 2. Legist. v. Hohenlohe-Ingelfingen (freifonf.). 
Durch Hammeliprung beanftandet. WPN. ent: 

icheidet auf ungiltig. 

+) 10 Schleswig-Holitein. 4 Legisl. Dr. Hammaher N... W.P.K. 
wollte ungiltig beantragen. Dr. 9. legte jofort 
nach dieſem Beſchluſſe fein Mandat nieder. 

.) 6 Trier. 5. Legist. Täglibsbed (KL) WB. beantragte 
unterm 13. Mat 1884 ungiltig. Vortrag der 
Sache im Plenum erledigt durch Mandatsnieder: 
legung wegen Amtserböbung. 


in 


— ! 
— 
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x) 19 Königr. Sachien. 6. Yegisl. Ebert kon]... Yegte das Mandat nieder, 
nachdem WER. ſich für ungiltig entichieden. 
) 1 Hamburg. 1. Yegisl. Roß (R.L.). Legte fein angefochtenes 
Mandat nieder. Da fein Bericht vorliegt, it 
nicht zu erfennen, ob gegen ihn jchwerere Anz 
jechtungsgründe vorlagen als gegen jeine beiden 
Hamburger Kollegen, bei denen auf giltig ents 
Ihieden wurde. Zweifelhaft. 
ge) Schwarzburg: Sondershaufen. +. Yegisl. Neinbard D.R.P) mit 
+- 142 gegen Zlevogt. Ausgang Sueirelhan 
ad 7 und 5 nach Barteiftellung : 


N.L.. 5 
wild⸗lib. —1 
DNS. 5 
Konſ. 2 
Freikonſ. 1 


14. 


9. Noch beträchtlicher ijt die Zahl derjenigen Wahlen, welche wegen Schlufies 


der Yegislaturperiode nicht zur Erledigung gekommen find umd zwar: 26. 
Ste find ſämmtlich beanſtandete Wahlen [in 5 Breslau (v. Sold- 
juß), das im Plenum überhaupt nicht zur Verhandlung gefommen, Hatte 
W.B.H. Beanftandıng zu beantragen beſchloſſen]; zum Theil liegen die 
allerſchwerſten Bedenken vor 
Eine ſichere Beſtimmung über die Entſcheidung, welche das Plenum 
getroffen haben würde, wenn die Sache noch zur — an 
dasſelbe gelangt wäre, läßt ſich natürlich nicht geben. die binter den 
folgenden Wahlen gemachten Bemerkungen: 1. zweifelbaft, 2. wahrjcheinlich 
giltig, 3. wahricheinlich unailtig, gründen ſich auf die im Wahlberichte 
der WBR. und bei den Plenarverhandlungen zu Tage getretenen Be: 
mängelungsgründe, unter Berückfichtigung der Stellung, welche in ähnlichen 
Fällen innerhalb derjelben Legislaturperiode der Reichstag eingenommen 
bat. Wo fein ausreichender Anbalt zu fein ſchien, ſteht zweifelhaft. 
Nicht zur Erledigung gefommen ſind: 
a) Preußiiche Wahlen: 17, und zwar: 
a) 4 Arnsberg. 6. Legisl. Eugen Richter (Fr. BP.) mit — 435 St. 
Angefochten wegen Berbots ſozialdemokratiſcher 
Verſammlungen; andere bedeutende Verſtöße lagen 
nicht vor. Die Yiberalen waren nicht abgeneigt, 
ſämmtliche Wahlen, bei denen jolche Beichwerde 
vorlag, zu kaſſiren; nach der Stellung der Kun: 
jervativen — wahrſcheinlich giltig. 
3) 5 Arnsberg. 5. Legisl. v. Schorlemer-Alſt (Gentr.) mit + 166 
gegen Dr. Löwe Protejt wegen unvechtmäßiger 
Beeinfluffung der Wähler durch katholiſche Geiſt— 
liche. Er war Borjigender der III, damt der 
I. Abth. — wahrſcheinlich ungiltig. 
y) 5 Breslau. 6. Legisl. v. Goldfuß konſ., früher D.R.P.) mit 
— 374 St. In der W.P.M. wird die Kaſſirung 
bei Abwejenheit von 5 Mitgliedern mit 5:4 St. 
abgelehnt — wahrſcheinlich ungiltig. 
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5) 1 Stoblenz. 5. Legisl. v. Solms=-Braunfels (fonf.) mit -+ 887 St. 
Es war zweifelbaft, ob v. Solms oder Filbry 
in engere Wabl fommen mußten. Proteſt und 
Gegenproteſt — wahrſcheinlich giltig. 

&; 1 Danzig. 6. Legisl. v. Puttkammer-Plauth (fonf.) mit + 
937 St. gegen Dirichlet. Proteſt wegen landräth- 
licher Beeinfluftung — wahrjcheinlich giltig. 

2 Düſſeldorf. 5. Legisl. Schmidt-Elberfeld (Fr. P.) mit — 
513 gegen Higarrenhändter Tppenbeimer. Starfe 
Berbinderung ſozialdemokr. HU LNLLGEN INNEN, 
Nach ühnlichen Fällen in 5. Yegisl. — wahr: 
ſcheinlich ungiltig. 


“ir 


7) 9 Frankfurt a /O. 6. Legisl. v. Funke (fonf.) mit — 440 St. gegen 
Hirichberger und Mar Kayſer. Nach der jonjtigen 
Haltung der Majorität in 6. Yegisl. — wahr: 
ſcheinlich giltig. 

9) 5 Gumbinnen. 5. Yegisl. Staudy (fonf.) mit 192 St. gegen 


Wegemann Ausgang zweifelhaft. 
J 1Kaſſel. 5 Legisl. Dr. Schläger (NL mit + 61 St. gegen 
Knobel. Nach Ausjage in Brotelt und Gegen: 
proteſt — Ausgang 5 
2 Kaſſel. 6. Legisl. Dr. Log konſ.) mit + 47 St. gegen Pfannkuch 
— wahrſcheinlich ungiltig, 
2) 8 Kaſſel. 6. Legist. Hellwig (konf ) mit + 760 St. gegen Frohme 
Ausgang zweifelhaft « 
n 4 Königsberg. 2. Yegisl. v. d Goltz allen (fon.) mit —5St. 
gegen Bon-Kenbaujen. Es war die erite Wahl: 
Jache, welche die neueingerichtete W. P.K. vortrug 
— wahrſcheinlich ungiltig 
4Merieburg. 6. Legist. Dr. Mever:Halle (Sec) mit + 9 St. 


% 


v) 
gegen Täglichsbeck. Da nach den vorliegenden 
Angaben eber ein Zutritt ungerechtfertigt kaſſirter 
Stimmen anzunehmen it, fo — wahrſcheinlich 
gi ti 9. 

&; 3 Minden. 6. Legisl. v. Ungern-Sternberg (fonj.) mit + 1487 


St. gegen Mehrere — wahrſcheinlich ailtig. 

2) 9 Potsdam. 6. Yegist. Pr. Kropatſchek konſ.) mit + 232 © 
gegen Rademacher und Bebel — wahrſchein— 
lich ungiltig. 

r) 8 Schleswig-Holitein. 3. Legisl. Narjten Fr. B.) gegen Hart— 
mann. Es hatte Dalenclever, am 10. Yan. 1575 
gewählt, abgelehnt. In Nachwabl am 15. Febr. 
fehlten Hartmumm nur 23 St. an der abi. Ma— 
jorttät; in der Stichwahl am 1. Meärz erbielt 
Brot. Karſten + 1300 St. Es wird nantentlich 
die Nachwahl angerochten — Ausgang zwei 
felbaft. 

o) 2 Stralfund. 5. Legist. Stoll (Fr. P.) mit 337 Stimmen gegen 
Graf Behr. Es fehlte am Nachweis der nöthigen 
Wahlanzeigen — Ausgang zweifelbaft. 


Ber | E 


— 
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b) außerpreußiiche Wahlen: 9. 
a) 1 Oberbayern. 5. Legisl. Ruppert (Eentr.) mit + 705 St. gegen 
Sclör. Gerichtliche Feititellung über polizeiliche 
Maßregeln von der W.P.K. gefordert — Aus— 
gang zweifelhaft. 

1 Pfalz-Bayern. 6. Legisl. Dr. Groß M.L.) mit + 1749 ©t. 
gegen Dreesbah. Schon am 3. März 1886 wurde 
die Sache vom Haufe zurüdverwiejen und am 
l. April 1886 auf Antrag Liebknecht mit 115 
gegen 111 St. weitere Ausſetzung (Beanftandung) 
bis auf Eingang verlangter Erhebungen beſchloſſen 
— Ausgang zweifelbaft. 

y) 2 Pfalz-Bayern. 5. Legisl. Mahla (N.X) mit + 4 St. gegen 


| Sartorius — wahrſcheinlich ungiltig. 
&) Fr. St. Bremen. 6. Yegisl. Meier (NL) mit +72 St. gegen 
Eugen Richter, Liebfnecht x. — wahrſchein— 


lich giltig 

) 3 Königr. Sachſen 5. Legisl. Neich (konſ.) mit + 1626 St. gegen 
Weigand. Ein Proteſt mit 22 Schriftitüden — 
Ausgang zweifelbaft. 


a Zn „5 Legisl. Dr.v. Schwarze (DR BP.) mit + 
‚799 St. gegen Yiehfneht — Ausgang zwei: 
felhaft. 
‚19 „ 5. Legisl. Ebert ') (fonf.) mit +4- 1957 St. gegen 
e Liebknecht. (In 6. Legisl. erbielt E nur + 
207 >) St.) — wahrſcheinlich giltig. 
% 22 „ „ 5. Legisl. Nietbammer (fr. P) mit + 387 St. 


gegen Yingfen.Bteref Ausgang zwe ifelhaft. 
) 1Sachſen-Meiningen. 6. Legisl. Zeitz (N.L.) mit -+- 1195 St gegen 
Dr. Baumbach. Wurde gegen Anträg der W. P. K. 
auf ungiltig noch behufs weiterer Feſtſtellung 


zurückverwieſen — wahrſcheinlich ungiltig. 
c) Bon den 26 Wahlen unter 9a u. b entfallen auf 
1: Ol ELRHBE . 12 Wahlen 
2. DAB. ee 
3. Nationalliberale Io u 
4. Sezettioniften . 1 5 
. EP . 5, 
6. Centrum . ..2 
26. 


) Wenn bei 19 Königreich Sachſen (Ebert) „wahrjcheinlich giltig“ in Anichlag aebradıt 
ist, So icheint dem der Umſtand zu widerjprechen, dat in derſelben (5.) Yegislatur die Caſſirung 
der Wahlen Lenichner (17 Königr. Sachſen) und Kutſchbach (20 Königr. Sachſen) erfolgt iſt. 
Dort aber lagen neben den allgemeinen Beſchwerden tiber völlige Unterdrüdung jocial« 
demofratiicher Wahlthätigleit bei ſehr Feiner Majorität noch andere Verſtöße von Bes 
deutung vor; das war in noch höherem Maße der Fall bei der Wahl Dr. Clauswig (1 Merieburg). 
Ob ſich der Reichstag dafür entichieden hätte, die generelle Berhinderung jocialdemotratiicher 
Bahlthätigkeit als allein ausreichenden Grund für Wableaifirung zu acceptiren, bleibt durdh- 
aus zweifelhaft. 

) Das + iſt durchweg aut die abſolute Majorität, nicht auf die Stimmzahldifferenz 
zwiichen den Candidaten zu beziehen. 
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d) Der wahrjcheinlichen Entjcheidung nach, wenn es zu einer Erledigung 
der Wahliache gefommen wäre, entfallen auf: 
1. wahriheinlich giltig . 8 Wahlen (6 preußifche, a BuDEIFE) 
2. zweifelhaft . 10 (ö 2 z 
3. wahrſcheinlich ungiltig J —— (6 u : R 


26. 

) Bon denjenigen Wahlen, bei denen die W.P. K. bevor der Abgeordnete das Mandat 
niederlegte, den Antrag auf ungiltig zu jtellen bejchlojien hatte, läßt ſich eine gleihe Ent: 
fcheidung durh das Plenum im Allgemeinen vorausjegen; ebenjo bei denen, 
die nicht zur Erledigung kamen und wo die W. P. K. ungiltig votirt hatte 

Die Zahl der Fälle, in denen das Plenum gegen den Antrag der Abtheilung oder der 
W. P. K. enticieden bat, iſt micht beträchtlich, bejonders joweit es ſich um Endentſcheid, micht 
bloß um weitere Erhebungen handelt. 

Es find zu verzeichnen: 

N) Te = = (Lies: 7. Legisl. II. Seſſ. 35. Sipung am 11. Februar 1888) in 4 Arne- 
berg beantragte WP.R. mit ihwaher Majorität: ungiltig umd zwar 
wegen allgemeiner Hinderung der jocialdemokratiihen Partei an der Wahlvorbe— 
reitung; dad Plenum entichied für giltig. 


2) * h — für 2 Berlin beantragte W. P. K. giltig, was auch das Haus jpäter beſchloß; 


vorerjt wurde Beanjtandung behufs weiterer Erhebungen bejtimmt. 
3) . er * in 9 Breslau (Pueckler) hatte Abth. giltig beantragt. Das Haus 
entichied auf Antrag Kloß für ungiltig. 


4°. N in 10 Breslau. Die Wahl des Dr. Webstn wurde für ungiltig 








14. 1.W, 
ertlärt; die W.P.H. hatte giltig beantragt. 
5) a = = Abıh. beantragte für 5 Gumbinnen Beanjtandung, Haus beſchloß ſofort 
— 
6) € * — 17 Hannover. Gegen Giltigkeitsantrag der W.P. K. zurückverwieſen; ſpäter giltig 
7) — 8 Königsberg; ebenſo wie zu 6. \ 
8) ee 3 Marienwerder (Bieler). W.P. K. beantragte ungiltig, Haus ent 


jhied für giltig. 
2 = 5 Marienwerder; entgegen dem Wbtheilungsantrag auf Beanitandung 
beſchloß das Haus giltig. 


10) — * * 3 Oppeln; Abtb. beantragte zunächſt Beanſtandung: das Plenum 
enticied für Ungiltigfeit der Wahl Ujeſt. 

11) nn in 2 Schleswig-Holſtein hatte Abtheilung Giltigkeit beantragt. 
Das Haus erklärte die Wahl Gortburgien für ungiltig. 

12) a in 3 Schleswig-Holſtein beantragte W.P.R. giltig, das Haus beſchloß 
Beanftandung; jpäter giltig. 

13) = in 7 Schleswig-Holſtein Beanjtandung, jtatt, wie W.P.K. wollte, giltig. 
Eine Reihe Beanitandungen jeit dem Incidenz vom 5. Februar 1885 haben lediglich 
den Charakter der Ausſetzung der Entſcheidung, bis für die Giltigkeitsbeurtheilung 
jelbit „Aebenjäclicet feſtgeſtellt iſt. 

14) Ze * * Stettin. Abtheilungsantrag auf Beanſtandung durch Hammelſprung 
mit gegen 126 Stimmen abgelehnt; v. Maltzahn-Gültz giltig. 

15) — 383 F in 2 Stettin. Nbth. verlangte für die Wahl Dr. Dohrn weitere Akten- 
einforderung; das Haus erflärte die Sache für erledigt. 

16) — — 3 Stettin. Statt ſofortiger Giltigkeit wird Beanſtandung beſchloſſen; 
jpäter giltig. 


Annalen bes Deutſchen Neid. 1892. 2 
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10. Faßt man fämmtliche Wahlen zufammen, bei denen Ungiltigkeit ernftlich 
in frage gekommen, jo ergibt fich folgendes Rejultat: 


a) Ohne Beanftandung kaſſirt find Wahlen . ..2.0.0...10 
b) Nach Beanftandung formell kaſſirt — u er. 
Es ſind alſo formell für ungiltig erklärt Bablen: ; 28 


d. h. 7,;;, °/, aller protejtirten, 6,,, "/, aller 427 vom Haufe über: 
haupt behandelten und O,., "/, aller circa 3450 Wahlen überhaupt. 
ec) Bon den Wahlen, Die durch ——— erledigt 
wurden, find N 
8 (vgl. ©. 13 sub 8 a, 5, e, ES, $, t, x) als solche au 
erachten, für die auch die "Entfcheidung im Plenum auf uns 
giltig gefallen wäre, da die W.P.K. einftimmig oder mit jehr 
erheblicher Majorität zu ihrer Entjcheidung gelangt war und 
nur bei Beichlüffen der WPH. mit Heiner Majorität Ab: 
weichungen im Plenum vorzutommen pflegen. (Bgl.S.17 Anm. 3.) 
Mithin jind als beftimmt ungiltig zu erachten 28 — 
: 36 Wahlen ’ er 36 
d. b 1,4 °/, aller circa 3450 Wahlen überhaupt, 
9,5; ”/, aller als protejtirt behandelten und 
33,35 °/o aller beanjtandeten oder ohne Beanftandung jofort 
für ungiltig erflärten (103; nämlich 98 +48) Wahlen. 
Bon den durch den Tod erledigten und beanjtandeten Wahlen war 
wenigitens die von 2 Hannover (Biljering) wahricheinlich ungiltig. 1 
e) Bon den durch Legislaturichluß unerledigt gebliebenen 26 Wahlen 
find nach den Ausführungen S. 16.d, die ©. 15 u. 16 unter a 
3», %, wo und byu cv: als wahricheintich U zu 


d 


erachten; Wahlen: 8 
g. 
7 6. 1 49 * e a J 
17) in 6 Trier wie zu 16. 
1.1 38 * — — 
18) — 6 Wiesbaden, Gegen Abtheilungsantrag auf Ungiltigfeit 


erflärte das Plenum die Wahl Sonnemann (gegen Rothſchild) für qgiltie. 

19) * = für 1 Bialze- Bayern verlangt das Haus jtatt giltia auf Antrag Liebknecht 
mit 115 gegen 111 Stimmen nod weitere Erhebungen {Dr. Groß.) Endenticheidung 
nicht erfolgt; Ausgang zweifelhaft 

20, = 2 5 2 Bialz- Bayern. Das Hans jet den Bejchluh von der Tagesordnung ab 
und beſchließt erſt ſpäter nach Antrag der WER. 

u = = Reuß ältere Yinie. Gegen Abtheilungsantrag beanitandet dns Haus die 
Wabl vd. Kommerftedt: jpäter giltig. 

22) 5: p = in 3 Königreich Sachſen Antrag der Abth. auf Beanitandung abgelebnt, 
weil der Proteſt einen Tag veripätet eingelaufen. 

23 re 1 Meiningen. Die beanjtandete Wahl eig, für die W. P. K. ungiltig 

beantragte, wird noch einmal zurückverwieſen. Sie kommt nicht mehr zur Enticheidung. 


N 1. 57 
a, : 3 85 2 Meiningen. WEN. beantragte Giltigkeit dev Wahl Witte: das Haus 


wies die jpäter für giltig erffärte Wahl an die W. P.K. znrüd. 

Nur die marlirten Fälle Wr. 1, 3, 4, 8, 10, 11, 18 kommen bier beionders in 
Betracht. Antrag auf ungiltig abgelehnt und giltig beichlojjen in den Füllen 1, & und 18. 
Antrag auf Siltigkeit veip. Beanitandung abgelehnt und ungiltig beichloiien: 3, 4. 10, 11. 
Hierher find auch die Verhandlungen über 24 zu vechnen. 


31: 


f 
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Diefe 9 Wahlen zu den 36 hinzugerechnet ergibt: . . 45 
Es find, wenn die Gefchäfte der W.P.K. und Abtheilungen ſchnell 
erledigt und keine Rückſtände gelaſſen worden wären, als faſt mit Ge— 
wißheit für ungiltig zu erachten: 
45 Wahlen, d. h. 1,,, °/ aller Wahlen überhaupt, 
10,,: °/, aller 427 vom Haufe behandelten, 
12,;; ”;, aller als proteftirt behandelten, und 
41,5; °/o aller beanftandeten oder jofort ohne Bean— 
ſtandung für ungiltig erklärten 105 Wahlen. 
In Betracht zu ziehen find endlich noch die 12 auf Seite 14—16 
namentlich aufgeführten Wahlen, bei denen der Ausfall lediglich von 
der Entſcheidung der Frage abhing, ob ein Vorgehen der Behörden, 
das ganze Parteien an der geſetzlich garantirten Wahlvorbereitungs- 
arbeit hindert (und zwar in bedeutendem Umfange), von vornherein 
als Wahlfaflirungsgrund angefehen werden müffe, ohne daß 
man eine zahlenmäßige Berechnung anjtelle über den Einfluß, den der 
Zutritt der Stimmen der beeinträchtigten Partei wahrjcheinlich auf das 
Wahlreſultat ausgeübt haben würde. 

Durch Hinausſchiebung der Entjcheidung darüber bis über den 
Schluß der Yegislaturperioden (5. und 6. bejonders) ift der Reichstag 
in den 12 Fällen über die Schwierigkeit bimweggefommen. Im Be: 
jahungsfalle hätten die 12 Wahlen ebenfalls Fajjirt werden müſſen, umd 
es wären dann 45 + 12 Wahlen — 57 als ungiltig zu erachten, d. h. 

1, "/, aller Wahlen überhaupt, 
13,34 °/, aller 427 vom Plenum behandelten, 
15,;: "/, aller 361 als protejtirt behandelten und 
52,-; °/, aller beanjtandeten oder ohne vorherige Beanjtandung 
kaſſirten Wahlen. 


Eine Rekapitulation der dargelegten Zahlenverhältniſſe ergibt: 
a) Es find von 3450 Wahlen zur befonderen Behandlung gefommen: 


« 


427 = 12,;; "/, aller Wahlen. 
Von Be: 427 find von Beſchwerden begleitet geweſen: 
15,0: “ der behandelten, —= 1,,; "/. aller Wahlen; 
ferner von —— begleitet geweſen: 
59 — 84,,; ", der behandelten, — 10,,, "/, aller Wahlen. 
Bon den 361 (vol. & S.11Nr. 4a u. b: 359 + 14 — 12) als proteitirt 
in Behandlung genommenen Wahlen jind 


für giltig erklät293 — 81, “0 

für ungiltig erkläfrt . 238:= 7," 

nicht zur Entjcheidung gelangt 40 = 11,. “ 
361. 


Werden die obigen 40 nicht zur Entſcheidung gelangten Wahlen nad) 
dem wahrjcheinlihen Ergebniß in giltige oder ungiltige getheilt und 
den bezüglichen Gruppen zugerechnet, jo ergibt fich: 
Wahrſcheinlich nngiltig waren: 
x) von den durch Tod oder Niederlegung erledigten Deandaten 9 
3) von den nicht zur Endverhandlung gebrachten Mandaten 8 
1 


o%# 





=] 
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Wahrſcheinlich giltig waren: 





y) au& Gruppe 1 (Tod oder Niederlegung): Re | 
&) aus den wegen Legislaturfchluß nicht erledigen: 8 
9 
Zweifelhaft find: 
aus Gruppe 1. 2 nn. 4 
&) aus Gruppe 2 ee a a 70 | 
14 
aufammen = MU. 


4) @) Die 9 wahrscheinlich giltigen Wahlen 
den obigen 293 für giltig erklärten 
hinzugerechnet, ergibt: | 
293 = 9 — 302 Wahlen x 83,6 — aller als proteſtirt 
behandelten Wahlen. 
3) Die 17 wahrjcheinlich ungiltigen Wahlen obigen 28 ungiltig erflärten 
hinzugefügt, ergiebt 28 + 17 = 45 Wahlen, 

— 12,5 ”/ aller als protejtirt behandelten 

— W, ‚°/, aller 427 vom Plenum behandelten 

— 1, °%, aller 3450 Wahlen überhaupt. 

e) Wollte man endlich die 14 Wahlen zweifelhafter Entfcheidung zu den 
für ungiltig erklärten rechnen, alio 45 + 14 = 59, ſo würde fich als 
Rejultat ergeben: 

Es find für ungiltig erklärt: 
— 16,3, °/o aller al3 protejtirt behandelten 
— 13, ”/ aller im Plenum behandelten 427 Wahlen 
= 1,,, °/, aller 3450 Wahlen überhaupt. 

Namentlich in der 5, 6. und 7. Legislaturperiode find eine größere Zahl 
jchwer angefochtener Wahlen für giftig erklärt, wenn fich dag Reſultat der 
Beeinflußgung durch Beamte oder Arbeitgeber nicht auf eine beftimmte Zahl 
berechnen ließ; ebenjo find eine Reihe Giltigfeitserflärungen deshalb erfolgt, 
weil der Proteſt unjubitantiirt jei, d. h. die angeichuldigten Perfonen reip. die 
laudirten Zeugen nicht aufs Genaueſte bezeichnet waren. Ebenſo waren 
mehrere Wahlen jchwer angefochten, bei denen der Proteſt oder das Proteit: 
material veripätet einlief, wodurch die Wahlen ohne Weiteres giltig wurden, 
Sedenfalls läßt die zahlenmäßig durchaus richtige Angabe, daß nur 28 Wah- 
len, d. h. nur 7,75°/, aller 361 proteftirten, 6,53°;, aller 427 vom Plenum 
behandelten und nur 0,81%, aller in den 7 Xegislaturperioden vollzogenen 
Wahlen überhaupt zu cafliren geweſen feien, das wirkliche Verhältniß im 
feiner Weile erfennnen. 


Abtheilung IIT. 


Der Zeitverbrand bei den Wahlprüfungen. 


l. Die Förderung der Abwidelung der Wahlprüfungsarbeit hängt einmal ab 
von der Thätigkeit der Abtheilungen, welche die VBorprüfungen zu erledigen 
haben, jodann von der Arbeit der W.B.R. für die protejtirten, der Ab— 
tbeilungen für die nur von Beichwerde begleiteten Wahlen. 
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Am jchnelliten haben die Abtheilungen in der erjten Seffion der neueıt, 
8. Legislatur gearbeitet, wo der Präfident jchon in 11. Sikung, am 
21. Mai 1590, anzeigen fonnte, daß ſämmtliche Wahlprüfungsgefchäfte in 
den Abtheilungen erledigt feien.') 

2. Behufs Ueberficht, wieviel Arbeitszeit jeder Legislaturperiode zur Verfügung 
geitanden, folgt hier die Angabe der Länge der Legislaturen, die Zahl der 
Seffionen und Sigungen in jeder, ſowie die Angabe der Tagezahl, welche, 
nach Abzug der zwiſchen den Sejjionen liegenden Zeit, der Bertagungen 
und Fejtferien innerhalb der Sejlionen, als reine Arbeitszeit den Ab- 
theilungen und der W.P.K. zur Verfügung ftaud. 


Die unter dem Striche jtehenden Zahlen geben die Tage an, welche 

zwijchen den bezüglichen Sejlionen ohne Thätigkeit des Reichstags verflofien. 

1. Zegislaturperiode: IV Sefjionen: 57 + 36 4 48-461 = 202 Sigungen. 
Zwiſchen den Sefjionen: 122, 127, 265 Tage. 

Ausdehnung: 827 Tage; ab inch. Ferien‘): 547 Tage: 

reine Arbeitszeit 280 Tage. 

; Xegislaturperiode: IV Sejjionen : 42 +57+51+37 = 187 Sigungen. 


Zwiſchen den Sejjionen: 186, 269, 261 Tage. 
Ausdehnung: 1051 Tage; ab incl. Ferien 776 Tage: 
reine Arbeitszeit 275 Tage. 
3. Zegislaturperiode: II Sejlionen: 37 +56 — 93 Sitzungen. 
Zwifchen den Sejjionen: 278 Tage. 
Ausdehnung: 457 Tage; ab incl. Ferien 311 Tage: 
reine Arbeitszeit 146 Tage. 
4. Legislaturperiode: IV Seſſionen: 17+80 +50 -+-61 = 208 8 Sigungen. 
Bwifchen den Seſſionen: 115, 214, 280 Tage. 
Ausdehnung: 1009 Tage: ab incl. Ferien 689 Tage: 
reine en 320 Tage. 
d. Zegislaturperiode: IV Seſſionen: 38 + 102 + 5°) +45 = : 190 Sitzungen. 
Zwiſchen den Sellionen: TE: u 77, 185° Tage. 
Ausdehnung: 954 Tage; ab incl. ‚Ferien und 207 Tage 
Vertagung: 689 Tage: reine Arbeitszeit: 265 Tage. 
6. Legislaturperiode: IV Seſſionen: 102 - 4- 35 + 3°) + 21) = : = 221 Sitzungen. 
Zwiſchen den Seſſionen: 187, 81, 65 Tage. 
Ausdehnung: 786 Tage; ab incl Ferien 477 Tage: 
reine Arbeitszeit 309 Tage. 





WW 




















. r Allerdings hat ſich Dies gegen frühere zegtElaturen günftige Reſultat mit dadurch er: 
geben, daß die Nbtheilungen nach Meinung ver | Wahlprüfungs tommijlion auch Wahlen an fie 
gewieien haben, die nicht von Protejt, jondern nur von Beſchwerde begleitet waren, die alſo 
von den Abtheilungen jelbit hätten bearbeitet werden müſſen. Namentlich in 5 und noch 
mebr 6. Legislatur haben ſich auch die VBorprüfungen weit bingezogen und hinterließ die 
102. Siguna noch 78 Wahlen, bei denen nad voflendeter Vorprüfung die W.P. K. in ihre 
Brüfungsarbeit noch nicht eingetreten war, 

2) Ferien von weniger ald 6 Tagen jind nicht berechnet. 

9 An diefen 3 Sejjionen ruhten die Wahlprüfungsarbeiten; eine W.P.K. wurde nicht 
ewählt. Eventuell wären für fünfte Legisl. 4 Tage (29. Aug. bis 1. Sept.), für jechite 
degisl. ebenfalld 4 Tage (16. bis 19. Sept) und für fiebente Legisl. 2 Tage in Abzug von 
den Arbeitstagen zu bringen. 

*) Auflöjung am 14. Januar 1887. Zum Bortrage von Bahlprüfungsiaden 
war es in den 21 Sipungen überhaupt nicht gekommen! 


22 Beiträge zur Wahlpgüfungsjtatiitit des deutichen Keichttages 1871—1890 


7. 2egislaturperiode: V Sefjionen: 47 +59 + 2') + 76 +52 — 236 Sihungen. 
Zwifchen den Sefjionen: 158, 96, 148, 148 Tage. 
Ausdehnung: 1059 Tage; ab incl. Serien 695 Tage: 
reine Arbeitszeit 364 Tage. 
Am Sclufje der V Seſſion der 7. Legislaturperiode unterließ e3 der 
Präſident, die ſonſt übliche Ueberficht auch über Fortgang und Refultate 
der Wahlprüfungen zu geben. Da weitere gedrudte Wahlberichte nicht vor- 
liegen, ijt die gänzliche Abwidelung der Wahlprüfungsarbeit anzunehmen. 
Ueber die Bertheilung der Wahlprüfungsarbeit des Plenums auf die 
einzelnen Sigungen der Seſſionen ijt auf Beilage C. zu verweifen, welche, 
was hier nicht näher zu erörtern nöthig iſt, überjichtlich die Reichstags— 
figungen angibt, in denen Wahlprüfungsjachen verhandelt find, die Zahl 
der Vortragsſachen und wie viele davon die W.P.K. oder die Abtheilungen 
zur Verhandlung gejtellt haben. 
Kurz zu erwähnen ift nur, daß 
In L. Legisl.in31 v.202 Sibg. über 83 Wahlfachen (alle v.d. Abth. vorgetr.) 





RB u ll, 0, 5% h (dav.1v.d. neuen W.P. K.)“) 
Be ee . „60v. d. W. P. K. vorgtr) 
" 4. Z „20, 208 " " 85 „ (n 650. d. " " ) 
" 5. " " 23 " 190 r " 34 2 " 70 v. d. " " ) 
„6. 414,221, „105 " ( „1030. „ „.) 

7. 17.28... 9 a 6 AUEDE ., W 


verhandelt worden ift. 


3. Beilage F. enthält für 111 hauptſächlich in Frage kommende angefochtene 
Wahlen die Ueberficht der Zeit, welche ihre Prüfung durch die verjchiedenen 
Stadien der Prüfungsarbeit bis zur Entjheidung in Anſpruch genommen Hat. 

Eine Berehnung vom Wahltage an würde zu jehr ungleichen Re— 
fultaten führen, weil bei den 111 Wahlen zwiichen dem Wahltage und 
dem Beginn der Reihstagsthätigfeit Zeiträume von 2 (jo bei einzelnen 
Stihmwahlen) bis zu 43 Tagen (fo in 3. Legislatur) liegen, bei Erfagwahlen 
noch längere Beiträume. 

Es iſt daher in Columne V der Beilage F. zwar der Wahltag ange: 
geben, in Columne VI aber unter der Bezeihnung „Differenztage“ jedes: 
mal der Zeitraum, welcher verfloß, bi8 nad) dem Wahltage der Reichs— 
tag in Thätigkeit trat. Dieje Differenztage find durchweg für die Berech— 
nung der Dauer der Prüfungsarbeit in Abzug gebracht. 

Wo feine Differenztage verzeichnet find, fand die Wahl innerhalb 
einer Sefjion jo ſtatt, daß die Akten noch längere Zeit vor Schluß der 
Seſſion dem Haufe zur Prüfung vorlagen.‘) 


) Bergl. ©. 21, Note 3. 

2) Die zweite von der neuen W. P.K. in drei Sigungen (vorher hatten drei Abtheil: 
ungen nadeinander die Wahl behandelt), zur Verhandlung bereitgeitellte Wahliache: Prinz 
Hohenlohe-Ingelfingen Lublinitz Toſt-Gleiwitz) fam nicht mehr zur Verhandlung, weil der 
Abgeordnete „ ‚um nicht in legter Stunde den Reichstag zu einer zeitraubenden Berhandlung 
zu veranlafien“, vor dem Schlußſitzungstage. wo ſeine Wahlſache zur Verhandlung kommen 
ſollte, (36. Sig. 21. Dezember 1876) jein Mandat niederlegte. W. P. K. wollte Ungiltigkeit 
beantragen. Da v. d. Golg in jpäter Erjakwahl erſt Mitglied geworden, it bei jeiner 
Wahlſache eine beſondere Hinausſchiebung nicht zu moniren. Bei H.Ing. hatte es 1050 
Tage gedauert. 

*) Bei Erjapwahlen, die zwiichen den Zejjionen oder während der Vertagungen ſtatt⸗ 
finden, iſt der Zeitraum bis zur Neuaufnahme der Reichstagsarbeiten oft ein jehr beträcht- 
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4. Für die Frage, ob eine Wahlprüfung Verzögerung erlitten, kommt in 
erfter Yinie diejenige Zeit in Betracht, weldye bis zur Feſtſtellung des 
eriten Berichts (Berichtsdatum) verflofjen iſt, jodann diejenige, welche zwischen 
der a und der erjten Verhandlung im Plenum 
hingeht It 

Für die Beit von eriter Verhandlung im Plenum bis zur Erledigung 
der Wahljache fonfurirren Neichstagsarbeit und Thätigfeit der Staatsbe- 
hörden (Minifterien, Negierungspräfidien, Yandräthe und Gerichte); die 
Erledigung der Anfragen bis zur Zurüdftellung der Akten an den Reichs 
tag nimmt nicht ſelten erhebliche Zeit in Anſpruch und mitunter werden 
noch weitere Erhebungen gefordert. 

‚Anders bis zur erſten Berichtsfeſtſtellung und der erſten Ver: 
handlung im Plenum, wo e3 zuerit von der Thätigfeit der W.B.St., reip. 
der Abtheilung, dann von der Entjcheidung des Neihstagspräfidiums 
abhängt, wie fchleunig eine Sache behandelt wird. 

In Beilage A2, welche die Zufammenfegung der W.P.K. nach der 
politiſchen Barteiltellung ihrer Mitglieder berücichtigt, dürfte auch einiges 
Material liegen zur Beantwortung der Frage, wie fih die unverhältniß- 
mäßige Verzögerung einer Weihe von Wahlverhandlungen in manchen 
Legislaturperioden erflären läßt, über welche die nachfolgenden Aufitellungen 
das Zahlenmaterial zufammenfügen 

6. Der Zeitraum zwiſchen Xegislaturbeginn und Datum des 
erjten Berichts. 

Zwiſchen Eröffnung der Yegislatur (reip. der eriten Sefjion nach 
erfolgter Wahl) und dem Tage der Feſtſtellung des dem Haufe zu 
erjtattenden Berichts durch die W.P.K. (bei Proteſten), oder die Ab: 
theilung (bei Wahlbeichwerden), find bei 95 der in Beilage F aufgeführten 
111 Wahlen’) verflojfen: (die Zahl unter dem Strich gibt an, nach wieviel 
weiteren Tagen die Verhandlung im Plenum ftattfand.) 

a. Ueber 600 Tage 1 Wahl Nr. 1.) 
1) v. Bethmann-Hollweg (DR PR ’4. u 2 Brom: 


berg); Neferent: Sues. D. R.P. Tage: 603. 


4. 
b. Tage 551—600: 2 Wahlen (Nro. 2-3.) 
2) Dr. Friedenthal (D.R.P. 5. Yegist (11 Breslau) 
Referent: Laporte (RR): . «© = 2 02. . „583. 
26. 
3) Täglichsbeck (N.L.) 5. Legisl. (6 Trier) Referent: 
Dr. Dohrn (Secy);). „ 560. 
13, 


lichet. In 2 Plalz- Bayern in 5. Legisl. F. Nr. 20) betrug jie 254 Tage: in 4 en 
in 2. Legisl. 188 Tage {F. Nr. 12); in 2 Stralfund in 5. Legisl. 175 Tage {F. Wr. 17); 
in 1 Bromberg in 5. Legisl. 142 Tage (Beilage F. Nr. 76), in 8 Frankf. aD. in 4. Legist. 
115 Tage (F. Nr. 44); in 1 Gumbinnen in 4. Legisl. 70 Tage (F. Wr. 54). Selbjt zwijchen 
Hauptwahl und Reichstagebeginn liegen in 3. Legisl. 43 und in 4. 41 Tage. 

) In erjter | Legislatur fehlt, entgegen dem jpäter feſtgeſtellten Gebraude, 
bei den Anlagen und im jtenographiichen Bericht Häufig die Angabe des Datums, an 
dem über den Inhalt des zu gebenden Berichts (bei jchriftlichen Berichten über den Wortlaut) 
Beſchluß gefaßt iſt. In den 16 Fällen, die bier in Betracht kommen, hat Beilage F. in den 
dabei in Betracht kommenden Nubrifen flatt der Zahl einen Strich. 


a ——— 


” 
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ec. Tage 501-550: 5 Wahlen (Nro. 4—8). 
4) v. Sczanieck Sole) 5. Legisl. (4 AIR 


Neferent: Dr. Hermes (FB); . . . j 538. 
25. 
5) v Schorlemer:Alft. (Centr.) 5. Legisl. (5. ae 
Referent: v. Manteuffel (konf.); . . - „536. 
4. 


6) Staudy (konf.) 5. Legistl. (5 Gummbinnen) Referent: 
Dr. Bhillips (Fr.B.), in Vertretung Dr. Dohrn. „ 530. 


' 33. 
7), Schmidt-Elberfeld (Fu P) 5. Legisl. 2 Düfjeldorf) 
Referent: Dr. Dohen (Sec) . : 2 2 202. „r 524. 
— 
8) Dr. v. Schwarze (D. RP.) 5. Legisl. (4 Königr. 
Sachſen) Referent: Grütering wenn 2 un —— 
v. Heeremann (Centr . . „ 528. 
8. 
d. Tage 451-500: 7 Wahlen (ro. 9—15). 
9) v. Goldfuß (koni.) 6. Legist. 6 Vieslan an 
Schmieder (Fr-B.) . - - „ 500.') 
(286.) 
10) v. Funke (fon) ) 6. Legist (9 ——— aD) 
Neferent: Schmieder (Fr.P.) . „475. 
31. 
11) v. Buttfanımer:Blauth (konſ.) 6. Legisl. (1 Danzig) 
Neferent: Dr. Möller (Fr.P.), in Vertretung 
Schmieder7 „468. 
. 41. 
12) Hellwig konſ.) 6. Legisl. (8 Kaſſel) Referent: 
SIE ASDIE 24. 2 a ee „465. 
33. 
13) Dr. Groß (NL) 6. Legisl. (1 Pfalz Bayern) 
Referent: Singer (S.D.);. -. : . 2 22. „462. 
7. 
14) Meier RL.) 6. Yegisl. (Bremen) Referent: 
Schmieder (FCB.);: > > 2 en „457. 
12. 
15) Nietbammer (Fr.B.) 5. Yegisl. (22 Königreich 
Sachen) Referent: Wölfel (N.L.) in Bertretung 
IE. DEE: su: 00 Se Su ee eher pr ni „.»l. 
b. 
e. 401 —450 Tage: 12 Wahlen (Nro. 16— 27.) 
16) Dr. Schläger (N. L.) 5. — anne) — 
Grütering (Eent.); . - 449. 
5. 
17) Reich (konſ.) 5. Legisl. (3 Königreich le, 
Neferent: Schmidt:Eichjtätt (Gentr.)  . 449. 
5. 


9 Wahlſache von Goldfuß iſt im Plenum überhaupt nie verhandelt worden; bis 
Schluß der Legislatur vergingen noch 286 Tage. 


a 





) Die längite Verzög 
in 2. Legislatur mit 366 
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18) Dr. Meyer-Halle (Sec.) 6. Legisl. (4 Merjeburg) 
Referent: Schmidt: — u) in —— 
Kochann (Zentr.); 


19) v. Ungern-Sternberg (konſ.) 6. Legisl. 3 Minden) 
Referent: Schmieder (Fr. P.). ae 


20) Kutſchbach (Sec.) 5. Legisl. (20 Königr. N 
Referent: Kochann-Ahrweiler (Eentr.) 


21) Ebert (konſ.) 5. Legist. (19 a — 
Referent: Dr. Dohrn (Sec) . . 


22) Leuſchner (DR BP.) 5. Legisl. (17 ne ir 
Neferent: Dr. Hermes (Fr.P.) . - 


23) v. Solms-Braunfels (fonf.) 6. Yegisl. (1 N 
Neferent: v. Unruhe-Bomſt. (DRP.) . 


24) Eugen Nichter (Fr.P.) 6. Legist. (4 Arnsberg 
Neferent: Dr. dv. Marquardjen NY.) in Ber: 
tretung Spahn (Eentr.); ler EEE 


25) v. Chaplowsfy (Bole) 5. Yegisl. (6 Seen Re: 
ferent: Kochann-Ahrweiler (Gentr.); 


26) Ruppert (Gentr.) 5. Legisl. (1 Oberbayern) Re: 
jerent: Dr. v. Margquarbjen * a in —— 
v. Heeremann (Gentr.) 


27) v Levetzow (conſ.) 5. Legisl. (3 Frankfurt a. D.) 
Neferent: Kochann— —— — ) in — 
Dr. Dohrn (Sec.); 


Unter a—e befinden — 


21. 


21. 


. 4. 
13. 

„ 41. 
13. 


„4839. 
15. 


„488. 


435. 
19. 


435. 
19. 


422. 
7. 


ſ. 10, D R.P. 4 NR. N 3, Sec. 2, Zentr. 2, Pole 2 = 27. 


a—e z 

t. 301400 Tage: 

g. 201-300 , : 

h. 101-210 5° 8. 

i. 51--100 „ 34. 

k. 1-50 ei? 

nicht fejtitellbar „ 16. (aus 1 Legisl.) 
zufammen , 111. 


Bon den oben einzeln aufgeführten Wahlen gehören 
der 5. Legislatur an: 





16 Wahlen. 


erung dor Einjepung der W.P. K. erreichte 3 Oppeln (vd. Ujeſt) 
—— bier hatte die VI. Abth. in 8 Sitzungen io weit abge» 
ſchloſſen. daß ein Referent zur jchriftlichen Berichterjtattung ernannt werden konnte. Da trat 
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Darunter: 
Kon. 4, DRB. 3, NL. 2, Sec. 1, Fr PB. 2, Gentr. 2, 
Pole 2 — 16. 
Der 6. Legislatur gehören an: 10 Wablen. 
Darunter: 
Kon. 6, NL. 2, Sec. 1, Fr.P. 1 = 10. 
Der 4. Legislatur gehört die Wahl von Bethmann-Hollweg an, die 
am 30. Juli 1878 ftattfand und bei der bis zur Berichtfeſtſtellung die 
Beit bis 4. Mai 1880 (603 Tage) verbraucht wurde. 


7, Der Zeitraum zwijchen WFeitjtellung des erjten Berichts 

und dem Tage der eriten Verhandlung im Plenum. 

a. Bei feiner der 27 oben angeführten Wahlen hat die Verzögerung 
bis zur Plenarverhandlung über 41 Tage gedauert, mit Ausnahme 
der Wahl v. Goldfuß, für welche in den folgenden 286 Tagen bis 
Ende der Legislatur fein pafjender Tag zur Verhandlung gefunden 
worden iſt; 2 Fälle find jchon nach 4 Tagen, 2 nach 5, 1 nad) 6, 
3 nah 7, 2 nah 3 Tagen verhandelt. Ber den Wahlen Staudy 
(Nr. 6) und v. Sczaniedi (Nr. 4) traten je 12 Tage ‘Ferien da— 
zwiichen. Bei den 41 Tagen (v. PButtfammer: Plautb) und den 
anderen liegen Ferien nicht vor. 

. &3 haben indefjen bei andern unter 6 nicht behandelten Wahlen vecht 
erhebliche Hinausfchiebungen jtattgefunden, die nur zum Theileine Er- 
Härung in dem Umſtande finden, daß in jeder n euen Seſſion die Arbeit 
von einer men zujammengejegten W.P.K. reſp. Abtheilung in Arbeit 
genommen werden muß. (Die Zahl unterm Strich nennt die Tagezabl 
vom Neichstagsbeginn bis zur erjten Berichtsfeititellung.) 

Die größte Differenz finden wir bei: 
1) Grumbrecht (N.L.) 4. ——— (17 Hannover) Re— 
ferent: Laporte (MX): — WE RER SEE: 


— 
—⸗ 


Tage: 559. 
1b. 
E3 wurde in Diefem Falle die ganze II. Sejjion mit ihren 30 
Sitzungen unbenüßt gelafien. 
2) v. Knobloch-Bärwalde (konj.) 4. Yegisl. (2 Königs: 


berg) Referent: Dr. Nieper (Centre) -» » 2.2. Tage: 213. 
19. 

3) Dr. Webſky (N. L.) 7. — (10 Breslau) een 
Gröber Centr.): — 297. 
383. 

4) — (konj.) + Legisl. (Meckl.Strelitz) in 
v. Heeremann (Eentr.); . . 286. 
21. 

5) Reinhardt (D. R. P.) 4. Legisl. Ba a ae Son: 
dersh.) Neferent: Dr. Mayer (Eentr.\; . . J 174. 
18. 

— N 


Seffionsihlug ein. Die Sahe fam in folgender Seſſion an die Il. Abtbheilung, die bis zur 
Berichtsjejtitellung noch 5 Sipungen brauchte; 4 Oppeln Gohenlohe— Ingelfingen) nahnı 
363 Tage in Anſpruch. Im 7. Legisl. war man verhältnißmädig ſehr ſchnell, meiſt unter 
100 Tagen, mit dem erſten Bericht fertig. Nur für 2 Liegniß (Schmidt) wurden 107 Tage, 
für 10 Breslau (Dr. Websty) 383 Tage verbraucht Der Hauptiache nad gehören die Ber: 
zögerungen der eriten Berichterjtattung der 5. und 6. Legisl. an. 
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6) Beder (D. R.P. 4. u ” co SIDE, 
Lenz (NL) .. „1%. 
18. 
Zwiſchen 26 und 50 Tage find bei 10 Wahlen verflojien, ebe 
nach Berichtfejtitellung die Verhandlung eintrat; der Reit ift in weniger 
ala 26 Tagen dem Neichstage vorgeführt worden. 


8. Der Zeitraum zwijchen erster Berhbandlung und definitiver 
Erledigung, rejp. Legislaturſchluß 

a. Es ift oben jchon ausgeführt, daß die Arbeiten, welche zwiſchen 
eritem Vortrage und Erledigung fih abwideln, zwiſchen dem Reichs: 
tage und den Verwaltungsbebörden und Gerichten getheilt find. Es 
tritt erjchwerend hinzu, daß alle anzuftellenden Erhebungen und Unter: 
juchungen ihren Weg Hin und zurücd über das Neichsfanzleramt au 
die betreffenden Mlinifterien 2c. nehmen müſſen, ja daß Diefer Weg 
mitunter zweimal bejchritten wird, wenn die verlangten Erhebungen 
nicht grimdlich gemug ausgeführt erjcheinen. 

Aber oft weiſt das Einlaufsdatum der vom NReichsfanzleramt 
gejandten Akten nach, daß nicht hierin allein große Berzögerungen 
begründet find, jondern daß dann wieder bis zur Endverhandlung in 
der W.P.K. und zum VBortrage im Plemum lange Zeiträume unbe: 
nut verjtreihen. Es bedarf oft immer wiederholter Mahnungen 
aus Mitte des Neichstages, um die Anfegung der Verhandlung für 
längſt jpruchreife Wahllachen herbeizuführen. 

b. Wenn für die erſte Berichtsfejtitellung über 50°%/, der 111 
bier behandelten (und der andern) Wahlen innerhalb 1—100 Tagen 
Erledigung gefunden Haben und zwar 17 Wahlen nach zwiſchen 
1—50 und 34 Wahlen nach zwiſchen 5I—100 Tagen ;') 
wenn zur erjten Berbandlung von 92 Wahlen innerhalb 1--25 
Tagen: 76 Wahlen gelangt find und nur der Fleine Reſt längere 
Zeit in Anſpruch genommen; 
jo braudten über 40%, (40 von 97) diejer Wahlen die Zeit 
von 301 —400 Tagen von erjter Verhandlung im Plenum 
an bis zu ihrer Erledigung. Nimmt man hinzu, daß noch 

19 Wahlen in 201—300 und 15 Wahlen in 401 —_500 Tagen abge— 
wicelt wurden, jo ergibt fich für 40 + 19 + 15 — 74 von 97 Wahlen 
ein Durchſchnittszeitverbrauch von 350 Tagen. 

Bon den 16 Wahlen, die weniger als 200 Tage gebraucht, gehören 
die meilten der erjten Legislatur an, wo man jchnell aufarbeitete 
und nicht auffammeln lieh. 

e. Bei 7 namentlich aufzuführenden Wahlen it der Zeitverbrauch ein 
viel größerer. 

Es vergingen von erjter Verhandlung im Plenum bis zur Schluß: 
verhaublung oder dem Ende der Legislaturperiode: 


1) Für erite Verichterjtattung jtellen jich, wie oben erwähnt, nur 111— 15 = 95 Wahlen 
in Rechnung; davon iſt aljoe 52 — über 50 Prozent. 

Für erjte Verhandlung fehlen Angaben über 19 Wahlen; es bleiben zu berüdjichtigen 92. 

Für die Berechnung der Zeit bis zur letzten Enticyeidung fallen 14 Wahlen aus; es 
Steiben 97. 

Für die Berechnung der ganzen bis Schluß der Legislatur abgelaufenen Zeit fallen 
3 Wahlen aus: Vergleiche die Angaben in Beilage F. 
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&) Ueber 800 Tage: 

1) Prinz Handjery (conj.) (wild?) 5. Legisl. (10 

Potsdam) Referent: Schmidt-Eichjtätt (Gentr.) Tage: 838. 

?) Zwiſchen 701—800 Tage: 
2) Dr. Stropatichef (fon}.) 6. Legisl. (9 zen) 

Referent: Dr. Möller (Fe B.) ; - „. 282. 
Zwiſchen 601— 700 Tage: 
3) v. ——— freikonſ.) 2. Legisl. 

(Oppeln) Referent: v. Puttkammer-Sorau (konſ.) „699. 
4) Dr. Lotz (fonf.) 6. Legisl. (2 Kajjel) Referent: 

Liebfneht (S.D.) . „682. 
5) Zeitz (NL) 6. Legist. (i Meiningen) Re: 

ferent: Veiel (NL) . „682. 
6) Neinhard (D-RB.) 4. Legisl. (Schwarzburg- 
R Sondersh.) Neferent: Dr. Mayer (Centr.) „618. 
8) Zwiſchen 50-600 Tage: 

7) v. Seydewig (conj.) 2. Legisl. (10 Liegnig) 

Neferent: v. Puttkammer-Sorau (fonf.) . . 600. 

d. Von denjenigen Wahlſachen, welche für die dritte und letzte Phaſe 

ihrer Entwidelung mehr als ein volles Jahr in Anſpruch genommen 

haben, gehören an: 


Den Eonjervativen 8, 
6 


+ 
— 


— 


der DNB s 
den NL. 4, 
der Fr.P. 3, 
dem Gentr. 2, 
den Polen 2, 
den Sec. 1 


2b, 

Es haben mithin 26 +7 = 33 Wahlen vom eriten VBerhandlungs: 
termin im Plenum bis zur Endentjcheidung oder dem Legislaturfchluß 
mebr ala 365 Zage gebraudıt. 

Bon jolhen Wahlen, welche jchon in den vorigen Gruppirungen 
ne, waren, gehören wieder dazu: 

v. BethmamıHollweg ꝛc. (Bergl. ©. 23, Nr. 6a 1); 2) v. Seza— 

nied! 8 24); 3) v. Schorlemer-Alſt (S. 24); 4) Staudy (S. 24); 

5) Schmidt-Elberfeld (S. 24); 6) Dr. v. an (S. 24); 7) Niet- 

hammer (S. 24); 8) Dr. Schläger (5.24); 9 Neid) (S. 24); 10) Kutſch— 

bad) (S. 25); 11) Ebert (S. 25); 12) Leuſchner (©. 25); 13) v. Solms: 

Braunfels (S. 35); 14) Eug. Richter (S. 25); 15) v Chaplowski 

(S. 25); 16) Ruppert (S. 25); 17) v. Levetzow S. 25); 18) v. Hohen⸗ 

lohe-Ingelfingen (S. 22, Note 1); 19) Grumbredt (S. 26); 20) Dr. 

Websky (S. 26). 

9. Die Gefammtzeit, welche die einzelnen Wahlen in Anjprud 
genommen. 

a) Nach Beilage D I und II find 26 Wahlen in den behandelten Legis— 

. laturperioden nicht zur Entjcheidung gebracht, weil die Legislatur— 

perivde jchloß, ehe die Sache abgewidelt war. Bei dreien derſelben 
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1) v. der Goltz (conf.) 4 Königsberg in 2., 
2) Kariten (Fr.P.) 8 Schleswig:Holftein in 3. umd 
3) Mahla (N. L.) 2 Pfalz-Bayern in 5. Legislaturperiode, 
bei denen die Wahl erit gegen das Ende der Legislaturperiode er- 
folgte und bei denen, nach Abzug der Differenztage nur 54, bezüglich 
84 und 115 Tage zur Verfügung jtanden, ijt eine nennenswerthe 
Verzögerung nicht eingetreten. Sie find daher bei der nachfolgenden 
Anfitellung völlig außer Acht zu laſſen. 
b) Bon den andern 23 gehören an: 
=) der Ö. vegislatur: Il, nämlich: Staudy (fon).); Dr. Schläger 
NL.) : Stoll (Fr.P.); Ruppert (Gentr.,); Reich (fon}.); 
Dr. . Schwarze (D.RB.); Ebert (fonj.); Niet: 
hammer (Fr.B.); v. Schorlemer-Alft (Gentr.); v 
Solms-Braunfels ſkonſ.); Schmidt-Elberfeld (Fr. B.) 
5) der 6. Legislatur: 12, nämlich: v. Funke (fouf.); v. Goldfuß 
(conf., früher DNB); Dr. Groß NL); Hellwig 
(conj.); Dr. Kropatichef (fun) ); Dr. Lotz (fonf.); 
Mevyer:Halle (Sec); Meier:Bremen (N.L.); v. Butt: 
kammer-Plauth (konf.); Eugen Richter (Fr.P.); v. 
Ungern:Sternberg (fun}.); Zeig (N.L.) 
c) Bon den aufgeführten 24 Abgeordneten gehören nach der Partei: 
jtellung an, den: 
Kon). — D.R.P. — NL. — Sec. — Fr P. — Centr. — undef. 
2.5: 4 1 1 — 3 2 - =ll. 
8.6: 7 — 3 1 1 — — —=12. 
11 Konſ. 1DRBANL 1Sec. 4Fr. P. 2Centr.—unbf.23. 
d) Bei ee (4. Legisl. ) * * Erledigung berbraudit: 618 ..) ) 





„ J Staudy 5. Legisl. y 54 Tage. 
(5 Gumbinnen) (bis — — 530-33-391 Tan 
pr u , j 954 Tage.') 
(1 Kaſſel) 449-5-500 (N.E.) 
n Stoll 5. Legisl. 577 Zage.‘) 
(2 Stralfund)  "” ü 135-20-422 (?) 
® Ruppert 954 Tage. 
| (1 Oberbayern) " u  435-19-500 (Bentr.) 
*31 Reich 95+ Tage 
(3 Könige. Sachfen) " 2 44095-500 (konf.) 
z Dr v. Schwarze 954 Tage. 
1a Königr. Sadıjen) ” 2  523-8-423 (D. R. P. 


1) Es bezeichnet die Zahl über dem Strich die Anzahl der Tage von Eröffnung bis 
Legislaturſchluß; die drei unteren Zahlen wiederholen zur Ueberſicht 1) den Zeitverbrauch 
bis zum eriten Bericht 2) von da ab bis zur eriten Verhandlung im Plenum 3) von da ab 
bis zum Ende (ohne Erledigung) 

2) Stoll wurde für 2 Stralſund erſt am 6. Juni 1882 gewählt; der nächſte Arbeits— 
beginn des Reichstages erfolgte 175 Tage Ipüter und jind Dieje als Differenztage von der 
Zeit, die feit dem Wahltage noch in der 5. Legislaturperiode verfloh, in Abzug gebracht. 
(Es fand die legte Sitzung der II. Seſſion vor der Veriagung am 16. Juni 1882, die 
offizielle Bertagung am 19. Juni jtatt.) 
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Bei Ebert IE Moni : 954 Tage. 
19 Könige. Sachen EN) 441-13-500 (fonf.) 
— Niethammer 954 Tage. % 
(22 Königr Sachen: ” & 451-6-497 (Fr. BP.) 
— v. Schorlemer-Alſt I 954 Tage 
(5 Arnsberg) " z 535-4-415 (Eentr.) 
„ Jv. Solms-Braunfels 354 Tage. 
| (1 Koblenz) i i - -439-15-500 (fonf.) 
„Js Schmidt-Eiberfeld 34 Tage 
\ 12 Düſſeldorf) 2 i  524-7-423 (FrP.) 
fi. J v. Funke 786 Tage. | 
ı (9 Frankfurt a. 0.) " S 475 31280 (fon). 
J v. Goldfuß 786 Tage‘) 
\ (5 Breslau F z 500-?-? (fonf.) 
= Dr. Groß 786 Tage. 
I (1 Plalz- Bayer) " " -462-7-317 (NR) 
FE Hellwig 786 Tage. 
\ (8 Kaſſel) e i "  465-33-288 (fonf.) 
„ Js Dr. Kropatichef 786 Tage. 
\ (9 Potsdam) e " 26-29-757 (konf.) 
Dr. Lob 786 Tage. 
(2 Kafiel) e 2 7826-682 (fonf.) 
| MeversHalle 786 Tage. 
\ (4 Merieburg)  " ® 448-21-317 (Sec.) 
„Js Meier-Bremen 786 Tage. 
| (Bremen) ö 2  457-12-317 NR.) 
e N 736 Tage. 
| (1 Danzig) i a 465- 41-280 (fonf.) 
„Js Eugen Richter 736 Tage. 
I (4 Mmsberg)  " ® 485-8343 (FrR.) 
„ Jd. Ungern:Sternberg 786 Tage. 
| (3 Minden) u " © 448-21-317 (konf.) 
"Js Bei 786 Tage. 
\ (1 Meiningen) e J "87-17-6083 NL) 
g) Bon denjenigen 111 behandelten Wahlen, bei denen es zu einer End: 


entjcheidung wirklich gefommen ift, haben gebraucht: 
x) Ueber 1000 Tage: 2 (1)). 
1) 4 Oppeln v. Debenlahe Sngelfingen 


4. Legisl) . - 1050 Tage. 
338-13-699 (freifonf. ) 
2) 10 Breslau Dr. Websky (7. Yegist.) 1043 Tage. 


383-297-368 (N.L.) 
) Niemals im Plenum zur Verhandlung gekommen. 
B Die in der Klammer ſtehende Zabl weiſt nad, wieviel von den N unter 9d—t 
29—30 behandelten Wablen eine ebeniofche Anzahl Taae in Anſpruch genommen, alſo 
* hinzuzurechnen ſind 


on 
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3, © 01— 1000 Tage: 8 (10)'). 


J 


3) 17 Hannover Grumbrecht (4. Legisl.) 969 Tage. 
16-559-394 (N.L.) 
4) 11 Breslau Dr. Friedenthal (4. Legisl. 962 Tage. 





583-26-353 (D.N.B.) 
>) 2 Bromberg v. Bethmann-Hollweg 
(4. Legil). > > 2 362 Tage. 
603-4-362 (DRB.) 
6) 4 Marienwerder von Scyaniedi‘) 


GR: 6 33 Tage 
538-25-390 (Bole.) 

7) 20 , Kutſchbach (5. Legist.) . 953 Tage. 

446-8-499 (Sec.) 

8; 17 Sadjien Leuſchner (d. Yegisl.) . 951 Tage. 
441-13-497 (DRB.) 

9, 6 Trier Täglichsbed (5. Legisl.) . - 910 Tage. 
560-13-337 (N.L.) 

10) 10 Botsdam Prinz Handjery (5 Yegist.) 908 Tage. 


b5-5-838 (£on}.) 
y) 01—WO Tage: 2. 


11) 6 Boien v. — 3. Yegisl.) 897 Tage. 
435-19-443 (Bole.) 
12) 3 Frankfurta. DO. v. Levetzow (5. Yegist ) 855 Tage 


422-7-4265 (fun.) 
5) 701—800 Tage: 1 (12)'). 
13) 12 Breslau Dr. Klinger (1. Yegist.) 743 Tage. 
?-7-356 (D.N.B.) 
e) 601-700 Tage: 1. 
14) 10 Liegnitz dv. Seydewitz (2. Yegist.) 665 Tage. 
33-32-600 (fonf.) 
So 501-600 Tage: 7 (1)*). 


15) 5 Hannover v. Arnswaldt (4. Yegisl.) 575 Tage. 
>61-13-301 (Gentr. 
16) 1 Bromberg v. Colmar”) (5 Yegist.) 5652 Tage. 
678-487 (£onf.) 
17, 3 Königsberg Beder i4. Legisl) . . 549 Tage. 
18-184-347 (D. R.P. 
18) 7 Schlesw.-Holft. Dr. Hänel (5. Legisl.) 539 Tage. 
209-3-227 (Fr. P. 
19, 5 Arnsberg Dr. Haarmann (6. Legisl.) 506 Tage. 


152-10-344 (W.X 





Vergleiche Anm. 2, ©. 30. 
r) Um Tage vor Schluß, der Seifion und Legislatur wurden noch die beiden Mandate 
1 Szaniecni und Kutichbach für ungiltig erflärt. Auch Dandjern (bis 13. Mai) und | Leuſchner 
bie 24. Juni) hatten durch alle Seſſionen an den Verhandlungen und Abjtimmungen Theil 
genommen. (5. Legisl.) 
>} Auch die Wahl von Enlmar am 11. Juli 1882 war eine in die „Reihstags sferien 
fallende Eriapwahl. Es verliefen bis Neueröffnung der Eitung noch 142 Differenztage. 
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6 Potsdam: Lohren (6. Legiel.) . . 506 Tage 
111-7-388 (D.R.B.) 
21) 5 Wiesbaden: v. Wurmb. (6. Legist.) 506 Tage. 


150-12. 344 (B.RB.) 
n) 401— 500 Tage haben 20 Wahlen erfordert; davon find: 
Konſerv. 5, 
DNB. 6, 
NL. 5, 
Fr.P. 4 
20. 


+) 301—400 Tage haben 10 ae erfordert: 
u) 201-300 „ 143 
x 101-200 „ . 31)) , 5 a 
1) 11-100 „ e 140% - 

h) Unter den Wahlen, Die unter 400 Tage bis zu ihrer Abmwidelung er- 
fordert haben, joweit diefelben nicht ſchon vorher (als Erjaßwahlen) 
berückſichtigt ſind, befanden fich: 

Konjervative 6, 


DNB. 6, 
ML. 8, 
Fr.P. 4, 
Centr. 5, 
Pole 1, 
Welfe 1, 
SD. 1, 
Lib. J, 
Wild T; 

34. 


i) Unter den Wahlen, die über 400 Tage zu ihrer Abwidelung brauchten, 
rejp. überhaupt innerhalb einer ganzen Legislatur feine Erledigung 
fanden, waren: 

Konfervative 22, 


DNB. 15, 
NR. 14, 
Ser. 2, 
Fe.P. 8, 
Centr. 3, 
Pole 2, 
uubefannt 1, 

67. 


k) Es ift oben bemerkt worden (9e ©. 16), daß unter 23 Wahlen, 
welche innerhalb ihrer betreffenden (5. und 6.) Legislaturperioden nicht 
zur Erledigung gelangten, über 50°/, der Konſervativen (11 und der 
DNB. (1) angehörten. 

10. a) Wie weit der jtarfen Verzögerung der Enticheidung in 5. und 6, Les 
gislatur ein politiiches Mevtiv zu Grunde gelegen, wenigjtens ftarf 
Dabei mitgeiprochen hat, läßt fich nicht beweilen. Die in der folgenden 





ch Berl. Note 2 zu Zeite 30. 


N NT 
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Abtheilung gegebene Ueberficht der in enger Stimmdifferenz erfolgten 
N Abjtimmungen zeigt, daß die Erledigung der Mandate, von denen eine 
nicht unbedeutende Zahl hätte kajjirt werden müſſen, (man vergleiche da— 
rüber Abth. IL 6 ff. ©. 15 u. 16), eine Nenderung des Stimmverhältnifjes 
und zwar zu Ungunften der nach rechts jtehenden Parteien- herbeigeführt 
haben würde. Aber es ijt noch ein anderer Umftand vorhanden, der min- 
deſtens begünftigend für eine lange Berzögerung mitzuwirken im Stand war. 
Es ijt im Allgemeinen bei den Wahlprüfungsarbeiten fejtgebalten, 
daß das. Referat über eine angefochtene Wahl einem entjchiedenen Partei— 
gegner, das Correferat einem der Partei der Angefochtenen Angehörigen 
oder ihr näher Stehenden übergeben wird. 
Bei der Menge angefochtener fonjervativer Wahlen, für deren 
Zuftandefommen in 5. und 6. Legislatır in Norddeutichland und Sachſen 
nach Ausweis voll beglaubigter Protejtbehauptungen, die ganze Mafchinerie 
der nuutern Berwaltung vom Negierungspräfidenten abwärts in Bewegung 
gejegt war, iſt den Linfäftehenden Mitgliedern der WBL. ein fo ge 
häuftes Maß von Arbeit zugefallen, daß es nur langjam und mit 
änßerjter Mühe überwältigt werden konnte. 

b) Diefe Erfahrung führte in I Seſſion der 6. Legislatur zu dem nicht 
weiter" wiederholten Berjuche, Die WB. durdy Zunahme von 7 Mit: 
gliedern zu ergänzen, die nur da Stimmrecht haben jollten, wo fie 
eine Wahlfache jelbjt bearbeiteten. Der mehrmals in frage gefummene 
Antrag, daß Mitglieder der WPK. feiner andern Kommiſſion follten 

® angehören dürfen, hat die Billigung des Hauſes nicht gefunden. 

Nachfolgende Ueberficht der Thätigkeit dev Mitglieder Dr WBR. 

in 5 Xegislatur zeigt Schon eine jtarfe Belaftung der Mitglieder über: 
haupt, die bei der größeren Zahl von Wahlprüfungsiachen in 6. Legis— 
latur fich noch jteigert, und zeigt insbeſondere eine Ueberlaftung ein: 
zeluer Mitglieder mit ſehr ſchwierigen Wablprüfungsfällen, die ein 
weites Hinausjchieben mancher Berichte erftärlicher macht, beſonders 
wem die lebhaite Theilnahme ſolcher Mitglieder auch an den Arbeiten 
anderer Kommiſſionen ing Auge gefaßt wird 

c) Referate haben in 5. Legislatur geliefert: (die Arbeit der Correferenten, 
die auch eine genane Prüfung der Wahlakten vorzunehmen haben, ijt 
dabei yicht in Anfchlag gebracht.) 

2) Bon Mitgliedern, die in I. Seſſion eingetreten: 

1. v. Beaulieu:Marconnap. I. Sei.» Kochann (Nr 103)'); 
II Seſſ. Dr. Bapellier (Nr. 23); Loewe und Virchow (Nr. 29); 
Lenzmann (Nr. 765 md 104; PBilgrim (Nr 264); Wander 
(Nr. 284); v. Tepper:Lasfi (Nr. 297) nid 

2).$acobi. 1 Seil: v Benda (Nr. 24) [mündlich]; Xoewe und 
Virchow (Nr. 44); v. Bilgrim (Nr 121). 

3) Wölfel. 1. Seil: Pogae Nr 32); Prinz zu Carolath (Nr. 92); 
Schultze-Delitzſch (Nr. 93): I. Seſſe: zu Carolath (Nr. 162); 
Nietbammer (Nr. 193); Dr Stübel (Nr. 227) [mündlich]; 
IV. Sejj.: Niethammer (Nr. 32); v. Kardorf (Nr. 134) [mündlich] ; 

4) Dr. Dobrn. I. Seil : v. Colmar (Nr. 31); v. Gehren (Nr. 94); 
Riefert: Ulm (Ne. 113); II Sei.: Niefert (Mr. 31); Ebert 


*) Die hinter dem Namen jtchende Nummer zeigt an, unter welcher Nummer der Anlagen 
zu den ſtenographiſchen Sipungsberichten der betreffenden Seſſion der Wahlbericht zu juchen iſt. 
. Annalen des Deutſchen Reichs. 1502. 3 
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(Nr. 155); v. Gehren (Nr. 161); Schmidt (Nr. 263); Tägliche: 
bet (Nr. 323); IV. Seil: v. Levetzow: (Nr. 37) lin Bertr. 
Kochann]; v. Gehren (Nr. 64) [mündlich]; Täglichsbed (Nr. 103). 

Auch fungiert er wiederholt als Stellvertreter, jo bei Niet: 
hammer und Staudy. 

iv. Heeremann. Erjter Vorjigender während der Sefjionen 
diejer Yegislatur, tritt er bisweilen als Stellvertreter ein; fo 
bei v. Schwarze. 

6) Kochann (Ahrweiler. 1. Sei: Dr. Glauswig (Nr. 57); 
II. Seil: v. Yeveßow (Nr. 119); Chaplowski (Nr. 138); 
Dr. Clauswig (Nr. 160); Kutfehbach Nr. 171); IV. Sefl.: 
v. Chaplowski (Nr. 65); Nutichbach Nr 167). 

7, Dr. Xieber. I. Seſſ.: Prinz Handjery (Nr. 105). 

8 Grütering (bi8 28 November 1881 in I. Seſſ.); IL. Seſſ.: 
Dr. Schläger (Nr 184); Dr v. Schwarze (Nr. 530): v. Star: 
dorf (Nr. j 

9—12)') Eustodis; Dirichlet; Nohland; v⸗Brauchitſch 
haben feinen Bericht geliefert. 

13) Barifius. 1. Sefi.: v. Bermuth (Nr. 91). 

14)v. Schöning. I. Seſſ.: Dr. Groß (Nr. 116). - 

15) Dr. v Schwarze. I. Seſſ.: v. Kleiſt-Retzow (Nr. 41). 

16) v. Unrube-Bomit. I. Seſſ.: Dr. Porſch (Nr. 104); II. Sefj.: 
Hempel (Nr. 63 und 131); Dr. Porſch (Nr. 64); v. Solms: 
Braunfels (Nr. 152; v. Colmar (Nr. 172); IV. Seil : v. Solms- 
Braunfels (Nr. 108— 184). 

8) In II. Seſſion neu hinzugetreten: 

17) Dr. v. Marquardſen. II. Seij.; Rickert (Nr. 80 und 129) 
——— Landmeſſer er nn Imündtich]; Hupvert (Mr. 156); 

V. Seſſ.: Ruppert (Nr. 1 

18) und 19) Dr. Mayer und 2 Hartmann haben feinen Be: 
richt geliefert. 

20) Dr. Möller. II. Seji.: v. Bermutb (Nr. 141) mündlich]: 
IV. Seſſ.: Mahla (Nr. 77) 

21) Schmidt-Eichjtätt IL. Sejj; Reich (Nr. 174); Dr. Stübel 
Nr. 240); Bostelmann (Nr. 242); IV. Seil.: Prinz Handjery 
(Nr. 72) [32 Quartjeiten Drud); Neich (Nr. 155).- 

22) Dr. Hermes. Il. Seſſ.: Leuſchner (Nr. 154; dv. Sczaniedi 
(Nr. 303); - IV. Seil.: Yeufchner (Nr. 133); v. Scyaniedi 
(Nr. 163) in Stellvertr. v. Heeremann). 

23) Dr. Phillips. Il. Sefi.: v. Kwilecki (Nr. 209) [mündlich] ; 
Staudy (Nr. 283). 

24)» Köller. II Seſſ.: Dr Hänel (Nr 73 und 273): IV. Seji.: 
Eronemeyer (Nr. 62 ) [mündlich]; Bojtelmann (Nr. 63) [mündlich]. 

25). Mantenffel. Seit 26. Januar 1883 II. Sefj. v. Schorlemer: 
Alſt (Nr. 292); IV. Sefj.: v. Neden (Nr. 155); Vogel (Nr. 166) 

In IV. Seſſion trat neu hinzu: 

26) Dr. Meyer:Jena. Dr. Horwig (Nr. 98) Imindlich|; Nach: 

wahl in Stralfund (Nr. 101) nicht zum Vortrag gekommen. 


') Darüber, wie lange und wann jie der W.P.K. angehört, jehe man Beilage A. 


—— — — 
u ze. M 
* 
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Il. a) In 6. Legislaturperiode, wo eine ſehr große Anzahl von Anfechtungen 
erfolgte, juchte man die W.P.K. zu vergrößern, kehrte aber jchon in 
Il. Seſſion zur Zahl von 14 ordentlichen Mitgliedern zurüd. Auch 
bier lag ein großer Theil der Arbeit der Wahlprüfung auf den Schultern 
der Abgeordneten der linken Seite des Haufe. 
Ohne Vortrag find von den 32 Mitgliedern, welche in 6. Legis— 
latur der W.P.K. angehört haben, geblieben: 10; nämlich 
1—2) Bergmann (2)') und Hahn (1), beide fonjervativ. 
3) Müller (1) D.RP. 
4—6) v Heeremann (2) erfter Worf., Dr. Lieber ('/;) und v. Strom- 
bed ('/,) alle drei Centrum. 
7— 8) Frohme ('/,) und Kräder (1) beide Soz. Dem. 
9—10) Eyſolt ('/,) und Halben (1'/,) beide Fr.P. 
b) An den Arbeiten big zur Xieferung von Berichten betheiligt haben 
jih 22 Mitglieder. Bon diefen haben geliefert und im Plenum vor: 
getragen: Vorträge im Plenum, davon mündliche u. ſchriftliche 
1) Dr. Möller (3)') ER Il A 3 „8 


2) Schmieder (2)’) Fr.P. im .. — ee > 
3) Liebknecht (1'/,) SD. Bo R 3 u.6 
4) Spahn ı2'/,) Eentr. . De „ 4 -.- > 
5) Schmidt-Eichjtätt (3) Gentr. 9 „ „ P B. 8 
6) Singer 1-,-) HD. 7. u a 2 „5 
7) Frande (3) NR. (en ji Sr 
8) Veiel (1) NE. Rodeo " 2 „6 
9) Pariſius (1) FrP. An EEE 
10) Dr.v. Marquardien (3) NL. 4 „ „ S | 
11) v. Neinbaben 3) DRP. 4 „ „ — Be | 
12) Maubach (1) konſ. a 8 8 
13) v. Köller (2) konj Be 2. 1 
14) Nintelen (1'/,) Gentr. Be # 0.8 


15) v. Puttkammer-Plauth (3) 


fonf. > „| 
16) Dr. 2oß (1) konſ. —A „1 
17) v. Gramagei (*.) nf. 2 „m P er. 
15) v. Bollmar ('.) SD. 2 u u R „ 2 
19) Behm ('/;,) Fr. BP E20, R Fe: 


20) Kochann (3) I. Borfig. 
in 6, I. Gentr. 1 " " ” 

21) v.Öravenreuth('/,-'"/,)Eente. 1 „ „ > 
22) v. Mycielski (1) Pole 1 " " " 
103 


os 

Xoro Som Mm ji 
2 2 
iD — 


„65 
Die Zahl in der Klammer zeigt an, wie viel Sejiionen dad Mitglied der W.P.K. 
in6 Zegislatur angehört hat. Da die III. Sejiion keine W.P.R. wählte und feine 
Bablarbeit leitete, fommmen nur Sejjion I, II und IV in Betracht. Aus Seſſion IV erijtirt fein 
dericht in den Anlagen und find im Plenum keine Wahlprüfungsjachen verhandelt worden. 

*) Der Borfipende der I. Sejjion der 8. Legislaturperiode, Schmieder, fam in 6. Legisl. 
LSeſ zunächſt als Ergänzungsmitglied in die W.P. K., trat vom 4. März 1885vbis 
4. Mai 1885 in Möller’s Stelle als ordentliches Mitglied und iſt jpäter in 611, 7I und 
TV wieder Mitglied der W.P. K. geweien. 

”) Als Ergänzungsmitglied gewählt, hat ev nur I. Seffion der W.P. K. angehört. In 
7. Legisl. war er durch alle Seifionen ihr Mitglied. 


3* 


FE 
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In diejen Vorträgen find die Wahlen von 79 Abgeordneten durch die 
W.PK. behandelt. Auch hier wie in 5. Legislatur hat die linfe Seite des 
Haufe einen hervorragenden Theil der Arbeiten zu leijten gehabt. 

Es entfallen: . 

Auf Mitglieder der 

es haben von diefer Partei der WR. in 6. Legisl. angehört: 
Fr.P.: 26 Vorträge; PR " " " „ " m "" " „ 69 
mit zuſ. 8 
Sz. D.: 18 pe er " H " " ” " .n " b 
mit zuj. 4:8. 
N.L.: 18 2 " ” n ” " ” no" „ 
mit zuſ. 


— 62) 
Centr. 28 " " rn " * ” " " . " 8 
— mit zuſ. 119%. 
D. R.P:. 4 on ” " ” „ er " — " 2 


mit zu. 4 ©. 





Konj.: 13 E — —4— re 7 

EEE mit zuj. RS. 

Bole . u 7) 173 " [23 ” # n..0 u 1 
= (1) 5 mit u. 1S 

(1U3) 32 


Abtheilung IV. 


Der Einfluß der Stimmen nicht legal gewählter Abgeordneter auf die Ber: 
baudlungen und Beſchlüſſe des Neichstags überhaupt und insbefondere auf die 
Geſetzgebung des Deutſchen Reiches. 


1. Einen wie großen, in einigen Legislaturen Häufig Ausjchlag gebenden 
Einfluß die Stimmen ſolcher Abgeordneter gehabt, deren Wahl jpäter ent= 
tweder faflirt wurde, oder hätte Faflirt werden miijen, wenn man die An— 
ſetzung der Wahlverhandlung nicht hinausgeſchoben hätte, jollen die folgenden 
Ausführungen nachweilen. 

St auch die Thatjache befannt, jo dürfte doch die Erbringung 
des zahlenmäßigen Beweijes, daß es häufig der Fall gewejen, nicht 
unangebracht jein. 

Miederholt ift im Neichstage die Frage ventilirt worden, wie der 
Theilnahme von möglicherweiſe oder wahrſcheinlich unberechtigten Abges 
ordneten an den Beſchlüſſen des Neichstages vorzubeugen jei Der Vor— 
ſchlag, bis zur Erledigung der Wahlprüfungsiadye ſolche Abgeordnete nicht 
mitſtimmen zu laſſen, deren Mandat beanftandet worden, ijt mehrfach 
aufgetaucht. aber ftet3 zurüdgewiehn worden. Neben andern Gründen 

- Ffommt in Betracht, daß feine Annahme einer etwas jErupellojen, ſehr Kleinen 
und leicht erfchütterten Majorität die Handhabe bieten würde, eine Zahl 
‚unbequemer Stimmen für längere Zeit unſchädlich zu machen. 





) Die Zahl unter dem Strich bezeichnet die Anzahl Seſſio nen, welche die ſämmt— 
lichen Mitglieder der Partei in der Wahlprüfungskommiſſion zu arbeiten Gelegenheit 
gehabt haben. 


* 
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Es ſcheint das einzige Abhilfemittel in einer ſolchen Organiſation der 
Wahlprüfungseinrichtungen zu liegen, die zu möglichſt ſchleuniger Erledi— 
gung führte. Auf ſolches Ziel ſteuern auch die für die 8 .Legislatur in Aus— 
fiht jtehenden Anträge any Aenderung der Wahlprüfungsorganifation Hin. 


. &3 fragt fih nun, wie weit der zahlenmäßige Nachweis auszudehnen ift? 


Die Rechnung wäre einfach, wenn bei den Wahlen nur zwei große 
Parteien fich gegenüberjtänden und jede einer Seite entfallende Stimme 
der Öegenpartei zugezählt werden müßte. Es würde Daun die der 
Partei A zu kaſſirende größere Anzahl der Mandate um die der Partei B 
zu kaflirenden zu vermindern fein, und alle Abjtimmungen müßten in Bes 
tracht gezogen werden, bei dene die Stimmdifferenz innerhalb der we 
Zahl der bei A mehr kaſſirten Mandate fich bewegte. Hat z. 3. Die 
Partei A 20 zu Eajjirende Mandate, die Partei B deren 8, ( kämen 
alle Abſtimmungen in Betracht, bei denen die Stimmdifferenz fich inner: 
halb 1—24=|2 (20 8)] bewegt. Wäre alfo ein Antrag mit 202 gegen 
178 Stimmen angenommen, (bei dem unter den Angehörigen beider Parteien 
auch die Unberechtigten als mitwirfend zu denken find,) fo würde bei 
ordnungsmäßigen Wahlen die Bartei A nur 202— 20-48 — 1% Stimmen, 
die Bartei B aber 175- 8-+-20 — ebenfalls 190 Stimmen haben und 
der Antrag wäre mit Stimmengleichheit abgelehnt. 


. Im Deutſchen Reichstage aber ift die PBarteiftellung eine wejentlich andere. 


Nativnalliberale und Centrum (mitunter auch die einige Legislaturen hins 
durch verhältnigmäßig zahlreiche Deutiche Neichtpartei,) nehmen bei den 
Abſtimmungen eine jo zwilchen links und rechts ſchwankende Stellung, 
bald mit bald gegen einander ein, Daß obige Nechnungsaufitellung ſchon 
dadurch unbrauchbar würde. 

Schon bei den Wahlen zum Reichstage ſtehen fich die einzelnen 
Parteien jo einander gegenüber, daß ſich aus dem anzunchmenden') Siege 
des mit nächitgrößter Stimmenzahl Unterlegenen für das Nefultat der Ab- 
ſtimmungen im Neichstage feine fichere Vorausſetzung gewinnen läßt, um 
jo weniger, als nicht jelten gerade dieſe Meittelparteien jelbit nicht ges 
ſchloſſen jtimmen. 

Die Nefultate jolcher Aufitelling wären mit Necht anzufechten. 

Wenn daber thatfächlich auch eine viel größere Zahl von Beſchlüſſen 
durch die Theilnahme unberechtigter Stimmen und Die verzögerte Einbe- 
rufung (Wahl) berechtigter Vertreter beeinflußt fein muß, fo macht fich hier 
doch die Beichränfung auf ſolche Abſtimmungen nöthig, bei denen jchon 
der Fortfall der Stimmen derjenigen Abgeordneten auf beiden Seiten, 
welche ohne berechtigtes Mandat thatfächlih an der Abſtimmung Theil 
genommen haben, das Zuſtandekommen eines andern Beſchluſſes ergeben hätte. 

Ein unumſtößlicher Beweis ijt natürlich mur bei den namentlichen 
Abjtimmungen zu führen; annähernd zuverläffig aber wird er auch da 
noch fein, wo bei Abjtimmung mittel® Hammelſprung die in Trage 
fommenden Deputirten entweder direft an der Debatte fich betheiligt haben, 
oder in derielben Sikung kurz vor: oder nachher an einer mamentlichen 
Abjtimmung nachweisbar Theil genommen haben. 


) Auch bleibt es häufig fraglid, ob jolde Annahme zutreffend ift, da in der Neuwahl 


nicht jelten der Kandidat, deiien Wahl cajfirt wurde oder ein anderer gewählt worden it, 
der bei eriter Wahl überhaupt in dem Wahlkreiſe vorher nicht aufgeſtellt war. 
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4. Ohne nachweisbar zu jein, macht jich bereit3 bei Beginn der Legislatur 
und in den folgenden Sejlionen, jo lange fie ihr Mandat ausüben, der 
Einfluß jolcher Abgeordneten geltend: 1. in der Zufammenfegung der 
Abtheilungen und der Wahl des Bureaus derjelben.'‘) 2. In der Be: 
ſetzung der wichtigften ftändigen Kommiljionen, ſowie derjenigen, 
welche für ein bejtimmtes Geſetz bejonders gewählt werden; 3. endlich 
in den vielen Abjtimmungen, welche ohne Auszählung oder namentlichen 
Aufruf fich vollziehen. 

In einer Anmerkung zu jeder Legislatur werden noch Abftimm: 
ungen notirt fein, bei denen der nach erfolgter Kaſſirung in der Er- 
gänzungswahl erfochtene Sieg der Gegenpartei der gegründeten Ver: 
muthung Raum gibt, daß ohne Die vom Reichstage aemißbilligten Gejchehnifie, 
durch welche die Fajlirte Wahl zu Stande gekommen war, von vornherein 
ein Kandidat gefiegt hätte, der, nad) der Stellung feiner Partei, bei der 
betreffenden Entcheidung entgegengejegt gejtimmt haben würde. Bei ganz 
nahe liegender Stimmenzahl find auch ſolche Abjtimmungen berücjichtigt, 
die wenigitens dem Anſchein Raum lafjen, daß ein anderes Refultat 
zum Borjchein gefommen wäre, wenn die ſpäter fafjirten Wahlen zeitigere 
Erledigung gefunden hätte. (Bergl. z. B. Note zur 1. Legislaturperiode.) 

8. Erjte Legislaturperiode. 

Bei der Schnelligkeit, mit der man in Diejer Xegislatur die Wahl- 
rüfungsarbeiten zu beenden fuchte, reicht die Betheiligung unberechtigter 
bgeordneter nicht über die 34. Situng der II. Sefjion hinaus, wo das 

Mandat SchulenburgsBeegendorf kaſſirt wird.) Maranski (Centr.), defjen 
Wahl bereits in 5. Sigung der I. Seſſion für ungiltig erflärt wurde, 
Icheint überhaupt nicht ins Haus eingetreten zu fein. Er war gewählt 
gegen Dr. Meyer-Thorn. Auch bei den andern 6 Deputirten: 





2) Graf Pückler-Muskau (D.R.P.) gegen Bürgermeifter 2 
Raute (bis 17. 4. 71.)—(1. I. 16.) 2 ® 

3) Dr. Schüttinger(Eentr.) gegen Dr. Schmitt bis 17. 4. 71) gr 
—(1. I. 16.) =. 

4) Beterjen (NL) gegen Krieger und Forchhammer (bis 25. | TR 
4. 71)—(1. I. 22.) 


') So war in 5. Legisl. v. SchorlemewAlit mit jeinem jchwer angefochtenen Mandat, 
über das feine Entjcheidung herbeigeführt wurde, in 1. Seſſion Vorfigender der III. Abth., 
in II. Sejjion der I. Abth.; jo jtand in derielben Legislatur Dr. Haenel, dejien Mandat 
fpäter cafiirt wurde, bei Wahl des Präſidiums gegen Ndermann (158 St.) mit 138 St., die 
fih auf ihn vereinigten. In derjelben Legisl. wird Handjery Schriftführer der IV. Abth., 
figt Dr. Clauswig in der G.O.K., v. Buttfammer-Plauth bleibt, obwohl fein 
Mandat angefochten, jeit der Mitte der eriten Seſſion durch die ganze 
6. Zegislaturperiode Mitglied der überaus wichtigen WBP.R.; ebenjo ift 
Ergänzungsmitglied Dr. Log in 61, der auch im mehrere andere Kommiſſionen (XVIII 
und XIX) gewählt wird. Dr. Meyer-Halle ift in 6.11 2. Borfipender der XIII. Kommiſſion. 
Eugen Richter iſt Mitglied der XIX. und in IV. Geifion der VI. Kommiſſion. 

Auch haben ſich ſolche Mitglieder, über deren Berechtigung Zweilel blieben, lebhaft an 
den Debatten betheiligt. Eugen Richter hat in 6. Legisl. mehr als 300 mal, Meyer-Halle 
ca. 80 mal geiproden; Ebert, dv. Goldfuß (auch Mitglied der Petitionstommiſſion), Gott 
burgien, Dr. Kropatichef, Dr. Log, dv. Purttammer Plauth, Zeig, Viſſering, haben theilweije 
aucd mit Antragitellung Theil genommen. Wenn jich dergleichen auch in jeder Legislatur 
(jo Dr. Bebsty in 7 (I—IV) geltend madıt, tritt es doch am jcärfiten in 4, 5. und 
6. Legisl. hervor. " 
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5) v. Lo& (Gentr.) gegen Wegidi (bi8 24 10. 71) — (1. II. 8, 
fies: erjte Legisl. IL. Seſſ. 8. Sikung). 

6) Geiftl. Rath Mülker (Eentr.) gegen Herzog von Natibor (bis 
22. 11. 71)—(1. II. 27.) 

7, Graf Schulenburg-Beetendorf (fonf.) gegen Kirchhof (bis 
29 11. 71)—(1. II. 34) 

it eine Ausjchlag gebende Theilnahme nicht nachweisbar. ') 
6. Zweite Legislaturperiode 

Es fommen in Betracht :*) 

lv. Burtfammer-Soran (fonf.) gegen v. Sauden-Tarputichen (bis 
10.4. 74)— (2.1. 28., lies: 10. April 1874—2. Legist. I. Sefj. 28. Siß.) 

2) Herzog v Ujeſt (DRP.) gegen Fürſt Radziwill (bis 21. 1. 
75)—(2. 11. 49.) 
In der Erjagwahl fiegt das Gentr. mit Pfarrer v. Graßa. 

3) Fürſt vo Hohenlohe: Ingelfingen (freifonj.) gegen v. Schal: 
iha (bis 20. 12. 76) — (2. IV. 36.) 

4)v.d Goltz-Kallen (fons.) gegen Bon-Neuhauſen (von 24. 4. 76) 
— (21 12 76.) 

a) Mit 162 gegen 159 Stimmen wird Antrag Dr. Wehrenpfennig, in 
$ 19 des Preßgeſetzes jtatt, „Vergehens oder Verbrechens“ zu jeßen 
„trafbare Handlung“ in 2. 1. 20 am 19. 3. 74. angenommen. 
Beide Hohenlohe jtimmen mit „Ja.“ Ebenfo v. Puttkammer-Sorau. 

b) Mit 141 Ja gegen 139 Nein wird der Antrag der Budgetkommiſſion 

zum ſächſiſchen Militäretat Tit. 1 unter f angenommen. — Hammel— 
ijprung: 2. 11 28. — 11. 12. 74. Ob beide Hohenlohe dabei gewefen, 
iſt nicht feſtzuſtellen. 

Mit 125 Ja gegen 124 Nein wird Amendement Siemens zum Bankgeſetz 
angenommen in 2. II. 55 am 28. 1. 75. Hammelſprung. Fürſt Hohen— 
lohe-Oehringen, Herzog von Ujeſt jeit 21. 1 75. nicht mehr im Haufe. 
Ob Hohenlohe-Ingelfingen Theil genonmen, ijt nicht zu konſtatiren. — 
(Schulze-Deligih war durch die falſche Thüre gegangen und wollte 
jeine Abjtimmung berichtigen; der Präfident erflärte das für unzuläflig.) 
Mit 121 Fa gegen 120 Nein wird Amendement Grumbrecht zu 8 15 
des Geſetzes über Die gegenfeitigen Hilfsfafjen angenommen. (Lib. 120 
Nein) Ob v. Hobenlohesingelfingen Theil genommen, ift nicht zu 
funftatiren, (2. III. 44 am 3. 2. 76.) 


GC 


— 


— 


) Mit 119 Nein gegen 116 Ja wurde in 1.158, am 10. Juni 1871 der Antrag 
Dr. Böll, v. Hoverbed, wegen verfaſſungsmäßigen Petitionsrechtes der Beamten, nad) vor 
beriger Ablehnung der Tagesordnung Dr. Windthorit, abgelehnt. Bon den 3 nod) in Betracht 
fommenden Abgeordneten jehlte v. Echulenburg-Beegendorf ohne Entiduldigung; v. Lo und 
Müller jtimmten mit „Nein“. Da beide bei der Erjagwahl die Majorität wiedererhalten, 
ſcheidet auch diefe Abitimmung aus. 

. Na) Mit 141 Nein gegen 140 Ja wird in namentlicher Abjtimmung $ 14 des Jmpf- 
geleßes verworfen Ujeſt ſtimmt mit „Ja“, dv. Hohenlohe-Ingelfingen und v. Putttammer- 
Sorau entihuldigt. 

- . by Mir 126 Ja gegen 124 Nein wird nah Faſſung dv. Schwarze 5 361 Nr. 9 des 
Straigejeßes angenommen in 2. III 41 am 29. Januar 1876. Hohenlohe-Ingelfingen hat 
an einer kurz vorhergehenden namentlichen Abjtimmung Theil genommen und dürfte mit 
Ja gejtimmt haben, wie jeine Barteigenofien. Sein Mandat wäre für ungiltig erklärt worden, 
wenn man die Enticheidung nicht hinausgeſchoben hätte. Sein Gegner war nad 
Stellung von dejjen Parteigenojjen gegen den Antrag, der dann mit 
Stimmengleihbeit abgelehnt worden wäre Mit Sicherheit iſt es nicht feitzuitellen. 


« As + 
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e) Mit 125 Nein gegen 124 Ja wird Antrag Dr. Hänel zu $ 100 der 
Strafprogeßordnung: haftpflicht des Fiskus bei Beichlagnahnte, im Hammel: 
ſprung abgelehnt. Von d. Golg-Kallen iſt für die 20. Sigung (2. IV. 
20 — 29. 11. 76) entichuldigt, v. Hohenlohe-Ingelfiugen beurlaubt. 

7. Dritte Legislaturperiode. 

Es fommen in Betracht:) R 

1) Hafenclever (S.D.) gegen Banks (bis 3. I. 24 am 18. 4.77.) Hat 
jeit 12. 4. 77. nicht mehr Theil genommen. 

2) Spangenberg (DR B.) gegen v. Lenthe und Meifter (bis 3. I. 35 
am 2. 5. 77.); wird wiedergewählt. 

3)v. Nathufins-Ludom (Fonj.)geg v. Etzel (bis 3. 11.27 am2.4. 78). 

4) Bürklin (NL) gegen Neumann (bis 3. II. 30 am 6. 4. 78.) 

5) Eijenlohr (R.L.) gegen v. Marſchall (bis 3. 11.30 am 6 4. 78.) 

6) Vom 1.3 78. bis 24.5 78. Karjten (bis Ende der Legisl 245.78). 
Alle namentlichen Abjtimmungen ftehen nach dem Stimmverhältnife 

derjelben außer Betracht. 

a) Mit 139 gegen 133 Stimmen wird Antrag v. Bethuſy-Huec, für den 
Londoner Botjchafterpoften 195,350 M. ſtatt 166,350 zu bewilligen, in 
3. I. 30. am 26. 4. 77. abgelehnt. 

8. Vierte Yegislaturperiode. 
E83 kommen in Betracht: 
1) v. Knobloch-Bärwalde <(fonf.) gegen Fernow (bis 2, 4. 79. 
[28. 4. 79.) — 4. II. 32. [2. II. 34. 
2) Schön DRP. gegen Beiſert (bis 4 II. 48. am- 19. 5. 79); 
wiedergewählt. 
3) Dr. Hammacher (N.X.) gegen Herbert v. Bismard (bis 4. II. 75. 


am z 7. 79.) 
4) Reinhardt (DNB) gegen Stlevogt und Bod (bis zur Mandats: 
niederlegung am 20 2. 80.) . 


5) v. Arıswaldt (Eentr.) gegen v. Strudmann (bis 4. III. 24. 
am 6. 4. 80.); wiedergewählt. 
6)Dr Friedenthal (D.R BP.) gegen Franz und Kapell (bis 4. IV. 33. 
am 26. 4 81) 
Bring Hobenlobe-Dehringen (DRFP.) gegen v. Aulock (bis 4. 
1V. 34. am 27. 4. 81) feit 13. 3. 80. 
8) v. Schlieckman n (fonf.) gegen Wander {von 13. 12. 79. bis 4. 
IV. 38. am 5. 5. 81.) 
Davon find 4 Mitglieder der DNB ; 2 der fonfervativen, 1 Gentr. 
und 1 Nationalliberal. 
Dr. Hammacher ift Mitglied der Reichsſchuldenkommiſſion, in IL. Seji. 
der Kommiſſion für den Reichshaushalt, der Zolltarifkommiſſion 2c.; Schön 


K ber Nehnungsprüfungstemmiliten. 


Mit 115 aegen 113 Stimmen wird am 9. April 1878 in 3. IL. 32. Subamendement 
Endter. zum Bıcheiniuhrverbot Antrag Struckmann angenonmen, 

Es kommt mur noch Kariten in Betracht, dejjen Geaner Hartmann ebenio wie N. 
geſtimmt haben wiirde, wenn, was nicht feitzwitellen iſt, K. üherhaupt jeine Stimme abgegeben. 

2) v. inoblocy Bärwalde legte ſchon 4. Feb. 1879 jein Mandat nieder, deiien Ungiltigkeit erjt 
28, April 1879 ausn ahmswe iſe nachträglich vom Hauſe feſtgeſtellt wurde. Val. die Klammerzaählen. 

9 Die erſte Wahl von Schliechmanns in Gumbinnen wurde in 4. Legislauur nur durch 
Beichwerde angefochten. Erjt die Erjapwahl vom 3. Dezember 1879 führte zu Proteit und 
Kailirung. Er hat alſo bis zur Erſatzwahl berechtigt theilgenommen. 
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In der J. Seſſion iſt keine Abſtimmung vorgekommen, bei der ein Ein— 
fluß der unberechtigten Stimmen zahlenmäßig zu konſtatiren wäre. 

a) 121 Ja, 114 Nein. Unteramendement Dr. Lingens zur Sonntags— 
ruhe der Poſtbeamten am 26. 3. 79) — (4. II. 26. (Bu Reſolution 
der IX. Kommiſſion. 

b) 107 Nein, 101 Fa Abgelehnt Amendement Mebring: Zimmermann 
zur Stempelfteuer. 

e) 105 Ta, 102 Nein. Antrag von Mirbach zu den Holzzöllen (litera e) 
angenommen. Schön und v. Knobloch-Bärwalde nicht mehr im Haufe: 
4. II. 60) — (16. 6 79. Bei vorbergegangener namentlicher Abjtimmung 
it Dr. Hammacher anmejend, v. Arnswald fehlt ohne Entichuldigung. 
Ebenſo Reinhard. 

d; 116 Nein, 114 Ja am 27. 6. 79) — (4. II. 67. Antrag vd. Heere— 
mann zur Zolldebatte über Lumpen abgelehnt. 

e) 118 3a, 117 Nein, am 7. 7. 79 — (4. 1]. 67.) Antrag Dr. Windt: 
borjt im Artikel 2 über Schanfwirthichaften „Landesgeſetzgebung“ ſtatt 
Landesregierung zu feßen. 

f) 153 3a, 152 Nein. Antrag v. Ow, Drudjachen. Nr. 380 II. — 
11. 7.79 — 4. II. 76. 

g) 109 Ja, 107 Nein, am 12. 3. 80. — 4. III. 17. Dritter Poft- 
direftor bewilligt. Ob Mr Friedenthal und v. Schlieckmann theil- 
genommen, ift nicht ficher feitzuftellen. 

h) 111 Fa, 108 Nein Antrag Ridert und Genoſſen zu Antrag Graf zu 

Stolberg (Getreidezölle). Die Unberechtigten, fall® anweſend, ſtimmten 

wahrfcheinlich mit der Minvrität. Dr. Friedenthal fehlte vorher "bei 

namentlicher Abſtimmung. 

125 Ja, 125 Nein, am 10. 5. 80. — 4 III. 49. Antrag vd. Bennigfen 

auf Rückverweiſung an die Nom. (Elbichiftahrtsafte abgelehnt.) 

v. Hohbenlohe:Debringen, v Scliedmann find anweſend, nehmen 
wenigitens an der gleich darauf folgenden namentlichen Abjtimmung 
Theil. Dr. Friedenthal fehlt entichuldigt. 

Ueber 5 5. 80. kommen die Abſtimmungen der 4. Legislatur nicht 
mehr in Betracht. v Schliedmann hat noch an 2. Leſung über das 
Dieniteinfommen und feine Beltenerung, die nach Beſchluß nicht 15°, 
überiteigen darf, (135 gegen 134 Stimmen) Theil genommen. Die 

3. Leſung findet einen Tag nach feiner Exkluſion ftatt. 

. Fünfte Xegislaturperiode 

Es fommen in Betracht: 

a) I-10 Mandate von zweifellojer Ungiltigkeit: 

1) Riekert-Ulm (D.RP.) gegen Hähne und Waldburg 3. Tr. (bis 

5. 1I. 13 am 7. 6. 82) 

2) Hempel (Fr. P.) gegen v. Schent (bis 5. Il. 20. — 16. 6. 82) 

wiedergewählt. 

3) Yenzmann (FrB.) gegen Berger (bis 5. II. 31. am 13.1. 83.) 
wiedergewählt. 
4 Dr. Clauswitz (DNB. gegen Dr. Horwig (bie 5. 11. 52. 

am 13. 2. 83.) 

5; Dr. Hänel (Fr-P.) gegen Heingel und v. Neventlow bis 5. IL. 83. 
am 9. 5. 83.) 


. 
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6) ——J nen (fons.) gegen Wöllmer-Bebel (bis 5. IV. 26. 
am 1 4.) 

7) — (N.L.) gegen v. Hertling (5. IV.28. am 15. 5.84.) 

8) Leuſchner (Sadjen) (DRB.) gegen Auer (bie 5. IV. 49 
am 24. 6. 34.) 

9 v. S zau iedi (Pole) gegen ne umd Feige ) „; c 
(bis 5. IV. 43. am 27. 6. — 
0) Futſchhach, — gegen Schuler (bis 5. IV. | 5. Reaislatır 
43. am 27. 5. 84.) 


) 11-13 Mandate, die wahricheinlich bei Endbehandlung für ungiltig 


erflärt on 

11) v. Schorlemer-Alſt (Gentr ) gegen Dr. Löwe. RT 

12) Schmidt-Elberfeld Fr.P.) gegen Dr. en 
Oppenheimer. | am 28. 6. 84 

13) Mahla (N.L) gegen Sartorius jeit 25. 6. 83. 

14-—-20 Mandate von zweifelhafter Entſcheidung. 

14) v. Staudy (fons.) gegen Wegmanır. 

15) Dr. ars ML.) gegen Knobel. 

16) Stoll (Fr.B.) gegen Graf Behr. alle fieben bis 

17) Ruppert (Gentr.) gegen v. Schlör. zum Legislatur— 

15) Reich (fonj.) gegen Weigang und Seller. | Ihluß am 





19) Dr. v. Schwarze (D.R.B.) gegen Liebfnedht 28. 6. 84. 

und Suſt. 

20) Niethammer (Fr.P.) gegen Lingfe und Viered. 

Es fünnten noch in Betracht gezogen werden zwei ebenfalls nicht zur 

Entjcheidung gebrachte Mandate, für die nach der ©. 15 und 16 vorgenom- 

menen an die Giltigkeitserflärung mehr Wahrjcheinlichkeit batte: 

(2i- 
21) v. Ei: Braunfels (foni.) gegen v. | beide am Schluſſe 
Waldſchmidt. der 5. Legislatur 

22) Ebert (fonj.) gegen Liebknecht. | unerledigt. 

Die Parteien find, wenn die Mandate I—13 in erfter Linie ins Auge 

gefaßt werden, jo an denjelben betheiligt, daß bei der Anweſenheit 

aller die fonjervative und liberale Seite ziemlich gleiche Vortheile bat. 
Zieht man jämmtliche 22 Mandate in Betracht, jo verjchiebt fich 
das Verhältniß zu Gunften der rechten Seite des Haufes, da die liberalen 

Mitglieder Hempel, Lenzmann und Dr. Hänel fehr früh 

ausjcheiden. 

1) Am 15. 12. 81. (5. I. 16) wird mit 136 gegen 134 Stimmen 
auf Antrag Nichter Abendfigung beichlofien. 

2) „ 16 1. 82. (5. I. 26) wird mit 115 gegen 109 der Antrag 
Schulse-Deliic zur Neblausfonvention abgelehnt. 

3) 1. 82 5. 1. 35.) wird mit 118 gegen 113 Stimmen 
— v. Benda auf Ueberweiſung von Anträgen an die 
Budgetkommiſſion angenommen. 

4) „ 15. 6. 82 (5. II. 19. wird mit 155 Ja zu 150 Nein der 
Kommillionsantrag in Sachen Tabafsmonopol angenommen. 

Bon den 1 dabei bejonders im Frage kommenden Mitgliedern 


Miekert ift nicht mehr und Mahla noch nicht) fehlt bei vorber: 
gehender namentlicher Abjtimmung nur Prinz Handjery. 
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5) Am 


6) Am 


7) Am 


8) Am 


9 Am 


10) Am 


16. 2. 83, (5. Il. 55.) wird Antrag Dr. Lingens über Sonn- 
tagspoftjochen mit 103 gegen 103 Stimmen abgelehnt.*) 


4. 4. 83. (5. II. 57.) wird der fonfervative Antrag (v. Wendt) 
auf Berweifung der Holzzöllevorlage an eine Kommiffion mit 
1356 gegen 135 Stimmen angenommen entgegen dem liberalen 
Antrage auf fofortige Verathung im Plenum. Am Neuer: 
öffnungstage nach einer Vertagung waren v. Vollmar und 
Frohme bei der Rückkehr aus Kopenhagen verhaftet reſp. ſiſtirt 
worden (am 3. 4. 83.) und v. Vollmar hatte nicht zur Ab— 
ſtimmung erfcheinen können. 


7. 4. 83. (5. UI. 60.) 

x) Antrag Heydemann und Dr. Blum zu $ 35 der Gewerbe 
novelle: Ya 128, Nein 127. 

3) Abi. 2 Handel mit gebrauchten Kleidern 130 Ja, 129 Nein. 

y) Ueber Gefindevermiether: 130 Ja, 128 Nein. 

10. 4. 83. (5. II. 62.) 

x) Gewerbenovelle: Antrag Dr. Baum: 


bady auf Streihung in S 56 b: Wein 139, Ja 135. 
3) Gewerbenovelle: Antrag Dr. Baumbach 

MODE an 
y) Gewerbenovelle: Nr. 3 Antrag Dr. 

Baumbadı ee, a 66 
3) Gewerbenovelle: Nr. 4 Antrag Dr. 

Baumbach a a a 138, „ 1385. 


11. 4. 83. (ö. II. 63.) 
=) | zwei Anträge Dr Baumbach werden J Nein 143, Ja 143. 


I abgelehnt mt » » 2 22.10 m 144, „ 148. 
2) 8 57b. Wr. 3 wird mit. . . . „143, „ 147, 


aufrecht erhalten. 
12. 4. 83. (5. II. 64.) 
x) Antrag Dr. Baumbach zu $ 59 


Nr. 1 abgelehnt mit . . . 


. 180 Ja gegen 130 Nein. 
38 60, erjter Abjag, mit konfer: 


vativer Majvorität . . . » . 189 „ „127, 
y) 8 60 e entgegen Antrag Dr. 
Baumbach . . 145 „ „ 12 


5) Antrag Dr. Baumbach auf Yen: 
derung zu 8 42 der Kommiſſions— 


beihlille - -: : » 2 2... 142 ,„ „ 186 
€) Zu Artikel 6 $ 42 Abſ. 2 An- 

trag Baumbach angenommen . 147 „ „142 „ 
5) Zu Artikel 8 Antrag Baumbad) 

abgeleıt . . 2 132 138 „ 


) Am 29. Januar 1883 (5. II. 41) wird mit 117 Ja gegen 111 Nein dur Hammel— 


fprung eine Kaferne für Gardetrain in Berlin bewilligt. 
Gm 15. Februar 1883 (5. I. 54) wird mit 134 Nein gegen 129 Ja der Bau der 
Spandauer Garniſonkirche abgelehnt. 
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11) Am a 4. 83. (5. II. 60.) 
@) Aufrechterhaltung in $ 44 ab: 
gelehnt 


B) Reſt von 841 Nr. 3 abgelehnt mit 146 


12) Am 21. 4. 83. (5. II. 69.) Sranfenver: 
fiherung der Arbeiter Abj. 2 J 


8 3 abgelehnt mit. . . 102 


13) Am 7. 5. 83. (5. II. 81.) 
a) Antrag Dr. Baumbadı zur Ge: 
werbeordnung 8 148 Ziffer 6 


Zuſatz abgelehut. . . 125 
B) 8148 nach Antrag der Kommiſſion 131 


14) Am 25. 5. 83. (5. II. 86.) 
@) Antrag Dr Hammacher zu Stranfen: 
verficherung S la angenommen . 
B) Namentl. Abjtimmung, ob Sa ent: 
gegen Antrag vd. —— — 
erhalten werden ſoll 


damit iſt 8 1a abgelehnt. 
15) Am 28. 5. 83. (6. 1. 88.) In namentlicher 
Abjtimmung wird Antrag Dr. Baumbach 
(über Erlaubniß für —— — 
ungen) verworfen. 
16) Am 30. 5. 83. 65. II. 91.) 
x) 8 56a Nr 1 entgegen Antrag Dr. 
— aufrechterhalten . 
5) 8 56b nad ae ZUR ange 
nommen 
17) Am 31. 5. 83. (5. II 92. ) Aikran Dr. — 
zum a 8 57 
18) Am 7. 6. 83. (8. 
— Antrag —5— 
19) Am 26. 5. 84. (5. 1V. 41.) Dritte Ber 
rathung des Antrag Ackermann und 
Genoſſen wegen Ergänzung des 8 100 e 
des Gewerbeabänderungsgeſetzes vom 
18. 7.81. In namentlicher Abſtimmung: 
Kutſchbach, v. Schorlemer-Aljt und v. 
Stzaniedi fehlen; Mabla und Schmidt: 
Elberfeld ftimmen mit „Nein.“ 
Ber der Geſammtabſt. duch Hammelfprung 


93.) Togesorbmung 


10. Sedhite Legislaturperiode. 
In 6. Legislatur wurde nur eine Wahl für ungiltig erflärt (Gott: 


burgjen). 


Ja gegen 
44 


" 


” 


Nein 
150 „_ 
146 „ 
102 
125 
130 


Ja 137, Nein 134. 


lib 


134, 


137. 


(£onf.) 


Ya 137, Nein 142. 


159, 


154, 


" 


153. 
151. 


149. 


123. 


156. 


150. 


Zwei andere, bei denen die W.P K. gleichen Beichluß gefaßt, 
famen nicht zur offiziellen Erledigung, Ebert legte fein Mandat nieder 
und Zeiß bebielt es bis zum Ende der Legislatur, da die Sache nicht zur 
Verhandlung geftellt wurde. 


Bahlprotefte und Wahlbeihwerden in den fieben erjten Legislaturperioden 45 





E3 handelt jih um 12 ftarf angefochtene Wahlen, die nicht zur Ent— 
ſcheidung gebracht find. 
a) 1—2 zweifellos ungiltig. 
1) Sottburgfen (R.L.) gegen Johannſen und Heingel (bis 6. II. 23. 
am 13. 1. 86.). 
2) Ebert (konſ.) gegen Liebfnecht (bis 6. II. 20. — 8. 1. 86.) 
ſcheidet aus. 
b) 3—7 wahricheinlich ungiltig. (Vergl. ©. 13 ff.) 
3) Viſſering (N.L.) gegen Ahlhorn. F. 
4) v. Goldfuß (fon).) (DNB) gegen Gold: 
ſchmidt-Berlin. 
5) Dr. Lotz (konſ.) gegen Pfankuch. 
6) Dr. Kropatſchek ckkonſ) gegen Nade- | 4—9 bis Ende ber 
macher und Bebel. 6. Legislaturperiode 
7) Zeig (NL) gegen Dr. Baumbach. anweſend. 
ec) 8—9 zweifelhafter Entſcheidung. 
8) Hellwig konſ. gegen Frohme. 
9, Dr. Groß N.L.) gegen Dreesbad). 
d) 10—15 wahrſcheinlich ailtig. 
10) Eugen Richter (Fr. BP.) gegen v. Eynern. 
il) v. Puttkammer-Plauth (kon) gegen Dirichlet. 





12) v. Funke (fons.) gegen Hirfchberger und Mar Kayſer. | 10—15 
13) Dr. Meyer:Halle iSec.) gegen Täglichsbeck. wie 
14) v. Ungern-Sternberg (fonf.) gegen Hegemann, 4—9, 


Dr. Häuel ꝛc. 
15) Meier:Bremen {R.L.) gegen E. Nichter, Liebfnecht ze. 
Anders als in 5 Legislatur, wo die nicht zur Enticheidung gebrachten 
Mandate fich auf die verfchiedenen Parteien vertheilten, handelt es ſich 
bei den umgiltigen, wahrſcheinlich ungiltigen und zweifelhaften Mans 
daten der 6. Legislatur nur um Einbuße für zwei, meiſt Schulter an 
Schulter fümpfende Parteien, Nativnalliberale und Nonfervative, Die 
jede ein Mandat (Gotrburgien und Ebert) geopfert haben. Dadurch, 
daß man die weiteren Wahlen der Eutfcheidung entzieht, bleiben noch 
4 fonjervative und 3 mativmalliberale Mandate als Ueberſchuß zur 
Verwendung; die Erledigung der legtaufgeführten Wahlen (Nr. 10 — 16) 
hätte das Mehr von 7 Stimmen nicht geändert, da bei ihnen gegen 
die 3 konfervativen Berlujte 2 Fr PB umd 1 See. zu kaſſiren ftanden. 
f}‘) 1) «@) 14V Nein, 135 Ja (Präj. Nein‘) Zulldebatte. Autrag Wör: 
mann zu Antrag Nichter 6. I 53. — 10. 2. 85. 
B} 135 Mein, 134 Ja (Präſ. Nein) Antrag Schrader: Raps, 
Rübjam, Mohn an XVI. Kom 


i) Noch in Betracht zu ziehen iſt: 135 Ja, 128 Nein, Antrag Dr. Witte auf Rüd- 
verweilung von Titel 3 (Reichsberſicherungsamt) 6. 1 20 — 9 1. 85. 

*) In den wichtigiten Abſtimmungen jtehen auf Seiten des Präſidenten geichlofien die 
12 Stimmen: Ebert v Funke, v. Goldfuß, Sortburgien, Dr. Groß, Hellwig, Dr. Kropaiſchek, 
Dr. Loß, v. Puttkammer Plauth, v. Ungern Sternberg, Viſſering, Zeig, mitunter als 18.: 
Meier Bremen. 

Bei Kaſſirung der Wahl Gottburaien in 6. II. 23. wurde der Grundjag noch aner— 
Bannt, das ein generelles Verſammlungsverbot gegen eine Partei die Kaſſirung der Wahl 
derbeifübre; feine weitere Anwendung würde die Kaſſirnng der meiſten der in Frage jtehenden 
15 Babten zur Folge gehabt haben. Vergleiche ©. 45 fi. 
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152 Nein, 144 Ja. Namentliche Abftimmung: Antrag v. Schor: 
lemer-Alft incl. Einfügung Trimborn: Mais und ſyriſchen 
Dari 1,00 (jtatt 0,50). 
Nein: Sottburgjen, Ir. Groß, Meyer:Halle, Richter, Zei. 
Sa: Dr. Kropatichef, Dr. Log, v. Puttkammer-Plauth, 
v. Ungern-Sternberg. 

2) a) 170 Ya, (Stebenlajjen), 159 Nein. 6. 1. 68. — 13. 3. 86. 
Poitdampfihifiahrtslinie. 2. Berathung Antrag Richter auf 
Streihung der Worte „ſowie Auſtralien“ abgelehnt. 

In namentlicher Abflimmung Meyer— vr und Richter gegen 
die 13 Stimmen der Anmerkung 2 ©. 
5) 166 Sa, 157 Nein. Namentliche rs über Antrag 
Die auf Streichung der Worte „und Afrika“ angenommen. 
y) 170 Ja, 154 Nein. Namentliche Abftimmung über Antrag 
Nintelen zu S1 der Negierungsvorlage verworfen. (Stehen: 
laſſen der Vorlage beichlofjen.) 
Die Entjcheidung geben die 13 Stimmen unter Note 2 ©. 45. 

3; 155 Wein, 144 Sa. SHolzzolldebatte, 2. Leſung. Kommiſſionsan— 
trag Cl und C2 abgelehnt. Es ftimmen 5 von den 13 für Nein; 
entichuldigt find v. Funke, v. Goldfuß. 6. I. 71. — 19 3. 85. 

4) 141 Nein, 140 Ja. 6. 1. 72. — 20. 3. 85. Kommiſſionsan— 
or über Holzzölle d, e, f. (Präfident: a.) 

x) 163 Nein, 156 a. (Bräfident: Nein.) 6.1. 74. —- 23. 3. 85. 
Bojtdampfichiffahrtslinie 3 Berathung. Eventualantrag Richter, 
zwiſchen: ſowie — Auſtralien einzufchieben „Feſtland“. 

5) 166 Ja, 152 Mein. Entgegen Antrag Richter werden die 
Worte „Jowie Aujtralien“ aufrecht erhalten. Ausſchlag bei 
den Stimmen unter ©. 45 Note 2 

6) 110 Fa, 109 Nein. ——— Ja.) Zolldebatte Nr. 5 Poſition k. 
6. 1. 78. — 16. 4. 

7) 102 Sa, 99 Wein. (2 — v. Frankenſtein: Ja; lib. Schriftführer 
Eyſolt: Nein.) re Antrag v. Schorlemer- Alft unter E. g. 3. 
6 1. 79. — 17. 4. 

8) 100 a, 106 en, Namentliche Abjtimmung. Zolldebatte. 
Kommiliionsantrag 55 = Nr. 5 der Negierungsvorlage. Ja: 
7 Eonjervative Stimmen; Nein: 2 national., 1 FrP., 1 Sec; es 
fehlen Viſſering, v. Funke, Zeit und Meier von den unter ©. 45 
10 aufgeführten 15 Abgeordneten. 6. I. 84. — 23. 4. 85. 

9, 156 Sa, 152 Nein. Zolldebatte, Antrag Dr. Frege: Mais — 
ſyriſcher Dari: 1 Mark. (Bräi.: Ya.) 6. 1. 99. — 12. 5. 85. 

Seit 23. Sigung der II. Seſſion, wo Ebert (20. Siß.) aus: 
getreten, Gottburgjen kaſſirt ijt, fommen 13 Stimmen in Betracht. 

10) 105 ir 100 Fa. Mearineverwaltung Titel 2 Avifo. 6. II. 34. 
27. 1. 86. 


g) Für die ſonſtigen Abjtimmungen der 6. Legislatur fommen fo enge 


Differenzgrenzen nicht in Betracht. Die Zahl der anzuführenden fünnte 
allerdings aus I. und Il. Sejjion und auch aus III. und IV. Sefjion 
erheblich vergrößert werden und zwar unter der Fiktion, es feien an 
Stelle der oben aufgeführten Abgeordneten folche entgejegter Partei als 
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berechtigt anzunehmen. Dann wären alle Abjtimmungen aufzuführen, 

in welchen feit 23. Sigung der II. Seſſion es fich um Stimmodifferenzen 

innerhalb 1—18 Stimmen [(13-—4).2] handelt,‘ jofern fich nicht nach— 
weifen oder als wahrjcheinlich zeigen läßt, daß im betreffenden Falle 
die nationalliberalen Stimmen gegen die fonlervativen geitanven haben. 

11. Siebente Yegislaturperiode. 

In dieſer Legislatur find eine Neihe Wahlen durch die Majorität 
theils beanſtandet, theils nicht einmal beanjtandet, troß ſehr jchtwerer Be: 
denfen (3. 3. bei Dr. Götz) für giltig erklärt, da der Hauptſache nach 
der Grundjag feitgehalten wurde, es genüge der Nachweis genereller Ver: 
bote und Beeinfluffungen nicht, wenn nicht zugleich feitgeitellt werden könne, 
welche Anzahl von Wählern fih auch thatſächlich dadurch habe 
beeinfluffen laſſen. 

Nur 3 Mandate fommen nach dem für die vorbergebenden Legis— 
laturen beobachteten Modus in Betracht. 

1) Neubarth (D.NB.) 7 Merfeburg, deſſen Sachen nicht im Plenum 
zum Bortrage gekommen: bis 12. 5. 87. Er legte das Mandat 
nieder, nachdem die W.P K. auf ungiltig entichieden. 

Dr. Reinhold (R.L.) 3 Arnsberg gegen Dr. Yangerbans bis 14. 2. 88. 

Trat aus demjelben Grunde zurüd. 

3) Dr. Websfy (NL) 10 Breslau gegen Eberty und Weichelfen bis 
14. 1. 90. Ungiltigfeitserflärung dur) das Plenum. Er bat in 
allen Seſſionen eine jehr lebhafte Thätigkeit entfaltet, 16 mal ge: 
jprochen, Anträge, Nejolutionen geitellt und in mehreren Kommijjionen 
geſeſſen. (Rechnungskommiſſion und VIII. Kommiſſion.) 

Die ſämmtlichen Abſtimmungen mit kleiner Stimmdifferenz ') 
in Diefer Legislatur liegen fo, daß eine direkte Einwirkung ungiltiger 
Stimmen nicht nachweisbar ilt. 

Wie Schwerwiegend e3 in andern Legislaturen geweſen, dürfte 
aus den angeführten Daten ausreichend erbellen. 


se 


) Die Abſtimmungen 7. 11.49, 29. Februar 1888 mit 115 Ja, 110 Nein und 7. IL. 54 
am 6. Mär; 1888: 109 Wein, 104 Ja wären nur in Berracht zu ziehen, wenn man als 
der annehmen wollte, e8 würden an Stelle von 1 (Neubartb) und 2 (Dr. Reinhold) bei 
früherer Neuwahl politiiche Gegner durchgekommen fein. Das bleibt aber ziweitelhait 
Nur Dr. Websky kann berechtigt in Betracht gezogen werden. 

Aehnlich läge e& dann mit 7. IV. 51. 3. April 1889, wo die Wahl Heunebergs mit 
13% gegen 132 Stimmen durch Hammelſprung für giftig erklärt wurde. 





Erlänterungen zu den Beilagen. 


Beilage A. 
Die Wahlprüfungskommiffionen nad der Parteizugehörigkeit ihrer Mitglieder. 


1) Abtheilung A führt jänmtlihe 18 Wahlprüfungscommiifionen und ihre Zujammenjegung 
nah der Zugehörigkeit der Mitalieder zu den Fraktionen der Reichstage auf. Erfter und 
zweiter Borligender find jedes Mal unterftrihen und mit (I) und (11) marfirt. 

2) Abtbeilung B weiit nad), wie viel Mitglieder in jeder Sejfion neu gewählt find, rejp. im 
Laufe der Seifion zur Ergänzung eintraten. 

3) Abtheilung C zeigt, wie ort die einzelnen Mitglieder der W.P.K. angehört haben. 

Die unter 10 Unteritrihenen huben bisher feiner hüheren W.P.K. angehört, jondern 
jind in I. Seſſ. der 8. Legisl. zum eriten Male in dieſe Arbeit eingetreten. 


Beilage B. 


Die Protefte und Befhwerden der firben erften £egislaturperioden nad) ihrer 
Vertheilung auf die einzelnen Wahlkreife und nad) der Kolge des Eintritts 
der Wahlkreife mit folden. 


Uebſt einer Ueberficht über die bis zur Bertagung der I. Seſſſon der 8. £egis- 
laturperiode verhandelten proteliirten Wahlen, 


1) Es jind in Columne I--VII die preußischen Wahltreife, in VIIT—XTV die außer 
preuhiihen behandelt. Columne I und VIII enthalten die laufende Nummer der in 
alphabetiſcher Reihenfolge auigeführten 31 preußiſchen und 32 außerpreußiſchen größeren 
gemeinjamen Berwaltungsbezirke, innerhalb deren die in ihnen enthaltenen Wahltreije 
oificiell durch Ziffern bezeichner zu werden pflegen. 

2) Columne II und IX geben die officielle Bezeihnung des größeren Berwaltung&bezirts 
(Landgebiers). 

8) Columne 111 und X geben die Zahl der in jedem Landgebiet vorhandenen Wahl- 
freife an. 

4) Colnmune IVa und b und Xla und b geben Anzahl und offizielle Bezeichnung (durd 
Ziffer) derjenigen Wahlkreiſe, welche in den 7 erjten Legislaturperivden weder Protejt 
noch Beſchwerde eingejender. 

5) Columue Va—e und Klla-e geben in zifſernmäßiger Bezeichnung der Wahlkreiſe den 
Nachweis, wie viele derielben und welde aus demjeiben Landgebiete einmal, 
zweimal bis jünfmal mit Protejt erjchienen find und zwar innerhalb der eriten 7 Legis— 
laturperivden. 

In Vi—g und XIlfg find die Wahlfreije aufgeführt, welche eine oder zwei 
Beſchwerden eingefendet. 

6) Columne VI und XII bezeichnen die Wahltreije, aus welcher in 8. Legislaturperiode 
bis zur Vertagung der I. Seſſion Wahlanjedynungen vifiziell befanmt geworden waren. 

7) Columne VIla—o und XlVa-—o bezeichnen für jede Legislatur bejonders die 
jenigen Wahlkreiſe in den einzelnen Landgebieten, die in der betreffenden Legisfatur 
zum eriten Male mit Protejt oder Beſchwerde erichienen, nachdem fie ſich bis dahin 
intakt gehalten. 

(Bann aus einem Wahlkreiſe die legte Nemonftration innerhalb der 7 eriten Legis— 
laturen ergangen, zeigt Beilage DI und DIL) 


Beilage C. 


1) Die Rubriten I—V geben nacheinander: Jahr, Legislaturperivde, Seſſion, Zahl der 
Sitzungen in der Selten und Dauer der Seſſion an, 

2) Ju Eolumne VL it die Zabl der in betreffender Seſſion abgehaltenen Sipungen vers 
zeichnet und find diejelben für jede Leqislaturperiode jummirt, in welder Wahlverhands 
lungen jtattfanden. 
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3) Eolumme VII führt in Bruchform auf, in welcher Sitzung (ned laufender Nummer der: 
jelben) Wahlen behandelt find (Zähler des Bruches' und wie viel Wahljadien Segen: 
ftand der Verhandlung geweien Nenner des Brucher). 

4) Zeit Einjegung der W. P.-C. bezeichnet das A hinter der Zahl im Nenner, dal; joviel 
Babliahen von den Abtheilungen dem Plenum vorgemragen find, der Buchſtabe W 
binter dem Nenner, wieviel Wahlſachen durd die W.P. K. vorgeführt find. 

5) Eolumne VIII giebt die Zujammenjtellung nad) Seſſionen und Legielaturen. 


Beilage D! 2 


Die preußifchen Wahlkreife nach der Beit ihres Austritts (Columne II) mit 
Protet oder Befchwerde, die Gefammtzahl der Proteſte mit Angabe der Legis— 
laturperioden, in der fir erſchienen und die Wefultate derfelben. 


I) Ueber die 147 preußiihen Wabltreiie, aus denen im Yauie der eriten 7 Legielatur— 
perioden Beſchwerden oder Proteite eingelaufen, wird in Fortlauiender Nummer nad) 
alphaberiiher Reihenfolge der Wahlkreiſe (Eolumme I) nadıgewieien: 

a) In welcher Legielaturperiode zu letzt Proteft oder Be dnwerde erfolgt (Columne IT). 
b) Die vificielle —“ des Wahlkreiſes (111) und die Dauptorie (IV. 
ec) In welchen Legislaturen und überhaupt wiepiel Beſchwerden und Protejte in 
in dieſen Wahlkr iien erfolgt find Columne Va und b). 
d) Welche formelle Erledigung die 861 als proteftirt bebandelten Wablen geiunden 
haben, (Columne Vi) oder ob fie micht zur Erledigung gelangt jind. (Kolumne VIln, 
a) ob jie ohne Branitandung für gültig oder ungültig erklärt find? 
(Columne Vla und b) 
P) ob fie beanftander worden find? Columne VIe). 
y) ob die beanitandete Wahl für gültig oder ungültig ertlä t iit? (Eolumme 
VId umd e) 
e) Aus welchen Gründen eine formelle Erledigung nicht ftatigefunden har? 
(Eolumne Vlla-c) 
a) Wegen Todes (a). 
A) Wegen Wandatsniederleaung (b). 
y) Begen Schluß der Legielaturperiode (ec). 
f) Welche bejonderen Umjtände bei dem Mandat zu bemerken find. Columne VIIT.) 


Beilage D 


Die augerpreugifchen Wahlkreife nach der Beit ihres Austritts (Columme II) 
mit Proteft oder Befchwerde, die Geſammtahl der Proteite mit Angabe der 
£tg:slaturperiode, in der fie erſchienen und die Ueſallate derſeiben. 


1) Ueber die 92 anferpreußiichen Wahltreiie, aus denen im Laufe der 7 eriten Legislatur— 
perivden Beichwerden oder Proieſte einarlanfen, wind in fortlauienderı Nummer (Columne 1) 
nad) alphabetiſcher Reiheniolge der Wablkreiſe nachgewieſen: 

a) In welcher Legielatur zulept Prateſt oder Beſchwerde eriolgte (Columue II) 
b) Die oifizivle Benennung des Wahlkreiſes (Tot. 111) und die Hanptorte (IV). 
e) In welchen Legislatuſen umd überhaupt wieviel Beſchwerden und Proieſte in 
dieien Wabltreiien eriolgt jind? Col. Va und b). 
d) Welche formelle Erledigung die 361 als protejtirt behandelten Wahlen qriunden 
baben, (Evtl. VI), oder vb jie nicht zur Erledigung aetommen? (Columne VIl,) 
&) ob fie ohne Beanjtandung giltig vder ungiltig erklärt find? Eolumne 
Vla und b) 
B) ob fie beanitandet worden ?, (Tolummne Ve.) 
y) vb die beanjtandete Wahl für giftig oder ungiltig erflärt worden iſt? 
(Eolumne Vid und e.) 
e) Aus welchen Gründen die formelle Erledigung nicht ſtaugefunden har? (Columne 
VIla—e.) 
a) Wegen Todes (a). 
B> Wegen Mandarsniederlegung (b) 
y) Wegen Schluſſes der Legielaturperiode (c). 
f) Welche bejondere Umſtände bei dem Mandat zu bemerken find? (Col. VIII.) 
Aanalım des Deutſchen Reid. 1.92. 4 
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Beilage A. 


Die Wahlprüfungsceommiffionen nach der Parteiftellung ihrer 
Mitglieder. 
A.) 
1) 2. IV, 1876. — 7 Mitglieder. 
a. Nat.Lib.: 2 11. v. Bernuth (lb), 2, Dr. Oppenheim.) 


b. Gentr.: 2 (1. forcade de Biair (IM), 2. v. Heeremanır.) 
ec Fr P.: 1 (Barifius.) 
d. Eon]. : 2 (1. v. Buttlammer-Sorau, 2. v. Woedtfe.) 

7 


2) 3. 1. 77. — 14 Mitglieder. 
a. Nat.Lib.: 4 (1. Laporte, 2. Yeng, 3. Dr. v. Marquardſen (I), 4. Dr. Wagner. 





b. Gentr.: 4 (1. Haud, 2. v. Heeremann, 3. Dr. Mayer, 4. Dr. Nieper (ID. 
ce. Fr. P.: 2 (1. Eyjolt, 2. v. Sauden-Tarputicden ) 
d. Eoni.: 2 (1. v. Buttlammer-Sorau, 2. v. Schoening.) 
e. DRP: 2 (1. v. Schwarze, 2. Thilo.) 
14. 


3) 3. II. 1877/78. — 14 Mitglieder. 
a. Nat. Lib. 8 (1. Ball, 2. Yaporte, 3. Dr. vo, Marquardfen (1). 


b, Eentr.: + (1. Forcade de Biair, 2. v. Deeremann, 3. Dr. Mayer, 4. Dr. 
Nieper (11.) 
c. FrP.: 2 (1. Eyſolt, 2. Dr. Erhardt bis 1. Mai 1878, dann Herz.) 
d. Conj.: 2 11. v. Buntlammer-Sorau, 2 v. Schvening.) 
e. DRPB: 311. v. Arnim:Boigenburg, 2. v. Schwarze, 3. Thilo.) 
14. - 


4) 4.1. 1878. — 14 Mitglieder. 
a. NatLib.: 5 (1. Hal, 2. Yaporte, 3. Zeug, 4. Dr. v. Marquardfen (1), 
5. Ridert.) 
b. Genttr.: 4 (1 Forcade de Biaix, 2. vd. Heeremann, 3. Dr. Mayer, 4. Ir. 
Nieper (IND. 
ec. FrP.: 1 (Eniott.) 





d. Eonj.: 2 (Dr. v. Schliedmann, 2. v. Schvening.) 
e. DRPB: 2(1. dv. Schwarze, 2. Thilo.) 
14. 


>) 4. IE 1879. — 14 Mitglieder. 
a. Nat.Lib.: 41. Hall, 2. Zaporte, 3. Dr. v. Marquardſen (BD, 4. Yenp.) 
b. Eentr.: 5 (1. Forcade de Biair, 2 v. Heeremamı, 3. Dr. Mayer, 4. Dr. 
Lieber bis 31. März 1879, dann Kocdann, 5 Dr. Lieper (Ik) 
9. Mai 1879, dann v. Pietten; ſeit 23. Mai 1879 Grueterina (IN. 


c. FrP.: I (Dr. Menpdet.) 
d. Eoni : 2 (1. Dr. v. Scyliedmann; 2. v. Schoening; feit 14. Juni 1879 Saro.) 
LDRP.: 21. v. Geh, 2. Thilo. 

14. 


6) 4. III. 1880. — 14 Mitglieder. 
a. Nat.Lib.: 4 (1. Laporte, 2. Lentz, 3. Dr, v. Marquardien (D, 4. Roener.) 
b. Gentr.: 5 (1. Sruetering, 2. v. Heeremann (ID, 3. Kochann, 4. Dr. Lieber, 
5. Dr. Mayer.) , 
e. Fr.P.: 1 (Dr. Mendel.) . 
d. Eoni.: 2 (1. Dr. v Scliedmann, 2. v. Schwening.) 
e. DRP.: 2 (1. v. Geh; feit 5. März 1880 Sues. 2. Thilo; jeit 6. April 1880 
Richter-Meiſſen.) 
A!) Der erſte Vorſitzende und der Stellvertreter in jeder Seſſion ſind in Schwabacher 
Schrift und mit I umd II bezeichnet; die 7 Ergänzungsmitglieder in 6. I find nebſt ihren 
Stellvertretern mit * bezeichnet. 





» EEE — — — — 
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7) 4. IV. 1881. — 14 Mitglieder. 
Nat.Lib.: 3 (1. Laporte, 2. Lenß. 3. Dr. v Marquardſen.) 


a 
h. ©ec.: 1 (Schlutom.) 
e, Eentr.: 5 (1. Gruetering, 2. v. Heeremanı (IT), 3. Rodyann, 4. Dr. Lieber, 
5. Dr. Mayer.) 
d. 453 1 (Dr. Mendel.) 
e. Coni.: 2 (1. Saro, 2. v. Schoenina. 
f. DRPB.: 2 (1. v. Schwarze (I), 2. Sue. | 
14. 


35.1 1881/82. — 14 Mitglieder. 

a. Nat Lib.: 3 (1. v. Benulieu-Marconnay, 2. Jacobi, 3. Wölfel.) 

b. Seceſſ.: 1 (Dr. Dohrn ) 

ce, Gentr.: 4 (1. v. heeremann (I), 2. Kochann, 3. Dr. Lieber, 4. ruetering; 
jeit 29. November 1881 Euftodis.) . 

d. Fr.P.: 3 (1 Dirichler, 2. Parifius (II), 3. Rohland.) 

e. Conſ.: 2 (1. v. Brauchitſch, 2. v. Schoening.) 

f. DAB: 1(Dr v. Schwarze bis 10. Dez. 1881, dann dv. Unruhe-Bomit.') 

14. 


v5. 11. 1882.83. — 14 Mitglieder. 
a. Nat.-Lib.: 3 (1. v. Beaulieu- Marconnay, 2. Dr. v. Marquardfen (IT), 


3. Wölfel.) 
b. Seceſſ.: 1 (Dr. Dohrn.) 
ec. Eentr.: 4 (1. Gruetering, 2. v. Heeremann (N), 3 Kochann, 4. Dr. Lieber, 
jeit 9 Dezember 1882 Dr. Mayer; jeit 12. Jan. 18838 Schmidt: 
Eichitädt.) 
d. Fr B.: 8 (1. Dr. Hermes, 2. Dr. Moeller, 3. Dr Phillips.) 
e. Conſ.: 2 (1. v. Koeller, 2. Dr. Hartmann; feit 26. Jan. 1883 v. Manteufiel.) 
f. DVRP.: 1 iv. Unrude-Bomit.) 
14. 


10) 5. IV. 1884. — 14 Mitglieder. 


a. Nat.-Lib.: 3 (1. Dr. v. Marquardjen (IE), 2. Wölfel, 3. Dr. Meyer-Jena.) 
b. Seceſſ.: 1 (Dr. Dohrn) . 
c. Eentr.: 4 ı1 v. Heeremann (N, 2. Kodann, 3. Dr. Lieber. 4. Schmidt.) 
d. FrP.: 3 (1. Dr. Hermes, 2. Dr. Moeller, 3. Dr. Phillips.) 
e. Conſ.: 2 (1. v. Keller, 2. v. Mantenffel.) 
f. DTRP.: 16. UnrubeBomit.) 

14. 


316. I. 1884/85. — 14 ordentlihe und 7 Ergänzungämitglieder, letztere mit * bezeichnet. 
a. Nat.Lib.: 2 1 (1. Frande, 2. Dr. o. Marquardien; 1. Veiel.“) 
b. Gentr.: 4 Er 2 (1. v. Beeremann (NT), 2. Kochann, 3. Dr. Lieber bis 9. 
Dez. 1884, dann Spahn, 4. Shmidt-Eiitädt; 1. Strom: 
bei* bis 16. Dezember 1884, danı vd. Gravenreuth*, 
2 Rentelen*.) 

Fr.P.: 2 + 11. Pariſius, 2. Dr. Moeller bis 3. März 1885 und von 
24. März 1885 (Stellvertreter ijt Schmieder); 1. Schmieder* 
ſeit 5 März 1885 Behm*.) 

d. Conf.: 3 + 111 Maubad, 2. v. Kveller, 3. dv. Grammapfi bis 17. Ja— 

nuar 1885; für ihn v. Puttkammer-Plauth; 1. Dr. Lop*.) 

e. D.R.P.: l 1 (1. v. Reinbaben, 1. Müller*Marienwerder.) 

f. Soc.®.: 2 1 (1. Liebknecht, 2. Singer bis 3. Dezember 1884, dann 

v. Bollmar; 1. Singer.*?) 2; 


4+7 


— 


)ad51. Die Proclamirung der Wahl des v. Unruhe-Bomſt ſcheint vom Präſidenten 
teip. Bicepräfidenten unterlajien zu jein, aber jhon im Wahlprotofoll vom 12. Dezember 1881 
keht er für v. Schwarze unterzeichnet. 

ad 61. Nachdem Singer in 7. Sigung als ordentliches Mitglied zu Guniten 
3. Bollmar’3 ausgeſchieden, wird er von VI. Abtheilung al® Ergänzungsmitglied gewählt. 
Er unterzeichnet am 23. April 1885 als Berichterjtatter. 


4* 
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12) 6. II. 1885/86. — 14 Mitnlieder. 
a. Nat.Lib.: 2 1. Srande, 2 Dr. v. Marquardfen (IH) 
b. Eentr.; 4 (1 Kochaun (1), 2. Schmidt, 3 Spahn, 4. Rintelen, feit 8 März 
1886 v. Sravenreuth.ı 

ce. Fr.P.: 2 (1. Eyiolt bis 2. Dezember 1885, dann Edimieder bis 28. Mai 
1886, wo Dr. Moeller wieder eintritt. 2. Dr. Moeller bis 19. März 
1886; dann Halben.) 

d Eonf.: 3 (1. Bergmann, 2. v. Koeller, 3. v. ButtlammerPlauth.) 

e DRB: 1 lv. Reinbaben.) 

f. Soc.D.: 1 (Liebtnecht; jeit 4. Februar 1886 Singer; feit 21. Mai 1886 


Frohme.) 

g. Pole: 1 (Dr. v. Mycielsti.) 

14. 

13) 6. IV. 1886/87. — ya Anbei 

a. Naı Lib.: 1. Stande, 2 Dr. v. Marquardfen (IE) 
b. FE vo Beeremann (T), 2 Nobann, 8. Schmidt, 4. Spahn.) ' 
c. Fr P.: 2 ıl. Halben, 2. Dr. Moeller) 
d. Eonj : a (1. Beramanı, 2. Hahn, 3. v. Puttkammer⸗Plauth.) 
e. D. RP.: ıd. Reinbaben) 
f. Soc. D.: 2 Kräder, 2. Einger.) 

2. 


14) 7. 1. 1887. — 14 Mitglieder. 
a. Nat Lib.: 4 (1. Gibhardt, 2. Dr. v. Marquardfen (I), 3 Beiel, 4. Fieſer; 
jeit 18 Mai 1887 Francke.) 
b. Gentr.: 4 (1 Groeber, 2. Nodann. 3. Spahn, 4. Schmidt.) 
e. Fr.: 1 (Schmieder.) 
d. Eonj.: 83 1 v. Frieſen, 2 v. Koeller (ID, 3. v. Puttkammer-Plauth.) 
e. DRPB: 2 (1. v. Reinbaben, 2. Nobbe.) 


14. 


15) 7. IL. 1887/88, — 14 Mitglieder. 
a. Narvid.: 4rl Baurichmidt, 2. Peters, 3 Veiel, 4. Dr. v. Marquardſen (T). 
b. Eentr.: 4 1 Fritzen, 2. Öroeber, 3 Koch ınn (14), 4. Spahn; jeit 20. Jan, 
1888 Dejaniz v Gliszezinefi ) 


e. Fr.P.: 1 (Dr Hermes ) 
d Eonj : 3 ıl. v. Frieſen, 2. Degel, 3 v Buttlammer:Blauth.) 
e. DRPB: 2(1 Miüer, 2. v. Neinbaben.) 

14. 


16) 7. IV. 1389459, — 14 Mitalieder. 


a. Nat Lib: 4 (1. Dr. vo. Marguardfen (MD, 2 Peters, 3 Reiel, 4 Schneider.) 

b. Er.: 4 (1. v. Gliszezinski. 2 Groeber, 3 Kodann (I), 4 Schmidt ) 

ce, 9 P.: 1 (Dr. Germes.) 

d. Eoni.: 3 (1. Heart. 2. v. riefen; jeit 14. Mai 1889 v. Staudy, 8. v. Putt- 
fanımer Plauth: jeit 14. Mai 1889 v. Weyrauch.) 

e. DRPB:_ 21. Müle, 2. v. Reinbaben.) 


14. 


17) 7. V. 1889 99. — 14 Mitglieder. 
a. NarLid.: 4ıl. Dr vo Marguardien (BD, 2 Scmeider, 3 Beiel, 4 Peters; 
jet 29 November 1889 Gott! urgien.) 


b. Eentr.: 4 (1 rigen, 2. Ko hanun ID), 3. Örveber, 4. Dejaniz v. Gliszczinski.) 

e. Fr.P.: 2.1 !r. Hermes, 2. Zdmeder) 

d. Evmj.: 8.1. Hegel, 2 v Burlanmer Plaum: ſen 22 November 1889 
Vobp. 3. v. Frieſen; jeit 29 November 1889 v. Malpahır-Ranielow.) 

e. DRP. 1(. Reinbaben.) 


MM. 


AM ee — 
— ui, 
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18) 8. I. 189001. — 14 Mitglieder.’ 


a. Narkib.: 21. (Dr. v. Marquardien, 2. Schneider.) 
b. Gentr.: 4 (1 Evers, 2. rigen, 8. Gröber, 4 Kodann (IT). 
e. Fr.P.: 3 (1. Dr. Doben, 2. Dr. Hermes (Jauer, 3. Schmieder (D. 
d. Eonj.: 2 (1. Dr. Mehneri, 2. v. Steinau:-Steinrüd.) 
e. DRE: 1 Müller; jeit 30. Juni 1890 v. Hellmann.) 

f. Soc. D.: 1 Auer.) 

_ g. Pole: 1 (v. Komierowäfi.) 
14. 
B. Wedel der Mitgliedfhaft in den Schionen. 

1) Zu 3. I. traten 12 neue Mitglieder ein. 

2) 83 U. 4. — „ (1 Ergänzungsmitglied.?) 
8) „LI „ 2. ” " 

4) „4.1. „ 7. w „» GEM.) 

>) " 4. II. ” 3 ” * " (2 E.M.) 

6) 3 4. IV. " 1 ” ” * 

7 5. IJ. Po u „ BER.) 

8) 5. UII. 7 6 E.M) 

9) * 5. IV. 1 ” ” * 

10) „6.1. a ee z „. 9 EM.) 

114. 5:8: IE 3 43 . „ RBEM) 

Im 8% Ri R 
13) e⸗ 7. I. ” 5 * * " 

1er. 3:1) 5 a .„ LER.) 
15) 2.195 5. — „ BEM.) 

I RT 83 R „ 2EM.) 
IN: EL „ 6 — 


C. Zahl Der Wev. a., denen die Mitglieder angehört, 
1) 16 mal: 1. (Dr. v. Marquardien 9 mal L., 5 mal IL Vorſitzender.) 
2314 „ 1. (Dr Kochann 1 mal I, 4 mal 11. Borj.) 
3) 12 „ 1.c(o. Herremann 5 mal Il., 2 mal II. Bori.) 
4) 7 „ 6. «Dr Mayer, Dr. Lieber, v. Schoening, v. Reinbaben, Schmidt, 
v. Puttkammer⸗Plauth) 
5) 6 „ 2 (Dr Hermes, Laponte.) 
6) 5 „ 9. (Groeber, Gruetering (1 mal II. Bori.), Leng, v. Roeller (1 mal 
11.Bori.), Dr Möller, Tbilo, Beiel, Schmieder (1 mal !.Borj ), Epabn.) 
7) 4 „ 8. (Dr. Dohrn, Eyſolt, Francke, v. Frieien Forcade de Biair (1 mal 
11. Borj), Müller, Dr. Nieper (4 mal 11, Borj.), v. Schwarze.) 
8) 3 „ 12. (Frigen, v Gliszczinski. Hegel, Dr. Mendel, Pariſius (1 mal 
Il, Bori.), Peters, dv. Puttkammer-Sorau, Dr. v. Schliechmann, 
Schneider Sinaer, Wölfel, Hall.) 
9) 2 „ 13. ıv. BeaulieuMarconnay, Bergmann, v. Geh, vd. Bravenreuth, 
Halben, Liebknecht, v. Manteuffel, Dr. Phillips, Nintelen, Saro, 
Sued, vd Unruhe-Bomſt, Dr. Wagner.) 
10) Nur an 1 Eeilion der WPR. haben Theil genommen 45 Mitglieder, nämlich: 
v. Arnim-Boigenburg, Auer 1), Baurihmidt, Behm, v Bernutb (1 mal 
I. Borj.), Bobg, v. Brauchitſch, Cuftodis, Dirichlet, Dr. Erbardt, Evers (2), 
Fieſer, Frohme, Gebhardt, Gottburgien, vd. Sramapli, Habn, Dr. Hartmann, 
Daud, v. Hellmann (3), Herz, Jacobi, vd Komicromwäti (4), Nräd-r, 
Dr. Log, v. Malpahı-Banjelow, Maubach. Dr. Mehnert (5), Dr. Meyer: 
Jena, Dr. v. Myeielsfi, Nobbe, Dr. Oppenheim, v. Bierten, Richter (Meihen), 
Nidert, Mömer, Rohland, v. Saudem-Tarputichen, Schlutow, dvd. Etaudy, 
v. Steinau=:Steinrüd (6), Strombed, v. Bollmar, v. Weyrauch, v. Woedtfe. 


Y Für 8I konnten nur die Berichte und Anlagen bis zur Bertagung benützt werden. 

B.*) Die Ergänzungsmitglieder find im der vorhergehenden Zahl inbegriffen, aljo zu 
Iefen: darunter x. EM. 

C. Des Vergleichs wegen ift die erite WB. der 8. Legislaturperiode hinzugefügt. 
Durch fie find bis zur Bertauung 6 neue Mitglieder (incl. 1 Erſatzmitglied) hinzugetreten, die 
noch nie in der WpPſt geieiten. Die 7 eriten Legislaturperioden haben alſo 92 Mitglieder 
des Reichstags berufen. Die 6 neuen Mitglieder von 8. I. find unter ©. 10. bejonders 
durch 1—6 bezeichnet. 
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ihrer Vertheilung auf die einzelnen Wahlkreife und nach der Folge 
8 Legisl. I. Seſſ. bis zur Vertagung. Beilage B 
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(Die Proteſte und Beſchwerden der 7 eriten Legislaturperioden nad) 


Beilage B_ des Eintritts, nebjt Heberficht von 
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ihrer Bertheilung auf die einzelnen Wahlkreife und nad der Folge 


8. Legisl. J. Seſſ. bis zur Bertagung ) Beilage R. 
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Bahlprotejte und Wahlbeſchwerden in den fieben erjten Legislaturperioden 61 


Beilage E.') 
Die größeren Berwaltungsbezirke (Wegierungsbezirke), in denen in derfelben 
£egislaturperiode mehr als ein Wahlkreis Proteſt oder Befchwerde ringerceicht. 


1) Eolumne I und VI bezeichnen in laufender Nummer die 24 preußiſchen, Colunme XI 
die außerpreußiihen größeren Verwaliungebezirke Megierungebezirke), in weichen im 
Laufe einer und derielben XYegielatur mehr als ein Wahlfreis mit Proteit 
oder Beſchwerde an den Reichstag getreten ijt. 


2) Columne II, VII, XII nennen den größeren Berwaltungsfreis nad) jeiner officiellen 


Bezeichnung. 
8) Die Eolumnen III, IV; VIII, IX und XIII, XIV geben nebeneinander die Bereihnusg 
2 der Legislatur und die der Wahlkreiſe, welche remonſtrirt. Letziere find nad) der orficiellen 


Bezeihnungsart nach ihrer Zahl benannt. z. B. Nönigeberg (Megierungsbez.) in eviter 
Legist. hatte Rerronftrationen aus 4. und 6. Wahlkreise 

4) Columne V, X und XV nennen den Hauptort, nad welchem der vificiell mit einer Zahl 
bezeichnete ablkreis gewöhnlich genannt wird. 3. 8. wird der Abgeordneie für 4 Arnsberg ort 
im Unterichiede von Abgeordneten mit demjelben Familiennamen Richter (Dagen’ genanmı 

5) Wo in demjelben Regierungsbezirk aus demjelben Wahlfreiie währe d 
der 7 eriten Legislaturperioden fünf Protejte an den Reichstag aclangt, iit die Zıller des 
Wahlkreiſes unterjtrihen, wo vier Protejte gefommen, durch Fetidruck markirt. 


Beilage F.) 


Ucberfiht des Beitverbrauds bei der Prüfung von 111 Wahlen, die ſtark an- 
gefochten waren. 


1) Nach laufender Nummer I—111 Columne ]) find ſolche Wahlen auigeiiibrt welche ans 

veridiedenen Gründen zu bejund rs einachender Prüfung Beranlafiune arboten. 
Columne II nennt das Land, Colume III den Wahlkreis nach vrfizieller Bezeichnung. 

2) Eolumne IV bezeichnet diejenige Legielaturperiode, im welcher der Wahlkreis zum 
legten Male innerhalb der 7 erjten Zegielaturperioden mit Protejt oder Beſchwerde 
erſchienen iſt. 

3) Columne V nennt den Tag der Wahl und Columne VI, unter Bezeichnung „Diſſerenz— 
tage” nennt die Anzahl der Tage, die vergehen mußten, bis vom Reichstage dieſe Wahl 
überhaupt in Prüfung genommen werden konnte Bei der Berechnung der Zeiträume, 
welche die ea Fun die einzelnen Stadien in Anſpruch genommen, find die Diſſerenz— 
tage durchweg in Abzug gebiadht. 

4) Dad Datum der eriten Berichtöfeititellung führt Kohumwre VII an: Golunme 

. VIII jtellt jeit, wieviel Tage vergangen, jeitdem der Reichetag die Prüfung in 
Arbeit nehmen founte, 

z 5) Eolumne IX, X und XI stellen feft: den Tag der eriten Berbandfiung im 
Reihstage, die Zahl der Tage jeit eriter Berichtsiejtirellung ( X, und ſeit Möglichkeit 
des Eintrines in die Prüjungsarbeit (XI). 

6) Evi. XII, XI, XIV und XV jtellen fejt, warn die Wahljache zur Erlediaung aclangt 
iſt, rejp. die PBrüfungsarbeit unvollendet liegen gelaſſen vit, und zwart 

a) XII Datum der Wahlenticherdung, oder des Todes, vder des freiwilligen Aus: 
tritis, oder des Legislaturſchluſſes 

b) XII. Zahl der Tage jeit eriter Verhandluug im Plenum. 

e) XIV. Zaul der Tage jeit erjter Berichtieititellung. 

d) XV. Zahl der Tage jeit die Wahlſache in einer der unter Ga genannten Arten zu 
Beendung der Arbeit gelangt iſt, aljo die Angabe, wirviel Tage jte 
überhaupt geihwebt hat. 

7) Col. XVI und XVII gibt Namen und Barteiftellung des Abgeordneten. 

8) Eol. XVIII. auf die Wahlſache bezügliche Bemerkungen. 


N Der Raumerjparnig wegen iſt Beilage E hinter Beilage F geiegt und beginnt 
auf Seile 84. 
2) Aus demielben Grunde ſteht Beilage F vor Beilage E und beginnt Eeite 78. 
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Beilage DI. 
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ı, Bor 535 VBeſchlußfaſung der WER, Die zu 


ungtitig tagte, legte Dr. Rheinfeld frim 
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2% * 8, hatte mit 5 ling ilttglett beantragt, Wr 
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teil 
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1; Dr: »azcın 
51.4 


} Shorlemer tie © ontra Dr. Lime, 
aun enntrı ı er Scoriemerstlh. 
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Bericht. 


Sticer unt Tutzauet 


de * ifilice 


contra 








. Hatte ert &hltisfeit beantragt 
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Beannandi; 
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7.4. 1R71 
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a Fürſt Ple Eriſte Pranitanbunı 27.7.1271 
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oder Bejchwerden, 


Zahl der Proteite und Nefultat derfelben.) Beilage DI. 


deiten Wahlen findJEs find durch Beſchluß d. Reiche 
formell erledigt worden] tags nicht zur formellen Er 
fedigung gekommen 
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0, Hoendbracth coutrı Baumann, Ton At⸗ 
tbeitung Überiieien. 


v. Los cantra Aegibdiz beanſtanbet 81.3.1871. 
Reuer Proteſt amgen. am 5.41871 ungiltiag. 
Rad richtiger Rechnung eigentl. Uegidi ge wählt; 
fo aber nidt einberufen werden. 


%, Sram ſcheidet aus. Beanftandet. In 2, Seſſten 
ihon von Kebler 


4,9, Yeveiomw contra Dunkel, beanit. 9.1.88. 
°) Shen contra Beier ungiltig 19.5.1879. 


*) v. sunte gegen Hirihberger und Mar Kanier; 
beanſtandet 1.4.18 6, 


v. Schliedmann in eriter Bahl nur durch Bes 
Ichwerte anaefoten; Dunn Reumebl 3.12.1879 
con, Wander, beanit.8.5.1880; ungiltig '.5.1881. 


Gral Lehndorf; Abih. hatte Beanſt. beantragt. 

9. Stautn contra Weymaun, beanii, 2.6.1888. 

0) 9 Butifammer contra vo Sancken-Tat- 
purſchen, beanitamber © 12.1874. Mantat fett 38, 
Sihzung durch Amiderbüpung erlerigt. 

"t, Biifering ; contra Ahlhorn. beanit, 5.2.1883, 


) Nendmwalbtieontra v. Strudmann; beanjtandet 
”6.1879: umgiltig 8.4.1880. 


5 Spangenberg vontra Ymibe und Viriiter; 
ungiltia 25.1877. 


16, Fiſcher EI, oontra Mithefz; beanit. 20.3,1871, 
35, (hrumbredt contra Örote,; beanftl- 6.4.1880, 


10, 9. Kitorif contra Salt. Gegtn ZB, P. F. 
zut ũctverwicſen 3.3.1865 


, Pr, Schlaegetedoutra Rnebel, beanſi. 13.2.1883. 
1 Dr, Yos contra Pfantuchz beanſt. 3.3. 1885 


19, 9, Gehren contra v, Griesheim und Kreidler; 
beanſtandet 25.1.1882, 


”, Bleim contra Küblam ıc.; beanit. 2.5.1877, 

“1, Hellmig contra Frobme rote ber Ats. 
Ftehme; deanſttantet 14.1886. 

=, Moltte contra — Obwebt nur Bes 
ſchvwerde vorlag, dech an . P. M. verwicſen. 

=”, Meltke oantra Ander. 

) Anobleqe Baerwalde contra Kernen; ungiltig 


28.4.1979, otwoht v. 8. ſchen 2.#, fein Wanbat 
nienergelegt bat. 


29, Dr. Dener contra jernow. Abi, ohne Protec 
einithnmta an ER. 


=) v. Gutftabt:Labladen, Proteſt zurũdgezegen. 


.. 
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vn, Bolp:Kallen contra Ben Keuhaulen. 
rer Bericht ter RP. Beanitancer 10.12, 
1878. Beſchwerden erit in mächter —— 
ertenigt: 18.3.1878. I als Preteſt, nicht als 


bloß: Beich verde gerechne werven. 


) Beder contra Tannuede. Segen Antrag ber 


W. P.. am 29.8.1879 gurütoermicen, 
) Shlomfa contra v, Heſtdorf. Rach Anficht 
ver W. P.K. hätte Abth Lie Sachte erledigen lboͤnnen 
eht ale Proteſt dehandeli. 


3 
*, Pilvebrantt EP.F, einitimmia giltig; vom 


Haufe ohne aub füht lichen Vortrag arceptiet. Proteſt 
im Derkpt wicht auderudlid erwähnt, aber an 
zunebitten, da W.P.kK. De Sace ehne Weitered 
uberne mmen. 

Scomitt e mira wertenbet, Zn Plenum nicht 
mehr vergelrogen. W. P.M. Halte ns 1A Be. 
anfııntung rerlangt. Kur Tod erledigt 

v. Eentemin contra Yinzad, Proteſt ohne 
Untericrrift und Datıtm aus Mürlia 1887. 

e. Serdewit contra Alfeiior Jung, Weanit. 
10.4.1874 und weiter 71.1476 

Yrai Squtlenburg HBerpenteri. A 
Nitsier erhebt in Feier Stunde vor Ablauf ber 
arlie Vroteit. 29.11.1871: ungilrig. 


" Bielercontra Echnadenturg. Gilt. a. 30.4.1885 


gegen Autrag ver WB,P,SE. auf mugiltig. 
Fee AR 
gehinzert ungiltig 28 3.1571. 


nv Erzantecti wunten Demmes amt zFeige— 


Beanirantet ZIERT, ungiltig 27 9.124 


13, Pr, Echejier contra Dr Wouſchläager. Der 


icowerten ven Adth. 18 Ureteſt angeſehen 


3, Dr. Hotwiee eontra Kummer. Abib als zweiſel⸗ 


haft on BR, die es ji Reiner Proteſt hält. 


Hy Dr Ulinomwit vontra Dr, Sorwig; branit. 


7.1.1582, wirgiltig 13.2.1883, bat on tenifelben 
Inge fein Mandat nietergelent. 


Meer hriie eontra Walichebed; Beank, 


3.4.86. 


# Meubarth Tea ſein Mandat nieter; W. P. N. 


elilſe in mundlichem Yeraukt cinitimmiıa un—⸗ 
ailtig beantragen. Im Pen uicht verhandelt, 


rg RathieiindeXubeom oontrairgel u. Fried 


Beanft. 2.5.77 Aniıtmmta ungiltig 2.4.78. 
HlingeinsBternterg contrı Hagemann, 
Pr. Haenle x, branflanhet 9.3.86. 


x 
u, Berbujv Aıtc cam wm. Huf, ce 


jcheibet aus, 


“)v. Hoheniobes Vehringen contra Y. 


Aufot, brauſtaudel 8,580, PR. entſweidet fd 
für ungiltig. DTeb, eitet 274.61 us. 
v. Ufeſt wuntra u Ratziwill. Abthe brantragt 
21.175 Bent; vos Dan! beſchließt unglltig. 


von Doheniobe: Auaelfinaen cdntım 


v Schalſcha. ey, Abibel aageanftag auj ungiltig 
bay Hanmelſorung beanuander. RU, nu 
alerınal® an ungiltig anttagen. Mandatz⸗ 
nieterlegung 2] 246 


0. Skalfha contra Hebenlehe. Fıoisjt ver 


MRajerleit, alive igentlich ven ber U" cheilumg, 
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Beilage DI. (Die preußiſchen Wahlkreife nad Zeit des Austritts mit Proteft 





































I.I II. III. IV. V. VI. 
fl ——— a ee a 
S Es find N ib WVon den 361 als prote 
. E find eingelaufen i * bergaupı]? dureh EN club d. Reiche 
Sg | Ib 
4 Bezeihnung des u Brotefte * ä* Beanſtandung 
NS — Hauptorte | = | * giltig | ungiltig 
253 = = \ 
z2 2 Bahlfreijes — $ |z $ Ss | 2 
A253 si = 19 = sl 31 5 
27 x * bus * Ss = j = 
=>3 a =) ea | Er 
al _ | a 
| 
30! 30 iso iso  |120| 120 8 
109] 4 5 Oppeln Beuthen 1| 4) | — | _ _| — lol — 
110) 4 |6 , Rattorwig re 4 1 2.0102 
ı1l 4 |7 „ Pleß 11 4 41 19 —1212— 
112] 2 ur Ratibor -I — 11 2 1 2 Ii—| — 
113] 6 9. oebſchütz — — [11 6°) 1 6 I—| — 
114 1 Poſen Stadtu. fr|—| — il 1 |-—| —- 
115] 5 Samter — — 2 45 1—| — 
116] 6 Meſeritz (Bomft.) | - — Il 6 I—| — 
117] 7 Frauſtadt — — 2 7 1—2 — 
118] 7 Adelnau 1| 6% _ 7 _| — 
| | 
119] 3 2 Potsdam Dft-PBriegnit — — Il 3”) — — — 
1201 6 3 Ruppin — — 1 6 1 6 I— 
121 5 |4 Prenzlau 1 5 — — — 
122] 6 6 Nieder.Barmin 21349) 2 16°) 1 1 — 
1231 7 8 Reithavelland — — |2 67 2167 — 
1241 6 9 Jüterbock· Lucken⸗ 1 6'°) ii — 13 
walde —1 
125] 6 110 Potsdam eltow 1 2 516 1 6 — 
— — 
1267 2 SchleswHlſt. Flensburg -—| — |2 6%) 7 1 7 — 
127) 6 8 ö Kreis Echleanig [-| — 1 6'°) — — |— 
1281 1 TZondern (Hujun —| — 2 | 1TY11I [1 | 118 I 1 
123 3 Dıthmarichen —_—| — 1 8 1 38 |— 
1301 7 Pinneberg 1 6 I3| 3947 12| 47 — 
131] 6 Rendsburg — — 41257) 66912 12 — 
132] 6 Altona u Me 3 1 37) 6 I|2| 16 I— 
133] 6 uenburg 1| 69% | 2 34°) 1 5 I 
— kn SR Ba 
134] 7 Sigmaringen [Sigmaringen 2 1 4 I— 
1355| 6 |[1Stetin Anklam 1 2l 26 I-| — 
1861 5 I2 „ Udermünde 
(Rollin) 1 — I— 
137) 6 8, Greiffenhagen 
(Randow) -- — —4 — 
1381 3 4 „ Stadt Stettin 1 | 1 |— 
139| 7 7 Kamin (Greiffen- 
berg) 1 7 Il — 
46 | 149 1 9 9 
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oder Beſchwerde. Zahl der Proteſte und Reſultat derſelben.) Beilage DI- 


0 — —— 










— "WE VII VII. 


Hirt Bepondelten Wahlen ſindſEs find durch Beihlußd. Reihe 
forniefi erledigt worden | tags nicht zur formellen Er- 

- I ee: ledigung gefommen 
eıHärt i 
ats j h Bemertungen 














%, Fürſt Napdzimwifl contra Hentel v. Donner: 
mark; Proteſt ver ſiegreichen Partei, 

*ı Rath Müller Seanſt. 297.391, Nachträge 
uns Gegenprotelte werben nech ſräter berückſichtigt 
22.11.71. ungiltig, 

3, 9. Nenbaus-Gormens Auenrmer Proteſt 
gegen einen Wahltezirt. 

40. Kwileeti, Kinſpruch eines Abgeorbneten, 

»)0. Ghaplomefn contra 9. Wutiammters 
Strakburg. Beanitanter 13.2.88. 

ou Rapzimwilt Beſchw. burg Gendarmenanzeige. 

vo. Brasventg contra Raid. Peanit. 19,9 77. 

) v. Werell: Malbeom contra Wihhern, 
Beſchwerde ber I, Abth. Mabtproieit peripätet, 

3) ohren contra Kacerke. Beanftaubel 17.3.35. 

», Dr. ſtreratſchet contra Katemaber und 
Bebei; beanstandet 18.12.84 und 5.2.86, 

4, Bring Hanbjery contra Beel,Umer und 
Debel; ungiltig: in namentlicher Abſtimmung 
11110 om 13.084. 

2, @ottburgien contra Johannſen u. Heingel. 
Beanftaudet 27.1.85, ungtltig 13.1.86. 

2) Lohrtuzen. Gegen WU. beanſt. 8.2.86 

1a) 2 Wahlen in ED vegiel, 1) Pelerien contra 
Keiiger und kerhhammer am 25.14.71 ungiltig- 
2) kordbammer contra Keitcke, 

5 Halt. Proteſt verſpätet. Reſolufton weg. ſchweter 
Eingrifie. 

Dr, Beieler coutra Stöhr; beanſtant. 2,5,77. 

17, De, Haenel contra Heintzel und v, Nevenilew. 
Beanſtaubet 166.82, ungiltig wegen genereller 
Verſammlungtverdele 9.5:88. 

#, Dr. Haencel contra Heintzel. Gegen W. P. t. 
ou giltig beanſtandet 3.3.85. 

”) Karten contra Harlmann, beanſtand. 2.4,78. 

2», Herbertsditmard. Beſchwerden. Abth, am 

DR. 

a} Dr. d ammaser contra Herbert Bisımard, 
Beanitantel 28470. WB. Fr. für Ungiltig⸗ 
keit. 9. fegt fein Mancar nieder, 7.7.9. 

=), Graf. Abih. ehne Proteſt an WEHR, 

An Maltzahn-Guel z contra Maas, Ab: 
theilungsanırag durch Hammeiiprung mit 187 
gegen 125 Summen abgelehnt, 

=”) Dr. Doben ecutra ©. Bungenhagen. Bade 
16.2.83 ertetigt gegen Abrbeitungsantrag auf 
weitere Attenetnſerderung. 

3 9.0, Dien contra Schulze Beanfi, 5.2.85. 
gegen Gom. auf giltta. 

=“ Schmick Wegen Bedenken der 3, Abit, au 
BPR gegeben. 

B Woedte contra Flemming. Ohne Protefi 
durch Abih. nah den Wohlatten teanitantet; 
ebenſe vom Plenum 10.474. 
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Beilage DI. (Die preußiſchen Wahlkreiſe nach Zeit des Austritts mit Proteſt 











V. 
Es ſind eingelaufen überhaupt 










VI. 


Bon den 361 als prote⸗ 
durch Beſchluß d. Reichs⸗ 








Bezeichnung . des 


















Protejte od. Beichwerden] I 
vorgelommen 


etzte Legislatur in der 








Dauptorte * gig j | ungiltig 
Wahlkreiſes ẽ 541341 
= 5 | c | = 5 
F Te I 
Eal ud — 8 & | 
9 
140] 7 1 Stralfund. [Rügen-Franzburg _ | 
1411 5 2 " Greifswald — 
142) 2 1 Trier Prüm-Bitburg 1%) | 
4) 7 I2 „ Saarbrüden 7 
144 6 —J Dttweiler (Meiſen⸗ 
hein) 125960) — 


1451 6 2 Wiesbaden Wiesbaden 56°) 





1461| 6 5 ie Dillenburg 
(Selters) 6°) — 
147) 7 6 Pr Frankfurt a./M. 197 — 
238 9 


Anm. > Summirung der Beichwerden unter DI und DII ergiebt 49 +19 = 68 
Die Summirung der Protefte ergiebt 238 + 121 = 359. 
Ueber bie — Differenz dieſer Zahl mit der Angabe in DI und DII Columne VI 
vergleihe ©. 6 ff 
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oder Beſchwerde. Zahl der Proteſte und Reſultat derſelben.) Beilage DI. 





vı v1. VIII. 
jlirt Bebandetten Wahlen ſindſEs find durch Beſchluß d Reichs 
tags Tormeli erledigt worden] tags nicht zur formellen Er— 











eo | di e ledigung gelommen 
Be davon find erflärt| *. b. e. 
j ' Wege Wege Hegen Schluß 
anſtandet worden ald | Wegen Pr na Sehe Bemerknnaen 
— — — 7. 55 2 i b: cr Yegid atu 
= giltig ungiltig Todes nederlegung reriede 
—00 AF—— 
"rIiKEr3 =» | > | 7 
I BE = = — — S * 
71818 Elm 767 
= 1 A. v7, 2* ei 
4 lag] 2 » el 8 31 16 
641.64 12 28 13 — I6 16 1; Dr. Delbrued contra Yrandbenburg Preten 
1 8 1 Mn — — — I rn eines Mincoreneten: beanitantet 13.5.85. 
1 = Au jet = 3, Stoll contia Graf Behr. Beanſtend. 1.5.88. 
a: 3) In J. Xcatel. Proteſt v.tipätet, coutra Schroft. 
| I: | 2, Kegiil. Graf Stofbera: Öteltera; 
| | ) fein Preteſt, Unzeige wegen Kahlfälſchung 
er ed A = = ) Täglibebet contrs v. Hertliug. WEr 
a — — — J beſchloſt 13384 Ungilligteit. Erledigt 155 
durch Mendalkniederlegung wegen Amtserhehung 
Rormann contra Lehmantt Bern WR P.M. 
2 ! 56 1 6 — — 1 5 — die aiitig eanttagt, Beanltandet 3,2,85. 
| ) Shen! oonıra Waſſerburg. Beatiſt. 18.12.84 
— — — — — — — — —  —) He, Burmb contra Dr, Tailenius, beanpande 
1 30,4.85 une 8.1.56 
| ' * 
—1 IB ! 6 — — —— JSonnemann contra Rothichil. W. PI. 
| balte ungiltig beantragt 
j) 
ii1s1ı|l 6 I—- —— — 
Ei ET) TEE — Bam — — I — 
j 
70%. 70:.532! 32 13 13 | 2 219 9117] 17 
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Beilage DL Die außerpreußiſchen Wahlfreife nad) Zeit des Austritts mit Broteft 
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>» 










V, 






VI. 





Es ſind eingelaufen überhaupt Bon den 361 als prote 




















28 
— durch Beſchluß d. Reihen 
= 5 = il, 8 | b, a I b. 
— — 
= 2 El Bezeichnung des Beidnverden Proteite Ohne Beanftandung | 
Reiz Hauptorte F giltig ungiltig 
— 3 7 AB = = ı 
=> 1 Wahlfreijes = = |- = = | = 
Sr <eı = |s = — 5: l2|i =& | 
wu 5 > * = 7 iS = | 
©. 8 J mia * * 
2 —* 2 | & | & 
1 5 1 Anhalt Deſiau Zerbit) 1 6 | 6 | =. 
2 in Bo Bermbura Köthen, 2 3965| 1 2 1 2 a — | 
3 h 1 Baden Konſltanz ueberlingenl — — 1 6 1 6 I- | — 1— 
4 in 3 = Zäringe iBaltebut14 69 > 2.3 2 23 — 
—47 Du Freiburg i. B 3 1397 2 u —1 
sl 7 8 = Baden Maſtadt) | 1 75} | - une 
71 2 9 Pforzheim Dura] 1 2 - - - — 
8 7 10 Karlsruhe (Sruchſat) - 3 2397 2127 |- - 
4 3 1? Heidelberg l 3 J 3 — 
10 13 Sinsheim | | 
Philippsburg) 1 4°) — = } | 
il 2 > Mittelfranken Dinkelsbühl 
121 4 6 Rothenburg oT. ! 
13 2 2 Niederbayern] Straubing 
14] 2 t Piarrlirden 
15] 5 1 Oberbayern Plkünden 1 
61 7 2 R Miinchen 1] 
17 7 Roſeuheim 
18 5 I Obertranfen Pof 
I 7 2 Vayreutl 
20 { { Kronach 
21 5 — Bamberd 
22186 1 PfalzBayern Speyer 
231 6 2 Landaun 
24 2 4 Sweibrüden 2 : 
25] 2 EN „  [Katlerelautern 1 2 | — | | 
26 2 5 Schwaben | | 
Neuburq Immenſtadt 2 2 Bi — 1— 
27 2Umlerfrantken 
u. Aſchaffenbg Kitzingen 3 — 241 
28 5 B Schweinfurt 1 | | 1 |— - 
23 2 6 Würzburg 2 -I| — -| - 
30 4 1 BraunſchweigſBraunſchweig 3 234“ 31234 — — | 
“1 2 2 Wolfenbüftel 2 —1 2 No 
27 3 Holzminden 
Harzburg) 2 27 2 27 — — 
33 6 Brenten Hremen i ! 1 6* ——————— 
GES ——— ai — — —— 
4 3 ß Elſaß Lothr. Schleitſtadt 1 3 l 3 — — 
35 t 7 | Motshein Erſtern 1 4 1 4 — — 4 
12 12 142 42 331 3% N) 1 
', Erläuterung fiehe ©. 49. 
* Aus den fett gedrudten Wahltreifen jind nur Beſchwerden gefommen. 
— 
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oder Beſchwerde. Zahl der Proteſte und Reſultat derſelben. Dir 


vl. vmii. | 


rt behandelten Wahlen jindjEs find durch Beſchluß d Reiche] 
formel erledigt worden] tags nicht zur formellen Er- 
lediqung gelommten 








davon find erflärt| | Bi BR * 
en n Schl 
werben ale en Mankatt: — Bewmerkun gen 


nitderleaung perione 

















1} Rein Proteft, nur ein Prototoll über Wahlbeein⸗ 
fluhungen. — Dr. Areal, 

25 Ohne Preicht ar EP, wegen Unregelmäßig: 
keiten. — Ochelbänier, 

3) Beſchwerdeſchrift fpäter zuruückzeſegen; fie war von 
Abtb. ald ein Prorit angejeben worden. — Kraft. 

+4) Bürflin contra Neumann; beanktanset & 5,77: 
Ungilsitele * „Nraigeriguise Unterſuchung ber 
ſchloſſen 0. 4, 

Ar An WB.R.: — der Schriftiag fein Tee: 
teit, fenveint eine Beſchwerde iſt. — Lender. 

6, Etfentehr conıra v. Marihali und BDrect 
tab; beanftancer wegen mogecher Preinjtußueng 
durch einen höberen literaben Beamten ungtltig 
6. 4. 78. Später oft eitirier Kal. 

Tr Kicker contra v. Göler; beanſtandet 3. 4, 79, 
aittig 10, 7. 79, 

8 Ruppert contra v. Schlür, beanſtandet und 
gerichtliche Verweiserhebung befkoffen 18. 2, 84. 

a) Pıoich von 2 Reichdtagsabgerrd, v. Bollmar 
contra Dr. Beftermager, 

106) Dbermarer contra Padhmeper; beanſtandet 
5. 4. 71. 




















I Ohne eingelaufenen Preteſt auf Beſchlußß ber 
Abrheil al? proteſtitt bepanvelt. Dr, Papellie- 
contra Dr. v. Swauß. 

12; Dr. v Schüttinger contra Dr. Schmiot, uns 
ailttg 17.4 71. 

IMWroh contra Dreeitah, Ihen 9%, 3. 85 an 
W. P. ſt. zurütverwicien, 1, 4. 85 beanitandel, 
Antrag Liebknet auf mehr Erhebungen gegen 
W. P. A. mit 115 gegen 111 Stkmmen vers 
langt 

14) Mahla contta Sarteriut; beanſtandet 15. 5.84, 

15) Dr. Bürtlin contra Sartertus, W. P. t. In: 
trag auf gililg abgeiebt, J. 3. 86., van I, 4.86 
gilttg. 

18; %cobe contra Prade.  WPreteft eines Abgeore- 
neten. 

17) Maier contra Richter, Liebtnecht and Windtherſt; 
beanſtandet 3, 9, 86 
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Die außerpreußiſchen Wahlkreiſe nach Zeit des Austritis uu Broteit = 


: : a, Re 
Bezeihnung des eich Broteſte | Ohne Beanftandung 
Hauptorte | giltig 


Beichwerden] ; 


egislatur in der 


Wahlkreiſes 


‚Lebte 
Proteſte od. 
| vorgekommen 


= 





1 Hamburg 
2 


3 
1: Gießen 
2 Friedberg 
(Büdingen) 
— Alsfeld 
4 „ Darmijtadt 
5 Offenbad 
Lübeck 
2 Melklenburg— 
Schwerin Schwerin (Mismar)| — 
{ r Sarchim (Labwigeluſthl — 
Malchin 


”„ 


| Mel.-Streiig |Mett.-Strelig 


1 Oldenburg Oldenburg (üritn- 
thum Yübed) 1 


2 5 Varel (Fear) — 
e 


Reuß ält. LinieReuß ältere Linil — 
„ Jüng. LiniefReuf jüngere Linie] — 


j re (Reibenau) | — 
2 öbau — 
Budiſſin Kamenz) — 
Dresden r. d. Elbel — 


Dresden I. d. Elb 
(Tharandt) 
Meihen (Riefa) I— 
Pirna (Königftein)] 1 
Freiberg (Hainisen) | — 
teipzig I. u. 11. I— 
Borna (Penig) — 
Mitweida 
(Auguftusburg)] — 


19° 


In 


Sn h1nwm US Ur 


— — — — 


al» v-w-ww [= |=- 1 
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[| 





Digitizegie 







“ 


—8* 
ei 


beihwerden in den fieben erften Segislaturperioben 75 0 





VI. — — — — ——— — — wB0—— 


tirt behandelten Wahlen ſind Es jind durch Beſchluß d Reichs- 
ags formell erledigt worden] tags nicht zur formellen Er— 
























u a zu fedigung gefommen 
"davon —* rt ei | b | C 
worden al egen | Wegen Begen Schlu Be . ' 
Mandate: | : emertungen 
ai Tobes |, Zarba. Ier Ban 











—— | 


= 3| ls = 
[=;) [= +} 
0 


— 1) Abtheil ohne Proteſt an W. P. t. wegen Zettel⸗ 
geſtalt. North contra v. auenburg. 


2) Lorelte contra Abel. W. P. t. hatte ſrang⸗ 
ſiſche Proteſte unberückſichtigt gelajlen; dic Sache 
— wirt bebufs ihrer Lerũcſichlizung zuruckverwieſen. 


—— 3) Roſt legt fein Mandat nieder; die beiden ans 
dern Hamburger Abgeoronetenmwablen werten nad 
— Prüfung für giltig ertlari. 


— 4) Bants, 

—— 5) Dr. Wolfſohn. 

8) Hinze. Proteit zuruücgezogen 

7) —— — Liebknecht unt Walz; beauſtandet 










8) v Oerhen Parchtin contra Hugo Hermes. 
— W. P. t. hatte ohne ſchrift ichen Bericht giltig 
— beantragt; das wird monirt, Sache abgelegt. 
10.2 88 
9) v. Plehen contra Pogge; beanſtandet 9.6. 79. 
— 10) v. Dewitz contra Pogge; beanſtandet 12.7.70. 
11) Ohne Proteit von Abtheil.an W. Pſt. Niebouc. 
12) Dr, Beder contra Mar Hirſch. 
13) v. Xommerjtedt contra Dr. Oppenbeim um 
Dr. Joh, Jacoby; beanftander gegen Abtheils 
— ungeanitag am 27. 4. 71 in namentl. Abſiim⸗ 
— mung 135 gegen 124 Stimmen. 
— 14) Bfetifer contra Fronckel; beanftander 4.5.77. 
15) Kähbrmanm. Proteft als uniubjtantiirt zurüg⸗ 
= gewielen, 
16) Thiel conıra Deumer, Proteit I Tag verjpätet, 
17) Reid contra Weigang und Keller; beanſtandet 
1.5.83, . 
18) Dr. v. Shwarze contra Liebtnecht und Suft; 
beanjtanbet 1: 5. 83, 
19) Dr. Stübel contra Bebel. Proteſt ipiter zus 
tüdgezogen. 
— 20) Adermann contra db. Vollmar. Proteſt an: 
— gemeldet, aber Material nicht geiender. 
519 | 21) Eyjott: Beſchwerde wegen Nichteintragung der 
317) Wähler von Feitung Königftein. Sell tünftiy 
zur Stadt gejogen werben. 


ı | 22) Merbad contra Kapfer. MProteit eines 
N Abgeorpneten. 
| 
| 













Kr 


— 23) Dr. Go h contra Wiered, Nach 4 ijründiger 
— — Debatte ohne Beanſtandung giltig. 
— — 24) Dr. Frege. Jurüd an Rommiil., ba nad Fef · 
ftellung bed Referenten Dr Moeller cer ſäch. 
Bevolmäctigte der Kom. falſche Auskunft negeber, 
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BeilageDl. (Die außerpreußijchen Wahlkreiſe nad) Zeit des Austritts mit Proteft 
L| ı. III. IV, 12 VL | 
Is:I (E83 findeingelaufen überhaupt Bon den 361 als prote-) 

5 ; - durch Beſchluß d. Reiche-!. 
Ede a. b. a. | b, 
58 E Bezeichnung des Beichwerdeni Proteſte Ohne Beanftandung | 

Rei” 2 Hauptorte s# | % giltig | umgiltig | 

>72 & Wahltreiles =r = I Br | & J1851 
EB | = |< = | 5 || 3| 
2 m | = Si = I&| 3% 
2: — J a 532124 
* al Tal 
19 19 |89 89 70 111 14 
16 Königreich | 
Sadıjen Chemnitz — 1 7 7 — 
7 17 A Glauchau Meerane) 2 | 5’) 7 7 H— B 
1 118 5 Ywidau . 1! N l i-|1 — | 
6 119 . Stollberg | N 
(Schneeberg) 2 “) 6°) — {ii — | 
6 120 . Zihoppau | | 
(Warienberg)} - 2 596 n — 
5 22 Reichenbach 
Mirchberg) * 3 2359 23 | — 
7 123 5 Plauen = 1: 7 7 — 
— BE m nn 
7 Eachſ.Altenbura !Altenburg — — 47 4 I-Il —4 
7 12 Sachj. Coburg | I | 
Sotba GBotha 1 7 74 | ı 
6 II sasi. Meining.[Meiningen — 6”) — — 4— 
72 Saalfeld Some] — — 2 697 67 — — 
4 II Sadıi. Weimar Weimar 40 4 — ze 
4 8 _ . sera (Berfa 14 4 4 - li — | 








5 JSchmwarzburg- 
Rudolſtadt Schwarzburg— 
Rudolſtadt 
7 Echwarzburg 
Sondershauſen Sondershanien 
4 1 Württemberg [Stuttgart 
7 3 = Heilbronn 
6 6 . Zübingen 
(Meutlingen) 
6 [10 a Göppingen 
6 112 P Crailsheim 
Mergentheim) 
3 114 Um (Geislingen 
— — — 





—2 14 6 6 
I_ı 
2| 417 2 1-1 — | 
31 284 3|23841—| — | 
1 7 a ee 
1 91? = | — 
— l 6 1 h — 
6 ı!| 6 I 
n zı13 | 2 | 
19 1% 121 121 92 92 l 1 
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oder Beihwerde. Zahl der Protejte und Nefultat derfelben.) Beilage DU. 








VIII. 





— FF— VII. 
tirt befandelten Wahlen ſindſEs find durch Beſchluß d Reichs 
ags form — t worden; tags nicht zur ſormellen Ers 
ledigung gekommen 



















1, Leuſchnert contra Auer; beantianbet 13. & 88. 
ungiltig 24. 6. 84. 

2) Ebert contra Liebtnecht; beanftanbet 13. 2, 88 

SI Ebert contra nn legte A. 7, 96 bat 
Manbat wieder DR. ungiltig. 

4) Rufſchbac contta pre beanitandet 18, 
2. 83; unaiitig 27. 6. 84. 

A) Nietbammer contra Lingte und Wiered; 
beanſtandet 18, 2, B3. 

Henneberg comera Bat; 95. 5.89 giltig mit 
138 gegen 192 ©t,; heanftandbet 11. 2. 88. 

7) Zeit contra Dr. Yaumbad; beanftandei 3,3. 86; 
noch einmal zurüdverwicen 20. 5. 86. I. V. ſt. 
batte umgiltig beantragt. 

8 Dr. Bitte contra Serifalen und Dieret. Am 
3 3. 85 gucldvervieien on W. V. Mt. bie 
giltig beanttagt barie. 

9) Schwendler. Proteſt eined Abgerdneen. 

10) Auf Proteit der Abiheil.; beanitanbei 27. 8. 71. 
Gugen Richtet. Es jchltem bie Alten eined 
Wurtbezirtei. 

I) Reinhardt contra Sievegt unb Bed: bean— 
itandet 20. 8. 7N6 außer. 20. 2, 50. 

12) u contra Payba. Ausgeſent; beanilandet 

‚ BF, nach Incidenz vom 5. 2 85. 

13; ce conra Hahne und Waldburg 4. Zu 

beanstandet 26. 1. 82, uugiltig 7. 6. 82. 











Digitized by 


A 


CH 





| 


* 


78 Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutſchen Reichſstages 187 1— 1890 





















Beilage F.') Ueberſicht des Zeitverbrauchs bei der Prüfung 
1 1. J11. v| v. [vi] vi |vm| ıx |x|xı 
er a, AL — IR | 8 
2 — —E 52 
*— Ele en, .|® : Grite = * F 
Mr Land Wahltreis = | Rabttag | Bee ce 28 Verband: RS 27 
S | prüiunge | = | fung im Er 25 
* 5 a ı 23 |Reihstage | 2E| 5 | 
[63 15 De RM 














Nr. 1-27. a. Unerledigt gebliebene 























1) Preußen 4 Arnsberg 6 128.10. 84 | 23] 28.1.86 | 435] 5.2.86 8] 448 
2 < 5 5 51 811.81] 9 5.5.83 535] 9.5.88 | 4 —3 
Neberbaupt nicht zum Bortrage | 
3 * 5 Breslau 6 128.10.84 | 23] 3.4.86 500] tm Plenum getommen. | 
4 a 1 Eoblenz 5 J12.11.81| 51 29.1.8383 | 4391 13.2.83 | 15) 454 
5 > 1 Danzig 6 |10.11.84 | 10] 27.2.86 | 465] 9.4.86 | 41| 506 
ol „ 2 Düfjeldori 51 4.11 81] 13| 24.4.88 | 524| 1.5.88 | 7 581 
7 R 9 Frankfurt a/Q| 6 |28.10.84 | 23] 9.3.86 | 475| 9.4.86 | 31| 506 
8 " 5 Gumbinnen | 5 127.10.81| 21] 30.4.83 | 530] 2 6 83 33 | 563 
9 1 Kaſſel 5414. 11. 311 3] 8.2.83 | 4491 13. 2. 83 5 454 
10 — —— 6111. 11841 A 5.2 85 781 3.3.85 26| 104 
11 r 8 6] 6.11.84] 14} 27.2. 86 465] 1.4.86 33 498 
12 4 Königsberg 2 124. 4. 76 [188] 5. 12.76 | X88] 16. 12.76 | 11 | x49 
13 * 4 Merſeburg 6 111.11.84} 9] 10.2 86 4481 3.3.86 21! 469 
14 4 3 Minden 6 [28.10.84] 23| 10.2.86 | 448] 3.3.86 | 21| 469 
15 5 9 Botsdamı 6 128.10.84 1] 23] 15. 2.84 26] 18. 12. 84 3 2 
16 x 8 Schleäw.Holft.| 3 | 1.3 78 | 0] 28.3. 78 27] 2.4.78 5 221 
17 ” 2 Straliund 5 F 6.6.82 1175| 11.4 83 IX 1835] 1.5.83 20 |x155 
18 | Bayern I Oberbayern 151 7.11.81] 101 25 1 83 | 435] 18.2.83 | 19 sa) 
19 re 1 Bialz- Bayern | 6 | 8.11 84 | 12] 24.2.86 | 462] 3.3.86 7 469 
20 J ee 7 5 125. 6. 83 1254| 12.5.84 | X68] 15 5.84 3 x7ı 
21] Fr.St. Bremen | Bremen 6 128. 10.84] 23] 19.2.86 | 457] 3.3 86 | 12, 4691 
22 | Königreich | | 
Sachſen 3 Sachfen 5127. 10.81] 21) 8.2.83 4491 13 2. 83 5 454 
23 Ri 4 5 5 [27.10.81] 211 23.4.8383 | 523] 1.5.83 8s| 531 
24 R 19 5 127.10 81} 21] 31.1.83 441] 13.2 83 | 13 | 454 
25 u 2 5 127.10.81} 21] 10. 2.83 451] 16.2.83 61 457 
26 | Sachen» meing 1 Meiningen 6 128. 10.84] 23] 14.2.85 871 3.3.85 17, 104 
27] Schwarzburg- 
Sonderäpauien | Sondershauien | 4 | 30. 7.78 | #1} 27.9.78 | 18] 20.83.79 174 192 


Nr. 28—38. b. Durh Mandatniederlegung 


28Pienßen 3 Arnsberg 7121. 2,87 } 10] 115. 871 701 23.5.87 | 12 82 
29 11 Breslau 4 | 30.7.78 | #1] 12.4.80 5831 8.5.80 | 26 609 
30 A 10 Düſſeldorf 11] 3.3.71 18 == — 1184.71. — 38 
31 5 6 Sumbinmen 21 10 1.74 | 261 1.12.74 , 300| 9. 12.74 8! 308 
32 e 7 Merſeburg 7] 21.2.87 | 10 28.4. 87 57] rätt zum Pr 
38 R 1 Oppeln 4 113.3. 80| 0} 3.5.80 | 52] 8.5.80 5 257 
44 pr 4 I 21 10.1.74 | 26} 8.1.75 3381 21.1. 75 13 35 1 


', Erläuterungen jiche < S. 61. 

) Zu Kol VI: Die Differenztage bezeichnen den Zeitraum, der zwiſchen dem Wahltage jelbjt 
arbeiten noch nichts gethan werden kann. Für diefe Aufftellung kommen fie wejentlih nur für 
dent Wahltage die Seſſion ſchließt, daß in die Aftenprüfung nicht oder faum mer eingetreten werden 
und in Abzug gebracht. Die Difjerenztage_ fommen nur in Betracht für die Wahlen unter Nr. 12, 
häufig bei Stich» und Nachwahlen, c. 10 Tage bis Einlauf der Alıen in Betracht. Die Berechnung 
requlären Wahltage an zu rechnen, was Differenzen von 2-43 Tagen für die verichiedenen Legis- 
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von 111 ſtark augefochtenen Wahlen. Beilage F. 
xı. xıuxıvixv| XV. | xve| 0 ——xvan 

1 a) Wahl- — * m 
Heid 1a. Name ; 

entihei- Das 2 Bartei- 
. ung oder | E FE S8 der Bejondere Bemerkungen 
b) Ende der Ban: m5 jtellung 
| Legislatur ES 183 Abgeordneten 

‚ veriobe 9 A 


— — — — — 


| 
| 
ei 


Wahlen. (17 preußiſche und 10 außerpreußiſche). 


6) 14. 1.87 343 |: 351 786 er Richter . 
b) 28.6.84/415 419 95410. Schorlemer-Aljt — — 
a erit in 8, Legidlatut am 13. 8. 


b) 14.1.87) — 286 | 7861v. Goldfuß 78 nach Bericht vom 7. 3. 78 eriedigt. 

b) 28.6 8a 500 :515 | 954lp. Solms-Braunfels Konſ. 4) Bf Grund ungenbgenben Berichts vom 

b) 14.1.87| 280 321 786lv. Putttammer-Plauth Konſ. 20. 1. 86, am 5. 2. 86. noch einmal zu: 

b) 28. 6. 84 423 430 954S5chmidt (Eiberfeld) —— 

b) 14 1.871280 1811| 6 > Seen BA Rage Aufammenttich; alle 
28.6.84|391 424 | 954]Staudy 


volle Zeit zu rechnen, 
b) 28. 6.84) 500 |505 | 954]Dr. Schlaeger 6) Reichätag vom 19.6. 82, turz nad Ginlauj 







1) 14. 1. 87 Auflöfung ves Neichdtage. 
2) Gegen Goltfhmibt:Berlin. 
3 - TIL ſchloß am 10.2. 76; 2. 1V eröfimete 









b) 14.1.87|682 708! 786[Dr. Log ber Atten bie a 1, gi alie * 175 
b) 14.1.87)288 1321| 786ellwi Ari, A ine che nach 
b)21.12.76| 5| 16) X54lo. d. Golg Kallen a — 


b) 14. 1.87 317 338 786[Dr. Meyer (Halle) : 
b) 14.1.87 317 338 786|jv. Ungern-Sternberg 


| 7) Auf Rachtragebericht vom 8. 3. 86 wurde 
b) 14. 1.87) 757 783 786[Dr. Stropatiched 


bie zuerit nur aurüdverwielene Wahl am 
rt. 4. 86 förmlid a 

8) 5. II wurde am 12. 6. 83 geichleiien; 5. 
in hatte fein OR. und IV vegann 
erit 6. 3. 84. Erſatzwahl. Es find bis 
näcite Tagung vom Wabltage an 254 


b) 24.5.78; 52| 57 84 Karſten 
b) 28. 6. 34 422 | 442 577toll 


b) 28. 6. 34 500 519 954 Ruppert 


b) 14.1. 87 317 324 786|Dr. Groß Differengtage. j 
b) 28.6.84| 44 47 |X115|Mahla De TR 
1b) 14. 1.87) 317 34 786] Meier 10) Der crite Bericht vom 27. 9. 78 tam nicht 


zum Vertrage. Die neue W. P.C. ac 
zeptirie denielben unterm 14. 3. 79. Lrat 
aus am 20. 2. 80. (618 Tage). 

11) W. P. It. neigte zu Beſchluß auflingi tigkeit. 

12) W. P. t. verzichtete auf ſchrifllichen Be⸗ 
richt, wenn Dr. FIr. Hohenlobe⸗Ingel!j. und 
v. Eipliotmaun freiwillig aueſcheiden woll⸗ 
ten, was erſtere beiden auch ibatem, 
währent v. Schlielmann's Manbat jürm- 
lich taffirt werben mußte 

13) In erſter Legiel. iſt Berichteititellunge: 
um bei bloh mündlichem Bericht nicht 


500 ,505| 954Reich 


'b) 28. 6.84 
423 | 431) 954]|Dr. v. Schwarze 


ib) 28. 6.84 
b) 28 6.841500 1513| 954lEbert 
'b) 28.6. 84/497 503 954MNiethammer 
'b) 14.1.871682 699 | 786lgeit 


I 15. 6.81] — | — |$ 618|Reinhard 


erledigte Wahlen. (9 preußiiche und 2 außerpreuiiiche). 





14. 2.88 267 279 | 349|Dr. Reinhold NL. N verzeidinet, diters ber Tag vorher. 
26. 4. 81 353 379 9621Dr. Friedenthal D. R. P. !If IH) Austritt wegen Grhöhung. Monita erit 
2 28 = Kratz gib, (MR FEN 16. 12. 76. erledigt. 
J 2 75. 29. 37 337 0. Puttfammer N onf. Ba * Keen aan Belek — 
87 — a 71Reubarth D.R.P. *) 16) W. V. t. wollte ungiltig beantragen. Babl 


27. 4.81 354 | 359 4lllo. Hohenlobe:Depringen [DR P. ') ——— —* Pr en 


21. 12.76 699 712 1050. Hohenlohe-Ingel- [Freitoni.'’) 17) ebenfe. (Eon 2 Abtheilungen, tanu von 


fingen PR. Yehanteit) 


und dem Beginn der Thätigfeit des Neichstages liegt und während dejlen für die Wahlprüjungs- 
Erjagmwahlen in Betracht, die jo fallen, dab der Reichstag nicht verfammelt ijt, oder jo jchmell nad) 
fann, Ju diejen Fällen find die Tage bis zum Neubeginn der Reichstagsarbeiten bejonders berechnet 
17, 20, 44, 54 und 75. Bei den ebenfalls martirten Erjapwahlen Nr. 16 umd 33 kommen, wie 
der Differenztage bei den andern Wahlen zeigt nur, daß es unrichtig wäre, die Mandatsdauer von 
laturen ergiebt, wo es fi nur um Haupt: und Stihwahl handelt. 
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Beilage F. (Meberficht des Zeitverbrauchs bei der Prüfung 
L m ſi va] vu. _|von. 











Feſtſtellung 
bet Erften 
Berichts ber 
Mabl- 
prü,ungds 
tommiffion 
reip, Abth. 


Nr. Wahlkreis 


Tage ſeit Legis⸗ 
laturbeginn 
feſtſtellung 

Tage ſeit Legis⸗ 
laturbeginn 


Legislaturperiode | < 
Differenztage 











32 





35 | Preußen 10 Schlesw.Holjt.| 4 | 30.7.78 | 41] 7.3.79 180] 8.4 79 21 
36 R 6 Trier 5 110.11.81]| 9] 30.5.83 | 560] 12.6.83 | 18) 57 
37 | Fr.St.Hamtuz]| 1 Hanıburg 11 3.3.71 ] 18 — — 129.3.71 — 
38 | Königreich 

Sachſen 19 Sachſen 6 128. 10l84] 231 23.4.85 | 1551 30. 4. 85 7| 16 

Nr. 39—40. ce. Durch Tod erledigte 

39 | Preußen 2 Hannover 6 [15.11.84 | 5] 30.1.85 72] 5.2.85 | 6| a 
ol „ 2 Liegnig 71 21.2.87 | 10] 8.6.87 | 98] ige vergeiragen, | — 


Nr. 41—50. d. Wahlen, die ohne vorherige Beanftandung 





41 | Preußen 6 Berlin 3] 10.1.77 1 43] 11.4. 77 491 18.4. 77 71 561 
42 5 9 Breslau 11 33.71 | 18 — — 117. 4 711 — 27 
43 “ 3 Bromberg 5 [11.11 81| 6| 12.6.82 | 208] 16.6.82 | 4 212 
44 ee 8 Franffurt a/O.] 4 | 10. 10.78 [115] 12.5. 79 IX 100] 19. 5. 79 7 107 
45 z 9 Hannover 81 25.1.77 | 28] 23. 4. 77 61] 2.5 77 9 7 
46 ” 2 Königsberg 4 | 30.7.78 | 41] 27.9. 78 19] 28.4.79 213 28 
47 Fr 4 Marienwerder | 1 | 3.8 71 | 18 — — 128.3.71| — 7 
48 ” 3 Oppeln 21 10.1 74 | 26] 11.1.75 8341| 21.1.75 | 10| 351 
49 4 Sciesw.Holit.| 1 | 3.3 71 | 18] 20 4.71 sl] 25.4. 71 5 3 
50 | Bayern 5 Oberfranten 1] 3.3.71 | 18| 3.4.71 14| 17.4.71 | 14| 2 
Nr. 51-68. e. Beanjtandete und für ungiltig 

51] Preußen 6 Arnsberg 5 [15.11.81] 2] 13.6.82 | 209] 16.6. 82 "| 
52 m 10 Breslau 71 1.3.87 21 20.3.88 | 8831 11.1.89 297 
3l „ 7 Düfledof |Jıl 3371 Jıl — | || 
54 — 1 Gumbinnen 413. 12,791 70| 3.5.80 | xX82] 8.5.80 5 
55 e 5 Dannover 4 | 30.7.78 | 41] 27.5.79 | 261] 9.6.79 | 18 
56 " 1 Magdeburg 11 3.3.71 | 18 — — J 5.4,71 — 
57 Pr 4 Marienwerder | 5 ]27. 10.81] 21] 8 5.83 538 2.6.83 | 25 
58 “ 1 Merjeburg 5 127.10.811 21] 17.12 81) 381] 17.1.82 | 31 
59 " 1 Minden 3] 10.1.77 | 43] 30. 4. 77 681 2 5. 77 2 
60 = 7 Oppeln 11 3.8.71 |] 18 — — 1 27.3.7111 — 
61 — 10 Potsdam 5 127.10.81[ 21] 20. 1. 82 651 25. 1.82 5 
el „ 2 Schlesw.Holit.| 6 [28.10.84 | 23] 10.1.85 | 52] 27.1.85 | 17 
63 " 7 = 5 127.10.81] 21} 13 6.82 209 16. 6.82 3 
64 | Baden 5 Baden 3 128.1.77 | 25] 80 4. 77 69 2 5 77 2 
65 Pr 10 ” 3 110.1.77 ] 43] 13. 4. 77 51] 19. 4. 77 6 
66 | Königreich 

Sadjien 17 Sadıjen 5 127.10. 81| 21] 81.1.83 | 441] 13.2.83 | 18 
67 x 20 " 5 114.11.81| 3] 5.2.83 ! 446| 13.2 83 8 
68 | Württemberg |14 Württemberg | 5 [27.10.81 | 21] 23.1.82 | 68] 26.1.82 | 8 





Nr. 60-111. f. Beanjtandete und für giltig 


21.2.87 | 10| 20.4. 87 49] 27.4. 87 7 
28.10.84 | 23] 20.4.85 , 152] 30.4.85 | 10| 16 


m 


69 | Breußen 4 Arnsberg 
„ 5 


” 






























Wahlproteite und Wahlbeſchwerden in den fieben erften Legislaturperivden s1 
von 111 jtarf angefodhtenen Wahlen.) Beilage F. 
XII. IXIIXIV XV. xvi. xvu | XVIM. 
Tage fei 
a) Wahl a - » 
‚tige | is & er Partei⸗ 
‚ang oer 9 S|2= 35 der h Befondere Bemerkungen 
biemedal-2 82 55 jtellung 
Legielaur⸗· 5155, HE Abgeordneten 
 yeriode STERN 
—— * F — — a u eu = 
1.7.79 90 122| 302|Dr. Hammader  |RL. N] 1 gen 2 Mötpeifungen, dann von B.PR. 
15.5.84 337 350| 910]Täglihsbed N a —— 
Bu » Mot NL. 2) — — wegen Amtserhöhung 
3) Sache erſt 5.2. 86 t iderheb 
8.1.86 253 260 4156bert Konſ. — — — 
— 4) Durch fal t Atenbündel 
Wahlen. (2 preußiice). * Baht in engen Loire gehe 
27.12.85 |324 3% 402PViſſeri NE. — * 
—— 4 550 | 408 — 25 834 5) dolſcher Kandidat zur engeren Wahl geſtellt. 
6) Erite Seſſion ſchloß 19. 10. 78 ald faum 
für ungiltig erklärt wurden (Opreuß u. 1 außerpreuß.) —— Zellen Seſſien 
41847710 7 56Haſenelever SD. 7) Der 19%/. Seiten umfafjente Bericht vom 
'. 17.4.71| 0 — | 27]Örafj Püdler BR MR — 
„16.682]| 0 4) 212[dempel r. P. Be 
„1957| 0 | 7/x107[Shön DR: 7 9 ee an I 
"„ 2.5.77 | 0 9 70]Spangenberg D. R.P —E — 
„28.4791 0 , 21! 232]v. Knobloch BaerwaldeſKonſ. 9) VI Abtheil. hatte in 8 Sihungen Berath. 
„33.7110 — 7Maransti Pole u es ———— —* 
.21.1.75| 0 | 10) 351Jo. Ujeſt DRE. ee 
„25.471 0 | > 36 Beterien NL. s 10) Ueberſchwemmung. Zwiihen I—II &ef- 
„17.471. 0 14 28[Dr. Scuettinger Gentr. fion itegen 115 Tage. 


erklärte Wahlen. 113 preußiihe u. 5 außerpreußiſche). 


a) 13 1 83 211) 214 


414 1.90 368,655 
„24.10. 71 207 
'" 35.81 362 267 
'. 6.4.80 1301, 314 











"3.11.71 238 — | 
. 27.6.84|390 415 
"13 2.83 | 392 | 423 
"2478 |335 | 337 
1.2.11 7141| — 
„13.5.841838 843 
\ 13.1.86 | 351 368 
1, 9.5.83 | 327 | 330 
'„ 6.4.78 |339 | 341 
6.4.78 |352 | 358 
1, 24.6. 84 | 497 | 510 
|, 27.6.84 499 , 507 
}, 7.6.82 |192| 135 


erflärte Wahlen. (32 preußiice und 11 auferpreußiiche). 
Kye 88 ‚291 298] 
„9.4.86 344 5354| 
Annalen des Deutjhen Reiche, 


— 


423Lenzmann 


10481Dr. Websi* 

2171v. Loe 
449jvu. Schlieckmann 

5751v. Arnswaldt 





2531Graf Schulenburg⸗ 
Beetzendorf 
9531v. Sczaniedi 
454Dr. Clauswitz 
40510 NathuſiusLudom 
2471Geiſtl. Rath Müller 
908Prinz Handjery 


420Gottburgſen 
539]Dr. Haenel 
409Bürklin 

409 Eifenlohr 


951Reujchner 
953tutſchbach 
203Rieckert⸗Ulm 


347]Eugen Richter 
5061Dr. Haarmann 
1892. 










11) Der Bericht gibt nur Stihwahl an, ohne 
Datum; ed find 14 Tage nad Feſiſtellung 
der eriten Wahl angenommen. 

12) Es liegen 2 Berichte vom 18. 8. 89 uno 
11. 12. 89 dazwiſchen. 

13) 71 ge r nad dem Wahltage verfloſſen Eis 
zur mädjten Tagung bed Reichdtagd, wo 
die Prüjungsarbeit erit beginnen konnte. 


14) Mandlicher Bericht chne Abfaffungedatum 
am 5.4.71. 


15) Legte an demjelben Tage fein Mandat mieber. 

16) Diefe Wahl hat Eid zur ——— 
Härung den Reichttag in den Gigungen 
vom 97.83.55. 45 18. 43 1. 5. und 22. 
il. 71. beſchäftigt. 

17) Eine in der Folge viel genannte 
Bablverbandlung. Kaſſtrung erfolgte 
wegen Leeinfluſſung durch einen liberalen 
Beamten. 

18) W. P.t. stellte mit 5 gegen 4 Stimmen 
ven Antrag auf umgiltig. 


- 
* 


Fr.P. 
NL. 


82 


Beilage F. 


—— — w 
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(Ueberſicht des Zeitverbrauchs bei der Prüfung 














— 
< 








Yand Wahlkreis 






egislaturperiode 


L 





















71Preußen > Arnaberg 3 
12 . 8 ? l 
3 ö 2 Berlin 6 
74 10 Breslau 1 
75 r 12 2 1 
7 E 1 Bromberg 5 
77 ” 2 * 4 
rt: E 2 Coblenz 1 
78 r 1 Danzig 1 
80 " 3 Frankfurt a/Of 5 
81 ” 7 " 5 
82 12 Hannover 1 
83 17 Fr 4 
84 Mn 17 — 
85 3 Kaſſel 5 
86 " 6, 3 
87 n 8 Königsberg 4 
88 — 10 Liegniß) 2 
89 6 Poſen 5 
90 J 2 Potsdam 3 
91 an ; 
92 „ Schlesw. Holit. 
93 » Pr 
94 * ö 
95 = Stettin ; 
9 " M 2 
97 . Straliund 6 
98 . 6 Trier 6 
99 J 2 Wiesbaden 6 
100 pr 5 * 6 
101] Baden 13 Baden 4 
102 ] Bayern 7 Oberbayern 1 
103 | $r-St Hamburgh 2 Hamburg 1 
104 r 3 u 1 
105 | Heſſen 5 Heſſen 7 
106 | Metl.Schwerin] 4 Mefl.Schwerin| 4 
107 | Mefl.-Strelig Mekl.Strelitz | 4 
108 Reuß ält. Linie] Neun ält. Linie] 1 
109 ] Königreich 

Sachſen 1 Sachſen 3 
110 | Schwarzburg: 

Rudolitadt Rudolſtadt 1 
111 Württemberg | 6 Württemberg | 6 
















V. 


Wahltag 





= 
— 


Differenztage 





Feitſtell ung 
bee Erften 
Berichts der 
Wahl⸗ 
prüfungss 
temmilfion 
reip. Abth. 


Tage jeit Legis- 











10.1.77 


3:3: 71 

16. 3.71 
27.10.81 
27.10.81 
3.8.71 

17.8. 78 
14. 11.54 
27.10.81 
10. 1.77 
30.7. 
10: 1; 
14 11. 
10.1. 
7.11.84 
28. 10. 84 


27.1.77 


77 

78 
74 
81 


13. 11. 84 
28. 10, 84 
10.1. 74 
28.10.84 
28.10. 84 
7.11.84 
28.10.84 
30.7. 78 
3.3.71 
8.8 
3. 
21. 
30. 
30. 





a 2 
DI 0 


-) 1 2100 


zsrruwe|lmur| 
10 0-1 








| __ vi. vo. 





laturbeginn 





De: RT 
— 
Ehe EEE 
Berhand: DE vi] 
lung im zE == 
Reichstage SE E53 
CK | 








25.1.82 7 
2.5.77 6| 
29.3.79 |184 
10.4.74 | 32 
13.2.83 | 19 
19. 4. 77 3 
17.3. 85 7 
3.2.85 9 
2.5.77 11 
3.3.85 11 
2.2.85 8 
10.4.74 | 18 
13.5.85 2 
5.2.85 9 
18. 12. 84 6 
30.4.85 | 12 
3.4.79 10 
5.4.7111 — 
29.38.71] — 
29.38.71 | — 
17.5.87 | 11 
9.6.79 28 
12.7.79 1286 
25.4. 71 9 
2.5.77 6 
27.3.7111 — 
3.3.85 17 
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) Nicht behandelt iſt 4 Liegnig, dejien Abg. Guſtav Richter jein Mandat dadurd) verlor, 
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von 111 ſtark angefodtenen Wahlen.) Beilage F. 








Ixımlxıvxv.| xvin, | XV 





Name 








Partei⸗ 
der steil Bejondere Bemerkungen 
ellun 
Abgeordneten 3 
384 Berger I) Dev Beſchluß vom 3. 8 85 wurdt 3. 
5. 85 durch Abſtinmung befläitgt, 
F , 2) Der Acıleilungbanir ill) auf Bean: 
a Be ſantung kam in I. Seien wicht mehr Aur 


Verhandlung. 

3 Tie Watt alt in die Leriagung. Es 
vergehen Bid zur Möglichkeit der Nor 
nahme ver Prufungsarbeit 142 Tage. 


969 v. Bethmann:Holtweald RB. I RE 
B * x 9 D * 5) Der Bericht vem 24. 9. 78 kam nicht mehr 


zum Verirage, fontern cin neuer, mobifl- 
rirter vom 87. 8. 8. 

6) Mit dem unerlediglen Berichle vom 26. 9. 
78 sit ber vom 14. 8. 79 überemmftinimend. 
Auch Beritt vom 29, 3. 79 blieb unerledigt, 
ibn folgt ver won 3, 8. 60. 

7) For 3 Abtheilungen machelnanter ber 
baneelı Et eriftiren noch Berichte vom 
8.12, 74 une 26. 11. 75 

sı Am 81 86 minte ach weite Per 
weiderhebung verlangt. 

9) Nah Vericht vom 28. 2, 98, 

if I Bericht identiſch min Bericht vem 20. 6. 79. 





— | 2471Boehmer 

41 46 83. Brauchitſch 
426 433 | She. —— 
385 | 393 455hu Carolath 
8gFiſcher II. 
410 96916Grumbrecht 
59 70 18631v. Eſtorff 
392 455lo. Gehren 
342 4061Gleim 

531 549Becker 

332 66510. Seydewit 
462 | 897lv. Chaplowefi 
359) 415jp. Grävenik 
3951 506 ohren 

84 | 93: 162]Yohrenzen 
1326| 385[Dr. Beieler 








322) 415]Pr. Haenel 
3451 Alöfo. d. Diten 
261 | 3080. Wödtte 
268 1270| 443|Dr. Detbriid 














dab er 24. Oftober 1883 wegen Majeftätsbeleidigung verurtheilt wurde, 
6* 
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Die größeren Berwaltungsbezirfe (Megierungsbezirke), in 


Beilage E.') 
nn Protejt oder Be: 
A. Preußische Wahlfreije. 




















1 II. II. IV. — V 
Legie- Bezeihnung 

Nr.| Regierungsbezirk | latur (Nummer) des Ortsname des Wahlkreiſes 
periode Wahltkreiſes 





1] Arnsberg 3 83 36 
4 56 
5 36 
6 43 
7 3436 
2] Berlin 5 [12 
6b 12 
3| Breslau ı 11 5 910 12 
3 4 13 
4 91011 
5 3 11 
6 5 1011 
7 6 91011 
4] Bromberg 3 24 
m; 1 8 
7 23 


5] Danzig 


6, Düfleldorf 
71 Erfurt 


8] Frankfurt a/d. 








9] Gumbinnen 1 23 5 

4 123 67 
> 1 5 

10 | Hannover 1 1112 
2 4 9 
3 11 5 9 
4 11 45 
5 1 
6 2 1 
7 6 9 

111 Kaſſel 2 25 
8 23468 
4 3 8 
5 11234 
6 112 8 


1) Erläuterung fiehe ©. 61. 


3Iſerlohn. 5 Bodum. 6 Dortmund. 


4 Hagen. 


Stadt 


1 Wohlau. 5 Ohlau. 9 Schweidnip. 
10 Waldenburg. 12 Glap. 


4 Brieg. 13 Minfterberg. 

11 Reichenbach. 

3 Dels. 

6 öitl. Breslau. 

2 Schubin. 4 Inowraclaw. 

1 Ezarnicau. 3 Bromberg. 

3 Stadt. 4 Neujtadt. 5 Behrend. 


(Pr. Stargardt). 

Kreis Danzig. 

Mörs. 10 Bladbadı. 11 Erefeld. 
Düſſeldorf. 5 Eſſen. 6 Duisburg. 
Nordhauien. 4 Erfurt. 


— —— 1t0 


2 Landsberg. 5 Sternberg. 8 Sorau. 
3 Königsberg N. 7 Guben. 
9 Kottbus. 


2Ragnit. 3Gumbinnen. 5 Angerburg. 


1Tilſ⸗Niederung. 6Oletzko. TSensbuig. 


11 Oſterode. 12 Göttingen. 
C4Ssnabrück. 9 Hameln. 
7 17 Harburg. 
17 1 Emden (Leer. 5 Melle. 
19] 13 Goslar. 19 Otterndori. 
1219| 2 Aurich. 
6 Verden. 


2 Kaſſel. 5 Marburg. 
3 Sriglar. 4 Eſchwege. 6 Hersfeld. 
8 Hanau 


u 


oo. se 
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denen in derſelben Legislatur mehr als ein Wahlkreis Beilage E. 
ſchwerde ceingereidt. — 


A, Preußiſche Wahlkreiſe. 












































ti v1. VII, IX. X, 
Legis Bezeichnung 
Nr.| Regierungsbezirk | latur (Nummer) des Ortsname des Wahlkreiſes. 
periode Wahlkreiſes 
12] Königsberg l 46 4 Fiſchhauſen. 6 Braunsberg. 
2 I 4 I Memel. 
5 45 9 3Heiligenbeil (PriEylau. 9 Nlleinitein. 
4 1123 8 2 Labiau. 3 Stadt K. 8 Oſterode. 
13 | Liegnig 7 2 9 2 Sagan. 9 Görlitz. 
14] Magdeburg 5 6 8 5 Wanzleben. 8 Halberjtadt. 
6 6 8 
Marienwerder l 25 4 Thorn. 5 Schwetz. 
2 36 6 Konip. 
3 57 7 Schlogau. 
335 8 3 Graudenz. 8 Teutſch-Crone. 
5 3 78 
6 34 3 
7 3: 7 
Merjeburg 6 12 4 1 Torgau. 2 Wittenberg. 4 Halle. 
f 4 78 7 Merieburg. 8 Naumburg. 
Minden 6 138 ] Winden. 3 Bielefeld. 
7 23 2 Herford. 
Oppeln I: WE 4 01 1 Kreuzburg. 4 Yublinig. 7 Blei; 
2 11 34 8 3 Koſel. 8 Natibor. 
t 1 456 5 Benthen. 6 Kattowitz. 
197 Rofen > 2 6 > Samter. 6 Frauſtadt. 
6 3 10 3 Meſeritz (Bomit.) 
7 3 6 10 10 Ndelnau (Schildbera). 
20] Potsdam 3 2 6 > Djtpringnig 6 Nieder-Bafırien. 
4 m 910 4 Jüterbeck Luckenwalde) 10 Teltow, 
5 4 10 4 Prenzlau. 
6 3.6.8910 3 Ruppin. 8 Weſthawelland. 
21] Schleswig:Holft. 1 4 78 4 Tondern. 7 Kiel. 8 Altona. 
3 >36 8 10 > Ditbmarichen. 6 Pinneberg. 10 
Lauenburg. 
4 6b 10 
6 23 678 1 2 Flensburg. 3 Edernjonde. 
7 2 6 
22] Stettin 2 ı 7 1 Anklam. 7 Greiſenberg (Namin.) 
>» 112 2 Udermünde Aljedom.) 
6 11 3 3 Randow (Sreiienhagen). 
23 | Trier ı Il 6b 1 Prüm (Bitburg). 6 Ottweilei 
(Meijenheim‘, 
2 11 6 
24] Wiesbaden 6 2 5 2 Wiesbaden. 6 Dillenburg (Herborn). 
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Beilage E. 


(Die größeren Bermwaltungsbezirke (Negierungsbezirke), 


in denen in derjelben XYegislatur mehr ald ein Wahlkreis Protejt oder 


Beſchwerde eingereicht. 
B, Außerpreußiſche Wahlkreiſe 























waltungsbezirt [Periode 


Xm [sur] xm. 
Gemeinfamer | gegie- Bezeichnung 
Ver: latur- (Nummer) des 
Wahlfreijes 





1] Anhalt 
2] Baden 2 


31 Niederbayern 
4] Oberbayern 


>, Oberfranken 
61 Pialzbayern 
Braunſchweig 


Ss Eljaij-Lorhringen] 3 
4 








9 Hamburg l 
10] Helien 4 
h 





11] Melt. Schwerin 4 


12] Königr.Sachſen 1 


6 
7 


13] Sachſ. Meiningen] 6 
14] Sadjj.- Weimar 4 
15] Württemberg 6 








2 
1 
1 


0° 


—— — — — 


— 


ion 


en 


no 


— 


6 


ibn u 
. 





-] 


ts to 


toltoto 


45 17 19 20 22 


4671415 19 20 
13 16 17 23 


2 


3 


10 12 


Ortöname des Wahlfreijee. 


1 Dejiau. 2 Bernburg. 

3 Südingen Waldshut). 9 Porz: 
beim. 10 Karlsruhe. 

> Freiburg. 12 SHeidelberg. 

1 Konitanz. 8 Baden (Raitadt). 


Straubing. 4 Pfarrkirchen. 
1 München! 2 Münc.II.7Rojeuheim. 


to 


2 Bayreuth. 4 Kronach. 
4 Zweibrüden. 6 Railerslautern. 


1 Speyer. 2 Landau. 
1 Braunjchweig. 2 Helmjtedt-Wolfen: 
büttel. 3 Bolzminden-Darzburg. 


6 Sclettitadt. 8 Strahburg (Stadt). 


7 Molsheim. 9 Straßburg (Land). 
12 Forbach. 13 Diedenhofen. 

14 Metz (Stadt und Landkreis). 

1-3 Stadt und Landkreis 9. 

3 Alsfeld. 5 Dffenbad). 

1 Gießen. 2 Friedberg 4 Darmijtadt. 


4 Maldin. 
Ribnitz 
3 Budiſſin KKamenz). 18 Zwidau. 
8 Pirna (Königitein). 14 Borna 
(Benig). 22 Kirchberg (Neichenbach). 

1 Zittau. 7 Meihen. 15 Mitweida 
Auguſtusburg). 

6 Gerichtsamt Dresden links der 
Elbe (Tharandt). 9 Freiberg. 

+ Dresden rechts d. E. 5 Dresden 
1.8. E. 19 Schnerberg.20 Zihoppau 
(Marienberg). 

2 Löbau. 

13 Leipzig I. u. 11. 
23 Blauen. 

I Meiningen. 2 Eaaljeld (Sennchern ) 

1 Weimar. 3 Jena. 

6 Tübingen. 10 Göppingen. 12 
Crailsheim, 


5 Nojtod. 6 Güſtrow 


16 Chemnitz. 


— 


mu — — — .-- 
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Schlußwort. 


Vorſtehende Arbeit, die mit Beilage F. ihren Abſchluß erhalten, ſoll nach 

es Verfaſſers Abſicht im Weſentlichen das Material bieten für Solche, 

— ſich über die Statiſtik des Wahl prüfungs weſens im deutſchen Reichstage 

unterrichten wollen, ohne die umfangreichen ſtenographiſchen Berichte und ihre 
Anlagen ſelbſt zu durchforſchen. 

Wenn die drei erſten Abtheilungen des Textes nach einigen Geſichts— 
puukten hin die Ergebniſſe jener Zuſammenſtellungen, die den Haupttheil 
der Arbeit bilden, zu verwerthen ſuchen, jo ſteht Abth. IV zu ihnen in einem 
loferen Berhältnifje; auch ie dient aber dem Wunfche, welcher den Verfaſſer 
bei der ganzen Arbeit geleitet, den Nachweis zu verfuchen, daß unſere derzei— 
tigen Wahlprüfungseinrichtungen und ihre Handhabung dringend einer Reform 
bedürfen, vor allem im Bezug auf die jegt vorhandene Möglichkeit, die Er: 
ledigung von Wahlprüfungen binzuziehen und dadurch einen Einfluß auf unfer 
Berfafjungsleben auszuüben, wie er thatfächlich ausgeübt worden ijt nach dent, 
was in Abth. IV nachgewiejen worden. 


Vielfach aber würde dem Neichstage die Laſt der Wahlprüfungsarbeit 
verringert werden, wenn die Wähler, genauer als Wahlgeſetz und Wahl: 
reglement es vermögen, über ihre Pflichten und Nechte in Bezug auf 
Wahlausübung und Wahlanfehtuug unterrichtet wären. Als ich 
Verfaſſer an dieſe Arbeit machte, hat er alles einjchlägige Material auch zu 
legterem Behufe zufammengeftellt, um es für einen Wahlfatehismus 
zu verivertben, der kurz vor jeinem Abſchluſſe ſteht. 


Wenn diefer den Wählern die volle Inanſpruchnahme ihrer Rechte 
und die geſchickte Erfüllung ihrer Pflichten erleichtern könnte, jo liegt es allein 
in der Hand der Gewählten und der Negierungen, Uebeln zu begegnen, 
wie fie direft und indireft (durch die Zujammenjtellung in den Tabellen) in 
voritebender Eleiner Arbeit gekennzeichnet find. 


— n .) 


Ss Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtk des deutichen Neichstages I871—18% 
— 
Juhaltsaugabe. 

Abgeordnete, deren Mandat beſprochen wird: Dr. Haarmann, 5 Arnsberg, ©. 31, 63, 81. 
Adermanı, 6 Sadien, ©. 75. Dr. Hänel, 7 Schleswig-Holſtein, ©. 31, 41, 
v. AUrnäwaldt, 5 Dammover, ©. 531, 40, 41, 69, 88. 

65, 83. Dahn, 3 Bromberg, S. 63. 


Banks, 2 Damburg, ©. 75, 83, 

Beder, 8 Königsberg, ©. 27, 31, 67, 83. 
Dr. Beder, 2 Oldenburg, S. 75. 
Berger, 6 Dortmund, ©. 63, 

Dr. Bejeler, 6 Schleswig-Holſtein, S. 69, 8 


Hall, 5 Schleswig-Holſtein, S. 69. 

Dr. Hammacher, 10 Schleswig Holſtein, S. 
13, 40, 41, 69, 81. 

Dandjern, 10 Potsdam, ©. 28, 31, 42, 69, 81. 

Haſenelever, 6 Berlin, ©. 40, 63, 81. 


* 
. 





v. Bethmaun-Hollweg, 2 Bromberg, S. | Dellwig, 8 Kaſſel, ©. 15, 24, 29, 30, 45,65, 79. 
23, 28, 31, 69, 83. Dempel, 3 Bromberg, S. 4, 63, 81. 
v. a Hue, 1 Oppeln, S. 67. Denneberg, 2 Coburg- Gotha, S. 47. 
Bieler, 3 Marienwerder, S. 17, 67 Dr. Heyer, 2 Königsberg, 65. 
v. Bismard (derbert, 10 Schleswig- Holſtein. Bildebra nd,3 Köslin, ©. "er. 
S. 60. Hinze, 2 Heſſen, ©. 75. 
Bode, 1 Braunidhweig, S. 753. | Doenäbraetb, 7 Düſſeldorf, ©. 65. Mi 
Bochnmer, 2 Coblenz, S. 63, 83. v. Hohenlohe-Ingelfingen, 4 Oppeln, S. 
Bormaun, 6 Trier, ©. 71, 83. 13, 22, 26, 28, 30, 39, 67, 79. 
v. Brauchitſch, 1 Danzig, ©. 63, 83. v. Hohenlohe-Oehringen, (vgl. v. Ujeſt), 
Bürklin, 5 Baden und 2 Pfalzbayern S. 40, | 1 Oppeln, S. 13, 40, 41, 67, 79. 
73, 81. Dr. Hormwig, 6 Merjeburg, S. 67. 
zu Sarolatb, 7 Frankfurt a. DO. ©. 83 v. Kardorf, 3 Breslau, ©. 63. 
v. Chaplows —“ 25 28, 31,69, 83. | v. Karſten, 8 Schleswig Holſtein, S. 15, 29, 
Dr. Claus 2: 1 Merjeburg, S Al, 67, 81. 40, 69, 79. 
v. Colmar, 1 Bromberg, ©. 68, 83. tiefer, 13 Baden, S. 73, 83. 
Dr. Delbrüd, 1 Stralfund, S 71, 83. v. Knobloch-Baerwalde, 2 Königsberg, S 
v. Dewitz, Medl.-Strelig, ©. 26, 75, 83. 26, 40, 41, 65, 81. 


— 


Dr, Dobrn, 2 Stettin, S. 17, 69. . v. Nommteritedt, Reuß Alt. &, S. 18, 83. 
Ebert, 19 Sachſen, S. 14, 16, 25. 28, 29, 30, | v. Koslowski, 4 Bromberg, ©. 63. 
42, 45, 46, 77, 81. | Dr, ftraaz, 2 Anhalt, S. 73. 





Eiſenhohr, 10 Baden, ©. 73, 81. Krait, 5 Baden, ©. 73. 
v. Ejtorii, 17 Dannover, ©. 65, 83 Kras, 10 Düſſeldorf, ©. 13, 65, 79. 
Eyſolt, 8 Sadien, S. 75. Dr. Kropatſchek, 9 Potsdam, S. 15, 28, 29, 
Fährmann, 2 Sadien, S. 75. 30, 45, 46, 69, 7 
Fiſcher IL, 12 Dannover, ©. 65, 88. Dr. Künzer, 12 Bresfau, S. 31, 63, 89. 
sordhdammer, Schleswig -Bolitein, 3. 69. | Nuticd badı, 20 Sadjjien, S. 25, 28, 31, 42, 
Dr. Frege, 14 Sachſen, S. 75. 44, 77, 81. 
Pr Friedenthal, 11 Breslau, S. 13,23, 31, I v. Kwilecki, 2 Boien, S. 69. 

40, 41, 63, 79. Lehndorf, 5 Sumbinnen, 9. 65. 
Frohme, 8 Kaſſel, S. 43. Lender, 8 Baden, ©. 73. 
v. Funke, 9 Frankfurt a. ©, ©. 15, 24, 29, | Yenzmann, 6 Dortmund, S. 42, 63. 

30, 45, 46, 65, 79. Lenſchner, 17 Sadien, S. 25, 28, 31, 77, 831. 
v. Behren, 3 Kaſſel, ©. 65, 83. v. Yevetow, 3 Seanffurt a. —* S. 25, 28, 
Gleim, 6 Kaſſel, &. 65, 88. 31, 41, 65, 88. 
Dr. Götz, 13 Sadien, S. 47, 72. v. Zoe, 7 Düfjeldorf, S. 39, 64, 8. 
v. Goldfuß, 5 Breslau, ©. 14, 24, 26, 29, . Yohren, 6 Potsdam, ©. 32, 69, 83. 

39, 40, 67, 79. Lohrenzen, 3 Schlesw. Holſtein, ©. 69, 88. 


v. d Golb-Kallen, 4 Königsberg, S. 15,29, | Yorette, 13 Elijah, ©. 75 

9, 40, 67, 79. Dr. 2 o&,2 Kajiel, S. 15,28, 29, 30, 45, 46, 65, 79. 
Gottburgien, 2 Schleswig:Dofitein, S. 17, | v Lucius, 4 Düſſeldorf, S. 68. 

45, 46, 69, 81. Mahla, 2 Kialzbayern, S. 16, 29, 42, 44, 73, 79. 
v. Grävenitz, 2 Potsdam, S. 69, 83. v. Maltahn-Gültz, 1 Stettin, S. 17, 69. 


Graf, Sigmaringen, S. 69. ‚ Maransfi, 4 Marienwerder, ©. 38, 81. 

Dr. Groß, 1 Pſalzbayern, S. 16, 18, 24, 29, | Meier, Pan 16,24, 2), 30, 45, 46, 73, 79. 
30, 45, 46, 73, 79. Merbad, 9 Sachſen, ©. 75. 

Srumbredt, 17 Hannover, S. 26, 28, 31, | Pr. Meyer-Halle, 4 Merjeburg, ©. 15, 25, 30, 
65,88. 45, 46, 67, 79. 


v. Sutftadt-Lablacren, 2 Königsb, E65. | Motte, 1 Königsberg, ©. 63. 


ee 


4“ 
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Müller (Geiftl. Nat), 7 Oppeln, ©. 69, 81. v. Solms-Braunfels, 1Koblenz, ©. 15,25, 
v. Nathuſius-Ludom, 1 Minden ©. 40, 28, 29, 30, 42, 63, 7 
67, 81. Sonnemann, 6 Wiedbaden, S. 18, 11. 


Reubartb, 7 Merjeburg, S. 13. 47, 67, 79. Spangenberg, 9 Hannover, ©. 40, 65, 81. 
v. Neuhaus-Cormons, 9 vbein⸗ 69. Staudy, > Gumbinnen ©. 15, 24, 26, 28, 29, 
Niebour, 1 Oldenburg, S 42, 65, 79. 


de 
Rietbammer, 22 Sadıfeı, 8 16, 24,28, 29, Stoll. 2 Straliund S. 15, 29, 42, 71, 79 


os 


8 
30, 42, 77, 79. Ztollberg- Stollberg, 1 Trier, ©. 71. 

%orth, 9 Elſaß Lothr, S. 75. Stuebel, 5 Sachſen, S. 75. 

Obermayer, 7 Sperbanern, S. 738. Täglihsbed, 6 Trier, ©. 13, 23,31,42,71,81. 

Sehelhänier, 2 2 Auhalt, €. 73 Thiel, 3 Sadien, S, 7>. 

v. Oerßen-Parchim, Med. ‚Schwerin, S.75. v. Ungern-Sternberg, 3 Minden, ©. 15, 

v. d. Ojten, 3 Stettin, S. 69, 83, 25, 29, 30, 45, 46, 67, 79. 

Dr. Bapellier, I beriranfen, S. 783. | v. Hjeit, 3 Oppeln (vgl. Hohenlohe-Oehr.), ©. 

Taper, 6 Würtemberg, S. 77. | aa 25, 39, 67, 81. 

Peterſen, 4 Schlesw.- Holt S. 38, 69, 81. | Dr. Virchow, 2 Berlin, ©. 63. 

Pfeiffer, 1 Sachſen ©. 75 | Sijjering, > Hannover, & 13, ne 45,46, 65,81. 

Pleß, 10 Breslau ©. 63. 83 Bollmar, 2 Münden, ©. 

v. Plejien, 4 nahen Mic S. 75, 83. | Dr. Websty, 10 Breslau, ©. 17: a ‚28, 30, 


Pückler-Muskau, 9 Breslau, S. 17,38,63,81. 

v. Rurttammer-Plauth, 1 Danzig ©. 15, 
24, 26, 29, 30, 45, 46, 63, 79. 

v. Buttlammer-Sorau, 6 Gumbinnen, S. 
13, 39, 65, 79. 


47, 63, 81. 
v. Wedell-Malchow, 6 Potsdam, ©. 69. 
Witte, 2 Meiningen, ©. 18, 68, 77. 
v. Woedtfe, Stettin, ©. 69. 
Dr. Rolfiohn, 3 Hamburg, S. 75. 
7 


v. Radziwill, 5 Cppeln und 10 Bojen, ©. 69. | v. Wurmb, 5 Wiesbaden, ©. 71, 72, 83. 
Reid, 3 Sadien, S. 16, 24, 28, 75, 79, ı Zeig, 1 Sadien-Meiningen, S. 16, 18, 28,29, 
Reinhard, Scdhwarzb.-Sondersh., S. 14, 26, | 30, 45, 46, 77, 79. 


28, 29, 40, 41, 77, 79. Abgeordnete (unberechtigte); ihr Einfluß auf die 
Dr. Reinhold, 3 Arnöberg, S. 18, 47, 79. Geſeßgebung. ©. 36 HH. 
Dr Rheinfeld, 3 Arnsberg, ©. 63. | Branfandıına, ©. 3. 
Richter (Eug.)’), 4 Arnäberg, S. 10, 14, 25 Brilagen. Beilage A, Wr. 50-53; Beilage B, 


29, 30, 45, 46, 63, 799); Schwarzb.: &.54 -57; Beilage C, 58—60; Beilage D 1, 
Rudolitadt, ©. 77, 88. | S. 62—71; Beilage DU, S. 72—77; Beir 
Riedert, 14 Wiürtemberg, < ‚41, 42, 77, 81. | lage E, ©. 84-86; Beilage F, ©. 78—83. 
Roi, 1 Hamburg, ©. 14, 81. | (Beilage A! und A? des Tertes find in eine 
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Miszellen. 


Die Verſchuldung des läudlichen Grundbeſitzes in Preußen. In einem 
Artikel der „Deutſchen Landw. Preſſe“ führt H. Thiel aus, daß die freie Dis 
poſitionsbefugniß, die das Edikt vom 14. September 1811 über das Grund— 
eigenthum einführte, nicht von den wohltbätigen Folgen in Bezug auf die Befreinng 
von Schulden begleitet geweſen jei, Die man damals erhofft hatte, umd er wirft 
die Frage auf, wie dem Uebel zu ſteuern fei. 

„Huch die Urheber des Edikts haben den schuldenfreien Yıltand des länd— 
lichen Beſitzes für den normalen gehalten; fie ſind ſich der fchädlichen Folgen der 
dauernden Berichuldung Fiir die allgemeine Landeskultur wohl bewußt gewejen, 
und es wäre auch ſchwer zu begreifen, warum ſie mit jo energtichen, fait revo— 
Iutionären Maßregeln die Befreiung des Grundbeſitzes von allen fendalen Lajten 
und Jonjtigen Betriebshemmniſſen durchgeſetzt hätten, wen fie gegen die Schuld- 
knechtſchaft aleichgiltig gewejen wären. Much ihr deal war im Öegentheil der 
freie Mann auf freier Scholle, in dem fie mit,Necht den wertbvolliten Theil der 
ganzen Bevölkerung und die ſicherſte Örundlage der Staatlichen Wohlfahrt und der 
politiichen Freiheit erblidten, ſie irrten nur im dem Mittel zum Zwecke. Denn 
wer wollte heute, geſtützt auf eine nunmehr SO jährige Erfahrung, noch behaupten, 
daß die freie Dispofttionsbefugmß den Grundbejig in der That vor Verfchuldung 
bewahrt habe. Die jtetig fteigende Vermehrung der Schulden ijt ihrem ganzen 
Berrage nad) leider ſtatiſtiſch nicht nachweisbar, da wir jeit den 40er Jahren 
aufgehört haben, die Summe der hupothefariichen Belaftung jährlich feitzuftellen, 
aber geleugnet wird dieſes Zunehmen auch von denen nicht, die unfere Agrar— 
verfaſſung in jeder Beziehung für vortrefflic finden und fich über die Vermehrung 
der Schulden mit dem Steigen des Werthes von Grund und Boden tröften. 
Wenn wir auch Feine itatitischen Zahlen über die Geſammtſumme der Verſchuldung 
bejipen, jo haben wir doch jeit fünf Jahren Tank einer vom Landesökonomie— 
follegium ausgegangenen Anregung eine Art von Barometer für die Zu: oder 
Abnahme der Verschuldung in den jährlichen Aufzeichnungen der Summe der 
hupothefariichen Eintragungen und Löſchungen getvennt nad jtädtischen und länd— 
lichen Bezirken. Die betreffenden Zahlen find fir den ganzen Staat: 


Stäctiiihe Bezirte Yäntlide Bezirke 
4 * = Mehrbetrag ter Fin: | ser Mehrbettag d. 
Jahr Fintragungen Leſchungen | Wrintragungen , tragungen vbſchungen Eintragungen 
in Millionen Mart j in Millienen Marl 
1886/87... . 1004,81 370,52 4 434,29 624,16 491,00 + 133,16 


1887188 . . » 1128,05 , 56127 + 566,78 1 567,62 | 479,59 — 88,03 
1888/89 . . . 1348,40 624,41 4 723,99 | 583,12 ı 462,10 ' —+ 121,02 


1889/90 . . . 1484,59 670,01 + 814,58 651,93 472,80! + 179,13 
180/81 . . . :.1380,56 670,59 , + 709,77: 621,64 | 465,27 | + 156,37 
Zulammen . . 6346,21 3096,80 | + 3249,41, 3048,47 | 2370,76 " + 677,71 


Beim jtädtiichen Beſitz betragen demnach die Löfchungen im Durchſchnitt 
48,83%, der Eintragungen, beim ländlichen Belt dagegen 77,8 °/,. Diejer letztere 
Prozentjap iſt in dem meilten Ober-Landesgerichtsbezirken ziemlich gleichmäßig, 
nur in Rojen oder Kaſſel erhebt jich die Summe der Löſchungen über die der 
Eintragungen, weil im eviten Bezirke bei den Ankäufen jeitens der Anſiedelungs— 
kommiſſion alle Hypotheken getilgt und im lepteven Bezirke Dei Negulivung des 
Grundbuch alle obſolet gewordenen Verpflichtungen aelöicht wurden. In den 
Bezirken Frankfurta. M. und Köln it der Prozentjaß der Löſchungen 97,4 bezw. 91,4°/, 
der Eintragumgen, die Verſchuldung bat im dieſen Gegenden mit parzellirtem 
Beitg bereits eine jolche Höhe erreicht, dal; eine Art von VBeharrungszuitand 
eingetreten ift. Man mag uun die abjelute Bedeutung dieſer Zahlen noch jo 
jehr abjhwächen wollen durch den Hinweis auf die Defannte Thatſache, daß 
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vielfach hypothefarische Schulden abbezahlt, aber nicht im Grundbuch gelöjcht 
werden, man mag auch hervorheben, daß die Eintragungen vielfach nicht cine 
Vermehrung der gefammten Schulden, jondern nur eine Umwandlung der Perjonal: 
schulden in Realſchulden daritellen — was lepteres übrigens ein ſchlechtes Zeichen 
für die Lage der Landwirtbichaft it, denn dieſe Ummandlung tritt meiitens 
dann ein, wenn die Perſonalſchulden unſicher werden und wicht mehr abgezahlt 
werden fünnen —, jo wird man doch nicht leugnen können, daß Die nad) 
alten diejen Abzügen übrigbleibende Vermehrung der hypothefariichen Schulden 
in den ländlichen Bezirken ein um jo bedrohlicheres Symptom darftellt, als ihr 
nicht, wie in den jtädtijchen Bezirken, bejondere Wertherböhungen gegenüberitehen. 
In den Städten werden durch Neubauten fortwährend neue Werthe geſchaffen 
— von den 3249 Millionen Mehreintragungen fallen allein auf das jo 
koloſſal wachſende Berlin ungefähr die Hälfte; aber wer möchte wohl behaupten, 
daß in den lebten fünf Jahren der ländliche Grundbeſitz überhaupt im Werthe 
geitiegen ei, oder dal; der Mehrverſchuldung irgend beträchtliche Werthiteigerungen 
durch produftive Anlagen von Gebäuden, Meliorationen ıc. gegenüberjtänden. Selbit 
wenn man zugeben wollte, daß die Zunahme der Verichuldung feine bejonders 
ichnelle und daß ſie gegemiber den Geſammtwertchen des Grund und Bodens 
noch Feine direft bedrohliche jei, muß mon doch die Thatjahe der zunehmenden 
Verſchuldung für eine sehr bedenkliche erklären. Für ſolche frankhaften Pro— 
zejfe, welche am innerjten Marke des Staats nagen, iſt es ein schlechter Troft, 
day die Sache nicht gar zu afut it und mehr cin jchleichendes Uebel daritellt ; 
ein Uebel bleibt es trogdem, das zum ficheren Untergang führen muß, wenn ihm 
wicht gejtenert wird. Oder jollten wir schen jo jehr die Empfindung fir die 
Bedeutung eines vollftändig unabhängigen Gutsbeſitzer- und Bauernitandes für 
das ganze Volks- md Stantsleben verloren haben, daß wir den verichuldeten 
Zuſtand für den normalen anjehen und nichts Bedrohliches mehr in der Per: 
jpeftive erbliden, daß Ichliehlich der ganze Grundbeſitz nur noch ein fiftiver und 
der jogenannte Beiiger nur noch ein schlechter als ein Pächter geſtellter Zins: 
jflave des fapitalijtiichen Glänbigers jein wird? Dann wäre es vielleicht beſſer 
gewefen, es bei der feudalen Gejellichaftsordmung zu belaſſen. Sicht man aber 
in der jteigenden Verjchuldung des ländlichen Grundbeſitzes eine der bedenklichiten 
Ericheinungen, dann muß man auch zur Abhülfe jchreiten, jolange es überhaupt 
noch Zeit it, folange alfo die Widerſtandskraft der jeßigen Beſitzer noch nicht 
jo geſchwächt iſt, daß fie zur Mitwirkung bei der Schuldentlaſtung unfähig ge— 
worden. Bevor man ſich zu irgendivie jchärfer eingreifenden Maßregeln ent: 
jcheidet, muß freilich die Thatſache der Verſchuldung in ihrer abjoluten Höhe 
und ihrer steigenden Tendenz jo feltgejtellt fein, daß feine Ansflüchte irgend 
welcher Art mehr möglich ſind. Zunächſt wäre da eine Bervollitändigung unjerer 
Hypothekenſtatiſtik unentbehrlich, welche es ermöglichte, die gejammten, wirklich 
zu Necht beitehenden Zchuldverhältniife und die bieraus entipringende Zinſenlaſt 
genau zu überjehen, dann eine längere Fortführung der jeßigen Aufnahmen über 
Eintragungen und Löfchungen, um den Einfluß guter und schlechter Ernte- und 
Preisjahre fonftativen zu fünnen. Sind dieſe Iharjachen unleugbar feſtgeſtellt, 
und Fein Geld dürfte zu theuer ſein, um im dieſer Fundamentalfrage der Be— 
urtheilung unferer voltswirtbichaftlichen Verhältniſſe Gewißheit zu verichaffen, 
dann würde man fich auch den Konsequenzen nicht entziehen fönnen, Die aus den 
wirtbichaftlichen Reſultaten der bejtehenden Erwerbs-, Veräußerungs- und Ver: 
ſchuldungsfreiheit und des damit im engiten Zuſammenhang Ttehenden Erbrechtes 
für die Aenderung dieſer Geſehe gezogen werden müßten.“ (R.= Anz.) 


Die Befoldnng der Stantsdiener in Bayern.) 


I. 
Tie geſchichtliche Entwidlung der Beamtenbefoldungen in Bayern, 


Ob für die Behandlung brennender Tagesfragen die gejchichtliche Methode 
ſich empfiehlt, darüber mag man verſchiedener Meinung ſein. Aber ſelbſt wenn 
man für die Regel dieſes Verfahren nicht als zweckmäßig erachtet, wird man 
doch kaum läugnen können, daß für die Frage, die wir hier zur Erörterung ziehen 
wollen, die geſchichtliche Betrachtung unumgänglich iſt. Bei einer Unterſuchung 
darüber, ob und immieweit die Bejoldung der Staatsdiener deren ftandesgemäßen 
wirthſchaftůchen Bedürfniſſen entipricht, iſt es zweifellos geboten, den bisherigen 
Intwidlungsgang, aljo die im Laufe der Jahrzehnte vorgekommenen Veränder— 
ungen der Bezüge der Reihe nach in's Auge zu faſſen. Denn da das Steigen 
der Lebensmittelpreiſe, das ſtetige Anwachſen der Anforderungen, welche an einen 
ſelbſt einfach geführten Haushalt herantreten, offenkundige Thatſachen find, jo 
ergibt jih von jelbit, dar eine Erhöhung der Beamtengehalte, welche in ihrem 
Tempo und ihrem Abmaße weſentlich hinter der Entwicklung iener_ Verhältniſſe 
zurückbleibt, eine nachtheilige Verſchiebung in dem Budget des Staatsdieners 
zur Folge haben muß. 

Damit der Verdacht nicht auftomme, als ſei es mus hier auch nur entfernt 
darum zu thun, einen vielleicht in engen Grenzen vorhandenen Mißſtand ſenſationell 
zu übertreiben, ſo folgen wir bei unſerer geſchichtlichen Darſtellung treu den 
Ausführungen von Scydel?’ und Dod’), welche Namen für ſtreng wiſſen— 
ſchaftliche Objektivität jowohl wie fir die Zuverlälligfeit der vorgeführten Daten 
Bürgſchaft bieten dürften. 

Die Entwiclung der Bejoldungsverhältniffe des berufsmäßigen Staatsdiener: 
thums in Bayern fteht mit der Entwidlung der Staatswirthichaft ſelbſt in engem 
Zuſammenhange. 

Solange der landesherrliche Haushalt vorwiegend auf Naturalwirthſchaft 
beruhte, beitanden auch die Beſoldungen vornehmlich in Naturalbezügen, welche 
die Beamten von den landesherrlichen Kammern, Getreidekäſten u. ſ. w. erhoben. 
Dies gewährte, mochte auch die wirthſchaftliche Lage der Beamten nicht gerade durch: 
weg eine glänzende ſein“, doc den VBortheil, daR bis zum Beginne des 10. Jahr: 


U Die folgenden Ausführungen zuerſt als Arttfelreibe in den Münchener Neueiten 
Nachrichten Jahrgang 1891 Nr. 497, 459, 461, 163, 465, 467, 469, 471, 472 veröffentlicht 
worden und Hier mit einigen Abürzungen BONEDETDEREDET. Sie ſcheinen uns eines allge— 
meinen Intereſſes nicht zu entbehren. Der Verfäaſſer der Artikel hat ſeinen Namen nicht 
genannt und wir haben nur zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen beizufügen, dal; dies 
jelben „von feinem der beiden Herausgeber der „Annalen“ herrühren. 

Seudel, Bayerisches Staatsrecht. Bo. TS. 269 ff., Bo. III S. 459 fr, 

Hock J. Handbuch der geſammten Firamgverwaltung im önigreich \ Bayern. Dritte 
Auflage des gleichnamigen Dandbudes von Karl Stokar von Neuforn, Bd. 115.4 ff. 

*, Weber die Beſoldungsverhältniſſe am Ende des vorigen und Beginn dieies Jahr⸗ 
hunderts genügt eine Lerweiſung auf Seydel, a. a. T. Bd.l S. 266 fr. ‚Jnterefiant iſt 
namentlich das auf S. 209 Anm. 3 tbeilweile abgedruckte Bejoldung: sregulativ Für die Minifterial- 
departements- und Kollegialratbsitellen, weil viele zu nn unſeres Jahrhunderts nor: 
mirten ebaltsiäge von humanen Grundſähen diktirt find. (Tas Näbere im Neuburger 
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hunderts das Beamteneinkommen von den Beeinträdhtigungen in minderem Maße 
betroffen wurde, welche bei reiner Geldbeſoldung durch die Entwerthung der 
Sdelmetalle hätten eintreten müfjen. 

Gin Mißſtand der älteren Bejoldungsverhältniffe zeigt ſich jedoch nament— 
(id) darin, dak die Beamten vielfad auf Gebühren und andere Leitungen der 
Unterthanen angewiejen waren, umter welder Cinrichtung die Würde des Amtes 
naturnothwendig litt. Dem entiprediend fand mit dem Durchbruch der öffentlich: 
rechtlichen Auffaſſung des Etantsdienftes zu Beginn unferes Jahrhunderts das 
Spften der fiften Geldbefoldungen und damit die ausſchließliche Ueberweiſung 
des Dienfteinfommens auf den Etaatshaushalt im Königreich Eingang. 


Die mit dem Fortichritt von der Naturals zur Geldbejoldung verbundene 
Gefahr, dak im alle des Steigens der Yebensmittelpreiie die Schalte der Beamten 
feine entiprechende Aufbejlerung erfahren, fonnte ſich wohl vermeiden laſſen. 
Man hätte zu diefen Zwede von dem früheren Syſteme der Naturaldejoldungen 
in das neue Zyftem der Geldbeſoldungen nur jo viel herüber zu nehmen gehabt, 
daß ein Theil des Gehaltes ſich ftets mac) den Preiſen gewiſſer nothwendiger 
Yebensmittel beſtimmt hätte, 

In der That ift diefer Gedanke eine Zeit lang durch Gewährung theil- 
weiſer Setreidebejoldungen in Bayern zu praftiicher Geltung gelangt und hat 
jeine jegensreihen Wirkungen geübt, wenngleich er nicht jowohl aus dem Ges 
jichtspunfte des Intereſſes an einer befriedigenden Yage der Ztaatsdiener, als mit 
Rückſicht auf Vortheile für die Stantsfafle zur Anwendung fam, Bedauerlicher 
Weile hat jener fiskaliſche Beweggrund auf den Fortbeſtand dieſer wohlthätigen 
Einrichtung entjcheidenden Einflun geübt. 

Da der Staatshaushalt bis zum Jahre 1848 im den bedeutenden Grund— 
gefälten ein wicht unerbebliches naturalwirthſchaftliches Moment aufwies, mußte 
8 erwünſcht ericheinen, der nach den Fruchtpreiſen weibjelnden Einnahme eine 
nach demielben Berhältniſſe ſich beftimmende Ausgabe bei den Beamtengehalten 
entgegenzuftelten. 

Die erften Anregungen biezu wurden in den Jahren 1819) und 1825?) 
anläßlich der WBudgetberathungen in der Abgeordneten « Kammer laut. Sr deren 
Befolge verfügte der Nönig auf Grund einer Berathung im Staatsrathe, 
es ſolle bei neuen Anstellungen und Beförderungen ein Theil des Gchaltes 
in Naturalien gegeben werden. Hiefür diente ein Regulativ zur Richtſchnur, 
das unterm 19. Januar 1526 vom Könige genehmigt wurde. 

Diejes Negulativ ift von bejonderem Intereſſe deshalb, weil e8 den erften 
Verſuch einer zuſammenfaſſenden ſyſtematiſchen Regelung der Beamtengebalte 
darſtellt. Denn bis dahin war die Höhe der Beſoldungen für die verſchiedenen 
Zweige des Staatsdienſtes, ja ſogar für einzelne Behörden, je nach gegebenem 
Anlaſſe geſondert feſtgeſetzt worden. 

Eine noch größere und im hohem Grade aktuelle Bedeutung gewinnt dieſes 
Wehalteregulativ dadurdı, daß die dort vorgelehenen Naturalbejoldungen in einem 
ieften Geldwerthe veranichlagt find. Auf dieſe Weile erhält man durch die bloße 
Bergleihbung der damaligen und der heutigen Kornpreiſe ein klares Bild, wie jehr 
die Erhöhnung der Beamtengehalte binter der Steigerung der Nahrungsmittelpreife 
zurückgeblieben üt. 


Kegtierungsblatte 1802 S. 25, 1803 S. 416, 463 f., 1804 ©. 939.) Es erhält der ältefte 
Ztaatsminiter 25,000 Gulden, Die beiden anderen 16,100 Gulden; geb. Meferendare 
Minilterialrätbes 4400 Gulden; Präſident Der Generallandespdireftion 6600 Gulden, der 
anderen Yandesfollenien 4„30010 Gutlden; die übrinen Mategorien {Tirelioren und Käthe) 
3000 - 1100 Gulden, LYandrichter 1200 Gulbden und Zulagen. 

) Verhandlungen der K. der Abg. Bd. IX, S. 25, 495. 53. 58. Bd. X, S. 4571 
) Beilagen⸗Bd. I, S. 616 ff. Bo. V, S. Soft, 369 FF, 377. Verb. Bo. VI, 

Bd. X 2. 121 


— 


——e 
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Nach dem im Jahre 1826 aufgeftellten Regnlatio beziffern fich beiipielsweiie die 
Natnralbefoldungen der I. Klaſſe auf 3 Scäffel Weizen, 7 Scäffel Roggen und 
24.Schäffel Haber, welde auf einen Geſammtwerth von 200 Gulden verane 
Ichlagt jind. ') 

Um auch bier dem Vorwurfe zu entgehen, als hätten wir unter Zuhilfenahme 
der in die Höhe getriebenen Preife des Eommers 1891 ein bejonders grelles 
Beilpiel aufzuftellen gefucht, halten wir uns in unſeren ftatiftiichen Angaben an das 
neuefte, im Jahre 1890 erichienene Heft des ſtädtiſch ſtatiſtiſchen Bureaus zu 
Münden, welches „mit Nicdbliden auf frühere Verhältniffe” den Münchener 
Diarftverfehr in den Jahren 1879 bis 1889 ſtizzirt. Die Getreidepreiſe find hier 
bis auf den Monat März 1890 vervollftändigt. 

Während nun nad der Denufichrift „Die Yandwirtbichaft in Bayern“?) ſich die 
Preiſe in fünfzehnjährigen Durcichnitten von 1825/1839 für den Zentner Weizen 
auf 6 ME. 75 Pfg., für den Zentner Roggen auf 4 ME. 32 Pfg. ftellten, lauteten 
die Notirungen für März 18909: Weizen 10 Di. 90 Big, Roggen 9 DIE, 
alio nahezu doppelt jo hoch. 

Zu dem gleichen Ergebniß gelangt man bei Zugrundelegung derjenigen: 
Statiftif, welhe in der Sammlung ſämmtlicher Drudiachen des Neichstages 
1887/1888 *) verzeidmet if. Danach beziffert fi im Königreich Preußen?) der 
Durdichnittspreis des Jahres 1826 für die Tonne Weizen auf 91 ME, für 
die Tonne Noggen auf 73 Mk., für die Tonne Bafer auf TI Mark. Im 
Sahre 1886 — mit dieſem Jahre ſchließt die betreffende Statiſtik ab — beztfferten 
fih die Durbichnittspreife für Weizen auf 157 ME, für Roggen auf 134 DIE, für 
Hafer auf 133 Mi. 

Es iſt aljo davon auszugehen, daß bei Fortbeſtand des Wequlativs von 
1826 die Beamtenbejoldungen in den nad) Naturalpreiien ausgewiejenen Gehalts: 
theilen fich nahezu verdoppelt haben würden. Folgerecht hätte man die Beamten: 
gehalte gegen den Stand von 1826 auf die doppelte Höhe jegen müſſen, wenn 
man wirklich gefounen wäre, den Beamten von heute in gleich auskömmlicher Weile 
zu jtellen, wie jeinen stollegen vor etwa 70 Jahren. Die Berechtigung dieſer 
Forderung leuchtet noch mehr ein, wenn man erwägt, daß die Miethpreiſe, welche 
einen weientlichen Weitandtheil des Ausgabebudgets des Beamten bilden®), um 
viel mehr als das Doppelte und Dreifache gegen die Zeit vor 70 Jahren geitiegen 
find, desgleichen die Preife einer großen Zahl unentbehrliher Nahrungsmittel, wie 
ſich aus folgender Statiftif) ergibt: 


) Vergl. Döllinger, Berorbnungenfammlung Bd. 17, 5.236; Geret, Berordbirungen- 
lammlung Bd. 23, ©. 87. 

2) Dentichrift nach amtliden Quellen. Münden 1890. Berausgegeben vom Staats 
miniftertum des mern. 
VBgl. die Bearbeitungen des ftatiftiihen Burcaus der Stadt Münden (München 
1890). „Der Münchner Marttverkebr, in den Jahren 1879-1839" ©. Zt un. 40. 

+ Nat, Trudfachen des Reichstages. 7. Legislaturperiode II. Seſſion 1997/88, I. Bo. 
Anlage A Nr. 22 ©. 54 f. 

°) Tie Zuſammenſtellungen für das Königreich Bayern beginnen erit mit dem ‚sabre 1869. 
Val. Drudischen des Neichstages 7. Yegislaturperiode Il, Seſſion 1887/85 1. Bd, Anlage 
A Mr. 22 ©. 56. 

*) Nach mürttembergiichen Erbebungen betrug ber Aufwand für Wohnungsmietbe 
in Brogenten des Geſammteinkommens dDurcbichnittlich in der Finkommenſtufe von 600-1200 
mt. 21,2 pCt. von 1200-2400 Wit. 19,7 pCt, von 240-3600 DE. 18,5 pGt., von 
3600-6010 ME. 17,3 pGt., von GU0O - 12,000 Mt. 14,7 pCt. Bol. Shan z. Finanz ⸗ 
archiv 1889 =. 46, ſowie Verhandlungen der württ. K. der Abg. 1889. Beil. B. U 
Abt. 4 ©, 2374. 

) Entnommen den Verhandlungen der wirtt, 8. d. Abg. a. a. U. S. 23, Schanz 
Finanzarchiv a. a. O. S. 39 f. 
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Der Preis von 
1887 beträgt 

Lebensmittel 1821/23 1872) 1885 1886 1887 gegen den 
von 1821/23 


Mt Pf. Mt. Pr. Mt. Bi. ME. Br. ME. Pi. mehr in pCt. 
1 Bid. Maſtochſenfleiſch - Ds — 6226 — 70 — Br 68,5 2ll. 
1Pfd. Kalbfleiſch — 163 —59ı — 60 — 5 — 605 2464 
1 „ Schweinefleiſch — 19ı — Rs — 62 — 4 — 62; 205,8 
1 „ Butter - 404 — 84 1 19:5 1%0 1 155 169,5 
100 kg Kartoffel 2 50 846: 4 70 4B 73 195,00 
1 kg Grbien — 2: — 33. — % — 36 — % 185,71 
1 kg Linien - 5ı — 40 — 6 — 50 — 2 244 27 


Vergleichen wir nun in Kürze die Gehaltsſätze des Regulativs von 1826 
mit den heutigen Beamtenbeſoldungen, um feſtzuſtellen, ob und inwieweit das 
in Geltung stehende Regulativ den stark veränderten Preiſen der Lebensmittel 
Rechnung getragen bat: Im Jahre 1826 wurden ſechs Beſoldungsklaſſen ge: 
bildet.) Danadı erhalten in Klaſſe I die Miniſter, neben 5800 Gulden Gehalt, 
eine Funktionszulage bis höchſtens 6000 Gulden und die oben erwähnte zu 200 
Gulden veranichlagte Naturalbejoldung, in Summa aljo 12,000 Sulden, mithin 
genau denselben Betrag, welcher ihnen heute gewährt wird, wofern man den Gulden 
zu 1 Mi. SO Pf. umrechnet, wie dies für die Beamtengehalte in der Verordnung 
vom 12. Auguit 1876°) auf Grund Beſchluſſes der Abgeordnetentammer von 
11. März 1876*) feitgejeßt wurde. Es würde zuweit führen, durch Beilpiele 
aus anderen Gehaltsklafjen weitere Belege zur Illuſtration des traurigen Still: 
ftandes in der Aufbefferung der Beamtengehalte beizubringen, zumal aus der 
noch folgenden gejchichtlihen Darlegung ſich ergibt, immwieweit dem unabweisbaren 
Bedürfniffe nach Erhöhung der Bejoldungen im Nönigreih Bayern Rechnung 
getragen wurde. Zcon hier mag erwähnt werden, daß eine, wenn auch jpärliche 
Rückſichtnahme auf die veränderten Verhältnifie in der Aufbejlerung der niederen 
Beamtenklajien zu Tage tritt, was naturgemäß die Folge hat, daß der höhere 
Dienſt in eine auch vergleichsweiſe sehr ungünstige Gehaltslage herabgedriückt 
wurde Als Nadyweis, wie die Gehalte der hohen Stellen fih im Berhältniß zu 
den unteren verringert haben, diene Folgendes: Als der Yandgerichtsalleflor 
(jest Amtsrichter bezw. Bezirksamtsaſſeſſor) 600 Gulden Schalt hatte, erhielt 
der Minifter mit 12,000 Gulden das Zwanzigfache. Jetzt, wo der Amtsrichter 
und Bezirfsamtsajiefior mit 2280 ME. + 180 ME Wohnungsgeldzuſchuß, alfo 
mit 2460 Mit. beginnt, hat der Meinifter mit 21,800 DE weitaus nicht mehr 
das Zehnfuche. 

Die Berhältniſſe, durd welche die Einführung der Getreidebejoldungen 
hauptjächlicy hervorgerufen worden war, erfuhren durd die Gejeggebung des 
Jahres 1848 eine wejentlihe Aenderung. Infolge des Geſetzes über die Ablöjung 
der Girundlaften vom 4. Juni 1848 mußten die Einnahmen an Naturalien aus 
dem Staatshaushalte nach und mac gänzlich verſchwinden. Das Geſammt— 
minifterium nahm hieraus Anlaß, unterm 2. November 1850 beim Könige den 
Uebergang zum reinen Geldbeſoldungsſyſteme'zu beantragen, was Letzterer unterm 
8. November genehmigte. ”) j 

Die Beamtenbejoldungen waren nun aber auch im Yaufe der Jahrzehnte, 
eben weil ihre Höhe ſtets gleich blieb, immer ungenügender geworden. Vollends 
traf der Fortfall der theilweiien Gehaltsverrechnung in Naturalien die unteren 


1) Für die beiden eriten Kolumnen find die Gulden und Kreuzer in ME. u. Pig. um 
gerechnet. 

2) gl. das Nähere bei Seydel a. a. O. Bo. II, S 456, Anm. 4. 
Bei. u. BB. ©. 567. 

4) Verh. d. K. d. Abg. 1875.70. Beilagen Bd. I, S. 84 ff. 

5) Vral. die Mlinifterial-Gitichließung v. 27. Nov. 1850 u. 20. Jan. 1852 in 
Töllingers Verordnungenſammlung Bd. 32, ©. 59 f. 


— 
— 
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Gehaltsklaſſen empfindlich.) Dazu fan, daß für die beitehenden Gehaltsab- 
ftufungen innerhalb der einzelnen Klaſſen oder Kategorien zwei Syſteme herridhten, 
von welchen das unvolllommenere das verbreitetere war. 


Für einige Katenoricen galt das Syſtem der Altersklaſſen, wonad) ein be- 
jtimmter Normalgehalt durch periodiiche Alterszulagen nad) Maßgabe der zurück— 
gelegten Dienftzeit ſich erhöhte. 

Für die meiften Beantenfategorien dagegen galt das Syſtem der Bejoldungs- 
Haffen, das jchon in dem mehrfach erwähnten Normative von 1826 enthalten 
war. Hiernach wurden im Verhältniffe zur Sefammtzahl der betreffenden Beamten 
höhere Gehattsitufen für eine beftimmte Zahl älterer Beamten gebildet. 


Dieſes legtere Syſtem machte die Sehaltsvorrüdungen zu einem Spiele des 
Zufall® und erzeugte große Ungleichheiten. Es empfahl fich nur durd den formalen 
Vortbeil, daß es für die Aufftellung des Budgets bequemer war. 

Bei den Voranſchlägen für die 8. Finanzperiode (1859/61) wurde unter Feſi— 
haltung des eben erwähnten Syſtems eine erheblichere Aufbeflerung der Beamten— 
aehalte jeitens der Staatsregierung durczufegen gefucht, an der übrigens nur die 
Beſoldungen von weniger als 4000 Gulden Antheil haben joliten. er Yandtag 
30g jedoch die Grenze, bis zu welcher Sehaltserhöhungen eintreten jollten, ſchon 
bei dem Betrage von 2500 Gulden?) Einige weitere Aufbeflerungen einzelner 
Kategorien wurden vom Yandtage in Jahre 1863 bewilligt ?). 


Sehr beherzigenswerthe Worte wurden anläßlich der Berathungen der Jahre 
1859/61 von dem Abgeordneten Nar geſprochen), Worte, die vollinhaltlich 
zur Charafteriftif der heutigen Beamtengehalte wiederholt werden fünnen : 


„sch ſpreche vor Allen den Grundiag aus, den ich für maßgebend halte in dieler 
‚stage und dieler lautet: Es iſt nicht allein eine moraliiche Verpflichtung, es ift eine 
"hrenaufgabe des Staates, dab er die Beamten, weldhe für ibn fungiren, fo bezahle, daß 
fie ohne Nabrungsforgen und ehrlich leben können. ch frage Sie aber, meine Herren, ob die 
Beioldung. welche die Beamten bisber bezogen baben, in diefem Sinne als eine zureichende 
zu erachten iſt? Bor fünfzig Jahren bat man die Gebälter der Beamten requlirt und fie 
ſtehen heute noch auf demielben Standpunkte. Seit fünfzig Jahren ift aber Alles doppelt _ 
tbeuer geworden und, es ift daber nicht übertrieben, fondern wahr, wenn man jagt, daß 
heute die Beamten nur die Hälfte der Beſoldung bezieben, die ihre Genoſſen vor 50 ‘jahren 
bezogen baben, und doch mutbet man ibmen zu, mit ſolchen geradezu unzulänglichen Bezügen 
ihre Eriftenz zu begründen und ihre Familie zu erbalten.“ 


„Erfreulich ift es, wahrzunebmen, daß es nicht allein in dieſem Haufe, fondern auch 
außer vemielben, im ganzen Yande endlich zur Anerkennung gekommen ift, dab die jegigen 
Gehaltsverhältniſſe nicht mehr fortbeiteben können. Was ift aber die Folge dieler geringen 
Bezahlung? Notb, Hummer, Klagen und Mißmuth auf Seite der Beamten, umd was 
ft die zweite Folge gegenüber dem Staate? ine Folge, die ich in ibren unvermeidlichen 
Koniequenzen noch viel böber anſchlage; nämlich in demielben Maße, in welchem der 
Beamte an äußerer Achtung verliert, und zwar, obne j>in Verschulden, in demielben Maße 
verliert audy an Anſehen die Staatägewalt, die er reprälentirt. in noch jo ebrliches und 
fleißiges Beamtenproletariat wird nie das Maß von Achtung geniehen, welches ihm uner- 
läßlich nothwendig ift, um die Funktionen des Amtes mit Erfolg auszuüben.“ 


Sowohl bei dem Yandtage von 1859/61 wie bei jenem von 1863/65 war 
eine grumdjägliche und ſyſtematiſche Regelung der Beamtengehalte angeregt worden.”) 


) Vrgl. Seydel Bd. III, S. 458, ferner Kepertorium über die Hammerverband- 
lungen 1845/46, S. 81 f. u. Yandtagsabichied vom 23. Mai 1846 Abjchn. ITS 15. 

2) Vgl. bezüglich des Vorichlages der Regierung die „Erläuterungen“ in den Verb. 
d. st. d. Abg. 185961 Beil. Bo. VI, 5. 391 f. bezüglich der Kammerverbandlungen 
Repertorium über die Landtagsverhandlungen 1859/61 S. 42 unter „Bebaltserböbungen“ 
u. insbeiondere den Vortrag des Frhrn. v. Yerchenfeld Beil. Bd. VI, S. 312 ff. 

) Landtagsabichied v. 10. Juli 1865. 

* Verb. d. K. d. Abg. 1859/61. Sten. Ber. Bd. 111, 5. 196. 

°») Siehe Repertorium f. 1859/61, S. 42, unter „Gebaltserböbungen u. Regulirung”, 
Revertorium f. 1863/65, S. 36 unter „Bebaltsaufbeilerungen u. Gebaltsrequlirung.“ 
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Im Fahre 1867 entſchloß fic auch die Staatsregierung zu einem enticheiden- 
den Schritte beim Pandtage. Es wurde der Entwurf zu einem „Bejoldungsftatus 
für die in pragmatiſcher Eigenſchaft angeftellten fgl. bayer. Beamten“ unter 
Annahme des Syſtems der lereinlanee ausgearbeitet. Man verfolgte dabei 
den doppelten Zweck der Aufbejlerung der Gehalte und der Bejeitigung von 
Ungleichheiten in deren Bemeſſung.) Der vorgeichlagene Status wurde dem 
Budgetentwurfe für die neunte Finanzperiode zu Grunde gelegt. 

Indeſſen jcheiterte der Borjchlag in der Abgeordnnetenfammer hauptlächlich infolge 
der Abneigung gegen eine Stenererhöhung und es fam im Wejentlid,en nur zur 
Bewilligung von Theuerungszulagen für die Finanzperiode.?) 

Wiehr Erfolg hatte ein neuer, allerdings gleichfalls in den beicheidensten 
Grenzen gehaltener Verſuch im Jahre 1872. Die meilten?) der Bejoldungen, welche 
die bayeriichen Staatsdiener bis in die neuere Zeit, d. i. bis zum Jahre 1872, 
bezogen hatten, waren jchon fünfzig Jahre vorher, jonac zu einer Zeit feitgeftellt 
worden, wo faft alle Yebensbedürfnifte faum halb jo viel koſteten, als nunmehr, 
und wo iberdies der Beamte in dem damals rajchen VBorrücden eine mehr als 
genügende Ausgleichung für den geringeren Betrag der Anfangsgehalte finden fonnte. 
So wurde denn im Jahre 1872 dem Yandtage mit einer Nachtragsforderung zum 
Budget abermals ein Bejoldungsftatus für die pragmatiſchen Staatsdiener vor- 
gelegt*). Ueber diefen wurde nad) einigen Menderungen des Negierungsvorichlages 
Verftändigung erzielt. Es erging biernad die fol. Verordnung vom 23. Mai 
1872, die Gehalte der Staatsdiener betr. 

Wiewohl nun hierdurd die Bejoldungen der Staatsdiener vom 1. Januar 
1872 an eine nicht unmejentliche Aufbejlerung erfahren hatten, boten die normirten 
Sehaltsjäre doch nur das Allernothwendigfte, und eine abermalige Aufbeilerung 
der Bezüge war ſchon für die nächte Zeit nicht zu umgehen.) Mit der Borlage 
des Budgetentwurfes für die 12, Finanzperiode 1874/75 proponirte die Staats: 
vegierung die Gewährung von örtlichen Zulagen (Zervis) nach beftimmten Klaſſen— 
jägen an die pragmatiichen Staatsdiener, wovon zwei Drittel als Wohnungsgeld- 
zuſchuß und ein Drittel als Servis im engeren Sinne betrachtet werden follten. 
Beitimmend war dabei, daß durch die Weichsgeleggebung den Offizieren und 
Militärbeamten des deutichen und damit auc jenen des bayeriichen Heeres, 
welche ſich übrigens vorher ſchon im Bezuge nicht unbeträchtlicher Serviszulagen 
befunden hatten, in der Form der Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen eine 
namhafte Aufbefierung bewilligt wurde. Diejfer Vorgang drängte mit innerer 
Berechtigung dazu, die Bezüge der Zivilbeamten jenen der DOffiziere und 
Meilitärbeamten wenigitens einigermaßen näher zu bringen. Gleichzeitig wurde 
eine weitere Erhöhung der Bezüge des inftabilen Perfonals vorgeichlagen. 

Der Yandtag verweigerte örtliche Zulagen nad) den militäriichen Servis- 
klaſſen und bewilligte nur Theuerungszulagen in vier Klaffen zu 210 bis 420 
Gulden au die pragmatiichen Beamten mit Ausnahme der höchſten (Miniiter, 
Präfidenten u. ſ. f.), Jowie eine 15prozentige Aufbeflerung der Bezüge des inftabilen 
Perjonals für die beiden Jahre 1874 und 1875. 

Die Berathungen von 1873/74 erregen um deswillen ein lebhaftes Intereſſe, 
weil jowohl von Seiten der Megierung als der Volfsvertretung die traurige 
wirthichaftliche Yage der Beamten rüdhaltlos anerfannt wurde. 


1) Seydela. a. O. S. 459. Verb. d. K. d. Abg. Beil. Bd. 11, S. 227. Auch bier 
blieben die höchſten Rangklaſſen unberüdfichtigt. Der Status beginnt bei den Kollegial- 
Direktoren und Minifterialrätben (Gebaltsifäge unter 4000 Gulden.) 

2) Mal. insbeiondere die Berichte des Abg. Feuſtel, Verb. d. K. d. Abg. 1866/67, 
Beil. Bd. IV ©. 249 ff., 368 f., u. im Uebrigen Repertorium €. 86. 

3) So Hod-Stolar a. a. ©. 1885. Bd. III ©. 4 f. 

#) Verb. der K. d. Abg. 1871/72, Beil. Bd. ITS, 145 ff. 

5) Bol. Hod-Stofara. a. O. ©. 4. Val. auch Verb. der K. d. Abg., 1873/74 
Sim. Ber. = 1 S. 16 Beil. Bd. 1 S. 4 ff. ferner Verb. der K. d. Abg. 1873/74, Sten. Ber. 
Bd. 1%, 248 fi. 
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In der Sikung vom 8. November 1873 ſprach ſich der Finanzminiſter v. 
Berr unter nachdrucksvollem Hinweis auf die Unerläßlichfeit einer ichleunigen Er: 
höhung der troftlojen Beamtengehalte dahin aus, „daß!) die f. Staatsregierung 
in der proponirten Aufbeſſerung der Gehalte der Staatsdiener nur eine Abhilfe 
des dringenditen Nothitandes erfennt, und daß diejelbe die Frage der Aufbeflerung 
der Gehalte hiermit noch feineswegs für geichloffen eradıtet.” 


In treffendfter Weiſe wurden ferner die einschlägigen prinzipiellen Geſichts— 
vunkte in der öffentlichen Zigung vom 16. Januar 1874 durd den Abgeordneten 
Dr. Henle hervorgehoben.?) 


„Dem Beamten darf weder fein PBrivatvermögen: Privateinfommen, angerechnet wer- 
den, noch ihm eine Entbehrung oder ein Opfer auferlegt werden. ch Tage, Sie können 
von ibm verlangen treue Wflichterfüllung, aber Sie können von ibm nicht verlangen, 
dab er Eorge bat, ſich fein tägliches Brod zu verfcaffen. Ich kann nicht einfeben, 
warum der Beamtenitand allein nur auf das Mab des Notbwendigften beichränft werden 
joll, während jeder andere Stand in der Lage ift, ſich beſſere Stellungen eröffnet zu feben. 
In jedem anderen Stande beitebt die Miöglichkeit, mit Arbeit und Talent — Glüd 
—— freilich auch dazu — in eine beſſere Lebenslage zu kommen. Ich balte es daher 
ür kein Inglüd, wenn neben ausreichend bezahlten niederen Beamten auch noch einigne 
Stellen in Bayern befteben, welche ein nünftigeres Gintommen bieten. Ich fann auch nicht 
umbin, bier gleich zu erinnern, daß ich den immer wieder febrenden Saß, man dürfe bei 
Frböhung der Beamtengebalte nicht jo weit geben, daß eine Stenererböbung notbwendig ift, ge- 
radezu für verwerflich halte. Wenn es notbwendig ift, die Beamten befjer zu ftellen, wenn es 
die Ehre des Staates, die Sicherbeit der Staatsbürger erfordert, dab die Beamten beiler 
geitellt werden, jo dürfen wir auch vor der Konſequenz einer Steuererböbung nicht zurüd- 
Ichreden.. Wenn jeder Arbeiter feinen Lohn erhöben kann, können Sie fich einer Erböbung 
des Gebaltes der Staatsbeamten nicht entzieben, und wenn Alles im Leben theurer 
geworden ift, muß eben der Staatsbürger den Schuß, den er im Staate genießt, auch 
tbeurer bezahlen und ich betradhte es nur als eine Sache der Aufrichtigkeit, dies den 
Wählern zu Sagen. Ich betrachte es aber nicht als zuläffig, dielelben damit au tröften, 
daß eine Steuererböbung nicht notbwendig ift, wenn man die Leberzeugung bat, dab 
man, ohne die notbmwendigiten Bedürfniſſe unbefriedigt zu laſſen, fich einer folchen nicht 
entzieben kann. Es bandelt ſich bier nicht allein um das Intereſſe einzelner Perlönlich- 
feiten, es bandelt fih um das Wohl und Mebe eines Standes, eines ſehr wichtigen 
Standes. In unferem Beamtenitande ift ein erziebendes Moment für uniere ganze Be- 
völterung aelegen; unfere Beamten und Beamtenfamilien müflen ein gutes Vorbild abgeben 
für Vrlichterfüllung und Ebrenbaftigkeit, für Zucht und Sitte in der Familie. Meine 
Herren, es iſt wahrlich nabezu ein Wunder, dab die Ebrenbaftigfeit unferes Beamtenftandes 
noch jo volltommen intakt daftebt bei der Notb, unter welcher da und dort die Beamten 
leiden, und ich glaube, wenn man foniervativ denkt, wird man dieles Wationalgut der 
hrenbaftigleit des Beamtenitandes auch mit nicht Kleinen Opfern erbalten müſſen.“ 

Einen weiteren Verſuch, für die Staatsdiener eine mäßige Aufbefferung zu 
erlangen, machte die Staatsregierung anläßlich der Einführung der Neihswährung. 
Cie beantragte beim Yandtage zunächſt Umrechnung der Gehalte im Verhältniſſe 
von 1 fl. gleih 1 ME. SO Pig. In dem Vorderichte der Staatsregierung, 
weldher als Beilage 4 zum Budget für ein Yahr der 13, Finanzperiode 1876/77 
abgedruct ift, wird?) ausgeführt, daß dieje Umrechnung durchſchnittlich einer fünf— 
progentigen Aufbejlerung der pragmatiichen Gehalte mit einem effektiven Mehrauf— 
wande von 503,996 Gulden entipreche. Während der Landtag diejes Poſtulat 
genehmigte, widerſetzte er jich der weiter geforderten Erhöhung der Gehalte 
dur Theuerungszulagen von 210 Mark, welche als „nicht pragmatilche Gehalts— 
zulagen“ geboten werden jollten. Er verweigerte die Aufbeilerung trog der warmen 
und überzeugenden Worte, mit welchen Finanzminiſter v. Berr in der öffentlichen 
Sitzung vom 11. März 1876 für diefelbe eintrat.*) Der Minifter führte aus: 


Verh. der K. d. Abgg. 1873/74. Sten. Ber. Bd. I ©, 16 Spalte 2, 
2) An dem vorangefübhrten Orte. ©. 249 f. 

3) Merb der K. d. Abg. 1875 Beil. Bd. 1, Abtb. 1, S. 3. 

Verh. der K. d. Aba. 1875/76. Sten. Ber. Bd. I ©. 168 ff. 
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„Die Bedürfnibfrage it von feiner Seite beanstandet. Ein Blid in das täglidie Leben 
und in die Situation unierer Beamten muß in der That zur Ueberzeugung führen, daß 
die dermaligen Beamtenbeioldungen für das auftändige Leben eines Beamten und 
feiner Familie nicht im Gntfernteflen ausreichen, daß diejelben mit den aufgewendeten 
Koften der Worbereitung zum Amte, insbefondere auch mit der Geichäftslait und 
Michtigfeit der Geihäftsaufgabe nicht im Einklange fteben. Ich babe vor mir eine 
offizielle ſtatiſtiſche Vergleichung der Getreidepreife und der wichtigiten Viktualienpreiſe 
aus den Jahren 1824- 1826 und aus den ‚jahren 1872—1874. Das Reſultat ift 
folgendes'): Bein Weizen bat fich in diefer Zeit eine Steigerung in Prozenten von 203 
ergeben — beim Roggen von 211 pEt., bei der Gerite von 205 pGt., beim Ochienfleiich 
194 pCt. beim Kuhfieiſch 191 »Et., beim Kalbfleiidh 196 pCt., beim Schaf- und Hammel- 
jleiich 207 pGt., beim Schweinefleiih 202 pGt., bei Schmalz 145 pGt., bei Butter 168 
pGt., bei Eiern per Duhend 144 pCt. bei Kartoffeln per Heftoliter 350 pCt. beim Bier 
ver Liter 90 pCt., beim Buchenbolz 182 pCt. beim Birkenbolz 147 pCt. und beim ichtenbolz 
207 pG&t. Dem gegenüber, meine verehrten Herren, will ich Ihnen Tagen, in welcher Meile 
in demielben Zeitraume die Beamtenbeioldungen ſich aufgebeilert haben. Ich babe zu 
Grunde gelegt das Negulativ vom Sabre 1872 und ich werde ihnen aus jeder Gehalts. 
klaſſe einen Beamten vorführen. 

Prozenterhöhung des 


Negulativflaiie Minimal Marimal- 
Gehaltes Gehaltes 

I, Oberappellationsgerichts-Direltoren . R ; 24 44 
„ RegierungsDirektoren  . . A ; i ; 24 44 
„I Appellationsgerichts-Direktoren ? . . 24 44 
„ N. Appellationsgerichts-Direktoren . i i . 37 53 
II, Oberappellationsgerihts-Rätbe i . ; e 45 45 
„ Oberrechnungs-Rätbe . ; i j i ; 42 47 
III. Appellationsgerichts-Rätbe ; ; ; Orr >) 52 
„ Negierungsrätbe . ; 2 R i ; ! 59 52 
„  Bezielsnerichts-Tireltoren . i ; i h 32 52 
IV, Streisfafliere . j , ; i ; j . 36 58 
„ Staatsfhuldentilgungs-Spezialkaifiere j ; ; 53 78 
V. Regierungs-Njiefioren . j j j . 147 185 
VI, Sreistafjatontroleure r i i ' ‚ s 49 8 
„  Besirksgerichts-Näthe i ; ; \ . . 168 98 
„ Stadt und Landrichter - - N ; ’ 200 87 
„Archivkonſervatoren. 34 59 
„Faorſtmeiſter . 70 59 
„ Nentbeamte . . s . ü ; j R 57 25 
„ Recdnungstommijiäre des Ober Rechnungshofes } 17 19 
VII. Kreistafla-Zablmeiltr  . . ‚ j ; ; 40 73 
VII, Rechnungskommiſſäre ver Regierungen ; { 33 78 
„Regiſtratoren der Regierungen 60 18 
„Bezirksgerichts⸗Aſſeſſoren . 83 154 
„  Nandgerichts-Ailefioren . ; s ; : . 113 197 
„  Dbergerichtsichreiber d. Bezirksgerichte : j . 118 154 
„Oberförſter. . ‚ 3 ; \ j . 170 187 
„  Rreistafla-Offizianteı Ge a u. 1185 187 


Nun, meine Herren! Dieje Zahlen, glaube ich, geben viel Stoff zum Nachdenlen; 
jedenfalls folgt aus ihnen mit Evidenz, dab wir mit der Nufbellerung der Beamten. 
befoldungen ſehr zurücgeblieben find, hierdurch die Beloldungen weientlich verichlechtert und 
dem Staatsdienite ganz gewiß feinen Nutzen geichafft haben... Es handelt fich in der 
That — und die mir zugelommenen Stimmen berechtigen mich zu diefer Behauptung — 
es handelt fich in der That darum, theilweile der Noth entgegen zutreten, in den weitaus 
meiften Fällen aber der überwiegenden Mebrzahl der Beamten eine anftändige Griftenz 
zu Schaffen, und diefen Zwed bat, wenn derſelbe auch nur in jehr geringem Maße erfüllt wird 
die Gewährung der 210 Mi.” 





) Zur.Ergänzung fann auf die ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung von Durchſchnittspreiſen 
der wichtigften landwirtbichaftlichen Erzeugniffe in Bayern für die Jahre 1879— 1888 Berug 
genommen werden, welche in dem Verh. der bayer. K. d. Abg. 1889190, Beil. Bd. VIL 
Nr. 343 S. 164 abgedrudt ift. 
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Es iſt in hohem Grade beachtenswerth und für Die Beurtheilung unjerer 
Beamtenbejoldungen von Ausſchlag gebender Bedeutung, daß die Kammer sich 
durch dieſe Worte nicht erweichen lieh, denn das Negnlativ'), welches auf Grund 
des damaligen Beſchluſſes vom 11. März 1876 erlaſſen wurde, beiteht noch 
heute zuredht, von jenen Menderungen abgejehen, welcde in Bezug auf die 
Klafjeneintheilung der Beamtenfategorien ſich ergeben haben.?) Und doc) konnte 
man nicht eindringlicher Iprechen, als der Finanzminiſter v. Berr e8 damals that; 
vergeblich war all’ fein Bemühen, das Beamtenelend herabzumindern, vergeblic) 
die faſt flehentlidy lautenden Scylufworte: 

„Meine Herren! ch ichließe; wir find im vorgerüdter Stunde; id) bitte Sie, ſich der 
Regierungsvorlage anzuichlieben. Steben Sie ab von Ihrem Borbaben! Ich täuſche mich 
gewiß nicht, wenn ich ſage. dab Sie viele Hoffunngen, die ſeit dem Bekanntwerden der 
Regierungsvorlage genährt worden find, zerſtören, und dab fie dazu beitragen, eine 
große Zahl trauriger Exiſtenzen mod eine Zeit lang zu erhalten Ich weiß, es ift nicht 
viel getban mit 210 Mark, aber es ift doc etwas. Entziehen Sieden Beamten dieſe 
feine Zulage, die fie jo mötbig baben, nicht! Meine Herren, Sie werden in Kurzem 
vielleicht Ihren Beſchluß faſſen, in wenigen Minuten wird der Ielegraph jo dann das 
Ergebniß in die Melt binausienden. Ich wiederhole noc einmal, Sie vernichten viele 
Hoffnungen.“ 

Aus den VBorjchriiten des Sehaltsregulativs find als die wichtigiten folgende 
hervorzuheben. 

Das Regulativ?) bildet die Norm für die Gehalte der darin aufgeführten — 
oder in der Folge eingereihten — Staatsdiener, unbeſchadet des echtes des 
Königs, im einzelnen Falle anders zu beitimmten. 

Die Gehaltsvorrüdungen nad) den Dienftalter find durcd die Würdigfeit des 
Staatsdieners bedingt und von Föniglicher Genehmigung abhängig. Bei Berech⸗ 
nung des Dienſtalters wird nur jene Dienſtzeit eingerechnet, welche der Staats— 
diener mit pragmatiicher Eigenschaft in einer gleichen aber höheren Dienftes- 
ſtelluug zugebracht hat. Die im Ruheſtande zugebrachte Zeit wird nicht eingerechnet. 

Seit 18869 find einem Theile der pragmatiſchen Staatsdiener nicht pragmatiſche 
Wohnungsgeldzuſchüſſe gewährt, nachdem ein bezüglicher Vorſchlag der Staats— 
regierung für die 17. Finanzperiode“) geſcheitert war. Durch das für die 
dinanzperiode 1890/91 erlafjene Sinanzgejeg wurde jodann die Vergünftigung der 
Wohnungsgeldzuſchüſſe auf alle pragmatücen Beamten unter Hinweglaſſung der 
früher erforderten jiebenjährigen Karenzzeit ausgedehnt.‘) 

Die Wohnungsgeldzuſchüſſe“) bewegen ſich in Abftufungen von 120 bis 400 
ME Wir werden uns auf ihre Würdigung unter vergleihender Heranziehung 
der unverhältnigmäßig höheren Sätze anderer deuticher Staaten noch ausführlich 
einzulaljen haben. 


11. 
Tie Befoldung der Juſtizbeamten in Bayerı, 


Eine Beurtheilung des geltenden bayeriſchen Sehaltsregulativs wird natur 
gemäß an die Bejoldungsverhältniffe anderer deutſcher Staaten anzufnüpfen haben. 
Zeigt fi) dabei, daß die bayerischen Sehalte weit hinter der Bezahlung Eleinerer, 

1) NRegulativ vom 12, Auguit 1876. Gei- und Ver-BL. ©. 567. 

2) Ngl. bierüber Hod-Stofar Bo. II. ©. 8 ff. 

3) Neu gegenüber dem Regulative von 1872 ift die Einfügung der höchſten Staats- 
diener (ohne Dienftalterszulagen) als Klaſſe I. Der höchſte mittels Alterszulagen erreich— 
bare Gehalt iſt in Klaſſe II 7920 ME. (früher 1000 Gulden). 

+) Bol. öinanzgefeh vom 29. Mai 1886. 

») Berh. der K. d. Abg. 1883/84 Beil. Bd. III N. 32. 

8) Dal. einerjeits_ Finanzminifterialblatt 1886 5. 260 und anbererieits Finanz. 
—— 1890. S. 123. 

Val. HockStokar a. a. D. ꝛc. Bd. IV. S. 302. 
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ja der kleinſten Staaten zurücbleiben, dann dürfte die Nothwendigfeit einer Auf: 
befierung ſich von jelbit ergeben. Nirgends aber ift eine ſolche Vergleihung jo 
leicht möglich, al® bei den Beamten der Juſtiz. Denn infolge unierer gemeinjamen 
Neichsjuftizverfaflung find die Beamtenfategorien — joweit die Belegung der Ge— 
richte in Frage Steht — im Reiche überall die gleichen. 

Ein oberftes Yandesgericht beſteht freilich in Bayern allein. Dasjelbe hat in 
bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten für Bayern diejenigen Zuftändigfeiten, mit welchen 
für die anderen Bundesjtaaten das Neichsgericht ausgejtattet iſt. 

Vergleihen wir num einmal die Bejoldungsverhältnijie. 


Der Präjident des Neichsgerichtes bezieht ein Gehalt von 25,000 ME. 
und hat freie Dienjtwohnung. Gin Senatspräfident erhält 14,000 Mk. und 
900 Dit. Wohnungsgeldzufhur, ein Nat) 12,000 ME. und 900 DiE. Wohnungsgeld- 
zuſchuß. Dem gegenüber bezicht in Bayern der Präfident des oberiten Landes— 
gerichtes einjchließlich des Wohnungsgeldzuichuffes 13,000 Mart, aljo etwa eben jo 
viel, wie der jüngste Nat am Neichsgerichte und weitaus nicht halb jo viel, wie 
der Präfident des Neichsgerichtes, welcher freie Dienftwohnung hat und damit 
den jehr erheblidden Miethaufwand eripart. 


Der erfte Senatspräfident beim oberiten Yandesgerichte bezieht mit Wohnungs: 
geldzuſchuß 8320 Mk., der zweite Senatspräfident beginnt mit 6660 Mk. und 
400 Mit. Wohnungsgeldzujchufi, jteigt mad) fünfjähriger Funktion um 360 
Mark, nad) 10: und 1djähriger Funktion um je weitere 360 Marf, von da ab 
alle fünf Jahre um 180 Di. Auch bier iſt die Bezahlung im Neichsdienite doppelt 
jo hoch. Die Näthe am oberjten Serichtehofe beginnen mit 5760 Di. und 400 DEE 
Wohnungsgeldzuſchuß, ſteigen dann, wenn ſie es erleben, wie die zweiten Senats— 
präſidenten dreimal in fünfjährigen Zwijchenräumen um 360 ME, endlich nad 
weiteren fünf Sahren um 180 ME Sie beziehen aljo im 15. Jahre ihrer 
Ihätigfeit 6700 Mk, mithin jegt erſt eine Kleinigkeit mehr als die Hälfte des An— 
fangsgehaltes eines Neichsgerichtsrathes. 

Dan kann diejer Konftatirung nicht den Einwand entgegenhalten, ein 
kleines Yand wie Bayern vermöge nicht zu honoriren, wie das große Deutiche 
Reich. Denn abgelehen davon, daß gerade die Gehaltsſätze des Reiches, ſoweit 
die Beſoldung des Militärs in Frage kommt, für die Bundesſtaaten unbedingt 
maßgebend jind, und aud) abgejehen davon, daß das Sehaltsregulativ des Neiches 
aus Gründen, die in der Natur der Sache liegen, den Bundesjtaaten zur 
Richtſchnur und zum Vorbild dienen jollte, darf man dod) nicht vergejjen, daß ein 
jo fleines Yand wie Mecklenburg einem Oberlandesgerichtsrath 9600 Dit. gleid) 
bei jeiner Ernennung gewährt, wiederum das Doppelte des Gehaltes eines 
bayerischen Oberlandesgerichtsrathes. Der bayerifche Oberlandesgerichtsrath bezieht 
DE 400 ME nicht pragmatiſchem Wohnungsgeldzuſchuß ein Anfangsgehalt von 

460 ME, steigt nad Fünf, zehm und fünfzehn Jahren um je 360 ME, dann 
alle fimf Jahre um 180 Mk. Kein denticher Bundesitaat weilt eine jo schlechte 
Bezahlung anf. Württemberg, welches in jeinen Beamtenbejoldungen nad Bayern 
die legte Stelle einnimmt, gewährt dem Oberlandesgerichtsrath eine Höchitbejoldung 
von 7300 Mk. und eine Mindeitbefoldung von 6270 ME, stellt ihn alſo 
unvergleichlich gänftiger als Bayern. 


Die Berufsfreudigfeit des bayerischen Beamten wird unzweifelhaft unter: 
drüdt, wenn er, während feiner Ferien mit Kollegen niederen Ranges aus 
anderen deutichen Staaten zuſammentreffend, na davon überzeugen muß, daß 
legtere eine ungleich höhere Beſoldung beziehen, Das Gefühl der Unzufriedenheit 
wird noc mehr dadurch wach gerufen, daß der jchlechter getellte bayeriiche Richter 
vielfach einen wiſſenſchaftlich ausgezeichneten Auf genieht, und lediglid) deshalb, 
weil er dem Staate jeiner Geburt als treuer Baterlandefreund jeine Dienfte widmete, 
ein kümmerliches Dafein führen muß. Weiß man doch aud nur zu yut, wie 
hart oft die ftudierenden Söhne von verftorbenen bayeriihen Juſtizbeamten 
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mit MNahrungsjorgen zu fänpfen haben, jofern die Familie fein eigenes 
Vermögen befigt. Allerlei Unterftügungen werden aufgeboten, um der drückendſten 
Noth abzuhelfen, bis endlidh mad; beitandenem Ztaatsfonfurs wiederum ein 
Beamtenpoften diejen bitteren Entbehrungen vorläufig ein Ziel jest. 

Es iſt eben jchlechterdings unmöglich, bei den traurigen bayeriihen Gehalts» 
jäßen etwas zu erübrigen. Noch während der Funktion müſſen vielmehr aud) 
die höchiten Nichterbeamten die größten Beichränfungen fich auferlegen, um mit 
ihren: Sehalte die laufenden Bedürfniſſe zu deden. 

Man halte uns nicht etwa den völlig verbrauchten Einwand der trefflichen 
bayerischen PBenfionsverhältnifie entgegen, nach denen der Richter jederzeit mit 
vollem Sehalte in den Ruheſtand tritt. Denn abgeſehen davon, daß heutzutage 
auch dem penjionirten Wichter der Wohnungsgeldzuſchuß verloren geht, während 
beilpielaweile in Preußen, Baden und im Reichsdienft die bedeutend höheren Wohnungss 
gelder penjionsberechtigt find, jollte man doc nicht vergeflen, daß der Menſch zuerit 
vor die Frage ſich geſtellt ſieht, ob er auskömmlich leben kann, und dann erſt, 
wie viel er zum Sterben hat. Cs iſt überdies eine unläughare Thatſache, daß mit 
glänzenden Penfionsverhältniflen mr dem unbegabten und trägen Beaniten ges 
dient it. Der arbeitsfrohe und tüchtige Staatsdiener schafft bie an jein 
Yebensende ratlos fort. Cs iſt aber gewiß fein richtiges Prinzip, daß der 
umtüchtige Beamte auf Koſten des tüchtigen während ſeines Ruheſtandes glänzend 
bezahlt werde. Der Gerechtigkeit entſpräche es ſicherlich weit mehr, wenn man 
den Beamten nach ſeinen Fähigkeiten und Leiſtungen bezahlen und damit jo 
günftig ftellen würde, daß er jeinen Stindern für ihre Ausbildung einigermaßen 
genügende Erſparniſſe hinterlaſſen kann. Wenn dies im anderen, mindere 
Intelligenz erfordernden Berufen angebt, darf man wohl auch dem Beamten 
zu eimem guten Theile die Sorge für fein Alter und fir die Zukunft jeiner An— 
gehörigen auheimgeben, zumal bei der jeßt großen Zahl vertiauensiwürdiger 
privater Anstalten, welche dem Verſorgungszwecke jich widmen. 

Liegt es übrigens nicht anf der Hand, daß die bayeriſchen Penjionen die 
Benjionen höherer Beamten in anderen Bundesftaaten jchon um deswillen weitaus 
nicht erreichen, weil eben die bayerischen Aftivitätsgehalte um die Hälfte niedriger 
iind? Und vollends die geringen Beträge, welche Wittwen und unmündigen Nindern 
in Sejtalt von Fünfteln bezw. Fünfundzwanzigſteln des Sejammtgeldgehaltes bezw. 
Ruhegehaltes ausgezahlt werden, bleiben anerfanutermaßen unendlich hinter den 
beftehenden Bedürfniſſen zurüd, ſofern man in's Ange Takt, daß Erübrigungen 
des Beamten an Jeinem Gehalte in Bayern wenigitens ganz unmöglich find. 

Wir find bisher davon ausgegangen, dak der Juſtizbeamte im einem der 
höchften, nur für Wenige erreichbaren Aemter verftirbt. Bringt er es nur, wie 
gewöhnlich, bis zum Yandgerichterath, jo dotirt der Staat die Kinder blos bis 
zur erreichten Volljährigkeit mit etwa -150 Mk. bezw. als Doppelwaiien mit 
225 ME, jährli; beim Amtsrichter find es faum mehr 100 ME. Aus diejen 
Ziffern erklärt Sich leicht, dar und warum der Juſtizbeamte jo jpät und jo jchwer 
zu einer Che fchreitet. Reicht ſchon fein Gehalt nicht einmal zur Fünmerlichen 
Ernährung ſeiner Familie aus, ſo ſieht er dieſelbe nach ſeinem Tode in Er— 
mangelung eigenen Vermögens der größten Armuth preisgegeben. 

Naturgemäß iſt mit jo ungeſunden Verhältniſſen auch die Gefahr ver— 
bunden, daß die höchſten Beamtenſtellen mehr und mehr ausſchließlich den Reichen 
anheimfallen. Dieſe Schlußfolgerung!) war es, welche die württembergiſche Kammtr 
im Jahre 1889 vornehmlich zu einer erheblichen Aufbeſſerung der Beamtengehalte 
veranlaßte, obwohl die Juſtizbeamten in Württemberg ſchon vorher weit beſſer 
beſoldet waren, als die bayeriſchen heute. Ueberzeugend wirkte auf die Kammer der von der 
vorberathenden Kommilfion?) zur Begründung ihresAntrages an die Spitze geſtellte Satz: 

) Sie wurde von der Kommiſſion der Abgeordnetenkammer, welche die Gehaltsauf- 
beſſerung berieth und nicht von der Regiernng angeregt. Vergl. — Ra 

2, Werb, der Miürtt, K. d. Abg. 1880. Beil. Bd. Il. Abth. 2621. 
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„Wem regelmäßig und in immer fteigendem Maße, insbeiondere bei den böberen 
Stellen die Bejoldungen für den ftandesgemäßen Aufwand der darauf angewieſenen 
Beamtenfamilien unzureichend werden und fo notbwendig einen immer erheblicher werdenden 
Zuſchuß aus dem Privatvermögen der Beamten erfordern, fo werden dieie Stellen mebr 
und mehr eine ausjchließlihe Domäne der Vermöglichen, verichließen ſich mebr und 
mebr dem Fleiße und dem Talent der Ilnbemittelten. Die Wolfsvertretung darf das 
Ueberwuchern eines jolchen plutokratiſchen Glementesnicht zugeben, fie muß auch aus 
politiichen Gründen zur Vermeidung gefährlicher, auf den Vermögensbeiis geftüßten Privis 
legien, zur Erhaltung der Gleichberechtigung aller Volksgenoſſen die Staatsämter io aus 
itatten, daß fie auch obne angeltammten WVermögensbeiig dem Talente und Fleiße jedes 
Volksgenoſſen nah) Maßgabe des S 44 der Verfaſſungsurkunde zugänglich find.” 

Für die Wahl des Berufes ift zweifellos auch jchon jetzt in Bayern viel- 
fach mehr, als das öffentliche Interejie es winjchen ann, die Bermögenslage Aue— 
ſchlag gebend. Dean bedenfe, welch' hervorragende Juriften in Bayern an den 
höheren Gerichtshöfen wirken und wie traurige Gehalte sie beziehen. Mau vers 
gleiche hiemit die finanzielle Yage mancher Univerfitätsprofefloren, deren Einnahmen 
an Kollegiengeldern allein die Gehalte jener Michter weit überſteigen, trogdem 
Yegtere wohl vielfach au Talent umd Wiffen ſich mit Yehrern der Dochichule 
mejlen fönnen. Oder man nehme einen am juriftiicher Begabung dem hohen 
Nichter gleich jtehenden Advofaten als Beiſpiel. Es ift eim offenfundiges Ge- 
heimniß, daß tüchtige Anwälte ſchon nach zehmjähriger Ihätigkeit in München 
eine fichere Praxis von 30,000 Mark und mehr Sahresertrag errungen haben.) 
Man denfe ferner auch au Bankkonſulenten und in Privatdieniten jtchende Juriſten. 


Fragt man, warum wählte hier von geiftig gleich ausgerüfteten Berjonen 
der eine eine finanziell jo überaus erſprießliche Stellung, während der andere ſich 
mit einer künmierlichen Eriftenz begnügte, jo werden wir meiftentheil® durch die 
Vergleihung der Bermögensverhältniffe eine sichere Auskunft gewinnen. Der 
Dberlandesgerictsrath hatte eben nicht die Mittel, um auf eine Profeffur zu 
harren, er beſaß nicht Das Geld, um eine Advofatenfanzlei auszuſtatten und einige 
Jahre zuzuwaärten, bis er eine Lraxis erlangte. Er war genöthigt, ſofort in den 
Hafen einzulaufen, wo ihm ohme eigenes Riſiko für's Erſte ein auskömmliches 

aſein geboten wurde. Schon im jechsten Jahre nach Eintritt in den Etaatsdienit 
hatte er auf diefe Weile als Anmterichter ein Gehalt errungen, welches mit 
Wohnungsgeldzuſchuß nicht viel hinter 3000 ME zurückblieb. Weitere zehn Jahre 
ipäter zeigte ſich die Kehrſeite der Medaille; er hatte es glücklich zum Landgerichts— 
rath gebracht, ohne in ſeinem Gehalt trotz Zurechnung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
die Summe von 3700 Mk. voll erreicht zu haben. 


Man ſieht hier nur zu deutlich, wie durch die bei uns ſyſtematiſch betriebene 
ausſchließliche Aufbefferung der unteren Beamten viele Adipiranten zum Eintritt 
in den Staatsdienft verführt werden, deren werthvollere Yeiltungen im höheren 
Dienjtalter jich dann der Staat zu einem guten Theile umſonſt gewähren läßt. 
Eines geordneten Staatsweſens aber iſt ein ſolcher Zuſtand um jo weniger würdi 
als hierin eine, wenn auch feineswegs beabjichtigte, Ausbeutung der geijtigen — 
des finanziell Schwachen liegt, der ergreifen muß, was ihm geboten wird, weil 
ihm die Mittel zu denjenigen Opfern fehlen, welche andere ihn ebenfalls offen: 
itchende, ungleich einträglichere Karrieren erfordern. 

Zum Eintritt in den höheren Staatsdienſt wird bei der verhältnißmäßig 
guten Bezahlung der unteren Stellen ein Unbemittelter, der im Vorbereitungsdienfte 
mit jchweren Entbehrungen gefämpft hat, um jo (eichter beftimmt, als ihm eine 
Bejoldung gewährt wird, mit der er als allein jtehender Mann auskömmlich leben 
fann. Und befauntlich denfen ja die meilten vermögenslojen Yeute am wenigjten 
an die Zufunft, wenn die Gegenwart verführerifc winft. Geht der Beamte dann 
aber nadı 15 Yahren eine Ehe ein, jo erhält der Familienvater als Landgerichts: 
rath 1000 Mk. bis 1200 Wit. mehr wie der Amtsrichter zu Beginn jeiner 


') Hier beitimmen fich die Gebühren überwiegend nach deutichen Reichsgeſetzen. 
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Thätigfeit und fieht ich außer Stande, feine Familie auch nur kümmerlich zu 
ernähren. 

Gerade hier tritt der grundjäßliche und mithin der Beſſerung am dringendften 
bedürftige Fehler unſeres Sehaltöregulativs mit einer Klarheit und Leberzeugunge- 
fraft zu Tage, daß man nicht umbin fanı, abermals nadhdrüdlid darauf hinzu— 
weiſen. Der Mißſtaud, dab die höheren Beamten bei allen Sehaltsaufbeflerungen 
des legten halben Jahrhunderts zurückgeſetzt worden ſind, muß eine ſchleunige 
Heilung erfahren, wenn nicht der Staat fortdauernd den wohlverdienten Vorwurf 
ſchwerer Ungerechtigkeit auf fid laden will. 

Unter allen deutſchen Bundesſtaaten war es allein Württemberg, weiches eine 
ebenjo auffallend ungünstige Entwicklung der Beamtenbejoldungen aufwies, wie 
ite bei uns noch heute bejteht. 

Es gereicht daher der württembergüchen Staatsregierung umd Voltövertretung 
zur höchiten Ehre, daR fie diefem ungerechten Zuftande, welcher von der Staate: 
regierung klar gefennzeichnet und von der Kammer nuumwunden anerfannt wurde, 
in zielbew ußtem Vorgehen mit der Sehaltsaufbellerung des Jahres 1889 ein Ende 
machten.) Wir heben aus den Gründen der württembergichen Negierungsvorlage 
einige Sätze auszugsweiſe hervor, welche mit gleichen Recht auf Bayern ange= 
wendet werden können: 

Wenn man gegen das Prinzip der prozentualen Anfbeflerung, welches aud) im 
Jahre 1873 eingehalten wurde, eimvenden wollte, dak dabei die nieder Bejoldeten 
eine geringere Aufbeflerung erhalten, als die höher Bejoldeten, io iſt zunächit daran zu 
erinnern, daß in Württemberg, verglichen mit dem Neichsdienft und mit amderen 
Staaten, für die niederen Ztaatsdiener verhältnißmäßig bejjer geſorgt ift, als für 
diejenigen des mittleren und höheren Dienftes, woran durch eine prozentuale Aufs 
beiferung nichts geändert wird. Es muß aber auch daran erinnert werden, daß 
bei den Aufbeilerungen von 1858, 1565 und 1972 die Beamten mit geringeren 
Vejoldungen durchgängig und zwar zum Theil erheblich bevorzugt worden find, 
wie folgender Vergleich zeigt: 

Es find die dermaligen Gehalte?) gegenüber denen des jogenannten Normale 
etats von 1823/26 höher bei den Kopiſten um 87—119 pCt. Kanzleiaufwärtern 
um 104 p&t., Amtedienern um 119—192 p&t., dagegen bei den Geheimräthen 
und Staatsräthen um 19—50 pGt., Direktoren um JI—50 pGt., Miniſterial— 
rathen und Sollegialräthen um 52—62 pCt. Ueberhaupt find, wertige Ausnahmen 
abgerechnet, im Allgemeinen die Stellen, welche mit afademiich Gebildeten beſetzt 
zu werden pflegen, ungeachtet des gerade für jolche Beamte höheren Bildungs— 
aufwandes, bei den bisherigen Aufbeſſernngen verhältnißmäßig geringer bedacht 
worden, als die unteren Stellen. Wenn man mit Recht erwartet, die höheren 
Stellen des Staatedienjtes So ansgeitattet zu jehen, dab ihren Trägern nicht blos 
ein der hohen Tienftaufgabe, Verantwortung ud Yebensftellung entiprechendes 
Einkommen, ſondern auch einigermaßen Erſatz für die ökonomiſchen Opfer, welche 
der Dienſt auf gering beſoldeten Anfangs: und Mittelſtellen erfordert hatte, gewährt 
merde, jo bedarf cs mur eines Hinweiſes auf andere Staaten, um ſchlagend zum 
Anodrud zu bringen, wie wenig die beſtehenden Beſoldungsſätze dieſer Au— 
forderung entſprechen. 

Es beziehen z. B.: Direktoren der Zentralſtellen in Württemberg') (Höchſt— 
beioldung) 7750 Mi. in Bauern einſchließlich Wohnungsgeldzuſchuß GHöchſt— 
bejoldung) 8320 Mk, in Preußen neben freier Dienftwohnung Höchſtbeſoldung) 
19,500 Mark, im Reichsdienſt, einſchließlich Wohnungsgetd Höchſtbeſoldung) 
10,722 Mk. in Elſaß-Lothringen Höchſtbeſoldung) 17,000 DE, in Sachſen (Höchſt— 
beiofdung) u ‚100 Mark; Miniſterialräthe: in Württemberg Höchſtbeſoldung) 


') Bergl. a. a. O. 5. 3371. 
Die Aebnlichleit der bayeriſchen Verhältniſſe haben wir bereits in der früheren 
Hatifttichen Zufammenftellung ‘ ‘oben S. 100) beleuchtet. 
3; Die Süße beziehen ſich auf die Zeit vor der Reform. 
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7300 Mark, in Bayern (Anfangebefoldung) 7060 DIE, (Höchftbejoldung 8320 DiE.!) 
(beides einſchließlich Wohnungsgeldzuſchuß), in Preußen (Höcjtbejoldung) 11,100 
DE, im Reichsdienſt (Höchſtbeſoldung) 11,100 DE, in Elaß-Lothringen 11,100, in 
Sachen 9000 DiE Ber Männern in entiprechenden Stellungen des Erwerbslebens 
gilt es als jelbftverftändfich, daß das Berufseinfommen neben reichlider Befriedig— 
ung des laufenden Bedarfs die Zurücklegung eines Vermögens geitattet, während, 
wie bereits erwähnt, Beamte ſelbſt im hohen Stellungen nicht jelten ihre Ange— 
hörigen in ökonomiſcher Bedrängniß hinterlafien. Kine prozentuale Aufbeflerung 
num erjcheint geeignet, das beſtehende Mißverhältniß zu beifern. Auferden hat 
fie noc den Vorzug der Einfachheit der Berechnung. 

Die württembergiſche Kammer lieh ſich durch dieſe Ichlagenden Dar— 
legungen überzeugen und bewilligte fir die Aufbellerung der Beamtengehalte die 
Summe von 1,942,900 Dtarf, d. i. bei einer Einwohnerzahl von 1,995,185 etwa 
eine Mark auf den Kopf der Bevölferung. 

Es muß bis zum Beweiſe des Gegentheils angenommen werden, daß die 
bayerische Nammer, welde für die unverzicıtbaren Intereſſen des Yandes tets 
ein offenes Auge gehabt hat, einer gründlich motivirten Negierungsvorlage, für 
welche unjer Nachbarland Württemberg uns ein jehr geeignetes Vorbild geboten 
hat, feinen Widerftand entgegeniegen werde. Jedenfalls erjcheint es als Pflicht 
einer Wegierung, welche die größten Güter des Yandes, die Unbeicholtenheit und 
das Anſehen des Beamtenftandes, nicht widerftandslos und auf eigene Berant- 
wortung preisgeben will, unabläjlig darauf hinzuwirken, daß unſer Bejoldungs- 
regulativ unter Erhöhung der Beamtengehalte unverweilt einer gründlichen Reviſion 
unterzogen werde. 

Es liegt nahe, nach Grflärungsgründen dafür zu juchen, warum die 
bayeriichen Juſtizbeamten im ihren Bejoldungeverhältnijien hinter den Beamten 
der Nadıbarftaaten jo weit zurückſtehen. Dan fünnte geneigt ein, an erjter Stelle 
daran zu denfen, dar die Yebenshaltung in Bayern geringere Geldopfer erfordere, 
als in anderen dentichen Staaten. 

Dieje Anfiht war auch für Württemberg allen Ernftes anfgeitellt worden. 
Jedoch mußten ihre Vertreter vor dem Nachweis der Negierungsvorlage verftummen, 
daß die wichtigften Yebensmittel in Stuttgart theurer jeien, als in Berlin,?) umd 
nicht billiger als in Karlsruhe und Mannheim. Bemerkenswerther Weiſe wurden 
gerade bei diejen Erhebungen die bayeriſchen Verhältniſſe völlig außer Acht gelaſſen. 

Bervollftändigen wir die württembergüche Zuſammenſtellung durch die Berück— 
jihtigung des Münchner Marktverfehrs unter wiederholter Heranziehung der Er: 
hebungen des Statiſtiſchen Burcaus der Stadt München, jo finden wir, dab bei 
uns die Preiſe höher Ttehen, als in Württemberg, Baden und Breußen. 


Es foltete nämlich 


Sſonfeit Schweine 
; | \ er 

im Monat Ä —— fleiſch 
— April 1888 1,32 Mt. 1,20 Mt. 1,20 ME. 
in Stnttgartj Sept, 1888 1.32 Dt. 1,16 ONE. 1,30 Mt. 
Berlin (April 1888 1.20 Mt 1,20 Mit. 1,17 Mt. 
* Sept. 1888 1,20 Mit. 1,18 Mt. 1,16 Mt. 
zarlsruhe [April 1888 1,36 ME. 1,20 Mt. 1,28 Mt. 
REDE Sept. 1888 1,28 Dit. 1,20 Mit, 1,28 NE. 
a ... (April 1888 1,40 IE. 1,20 It. 1,15 Mt. 
Dannbein \zeyr. 1888 [Me LEO ME 1,20 Dt. 
München Avril 18885, 1,40 Mt. 0,83 Mf. bis 1,40 Mt. 1,40 Mt. 
TE ſjApril 1890 ° 1,10 Mt. 1,20 Mt. bis 1,60 ME. 1,60 ME. 


'; Hierbei iſt wohl au beachten, dab in Bayern im Gegenſatze zu den anderen 
Bundesitaaten das Syitem der Altersporrüdungstlafien beitebt, wonah man die Hödhlt- 
befoldung erit bei miebr als Mjähriger Dienſtleiſtung erreicht. 
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Wir nehmen der Kürze halber davon Umgang, die Preisftatiftit bier 
weiter zu verfolgen. Denn jchon die vorgeführten Ziffern dürften den Nach— 
weis liefern, daß die niedrigen Gehalte der Beamten nicht mit der angeblichen 
Wohlfeilheit des Yebens in Bayern gerechtfertigt werden fünnen. Gewiß ift 
richtig, daß das Wirthshausleben in Bayern Yo billig und vielfach billiger 
it al® irgendwo. Aber diejer Bortheil kommt eben nur den ımverheirateten, 
niederen Beamten zu jtatten, die ohmedies auskömmlich geftellt find. Darüber 
jedod) befteht fein begründeter Zweifel, daß die Führnung eines eigenen Haushalts mit 
relativ weit höheren Kosten verknüpft it, als der Aufwand des Wirthehauslebens, 
weil im Wirthehaufe die Betriebsausgaben für den Einzelnen kaum fühlbar werden. 

Ein Oberlandesgericdjtsrath, weldyer mit rau und Kindern im Gaſthauſe jpeilen 
wollte, hätte, von allen anderen Schwierigfeiten abgejehen, nach unferem Gefühle 
die Würde feines Standes verlekt. In feinen Budget wird naturgemäß die 
Höhe der Yebensmittelpreiie zu unverfennbarem Ausdrud kommen. 

Daß auch der Bildungsanufwand in Bayern fein geringerer iſt, als 
anderwärts, dürfte jattfam befannt fein. Sind doch die VBorausjegungen zur 
Crlangung des Richteramtes durch Neichsrecht für ganz Deutichland übereinftimmend 
in der Weile geregelt worden, daß die Zeit der Vorbereitung für Bayern von 
6'/e auf etwa Te Jahre nach beitandenem Gymnaſial-Abſolutorium erhöht 
werden mußte. Die Dauer des Gymnaſialſtudiums in Bayern ftimmt mit deſſen 
Dauer in anderen dentihen Staaten ebenfalls vollfommen überein. 

Ya, gegen Sachſen find die VBerhältniffe in Bayern um deswillen ungünftiger 
gelagert, weil dort der Nechtspraftifant regelmäßig jchon nach Ablauf des eriten 
Jahres des Vorbereitungsdienftes auskömmlich bejoldet wird, obwohl er nur ein 
dreijähriges Univerjitätsitudium zu bejtehen hat. 

Dean fönnte mod die Frage aufwerfen, ob denn der bayerüche Juſtiz— 
beamte in jeinen juritiichen Fähigkeiten minder ausgezeichnet ſei, als die beſſer be— 
joldeten nichtbayerischen Beamten. 

In diejer Hinſicht iſt zu bemerken, daß die beſſere theoretijche Ausbildung der 
Zuriſten in Bayern, ferner die vortreffliche Regelung des Prüfungsweſens 
unjerem bayeriichen Juriſten nach unbefangenem Urtheil ein Uebergewicht über den 
allerdings im äußeren Auftreten gewandteren und jchneidigeren norddentichen Kollegen 
verleihen. In Bayern it das Univerfitätsftudiunm vierjährig, im Norden dreijährig. 
Naturgemäß ift durch die bayeriiche Ginrichtung dem wirklich ſtrebſamen Studenten 
die Wiöglichkeit eröffnet, ſich vielleitig, d. b. andy in verwandten Zweigen der 
Wiſſenſchaft, jo insbejondere in der Volkswirthſchaft, auszubilden und in jeinem 
eigenen Fache etwas Gründliches zu lernen. Schwebt doch den fompetentejten 
Urtheilern ?) Morddentichlands die Nachahmung des bayerischen Borbildes in 
diefer Hinfiht als das eritrebenswerthe Ziel vor Augen ! 

Dierzu fommt, daß das erſte Examen wicht wie in Preußen von einer 
gemiſchten Kommiſſion, jondern lediglich von Iiheoretifern abgenommen wird, 
wobei der Etudent von acht Profefjoren im den verichiedeniten Disziplinen, darumter 
auch in der Bolfswirthichaftsiehre, examimirt wird. Es iſt allgemein befannt, 
dak in Bayern die Zahl der im eriten (tbeoretiichen) Examen Durchfallenden 
ſehr beträchtlich ift, dan aber andererjeits im zweiten Gramen (Ztaatsfonfurs) 
ein Nichtbefteben zu den größten Zeltenheiten zählt. Gerade umgekehrt findet man, 
dak in Preußen das Meferendariatseramen leicht beitanden wird. Deun dort 
Noll Alles ja erit im der Praxis gelernt werden. Dafür zählt man im zweiten, 
im Aflefforeramen, der Durchfaltenden große Schaaren. 


9 Bergl. die übrigens tbeilmeife oben abaedrudte Statiftif, Württ. Verh. d. N. v. 
1839 Beil. Bd. II, Abtb. 4. 5. 2479, 
.. „Die Zufammenftellungen des Münchener ftatiltiichen Bureaus enthalten nur Angaben 
für April, nit auch für September 1858 (vergl. a. a. ©. S. 49); die neuelten Ans 
gaben beziehen ſich auf April 1890, 
') Val. Goldihmidt %., Wechtsitudium und Prüfungsordnung. in Beitrag zur 


— 


vreubiihen und deutſchen Rechtsgeſchichte. Stuttgart 1887. 
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Aber, obwohl im bayerischen Staatskonkurſe fait jeder die Qualifikation zum 
Richteramte erlangt, hat dieſes Eramen doc einen hohen Werth vermöge der Prüfungs 
note, welche die Fähigkeit des Examinanden nah einer Unzahl jchriftlicher unter 
Klauſur gefertigter Arbeiten aufs Gewiffenhaftefte beurtheilt. Nur, wer jehr gut 
qualifizirt ift, hat Ausficht auf eine günftige Beamtenfarriere. Es kaun ſchlechter— 
dings nicht in Abrede geitellt werden, daß der bayeriiche Staatsfonfurs ein trefflicher 
Brobirftein für die Fähigkeit des Nechtsfandidaten ift, daß dieſes Examen die 
im Vorbereitungsdienfte ftehenden Juriſten zu ernftem Studium anipornt, weil fie 
das Bewußtſein im fi) tragen, nad) wenigen Jahren mit diefer Prüfung den Ent: 
icheidungsfampf über ihre Zukunft wagen zu müflen. Kein Wunder aber au), daß der 
gut qualifizirte bayerische Nichterbeamte feines Poftens Herr ift. 

In der Abgeordnnetenfammer wurde bei den Aufbeflerungen der 70er Jahre 
von den Gegnern der Gehaltserhöhung vielfach hervorgehoben, daR der große 
Andrang zum Staatsdienite gegen die Nothwendigfeit einer beiferen Bejoldung 
ipredhe.!) Allein dabei wird überjehen, daß diefe Aufitellung für Bayern jeßt 
feineswegs mehr zutreffend it. Die Bewerber um Nichteritellen find jo wenig 
zahlreich, dak, wer gut qualifizirt ift, Schon ein Jahr mac beitandenem Staate- 
fonkurs als Amtsrichter angeftellt wird. Eben, weil durch die ftrenge Zenſur 
des Staatskonkurſes eine große Zahl von Adipiranten einfad) ausgnejchieden wird, 
wird noc auf unabjehbare Zeit hinaus der tüchtige Juriſt im Staatsdienfte 
schnell zur Anstellung kommen können, 

Ferner lehrt Schon ein Vergleich mit preußiſchen Verhältniſſen, daß die Schluf: 
folgerung fehl geht, man müſſe dem Zudrange durch jchlechte Beloldung ein Ziel 
jegen. In Preußen, wo bis auf unſere Zeit der Staatsdienftadipirant (Aſſeſſor 
ein Dezennium nach bejtandener zweiter Prüfung anf Anftellung warten mußte, 
jind die Gehaltsſätze hoch und den Yebensbedürfnilien entjprehend. Ja, es 
liegt die Annahme nahe, daß der große Zudrang durch die auskömmliche Ver: 
ſorgung, welche der Staatsdienft bietet, hervorgernfen wird. Gerade, weil er 
aut bezahlt, hat der Staat eine gewille Garantie dafiir, daß auc die beiten 
Kräfte, welche allenfalls Anlagen und Muth genug hätten, ihren eigenen Weg 
zu wandern, ſich ihm anbieten. Im Bayern gingen notoriich in den letzteu 
Jahren die Inhaber der beiten Staatsfonfursnoten für den Nuftizdienit verloren. ?) 
Die Kandidaten wenden fich tbeils bejjer bejoldeten Zweigen des Ztaatsdienftes, 
theils der Anwaltichaft, theils der afademiichen Karriere, dem Semeindedienite u. dgl. zu. 

So zeigt fich denn, dar fein jtichhaltiger Grund angeführt werden kann, aus 
welchen ſich die jchlechte Bejoldung unjerer Juſtizbeamten rechtfertigen ließe. Die 
Unantaftbarfeit des Nichterjtandes gehört zu den höchiten Gütern eines geordneten 
Staatsweiene. Mod, iſt die Integrität ?) des bapyeriichen Nichters über jeden 
Zweifel erhaben; im diefer Hinficht überbietet uns gewiß fein deutjcher Bundes— 
jtaat. a, wir find überzengt, daR der bayerische Nichter einer noch viel drückenderen 
Noth beharrlih trogen würde. Aber ift es eines Staates würdig, die Pauterfeit 
und Gewillenbaftigfeit jeiner Beamten auf die Probe zu stellen oder auch nur 
damit zu entgelten, daß er feine Diener in den höchſten Stellen am Hungertuche 
nagen läßt? Wir halten es für gefährlich, mit jo theuren Sittern ein Spiel 
zu treiben. Die Folgen können nicht ausbleiben. 

Damit auch der Schein vermieden wird, als jei hier lediglich eine jubjektive Auf: 
faſſung wiedergegeben, lajlen wir nunmehr Zahlen überzeugend jprechen; wir geben eine 
vergleichende Statiftif über die Beloldung deuticher Tuftizbeamter in allen Bundes« 
ftaaten, wobei wir uns an die württembergüchen Erhebungen *) anichließen. 


) Val. beiipw. Verb. der K. d. Abg. 1873/74, Sten. Ber. Bo. I ©. 251. 
2) Die®Befürchtung wurde bereits ausgeiproden in d. Verh. d.N.d. Reichsrätbe1873/74©. 730. 
°) Die Befürchtung, dab infolge ichlechter Befoldung auch „die Trene u. Integrität” der Be- 
anıten „gefährdet werden fünne“, wird i. d. Württ. Negierungsvorlage a. a. ©. S. 2369 zum 
Ausdrud gebracht. 

%) Bol. a. a. O. S. 2624 ff. 
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In Bayern glaubte man gleichwohl bereits ein Uebriges zu thun, al® man 
im Jahre 1886 im Hinblid auf den ins Ungemefjene gefteigerten Miethaufwand 
Wohnungsgeldzufhiie gewährte. Ob es amgezeigt war, im Gegenjage zum 
Reich, Preußen und Baden die Wohnungsgelder als nicht pragmatiiche Gehalts: 
theile einzuführen, mag dahin geftellt bleiben. Jedenfalls mindert ſich doch der 
Miethaufwand durch den Eintritt in den Ruheftand nicht. Das Vorwärtsrüden 
der jüngeren Beamten aber ift durch die neuerliche Ginrichtung gehemmt, zumal 
nunmehr auc der Richter eine Prämie für das Verbleiben in der Aktivität genieft. 


Unter allen Umftänden hätte man, wie Württemberg im Yahre 1889, einen 
ausfömmlichen Wohnungsgeldzuichuß beſtimmen ſollen. Nirgends iſt der Beamte 
auch in Bezug auf Wohnungsgeld jo bejchnitten, wie in Bayern. Insbeſondere 
nimmt man allerwärts bei Beltimmung der Wohnungsgeldzuihüfie auf die 
örtlichen Unterjchiede der Miethpreiſe Nücjicht, nur in Bayern nidıt. 


Während in Bayern die Wohnungegelder ohne Trennung von großen und 
feinen Plätzen für die niederen Beamten auf 120 Mk., für die höchſten auf 400 
DE. normirt find, finden ſich im Tarife des deutſchen Reiches Abftufungen von 
60 Dit. bis 1500 Mk., wobei den örtlichen Berbältniffen jorgjamft Rechnung 
getragen wird. Ganz aleichartig it der preußiiche Tarif, und ebenalie jehr ähnlich 
iſt der badiiche, der mit SO ME. beginnt und mit 1200 Di. abſchließt!). 

In Württemberg‘) hat man Ortsklaffen nady der Einwohnerzahl in der Art 
gebildet, daß die Orte bis zu 5000 Einwohnern der Klaſſe 3, die Orte von 
5000 — 40,000 Einwohnern der Klafje 2, die Drte mit über 40,000 Einwohnern der 
Klaſſe 1 zugewielen wurden. In der Ortsflafie 1 beträgt der Wohnungsgeldzuihuß 
10 pCt. in der Ortöklaffe 2 7 pEt., in der Ortsflaffe 3 4 pCt. des Gehaltes. 

In Anbetracht der ſchon früher Eonftatirten Ihatjache, daß der Miethauf: 
wand einen hohen Prozentiag des Gehaltes in Anſpruch nimmt, dürfte fich 
auch für Bayern eine prozentuale Aufbejlerung an Stelle des jett üblichen 
vollfommen unzureichenden Wohnungsgeldzuichufles empfehlen. Man bedente 
aber doch auch, dab in München der Dberlandesgerichtsrath, welcher ſtandes— 
ME. aufwenden muß, während in Bamberg ſchon die Hälfte ausreidht. Es 
jcheint demmad) eine Untericheidung nad) Orisklaſſenꝰ) ebenſo dringend geboten, 
gemäß wohnen will, für ſich und ſeine Familie eine Miethe von etwa 1500 
wie eine Erhöhung überhaupt. Daneben iſt naturgemäß eine erhebliche Auf— 
bejlerung der Bejoldungen unerläßlic. 

Wenn auc die Integrität der Beamten unter ihrer ipärlichen Bezahlung noch 
nicht gelitten hat, Dank der Unantaſtbarkeit des bayeriihen Nichteritandes , jo 
läßt jich doch jo viel ſchon jett nicht mehr in Abrede ftellen, daß man dem äußeren 
Auftreten vieler Beamten ihre traurige öfonomijche Lage anmerkt. Bon Gewerbe: 
leuten, welche bei einer wenig angeitrengten Ihätigfeit über ausreichende Ein: 
fünfte verfügen, wird nicht jelten mit ſtolzer Ueberlegenheit auf den Richter 


| der jich und jeiner Familie die anjpruchslojeften Genüſſe verjagen 


muß, ohne dies der Deffentlichfeit verbergen zu fünnen. Daß darunter aud die 
Würde des Amtes leidet, wird fein Unbefangener bejtreiten wollen. Der Werth 
de8 Menſchen wird heutigen Tages nur zu ſehr nad) Dem beurtheilt, was 
er hat. Wenn wir ung wicht jelbft Sand in die Augen ftreuen, jo müſſen wir 
unverbohlen anerkennen, daß eine große Zahl von Nichterbeamten in Dingen der 
äußeren Erſcheinung und Yebensführung in jicherlid) zu weit gehendem Maße jpart 
und jparen muß. 


') Die Tarife find _abgedrudt als Beilage I— 12 zu den württ. Kammerverh. 1889. 
Beil. BD. II, Abtb. 4. S. 2486 ff, 

2) Val. an dem in vorftebender Anmerkung angeführten Orte, S. 2373 f. 

3) Meber die Notbwendigfeit der Einrichtung von Ortsflafien und über die Hin- 
a der dagegen erbobenen Ginmwände, vgl. Württ. Kammerverh. 1889. S. 2372 
und 2373. 
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Wenn es einige Beamte dahin bringen, durd Mebeneinfünfte, die mit der 
amtlichen Thätigkeit nichts gemein haben, ihre wirtbichaftliche Tage aufzubeflern, jo 
fann das nicht gegen, jondern nur für uns angeführt werden. Steht das doch 
mit der Auffallung des Beamten umd insbejondere des Nichterftandes in der 
bayeriſchen Verfaſſungsurkunde gewiß nicht im Einklang. Man wird einem Amts— 
richter in München bei ſeinen zahlreichen Berufsgeſchäften nicht zumuthen wollen, 
durch Ertheilung von Unterricht an Rechtskandidaten ſeinen ſpärlichen Gehalt zu 
ergänzen. Freilich gibt es auch Landgerichtspräſidenten und Andere, welche 
als Juſtitiare von öffentlichen Banken Einnahmen beziehen, die hinter ihrem 
ſtaatlichen Gehalte durchaus nicht zurückſtehen.,) Gerade ſolche Thatſachen ſprechen 
mit Nachdruck für die Nothwendigkeit einer ſchleunigen Gehaltsaufbeſſerung. 


III. 
Die Beſoldung in der bayeriſchen Verwaltung und in verwandten Dienſtzweigen. 


Wir müſſen davon Umgang nehmen, die zahlreichen Sparten des Staatsdienſtes 
auf die gebotene Bejoldung hin mit gleicher Ausführlichkeit zu würdigen, wie das bei 
der Juſtiz geichah. Kine ſolche Unterſuchung ericheint auch um jo mehr über- 
flüſſig, als ja die Prinzipien unſeres Gehaltsregulativs, auf Grund deren 
die bayerischen Bejoldungen gegenüber den Gehalten anderer Staaten ſich jo 
kümmerlich geftalten, in allen Gebieten des Staatsdienftes ihre Wirkung äufßern.?) 

Was zunächſt die innere Verwaltung und die Finanz anlangt, jo kommt 
in Betradjt, daß bei beiden jelbit die Rangverhältniſſe mit dem Yuftizdienft parallel 
laufen. Der Bezirfsamtsafleflor z. B. fteht im Rang und Gehalt dem Amtsrichter, 
der Regierungsrat) dem Dberlandesgerichtsrath aleich. Freilich darf gerade hier 
eine für das bayeriiche Gechaltsregulativ charakteriftiihe Fleinliche Abweichung 
der Gehaltsjäge nicht iüberjehen werden. Der mit dem Regierungsaſſeſſor im 
gleichen Nange ftehende Landgerichtsrath bezieht nämlich merfwürdiger Weile nicht 
die gleiche Bejoldung wie jein Kollega von der Verwaltung. Der Landgerichts: 
rath muß ſich — Gott weiß warum — mit 3360 Wi. begnüg en, der Regierungs— 
alleffor erhält 180 Mk. mehr. Völlig willfürlich werden dem 9 Vegierungsafleffor im 
Sehaltsrequlative an die Seite geftellt: die Kreisbaus, Neichsarchivs-, Steuer-, 
Dberzollafjefloren, die General-Bergwerfs- und Salinens, dann Dberbergamts- 
RS die Kuftoden der Hof» und Staatsbibliothef, die Fabriken-Inſpektoren. 

Durch die kleinliche Abzwackung hingegen find ausgezeichnet neben den Land— 
gerichtsräthen: die DOberamtsrichter, der Oberſekretär des oberften Yandgerichts, 
der 1. Sefretär des VBerwaltungsgerichtshofes, die Polizeiräthe, die Direktoren 
der Strafanftalten und Arbeitshäufer, die Archivs-Klonjervatoren und die Haupt: 
fajjiere der Ulniverfitäten, die NKreis-Archivare und der Bibliothefar der Fal. 
Bibliothef in Bamberg, die Profefforen der Lyzeen, Induftrieichulen, der Human— 
und Real-Öymnafien, der Kunftgewerbichule, dann der Zentral:-Forftlehranftalt, 
Landwirthſchafts- und Thierarzneifchulen, die Schullchrer-Seminar-Inipeftoren, 
der Direktor der Mufiffchule in Würzburg und die Inipektoren der Mufifichule 
in München, die Nentbeamten und Forſtmeiſter, die Bauamtmänner u. 1. f. 

Sucht man nah Gründen für diefe höchſt merkwürdige Gricheinung, ſo 
findet man, daß hier ausſchließlich fisfaliihe Gefichtspunfte maßgebend jind. Man 
denkt ich, der ohnedieß jo i übel geftellte Beamte kommt jchon auch noch mit 180 
ME. weniger aus; für die Staatsfaffe aber wird bei der großen Zahl der Be— 


2) m der Verwaltung befremdet diefe Ericheinung weniger, wenngleich fie aud) bier 
eine ungerechtfertigte Bevorzugung gewiſſer Beamten bildet. 

2) Eine reichhaltige Statiftit bietet nach dieſer Richtung bin die in den Verb. der 
Württ. K. d. Abg. abgedrudte Regierungsvorlage über die Beamtengebalte, 1889 Abtb. 
4, 2392 bis 2475; das Nönigreih Bayern weiſt bier die niedrigften Beloldungen 
—* "allen Bundesftaaten auf. 
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ie durd) die ſich reichlich jummirenden 180 Mk. ein rejpektabler Betrag heraus: 
geichlagen. 

Natürildy darf man nicht glauben, daß dieß der einzige Hall ijt, wo für 
eine ausnahmsweile Gehaltsbejchneidung lediglich fisfaliihe Erwägungen maßgebend 
jind. Negierungse und DOberlandesgerichtsräthe einerjeits, Profefloren der Hoch— 
ſchulen ——— gehören der vierten Rangklaſſe an. Gleichwohl beginnen 
Dberlandesgerichtsräthe und Negierungsräthe mit 4560 Mif., Brofefforen mit 4200 
Me. Erftere fteigen alle fünf Dienftjahre und zwar nad) dein erften und zweiten Quin— 
quennium um je 360 WIE, ſpäter nur noch um 180 Mi., die Brofefloren fteigen einmal 
um 360 ME, dann nur mehr um 180 DE. in jedem Quingquennium. Die außer: 
ordentlichen Profejloren, welche mit den Regierungsaſſeſſoren in gleichem ange ftehen, 
beziehen einen um 360 DIE. niedereren Anfangsgehalt als dieſe Aſſeſſoren. 

Es liegt nahe, entgegenzuhalten, daß die Profefloren infolge ihrer Einnahmen 
aus Kollegiengeldern in hohem Grade mit Glücksgütern gejegnet jeien. Aber 
man überfieht, daß jolcdhe Einnahmen nur denjenigen Profefloren zugehen, welche 
ein Fach vertreten, das unbedingt gehört werden muß. Brofefloren des Sanskrit, 
der orientaliichen Spraden, oder aud) philologiicher Fächer, ja jelbjt vielfach der 
Staatswirthichaft u. ſ. F. find faſt ausichlieflih auf ihren Gehalt angemiejen. 
Ihnen hilft e8 nichts, daß einige ihrer Kollegen, namentlid im Gebiete der 
‚Medizin und Nechtswiffenihaft, bedeutende Summen aus ihren Borlefungen ziehen. 
Sicherlich erſcheint es als ein Gebot der Moral, dem ebenjo hervorragenden 
Gelehrten eines iſolirten Gebietes eine ausfömmliche Beſoldung zuzuweilen und 
ihm nicht noch jchlechter, al8 in gleihem Range jtehende Beamte, auszuftatten. 


Dieje Ungerechtigkeit in der Bejoldung von Beamten gleihen Ranges kehrt 
natürlich aucd in den höchſten Stellen wieder. So ift beijpielsweile unter den 
Miniftern der Kriegsminifter am Beten geitellt, der allerdings auch nicht nach 
dem bayerijchen Sehaltsregulativ, jondern als fommandirender General nad) Reiche: 
regulativ bezahlt wird. 


Der Kultus- und Yuftizminifter find gegenüber ihren Kollegen, den Miniſtern 
des Aeußern, des Innern und der Finanzen, dadurch benachtheiligt, daß jie feine 
Dienftwohnung haben. Erwägt man, daß die Minifter des Innern, des Aeußern 
und der Finanzen für ihre Dienftwohnung allerdings eine achtprozentige Entihädigung 
aus ihrem Gehalte von 10,800 Mk., mithin 864 DE, zurüczuvergüten haben, 
jo fommt man unter Berüdfichtigung des fir München erforderlichen Mieth— 
aufwandes zu dem Ergebniß, daß Kultus: und Yuftizminifter gegen ihre drei 
(etstgenannten Kollegen um ein paar Taufend Mark, die Zivilftaatsminifter gegen- 
über dem Kriegsminifter theils um 10,000 Mk., theils um mehr als 12,000 Wit. 
benachtheiligt find.') 

Noch jchlimmer ergeht es den Staatsräthen neuerer Ernennung. Dieje er- 
halten jeit Errichtung des Berwaltungsgerichtshofes als jolche Feine Bezahlung 
mehr, jondern beziehen nur Minifterialrathsgehalte und jeit wenigen Jahren außer: 
dem für Nepräjentationsausgaben eine Entfhädigung von 600 Mf. Ein Staate« 
rath im Anfangsgehalt ftellt fi) mithin auf 7660 ME.) Nun hat er freilich 
als Staatsrath nicht viel zu thun; allein abgejehen von ihrem laufenden Dienite 
in dem betreffenden Minifterium find die Staatsräthe die Vertreter der Minifter 
in Behinderungsfällen und gehören zu der gleichen Beamtenklaſſe wie dieje, haben 
aljo höheren Rang wie die Negierungspräfidenten, find zum Theil „Exrzellenzen“, 
müffen bei Hof verkehren und beziehen bei alldem den Jammergehalt von etiwa 7000 
DE In pefuniärer Beziehung würden fie gern mit einem rechnungsführenden 
Gerichtsjefretär in München, Nürnberg, Augsburg, Bamberg ꝛc. tauchen, oder gar 
mit dem Rentbeamten eines beſſeren Nentamtsbezirfes, der nicht einmal Juriſt 


) Der Kriegsminiſter bezieht nämlich 12,000 Mi. Gehalt, 18,000 Met. Dienftzu- 
lage, freie Dienftwohnung mit Mobiliarausftattung und re 
?) Der Gebalt der Staatsräthe älterer Ernennung beträgt 10,800 Mt. 
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iſt.) Denn befanntermoßen bezieht der Rentbeamte neben dem Yandgerichtss 
rathögehalt beiipielsweife in Miinchen ein Nebeneinkommen von 20,000 Mk. Bolten, 
die allerdings im Königreihe häufiger als ſechs Mat nidt vorkommen dürften, 
Nebeneinkünfte von 12—14,000 Dit. finden jid) in Niederbayern mehrfah. Nicht 
minder günftig find zahlreiche Gefängnißverwalter durch Nebenbezüge geftellt. 


Kümmierlich wie bei den Miniftern iſt die Bejoldung der Negierungspräfidenten, 
welhe nur jiheinbar gut geftellt find; denn fie beziehen neben 10,800 Mi. Gehalt 
ein Repräjentationsgeld von jährlich 3600 DIE. 


Bergleicht man hiemit die Bejoldung in anderen Staaten, jo findet man vor 
Allen, daß anderwärts folchen hohen Beamten, die ihrer Stellung nad) zur 
Repräjentation gehalten jind, eine dem Repräſentationszwecke vollfommen ent— 
ſprechend eingerichtete Dieninvohnung zur Verfügung geftellt wird. Diejelbe gebt 
von den Amtsvorgänger auf den Nachfolger über und enthebt den Beamten der 
Neuanihaffungen aller Art. Demgegenüber muß der Negierungspräfidert in 
Bayern die geſaumte foftipielige Einrichtung zu Nepräfentationszweden aus 
eigenen Mitteln herftellen, wozu matürlich für's Erfte das ſpärliche Nepräjentations- 
geld weitaus nicht hinreicht. Daraus erklärt fich die im bayerischen Beamtenleben 
feftftehende IThatjache, daR nur vermögliche Beamte den Bolten eines Regierungs- 
präfidenten annehmen können, und daß unbemittelte Minifterialräthe das Avance— 
ment ablehnen mußten, weil jie davor zurücicheuten, durch Echuldenfontrahirung 
den für die Nepräjentation erforderlichen Dienjtaufwand zu beitreiten. 


Die dem Negierungspräfidenten im Range folgenden Negierungsdirektoren 
find um deswillen recdt übel geftellt, weil fie gar feine Nebenbezüge genießen. 
Ein Ferwaltungsbeamter, der in einem Alter von mehr als 60 Jahren einen jo 
hohen Posten erftiegen hat, bezieht einschließlich — ——— ein Gehalt 
von genau 7000 Mk. von welchen er mit Frau und Kindern leben und ſeine 
Söhne an einer unter Umftänden jogar auswärtigen Univerſität jtudieren lafjen 
ſoll. Selbft bei der größten Sparjamfeit läßt ſich mit einer jolhen Beſoldung ein 
ftandesgemäßer Haushalt nicht führen, und lediglich den bayeriihen Staat trifft 
die Verantwortung, wenn der Sohn eines der höchſten Beamten als Student in 
jeinem äußeren Auftreten hinter dem Sohne eines mittleren Sewerbsmannes zurück— 
ſtehen muß und zum Grame jeiner Eltern vielfadh mit Nahrungsiorgen zu 
fümpfen hat.?) 


Daf die vergleichende Heranziehung der Gehalte unſeres Militärs in nachdrucks— 
voller Weile zu Ungunſten unſeres bayerichen Negulativs fpricht, ift Schon vielfach 
in der Preſſe hervorgehoben worden. Denn im Militär bieten jich bei relativ 
geringen Kosten für die Ausbildung Ausjichten auf glänzende Bezahlung für eine 
wirflih brauchbare Kraft und auc für mittelmäkige Eriftenzen die Möglichkeit 
raihen Vorwärtskommens. 


In wie hohen Grade die Säge des bayerischen Gehaltsregulativs durd die 
militäriichen Bejoldungen iüberboten werden, ergibt die nachfolgende Zuſammen— 
Rellung°) über die Bezüge von Militärbeamten des Zivildienftes, welche nad) 
dem Keichsreaulativ bejuldet werden, im Zuſammenhalte mit den ebenfalls bei— 
gelegten Bejoldungen bayerischer Beamter des Zivildienftes vom gleichen Nange. 


) Rentbeamte haben Rang und Gehalt eines Landgerichtsrathes. 

2) Eine große Zahl von Ungerechtigkeiten und Unebenheiten findet man jerner in den 
bayerischen Beamtenbefoldungen bei Würdigung der Gehalte von Leitern und Lehrern der 
Mittelihulen. Hierauf einzugehen verbietet die Rüdficht auf den uns zu Gebote jtehenden 
Raum. Wir können aber um jo eher davon abjehen, als man hier genau dasjelbe Ergebnij; 
— zu welchem wir bei Unterſuchung der im Juſtizdienſte gebotenen Beſoldungen 
gelangten. 


3) Ngl. auch die württembergiichen Kammerverhandlungen a. a. ©. S. 2366. 
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Es beträgt nämlich : 


Bei den Militärbeamten 



































| 22* 
| =& ' Zuſammen 
Gehalt * a Servis Befoldung 
| IR: _ Zi ————— 
BEER — I OO ME ME ME J. we 
Miniiterial-Abtbeilungshei. . -» - - 7500—99%00 ' 1200 | 900 | 9600-—-12,000 
Ducbichnitt 2 2 20. 8700 10,800 
Intendant . . - 6900 8100 1200 1314 9522—10,722 
Durchſchnitt 7500 tl 10,122 
Antendantur-Ratb. . » 2 2 20. 3600—5400 900 972 5472—7272 
Durchſchnitt er 4500 6372 
Julendantur Aſſeſſotr. © 2 = 2 = . 1800-3000 900 9722 | 3672-4872 
Ducdichnitt - - » 2 200. 2400 | 4272 
SARIUR: ’ .- u2: 1650—2250 540 _ 2190 —27% 
Durdichnitt 2 > 2 2 2. 1950 24% 
Bei den bayeriichen Zivilbeamten 
Dermalige Beloldung 
(Gebalt) 
a Sum SS ME. ee 
Miniſterialdirekto. 7920 + 4009 ME. 
# Wohnungsgeldzuſchuß. 
Negierungsdireftor - » > 2 6600 mit Quinquennalzulagen von 360 Mit. 
bezw. 180 ME. und 400 ME. Wohnungs 
geldzuſchuß. 
Regierungsrahttt4660 mit Quinquennalzulagen wie oben 
und 400 ME Wohnungsgeldzuſchuß. 
Negierunasafleflor: - » = = 38340 mit Quinquennalzulagen von 180 Mt. 
und 300 ME Wobnungsgeldzuichuß. 
tanzt © » = = 22 1900 mit Quinquennalzulagen zu 180 Mt. 


und 120 ME. Wohnungsgeldzuſchuß. 


Obwohl jhon dieje Ziffern ſehr deutlich zeigen, wie Schwer unjere Zivilbeamten 
gegenüber ihren Stollegen vom Militär zurüdgelegt find, ericheint es doch zweck— 
mäßig, eine Reihe anderer Daten anzuführen, um die Vorzüge des eigentlichen 
Militärdienftes mit feinen Bejoldungen nad) Reichsregulativ gegenüber dem bayerischen 
Zivildienfte hervortreten zu laſſen. Es werden jett beilpielsweile unter unjeren 
zehn Kavallerieregimentern mindejtens jechs von Majoren fommandirt. Ein folder 
Major verfügt in München über 7500 Di. Gehalt, 900 ME. Dienftzulage, 
1500 Di. Wohnungsgeldzuihuß und 1620 Mk. Servis, in Summa alſo über 
11,820 ME. Dabei fteht er in einem Alter von etwa 45—50 Jahren. E8 liegt 
auf der Hand, dak ein noch jo tüchtiger Zivilbeamter im diefem Alter nicht 
halb jo gut geftellt jein kann, wenn man aud) dem erhöhten militärischen Dienſt— 
aufwande für Pferde, Unifornen u. ſ. f. in weiteitgebendem Make Rechnung trägt. 

Und nun ziehe man erjt den beiderjeitinen Bildungsaufwand in vergleichende 
Berüdfichtigung. Nehmen wir zwei junge Yeute, welche gleichzeitig ihr Abjolutorium 
beitehen: der eine wird Offizier, der andere Juriſt. Der Soldat tritt als Avantagenr 
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noch im Auguſt, alio vor dem Manöver, im ein Regiment ein, wird alsbald 
Gefreiter und Unteroffizier und geht dann im die Kriegsichule über. Dort wird 
er zum Fähnrich befördert und iſt bereits am Schluſſe des dritten Semeſters, 
im März des zweiten Jahres, zu einer Zeit alfo, wo der Juriſt noch nicht die 
Anfangsgründe ſich amgeeignet hat, Sefondslieutenant. Nun fanın er von 
einem Gehalte, wenn anders er nur beicheidene Aniprüche erhebt, einigermaßen 
auskömmlich leben.) Speift er im Kafino, jo ſiellt jich jein Mittagstiich auf etwa 
1 ME, bei Anichaffung der Uniform kommt ihm die Bekleidungskaſſe zu gute; 
vielfach genieft er Ermäßigungen; die Bedienung stellt fi vermöge der Ber: 
günftigungen des Dienite® auch mur auf etwa 8 ME. monatlidh. Bedenft man, 
daß der am Ichlechteften bejoldete Sekond-Lieutenant in München cine Gehalts— 
Einnahme von 1860 Dif. bezieht und daß er daneben mannigfache Grieichterungen 
genieht, fo fommt man zu dem Ergebniß, daß die Wahl des militärischen Berufes 
den Borzun bietet, jchon zu einer Seit verforgt zu fein, wo der Juriſt ein ähnliches 
Amt noch in 10 Jahre weiter Entfernung von fich ſieht. 

Iſt nun der Offizier nicht mit einer ganz bejonderen ee und 
Ungeſchicklichkeit geichlagen, jo bringt er e8 gewiß innerhalb weiterer 18 —20 Jahre, 
aljo vielfach noch vor Erreihung des 40. Yebensjahres, zum Hauptmann erfter Klaſſe 
und bezieht als ſolcher bei der Infanterie in München 3600 Mk. Gehalt, 900 Dit. 
Wohnungsgeldzuſchnß und 972 Mk. Servis, in Summa 5472 DiE., bei Zugrunde— 
legung der niedrigſten Servisklafle immer noch 4452 Mk. Er iſt alſo reich— 
licher bejoldet, als ein Landgerichtsdirektor und ſteht in jüngeren Jahren als 
irgend ein Yandgerichtsrathb. Er hat in feinem Gehalt eine Höhe erreicht, zu 
der jein ehemaliger Mitſchüler, der Juriſt, nur in ganz beionderen Glücksfällen 
emporiteigen fan. Gleichwohl bat der Hauptmann Ausiichten, im feinem Gehalt 
nod um das Dreifadhe und höher zu Steigen, während der Landgerichtsrath tro& 
jeiner ſpärlichen Beioldung es als ein Glück bezeichnen muß, wenn er, die Möglich— 
feit rüjtigen Schaffens in feinen legten Yebensjahren vorausgeiegt, am Ende jeiner 
Tage eine Sehaltserhöhung von noch 1000 ME. erringt. 

Jutereſſaut ift ferner bei Vergleichung der Beſoldungsverhältniſſe von Wiititär 
und Zivil, daß beim Militär die Scheidung zwilchen wijlenschaftlich gebildeten und 
nicht wilfenschaftli gebildeten Beamten in ftrengiter Konſequenz durcgeführt 
it, während es im Zivildienft vielfad vorkommt, daß Beamte des niederen 
‚Jog. formellen) Dienstes bejjer geitellt find, als alademiſch gebildete Männer. Ein 
Feldwebel, mag er noch ſo tüchtig und hoch an Jahren ſein, erreicht im Gehalt den 
Sefondlieutenant nicht; hingegen wird der Regiftrator im Miniſierium beſſer bezahlt, 
alö der Amtsrichter und jogar beſſer als der \ Yandgerihterath bei jeiner Anfangs: 
thätigfeit. Ya er hat obendrein einen höheren Rang! 


Höchſt fünımerlich erfcheinen endlich aud) die Befoldungen unjerer Verwaltungs: 
beamten, wenn man die Bezüge von Beamten des Semeindedienftes zur Vergleich— 
ung beranzieht. So erhält beilpielsweile in München der erite Bürgermeiſter 
eine Bejoldung von 13,800 UNE, der zweite Bürgermeiſter eine ſolche von 11,100 
Mk.; der jüngite Rechtsrath steht jo gut, wie ein Negierungsrath, der älteſte 
Rechtsrath mit 7260 DE. beſſer wie ein Negierungsdireftor; der jüngſte Raths— 
aſſeſſor bezieht einen Anfangsgehalt von 2880 WIE, alſo über 400 Mk. mehr als 
der Bezirksamtsaſſeſſor zu Beginn feiner Thätigkeit. Dabei jind die Gehalte: 
——— ungleich günſtiger und häufiger, wie im Staatsdienfte. 

Gin GHeiches gilt von Stellungen im Privatdienfte, die deshalb auch außer— 
ordentlich benehrt sind. Der Sekretär der Handels- und Gewerbefammer in 
München verfügt gleich hei feinem Amtsantritt über einen Gehalt von 4500 
Dit. und hat dabei reichlihe Gelegenheit zu Nebeneinfünften. Gleich nach be— 
ftandenem Staatsfonfurs erlangt er eine Stellung, die ihm das Ginfommen eines 

») Das ift insbeiondere erlichtlich aus dent fatlerlihen Erlaß über den Luxus im 
I ffizierstorps, 


en 
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Negierumgsrathes gewährt. Denft man nun gar erſt an Stellungen bei Banten 
und ähnliche Poften, jo ſpringt die ungünftige wirthichaftliche Yage der Staats» 
beamten deutlich; in’8 Auge. Kann man doc) jogar oft genug wahrnehmen, dak tüchtige 
Kräfte ohne jede afademilche Vorbildung, To beiſpielsweiſe flotte Geichäftsreifende 
und begabte junge Kaufleute, in ganz jungen Jahren Bejoldungen beziehen, welche 
in Bayern nidjt einmal ein Negierungspräfident erreicht. Und man wird gewiß 
nicht behaupten wollen, daß ſolche Seihäftsmänner einem anftrengenderen Beruf 
obliegen, als der Hohe Staatsbeamte. 


IV. 
Laufbahn und Haushalt eines bayeriidhen Stantsbeamten. 


In einem Artikel, welchen die „M. N. N.“ in Nr. 335 des Jahrgangs 1801 
brachten, wurde von der Vorausſetzung ausgegangen, daß ein Nat des bayeri- 
ichen obersten Gerichtshofes, welcher au Gehalt und Wohnungsgeldzuschuß 6160 Dit. 
jährlidy bezieht, etwa mach Zdejähriger Dienstzeit zu diefem hohen Poſten gelange. 
In Wirklichkeit jtcht die Sache bei weitem jo günftig nicht; demm nach Zd>-jähriger 
Dienftzeit erreicht ein Richter allenfalls die Stelle eines Dberlandeagerichts- 
rathes mit 4560 ME. Gehalt und 400 Wi. Wohnungsgeldzuſchuß, en 
alſo 4960 ME, keineswegs aber die Stelle eines Nathes am oberiten Pandes- 
gerichte. 

Zeugen biefür find die im jüngfter Zeit kraft bejonderer Vergünſtigung zu 
Dberlandesgerichtsräthen beförderten Yandgerichtsräthe. Diejelben beffeideten ihren 
legten Boften bereits jeit dem Jahre 1877, aljo jeit 14 Jahren, und waren vorher 
durchichnittlich 10 Jahre lang Afjefforen bezw. zweite Staatsanwälte. Es bedurfte 
aljo einer Z4jährigen Dienstzeit, bis jie einen Gehalt von nicht voll 5000 DIE. er: 
reiten. Hierzu aber kommt, daß die erwähnten Richter alle bereits in den Jahren 
1857 oder 1858 den Staatsfonfurs beftanden, da man zu jener Zeit wegen des 
großen Andranges zum Staatsdienfte auch bei ganz guter Mote ſechs bie acht 
Jahre lang auf die erfte Anftellung warten und dem Staate umſonſt — als Nechte: 
praftifant oder Acceffift — dienen durfte. 

Allerdings erfolgt die erſte Anftellung heute ſchneller; aber jchon bei der 
Beförderung zum Yandgerichtsrath; tritt wieder ein erheblid, langjameres Tempo 
ein. Es Fehlt nicht an ganz gut qualifizirten Amtsrichtern aus den Jahren 1880 
und 1881; diejelben arbeiten nun auc ſchon jeit 10 bis 11 Jahren ohne jede 
Vorrüdung. Und noch viel tranriger ſieht es mit dem weiteren Avancement aus. 

Unfer oberftes Yandesgericdt, das neben dem Präfidenten und einem Senats— 
präjidenten ohnehin nur 16 Nichter zählt, wird mit der Ginführung des bürger- 
lichen Geſetzbuches, das ift in etwa 10 Jahren, aufgehoben. Dann aber ift die 
höchſte im bayeriſchen Nichterdienft zu erreichende Stelle die eines Oberlandes: 
gerichtspräfidenten mit 9720 De. und 400 WIE Wohnungsgeldzuſchuß. Solche 
Stellen gibt es übrigens im dicsfeitigen Bayern nur vier, weil wir diesfeits nur 
vier Oberlandesgerichte haben. 

Es iſt Mar, daß derartige Aussichten wenig junge Leute verloden, ſich dem 
Juſtizdienſte zuzuwenden; und jo ift dem auch Thatſache, daß diejelben mit Vor— 
liebe den VBerwaltungsdienit wählen. In letzterem find auch wirklich, zumal da 
infolge unferer Sozialgejeggebung vielfad eine Bermehrung der Arbeitsträfte und 
Stellen erforderlich wurde, die Chancen für Beförderung ungleich günftiger 
und die Bezahlung nicht jo gar färglidı, wie in der Juſtiz. 

Kommt e8 doc nicht jelten vor, daß eim ergrauter Yandgerichtsrath einem 
Kegierungsrath begegnet, der bei ihm als Praftifant zu einer Zeit thätig war, 
al8 der Yuftizbeamte ſchon eine Reihe von Jahren die Stelle eines Amtsrichters 
bezw. Landgerichtsaſſeſſors befleidete. 
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Will man ſich nicht in Zukunft für den Nichterdieuft mit ſolchen Yeuten begnügen, 
die anderwärts wicht angenommen werden, jo ift hier eine durchgreifende Abhilfe 
dringend geboten. Stellt man ſich aber auf jenen allzubeicheidenen Stand: 
punkt, jo wird ſich nur zu bald zeigen, daß die Richterbeamten ihrem Berufe nicht 
gewachſen jind; denn den Anforderungen, die der Richterdienſt an einen Beamten 
stellt, Können nur jehr befähigte und wilfenichaftlich gebildete Beamte gerecht werden. 
Befonders die Thätigkeit des Einzelrichters verlangt raiches Auffaffen uud klares 
Denten. Ohne irgend welche Borbereitung werden ihm oft die jchwierigiten 
Fragen zur jofortigen Enticheidung vorgelegt, und feine Aufgabe ift um jo ſchwerer, 
als die gegenwärtige Suftiggeletgebung mit ihrem Verfahren in öffentlicher Sigung 
es nicht ermöglicht, dem Wichteradipiranten eine derartige praktiſche Vorbereitung 
angedeihen zu laſſen, wie e& früher der Fall war. Der Anıtsrichter ift auf ſich 
ſelbſt angewiejen, enticheidet vollfommen jelbitändig und unter eigener Verant— 
wortung; es werden jomit von ihm Yeiftungen verlangt, die mittelmäßige Kräfte 
nicht in entiprechender Weile erfüllen können. 

Soll nun die Nechtspflege nicht allmälig Schaden leiden, jo iſt eine gründliche 
Anderung der Nichterbefoldungen dringend geboten. Die Einführung der Reiche: 
juftigverfaflung bot eine geeignete Gelegenheit, nad dem Borbilde anderer Bundes- 
itaaten auc in Bayern dem Nichter jene Stellung zu verjchaffen, welde ihm im 
ſozialen Yeben gr Leider iſt dies nicht geichehen. Um jo entichiedener iſt es 
angezeigt, das Verſäumte nachzuholen. Hierzu aber ſcheint vor Allem nothwendig, 
mit dem unſeligen Gehaltsregulativ von 1876 zu breden, welches ohne Rückſicht 
auf die Borbildung des Staatsdieners und die Beförderungsverhättniffe der 
einzelnen Sparten Beamten der vericiedenften Kategorien in ein und diejelbe 
Beſoldungsklaſſe zwängt. 

Wie oben gezeigt, Tind bei der Yultiz die Verhältniſſe anders gelagert, als 
in den übrigen bier in Betracht fommmenden Zweigen des Staatsdienjtes. Damit 
ergibt ſich aljo das Erforderniß einer gejonderten Negelung von jelbit. 

Um nocd ein Beiipiel anzuführen, jo fteht der Oberlandesgerichtsrath und 
Regierungsrath in der nämlichen Beſoldungsklaſſe. In Wirklichkeit aber erjcheint 
der Fuftizbeamte, ganz abgejehen davon, daß er, wie gezeigt, unverhältnißmäßig 
ipäter diefe Stelle erreicht, auch nodı aus dem Grunde schlechter geitellt, weil er fein 
Bureau mehr hat, johin eine Wohnung mit eimem eigenen Zimmer für feine 
amtlihen Arbeiten nehmen muß, ein Umstand, der bei den theuren Meiethen jehr ine 
Gewicht fällt. Dazu kommt im Winter noch Beheizung und Beleuchtung. Nicht jelten 
ferner wird der zum Oberlandesgerichterath beförderte Landgerichtsrath mit Rückſicht 
auf jeine nunmehr zu Hauſe zu übende juriſtiſche Thätigfeit genöthigt jein, ſich 
eine entiprechende Bibliothef anzuſchaffen oder seinen Bücherbeftand erheblich zu 
vermehren. Al das find Ausgaben, welde den erlangten Mehrgehalt des Yuftiz- 
beamten erheblich reduziren, von denen aber der Regierungsrath verichont bleibt. 

Dan jieht hieraus, daß die bloße Scablonirung und Einihaltung in ver: 
fhiedene Klaſſen, welche unſer Sehaltsregulativ für gut findet, jchwere Unbillig— 
feiten im Gefolge hat. 

Mit den Cinwande, dak der Nichtergehalt in Bayern unentziehbar ift!), 
wird, wie bereits mehrfach betont wurde, gar nichts bewiejen. Denn jeder bayerijche 
Richter wäre gern bereit, auf die Umentziehbarfeit des Geſammtgehaltes zu verzichten, 
wofern man ihn wie jeinen preußiichen Kollegen. jtellen würde, dem jelbit nach 
kurzer Ihätigkeit eine austönmlichere Penjion gejichert ift, wie dem Juſtizbeamten 
in Bayern, weil eben der Berechnung des Ruhegehalts eine viel höhere Aftivitätsbejol- 
dung zu Grunde gelegt wird. 

Um ein klares Bild davon zu bieten, im wie kümmerlichen Berhältnifien der 
bayerische Staatsbeamte leben muß, geben wir nunmehr im Anſchluß an einen 


. 5 Uebrigens werden die im Jahre 1886 bewilligten Wohnungsgeldzuſchüſſe nur für die 
Aktivität gewährt. 
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Aufſatz der „Augsburger Abendieitung (Nr. 36 vom 5. Febr. 1890) einen Ueber— 
blik über das Yahresbudget eines Mi bayer. Staatsbeamten der Kategorie VIb 


und VIIb des Regulativs, aljo bei 


piel8weife eines Regierungsaſſeſſors, Yand- 


gerichtsrathes , Oberamtsrichters ıc. Hierbei wird der bejcheidene Familienftand 
von nur jechs Perſonen vorausgeſetzt (Mann, Frau, drei heranwachſende Söhne 


und Magd). 
Jahres-Budget. 


1. Wohnung in anſtändiger Sage’) (4 Zunmer. Stammıer, RE im 8. — Mt. 
oder Parterre) - ‚ 800 
2. Reparaturen ber Möbel und Wohnräume, Umzüge 50 
3, Kleidung und Leibwäſche für — Frau und 3 beranmachiende Söhne von 
12—16 Nabren . . 810 
nämlich: 
Ein Sommer und ein Minteranzug für den Mann i : 15CME 
Zwei Ausgeblleider der Frau ’ 5 i 100, 
Theilbetrag von Koſten für Veberzicher, Paletots (1 Stüd alle 3 Jahre) 50, 
Zwel Frauenhauskleider 20 „ 
Theilbetrag von Koften für Mäntel (alle 3 Jahre 1 Mantel u. 60 vit) 20 „ 
* jeden der 3 Söhne 2 —— zu 40 ME. . 240 „ 
edes dritte Jahr für 1 Sohn 1 Mantel au 50 ME. 50 „ 
8 Herren» und 2 Damenbüte : 60 „ 
Leibwãſche für 5 Berfonen (Hemden 6 zu je 7 Mt. Unterbeintleide » iu 
je 2 Mt., Strümpfe 9 ME.) zuiammen ungefäbr ; S0 „ 
Brüite, Manchetten, Krägen, Nravatten 40 „ 
4. Schuhe und — für 5 sole um die Verſon Vaarj und Reparatur 
derielben . 120 „ 
5. Handſchuhe (für 5  Perjonen) ' 20 „ 
6. Holz und Koblen (3 Klafter, 50 dentner) 160 „ 
7. Licht (3 Lampen) 20 „ 
3. Mäicherlohn einichl. Seifen- Verbraud . %0 ,„ 
9. Mägdelobn einichl. Chriſtkind, Namenstag, Duugeld 150 „ 
10. Schulgeld für 2 Yateinichüler 50 „ 
11. Schulbücher und Schreibmaterialien 50 „ 
12, Beichaffung der nothw. Bücher einſchl. Bichdindertechnung 40 „ 
13. Abonnementspreis einer Lokalzeitung j 10 „ 
14, Kiichengerätbe,, Schloß- und Fenfterreparaturen i 20 „ 
15 Doftor und Apotheke, durdhichnittlich jede Perion 20 NL. 100 „ 
16. Steuern und Abzüge etwa . 225 „ 
nämlich: 
Stenern und Umlagen . 5 . . ' ; b ä 75 ME. 
Stempel- und Tiener-Ausgabe . i s i . . 12 „ 
Beiträge zum SRIUMSUIERES. 5 } . a : ; DD „ 
Irinfgelder . ; i E z ; . 10 „ 
Standesausgaben etwa” : ; ; h . ; 2 „. 
Unterftügungsverein . . ’ ‚ ; . ; f dl „ 
Töchterkaſſe. 20 
Zuſaun 
17. Porti, Neujahrsgelder, Almoſen ꝛ⁊c. . 20 


Summa auf obige 17 Rubriten ME. 2735 


18. Jährlicher Bedarf für Nabrung?) . j ; . j u. 2452 


; Ueber die Mietbpreiie von Beamtenwobnungen werden lehrreiche Aufichlüffe durch 
eine tabellariiche lleberlicht geboten in den Verb. der Württ. Abeordnetenkammer 1889. 


S. 2482 f. 


2) Lehrreiche und jehr intereflante Erbebungen über den Hausbaltsverbraudp auf dem 
Yande finden fich in den „Erhebungen über die Yage der Landwirtbichaft im Großberzog- 
thum Baden“ (1883), veranitaltet duch das Sroßherzogliche Minifterium des Innern. 
BD. III Wr, 37 ©. 57, Bd. IV „Ergebniffe* ©. 57 und Anl, IV S. 139, Hier ift der 


Nonium an einzelnen Nahrungsmitteln der Menge nach genau ausgneichieden. 


Die Bejoldung der Staatödiener in Bayern. 123 


näntlich pro Tag: 


Frühſtück (6 mal Kaffee mit je 1 Brod) . : s . 0,80 ME. 
Wormittag i6 mal 1 Stüd trodenes Brod) . 018 „ 

—— (Suppen geringer Qualität, ?5 Pfd. Ochienfleiich für 

1 Verſon, Gemüſe (billigere Sorten) Brod ür Perfon 60 Pig. 3,60 

Nachmitt. 6 St. jchwarzes Brod zu 3Pig. - ‚18 
Abendeflen(Ebarfutierwaaren geringfterQunlität) fürl Perſon 20Pig. 0 , 
Prod zum Abendefien . 024 „ 
Bier (1 Liter für den Mann, 1, Liter für die ran, für Maad 

und 3 Kinderje . Liter) — 21, Liter . 0,60 


Summa pro Fan 6,80 MI. 
Sunma pro Jahr 2482 Mk. 


ee) 


Zunma der geiammten Ausgaben pro 2 Jar } i e iv; 
abreseiimabme . A : . . ; 3840 ME. 
‚sährlibe Ausgaben . i i . ; . . 5217 „ 


Defizit 1377 ME. 


Ir obigen Anjägen find die Ausgaben für bejjere Koit an Zonn= und Feier: 
tagen ꝛc. nicht inbegriffen, ebenjowenig die Auslagen für Chriftvejcheerung der 
Kinder. Der Berzicht auf Theater, Reiſen, Nonzerte 2c. iſt ſelbſtverſtändlich. Auch 
für Erholungsausflüge und Sommerfriſchen fehlen die Mittel, während ſelbſt für 
die Kinder der Aermſten durch Ferienkolonien, Seeheilbäder.u. ſ. w. geſorgt ift. 
Ferner enthält der obige Etat nichts für Tabak, nichts für Gymnafſlſik, muſikaliſche, 
neniprachliche und gejetlichaftliche Ausbildung der Kinder, nichts für Familienpflege 
(. B. Beſuche von Anverwandten), michts für Pflege überfommener z. B. elter— 
licher Srabftätten, nichts für Todesfälle in der Familie, nichts für jonitige nicht 
vorberzufehende Fälle, 3. B. längere Krankheit, rer ee in der Rekonvales— 
zenz, Beihädigung durd Veruntreuung, Diebſtahl u. ſ. w., nichts für periodiſche 
Theuerung, nichts für Unterſtützung franfer oder Bilftofer Geſchwiſter, Eltern 
und Großeltern, nichts für unausweichliche Geſchenke, Hochzeiten, Bathenichaften, 
nichts Für photographiiche Familienbildniſſe nichts für Feuer und Vebensver: 
ſicherung u. \. f. 

Richtig, ift allerdings, daß das von und gegebene Budget den Einnahmen und 
Ausgaben einer Beamtenfamitie entipricht, welhe in Münden oder wenigitens 
in einer der größten Städte Bayerns ihren Wohnfig bat. Aber, wenn ſich mun 
auch für Beamte an fFleineren, der Meittelichulen entbehrenden Orten Bayerns in 
den Poſitionen für Wohnung und Nahrungsmittel Erſparniſſe ergeben, ſo werden 
dieſelben doch andererſeits durch erhöhte Ausgaben für die Ausbildung der Kinder 
an auswärtigen Anſtalten aufgezehrt. Angeſichts dieſer Sachlage muß Jedermann 
cinſehen, daß raſche und ergiebige Hilfe dringend nothwendig it, wenn nicht in 
naher Zeit zahlreiche Familien dem finanziellen Ruin anheimfallen ſollen, der zugleich 
auch für das ganze Land in vielfacher Beziehung ſchädliche Konſequenzen nach 
ſich zieht. Man rette zur richtigen Zeit, was zu retten iſt, man verhüte, daß auch 
in Bayern die Folgen der schlechten Beſoldung endlich in das Trinkgelderweſen 
ausarten, welches jih anderwärts auf Grund der trüben wirthichaftlichen Yage 
der Beamten i in großem Umfange Bahn gebrochen hat. Man muthe der angeborenen 
Yauterfeit des bayerischen Beamtenitandes eine nicht allzu ſchwere Pr üfung zu, man 
bedenfe, wie hart der Kampf iit, welcher einem vollanf beichäftigten Staatsdiener 
durch die bitteriten Entbehrungen des Yebens auferlegt wird. 


Noch ift, — wir fünnen dies mit Stolz behaupten — der bayerische Beamte 
im der Negel zuvorfommend gegen die Perjonen, welche mit ihm amtlich ver: 
fehren. Er behandelt fie mit MWohlwollen, was das Publikum höchſt angenehm 
empfindet. Aber man berückſichtige doch auch, dak Sorgen Verſtimmung hervor: 
rufen und daß ein jortwährender Kampf mit der North die Arbeitsfreudigfeit des 
Beamten untergraben muß. 
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Dian follte nad) dem bisher Dargelegten meinen, dab dem Beamten jein 
zeringes Einkommen wenigitens olme Abzüge jeitens des Staates zufließe. Dem 
ift jedoch keineswegs jo. Der Beamte unterliegt in eriter Neihe der Einkommen— 
ſteuer und ift gegenüber anderen Steuerzahlern dadurd unbedingt im Nachtheil, 
daß jein ‚ifferunäkiges Einfommen feititeht und fomit voll und ganz der Steuer 
unterworfen wird. Die bayerische Einkommenſteuer trifft in der dritten Abtheitung') 
Beioldungen bis zu 1020 ME. mit !/s vom 100, die mächften 510 Mk. mit 
"/s vom 100, die weiteren Beträge mit 1 vom 100. Hiernach hat ein Land— 
gerichtsrath etwa 30 Mk., ein Oberlandesgerichtsrath mehr als 40 ME, blos au- 
Staatöftenern zu entrichten. Dazu kommt, daß auch die Umlagen ſämmtlicher Arteıt 
der Gemeindeverbände auf diefer Staatsjteuer laiten und dak 3. B. die örtlichen 
Gemeindeumlagen allein häufig mehr ausmachen, als die Staatsſteuern (in München 
beiſpielsweiſe 110 p&t.). 

Nebenher läuft eine Reihe ſchwer belaftender weiterer Abgaben, welche den 
Staatsbeamten allein treffen. Hierher gehört der 1Oprozentige Abzug von 
Anfangsgehalt und von jeder Gehaltsmehruug, hierher ferner die jehr erheblichen 
Wittwen- und Waijenfondsbeiträge?), beides Leiſtungen an den Anterftüßungsverein 
für die Hinterbliebenen der E. bayer. Ztaatsbeamten, welche auch Demjenigen 
auferlegt jind, der dem Vereine nicht angehört”) umd der überhaupt nicht 
heiratet. 

Über aud) damit begnügt sich) das Syſtem der Gehaltsbejchneidung mod) 
nicht, fondern es kommt nun jchließlic; die famoje Duittungsgebühr *) hinzu, 
welche es ermöglicht, dem Beamten bei jeder Gehaltsauszahlung etwas abzu— 
zwacken. Die Quittungsgebühr beträgt mindeſtens 20 Pfo. für jede Quittung 
und berechnet jich im Uebrigen nad) dem Sage von 2 fürs Taufend. Die Auf- 
rundung wird matürlic im fisfaliichen Intereſſe nach oben hin in der Weile 
vorgenommen, daß jedes angefangene Zaujend für voll gerechnet wird. Regelmäßig 
erleidet daher der Beamte bei jeder Gehaltszahlung einen Abzug von 50 Pig. 
jofern nämlich ſein Monatsgehalt zwiichen 200 und 499 Mk. liegt; bei 500 WIE. 
Monatsgehalt beträgt der Stempel bereits 12 Mk. im Sabre und wächft jo fort 
bei 1000 DE. auf 24 ME. 

Es ift fein zu jcharfer Ausdrud, wenn man dieje Quittungsgebühr einfady als 
unanftändig bezeichnet. Sie enthält auc die Verlegung eines Prinzips, welches 
im Eingang unjerer Verfaſſungsurkunde auegeiprocen ift, nämlich dev Gleichheit 
der Belaftung aller Staatsangehörigen. Denn die Quittungsgebühr trifft fait 
nur den Beamten, der Gewerbemann und jeder Andere ichlägt fie einfady auf deu 
Preis. Es iſt höchſt charakteriftiich, daR man trog der zahlreichen Novellen zum 
Sebührengejeg, welche alle möglichen agrariihen Nachläſſe bewilligten, ja trog 
Bejeitigung der Irrenhaustaxe, die Quittungsgebühr, gewiß die unwuͤrdigſte unter 
allen bayeriihen Staatsabgaben, bejtehen lieh; trifft fie doc) nur den Beamten. 

Die Frage, wie den beftehenden Mißſtänden avgeholfen werden kann, ift 
unjeres Erachtens die ſchwierigſte nicht. Schleunige Abhilfe it unerläßlich. Und 
wenn man bei der Aenderung des Gehaltsregulativs jede Ueberftürzung vermeiden 
will, jo erweift id als beftes Ausfunftsmittel eine proviforiihe Bewilligung 
nambafter Theuerungszulagen. 

Im MUebrigen wird es ſich emipfehlen, das Syſtem der Dienftaltersvorrüd: 
ungsklaſſen aufrecht zu erhalten, dabei jedoch für die Gehaltserhöhung erheblid) 
größere Summen auszumerfen, als dies bisher geichehen ift. Die Vorzüge des 
in Bayern beitehenden Syſtems der Gehaltsvorrückung nad Altersflaffen wurden 
namentlid; bei den jüngjten württembergiſchen Kammerverhandlungen ) iiber die 


Val. Seydel, a. a. O. Bd. III S. 19. 

2) Vgl. das Näbere bei Sod-Ztofar, a. a. O. Bd. III ©. 510 fi. 
3) Val. Gei.- und B.Bl. 1888 ©. 241. 

4) Seydel, a. a. ©. Bd. IV, ©. 241. 

5) Merb. 1889 Abth. 4 S. 2635. 
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Aufbejjerung der Beamtengehalte unumwunden anerfannt und diejes Syitem von 
der Kammer mit folgender Würdigung zur Nahahmung empfohlen: 


„Noch erbebt ſich die auch von der f. Staatsregierung in Erwägung gezogene 
wichtige Trage, ob nicht anläßlich der vorgeichlagenen Aufbeflerung mit dem feitber 
in Württemberg vorberrichenden Gebaltstlaffenigftem gebrochen und zu dem Dienitalters- 
vorrüdungsigftem übergegangen werden follte. Lesteres Syftem hat in den legten Jahren 
in Deutichland Frortichritte gemacht; zuerit wurde dasielbe in Bayern für die penftonsberech- 
tigten Beamten dur das Gebaltsregulativ vom 12. Auguft 1876 eingefübrt,die badiiche 
Gebaltsordnung vom 24. Juli 1888 bringt es vom 1. Januar 1890 an für alle etatsmäßigen 
Beantten zur Anwendung; aud in Preußen und im Meichslande iſt es,in dem legten 
Jahren im Wege der Gtatsverabihiedung bei beftimmten Gattungen von Angeltellten 
ver Etaatseilenbabnen zur Geltung nelommen; in Württemberg beftebt es nur ausnabms- 
weile für einige Beamtentategorien (Kollegial- und Kanzleibeamte), bei den Miniflerien der 
ausmärtigen Angelegenbeiten, politiiche Abtbeilung, und des Kirchen und Echulmweiens, bei den 
Beamten des geheimen Naths und des Verwaltungsgerichtsbofs (Erpeditoren), Sowie in der form 
von Tienftalters- oder Lebensalterszulagen für einzelne ſtändiſche Beamte, fiir Lebrer an höheren 
Gelehrten. und Realichulen, für Vollsſchullehrer und Voltsichullebrerinnen. Es läßt fich nicht 
verfennen, dab das TDienftaltersporrüdungsiyftem, zumal in einem kleineren Staate, bei 
richtiger Bemeflung der Worrüdungsitufen und Worrüdungsbeträge gegenüber dem Gebalts- 
klaſſenſyſtem entichiedene Vorzüge bat. Tas Norrüden wird dadurch von den Zufälligkeiten 
und Ingleichbeiten des feitberigen Syftems befreit, bekommt einen für alle gleihartigen Beamten 
aleichartigen lediglich durch die Dauer treuer Fflichterfüllung bedingten Charakter. Durch die Ein— 
fübrung diefes Spitems wird eine Quelle tiefgebender Mißſtimmung und Unzufriedenheit 
beieitigt. Die Gemißbeit, bei befriedinender Dienftleiftung in einer zum Woraus befannt 
gegebenen ftufenmweilen Verbeſſerung des Gebalts bis zum erreichbaren Hödjftbetrag vor- 
zuſchreiten, ift geeignet, die Berufsfreudigfeit zablreiher von den Schattenfeiten des 
gegenwärtigen Syſtems betroffenen Beamten zu beben. Wenn die f. Staatsregierung aus 
taktiihen Gründen die Beloldungsaufbeilerung der Entichliebung über die Einführung 
des Tienftaltersvorrüdungsinftens zeitlich voranftellt, fo wollen wir aus diefem Vorgeben 
eine Einſprache gegen die als notbwendin erfannte Beſoldungsaufbeſſerung nicht ableiten, 
wir jeben uns aber in der Sache jelbit zu der Bitte veranlaßt: 

die fol. Staatsregierung möge innerhalb der geſammten mit der gegenwärtigen 
Aufbeiierung gegebenen Beloldungsverwilligung das DienſtaltersVorrückungsſyſtem 
in tbunlichft weitem Umfange einführen.“ 


Unrichtig will uns erjcheinen, dak nac den Bayeriſchen Gehaltsregulativ die 
Qninquennalzulagen in den späteren Dienftjahren abnehmen, dermaßen, daß 
manche Beamte nur einmal, nämlich nach Ablauf der eriten fünf Dienftjahre, 
eine Zulage von 360 Mk., dann nur mehr alle fünf Jahre 180 Mi. erhalten. 
Würde man die Thatſache in's Auge gefaßt haben, daß mit den Jahren die 
Namilie des Beamten und damit jeine Ausaaben für das tägliche Yeben ſich ver— 
arögern, daß ferner mit dem Heranwachſen der Kinder jich deren Bedürfnifie 
jteigern, jo hätte man cher die entgegengejegte Regelung getroffen. 


Annalen vet Deutichen Reiche. 1892. 9 


——— 


Juriſten Deutſch. 


Von 
Profeſſor Dr. F. Thudichum. 


Wer der äußeren Faſſung der deutſchen Geſetze aus dem letzten Jahrhundert 
genauere Aufmerkſamkeit geſchenkt hat, wird zu der Wahrnehmung gelangt 
ſein, daß das Jahr 1850 einen Wendepunkt in der Geſchichte der Geſetzesſprache 
bildet. Mit dem Preußiſchen Landrecht von 1794 war in Preußen der Zopf— 
ſtil der Juriſten begraben worden, und die franzöſiſchen Geſetze, welche nicht 
blos das linke Rheinufer zu beherrſchen anfingen, ſondern auf ganz Deutſch— 
land die tiefſte Rückwirkung äußerten, halfen in allen deutſchen Staaten die 
alte Unbeholfenheit außerordentlich jchnell überwinden, mehr ohne Zweifel, 
al3 es das Aufblühen der deutſchen Elaifischen Literatur je vermocht hätte. Die 
Geſetze wurden Kar, mit jurijtiicher Schärfe und in allgemein verftändlicher 
Form abgefaßt, ſodaß fie durchgängig ohne gelehrten Kommentar verjtanden 
werden können. 

Seit 1850 ändert ſich dieß; langjam, aber in jteigendem Maße und 
überall, in Preußen wie in Siddeutichland; in den Gejegen wächſt die Zahl 
und die Länge der Paragraphen, die Menge der Verweilungen auf andere 
Gejege umd die Unverjtändlichkeit für den Bürger; jobald ein neues Geſetz 
geschaffen it, Schießen zahlreiche Erläuterungen hervor, welche aus den Moti— 
ven und parlamentarischen Verhandlungen klar jtellen, was der Gejetgeber 
eigentlich gewollt hat; die gerichtlichen Urtheile jtrogen von Rückbeziehung auf 
jolche Ausfegungsmittel. Mag auch die viel eingreifendere Mitwirkung der 
parlamentariichen Verſammlungen bei der Gejegebungsarbeit einen Theil 
des neuen Uebels verichulden, jo Liegen demjelben doch allgemeine Urſachen zu 
Grund, da auch Schon die im Schooße der Regierungen ausgearbeiteten Ent: 
wirfe vorwiegend diejelbe Abnahme des Haren Gedanfenausdruds und feinen 
Sagbaus aufweilen. Offenbar hat der Sinn hiefür allgemein in allen Kreifen 
abgenommen; es it eine ähnliche Entwicklung eingetreten, wie fie in der Bau— 
funjt der Uebergang von den Eafjiichen ‚Formen zum Baroditil zeigte 

Es wird uns Juriſten jchwerlich gelingen, den Haupttheil der Schuld von 
uns abzuwälzen; denn aus der ‚Feder von Juriſten fließen doch die allermeijten 
Geſetzesparagraphen und joweit Gewerbtreibende oder Soldaten mit Vorſchlägen 
jich) betheiligen oder in ihren Kreifen Ordnungen aufrichten, unterjcheidet ſich 
ihr Deutjch recht vortheilbaft von dem neuen Juriſtendeutſch. 

Es erjcheint hoch an der Zeit, diefen jchlimmen Abweg zu verlafjeı, 
insbejondere zu verhüten, daß nicht das neue bürgerliche Geſetzbuch des Deut: 
ichen Reichs diejes Juriſtendeutſch zum größten Nachtheil des deutichen Volks 
verewige. Allgemein Schon it diejes Verlangen fund geworden, laut die Klage 
über den Entwurf erichollen, und von einem Juriſten, der feine hohe dichterische 
Begabung durch alle Gelehrſamkeit hindurch zu retten vermochte, in das Bild 
zufammengefaßt worden: „Germania könne ihr Angeficht verbüllen, wenn dieſer 
Entwurf zum Gejeß werde.“ 
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Aber eine andere Frage iſt, wie zu helfen ſei. In recht zeitgemäßer 
Weiſe hat der „Allgemeine Deutſche Verein“ einen Preis von 300 M. ausge— 
ſetzt für die beſte Beantwortung der Frage: „Inwiefern iſt eine volksthümliche 
Faſſung unſerer Geſetze erforderlich und ausführbar?“ Er will alſo zunächſt 
das Recht des Volkes auf allgemein verſtändliche Geſetze dargelegt ſehen 
gegenüber denjenigen Juriſten, welche meinen, daß ein Bürger und Bauer doch 
nie im Stande ſei, ohne rechtlichen Beirath ſich aus den Geſetzen zu belehren 
und ſein Verhalten nach eigener Geſetzeskenntniß einzurichten. Dieſer alte Satz 
aller Gegner einheitlicher deutſcher Privatrechtsgeſetzgebung und blinden Verehrer 
des römiſchen Rechts muß allerdings immer noch bekämpft werden, weil er 
hauptſächlich als Entſchuldigung für das ſchlechte Juriſtendeutſch verwerthet 
wird, zugleich aber grundfalſch und durch die Erfahrung aller Länder mit 
neuen Haren Zivilgeſetzbüchern längſt widerlegt iſt. Daß Jeder aus dem 
Munde der Gerichte ſchon hören werde, was Rechtens ſei, iſt ein herzlich 
ſchlechter Troſt; die meiſten Menſchen ſcheuen mit Recht die Trübſal und das 
Lotterieſpiel eines Prozeſſes; ſie wollen, wenn ſie in wichtigeren Fragen einen 
Rechtsanwalt um Rath angehen, doch aus dem Geſetze ſelbſt belehrt ſein und 
ihr eigenes Urtheil noch zu Hilfe nehmen, und in zahlreichen anderen Fällen, 
namentlich wo es ſich um eherechtliche Verhältniſſe, Elternrechte, Vormundſchaft, 
Erbrecht handelt, der Nothwendigkeit eines juriſtiſchen Beirathes möglichſt ent— 
hoben jein. Ueberdies bringt eine ſchwer verſtändliche Sprache der Geſetze 
den Nachtheil, daß die Juriſten auf der Univerſität und in der Praxis ſich 
an das ſchlechte Juriſtendentſch recht eingewöhnen und die Gerichtsverhandlungen 
und Urtheile dasjelbe Uebel zeigen, wie die Geſetze ſelbſt. 

Ob eine volfsthimliche Faſſung unſerer Geſetze „ausführbar“ jei, hängt 
davon ab, ob an leitender Stelle der fejte Entſchluß waltet, dem Juriſten— 
deutjch einen Riegel vorzuichieben, und ob fich der Mann findet, ausgerüftet 
mit allen den erforderlichen Eigenschaften und der Liebe zur Sache, um mit 
Erfolg die Führung zu übernehmen, da eine vielföpfige Kommiſſion nach allen 
Erfahrungen eben mw mit einem Sommilfionsdeutjch endigen wird. Ihre 
Kegeln hat freilich jede Kımt, umd Niemand wird Großes leijten, ohne fich 
derielben bis zu einem gewiljen Grade deutlich bewußt zu jein; aber bloße 
Kenntniß dieſer Regeln wird nie einen Künstler zu Weg bringen; er muß es 
von Gottes Gnaden fein; jo iſt es auch mit der Kunſt, Har zu denfen und 
zu Schreiben. Immerhin haben theoretische Regeln ihren Werth, weil fie belfen, 
den Sitz Des Uebels zu erkennen und wenigitens gröberen Abirrungen von 
rechten Wege vorzubeugen. In diefem Sinne find die Folgenden Betrachtungen 
angeitellt und der freundlichen Beachtung des Yeiers empfoblen. 


1. Fremdwörter. 

Mit der Wahl des Namens „Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutjche 
Reich“ haben die Urheber des Entwurfs im deutlichiter Weile ihr Beſtreben 
fund gegeben, Fremdwörter zu vermeiden, ſoweit paſſende deutſche Ausdrücke 
zur Verfügung fteben; und jie jind auch diefem Streben im Ganzen treu ge 
blieben Aber freilich fehlt es nicht an Beifpielen des Gegentheils Gleich 
der erite Abſchnitt trägt Die Ueberſchrift „Nechtsuormen“, verwendet alſo ein 
Fremdwort, welches den deutſchen Gejegbüchern früberbin faſt unbekannt war, 
erit durch die Neichsjuftizgefege von 1577 eingebürgert worden ift, und an fich 
feine ſichere Bedeutung in Anjpruch nebmen kann. Norm beißt auf deutſch 
Kegel, Richtſchnur, und was cine Rechtsregel ei, wird niemals dadurch 


| r 9* 


— 


128 F. Thudichum: Juriiten-Deutic. 


deutlicher, daß man dafür den Namen Rechtsnorm wählt. Auch der $ 4 ge— 
braucht den Ausdrud „Perion“, wo nicht bloß verjtändlicher, jondern auch 
richtiger „Menſch“ ftünde. Im $ 871 jteht „Endtermin“, was fich vermeiden 
läßt, wenn man die jchulmäßige Ausdrudsweife diefes Paragraphen aufgibt; 
in & 786 „Erdförper“, wofür Dr. Bähr in feinem Gegenentwurf ſehr richtig 
„Gelände“ jegt; 3 837 „Intereſſe“ für „zu Gunften“, „zum Vortheil“; $ 1511 
Aufnahme von Geld auf den „Kredit“ des Kindes, was weiter Nichts heißt 
als Aufnahme von Geld auf Borg zu Yaften des Mündels; der Begriff Kredit 
ift hier gänzlich verfannt und gerade deshalb das Wort hier nicht am Plap. 
(Bergl. Motive 4, 1144.) Der $ 1360 redet von einem volljtrekbaren „Titel“, 
was unverftändlicher Juriſten-Ausdruck ift, und in $ 174 hat er „Prozeß“, 
wihrend er ſonſt Rechtsjtreit jagt. 

Auch Reichsgejege haben fich bisher nicht in wiünfchenswerther Weile von 
Fremdwörtern frei gehalten: Das Gejeg über die Unfallverficherung von 1854 
SS 29 und 30 fpricht von „Riſiko“ ftatt Gefahr, obwohl es doch in $ 29 
„Gefahren-Klaſſen“ und nicht „Rififo-Klafjen“ bat ; das Geſetz über Unfall: 
Berficherung der Seeleute vom 13. Juli 1837 8 13 von „Ascendenten“. Das 


Preußiiche Gejeß vom 26. März; 1883 $ 3 (8.8 . Seite 37) jchridt jogar 


vor „Alinea* nicht zurüd. 

Nicht zu beanftanden find dagegen die vom Entwurf beibehaltenen Fremd— 

worte: auf und abſteigende „Linie“ $ 30, 1965), „Grad“ ($ 31, 1968), 

„Arreſt“ (8 846), Sicherheitsarreft (189), telegrapbiiche Uebermittelung (92), 

Billet (702 ‚ Bilanz (16877, Rente (724, 857), Leibrente (660), Prämien 
(1297 Nr. 3), eberechtliches „Regiſter“ (1435); ferner „Dispenjation“ von Ehe: 
hinderniijen (1233— 1244) und bei Annahme an Kindesitatt (1603 und 1604, 
weil diefer Ausdruck feſt eingebürgert und die vom Sächfischen Gejegbuch $ 1559 
u.a. D. verſuchte Wiedergabe mit „Nachfichtsertbeilung“ zu umftäudlid) und jach- 
lich nicht vecht zutreffend tft; denn Dispenjation enthält die Außerfraftjegung einer 
gejeglichen Borichrift für den einzelnen Fall. Legitimation (1579 ff.) wird 
ebenfalls mit Necht beibehalten mit Ausnahme der UWeberjchrift zu 1583, 
„Legitimation durch Ehelichkeitserklärung“, die eine Tautologie enthält, wie 
denn der betreffende ganze Abjchnitt nicht jo bleiben fanı. Zwedmähig dürfte 
es auch zu nennen jein, daß der Entwurf das Wort „Inventar“ für das Erb- 
vecht beibehält; es fünnte fich fragen, ob man es nicht allgemein an die Stelle 
da „Vermögens: VBerzeichniß* Tegen Sollte, 3. 3. 8 777, 993, 1042, 1422, 
von jeder Bürger und Bauer es veriteht, und Sich dann auch das Wort „inventa: 
rifiren“ gebrauchen ließe. 

Ganz entichieden aber ift Wideripruch dagegen zu erheben, daß der Ent— 
wurf das deutsche Rolf für alle Ewigfeit mit dem Worte „Hypothek“ beglüden 
will. Freilich berricht dasſelbe in fait allen deutichen Gejegbüchern und Pfand: 
geſetzen und wird vom Volk verjtanden, weil es dazu genöthigt worden tft; 
aber wir haben ein altes vortreffliches, viel geeigneteres deutjches Wort dafür, 
welches auch in mebreren Staaten, wie 5. B in Württemberg längjt aus- 
ſchließlich in Gebrauch jtebt, nämlich „Brand“, und welches man nicht an 
den Tag begraben jollte, am dem Dentichland fein vaterländiiches Necht erhält. 
Die kurzen dentichen Ausdrüde: Prandbrief, Prandforderung, Brandgläubiger, 
Pfandklage, lauten nach dem Entwurf: Hopotbefenbrief, durch die Hypothek 
verjicherte Forderung, Dppotbefengläubiger, Hypothekenklage; für „verpfänden ” 
muß man zu dem umfjtändlichen „mit Hypothek belaſten“ greifen, jtatt „Pfand— 
Verſteigerung“ zu „Beriteigerung der mit Hypothek belafteteten Sache“, da man 


= 
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doch nicht mehr wie früher „der hypothecirten Sache“ zu jagen wagt Sein 
einziger Grund kann angeführt werden, welcher für das griechiiche Wort ſpricht. 
Tür die Fälle, in welchen es etwa erforderlich ericheint, das Pfandrecht an Liegen: 
ſchaften beiler zu unterjcheiden vom Pfandrecht an Fahrniß, obwohl dies jchon 
durch den Namen „Fauſtpfand“ genügend gejchieht, wähle man den altdeutjchen 
und in Württemberg gegenwärtig gejeglich beitehenden Namen „Unterpfand“. 

Umgefehrt möchte ich mich bejtimmt dafür ausſprechen, daß dem Worte 
„Teſtament“ jein alter Pla in der Rechtsſprache gewahrt bleibe; es iſt jeit 
taufend Jahren in Gebrauch, ſpricht ſich gut und gejtattet erwünfchte Zu: 
fammenjegungen, wie Tejtament3-Erbe, Tejtaments:Bollitreder (den der Entwurf 
beibehält). Das deutjche Recht befitt feinen einheimischen allgemein verjtänd- 
lichen Ausdrud dafür, und der vom Entwurf gebotene, „Letztwillige Verfügung“, 
ift zu lang und — was die Hauptjache — nicht zutreffend, weil auch ein 
Erbvertrag eine legtwillige Verfügung it, weshalb der Entwurf in $ 1753 
ausdrüdlich erflären muß, daß er unter legtwilliger Verfügung nur die „ein: 
feitige" Verfügung von Todeswegen verjtanden haben will’). Der Entwurf 
hat, wie jchon fajt allgemein gerügt worden ift, itberhaupt eine ganz verfehlte 
Anordnung der erbrechtlichen Beitimmungen, indem er von der gejetlichen 
Erbfolge erjt nach der tejtamentarischen und Bertragserbfolge handelt, anjtatt 
fie voranzuftellen. An die Spite des ganzen Erbrechts gehört eine Borjchrift 
etwa folgenden Inhalts: „Mit dem Tode einer Perſon geht ihr Vermögen, 
Habe und Schulden, auf diejenigen über, welche das Gejeb als Erben beruft". 
(Gefeglihe Erbfolge.) „Der Erblafjer kann jedoch durch Teſtament oder Erb: 
vertrag die gefegliche Erbfolge für jeinen Nachlaß innerhalb der im Geſetz 
näher bezeichneten Schranfen abändern“. 

Ih nehme feinen Anftand ſogar die Beibehaltung des Namens „Zivil: 
geſetzbuch“ anjtatt „Bürgerliches Gejeßbuch” anzurathen, weil der leßtere doch 
nur eine künſtliche Ueberjegung des erjteren umd im täglichen Gebrauch um: 
ftändlicher ift; ganz mit Nedt hat man aud im Jahre 1877 von einer 
„Ordnung des bürgerlichen Verfahrens” abgejehen und fich zu einer „Zivil: 
prozeßordnung“ bequemt. — Es verhält fih mit „Sivilrecht” wie mit den 
Worten „Militär”, „Offizier“, „Kolonie“, „Papier“, „Natur“ und andern, 
die wir zur Noth auch überjegen fünnten, aber mit feinerlei Nußen. 


2. Ungeeignete deutiche Wörter. 


Die Ältere deutjche Rechtsſprache hatte für jeden einzelnen männlichen 
und weiblichen Verwandten und Verjchwägerten bis zu weiter Entfernung eine 
beftimmte Benennung, was beim Erbrecht zu erheblicher Vereinfachung diente ; 
die meiften diefer Worte find aber aus unferer Schriftſprache verfchwunden 
und nur noch bei den Bauern lebendig, fangen aber auch bei diefen zu er: 
löſchen an. Es kann daher nicht daran gedacht werden, fie im Zivilgeſetzbuch 
in Anwendung zu bringen. Die Prüfung des von diefem befolgten Sprad): 
gebrauchs hat fich vielmehr darauf zu beichränten. ob dieſer mit der jeßigen 
Uebung und dem Geijt der deutjchen Sprache im Einklange fteht. 

Das Preußische Landrecht von 1794 hatte das Lateinische „Descendenten” 
mit „Abfümmlinge“ wiedergegeben (Thl. 2, Tit. 2 $ 350, 357 ff.), Daneben 


) Auh 5 Dahn, der in jeinen „Prüfungsaufgaben“ 1889 Fremdwörter ausſtößt 
behält „Teſtament“ bei. 
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aber auch mehrfach „Descendenten“ gebraucht (3. B. $ 352, 358, 494); 
„Ascendenten” umjchrieb es meiſt mit „Verwandte aufiteigender Linie”, wie 
das jeit dem 14. Jahrhundert allgemein üblich geworden war, wendete aber 
daneben auch den lateinischen Namen an. (Thl. 2, Ti. 2 $. 506, 511 ff.) 
Das Sächſiſche Gejegbuch von 1863 3 2034 ff. folgte dem Preußischen Yand- 
recht injofern, als es ebenfalls das Wort „Abkömmlinge“ annahm, bezeichnete dagegen 
die Ascendenten oder auffteigende Linie mit „Eltern und Voreltern“ /S$ 2036 . 
Die Preußische Yandgüterordnung für Weftfalen vom 30. April 1882 $ 13 
bat „Abkömmlinge“, die für Schlefien vom 24. April 1884 $ 11 umd 13 und für 
den Regierungsbezirk Kafjel vom 1. Juli 1887 8 26 ff. „Nachfommen“. Der 
Entwurf des BZivilgefegbuches ift bei „Abkömmlingen“ umd „meiteren Vor— 
eltern“ jtehen geblieben (3. B. 88 1965, 1969). 

Nun kann man leider nicht anders als dieſes neugebadene Wort „Ab: 
fünmling“ als ein mißglüdtes bezeichnen, welches ſich ſprachlich darum 
nicht rechtfertigen läßt, weil „abkommen“ joviel bedeutet wie von etwas weg— 
kommen, losfommen, ich entfernen, ein Abfommen treffen, aber nicht von 
Jemand abitammen; unſeren Klaſſikern jowie der heutigen Umgangsiprache 
it er ganz fremd; Grimms Wörterbuch I, 63 hat nur einen einzigen Beleg, 
nämlich für Wurzeliproilen eines Baumes. Das wirklich deutiche Wort für 
Descendent war früher „Nachkömmling“, welches allerdings auch den Nach: 
folger in einem Amt, einer Würde bedeutet); jetzt gilt allgemein „Nachtomme“ ; 
bei dieſem kurzen und wohlflingenden Wort wolle man doch ftehen bleiben, 
und den Abkömmlingen der Juriſten den Laufpaß geben. 

Ascendenten nenne man „Vorfahren“, was die Eltern mitbegreift und 
ein guter unzweidentiger Ausdruck it; ſonſt muß man eben „Eltern und Bor: 
eltern“ oder „Eltern und Ahnen“ jagen; Ahnen bezeichnet längjt nicht mehr 
bloß den Großvater (Ehni) und die Großmutter (Ahna), jondern alle Vorfahren, 
da man jonit beim Adel nicht von acht oder jechszehn adeligen Ahnen 
ſprechen könnte. 

Eine Neuerung des Entwurfs iſt, daß er in den Abſchnitten über eheliches 
Güterrecht nicht von „Schulden“ des Ehemanns, der Frau, der ehelichen Ge— 
meinſchaft redet, ſondern von „Verbindlichkeiten“, während er doch in dem 
Abjchnitt von den „Schuldverhältnifien” (S 206 ff.) das Wort Berbindlich- 
feiten nicht gebraucht. Er gelangt dabei zu Zufammenjegungen wie „Eheguts- 
verbindlichkeiten“, „Sejammtgutsverbindlichkeiten”, welche ſich faſt nicht aus— 
Iprechen lafjen, ohne zuvor erjt Athem zu holen. (SS 1312, 1362, 1423). Das 
Preußiſche Yandrecht, II, 1, SS 318 und 389 und wohl alle älteren Stadt- 
und Landrechte, haben durchweg einfah „Schulden“; das ift viel kürzer und durch 
die Erfahrung als brauchbar bewährt; warum in aller Welt es verlafjen ? 

Das Vermögen, welches die Ehefrau bei Eingehung der Ehe oder jpäter 
in die Ehe bringt, und an welchem Kraft Gejeßes dem Manne Verwaltung 
und Nugniegung zufteht, neunt das Preußiiche Yandrecht II, 1, 8 210 das 
„Eingebrachte“ der Frau, das Sächſiſche Gejegbuch SS 1762, 1674 „Vermögen 


) Wejtiälijcher Landfriede von 1374 bei Is. P. de Ludewig, Reliquise manuseript. 
10, 247 (1733): „Erkennen vor und und unſer Nadlomelinge“. Weisthum der Scheffen 
zu Köln von 1375 bei Grimm, Weisth. 2, 748: „Wir Scheffen und unjere Nachkommelinge“ 
Moſcheroſch in jeinem „Philander von Sittenwald“ läht den Wittefind ftrafend rufen: Sr 
Deutichlinge! Ihr ungerathene Nahlömmlinge*. Ulrih v. Hutten, Bon der Gewalt der 
Naijer die Bäpſt auf» und abzujegen (Ausg. von Münd 5,129): „Dem Kaifer und jeinen 
Nachtömmlingen“. 
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der Ehefrau” oder „eheweibliches Vermögen“. Vielleicht verdient der Name 
„Frauengut“ noch den Vorzug, da er noch fürzer umd deutlicher umd ganz 
orduungsmäßig vom alten Genitiv „der Frauen“ gebildet ift. Der Entwurf 
bat dafür den neuen Namen „Ehegut“ erfunden, wahrlich nicht zur Erhöhung 
der Klarheit; denn diefer Name erweckt die ganz falſche Vorftellung, ala wenn 
Aktiva und Paſſiva des Frauenguts beiden Ehegatten gemeinschaftlich wären. 
Die Schiefheit feiner Erfindung erkennt der Entwurf jelber an in dem Ab- 
ſchnitt von der Errungenjchaftsgemeinichait: bier müßte er das Sondergut der 
rau, welches ebenfalls vom Mann verwaltet wird, und deſſen Früchte jogar 
in die Gemeinschaft fallen und nicht dem Mann allein gebören, ebenfalls 
„Ehegut“ nennen; allein was jollte man jich vorjtellen unter einem „Ehegut“ 
neben einem „gemeinjchaftlichen Gut“ vder „Geſammtgut“? Kein Menich 
würde ſich darin zurechtfinden. 

Auch der Name „Geſammtgut“ taugt nichts für das gemeinjchaftliche 
Vermögen bei der Errungenichaftsgemeinichaft, und war auch bisher nicht 
üblih; man laſſe es beim bisherigen Sprachgebrauch und ſpare fich den 
Ausdrud „Geſammtgut“ für die allgemeine Gittergemeinichaft. 

Als eine wenig gelungene jprachliche Neubildung des Entwurfs erjcheint 
das Wort „Vertragsantrag” (SS 33, 1308 Nr. 2), für „Antrag zur Schließung 
eines Vertrags“ F 80). Schon der leßtere Ausdrud it hart und empfieblt 
es jich, bei dem Sprachgebraud des Sächſiſchen Gejegbuchs S 816 „Anerbieten 
zu einem Vertrag“ ſtehen zu bleiben, Vertragsantrag aber it eine Art Räthſel 
für das Ohr, wofür unbedingt „Bertragsanerbieten“ oder „Bertragsangebot“ 
geießt werden muß. Wenig gelungen iſt auch „Gütergemeinichaftliche Erbfolge“ 
s 1382), wofür einfach „Erbfolge bei Gütergemeinſchaft“ zu jegen it; ferner 
„Bienenwohnung“ (K 907) für Bienenforb oder Bienenſtock 

Nicht paſſend verwendet iſt SS 872 und 903 „Zueignung“ für Aneignung, 
„zurückgewähren“ für zurücgeben, zurückerſtatten (3. B. 8 1156), während beim 
Darlehn das lebtere, jorwie „Niücerjtattungsanipruch” I 458) gebraucht wird, 
wofür jchwerlich Jemand „Zurücdgewährungsanipruch” jagen möchte. 

Entwurf $S$ 1418 und 1419 lauten: 


$ 1418. „Dem Gejammtgute fallen zur Laſt die Erbaltungskoiten 
und Laſten des Somdergutes des Ehemannes umd des Sondergutes 
der Ehefrau. Die Vorschriften des S 1297 Abi. 1 finden entiprechende 
Anwendung.“ 8 1419: „Dem Geſammtgute fällt der eheliche Auf: 
wand zur Yajt.” 

Hier ijt die Häufung des Wortes „Laſt“ jtörend, außerdem vor „Yaften“ 
in gewagter Weile das Wort „die“ geipart, während doch ein zuſammengeſetztes 
Wort vorausgebt und man alfo auf den Sinn von „Erhaltungs*:stoften und 
Yaften geführt wird. Die Bezugnahme auf Ab}. 1 des $ 1297 iſt ungenügend, 
da der Leer dort erjt genau unterfuchen muß, was alles zu dem Abjag 1 des 
langen $ 1257 gehört; viel deutlicher wäre gejagt $ 1297 Nr. 1-6. Die 
nähere Prüfung des angeführten Paragraphen zeigt aber ferner, daß das 
Geſammtgut feineswegs „alle” Laſten des Sonderguts zu tragen bat, der erite 
Abjag des 8 1418 alſo unzutreffend allgemein gefaßt ijt. Statt der um— 
jtändlichen Faſſung „des Sondergutes des Ehemannes und des Sondergutes 
der Ehefrau“ genügt offenbar „des Sondergut3 jedes Ehegatten“ oder kurz 
„der Sondergüter”; und einige von den zahlreichen „e“ dürfte man ung auch 
ichenten und jagen: „des Sonderguts des Ehemanns“. 
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Für unbewegliche Sachen, Immobilien, hat der Entwurf durchgängig den 
Ausdruck „Grundſtücke“ angenommen, und die alten deutſchen Ausdrücke 
„liegendes Gut“, „Liegenſchaft“, ganz verbaunt. Es war das möglich, weil 
er jedes Gebäude als Zubehörung des Grundes behandelt und ein beſonderes 
Eigenthum an Häuſern oder einzelnen Stockwerken, wie es noch jetzt in vielen 
Gegenden beſteht, nicht anerkennt. ($ 783.) Es dürfte ſich aber doch fragen, 
ob nicht in $ 781 dem Wort „Liegenjchaften“ wenigitens jeine Gleichberechtigung 
gewahrt werden jollte, namentlich deshalb, weil es allgemeiner ift und Die 
Grundgerechtigfeiten mit begreift; es würde jehr gut zu verwenden fein in der 
Lehre vom Nießbrauch und vom ehelichen Süterrecht, weil 3. B. die Bejtimm- 
ungen über Veräußerung von Grundjtüden der Ehefrau oder des Gejammtguts 
fih aud auf Veräußerung von Grundgerechtigkeiten mitbeziehen müfjen, umd 
e3 dann ausreicht zu jagen: „zur Veräußerung von Fre iſt Zu: 
jtimmung der Ehefrau erforderlich”. Vergl. z. B. $ 1353. 

Beiläufig möge hier als Kurioſum erwähnt n daß die Berfajier des 
Preußiichen Gejeges vom 1. Mai 1851 über die Klaſſenſteuer $ 28 für 
Liegenschaften das Wort „Liegenheiten“ erfunden haben: „Das Einkommen 
aus Grundvermögen umfaßt die Erträge jämmtlicher Liegenheiten, melde 
dem Steuerpflichtigen eigenthümlich gehören, oder aus denen ihm in Folge von 
a irgend welcher Art ein Einkommen zufließt.“ Grimm's Wörter- 
buch 6, 1017 bringt nur einen einzigen Beleg für diefes Wort bei, nämlich 
aus Stilling’3 Jugend 2, 147: „Stilling wußte die geheime Liegenheit der 
Sache“, und es erklärt auf Grund diejes Belegs das Wort dahin: „Art, 
wie eine Sache liegt, Sachlage“. 

Erwünſcht wäre ferner, wenn das Zivilgefegbuch dem guten alten deutjchen 
Wort „Fahrniß“ für bewegliche Sache, „Fahrhabe“ Für bewegliches Ver: 
mögen irgend an einer Stelle jeine Gleichberehtigung wahren würde, da er 
verfhiebentlich mit großem Nuten in der Rechtsſprache verwerthet werden 
fann, wenn auch „bewegliche Sache“ die Regel bleiben muß. 


3. Der Sabban im Juriſtendeutſch. 


Zu den hervorragenditen Eigenthümlichkeiten der Schreibweije der neuen 
Juriſten gehört es: daß fie mit abjtraften Subjtantiv-Wörtern arbeiten und 
den Gebrauch des Zeitwort3 geradezu jcheuen; daß fie die Säge durch ein- 
gejchobene Zwiſchenſätze jchwerfällig machen oder fein Gefühl für die Negel 
haben, daß das Subjekt in einem Sat möglichjt beizubehalten ift. 

Hier jeien zunächſt einige Beifpiele für die Häufungvon Subftantiven 
vorgeführt : 

Entwurf 8 174 lautet: 

„Die durch die Erhebung der Klage bewirkte Unterbrechung dauert 
bis zur rechtsfräftigen Entjcheidung oder anderweiten Erledigung des 
Prozeſſes.“ 

In dieſem Satze ſtehen nicht weniger als vier Worte mit der Endfilbe 
„ung“; „Erhebung“ dürfte ganz überflüffig fein, und dann ließe fich der Satz 
etwa ſo faſſen: 

„Die durch Klage bewirkte Unterbrechung dauert, bis der Prozeß 
rechtskräftig entſchieden oder anderweit erledigt iſt.“ 
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Der zweite Abſatz des $ 174 lautet: 
„Geräth der Prozeß in Folge einer Vereinbarung der Parteien oder 
in Folge der Unterlajjung des Betreibens in Stillftand, jo endigt 
die Unterbrechung mit dem Zeitpunfte, in welchem der Stillitand 
eintritt. Die mit Beendigung der Unterbrechung beginnende neue 
Berjährung wird durch das weitere Betreiben von Seiten der einen 
oder andern Partei mit der Wirkung der Klagerhebung unterbrochen.“ 

Diefe Beltimmung ift mir bis jett jelbjt mit Zuhilfenahme der Motive 
unverjtändlich geblieben. Was heißt Unterlafjung des Betreibens? welches ijt 
der Tag, mit dem die neue Verjährung beginnen joll? Die Zivilprozeßordnung 
fennt feinen „Stillitand des Prozeſſes“, jondern nur „ein Ruhen des Ver: 
fahrens* umd gibt in 8 228 genau den Begriff davon an; foll Stillftand mehr 
begreifen, wie es allem Anſchein nach fein muß, jo iſt genau anzugeben, 
wann der Prozeß als nicht mehr betrieben gilt, und es darf das nicht „der 
Wiſſenſchaft und Praxis“ überlaffen werden, auf welche die Motive den vath: 
loſen Leſer vertröften. Außerdem iſt der Ausdruck „mit dem Stillſtand des 
Prozeſſes endigt die Unterbrechung“ (der Verjährung) höchſt künſtlich, überdies 
überflüſſig, da ſich dies von ſelbſt verſteht, wenn eine neue Verjährung be— 
ginnt. Die Verfaſſer des Entwurfs hätten ſich alſo begnügen können, zu jagen: 

„Geräth der Prozeß in Stilljtand, . . jo beginnt eine neue Ver— 
jährung zu laufen. Dieje wird jchon durch jedes Anrufen Seitens 
einer der Parteien wieder unterbrochen.“ 

Daß eine ganz neue Verjährung beginnt, nicht etwa die frühere fich fortjegt, 
it eine jehr wichtige Rechtsvorſchrift, die nicht fo verſteckt eingeflochten werden 
darf, wie es im Entwurf gejchieht. 

Der 8 1403 bejtimmt: 

„Die fortgejegte Giütergemeinjchaft wird aufgelöft : 
— — 2) mit der Schließung einer nenen Ehe von Seiten des über: 
lebenden Ehegatten“. 

s 1404: „Sit ein antheilsberechtigter Abkömmling des überlebenden Ehe— 
gatten minderjährig oder bevormundet, jo hat der legtere vor Schließung 
einer neuen Ehe dem VBormundjchaftsgerichte von der beabfichtigten 
Eheichließung Anzeige zu erjtatten, ein Verzeichniß des Geſammtgutes 
der fortgejegten Gütergemeinſchaft einzureihen und unter Auflöfung 
der Gütergemeinjchaft die Auseinanderjegung herbeizuführen. Das 
Vormundfchaftsgericht kann jedoch geitatten, daß die Auflöfung der 
Giütergemeiufchaft vor der Eheichließung unterbleibe und die Aus- 
einanderjegung erjt zu einer jpäteren Zeit erfolge“. 

Die Bezugnahme auf den überlebenden Ehegatten durch die Worte „der 
legtere“ ift, wenn überhaupt richtig, jedenfalls ungefchidt, der ganze Satz ſchon 
— überladen, daß nicht weniger als drei Mal das Wort „Eheſchließung“ 
vorkommt. 

Veit einfacher ift es, beide Beltimmungen zufammenzuzieben und im 
$ 1403 Nr. 2 zu jagen: 

„mit einer neuen Ehe des überlebenden Ehegatten. — it einer der 
antheilsberechtigten Nachkommen minderjährig oder bevormundet, jo 
fann das Bormundichaftsgericht verlangen, daß die Auseinander— 
jegung der Gemeinschaft noch vor der Eheſchließung erfolge“. 
Alles Andere ift Ueberfluß: jo die Borfchrift über die Anzeige und 
Einreihung eines Verzeichniſſes, da den Wiederheirathenden gar fein Rechts: 
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nachtheil trifft, wenn er beides unterläßt; ſo die Worte unter „Auflöſung der 
Gütergemeinſchaft“, da es ſich von ſelbſt verſteht, daß die Auseinanderſetzung 
nach erklärter Auflöſung ſtattfindet. Spricht man nicht zuerſt eine unbedingte 
Verpflichtung aus, die Auseinanderſetzung herbeizuführen, ſo braucht man auch 
die Ausnahme des Schlußſatzes nicht. 

Weitere lehrreiche Beilpiele der Häufung von Subjtantiven jind folgende 
Stellen des Entwurfs: 

s 337: „Bei dem durch Nechtsgeichäft oder im Wege der Zwangs— 
volljtrefung oder der Arreitvollziehung ſich vollziehenden Erwerbe 
eines Mechtes an einem Grumdjtüde oder an einen eingetragenen 
Rechte an einem Grundſtücke gilt zu Gunsten des Eriverbers der In— 
halt des Grundbuches, wie er zur Zeit des fich vollziehenden Erwerbes 
des Rechtes bejteht, als richtig, ingleichen ein zu dieſer Zeit aus 
dem Grumdbuche nicht erjichtliches Veräußerungsverbot, welches mur 
zum Schuße des Intereſſes bejtimmter Perſonen durch Gele, Ver: 
fügung des Gerichtes oder Nechtsgeichäft begründet it, als micht 
beſtehend.“ 

s 1079: „sit die Fälligkeit der durch die Hypothek geſicherten Forderung 
von einer Kündigung abhängig, jo it in Anſehung des Anipruches 
aus der Hypothek zur Wirkſamkeit der dem Gläubiger zuftehenden 
Kündigung erforderlich umd genügend, daß dem Eigenthümer ge— 
fündigt wird, für die dem Schuldner zuftehende Kündigung Die 
Kündigung des Eigenthümers genügend und die Kündigung des per: 
jönlichen Schuldners, welcher nicht der Eigenthümer ijt, erit von dem 
Zeitpunfte an wirkſam, in welchem fie dem Eigenthümer von dem 
Gläubiger oder von dem Schuldner angezeigt worden tft.“ 

Diefer Sag verdient in der Walballa der deutichen Jurisprudenz in 

Marmor eingebauen zu werden ! 

Das Preußiſche Gejeß von 25. Mai 1874 Art. 3 Ab. 4 bejtimmt, daß 
Beichlüffe der Kirchengemeinden über Kirchenſteuern erjt gültig werden, wenn 
fie von der Staatsbehörde für vollitreefbar erklärt find, und fährt dann fort: 

„Dieje Erklärung it insbeſondere zu verjagen, ſofern Bedenken hin— 
Jichtlih der Drdnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemejjenheit 
des Beitragsfußes oder der Yeiltungsfäbigfeit der Pflichtigen beſtehen.“ 

Das iſt zwar nicht umdentlich, aber jchwerfällig. Daß einem ordnungs— 
widrigen Beichluß die Genehmigung zu verfagen it, verſteht jich von jelbit, 
und jo ließe jich der Sat einfach jo fallen: 

„Dieje Erklärung iſt insbejondere dann zu verjagen, wenn der ge= 
wählte Beitragsjag nicht angemejien ericheint oder die Umlage den 
Plichtigen zu ſchwer fallen würde.“ 

Als Beiipiele unzuläfliger Unterbrechung eines Gedanfens durch ein— 
geichobene Zwiichenfäge, jog. Einihachtelungen, mögen folgende Stellen 
dienen: 

E. $ 1458: „Zu den Koſten des einem gemeinschaftlichen Kinde der ge- 
ichiedenen Ehegatten von dem Ehemann zu gewährenden Unterhaltes 
it die Ehefrau, wenn dem Ehemanne die elterliche Nugniegung an 
dem Bermögen des Kindes nicht zuſteht, aus den Einkünften ihres 
Vermögens und aus dem Ertrage eines von ihr betriebenen Erwerbs: 
geichäftes einen amgemejlenen Beitrag dem Ehemann zu leilten ver: 
pflichtet.” 
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Wenn der Jnhalt dieſes Paragraphen dem Leſer leichter klar werden 
joll, muß zunächſt der gejegte Fall, dab nämlich der Ehemann zunächit allein 
den Unterhalt zu gewähren hat, deutlicher bezeichnet werden und es ıft dann 
die Voransjegung, unter welchem die Frau einen Beitrag zu leiften bat, 
ebenfo bejjer hervorzuheben. Die Worte „der geichiedenen Ehegatten“ find 
überflüffig, die Worte „an dem Vermögen“ bejjer mit „am Vermögen“ zu 
geben, wenn es nicht vielleicht gar richtiger jein follte, zu jagen „an Wer: 
mögen“, da Doc häufig das Kind überhaupt gar fein Vermögen hat. Da 
„Einfünfte* und „Ertrag“ bier dasielbe find, jo kann man das erite Wort 
iparen, ebenjo die Worte „von ihr betriebenen“. 

Verſtändlicher würde alfo der $ 1458 jo lauten: 

„Dat der Ehemann, welchem der Unterhalt eines gemeinjchaftlichen 
Kindes obliegt, feine elterliche Nugniekung am Vermögen des Kindes, 
jo muß ibm von der Frau aus dem Ertrag ihres Vermögens oder 
ihres Erwerbsgeichäftes ein angemejlener Beitrag zu den Unterbaltungs: 
foften gewährt werden.” 

E. $ 1441 Abi. 2: „Das Necht auf Scheidung it ausgeſchloſſen, wenn 
der andere Ehegatte der dieſes Necht nach den Vorſchriften des 
ersten Abjages begründenden Handlung zugeltimmt oder der Theil: 
nahme an derjelben jich jchuldig gemacht bat.“ 

Preußifches Geſetz vom 20. Mai 1887 über die Unfallverficherung in 

land» und forjtwirtbichaftlichen Betrieben, Art. X: 
„Soweit die Borichriften des Gejeges den Beltimmungen der in 
$ 110 des Reichsgeſetzes aufgeführten Paragraphen nicht entgegen: 
itehen, findet die legterer finngemäße Anwendung.“ 

Diefer Paragraph enthält vier Genitive, darunter einen Iprachwidrigen 
„die leterer“ und fein Sinn dürfte für die meilten Yejer ohne gelehrten 
Kommentar nicht leicht ſicher verjtändlich jein. 

Reihsgefeß vom 18. Juli 1884 über die Aftiengejellichaften, Art. 11a, Abj.3: 
„Aus Aktien und Interimsſcheinen, welche in Gemäßbeit des Artikels 
173a auf einen Betrag von weniger ala 1000 Mark gejtellt find, 
jollen im Falle des zweiten Abſatzes des bezeichneten Artikels die 
ertheilte Genehmigung, im Falle des dritten Abjabes die Beſchränk— 
ungen hervorgehen, welchen die Kommanditiiten in Bezug auf Die 
Form einer Webertragung ihrer Nechte und die Eimmwilligung der 
Sejellichaft in diejelbe unterworfen find.“ 

Preuß. Gejeg vom 16. Juli 1880 8 1: 

„Die dem Preußischen Staate aus dem Ertrage der Zölle und der 
Tabakſteuer ($ 8 des Reichsgeſetzes vom 15. Juli 1879, Reichs: 
Geſetzbl. S. 207) oder in ‚Folge weiterer Steuerreformen des Reichs 
jährlich zu überweilenden Geldfunmen — unter Zurechnung veip. 
Abrechnung desjenigen Betrages, um welchen der je fir dasjelbe 
Jahr von Preußen zu leiftende Meatrifularbeitrag weniger oder mehr 
beträgt, al3 die im Staatshaushalts-Etat für 1879/80 vorgejehene 
Summe — werden nach Maßgabe der folgenden Bejtimmungen zum Erlaf 
eines entiprechenden Betrages an Klafjen- und Einfommenjteuer ver: 
wendet, infoweit darüber nicht mit Zujtimmung dev Landesvertretung 
behufs Bedeckung der Staatsausgaben oder behufs der Ueberweiſung 
eines Theils des Ertrages der Grund und Gebäudefteuer an Die 
ommunalverbände anderweit Verfügung getroffen iſt.“ 
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Zum Schluß ein Beiſpiel aus Württemberg und zwar aus dem Württem— 
bergiſchen Geſetz vom 14. Juni 1887 8 14: 

„Von der Wahl des Kirchenpflegers und der etwaigen Theilrechner, 
ſowie von der vorläufigen Feſtſetzung der von denſelben zu leiſtenden 
Kaution iſt von dem Dekan vor der kirchlichen Genehmigung der 
letzteren dem Oberamte Mittheilung zu machen.“ 

Hier ſteht dreimal „von“ und einmal „vor“ und die Worte „der letzteren“ 
we Ki zu wiederholtem jorgfältigem Lejen des Satzes, um ihren Sinn faſſen 
zu können. 

Möchte e3 der jebt tagenden neuen Kommiffion für Bearbeitung des 
Zivilgeſetzbuchs gefallen, den Leiftungen der älteren deutjchen Rechtswiſſenſchaft 
auf dem Gebiete der äußeren Faſſung der Gefege, namentlich dem hierin als 
Meiſterwerk zu bezeichnenden Sächſiſchen „Bürgerlichen Geſetzbuch“ mehr Be: 
rückſichtigung angedeihen zu lafjen, wie nicht minder auch dem vom Reichs— 
gerichtsrath Dr. . Bähr veröffentlichten Gegenentwurf, welcher in jehr vielen 
Theilen den Vorzug größerer Klarheit und Einfachheit vor dem Entwurf vor: 
aus hat und ficherlich bei den Berathungen im deutfchen Neichstag noch eine 
Nolle jpielen muß. 


EEE 


Der 
Erwerb von Stants: und Gemeinde:Angehörigkeit 
geihichtlicher Entwidelung nad) römiſchem und deutjchem 
Staatsredt. 


Im Abriß dargeſtellt 
bon 


Hermann Rehm, 
av. Profeſſor der Nechte an der Univerfitäit Marburg. 


Vorbemerfungen. 


s1. 


Den äußeren Anjtoß zu vorliegender Arbeit gab eine Firchenrechtliche Frage. 
Es haben fich unter den Vertretern des proteftantischen Kirchenrechts in jüngiter 
Zeit Meinungsverjchiedenheiten darüber ergeben, ob die Staatsangehörigkeit eine 
Borausfegung für die Mitgliedichaft in der deutjchen evangelischen Landeskirche 
und Kirchengemeinde jei oder nicht. Theodor Braun,') Dtto Mejer,’) Fried: 
berg,’) Köhler,')NRiefer’) und Andere”) haben zu diefer Frage tbeils im 
Allgemeinen, theils für einzelne Yandesrechte Stellung genommen. Der Verſuch, 
auch unfererfeits diefer Kontroverje näher zu treten — der fich damit bejchäftigende 
Aufſatz wird demnächſt an anderer Stelle ericheinen — führte alsbald zu der 
Üeberzeugung, daß eine einigermaßen fichere Enticheidung der Streitfrage ſich 
nur dann erreichen läßt, wenn die rechtlichen Thatlachen, nach welchen fich der 
Erwerb der Staatsangebörigfeit und, wie wir fehen werden, der damit eng 
zufammenbängende Erwerb der Gemeindeangebörigkeit im römischen und deutſchen 
Staatsrechte im Laufe der Zeiten beitimmte, nach ihrem geichichtlichen Aufban 


) Ueber die Semeindemitgliedichafit in der Landesfirche in Dove und Friedberg’S Zeit: 
ichrist fiir Kirchenrecht Bd. 21, S. 401 fi. und Bd. 22, ©. 322 fi. 

) Die Nicht Zugehörigkeit konfeſſionsverwandter Ausländer zu den inländiid-landes- 
firhlihen Gemeinden, ebenda Bd. 22, S. 211 fi., und das Rechtsleben der deutichen evange- 
liihden Laudeskirchen 1889, S. 77. 

) Das geltende Verfaſſungsrecht der evangeliichen Laudeskirchen in Deutichland und 
Deiterreih, S. 270 fi. 

* Kirchenrecht der evangel. Kirche des Großherzogthums Helfen 1884. ©. 96 fi. 

„Iſt nach württembergiichen Recht die Staatsangehörigfeit Vorausſetzung der Kirchen- 
genoſſenſchaft?“ im der Zeitichrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Gemeindeverwaltung 
von dv. Jetter und Fortenbad, Nahrg. 1888, S. 147 fi. 

°), Steinbheil, die Geſetze und Verordnungen über die Kirbengemeinden und Synoden 
in der evangel. Landeskirche des Königreichs Württemberg 1890, S. 9 ff. 
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beitmöglichjte Klarlegung gefunden haben. Zu einer jolchen beizutragen, iſt 
der Zwed nachfolgender Zeilen. Der Umſtand, daß diefelben von Haus aus 
nur unterjtügende Beihilfe für Löſung einer anderen Frage fein follen, mag 
das Abſehen von einer erichöpfenden Behandlung des Stoffes erklären und 
entſchuldigen. 

Neben dieſem Hinweis auf die äußere Veranlaſſung unſerer Arbeit bedarf 
es noch einer Vorbemerkung zur Sache ſelbſt, welche den Grund angeben ſoll, 
warum es ſo ſchwer hält, für die erſten Zeiten der Staatenbildung, für die 
Zeiten der räumlichen Entwickelung des Staatsweſens, die ſog. Eroberungs— 
periode, die Beſtimmungsgründe der Staatsangehörigkeit nur annähernd ſicher 
zu ermitteln. 

Fehlen kann der Begriff Staatsangehörigkeit in keiner Epoche des ſtaat— 
lichen Lebens,) denn ohne Staatsangehörige iſt ein Staat nicht denkbar: Staats— 
angebörigkeit fommt faſt allen zu, welche der Gewalt des Staates unterjtehen, 
jie fehlt nur dem Staatsfremden Allein troß feines weiten perjonellen Um— 
fangs gewinnt der Begriff mur dann praftiich-vechtliche Bedeutung, wenn jich 
an ihn für die große Mebrzabl aller derer, welche er umfaßt, gleiche Rechts— 
wirfungen, jeien es Nechte oder Prlichten, fnüpfen. Wenn dagegen die rechtliche 
Stellung der einzelnen Staatsangebörigen im Staate mehr Gegenjäße, denn 
Berührungspunkte zeigt, dann tritt das Einigende, die dauernde Unterworfenheit 
unter die Staatsgewalt, hinter den Trennenden zurüd und der Begriff Staats: 
angehörigfeit entichtwindet dem rechtlichen Bewußtſein, der rechtlichen Beachtung. 
Und kommt e8 ja vor, daß irgend ein Rechtsverhältniß alle Staatsangebörigen 
gleichmäßig angebt, jo wird, was man mit einem zujammenfajjenden Worte 
als Staatsangebörigfeit bezeichnen könnte, Durch eine Aufzählung aller Be- 
völferungsgruppen, die unter diefen Begriff fallen, zum Ausdruck gebracht. 

Nach alledem kann es nichts Auffallendes an ſich haben, wenn wir 
in den Zeiten raſcher Erweiterung des Staatsgebietes und Damit rajchen 
Anwachlens des Staatsvolfes den Begriff der Staatsangebörigfeit für die 
rechtliche Betrachtung nicht an der Oberfläche liegend finden. Wenn ſogar 
noch in unſeren Tagen, im welchen das gejchriebene Recht vorberricht, einem 
Volke bei jeiner Einverleibung in ein anderes Staatsweien ein großer Theil 
jeiner Nechtsordnung, vor allem feine Privatrechts: Sejeggebung, mangels 
bejonderer Beſtimmung erhalten bleibt, jo daß Dasjelbe nur denjenigen Nechts: 
normen des neuen Staates unterworfen wird, aus deren Inhalt und Weſen 
ſich eine dem jeweiligen Umfange des Staatsgebietes angepaßte räumliche 
Seltungsbeweglichkeit ergibt’, jo kann es um jo weniger Wunder nehmen, 
daß in Zeiten, in welchen die Gewohnbeit noch als Hauptquelle der Nechts- 
bildung ericheint, die Rechtsordnung der Beliegten unverjebrt fortiwirft, ganz 

ı) Anderer Anficht it Böhlen, die Wandelung des Heimathrechts in Mecklenburg: 
Schwerin, in Hildebrand und Conrads's Nahrbücern für Nationalötonomie und 
Statiſtik, Bd. 19 (1872), €. 327. Er meint, in der Zeit unmittelbar nach der Kolonijation 
Medienburgs laſſe fich für den Banern eine Staatsangebörigfeit nicht annehmen, weil 
zwijchen den Bauern und dem Landesherrn jede Verbindung fehle, eine jolche vielmehr nur 
zwiſchen Bauer und Gutsherr bezw. Gemeinde beſtehe. Nichtiger Anichauung nach durfte 
Böhlau mur jagen, dev Begriff Staatsangehörigfeit habe in jener Epoche der rechtlichen Be: 
deutung entbehrt, weil Fich mit ihm feine bejonderen Nechtstolgen verbanden. Am Uehrigen 
wird die verſchwindende Bedentung, welde die Staatsangebörigfeit im ſtändiſchen Staate 
Medienburg einit batte, von Böhlan, S. 326 ff. treiflich illustriert. Wir kommen auf 
des Verfajiers Auffaſſung am Ende unjerer Darjtellung zurück. 


4 


*) Wergl. Sendel, baneriiches Staatsrecht, Bd. III, S. 557. 
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abgejehen davon, daß es ja für den Sieger, will er das Gewonnene erhalten, 
ein Gebot politischer Klugheit ift, jo wenig ala möglich an den bei den Unter: 
jochten beitehenden Nechtszuftänden zu rütteln. Das dadurch veranlaßte Aus— 
einanderfallen ein und Ddesjelben Staatsvolfes in verjchiedene Gemeinjchaften 
des objektiven Rechtes tritt jo mächtig in den Vordergrund, läßt jo jehr das, 
was rechtlich eint, vergelien, daß man die neuen Staatsangehörigen geradezu 
noch als Fremde bezeichnet, als Fremde nicht im jtaatsrechtlichen, jondern 
im politiichen Sinne, als neue Staatsangehörige, die an der Rechtsgemeinichaft 
der vollberechtigten, alten Staatsbürger feinen Antheil haben, mit anderen 
Worten als Fremde nicht im Sinne von hostes oder exteri, jondern von 
peregrini '\. 

Bei jolcher Sachlage aber iſt nicht blos das eine erflärlich, daß die Rechts: 
iprache jener Tage eines das Weſen der Staatsangehörigkeit bezeichnenden 
Ausdrucdes entbehrt, jondern auch das andere, daß es für jolche Zeiten erheb— 
fihen Schwierigfeiten unterliegt, für die Bejtimmungsmomente der Staatsange: 
hörigfeit zuverläſſige Anbaltspunfte zu gemwinnen. 


Erſter Abfcynitt. 
Die Entwidelung im römiſchen Nedte. 
1) Die erſte Periode (bis zum Jahre 338 v. Cbr.). 


32, 

Wenn wir munmehr daran gehen, den Entwidlungsgang, welchen der 
Erwerb der Staats: und Gemeindeangebörigkeit im römtjchen Staatörechte 
genommen, zu unterjuchen, jo iſt zunächſt hervorzuheben, daß der römiſche 
Staat bis zur Einverleibung der Latinischen Eidgenofienschaft in das römische 
Staatswejen (um d. J. 333 v. Chr.) ein Stadtjtaat war. Es gab bis dahin 
im römischen Staate feine Gemeinden, nur einen Staat, denn die außerhalb 
der Stadtgrenzen, des pomerium °);, liegenden Anfiedelungen — es fommen 
bier hauptſächlich Oſtia und Antium in Betracht — waren lange nur jtaatliche 
Verwaltungsbezirfe, welchen eine forporative Verfaſſung mangelte; jelbjt die 
durch Gejeg vom J. 437 den Antiaten gewährten bejonderen Beamten müſſen, 
wie Mommfen nachweilt ), für die erjte Zeit als jtaatliche Beamte aufgefaßt 
werden. 

Für unfere Frage folgt aus dieſem Rechtszuſtande, daß das römiſche 
Staatsrecht jener Epoche eine Gemeindeangebörigkeit im Nechtsfinme nicht Fennt, 
ſondern mur eine Staatsangebörigfeit. Das damalige Rom ijt eine Stadt nur 
in der geograpbiichen Bedeutung des Wortes, feine Stadtgemeinde. Wenn 


', Der Fremde im jtaatsrechtliben Sinn, der hostis jteht für den Nömer prinzipiell 
unter feiner Rechtsordnung, er iſt vechtlos, für ihn gilt nicht Peregrinenrecht; das Perjonali« 
tätöprinzip hat, wie im alten deutichen Recht, nur Geltung für Staatsangebörige. Ueber 
Ausnahmen, wonad) aud) der Staatsfremde rechtlichen Schug erhält, vergl. Narlowa-röntiiche 
Rehtögeihichte, Bd. 1, ©. 280 und 286 fi. und Schulin, Lehrbuch der Gejchichte des 
römischen Rechts. ©. 46 ff. Vergl. auch noch einichlägige Bemerkungen bei v. Bar, Tbeorie 
und Brarid des internationalen Privatrechts, 2. Aufl, Bd. I, S. 180 und Bornbaf, 
preuß. Staatsrecht, Bd. 1, ©. 233. 

*, Hierüber Karlowa a. a. O. ©. 59. 

’, Römiicyes Staatsrecht, Bd. III, ©. 777 umd 778. 
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Mommpjen für jene Zeiten zuweilen von einer „römischen Gemeinde ‘)* jpricht, 
jo will er damit nicht eine Gemeinde im Nechtöfinne genannt haben. Wen: 
dungen, wie „jouveräne Gemeindegewalt“, „Gemeindejouveränetät“, „ſou— 


————g 


veräne Bolfsgemeinde”, welhe Mommſen an anderen Stellen?) gebraudt. 


find Hinlängliches Zeugnis dafür, daß derfelbe in jenem alten Nom nur ein 
Staatswejen erblidt und demmach, wenn er von einer römischen Gemeinde 
redet, das Wort nur in feiner geographiichen Bedeutung verwendet haben will. 
Wir haben jomit in diefer Periode römischer Geſchichte nur den Erwerb einer 
römischen Staatsangehörigfeit in Betracht zu ziehen. 

Man wird nicht fehl gehen, wenn man annimmt, daß fich die Staatsange- 
börigfeit in jenem Zeitraum nad dem Wohnfig, nach der Anſäſſigkeit beftimmte. 

Die Römer traten als ſeßhaftes Volk in die Gefchichte und zwar zeigt nus 
die Beichreibung, welche die Gejchichtsjchreiber ’) von der Anfiedelung der Luceres 
geben, daß nicht blos das Volf als Ganzes, jondern auch der einzelne eine fejte 
Wohnftatt hatte: nach ihrem Berichte ward jedem einzelnen derjelben, wen 
vieleicht auch nicht von Anfang an zu Volleigen, ein Stüd Yandes zugewiefen. 
Nun waren aber der Staatsangehörigen von vorneherein zwei Arten, cives 
— ihre Gejammtbeit die eivitas Romana — und die deditieii, Unter: 
thanen im Sinne von nicht vollberechtigten Staatsangehörigen *). Die Zuge: 
hörigfeit zu der einen wie zu der anderen Klafje wurde durch Abjtammung ’ 
und Aufnahme (Berleihbung des Bürgerrechts beſtimmt. Soll darum unſere 
Behauptung, daß die Staatsangehörigkeit in jener Zeit durch Anſiedelung in 
Rom bedingt war, das Richtige treffen, ſo war eine Verleihung des Bürger— 
rechts an Nicht-Römer nur unter der Vorausſetzung gleichzeitigen Erwerbs der 
Staatsmitgliedſchaft d. h. der Ueberſiedelung nach Rom denkbar. In der That 
wird uns dies durch die Quellen beſtätigt, inſofern uns die Geſchichtsſchreiber 
mittheilen"), den Altlatinern d. h. den Latinern zur Zeit des Bundesverhält— 
nifies jei Durch lex generalis das Vorrecht eingeräumt worden, durch Ueber: 
wanderung nach Rom das römische Bürgerrecht zu erwerben; denn Diele 
Mittheilung erklärt ich Fonftruftiv jo: den Altlatinern wurde generell die 
römische Givität verlieben, jedoch mit der Einjchränfung, daß der Erwerb der- 
jelben im Einzelfalle erit mit der Ueberfiedelung nach Nom, alfo mit dem 
Erwerbe der römischen Staatsangebörigfeit wirffam werden joll. 


2) Die zweite Periode (vom Jahre 338 v. Chr. an). 
$ 3. 

Die Nechtslage änderte fich vollfommen, als Nom Latium ſeinem Gebiete 
einverleibte. Bisher hatte zwiichen Nom und Latium ein Bundesverhältnif 
bejtanden, urjprünglich ein foedus aequum, eine Allianz im Rechtsſinne, fpäter 
— jpäteltens nach dem alüdlichen Kriege gegen die Hernifer und die vertrags— 
brüchigen latinischen Städte, namentlich Tibur, in den Jahren 362 bis 358 — 

’ Bd. II, S. 29 fi. 

*) Ebenda. S. 33 und 29. | 

3; Siehe hierüber Karlomwa, Bd. I, ©. 67 und Schulin, ©. 17. 

" Unter dieje zählten in den älteiten geiten die Plebejer, die erit in Folge der Geſetz— 
gebung des Servins Tullius ala Nenbürger in die civitas übertraten (transitio ad patres). 
5) Vergl. Karlowa. Bb.1,S.67. 

o) Tas Nähere hierüber bei Mommijen, Bd I, ©. 151 und 635: aud 

Schulin, &. 33. 
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ein toedus iniquum, d. h. ein zuſammengeſetzter Staat, in welchem der eine 
Theilftaat als Der fuzeräne Die Herrſchaft über den anderen als den Balallen- 
ftaat führte. Mit der Auflöſung des Yatinerbundes in Folge des Krieges von 
340— 338 wurde aus Dejien Gebiet und Rom ein Einheitsftaat. Ber der Grüße 
des neuen Staatsgebietes verbot politiiche Klugheit, die latinischen Städte zu 
jtaatlichen Verwaltungsbezirfen herabzudrüden. Sie wırden Selbitverwaltungs- 
förper im römiſchen Staate, Gemeinden im Rechtsſinne Diefes Wortes. Nach 
gleichen Grundjägen verfuhr Nom bei der weiteren Ausdehnung feiner Herr: 
haft über Italien und den ganzen orbis terrarum. So trat dem römischen 
Staate als ihm eingegliederte Korporation insbejondere die Stadtgemeinde Rom 
gegenüber. Das imperium Romanum ') und die urbs Roma trennten fich 
Icharf als rechtliche Begriffe. 

Auf diefe Weile war eine von der Zugebörigfeit zum Staate verschiedene 
Gemeindeangebörigfeit in Das römische Staatsrecht eingeführt. Nach weldyen 
Momenten bejtimmte jich nunmehr die Zugehörigkeit zum römischen Staate ? 
nad) welchen die Gemeindeangehörigfeit, vor allem Die Zugebörigfeit zur römischen 
Gemeinde ? 

Die Quellen unterrichten uns in unzweideutiger Weiſe iiber den Erwerb 
des römischen Bürgerrechts und des Bürgerrechts in den Landſtädten, wie über 
die Begründung des jog. Inkolats im denjelben. Zweifel laſſen fie nur über 
eın Doppeltes, welche Bedeutung die eivitas Romana hatte, ob fie Stadt: 
oder Staatsbürgerreht war, und auf welche Weile die Staatsangebörigkeit 
erworben wurde, ob durch Zugehörigkeit zur Gemeinde oder durch eine hievon 
unabhängige Thatlache. Die Unterfuchung diefer Fragen verlangt ein Eingehen 
auch auf das, was klar liegt. 

Laſſen wir vorerit die Verbältnifie der Stadt Nom außer Betracht, To it 
zunächit daran zu erinnern, daß das römische Necht ala dem Staat eingeglie: 
derte Gebietsförperichaften des öffentlichen Nechts nur eine Art von Gemeinden, 
Stadtgemeinden kennt. Die jog. Landgemeinden, die viei, find in ftaatsrecht: 
liher Hinficht lediglich VBerwaltungsbezirfe in der Hand fremder Gewalten, 
Korporationen allein im Gebiete des Privatrechts ?). 

Die Arten und die Erwerbsgründe der Mitgliedichaft in den Munizipien, 
welche die hervorragendite Spezies der Stadtgemeinden bilden, bejchreibt nun 
die befannte 1. 7 Cod. X, 39 von Diofletian mit den Worten: eives quidem 
origo, manumissio, allectio vel adoptio, incolas vero domieilium faeit, 
und nach 1. 9 eod. tritt, da uxor mariti conditionem sequitur, für Die Frau 
al& weiterer Erwerbstitel die Verheiratung hinzu. Somit befteht eine zweifache 
Dingehörigkeit zur Gemeinde, Bürger: und Einwohnerredht. Die Bürger find 
die Träger der Gemeindegewalt, die Inhaber der politischen Nechte, während 
die Inſaſſen lange nur an den politiichen Laſten Antheil haben’), Das Bürger: 
recht wird von Freilaſſung und Adoption, abgejehen durch Abitammung und 
Aufnahme, das Einmwohnerreht durch Wohnfig in dem Gemeindegebiet, im 
territorium eivitatis (l. 3 Cod. X 40) erworben. Das Nechtsverhältniß, in 
welchem der Bürger zu der Gemeinde jteht, heißt nach dem Haupterwerbsgrund 
diefer Zugehörigfeit, der origo oder nativitas, ebenfall$ origo. Die Rechts: 


') Ueber die verichiedenen Bezeichnungen des römischen Staates vergl. Mommien, 
Bd. III, ©. 824 ff. 

) Bergl. Schulin, ©. 160. 

’) Bergl. Karlowa, Bd. I, S. 605 und Mommien, Bd. IH, 5. 804. 
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har, des incola zur Gemeinde trägt den technischen Namen des Inkolats 
(l.5 Cod. X, 39). Nach der Sprache moderner Wiſſenſchaft), welche Gemeinden 
bei denen neben der Geburt die Aufnahme im Gegenjag zum Wohnfig Rechts: 
grund der Gemeindemitgliedichaft ift, mit dem Namen Bürgergemeinden bezeichnet, 
ift die römische Ortsgemeinde ?) demnach als eine Mifchung von Bürger: und 
Einwohnergemeinde zu charakterifiren. 

Das für uns wichtigite Nejultat diejes Nechtszuftandes iſt die Beobacht- 
ung, daß nach demjelben die Mitgliedichaft in der Bürgergemeinde nicht durch 
BZugehörigfeit zur Eimmwohnergemeinde bedingt ift. Die Eivität ift unabhängig 
vom Wohnfig. Der eivis muß nicht zugleich incola fein. 

Wir wenden uns zum Erwerb des römischen Bürgerrechts, des Bürger: 
vecht3 in der Stadt Nom. Von den bejonderen Erwerbsgründen der anniculi 
causae probatio und der erroris causae probatio abgeſehen, jtimmen Die 
Begründungstitel biefür mit den Erwerbsarten des Bürgerrechts in den Land— 
jtädten überein. Es liegt jomit eine Aenderung gegenüber dem älteren Rechte 
vor: Der Erwerb des römischen Bürgerrechts ift nicht mehr an Domizilierung 
in Nom gebunden. Die Ueberfiedelung nach Nom iſt nicht mehr Vorausfegung 
der Wirfjamfeit einer Verleibung des römischen Ortsbürgerrechts. Die Ver: 
leihungen erfolgen theils durch Spezialverfügung, tbeils in Form des Erlajjes 
von leges generales, zuerit nur bei Vorhandenſein gewiljer Voransjegungen, 
jpäter auch unbedingt. Bon der Zeit der Gracchen an erhalten Einwohner von 
latinischen Kolonien, wenn fie daſelbſt gewiſſe Magiftraturen befleiden cder in 
den Gemeinderath gelangen, d. h. Defurionen werden ’), das Bürgerredht. Durch 
die lex Julia von %. 90 v. Chr. wird unter dem Drud des Bundesgenoſſen— 
frieges das römische Bürgerrecht ohne weitere Bedingung an alle treugeblie- 
benen Einwohner Italiens und wohl auch an die im cisalpiniichen Gallien 
bejtehenden Gemeinden verliehen *.. Durch die lex Antonini Caracallae endlich, 
die zwijchen den Jahren 212 u. 217 n. Chr. ergieng, wurden alle Einwohner 
des römischen Neiches des römischen Bürgerrechts tbeilbaftig, Roma com- 
munis patria. 

Die Unabhängigkeit des römischen Bürgerrecdhts von Anjäfligkeit in Nom 
iit aber feineswegs die einzige Nenderung, welche die römische Eivität mit der 
Aufnahme der latinischen Gemeinden in den römischen Staat erlitt. Vielmehr 
trat mit dieſem Zeitpunkt auch ein Wechjel im rechtlichen Charakter des römischen 
Bürgerrechts ein: aus Staats: wurde es Gemeindebürgerrect. 

Diefe Auffallung, die Auffallung Saviguy’s’) und wohl jet noch die 
berrichende Meinung, jcheint in Theodor Mommſen einen Gegner gefunden zu 


I) Bergl. Nolly, Art. Gemeindemitgliedichaft in v. Stengel’s Wörterbuch des deutichen 
Verwaltungsrecht, Bd. I, S. 512 ft. 

*, Leber die verichiedenen Benennungen diejer Gemeinde im römiichen Necht j. Momm— 
ſen, Bd. II, S. 790 ff. und Karlowa, Bd. 1, ©. 576. In den Zeiten nah Garacalla 
wurde munieipium die allgemeine Bezeichnung für alle Städte des Neidhes. 

3) Bergl. Mommien, Bd. II, S. 639 fi, Schulin ©. 35. 

Mommſen Bd. III, ©. 649. 

*, Syitem des heutigen römischen Rechts, Bd. VIII S. 55: „Eine jehr eigenthümliche 
Ausdehnung erhielt die auf das Bürgerrecht gegründete Angehörigkeit an eine Stadtgemeinde, 
jeitden die römiſche Civität durch die 1. Julia an ganz alien, durd eine Verordnung von 
Garacalla auch an alle Brovinzen gegeben worden war. Denn, da die römiſche Civität ihrem 
‚Urbegrifie mach das Bürgerrecht der Stadt Nom war, jo hatten nunmehr fait alle Stadt: 
bürger in Stalien und in den Provinzen, die ohnehin ſchon ein mehrfaches Bürgerrecht zus 
fällig haben fonnten, mindejtens ein zweifaches Bürgerrecht: das ihrer eigenen Stadt und 
das der Stadt Rom.“ 
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haben. Nach ſeinen Ausführungen zu ſchließen, will er auch für die Periode 
nach Trennung von Stadt und Staat Rom das römiſche Bürgerrecht als Staats— 
bürgerrecht angeſehen wiſſen; denn anders laſſen ſich Sätze, wie die, daß das 
„einfache“ römische Bürgerrecht, das „Bürgerrecht in der herrſchenden Gemeinde“ 
zu einem „Reichs bürgerrecht“ geworden jei (Bd. III, ©. 178 u. 570), und 
daß der Bürger des Municipiums durch Verleihung des römischen Bürger: 
rechts Staat: oder Neichsbürger werde (ebenda S. 780), nicht rechtfertigen. 
Nah Mommjen bejtände jomit die Fortbildung des römischen Bürgerrechte 
nur darin, daß dasſelbe mit der Ausdehnung des römiſchen Staates aus einem 
Bürgerrecht in einem Stadtſtaate zu einem Bürgerrecht in einem Staate von 
größerem räumlichen Umfange, zu einem Staats- und Reichsbürgerrecht im 
geographiſchen Sinne wurde, während es nach unſerer Auffaſſung ſich aus 
Zugehörigkeit zu einem ſouveränen Gemeinweſen in Zugehörigkeit zu einem 
nicht ſouveränen Gemeinweſen verwandelte. 

Gegen Mommſen dürfte ein Doppeltes ſprechen. Einmal der Umſtand, 
daß ſich für die Zeit nach Einverleibung Latiums in den römiſchen Staat 
nicht die Entſtehung eines Rechtsſatzes des Inhalts nachweiſen läßt, daß das 
römische Bürgerrecht mit Erlangung eines Municipalbürgerrechts ipso jure 
erworben werde. Eine ſolch' unmittelbare Anknüpfung des römischen an das 
Municipalbürgerrecht einzuführen, wäre bei der Freigebigkeit, mit welcher das 
römische Bürgerrecht in der Kaiferzeit gewährt wurde, nahe gelegen, wenn das 
römiſche Bürgerrecht die Eigenichaft, wirklich Staatsbürgerrecht zu fein, gehabt 
hätte. Mommſen ſelbſt muß anerkennen, daß die Belege für eine jolche Ab— 
tretung der Berugnig der Bürgerrechtsertbeilung an die Yandjtädte ungeniigend 
und unsicher jeien, und überdies meint er jelbit, daß es politisch bedenklich 
gewejen wäre, die Berleibung des Staatsbürgerrecdhtes auf diefe Weife in das 
Belieben jeder Ortsgemeinde zu Stellen (Bd. III. ©. 136 ıı. 8083). 


Durchſchlagend für die bier vorgetragene Anficht it u. E. der Umjtand, 
dab Die Zuläſſigkeit gleichzeitigen Beſitzes von Municipal- und römiſchem 
Bürgerrecht durch dieſelbe Perſon nach dem angegebenen Zeitpunkte (338 v. Ehr.), 
obwohl damit im römischen Staate felbjtändige Gemeinden auferbalb Noms 
entitanden waren, nur ganz allmäblich zu rechtlicher Anerkennung gelangte. 
Dies wäre unerflärlich gewejen, wenn das römische Bürgerrecht, dejjen Erwerb 
ja nicht mehr an die Niederlafjung in Rom gebunden war, in der That Die 
Natur eines Staatsbürgerrechts gebabt hätte. Bürgerrecht in einer Gemeinde 
und zugleich in dem übergeordneten Staate- jind ihrem Weſen nach doch nicht 
umverträgliche Dinge. Aus welchem Grunde hätte unter jolchen Umständen 
der Römer durch Erwerb des VBürgerrechts in Pränefte jein römiſches Bürger- 
recht verlieren jollen, deijen Beitand doch von der Domizilirung in Nom voll 
fommen mmabbängig war? Anders wenn die römische Kivität jener Tage Ge: 
meindebürgerrecht war. Daß ſich Bürgerrechte gleichgeordneter Gemeinweſen 
gegenfeitig ausjchließen, it eber verftändlich und wirklich verbot das römische 
Hecht nah dem Zeugniß Giceros' von altersber gleichzeitiges Bürgerrecht in 
mehreren „eivitates“, Nur mühſam brach fich die Ueberzeugung Bahn, dafı 
dieſes Verbot vernünftigen Sinn nur für die Beziehung zwiichen gleichgeordneten 
Gemeinweſen babe, dagegen nicht für Tolche, welche zu einander im Verhältniß 

', Cicero pro Balbo 11, 28: „«luarum eivitatum eivis noster esse jure eivili 
nemo potest“, und 13, 32: „O jur pravelara . . . a majoribus nostris comparata, 
ne nis nostrum plus emam mins eivitatis esse Dossit.“ 
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der Ueber: und Unterordimung stehen. Gin jolches Verhältniß bejtand aber 
zwifchen der römischen Stadtgemeinde und denjenigen Gemeinweien, welche einen 
Reitandtheil des römischen Staates bildeten oder römische Bajallenjtaaten waren 
oder über die Rom völferrechtliches Protefturat übte Denn die Gelammtheit 
der römischen Stadtbürger, Die eivitas Romana in diejem Sinne, war ja 
nicht blos Subjekt der Stadtgewalt in Rom, jondern auch Trägerin aller 
Staats: und Oberſtaats- und Schußgewalt, deren Subjekt das römiſche Staats— 
wejen war. Die römische Stadtbürgergemeinde übte Namens des römtjchen 
Staates deſſen Staats: und völferrechtliche Herrichaft. Sie war allen denjenigen 
Gemeinweſen, welche unter römiſcher Herrichaft jtanden, nicht gleich», jondern 
übergeordnet. So erflärt es ſich, daß ſeit Auguftus die Bereinbarfeit des 
römischen Bürgerrechts mit anderen Stadtbürgerrechten die Negel, die Unverein— 
barfeit die Ausnahme twar,'} die nur gegenüber von Rom rechtlich unabhängigen 
Gemeinweſen galt, mochten dies nun Stadtitaaten fein oder Staaten mit weiterem 
Gebiete. Dagegen bleibt die Ausichliehlichkeit des Bürgerrechts im Verhältniß 
von Mumicipalftadt zu Municipalitadt die Regel, weil dies von einander völlig 
unabhängige Gemeinmweien find; freilich leidet auch Ddiefe Negel Ausnahmen ° 

Wenn wir noch fragen, warum das römische Bürgerrecht troß der immer 
bänfiger werdenden Verleihung desjelben nicht aus feiner rechtlichen Beziehung 
zur urbs Roma gelöſt und in ein Staatsbürgerrecht verwandelt wurde, io 
fann die Antwort hierauf nicht ſchwer fallen. Durch Feitbalten am gemeind— 
lichen Charakter der römischen Givität wurde auch bei der weitelten Ausdehn— 
ung des römischen Neiches der Gedanke wach erhalten, daß es eine Stadt war, 
die den Grund zu ſolcher Herrichaft legte. Diefelbe römiiche Bürgerichaft, 
welche einft diefe epochemachende That gethan, jollte eben darum auch für alle 
Zeiten den Ruhm haben, rechtliche Trägerin der Herrichaft im römischen Welt» 
reich zu fein. Aus diefem Grunde erfolgte die Gleichitellung der übrigen 
Neichsangehörigen mit den römijchen Bürgern, ſei es, daß es nur eine Gleich: 
ſtellung in privatrechtlicher Hinſicht, für connubium und commercium, war 
oder diejelbe fich auch auf die Mitwirkung am Neichsregiment, alfo auf das 
jus suffragii et honorum, erjtredte, nicht in der Rechtsform einer Umgeſtalt— 
ung des römiſchen Stadtbirgerrechts in ein Reichsbürgerrecht, Sondern in der 
Nechtsform der Aufnahme in die römische Stadtbürgergemeinde. Auch die Auf: 
nahme nur in das Halbbürgerrecht, in das Bürgerrecht ohne jus suffragii et 
honorum, war danıı Schon eine Auszeichnung, denn fie brachte Eintritt in die 
objektive PBrivatrechtsgemeinichaft der Römer mit fich. 


) Bergl. über die Ausbildung diejes Nechtsjages Mommiena. a. O. Bd. III, S. 698 ff., 
642, 47, 50. Derjelbe glaubt, die eriten Anfänge zur Einjdnänfung der älteren Regel lägen 
in der Zeit des bellum sociale, des Bundesgenofienkrieges. Vielleicht iſt es richtiger, die 
erjte Anwendung diejed Rechtsiages in dem Latium minus zu jehen, deſſen Entſtehung ipätes 
ſtens in die Zeit der Gracchen fällt iſ. Mommſen a. ad. S. 640. Mommien meint, 
die Latiner hätten auf Grund diejes Privilegs das römische Bürgerredt nur erwerben können. 
wenn jie das ihrer Heimath aufgaben. Dies widerjpricht wohl der Bedingung des jus Latii. 
Beim Heinen latiniſchen Recht hat der Erwerb des römijchen Bürgerrechts zur Vorausſetzung— 
daß der Yatiner in ſeiner Heimatbgemeinde habe Gemeindeämter bekleidet. Die Auszeichnung, 
zum Gemeinderegiment in der Heimath berufen zu jein, ſoll dem Latiner den weiteren, noch 
höheren Vorzug bringen, vömiicher Bürger zu werden. Sollte er darum des Bürgerrecht 
in jeiner Heimathſtadt verluitig werden? Zudem legt die Ausdrucksweiſe der Ueberlieferungen 
die Annahme nahe, daß ſich der Erwerb des römiſchen Bürgerrechts für die Latiner an den 
Erwerb des Gemeindeamts von Rechtswegen fnüpite Dann kann um jo weniger gemeint 
fein, daß mit Erwerb des römiichen das alte Bürgerrecht verloren werde. 

) Dierüber Karlowa Bb. 1, ©. 604 und Mommijen III, ©. 803. 
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Nach dem allen deckt ſich die rechtliche Natur der eivitas Romana mit 
derjenigen der origo in der Mumicipalftadt, beide find Gemeindebürgerrecht.‘) 
Demnach obliegt uns noch, den Rechtsjägen nachzugehen, nach welchen fich die 
römische Staatsangehörigfeit in diejer zweiten Periode bejtimmt. 

Aus der unmittelbar vorhergehenden Darjtellung ergibt ſich, daß die 
Staatsangehörigfeit im römischen Reiche nur eine einfache Staatsmitgliedichaft, 
nicht aftives Bürgerrecht jein fonnte, da ja nicht blos die volle Privatredhts- 
jähigfeit, jondern auch die Theilnahme an der Negierung des Reiches ein 
Ausfluß des römischen Staatsbürgerrechts war. Unſere Unterfuchung iſt dadurch 
wejentlich erleichtert. 

In dem einleitenden Baragrapben haben wir die Thatjache Fonftatirt und 
zu erklären verjucht, daß, jo lange in einem Staate die Angehörigen desfelben 
in eine Neihe von objektiven Rechtsgemeinschaften auseinanderfallen, der Staat 
jomit fein in ſich abgeſchloſſenes Nechtsgebiet bildet, fiir die Staatsgewalt Fein 
Grund vorhanden ift, dem Begriffe der Staatsangehörigfeit, insbefondere alſo 
auch deren Erwerb und Berluft, irgend welche Aufmerkſamkeit zuzumenden. 
Halten wir dieſen Gedanfen feit, jo ergibt fich für unfere Frage die Berechtig: 
ung der Annahme, daß in folchen Zeiten Erwerb, wie Berluft der Staats: 
angehörigfeit an eine ſtaatliche Mitwirkung nicht gebunden ſind, ſondern lediglich 
von rechtlichen Vorgängen abhängen, welche ihre Urſache allein in dem freien 
Belieben des Individuums finden. Ein ſolcher Rechtsvorgang iſt die Niederlaſſung. 
In ihr bekundet ſich der Wille, dem Staatsweſen dauernd zugehören zu wollen. 


Das römiſche Reich hat bei ſeiner räumlichen Entwicklung den Grundſatz 
verfolgt, den unterjochten Völkern ihr bisheriges Recht zu wahren. Die Folge 
davon war, daß in der Kaiſerzeit die verſchiedenſten Rechtsgruppen von Staats: 
angebörigen beitanden. Die Gejammtheit der Staatsangehörigen zerfiel in 
eives, Latini und peregrini, die Latini fpalteten ſich wieder in colonarüi 
und Juniani, die peregrini waren theil® foederati, deditieii, deditieii ex 
lege Aelia Sentia, deportati.”; Unter jolhen Berhältnifien fonnte allein das 
Moment der Anſäſſigkeit den gemeinfamen Beltimmungsgrund für die Staats— 
angehörigfeit abgeben, ganz abgejehen davon, daß ja auch die einfache Zuges 
börigfeit zur Gemeinde durch Wohnfig erworben wurde, ein Gleiches alſo für 
den Erwerb der Staatsangehörigfeit jehr nahe lag. Nur ein Punkt blieb bei 
jolcher Rechtslage fraglich: Fanden auf diefe Anſäſſigmachung die gleichen 
Rechtsſätze Anwendung, welche für die Niederlafjung in der Ortsgemeinde 
galten? Mit anderen Worten: Wurde die Neichsangehörigfeit nach römischen 
Staatsrechte durch Domizilsnahme im technischen Sinne des Wortes begründet ? 

Einer Unterfuchung diejer Frage will uns die vonv. Bar’) und Nüfcheler ') 
vertretene Anficht überheben, das domieilium habe bei den Römern immer 
eıne gewiſſe räumliche Beziehung zu einem Stadtgebiete ımd nur zu einem 
Stadtgebiete bezeichnet. Das römische Necht habe fein allgemeines Domizil in 
Stalien oder in einer Provinz, jondern nur ein Domizil in einem bejtimmten 
Mumicipium gekannt. 





) Es jei nicht unterlafien, hervorzuheben, da5 auch Mommſen eine als origo jid) 
harakterifierende Zugebörigfeit zur Stadt Rom annimmt; während dieje aber nad) der bier 
vertretenen Anſicht mit der civitas ner identisch sit, ilt fie nah Mommtien davon 
verihieden ; vergl. Mommſen Bd. III, 187. 

7 Bergl. bieder Karlomwa Bb. i, 929 und Schulin S. 33. 

Theorie und Praxis des internationalen Privatrechte, 2, Aufl. — . 164. 

*) Beiträge zur Geſchichte des heimathlichen Berichtäftandes 1880, 
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Ein Eingehen auf diefe Theorie it um jo umerläßlicher, als von ihrer 
Wejahung oder Verneinung auch die richtige Auffallung des Entwidlungs: 
ganges, den die hier behandelten Nechtsericheinungen im deutſchen Staatsrechte 
nahmen, abhängt. 

B. Bar und Nüjcheler begründen ihre Anficht mit dem Hinweiſe darauf, 
da der gefammte Grund und Boden des römischen Reiches im zweiten und 
dritten Jahrhundert unferer Zeitrechnung in bejtimmte Stadtgebiete oder Stadt- 
gemeinden zerfallen jei. Much die einzelnen Dörfer und Höfe jeien nicht jelbit- 
jtändige politische Unterabtheilungen, jondern einem Stadtgebiet zugetheilt ge: 
wejen. Der allgemeine Grundgedanke, welcher in Ddiefer Begründung zum 
Ausdruck fommt, iſt jomit der: Nach römiſchem Recht ift Domizil im recht- 
lichen Verſtande nur gegenüber der unterjten, politischen Abtheilung des Staats: 
gebietes gegeben; Domizil bedeutet ausjchliehlich die räumliche Beziehung einer 
Berjon zum unterjten Berwaltungsbezirfe des Staates; im römiſchen Staate 
iſt dieſe legte Unterabtbeilung die Stadtgemeinde. 


Zunächit ift der für unjeren Zufammenbang allerdings erjt in zweiter 
Yinie jtebenden Behauptung zu widerjprechen, als jei das ganze römijche Staats: 
gebiet in Stadtgebiete aufgetbeilt geiveien. Man beruft jich für dieſe Meinung 
auf Sapigny. Diejer jpricht allerdings dieſen Grundjag aus, allein nicht 
ohne Einfchränfung; er jagt lediglich, dev Boden des römischen Neiches jet 
„Taft ganz” im bejtimmten Stadtgebieten enthalten gewejen; ausdrücdlich bebt 
er bervor, es babe in manchen Provinzen, namentlich in Afrika, Yandjtriche 
gegeben, welche zu feinem Stadtgebiete gehörten." Jedenfalls iſt nunmehr 
durch Mommpfen‘) aus der im J. 1879 bei Karthago aufgefundenen Stein: 
injchrift über den saltus Buritanus das Vorhandenſein jolcher gemeindelojen 
Yändereien, im Gegenjag zum jtädtiichen Territorium saltus genannt, mit 
aller Sicherheit nachgewiejen. Selbit wenn wir aber biefir eines jpeziellen 
Beweismittels entbehren müßten, jo wäre eine diesbezügliche Annahme wohl 
binlänglich ſchon durch die Erwägung gerechtfertigt, daß es bei der rajchen 
Ausdehnung des römischen Staatsgebietes geradezu außer dem Bereiche der 
Möglichkeit lag, daß jedes Stück desjelben einer beitimmten Stadtgemeinde 
politiſch zugehörte. 

Selbit angenommen aber, das ganze Gebiet des römischen Staates ei in 
Miumicipalgebiete zerfallen, jo wäre Doc von dem Satze, daß es domieilium 
im Rechtsſinne nur im Berhältnis zum Mumnieipium gäbe, eine Ausnahme für 
das Gebiet der urbs Roma zu machen. Oder jollte ein Domizilium im recht: 
lichen Berjtande in Nom nicht möglich gewejen jein ? 

Dies wird nun zwar nicht behauptet und könnte Angefichts des Ausſpruches 
der Quellen J. 31 D, 50, 1): nihil est impedimento, quominus quis ubi 
velit habeat domicilium, wohl faum behauptet werden, aber eine andere 
mit der aufgeworfenen Frage zuſammenhängende Behauptung wird aufgeitellt : 
Mommjen vertritt die Anichauung, der Nechtsbegriff incola babe auf die 
Neichshauptitadt feine Anwendung gefunden. *) 

An ſich wäre eine jolche Ausnahme nicht unmöglih. Inkolat uud Domizil 
find nicht identifche Begriffe. Der Inkolat bedeutet Zugehörigkeit zu einer 


— — — — — 


N Vergl. Savigny, Syſtem Bd. VII, ©. 45, 46 und 51. 

?) Hermes, Zeitſchrift für Hafi. Philologie, herausgeg. von Hübner, Bd. XV, S. 395, 
vergl. auh Karlowa Bd. I, ©. 616 und 924. 

RA. a. O. Bd. IN, S. 787 und 139. 
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Gebietsförperjchaft, das Domizilium nur die dauernde räumliche Beziehung 
zu einem Gebiete, das andauernde Sichbefinden in einem Gebiete. Zwiſchen 
beiden beſteht nur Die rechtliche Verbindung, daß der Inkolat im Domizil feine 
rechtliche Urjache hat; er iſt die Nechtsfolge, das Domizil die juriftiiche That: 
jahe. Es wäre denfbar, daß für einen beftimmten Fall ausgeichloffen wäre, 
daß fih an das Domizil in einem Orte dieſe Rechtswirkung fmüpfte- Allein 
einer jolchen Ausnahme stehen die Quellen jchroff entgegen. Die 1. 239 $ 2 
D, 50, 16 de verb. signif. jagt ganz allgemein und jonder Einichränfung: 
incola est, qui aliqua regione domicilium suum contulit. Regio aber 
iſt fein techniicher Ausdruck für das Gebiet eines Municipiums, jondern bezeichnet 
jedes Gebiet, jede Gegend. Es wäre ſonſt ımerklärlich, wie in $ 3 derjelben 
Gejepesitelle das Gebiet des Municipiums noch beionders definiert werden 
fornte: territorium est universitas agrorum intra fines cuiuscumque 
ceivitatis. Territorium, nicht regio iſt der technische Name für das Muni— 
cipalgebiet.') 

Mommijen beruft ſich nun aber für feine Meinung auf die l. un. Cod. X, 64, 
weiche lautet: eam, quae aliunde oriunda alibi nupta est. si non in urbe 
Koma maritus eins consjstat, non apud originem suam, sed apud inco- 
latnın mariti ad honores seu munera, quae personis cohaerent quo- 
rumque is sexus capax esse potest, compelli posse saepe rescriptum est. 
Patrimonii vero munera necesse est mulieres in his loeis, in quibus 
possident, sustinere. 

Die Stelle handelt von der Tragung der Mimicipallafter An jich war 
man zu den perlönlichen Yaften, zu Den munera personalia. ſowohl an dem 
Orte, wo man civis, wie au dem Orte, wo man incola war, verpflichtet, 
während die munera patrimoniü, welche ſich nur auf Grumdbefig bezogen, 
lediglich der Gemeinde gegenüber zu erfüllen waren, im deren Gebiet die betref— 
fenden Grundjtüde lagen.‘) Das Refſkript verfügt nun Beſonderes für Die 
verheiratete rau. Sie babe die munera personalia., falls die Gemeinden 
ihrer Herkunft, alſo ihres Bürgerrechts, und ihres Inkolats auseinander fielen, 
nur an einem Orte und zwar am Orte ihres Inkolats zu erfüllen. In ihrer 
Heimat ſei ſie nur dann zu den perſönlichen Laſten heranzuziehen, wenn ihr 
Mann und damit auch ſie das Domizil in Rom habe. Der Grund für dieſe 
letztere Ausnahme iſt nun aber nicht, wie Mommſen meint, der, daß im 
Verhältnis zu Rom ein Inkolat im Rechtsſinne nicht möglich ſei, auch nicht 
der, daß es in Nom feine munera gebe — es gab welche — '), ſondern der 
Grund fiegt in dem Umſtande, daß unjere Stelle lediglih von Municipal: 
laiten redet. Daß dies der Fall iſt, dafür iſt die Unterjcheidung von munera 
personalia und patrimonii Beweis. Diejen Gegenſatz kennt nur das Muni— 
cipal-, nicht aber das römiſche Stadtrecht. ' 

Das Ergebnis ijt alfo: So gut Jemand in Rom, wie in einem Muni— 
ciptum jeine origo haben kann, ebenſo gibt es auch in Rom Einwohner im 
technischen Sinne des Wortes. Daß in den einschlägigen Eodertiteln immer 

"So au Mommſen Bd. Il, &. 825 und Karlowa Bd 1, ©. 604. Unbe— 
ſtimmt noch Savignya. a. DO, Bd. VII, S. 45: „Das Gebiet jeder Stadt heilt terri- 
torium, aud) wohl regio.“ Gegentheiliger Anſicht Wetzell, Syſtem des ordentlichen Civil: 
prozeiies. 2, Aufl. S. 432: „Das Gebier einer Stadtgemeinde beit territorium vder regin.* 

NP Beral. Das Nähere bei Karlowa, Bd. 1, S 608, 609, 61. 

* Berge. Mommijen, Bd. III, S. 224 und Karlowa, Bd 1, S. 607 

+, Eiche Mommijen, Bd. III, &. 225 N. 2 und 230. 
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nur von dem incola eines Municipiums die Rede iſt, erklärt jich daraus, daß 
nur der Municipalinfolat, dagegen nicht der römische zu näherer Entwidel: 
ung gelangte. Rom konnte wegen feiner großen Zahl von Bürgern auf Die 
Dienjte der incolae und wegen anderweitiger Dilfsquellen auf Vermögensleiſt— 
ungen jeiner Angehörigen überhaupt in weitgehender Weiſe verzichten. ') 

Noch obliegt uns, auch der anderen in der v. Bar'ſchen Aufſtellung 
liegenden Behauptung entgegenzutreten, als gäbe es im Rechtsſinne ein Domizil 
nur an einem Orte, nicht auch in einem Staate oder einer Provinz. Die 
Meinung ift allgemein verbreitet, jtatt vieler jeien nur Savigny“ und 
Kierulff“) genannt Die Folge davon wäre, daß man nach römischem Nechte 
incola des Staates oder einer Provinz nur durch Erwerb eines Ortsdomizils 
werden konnte. 

M. E. jpricht auch gegen dieſe Anficht die allgemeine Faſſung der 1. 239 

s2D. 50, 16: incola est, qui aliqua regione domicilium suum con- 
tulit: Der Begriff regio it nicht auf den Ort beichränft; regio ift Gegend, 
Gebiet überhaupt. Es gibt aljo eine unmittelbare räumliche Verbindung Der 
Perſon auch mit weiteren als Ortögebieten. Ein Menſch kann im Berhältnis 
zu einer Ortichaft sine domieilio, alfo Bagabımd im Nechtsjinne jein, der im 
Verhältnis zum Staate domiziliert it. Warum jollte es auch nicht möglich 
fein, dan jich eine Perſon in einem Lande in der Abſicht, daſelbſt jtändig zu 
bleiben, aufbalte, obne in einem Orte, in einer Gemeinde‘ des Yandes feiten 
Aufenthalt zu nehmen? 

Keineswegs will mit der Behauptung, daß der Begriff domieilium im 
Sinme des römijchen Nechts ſich nicht auf die räumliche Beziehung zu einer 
Ortſchaft beichränft, auch die Meinung vertreten jein, als gälten alle Rechts⸗ 
wirkungen, welche ſich an das Ortsdomizil knüpften, ipso jure auch für das 
Staats- und Provinzial-Domizil. Ob dies der Fall ijt, das iſt vielmehr nad) 
Inhalt und Zwed der einzelnen Nechtsjäge verjchieden. So hat jedenfalls der 
Gerichtsitand des Domizil nur auf das Domizil im Sinne von Ort2domizil, 
nicht auf den Wohnfig in weiteren Gebieten Bezug, denn die Aufſtellung von 
Gerichtsſtänden hat ja den Zweck, die Zuſtändigkeit der Vielheit von Staats— 
gerichten zu ordnen. Warum follten aber andererjeits, wenn die 1. Plautia 
Papirie vom 3. 39 v. Chr. allen, qui foederatis civitatibus adscripti fuis- 
sent, si tum, As lex ferebatur, in Italia domicilium habuissent et 
si sexaginta diebus apud praetorem professi essent, das römijche Bürger: 
recht verjpricht, unter denen, welche in Italien ihr Domizil haben, mur die: 
jenigen zu verjteben jein, welche in Italien ein Ortsdomizil haben, nicht auch 
jene, welche in Italien fich jtändig aufbalten, ohne daſelbſt einen jtändigen 
en zu beſitzen?) 


N Siehe Mommſen, Bd. 1II, 233, 803 und Karlowa, Bd. I, ©. 607. Aus— 
nahme: M ommſen, Bd. un, ©. 229 und 234. 
”, Syjtem, Bd. VIII, ©. 59: „Das Domizilium begründete die Angehörigfeit an 
eine beftimmte Stadtgemeinde, bezog fich alſo jtets * ein beſtimmtes Stadtgebiet.” 
) Theorie des gemeinen Givilvechts Bd. I, 122: „Das Domizilium iſt der be 
jtimmte Ort im Territorium des Staates, welchen eine Kerfon zum "dauernden Aufenthalt wählt.” 
*) Vielleicht darf zu den obigen Darlegungen ein dem neueiten Rechte angebörendes 
Analogon angeführt werden. Der Entwurf eines bürgerlichen Gejepbuches für das deutiche 
Reich beſtimmt bezüglich des Domizils in $ 34: „Wer an einem Orte den Aufenthalt in 
der Abjicht nimmt, dort ſtändig zu bleiben, begründet an diefem Orte den Wohnſitz.“ Würde 
diejer Nechtsjag geltendes Necht, jo erfüihre der bisherige Domizilsbegrifi eine Aenderung, er 
wirde auf das Ortsdomizil beſchränkt. Allein dieſe Nenderung beträfe unr den privatrecht— 
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Eine Rechtswirkung des Domizils it num aber die: es erzeugt den Inkolat, 
d. i. die Zugehörigkeit zu einer Gebietsfürperjchaft. Andererjeits bedeutet, wie 
wir gejeben baben, domicilium nicht blos die räumliche Beziehung des Indiz 
viduums zu einem UOrtsgebiete, jondern zu einer Gegend überhaupt. Da fein 
innerer Grund vorliegt, anzunehmen, daß die an das Domizil jich anfnüpfende 
Nechtsfolge des Inkolats nur die Zugebörigfeit zu einer Ortſchaft beträfe, ſo 
darf die Behauptung gewagt werden, daß jedes Domizil jolche Zugehörigkeit 
zu einer Gebietäförperichaft im Gefolge babe, wie das Ortsdomizil alſo Orts: 
angebörigfeit, jo das Provinzialdomizil Brovinzial:, das Staatsdomizil Staat: 
angebörigfeit. Und dieſe Behauptung wird durch pofitiven Rechtsſatz in ihrer 
Richtigkeit bejtätigt, denn 1. 239 82 1. ce jagt ohne Einjchränfung: incola 
est, qui aliqua regione — suum eontulit. Es gibt alſo nicht blos 
ein domieilium, jondern auch einen Inkolat in aliqua regione, ſomit in recht: 
licher Hinſicht nicht blos einen Orts-, ſondern auch einen Provinzial- yıd Staats- 
Infolat; incola iſt aud) der technische Ausdruck für den Staatsangehörigen. 

Wir ziehen zum Schlufje aus diefen Ausführungen den fir uns wichtigjten 
Rechtsſatz: Die Staatsangebörigfeit it nach römischen echte nicht durch 
Wohnſitz in einer beſtimmten Gemeinde des Staates, jondern nur durch Wohnſitz 
im Stiaate ſchlechthin bedingt. Die hiemit gegebene Unabhängigkeit der Staats— 
mitgliedſchaft vom Ortsdomizil und damit auch von der Ortsangehörigkeit wird 
den Stützpunkt einer Reihe ſpäterer auf die Entwickelung des deutſchen Rechtes 
bezüglichen Behauptungen bilden. 

Noch iſt in Kürze das Verhältniß von Ortsinkolat und Ortsbürgerrecht, 
wie von Ortsbürgerrecht und Staatsangehörigkeit zu berühren. Was die erſtere 
Beziehung angeht, ſo ſind Ortseinwohner- und Ortsbürgerrecht von einander 
rechtlich volllommen unabhängig. Erwerb und Verluſt des einen bat nicht 
Erwerb und Berlujt des anderen zur Folge. Es kann jemand einer Gemeinde 
als eivis angehören, ohne ihr incola zu jein, und ebenjo umgekehrt '). 

Dasjelbe gilt für das Verbältniß von Gemeindebürgerrecht und Staats: 
angehörigfeit. Die Civität kann auch an Nichtitaatsangehörige verliehen werden, 
ihre Verleihung bat nicht ipso jure Staatsmitgliedichaft zur Folge. Das 
römische Bürgerrecht wurde oft an Angehörige nur verbündeter Staaten (foedus 
aequum) verliehen. 


fihen, nicht ae öffentlichrechtlichen Wohnjigbegrifi, da ein bürgerliches Geſetzbuch grundſätzlich 
nur Privatrechtsſätze aufſtellt. Daß der Entwurf in der That nur den Wohnſitz als juriſtiſche 
Thatſache des Civilrechts ordnen will, ergeben die Bemerkungen der Motive (Bd. 1, ©. TH 
über das geiegliche Domizil der Beamten. Die Motive erflären es jür praktiſch unnötig, 
den im Inlande angejtellten Beamten einen gejeglichen Wohnjig und zwar an dem Orte 
jeiner Amtsführung anzumweiien. Die Reichsgeſetze, z. B. das Geſetz über die Erwerbung 
und den Berlujt der Bundes: und Staatdangehörigkeit vom 1. Juni 1870 8 9 Abi. 2, 
mäcen alerdings mehrfach von einem dienjtlichen Wohnſitze der Beamten, jie hätten da- 
bei ındes nur den „publiciit iſchen Wohnſitzꝰ im Auge. 

V. Bar (a a. ©. Bdoul, &. 165) und mit ihm Nüſcheler (aa. ©. 9) 
glauben, eö habe im römiichen Reich wohl Perſonen gegeben, welche kein Domizil Orto⸗ 
domizil', aber nicht Perſonen, die fein Municipalbürgerrecht hatten. Es hätte ſich ſonſt 
Jedermann leicht durch beliebigen Wechſel des Domizils den bekanntlich ſehr drückenden ſtädti— 
ſchen Laſten entziehen können. Dieſe Anſicht dürfte unbeachtet laſſen, daß die munera patri- 
monü ohne Rückſicht auf Bürgerrecht und Jukolat jeden trafen, der im Stadtbezirfe Grund— 
bejig hatte und, daß die munera personalia auch dem incola oblagen. Ueberdies jpricht 
1.17 $1D. 48, 19 de poenis ausdrüdlid von Arökteg: item «midam amökıdeg sunt, 
hoc est sine eivitate, ut sunt in opus publieum perpetuo dati et in insulam depor- 
tati ut ea quidem quae juris eivilis sunt non habeant: duae vero juris gentium sunt 
habrant. Wenn v. Bar jagt, aröiıdeg jeien nicht Perſonen ohne Bürgerrecht, jondern 
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weiter Abſchnitt. 
Tie Entwidelung im deutſchen Rechte. 


1) Die älteſte Zeit. 
84. 


Der erſte Staat in der Geſchichte der Deutſchen iſt die Völkerſchaft, nicht 
die Hundertſchaft. Die Völkerſchaft tritt von ihren früheſten Anfängen an als 
ein Ganzes, als Heer, die Hundertſchaft nur als Heeresabtheilung auf.) Die 
Völkerſchaft ward zum Staat in dem Augenblicke, da dieſelbe den Wanderſtab 
niederlegte und, ſtatt Wanderzüge nur zeitweiſe Heeresauszüge unternehmend, 
in einem beſtimmten Sande, das fie gewonnen, jich jeßbaft machte. In dieſem 
Momente hatte ſich die Völkerſchaft aus einer ziehenden Militärkörperſchaft in 
ein Staatsvolk verwandelt, war aus der Wandervölkerſchaft der Wölferichafts: 
ftaat geworden. Um die Zeit Cäſars war dies geicheben.*) Man würde aber 
fehlgehen, wollte man glauben, dal; auch die Staatsangehörigkeit jchon um 
diefe Zeit durch Anfälligkeit im Gebiete beitimmt worden wäre. Noch hatten 
die Hundertichaften innerhalb der Völkerſchaft feine feiten Site, jährlich wechſelte 
das der Hundertichaft zur Bewirtbichaftung zugewieſene Gebiet und ſelbſt, als 
die Hundertſchaft innerhalb des Völkerſchaftsſtaates ein feſtes Heim gefunden 
und damit zur Gemeinde, zur Humdertichaftsgemeinde, geworden war, 
was am Ende des eriten Jahrhunderts chriftlicher Zeitrechnung vollendet jein 
mochte, fonnte von einer Beſtimmung der Zugehörigkeit zum Staate durch 
Woͤnſitz noch nicht die Rede ſein, entbehrten doch die Sippenverbände, unter 
welche die Hundertſchaftsgemarkung zur Bearbeitung vertheilt wurde, noch 
dauernder Wirtbichaftspläße, da fich für Die einzelmen zu bebauenden Stüce 
der Neihemvechjel forterhielt. Erjt in den nächiten Jahrhunderten gewinnt der 
durch gemeinfame Bodenbeiwirtbichaftung verknüpfte Familienverband überall 
eine feite Dorfmarf, nun exit bat die Sippe eine feite Wohnitätte auf dem 
Hofe, in der Hufe.) 


Rerjonen, die aller derjenigen Rechtsverhältniſſe unfäbia jeien, die man zum jus eivile zählte, 
Rerjonen, die zur Strafe von einer Art bürgerlichen Todes betroffen worden, jv iſt dagegen 
zu bemerfen: Der Ausſchluß vom jus elvile ijt eben eine Folge des Ausſcheidens aus der 
eivitas und damit aus der objektiven Nechtögemeinjchaft der cives. Das zeigt unjere Stelle 
mit aller Deutlichkeit durch das oben geiperrt gedrudte nt consecutivum. Die deportatio 
in insulam und die Verurtheilung in ministerium metallorum auf Dauer haben den Ver: 
luſt des Bürgerrechts zur Folge. 

') Vergi. über die Völkerſchaft Lamprecht, deutiche Gejchichte Bd. I, S. 103 und 
123: „Eine Anzahl von Hundertichaftsgemeinden, durchichnittlich wohl einige Dugend, bil« 
deten als Geſammtheit das Bolt, die Grundlage eines bejonderen für fich beitebenden jouver: 
änen Staatsweſens“; auch S. 90 und 91. Im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 
herandgeg. von Conrad, Eljter, Yeris, Sönin g, Art. Bauerngut und Banernitand, 
Bd. 11 5. 260 nennt Lamprecht die Bölferichaft noch einen Bundesitaat. 

) Lamprecht legt die Entitehung des Staates in Deutſchland jchon im eine frühere 
Zeit, da er, wie neuerdings auch Dahn, Werdegang des Staatsgedanfens bei den Tit- 
germanen, „Annalen“ 1891 ©. 502, ſchon dem noch nicht jehbaften Volke Staatscharakter 
zuſpricht, jobald eine Vereiniqung vorliegt, deren Aufgabe es ijt, über die bloßen Intereſſen 
des Familienrechts hinaus Ordnung zu finden und Recht zu gründen. Er identifiziert alſo 
öffentliche und Staatägewalt; vergl. S. 91, 113, 114. Die berrichende Meinung iſt bekanntlich 
eine andere; jtatt vieler vd. Martig, „Annalen“ 1875 ©. 1144. 

) Vergl. Lamprecht, deutihe Geſchichte Bd. 1 S. 138 und im dem angel. Hand 
wörterbuch Bd. IL, S. 261. 
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Nach alledem ift anzunehmen, daß ſich bis zu dieſem Zeitpunkte voller 
Sephaftigfeit der Familie in Uebereinftimmung mit dem urfprüngtich gentilici- 
ihen ') Charakter von Hundertichaft und Völkerſchaft, jowohl die Zugehörigkeit 
zu dieſer als dem Staate, wie die Zugehörigkeit zur Hundertichaft als dem 
politiichen Selbjtverwaltungsförper — die Dorfgemeinde jener Zeit war mur 
wirtbichaftlicher, noch nicht politischer Verband — durch Abſtammung begründete, 
und zwar wird es den thatjächlichen Verbältnifien am nächiten kommen, wenn 
man die Zugehörigkeit zum Staate nicht unmittelbar aus der Abjtammung, 
jondern aus dem Mittel der Hunderjchaftsmirgliedichaft entiteben läßt und mır 
legtere direft auf Gejchlechtsangehörigteit gründet. Dieje Konſtruktion jteht 
einerjeitS in Uebereinjtimmung mit dem vorwiegend genealogischen Aufbau der 
Hundertfchaft auf der Sippenzugehörigfeit, andererjeits mit dem im der Auf: 
theilung des Bölferichaftsgebietes an die Hundertichaften liegenden politischen 
Aufbau des Völkerſchaftsſtaates auf der Hundertichait. Der Nechtsvorgang 
wäre aljo der gewejen: durch Geburt erfolgte Eintritt in das Gejchlecht, durch 
Geichlechtsangehörigfeit Eintritt in die Hundertichaft und durch diefen Eintritt 
in den Völkerſchaftsſtaat 

Je länger die Seßhaftigfeit anbielt und damit die aderbauende Thätigfeit 
an Umfang gewann und je mehr die Macht der von außen eimwirfenden Um— 
jtände die VBölferjchaften zwang, Sich zu höheren politischen Einheiten zu ver: 
binden, umjoweniger war die Nechtsanjchaunmg zu bewahren, daß der 
Staatsgenojje Gejchlechtsgenofje jet. Die gemeinfame Beziehung zu Grund 
und Boden, greifbar und jichtbar, wie fie war, welche in der Ausbildung der 
wirthichaftlichen Verbände der Dorimarkgenofienichaften Schon privatrechtliche 
Bedeutung gewonnen hatte, mußte auch jtaatsrechtliche Wirkung erhalten. 
An fie allein Fonnte ſich fernerhin die Beſtimmung der ftaatsrechtlichen Zu— 
jammengebörigfeit anjchliegen. Als aus der politiichen Verbindung der Völfer- 
ihaften im Stammesbündniß eine dauernde Vereinigung, der Stammesftaat, 
geworden — eine Entwidelung, die mit dem fünften Jahrhundert zum Abſchluß 
gelangte —, da war auch der Rechtsſatz volllommen ausgebildet; daß der 
Staatsverband auf Zuſammenwohnen beruhe, der Staatsgenoffe Wohngenoſſe 
ſei. Bon nun an ift die Staatsgehörigfeit zum politifchen Gemeinweſen durch) 
Wohnen im Bezirke desjelben bedingt. 


2) Die merowingifc-Frankifche Zeit. 

Was bis zum fünften Jahrhundert in gewohnheitsrechtlicher Bildung ſich 
entwidelt, jehen wir in den Nechtsquellen des Merowinger- und Franfenreiches 
geichriebenes Recht geworden. Nicht, als ob der Rechtsſatz, daß die Zugehörigkeit 
zur Gebietskörperſchaft Anjäfligkeit im Gebiete zur Vorausjegung babe, in 
diefen Quellen unmittelbar ausgeiprochen wäre, er läßt ſich nur aus ihrem 
Inhalte ableiten. Anhaltspımkte gewähren jowohl die Beitimmungen dev Volks: 
rechte und fränkischen Kapitularien über die perjonelle Zuftändigfeit des Grafen 
und Herzogs, als auch die Angaben der Markulf’schen Formeln hierüber, wie 
über den perjonellen Umfang der Verpflichtung zum Ableiſten des Fidelitätseides. 


’) Hierüber Lamprecht, deutiche Geſchichte Bd. I, S. 113 und 130, 
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Aus den VBolksrechten jeien folgende drei Stellen angezogen: lex salica 
tit. 50 $ 1, lex Baiwar. tit. 2 cap. 15 $ 1, lex Ribuar. tit. 31 $ 3. Nad) 
der eriten Vorſchrift ſoll fich derjenige, welcher aus dem formellen Schuldvertrag, 
dem Bürgichaftsveriprechen (fides), berechtigt it, will er gerichtliche Exekution 
jeiner Ansprüche herbeiführen, an den Grafen wenden, in deſſen Gau Der 
Verpflichtete manet: ille, cui fides facta est, ambulet ad grafionem loci 
illius, in cuius pago manet. Die zweite Stelle jchreibt vor, daß alle zur 
Gauverſammlung kommen ſollen, welche innerhalb der Grafſchaft manent: 
qui infra comitatum manent ... . omnes ad placitum veniant. Die 
dritte Beſtimmung endlich — eine altberühmte Stelle‘) — beiagt, jeder, der 
innerhalb des ripuarischen Gaues commoratus fuerit,. folle, wem er vor 
Gericht gefragt werde, jo antworten, wie es das Necht jeines Herkunftslandes 
vorichreibe: hoe autem constituimus, ut infra pagum Ripuarium tam 
Franei, Burgundiones, Alamanni seu de quacumque natione commoratus 
tuerit, in judicio interpellat:s, sieut lex loco eontinet, nbi natus fuerit, 
sic respondeat., 

Wenn einerjeits jedermann vor dem Grafen zu erfcheinen und Mecht zu 
nebmen, wie zu geben bat, in deſſen Bezirk er manet, moratur, jtändig verweilt, 
und der Graf andererjeits ebenfalls gegen denjenigen Vollſtreckungsgewalt bat, 
welcher in jeinem Gaue manet, jo iſt anzunehmen, daß ſich nach dem Rechte 
des ſechſten und der Folgenden Jabrbunderte der Zuftand der dauernden Unter: 
tworfenheit unter die Grafengewalt, und das ilt eben Die Zugebörigfeit zur 
Srafichaft, nach dem dauernden Aufenthalt im Grafſchaftsgebiete beſtimmte. 
Die in pago manentes find die Grafichaftsangehörigen. 

Dasjelbe entnehmen wir aus den Napitularien jpäterer Zeit und aus der 
Markulfishen Sammlung. Bon erjteren ſei ftatt vieler‘) eines von Karl 11. 
vom Sabre 857 (conventus Carisiacensis) angeführt: ”) deerevimus.... ut 
comites (que) in eorum comitatibus pariter placita teneant, quo omnes 
reipublicae ministri et vassi dominiei omnesque quicumque vel quorum- 
cumque homines in eisdem (parochiis vel) comitatibus commanent, 
sine ulla personarum exceptione vel excusatione aut dilatione conveniant. 
Bon den Markulf'ſchen Formeln find Tit. I Nr. 8 und 40 anzuziehen, von 
welchen die erſtere) — das Beitallungsformular für das Herzogs: umd 
Srafenamt — als dem regimen des Grafen und Herzogs unteriworfen omnis 
populus ibidem (d. bh. in dem Gebiet der Graffchaft bezw. des Herzogthums) 
commanentes bezeichnet, während die andere’) dem Grafen alle in feinen 
Gaue — zur Leiſtung des Unterthaneneides zu verſammeln befiehlt. 


—1 


— 


Vergl. Schröder, Lehrb. der deutſchen Rechtsgeſchichte S. 222. 

) Weitere Belege ſ. bei Sohm. Die fränkiſche Reichs- und Gerichtsverfaſſung ©. 281, 
298, 310 und 335. 

’) Bergl. Mon. Germ. historica, legum tom. 1, &. 452 (ed. Pertz). 

*; Mon. Germ. hist. Leg. V Formulae I (ed. Zeumer) nr. 8: carta de ducato 
et patriciatu et comitatu: . . . „omnis populus ibidem eommanentes sub tuo regi- 
mine et gubernatione «degant.“ 

®) Ibid. nr. 40: Ut laudesamio promittantur rege. Ille rex ille comes. Dum 
et nos una cum consensu procerum nostrorum in regno nostro illo gloriose filio nostro 
illo regmare prace ipemus, adeo jubemus, ut omnes paginses vestros, tam Francos, 
Romanos vel reliqua natione degentibus, bannire et locis congruis per eivitates, 
vicos et castella congregare facjatis, quatenus praesente misso nostro, inlustris vero 
illo, quem ex nostro latere illue pro hoc direximus, fidelitatem precelso filio nostro 
vel nobis et laudesamio per loco sanetorum et pignora, qnas illue pro eo«dem dire- 
ximts, debeant promittere et camjurare 
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Nunmehr find wir im die Yage verjeßt, einen Schluß auf die Beſtimmung 
der Staatsangehörigfeit in jener Periode zu ziehen. Die Grafichaft it im 
germanischen Stammesitaat, wie auch im merowingiſch-fränkiſchen Gejammtreich 
Die politifch wichtigjte und in ihren Berbältniiien am eingebenditen geordnete 
Unterabtheilung des Staatsgebietes. Es it aljo die Annahme zuläffig, dat 
ſich die Zugebörigkeit zum Ganzen nach denjelben Grundjägen bejtimmt, wie 
die Zugehörigkeit zum Theile, und es ijt diefe Annahme um jo mehr gerecht: 
fertigt, als fich ausweislid) der oben angeführten Markulf'ſchen Formel I 40 
das manere aud) als Beitimmungsmoment der Zugehörigkeit zum Meittelgliede 
zwilchen Grafjchaft und Staat, zum Herzogtbume daritellt. Staatseimwobner 
und Staatsangehörige find alfo auch für dieſe Periode Wechielbegriffe. Im 
Staatsgebiet wohnende Staatsfremde gibt es nicht. Jeder im Staatsgebiet 
dauernd Berweilende iſt Staatsangeböriger. Bon dem Wechtszuftand im 
römischen Reiche umterjcheidet jich die eben geichilderte Nechtslage dadurch, daß 
bier zur Begründung des Wohnfiges die Thatjache wirklichen dauernden Ver— 
weilens am Orte genügt, während es nach römischen Nechte außer Diejes 
Faktums der Abiicht, an dem Orte jtändig zu bleiben bedarf; m. a. W. für 
den Wohnſitz im Sinne des fränkischen Rechts gelten nicht die gleichen Rechts— 
ſätze, wie für das römischrechtliche domieilium; der Wohnſitz des fränkischen 
Rechtes iſt nicht mit domieilium identisch. 

Indem wir die Zugehörigkeit zum Staate für die merowingiſch-fränkiſche 
Periode auf Wohnen im Lande beruhen laljen, glauben wir ung in Weberein: 
itimmung mit Paul v. Roth zu befinden. Derjelbe bezeichnet in jeiner „Ge: 
ichichte des Benefizialweſens von den ältejten Zeiten bis in das zehnte Jahr: 
hundert“ als Grundlage des Staates in den fränfischen Stammesreichen den 
Unterthanenverband. Er cdarafterifirt denſelben als die „Unterordnung der 
Geſammtheit der Freien unter den König“ (5. 29). Aus weiteren Ausführ— 
ungen ergibt fich, Daß Roth unter diefen Freien die „Freien Yandeseinwohner“ 
veritehbt. Die freien Einwohner nennt er nämlich als diejenigen, welche zur 
Ablegung des Treneides an den König und zu allen Leiſtungen, welche der 
König im Intereſſe des Staates zu fordern berechtigt iſt, verpflichtet find 
S. 109 und 170). Nun find aber Dieje Verpflichtungen in erſter Linie 
Ausflüſſe der Unterthanfchaft. Daraus folgt, daß die Gelammtheit der freien 
Einwohner mit der Geſammtheit der Unterthanen, der Staatsangebörigen, 
identisch iſt. 

Andererjeits haben wir die hier vorgetragene Anficht gegenüber zwei ab- 
weichenden Meinungen zu rechtfertigen, einmal gegenüber der Behauptung 
Sobhms,') dal auch der bloße Grundſitz im Neiche jener Zeit zum Unter: 
thanen der Neichsgewalt gemacht habe, und dann gegenüber dev Meinung von 
v. Martiß,?) neben dem Wohnen im Staatsgebiete jei in jener Periode das 
Geborenwerden innerhalb der Territorialgrenzen des Staates ein weiterer be- 
jonderer Ermwerbsgrund der Staatsmitgliedichaft gewejen. 

Sohm, dem fih Nüjcheler im jeiner jchon öfters erwähnten Dijjertation 
„Beiträge zur Gefchichte des heimathlichen Gerichtitandes“ vollfommen an 
ſchließt,) beruft fich für feine Auffaffung auf ein Doppeltes, zunächit auf die 


) In jeinem Werke „die fränkiſche Reichs- und Gerichtsverfaſſung“ 1871 S. 307, 

*, In jeiner die Lehre von der Staatdangehörigkeit ungemein befruchtenden Abhand- 
lung „dad Recht der Staatsangehörigkeit im internationalen Verkehr“, „Annalen“ 1875, 
S. 1127 


i. 
”) Daielbit S. 30. 
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wiederholte Bemerkung Roth's,) im ſechſten Jahrhundert habe im Rechte 
der fränfischen Stammegreiche der Grundjaß gegolten, daß das Necht, Grund: 
eigenthum zu bejigen, von der Unterthaneneigenjchaft abhängig fei, und dann 
auf ein capitulare Carisiacense von 873°) des Inhalts: ut unusquisque 
comes in comitatu suo magnam providentiam accipiat, ut nullus liber 
homo in nostro regno immorari vel proprietatem habere 
permittatur, eniuscumque homo sit, nisi fidelitatem nobis pro- 
miserit. 

Beide Stützpunkte reichen m. E. zur Begründung der Sohm'ſchen Be- 
hauptung nicht bin. 

In erjter Linie geht Roth's Bemerfung über das Verhältnig von 
Grundeigen und Yandesunterthänigfeit lediglich dahin: nur Unterthanen könnten 
Grundeigenthum bejigen. Daraus dürfte fich mangels bejonderer Beſtimmung 
nicht der Sat ergeben, daß Eigenthum an Grund und Boden zum Unterthanen 
macht, jondern vielmehr der, dal; jemand, welcher nicht im Staate wohnte, 
aljo der Staatsgewalt mit feiner Perſon nicht unterrvorfen ſei, Grundeigen 
daſelbſt nicht haben könne. Ein Blick in die fränkische Gejchichte des jechiten 
Jahrhunderts zeigt, wie nabe die Entjtebung einer ſolchen Rechtsnorm im 
fränkischen Reiche lag. 

Der Anfchanung jener Zeit gemäß regelte ſich die Thronfolge nad) 
Privatrecht, die Herrichaft gebörte zum Nachlaß des Könige. Da alle Erb- 
berechtigten zu gleichen Theilen zuitändig waren, wurde demgemäß Chlodwig's 
Reich in vier Theile zerlegt Da mun aber diefe Zerlegung zumeist nicht unter 
Anlehnung an die Territorialgrenzen der in Chlodwig's Neiche geeinigten po— 
titiichen Sonder- und Einzelgebilde, joodern vorwiegend nach den mehr zu: 
fälligen Gefichtspunften der Gleichartigkeit oder Gleichzeitigfeit des Erwerbs 
erfolgte,’) jo daß oft jtaatsrechtlich bisher Geeinigtes auseinander geriſſen 
wurde, jo konnte es leicht vorkommen, daß eine Privatperſon in einem anderen 
Theile, als in dem, im welchem fie wohnte, Grund und Boden beſaß. Trat 
Diefer Fall in einem der neuen Staaten zu bäufig ein, jo war damit Die 
Sicherheit jeines Beitandes gegenüber den anderen in erheblicher Weije ge: 
jährdet. Diejer Sefabr jollte der alsbald entitehende Nechtsfag vorbeugen, 
daß Angehörige eines anderen Neichstheiles im Yande Grund und Boden nicht 
bejigen dirfen, und zur Durchführung desjelben wurden die Güter der Staats: 
fremden eingezogen 


Nach dem Tode Chlotars J., unter welchem das ganze Neich auf Furze 
Zeit wieder vereinigt geweſen, wiederholte fich die Neichstheilung. Da diejelbe 
aber nicht nach den räumlichen Grenzen der eriten, fondern nach einer anderen 
Abgrenzung erfolgte, jo wäre es ohne weitere Vorkehrung nicht ausgejchlofjen 
geweſen, daß ein Sejchlecht, das ſchon bei der Theilung zwilchen den Söhnen 
Chlodwig's Grundvermögen verloren hatte, wiederholte VBermögenseinbuße er: 
leiden mußte. Ein jo raſch wiederfehrender Eingriff in die Privatrechte der 
Unterthanen schien den betheiligten Fürſten denn doch zu hart und politiich 
unklug und jo trat im Wege der Vereinbarung an die Stelle des eriten der 
andere Nechtsjag, Daß dem Angebörigem des fremden Theilreiches jein Grund— 
eigenthum im Yande erhalten bleibe. Zeugniß biefür der Vertrag von Andlau 


Vergl. Gejchichte des Benefizialweiens S. 137, 226, 291. 
) Legum tom. I, &. 520. 
) Veral. Yamprecdt, dentiche Geichichte Bd. I S. 293. 
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zwilchen Guntram von Burgund und Ehildebert von Aujtrafien vom J. 587: 
„ut quiequid unicuique fidelium in utriusque regno per legem et jus- 
titiam redhibetur, nullam praejudiecium patiatur, sed liceat res debitas 
possidere aut recipere“ ') und mit ihm gleichlautend die Theilungsverträge 
Karls, des Großen und Yudmwigs, des Frommen, von 806 und 830.°) 

Im Laufe der Karolingerzeit verband fich mit diefem neuen Rechtsſatze 
der weitere, dat ſolche Staatöfremde, wie die Staatseinwohner, den Treueid 
zu leijten hätten, und dieſen Nechtsjah bezeugt das von Sohm angezogene 
capitulare von 873. Die Staatsfremden treten in Folge dieſer neuen Ber: 
pflichtung wohl in die Reihe der fideles, aber fie werden nicht Staatsangehörige, 
denn die Eidesleiitung ift auch in jener Zeit nicht eine die Unterthanenjtellung 
begründende, fondern nur befräftigende Thatſache.“ Die Pflicht zur Eides- 
leiſtung it vielmehr ein Ausflug der Unterthanſchaft wie des Grumdbefiges. 
Wer ſie verweigert, dem kann der jtändige Aufenthalt im Yande entzogen, 
jein Grundbeſitz daſelbſt enteignet werden. Die Bezeichnung der Unterthanen 
als fideles fchlechtbin, wie fie in den Quellen oft vorfommt, ift nur eine Be: 
zeihmung a potiori, find ja jtaatsrechtlich genau nicht einmal alle Unter: 
tbanen auch fideles, jondern nur die männlichen und leiſten ja ſelbſt von 
dieſen nur Diejenigen, welche zwölf Jahre alt find, den FFidelitätseid. 

Man könnte noch einwenden, das Wejen der Staatsangehörigfeit liege in 
der Unterworfenheit unter die Staatsgewalt und eine folche fer auch bei dem 
gegeben, der im Staatögebiete zwar nicht wohne, aber daſelbſt Grundbefig habe. 
In der That icheint Sohm von einer jolchen Vorſtellnug beberricht, wenn er 
davon jpricht, daß auch der bloße Grumdbefig im Meiche zum „Unterthanen“ 
der Neichögewalt, der bloße Grumdbejiß im Sprengel zum „Unterthanen“ der 
Gerichtsgewalt mache.) Gewiß iſt in beiden ‚Fällen Unterworfenheit unter 
die Staatsgewalt vorhanden, allein jie ift in beiden Fällen nicht ein und diejelbe, 
das eine Mal eine unmittelbare perjönliche, das andere Mal nur eine durch 
Belig vermittelte, nur die eritere aber iſt Staatsunterthänigkeit im technischen 
Sinne. Es it alfo eine dem technischen Sprachgebrauch nicht entjprechende 
Ausdehnung des Begriffes Staatsunterthanen, wenn Darumter auch diejenigen 
geitellt werden, welche der Staatsgewalt nur unterworfen ſind, weil jie Grund 
und Boden im Staatsterritorium befigen Nur kann es auf jolcher Er- 
meiterung des technischen Sprachgebrauches beruhen, wenn Sohm a. a. D. 
©. 336 jagt, das oommanere in einem Öerichtsbezirfe ſei nicht blos durch 
Wohnſitz, ſondern auch Durch Grundbeſitz gegeben; eine dies unmittelbar be— 
weiſende Stelle führt Sohm wenigſtens nicht an, im Gegentheil, ſeine Citate 
zeigen (S. 336 u. 337), daß neben dem im Gerichtsbezirk Wohnenden der 
dajelbit nur Begüterte befonders erwähnt wird. 

Selbit wenn aber die Meinung Sohm's richtig jein Tollte, daß das 
commanere im Bezirk nicht blos durch Wohnfig, jondern auch durch Grund 
befig gegeben jei, jo würde doch die Verſchiedenheit des rechtlichen Charakters 
von Staatsgebiet und Gerichtsbezirf, der Umſtand, daß das erjtere ein Ge: 
bietsganzes, der leßtere nur ein Gebietstheil ift, verbieten, in jedem Fall, in 


') Mon. Germ. hist. Leg. tom. I, S. 6 und hiezu Roth a. a. DO. S. 226 und 291. 

" IJbid. &. 142 und 830 

" Bergl. Roth a. a. O. ©. 138 und Schröder, Yebhrb. der deutſchen Rechts— 
zejchichte, S. 111 MW. 33. 

9 A. a. O. ©. 308. 
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welchem jich noch von einem manere im ©erichtsbezirfe, d. h. von, einem 
Zugebören zum Gerichte jprechen läßt, auch von einem manere im Staats: 
gebiet, von einem Zugehören zum Staate, von einer Staatsangebörigfeit reden 
zu wollen. 

Untertbänigfeit unter eine Gebietsgewalt, Zugehörigkeit zu einem 
Gebiete erfordert ihrem Weſen nach volle Unterordnung unter dieſe Gewalt, 
theilweife reicht nicht hin. Es mag nun noch angeben, Jemanden, welcher in 
einem anderen Gerichtöbezirte des Staates, als in welchem er wohnt, Grund- 
bejig bat, als Gerichtsunterthanen, als Gerichtsangehörigen dieſes legteren 
Bezirkes zu bezeichnen, obgleich er nur in bejtimmter Richtung, nur binjichtlich 
jeines Gutes dieſem Gerichte unterjtehbt. Es mag dies angeben, weil es die 
Gerichtsgewalt ein und desſelben Gebietsganzen ift, welche ſich in beiden 
Gerichtsbezirken bethätigt. Keineswegs it es aber mehr möglich, denjenigen, 
welcher im Auslande wohnt und im Inlande nur Grund und Boden befikt, 
als Unterthanen des leßteren Staates im technischen Sinne anzujehen. Cr 
unteriteht der einen Gebietsgewalt nur tbeilweije; in Beziehungen, welche mit 
jeinem Grundbeſitze nicht zufammenhängen, bleibt er dem Staatswejen der 
belfegenen Sache fremd, und die Gerichtsgewalten, welchen er bier und dort 
unterliegt, jind nicht blos Gewalten über verjchiedene Gebietstheile, ſondern 
über verjchiedene Gebietsganze. Bon einem Zugehören zum Staate, in welchem 
er nur begütert ift, kann jomit nicht Die Rede jein. 

Wir wenden uns zu der v. Martig’ichen Behauptung, eim weiterer 
Ermwerbsgrund neben dem Wohnen im Staatsgebiete jei das Geborenmwerden 
in demfelben. v. Martig') will ununterjucht lafjen, ob Diefer Rechtsſatz nicht 
ſchon allen germaniichen Stämmen mit erlangter Sehhafffäfeit, mit Ausbildung 
der Königsgewalt und des Unterthbanenverbandes gemeinjam geworden ſei, 
jedenfalls gehöre er nicht erit dem Rechte des Lehen: oder grundherrlichen Ver- 
bandes, jondern jchon der Rechtsanſchauung des fränkischen Alterthums an. 
Allein v. Marti unterläßt, irgend eine Vorſchrift anzuführen, welche die 
Geburt innerhalb des Staatögebietes als einen jelbitändigen Erwerbsgrund 
der Staatsunterthanfchaft erfcheinen ließe. Rechtsſätze, wie der, daß Kinder, 
welche während vorübergehenden Aufenthalts der Eltern im Ausland geboren 
werden, feine Staatsangehörigen find, oder wie der, daß im Inland geborene 
stinder auch dann Staatsunterthanen werden, wenn ihre Eltern dajelbjt nicht 
wohnhaft, alfo nicht jtaatsangehörig find, fehlen dem Nechte jener Zeit. Nicht 
durch die Geburt als jolche, jondern in Folge des durch die Geburt vermittelten 
Wohnſitzerwerbes werden die im Lande geborenen Kinder Staatsangehörige, 
gleichwie die Ehefrauen nicht unmittelbar durch ihre Verheirathung im Lande, 
jondern nur deswegen, weil fie in Folge derjelben den Wohnfit daſelbſt er- 
werben, ebenda auch die Eigenjchaft der Staatsangehörigfeit gewinnen. Biel: 
feicht beruht die Meinung von v. Martig auf nicht Hinveichender Unter- 
icheidung dejjen, was die Staatsangehörigfeit, und deſſen, was die objektive 
Nechtsgemeinschaft, in welcher der Einzelne innerhalb des Staates lebt, be- 
jtimmt. Nach der Geburt, injoferne fie Abſtammung iſt, bejtimmt fich, welcher 
objektiven Rechtsgemeinſchaft der einzelne Staatsangehörige zugehört, nad) 
welchem Rechte er lebt, ob nach römischen, nach jalifchem, nach bayerische 
Nechte; nicht aber beitimmt fich unmittelbar nach ihr die Staatsangehörigfeit. 


!"AN.a.odD. S. 1127. 
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So bleibt es dabei: der jtändige Aufenthalt im Lande, Das mmanere 
Dajelbit, ijt im merovingiſch-fränkiſchen Staatsrechte der einzige Erwerbsgrund 
der Staatsangehörigfeit. Er iſt der gleichmäßige Erwerbsgrund für Alle, für 
die im Inland Geborenen, wie für die Eingewanderten. Auch die Juden find 
in dieſer Periode Staatsangehörige nicht in Folge des Eintritts in ein be 
jonderes Schutzverhältniß zum Nönig, jondern in Folge ihres Wohnfiges im 
Lande.) 

Es würde noch erübrigen, zu unterſuchen, nach welchen Rechtsſätzen ſich 
die Gemeindeangehörigkeit in unſerer Periode bemaß. Allein genau 
zugeſehen, fehlt für jene Tage der Begriff der Gemeinde als einer öffentlich— 
rechtlichen Korporation. Die Völkerſchaft iſt zu einem ſtaatlichen Ver— 
waltungsbezirk geworden und ebenſo hat die Hundertſchaft den Charakter eines 
Sehe ae ge verloren. Auch die neue Unterabtheilung der Hundert: 
haft, die Cente,“ it nur Selbjtverwaltung im politischen Sinne. Staats: 
rechtlich betrachtet, it fie mur Staatsabtheilung zur Wahl gewiſſer Staats- 
organe, denn die niedere Polizei und Gerichtsbarkeit, welche fie führt, vollzieht 
fie nicht als eigene, jondern als Staatsgeichäfte. Endlich ift noch zu erwähnen, 
daß auch die unter germaniſche Herrichaft gefommenen römischen Munizipien 
(in Gallien und am Rhein) im Frankenreiche zu bloßen Korporationen des 
Privatrechts berabgefunfen waren. °) 


3) Die Zeit der Rechtsbächer. 
86. 

Wir ſchreiten in die Zeit des Mittelalters, in die Periode des Feudal— 
ſtaates vor. 

So ſehr ſich die Struktur des mittelalterlichen Staates von dem ſtaats— 
rechtlichen Aufbau des fränkiſchen Reiches abhebt, ſo würden wir doch fehl— 
geben, wollten wir nach dieſer erheblichen Veränderung des deutſchen Staats— 
wejens im Allgemeinen auch für die ung angehende Frage der Staatsangehörig: 
feit wejentliche Umgejtaltung des bisherigen Nechtszuftandes erwarten. Die 
ſtaatsrechtliche Umwälzung jener Tage, zum Ausdrude fommend in dem Ueber: 
gang Deutichlands vom Unterthanenverband zum Lehensprinzip, bat nicht 
fowohl die Frage der Begründung der Staatsangehörigfeit, als vielmehr die 
Stellung des Staat3angebörigen innerhalb des Staates, alfo den rechtlichen 
‚Inhalt der Staatsangehörigkeit beeinflußt. Während im Staate Chlodwigs 
und Karls des Großen die Gejammtheit der Unterthanen bis zu einem ge— 
willen Grade nah einem öffentlichen Nechte lebten, eine Gemeinfchaft des 
objektiven Nechts, den Unterthanenverband, bildeten, indem gewiſſe Pflichten 
gegen den Staat allen Untertbanen oblagen,*) trat im Lehensitaate wieder 


" Vergl. Heusler, Jnſtitutionen des deutſchen Privatrechts Bd. I, ©. 148: „Die 
Nuden waren weder fremde noc) Neger; Fremde d. h. fremder Herrſchaft unterworfene nid, 
weil jie dauernd im Lande angefiedelt ſiud und darin ihre Heimatb gefunden haben“. Siehe 
euh Stobbe, die Juden in Deutichland während des Mittelalters ©. 3. 

T, Siehe hierüber Lamprecht, deutiches Wirthichaftäleben im Mittelalter Bd. 1, 

224 und Deutiche Geſchichte Bd. I, ©. 319; feiner Schröder, Lehrb. der deutjchen 
———— ©. 558. 

’) Siehe das Nüdere hierüber bei Schröder ©. 215 und bei v. Below, Art. 
Bürger, Bürgertum in dem Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften Bd. IL, ©. 790. 

* Ueber dieſe j . Unterthanenpflichten vergl. die Zujammenjtellung bei Ehrenberg, 
Kommendation und Hu digung, ©. 3 und 4. 
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das Berfallen der Unterthanen in kleinere objektive Nechtsgemeinjchaften in den 
Vordergrund, ein Borgang, welcher durch den gleichzeitigen Fortichritt vom 
Syſtem der Perjonalität des Nechts zum Territorialprinzip ') weſentlich be— 
günftigt wurde. An die Stelle eines für alle Unterthanen geltenden Staats: 
rechts trat wieder ein nach Ständen verichiedenes Staatsrecht. 

Wenn die Frage der Beitimmungsmomente der Staatsangehörigfeit von 
diefer Umbildung des Staatsweiens unberührt geblieben ift, jo muß fich die 
Staatsangehörigfeit auch in der Folgezeit nach dem dauernden Aufenthalt im 
Lande bejtimmt haben. Die Nechtsbücher und andere Rechtsquellen jener Zeit 
bejtätigen dies, die Hechtsbiicher, wie die Volfsrechte, durch Vorſchriften über 
den perjonellen Umfang der gräflichen Gerichtsgewalt, alſo über die Gerichts: 
angehörigfeit. Ans gleichen Gründen, wie für die Zeit des Fränkischen Neiches, 
darf auch bier von dem die Gerichtsjugebörigfeit beitunmenden Rechtsregeln 
auf die Rechtsverhältniſſe der Staatsangehörigkeit geichloffen werden. 

Ssp. Lr. III Art. 25 $ 2 beantwortet die Frage, vor welchem Yand- 
gerichte man Recht zu geben habe, dahin: vor dem Gerichte, in welchem man 
Wohnung oder Gut bat; vor einem auswärtigen Gerichte, d. b. einem Ge— 
richte, deſſen Gerichtsgewalt man in feiner diefer Nichtungen unteritehe, babe 
man auf eine Klage nicht zu antworten. Binnen utwendigen gerichte ne 
darf neman antwerden, he ne hebbe dar wonunge oder gut binnen. °) 

Rad Ssp. Lr. II 26 $ 2 ijt der Schöffenbarfreie dingpflichtig einmal 
zu dem Gericht, wo er den Schöffenftubl bat, und dann, „war he wone- 
haft is.“ 

Aus der eriten Stelle und, da das Amt des Schöffen Grundeigen zur 
Borausfeßung hatte (Ssp. Lr III 81 8 1, auch aus der zweiten Stelle des 
Sachſenſpiegels ergibt jich jomit ein doppelter Grund der Gerichtsangehörig— 
feit, Wohnung und Grundbejig. 

Was bedeutet nun „wonung?"* Iſt es gleichbedeutend mit jtändigem 
Aufenthalt, mit manere? oder müljen weitere Merkmale zum einfachen dauern— 
den Aufenthalt binzutreten ? 

Für erjteres jpricht der Umstand, daß in Ssp. Lr. II 71 8 2 als Gegen: 
jaß zur wonunge die herberge genannt wird. Es wird in dieſer Stelle 
das Net, Schwerter innerhalb Burgen, Städten und Dörfern zu tragen, 
allen verboten, die dar wonunge oder herberge binnen hebbet. Da «3 
feinem Zweifel unterliegen fan, daß in diefer Stelle mit herberge der vor: 
übergehende Aufenthalt im Orte bezeichnet fein will, jo liegt es nahe, unter 
wonunge den einfachen dauernden Aufenthalt am Orte zu verjteben. Nun 
it es aber fein Geringerer, ala v. Planck, ) welcher ſich veranlaßt glaubte, 
diefe „Wohnung“ als qualifizirten Wohnfig auffallen zu müſſen, und zivar 
aus Folgenden Gründen. 

In einigen Stellen des Ssp. werden die Gerichtsangebörigen als die im 
Gericht Sibenden bezeichnet. So jagt Ssp. Lr. III 68 $ 2 „alle die 
binnen deme gerichte geseten sin“, III 87 $2 „ob sie beide in eneme 
dorpe oder in ener goscap sitten“, 12 $ 1 „je welk kersten man is 
senetpflichtig to sükene dries in me jare, sint he to sinen dagen komen 
is, binnen deme biscopdume, dar he innen geseten is.“ v. Planck 





) Siehe hierüber Schröder a. a. O. 2.610. 
?) Weber die Auslegung 1. v. Pland, Geicbichte des deutichen Straiverfabrens im 
Mittelalter Bob. I, S. 69 #. 

) A. a. O. Bd. l, S. 53 ji. 
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führt nun ans: Zum Sigen im Gerichte jei längerer Aufenthalt weder unbe: 
dingt erforderlich, noch reiche er allein hiefür aus. Er jei nicht unbedingt 
erforderlich, denn Sitzen im Gericht jei auch gegeben, wenn man darinnen nur 
Gut habe, und anderfeits reiche er allein nicht aus, da man von einen 
Sigen im Gerichte erjt reden fünne, wenn zum Aufenthalt ein Sigen auf 
einem Grundſtück und das heiße doch wohl die Herrichaft über ein Grund: 
ſtück, ſei es aus eigenem oder abgeleitetem Nechte, hinzutrete. Nur das anf 
Grundbeſitz bafirte Wohnen erzenge aljo Serichtsangehörigfeit. Zum Beweile 
biefür zieht v. Blanc noch bejonders einige Stellen an, welche die Ding: 
pflicht als auf dem Grundſtück liegend ericheinen (aflen. ') 

Nielleicht falten jich gegen dieſe Auffaſſung doch zwei Einwände erheben. 
Einmal sprechen die letzterwähnten Stellen, insbeſondere Ssp. Lr. 1283 
mir von ſolchen Dingpflichtigen, die Grundſtücke zu Eigen, nicht zu ver: 
tretungsweile (3. B pachtweije, geübtem Rechte haben. „De plechhaften 
sint ok plichtich des seulteiten ding to sükene over ses weken von 
irme egene.“ Bei jolchen Dinagpflichtigen mag ja die Dingpflicht eine Laſt 
des Grundſtücks ſein. Aber auch Die jog. Yandjallen find dingpflichtig und 
die haben fein „Eigen“: fie jigen — das macht ja ihren Begriff aus — auf 
jremdem Grund und Boden.) Und danı läßt fich, jelbit wenn das „tm 
Bericht ſitzen“ eine Verbindung des Wohnens mit einer Herrichaft über Grund 
und Boden verlangte, wobl die Meinung vertreten, dat dieſes im Gericht 
figen nur Vorausſetzung für die Dingpflicht im engeren Sinne war, für die 
Brlicht, im Ding zu erjcheinen und als Urtheiler mitzuwirken, nicht aber für 
die Bilicht, vor dem Gerichte Hecht zu geben und Recht zu nehmen. Da die 
eritere Verpflichtung periodisch wiederkehrende Erfüllung verlangt, liegt nabe, 
daß ſich dieſelbe nach noch beitändigeren Merkmalen beitimmt, als die paffive 
Serichtszugehörigfeit. °) 

Wenn wir dam noch jeben, daß Diele pafliven Gerichtsangehörigen, die 
Gerichtsunterthanen im eigentlichen, dem Ansdrucke Staatsunterthanen voll- 
fommen entiprechenden Sinne, die „homines comitatus“ +) auch jegt noch 
ichlechthin als manentes bezeichnet werden — als Belege biefür ſeien zwei 
von Schröder in jeiner Abhandlung über „Die Gerichtäverfaflung des 
Sachjenipiegels” aus dem codex dipl Brandenburg von Riedel (IL, I 
S. 49) ımd aus dem Urkundenbuch des Hochitifts Halberjtadt (Bd. II Nr. 9301 
angezogene Urkunden genannt”) —, jo dürfte Doch die Anficht aufrecht zu erhalten 
jein, das jich Grafichafts- und demgemäß auch Staatsange hörigfeit i in dieſer, wie 
in der vorausgehenden Periode nach dem bloßen Wohnen int Gebiete bemaßen. 


') Ssp. Ldr. 1, 283,34 851, Lur. 7382, Li. 1,28 2. 

) Vergl. v. BPland, Bd. 1, &. 58. 

) Auch das Boriprehamt richtet ſich nur nach Wohunng oder Gut; vergl. Ssp. Gr. 1, 
60 $ 2: Vorspreche ne mach niemand weigeren to wesene binnen deme gerichte, 
dar he wohnehaft is oder gut binnen hevet. 

4 Vergl. die Citate bei Schröder, die Gerichtsverfaſſung des Sachienipiegels. 
in der Zeitichrift dev Savignuyſtiitung für Nechtsnejchichte Bd. V, germ. Abt. S. 34 uud 46 
N. 5: „in qmodam placito, ubi ommnes ni enmitatus homines auditores et teste- 
erant“ umd „qui omnes liberos comitatns ni ntpote ul diem lepitimum Fiber 
eonsilii adımaverat.“ 

°) Verbis: „si aliqui in illis villis manentes proprietatem sum dare vel 
vendere vellent“ beyw. „enm omnibus biergellen, qui in comitatu eorum manent“; 
aaDd S. 16 N 5 und S. 4. 

° Gleicher Anjicht dürfte v. Below, Art. Bürgerrebt im HMWB. der Staatsw- Bd. 11 
S. 797 jein. 
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Nichtsdeſtoweniger findet in Dem zur Beiprechung stehenden Zeitraume 
eine Aenderung des Nechtszuftandes jtatt, welche in der Rechtsform des quali- 
fizirten Wohnſitzes zu Tage tritt. Allein es iſt ein qualifizirter Wohnfit 
anderer Art, als der mit Grumdbefiß verbundene Es iſt das Wohnen mit 
obrigfeitlicher Erlaubnif, welches fich in der neuen Periode zu dem bis dabin 
einzigen Erwerbsgrunde des einfachen Wohnfiges als zweiter binzugefellt. 

Tiefer neue Entjtehungsgrund der Staatsangebörigfeit bat das Eigen: 
tbümliche, daß er zunächſt nur für eine bejondere Klaſſe von Staatsfremden 
zur Einführung gelangte, für die ftaatsfremden Juden. In Bezug auf Die 
Juden wurde den bloßen Wohnen die Nechtswirfung, die Staatsangehörigfeit 
zu begründen, genommen; Juden konnten von nun an jtaatsangebörig nur 
werden, wenn fie zur Niederlaflung im Yande polizeiliche Erlaubniß hatten. 

Die Entwidelung dieſes Rechtsſatzes erfordert eine kurze Betrachtung des 
Begriffes Wohnrecht und jeines Verbältnilies zu Wohnſitz und Staats: 
angehörigfeit. 

Der Staat ijt eine Bereinigung einer in einem Lande angejiedelten 
Berjonenmebrbeit, aljo eine auf Dauer berechnete PBerjonenverbindung. Die 
Erbaltung der Bereinigung gegen andere macht fortgejegte Leiltungen von 
Diensten und Gütern Seitens der Angehörigen umentbehrlih. Solchen An: 
forderungen unterziebt jich jedoch der Einzelne nur dann auf die Daner, wenn 
ibm Gewähr dafür geboten it, daß er, von bejonderer Sachlage abgejehen, 
jeines Verbleibens im Lande bat. Dadurch, daß ſich der Angehörige eines 
rubigen Sigens im Lande verfichert balten darf, iſt jomit der Beſtand des 
Staates bedingt. Auf diefe Weile entitebt das Wohnrecht im Staate als ein 
naturale der Staatsangehürigfeit. Es ijt das Recht eines jeden Staats: 
angebörigen, gegen welchen fein geießlicher Hinderungsgrund beſteht, ſich im 
Staate aufzuhalten oder — um in der Definition auch den verpflichteten Theil 
und damit Die Nechtsbeziehung bervortreten zu laſſen — die Befugniß, von 
den vollziehenden Behörden nur aus Nechtsgründen am Aufenthalte im Staat 
gehindert, d. h. ausgeliefert und ausgewiejen werden zu dürfen. Das Wohn: 
recht zeichnet den Staatsangehörigen vor dem Staatsfremden aus, dem gegen- 
über die vollziehenden Staat3organe ein ftaatsrechtlich prinzipiell unbeichränftes 
Anstlieferungs: und Ausweilungsrecht haben. 

Das Wohnrecht des Staatsunterthanen ift entweder ein eng begrenztes, 
Dies dann, wenn der Auslieferungs: und Ausweilungsbefugniß der Behörden 
nur wenige Schranken von der Rechtsordnung gezogen’ find, oder es ift bis 
zur völligen Berneinung von Auslieferungs: und Ausweiſungszuläſſigkeit ge: 
jteigert, ein unverlierbares, feites Wohnrecht, ein Necht, das für ſich allein 
nur durch Geſetz entzogen, außerdem nur mit der Staatsangebörigkeit verloren 
werden kann. 

Wenn nun die Staatsangebörigkeit Durch jtändigen Aufenthalt, durch 
Wohnen im Yande erworben wird, jo liegt au fich die Annahme nahe, als 
ji: das Wohnrecht des Staatsangehörigen in diefem Falle eine unmittelbare 
Ncchtsfolge der Wohnfignabme, als flöße aus dem Aufſchlagen eines ftändigen 
Aufenthalts im Staate ummittelbar das Recht zu ſtändigem Aufenthalt dajelbit. 
Allein die Entwidlung der jtaatsrechtlichen Stellung der Juden in Deutich- 
land läßt die Unzuläffigfeit jolcher Annahme erkennen. Sie lehrt uns, daß 
das Wohnrecht nicht eine ummittelbare Folge der Wohnſitznahme, jondern der 
durch Diele begründeten Staatsangebörtgfeit ift. 
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Bis zu den Kreuzzügen stehen die Juden in Deutjchland den übrigen 
Einwanderern vollftommen gleih. Sie verlieren mit ihrer Niederlafjung die 
Eigenichaft von Gäjten, von Staatöfremden und werden wie die übrigen 
Staatseinwohner behandelt.') Mit dem Streuzzügen beginnen die vom Glaubens: 
fanatismus eingegebenen Juden:Berfolgungen und VBertreibungen. Da diefelben 
nicht nach Nechtsgründen, jondern nah Willkür gejchehen, kommt in. ihnen 
eine Menderung der Necdhtsauffallung zum Musdrud. Die im Lande ſich 
niederlajienden Juden werden nicht mehr ohne weitere als Staatsangehörige 
angejehen. Die Möglichkeit, fih im Staatögebiete niederzulajien, ijt ihnen 
richt genommen, aber fie fünnen nunmehr davon nur auf die Gefahr bin Ge: 
brauch machen, vertrieben, ausgewiejen zu werden; fie haben das Wohnrecht 
im Staate verloren. Daraus, dab es den Juden auch fernerhin rechtlich 
unverwehrt it, im Yande ihr Domizil aufzufchlagen, diefelben jedoch auf dieje 
Weiſe das Wohnrecht im Staate nicht gewinnen, gebt hervor, daß fie bisher 
durch Wohnſitznahme das Wohnrecht nur erwarben, weil fie durch diejelbe die 
Eigenschaft von Staatsangebörigen erlangten. Das Wohnrecht war alfo nur 
eine mittelbare Folge der Domizilirung gewejen. Wollten fie fich fernerbin 
vor Ausweiſung jichern, aljo ein Wobnrecht im Yande haben, jo mußten fie 
fih in den Schuß des Kaiſers begeben; rechtlich betrachtet: mur, wenn fie ſich 
mit Erlanbniß des Kaiſers niederließen, waren fie vor willfürlicher Aus: 
treibung geichüßt, damit aber auch Staatsangehörige. °) 

Wenn man diefe Genehmigung zur Niederlajjung ebedem, wie beute, als 
Aufnahme zu bezeichnen pflegt, von einem jus recipiendi Iudaeos geſprochen 
wird, jo ift doch zu bemerken, daß ſich dieſe Aufnahme von der modernen 
Aufnahme in den Staatsverband, von der Naturalifation twejentlich unter- 
icheidet. Den Juden wird die Staatsangehörigkeit nicht verliehen unter der 
Bedingung der Niederlafjung, jondern fie erwerben dadurch, daß fie fich mit 
Erlaubniß der Obrigkeit niederlaflen, ipso jure die Staatsangehörigfeit. 
Niederlaffung und Erlaubnißertheilung wirken in gleicher Kraft zur Entjtehung 
des Rechtsverhältniſſes mit, „find gleichwertbige Ihatbejtandsjtüde des Be— 
gründungsaftes, die Erlaubnigertheilung ift nicht allein die wirkende Urſache 
und die Niederlafjung nur Bedingung ihrer Nechtswirffamfeit, ſondern Die 
Niederlafjung iſt der obrigfeitlichen Genehmigung gleichitehendes Begründungs- 
moment. Beſonders deutlich fommt dies VBerbältniß von Genehmigung und 
Niederlafiung in dem Privileg des Kölner Erzbiichofs für die Kölner Juden 
vom %. 1252 zum Ausdrud, wenn es darinnen heißt:“ „Wir glauben, daß 
es nicht wenig zum Wohljtand und zu unferer Ehre beitragen wird, wenn Die 
Juden, welche aus Anvertrauen und in der Hoffnung auf unjeren Schuß und 
unjere Gnade ſich unjerer Herrichaft unteriverfen, auch wirflich des erwünschten 
Schutzes theilbaftig werden. Darum ertheilen wir den Juden, welche nad) 
Köln ziehen, um hier zu wohnen, oder, welche hier ſchon anſäſſig find, die 
Gnade, daß fie, jobald fie in die Mauern von Köln eingezogen find, mit 
ibrer Berjon und ihrer Habe, unter unjerem Schuge ſtehen.“ 


) Sie gelangen z. B. zu Aemtern; vergl. Köhne, Ter Uriprung dev Ztadtverfajlung 
in Worms, Speyer und Mainz, 1890, in Gierke's Unterluchungen zur deutichen Staats» 
und Rechtsgeſchichte, Heft 31, S. 7 und 174. 

Vergl. in dem Art. Juden in v. Holtzendorff's Rechtslexiken Bd. II, S. 415, 
von Hinſ hins den Paſſus: „Kammerknechtſchaft d. h. die Idee, daß die Juden nur frait 
des Schutzes ein Recht zum Aufenthalt in Deutſchland haben.“ 

Vergl. Stobbe, die Juden in Deutichland während des Mittelalters ©. &% 
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Aus dem Umſtande, daß die Anſäſſigmachung binfichtliy des Erwerbs 
der Staatsangehörigfeit durch Juden nicht blos Bedingung, jondern mit: 
bejtimmendes Element ijt, erklärt fich auch, daß die Juden, trogdem fie nicht 
mehr durch Niederlafiung schlechthin Staatsangehörige werden, doch twie die 
übrigen Staatsangehörigen kurzweg als Iudaei manentes, degentes, habi- 
tantes, commorantes bezeichnet werden. So jagt Friedrich IL. in einem bei 
Petrus de Vineis, epistolae Basil. 1566, 8 mitgetheilten Schußprivileg :') 
omnes et singuli Iudei degentes ubique per terras nostrae juris- 
dietioni subjeetas Christianae legis et imperii praerogative, qua 
dominamur et vivimus, servi sunt nostrae camerae speciales, und in 
einem Schußbriefe Friedrihs von Dejterreih vom J. 1244 heit es: °) 
quoniam uniuscuiusque condicionis homines in nostro dominio com- 
morantes volumus gracie et benevolencie nostre participes inveniri, 
Iudeis universis et in distrietu Austrie constitutis hece jura statuimus 
ipsis inviolabiliter observanda. ‘) 

Man könnte verjucht jein, der bejonderen Rechtsjtellung, welche die Juden 
im deutſchen Staate bis herab in unfer Jahrhundert einnehmen, indem fie 
nach privat», wie öffentlichrechtlichen Ausnabmebejtimmungen lebten, auch für 
die Frage der Staatsangehörigfeit einen gewiſſen Einfluß beizumeljen. Man 
fönnte fie etwa als geduldete Ausländer, als defacto Unterthanen, als Schuß: 
verwandte‘) bezeichnen wollen und in der That nennt Stobbe’) auch die Juden, 
welchen der Aufenthalt im Lande gejtattet it, Ausländer. Allein man darf 
nicht vergejien, daß ſich in jener Zeit die Staatsangebörigkeit der Negel nach 
nur nad dem Wohnfig im Lande bejtimmte. Der Staatseinwohner ift der 
Staatsangehörige. Die Juden werden, wie die oben erwähnten Belege zeigen, 
al$ manentes, habitantes, aljo als Einwohner bezeichnet umd mit anderen 
Einwohnern, die zweifellos Staatsangebörige find (Judaei et caeteri ibi 
m.nentes negotiatores), zujammengeftellt. Ihre Beziehung zum Staate kann 
daher nicht blos ein der Staatsangehörigfeit analoges Verhältniß, ſondern 
mr das Staatsangehörigfeitsverhältniß jelbjt fein. Sie haben ein Wohnrecht 
im Staate oder, wie es Myler von Ehrenbach, jener ausgezeichnete 
Juri jedes 17. Jahrhunderts, ſagt,) „ut Judaeos recipere ab initio est 
libertatis, ita retinere est necessitatis“ Was fie von anderen 
Staatseimvohnern unterscheidet, ift lediglich, dak ſie an der objektiven Rechts: 
gemeinschaft dieſer nicht vollen Antheil haben. Darum find fie aber nicht 
Staatsfremde, jondern nur Nationsfremde, nicht hostes, jondern ſtaatsan— 
gehörige peregrini. Daß im jtaatsrechtlichen Sinne den Gegenjaß zum 
fremden der amläflige Jude bildet, kommt im Wortlaut eines bei Stobbe 


) Vergl. Stobbe a. a. O. S. 202. 

2) Vergl Stobbe ©. 297 fi. 

) Vergl. noch folgende Stellen bei Stobbe S. 231 und 204: ‚„„Judaei vel caeteri 
ibi manentes negotiatores“ (aus einer Urkunde Otto's 1. v. 965, inhaltlich deren derjelbe 
den heiligen Morig den Königsbann über die Juden und andere Kaufleute jchenkte); „nego- 
tiatores vel Judaei ibi habitantes“ (aus einer Urk. Ottos I. für Magdeburg von 
J. 973): „Judaei sub imperio residentes“ (au& Semeiner, Neichsjtadt Regens— 
burgiiche Chronik Bd. III ©. 602 nr. 1215). ü 

*) Vergl. über dieſe Kategorie von Fremden Laband, deutjches Reichsſtaatsrecht 
(2. Aufl.) Bd. II ©. 32). 

>)’ A. a. O. 5. 152 verglichen mit S. 104. 

) Myler, delineatio de prineipibus et statibus Imperii Rom, Germ, eorumve 
praecipuis juribus, 2. Ausg. 1658, cap. 68 nr, 6. 
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a. a. O. ©. 216 mitgetheilten Thüringer Privileg vom J. 1868 zu vor: 
züglichem Ausdruck: „Die anſäſſigen Juden und ihr Geſinde find nicht geleit- und 
zollfrei; aber fremde Juden, die um uns nicht wohnhaft ſin, wollen wir des nicht 
vortragen.“ Bedenken könnte noch erregen, daß den Juden mit fortſchreitender 
Ausbildung der nutzbaren Seite des Judenregals die Erlanbniß zum Aufenthalt 
im Staate oft mur im zeitlicher und räumlicher Beſchränkung ertbeilt wurde, nur 
für eine bejtimmte Anzahl von Fahren oder nur für beftimmte Orte.’ Allein 
damit verloren fie noch nicht die wejentlichen Merkmale des Einwohners und 
Staatsangebörigen. Ihre Stellung als Staatsangehörige ift nur eine modifizirte, 
jie find Staatseimwohner, Staatsangehörige zweiter Klaſſe, Staatsangehörige, 
deren Wohnrecht unter Umständen zeitlich und räumlich beichräntt iſt. 

Noch intereffiert uns für die Periode des Mittelalters die Zugehörigkeit 
zu den Territorien und Städten von dem Momente an, wo beide jelb: 
ſtändige politische Gebilde wurden. 

Späteftens mit dem 13. Jahrhundert ’) verwandelten fich die Verwaltungs: 
bezirfe der Herzoge, Grafen und Markarafen aus bloßen Amtsdijtriften der 
Reihsgewalt in Gebiete jelbjtändiger Staatsberrichaft, der Landeshoheit, und 
den gleichen Charakter nahmen viele mit großen Nechten ausgeftattete Grund— 
berrichaften an. Mit dem 12. Jahrbundert wurden die Städte, die bislang 
nur Wirtbichaftsverbände geweien waren, zu jelbitändigen, politiichen Ber: 
eimigungen, zu Korporationen des öffentlichen Nechts, zu commiunitates, ge- 
weinen der burgere.‘) Es gab alſo von nun an eine „Zugehörigkeit“ zu 
Territorium und Gemeinde im staatsrechtlichen Sinne des Wortes Doc 
waren beide ihrer rechtlichen Natur nach verichieden. Das Territorium war 
nicht, wie die Stadt, zu einer Gebietsförperichaft geitaltet. Nicht die 
Gejammtbeit der Zerritorialeingefeffenen war Subjekt der Yandesboheit md 
der Landesherr nur jtellvertretender Träger derjelben, ſondern die Yandeshoheit 
jtand dem Fürſten zu eigenem Rechte zu und die Territorialeingefefienen jammt 
dem Gebiete, auf welchem fie jaßen, waren lediglich Objekt der Herrichaft 
des domimus terrae. Die Territorialangebörigfeit war alfo, wie die Reichs— 
angebörigfeit, Unterworfenheit unter die Herrſchaft eines Gebietsherrn. Die 
Gemeindeangebörigfeit dagegen war Zugebörigkeit zu einer Korporation, Ge: 
meindemitgliedichaft. Der Unterschied in der Rechtsſtellnug des Territorial: 
und Gemeindeangebörigen fam darin zum Ausdruck, daß die eriteren Unter: 
tbanen, subditi d. h. Untergebene hießen, die legteren Dagegen Bürger, eives, 
ineolae.’) Auf die Art des Erwerbs beider Gebietsangebörigkeiten hatte dieſer 
Unterichied, wie wir jofort ſehen werden, feinen Einfluß, die in diefer Bes 
ziebung auftauchenden Berjchiedenheiten führen vielmehr auf die Verſchieden— 
artigkeit des Umfangs der Nechtswirfungen, welche ſich an beide knüpften, zurüc. 

Der Entwicklung des Territoriums aus Diitrikten der Neich s verwaltung 
und aus grumdberrlichen Bezirken entiprechend, enticheidet über die Zuge: 
börigkeit zum Territorium das Sihen, das Wohnen im Gebiete. Der Ter: 
rıtorialeingejejlene tit der Untertban, leßterer beißt darıım auch wohl Unteriaie. 


Beiſpiele jiebe bei Stobbe 2. 16, 17, 24. 
”), Bergl. Siegel, deutſche Rechtsgeſchichte, 1. Aufl. S 95, S. 213. 

) Bergl. v. Below im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften Bd. 11, S. 791: 
Wierte, Das deutihe Genoſſenſchaftsrecht Bd. IL, S. 598: Nöhne, Der Urſprung der 
Stadtverfaffung in Worms, Speyer und Mainz, a. a. O. ©. M. 

% Berg. eine von Gierke, Bd. II, 3. 72T M. 105 eitierte Urkunde vom J. 1293 
inter subditos nostros et civitatun: vestrarum ineolas.“ 


u, 
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Die Zugebörigfeit zur Stadt ') war urjprünglich eine einheitliche; Bürger, 
ceives, incolae, habitatores waren jynonyme Begriffe‘; Die Zugehörigkeit 
beſtimmte fi durch Wohnfig.‘) Mit Einführung der Rathsverfaſſung trat 
eine Abjtufung im der Nechtsitellung der Gemeindemitglieder ein. Bei dem 
reihen Zuzug, welchen die Städte in dieſer Zeit des Aufblühens von Außen 
erhielten, *) war es nicht möglich und angemefjen, allen Einwohnern Theilnahme 
am Stadtregiment zu gewähren. Die Einwohner zerfielen von nun an in 
eine berrichende und eine dienende Gemeinde. Stadtherren, Mitglieder der 
eriteren Gemeinde, aus deren Mitte die Stadtorgane hervorgingen, waren nur 
die ehemaligen Mitglieder der Markgenoſſenſchaft, alfo diejenigen, welche neben 
Wohnung in der Stadt auch Grundbeſitz dajelbit hatten.) Sie bildeten die 
Bürgerichaft im engeren Sinne, welcher die übrigen Einwohner als bloße Bei: 
ſaſſen, Hinterſaſſen, Inwohner gegenüberjtanden.’) Noch war aber jeder Bürger 
im engeren Sinne zugleih Beiſaſſe, der Bürger mur der vollberechtigte Ein: 
wohner.“ Dies änderte fich mit dem Aufkommen von eives non residentes, 
von Ausbürgern. Neben den Erwerb des Bürgerrechts im engeren Sinne 
durch Wohnſitz mit Grumdvermögen in der Stadt trat Erwerb desjelben durch 
von beiden nicht bedingte Aufnahme, Durch Verleihung.”) Die Stadt nahm 
auswärtige Nitter umd Dörfer in die Bürgerichaft auf, einerſeits im eigenen 
Intereſſe, um die Wehrfraft der Stadt zu erhöhen, andererjeitS aber auch im 
Intereſſe der Aufgenommenen, um fie des ftädtiichen Schuges theilhaftig werden 
zu laſſen.“) Es gab alfo Bürger, die nicht zugleich Beiſaſſen und nicht zugleich 
Grumdbejiger in der Stadt waren. Der Zwed, welchem das Ausbürgerthum 
dienen jollte, konnte dauernd nur erreicht werden, wenn auch die Kinder dieſer 
nicht in der Stadt wohnenden Bürger Bürger wurden. So entjtand ein 
dritter Ermwerbsgrund des Bürgerrechts, die Abſtammung, und diejer übertrug 
jih alsbald auch auf die in der Stadt wohnenden Kinder. Die Kinder von 
in der Stadt anſäſſigen Bürgern erwerben nunmehr mit der Geburt nicht 
blos Einwohner:, jondern auch Bürgerrecht. Schließlich trat die volle Trennung 
von Beiſaſſen- und Bürgerrecht ein. Die beiden neuen VBürgerrechts:Erwerbs: 
gründe verdrängten den dritten, Wohnen mit Grundbeſitz. Das Erfordernif 
des Wohnens in der Stadt fand als Vorausjegung des Bürgerrecht3 voll: 


'; Bergl. zum Folgenden Gierke, Das deutjche Benofienfchaftsrecht Bd. II, ©. 700 it. 

”) Siehe Sierfen.a DO. Bd. II, &.575 Was Sohm, Die Entjtehung des deutichen 
Städteiweiens, 1890, S. 21 und 27, über den Begriff Bürger jagt, beirtfft ſchon den engeren 
Bürgerbegrift. Bergl. auch Eljter, Art. Anzugsgeld im HWB. der Staatsw,, Bd. I, S. 354. 

Vergl. auch Planda.a. ©. Bd. 1, ©. 63: „Di ericdtsangebörigen im Stadtrecht jind 
urjprünglich die ſeß haften Bürger dev Stadt mit Weib und Kind“. Allerdings wird ©. 78 
angefügt: „Wohnung im Sinne eines längeren ftändigen Aufenthalts macht auch in Stadtrecht 
noch nicht zum Bürger oder Gerichtsangehörigen.“ Es entipricht dies der von v. Planck 
fiir die Gerichtsangebörigfeit nach Yandrecht vertretenen, oben näher beiprochenen Auffaſſung. 

" Weber die verichiedenen Arten der in den Städten neben den Grundbefigerm meu 
entitehenden Bejellichaftsflailen vergl. Jolly, Art. Gemeinde-Mitgliedſchaft inv. Stengel's 
Wörterbuch des deutichen Verwaltungsrechts Bd. J, &. 512. 

Bergl. in diejer Richtung die Angaben von Müſcheler a. a. ©. S. 60 bezüg— 
lid; dev Verhältniſſe in Luzern und Zürich. 

Siche v. Below, Art. Bürgerrecht im HWB. der Staatswillenidhaiten Bd. II, ©. 797. 

’, Ueber den Unterſchied von cives maiores und minores j. auch Köhne's ion an— 
geführte Abhandlung. Der Urjprung der Städteverfaffung in Worins, Speyer und Mainz S. 302. 

" Beijpiele bei Nüjcheler ©. 61 ff. 

Köhne erwähnt Verleihung des Kölner Bürgerrechts ſchon für das 12. Jahr— 
hundert, a. a. O. S. 7,56%. 2 und S. 76. 

Daher wurden dieje Bürger mandmal auch Schutz- oder Schirmverwandte genannt. 
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fommene Bejeitigung, das Erforderniß des Grundbejiges wurde zu einer Auf: 
nahmebedingung und zivar wurde in Ddiejer Richtung nicht mehr Grumdbefit 
in der Stadt und bald überhaupt nicht mehr Grundbeſitz, jondern nur Ber: 
mögensbeſitz jchlechthin gefordert, deiien Borbandenjein entweder durch Nachweis 
einer bejtimmten Rente oder durch Erlegung eines Bürgergeldeg feſtzuſtellen war ' 
Alles in Allem genommen, baben wir alſo, wie im römischen, jo im deutichen 
Gemeinderecht Bürger: und Einwohnergemeinde im jelben Orte vereinigt.) 
Wenn jchon der Erwerb des Bürgerrechts auf dieſe Weife durch Wohnſitz 

‚am Orte nicht mehr bedingt war, jo hielt doch die Erinnerung an die ur: 
jprüngliche Abhängigkeit desielben vom Inkolat in dem Nechtsfage nach, daß 
die in der Stadt wohnenden Bürger durch Aufgabe ihres Wohnfites da: 
jelbit, alfo durch Wegzug, auch ihr Bürgerrecht verlören, wenn nichts anderes 

vereinbart jei. Wir entnehmen das alsbaldige Entſtehen dieſer Rechtsregel 
daraus, daß die Schriftiteller der nächſt- d. h. auf Die Nezeption des römischen 
Nechtes folgenden Periode ein befonderes Gewicht darauf legen, Dielen Be— 
endigungsgrund als einen Tolchen hervorzuheben, welder der consuetudo 
(sermaniae jeine Entitebung verdankt.) Sie wollen mit Ddiefer Bemerkung 
daranf ee macen, daß der für das römiſche Ortsbürgerrecht geltende 
Rechtsſatz, daß deſſen Beſtand durch Domizilsveränderung wicht berührt werde, 
ſich Hinfichtlich des deutschen Gemeindebürgerrechtes nur in geringem Umfang 
Eingang verichaffte. Daraus geht aber hervor, daß die eritere Mechtäregel 
ſchon vor der Aufnahme des römischen Nechtes in Deutichland ing Yeben trat 
und zwar ſchon lange vorher, denn ſonſt bätte fie jich wohl faum gegenüber 
dem eindringenden fremdländiichen Nechte im Kraft erhalten fünnen. 


— 


 BVeral. v. Below a a. O. Be II, S. 797 und die von Nuicheler S 59 
ntitgetbeilten Belege. 

) Müjcheler bat in jeinen ichen öfters genannten Beiträgen zur Geſchichte des 
heimatbliden Gerichtsſtandes aud eine Entwidhung des Rechtes der Gemeindeangehörig— 
feit vom 10. Jahrhundert ab gegeben. Beranlaßt wurde er biezu durch den Umstand, dab 
jih jſchon nach Schweizervecht Älterer Zeit der Gerichtsjtand u. A. nad) der Gemeindeangebörig: 
feit beitimmte. Nüſcheler berüdfichtigt bei feinen Ausführungen bereits für diefe Periode 
die Berbältnifie der Yandgemeinden: er kurnte dies, weil diejelben bier chen Früher als im 
Reiche den Charakter bios wirtbichaftlicher Verbände abjtreitten. Zeine Nefultate, Die zum 
Theil auf der Abhandlung von v. Wyß, die ſchweizeriſchen Yandaemeinden im der Zeitſchrift 
für jchweiz. Recht Bd. I (1852) fußen, leiden am zu großer Unvollſtändigkeit und Ber: 
ſchwommenheit. Gr untericheidet die Nechtsverhältnifie in den Landgemeinden des platten 
Yandes, den Gebirgägemeinden und Städten. An den Landgemeinden der Ebene jei der 
regelmäßige Erwerbsgrund dev Wohnfig geweien (S. 46. Was der ausnahmsweiſe, jagt er 
nicht. Nach der Oeffnung von Töß Grimm, Weistümer l, S. 133 dürfte Wohnſiß der 
einzige geweſen ſein. Ferner läßt Nüſcheler im Unklaren, ob er ſonſt den Wohnſitz als 
einfache Gemeindeangehörigkeit herbeiführend anſieht. Er ſcheint dies bei den Gebirgs— 
gemeinden, nicht aber bei den Städten zu thun (S. 50 und 53). Bei den Städten nenm 
er die bloßen Einwohner Nichtbürger im Zinne von Nicht-Gemeindegenofjen, wenn er 
andererjeitö auch erflärt, da in den Stüdten wohl Anfangs derielbe Grundiaß, wie bei den 
Landgemeinden der Ebene gegolten habe, nämlich der, da die Heimath durch Wohnitg be- 
dingt ſei (S. 66) 

) Bergl. Sail, olmervationum praetiearum (1578) Ib, Il, obs. 36 nr. 5: domi— 
cilinmm originis de jure communi immutabile est, ade» ut renuntiatio eivis et trans 
latio domieilii nihil operentur, eo quod jura naturalia sint immutabilin: quocungue 
se transfert civis originarius, nililominus jus originis retinet, Et hoc potissimummn 
procedit «quoad munera et honores et sie onera perspnalia, secus est quond juris 
dietionem, nam forum originis amittitur, quando domieilinm originis relinquitur 
Sed aliter se habet consnetudo ubique et praesertim inGermania recepta. 
Nam civis originarius renuntians eivitati et domicilium alia trausferens civis esse 
Jdesinit non solum quoad munera ser etiam quad jurisdietionem: en ipso, morl 
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Abjchließend ift zu bemerken, daß zu den incolae der Stadt auch die 
Juden zählten, daß fie aber von dem Augenblide an, wo das Judenregal 
auch an Städte verliehen wurde (vergl. Stobbe, a. a. O. ©. 23 ff.), den 
Inkolat nur durch polizeilich genehmigte Niederlafjung erlangten. 

Nachdem wir die Erwerbsgründe von Reichs-, Staats: und Gemeinde: 
angehörigfeit für den bis zur Aufnahme des fremden Rechtes in Deutichland 
reichenden Zeitraum der Entwicklung im Einzelnen erörtert haben, obliegt uns 
noch, die Frage zu beantworten, ob Neich®-, Staats: und Gemeindeangebörigfeit 
in Bezug auf ihren Erwerb in irgend welchem Verhältniß zu einander jtanden, 
ob und inwieweit etwa der Erwerb der einen den Erwerb der auderen bedingte: 

Da einfache Gemeindeangebörigkeit, Staats: und Neichsangebörigkeit 
durch dasjelbe Moment dev Niederlafiung begründet werden, fünnte man ver: 
ſucht fein, zu der Meinung zu neigen, die beiden Leßteren ſeien binfichtlich 
ihrer Entftehung durch Gemeindeangebörigfeit bedingt geweien, jo daß durch 
das Mohnen in der Gemeinde zumächit nur Die Gemeindemitgliedichaft und 
erit durch dieſe Staats: md Neichsangebörigkeit entftanden wären. Allein 
man würde mit dieſer Auffaſſung der Dinge feblgeben. Das Wohnen in der 
Stadt begründet Staatsangehörigkeit und Neichsangehörigfeit nicht, weil es 
Gemeindeangebörigkeit zur Entjtebung bringt, Tondern weil es zugleich ein 
Wohnen im Staats: bezw. im Neichsgebiet iſt. Ebenſo iſt Neichsangehörigfeit 
nicht durch ZTerritorialgugebörigkeit bedingt. Beides wird dadurch bewieſen, 
Daß e8 ſchon nach dem Staatsrechte jener Zeiten Perſonen gab, welche durch 
Wohnſitznahme in einer Stadt wobl Zugehörigkeit zum Reiche, nicht aber 
Zugehörigkeit zum Territorinm oder zur Stadt erlangten Es find die Reichs— 
unmittelbaren. Diejelben erwarben durch Niederlaflung in einer Stadt, in 
einem Territorium wohl ibr Domizil dajelbit, fie wurden dadurch aber nicht 
Stadt: oder Yandeseimvohner im jtaatsrechtlichen Sinne, für fie batte das 
Wohnen in der Stadtmark und im Territorium nicht Unteriverfung unter Die 
Stadt: und Territorialgewalt zur Folge; fie waren nur in eivitate und in 
territorio, aber nicht de eivitate und de territorio. Wenn fie dennoch durch 
ibr Wohnen in Stadt und Yand Neichsangehörige wurden, jo konnte Dies 
jeinen Grund nur darin haben, daß ihr Wohnen in Stadt und Yand zugleic) 
ein Wohnen im Meiche war, denn Gemeinde: und Zerritorialzugebörigfeit 
fehlte bei ihnen.) Damit ift der Verweis geliefert, daß die Zugehörigkeit zum 
höheren die Zugehörigkeit zum miedrigeren Gemeinweſen nicht bedingte.) 
mutat, domieilium perdit. Ferner Knipſchitdt, tractatus politico-historico-juridiens de 
juribus et privilegiis eivitatum Imperialium (1657) Iib. Il, cap. 29 nr. 161: recepta 
(iermaniae consuetudo est, ut eivis originarius vel etiam assumtns eivitati renuntians 
et domieilium alio transferens eivis esse desinat. Am dentlichiten drückt den Rechtsſatz 
Mevins aus, wenn er in jeinem Konmmentav ad Jus Inbecense lib, I tit. II nr. 17 
ſchreibt: Hodie eonsnetudine Germanine universali ex libertate migrandi et commo- 
randi nativitas amplius non atheit aut addieit loco sed eivis originarius alio domi- 
eilium transferens ipso secessu et animo non redeundi qua jurisdietionem, onera, 
inunera et privilegia eivium jus originis, quale olim fnit, amittit. 

Auch die Juden, welchen der Kaiſer die Anſuſfigmachung in einer Stadt oder einem 
Territorium bewilligte, waren ſolange von der Stadt: bezw. Territorialgewalt frei, als nicht 
der betreffende Landesherr bezw. die betreffende Stadt das Judenregal erworben hatte. Bal. 
Stobbe ©. 94, 98, 101. 

2) Böhlau vertritt in dem früher erwähnten Auflage über die Wandelung des 
Heimathrechtes in Medlenburg-Echwerin a. a. D., S. 325 und 347 die Anſchauung, im 


altjtändtichen Staate jei die Staatsangehörigkeit für den Städter von der Ortsangehörigkeit 
als von einer unerläßlichen Bedingung abgehangen. Zur Begründung führt er an: Im 


RE 
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Andererjeit3 war von dem Momente an, wo das Gemeindebürgerrecht 
nit mehr an die VBorausjegung des Wohnens in der Gemeinde gebunden 
war, auch Beſitz des Gemeindebürgerrechts ohne Zugehörigkeit zu Territorium 
umd Neih möglich: Auch ein Landesfremder fonnte in das Bürgerrecht einer 
Yanditadt aufgenommen werden. 


4) Bon der Aufnahme des römifchen Rechtes bis zum Ausyang des 
17. 3ahrhunderts. 


a) Das Recht der Staatsangebörigfeit. 
x 7. 


Wir haben gejehen, daß ich die Zugehörigkeit zu Neich und Staat bisher 
durh manere, commorari, durch Wohnbaftigfeit im Gebiet beitimmte. Beim 
Eindringen des fremden Nechtes lag es daher nabe, daß man auf diefe deutiche 
Wohnhaftigkeit die Sätze des römischen Staatsrechtes über das domieilium 
übertrug. Die bedeutendite Nechtsfolge bievon war fir die Frage der Staats- 
angehürigfeit dann die, daß nunmehr im Gegenſatz zum bisherigen Rechte, 
welches gleichzeitige Wohnbaftigfeit des Individuums an mehreren Orten nicht 
fannte, das BZujammentreffen mebrerer Staatsangebörigfeiten in derjelben 
Perſon Anerkennung fand, nachdem das römische Recht, da es für den Domizils- 
begriff nicht blos das Faktum länger dauernden Aurentbaltes, Tondern auch 
und zwar vorwiegend die Abficht, an einem Orte jtändig zu bleiben, forderte, 
ein mehrfaches Domizil derjelben Perſon an verjchiedenen Orten für rechtlich 
zuläſſig erklärte. ') 

Nun willen wir, daß ſich Säße des römischen Domizilsrechtes in Deutſch— 
land- wirklich Eingang verjchafften, allein es fragt jich, ob es Süße des römt- 
ſchen Staats: oder des Prozefrechtes waren, welche aufgenommen wurden; 
denn an das Domizil knüpften fich binfichtlich feiner Bedeutung als Beftimmungs: 
grund der Zugehörigkeit zum Wirfungsfreis einer öffentlichen Gewalt nach 
römischen Rechte nicht blos ſtaats-, jondern befonders auch prozehrechtliche 
Wirkungen. Durch Domizil wurde, wie durch origo, der allgemeine Gerichts: 
ſtand bejtimmt. 

Als prozehrechtlicher Begriff, als welcher er die örtliche Zuftändigkeit 
der verschiedenen im Staat vorhandenen Gerichte beitimmen joll, bezeichnet der 








Händiihen Staate habe das Individiuum als jolches ein diveftes Verhältniß zum Leben des 
Staates nicht, ſondern jtehe zu demjelben nur indirekt als Hinterſaſſe einer Obrigkeit in Be- 
ziehung. Der Bürger 3. B. habe zunächſt mur als Stadtbürger einen Antheil am öffentlichen 
chen der Stadt, nur ‚durch jeine ſtãdtiſche Obrigkeit vermöge er auch anf das Leben des 
Staates einigen Einfluß zu üben. Da es demnach wenigitens für Die binterfäflige Bes 
völferung des Landes ein wirkliches Staatsbürgerrecht nicht gebe, jo fünne der Begriff Stant>- 
engehörigkeit im ftändiichen Staate nicht ein jelbjtändiger jein, jondern nur als Folge der 
Korporationszugehörigkeit bezw. der Zugehörigkeit zu einem bejtimmten örtlichen Bezirke, aliv 
als Folge der Ortsangehörigfeit in Betracht fommen. Böhlan verwechſelt hier einfache 
Stoatsangebörigkeit und Staatsbürgerrecht; mit Staatsangehörigkeit muß nicht nothwendig 
Antheil am öffentlichen Leben des Staates verbunden jein; fie erfordert mur Unterthänigkeit, 
Unterworfenheit unter die Staatsgewalt. Webrigens würde es, nachdem Böhlau einmal 
in der Antheilnahme an politiſchen Leben des Gemeinweſens ein essentiale der Gemeinde— 
mitgliedichaft jieht (vergl. ©. 323), folgerichtiger ſein, wenn B öhlau ſagte, im alttändijchen 
Ztaate jehle der Begriff der Staatsangehörigfeit, als Ddiejelbe jei abhängig von Orts— 
zachörigkeit. Hinfichtlih des Bauern zieht Böhlau die richtige Konſequenz, wie oben 
- 138 Note 1 angeführt. 
1.5.1.682,1.2782D.50, 1 
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Wohnſitz lediglich die räumliche Zugehörigkeit zum einem Gerichtsiprengel, nicht 
zum ganzen Staatsgebiet. Prozeßrechtlich ift das domieilium immer Wohnen 
in einem beftimmten Gerichtsbezirfe, nicht auch Wohnen im ganzen Staats: 
gebiete. Nun ift die Mezeption des römischen Rechts in Deutjchland haupt— 
jächlich durch Gerichtsgebrauch erfolgt. Die Gerichte wendeten alſo vor allem 
zunächit für ihr Verfahren die Säge des römischen Nechtes an, joweit die 
Gleichartigkeit deutjcher Verhältniſſe jolche Uebertragung litt. Nachdem ſich 
bisher die Gerichtszuitändigfeit in Deutjchland durch Wohnfig bejtimmte, wurde 
alfo jedenfalls das domieilium als ein prozejjinales Inſtitut rezipirt. Das 
forum domieilii trat an Stelle des Gerichtsjtandes der Wohnhaftigkeit.") Wenn 
auch das römische Staatsrecht an jich von der Aufnahme in Dentjchland nicht 
ausgeichlofien war,“ jo bleibt demnach bei der geringen praftiichen Bedeutung, 
welhe der Staatsangebörigfeit und damit dem jtaatsrechtlichen Begriff des 
MWohnfiges in jenen Tagen zufam, doch die Frage, ob die Eigenthümlichkeiten 
des jtaatsrechtlichen Domizilsbegriffes neben dem prozeljualen in Deutjchland 
Eingang zu finden vermochten oder, ob man nicht vielmehr dahin gelangte, 
beide Begriffe als identisch zu behandeln und jomit auch im jtaatsrechtlicher 
Beziehung unter Domizil nur die Zugehörigkeit zu einem bejtimmten Orte oder 
Bezirke, nicht aber auch zu einem bejtimmten Yande zu verjtehen. 

Wenn wir zur Beantwortung diefer Fragen darangeben, die Nechtsregeln 
anfzufuchen, nach welchen fi) der Erwerb der Staatsangehörigfeit von der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts an bemaß, jo fehlen zwar auch für dieſe 
Zeit unmittelbar die Staatsangehörigkeit ordnende Rechtsſätze, nichtsdejtoweniger 
aber gewinnen unjere Nejultate gegenüber denjenigen, welche wir für die früheren 
Berioden erzielten, erheblih an Sicherheit, da wir für Feititellung des Nechts: 
zuftandes in diefem Zeitraume nicht mehr, wie bisher, auf Rückſchlüſſe aus 
Beitimmungen über Zugehörigkeit zu einem Staatsgebietstheil, zum Gerichts: 
jprengel, angewiejen jind, jondern für unfere Schlußfolgerungen Beitimmungen 
zu Gebote haben, welche das Staatsgebiet als jolches betreffen. 

Zunächſt jollte man glauben, die rechtliche Umänderung, welche das Ver— 
brechen des Hochverraths in jener Periode durchmachte, würde Anhaltspunkte 
für Löſung unſerer Fragen gewähren. Aus folgendem Grunde 

Mit dem 17. Jahrhundert kam der Rechtsſatz zur Ausbildung, daß das 
crimen laesae majestatis nur von Staatsangehörigen, von subditi begangen 
werden fünne. Bisher war der Hochverrath als ein Fall von Treubruch an: 
gejeben. Er jtand alſo, wenn auch jchwerer bejtraft, rechtlich doch auf einer 
Stufe mit anderen Trenverlegungen, 3. B. des Gefindes, des Bettgenofjen. Die ver: 
änderte Auffallung vom Staate, welche ſich im 16. Jahrhundert anbahnte, 
wornach die Staatsherrichaft dem Fürſten nicht zu blos perjönlichem Intereſſe, 
jondern zur Förderung des Wohles der Unterthanen zufteht, hatte zur Folge, 
dab der Hochverrath vom 17. Jahrhundert an nicht mehr als Verlegung eines 
Treueverhältniſſes, ſondern als ein Angriff auf Perſon und Stellung des 
Landesherrn als ſolchen Seitens des Gewaltunterworfenen d. i. eben des Staats— 
angehörigen geahndet wurde. Der Hochverrath erichien von nun an als Ber: 
legung des Gewalterhältniſſes zwiichen Herrſcher und Unterthban schlechthin, 
von welchem die Treupflicht nur ein Ausfluß iſt.) 


', Bergl. Wegell, Syſtem des ordentlichen Civilprozeſſes, 2. Aufl. ©. 432. 
2 Bergl. Dernburg, Pandekten Bd. I $ 84 und Bekker, Bandelten BD. I ©. J. 


Vergl. hierüber N nitſchky, das Verbrechen des Hochverratbes 1874 ©. 51. 
65, 67 umd Hälſchner, das gemeine deutiche Strafrecht Bd. II ©. 723. 
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Es wäre ſomit wichtig geweien, zu unterſuchen, wann dieſes Gewalts- 
verhältniß zwijchen Derricher und Untertban gegeben jei. Allein merkwürdiger— 
weite beichränfen fich die Kriminaliſten jener Tage darauf, hervorzuheben, daß 
das Verbrechen nur von Untertbanen begangen werden Eünne. Benedikt 
Carpzov 3. B., welcher in feiner Praetica nova rerum eriminalium 
imperialis saxonica (znerjt 1638) das erimen laesae majestatis in quaestio +1 
eingebend erörtert, begnügt fich damit, die Frage, wer das Verbrechen begeben 
fünne, in einem Nebenjage mit den Worten indubitatum... hose erimen non 
nisi subditis perpetrari zu erledigen,') während er der Frage, gegen wen 
das Delift begangen werden fünne, alſo dem Begriffe der majestas ausführ: 
lihe Bebandlung widmet. So finden wir in der ftrafrechtlichen Yiteratur 
diefer Periode nicht die gehoffte Unterftügung zur Erreichung unjerer Aufgabe. 

Ein Inſtitut des Itaatlichen Finanzrechtes, die jtaatliche Nachitener iſt es, deſſen 
Recht uns unmittelbare Rüdjchlüfje auf die Beitimmung der Staatsangehörigfeit 
in ımjerer Periode erlaubt. Jedoch dürfen wir zu dieſem Zwecke nicht, wie 
zu erwarten wäre, bei der Zeit einjegen, in welcher diefe auf die Auswander— 
ung aus dem Staate gelegte Abgabe (gabella emigrationis) zur Einführung 
gelangte, was mit Ende des 15. Jahrhunderts geichab,”) jondern wir müſſen 
pon der Epoche ausgeben, in welcher die Nachiteuer RL den Höhepunkt ihrer 
praftiichen Anwendung erreicht, zum Theil ſchon überschritten ") hatte, und dieſe 
fällt in den Anfang des 18. Jahrhunderts. Hieraus rüdwärts gehend, ge: 
winnen wir Damm die Rechtsſätze, nach welchen fich der Erwerb der Staats— 
angebörigfeit von der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts ab beitimmte. 

Im 18. Jahrhundert begegnen uns in einer Reihe deutscher Staaten, in 
Kur-Braunſchweig, Heſſen-Homburg, Württemberg, befonders aber in Preußen 
landesberrliche Erlafje, welche, um den Zuzug Fremder nach dentſchen Yanden 
zu fördern, denjenigen, welche ſich im Lande niederlaflen wollten, insbejondere 
Semerbetreibenden, Naufleuten, Kiünftlern, Nentnern, für eine gemille Zeit 
Freiheit von beſtimmten oder allen öffentlichen Abgaben und Dienſten, ſog. 
Freijahre verſprachen. 

Dieſe Maßregeln bildeten einen Beſtandtheil der mit dem Wirthſchafts— 
ſyſtem des Merfautilismus eng verbundenen staatlichen Bevölferungspolitif 
jener Tage, mit dem Streben der Negierung nach möglichjter Steigerung der 
Volkszahl im Intereſſe günftiger Handelsbilanz. 

Der Neichtbum des Landes hängt nad) diefer Anschauung von der Größe 
des Beliges der. Nation an Gold und Silber ab. Diejer jei, da man ihn 
mr zu geringem Theile in Deutichland aus eigenem Bergbau gewinnen könne, 
durch eine die Einfuhr von fertigen Waaren weit überjteigende Ausfuhr jolcher 
zu mehren. Man müſſe daher ſehr viele Waaren berzuitellen juchen und dazu 
bedürfe es eines hohen Standes der Bevölferung. Diejen aber zu erreichen, 
jei neben Verhinderung des Auswanderns Eingeborener und anderen Mitteln‘) 
eine e beſonders günſtige Maßregel die Hebung des Zuzugs Fremder. 


J A. a. O. nr. 16: quamvis indnbitatum sit hoe erimen non nisi subditis 
perpetrari, exinde tamen neqnaquam sequitar subditos contra magistratum vel 
superiores suos quosvis quid dolose molientes erimen laesae majestatis committere. 

2) Vergl. aud) Georg Meyer, Lehrbuch des deutichen Staatsrechtes 3. Aufl. S. 655. 

’, Bergl. Die Angaben bei Kreittmanr, Anm. über den cod. Max. — eiv. 
1758 Theil V, Kap. 25 8 22. 

+ Hterüber und überhaupt über die Benöfferungspolitit zur Zeit der Herrſchaft des 
Merkantilismus er Eljter Art. Bevölkerungsweſen im Handwörterbuch deu Staatswiſſen 
ſchaften Bd. II, S. 471 if, 
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Zu den Berjprechungen, welche um deswillen den Einwandernden ge: 
macht wurden, gehörte min auch und zwar vorzüglid) die Freiheit von Ab- 
fahrtsgeld beim Wegzug. Es find biefür einige Beilpiele anzuführen. 

Ein brandenburgiiches Patent vom 16. März 1719 betreffend „die Frei— 
heiten derer, jo aus fremden Yanden anher ziehen und bürgerliche Nahrung 
treiben“ bejtimmt unter Nr. 6: „wenn auch ein oder ander von jolchen An: 
gezogenen wieder wegziehe, jo joll von ihm Fein Abzugsgeld erhoben werden“ ' 
und ein Edift vom 3. September 1749 aus gleicher Quelle verjichert allen 
bemittelten PBartikuliers, welche jich im Yande etabliren wollen, dab, wenn 
diejelben über furz oder lang ihr Etablifjement in dem Lande quittiven, ihr 
Domizilium verändern und wieder auswärtig ziehen wollen, von der Erlegung 
von Abzugsgeldern befreit fein jollen ?) 

Aus diefen Erlaflen gebt hervor, daß, da doch dieje Freiheit von Abfahrts- 
geldern als eine Begünjtigung jener Fremden fich darjtellen ſoll, an fich die 
Niederlaffung es war, welche die Verpflichtung zur Leiſtung von Nachſteuer 
bei Aufgabe des Wohnfiges im Yande bervorrief, und Joh. af. Moſer 
bejtätigt ums diefen Sag als dem geltenden Rechte entiprechend, wenn er in 
dem Abjchnitte jeines neuen Deutschen Staatsrechtes, der „von der Yandeshoheit 
in Anfehung der Unterthanen“ handelt (1773), S. 234 jchreibt: „Die Nach— 
ſteuer kann nur vom denen gefordert werden, welche vorhin (wenigitens ihrer 
Abjicht nach) eine bleibende Wohnung in einem Lande aufgejchlagen oder 
gar demſelben eingeboren worden ſeynd, obgleich jene hernach ihren Sim 
andern und wieder auswärtig zieben”, und ©. 241: „Es ſei juris communis 
und aller Orten im römiſchen Reiche Gebrauch, daß ein Jeder, ſo domicilium 
zuum alio transferire, der Obrigkeit, darunter er wohne, die Nach— 
jtener gebe*.”) 

Nun werden wir aber weiter gewahr, daß eine Reihe von Berjonen, 
welche in einem Territorium wohnen, bei Aufgabe ihres Wohnfiges dajelbit 
von landesherrlicher Nachitener frei find, ohne daß es hiezu einer beſonderen 
Dispenjation Seitens des Landesfürjten bedürfte. Es find Dies „die Neichs- 
unmittelbaren, ihre Offizialen, Sefretäre, Syndifen, Kaſſierer, Kanzliſten, Boten, 
dann das kaiſerliche Neichspoftperfonal, wenn jolches jonjten mit dem Staate, 
worin es wohnt, in feinem nexu jteht“.‘) Hieraus erbellt, daß es nicht das 
Wohnen im Yande als jolches, jondern nur das Wohnen von gewiſſer Nechts: 
wirkung jein kann, welches die Nachitenerpflichtigkeit ins Leben ruft, genauer 
gejagt, daß nicht das Domizil, ſondern eine Nechtsfolge desjelben als rechtliche 
Urjache dieſer Prlichtigfeit zu gelten hat. Und diefe Rechtöfolge ijt eben Die 
Staatsangebörigkeit oder, wie die Nechtsiprache jener Periode lautet, die 
Territerialunterthänigfeit, die subjectio territorialis.’; Nur der subditus tit 
nachſteuerpflichtig. 

Das beſtätigen uns geſetzliche Zeugniſſe aus der zweiten Hälfe des 
16. Jahrhunderts, alſo aus der Zeit weiterer Ausbreitung der ſtaatlichen 


" Mylius, corpus constitutionum Marchicarum, Theil V 1, S. 405. 
”, Mylius, Continuationes 11, ©. 185. Weitere Angaben bei Eliter a. a. O. 
S. 473, N. 3 und 475,0. 1. 
) Vergl. auch uoch daſelbſt S. 238 „ſeine Wohnung verrücken.“ 
So Bodmann, äußeres oder nachbarliches Territorialverhältniß des Abzugs- und 
Nachſteuertochtes in Deutſchland überhaupt und im Erzſtifte Mainz insbeſondere, 1795, S. 28. 
Hert, Joh. Nie, diss, de subjeetione territorili, Gießen, 1698. 
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Nachſteuer, weshalb uns das Inſtitut der Nachitener geeignet erjcheint, 
bienah Die ums intereflirende Frage für die Zeit nach Aufnahme des 
römischen Nechtes zu beantworten. Der Neichsabichied von Negensburg des 
Jahres 1594 enthält in S 84 den Paſſus: „Alſo auch, jo der Nachjteuer 
halben gegen den Untertbanen Arresta angelegt würden“ und der voraus: 
gehende Augsburger Neligionsfrieden vom Sabre 1555 jagt in s 24: „Wo 
aber Unſere, auch der Ehurfürjten, Fürften und Stände Untertbanen der 
alten Religion oder Augſpurgiſchen Konfeſſion anbängig, von jolcher ihrer 
Religion wegen, and Unjeren, auch dev Ehurfüriten, Fürſten und Stände des 

H. Reichs Landen, Fürſtenthumen, Städten und Flecken, mit ihren Weib und 
—2 an andere Ort ziehen und ſich niederthun wollten, denen ſoll ſolcher 
Ab- und Zugang, auch Verkauffung ihrer Haab und Güter, gegen zimlichen, 
billichen Abtrag der Leibeigenſchaft und Nachſteuer . . . unverhindert männich— 
lichs zugelaſſen und bewilligt ſeyn“.) 

Nunmehr vermögen wir die Reſultate, welche ſich aus den Beſtimmungen 
über den perſönlichen Umfang der Nachitenerpflicht für unſere Frage ziehen 
lafjen, anzugeben. Es find die zwei Säge, daß auch in der Folge das Wohnen 
im Staatsgebiete der Rechtsgrund der Staatsangehörigfeit blieb und, daß auf 
diefes Wohnen von mm an die Nechtsregeln des Domizils im Sinne des 
römischen Staatsrechtes Anwendung fanden. Sie find nun des näheren zu 
erweiſen 

Der erſte Satz ergibt ſich aus der Thatſache, daß die Geſetzesſprache 
unjerer Periode oft Einwohner und Unterthan als Wechſelbegriffe gebraucht. 
So ſpricht der Neichsabjchied von 1544, welcher von der Türkenſtener handelt, 
in $ 10 vom obrigfeitlichen Nechte, die „Untertbanen“ um „Hülff und 
Steuer zu erjuchen“, während 8 68 dalelbit, welcher die Veranlagung der 
Türfenftener näher regelt, das Verbot der Doppelbelegung in folgende Worte 
faßt: „Mit der ferneren Ordnung, daß die Stände und jonderbare Perjonen, 
außerhalb unjerer Erbland geſeſſen deren Güter und Einfommens balber, 
die fie in unſeren Erlanden haben und daſelbſt versteuert und veranlagt werden, 
an dem Ort, da fie wohnhaftig jißen, zu veranlagen und ftenren zu 
diejer obbeichriebenen Anlag nicht jchuldig ſein jollen, damit die mit doppelter 
Anlag nicht beichtveret werden.“ Denjelben MWechiel des Ausdrucks, objchen 
nicht jo ſcharf hervortretend, zeigt auch S 60 des Neichsabichieds von 1530: 

So wollen Wir, auch Churfüriten, Fürften und Stände, daß diejelbe (d. h. die 
Shriiten, dem alten wahren chriftlichen Glauben anbängig), Jo in den Uber: 
fetten, Städten, Orten und Fleden geſeſſen, ..., die dieſen unſeren Ab— 
Ichied nicht angenommen, . . . in Unfer und des Heil. Neiches jondern Schuß 
und Berthädigungen ſeyn . . . jollen, wie andere Unfer und des Heiligen 
Reihe Schupvermwandten (ein Ausdrud, der bier und öfters an Stelle 
von Reichsunterthanen steht). Darzu wollen wir, aus Kayſerl. Macht, den— 


Um aud das Zeugniß eines bedeutenden Schrijtſtellers anzuführen, ſei Knip— 
ſchildt genannt, welcher in ſeinem ſchon erwähnten tract. de jur. et priv. civitatum Imp. 
vom J. 1657 in dem der Machiteuer gemwidmeten Kapitel (lib. II, cap. NN) wiederholt 
(or. 1,5, 11, 2D) erwähnt, die Nachiteuer treffe die subditos vel eives emigrantes; ins 
bejondere nr. 21: Ex praecedentibus constat duplex esse genus detractionis, primum 
ex domicilii mutatione, cum subditus civitatem deserit et domieilium in alte- 
rius Prineipis ac Domini territorium transfert, wann ev das Bürgerrecht auffkündiget 
und jih au andere Orth begiebet, quo casu antiquus Dominus certam portionem migran- 
tis patrimonio detrahit; secundum ... est, wann einer an frembden Orthen ichtiwas erbet 
und ſolche Erbichait aus dem Land oder Statt führet, muß er davon den Abzug bezahlen.“ 
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jelben Bürgern, Bürgerin und Einwohnern, jo noch des alten chriit: 
lihen Glaubens find, und darauff verbarren, ihrer Gelegenheit nad . 
einen freyen Ab: und Zuzug obne Beichwerde einiger Nachiteuer . . . zuge: 
laſſen und bemilliget haben.“ 

Für die zweite Thatlache liefert Ichlagenden Beweis die Begründung, mit 
twelcher die frage, ob der in den öffentlichen Gemeindedienft tretende Gemeinde: 
fremde, wenn er nach Löſung ſeines Dienftverhältniiies wieder die Stadt ver: 
lafie, Dem gemeindlichen Nachjtenerrechte unterliege, in der Nechtiprechung des 
17. Jahrhunderts verneint wird. 

Die Berneinung erfolgte nach dem Zeugniß von David Mevius, welcher 
die ‚Frage unter Nr. 365 jeiner Deeisiones '| befpricht, in folgendem Gedanken: 
gang. Ein Abzugsgeld könne nicht gefordert werden, wenn jemand non 
praeeipue incolatus causa ut membrum corporis sed ex alia — 
temporali in der Stadt verweile und nicht die Abſicht habe, auch bei Er- 
löſchen dieſer causa in der Stadt zu verbleiben (eitra istam non fixurus 
sedem). In diefer Yage jeien diejenigen, qui aut muneris quod sustinent 
gratia aut ex contractu quodam speciali ibidem non tantum sui 
sed aliorum causa degent, veluti si pro aliquo usu civitatis locaverint 
operas aut conduxerint operas. Das ſei auch der Fall bei dem „offi- 
eialis publieus“ Und nun folgt der wichtige Sag: Subjectio cum 
indefinita non sit eorum, qui otfieii vel ministerii causa in urbes 
veniunt, ideo nee eives proprie dieti redduntur. Der Gemeindebeamte 
wird alſo nicht eivis, d. i. bier eivis im weiteren Sinne, gleichbedeutend mit 
ineola, teil er in der Stadt fein domieilium erwirbt, und diejes erwirbt er 
nicht, weil ihm der animus perpetuo manendi fehlt; der Aufenthalt wegen 
Uebernabme eines öffentlichen Amtes gilt jener Zeit nur als temporärer, °) 
nicht al® dauernder Aufenthalt. *' *) 


") Devisiones super eansis praeeipuis ad supremum Tribunal regiunm Wisma- 
riensis delatio, 1653. . 

Es wird weder von Mevins noch von Anderen der Gedanke ausgejproden, 
aber es lieat nahe, daß auf dieſe Meinung auch der Umjtand Einfluß hatte, daß nad) der 
Auffaflung jener Zeit der Beamte für jederzeit entlahbar galt; veral. bierüber Rehm, die 
rechtliche Natur des Staatsdienjtes nad deutihem Staatörect S 5—7, Annalen 1884, 584 fi. 

) An analoger Weife bat nach der Anſchauung jener Zeit überhaupt fein Beamter 
al> older am Orte feines Dienſiſitzes Ortödomizil, ebem weil ihm der animus perpetuv 
manendi an ſich fehlt. Das Nähere davon jpäter. Einſtweilen vergl. Mevius, ad jus 
Lubee. Comm., Praelim. quaest. III, nr. 39: ofhieialis, etiamsi per longum tempus in 
aligno loco serviet, quia officii saltem causa commoratur, domieilium non ceontrahit, 
etiam vel domum ibi emisset. cum id non perpetuo habitandi sen permanendi sed 
melius munus suum exercendi causa faciat. 

+, Ein Seitenjtüd zur Stellung, welde die Beanten gegenüber der Gemeinde ihres 
Dienititges einnehmen, bilden die Schußverwandten im Rechtsſinne. Dieſe unterjtehen zwar 
der Gemeindegewalt, aber fie find mr subditi temporarii. Ihrem Aufenthalt fehlt die 
Domicilsabſicht Ihr Aufenthalt iſt nur als temporärer anerkannt (Pächter, Dienſtboten). 
Folge davon iſt, daß ſie gegenüber der Gemeinde ihres Aufenthalts nicht nachſteuerpflichtig 
iind. Vergl. Bodmann, inneres Territorialverhältniß 1791 S. 41 #. Bei den in der 
Gemeinde dagegen anfäjfigen Juden wird Domizilsabjicht angenonmen, fie find nachiteuer: 
pflichtig (GBodmann a. a. O ©. 196) ein deutlicher Beweis dafür, daß der Judenſchutz 
nicht Schutzverwandtſchaft im techniſchen Sinne. Bodmann jagt a. a. O. ſehr richtig: „Juden 
find feine bürgerlichen Einwohner, bleiben aber Unterthanen“, d h. incolae in des Wortes 
rechtlicher Bedeutung. leber die tolerati des ig Rechtes vergl. Kreittmayr, 
Anm. zum cod. Max. Bav. eiv. Theil V, Kap. 25 $ 5: „Tolerati beißen in der hieſigen 
Refidenzitadt jene, welche weder das große noch kleine Bürgerrecht — leßteres iſt nach Kreitt- 
manr /S 9 ebenda) identiich mit Beiſaſſenrecht —, ſondern nur vom Stadtoberrichteramt 
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Indem in diefer Begründung ala Vorausſetzung des Inkolats die Abficht, 
ftändig zu bleiben (citra causam temporalem sedem fixurus) gefordert 
wird, it ein Requiſit des römischen Domizilbegriffes geltend gemacht, und 
indem dieſe Abſicht als eine Vorausfegung der Eivität im weiteren Sinne, 
de? incolatus, verlangt wird, ift angedeutet, daß das Domizil als rechts— 
begründende Thatfache des Staatsrechtes in Betracht gezogen wird. 


Die Anwendung der Beitimmungen des römischen Staatsrechtes über 
Domizil anf deutfche Gemeindeangehörigkeit ijt hiemit erwieſen. Es ift fein 
Grund vorhanden, nicht anzunehmen, daß diefe Beſtimmungen aucd auf die 
dentfchrechtliche Staatsangehörigkeit angewandt wurden. Auch der in landes- 
herrliche Dienjte tretende Ausländer ift officialis publieus. Er erwirbt als 
folher fein Domizil im Staate und demgemäß auch nicht die Staats-Eivität, 
die Staatsangehörigfeit Ein ummittelbare® Zeugniß hiefür haben wir aus 
der Rechtsſprechung des 18. Jahrhunderts. Zub. Ulrich von Cramer theilt 
in feinen „Weglarifchen Nebenſtunden“) ein Urtheil des Reichskammer— 
gerichts mit, inhaltlich deſſen die consiliarii principum für nachſteuerfrei er: 
Märt werden. Vorausſetzung der Pflicht zur Nachiteuer fei einmal die Eigen: 
Ihaft eines subditus und dann, daß man durch Auswanderung aufhöre, dies 
zu fen. Die officiales feien feine subditi, quia non aliter quam ratione 
officii obligati Die Aufhanung des 18 Jahrhundert? wird wohl auch 
Ihon die der voraufgehenden beiden Jahrhunderte gewefen fein. 

Würde ums für den Beweis der aufgeftellten Behauptungen auch die 
unterjtügende Beihilfe von Gejeg und Rechtſprechung fehlen, jo wären wir 
doch nicht aller Beweismittel bar. Im Laufe der von uns behandelten Periode 
it die deutfche Rechtswiſſenſchaft, insbefondere auch die Staatsrechtswilfen- 
fhaft zu reicher Entfaltung gekommen und fie hat nicht unterlafien, auch der 
—F der Staatsangehörigkeit ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Mit den 

gebniſſen, zu welchen fie in dieſer Richtung gelangte, finden ſich die Hier 
ewonnenen Refultate im Einklang. Ein Ueberblid über die literariiche Be: 
dfung unferer Trage im 16. und 17 Jahrhundert wird dies darthun. 


Maßgebende Richtung gab der mwiljenfchaftlichen Auffafjung der Sache 
der befannte Prozefjualift Andreas Gail. Im liber II feiner practicae 
observationes (vom J. 1578) behandelt er in der observatio Nr. 35 die 
Frage: incola an obligetur consuetudinibus et legibus eius loci, ubi 
ineola est. Er bejaht die aufgeworfene Frage, und zwar aus zwei Gründen. 
Der eine ift der, das Wort incola fei gleichbedeutend mit eivis und sub- 
ditus Und zwar folge die Gleichitellung mit eivis aus 1. 190 D. 50, 16, 
ubi dieitur, quod appellatione provincialis incola veniat, die Weber: 
enftimmung mit subditus aus der Gloſſe zu Clement. II cap unic. und 
zwar aus deren Bemerkungen zum Worte subditos;?) in welcher Weije, gibt 
Gail nicht näher an. Den anderen Grund findet Gail darin, daß man 


einen Zoleranzzettel erlangt haben und meiitentheild nur in Taalöhnern und anderen der- 
gleichen ſchlecht und unvermöglich, doch in proportionierter Anzahl unentbehrlihen Perſonen 
beiteben.” Kreittmayr rechnet hiezu auch die Juden, obgleid er andererjeits don ihnen 
auejagt, daß fie regulariter nach dem nemlichen Rechte, wie andere Reihe und Landes: 
untertbanen oder Einwohner benrrheilt werden (Anm. zu Theil V, Kap. 20 $ 3), 
alio auch nach ihm der Nachitener unterliegen, die mutato domicilio von „Einheimijchen“, 
don „Unterthanen“ erhoben wird (Theil V, Kap. 25 $ 13 und 14). 

’) Theil XI (17581 ©. 13 ff. 

) Bergl. ©. 174 N. 2. 
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jemanden als Unterthanen im eigentlichen Sinne in Rückſicht auf ſein Domi- 
zilium bezeichne (praeterea proprie subditus dieitur quis ratione domieilü), 
dag domieilium aber fei e8, welches zum incola mache. Aus diefen Gründen 
müfje, was bezüglich des eivis und subditus verordnet jei, auch beim incola 
itatthaben ratione similitudinis existentis intra civem et incolam. 

In nahezu übereinftimmender Weile drüden fich die jpäteren Schriftiteller 
aus. So Reinking in jeinem tractatus de regimine seculari et ecelesiastico 
(1. Ausg. von 1619) lib. I class. IV cap. I Nr. 61: proprie subditus 
dieitur ratione domieili. So Nil. Myler in der jchon erwähnten 
delineatio de principibus et statibus Imperii Rom. Germ. (2. Ausg. 
von 1658) cap. 38 Nr. 7: homagium regulariter praestare tenentur 
ommes, qui in territorio reperiuntur, ut ibi habitent, ac domicilium 
constitutum habent, quoniam domieilium proprie subditum effieit So 
Zauterbach in der diss. de domicilio vom J. 1663') Nr. 49: domi- 
eilium vera et unica causa est, quae facit subditum proprie dietum, 
und endlid vom Ausgang des 17. Jahrhunderts. Hert in der ſchon er- 
mwähnten diss. de subjeetione territoriali vom J. 1698 Nr. 11: modus 
constituendi subjectionem est pactio expressa vel tacita. Haec fit 
domieilii constitutione. Hinc vulgo traditur: domicilium veram et 
unicam esse causam, quae faciat subditum proprie dietum. 

Die Ausführungen aller genannten Schriftiteller zeigen, daß ſie unter 
domieilium das domicilium des römischen Staatsrecht3 verftehen. Alle be- 
rufen fich für den Saß domiecilium faeit incolas bezw. subditum auf den 
Digeftentitel ad munieipalem (50, 1) und auf den Codertitel de incolis 
(10, 39). Wenn fie dabei das Wort subditus mit dem Beilage proprie ver: 
jehen, aljo den eigentlichen Unterthanen von einem Unterthanen im uneigent: 
lihen Sinne unterfcheiden, jo erklärt fich dies daraus, daß ſchon in jener 
Zeit der Ausdrud subditus in einem weiteren Sinne zur Bezeichnung eines 
jeden der öffentlichen Gewalt Unterworfenen gebraucht wurde, war diejes Unter: 
tworfenfein auch nur ein vorübergehendes oder nur theilweifes, nur ein folches auf 
kurze Zeit (subditi temporarıi) oder nur im bejtimmter Nichtung (subditi 
secundum quid: ratione bonorum, contractas, delieti).?) 

Die für unjere Auffaſſung wichtigen Folgeſätze, daß es hienach Doppelte 
Staatsangehörigfeit geben fann und daß das Domizilium nicht blos die räum- 
lihe Beziehung zu einem Orte, jondern auch zum ganzen Staate oder einem 
größeren Staatstheile zu bezeichnen vermag, heben die genannten Schriftiteller zwar 
nicht ausdrüdlich hervor, aber fie ergeben fich mittelbar aus ihren Ausführungen, 
wenn in denjelben hervorgehoben wird, daß jemand gleichzeitig an verichiedenen 
Orten domieilia zu baben im Stande jei,”) und der Ort, in weldem man 


Abgedruckt auch in Lauterbachii Dissertationum academicarım vol, II, Tubingae 
1728, Nr. 72. 

*; Dieje Doppelbedentung des Wortes subditus wurde in das Staaisrecht aus dem 
Kirchenrecht übernommen und zwar aus der oben icon erwähnten Gloſſe zu c. un. in Clem. 
de foro competenti 2, 2. In diefer Stelle der Tlementinen wird bezüglich der Gerichts— 
barkeit der Biſchöfe beitimmt, daß diejelben, auch wenn fie aus ibren Sigen vertrieben jeien, 
nichtödeitomeniger Die Befugniß hätten, über ihre subditi jurisdietio zu üben. Und da 
madıt nun die Slofle zum Worte subditos folgende Bemerkung: Ista tamen littera sie 
late posita comprehendere etiam videtur eos, qui non ratione domieilii sed delieti vel 
contractus subditi sunt; quod non puto fuisse de mente, nee salis proprie subditus 
dieitur, lieet sortiatur forum quo ad casum illum, 

2) Vergl. Yauterbad, de domicilio $ 40: et quidem non in uno dumtaxat 
verum etiam in plurihus locis potest quis domieilium eonstitnere. 
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ein Inkolat erwerben kann, die ganz farbloje Bezeichnung aliqua regio 
erbält. ') 

Aus Ddiefem letzteren Sage leitet fich, wie ſchon früher hervorgehoben, 
eine weitere für unſere Frage höchſt bedeutfame Folgerung ab: Wenn ein 
Domizil in jedem politiichen Gebiete begründet werden kann, jo gibt es ein 
mehrfache® Domizil des Individuums nicht bloß im Sinne eines Wohnens 
in mehreren räumlich nicht zufammenfallenden Gebieten, fondern auch 
Sinne eines Wohnens in mehreren Gebieten, die ſich zu einander verhalten, 
mie Der Theil zum Ganzen; e& gibt ein Domizil in der Gemeinde, im Terri⸗ 
torium, im Reiche. 

Auch dieſen Schlußſatz finden wir von unſeren Gewährsmännern beſtätigt. 
Sail?) jpricht kurzweg von einem domieilium Imperii und einem subditus 
Imperii. Bejonders flar find die Erörterungen Yauterbady’3:°) „(reneralis 
et principalis constituti domieilii effeetus est, quod, sieut ipse locus, 
in quo domicilium est, ita etiam persona, quae inibi domicilium con- 
stituit, potestati illius loci Domini sive Superioris subjiciatur. 
Cum autem in uno eodemque loco plerumque plures subordinati sunt 
Superiores, quomodo omnibus illis subjieiatur, necessario inquirendum 
est. Et cum ille, penes quem summa Imperium administrandi potestas 
sive majestas est, extra controversiam sit supremus seu summus 
Dominus, eius quoque potestati omnes in illius Imperio domieilium 
eonstituentes statim tamquam subditi mediati vel immediati omnino 
subjieinntur. Unde in nostro Imperio Romano Germanico, qui domi- 
eiliaüm in territorio Prineipis, Comitis vel alterins Status Imperii 
eonstituit, eo ipso etiam ipsius Imperatoris et Imperii sit subditus, 
quamvis merliatus.“ 

Bon einer Vorftellung jedoch vermögen fich unfere Autoren nicht völlig 
frei zu machen, von der Vorftellung, als jei das domieilium im größeren 
Gebiete von dem im Eleineren Gebiete bedingt. Sie halten an der Anſchauung 
feft, daß es eim domieilium Imperii ohne ein domieilium territorii nicht 
geben fünne. Es folgt Dies aus dem oben wieder gegebenen Satze Yauter- 
bach's: qui domieilium in territorio Prineipis constituit, eo ipso etiam 
Imperii fit subditus, und aus dem Umftande, daß Gail in der ebenfalls 
ihon zitirten Stelle als subditus Imperii nicht denjenigen bezeichnet, welcher 
in, jondern welcher sub Imperio domieilium constituit, jo daß derjenige, 
welcer in einem Territorium wohnt, nad Gail's Auffaflung, Neichseimmohner 
nicht deswegen it, weil er im Weiche wohnt, jondern desiwegen, weil das 
Gebiet, in dem er wohnt, zum Reiche gehört. 

Dagegen darf man nach ihrer jo allgemein gehaltenen Definition des 
Domizilinms als einer habitatio in regione aliqua annehmen, daß die 
Scriftiteller binfichtlich des Domizils im landesfürftlichen territorium von 
der richtigen Anſchauung ausgehen, daß dasjelbe nicht Durch Domizil in einer 

"rail, obs, 11 35 nr. 8: verns ineola dieitur, qui in aliquam regionem domi- 
cilium constituit, unter Berufung auf die früher auch von uns angezogene I. 239 8 2 D. 50, 
16: Sauterbad pr. 29: deelaratur animus (permanendi) expresse, si quis verbis 
vel ltteris profiteatur se in civitatem aliquam vel regionem en intentione 
habitatum venisse, ut ibj perpetuo esset. 

7, Obs. U 36: nr. 3 domiecilium Imperi: qui sub Imperio domicilium habet, 
subditus Imperii dieitur et legibns atque constitntionibus Imperialibus suhjieitur. 

) A. a. O. ur. 47 und 28. 
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Landitadt oder Landgemeinde bedingt ijt, fondern unmittelbar erworben wird, 
denn regio ift jedenfall auch das reichsſtändiſche Territorium, wird doch 
regio in einem engeren Sinne von der Rechtsſprache der gejchilderten Periode 
fpeciel£ zur Bezeichnung des reichsjtändischen Territoriums gebraucht, jo, wenn 
Herta. a. O. $ 2 die Landesunterthänigfeit al3 qualitas personam obli- 
gans ad fidem, obsequium et reverentiam regionis Domino praestanda 
definiert. Ob die Schriftiteller die nothwendige Konſequenz aus diejer ihrer 
Anihauung, die Möglichkeit, daß jemand gegenüber der Ortögemeinde ohne 
Domizil, gegeniiber dem Territorium dagegen domizilirt ift, anerfannt haben, 
läßt fich nicht feititellen. 

Wenn die erwähnten Rechtsfehrer auch der Anficht find, da® domicilium 
im Reiche werde durch Wohnfig im territorium vermittelt, jo behaupten fie 
jedoch damit nicht, daß auch die Reichsangehörigkeit durch Territorialunterthänig- 
feit bedingt ſei. Sie fennen Reichsangehörige, die nicht Landesunterthanen 
find, die Reichsunmittelbaren. Domicilium, jagt Lauterbah a a. D. 
Nr. 49 referirend, facit subditum. Haec tamen nonnulli limitant in 
Principibus et Statibus Imperii dicentes, quod, licet Princeps vel alius 
Imperii status in alterius territorio et municipio penates fixerit domi- 
eiliamgne constituerit, non tamen propterea eiusdem subditus fiat, 
idque ob personae celsitudinem. 


Die rechtliche Möglichkeit des Vorhandenſeins einer Reichsangehörigkeit 
ohne gleichzeitigem Vorhandenſein einer Zandesunterthänigkeit hätte der Rechts— 
lehre des 17. Jahrhunderts die Erfenntniß nahe legen können, daß es, wie 
eine von Landesangehörigkeit unabhängige Neichsangehörigkeit, jo auch ein 
vom Landesdomizil unabhängiges Neichsdomizil gebe. Mit der Annahme, daß 
die Neichszugehörigkeit nicht dur; Wohnen im Territorium vermittelt, ſondern 
unmittelbar und felbjtändig durch Wohnen im Neid) gewonnen wäre, hätte 
fih das VBorhandenfein einer Reichsangehörigkeit ohne gleichzeitige Landes— 
unterthänigfeit konſtruktiv bejjer vereinigt, al® mit der Annahme, Daß die 
Reihsangehörigkfeit wie die Yandesangehörigkeit durch Wohnen im Territorium 
begründet werde und es doch Fälle geben joll, wo das Wohnen im Terri- 
torium mur die erjtere, aber nicht die legtere zur Folge bat. Dies Fehlen 
fonjtruftiven Ebenmaßes hat erjt die Literatur des 18. Jahrhunderts gefühlt 
und zu bejeitigen gejucht. 

Wir gehen zu der Behauptung unjerer Schriftiteller über, daß das Domizil 
die unica causa, der einzige Rechtsgrund der Unterthänigfeit fei. ') 

Wäre fie richtig, jo müßte fih mit dem 16. Jahrhundert der Erwerb 
der Staatsangehörigkeit durch die Juden umgejtaltet haben, nachdem wir für 
die voraufgebende Periode feitgeitellt haben, daß die Juden jtaatsangehörig 
nur durch Wohnfignahme mit Polizeierlaubnig wurden. Es bedarf feiner 
näheren Ausführung, daß das Judenregal, aljo das jus recipiendi Ju-laeos 
erit mit dem 19. Jahrhundert jein Ende erreicht bat. Zum ausdrüdlıchen 
Beweile dafür, daß die.vor Aufnahme des römischen Rechts zur Entjtehung 
gelangte Beichränfung des Staatsangehörigfeitserwerbs durch Juden auch nach 
dieſer ſich forterhielt, jei eine die Fortdaner des Rechtszuſtandes befonders flar 
ausdrüdende braunjchw.slüneburgiiche U. vom 9. Juni 1733, alfo jchon aus 


) Bergl. Lauterbach $ 49 und 58 „Domicilium vera et unica causa est, quae 
facit subditum proprie dietum“; ebenjo Herta. a. ©. nr. 11. 
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dem 18. Jahrhundert genannt.') In derjelben heißt es: „So wollen wir hiemit: 
1) dab denen ergangenen Verordnungen gemäß feinem Juden . . . in den Orten 
Unferer Landen ein bejtändiger häuslicher Aufenthalt verjtattet werden jolle, als 
allein denen, welche mit einem Schußbriefe oder einer andermweitigen fchriftlichen 
Conzeſſion zu erwehnten ihrem Aufenthalt wirklich verjehen find.“ *) 

Eine andere Frage iſt, ob fich in der zur Beiprechung ftehenden Periode 
nicht die Abjtammung zu einem jelbjtändigen Erwerbsgrund der Staats: 
angehörigfeit erhob. Die in der Literatur diefer Zeit ab umd zu vorfommende 
Gegenüberftellung von subditi originarii und advenae,’) von eingeborenen 
und zugezogenen Untertanen, legt die Vermuthung nahe, e8 möchte in der: 
jelben der Nechtsjag zum Ausdrud gebracht werden wollen, daß beim Ein- 
geborenen die Staatsangehörigfeit nicht erjt vermittels des durch Geburt be= 
gründeten unfelbjtändigen Domizils, jondern durch die Abjtammung von einem 
Staatsangehörigen unmittelbar erworben wurde. Allein dagegen jpricht, dal; 
die subditi insgefammt incolae genannt werden, und der Sat des römischen 
Rechtes, domicilium facit incola, in vollem Umfang rezipiert ift, darnach 
aber wird durch Abjtammung die Staatsangehörigkeit nur deshalb begründet, 
weil durch diefelbe ein domieilium im Lande begründet wird. 

Ebenfowenig hat die in unferer Periode auftretende Antithefe domieilium 
originis und habitationis an diefer Nechtslage etwas geändert. Es ijt dies 
bervorzubeben, weil eine Reihe von Schriftitellern‘) diefem Gegenjage ſtaats— 
rechtliche Bedeutung beimaßen, indem fie den Ort, in welchem jemand in Folge 
von nativitas oder adoptio das Bürgerrecht, die origo, bejaß, aljo die 
patria eines Jeden, als domieilium originis bezeichneten, während der Gegenfaß 
nach dem Willen feines Erfinder® — Gail war es, der ihn in die deutjche 
Rechtsſprache einführte, — nur dem prozeljualen Gebiete angehören jollte. 
Allerdings konnten Gail's nicht ganz präcife Entwidlungen zu Mißver: 
ftändnifjen verleiten. 

Gail’) definiert das domieilium originis oder, wie er es auch nennt, 
naturale als dasjenige, quod ex ipsa natura naturaliter venit et tam 


") Corp. Constit. Ducatus Luneburg., Theil IV (1743) ©. 488; vergl. aud) die bei 
Ayrer, tractatio de jure recipiendi Jndaeos, 1741, cap. IV abgedrudte Lüneburg'ſche 
V. vom 7. Febr. 1687. 

) Dafür, dab die Juden Staatdangehörige, nicht blos geduldete Ausländer find, Liefert 
ein weiteres Beweismittel der Umſtand, dab ſie für nachiteuerpflichtig erflärt jind. Vergl. 
bierüber Bodmann, inneres Territorialverhältnii des Abzugs- und Nachſteuerrechtes 1791, 
©. 44 und 196. Wenn ſie dazwiichen nur Schugverwandte genannt werden, jo hat dies 
jeinen Grund darin, daß fie zum Theil außer der objektiven Nechtögemeinichaft der übrigen 
Untertbanen jtehen. Siehe auch oben ©. 172. 

) Bergl. 3. B. Lauterbad, de domieilio $ 51: In hoc ducatu Württembergico 
oınnes, etiam originarii subditi, huiusmodi juramentum (Landes und Erbhuldigung) 
praestare tenentur. Andererfeit® Gail, obs. 11 85 nr. 8: In eivitatibus Germaniae 
passim incolatus consuetudine vel statuto post annum acquiritur et non patiuntur 
advenae diutius ibi commorari, si lapso anno jura eivium redimere nolit. 

4) Siehe hierüber Yauterbad, de domicilio $ 9: Patria a doctoribus appellatur 
Jomicilium originis vel naturale, quia nempe non facto aut habitu sed naturaliter 
ab ipsa natura seu nativitate tam ex propria quam parentis persona a quolibet infante 
statim ac nascitur acquiritur, Idque quis censetur habere, ubi legitimus eius pater 
civis est aut municeps. Bezüglich der adoptio ebenda & 12. Ferner Myler, de prine. 
et stat. Imp. ©, 302 und Hyparchologia sen de offieialibus magistratibus et ministris 
(1678) ©. 468; dann Mevius, ad Jus Lubee, lib. I tit. II nr. 19 und 34, dann tit. II 
Art. 2, addit. ad nr. 81. 

In der observ. II 36 nr. 2. 
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ex propria quam parentis persona acquiritur, da$ domicilium habita- 
tationis oder aceidentale al3 dasjenige, quod ex assumptione comparatur 
et incolas facit. 

Es jei in diefem Zuſammenhang ununterfucht, ob und immieweit Gail 
berechtigt war, den Erwerb durd eigenen Willen — das will er doch mit 
assumtio im Öegenjaße zu natura jagen — als assumptio zu bezeichnen, 
ob es etwa zu der Domizilsbegründung außer der propria voluntas des fich 
Niederlafjenden irgendivo einer obrigfeitlichen Genehmigung bedurfte. Für die 
an diefer Stelle zu beantwortenden ‚Fragen liegt Die Bejonderheit der Gail'ſchen 
Ausführungen darin, daß er lediglich das domicilium habitationis als incolas 
ichaffend benennt. Man fünnte meinen, es jei die Auffaſſung Gail's, Die 
durh Abjtammung ein Domizil Gewinnenden wären nicht auch incolae, 
während er noch in der vorausgehenden observatio (II Nr. 35) das domi- 
cilium als Begründungsthatjache des Inkolats und damit der Landesunter: 
thänigfeit anerkennt. Wllein, richtig bejehen, legt Sail gar nicht den Nach— 
druck auf das incolas facere, jondern auf assumtio im Gegenjaß zu nativitas. 
Dies beachteten jeine Nachfolger nicht. Jndem Gail nur beim domiciliun 
habitationis hervorhebt, daß es den Inkolat begründe, glaubten fie, derjelbe 
wolle mit der Gegenüberjtellung von nativitas und assumtio einen Gegenjag 
zwiſchen Civität und Inkolat berühren, und famen jo dazu, dag domicilium 
originis mit der patria zu identifizieren. ine Ungenauigfeit, die fih Gail 
im Laufe jeiner Entwidlungen zu ſchulden kommen ließ, war die Veran— 
laſſung biezu. 

Die origo als Bürgerrecht umd als Ort der Herkunft nicht unterfcheidend, 
bat Gail einen Rechtsſatz, der für die origo im Sinne von Bürgerrecht im 
römischen Rechte galt, den Rechtsſatz von deren Unveränderlichkeit, als auch 
für das un origo im Sinne von Abjtammung erworbene domieilium geltend 
bingejtellt,') und fo denjenigen, welcher ein domicilium originis hat, als 
civis originarius bezeichnet. 

Durch dieje Ungenauigfeit wurden die jpäteren Schriftjteller verleitet, zu 
meinen, Gail wollte mit dem civis den Bürger im Sinne von municeps 
genannt haben, während jeine Worte auch einen Sinn geben, wenn man ans 
nimmt, Sail verjtehe unter civis originarius denjenigen, der ein Domizil 
durch Abjtammung erwarb, alfo den durch Abjtammung gewordenen incola. 
Hiefür jpricht einmal, daß Gail auch in der vorausgehenden observatio 
eivis als gleichbedeutend mit incola gebraucht,”) und dann, daß er auch für 
die Dritte Art von domicilium, welche er aufjtellt, den Begriff incola zum 
Ausgangspunfte nimmt. Sail jtellt nämlich dem domicilium naturale und 
accidentale nody ein domieilium commune gegenüber, das domieilium 
Imperiü, und diejes hat jeder incola des Neiches.’) 

Das Mißverſtändniß, dem Sail bei den Späteren begegnete, wäre voll 
fommen vermieden worden, wenn er bet der Definition des domicilium ac- 
eidentale den Beiſatz et incolas facit vermieden hätte. Dann wäre auch 


) Obs. 11 36 nr. 5: domieilium originis de jure communi immutabile est. 

) Siehe oben ©. 173. 

) Vergl. obs. II 36, 3: commune, ut domicilium imperii; qui sub Imperio domi- 
eilium habet, subditus imperii dieitur. Die jpäteren Schriftjteller verjtehen eben in Folge 
ihrer mißverftändlichen Auffaliung der Darlegungen Gail's unter domieilium commune 
die patria generalis, . Bürgerrecht in der Reichshauptſtadt (in Rom und Konjtantinopel): 
vergl. Lauterbach $ 2 Fi. 
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zu voller Klarheit gelangt, daß Gail in observatio 36 lediglich eine pro= 
zelluale Frage behandelt, die Frage mutatio domieilii an eximat ceivem a 
jurisdietione ceivitatis originariae, aljo eine Frage des Gerichtsitandes. 
Das domicilium, dejien verichiedene Arten Gail zum Ausgangspunkt feiner 
Beantwortung macht, ift nichts anderes als forum. Dies zeigt deutlich fein 
Sag (Nr. 11): potentius est jus domieilii quam originis ratione fori, nod) 
deutlicher Benedift Carpzov's Daritellung des Prozegrechtes '), in welcher 
abwechjelnd für domieilium habitationis forum domieilii und für domiei- 
lium originis forum orginis gebraucht wird, am deutlichiten die Prozeßrechts— 
wiſſenſchaft des 18 Jahrhunderts, welche faſt ausjchließlich nur noch von forum, 
domieilii und originis jpricht, unter forum domieilii auch das durch Geburt 
erworbene domicilium mitbegreift und Elaritellt, daß das forum originis über: 
haupt fein wirklicher, jondern nur ein fiktiver Wohnfig iſt im Sinne eines 
Gerichtsſtandes an dem Wohnfig der Eltern zur Zeit der Geburt des Kindes *) 
Gegenjäge jtaatsrechtlicher, Art konnten domieilium originis und habitationis 
erit in einer Zeit werden im welcher jich Staats: und Gemeindeangehörigkeit 
vom Domizil vollfommen loslöjten, der Bejtand beider vom jeweiligen Wohnſitze 
rechtlich unabhängig wurde Domieilium habitationis ift dann das Domizil 
im Sinne des römischen Nechts, domicilium originis ift das Heimathsrecht, 
das domicilium infoferne genannt werden kann, als die Heimatb derjenige Ort 
iſt, an welchen der Heimatbberechtigte immer wieder zurücfehrten darf. Beide 
haben das Moment des bleibenden Aufenthalts gemeinjam. Domiecilium originis 
jt der Ort, an welchem jemand das Mecht zu bleibendem Aufenthalte hat, 
domieilium habitationis der Ort, am welchem jich jemand bleibend aufhält. 

Einen Schritt weitergehend, erörtern wir die Frage, ob nicht Die Aus: 
bildung des Staatsdienertbhums im technischen Sinne des Wortes, deſſen Rechts: 
verhältnijje jeit dem 15. Jahrhundert fejte Formen annahmen,“ die Au— 
tellung als jolche zu einem bejonderen, vom domieilium verjchiedenen Er: 
werbsgrund der Staatsangehörigfeit erhob. 

Unmittelbaren Aufichluß bierüber erhalten wir aus den Darjtellungen des 
Staatsdienerrechtes, welche wir aus dem 17. Jahrhundert beſitzen, nicht. 
Selbit Myler von Ehrenbach tbut in jeinem dem Staatsdienerrrecht ge: 
widmeten großen Werfe Hyparchologia seu de otficialibus, magistratibus 
et administris (1678) der Sache mit feinem Worte Erwähnung, objchon er 
die Frage, immwieweit auch Ausländer zu Staatsdienern angenommen werden 
Illn, eingehender Erörterung umterzieht.‘) Nur auf indireftem Wege ges 
langen wir dazu, die Nechtsanjchauung jener Zeiten bezüglich) des angeregten 
Buntes kennen zu lernen. Es it die ſchon an früherer Stelle’) beſprocheue 
Rechtsanſchauung, aus welcher heraus in jener Zeit die Nachſteuerpflicht 
öffentlicher Beanten verneint wurde, welche uns Rückſchlüſſe auf die bier zu 
entiheidende Frage geitattet 





') Processus juris in foro imprimis Saxonico usitatus (neue Ausgabe v. 1676), 
tit, 3 „de foro competenti ratione domieilii.“ 

) Bergl. v. Savigny, Syitem Bd. VII ©. 103 und 105; Bekker, Pandeklen 
Bd. LS. — Für das Gebiet des ee verwerſen die Unterſcheidung ſchon 
Thomasius, de vagabundo 55 79, 91 und 112 und bejonders J. H. Böhmer, jus 
parochiale seet. III cap. 1I, $ 5: secundum jus Romanum domieilium originis non 
recte dieitur, cum origo et domicilium perpetuo in jure opponantur. 

* Die Entjtehung führt auf das 13. Jahrhundert zurüd; veral. Rehm a. a. O. S. 574. 

NRA. a. O. Kap. III S 3—19. 

S. oben ©. 172. 
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Die Pflicht zur Entrichtung von Abzugsgeld war, wie früher ausgeführt, 
durch Vorhandenjein der Untertbaneneigenschaft bedingt. Es wird in der ein- 
Ichlägigen Literatur wohl die Frage unterſucht, ob der Eintritt in den 
öffentlichen Dienjt dieje Eigenichaft hervorrufe, aber nicht: in der Faſſung, ob 
derjelbe unmittelbar die Landesunterthänigkeit, jondern in der Faſſung, ob er 
die Entjtehung eines Domizils zur Folge habe. Somit wird der Staatgdiener 
Staatsangehöriger nur, wenn er in Folge feiner Anjtellung ein Domizil im 
Lande erlangt; es iſt alſo auch für den Staatsdiener das domicilium der 
Erwerbsgrund der Staatsangehörigkeit. Klaſſiſches Zeugniß für dieſe Rechts: 
auffaſſung find die in der erjten Hälfte dieſes Paragraphen mitgetheilten Er: 
Örterungen von Mevius Daß die Berufung zum Staatsdienfte nach der 
Auffafjung jener Periode nicht nur nicht unmittelbar, jondern nicht einmal 
mittelbar die Erwerbung der Staatsangehoörigkeit herbeiführt, indem die allgemeine 
Anſicht dahin geht, demjenigen, der nur Behufs Uebernahme eines Staats— 
amtes in das Land komme, fehle der auimus perpetuo manendi, ſteht ‘hier 
nicht zur Erörterung. 

Noch erübrigt eine kurze Beachtung der Frage, vb etwa die allerdings 
rein partifularrechtliche Ericheinung des landsassiatus plenus, welche in 
unjerer Periode fich ausbildet, auf die Beitimmung der Staatsangehörigkeit 
Einfluß gewann. Der landsassiatus plenus iſt befanntlich jenes Verhältniß, 
kraft dejjen der dem Lande nur mit Grundbefig Angehörige der landesherrlichen 
Gerichtsgewalt in demjelben Umfange unterliegt, wie der im Lande Domi: 
zilierte. Es fragt ſich, ob in diefem Inſtitute nicht nach der Auffaſſung jener 
Tage der Erwerb von Staatsangehörigfeit durch Grundbeliß zu erbliden war. 
In der That fünnte es jo jcheinen, wenn man lieſt, daß die Forenſen als 
subditi, ala subditi reales bezeichnet werden und nach mandyen Rechten zur 
Zeitung des Huldiqungseides verpflichtet waren.'; Ein näheres Zujehen ſchafft 
jedoch die Ueberzeugung, daß dieje Forenſen damals keineswegs als Unter: 
thanen im eigentlichen Sinne angefehen wurden, daß man vielmehr wohl er: 
faunte, wie Ddiefelben nur in bejtimmter Richtung der einheimischen Staats- 
gewalt, nämlich nur der jtaatlichen Gerichtsgewalt, unterjtänden, fie alfo nur 
ftaatsfremde Gerichtsangehörige, nicht Staatsangehörige jeien, und daß hieran 
auch ihre Homagialpflicht nicht8 zu ändern vermöchte, nachdem da® homagium 
nur die Bedeutung eines moralischen Schugmittels, nicht einer rechtSbegründenden 
Thatfahe habe und demgemäß auch zum Schuge anderer Gewaltverhältnijie 
als des zwijchen Landesherr und Unterthan im eigentlichen Sinn bejtehenden 
angewendet werden fünne. 

So unterfcheidet Reinking?) trefflich zwiſchen Unterthan im weiteren 
und eigentlichen Sinne in folgendem furzen Sage: domicilium est potissima 
subjeetioniset jurisdietionis causa et proprie subditus dieitur 
ratione domieilii und dasfelbe thun die übrigen Schriftjteller, theils indem 
fie auf die Verjchiedenartigkeit des Homagiums in beiden Füllen binweifen,*) 


) Bergl. z. B. Hert a. a. ©. $ 3 und 16. 

*) Traet. de reg. sec. et etel. lib. I class. IV cap. 1 nr. 62. 

) ®ergl. Myler, de Prineipibus et Statibus Imperii Rom. Germ. cap. 38 nr. 
429. Myler unterjcheidet ein zweifaches homagium, ein homagium personale, quod 
'subditus praestat Domino ratione domieilii, und ein reale, quod praestatur a personis 
territorii Domino non subjectis, etiam ab immediatis, ratione bonorum, quae in 
alterius territorio possident, und von dem er ausdrüdlid jagt, personam non afficit 
nec subditum eflicit. Dann Herta. a. DO. $ 13. Er unterfcheidet cın homagium illi- 
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theils indem fie den Landſaſſiat als domicilium bonorum oder reale be: 
zeichnen, ') Ausdrücke, welche den techniichen Bezeichnungen domieilium originis 
und habitationis nachgebildet find, damit aber anzeigen, daß der Landjaffiat 
nur als ein Inſtitut des Prozeßrechtes angeiehen wurde, nachdem in dieſen 
»Berbindungen, wie früher angegeben, domicilium im Sinne von forum steht 

Endlich erwächſt uns die Aufgabe, der Frage näher zu treten, ob die Be: 
ihränfungen der Niederlaflung in den Ortsgemeinden, welche feit dem 16. Jahr— 
hundert in Folge der ihmen von Neichswegen auferlegten Berpflichtung zu 
öffentlicher Armenpflege fich allenthalb einbürgerten, nicht auch eine Rückwirk— 
ung auf den Erwerb von Reichs- und Territoriatangebörigfeit äußerten. Dir 
Beantwortung Ddiejer Frage macht es bei der Bedentung, welche die örtlich: 
Niederlaſſung für die Bejtimmnug der Senreindeangehörigkeit bis dahin gehabt 
hatte, nothwendig, zuvörderjt die Vorfrage zu erledigen, ob und in welcher 
Richtung ſich nach Aufnahme des römischen Rechts in Deutschland die bezüglid) 
der Beitimmung der Gemeindeangehörigkeit bisber geltenden Nechtsfäge um 
geitaltet Haben. Das joll im folgenden Paragraphen geichehen. Wir werden 
dabei auch, ja jogar vorzugsweiie das Recht der Neichsitädte berückfichtigen, 
über welches wir durch Die beiden hervorragenden Werfe von Knipſchildt 
und Mevius, traetatus politico-historico-juridieus de juribus et privi- 
legiis civitatum Imperialinm (1657) bezw. commentarii in ‚Jus Lubecense 
libri quinque (2, Ausg. 1664) °. eingehend unterrichtet find, wenngleich ſtreng 
genommen Die Zugehörigkeit zur Neichsjtadt nicht Gemeinde-, jondern Staats 
angehörigfeit ift. Indes die Reichsitädte find Stadtitaaten und desivegen baben 
fih in den uns angehenden Rechtsverbältnifien die Zujtände daſelbſt m gleicher 
Weiſe, wie in den Territorialitädten gebildet, ja find wohl zum Theil für Die 
Entwidlung der einschlägigen Rechtsverhältniſſe in legteren vorbildlich geweſen. 


b) Das Recht der Gemeindeangebörtgfeit Heimathrecht). 
88. 


Wir haben die Entwicklung des Rechtes der Gemeindemitgliedſchaft oben 
an dem Punkte verlaſſen, wo ſich herausſtellte, daß die beiden Arten von 
Gemeindezugehörigkeit, Gemeindebürgerthum und Gemeindeeinwohnerrecht, Dir 
vorher noch in rechtlicher Verbindung geſtanden, ihrem Beſtimmungsgrunde 
nach in das Verhältniß gegenſeitiger Unabhängigkeit traten, indem der Erwerb 
des Bürgerrechts von der Vorausſetzung des Wohnens in der Gemeinde be— 


mitatum und limitatum, Bon letzterem jagt er: illud propter rem comparatam in totum 
hominem non descendat et rei tantum contemplatione obliget. Tarüber, daß der 
Huldigungseid nur den Charakter eines moraliihen Schugmittels bat, vergl. die Ausführungen 
* 20008 h er ; 5 

trüberer Schriftiteller zujammenfalienden Bemerkungen La uterbach's a. a. Ö $ 51: hieet 
hoe juramentum non fuerit praestitum, niholominns tamen, qui doemieilium constituit, 
verus est subditus. Non enim juramentum sed domieilinm faecit subeditum illudque 
tantum in etmm finem adjieitur, ut sit firmitatis index et superioritatis recognitae 
tessera adeoque hoc juramentum subjectionem et superioritatem non a priori sed 
“ posteriori arguit. Neque enim subditus censetur, quia jurat, sed ideo jurat, quin 
est subditus. Ferner Myler, a. a. ©. cap. 38 nr. 14, Reinking, lib. I, el. 4 nr. 5. 

') Siehe hierüber Yauterbad a. a. ©. $ 2: abusive etiam domieilium bonorumı 
yquibusdam Doctoribus datur, und Myler, hyparchologia cap. IX $ 6 nr. &: domi- 
«lium contractus quoque esse censetur, ubi quispiam majorem habet partem bono 
rum, quod domicilium reale censetur. 

2) Meue Ausgabe von Schöpf, Frankfurt und Leipzig 1744, 


— 
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jreit wurde und lediglich Abjtammung und Verleihung als Beitimmungsthatiachen 
erhielt, während andererjeit® die einfache Gemeindemitgliedichaft ſich ausſchließ— 
lich nad) Wohnſitz mit oder ohne polizeiliche Genehmigung bemaß. Dieſer 
Rechtszuſtand erfuhr nun etwa vom 15. und 16. Jabhrhumdert ab tiefgehende 
Veränderungen, welche theil® vom römischen Mechte, tbeil® von neuer Reichs— 
gejeggebung veranlaßt wurden. 

Was die Einwirkung des römifchen Nechtes angeht, jo erfolgte diejelbe 
nicht in dem Maße, wie an jich möglich und demgemäß vielleicht zu erwarten 
geweſen wäre. Die Straft des fremden Nechtes brach ſich bimfichtlich wichtiger 
Punkte an fejtgewurzelter heimischer Gewohnheit. 

Was adoptirt wurde, waren zunächſt die technischen Ausdrücke des römt: 
ihen Munizipalrechtes. Der Beilalie wurde zum incola, der Bürger zum 
eivis, das Bürgerrecht erhielt als Erwerbsgründe allectio und origo jtatt 
receptio und nativitas, der Inkolat wurde durch domicilium ermworbeı. 
Materiell war die Aufnahme des fremden Mechtes nur für das Beiſaſſen-, 
nicht für das Bürgerrecht von Bedeutung. Das eritere beweilt die Anerfenn: 
ung der Möglichkeit eines doppelten Gemeindeinfolats,') denn dieje führt zurüd 
auf die nach römischen echte zugelafiene gleichzeitige Domizilirung an mehreren 
Drten, zeigt alfo, daß die römischrechtlichen Säße über Domizil auf die ein: 
jache Gemeindemitgliedichaft Anwendung fanden. Das letztere erbellt aus der 
Thatjache, daß das deutjche Gemeinderecht — ein Punkt, den wir jchon früher 
erwähnt haben, — aud) nach der Aufnahme des römischen Nechts einen dieſem 
unbekannten Berlujtgrund des Biürgerrechts, die Verlegung des Wohnfiges, 
unter Berufung auf eine consuetudo (rermaniae beibehielt.?) Eine Folgerung 
aus dieſem Satze war Die dem römischen Meunizipalrecht ebenfalls Tremde 
Regel, da Mangels bejonderer Erklärung Durch Annahme eines neuen Bürger: 
rechts das frühere verloren gebe. 

Umfaſſender iſt die Umgejtaltung unferer Nechtsinftitute Durch Die Reichs— 
gejeggebung, wenn jie auch nicht, wie die durch das römische Necht berbei: 
geführte, eine unmittelbare, fondern nur eine mittelbare ijt. Ein einziger Sat 
der durch das Ueberhandnehmen von Bettel und Landjtreicherei in Bewegung 
gejegten Reichsgeſetzgebung gab den Anlaß zu abändernder partifularer Rechts: 
bildung größter Bedeutung, der Sag der N.:P -D. vom Jahre 1530 Tit. 34, 
jede Stadt und Kommune babe ihre Armen jelbit zu ernähren und zu unter: 
halten.‘ 

Zunächſt ijt an dieſem Sage hervorzuheben, daß mit ihm die freie Bauern: 
gemeinde die an der Wende des 13. zum 14. Jahrhundert aus einem blos 


') Beral. Knipſichildt a. a. ©. lib. II cap. Hl, nr. 153: distinguendum inter 
verum et plenum civem et incolam, ita ut plenus civis plurium eivis esse non possit. 
secus vero quoad incolam, qui etiam plurium eivitatum fieri possit. 

) Man berief jich für das Beitehen eines jolhen Berlujtgrundes aucd auf den R. N. 
von 1555 $ 24, welder jaat: „Wo aber Unjerer, auch der Chmfürften, Fürſten und Stände 
Unterthanen, der alten Neligion vder der Augspurgiihen Confeſſion anhängig, von jolder 
ihrer Religion wegen, aus Unjern, auch der Churfürjten, Fürſten und Ständen des H. Reicht 
Landen, Fürſtenthumen, Städten vder Flecken an andere Orte ziehen und ſich niederthun 
wollten, denen joll ſolcher Ab- und Zuzug . . . gegen... . Nachſteuer unverhindert . . . 
zugelaſſen und bewilliget jeyn.“ Indem biemit ein religionspolizeilidies Answanderungsredt 
der Reichsunterthanen aus den reihäunmittelbaren Territorien, aljo aus Staatögebieten ge 
itattet wurde, war aud die Zuläjfigfeit, gleichzeitig das Gemeindebürgerredht aufzugeben, 
anerfannt. 

Y Knippidildta. aD. lib. II cap II nr. 150, 154, 165, 167. 

+) Wiederholt in RPO. von 1548 Tit. 26 und 1577 Tit. 27. 
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wirtbichaftlichen Verbande zu politischer Korporation geworden, als jolche 
reichsgelegliche Anerkennung fand, indem nicht blos der Stadt, jondern auch 
jeder „Kommune" die Öffentliche Armenunterftügungspflicht, alfo eine Antheil- 
nahme an den Aufgaben der Nulturverwaltung aufgetragen wurde. Es hat 
dies für ums zur Folge, daß wir nunmehr außer der Zugehörigkeit zur Stadt 
auch die Mitgliedichaft in der Dorfgemeinde in den Kreis unferer Betrachtung 
zu zieben haben Dann aber it der rechtliche Einfluß, welchen die Einführ- 
ung einer gemeindlichen Armenfürjcrgepflicht als jolche auf unjere Fragen ge: 
wonnen hat, näher zu unterjuchen. In diefer Beziehung it der rechtliche In— 
halt und der perjönliche Umfang der Fürforgepflicht ins Auge zu fafjen. 

Der rechtliche Inhalt der gemeindlichen Unterjtügungspflicht gebt dahin, 
den Armen zu ernähren und zu unterhalten; dies verlangt pofitiv: dem Armen 
tbatjächlich Armenhilfe zu gewähren, negativ: denjelben nicht auszuweiſen, nud 
Ausweilung wäre an jich denkbar aus armen: und mit Armuth zuſammen— 
hängenden jicherheitspolizeilichen Gründen. Dem Urtsarmen wird jomit eine 
Unterftügungsanmwartichaft und ein damit verbundenes unentziehbares armen- 
und ficherheitspolizeiliches Wohnrecht in der Gemeinde gewäbhrleijtet.", Die 
Gemeinde aber, gegen welche der Arme rechtliche Anwartſchaft auf Unterjtüg: 
ung bat, und aus welcher er wegen Armuth und Damit zujammenhängender 
Sicherbeitsgefährlichfeit (Bettler, Yandjtreicher) nicht ausgewiejen werden darf, 
aljo die Gemeinde, in welcher der Arme nach einer Abwejenheit, die nicht 
Berluft begründet, immer wieder aufgenommen werden muß, folange nicht 
andere als armen= und einzelficherheirspolizeiliche Abweifungsgründe vorliegen, 
it die Heimath‘) des Armen, in ihr hat er fein Heimathrecht. 

Die andere Aufgabe ift, den perjonellen Umfang der kommunalen Für: 
jorgepflicht feitzuftellen. Die Neichsgefeggebung unterlieh, den Kreis der Per: 
jonen, welcher der gemeindlichen Armenpflege theilhaftig werden follte, näher 
zu bejtimmen. Die Regelung diefer Frage war alſo der Sonderrechtsbildung, 
dem Land-, dem Stadt:, dem Dorfrecht überlafjen. Nur einen Anhaltspunkt 
bot der Inhalt der Neichsordnungen: lediglich zur Ernährung und Unterhaltung 
Ihrer Armen jollten die Gemeinden verpflichtet jein. Ihre Armen Eonnten 
aber für jede Gemeinde doch nicht alle in der Gemeinde ſich aufhaltenden 
Hilfsbedürftigen fein, jondern nur die ihr Zugehörenden und das beißt eben 
die in einem dauernden Verhältniß zu ihr jtehenden, die Bürger und Beifiger, 
nıht aber die nur vorübergehend in der Gemeinde Anmefenden, die Gemeinde: 
jremden. Diejen gegenüber hatten die Gemeinden feine Unterjtügungspflicht, 
gegen ſie galt unbeſchränktes Ausweilungsrecht, ein Sag, welcher durch Die 
Vorſchriften der jtädtiichen Bettel- und der Yandespolizei: Ordnungen, daß 
„Itemde Bettler“ in der Stadt, im Lande „nicht zu dulden“ jeien, jeine Be: 
fätigung findet.) Der Kreis der von der Gemeinde im VBerarmungsfalle zu 
Unterjtügenden deckte ſich ſomit mit dem Kreis der bisherigen Ortsangehörigei. 


5 Seydel, bayeriihes Staatsredit Bd. III S. 91 und Art. Heimathrecht in v. 
Stengel’s Wörterbuch des deutihen Verwaltungsrechts Bd. I S. 648 nennt die Deimath 
zutreffend polizeilichen bezw. armenpolizeilichen Verweiſungsort. 

?) Bergl. das Nühere in den Art. Heimathrecht, Eheichliefung und Freizügigkeit von 
Rehm im Handwörterbuh der Staatswiſſenſchaften. 

®) Berg. bayer. Landts- und Polizei-Ordnung von 1616 Bd. V, Tit. V Art. 1: 
„Da fremde Bettler im Lande nicht zu dulden“, ferner die Angaben in den Art Arbeitshaus 
von Rumpelt, Armenmwejen und Armenpolizei in Dejterreih von Frhr. v. Call im 

der Staatöw. Bd. I S. 667, 863, 924. 


Allen. *, 
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Es bedurfte alfo an fich zur Durchführung der reichsrechtlichen Vorſchrift, micht 
der Schaffung einer beſonderen armenrechtlichen Gemeindeangehörigkeit. Durch 
die Reichsgeſetzgebung hatte die Gemeindeangehörigkeit nur einen reicheren In— 
balt befommen, rechtliche Ausiicht auf Armenunterftügung und ein im gewiſſen 
Umfange unverlierbares Wohnrect. 

Diefe neuen Rechtswirkungen fmüpften ſich nun aber an jede Gemeinde: 
zugehörigkeit, nicht blo8 an das Bürger-, jondern auch an das einfache Ein: 
wohnerredt- Und hieran lag für die Gemeinden, die doch finanzielles Intereſſe 
daran hatten, dem Umfange dieſer neuen Laſt enge Grenzen zu ziehen, Die 
Veranlafjung, eine Aenderung der Beltimmungen über Erwerb der Ortsange: 
börigfeit herbeizuführen. Da dieſer, joweit einfache Gemeindemitgliedichaft in 
‚stage kam, zum größten Theile unabhängig von jeder Zuftimmung der Ge: 
meinde, lediglich durch den einjeitigen Willensakt des Zuziehenden, durch ein: 
jahe Domizilirung erfolgte, jo mußte vor Allem der Zuzug ſolcher Orts— 
jvemder, von welchen eine Inanſpruchnahme öffentlicher Armenpflege zu bejorgen 
jein mochte, verhindert werden. Dies erforderte eine Ktontrole der Niederlafjung, 
eine Aufitellung des Satzes, day die Niederlafjung als jolche nicht mehr Orts— 
mitgliedſchaft begründe, fondern nur polizeilich genehmigte Niederlafjung. Wir 
baben nunmehr die Entjtehung jolchen Nechtsjages nachzuweiſen. 

Schon Gail berichtet ung im zweiten Buche jeiner observationes ') folgen: 
des: „in civitatibus (alfo in den Städten) Germaniae passim incola- 
tus ex consuetudine vel statuto post annum acquiritur et non patiuntur 
advenae diutius ibi commorari, si lapso anno jura civium redimere 
nolit“ und ähnliche Angaben finden wir bei Knipſchildt,) Mevius?) 
und Yauterbadh‘, Mevins theilt uns dann folgenden Rechtsſatz des 
lübiſchen Staatärechtes mit, an welchen wir unjere weiteren Ausführungen an: 
fnüpfen: „Welcher Mann mit feinem Weib und Kindern in die Stadt fümmt 
oder ſich allda befreyet, jo wohl auch ein ledig Gejelle, odere andere Berfon, 
wies Standes die jeyn möge, jo Rauch und Feuer halten will, der oder die 
mögen wohl drey Monat darinnen wohnen, nach der Zeit, wollen jie länger 
bleiben, jo jollen fie die Bürgerjchafft gewinnen, doc) jtehet es bei dem Rathe, 
ob fie ihnen die Bürgerichaft gönnen wollen oder nicht.“ (Buch I Tit. 2 Art. 2.) 

Zunächſt ergiebt jih aus diefem Satze, daß die Wohnfignahme als folche 
den Inkolat nicht mehr begründet; erjt nach Verlauf von drei Monaten Enüpft 
fich hieran dieſe Nechtsfolge; bis zu dieſem Beitpunfte ift der Aufenthalt am 
Orte nur der Anfenthalt eines Gajtes, eines Gemeindefremden, nur ein ge 
duldeter. Und auch der Zeitablauf von drei Monaten nach gejchehener Nieder: 
lajjung allein genügt nicht zur Erwerbung des Inkolats. Nach drei Monaten 
erwirbt der Domiziliant den Inkolat nur, wenn er innerhalb diefer Friit auch 
das Bürgerrecht erwirbt. Der Erwerb der einfachen Ortsangehörigfeit 
it alfo vom Erwerb des Bürgerrehts abhängig. War früher der 
Erwerb des Ortsbürgerrechtes durch Erwerb des Einmwohnerrechtes, jo ift jept 
der Erwerb des leßteren durch Erwerb des erjteren bedingt. 

Die Richtigkeit Diefer Auslegung des oben mitgetheilten Satzes des 
lübiſchen Rechtes wird durch die Erläuterung, welche Mevius biezu gibt, 


) Obs. 1I 36 nr. 7. 

»;M.a O. lib I cap. 29 nr. 104. 

») Ad jus Lubee. 1ib. I tit 2 rubr. nr. 67. 
) A. a. O. 3 34. 
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fihergeftellt. Mevius jagt a. a. D.'): „consuetudines vel statuta Ger- 
maniae in multis locis incolatui certum tempus, annum plerumque 
vel aliud, praescripsere, intra quod quis jura ceivitatis recipere 
tenetar.“ „Lubecensi jure arctior terminus advenis praescriptus est, 
trimestre nempe spatium, post quod in urbibus habitaturi jus ei- 
vitatis petere debent eoque ipso domicilium contractum censetur.“ 
„Si advena in urbe remanet, domieilium constituere videtur atque ab 
eo tempore intra tres menses tenebitur jus civitatis quaerere.“ 

Dieje Abhängigkeit des Inkolats vom Bürgerrecht ijt aber nur die Regel 
und kann nur eine jolche fein Die wirtbichaftlichen Intereſſen der Stadt und 
ihrer Einwohner machen Ausnahmen hievon zur Nothwendigfeit. Würde der 
die Regel darjtellende Rehtsjag ausnahmslos durchgeführt, fo wäre allerdings 
die größtmögliche Garantie dagegen geboten, daß Perſonen, deren Verarmung 
zu bejurgen ift, im Ortsverbande jtehen, da ja die Aufnahme in die Bürger: 
haft von dem Nachweis beitimmten Vermögens bezw. Entrichtung eines 
Bürgergeldes abhängig ift. Allein es würde damit auch der Kommune und 
ihren Bürgern an den nöthigen Wrbeitsfräften, an niedrigen Handwerkern, 
Gewerbögejellen, Taglöhnern fehlen. Diefe Perſonenklaſſen mußten daher 
felbjt auf die Gefahr hin, fie möchten der öffentlichen Armenpflege anheim— 
fallen, in der Stadt feitgehalten werden und dies konnten fie nur, wenn fie 
daſelbſt Wohnrecht und rechtliche Ausficht auf Unterjtügung im Verarmungs— 
falle hatten, m. a. W. wenn fie die Ortsangehörigfeit erwerben durften. So 
entnehmen wir aus der oben mitgetheilten Vorſchrift weiter die in der Natur der 
Dinue liegende Rechtsregel, Daß diejenigen in der Gemeinde Wohnfig Nehmenden, 
welche innerhalb der gegebenen Friſt das Bürgerrecht nicht erlangen, fei es, daß 
fie es nicht nachſuchen oder es nicht verliehen erhalten, wenn fie nach Ablauf 
der Friſt nicht ausgewiejen werden, ipso jure den Inkolat erwerben.?) 

Auch dieſer Rechtsſatz findet in den Ausführungen von Mevius An: 
lehnung. Derjelbe jagt bezüglich derjenigen, welche fich innerhalb der drei 
Monate mweigern, das Bürgerrecht zu erwerben, und doch in der Gemeinde 
länger verweilen, fie hätten an den Laften der Bürger mitzutragen, feien alſo 
„pro incolis“ zu halten: ad peregrinitatem quoad commoda civilia 
redacti oneribus tamen civiam nihilominus subjieiantur.?) Wenn die: 
jenigen, welche in der Gemeinde bleiben dürfen, ohne um das Bürgerrecht 
nachzuſuchen, den incolae gleichgeftellt werden, dann kann auch denjenigen, 
welche, trogdem fie das Bürgerrecht nicht erhalten fünnen, nicht ausgewieſen 
werden, die Stellung von incolae nicht verjagt werden. 

Aus dem lübiſchen Rechte haben wir den Sat gewonnen: Die einfache 
Drtsangehörigkeit wird bei Wohnfignahme in der Gemeinde durch Erwerb des 
Bürgerrechts innerhalb gewiljer Zeit oder durch Unterbleiben der Ausweifung 
nad; Umlauf diefer Zeit gewonnen. Das bayeriiche und wmürttembergijche 
Recht führt nus einen Schritt weiter. 


) Ad jus Lubee. lib. I tit 2 rubr. nr. 67 und Art. 2 nr. 3 und 33. J 

2 Dieſe Rechtswirkung konnte im Falle der Nichtertheilung des Bürgerrechts trotz 
Nachſuchens dadurch ausgeſchloſſen werden, daß man fie als Schutzverwandie im Rechtsſinne 
aufnahm. Der Shupverwandte hat ein Aufenthaltsrecht, er iſt gegen willkürliche Ausweiſung 
geihügt, aber jein Aufenthalt behält temporären Charakter. Die Stellung im Scupver: 
wandtenverhältnig iſt ein rechtswirdiames Argument gegen Borbandenjein der Domizilsabjicht. 
Die Aufnahme in das Berhältnig des Scupverwandten iſt polizeiliche Erlaubnii zu tempo» 
rärem Aufenthalt. Vergl o. ©. 172. 

2) A. a. O. ib. I tit. II Art. 2 nr. 49. 
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Die bayerijche Landes- und Bolizeiordnung von 1616 jegt in Buch IV 
Tit. 12 eine Reihe von Verboten feit, die den ausgefprochenen Zwed haben, 
frühzeitiges Heirathen bäuerlicher Dienjtboten bintanzuhalten. Der Grumd 
diejer Verbote ift ein dreifacher; einmal jollen die Ehen verboten werden, weil 
die Ehehalten zu den „umvermöglichen Perſonen“ zählen (Art. 8), alſo leicht 
der Armenpflege zur Laſt fallen können, dann, um den Bauern die nöthigen 
Arbeitskräfte zu fichern, umd endlich, um die, Zabl der Taglöhner nicht zu 
einer den Erwerb des einzelnen zu jehr beeinträchtigenden Höhe gelangen zu 
laſſen. Die Verbote jind daher: Der Pfarrer joll die Ehe nur einjegnen, 
wenn die Brautleute einen Schein vorweilen, daß die Obrigkeit ihnen jolches 
verwilliget (Art. 9); neue Söldnerhäufer dürfen nicht errichtet werden (Art. 8 
und das dritte Verbot — es iſt dasjenige, welches unjere Frage angeht — 
lautet (Urt. 7): Meynen wir, wo diejelben jungen winkl Eheleut erfunden, 
daß ſie ausgetrieben, weiter nicht ‚geduldet noch zugelajjen werden. 
&3 were denn an einem Ort der Tagwerfer halb mangel vorhanden. Alſo 
daß diejelben der notdurfft nach mit zu befommen, al® dann mögen fie . - 
dody in allweg mit vorwiſſen und bemwilligen der Obrigkeit angenommen 
und eingelajjen werden. 

Indem Ddiefe Leute eimerjeit3 der Negel nach „ausgetrieben“, d. bh. aus 
gewiejen tverden müſſen, andererjeitS aber unter Umjtänden „angenommen, 
zugelajien, eingelajien, geduldet“ werden dürfen, ijt bewiejen, daß bei ihnen 
nicht die Niederlaſſung an fich, jondern nur die polizeilich genehmigte Nieder: 
laſſung Ortsmitgliedjchaft begründet. Man könnte nun meinen, daß es lediglich 
bei den genannten Berjonenfategorien und den ihnen ausdrücklich Gleichgeſtell— 
ten‘) zum Eintritt in den Gemeindeverband ſolcher Niederlaſſungsbewillig— 
ung bedurft hätte — und es ift dies die von vd. Niedel und v. Müller?) 
vertretene Anschauung —, allein durch argumentum a contrario jagt die 
angeführte Beitimmung, andere als unvermögliche Perfonen ſollen zugelafien 
werden. Dies deutet darauf hin, daß der Eintritt in die Gemeinde überhaupt 
der Zujtimmung diefer bedarf. Noch ein anderes ift hiefür beweisbehelflich. 
Unvermögenden Leuten joll die Zulafiung verfagt werden. Es bedarf aljo bei 
allen, die anziehen, einer amtlichen Konjtatirung der Vermögenslage, damit tt 
aber jeder Erwerb von Ortsangehörigkeit durch Zuziehende von behördlicher 
Mitwirkung abhängig. Der Unterjchied zwiſchen Bejigenden und Nichtbefigenden 
ift nur der: bei den erjteren muß die Zuftimmung erfolgen, bei den übrigen 
joll fie regelmäßig verjagt werden. Der eritere Grund bringt es mit ji, daß 
die Zujtimmung auch in Form der Duldung, alfo jtillfchweigend geichehen kann. 

Deutlicher, als aus der bisher mitgetheilten Stelle der Landes: und 
Bolizeiordnung von 1616, ergibt fich die Nichtigkeit vorftehender Behauptungen 
aus Art. 10 daſelbſt, welcher, was Art. 7 für das platte Yand verordnet, 
für Städte und Märkte anbefiehlt. Er lautet: „Desgleichen jollen auch die 
Burgerlihe Obrigfeiten in Stätten und Märkten die leichtfertige Heurat nicht 
geitatten, auch ſolche unvermögliche Leut, die ihre Nahrung one bejchwerde der 


') Es jind dies die Diener und Verwalter, welche „unverrechnet und ohne Abichieds: 
brief“ von ihrer Herrichaft ziehen, und die ledigen Manns: und Weibsperionen, die ſich nicht 
verdingen — dienen wollen; vergl. Buch IV Tit. 10 Art. 1 und Tie. 11 Art. 2. 

) E. v. Niedel, Konmentmr zum bayer. Gejepe über Heimath, Berehelihung und 
Aufenthalt, 5 Aufl. von EN. v. Müller, 1881, S. T: „Dieie Beichränkungen bezogen 
fih nur auf Dienftboten, Taglöhner und jonjtige unangeieffene Leute, dagegen bedurfte die 
Anſäſſigmachung der befikenden Klaſſen feiner polizeilichen Erlaubnii oder Konftatierung.“ 


_ —_ une 


en ee en BA 


in geicichtliher Entwidelung nach römiſchem und deutichem Staatsrecht. 187 


anderen Bürger nit haben fünden, zu Burgern nit auffnemmen noch jie 
in Stätten und Märkten underfommen laſſen.“) 

Am ficheriten folgt die Nothmwendigfeit und Allgemeinheit behördlicher Zu— 
utimmung aus der württembergijchen Landesordnung von 1621 Tit. II 
86 — jchon die Yandesordnungen von 1552 und 1567 enthielten dieſe Be— 
itimmung —: „Es joll auch fürthin feiner, was Standts oder. Wejens der 
ſey, weder in Stätten noch Flecken Unjeres Herzogthumbs ohne Unjer vor- 
wilien und Bevelhe zu wohnen eingelajjen oder geduldet werden, 
er jep Dann als ob zu Burger angenommen.“ °) 


Sp fünnen wir nun den Gegenjab zum lübiſchen Nechte formuliren: Das 
Einwohnerrecht in der Gemeinde hat bier nicht nothwendig neben Wohnſitz— 
nahme Erwerb des Bürgerrechts oder Nichtausweilung nady Ablauf gemiljer 
Zeit zur Vorausſetzung; eine einfache Niederlaflungsbewilligung, die ausdrück— 
ih oder jtillichweigend (durch Unterlafien der Ausweilung) erfolgen kann, 
reicht bin. 


Andererjeits iſt es möglich, Lübifches, bayerisches und wiürttembergiiches 
Recht zu einem allgemeinen Nechtsjas zufammenzufajien. Nachdem polizeiliche 
Niederlaffungsbemwilligung auch in der Ertheilung des Bürgerrechts liegt — 
dies zeigt bejonders klar der oben angezugene Art. 10 der bayerischen Yandes- 
und PBolizeiordnung von 1616 Buch IV Tit: 12 in der Wortfafjung „zu 
Burgern nicht aufnemmen noch fie in Städten und Märkten underfommen 
laſſen“ —, läßt fich jagen: Es iſt ein Umſchwung der Rechtsordnung dahin 
erfolgt, dab der Gemeinde-Inkolat nicht mehr durch domieilium 
ihlehtbin, jondern nur durch behördlich verwilligtesdomieilium 
erworben wird.” Was früher nur für gemeindefrende Juden galt, gilt jett 
für alle Gemeindefremden. 


Diefe Nenderung des Nechtszuftandes bat zwei weitere jelbjtändige Er: 
werbsgründe des gemeindlichen Einwohnerrechts ing Leben gerufen. Es ift 
jelbitverftändlich, daß das Erforderniß polizeilicher Zuftimmung nur für den 
Fall des domiecilium voluntarium gelten fonnte. Demgemäß treten nunmehr 
ala jelbitändige Ermwerbsgründe des Inkolats neben polizeilich verjtattetes 
Domizil als die familienrechtlichen Erwerbsarten Geburt (Adoption) und Ber: 
beirathung für die Frau. 


Nach alledem läßt jich unjer Gejammtergebniß in folgender Wendung 
begreifen: Seit dem 16. Jahrhundert bahnt fich eine partifularrechtliche Aenderung 


) Aehnlich die Rentmeiiterinitruttion vom 24. Dez. 1669 (Sammlung der churbaier. 
Generalien und Landesverordnungen 1771, ©. 547 fi.) $ 95; vergl. Sendel, bayer. Staats: 
techt Bd. I © 87 N. 4. f 

2) Reyſcher, Sammlung der württembergiichen Gefege Bd. 12 ©. 730. 

) Daß wir mit diejem Sate an ſich nichts neues jagen, dürfte die Schilderung der 
Entitehung des Heimathrechtes in Bayern bei v. Niedela. a. O. ©. 6 bemweijen. In der 
jelben kehren alle bier genannten Erwerbögründe wieder, jie find nur nicht auf einen einheit- 
lien Geſichtspunkt zurüdgeführt, fo dab 3. B. nicht hervortritt, daß die Aufnahme ins 
Bürgerregt nur in Verbindung mit Wohnfig Heimathrecht begründet. Es heißt a. a. O 
„Auch eriitierte gerade mit Rückſicht auf legtere (d. H. die öffentliche Armenjorge) der Begriff 
der Semeindeangehörigkeit oder Heimath, welche entweder nad) der Geburt oder den: längeren 
Aufenthalt oder durch Aufnahme erworben wurde, und endlih war dieie Aufnahme für 
gewifle Kategorien von einer polizeilichen Bewilligung abhängig, deren Ertheilung nur nad) 

ehmung der Gemeinden und nad jorgfältiger Würdigung des Nahrungsitandes und der 
ndöverhältnifie der betreffenden Perſonen erfolgen jollte.“ 
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des gemeinrechtlichen Satzes incolas facit domicilium an; er lautet von 
nun an incolas faciunt nativitas, adoptio, nuptiae, dumicilium justum. ')?) 

Streng genommen, hätte diefe Aenderung des materiellen Rechtszuftandes 
anch Wenderungen in der juriftiichen Terminologie zur Folge haben müſſen. 
Bisher hatte es nichts bejonderes auf fih, wenn man die einfache Orts— 
angehörigfeit, wie es wohl geſchah, jtatt mit incolatas mit domieilium be: 
zeichnete, man jette bier jtatt des Namens der Rechtsfolge den Namen der 
recht3begründenden Thatſache. Jetzt dagegen begründete nach Bartifularredht 
wenigſtens — und dieje® war weit verbreitet; passim jagt Gail an früher 
erwähnter Stelle (obs. II 36 Nr. 7) — da3 Domizil für ſich allein nicht 
mehr jene öffentlichrechtliche Beziehung zur Gemeinde; an die Anſäſſigmachung 
als ſolche Enüpfte ſich nur die Entjtehung des privatrechtlichen und des damit 
zujammenfallenden prozeßrechtlichen Wohnfiges. Man hätte aljo von nun an 


') Repteres nachgebildet dem exilium justum, der durch Volksſchluß gebilligten freiwilligen 
Berbannung ; vergl. Mommijen, römiiches Staatsreht Bd. 11148 fi. ; Schulin,S.36 und 145. 
”) Für die gleihe Epoche, wie die bier geichilderte, har Nüſcheler a. a D. die 
Entwidlung des gemeindlichen Heimathredite® in der Schweiz unterjudht. Die Darjtellung 
ift von ver Wen Widerſprüchen und Lüden nicht frei. Den Beitimmungen der Reichs- 
polizeiordnungen entjpricht der Berner Tagiagungsbeihluß von 1551, daß jeder Ort jeine 
armen Leute nach eines jeden Orts Bermögen erhalten ſolle Nüfcheler hrüpft hieran die 
vollfommen zutreffende Bemerkung (S. 77), in diefem Sape fei das unſcheinbare Wörichen 
„eine“ von größter Bedeutung. Es gehe daraus hervor, dah die Gemeinden keineswegs zur 
Unterjtügung aller in ihrer Gemarkung ſich etiwa aufhaltenden Armen verpflichtet jeien, jondern, 
daß ihnen nur ein gewiljer Theil der Dürftigen zugeichieden jei. Der Anſpruch auf Unter 
halt fei aljo durch perjünliche Nequifite bedingt und zwar durch joldhe, die fich als bieibende, 
nicht blos als temporäre Verbindung mit der Gemeinde kennzeichnen Bloßer Aufenthalt 
babe nicht genügt. Andererſeits jeien nicht blos die verarmten Dorigenojjen, jondern 
—— welche ſich mit förmlicher Autoriſation in der Gemeinde angeſiedelt hatten, ſog 
interſaſſen, als almoſenmäßig betrachtet worden. Die Folge davon ſei geweſen, daß ſich 
zwiſchen den Gemeinden und den Hinterſaſſen ein engeres Band gebildet habe. Da die 
ötkonomiſche Belaſtung der Gemeinden diejen nahe gelegt babe, ihren Perſonalſtand möglichſt 
zu präcifieren, jo jeien die Dinterjaijen, die biöher nur in der Gemeinde geduldete Fremde, 
aljo Nichrbürger d. 5. nicht Gemeindemitglieder geweſen jeien, zu Bürgern d. h. Gemeinde: 
angehörigen im technilhen Sinne geworden und zwar mit Nupgberechtigung an der gemeinen 
Mar. M. a. W., es jei eine neue Gemeinde entitanden, eine Korporation aller Unter 
ftügungsbereditigten. Die alten und neuen Bürger verſchmolzen ji, die Realgemeinde ging 
in der neuen Gemeinde auf, deren Mitnliedihait durd Aufnahme erworben wurde (S. 80 
bis 82, 95). Wenn wir diejen Ausführungen folgen, jo waren die Elemente der neuen 
Semeinde die bisherigen Dorigenojien und die Hinterſaſſen. Nachdem Nüſcheler die 
Dinterjajien als joldye bezeichnet, welche zur Gemeinde durch Anfiedelung in Beziehung kamen, 
miüjien Dorigenojien diejenigen fein, welche durh Aufnahme in den Gemeindeverband treten. 
Hiemit ergibt ſich theilweile Widerfprudh zu dem, was Nüjcheler über den Begriff Dorf— 
genojie bei Schilderung des Rechtszuſtandes vom 10.—16. Jahrhundert jant. Dort unter: 
jheider Nüſcheler, wie ſchon einmal hervorgehoben (vergl. $ 6) zwei Arten von Dorf- 
gemeinden, die Gemeinden ded ebenen und des Gebirgslandes. In den eriteren ſei die 
Eigenichaft des Dorfgenoſſen wejentlih durh Wohnſitz beitimmt geweſen (S. 46). Im den 
fegteren jei man durch Geburt oder Aufnahme in den Verband gelangt. Nun nennt Nüs 
iheler aber aud für die Gebirgägemeinden noch den Wohnfig als Beitimmungsmonent, 
indem er von nicht vollberechtigten Bürgern derjelben jpricht, die in Folge ihres Wohnfipes 
dem Territorialrechte und Gerichte unterworfen geweſen jeien. Dieje nicht vollberechtigten 
„Bürger“ wären jomit mit den Dinterialien im oben erläuterten Sinne identiih. Am Be 
ginn der neuen Periode jullen dieie plöglich micht mehr Gemeindeangebörige jein. Wie dieſer 
Wechſel vor fich aing, wie allenthalb an Stelle des Domizils die Aufnahme als (Erwerbs 
grund trat, läht Müſcheler ohne Erflärung. Feiner bleibt in Dunkel gehüllt, ob die von 
ihm erwähnte behördliche Autoriation jchon vor dem Berner Tagiagungsbeichluß für die 
Nieverlajiung als Hinterialie nöthig oder erit eine Folge desielben war und wie, nach— 
dem die neue Gemeinde gebildet, au Stelle des doppelten Erwerbögrundes, der Aufnahme 
und polizeilihen Niederlaijungsbewilligung, nur einer trat, die Aufnahme. 
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domicilium nicht mehr an Stelle von incolatus gebrauchen dürfen. Wenn 
dies doch noch geſchah, ſo hat dies ſeinen Grund in einem Mangel der 
lateiniſchen Rechtsſprache, aus welchem ſich es überhaupt erklärt, warum die 
Juriſten oft da, wo fie vom incolatus ſprachen, ſich des Ausdruckes domi- 
eilium bedienten. Die lateinische Rechtsiprache entbehrte einer bejonderen Be: 
zeihnung für den Ort, wo man incola ift, indem incolatus nur das Ver- 
hältniß der Zugehörigkeit zu einem Orte ausdrüdt, während unter domi- 
eiliam nicht blos das VBerhältnig des Wohnens an einem Orte, die habitatio 
in certo loco animo perpetuo ibi consistendi instituta, wie Qauterbad 
in feiner diss. de domicilio $ 15 definirt, fondern ebenfowohl der Ort, wo 
man wohnt, verjtanden zu werden pflegte, alfo bei der fynonymen Verwendung 
des Wortes für incolatus mit domieilium auch der Ort des incolatus furze 
Bezeichnung fand. So wird klar, warum die NRechtsjprache auch unter ver: 
änderten Berhältnijjen an der Verwendung des Worte® domieilium für inco- 
latus fejthielt, konnte fie ja zu ihrer Entjchuldigung immerhin anführen, daß 
das Domizil noch Vorausſetzung des Inkolats, wenn auch nicht die einzige, ſei.) 
Die Beibehaltung der ſprachlichen Sitte, das Wort Domizil auch ei 
Bezeichnung der Inkolatsgemeinde zu verwenden, jelbjt nachdem das einfache 
Domizil nicht mehr der Beitimmungsgrund des Inkolats war, hatte zur Folge, 
daß die angejehenjten Schriftiteller jener Zeit zu einer klaren Erfenntnig des 
Weſens der eingetretenen Rechtsveränderung überhaupt nicht gelangten. 
Sail, der zuerit bemerft, daß mach partifularer Gewohnheit oder 
Statutarreht in Abweichung vom gemeinen echte der Inkolat erſt mit 
Jahresfriſt erworben werde, ſagt noch vollkommen richtig:“) In civitatibus 
Germaniae passim incolatus ex consuetudine vel statuto post annum 
acquiritur. Snipfchildt?) und Mylius*) dagegen drüden die partifular: 


) Wie wenig man den Ausdrud Domizil zur Bezeihnung des Ortes der Gemeinde- 
angebörigfeit mifjen fonnte, zeigt aud) der Umjtand, dat ſelbſt das 19. Jahrhundert, welches 
bejtrebt war, der veränderten Rechtslage auch in der Ausdrudsweile Nehnung zu tragen, 
dies nicht in der Weile that, daß fie auf das Wort Domizil zur Bezeichnung der Inkolats— 
gemeinde verzichtete, jondern in der Weije, daß fie privat: und öffentlichrechtlihes Dontizil, 
privatrechtlihen und publiziftiihen Wohnjig unterſchied, unter erjterem das Domizil ver: 
ftehend, welches privatredyglicdye und, weil der Begriff des Prozeßrechtes der gleiche wie der 
privatrechtliche, welches prozejiuale Wirkungen hervorruft, unter legterem dasjenige, an welches 
ſich öffentlichrechtliche Wirkungen knüpfen. So jtellen 3. B. die Motive zum Ertw. eines 
bürgerlichen Gejegbuces für das deutſche Reich (Bd. I ©. 74 und 68) dem Wohnſitz im 
Sinne des Privat- und Prozehrechtes einen publiziftiihen Wohnfig gegenüber. Mit diejem 
Beijag verjehen, hat fi die Verwendung des Wortes Domizil zur Bezeichnung der Orts: 
angehörigkeit in der neueren Rechtsſprache in ſolchem Grade eingebürgert, daß fie von publi« 
ziftiihem Domizil aud da mod jpricht, wo eine durch Wohnen überhaupt gar nicht mehr 
bedingte Ortsangehörigfeit in Frage ſteht. Vergl. in diejer Hinfiht Bähr in einem Aufjag 
über Wohnfigredht und Heimathredt in v. Jhering's Jahrbüchern für Dogmatik des heutigen 
römijhen und deutichen Privattechts Bd 21 (1883) ©. 346: „Neben dem Begriffe des 
Domizild als des durd freie Wahl bejtimmten bleibenden Aujenthaltsortes hat ſich noch ein 
anderer Begriff .von Domizil entwidelt, der unabhängig von dem Aufenthalt und nicht in 
leihem Maße der freien Wahl des Jndividuums unterliegend, in der perjönlichen Zugehörig- 
kit zu einem bejtimmten Ortsverbande — Staat und Gemeinde — beiteht. Man kann 
dieſes Domizil, da es vorzugsweiſe öffentlichrechtliche Bedeutung hat, das publiziſtiſche, jenes 
nach ſeiner vorwiegenden Bedeutung für das Privatrecht das privatrechtliche nennen“. Siehe 
auch Bekker, Syſtem des heutigen Pandektenrechts Bd. I ©. 175, 177, 179. 

2) Observ. Il 36 nr. 7. 

%) Bergl. a. a. ©. lib. II cap. 29 nr. 104: In civitatibus Germaniae ubique fere 
domicilium post annum acquiritur., 

9 Bergl. de princ. et stat. Imp. cap. 38 nr. 8: domiecilium habitationis, quod 
nostris moribus plerumque in civitatibus Germaniae post annum acquiritur, tradit Gail. 
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rechtliche Abweichung mit den Worten aus, domicilium bezw. domicilium 
habitationis post annum acquiritur. Sie machten es fich dadurch un- 
möglich, zu erfennen, daß der neue NRechtsjah nur dem Erwerbe des Inkolats, 
nicht dem Erwerbe des Domizild im privatrechtlichen Sinne eine Schrante 
jeßte. Das Domizil fann Schon vor Ablauf eines Jahres erworben werden, 
wenn nur der animus perpetuo commorandi vorhanden ijt, der Inkolat 
erjt nach einem Jahre. Die Möglichkeit jeder privatrechtlichen Bedeutung der 
Zeitbejtimmung joll übrigens nicht geleugnet werden. Sie fann vorhanden 
jein, aber dann liegt fie nicht darin, daß bejtimmt ift, der animus perpetuo 
commorandi jei rechtlich) erjt mit Ablauf eines Jahres nad) NAufenthalts- 
nahme gegeben, jondern darin, der animus perpetuo commorandi jet 
jpätejtens mit Ablauf eines Jahres jeit Aufenthaltsnahme vorhanden. 

Bon einer Ahnung des Nichtigen ift Mevius erfüllt. In Auslegung 
des früher erörterten Artikels des lübiſchen Rechtes jagt er einerjeits: Lube- 
censi jure arctior terminus advenis praescriptus est, trimestre nempe 
spatium, post quod in urbibus habitaturi jus civitatis petere debent 
eoque ipso domicilium contractum censentur') und andererjeits: 
Si advena in urbe remanet, domicilium constituere videtur atque 
ab eo tempore intra tres menses tenebitur jus eivitatis quaerere.’) 
Die beiden Säße würden einen Widerfpruch enthalten, wäre nicht anzunehmen, 
Mevius habe das Wort domicilium beide Male in verjchiedener Bedeutung 
gebraucht, zuerjt im Sinne von Inkolat, dann im Sinne von Wohnſitz. 

Nicht blos in der Sprache der Wiljenjchaft, jondern auch in der Gejees- 
jpradhe wurde nach Eintritt der oben gefchilderten partifularen Fortbildung 
des gemeinen Nechtes an der wechjelweiien Berwendung des Wortes Domizil 
oder Wohnung für Ortsangehörigfeit feſtgehalten. Es macht dies im Einzelnen 
oft jchwierig, herauszufinden, in welchem Sinne das Wort in der zu be- 
handelnden Rechtsnorm gebraucht ift, und doch ijt der Unterfchied in den 
meijten Fällen praftiich von erheblicher Wichtigkeit. Ein gutes Beifpiel hiefür 
bietet m bayerijche Landes- und Polizeiordnung von 1616 in Buch V Tit. V 
Artikel 3. 

Nachdem ſie in Art. 1 dafelbit verordnet, fremde Bettler jeien im Lande 
nicht zu dulden, jchreibt fie in Art. 3 vor, „wie es mit den gemeinen Bettlern 
im Lande gebohren gehalten foll werden.“ „Es joll durch eine jede Obrigkeit 
in Stätten, Märkten und aufm Landt die Ordnung fürgenommen werden, 
daß die recht wiljentlich armen dürfftigen Perfonen, die ſich Alters, Krankheit 
und anderer Gebrechen halb ohne das Allmuejen mit ernehren könden, allein 
an den orten, da fie geboren find oder bißher lang ire Wohnung gehabt?), 
jich mit dem Allmuejen unterhalten und joll ihnen anderer ort hin- und wider 
zu lauffen nit zugelajjen werden.“ Der Kreis der hienach von der Gemeinde 
zu unterjtügenden oder mit Bettelbrief zu verjehenden Armen iſt ein ganz ver: 
jchiedener, je nachdem unter Wohnung nur das privatrechtliche oder das pu— 
bliziſtiſche Domizil zu verjtehen ift. 

Sit das eritere der Fall, dann gehören zu den von der Gemeinde zu 
unterjtügenden Perſonen im VBerarmungsfalle auch die Neichsunmittelbaren, 

) Ad jus Lubec. lib. I tit. Il art. 2 or. 3, 

5 Ibid. nr. 33. 

*) Vergl. aud ein medlenburgiiches Edift vom 12. Mai 1625 (Bürenjprung, 
Neue Sammlung medlenburgiiher Landesgejege IV. Supplem. ©. 45). Dasjelbe verweiſt 
den Armen an den Ort oder das Amt, in welchem er geboren oder häuslich geiefien geweien. 
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welche in dem Orte ihr domicilium haben, ohne der Gemeinde als Mitglieder 
anzugehören. Iſt dagegen das Wohnen gleichbedeutend mit der durch ge— 
nehmigte Niederlaſſung gewonnenen Ortsangehörigkeit, dann beſteht bieten 
Berjonen gegenüber feinerlei gemeindliche Unterftügungspflicht. Nachdem die 
genannten Perſonenklaſſen, weil der Gemeindegewalt nicht unterworfen, von 
Verpflichtungen gegenüber der Ortögemeinde frei find, ift anzunehmen, daß auch 
die Gemeinden Feine Nechtspflichten ihnem gegenüber haben. Daraus folgt, 
dab bier Wohnung in öffentlichrechtlicher Bedeutung gemeint ift, ein Ergebniß, 
für welches auch noch der Umstand fpricht, daß fich die Beitimmung in einer 
Polizetordnung findet. 

Die Beibehaltung des Wortes domieilium jchlechthin für Inkolat jelbjt 
nad) Aenderung der Stellung beider Nechtsverhältniiie zu einander hatte noch 
eine objeftivrechtliche Folge, die Folge nämlich, daß auch für den Erwerb des 
Ortsinfolats durch Zeitablauf d. h. durch Nichtausweilung innerhalb bejtimmter 
Zeit an allen Erfordernijfen des Domiziliums feitgehalten wurde; es genügte 
in diefem Falle, wo nichts bejonderes vorgejchrieben, nicht der lange dauernde, 
taftiiche Aufenthalt als jolcher, jondern Dderjelbe mußte auch ein Aufenthalt 
mit animus perpetuo manendi jein. Nichts beweiſt dies bejjer, als die 
Ausführungen der Schriftiteller über die Frage des Ortsinfolats der landes— 
berrlihen Beamten in der Territorialitadt. In denjelben wird wiederholt betont, 
die officiales prineipis erwürben jelbit, wenn fie zehn und zwanzig Jahre in 
dem nämlichen Orte thätig jeien, das domieilium daſelbſt nicht, weil ihnen 
ver animus permanendi fehle.' 

Hiemit wäre die Entwidlung des echtes der Gemeindeangebörigfeit in 
Deutichl and von der Aufnahme des römischen Nechtes bis um die Mitte des 
17. Jahrhunderts binfichtlich der ums interejlierenden Verhältniſſe erörtert. 
Ehe wir zu der Frage zurückehren, welche den Ausgangspunkt für diefe Er: 
örterungen bildete, zu der ‚Frage, ob die Beſtimmung der Staatsangehörigfeit 
dur etwaige Umpgejtaltung der Nechtsnormen über Erwerb der Gemeindemit- 
gliedſchaft beinflußt worden jei, it noch auf eine jonderjtaatsrechtliche Ab- 
änderung der Aufbebungsgründe des Inkolats hinzuweiſen, weil dieſelbe die 
Nichtigkeit der bier bezüglich des Erwerbs des einfachen Gemeinderechtes ver: 
tretenen Auffaſſung indireft bejtätigt. 

Knipſchildt berichtet a. a. DO. Nr. 167 folgendes: nonnullis in locis 
singulari statuto cavetur, ut si quispiam alibi domieilium constituerit 
etibidem per annum et diem habitaverit, ipso jure prius domieilium 
amittat. Es kann feine Frage fein, daß bier domieilium im publiziftiichen 
Sinne zu nehmen iſt. Knipſchildt tbeilt uns alfo mit, daß an manchen 
Orten nach ftatntarifcher Beitimmung der Ortsinfolat durch Aufgabe des 





+ Vergl. Knibſchildt a. a. ©. lih, II wap. 29 nr. 107: idem est quoad consi" 
liarios, swndieos, advocatos, seeretarios et alios offieiales Prineipi ve] eivitati inser- 
vientes, qui, licet per decem vel viginti annos in loco aliquo aedes posefdeant et habi- 
tent, non tamen inde effieiuntur et sunt eives, cum non censeantur habitandi et per- 
manendi, sed magis oflieium meliore et commodiore ratione exercendi animo domum 
ibi eonduxisse. Dann Mevius, ad jus Lubee. Praelim. quaest. II nr. 39: eius- 
modi officialis etiamsi per longum tempus in aliquo loco serviet, quia ‚ofheii salteın 
rausa commoratur, domieilium non eontrahit, etsi vel domum ibi emisset, cum id 
non perpetuo habitandi sen permanendi sed melius munus suum exercendi causa 
faciat, Ebenio Myler, hyparchologia cap. IX $ 3 nr. 3 und 4. Qauterbad, de 
dormnieilio 8 58 erfennt ausdrüdlich an, dab die Beamten jedoh das PDomizilium eriwerben 
lönnten;: ob solam oflieii rationem erwürben fie es aber nicht (8 27 und 28). 


13* 


— — — 


192 H. Rehm: Der Erwerb von Staats- und Gemeinde-Angehörigkeit 


Domizild erjt dann verloren worden fei, wenn der Wegziehende an feinem 
neuen Aufenthaltsorte Jahr und Tag gewohnt hatte. Eine ſolche Erjchwerung 
des Berluftes des Inkolats kann nichts auffallendes an fich haben, wenn der 
Erwerb desjelben erjchtwerenden Umſtänden unterliegt. Erſteres iſt durch 
fetere3 bedingt. Zieht man dem Ermwerbe der Ortsangehörigfeit aus irgend 
welchen Gründen Schranken, jo muß auch dafür geforgt jein, daß das nur 
durh Erfüllung bejtimmter Bedingungen 'erworbene Recht nicht auf fo Leichte 
Weiſe wieder verloren werde. 


c) Die Frage der Wechjelwirfung von Staat3= und Gemeinde- 
angehörigfeit. 


89, 

Es jcheint auf dem erjten Blick nicht verfehlt, dem neuen Ermwerbsgrunde 
des Gemeinde-Inkolats auch einen Einfluß auf die Art der Entjtehung der 
Staatsangehörigfeit beizumeſſen. Man ift verfucht zu fchließen: Dur An— 
ſäſſigmachung in der Gemeinde wurde bisher die Staatszugehörigfeit begründet, 
num ift die Anſäſſigmachung in der Gemeinde polizeilich, alfo öffentlich rechtlich 
beichränft, jomit knüpft fich auch der Erwerb der Staatsangehörigfeit nicht 
mehr an bloßen Wohnfig, jondern erſt an Wohnfig mit Polizeierlaubniß, die 
ftillfchweigend im Ablaufe gewiljer Zeit enthalten jein fann. Oder wie man 
auch jagen Fönnte, der Erwerb der Staatsangehörigfeit iſt, foferne er durch 
Niederlafjung in einer Gemeinde gewonnen werden will, durch Erwerb des 
Drtsinfolates bedingt. Allein die Annahmen folcher Rüdwirfung auf die 
Entjtehungsmweije der Staatsangehörigfeit würde über Grund und Zweck jener 
polizeilichen Niederlafjungsbeichränfung hinausgehen. 

Die Niederlafjung in einer Gemeinde iſt mur infoferne öffentlichrechtlich 
beichränft, als ſich an diefelbe Zugehörigkeit zur Gemeinde, nicht infoferne, als 
fi an fie Erwerb der Staatsangehörigkeit knüpft. Grund der Beſchränkung ift 
ledigli der wirthichaftliche und ficherheitspolizeilihe Schuß der Gemeinde, 
nicht der wirthichaftliche und ficherheitspolizeilihe Schuß des Staates ins» 
— Es würde daher dem Grundſatze der Verhältnißmäßigkeit von Ver— 

otsgrund und Verbotsfolge) widerſprechen, wollte man die Anſchauung ver: 

treten, weil die Erwerbung des politiſchen Ortsdomizils von polizeilicher Ge— 
nehmigung abhängig gemacht jei, müſſe auch die Entjtehung des politijchen 
Staat3domizild davon abhängen.?) 

Hieran wird auch durch den Umstand nicht? geändert, daß, wie nach den 
früher?) angeführten Gejegesbeitimmungen theilweiſe der Fall ift, die Nieder: 
lajjungserlaubniß Seitens der Gemeinde nur unter Zujtimmung der ftaatlichen 
Obrigkeit ertheilt werden darf. Es gilt dies ſogar für die aus der württ. 


i) Ueber diejen Grundiaß veral. Friedr. Endemann, „über die civilrechtliche Wirkung 
derBerbotägejege nad) gemeinem Rechte“, ©. 103, 105, 124 und Rehm, „Die rechtliche Natur 
der Gewerbskonzeſſion“, ©. 68 ff. 

2) Bei Brafenhöft, Art. Gemeinde in Weiske's Nedtäleriton Bd. IV ©. 502 
(1845) finden wir den leider wenig beadjteten Sag: „Staatdangehörigkeit fteht mit der Mit- 
gliedichaft in einer Gemeinde nur inſoſerne in Verbindung, als mit diefer zugleih Umſtände 
verbunden find, die jene bearünden, wie der Wohnjig im Staatsgebiet“. 

) Siehe oben ©. 186 und 187: bayer. Landes- und PBolizeiordnung v. 1616 Buch IV 
Tit. 12 Art. 7 „in allweg mit vorwiſſen und bewilligen der Obrigkeit” ; mwürttembergijche 
Landesordnung dvd. 1621 „ohn unjer Vorwiſſen und Bevelche“. 
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Zandesordnung von 1621 mitgetheilte Bejtimmung, obwohl fich diejelbe, wie 
aus dem Pafjus „weder in Stätten noch Flecken Unferes Herzogthumbs* 
hervorgeht, nur auf jolche Gemeindefremde, die zugleich Staatsfremde find, 
bezieht. Die ftaatlihe Mitwirkung ift nur ein Aft der Staatsaufficht oder 
Staatsfuratel, ein gemeindliches, nicht ein ftaatliches Intereſſe iit es, welchem 
die Niederlafiungsbeichränfung in erfter Linie dienen foll. 

Was die Einwirkung des Stadtbürgerrechts angeht, jo wurden v. Sarwen 
und ihm folgend Gaupp durd die Vorjchrift der mwürtt. Landesordnung von 
1621 (Tit. 2 Nr. 1) „es joll fürohin in Unferem Herzogthumb, weder in 
Stätten oder Dörffern niemandt, was Standts der jey, zu einem Mitbürger 
angenommen werden, er bring dann zuvor jein Mannredht,') gebe das 
Bürgerrecht?) und thue darauff die Erbhuldigung” zu der Behauptung 
veranlagt, im altwürttembergiichen Rechte jei die Staatsangehörigfeit durd) 
Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht begründet worden.) Was beide zu 
diefer Anſchauung führte, geben fie nicht näher an. Dffenbar gehen fie von 
der Meinung aus, die Erbhuldigung werde deßhalb vor Aufnahme in das 
Bürgerrecht gefordert, weil dieſe die Staatsangehörigfeit zur Folge habe. 

E. ijt diefer Schluß nicht zwingend. 

Es handelt fich bei dem angezogenen Gejege um Erwerb des Bürgerrechts 
unter gleichzeitiger Niederlaffung in der betreffenden Gemeinde. Art. 1 jagt: 
„Es joll niemand in unjerem Herzogthumb weder in Stätten noch in Dörffern 
zum Bürger angenommen werden . . .“ und Art. 6: „Es ſoll niemand in 
Stätten oder Flecken unjeres Herzogthumbs ohne unſer Vorwiſſen und Beveld) 
zu wohnen eingelajjen oder geduldet werden. . ." Die Annahme als Bürger 
denkt fich die Landesordnung alfo nur unter gleichzeitiger Anſäſſigmachung 
in der Gemeinde. Dieje lebtere aber und nicht die Annahme ala Bürger be: 
gründet die LYandesunterthänigkeit. Daher wird auch die Erbhuldigung nicht 
wegen Aufnahme in das Bürgerrecht, jondern wegen der damit verbundenen 
Niederlajjung in der Gemeinde gefordert. Sie it nicht erforderlich, wenn das 
Bürgerrecht an einen Staatsfremden, der im anderen Zande bleibt, verliehen wird. 

Ebenjowenig, wie für das mwürttembergijche Recht, läßt fich ſonſt eine Ab: 
hängigfeit der Staatsangehörigfeit vom Gemeindebürgerrecht behaupten. Es 
fehlt ein rechtliches Band, nachdem der Beſitz des Bürgerrechts gar nicht den 
Wohnſitz im Lande zur Borausjegung hat. 

Was dann die weitere Frage betrifft, ob etwa die Gemeindeangehörigfeit 
durch Staatsangehörigfeit bedingt fei, jo muß dieſelbe für beide Arten von 
Gemeindemitgliedichaft verneint werden. Das Einwohnerrecht anlangend, it 
bei demjelben zwar immer zugleich Staatsangehörigfeit vorhanden, aber nicht 
deßwegen, weil dieje Vorausjegung der erjteren ift, fondern, weil dasjelbe 


') Dies heißt, VBorausjegung der Aufnahme in das Bürgerrecht iſt der Nachweis der 
Freiheit. Mannredt heit dies testimonium libertatis (Laßbrief), weil, wie Knipſchildt 
a. a. O. lib. II cap. 19 nr. 114 und 125 ſich ausdrüdt, olim illi solum Mann dice- 
bantur, qui liberi erant. ®ergl. auch Zindenjpür, ad ordinationes — as ineluti 
Ducatus Württembergici (über die fürſtlich württembergiſche L. O.) 1632, ©. 

) D. h. leiſte den Bürgereid; vergl. Lindenſpür a. a. O.: alterum — 
inturi civis est praestatio homagii. 

) Vergl. v. Sarmwey, Das Staatörecht des Königreichd Württemberg Bd. I, 1883 

152 N. 1 — Gaupp, das Staatsrecht des Königreichs Württemberg 7 Mara hard: 
jen’a vn des öffentlichen Necdts der Gegenwart Bd. III, Halbbd. 1, 2 Nbt., 1884 
€. 22. Auf v. Sarwey — ſich auch Georg Meyer, Lehrb. des deutſchen Slaatsreche⸗ 
3. Aufl. $ 75 ©. 182 N. 
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Moment, die Wohnfignahme im Ort, bier gleichzeitig Zugehörigkeit zu Staat 
und Gemeinde berbeiführt. Das Bürgerrecht andererjeits ijt, wie jchon oben 
bemerkt, vom Wohnen in der Gemeinde unabhängig; e3 kann aljo auch ein 
Staatsfremder Gemeindebürger fein. Unmöglich it nur, daß der Gemeinde: 
bürger zugleich Gemeindebürger (nicht blos Gemeindeeinmohner) der Gemeinde 
eines anderen Staatswejens ift. Allenthalben iſt in den Stadt- und Land: 
rechten als eine Borausjegung des Erwerbs des Gemeindebürgerrechts aufge- 
itellt, daß der das Bürgerrecht eriwerbende Staatsfremde vor der Aufnahme 
die Entlafjung aus feinem früheren Bürgerrecht nachweife: nec alibi recipitur, 
jagt Knipſchil dt,“ nisi jus eivitatis pristinae resignaverit. 


d) Staats- und Neihsbürgerredt. 
s W. 


Es jei noch die Frage geitreift, ob das Staatsrecht der oben geſchil— 
derten Periode neben einer Staat: und Reichsangehörigkeit auch em 
Staat: und Neihsbürgerrecht gefannt habe. Allerdings it die Bezeichnung 
Staats oder Neichsbürger für diejenigen Unterthanen, welche an den munera 
und dignitates des Territoriums bezw. Neiches Antheil haben, nicht üblich, ”) 
aber die Wiſſenſchaft verfennt feineswegs, daß die Nechtsitellung der Land— 
und Neichsjtände die gleiche ijt, wie die der Gemeindebürger. Als Beijpiel 
jeien die Bemerkungen von Hert und Conring angeführt. 

Bert’) jagt, von den subditi fei ein Theil zugleich cives, ein Theil 
nur incolas, umd fährt fort: hi vocantur Einwohner, Beyſaſſen: fiunt 
autem domicilü constitutione et distinguuntur a civibus, quippe qui 
jurium civitatis partieipes Bürger dieuntur, aut si jure veniendi ad 
eonventus provinciales gaudent, Yandjtände sive status provinciales 
audiunt. 

Die einjchlagenden Stellen bei Conring, exeroitatio de Germanici 
Imperii civibus‘) [auten; Obscurum nemini esse potest, quinam hodie 
in nostro Imperio veri et genuini propriique sint cives, ii videlicet, 
qui potestatem habent judicandi de iis quae ad d xöpiov vel summam 
reipublicae . . . pertinent. Hine etiam non potest non patere, recte 
illos eives Status et Ordines imperii appellare. Neque vero mirum 
sit hos solos eives, reliquos autem incolas potius esse vel 
subditos. 

Nahdem Conring den cives Die incolae als die subditi gegenüber: 
jtellt, fünnte es jcheinen, als gäbe es, wie bei der Gemeindemitgliedichaft, auch 
hier Bürgerrecht ohne Einwohnerreht. Allein gerade dadurch unterjcheiden 
fih eben Staats- und Neichsbürgerreht vom Gemeindebürgerrecht, daß fie 
ohne Inkolat nicht beftehen künnen. Wenn da, wo es fich darum handelt, 


') ®ergl. a. a. O. nr. 158. 

) Anders binfichtlih der Gemeinde; vergl. Mevius, ad jus Lubec. lib. I tit. II 
rubr. nr. 10: nonnunquam large et improprie tales (eiver) dicuntur omnes, qui in 
eivitate habitant, cuiuscumque conditionis fuerint; proprie et frequentins ea vore 
continentur, qui munerum et dignitatum sunt participes, 

) Hert, de subjectione territoriali & 7. 

*, Exerc. de Germ. Imperii eivibus, quam ex discureibus praecipue D' Herr- 
manni Conringii eodem Praeside publice examinandam proponit Christ. Gmil. 
Blume, Helmstädt 1641, $ 6 und 7 
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den Gegenſatz von voll- und minderberechtigten Staats- und Reichsangehörigen 
zu betonen, die minderberechtigten allein incolae und subditi genannt werden, 
jo will damit nur eine Anlehnung an den gegenjäglichen Inhalt, nicht an 
die gegenfägliche Erwerbsart von Givität und Inkolat im römischen Rechte 
gejucht, aljo nur darauf Hingewiejen fein, daß die eives die herrichenden, die 
Beilajien die dienenden, die untergebenen und darum als subditi zu bezeich- 
nenden Gemeindeglieder daritellen. 


>) Bom Ausgang des 17. bis zum Ausgang des 15. Jahrhunderts. 
a) Die Staatsangehörigfeit. 
8 11. 

Theoretiſche Beſtrebung, praktiſches Bedürfniß und thatſächliche Gelegenheit 
waren die Urſachen, deren Zuſammenwirken vom Ausgang des 17. Jahr— 
hunderts ab eine ſonderſtaatsrechtliche Abänderung auch der gemeinrechtlichen 
Sätze über Beſtimmung der Staatsangehörigkeit herbeiführte. 

Das von Colbert in die Handelspolitik eingeführte Merkantilſyſtem war, 
wie ſchon an früherer Stelle hervorgehoben, mit populationiſtiſchen Tendenzen 
eng verbunden. Durch Steigerung der Volkszahl Fonnte die Produftions- 
fähigkeit des Landes und damit die Ausfuhr von Waaren und biedurch hin— 
wiederum die Einfuhr von Edelmetall gefteigert werden. Es waren ſomit ins- 
befondere auch Mafregeln zu veranlafien, twelche der Einwanderung Fremder 
Vorſchub Leifteten. Andererjeits fonnte aber die Vermehrung der Bolfsmenge 
durh Zuzug von Außen doch nur dann dem gewünjchten Zwecke förderlich 
ſein, wenn e& arbeitsluftige und arbeitstüchtige oder fapitalfräftige, nicht aber, 
wenn es arbeitsfcheue umd unvermögende Berjonen waren, die zumandern 
wollten. Die Einwanderung industrieller Arbeiter und über mobiles Kapital 
verfügender Rentner mußte gehoben,') die Einwanderung von Bettler und 
Yanditreichern verhindert werden. 

Die hienach erforderliche Abänderung des Niederlafjungsrechtes und damit 
das neue handelspolitiſche Prinzip jo raſch als möglich zur Wirklichkeit zu 
machen, dazu gaben den deutfchen Staaten zwei äußere Umjtände, das Elend 
des Dreißigjährigen Krieges und die Aufhebung des Edikts von Nantes, Hin- 
reichenden Anlaß und willkommene Gelegenheit. Eine Folge des durch den 
dreigigjährigen Krieg veranlaßten wirtbichaftlichen Niederganges Deutichlands 
war unter anderem eine unverhältnigmäßige Zumahme fremder Bettler in den 
noh wohlhabenderen Gegenden, die zu einem jchweren Foche der Gemeinden 
und des Landes wurden. Andererjeits waren die Territorien durch Die 
Flühtung der Hugenotten aus Frankreich in Folge der Aufhebung des Edikts 
von Nantes?) in die erwünjchte Lage verjegt, tüchtige Gewerbsleute für die 
einheimische Produktion zu getwinnen. 

Was nun die rechtliche Seite der Durchführung der neuen Bevölkerungs- 
politik anlangt, jo konnte diejelbe nicht anders vor ſich gehen als unter be- 
deutfamen Eingriffen in Intereſſen und Freiheit der Gemeinden. Wir haben 
dies des näheren zu verfolgen. 


') Bergl. aud) Art. Fremdenpolizei von Störf im HWB. der St. W. Bd. III ©. 67%. 
22 ”) . Hieher aud) Art. Fremdenreht von Richard Ehrenberg im HWB. der 
St. W. Bd. ©. 692. 
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Das handelspolitiihe Intereſſe der Staatsgefammtheit verlangte ent: 
fprechend der neuen Wirthichaftslehre die Zulaſſung von gemerbstüchtigen 
Landesfremden in den Gemeinden auch dann, wenn diejelben ohne Vermögen 
waren. Die Gemeindejtatuten Dagegen machten die Aufnahme in das Bürger: 
recht — und Vollbürger mußten die einmwandernden Handwerker und Induſtriellen, 
wenn fie ihr Gewerbe in gedeihlicher Weile betreiben wollten, wegen der vielen 
rechtlichen, wirthichaftlichen und fozialen Vortheile, welche fih an das Bürger- 
recht anfchloffen, doch werden — von dem Nachweis eines bejtimmten Ver— 
mögens (in Eßlingen 3. B. nad Mittheilung Knipſchildt's) für den Mann 
von 200, für das Weib von 100 fl.) und von Bezahlung eines Bürgergeldes 
abhängig.*) s Der gewollte Zwed fonnte demnach vom Landesherrn nur er: 
reicht werden, wenn ihm das Recht zujtand, die Aufnahmebedingungen zu 
regeln und unter Umjtänden auch gegen den Willen der Gemeinden das 
Bürgerrecht zu verleihen. 

Bisher hatte die Frage der Aufnahme in den Gemeindeverband als ein 
von landesherrlicher Einwirkung grundfäglich freies Recht der Gemeinden ge: 
golten. Zwar beitanden für das Beitimmungsrecht der Gemeinden Rechts— 
ihranfen, allein dieſelben hatten bislang nicht eine Verpflichtung, bejtimmte 
Berjonenklajjen in das Bürgerrecht aufzunehmen, zum Inhalte, jondern traten 
fediglih in der Verbindlichkeit zu Tage, die Niederlajfung gemwiljer Perfonen 
bintanzuhalten, und jelbit, ſoweit ſolche Beichränfungen ftatt Hatten, waren fie 
ihrem rechtlichen Urjprunge nach meiſt reichs-, nicht landesrechtliche oder, wenn 
fie auch auf Landesrecht beruhten, doch folche, die dem Gemeindeinterejfe nicht 
zumwiderlaufen, jondern vielmehr dienjtbar jein wollten. Daß die Gemeinden 
Juden nur zulaffen durften, wenn ihnen das Recht, Juden zu Halten, verliehen 
war, und auch dann mur zu Beilaffenrecht, und daß den in die Reichsacht 
Erflärten und Häretifern die Aufnahme verjagt werden mußte,”) beruhte auf 
Neichsreht und, wenn von Landeswegen den Städten und Dörfern die Zu: 
fajjung von unvermögenden Leuten verboten wurde — wir haben an früherer 
Stelle hiefür Säße de3 bayerischen und württembergischen Rechtes angezogen —, je 
fühlte man ein jolches Verbot nicht jo fajt als eine Beichränfung der Gemeinde- 
freiheit, denn vielmehr als Unterjtügung gemeindlicher Intereſſen, die ihre Spitze 
gegen die Freiheit der Untertyanen kehrte. Im Intereſſe der Durch die öffentlichen 

rmenpflege belajteten Gemeinden wurden dem bis dahin polizeirechtlich noch 
nicht bejchränften Nechte des freien Zugs der Unterthanen‘) Grenzen gezogen. 

So war es troß vorhandener Rechtsichranfen angängig, daß die Litteratur 
des 17. Jahrhunderts die Zulajjung zum Gemeindeverband als eine res merae 
facultatis der Gemeinden, jomit al3 ein eigemes Recht der Gemeinden im 
Gegenjaß zu einem fremden, nur vertretungsmweile ausgeübten Rechte fenn: 
zeichnete. Zeugen hiefür ſind Knipſchildt und Mevius. 


1) A. a. O. lib. I cap. 29 nr. 125; überdies „daß der Mann innerhalb 5 und 
das Weib in drei Jahren dem Hojpital nidıt beichwerlich jein jolle“. 

N Beiipiele bei G. 9. v. Berg, Handbuch des Teutichen Polizeyrechts, Bd. IV ©. 695. 

 Siche Mevius, ad jus Lubec. lib. I Tit. II Art. 2 nr. 64: sunt aliqui, qui 
jure recipi possunt sed ut melius denegetur receptio, quales sunt otiosi etc. Ali 
nec jure recipiuntur, veluti Haeretiei, Banniti, Judaei, quorum receptio inter Regalia 
hodie numeratur nec permissa nisi quibus imperator permiserit. Auch Knipſchildt 
a. a. ©. lib. II cap. 29 nr. 111 und Emminghaus, de acquisitione et resignatione 
juris civitatis, Jena 1753, $ 21 und 22. 

+ Beral. die geichichtliche Entwidlung des Mechtes der —— — bei Rehm, 
Art. Freizügigkeit im HWB. der Staatäwiflenichaften, Bd. III. ©. 673 fi. 
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Erſterer ſagt:) Civitates imperiales habent potestatem concedendi 
jus eivilitatis sive recipiendi cives et incolas, das Burgerrecht zu geben, 
Burger und Einwohner auff- und anzınemen. Quod differt a potestate dandi 
sive eoncedendi jus eivitatis seu condendi eivitates — er meint die Ver- 
leihung des Stadtrecht? an eine Gemeinde —, veluti quod ad Regalia maje- 
statis pertinet et soli Imperatori competit. Hoc autem Regalibus non 
adnumeratur sed a quolibet loci magistratu concedi potest 
adeo, ut hoc ipsum etiam Senatus et alii magistratus municipales 
absque jussu et scientia Domini territorialis concedere possint 
Noch deutlicher ift der Saß (nr. 111): cum liberum sit enique Domino 
et magistratui in civium id. . bier im weiteren Sinne — subditus) 
numerum recipere quoscumque velit et civium receptio sit merae 
facultatis et non sit eonsultum quoslibet in cives reeipere, idéo caute 
ut hie agatur, necesse est. 

Mepius?) führt aus: Jus recipiendi eives, quod a potestate dandi jus 
eivitatis, das Stadtrecht oder Freyheit, quae ad reservata Imperatoria pertinet 
ec sine assensu Imperatoris exercetur. multum distat, non est de Iteser- 
vatis Prineipum sed ipsis eivitatibus eorumque magistratibus competit. 

Die Hauptfolge aus dieſer Eigenberechtigung der Gemeinde war — umd 
das iſt für unſere ragen von hoher Bedeutung — die, daß die Gemeinde 
Riemand wider ihren Willen zur Anſäſſigmachung in ihrer Markung zulafien 
mußte. Auch dies beftätigen uns Anipichildt und Mevius, legterer nur 
in einer kurzen Bemerkung, erjterer in längerer Ausführung. KRnipichildt 
wirft die frage auf (ur. 133), an Imperator eivitati alieui Imperiali vel 
territori Dominus eivitati suae municipali invitae aliquem pro ceive 
obtrudere possit. Diejelbe jei deshalb zu verneinen, qua ex generali 
eonsuetudine, praesertim Sueviae, eivitatibus munieipalibus, pagis. 
villis et aliis communitatibus liberum sit eos tantum, quos ipsi velint, 
in eivium numerum et consortium suum reeipere nec Princeps sive 
superior ipsis invitis cives obtrudere possit,’) propterea quod jus illud 
recipiendi cives non est de Regalibus sed consequens quoddam admini- 
strationis eivilis magistratibus etiam munieipalibus concessae. Et inter- 
ventus superioris non nisi gravioribus tantum actibus uni- 
versitatis necessarius reputetur. Alſo nur von Auffichtöwegen kann 
der Yandesherr in das freie Beitimmungsrecht der Gemeinden eingreifen, außer 
dm nur, wie der Kaiſer, gewilje Perfonen zur Zulaffung empfehlen. Neque 
enim Imperatores civitatibus Imperialibus eives invitis obtrudere sed 
potius literas commendatitias pro jure civitatis impetrando vel con- 
cedendo largiri consueverunt. Die furze Bemerkung von Mevius findet 
ih ad jus Lubee. lib. I tit. H art. 2. nr. 60: „quibus (magistratibus) 
«tiam ab Imperiali culmine aliquos commendatos esse ut recipiantur 
in civitatem refert auctor... .“ 





Ua. ©. lib. 1], cap. 29, or. 1 u. 2. 
*) Ad jus Lubee. lib. ], tit. 2, art. 2, nr. 58. 

MN Bl. audh Nr. 115. Dort iſt dem Sabe „hodie ex generali fere consuetu- 
«ine Germaniae cuilibet magistratui liberum est in civium numerum recipere quem 
velit et nemo ipsi invito obtrudi possit, ne quidem a proprio suo territorii Domino 
«t superiore® folgende allgemeine Begründung beigegeben: quos intra moenia ad coetum 
“vilem admittas, discernere non minus refert quamı patrisfamilias interest, nosse 
quos aedibus auis recipiat. 
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Was andererjeits Die Staatsangehörigfeit anlangte, jo ſtand bezüglich 
ihrer, von der Ausnahme für Juden abgejeben, der Nechtsiag noch in umein- 
geichränfter Geltung, daß es die einfache Niederlafjung im Lande jei, welche 
fie ins Leben rufe. Wir haben gejehen, daß die Beichränfung der freien Nieder: 
lafjung, injoferne leßtere Gemeindeangehörigfeit begründet, durch das Erforder- 
niß der polizeilichen Genehmigung auf die Begründungsweiſe der Staat 
angehörigfeit ohne Einfluß blieb. 

Hätte nun das Landesrecht, an dieſer gegenjeitigen Unabhängigkeit von 
Staats- und Ortsmitgliedichaft feitbaltend, den angeführten Nechtsjat nur da- 
bin abgeändert, daß es auch gegenüber dem Staate nicht mehr die Niederlafjung 
als jolche, jondern nur die jtaatöpolizeilich genehmigte Niederlafjung jein ſolle, 
welche die Mitgliedichaftsitellung begründe, jo würde aller Wabrjcheinlichkeit 
nach öfters der Fall eingetreten fein, daß jemand von Staatäwegen die Er- 
laubniß zur Niederlafjung an einem Orte und damit im Yande gehabt hätte, 
ohne davon Gebraudy machen zu fünnen, weil ihm die Gemeinde das Recht 
der Niederlaflung verjagte. Sollte die vom Staate angejtrebte Erleichterung 
der Niederlaflung im Lande darum nicht illuforisch fein, jo mußten der Erwerb 
von Staats- und Ortsangebörigkeit im Wege der Niederlajjung mit einander 
in Beziehung gejegt, d. b. der eine vom anderen abhängig gemacht werden. 
Dies ließ ſich dadurch erreichen, daß man jagte, jchon bisher ſei es nicht das 
Wohnen in einer Gemeinde als jolches geweien, welches die Staatsangehörigkeit 
zur Entjtehung brachte, jondern nur injoferne, als es Ortsangebörigfeit be- 
gründete. Die Yandesunterthänigfeit entjtehe für den Landesfremden wicht 
durch Anſäſſigmachung in der Gemeinde als einem Theile des Staatägebiets, 
jondern dadurch, daß in Folge der Niederlaflung in einer zum Staat gehörigen 
Gemeinde Gemeindemitgliedichaft erworben werde. Diefe und nur dieſe fei 
die unmittelbare Folge der polizeilich erlaubten Niederlafjung im Gemeinde: 
gebiet, die Staatsangehörigkeit erjt die unmittelbare Folge der erworbenen 
Gemeindemitgliedichaft; m. a. W. der Erwerb der Staatsangehörigkeit ſei 
durch das Vorhandenjein von Ortsmitgliedichait bedingt. Weil aber der Er- 
werb der Ortsangehörigkeit jolche Rechtsfolgen babe, müjje der Yandesherr 
die Befugniß haben, auf die Zulafjung neuer Gemeindemitglieder einzuwirten, 
denn e8 gehe nicht an, daß die Gemeinde die Macht babe, dem Yandesherrn, 
der doch der Höhere jei, einen mißliebigen Untertbanen aufzunöthigen, was 
der Fall jein würde, wenn das Aufnahmerecht der Gemeinden ein freie wäre. 
Auf dieſe Weife war der Sat gewonnen, daß die Zulaffung durch Gemeinde: 
mitgliedichaft ohme Zujtimmung des Landesheren nicht erfolgen dürfe. Das 
handelspolitiiche Intereſſe des Staates bedurfte aber noch des weiteren Saßes, 
daß der Landesherr auch gegen den Willen der Gemeinde den Eintritt in den 
Gemeindeverband gewähren fünne. Die Einführung Diejes Saßes fand in 
dem Borgehen des Staatöinterejles und der Ueberordnung des Landesherru 
hinreichende Begründung. 

Schließlich finden wir beide Säße in der Wendung formuliert, die Auf- 
nahme neuer Bürger ſei ein regale maius des Landesherrn. 

Es iſt nun unfere Aufgabe, die Richtigkeit der eben gegebenen Schilderung ') 
des Entwidlungsganges aus Litteratur und Gejeßgebung zu erweilen. 


) Nüſcheler aa. O. ©. 99, ilizzirt die Entwidlung jeit dem 16. Jahrhundert 
mit folgenden nicht ganz verftändlichen Sägen: „Seit der zweiten Hälfte des 16. Jahr: 
hunderts fam der Grundſatz auf, da für die Aufnahme von Dinterjalien in eine Gemeinde 
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In der Litteratur dev Mitte des 17. Jahrhunderts ift e& noch feititehende 
Anjicht, daß das jus recipiendi novos cives — cives iſt bier immer im 
Sinne von subditi gebraucht — nicht zu den dem Landesherrn vorbehaltenen 
Rechten zähle. Mevius jagt an jchon oben citierter Stelle‘) ausdrücklich: 
jus receipiendi eives non est de Reservatis Prineipum, und Knipichildt?) 
fügt an: „Regalibus non adnumeratur“ und unter Negalien verjteht er feiner 
Beit entiprechend °) die dem Fürſten vorbehaltenen vbrigkeitlichen Nechte. 

Dieſe Auffaflung der Dinge hielt auch noch au, als — es geichah dies 
noch im 17. Jahrhundert — die Unterfcheidung von regalia majora und 
minora auffam. Unter regalia majora oder essentialia verjtand man das, 
was bisher regalia jchlehthin waren, unter den regalia minora Rechte, 
die auch Unterthanen, insbejondere auch Gemeinden zujtanden, Nechte, welche 
die Yandeshoheit mit den Unterthanen theilte, regalia communicativa. Hert 
— jeine Difjertation de subjectione territoriali ift vom 3. 1698 — war 
dieſe Eintheilung bereits geläufig, aber er nennt das Bürgeraufnabmerecht nicht 
einmal unter den niederen Negalien, ein Zeichen, da man zu feiner Zeit die 
Aufnahme in den Gemeindeverband nocd für ein ausjchließliches Recht der 
Gemeinden anjah, das den Fürjten überhaupt nicht zuftand. 

Anders die Staatörechtlehre des 18. Jahrhunderts. Emmingbhbaus 
bezeichnet es im jeiner diss. de adquisitione et resignatione juris eivitatis 
Jen. 1753 zwar noch al® communis doctorum opinio, daß dem ftädtifchen 
Senate das jus recipiendi cives zu ftehe, und ſchließt fich diefer Meinung 
an. Allein er fieht fich doch veranlaft, anzufügen, das Hecht der Gemeinden 
jei theilweije eingejchränft. Man müſſe zwifchen unmittelbaren und mittelbaren 
Städten unterjcheiden. Unbeſchränkt jtebe das Recht nur den Reichsſtädten 
zu, was aber die mittelbare Stadt angehe, jo müſſe man darauf achten, 
utrum recipiendus jam hactenus Domini territorialis, ad quem muni- 
eipium spectat, subditus fuerit et in alio tantum loco habitaverit neene. 
Sei das erjtere der Fall, jo reiche die adprobatio senatus hin; im anderen 
Halle dagegen „ad principem antea rem deferendam huiusque consensum 
exspectandum esse putamus, ne ipsi inscio novus obtrudatur subditus 
quem forsan si novisset ex justa causa in subditorum numero esse 
noluerit“ ($ 12). 

3. 9. Ayrer‘) begnügt fich nicht mehr mit einem bloßen Zujtimmungs: 
rechte des Landesherrn, er ſpricht kurzweg aus und begründet es and), die 
Aufnahme in die Gemeindemitgliedichaft ſei ein ausfchliegliches Necht des 
Landesherrn, es zähle nicht zu den regalia minora oder communicativa, 
fondern zu den regalia majora. Das Necht müſſe dem Landesherrn zuftehen, 
weil er jonft feine Aufgabe, trangnillitatem et quietem publicam in diti- 


die Bemilligung der Regierung und die Bezahlung eines Schug- vder Schirmgeldes an die 
jelbe erforderlich jei. amit war die Verbindung von Gemeinde und Staat hergeftellt. 
Aus (?) ‘der urjprünglien Bewilligung an die Gemeinden wurde ein Qandredt, d. h. 
Staatdangehörigkeit, Staatöbürgerrecht, das die Obrigfeit bald direct ertheilte und deſſen Er- 
werb regelmäßig von dem vorgängigen Ausweis über den Befig eines Drtsbürgerrehts ab- 
hängig gemacht wurde.“ Mit dem legten Satze dürfte Nüſcheler bereits in die Entwicklung 
ver Dinge im 19. Jahrhundert übergreifen. 

") Ad jus Lubee. lib. II, tit. IL, art. 2, ur. 58. 

) A. a. O. lib. II, cap. 29, nr. 1. 

) Bergl. den Art. Regalien von Brodbaus in dv. Stengel's Wörterbuch des 
deutichen Berwaltungsrechtes Bd. II, ©. 338. 

tatio juridica de jure recipiendi Judaeos, 1741, $. 2 n. 7. 
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onibus suis tueri et cives suos sartos tectos integrosque conservare, 
nicht erfüllen fünne, ein Gedanke, welcher näher ausgeführt wird, und das 
Necht müſſe dem Fürften allein zuftehen, quia Reipublicae defendendae 
cura apud eum potissimum, cui rerum summa delata est, excubare 
debeat inque peregrinorum receptione sita sint fere omnia, salus et 
exitium, gloria et ignominia. 

Ebenſo feſt jteht die Berechtigung des Landesherrn bei Ulrich v. Cramer. 
In Theil 11 feiner Weplarifchen Nebenjtunden ‘) verteidigt er dasjelbe nad 
Oben, im Berhältniß zum Neich: dem Landesherrn fünne fein neuer subditus 
von Reichswegen aufgedrungen werden; es jtehe im Belieben des Landesherrn 
(in arbitrio Domini territorialis), Jemanden in feinem Territorium zu 
Bürger oder Beifafienrecht aufzunehmen oder hinwegzuweiſen, nachdem der 
Yandesherr dieſes oder jenes den Gemeinweſen nützlich oder ſchädlich zu fein 
befinde; das jus recipiendi vel rejieiendi eives fei mit der Territorial- 
Oberbotmäßigfeit verpaart. In Theil 100°) vertheidigt er das Recht nad 
Unten gegen die Beichwerdebehauptung, es gebe die ohnbedenkliche Obſervanz 
denen Gemeinden die Befugniß Fremde unter gewiljen Bedingungen an- und 
aufzunehmen. Er jagt: „Was kann hiebei Harer fein, als daß die Aufnahme 
derer Unterthanen dem Landesherrn zufteht und ohne dejien Bewilligung feine 
Gemeinde fih ermächtigen fann, einen ganz Fremden bloß vor ſich auf und 
anzunehmen.“ 

In den Schriften von 3. 3. Moſer wird bejonders jcharf betont, daß, 
wenn die Gemeinden das Aufnahmerecht ohne Mitwirkung des Landesherrn 
ausüben, fie dies nicht in Erfüllung einer eigenen, fondern einer vertretungs- 
weile geübten Befugniß thun. In feiner „Eurzen Einleitung in das teutjche 
Staatsreht“ von 1753 fagt Mofer in Kap. VIS 8: „Wegen Annahme 
neuer Unterthanen wird es gar verjchiedentlich in Teutichland gehalten und 
haben die Yandeseinwohner an manchen Orten dißfalls große Freyheiten, be— 
jonders, daß ihnen feine Fremde, zumal von anderer Neligion, aufgedrungen 
werden dürfen, wohl aber fie jelbjten befugt find, nene Mitbürger auch aus 
der Fremde anzunehmen, doch kann ein Landesherr Tetterenfall® Ziel und 
Maß jegen, infoweit e8 denen Landesverträgen nicht zumider ift“ und in dem 
Abſchnitt jeines neuen teutichen Staatsrechtes „Bon der Yandeshoheit in An: 
jehung der Unterthanen Berjonen und Vermögens" von 1773 Kap. V heißt 
es: „Ordentliher Weile muß die Annahme eines Unterthanens, der 
nicht vorhin von Geburt ein Unterthan ift, 1) entweder unmittelbar vom Landes— 
berrnjelbjt geſchehen oder 2) doch von dejjen nachgefegten Collegiiß oder 
Beamten, welche von ihm hierzu bevollmächtiget jeynd. Und jo haben auch 
ordentlicher Weiſe Landjtände und Unterthbanen feine Konfurrenz 
dabey; außer 1) e8 jchlage ein dabey vorfallender Umſtand in die Landes— 
Berfaflung oder Freyheiten ein, 2) oder die Landesverträge oder das Her— 
fommen gejtatten denen Landjtänden eine Konkurrenz oder 3) es jtehe kraft 
eben dieſer Verträge oder des Herfommens oder vermöge bejonderer landes— 
za ye Privilegien denen Landſaſſen oder Worjtehern aller oder gewiſſer 

ommimen das Necht zu, Bürger und Beyſaſſen allein aufnehmen zu dörfen. F 
Wer aber das Recht hat, Jemanden zu Bürger oder Unterthan, 
ohne höheren Orten deßwegen anfragen zu müſſen, annehmen zu 





52 fi. 


) 1764. ©. 1 
S. 80 u. 81. 


) 1770, 
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dörffen, der nimmt durch ſolche Bürger: oder Unterthanen-Annahm dem 
Landesherrn zugleih auch einen Unterthbanen an.“ 

Die Anfiht von Kreittmayr fcheint derjenigen von Mofer entgegen 
zu Stehen. Moſer jtellt die Aufnahme durch den Landesherrn oder feine 
Beamten als die Regel, die Aufnahme durch die Gemeinden als Ausnahme 
dar. Kreittmayr') dagegen jagt: „Es ijt aber um jeßtgedachte Bürger: 
aufnahme eine Sache, weldye zwar im Grunde jelbit ein Landesherrliches 
regale, jedoch faſt aller Orten den bürgerlichen Obrigfeiten überlafjen it, und 
pflegt jowohl der Kaiſer den Reiche: als die Landesherrichaft den Landſtädten 
gerne freie Hand hierin zu laſſen, johin feine Bürger wider ihren Willen jo 
leichterdings anfzudringen.“ Allein Kreitmayr verlangt in jedem jolchen 
Fall Einholung der landeshoheitlichen Natififation.’) In Folge dejjen fteht 
feine Meinung mit derjenigen Moſer's vollfommen in Einklang, denn Mojer 
nennt al3 Ausnahmen von der Regel mur die Fälle, wo die Gemeinden, 
ohne höheren Orts anzufragen, aljo ohne ftaatliche Bejtätigung einholen zu 
müjjen, das Aufnahmerecht ausüben. 

In etwas anderem Lichte erjcheint Die Sache bei Bütter. Er bezeichnet das 
jus novos cives recipiendi wohl al3 ein regale,®) allein er ijt der Anjchauung, 
daß den Gemeinden, wie allen Anderen, welche mit niedriger Gerichtsbarkeit 
betraut find, ein allgemeines Stellvertretungsrecht zufomme Pütter fährt 
nämlich nach dem Saße, das jus recipiendi novos eives jei ein Negal, alfo fort: 
„Interim municipiorum cives a magistratu, rusticia quolibet jurisdietione 
patrimoniali praedito modo haud neglecto homagio recte recipiuntur 
Solum autem jus recipiendi protegendique Judaeos, quum olim nemini 
esset nisi ex privilegio Imperatoris, hodie equidem non tantum electo- 
ribus sed et quibusque reliquis statibus est, attamen in quovis territorio 
adhuc in regalibus praecipuis hoc effectu habetur, ut nemini citra 
specialem plane concessionem hoc jus permittatur et vel sub terri- 
toriali potius quam municipali jurisdietione Judaei contineantur.“ 
Bütter’3 Meinung ift alfo die: Das Recht, neue Bürger aufzunehmen, ſei 
zwar Regal, indejjen fünnten Stadtbürger auch von den Magijtraten, Dorf: 
bürger von Jedem, der mit Batrimonialgerichtsbarfeit begabt it, aufgenommen 
werden. Magijtrat und Gerichtsheren übten jedoch hiemit Fein eigenes, ſondern 
nur vertretungsweiſe ein fremdes Recht aus, denn rechtmäßig fei die von ihnen 
bewilligte Aufnahme nur, wenn die Leiltung des dem Landesherrn jchuldigen 
Huldigungseides nicht verabjäumt werde. Das Stellvertretungsrecht hätten Die 
Gemeinden und mit Gerichtsbarkeit begabten Berjonen von Rechtswegen d. h. 
ohne befondere Uebertragung, denn allein das jus recipiendi Judaeos gehöre 
zu den befonderen NRegalien, welche niemand eitra specialem concessionem 
zuftünden. 


!) Anmerkungen zum cod. Max. bav. eiv. Theil V, cap 25, $. 6 (1758). 

NM. a. D.: So oft nun ein neuer Burger aufgenohmen wird, jo muß ſolches auch 
von den burgerlichen Cherkeiten, und zwar in Hauptitädten an den Hofrat und rejpective 
an die Renierungen, von den übrigen Städten und Märkten aber an die Rentämter, 
worinnen jie liegen, einberichtet, die Ratification darüber erholt und die Tare darür bezahltwerden. 

) In den Institutiones juris publici (Ausgabe von 1782), $. 367, jteht folgender 
paiud: supersunt nonnulla Regalia de quibus non tam amplius est quaestio inter 

aesarem et Status imperii quam inter hos et ordines provinciales aliosve me:liatos 

imperü eives, veluti primum jus recipiendi novos eives. Ferner wird in feiner „Litteratur 
des Teutichen Staatsrechtes“ (1783/,) Bd. III, 8. Hauptit., $. 136, unter den „Landesherr: 
lihen Hoheitsrechten“ die Ertheilung des Bürgerredts genannt. 
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Bei Gönner, dejien „Teutſches Staatsrecht“ bereits ein Erzeugniß des 
19. Jahrhunderts ift — es gelangte 1804 zur Ausgabe -—, ericheint das 
Necht der Gemeinden und Patrimonialgerichtsherrn wieder als eines Spezial: 
titel8 bedürftig. Er fagt S. 445: Die Aufnahme neuer Bürger in den Staat 
ift umverfennbar eine aus der Nepräfentativgewalt fließende Befugniß. Im 
diefer Rückſicht kann der Landesherr nicht nur 1) neue Bürger auch gegen 
den Willen einer Gemeinde mit dem Genufje aller Gemeinderechte, ſondern 
auch 2) da, wo er manchen landjälligen Städten, Batrimontal:Serichtsherrn 
oder Gemeinden die Aufnahme überließ, durch Geſetz die Eigenschaften neu 
aufzunehmender Bürger beftimmen und 3) über die Reception ſtrenge Aufficht 
rühren. 

Nachdem auch noh Gönner, obſchon einer jpäteren Zeit angehörend, 
der gleichen Anficht, wie von Cramer und Mojer ift, wird man mit der 
Annahne nicht jehlgeben, dal; dieſelbe die in der Litteratur umd — nach der 
Stellung Ulrih von Gramers als Aſſeſſor am Neichsfanımergericht zu 
ſchließen — auch in der Rechtsſprechung des 18. Jahrhunderts herrichende, 
den thatjächlichen Verhältniſſen der meilten Yänder entiprechende Anjchauung 
darjtelt. Man wird Mofer zuftimmen müſſen, wenn er bezweifelt,') ob 
der von Pütter aufgejtellte Sa „als eine allgemeine Regel in dem größten 
Theile Deutjchlands paſſieren könne.“ 

Wir geben dazu über, die pofitiven Nechtsvorichriften aufzufuchen, welche 
geeignet find, die eben gefchilderte Staatsrechtslehre zu jtügen. 

Man könnte geneigt fein die erſten Anfänge diefer Entwidlung bereits 
in den früher erörterten Beftimmungen der baveriichen Landes: und Polizei: 
Ordnung vom $. 1616 und der württembergifchen Yandesordnung von 1552, 
bezw. der damit gleichlautenden von 1567 und 1621 zu finden. Heißt es 
doch in dem genannten bayerischen Gejege Buch IV Tit. 12 Art. 7, daß eine 
Zulaſſung von jungen Winfel-Eheleuten in fremden Orten „in allmeg (nur) 
mit vorwiſſen und bewilligen der Obrigkeit” erfolgen dürfe, und in 
der württembergiichen %. D. von 1621 Tit. 2 $ 3, daß die Amtsleut und 
Gerichte feine Wahlen oder Saphoien (Sabaudiae) „ohne unjer Vorwiſſen 
und bemwilligen zu Burger annemmen follen ımd der Landesfürjt denjelben 
jolche Fremde ohne jonder bewegende Urfache anzunemmen auch nicht be- 
jeblen wird,“ oder ebenda in Art. 6: „es ſoll fürbin feiner in Stätten noch 
Flecken ohne unjer Borwiljen und bewelch zu wohnen eingelajien oder geduldet 
werden, er jey denn als ob zu Burger angenommen. “ 


Allein die bayerische Beltimmung bat, dem Zwecke, dem fie dienen joll, 
entfprechend, wie jchon früher betont, nur jolche Perſonen im Auge, welche 
bereit3 Staatsangehörige find,‘) betrifft alfo die frage des Erwerbs der 
Staatsangehörigfeit überhaupt nicht und auch die Sätze des mwürttembergifchen 
Nechtes zwingen, trogdem fie gerade von der Aufnahme Yandesfremder in den 
Gemeindeverband handeln, keineswegs zu der Annahme, daß die landesrechtliche 
Negelung der Zulaffung zur Gemeinde bier ihren Grund in dem Umijtand 
babe, daß durch die zu eriwerbende Ortsmitgliedſchaft auch die Eigenjcyaft 
eines Staatöangebörigen begründet werde; diefelben laſſen ſich auch dann voll: 
fommen erflären, wenn man von der Anficht ausgeht, daß die Yandesunter: 





| ) Von der Landeshoheit im Anſehung der Untertbanen Perjonen und Vermögens 
Map. V., S. 35. 
2) Reral. oben S. 192. 
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ihänigfeit durch einfache Domizilierung zur Entjtehung gelangt jei Der Um: 
ftand, daß Die genannten Sätze dem richtig verjtandenen Gemeindeinterefje 
dienfam, nicht zumider fein wollen, läßt die Behauptung nicht zu gewagt er- 
ſcheinen, Ddiejelben jeien mur Ausflug einer Art Staatsaufficht oder Staats: 
furatel über die gemeindliche Gejchäftsführung, nicht Akte unmittelbarer 
Staatsverwaltung. Hiefür jpricht, daß die Aufnahme neuer Gemeindemitglieder 
durch den Fürſten wider Willen der Gemeinden in diefer Zeit als Ausnahms— 
maßregel gedacht war. Es geht dies einmal aus dem Satze der Landes: 
ordnung von 1621 bervor, der Yandesfürjt werde nicht „ohne jonder be= 
mwegende Urjadhe die Annahme von Wahlen oder Saphoiern befehlen,“ und 
dann bejtätigen es verichiedene ') Yandtagsabichiede aus dem 17. Jahrhundert. 
Sp verjpricht der Herzog ſchon in einem Landtagsabichied von 1618 „Stätt 
und Kommunen ohne jonder beiwegende Urjachen wider ihren Willen und zu 
jedes Ortes gemeiner Bürgerichaft und Handwerker Nachtbeil nicht zu be: 
ichweren.“ Erſt in einer Nejolution von 1764 erklärt der Herzog gegenüber 
den Beichwerden über die „Kränkung der Kommunen durch Aufdringung neuer 
Bürger und Beiſitzer, daß nach der Landesordnung den Landesfürſten das 
arbitrium allezeit bevorſtehe“. 

In dieſer Auffaſſung des württembergiſchen Rechtes finden wir uns in 
Uebereinſtimmung mit dem erſten Ausleger der württembergiſchen Landes— 
ordnung von 1621. Lindenſpür, deſſen Buch ad ordinationes politicas 
ineluti Ducatus Württembergiei (über die fürftlich württembergiiche L. D.) 
vom J. 1632 datiert, jchreibt dajelbit S. 10: jus autem creandi cives 
Senatoribus eivitatum, non vero Prineipibus competere communiter 
asserunt Doctores: addita hac ratione, quod jus illud non sit de Prin- 
cipum Reservatis sed consequens quoddam administrationis civilis magi- 
stratibus munieipalibus concessae: si qua tamen difficultas in 
elecetione civis oriri posset, merito ad Principem recurri 
debet. . . Princeps enim sibi semper reservat jus inspeetionis, 
ne jure concesso inferiores male utantur. 

Anders ift es mit den pofitiven Nechtönormen aus dem letten Viertel 
des 17. Jahrhunderts und der Folgezeit. Wie nachher zu zeigen, erbellt aus 
ihrer Motivierung, joweit fie von jolcher begleitet, daß fie den Landes— 
intereifen. der jtaatlichen Bevölferungspolitif dienen jollen. Wenn dieje Vor— 
ichriften das Aufnahmerecht der Gemeinden an jtaatliche Mitwirkung Fnüpfen, 
liegt es daher näher, anzunehmen, daß der Grund hiefür in dem Umſtande 
rubt, daß die in die Gemeinde Aufgenommenen eben durch ihre Aufnahme 
die Eigenichaft von Staatdangehörigen erwerben. Damit aber ijt eine Auf: 
hebung des Satzes, daß die einfache Niederlaflung es ſei, welche Yandesunter: 
thänigfeit begründe, gegeben. 

Zunächſt jeien einige landesherrliche Erlaſſe angeführt, in welchen die 
populationiftiiche Tendenz der getroffenen Anordnung ausdrüdlich bervorge- 
hoben wird. 

In einer -holfteinischen Verordnung vom 20. Nov. 1683 °) wird der Be- 
hörde von Glüdjtadt anbefohlen, jernerhin Bürgerbriefe nur folchen zu ertheilen, 
jo fich entweder dort wirklich ſofort jelbit niederlallen oder doch wenigſtens 


— — — 


Vergl. Knipſchildt a. a. DO. Wr. 133 und Moſer, von der Landeshoheit in 
Anſehung der Unterthanen Perſon und —— ©. 48. 


5 


?; Corpus Constitutiomnum Regio-Holsaticarım, Bd. I, ©. 685. 
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durh ihre Faktoren bürgerlihe Nahrung treiben und die auffommenden 
bürgerlidien onera tragen. Diefe Verfügung ift damit begründet, man habe 
in Erfahrung gebradht daß in Hamburg Perſonen wohnen, welche in Glüd- 
ftadt Bürgerrecht haben; wenn dies Vorkommen fich mehre, jo würde dadurd 
das „Aufnehmen“ d. h. Wachsthum der Feſte Glüdftadt merklich gehindert. 

Um die Bevölkerung durd Zuzug von Außen möglichit raſch zu fteigern, 
wurden in einer Neihe von kurfürſtlich brandenburgiſchen Erlafjen Neuanziehenden, 
wie jchon früher einmal erwähnt, jog. Freijahre von allen praestandis d. b. 
Öffentlichen Abgaben verjprochen.‘) In Beziehung zum Erwerb der Ortsan- 
gehörigfeit fteht das Bürgergeld, die bei Aufnahme in die Gemeinde zu ent- 
richtende Gebühr, aljo eine öffentliche Abgabe. Die Mylius’sche Sammlung 
enthält eine Anzahl von Ordnungen und Edikten, welche verbieten, die Fremden 
bei Erwerb des Bürgerrechts zu „überjegen.“ °) Die „revidierte General:Steuer- 
und Konjumtiongordnung in den Stätten und Flecken der Kur und Marf 
Brandenburg“ vom 2. Januar 1684 °) gebietet in Kap. VIII $ 11, „um die 
Stadt dejto eher populös zu machen,“ den Magijtraten u. A., die Refognition 
wegen de3 Bürgerrecht3 nach Unterjchied der Städte und der Perjonen auf 
ein Erträgliche8 und zwar „vom erjten bis dritten oder aufs höchſte vierten 
Thaler zu richten.” Eine ähnliche Beitimmung enthält die Inſtruktion für 
die Kreis: und Steuerfommiljarien vom 6. Mai 1712.*) 

Daß der Landesherr die Landjtädte nunmehr zur Aufnahme bejtimmter 
Bürger zwingen darf, verdeutlicht beſonders fcharf eine königlich preußifche 
Deklaration „des Generalpardons vor die Deferteurd und entwichenen Unter: 
thanen“ vom 23. Nov. 1740 °) Es wird darin angeordnet, daß „alle und 
jede dero aus Furcht der Werbung außer Landes entwichenen Unterthanen, 
welche felber fi) wieder in das Land einfinden, um fich als Bürger zu jeßen 
und bürgerliche Hanthierung und Nahrung zu treiben, ohne Unterjchied fofort 
von den Magijtraten aufgenommen und zum Bürgerrecht admittiert werden.“ 

Daß es die Niederlafjung allein nicht mehr ift, welche die Staats— 
angehörigfeit begründet, ergibt $ 132 in Zufammenhalt mit $ 131 von Theil IL 
Tit. 17 des allgemeinen preußijchen Landrechts. $ 132 fagt: „Auch 
ſolchen Ausländern, die fih im Lande wirklich niedergelafjjen haben, 
jteht es frei, innerhalb der erjten zehn Jahre nach ihrer Ankunft wieder aug- 
zumandern;“ und in $ 131 wird bejtimmt: „Fremden, die in hiefigen Landen 
fi) zwar aufhalten, aber darin weder ein Amt übernommen noch Grund» 
ftüce gekauft noch Gewerbe betrieben haben, fünnen das Land zu allen Beiten 
nad) Willkür wieder verlafjen.“ Bergleiht man beide Beitimmungen, jo ift 
unverfennbar, daß der Gefeßgeber mit dem „Aufenthalt,“ der fich nicht mit 
Uebernahme eines Amtes, Ankauf von Grundftüden oder Beginn eines Ge- 
werbe3 verbindet, einen jolchen bezeichnet haben will, aus welchem fich nicht 
auf die Abficht, jtändig im Lande zu weilen, d. h. auf die Abſicht „wirklicher 
Niederlafjung“ schließen läßt.) Würde fih nun an die Niederlafjung als 


) Bergl. Mylius, Corp. Constit. March. Contin. III, ©. 181, 183, 184, 186. 

2) Vergl. aud) v. Berg, Handbuch des Teutichen Polizeyrechts, Bd. II, ©. 38. 

) Mylius, C.C.M. T. IV., Abth. 3, ©. 170. 

) Mylius a. a. DO, T. II, Abth. 1, ©. 293. Vergl. auch die Angaben bei 
Eliter, Art. Bevölterungslehre und Bevölkerungspolitik im HWB. der Staatämwifienidaften. 
Bd. UI, ©. 475 und die Bemerkungen bei Rehm, Art. Freizügigkeit ebenda, Bd. III, ©. 673. 

5) Mylius, Cont. III ©. 428. 

9) Bergl. in diejer Hinficht folgenden Paſſus eines Erfenntnifies des preuß. Ober: 
berwaltungsgerichtS vom 30. Juni 1886, abgedrudt im Minifterialblatt für die gefammte 
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jolhe die Rechtsfolge der Entjtehung der Eigenschaft eines Staatsangehörigen 
anfchließen, jo würden dieſe wirklich Niedergelafjenen, nachdem fich, wie jpäter 
zu erörtern, im 18. Jahrhundert der Satz ausbildete und aucd in den 
preußiichen Staaten zur Geltung gelangte, daß Unterthanen zu ihrer Aus» 
wanderung obrigfeitlicher Zujtimmung bedürften, ebenfalls diefer Auswanders- 
beichränfung unterlegen fein. Da hat nun der Gefeßgeber, um der Meinung 
vorzubeugen, daß dieje Niedergelafienen im eigentlichen Sinne in Folge ihrer 
bloßen Niederlajjung Staatsangehörige werden umd deßhalb nur unter Zu— 
ftimmung der Obrigkeit auswandern dürften, den Sat angefügt: „auch ſolche 
Ausländer“ hätten vollfommen freies Auswanderungsredht. 

Endlich jeien einige Belege dafür angeführt, daß nur die Niederlajjung mit 
Hinzutritt polizeilicher Genehmigung und auch diefe nur, foferne fie Gemeinde: 
angehörigkeit zur Folge hatte, es war, welche die Landesunterthänigfeit begründete. 

Zunächſt jei ein preußiiches Patent vom 21. Nov. 1718') erwähnt, 
welches ſich an die „Neu: Anziehenden, welche fih im Königreich Preußen 
häußlich niederlajjen wollen,“ wendet. Es ift, wie es im Eingang felbjt an- 
gibt, dadurch veranlaßt gewejen, daß der König bei feiner Anmefenheit in 
Preußen fand, daß „viele durch leßtere Contagion eingegangene Höfe annoch 
unbejeget und wüſte liegen;" es will demgemäß die Anfiedelung „aus aus— 
wärtigen entweder Seiner füniglihen Majeftät felbjt oder auch anderen 
Puifjancen zugehörigen Provinzen und Ländern fürdern und dazu ijt 
nun (Nr. 9 u. 10) u. A. bejtimmt: „Es follen feine andere als des Aderbaus 
und der Biehzucht, auch der übrigen Land-Nahrung erfahr'ne Bauers-Leute 
biezu angenommen werden und ein Jeder, der fi) auf diefe Art im 
Preußen niederzulafjen vermeine, müſſe einen Schein von feiner Obrigkeit, 
unter welcher er gewohnt, mitbringen, daß er fich bißhero redlich ernehret 
und aufgeführt, auch mit derjelben Vorwiſſen abgereifet ſei“ Diefe Neu:An- 
ziehenden fommen zum Theil aus anderen Builjancen gehörigen Ländern, 
find alfo Staatöfremde, fie wollen fich in Preußen niederlafjen, ſomit preußiiche 
Untertanen werden; fie werden zu dieſem Behufe von den Gemeinden ange— 
nommen. Die Vermittlung des Erwerbs der Staatsangehörigfeit durch Auf: 
nahme in den Gemeindeverband ift hiemit eriwiefen. 

Zu demjelben Refultate führt aus gleichen Gründen der Inhalt eines 
furfürjtlich bayeriichen Mandats vom 3. Aug. 1772,?) wenn es dort heißt: 
„Was die ausländischen Bauersleute betrifft, welche fich hier Lands anſäßig 
machen wollen, follen andergejtalten nicht angenommen werden, fie jeyen 
denn jo weit bemittelt, womit jolche ein Gut auf vorbejchriebene mandatsmäßige 
Weiſe zu übernehmen und fich zu behaupten im Stande befinden.“ 

Am deutlichiten tritt der Nechtsfat, daß der Erwerb der Staatsangehörigfeit 
durch Erwerb der Gemeindemitgliedichaft vermittelt werde, in einer bayerijchen 
Bettelordnung vom 20. Juli 1726 zu Tage.°) Diefelbe bezeichnet ſich als 


innere Verwaltung, 47. Jahrg. (1886), ©. 208: „(E8) ift vorauszuſchicken, daß der wirt: 
lihen Niederlajjung im Sinne des $ 132, der Begründung des Wohnfiges unter dem Ge— 
fihtöpuntte des Indigenatredjtes, zweifellos der bloße Aufenthalt im Inlande gegenüberjteht, 
wie ihn regelmäßig Dienjtboten, Handwerker, Handlungsdiener und dergleichen Perſonen 
ohne Begründung einer eigenen Wirthſchaft nehmen.“ 

) Mnlius, C. C. M. Theil VI, Abth. 2, S. 187. 

2) Siehe Döllinger, Sammlung der im Gebiete der inneren Etaatöverwaltung des 
Königreich Bayern beitehenden Verordnungen. Bd. X1V (1838), ©. 122. 

3) Vergl. Weber, Neue Gejet- und VBerordnungs: Sammlung für Bayern. Bd. I, 
S. 190 
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„Xandgebott, wie es ſowohl mit Unterhaltung der Inländiſch dürfftigen 
Hauß:- Armen Leuthen: als mit denen frembden Bettlern.... und anderen 
errenlojen miühiggehenden Gefindel Hinfürders gehalten werden ſoll . . .“ und 
ejtimmt, daß „Außländer, wanns niht ſchon Burger jeynd, wider 
hinaus an ihr Geburt3:Orth zu verweiſen“. Offenbar ijt der Grundgedanfe 
dieſes Verbotes der: Die Ausländer, welche bereit in das Bürgerrecht einer 


Gemeinde aufgenommen find, jollen deshalb nicht ausgewieſen werden, weil fie 


durch diefe Aufnahme Inländer geworden, alfo den inländischen Bettlern gleich 
zu behandeln find. Der Zujammenhang, in welchem unfere Stelle mit einer 
in der genannten Bettelordnung unmittelbar vorausgehenden, weiter unten zn 
erörternden Beſtimmung jteht, jeßt, wie nachher zu erweifen, die Richtigkeit 
diefer Auffaſſung außer Zweifel — 

Nachdem wir die Entſtehnng dieſes neuen Erwerbsgrundes der Staats— 
angehörigkeit im deutſchen Territorialſtaatsrechte nachgewieſen, haben wir die 
Frage zu beantworten, ob derſelbe geeignet war, als ausſchließlicher Erwerbs— 
grund der Staatsangehörigkeit zu fungieren, wie dies, von dem Erforderniß 
der Aufenthaltsbewilligung bei Juden abgeſehen, bisher hinſichtlich des einfachen 
domicilium der Fall geweſen war, oder ob irgendwelche Umſtände das Ent— 
ſtehen weiterer Erwerbsgründe für das Territorialſtaatsrecht zur Nothwendigkeit 
machten. Eine nähere Prüfung der Verhältniſſe führt zu dem Ergebniß, daß 
ſolch weitere Erwerbsgründe nicht entbehrt werden konnten. 

Zunächſt war es ſelbſtverſtändlich, daß das neue Erforderniß polizeilicher 
Domizilsbewilligung ſich nur auf Fälle der Begründung eines domicilium 
voluntarium beziehen konnte. Es wäre unlogiſch und zwecklos geweſen, das 
Erforderniß für Fälle aufzuſtellen, in welchen die Entſtehung des Domizils 
nicht als unmittelbare und ausſchließliche Folge des eigenen Willens des 
Wohnſitznehmers, ſondern als Folge einer vom eigenen Willen ganz oder 
theilweiſe unabhängigen Thatſache erſcheint, wie bei dem Domizilserwerb 
durch Geburt oder Verehelichung. Man kann doch nur diejenige Domizi— 
lierung vernünftigerweiſe verbieten, welche ihre unmittelbare Urſache in dem 
Willen des Domizilianten hat. Für die übrigen eng des Wohnfigerwerbs, 
alfo für die Fälle des domicilium necessarium mußten die bisherigen Rechts: 
wirfungen alle bleiben. Es waren jomit die Fälle des nothwendigen Domizils 
al3 bejondere Erwerbsgründe hervorzuheben. Dabei lag eine Vereinfachung 
juriftiicher Konftruftion nahe. Es diente der Abkürzung des juriftiichen Gedanken— 
ganges, wenn man ftatt zu jagen, Geburt und Heirath hätten die Entjtehung 
des nothwendigen Domizil® und diefes die Entftehung der Staatsangehörigfeit 
zur Folge, dieſe Thatjachen als unmittelbar die Staatsangehörigfeit begründende 
Momente hinſtellte. Man konnte den Umſtand, daß diefe Thatjachen zugleich 
das privatrechtliche domicilium ins Leben rufen, außer Betracht lajjen, nachdem 
jih an dasfelbe nicht mehr als allgemeine NRechtsfolge die Entitehung der 
Staatsangehörigfeit fnüpfte. Somit erjcheinen auch für das Recht der Staats: 
angebörigfeit, wie in der vorausgehenden Periode fchon für das Recht der 
einfachen Gemeindeangehörigfeit, Geburt bezw. Adoption und für die Frau 
Berheirathung als jelbjtändige Beltimmungsgründe. 

Erklären fich Ddiefe neuen Erwerbsarten aus einem inneren, logifchen 
Grunde, jo findet die Entjtehung einer weiteren Erwerbsart ihre Erklärung 
in äußeren Umjtänden. Weußere Thatjachen machten die Entjtehung eines 
weiteren Erwerbsgrundes für zuziehende Fremde zur Nothwendigfeit. 

Wenn der Zuzug Fremder durch die Uenderung der Gejeßgebung auch 
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unter polizeiliche Kontrole geftellt war, jo fonnte es doch vorfommen, daß 
die Niederlaflung einzelner von den Gemeindeorganen überjehen und auf diefe 
Weiſe jene Perfonen zum Einholen polizeilicher Niederlafjungserlaubniß nicht 
angehalten wurden, oder es mochte jein, daß die Gemeinde, auch wenn ihr 
der Anzug nicht entgangen war, fie aber die Zulafjung zum Gemeindeverband 
verweigert hatte, die Ausweiſung auszufprechen verabjäumte oder aus be- 
jtimmten Gründen unterließ. Es würde der ftaatlichen Bevölferungspolitif 
des Merkantilismus nicht entiprochen haben, wenn ſolche Perjonen durch 
Aufichlagen ihres Domizils im Yande jofort die Eigenschaft von Staatsan- 
gehörigen erworben hätten, denn der Staat wollte nur die Eimwanderung 
jolher Perjonen, welche fähig waren, zur Hebung der Produftionsfraft des 
Yandes beizutragen, auf diefe Weife aber wären auch Elemente, welchen diefe 
Eigenjchaften fehlten, Staatsangehörige geworden. Ebenfojehr würde es aber 
jener politiichen Bejtrebung zuwider geweſen jein, wenn ſolche Perfonen nicht 
die Möglichkeit gehabt hätten, nach Ablauf einer Reihe von Fahren, innerhalb 
deren fie die Probe ablegten, daß fie ſich aus eigener Kraft fortzubringen und 
dadurch an der Produktion des Landes mitzuarbeiten im Stande jeien, den 
status des Staatdangehörigen zu gewinnen. 

Eine zweite Klaſſe von Perſonen, welche nicht im Wege gemeindlicher 
Domizilsbewilligung die Staatsangehörigfeit erwerben fonnte, war von den— 
jenigen gebildet, welche jich im Yande zwar dauernd aufhielten, aber in einem 
zu Feiner Gemeinde gehörigen Gebietstheile oder, wenn auch das, ohne an 
einem bejtimmten Orte fejten Wohnfig zu nehmen. Auch für diefe mußte doch 
mangels eines anderen Ausweges billigerweife die Yänge der Zeit die Ent- 
ftehung der Landesumtertbänigfeit im Gefolge haben fünnen. 

Endlich Fam es vor, daß die Staaten zur Hebung des Fremdenzuzuges 
den Eimmwanderern jogar Freiheit von der Gewinnung des Bürgerrechts für 
eine Reihe von Jahren zuficherten. Braunjchweig: Lüneburgiiche Verordnungen 
vom 12. Juli 1718 bezw. 22. Januar 1740 ') fprachen aus, alle diejenigen, 
welche über 2000 Reichsthaler in das Land hier. von ihren Einkünften 
lebten und feine bürgerliche Nahrung trieben, follten jchrift: und Fanzleimäßig ’) 
und nicht jchuldig jein das Bürgerrecht zu gewinnen, auch unter feiner Stadt: 
obrigfeit jtehen außer in peinlichen Sachen. 

Für alle diefe Fälle mußte ein Nechtsjag des Inhalts in die Lücke 
treten, daß der jtändige Aufenthalt während eines bejtimmten Zeitraums die 
Eigenjchaft eines Staatsangebörigen verleihe. In konſtruktiver Hinficht jtellte 
jih eine jolcherweife erworbene Staatsangehörigfeit als auf jtillfchweigender 
Yufenthaltsbewilligung berubend dar, im Gegenjage zum Staatsangehörigfeits- 
erwerbe in Folge ausdrüclicher Niederlajjungsbewilligung, wie fie in der Zu— 
lafjung zur Gemeindemitgliedichaft enthalten war. Die jtilljchweigende Auf: 
enthaltserlaubniß lag in dem Nichtgebrauch des TFremdenausweilungsrechtes 
während langer Zeit. 

In der That finden wir partifularrechtlic den Satz, daß die Staats- 
angehörigkeit durch dauernden Aufenthalt von längerer Zeit, von zwei oder 
drei oder zehn Jahren, erworben werde. Meiſt fommt er nur mittelbar zum 


Y Siehe von Berg, Bd. 11, ©. 38 und Br. VI. ©. 72. 

2) D. h. nicht unter den Unterbehörden, fondern unmittelbar unter dem Landeöherrn, 
bezw. den oberen Behörden jtehen. Den Gegenſatz bildet die Amtsjeflen; vergl. Moſer, 
von der Kandeshoheit in Anjehung der Untertbanen, Perionen und Vermögens, Kap.l, 84. 
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Ausdrud, vereinzelt auch direft. Mittelbar fommt er in Nechtönormen zum 
Ausdrud, welche anziehenden Ausländern für eine gewijje Reihe von Fahren 
Befreiung von perfönlichen Diensten und Sadjleiftungen garantieren. Hieher 
gehört eine kur-braunſchweigiſche V. vom 12. Juli 1718, wornach allen Com— 
mercianten, Manufakturiern und nüßlichen Handwerkern, welche eine Handlung, 
Manufaktur, Handwerk allhier im Lande etabliren wollen eine zehnjährige 
Freiheit von allen oneribus personalibus, von Auflagen, welche auf die 
Nahrung pflegen gefeget zu werden 2c., zu Nutz kommen ſoll.“ Hieher gehört 
ferner ein preußiſches Edikt vom 1. Sept. 1747 („von denen vermehrten 
Bortheilen und Wohlthaten vor die Auswärtigen, welche jich in den preußischen 
Landen niederlafjen“), welches den mit qutem Vermögen und Habjeligfeiten 
anziehenden Familien und Perſonen „zwei völlige Jahre Freiheit von allen 
birgerlihen Laſten“ verjpricht.°) Indem aber die Unterthanen in erjter Linie 
e3 find, welchen Steuer: und Dienftpflicht gegenüber dem Staate obliegt, wird 
man mit der Annahme nicht fehlen, daß die angeführten Erlajje von dem 
Gedanken ausgehen, es ſei vor Ablauf diefer Zeit feine Landesunterthänigfeit 
vorhanden. 

Beitätigt wird die Richtigkeit diefer Annahme durch einen anderen Rechtsſatz, 
welcher in Ddiefer Zeit zur Entjtehung gelangt, durch die Vorjchrift, daR 
Fremden, die ſich im Lande niederlafjien, während der erjten zehn Jahre die 
Auswanderung wieder gejtattet ſei. Klaſſiſches Beiſpiel hiefür ijt die fchon 
früher angezogene Bejtimmung des allg. preuß. Landrechts Theil II Tit. 17 
$ 132: „Auch ſolchen Ausländern, die ſich im Lande wirklich niederge: 
laſſen haben, jteht e3 frei, innerhalb der erjten zehn Jahre nach ihrer Ankunft 
wieder auszumandern.“ Die merkantiliftiiche Bevölferungspolitif Hatte in 
vielen Staaten auch dahin geführt, die bisher nur mit der Verpflichtung zur 
Entrichtung von Abzugsgeld befchwerte, im übrigen aber freie’) Auswanderung 
der Unterthanen von obrigfeitlicher Erlaubniß abhängig zu maden. Wenn in 
folhen Staaten‘) — und der preußiiche?) gehörte hiezu — den zuziehenden 
Fremden für eine gewilje Zeit freie Auswanderung gewährleiftet wurde, jo 
fonnte dies feine andere rechtliche Bedeutung haben, als die, diefe Fremden 
feien mangel® eines bejonderen Erwerbsgrundes bis zum Ablaufe diefer Frijt 


ı)y, Berg, — des Teutſchen Polizeyrechts, Theil VI (1806), & S. 72 und 
Theil II (1799), S 

2) Myler, co . contin. III, ©. 183. 

) Knipſchildt jchreibt a. a. D., ib. II, cap. 20, nr. 2, noch: Hodie de con- 
suetudine Germaniae ... solum vertere et patriam patria, ceivitatem civitate 
mutare cuivis licet etiam dissentiente et invito magistratu. Ne alius 
libero homini facultas eommorandi ubi velit adimatur, cum natura nos certo loco 
non affixerit quasi adscriptitios sed totum orbem habitandi concesserit ita, ut patria 
sit ubicunque animo bene est, adeo ut statutum non valeat, quo quis prohibetur ne 
domicilium mutet. Bei Lauterbadh, $ 63, und Mojer dagegen eridieint das freie 
Yuswanderungsrecht nur als Negel. Mojer jagt in dem Theile „Bun der Sandeshoheit in 
Anjehung der Untertanen Perjonen und Bermögens“, Kap. 22, 8 3: Ordentlider 
Weile fann einem Unterthanen nicht verwehret werden, außer Landes u ziehen, ſich dadurch 
ſeiner bisherigen Unterthauenpflichten zu entledigen und ſich anderwärtehin zu begeben. Daß 
dies außer, wo eine harte Leibeigenſchaft üblich iſt — damit berührt er eine Beichränkung 
von vorwiegend privatrechtlicher Bedeutung — uralten und allgemeinen deutihen Herkommens jet, 
belehret die Erjahrung noch auf den heutigen Tag in denen meijten deutichen Provinzen; 
und, wo es jeßo nicht mehr geitattet wird, rührt es erjtauß neueren Zeiten 
ber. Ueber die Ausnahmen $ 23 ff. ebenda 

) Vergl. Art. Bevölkerungsweſen von Eljter im HWB. der Staatsw. Bd. II, ©. 475. 

>) Allg. ER. II, 17, $ 130. 
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feine Unterthanen. Für das preußiiche Recht beftätigt diefe Auffafjung noch 
der Umjtand, daß der Titel, in welchem die angegebene Rechtsnorm enthalten 
it, zugleih vom Abfahrtsgelde handelt, und die Nachjteuerpflicht hatte doch 
nad altem Brauche Unterthänigfeit zur Vorausſetzung.) 

Direkt ausgeſprochen wird der neue Erwerbsgrund jtillfchtweigender Nieder: 
lajjungsbewilligung oder der Erjigung im boljteinischen und bayerischen Rechte. 

Eine holjteiniihe Verordnung vom 7. Sept. 1736?) „wider das herum- 
ihmeifende herrenloje Gefindel, wie auch wegen gänzlicher Einftellung des 
Bettelns und damit verfnüpfter Verſorgung wahrer Almoſens würdiger Armen“ 
beitimmt in $ iO, daß zu den einheimifchen, alſo zu verforgenden Armen 
außer den „im Lande gebürtigen“ auch diejenigen zu zählen jeien, welche „fich 
dafelbit jeit einigen Jahren niedergelajjen“ hätten; fie follten den „ein: 
heimischen” d. i. im Lande gebürtigen Armen „gleichgeachtet“ werden. Dieſe 
nod etwas umbejtimmte Zeitgrenze wurde durch eine Deklaration vom 
4. Mär; 1737 für das Verhältniß zu Norwegen und Dänemarf auf zwei 
Jahre feitgejegt. Dieje Deklaration war dadurch veranlaßt, daß in Dänemark 
die Vorſchrift beitand, daß derjenige, fo fi) an einem Drte zwei Jahre auf: 
gehalten und fein Brod daſelbſt verdient habe, dajelbjt als Eingeborener an— 
gefehen werde. Daher wurde für die Beziehung zwijchen Norwegen und 
Dänemarf einer: und die Herzogthiimer andererjeit3 bejtimmt: „Wenn einer, 
der in Dänemark und Norwegen gebürtig, in Unferen Herzogtbümern zwei 
Sabre fih aufgehalten und binnen jolcher Zeit ein ehrliches Gewerbe an einem 
Orte getrieben, er jodann an jelbigem Orte, wo er fich zulett folchergejtalt ernährt, 
verbleiben und verforget und nicht nach feiner Heimath gebracht werden foll.“ 

Die bayerische Beitimmung ’) iſt zunächjt in der jchon einmal erwähnten 
Bettelordnung vom 20. Juli 1726 enthalten. Dort heißt e8: „Die Auß- 
wendigen, wann jie ſich nähren können und bereith& zehn Jahre im 
Lande aufgehalten haben, find vor Landesinwohner zu halten; die 
andere Außländer, wanns nicht jchon Bürger jeynd, wider hinaus an ihren 
Geburt3:Ort zu verweilen.“ Mus diefer Vorjchrift ergibt fich der Erwerbs— 
grund der Erfigung unmittelbar, der Ermwerbsgrund der Niederlafjung mit 
ausdrüdlicher Polizeierlaubnig durch Schlußfolgerung, was als Nachtrag zu 
früher Bemerkftem hier noch furz zu erörtern ift. Ausländer, welche fich zehn 
Jahre im Lande aufgehalten haben, dürfen nicht des Landes verwieſen werden. 
Der Grund hiefür it, daß fie in Folge ihres langen Aufenthaltes ala Landes: 
einwohner d. h. als Landesunterthanen anzujehen find. Wenn num andere 
Ausländer, bei welchen diejer Rechtsgrund nicht vorliegt, deßwegen nicht aus: 
gewieſen werden dürfen, weil fie während ihres Aufenthalts im Lande Bürger 





) Nach Mejer, Zeitichr. für Kirchenrecht, Bd. 22, ©. 223, und Bornhal, preuf. 
Staatärecht, Bd. I, S. 235, wären die in $ 132 erwähnten „Ausländer“ unter allen Um: 
ftänden ſchon preußiiche Staatsangehörige. Die Beitimmung enthalte nur ein Singularrecht 
für neue Staatsangehörige. Da dieje Anjhauung nur eine Eonjequenz der Grundauffafjung 
it, welche dieſe Schriftiteller Hinfichtlich des Staatsangehörigkeitserwerbes vertreten, werden 
wir ihre Herleitung erjt in unjerem Sclußparagraphen verfolgen, in welchem wir die 
Rejultate anderweitiger Unterjuchungen näherer Betrachtung unterziehen. Vergl. dagegen die 
Zweifel Braun’s, Beitichr. für Kirchenrecht, Bd. 21, ©. 428. 

) Corpus constit. Regio-Holsat. Theil I, &. 1749. 

) Siehe über den Erwerb der Staatsangehörigkeit nad älterem bayeriichen Rechte 
einen Aufſatz (Staatdangehörigkeitsfragen) in Brater’sS und Luthardt's Blättern für 
adminijtrative Praxis und PBulizeirechtöpflege, zunüchſt in Bayern, Band 31, ©. 281, und 
Seydel, bayeriſches Staatäredt, Bd. 1, & 519. 
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d. h. Angehörige einer Gemeinde des Yandes geworden jind, jo kann dies 
feine andere Erklärung haben, als die, daß fie in Folge des Eintritts in den 
Gemeindeverband des Ortes ihrer Niederlafjung die Eigenschaft von Staats: 
angehörigen erlangt haben. 

Die mit der Bettelordnung vom 20. Juli 1726 in das bayerische Necht 
eingeführte neue Erwerbsart der Landeszugehörigkeit hat ſich in demjelben von 
da ab erhalten. Wir begegnen ihm noch in zwei landesherrlichen Kundgebungen 
aus dem 18. Jahrhundert, zunächſt im eodex eriminalis von 1751, Teil I 
Kap. 11 $ 1, welcher die in der B.D. vom 20. Juli 1726 nod) aufgeftellte 
Bedingung, daß ſich die betreffende Perſon jelbit zu unterhalten im Stande 
jei, bejeitigt, und dann in einer churfürftlichen Entfchließung vom 11. Juli 1786, 
welche jedes Bedenken benimmt, es möchte jich in der B.D. von 1726 nur 
um eine theilweife, nämlich mur eine armenvechtliche Staatszugehörigfeit, alſo 
nicht um Staatsangehörigkeit im eigentlichen Sinne gehandelt haben. Die 
Stelle des cod. erim. lautet: Es wird befohlen, „Bettler, Vaganten, Stativ: 
nierer, Wallfahrter, Pilger, Garten-Knecht, abgedankte Soldaten, fahrende 
Schüler, verjtellte Pfaffen, Claußner, Eremiten, PBfannenflider, Spielleuth, 
Schergen, Frey-Leyth, Schinder und dergleichen, wie e3 immer Nahmen haben 
mag, wenn jie jich auf dem Bettel, Bagieren oder Müffiggang betretten laſſen, 
den mächjiten Weg nach aus dem Lande zu führen, wenn fie im Lande nicht 

ebohren oder erzogen worden oder jonjt das Domizlium nicht erſeſſen 
a was aber, wie Kreittmayr im der Anerkennung biezu anfügt, „ver: 
möge Bettelmandats® vom 20. Juli 1726 inner zehn Jahren gefchieht." Die 
furfürftliche Entjchließung vom 11. Juli 1786 ') bezeichnet es in dem maß: 
gebenden Theile als „objervanzmäßig, daß jeder Ausländer, der zehn Jahre 
in Bayern dient, als ein Bayer betrachtet wird“, und fügt hinzu -—- umd dies 
bejeitigt jeden Zweifel an der Entjtehung voller Staatsangehörigkeit —, ein 
jolcher fünne „zu einer weiteren Legitimation des erlangten Indigenats— 
rechtes nicht mehr angehalten werden.“ 

Es Täßt ſich bezüglich der Rechtsquellen diejes neuen Erwerbsgrundes 
der Staatsangehörigfeit noch die Frage aufiverfen, ob derjelbe nicht das Er- 
zeugniß einer theil® im Wege der Geſetzgebung theild im Wege der Gewohnheit 
erfolgten partifularrechtlichen Rezeption der befannten 1. 2 Cod. 10, 39 ei, 
welche lautet: nec ipsi, qui studiorum causa aliquo loco morantur, domi- 
eilium ibi habere creduntur, nisi decem annis transactis eo loco sedes 
sibi constituerint. Dieje Frage würde zu bejahen jein, wenn jich nachweijen 
ließe, daß die Schöpfer jenes neuen Rechtsjages der Anfchauung waren, als 
enthielte die angeführte lex die Beltimmung, daß ein Studiojus durch zehn: 
jährigen von einem animus perpetuo manendi gar nicht begleiteten Aufenthalt 
am Studienorte ein Domizil erwerbe. Allein eine nähere Unterſuchung ergibt, 
daß diefe Auslegung der 1. 2 cit. jhon im 17. Jahrhundert nur vereinzelt ?) 
vertreten wurde. Die 1. 2 eit. wurde fchon damals von der Mehrzahl?) der 


) Abgedrudt bei ©. K. Mayr, Sammlung der nr re allgemeinen 
und bejonderen Yandesverordnungen, Münden 1788, Bd. IV, 

) Yuffälligerweije ſcheint Myler diejer Anfchauung — F ſein. Sonſt wäre 
der ganz allgemein bingejtellte Satz, incola jei derjenige, qui ultra decennium in 
eivitate larem fovet ac in eandem majorem bonorum partem transfert cum animo 
ibi habitandi rerumque ac fortunarım summam constituit, unde rursus non sit 
discessurus een cap. IX, $ 16, nr. 25), unerflärbar. 

3. 8. 8nipihildt a. a. D, cap. 29, nr. 105: „illi, qui studiorum causa in 
Academiis aliis quam in quibus originem suam ex nativitate habent, domicilium ibi 
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Juriſten dahin interpretiert, dieſelbe gebe lediglich dem Gedanken Ausdruck, 
daß auch bei Jemanden, der ſich an einem Orte Studierens halber aufhalte. 
unter Umjtänden Domizilsabjicht vorhanden fein könne, und führe biezu, dem 
zur Enticheidung vorgelegten Fall entiprechend, als Beifpiel an, dieſe Sachlage 
jei danı gegeben, wenn der Student jeinen Aufenthalt am Studienorte über 
10 Jahre, aljo über das gewöhnliche Zeitmaß der Studien fortfegend, ſich 
dort Häuslich niederlajie, denn aus diefer langen Dauer und aus der Art des 
Aufenthalts (sedes constituere laſſe fich der Schluß ziehen, daß die Abficht 
des Studenten nicht mehr auf temporäres, fjondern auf jtändiges Verbleiben 
am Drte gehe. War dieſe Auffaljung der 1. 2 eit. aber am Ende des 
17. Jahrhunderts noch die herrichende, jo iſt anzunehmen, daß bei der um 
diefe Zeit beginnenden Ausbildung unferes neuen Erwerbsgrundes aus der 
Coderitelle nichts anderes, als die Zeitbejtimmung, entnommen wurde, Die zu 
adoptieren, den zu ordnenden Verhältniſſen angemejjen ericheinen mochte. 

Am Schluſſe unjerer Ausführungen über die beiden neuen allgemeinen 
Erwerbsgründe der Staatsangehörigfeit muß noch eines hervorgehoben werden. 
Wir haben gejeben, daß die Rechtsſprache des 18. Fahrhunderts den eritge: 
nannten Erwerbsgrund als receptio bezeichnet, fie jpricht vom jus recipiendi 
novos cives. Wir find Ddiefer Ausdrucdsweiie ab und zu gefolgt. Deßhalb 
joll nicht unterlafen jein, ausdrüdlich zu bemerken, daß dieſe Benennung 
juriftiih nicht ganz zutreffend war. Denn die polizeiliche Niederlaſſungs— 
erlaubniß, welche in der Verleihung der Ortsangehörigfeit liegt, war es für 
jih allein nicht, welche die Eigenjchaft des Staatsangebörigen jchuf, es mußte 
zu ihr immer noch die wirkliche Niederlajjung jelbit binzutreten. Polizei— 
erlaubniß und wirkliche Anſäſſigmachung waren gleichwerthige Stüde des 
juriftiichen Thatbeſtands bier, wie bei Erwerb des Heimathrechtes in Form 
der Ertheilung des Ortsbürgerredhtes. In leßterer Nichtung haben wir dies 
ihon früher betont. Nunmehr it es auch für den Erwerb der Staatsan- 
gehörigfeit zu bemweilen. Ein Doppeltes it biezu behelflich, einmal die Fort— 
dauer der Anfchauung auch im 18. Jahrhundert, daß die Anftellung im 
öffentlichen Dienfte die Unterthanenftellung des Berufenen unbeeinflußt laſſe, 
dann das TFeithalten an der Bezeichnung der Staatsangehörigfeit mit domi- 
eilium, trogdem leßteres für jich allein nicht mehr die Staatsangebörigfeit zu 
begründen vermochte. 

Nach unferer heutigen Auffaſſung der Dinge wäre für die Staatsrechtslehre 
des 18. Jahrhunderts nichts im Wege geitanden, die Anstellung im Staats- 
dienjte zu einem bejonderen Ermwerbsgrunde der Staatsangehörigkeit zu erheben, 
nachdem jich diejelbe mit Rüdjicht darauf, daß eine der Pflichten des Beamten 
die Refidenzpflicht, alfo die Pfliht an oder in der Nähe des Amtsfiges 
Wohnung zu nehmen, ift, ohne Mühe als eine jtilljchweigende Niederlajjungs: 
erlaubniß enthaltend hätte auffaſſen laſſen. Daß man an jolche Erklärung 
der Anftellung gar nicht dachte, hatte jeinen Grund darin, daß Theorie und 
Braris bis in das lebte Viertel des 18. Jahrhunderts auf dem Standpiunft 
der voraufgehenden Zeit verharrte, der Beamte erwerbe um deswillen in Folge 





habere non censentur, licet per mille anunos ibidem studiorum causa commorentur, 
quia animum recedendi habent* und Qauterbad a. a. DO. $ 27: „studiosus licet 
per mille annos si fieri posset in Academia studiorum causa commoraretur, quam- 
diu liquet, quod reditum in patriam meditetur, domieilium non contrahit*, Den beiten 
Ausdrud hat die a Auslegung wohl bei Kierulfi, Theorie des gemeinen Civilrechts, 
1839, Bd. T, S. 124, Anm. gefunden. 
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jeiner Anstellung als ſolcher die Eigenjchaft eines Staatsangehörigen nicht, 
weil er an fich nicht mit dem animus perpetuo manendi in das Land 
fomme. So führt Ulrih von Cramer in Beſprechung eines die Nachiteuer: 
pflidht des Landesherrlichen Beamten bei Berlajien des Dienjtes betreffenden 
Urtheiles,) wie jchon früher hervorgehoben, aus, Vorausjegung der Nachſteuer— 
pfliht ſei einmal die Eigenschaft eines subditus und dann, daß man dies 
durch Berlafjen des Landes aufhöre zu fein; beim officialis publicus fehle 
ſchon die erſte Vorausſetzung. denn er ſei non aliter quam ratione offieü 
obligiert. Und J. 3. Moſer jagt in dem Traftat „von der Landeshoheit in 
Anjehung der Unterthanen Perſonen und Vermögens“ Kap. 48 3: „Bloße 
Dienfte, die ein Ausländer bei einem Neichsftande nimmt, fie bejtehen nun 
worinnen fie wollen, bei Hof, der Kanzlei, der Miliz, beim Forſt- und Jagd— 
weſen, auf dem Land, in Juſtiz- oder Kameralfachen, machen einen zwar aller: 
dings zu des Landesherrn Unterthanen, jedody nur zu einem zeitlichen: wann 
dahero der Dienjt ein Ende hat, ann der Herr ordentlicher Weije ihn und 
feine Kinder, warn fie gleih im Lande geboren ſeynd, nicht auf oder im 
Lande behalten noch jonften wie andere Unterthanen behandeln.“ ?) 

Erjt gegen den Schluß des 18. Jahrhunderts brach ſich die Anſchauung 
Bahn, daß der Aufenthalt der aus der Fremde aufgenommenen Staatsdiener 
im Lande die Momente der Dauer in ſich trage. Wir werden nicht irren, wenn 
wir dieſen Umſchwung der Meinung darauf zurückführen, daß in der Zeit von 
1750—1780 bezüglich der Frage der Entlaßbarkeit der Staatsdiener eine 
Aenderung der Anjchauung in Theorie und Praxis dahin eingetreten war, daß 
der Beamte nicht mehr nah Willkür, jondern nur bei Borhandenjein Hin: 
reichender Urjache des Dienftes entlajjen werden dürfe. Nicht zum Geringſten 
bat diejen letzteren Wechjel der Anfichten Ulrich von Cramer veranlaßt, 
wir an anderer Stelle von mir näher dargelegt wurde.’) Hat auch v. Cramer, 
wie aus jeinen oben mitgetheilten Ausführungen in den Wetzlariſchen Neben 
jtunden hervorgeht, jelbjt die Konfequenz, die jich hieraus für die Frage der 
Staatsangehörigkeit der Staatsdiener ergibt, nicht mehr gezogen, jo gebührt 
ihm doc) das Verdienſt, in eriter Linie den Anftoß biezu gegeben zu haben. 
Zur Anficht, daß der Fremde in Folge Anjtellung im Staatsdienit Staats: 
angehöriger werde, ging Gejegebung und Literatur des legten Viertel des 
vorigen Jahrhunderts über, allein — und das iſt für unfere Frage wichtig — 
nicht in der Weile, daß man die Anjtellung als ſolche für den Angejtellten Die 
Entjtehung der Staatsangehörigkeit zur unmittelbaren Folge haben ließ, 
fondern jo, daß man jagte, der Aufenthalt des Staatsdieners im Lande fei 
ein jolcher, der fi als dauernder Aufenthalt im Lande bezeichnen lafje und 
darum al3 eine zur Begründung der Staatsangehörigfeit geſchickte Thatſache 
angejehen werden fünne. Und zwar war die Anfchauung zunächit die, der 
) Weplariiche Nebenjtunden, Theil 11 (1764), ©. 16. 

) Ebenjo hielt die Vorjtellung an, dab der Beamte an jeinem Amtsjig an ſich nicht 
‚Gemeindemitgliedichaft erwerbe. So jagt Kreittmanr in den Anm. zum cod. Max. Bav. 
eiv. Theil V, Kap. 25, $ 14, die landesherrlihen Beamten jeien von Stadtnachſteuer 
„aus Mangel des domicili frei”. Das gleiche bemerft er in den Anm. über den cod. jur. 
bavar, judie. zu Kap. $ 3, ein fürftlier Bedienter, wenn er glei an dem Hoflager 
oder jonjtwo 10, 15, { a und mehr Jahre zubringe, erlange dadurch doch noch nicht das 
Domizilium dajelbit, der animus perpetuo commanendi müfje durch andere, weit jtärfere 
Mertmale etwas deutlicher als aus dem bloßen Aufenthalt zu Tage liegen. 

— —— Rehm, Die rechtliche Natur des Staatsdienſtes, S 11, Annalen 

S. 598 ji. 
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Aufenthalt als Staatödiener im Yande verleihe erit dann die Eigenjchaft 
eines Staatsangebörigen, wenn er dadurch, daß er eine Reihe von Jahren 
anbielt, fih als wirklich dauernd erwiefen habe. Erjt jpäter gelangte man 
zu der Auffaſſung, daß der Aufenthalt des Staatsdieners im Lande von Anfang 
an die Eigenjchaft eines auf Dauer berechneten Aufenthalts habe. 

Was uns interejfiert, ift der Umstand daß die neue Nechtsauffafjung die 
Staatsangehörigkeit nicht als unmittelbare Folge der Anftellung anfiebt, ſondern 
als Folge der durch die Anftellung polizeilich genehmigten Niederlajjung. Es 
iit dies ein Beweis dafür, daß die Nequifite des Domizils auch fernerhin als 
zur Entjtehung des Staatsangebörigkeitsverhältniffes erforderlich angejehen 
wurden. Zum Theil tritt dies jchon in der Ausdruckweiſe der betreffenden 
Gejege und literarischen Erzeugnilie hervor 

Die erjte Etappe in der oben geichilderten Entwidlung, die darin beiteht, 
daß die an die Anftellung fich knüpfende Niederlajjung als die Staatsan- 
gehörigfeit bearündend angejehen wird, wenn fie eine Reihe von Jahren an: 
gehalten hat, wird durd) das bayerische Recht repräjentirt. In der jchon einmal 
erwähnten furfürjtlichen Entichließung vom 11. Juli 1786 wird es als 
„objervanzmäßig“ bezeichnet, das „jeder Ausländer, der zehn Jahre in Bayern 
dient — die Stelle jpeziell handelt von einem Priejter —, als Bayer be- 
tradhtet werde" Bei dieſer Nechtslage wird der in den öffentlichen Dienft 
tretende Fremde ebenjo wie jeder andere Staatöfremde behandelt, denn jedem 
ſolchen ſteht es frei, durch zehnjährigen Aufenthalt, die Eigenjchaft eines 
Staatsangehörigen zu gewinnen. Die in der Anjtellung liegende ausdrückliche 
Niederlajlungserlaubnig kommt Hier gar nicht in Berüdfichtigung. 

Die zweite Etappe der Entwidlung, darin beitehend, daß die Niederlaſſung 
in Folge Anftellung ſofort Staatsunterthänigfeit hervorruft, vepräfentiert der 
ebenfall3 jchon einmal genannte $S 131 Theil II Tit. 17 des allg. preußiſchen 
L.R., jofern Dderjelbe bejtimmt: „Fremde, die in biefigen Yauden fich zwar 
aufhalten, aber darin weder ein Amt übernommen noch Grundſtücke 
angefauft . . haben, können das Yand zu allen Zeiten nach eiguer Willkür 
verlajjen.“ Es ergibt ſich aus dieſer VBorjchrift, daß Leute, die im Yande 
Aufenthalt nehmen und zugleich in den Öffentlichen Dienſt treten, nicht mach 
Willkür, jondern nur mit obrigfeitlicher Erlaubniß wieder auswandern dürfen, 
die8 aber deßwegen, weil fie in Folge ihres Aufenthaltes mit Amtsübernahme 
Staatsangehörige geworden find. Indem neben der Amtsübernahme Aufenthalt 
im Lande gefordert wird und ſich aljo Aufbaltende in $ 132 als Ausländer, 
die fih wirklich niedergelajjen haben, bezeichnet werden, ift zugleich 
die Nothwendigkeit des Vorhandenſeins aller Elemente des Wohnſitzbegriffes 
angedeutet. 

Den beiten Einblid in Inhalt und Art dev neuen Auffallung gewähren 
die Ausführungen Bodmann's, des verdienjtvollen Bearbeiter des Abzug: 
und Nachiteuerrechtes nad) dem Stande am Ende des vorigen Jahrhunderts. 

Für Bodmann!) ijt es eine ausgemachte Sache, daß Näthe und Diener 
vom höchſten bis zum niedrigiten zugleich auch ihrer Landesfürſten Unterthanen 
find und als jolche der Landesabjchoßpflicht unterliegen. Er unterläßt es 
daher auch ex professo jeine Anficht zu begründen, aus verjichiedenen ge: 


') Bergl. Aeußeres oder nachbarliches Territorialverhältnii des Abzugs: und Nach— 
iteuerrechtes in Deutjchland überhaupt und im Erzitiitt Mainz in&bejondere, Mainz, 1795, 
S. 21, 154, 162, 192. 
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legentlichen Aeußerungen aber läßt fich entnehmen, in welcher Weile Bodmanır 
zu dieſer Auficht gelangt. 

Zunächſt finden wir bei ihm folgende Stelle: „Der Dienjtmann iſt gleich- 
mäßig auch Unterthan, wenngleich das Dienftband an und für jich niemanden 
zum Unterthanen macht, jondern nur Unterwürfigkeit bewirkt.“ ') Hienach i 
die Meinung des Schriftitellers, daß die Anjtellung zwar die Unterthänigfer 
zur Folge habe, aber mur unter Hinzutritt eines weiteren Momentes und dieſes 
fieht er, wie fih aus anderen Stellen der genannten Abhandlungen ergibt, 
eben im Domizil. 

Er führt aus, es jei eime „unjuriftiiche Unterjtelung* daß Amts- und 
Dienjtes halber an einem Drte fich aufhaltende Männer fein Domizil im 
eigentlichen Verſtande daſelbſt hätten.) Domizilium im Nechtsverjtande ſei 
eine „stetige Wohnung.” Um dieſe Stetigfeit zu erkennen und das Domizil 
von einem temporären Aufenthalt zu unterjcheiden, komme e3 vorzüglich auf 
Abfiht und Zweck des Aufenthaltes an. Temporäre Gejchäfte und temporäre 
Gründe ließen nur auf temporären Aufenthalt jchließen, stetige Zwecke au 
einem Drte auf ftetige Wohnung. Mit Aemterbedienungen jeien dergleichen 
jtändige Zwecke gewöhnlich verbunden, wenn gleich die Diener „nach der herr: 
ichaftlichen Willkür“ anderswohin verjegt werden fünnten. Der Dienjtmann 
habe daher an feinem Wohnorte der Regel nach jein wahres Domizil.’ 
Nahdem Bodmann an anderer Stelle jagt: „Wohnung eines Mittelbaren . . - 
ift zur Begründung der Unterthanſchaft““) d. h. begründet die Unterthanſchaft, 
iſt anzunehmen, daß er auch beim Beamten den Grund der Staatsangehörigkeit 
im Domizil ſieht. Es wird dies dadurch zur Gewißheit, daß er an den oben 
erwähnten Satz, dem Beamten am Orte jeiner Amtsthätigfeit ein Domizil 
nicht zuguerfennen, jei eine unjuriftiiche Unterftellung, den weiteren unmittelbar 
anfügt: „Der Dienft an umd für fich jelbjt wirft gleichwenig eine Befreiung 
von der Nachiteuer ipso jure." ’) Beide Sätze zufammengehalten laſſen erjehen, 
daß der Verfaſſer in der Nachiteuerpflichtigkeit eine Folge der Domizilsnahme 
erblidt. Dies fann er aber nur degwegen, weil er davon ausgeht, dag De: 
mizil begründe Unterthänigfeit, denn auch nad) feiner Anſchauung“) find nur 
Unterthanen nachjteuerpflichtig.. Nach dieſen legten Bemerkungen möchte es 
icheinen, als jer es für Bodmann ſchon das Domizil allein, welches die 
Zandesunterthänigfeit ins Leben rufe, als bedürfte e8 biezu der Anstellung 
gar nicht mehr. Wir hätten jomit einen Widerjpruch mit der zuerjt angeführten 
Aeußerung desselben. Allein eine weitere Stelle Härt darüber auf, daß er nur 
dem mit polizeilicher Niederlafjungsbewilligung verbundenen Domizil jene 
Nechtswirfung zujpricht; er jagt über den Erwerb des Beifajjenrechtes:'‘) 
„Dit Bewilligung der Gemeinde erhalten fie vom Ortsvorjtand den Aufent— 
halt.” Durch das Beifafjenrecht wird aber der Erwerb der Staatsangehörigfeit 
vermittelt. 

Als zweiten Beweisgrund dafür, daß es, wenn Staatsangebörigfeit ent: 
ſtehen follte, neben ausdrüdlicher oder jtillichweigender Aufenthaltserlaubnik 





) Inneres Territorialverhältni des Abzugs- und Nachiteuerrechtes, Mainz, 1791. S. 33 
) Inneres Territorialverhältniß, S. 79. 

Ebenda, ©. 32, 37, 39. 

6. 85. 

) ©. 79, vergl. aud) ©. 5 u. 80. 

73.8. © 23 und 33, 
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immer noch des VBorhandenjeins aller Domizilselemente bedurfte, haben wir 
oben das FFeithalten am Ausdrude domicilium zur Bezeichnung des Staats- 
angehörigfeitsverhältnijje® angeführt: Belege biefür jtehen aus Gejeßgebung 
und Literatur zur Verfügung. Diejelben zeigen aber zugleich, daß ſich Die 
Rechtswiſſenſchaft der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts im Gegenjag zu 
der hundert Sabre vor ihr liegenden Lehre wohl bewußt war, daß fie in 
diefem domieilium einen vom privat: und prozeßrechtlichen Domizil wejentlich 
verjchiedenen Begriff vor ſich habe. Die Nechtslehre der voraufgegangenen 
get war, trogdem fie gejehen, daß es jeit geraumer Zeit nicht mehr das 
domicilium für ſich allein war, welches zum incola machte. fortgefahren, 
dad Wort domieilium obne irgendwie erläuternden Zufag ala Wechjelbegriff 
für incolatus zu gebrauchen, und batte jich dadurch im die Unmöglichkeit 
verjegt, zu einer vollflommen Elaren Erfenntniß des Weſens der Umgejtaltung 
des Infolatsrechtes jeit dem 16. Jahrhundert durchzudringen. Die Literatur 
des 18. Jahrhunderts ließ es fich angelegen jein, durch umjchreibende Er- 
läuterung dem Gegenjage im Domizilsbegriffe Ausdrud zu geben, den wir 
heute durch Gegenüberitellung von privat- bezw. progeßrechtlichem und politiichem 
Domizil zu erklären juchen. Die Gejeggebung des 18. Jahrhunderts hat jogar 
zur Bezeichnung des politischen Domizils im heutigen Sinne eine lateinische 
Wendung gebraucht, welche, in das Deutjche überjegt, als Borläufer der Aus— 
drucksweiſe mancher Gejebgebungen des 19. Jahrhunderts erjcheint. 

Ein jchlagendes Beijpiel dafür, wie man auch nah Wandlımg des 
objektiven Rechtes fortfuhr, die Staatsangehörigfeit mit domieilium zu be: 
zeichnen, bietet die jchon einmal allegirte Stelle aus dem bayerijchen Straf: 
gejegbuche vom Jahre 1751, Theil I. Kap. 11 8 1, fofern dajelbit bejtimmt 
wird, es jeien alle Bettler zc. den nächiten Weg aus dem Yande zu bringen, 
fie müßten denn im Lande geboren oder erzogen fein „oder jonjt das dom i- 
eilium erjejlen haben.“ Daß dieſes Domizil ein anderes ift, als das privat 
und prozeßrechtliche, hat niemand beſſer erfannt, als der Interpret der bayer: 
iſchen Gejegbücher des vorigen Jahrhunderts, Kreitt mayr. In feinen An: 
merfungen zum codex juris bavariei judieiarii (vom J. 1754) macht er zu 
S 3 des erften Kapitels, welcher vom forum domieilii handelt, die Bemerkung: 
wie lange der Aufenthalt an einem Orte dauern mülje, um das Domizilium 
daraus jchließen zu können, jei bei den Nechtsgelehrten jehr bejtritten. Einige 
glaubten 10 Fahre arg.1. 2 cod. de incolis — der von uns oben erwähnten 
Goderitelle — und dahin jcheine auch das jus Bavaricum zu gehen, nachdem 
die Bettelordnung von 1726 $ 20 die Ausländer nach zehn Jahren den In— 
länder gleich halte. Allein „was die jura des verbotenen Bettels halber 
oder ſonſt jpezialiter determiniren, diene noch zu feiner General: 
regul und jei mithin in denen anderen unbenannten Fällen nicht auf die 
Zeit allein, jondern auch auf den Ort, die Perſon, derjelben Kondition und 
andere Umjtände das Augenmerk zu richten.“ Der Gedanke Kreittmayrs 
it, in die moderne Rechtsiprache umgefeßt, der: eine verbotenen Betteld halber 
erlafjene Vorſchrift iſt eine Vorfchrift des öffentlichen Rechts; eine Vorſchrift 
des öffentlichen Rechtes über das Domizil aber iſt nicht ohne weiters auf die 
anderen Fälle des Domizild — das find die „anderen unbenannten Fälle“ im 
Sinne Kreittmayrs —, auf das prozefjuale und privatrechtliche Domizil 
ja übertragen. Nachdem die angezogene Stelle de codex criminalis ebenfalls 
eine gegen die Bettler gerichtete Beitimmung iſt und diefelbe durch den Aus— 
drud „Domizilium erſeſſen“ auf die Bettelordnung vom %. 1726 geradezu 


* R * 
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Bezug nimmt, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß Kreittmayr wohl 
erkannte, daß unter dem Domizil des cod. erim. nicht das allgemeine des 
Privat: und Prozeßrechtes, jondern ein „spezielles,“ ein jpeziell öffentlidy- 
rechtliche8 zu verjtehen fei, weilt er doch auch in feinen Anmerkungen zu 
diefer Stelle des cod. erim., wie jchon einmal ermwähnt,') auf das Bettel— 
mandat von 1726 ausdrüdlich zurüd. 

Am jchärfiten ift die Erfenntniß eines Unterjchieds ziwifchen privatem und 
politiichem Domizil bei Yodmann entwidelt. Derjelbe jagt in feiner Mono: 
graphie über „Das innere‘) Zerritorialverbältniß des Abzugs- und Nachſteuer— 
rechtes" ©. 35: „Aufenthalt und Wohnung eines Mittelbaren in einem 
deutichen Gebiete, Diftrift, Stadt, Ort u. j. w. ijt zur Begründung der 
Unterthanfchaft.“ Warum für den Neichsunmittelbaren die Wohnung in einem 
deutjchen Gebiete, d. i. in einem deutſchen Territorium Unterthanſchaft nicht 
zu Folge hat, erklärt der Nechtsgelehrte in einer Ausführung, aus welcher 
eine klare Unterjcheidung von privats und öffentlichrechtlichem Domizil hervor: 
ſticht. Diefelbe ift in einer Streitichrift über die Mobiliarabzugsfreiheit der 
Neichsritter, dur” welche Bodmann's weitere Unterfuchungen über das 
Nachiteuerrecht veranlaßt wurden, vom 3. 1791 enthalten.?) „Die Einwohner: 
ſchaft eines deutichen Gebietes, jagt der Verfaſſer, iſt une Art: Die 
phyſiſche (jimple Habitation) iſt durchaus infonjequent (d. h. ohne Rechts: 
wirfung,) die politifche trägt das Band der Unterthänigfeit in fich . 
Wirklich find noch nicht alle deutsche Neichsgebiete ſolche abjolute Leviathane, 
daß ich daſelbſt nicht ſchlechtweg ımd phyfiih wohnen ließe, ohne zu— 
gleich politisch da zu wohnen, d. h. ohne feine Neichsunmittelbarfeit und 
Freiheit dagegen zum Opfer zu bringen und jich die Schlinge von Unterthans— 
und Unterwürfigfeitsnerus über den Hals zu werfen . .. . Der Neidhsritter 
im Territorialverhältniß ift pur phyſiſcher Einwohner des reichsjtändijchen 
Gebietes — hat fein Domizilium dafelbft — ijt politifcher Fremder. Der 
phyſiſche Aufenthalt zieht unmittelbaren Eimvohnern nicht Die 
politijhe Domiziliumödede d. b. Unterthänigfeit über die Ohren.“ 

Was joll das „Wohnen jchlechtweg,“ das „phyfiiche Wohnen” in dieſem 
BZufammenhange anderes bedeuten, als Wohnen im Sinne des Privatrechts, 
nachdem es zum Gegenja das „politifche Wohnen hat?“ Bodmann jucht 
dem im Wohnbegriffe vorhandenen Unterjchiede dadurch in der Bezeichnung 
gerecht zu werden, daß er nur das politiiche Wohnen Domizil, das private 
jimple Habitation mennt. Wirde er das Wohnen, welches nicht Unterthanſchaft 
zur Folge hat, als privatrechtliches Domizil bezeichnet haben, jo hätten wir 
ſchon vollkommen die dem 19. Jahrhundert geläufige Unterjcheidung von privat: 
rechtlichem und politiichem Wohnfig vor und. Dann wäre auch die Wendung 
unterblieben, die fimple Habitation ſei rechtlich infonfequent, Bodmann würde 
daum private und öffentliche Nechtsfolgen einander gegenübergeftellt haben. 


) Oben S. 210. 

» Mit dem inneren Territorialverhältnii des Nachſteuerrechtes will Bodmann 
die innere Nachſteuer, d. h. diejenige, welche beim Umzug im Lande, d. h. bei Wegzug in 
eine Gemeinde des Territoriums von der Obrigkeit des bisherigen Domizilßortes erhoben 
wird, bezeichnet haben. Den Gegeniag bildet das „äußere oder nachbarliche Territorial- 
verbältmih” des Nachſteuerrechtes, welchem die andere Abhandlung vom Jahre 1795 gewidmet 
ift; hierumter verfteht Bodmann die äußere Nachſteuer, d. h. diejenige, welche bei Wegzug 
aus dem Lande zu entrichten iſt. 

*) Unparteiiiche Gedanken über Die reichsritterſchaftliche Mobiliar-Abzugsfreiheit. 
Mainz, 1791. ©. 53 fi. u. 82. . 
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Was dann die Gejeggebung anlangt, deren Ausdrudsweije gleichſam als 
Borbote der Sprache des 19. Jahrhunderts erjcheint, fo jehen wir dieſelbe 
durch ein bayeriiches Bettelmandat vom 3. März 1780 vertreten, welches das 
politifche Domizil vom privaten dadurch unterjcheidet, daß es das erjtere mit 
dem Namen jus domieilii befegt. Dasfelbe enthält unter Nr. 9 folgende 
Beitimmung: „Die bloße Vorſchützung, an einem Orte oder in einer Stadt 
längere Jahre gedient oder gearbeitet zu haben, joll Niemand ein jus domi- 
eilii einräumen, fohin find jene, welche nach verlorenen Kräften fich nicht 
mehr mit Dienen zu ernähren vermögen, an ihr durch Geburt erlangtes Auf: 
enthaltsort zu verweilen, jene ausgenommen, jo fich legitimiren fünnen, in einer 
Stadt oder in einem Gerichte fünfzehn Jahre ehrliche Dienfte geleiftet zu 
haben, dieje jollen gleich) den allda gebornen verpflegt und geduldet werden.“ 
Daß in diefer Stelle nicht vom Staats-, jondern vom Ortsdomizil, d. h. nicht 
von der Staats-, jondern der Gemeindeangehörigkeit gehandelt wird, thut 
nicht3 zur Sache. Immerhin ift von einem Domizil, das öffentlichrechtliche 
Bedeutung hat, die Rede. Indem dasjelbe als jus domicilü, als Wohnfig- 
oder Wohnortsrecht bezeichnet wird, ijt die Zugehörigkeit zur Gebietsförperjchaft 
nah einer ihrer Hauptwirfungen, nad dem Wohnrechte benannt. Damit ift 
aber dasjelbe gejchehen, was das 19. Jahrhundert thut, wenn es der Staats- 
angehörigfeit den Namen Landeseinwohnerrecht, der Gemeindeangehörigfeit des 
Heimathrechtes den Namen Wohnortzrecht beilegt. 

So find wir am Schlujje unferer Entwidelungen über den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit im 18. Jahrhundert angelangt. Wir haben fünf Erwerbs- 
gründe fennnen gelernt; Geburt, Adoption, Verehelichung für die Frau, 
Niederlaffung mit ausdrüdticher Erlaubniß, wovon eine Art Niederlafjung 
unter Erwerb des Drtsbürgerrechts, eine andere Niederlafjung in Folge 
Anftellung, endlich einfache, jedoch mehrere Jahre dauernde Niederlafjung. Es 
erübrigt noch, dies Ergebniß mit den Wejultaten zu vergleichen, zu welchen 
die Schriftfteller der eben gejchilderten Epoche felbjt kommen — Bruchjtüce 
ihrer Anjchauungen haben wir ja jchon kennen gelernt —, und dann find 
noch einige Worte über den Erwerb der Reichsangehörigkeit anzufügen. 

In erjterer Richtung nehmen wir vor Allem wahr, daß ein großer Theil 
der Schriftjteller des vorigen Jahrhunderts den Begriff Landesunterthänigkeit 
weiter faßt als hier gefchehen, indem fie hierunter nicht blos die dauernde und 
perfönliche, fondern auch die vorübergehende und unperjönliche Unterwworfenheit 
eines Individuums unter die Landesjtaatsgewalt verjtehen. Sie unterfgeiden 
demnach eine subjectio personalis und realis und innerhalb erjterer wieder 
subditi temporarii und perpetui. In dieſer Beziehung fein Häberlin 
und? Leijt angeführt, die fi) auf nur wenige Bemerkungen bejchränfen. 
Häberlim') äußert fich Lediglich dahin, die Unterwürfigkeit ſei entweder eine 
perfönliche oder eine dingliche, jene entjtehe aus dem bloßen (?) Aufenthalt 
im Staate, diefe auch ohne Aufenthalt aus dem bloßen Befig von Gütern. 
Auch Lei ft?) begnügt ſich mit folgenden Sägen: Alle phyfiichen und jurijtischen 
Berjonen mit ihren Gütern, welcher Art diefelben aud) immer fein mögen, die 
fh innerhalb der Grenzen des Territoriums befänden, feien der Hoheit 
dejelben jo ange unterworfen oder befänden fic in der Landesunterthänigkeit, big 
auf rechtmäßige Weife eine Ausnahme dargethan werden könne. Wenn Berjonen 


') Handbuch des teutichen Staatsrehtes. Bd. I (1794), ©. 208 u. 217. 
?) Zeutihes Staatsrecht. 1805. 8 18, ©. 49 ff. 
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allein Grundjtüde in einem deutichen Partikularitaat bejäßen, ohne zugleich 
darin domiziliert zu jein, jo entjtehe jedoch feine perjünliche Unterthänigfeit. 
Wir fehen, die partifularrechtliche Fortbildung des gemeinen Rechtes bleibt bei 
Häberlin und Leijt unberüdjichtigt. 

Ausführlicher zur Sache äußern fih Kreittmayr, Mojer und Gröner. 

Kreittmayr's!) Aeußerungen lauten folgendermaßen: Die Unterthänigfeit 
ergebe fich nicht blos per receptionem, habitationem et nativitatem, jondern 
auch auf alle anderen Weifen, wodurch die höchite Gewalt als das correlatum 
subjeetionis erlangt werde Per receptionem gejchehe jolches, wenn Jemand 
ex statu naturalı oder alieno territorio zum Unterthbanen aufgenommen 
werde. Habitatio temporaria ziehe audy nur temporariam subjectionem, 
perpetua aber perpetuam nad fi. Die Geburt mache auch alle Unterthans— 
finder zu Unterthanen. 

Verglichen mit unferen Ergebnifjen, zeigen Nreittmayr's Ausführungen 
vor allem den Mangel näherer Unterfuchung des Weſens dieſer habitatio 
und des Verhältniſſes der receptio zu ihr auf. Daß der Berfafler die Ver— 
ehelihung nicht als befonderen Erwerbsgrund nennt, erflärt ſich wohl aus 
der Selbjtverftändlichkeit diefer Erwerbsart. Wenn vderjelbe über unjere Er- 
werbsgründe hinaus noch bemerkt, die Unterthänigfeit ergebe fih auch auf 
alle andere Weife, wodurch die höchite Gewalt erlangt werde, jo meint er 
biemit den Wechjel der Staatsangebörigfeit in Folge von Gebietsveränderungen, 
alfo von völferrechtlichen Vorgängen, welche auf jtaatsrechtliche Verhältniſſe 
zurücdwirfen. Dieſe liegen außerhalb des Kreifes unjerer Betrachtung, welche 
nur die rein ftaatsrechtlichen Erwerbsgründe der Staatsangehörigkeit in Berück— 
fihtigung zieht. 

Mit der Auffaſſung Kreittmayr's dedt jich diejenige Mojer'd. In 
dem Traftat „von der Landeshobeit derer deutichen Reichsitände überhaupt“ 
vom %. 1773 Kap. 6 $ 4 nennt er als Erwerbsgründe Geburt und Aufent— 
halt, in dem „von der Landeshoheit in Anſehung der Unterthanen Perjonen 
und Vermögens“ aus demjelben Jahre (Kap. 5) no die Annahme. Daß 
zwifchen den beiden Ießtgenannten Erwerbsgründen eine Beziehung beſteht 
und welche, bleibt auch bei Mojer unerwähnt. Man vermißt in Dem lebt: 
genannten Traftat eine Aeußerung hierüber um jo mehr, als Mojer in 
der erſt erwähnten Schrift bezüglich des Erwerbs der Staatsangehörigfeit durch 
Aufenthalt wie durch Geburt noch befonders hervorhebt, weder bei der einen 
noch bei der anderen Art ſei erforderlich, daß der Landesherr die betreffende 
Perſönlichkeit ausdrücklich als Untertban anfpreche oder annehme oder daß 
ſich dieſe ausdrücklich zum Unterthanen angebe oder befenne. 

Gönner?) nnterjcheidet fich von Moſer dadurch, daß er den Kreis der 
jtändigen Unterthanen d. h. der Unterthanen im eigentlichen Sinne nicht mehr 
jo enge zieht, wie leßterer. Während dieſem derjenige, welcher „im landes- 
herrlichen Dienste fteht oder nur für jein Geld lebt oder Bücher fchreibt, 
rechtliche Gutachten jtellt oder bei den Untergerichten als Advokat oder Pro— 
furator thätig“ it, noch als nur „zeitlicher Unterthan“ erfcheint,’) nennt Gönner 


) Grundriß des allgemeinen, deutichen und bayerischen Staatsrechtes. 1770, 8 37. 

) Teutiches Staatärecht. 1804, ©. 58 fi. 

) Bon der Landeshoheit in Aniehung der Unterthanen Perſonen und Bermögens, 
Kap. 4, $4 u. 3, Kap. 11, $ 2. — Wie jchon früher hervorgehoben, führt der weitere 
Unterthanenbegriff auf die Glofje zum corp. jur, can, zurüd. Was jpeziell die Bezeichnung 
zeitlicher Unterthan oder subditus temporarius für denjenigen, der nur wegen vorüber— 
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als Erwerbsgründe der Territorialzugebörigfeit neben Aufnahme und jtetem 
Wohnfig auch die Uebernahme eines Staatsamtes. Im Uebrigen vermijjen wir 
auch bei ihm eine nähere Erklärung des Weſens und der Erfordernifje des 
zur Begründung der Staatsangehörigfeit tauglihen Wohnfiges. Wenn unter: 
lafjen wird, die Art dieſes Domizil näher zu erläutern, ift es jedenfalls 
richtiger, Aufnahme und Anstellung als bejondere Erwerbsgründe gar nicht zu 
nennen. Auf Ddiefem Standpunkte fteht eine bayerische Verordnung vom 
22. Februar 1808, die Armenpflege betreffend, wenn diefelbe in Art. 6 jagt: 
„Der Anſpruch auf Armenpflege jegt im Allgemeinen für ein Individuum 
voraus, Daß es entweder durch Geburt oder durch das Domizil oder durd) 
Berebelihung dem Neiche (d. i. dem Königreiche) angehöre.“ ') 

Was den Erwerb der Reichsangehörigkeit angeht, jo bemißt fich 
auch Ddiefer in anderer Weiſe als bisher. Er wird nicht mehr durch bloße 
Domizilsnahme herbeigeführt, jondern, wie die Zugehörigkeit zum Territorium 
durch Gemeindemitgliedichaft bedingt wurde, jo die Reichsunterthanſchaft durch 
Zerritorialzugehörigfeit. Weitere Ermwerbsgründe find Verleihung der Reichs— 
unmittelbarfeit, aljo Erwerb des Reihsbürgerrechtes, und Anjtellung im Reichs: 
diente unter gleichzeitiger Niederlaflung im Reiche.“ 


b.\ Die Semeindeangebörigfeit. 
$ 12. 


Wir haben im voraufgehenden Baragraphen nachzuweiſen verfucht, daß jich 
der Erwerb der Staatsangehörigfeit durch jog. Aufnahme für das 18. Jahr— 
hundert rechtlih al& Erwerb durch Niederlaffungsbewilligung in Verbindung 


— — — — 


gehenden Aufenthalts im Lande der Staatsgewalt unterliegt, angeht, jo ſchreibt ſich dieſelbe 
von Hugo Grotius ber. In de jure belli ac pacis Lib. IL, cap. XI, 3 5 findet ſich 
die Stelle: etiamsi peregrinus eum cive paciscatur, tenebitnr illis legibus, quia, qui 
in loco aliquo contrahit, tamquam =ubditus temporarius legibus loci subjieitur. In 
Deutſchland verichaffte den Ausdrude hauptſächlich Pufendorf Eingang; vergl. de jure 
naturae et gentium lib. VII, cap. II, $ 20 und lib. III, cap. VI, 8 5. 

') Vergl. Weber, Gejeg- und Verordnungenjammlung, Bd. I, ©. 192; Döllinger, 
Sammlung :c. Bd. XII, S. 298. 

In dem ſchon (S. 209, N. 3) erwähnten Auflage in den Blättern für adminiftrative 
Braris über Staatdangehörigkeitäftagen, Bd. 31 (1881), ©. 280, werden ald Erwerbägründe 
des in Bayern vor dem Indigenats-Edifte vom 6. Januar 1812 geltenden Rechtes der Staats— 
angehörigkeit zutreffend Geburt, Aufnahme, Verepelihung und zehmjähriger Aufenthalt ges 
nannt. benſo Seydel, bayeriſches Staatsrecht, Bd. I, S. 519, nur daß dieſer den zehn— 
jährigen Aufenthalt Domizil, die Aufnahme landesherrliche Verleihung nennt. Wenn in 
jenem Aufjage, bezw. von Seydel das, was wir al& polizeilic genehmigte Niederlaſſung 
bezeichneten, Aufnahme, bezw. Verleihung genannt wird, jo hat dies jeinen Grund darin, 
dab die einichlägigen landesherrlihen Verordnungen und Verfügungen von einem „Be: 
gnadigen mit dem jus indigenatus* (vergl. Mandat vom 20. Dez. 1768 in der „Samm: 
lung der neueften und mertwirdigiten churbaier. Seneralien und Landesverordnungen“, 1771, 
©. 512) oder von „Verleihen des jus indigenatus* (geiftliher Rathsſchluß vom 4. März 
1769 bei &. 8. Mayr, Sammlung der hurpfalzbair. Yandesverordnungen, Theil II, S. 1095) 
ſprechen. Allein es handelt ſich bei diejen Verleihungen der Staatsangehörigkeit immer um 
Berleihungen an im Land ſich niederlafiende Perionen, damit aber ift das Erforderniß des 
Domiziliums konjtatirt (vergl. einen Erlai vom 21. Oft. 1768 a. a. O.: „Entichlojien, hinfüro 
niemanden, der nicht ein geborenes Landeskind oder aus bejonderen Gnaden mit dem jure 
indigenatus begabt ijt, zu inländiichen Präfaturen, Bropjteien ... und anderen geiſt— 
lichen Benefizien mehr kommen zu lailen“). 

) Gönnera. a. ©. faht die beiden leptgenannten Erwerbsgründe unter dem Namen 
Berleihung zufammen. 


— 


mit wirklicher Niederlajjung Eennzeichnet, ſowie, daß diefe Niederlafjungs- 
bewilligung im Wege der Ertheilung des Bürgerrecht? im weiteren Sinne‘ 
erfolgte, aljo entweder durch Berleihung des Ortsbürgerrechts im eigent- 
lichen Sinne vder durch Bewilligung einfacher Domizilirung, m. a. W., daß 
die Staatdangehörigkeit durch Erwerb des Bürgerreht3 mit gleichzeitiger 
Niederlafjung oder durch einfache Ortsangehörigkeit erworben wurde. Aus 
diefer engen Beziehung von Staats: und Gemeindeangehörigfeit erhellt, eine 
wie große Bedeutung für den Erwerb der Staatsangehörigfeit die Frage hat, 
ob die Beitimmungsgründe der Gemeindemitgliedichaft, der engeren wie der 
weiteren, in der eben gejchilderten Periode Aenderungen erlitten haben oder 
nicht. Nähere Unterſuchung ergibt, daß prinzipiell wichtige Umgeftaltung nur 
der Erwerb der einfachen Ortsangehörigfeit, nicht aber derjenige des Bürger: 
rechts erfuhr. Etwas anderes iſt es mit dem Inhalt beider Nechte, in diejer 
Hinficht haben fich beide wejentlich geändert. Auch auf diefe Menderung tft 
bier einzugehen, weil fich aus ihr ein Wechjel in der Terminologie erklärt. 

Bezüglich des Erwerbs des Bürgerrechts ift nur ein doppeltes hervorzu- 
heben. Nach manchen Statuten wurde die Niederlafjung in der Gemeinde zu 
einer Bedingung der Aufnahme gejegt.) Nur eine Folge folcher Beitimmung 
war dann die ab und zu vorkommende WVBorjchrift, daß der Erwerb eines 
neuen VBürgerrechte® das alte zum Erlöfchen bringe.) Nach einem anderen 
häufiger zu findenden Rechtsſatze — zum Theil gehört er ſchon dem Ende 
des 16. und dem 17. Jahrhundert an — ift die Geburt aus der Reihe der 
Erwerbsgründe des Bürgerrechte geftrihen; auch das Bürgerfind muß das 
Bürgerrecht durch Aufnahme erwerben, wenn auch gewöhnlid unter Erlaß 
oder Herabjegung des Bürgergeldes.*) Die Aenderung des Inhaltes des Bürger: 
recht3 ftellt fich als eine Rüdwirfung der Umgejtaltung des Inkolatsrechtes 
dar, iſt alfo zujammen mit dieſen zu erörtern. Die Veränderungen, welche das 
Bartifularreht an dem Inkolate vornahm, bewegten ficy in einer dreifachen 
Richtung. Einmal wurde das Beijafjenrecht feiner Entjtehung nach vom Bürger: 
recht vollkommen unabhängig geitellt; zweitens wurde das Beifafjenrecht zur 
ausschließlichen armenrechtlichen Gemeindemitgliedſchaft erhoben und drittens 
wurden die Erwerbsgründe desfelben genauer als bisher bejtimmt. 

Was den erjteren Punkt betrifft, jo war bisher die Entjtehung des Ein- 
wohnerredhts infoferne von dem Bürgerrecht theilweife abhängig gewejen, als 
ein Ermwerbsgrund des Einmohnerrechtes die Niederlaffung mit polizeilicher 
Erlaubniß war, die Ertheilung das Bürgerrechtes aber immer eine ſolche 
Aufenthaltsbewilligung enthielt, da ja eine Folge jeder Gemeindeangehörigfeit 
das wenn auch bejchränfte Aufenthaltzrecht in der Gemeinde iſt. Dieſe theil— 
weiſe Abhängigkeit des Gemeindeinfolat3 vom Bürgerrecht wurde in vielen 
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) Vergl. Kreittmayr, Grundrik, $ 34: subditus vel civis. 

2) Vergl. Emminghaus, de adquisitione et resignatione juris civitatis, Jen. 
1753. $ 24. 

3) Ebenda, $ 26. 

) Vergl. hierüber Emminghbaus, $ 11, 13, 29: dann folgenden Paſſus aus 
Kreittmayr’$ Anmerfungen zum cod. Maxim. Bavar. civilis, Theil V, Rap. 25, $ 6: 
„nativitas vel adoptio bringt jure hodierno nur subjecetionem et forum, nicht aber jus 
eivitatis mit fih, und obſchon ohme, daß eingebohrne Bürgersfinder mehr Zuſpruch als 
extranei zum Bürgerrecht haben, aud eben deswegen leichter als Andere dahin gelangen, 
jo werden jie doch vor der würdliden Aufnahme und Immatrikulation nit für Bürger 
erachtet, folglich it und bleibt heutzutage nur der erjte und einzige modus per assumtionem 
seu receptionem noch übrig:“ ebenjo Anm. zu $ 10. 
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Rechten — das bayerijche machte die Neuerung nicht mit", — dadurch bejeitigt, 
daß man die Aufenthaltserlaubniß aus der Zahl der Entjtehungsgründe des Ein- 
wohnerrechtes überhaupt ausjchied, jo daß Geburt bezw. Adoption, Verehelichung 
und Aufenthalt von längerer Dauer die einzigen Erwerbsgründe desjelben wurden. 
Dies ergiebt ih aus den Beitimmumgen folgender Armenordnungen. 

Ein preußiſches Armenedift vom 21. Juni 1725?) 8 15 beiagt: Es 
jollen alle fremden und ausländiichen Bettler von der Zeit der Publikation 
diefes Ediftes längjtens innerhalb 14 Tagen bei Strafe des Zuchthaufes 
unfere Lande räumen; die einheimifchen oder einländiichen wahren Bettler aber 
binnen gleiher Zeit an den Ort ihrer Heimath, allwo fie gebürtig oder 
doch einige Jahre gewohnt umd ich jelbjt ernährt gehabt, zurücbegeben. 
Eine Inſtruktion vom 20. Nov. 1730°) bezw. ein „erneuertes Edift, wie die 
wirflichen Armen verjorget und verpfleget werden jollen,“ vom 28. April 1748°) 
wiederholen diefe VBorjchrift in folgender Weile: Die Inftruftion jagt: „Ein: 
beimiiche Bettler und Herumvagierende jollen nad dem Orte ihrer Heimath, 
wo jie geboren oder wo fie jich die meijte Zeit ihres Lebens aufgehalten und 
alfo dahin zu Haus zu rechnen find, gebracht werden“ und das Edikt lautet 
in $ 15: „Es jollen alle fremden und ausländischen Bettler von Zeit der 
Publikation diejes Edifts an längſt innerhalb 14 Tagen unjere Yande räumen; 
die einländiichen Bettler aber binnen gleicher Zeit fih an den Drt ihrer 
Heimath, allıvo ſie gebürtig oder wo fie die legten drei Jahre gewohnet 
umd fich ſonſt ernähret haben, zurücbegeben.* 

In ähnlicher Weije bejtimmt eine jchon zitirte holſtein iſche Verordnung 
vom 7. Sept. 1736°) in $ 11: „Damit niemand zu Umgebühr bejchweret, 
jondern die eigentliche Anzahl derer an jedem Orte zu unterhaltenden Armen 
dejto zuverläfjiger und leichter ausfindig gemacht werden möge, jo iſt zuvörderſt 
zu unterjuchen, wohin die im einem jeden Orte befindlichen Armen gehörig 
jeien; worauf diejenigen, jo nicht an dem Orte ihres Aufenthalts, jondern an 
einem anderen Orte unjerer beiden Fürſtenthümer . . . erzogen und geboren, 
fie auch an dem Orte ihres bisherigen Aufenthaltes nicht einmal lange ge: 
wejen noch ſich vorher dafelbjt ernährt, nach dem Orte, wo fie geboren, 
erzogen oder ſonſt die meiste Zeit ihres Lebens aufgehalten, fich zu 
begeben jchuldig jein jollen.“ 

Endlich jei eine brandenburg = fulmbacijche Verordnung vom 1. Okt. 
1716 genannt, in welcher verfügt wird:°) Wir wollen, daß alle einheimijchen 
Armen von Zeit der Publikation an binnen vier Wochen fich au den Ort, 
wo jie in unferem Lande geboren oder fich einige Jahre letzther aufgehalten 
haben, begeben.“ 





1) Vergl. die bayer. Etadt- und Marktinjtruftion vom 1. Jan. 1748, 5 21: „Es 
find auch feine liederliche Leuth, dadurd nur Bettler und Faullenzer erzielet werden, zu 
Burgern oder Beiligern aufzunehmen“, und dazu Seydel, bayer. Staatsredt, 
Bd. 1 S. 87. Aehnlich auch nod) das preuß. Armenedift v. 10. Febr. 1715, Nr. 4 (Mylius, 
©. C. March., Theil I, Abıh. 2, ©. 141). 

2) Mylius, C. C. March., Theil I, Abth. 2, S. 242. 

>») Inſtruktion, wie die Bijitation und Aufhebung der Diebsrotten, Bettler und 
Zigeuner oder anderen liederlichen Gejindels in den Städten und auf dem Yande anzujtellen 
Rylius, C. C.M, To. V, 5. ©. 100 

) Mylius, contin. IV, &. 41. 

°) Corpus eonstit. Regio-Holsat. Bd. I, ©. 1749. 

9 Corp. Const, Brandenburgieo-Culmbacensium 1747, Theil II, Bd. I, ©. 1030; 
vergl. auch S. 1047. 

Annalen dei Deuiſchen Reichs. 1892 15 
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In al’ den mitgetheilten Verordnungen wird eine armenrechtliche Ge: 
meindeangehörigfeit geordnet, bejtimmt, welcher Gemeinde gegenüber der Arme 
Anwartſchaft auf Fürforge haben joll. Man fünnte nun annehmen, es jei eine 
befondere von anderen Zugehörigfeiten zur Gemeinde vollkommen unabhängige 
und diejelben darum auch völlig unberührt laſſende armenrechtliche Gemeinde: 
mitgliedjchaft, die da ins Leben gerufen werde. Allein nachdem fich bisher an 
die allgemeine Gemeindezugehörigkeit die Ausficht auf Unterftügung im er: 
armungsfalle angejchlojjen hatte und zwar insbejondere auch an diejenige all: 
gemeine Gemeindezugehörigfeit, welche unter Anderem durch Geburt und länger 
dauernde Niederlajjung bejtimmt wurde, in unjeren Verordnungen aber die 
armenrechtliche Zugehörigkeit zur Gemeinde gerade nad diejen Momenten 
beſtimmt wird, liegt es näher, Die Meinung feftzuhalten, daß wir es hier nicht 
mit einem völlig neuen, jondern nur mit Umbildung eines jchon vorhandenen 
Inſtituts des Armen: Berwaltungsrechtes zu thun haben, mit Umänderung 
der über den Erwerb des Inkolats geltenden Nechtsjäge, und dieje liegt eben 
darin, daß die polizeilich genehmigte Niederlajjung aus der Reihe der Erwerbs: 
gründe des Inkolats ausgejchieden wurde. Nur der Ort, wo man geboren oder 
lange Zeit jeines Lebens ſich aufgehalten, — jelbjtverftändfich jedoch auch der 
durch Heirat ennvorbene Ort — jollen noch Inkolats- und damit Unterjtügungsort 
jein. Mehrere Inkolate nebeneinander find möglich, nur geht das jpäter dem 
früher erworbenen vor. Die einheimischen Armen, jagen die erwähnten Ord- 
nungen, jollen ſich an die Orte begeben, wo fie „letzther“, die „legten 
drei Jahre” gewejen. 

Haben die Armenordnungen einerjeit3 die Zahl der Erwerbögründe des 
Inkolats vermindert, jo haben fie andererjeits — dies ift der zweite Punkt der 
Entwidlung — die rechtliche Bedeutung des Inhaltes desfelben erheblich ge: 
jteigert. Hierin giengen ihnen zum Theil ſchon geſetzliche Beſtimmungen aus 
dem 17. Jahrhundert voran. 

Schon einige Rechtsordnungen dieſes Zahrhunderts hatten jich nicht damit 
begnügt, die Zahl der von der Gemeinde zu Unterjtügenden dadurd zu min: 
dern, daß jie das Inkolat nicht mehr bei Borhandenjein einfachen, jondern nur 
qualifizierten Domizils zur Entitehung gelangen ließen, jondern es unternommen, 
eine Minderung auch dadurch herbeizuführen, daß jie als der Gemeinde armen— 
rechtlich zugehörig nur die im Befige des Inkolats jich Befindenden erflärten, 
den Bürgern als jolchen alſo die rechtliche Anwartichaft auf Unterftügung . 
und das umverlierbare armen= und ficherheitspolizeiliche Wohnrecht in der Ge- 
meinde entzogen. Es gejchah dies durch die Beitimmung, daß die Armen an 
den Orten zu verjorgen jeien, wo fie „geboren jeien oder bisher lang ihre 
Wohnung gehabt“ hätten, eine Vorjchrift, welche, wie jchon in anderem Bus 
Jammenhange') erwähnt, 5.8. in der bayerifchen Yandes- und Polizeiordnung 
von 1616 Buch 5 Tit. 5 Art. 3 und in einem mecdlenburgijchen Edikte vom 
12. Mai 1625 enthalten war. Die Amvartjchaft auf Armenunterjtügung war 
hienady vom Wohnen in der Gemeinde abhängig gemacht, gerade der Bejtand 
des Bürgerrecht aber war damals durch Wohnfig am Drte nicht bedingt.”) 
Das Bürgerrecht verlor jomit die Natur einer armenrechtlichen Gemeindemit: 
gliedichaft und zwar volljtändig, denn legtere Eigenichaft ließ ſich, wie man, 





', Siehe oben ©. 190. 

) Bergl. Mevius, ad jus Lubee. lib. I, tit. II, rubr. nr. 48: non opus est 
eivitate donatum in loco isto habitare, cum habitatio non necessaria sit ad essentiam 
eivilitatis. 
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nachdem als zur Armenverforgung verpflichtete Gemeinde auch der Geburtsort 
genannt ijt, verfuchen möchte, auch ‚nicht mehr für das ‚angeborene Bürgerrecht 
aufrecht erhalten, deun mit dem Gegenjage von „Geboren fein“ und „Wohnung 
haben“ will nur der Unterſchied zwiſchen domieilium necessarium und volun- 
tarium, zwiſchen Geburts: und Wohn-Inkolat Ausdrud gefunden haben. Zu: 
dem hatte ja die Geburt zum Theil jchon im Laufe des 17. Jahrhunderts die 
Eigenschaft, Bürgerrechtstitel zu jein, verloren. 

Die Armenordnungen des 18. Jahrhunderts folgten, wie die oben mitge- 
theilten Beitimmungen zeigen, auf diefem Wege. Den Ort feiner „Heimath” 
joll der Arme nur da haben, wo er geboren oder fich die meilte Zeit feines 
Lebens aufgehalten. . Es gibt aljo nur mehr eine Geburts: und Aufenthalts: 
oder Wohnheimath, die Bürgerheimath iſt verfchwunden; nur der Inkolat 
erzeugt noch Heimathrecht; Inkolat und Heimathrecht werden identiiche Begriffe. 

Daß unter dem Orte, wo der Arme „geboren,“ der Ort, wo er den Ge: 
burtsinfolat hat, und nicht derjenige, wo er das Bürgerrecht in Folge Ab: 
ſtammung gewann, zu verjtehen ift, zeigt jehr deutlich die erwähnte holjteinifche 
Verordnung vom 7. September 1736, indem diejelbe bejtimmt, daß der Arme 
ichuldig jei, an den Ort fich zu begeben, wo er geboren, erzogen oder jonjt') 
die meilte Zeit feines Lebens ſich aufgehalten habe.) Das Wörtchen „ſonſt“ 
weiſt darauf hin, daß von Unterarten ein und desjelben Begriffes die Rede 
it; an dem Orte, wo man geboren oder erzogen, hat man auch einen „Auf: 
enthalt“ gehabt, den umnfreiwilligen im Gegenfaß zum domicilium volun- 
tarium. 

Wie jehr das Beilafjenrecht durch Erhebung zur ausschließlichen Heimath— 
berechtigung an rechtlicher Bedentung gewann, geht daraus hervor, daß 
man die Beifaffen nunmehr oft ala cives minores, als Klein- oder Halb: 
bürger bezeichnete, fie alfo auch im Ausdrucke auf eine dem wirklichen Bür: 
gerrecht annähernd gleiche Stufe jtellte und ihnen ferner zum Theil Befugniffe 
verlieh, welche bis dahin nur dem Bollbürger zugefommen waren, wie 3. B. 
das Recht zum Betrieb gemwiljer bürgerlicher Gewerbe. 

Die dritte Richtung, in welcher fi) die Weiterbildung des Inkolatrechtes 
bewegte, war die genauere Beitimmung der einzelnen Erwerb3gründe. Dies 
trat bejonders in der Aufitellung eines beftimmten Zeitraums für den Erwerb 
des Heimathrechts durch Erjigung hervor. 

Hatte die zitirte preußische rmeninftruftion vom 20. November 1730, 
wie das Edift vom 21. Juni 1725, °) die Erjigungsfriit nur mit den Worten 
umjchrieben, daß jeder aud an dem Orte Armenhilfe anjprechen dürfe, wo er 
die meifte Zeit feines Lebens ſich aufgehalten, jo traf das ermeuerte Armen: 
edift vom 28. April 1748 die Beitimmung, daß jeder feine Heimath auch da 
babe, wo er drei Jahre gewohnt und fich ſonſt ernährt habe. Ebenjo erflärt 
ein fränfifcher Kreisichluß vom 24. März 1793 für einen einheimifchen, von 


1) Bergl. auch cod. erim. bav. 1751, Theil I, Kap. 11, $ 1: „im Lande geboren 
oder erzogen oder ſonſt das Domizilium erſeſſen“. 

) Eine von den Füriten und Ständen des fränkischen Reichskreiſes vereinbarte Ver- 
ordnung dom 24. März 1791 (Weber, bayer. Berordnungsjammlung, Bd. I, 5. 192) 
nennt al3 die einheimiichen Armen, welche von der Semeinde zu verjorgen jeien, den „Ge— 
meindsgenoſſen und Schupverwandten“; erjterer it der Bürger, lepterer der Beifiger im 
techniſchen Sinne. 

2) Das Edikt v. 10. Febr. 1715 (Mylius, 12, ©. 191) RN. 4 dagegen hatte ſchon 
10 Jahre genannt gehabt. 


15* 


224 9. Rehm: Der Erwerb von Staatd- und Gemeinde-Angehörigkeit 


der Gemeinde zu verjorgenden Armen auch denjenigen, welcher „in einem der 
nämlichen Herrichaft unterworfenen Dorf oder Amt jechs Fahre lang geduldet“ 
worden iſt. Endlich ift eine jolche Fixation der Erfigunggzeit und zwar auf 
zehn Jahre auc für das bayerische Recht zu behaupten. 

Die herrſchende Anfchauung ift in legterer Richtung eine andere. Die 
bier vertretene Anſicht ijt daher des Näheren zu begründen. Die Erörterung 
der Kontroverje ift um fo interefjanter, als hiebei der Unterjchied zwiſchen 
privatem und politifchem Domizil zu ganz bejonderer Geltung gelangt. 

- Nach der überwiegenden Meinung der Schriftjteller, für welche jih in 
letter Zeit befonders auch Seydel') ausgejprochen hat, wäre, wein wir von 
den familienrechtlichen Erwerbsarten und einigen bejonderen Ausnahmen?) 
abjehen, der regelmäßige Erwerbsgrund des Inkolats die einfache Domizilirung 
ohne das Erforderniß polizeilicher Niederlafjungsbewilligung weder einer aus: 
drüdlichen noch einer ftilljchweigenden. Nur eine Ausnahme beftünde. Unver— 
mögliche bedirften einer „bejonderen obrigkeitlichen Aufenthaltsbewilligung.“ ° 
Der Gedanfengang, welchem dieſe Anficht ihre Entjtehung verdankt, iſt folgender. 

Das bayerische Fufolatsrecht habe nähere Regelung in dem Bettelmandat 
vom 27. Juli 1770°%) und in einer in den maßgebenden VBorjchriften damit 
fajt wörtlich übereinftimmenden erneuerten Bettelordnung vom 3. März 1780°) 
gefunden. Nach legterer jei Beltimmungsgrund für die Armenunterjtügungs: 
pflicht da8 domieilium, das domicilium originis und habitationis.’) Bon 
Ausnahmen abgejchen,’) werde über die Grwerbsgründe des domicilium 
feine nähere Beſtimmung getroffen. Aus diefem Stillichweigen des Mandates 
folge, daß auf den Erwerb dieſes Domizils die Vorjchriften des codex judi- 
ciarius von 1753 Anwendung zu finden haben, joweit das Mandat von 1780 
nichts Entgegengejegtes bejtimme. Für einen Punkt jei im Mandate von 1780 
fogar ausdrücklich auf die Gerichtsordnung hingewiejen.”) Nach der Gerichts: 
ordnung bedürfe es zur Domizilsbegründung weder einer ausdrüdlichen Bolizei- 
erlaubniß noch des Ablaufes eines bejtimmten Beitraumes. Somit werde das 
Armen:Domizil durch einfache Wohnfignahme erworben, eine Ausnahme bejtehe 


I) Bayer. Staatreht, Bd. III, S. 90 ff, und Annalen 1886, ©. 719 fi.; vergl: 
außerdem bei. v. Riedel und v. Müller im angef. Nommentare, ©. 7 ff. 

2) Erwerb der Heimarh durch Pienitboten in Folge fünizehnjährigen Aufenthalts 
(nicht Domizils); Erwerb der Heintath der Hilfeleiftung, wenn man bei der Hilfeleiſtung ver- 
unglüdt; Erwerb am Orte der obrigkeitlidy genehmigten Kopulation. 

) Vergl. Niedel-Müller, S. 14, Seydel a. a. D., Bd. III, ©. 92, drüdt dieje 
Ausnahme dadurd aus, daß er jagt, es jei nicht bloß einfaches Domizil, jondern „Domizil 
bei gleichzeitig gelichertem Nahrungsſtande“ ertorderlid). 

+) Sammlung hurbaier. Generalien und Yandesverordnungen, 1771, ©. 421. 

9) G. 8 Mayr a. a. O. Bo. 1, ©. 948; Döllinger a. a. D., Bd. XII, 
©. 494; Weber a. a. D, Bd. 1, ©. 191. 

°, Vergl. BO. v. 3. März 1780, Nr. 6: „Weiters wird den Jnländern ... aufgetragen, 
fich ſogleich oder längftens an dem oben bejtimmten I4täaigen Termin an ihren Geburtsort 
oder rechtmähiges domieilinm (sc. habitationis) zu begeben"; Nr. 7: „Daß ſich dieſes 
domieilii ıse. originarii) jedermann jo lange zu erfreuen babe, bis er aleihwohl in einem 
andern Orte ein domieilium gemäß den Nechten und Landesgejegen erlanget.“ 

?) Siche insbeiondere oben Nun. 2. 

) Nr. 8: „Mir den Findel- und umehelich erzeugten Kindern bat es bei der im 
Cod. Jud., eap. L, $3 gemachten Ausnahme fein ferneres Berbleiben, daß nämlid) die lepteren 
an das rechtmähige Aufenthaltsort ihrer Mutter angewieſen werden, erſtere aber in dem Urt, 
wo Sie gefunden worden, jo lange zu Hauſe find, bis man ihre Xeltern in Erkänntnis 
bringet.“ 
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nur für Unvermögliche, fie bedürften nach Nr. 14 des Mandats)) obrigkeitlicher 
Aufenthalt3bewilligung. 

Gegen dieje Auslegung der einschlägigen Vorjchriften bejtehen gewichtige 
Bedenken. 

Zunächſt fordert Nr. 14 des Mandats vom 3. Mär; 1780 keineswegs 
nur für unvermögliche Perjonen eine bejondere obrigfeitliche Aufenthalts: 
bewilligung. Es wird dort lediglich gejagt, daß an Umvermögende ohne Zu: 
ftimmung der Gemeinde, welche zur Verpflegung im Bedürfensfalle verbunden 
wäre, feine Aufenthaltsbewilligung zu mA jei; an andere Berfonen könne 
fie auch ohne Zuftimmung diefer Gemeinde ertheilt werden; die Aufenthalts: 
bewilligung jelbjt aber jei immer erforderlich, um die armenrechtliche Zuge: 
börigfeit zur Gemeinde zu begründen. Daß es derjelben bedarf, wird ſomit als 
jelbjtverftändlicy vorausgejegt und es konnte dies gejchehen, weil es dem bis 
dahin geltenden Rechte entiprad). 

Dann ift des weiteren zu beachten, daß dies Bettelmandat unter domi- 
eilium oder recht3mäßigem Aufenthaltsort das politiiche Domizil verjteht, die 
Gerichtsordnung dagegen das prozeß=*) d. h. privatrechtliche. Bejonders deutlich 
fommt dies in dem Wortlaute der Beitimmungen beider Gejebe über die Ver: 
bältnifje der FFindelfinder zum Ausdrud. Findelkinder, jagt die &. D. Kap. 1 
8 3, überfommen jolcyes (das forum originis) an dem Orte, wo fie gefunden 
oder erzogen werden. Mit den Findelkindern, heißt e8 unter Nr. 8 der B. D., 
bat es bei der in Cod. Jud. Kap. 1 $ 3 gemachten Ausnahme jein ferneres 
Berbleiben, daß fie nämlich in dem Drte, wo fie gefunden worden, jo lange 
zu Hauſe find, bis man ihre Eltern in Erfenntniß bringet.“ In dem „forum“ 
und dem „Zu Haufe jein“ jtehen fich Gerichtsjtand und Heimath gegenüber. 

Wenn nun das Mandat über die VBorausjegungen des politiichen Domizils 
nicht3 näheres beitimmt, fo ift damit allerdings gejagt, daß dann hiefür die 
Rechtsſätze des Privatrehts über dag Domizil gelten, eben weil jich öffentlich: 
und privatrechtliches Domizil in vieler Beziehung deden, nicht aber ijt damit 
gemeint, daß das privatrechtliche Domizil die ausschließliche Borausjegung 
des politischen jei. Der cod. erim. von 1751 hat die Erfigung als einen Ent: 
ftehungsgrund des Staatsdomizild, der Staatsangehörigfeit aufrecht erhalten. 
Bei der engen Beziehung, welche nach dem früher Gejchilderten im 18. Jahr: 
hundert zwijchen Staats: und Ortsangehörigfeit eintrat, ift daher anzunehmen, 
daß mit dem Satze, daß durch zehmjährigem Aufenthalt die Staatsangehörig- 
feit erworben werde, ſich auch der andere ausbildete, daß innerhalb gleicher 
Zeit die armenrechtliche Gemeindeangehörigkeit zur Entjtehung gelange. 


) Nicht minder gebiethen wir, . . den Leerhäußlern, Innleuten, Tagwerkern, Dand: 
langern und anderen der gleichen ohne Einſtimmung der Gemeinde, welche alsdann zur Ber: 
pflegung im Bedürfnisjalle verbunden wäre, feine Aufenthaltsbewilliaung zu ertheilen.“ 

* Cod. jud., eap. J, $ 3, lautet: Wo der Vater jeinen beſtändigen Wohnplatz hat. 
da jind auch feine rechtmäßigen Kinder domiziliert und heißt zu Latein: forum orıginis. — 
In einem ſpäter nod) näher zu erwähnenden, A. E. gezeidineten Aufiag in den Blüttern für 
adım. Prarid über den Erwerb der Heimath nach älterem bayeriihen Rechte, Bd. 11, ©. 186, 
wird die Meinung vertreten, auch in dev G.O. ſei unter Domizil Heimath zu veriteben. Als 
Grund hiefür wird nur angeführt, früher ſeien die verjchiedenen Nechtögebiete nicht jo ſcharf 
audeinandergehalten worden, und insbeiondere jei die Selbjtändigfeit des Verwaltungsrechtes 
erit jehr ipäten Urſprungs. S. 150 fieht ſich der Verf. jedoch wieder zur Bemerkung ver- 
anlaßt, die Gerihtsordnung habe es doch mehr mit der Beitimmung des Prozeßforums als 
mit der Heimathirage zu thun gehabt; deswegen babe fie ſich mit Benennung des für jenes 
nothwendigen Erfordernifies, nämlich mit dem Berlangen der wirklichen Niederlafiuna und 
der Abficht, dort zu wohnen, begnügen können. 
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Dieje Auffafjung der Rechtslage widerspricht einerjeit3 nicht der Bemerk— 
ung Kreittmayr’szu Kap. 1 $ 3 der Gerichtsordnung unter lit. b., daß 
die Wahl des Domizils eine völlig freie jet — dort ijt nur vom privatrecht: 
lichen Domizil die Rede und privatrechtlich freie Wahl ift mit polizeilicher Be: 
Ichränfung der Wahl wohl vereinbar — und fie wird andererſeits durch die Ver: 
ordnung vom 22. Februar 1808 über die Armenpflege, durch die Motive zum 
Anſäſſigmachungs- und zum Heimatbsgejege vom Jahre 1825 und durch dieſe 
Geſetze jelbjt pofitiv geſtützt. 

Nach der Verordnung vom 22. Februar 1808 — mir haben fie jchon 
einmal angezogen!) — find es ein und diefelben Gründe, welche Staatsan- 
gehörigfeit und Heimathsrecht beftimmen, denn es heißt dort in Art. 6: „Der 
Anjpruch auf Armenpflege ſetzt im Allgemeinen für ein jedes Individuum 
voraus, daß es entweder durch Geburt oder durch das Domizil oder durd) 
Berehelihung dem Weihe angehöre. Die wirkliche Gewährung der 
AUrmenpflege fällt aladamı auf jenen Kommunaldijtrift im Weiche, mit 
welchem das Individuum aus einem der drei vorjtehbenden Titel im beſon— 
deren Berbande ſteht.“ 

Die Motive zum Gejege über Anſäſſigmachung und Berehelichung vom 
11. September 1825 begleiten die Einjtellung der definitiven Berufung zum 
öffentlichen Dienft in die Reihe der jelbitändigen Anſäſſigkeits- und damit 
Heimathötitel mit den Worten:’) „Wenn der Eintritt in die definitive Stelle 
eine3 Dieners des Staates, der Kirche, der Gemeinde gleichfalld unter die 
Grundlagen der Anſäſſigkeit geſetzt worden ijt, jo wird dadurch einem längjt 
gefühlten Bedürfnijje abgeholfen, dem Bedürfniſſe nämlich, die ungewiſſe, zwei: 
dentige und prefäre Stellung der Zivil- und Militärdiener zu den Gemeinden 
endlich einmal zu regeln. Nur zu lange waren die bier bezeichneten Staats: 
einwohner in die Lage gebracht, überall als Fremdlinge zu gelten und über 
das Fünftige Schidjal der Ihrigen in beftändiger Unruhe leben zu müſſen.“ 
Aus diefen Bemerkungen geht heran, daß die Staatsdiener weder durch An: 
ftellung noch Verſetzung, geichweige denn durch bloßen Wohnfig ein Heimaths— 
reht am Orte ihrer Thätigfeit erwarben; es gab nur einen Grund für fie, 
Aufenthalt von zehnjähriger Dauer, und in der That nennen die Motive zum 
Heimathsgeſetze) unter den Erwerbstiteln des bisherigen Rechtes die Ber: 
jährung. 

In der Heimaths: und Niederlafjungsgejeggebung vom Jahre 1825 fehlt 
zwar die Erfigung als ein Titel des Heimathserwerbes, nichtsdejtomweniger 
iſt uns diefelbe infoferne beweisbebelflich, als fie ung den Unterfchied von privatem 
und Öffentlichrechtlichem Domizil Har vor Augen führt, aljo das Vorhanden- 
jein desjenigen Unterjchiedes, auf welchen wir unfere Behauptung von der 
Erfigung als eines befonderen Erwerbsgrundes des Inkolats aufgebaut haben. 
Ein näheres Eingehen auf die Bejtimmungen der beiden bayerischen Gefete 
vom 11. September 1325 über die Heimath und über Anſäſſigmachung und 
Aufenthalt zeigt, Daß dieſe Geſetzgebung nichts anders iſt als der zu voller 
Erfenntniß des Gegenjaßes von privatem und öffentlichem Domizil gelangte 
Abſchluß der Nechtsentwidlung der beiden voraufgegangenen Jahrhunderte. 


©. 219, N. 1. 

‚ Beral. Verhandlungen der bayer. Kammer der Abgeordneten, 1825, Beilagen- 
band IV, ©. Bi. j 
Verh. d. 8. d. Aba., 1825, Beil. Bd. IV, ©. 17. 
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Aus diefem Grunde läßt fich dieſe Geſetzgebung zu Rückſchlüſſen auf den Rechts— 
zuftand der vor ihr liegenden Zeit vorzüglich verwenden. ') 

Nach dem Gejege über die Heimath wird die Heimath außer durch Geburt, 
Bertrag mit der Gemeinde und vbrigfeitliche Erlaubniß zur Verheirathung in 
der Gemeinde „Durch Anfäjligfeit in der Gemeinde nach Maßgabe der 88 2—5 
des Gejeßes über Anſäſſigmachung und Berehelihung“ ($ 1) erworben. Zu: 
folge dieſer legteren Beſtimmungen it die Anſäſſigmachung von „allgemeinen 
und befonderen Bedingungen“ 8 5 in d. Faſſg. des Geſ. v. 1. Juli 1834) 
„abhängig“ ($ 1 des Gel. vom 11. Sept. 1825). Die allgemeinen Be— 
dingungen der Anſäſſigmachung des Staatsangehörigen find einmal der Um: 
itand, daß demjelben weder zivilrechtliche Hindernifje, noch das Militärkon— 
jfriptionsgejeg, noch bejondere gegen einzelne Einwohnerklaſſen geltende Aus- 
nabmegejege entgegenjtehen, danı der Beliß eines guten Leumundes und endlich 
fleißiger Beſuch des vorjchriftsmäßigen Schul: und Neligionsunterrichte. Die 
befonderen Bedinaungen, die jog. Titel der Anſäſſigmachung, find Beſitz eines 
beftimmten Grumdvermögens, Beſitz eines real radizirten oder konzeſſions— 
pflichtigen Gewerbes, definitiver Eintritt in ein öffentliches Amt, auf ſonſtige 
Weiſe geficherter Nahrungsitand (S 2). Das Necht zur Anſäſſigmachung wird 
mit der obrigfeitlichen Zujchreibung des Gutes, mit der Ertbeilung der Ge: 
werbsfonzefjion und mit dem Eintritt in das Amt, jonft mit obrigkeitlicher 
Bewilligung nach Prüfung des Nahrungsitandes erworben. ’) 

Betrachten wir dieſe Nechtsnormen von ihrer fonjtruftiven Seite, jo ergibt 
jih: Die Heimathb wird begründet durch Anſäſſigkeit in der Gemeinde nach 
Maßgabe, d. b. durd Vollzug gejeglicher Beltimmungen über- Anſäſſig— 
machung, alſo durch vollzogene Anſäſſigmachung. Zum Borbandenfein einer 
Anſäſſigmachung im Sinne des Geſetzes reicht einerſeits nicht wirkliche Nieder- 
lajiung und anderſeits nicht Niederlafiungsbewilligung aus, die erite nicht, 
weil die Anſäſſigmachung, von weiteren Bedingungen abhängig it, insbejon: 
dere von der „Erlaubniß zur Anſäſſigmachung,“ und die Niederlaſſungs— 
bewilligung reicht nicht bin, weil dieſe nicht die Anſäſſigmachung, ſondern mır das 


) Auch im einer anderen Richtung it ein jolcher Rückſchluß beweiskräftig, bezüglich 
der Frage nämlich, ob ſchon vor der Sejeggebung des Jahres 1825 es regelmäßig obria: 
teitliher Zujtinmung zur Niederlajjung bedurite, wenn diefelbe heimarbbegründende Wirkung 
haben jollte, oder nicht. Läßt ſich aus dem Umſtande, daß nach der Geſetgebung des Jahres 
1825 die Anſäſſigmachung ganz allgemein don einer vbrigkeitlichen Zuſtimmung abbängig 
iſt, nicht darauf ſchließen, daß dies ſchon vorher der Fall war? Sollte die Geſetzgebung 
des Jahres 1825 nicht der Abſchluß einer mit der Laudes- und Bolize-Crönung von 1616 
beginnenden Nectsentwidlung jein? Die Abficht, dab, wir es mir einer völligen Neuerung 
zu thun bätten, wird im Uebereinſtimmung mit der Mehrzahl der Schriftiteller auch im dem 
ihon erwähnten Auflage über den Erwerb des SHeimathrechtes nach ülterem bayer. Nechte 
(BL. für adm. Praris, Bd. 11, S. 139) vertreten: „Vorher wußte man nichts von einer 
ausdrüdlichen obrigkeitlihen Anerkennung der der Anfälligkeit zu Grund liegenden thatjäch- 
lichen Berbälmifie der Niederlajjung; vorher entſchied die bloße Thatjache als ſolche.“ Die 
bier vertheidigte Anficht wird dagegen in einer MinEntichl. v. 12. Juli 1838 anerkannt 
Weber, Berordn.- Sammlung, Bd. I, S. 192), mur mit der Einjdnänfung, daß dieſer 
Heimatberwerb in Folge formeller Aufenthaltsbewilligung nur jtattbabe, wenn der Anfenthalt 
drei Jahre dauere, ein Beijaß, welcher auf unrichtiger Auslegung von Wr. 14 des Bettel- 
mandat& von 1780 beruht (vergl. BL. }. adm. Br., Bd. 11, ©. 215, und v. Riedel-Müller, 
©. 13, N. 3). 

) 85: Mit der obrigfeitfichen Zuſchreibung des Grundeigenthums, mit der Konzeſſion 
um ®ewerbebeirieb, jobald jie in Berufungsiällen betätigt it, mit dem Eintritt im das 

mt iſt dad Recht der Anſäſſigmachung und Miederlafiung begründet. In den übrigen 
Fällen it die Erlaubnih zur Anſäiſigmachung und Niederlajfiung durch Offenkundigkeit 
oder Nachweiſung der zum Nahrungsitande erforderlichen Mittel bedingt. . .“ 


jur ——— 
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„Recht der d. h. zur Anſäſſigmachung“ begründet. Die Unfäffigmadhung felbft 
ift vom Geſetze nicht definirt, fie iſt alſo wiljenschaftlich zu umfchreiben und hie: 
nad iſt fie nichts anderes als Aufenthaltsnahme mit Abficht jtändigen Ver: 
bleibens an dem betreffenden Drte,') aljo gleichbedeutend mit Domizils- 
begründung. So erhalten wir folgende Parallele mit dem bisherigen Rechte. 
Die Heimath iſt der Inkolat, die Anſäſſigkeit das politiiche Domizil, die An- 
ſäſſigmachung die Begründung dieſes Domizil® durch wirkliche, rechtmäßige 
Niederlajjung,‘; die Anfäfligmachungserlaubnis Die obrigfeitlihe Domizils- 
bewilligung. Indem der Gejeßgeber an Stelle von Domizil oder Wohnfik 
Anſäſſigkeit, an Stelle von Domizils: oder Wohnfig- Begründung Anſäſſig— 
machung fette, hat er erreicht, daß privates und politiiche® Domizil nicht 
verwechjelt werden und eine Anwendung der einzelnen den Domizilsbegriff des 
Privatrechts betreffenden Nechtsfäge auf die Rechtsverhältniſſe des politischen 
Domizild unterbleibt. Nur dieſes legtere iſt eine prinzipielle Menderung des 
bisherigen Rechtes. Das politiiche Domizil ift von dem privatrechtlichen voll: 
fommen losgelöft,’) während bisher die den Inkolat begründende Niederlaffung 
nach den Regeln des privatrechtlichen Domizils zu behandeln war, was bei der 
Benennung des Inkolats mit domieilium eine Webertragung diefer privat: 
rechtlichen Säße über das Domizil auch auf das rein Öffentlichrechtliche Wer: 
hältniß des Inkolats zur Folge gehabt hatte. Solcher Uebertragung war num 
der Boden entzogen. Ein Beifpiel hiefür bietet die Frage der Möglichkeit 
gleichzeitigen Befiges mehrerer Inkolatsrechte Die Weiterverwendung des Wortes 
domieilium für Inkolat auch in der Zeit, wo es nicht mehr das bloße Domizil 
war, welches den Inkolat begründete, hatte, nachdem das Privatrecht das 
Zuſammentreffen mehrerer Domizile in einer Perjon zuließ, zur Folge gehabt, 
daß man jonder Bedenken auch jetzt noch an der Vereinbarkeit mehrerer Heimath- 
rechte fejthielt. Mit der völligen Loslöſung des politiichen Domizil vom privat: 
rechtlichen fiel die Möglichkeit einer Berufung auf das gemeine Recht weg und 
es mußte die Zuläffigkeit des gleichzeitigen Befies mehrerer Heimathrechte mangels 
bejonderer Beitimmung aus dem Weſen des Heimathrechtes nachgewiejen werden. 
Das bayerische Recht traf eine dem bisherigen Zuftande gerade entgegengejeßte 
Beltimmung. $ 2 des Heimathsgejeges jagt: „Eine früher erworbene‘) Heimath 
wird durch die jpäter erworbene in der Regel aufgehoben, wenn nicht durch 
ausdrückliche Erklärung und Uebereinfunft bejondere Vorſehung getroffen ift.“. 


Vergl. Sendel, bayer. Staatsredt, Bd. I ©. 580: „Niederlajjung, d. h. eine 
eigene Wohnung oder ein Unterfommen an einem Orte, mit der erklärten Abficht ſich ver: 
ſchaffen, dortſelbſt ich dauernd aufzuhalten“; ähnlich v. een Art. Niederlafiung in 
jeinem Wörterbuch des deutichen Verwaltungsrechts, Bd. S. 163. 

*) Schr klar drüdt ſich Art. 1 des Entwurfs is Geſ. über Anſäſſigmachung und 
Berehelihung vom Jahre 1867 aus (Verhandlungen der Kammer der Abgeord. 1866/69, 
Verb. des bejonderen Ausſchuſſes, 1. Abth,, S. 44): „Die Anſäſſigmachung ijt der nadı 
Maßgabe des gegemwärtigen Geſetzes erfolgte Eintritt in den Berband einer beftimmten 
Gemeinde des Nünigreichs. Der Anſüſſige erlangt die Heimath in der Gemeinde.“ Die 
Heimath iſt aljo eine Folge des politischen Domizils, der erfulgten Anjäjfigkeit. 

’ WVergl. die trefflihe Bemerfing Seydel's, bayer. StN., Bd. UI S. 97: „Die 
Sejepgebung des Jahres 1825 befreite den Heimatherwerb von der Verbindung mit privat- 
vechtlihen Begriffen. An Stelle des Wohnſitzes trat der öffentlichrechtliche Titel der Anſäſſig— 
machung,“ Auch v. Niedel:Müller a. a. D., © 31: „Dem Anjäjligmahungögejege von 
1325 liegt die Abjicht zu Grunde: an Stelle des älteren vielſach bejtrittenen Heimathseriwerbes 
durd) Domizil einen unbejtreitbaren und von den Beltimmungen des Civilrechtes unab- 
bängigen Titel zu jeßen.” 

) Es mag hervorgehoben werden, dal; das Bejep vom 11. Sept. 1825 eine uriprüng- 
liche umd eine erworbene Heimath unterichied; vergl. Seydel, Bd. II1 ©. 96. 
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Obgleich man nad alledem der Anficht vertrauen darf, daß auch nad 
bayerifchem Rechte im 18. Jahrhundert eine Erfigung des Heimathrechtes zur 
Einführung gelangte, jo wird man fid) doch hiebei über einen Unterfchied des 
bayerischen Rechtes gegenüber dem preußiſch-holſteiniſchen nicht hinwegzuſetzeu 
vermögen. Das leßtere verlangt nur einen länger dauernden „Aufenthalt“, 
d. h. nimmt feine Rüdjicht darauf, ob auch der animus permanendi während 
diejer Zeit vorhanden war. Wohl jagt auch die bayeriiche Bettelordnung von 
1726, Auswendige, die fich bereits 10 Jahre im Lande aufgehalten haben, 
feien als Inländer anzufehen, allein der codex eriminalis, das Bettelmandat 
von 1780 ımd die Verordnumg vom 22. Februar 1808 ſprechen übereinjtimmend 
von domicilium. Man wird hienach nicht umhin können, für das bayerijche 
Recht nicht blos zebnjährigen thatjächlichen Aufenthalt, jondern zehnjähriges 
Domizil für erforderlich zu erklären, eine Meinung, in welcher man durch Die 
in dem Mandate vom 3. März 1780 Nr. 9 enthaltene Bejtimmung befejtigt 
wird, daß Perjonen „jo fich legitimiren können, in einer Stadt oder in einem 
Gerichte 15 Jahre ehrliche Dienjte geleiftet zu haben, ... . gleich den allda 
Gebornen jollen verpfleget und geduldet werden.“ Wirde es zur regelmäßigen 
Erfigung nur einfachen Aufenthalt3 bedürfen, jo läge in diejer Bejtimmung, 
ein privilegiam odiosum, während es unzweifelhaft ein privilegium favorabile 
it, und zwar find als Gegenjag der Dienjtboten nicht Perjonen gedacht, 
welche das Heimathrecht durdy einfache Domizilirung, jondern ſolche, welche 
e3 durch Erjigung erwerben; denn der erſte Sa der Vorſchrift lautet: Die 
bloße Vorſchützung, an einem Orte oder in einer Stadt längere Jahre ge: 
dienet oder gearbeitet zu haben, joll niemand ein jus domieilii einräumen.“ 
Die VBergünjtigung der Dienjtboten bejteht aljo darin, daß es bei ihnen, die, 
weil fie nur dienen, nie den erforderlichen animus perpetuo manendi nad): 
weijen fünnen, gegenüber der regelmäßigen Erſitzung zwar längerer Zeit, aber 
nicht, wie bei jener, des Vorhandenſeins einer Domizilsabficht bedarf, ſondern 
einfacher Aufenthalt zur Begründung des Heimathsrechtes durch Erfigung hin- 
reichend erjcheint.') 


) Während der ſchon öfter citierte Aufjag in Bd. 11 der Bl. für adm. Praris die 
Kiederlajiung mit obrigfeitliher Bewilligung als allgemeinen Erwerbstitel des Älteren Rechtes 
feugnet, fommt derjelbe bezüglich der Erjigungsfrage zu gleichem Nejultate, wie wir. Außer 
dem Bettelmandate von 1726 dient dem Verf. die Behauptung zur Grundlage, auch nad) dem 
gemeinen Rechte jener Zeit babe es Heimathserwerb in Folge 1Ojährigen Domizild gegeben 
(S. 149 und 150). Er gelaygt zu diefer Meinung im Wege einer eigenartigen Auslegung 
der früher beſprochenen 1. 2 C'od. 10, 39: nee ipsi qui studiorum causa aliquo loco 
morantur, domicilium ibi habere ereduntur, nisi decem annis transactis eo loco 
sedes sibi constituerint, indem er unter domicilium das politiiche, unter sedes 
eonstituere das privatrechtlicde Domizil verſteht. Es wird ausgeführt, je nachdem man 
die Zeitbeſtimmung (deeem annis transactis) auf den vorausgegangenen Gedanken, den 
bloßen Aufenthalt (morantur), vder auf den nmachiolgenden, den bleibenden Wohnfig (sedes 
constituerint), beziehe, könne man die Stelle vericdhieden überjegen. Im erjteren Falle wiirde 
die Meberjegung lauten: Wer nach zebnjährigem Aufenthalt an einem Orte jeinen bleibenden 
Wohnſitz dajelbit nimmt, hat von diejem Augenblide der bleibenden Niederlafiung an die 
Heimath dajelbjt. Im zweiten ‚Falle dagegen jei der Sinn folgender: Wer irgendwo jeinen 
bfeibenden Wohnfig aufgeichlagen habe, eriwerbe dort erjt nach dem Ablauf von 10 Fahren 
feit der bleibenden Niederlafjung die Heimath, möge er fich vorher nod jo lange an demijelben 
Orte aufgehalten haben. Der Berj. gibt unbedenklich der legteren Ueberjepung den Borzug 

So willkürlich es ijt, das domieilium der Stelle rein öffentlichrechtlich aufzufaſſen, 
jo falſch ijt es, sedes constituere ohne weiters mit Domizilsbegründung wiederzugeben 
und ebenjo wenig läßt fih aus den Worten transactis decem annis sedes eonstitnermt 
der Satz herausleſen: durch zehn Jahre bindurc bleibende Wiederlaftung gebabt haben. 
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6. Die Entwicklung im 19. Iahrhundert. 


a) Der Erwerb der Staatsangebörigfeit. 
8 13. 


Die EN an der Wende des 18. zum 19. Jahrhundert und in 
den erjten Jahrzehnten diefes Jahrhunderts machte der perjönlichen Abhängigfeit 
des Bauern, ſowie der inneren und äußeren Nachjteuer ein Ende. Die recht: 
liche Möglichkeit zu rafcherem und häufigerem Aufenthaltswechjel war damit 
gegeben. Daß von derjelben thatjächlich umfajjender Gebrauch gemacht wurde, 
dazu gaben äußere Umſtände und neue Wirtbichaftsprinzipien, die Aufhebung 
vieler Kleiner Territorien, die Entwidlung der Berfehrsmittel (Kunftitraßen), das 
in immer weitere Kreiſe dringende Smith’iche Dogma der wirtbichaftlichen Frei: 
heit mächtigen Antrieb.‘) Diefe Aenderung der Niederlaſſungsverhältniſſe konnte 
für die Frage der Staatsangebörigfeit nicht ohne Einfluß bleiben. Sie mußte 
zur Folge haben, daß auch die Staatsmitgliedichaft des Individuums öfter 
ala bisher wechjelte, ein Umstand, welcher die Gefahr einer gewiſſen Unficher- 
beit des Beſtandes Ddiejes Nechtsverhältniifes in fich trug. Gerade eine ſolche 
Unficherheit konnte aber die Entwidlung, welche die Staatsangehörigfeit nad 
ihrer inhaltlichen Seite im 19. Jahrhundert nahm, am allerwenigiten ver: 
tragen umd doch lag öfterer Eintritt jolcher Gefahr bei der bisherigen Erwerbs: 
weije der Staatömitgliedichaft bejonders nahe. 

Der Staat des 19. Jahrhunderts begann der Staatsangehörigkeit als 
folhen einen reicheren rechtlichen Inhalt zu verleihen, d. h. an diejelbe mebr 
Nechtswirkungen als bisher unmittelbar anzujchließen. 

Zunächit war dies nach der verpflichtenden Seite der Fall. Die gejegliche 
Verpflichtung des Staatsangehörigen zum Meilitärdienfte gelangte allenthalben 
zur Einführung. Der mit Auferlegung diejer Pflicht beabjichtigte Zweck einer 
iteten Sicherheit des Staates nah Außen konnte nur dann erreicht werden, 
wenn fich der Streis der aljo Berpflichteten nach leicht erfeunbaren und zuver: 
läjfigen Merkmalen raſch bejtimmen ließ. Diejen Anforderungen entiprach eine 
Bemeſſung der Staatsangehörigkeit nach einem durch eine Reihe von Jahren 
fortgejegten Aufenthalt nur unvollfommen, denn fie machte Erhebungen über 
den Beginn des Aufenthalts im Lande und dejjen ununterbrochene Dauer er: 
forderlich, aljo Thätigkeiten, die zum mindejten jehr zeitraubend waren. Noch) 
weniger aber konnte es diefen Bedürfnifjen genügen, wenn die Stantsangehörigfeit 
durch polizeilih genehmigten Wohnfig bejtimmt warde, denn die Feſtſtellung 
der Abſicht dauernden Verbleibens im Lande war erfabrungsgemäß umſtänd— 


Richtiger Meinung nach will die Eoderitelle nur vom privatrechtliden Domizil veden, deſſen 
Merkmale fie aus der langen Dauer des Aufenthaltes (nach zehnjährigem Aufentbalt wird 
eine Wohnjtätte aufgeihlagen) und aus der Art des Aufenthaltes (Wohnjtätte aufgejchlagen) 
ableitet. — Uebrigens find auch die auf das Bertelmandat von 1726 bezüglichen Aus- 
führungen nicht vollkommen einwandsfrei, jo z. B. wenn der Ber zum Beweile dafür, daß 
es 10jährinen Domizils bedürfe, vorbringt, das Bertelmandat jage, daß andere Ausländer, 
wenn fie nicht jchon Bürger jeien, ausgewieſen werden dürften, und von einem Bürger 
fönne man doch bloß bei Annahme eines bleibenden Wohnfiges, alſo eines Domizils, reden, 
während doch, wie wir geieben haben, das Bürgerrecht im engeren Sinne gerade von den 
Erforderniiien des Domizild® unabhängig it. 

Zujtimmung findet die bier vertretene Auffaſſung auch in Bd. 15 S. 282 und Bd. 17 
S. 223 = BI. f. adm. Praxis. 

) Bergl. Reim, Art. Freizügigkeit a. a. D. Bd. III ©. 673 
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lich und ſehr ſchwierig.) Dazu kam nun noch eine Erweiterung des Inhalts 
nach der Seite der Berechtigung; eine direkte, indem das Wohnrecht des Staats: 
angehörigen aus einem bejchränften zu einem unbejchränkten erhoben wurde, 


und eine indirekte, indem das Staatsbürgerrecht, deſſen Vorausſetzungen eine 


und ziwar die wichtigite die Staatsangehörigfeit war, durch den Ucbergang vom 
abfoluten zum Verfaſſungsſtaate zu neuem, frischen Leben zurücgebracht wurde. 

Hatte fih jchon mit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts der Sat 
ausgebildet und durch das folgende Jahrhundert fortentwidelt, daß der Staats- 
angehörige nur wegen eines Delikts ausgeliefert und ausgewieſen werden dürfe, 
jo folgte das 19. Jahrhundert mit der Lehre, daß Auslieferung vder Aus— 
weifung des Staatsangehörigen überhaupt nicht mehr zuläffig fein jolle. Dies 
mußte zur Folge haben, daß man ſich häufiger als bisher auf das Vorhan- 
denfein der Eigenjchaft des Staatsangehörigen berief. Die Frage der Staats- 
angehörigfeit fonnte alſo auch aus diefem Grunde öfter jtrittig werden. Da 
war doch Borjorge zu treffen, daß ſich der Streit leicht, raſch und ficher ent: 
Icheiden ließ, deun dem Staate mußte daran liegen, zu willen, wen er bebalten 
und demgemäß unter Umjtänden auch erhalten müſſe und wen nicht.‘) 

Aus Ähnlichen Gründen verlangte die Erwedung des auf der Staatsans 
gehörigfeit ruhenden Staatsbürgerrechts zu neuem Leben eine Aenderung der 
Rechtsordnung. ‚Für Staat und Untertban war es von Intereſſe, obne große 
Mühe fejtitellen zu können, wer berechtigt jei, durch Wahl: und Stimmrecht 
an der Führung der Staatsgeichäfte theilzunehmen. 

Sp drängte der Ausbau des rechtlichen Inhalts der Staatsangehörigfeit 
gegenüber dem durch Bejeitigung wichtiger Zugsbeſchräukungen erleichterten 
Niederlafjungswechjel allenthalben dahin, die Niederlaſſung im Yande der 
Eigenjchaft eines unmittelbaren Begründungselementes der Staatsangebörigfeit 
zu entfleiden. 

Die Gejeggebung trug den hervorgetretenen Bedürfnijien nach Aenderung 
der Bejtimmungsgründe der Staatsangebörigkeit dadurch Nechnung, daß das 
polizeilich genehmigte Domizil und die Erfigung aus der Neibe der Erwerbs: 
gründe der Staatsmitgliedichaft verichwanden und an ihre Stelle die der 
Bürgeraufnahme im engeren Sinne ihrer rechtlichen Natur nach analoge Ber: 
leifung der Staatsangehörigfeit oder, wie fie auch genannt wurde, die Auf: 
nahme oder Naturalijation trat. 

Bei diejer hat der jtaatliche Willensaft nicht die Ertheilung einer Nieder - 
lajjungserlaubnig zum Inhalt, jondern es wird unmittelbar die Eigenschaft 


', Schon Yauterbad de domieilio 3 29 jagt: habitatio facıle est probationis, 
quippe quae in facto eonsistit et in oenlos inenrrit: voluntas vero permanendi saepe 
dubitationem fluctibus involvitur. Est enim difheilis probatio eins, quod in alterius 
voluntate et animo consistit. 

?) Aehnliche Gedanken äußern v. Bar, Theorie und PBraris des internat. Privatrechts 
Bd. I (2. Aufl) $ 166 und 167, Bähr in JIhering's Jahrbüchern für Dogmatik des heut. 
römischen und deutiden Privatrechts Bd 21 5. 348 und 349, Störf im Dandbuc des 
Völterrechts von dv. Holgendorfi, ge a =. 608, Braun in Dove und Sriedberg‘: 0 
Zeitichrift für Kirchenrecht Bo. 21 ©. Born bat, preuß. Staatsreht Bd. 1 ©. 235 
und befonders v. Martik a. a. O. ©. Er „Als mit dem amerikanischen Unabhängigfeits 
kriege und mit der franzöfiihen Revolution die Periode einer Neukonititwierung auf Grund 
lage der Nationalität (vergl. hiezu Yampredt, deutiche Geichiipte Bd. 1 S. 5 und 24) und 
politijchen Freiheit anbrad), als jodann die Erfindungen der Neuzeit auch dem internationalen 
Brivatverfehr einen ungeahnten Aufichwung gaben, wurde es ein überall empfundenes legis 
latorijches Bedürfniß, die perſönliche Zugehörigkeit zur Staatsgenoſſenſchaft präciier zu 
normieren.“ 
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des Staatsangehörigen zur Entjtehung gebracht und zwar wird diefelbe ohne 
weiteres mit Zuftellung der ftaatlichen Willenserklärung an den Staatsfremden 
existent, e8 bedarf nicht mehr des Hinzutritt® der wirklichen Niederlafiung. 
Die Niederlafjung vermag nur noch als VBorausfegung der Zuläfjigfeit oder 
Nothwendigkeit der Ertheilung der Naturalijation in Betracht zu kommen, eine 
Vorausjegung der Rechtswirkſamkeit derjelben kann fie nicht mehr fein. 
‚Eine volltonnmene Scheidung von privatrechtlichem und politifchen Domizil ift 
damit vollzogen. Unter den unmittelbaren Thatbeitandsitiden der Staatsange- 
börigkeit fehlt das Wohnfigelement vollfommen.‘) Bon politifchem Staatsdomizil 
zu fprechen, iſt jachlicy in Feiner Weife mehr begründet. Der Staats- oder 
Yandes-Einwohner im Sinne des bisherigen Staatörechtes iſt verſchwun— 
den, wir jehen ihn mit der Zeit vollkommen durch den Staatsunterthanen und 
Staat3angehörigen erjeßt. 

Nur eine Konfequenz der gejchehenen Neuerung ift das Erlöfchen jeder 
Abhängigkeit der Staats- von der Gemeindeangehörigkeit. Die Staatsangehörigkeit 
ift nicht mehr eine Folge der Verleihung der Gemeindemitgliedfchaft; denn fie 
wird Ddireft verliehen und nicht erſt durch eine Niederlafjungserlaubniß ver- 
mittelt, die Bedeutung einer Niederlafjungserlaubnik hatte aber die Aufnahme 
in den Gemeindeverband für die Entjtehung der Staatsangehörigkeit gehabt. 

Verſuchen wir diefer Entwidlung im Einzelnen nachzugehen, jo tritt uns 
jufort entgegen, daß dieſelbe nicht überall in gleichem Umfange erfolgte, viel- 
mehr theilweife auf halbem und Viertelswege jtehen blieb und es erjt der 
Geſetzgebung des norddeutichen Bundes bezw. deutichen Reiches gelang, Rechts- 
— herzuſtellen. Ein dreifaches Stadium der Entwidelung läßt ſich unter— 
cheiden. 

Das erfte Stadium der Entwidelung wird von einer Elcinen Zahl älterer 
Verfaſſungen repräfentirt, welche nod) vollfommen im Banne der Rechtsanjchauung 
des 18. Jahrhunderts ftehen. Dem nenen Prinzipe der Berleihung ijt in ihnen 
durch Erhebung der Anjtellung im öffentlichen Dienfte zu einem Erwerbsgrunde 
der Staatsangehörigfeit Rechnung getragen. Die Anftellung als ſolche verleiht 
von num an die Eigenschaft des Staatsunterthanen; ob mit derjelben Rieder: 
lafjung im Inlande verbunden iſt oder nicht, bleibt für die Frage der Ent: 
ftehung der Staatsunterthänigfeit von nun am rechtlich unerheblich. 

Diefer Gruppe gehört vor Allem das Grundgejet für die. vereinigte land- 
ichaftliche Verfafjung des Herzogthums Sachſen-Meiningen vom 23. Aug. 1829 
an. $ 6 desjelben lautet: „Untertanen find diejenigen, welche von inländijchen 
Eltern geboren find, ferner diejenigen, welche das Bürger: oder Nachbar: 
(d. h. Heimaths- Necht eines Ortes erlangen‘) oder in den Staatsdienjt auf: 
genommen werden. Inwieferne bloßer zehnjähriger Aufenthalt den Fremden 
Untertbanrechte gebe, hängt bis zur Erlafjung eines allgemeinen Gejeges von 


) Es joll nicht unerwähnt bleiben, daß dieje Loslöjung der Staatsangchörigfeit vom 
Domizilsprinzgipe auch ihre Nachtheite für den Staat hatte. Es konnten fremde Familien 
ald ewige Gäſte die rechtlichen Annehmlichkeiten des Lebens im Staate genießen, ohne die 
rechtlichen Laſten, die derjelbe auferlegte, in ihrer Gejammtheit mitzutragen. V. Martig 
gibt diejem Webeljtande a. a. ©. S. 1118 beredten Ausdrud: Das neue Prinzip „gewährt 
fremden Familien vielfady eine jehr erwünjchte Möglichkeit, die Annehmlichkeiten und Vor— 
theile biefigen Lebens auf unbeſchränkte Dauer von Geſchlecht zu Geſchlecht geniehen zu 
fönnen, ohne doch mit Bürgerpflichten jonderlih behelligt zu werden, namentlih obne die 
männlichen Mitglieder der ſehr läſtigen militäriichen Verpflichtung zu unterwerfen.“ 

) Worauf gerade das Feithalten diejes Erwerbsgrundes zurüdzuführen tft, wird am 
Schluſſe des folgenden Baragrapben zur Erörterung fonmen. 
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n bejtehenden Verordnungen in einzelnen Zandestheilen und von den Ver— 
igen mit anderen Staaten ab.“ Ferner zählt hieher das Grundgefek für 
achien-Altenburg vom 29. April 1831. 

Bejonder merkwürdig ift der Standpunkt, welchen die Verfaſſung für 

achſen⸗Coburg-Gotha vom 3. Mai 1852 einnimmt. Was fich bisher im 

artifularreht als Beftimmungsgrund der einfachen Staatsangehörigkeit 
„wickelt hatte, macht fie mit Hinzunahme der Anjtellung zu Vorausſetzungen 
des Staatsbürgerrechts und die einfache Yandesunterthänigfeit bejtimmt 
fie nach bisherigem gemeinen Recht. $ 23 lautet: „Als Staatsangehörige 
der vereinigten Herzogthümer find diejenigen anzujehen, welche in einen der: 
felben ihren bleibenden Wohnfig haben.“ 8 24 bezw. 25 nennen dann als Ent- 
ftehungsgründe des Staatsbürgerrehts Geburt, Berehelichung, Gewinnung des 
Drtsheimathsrechtes, Aufnahme unter die auf Lebenszeit angeitellten Staats: , 
Hof:, Kirchen: und Schuldiener. 

Die Berfaffung für Sachſen-Coburg-Gotha zeigt aber noch eine andere 
Bejonderheit, welche jie mit derjenigen Sachjen-Altenburgs vom 29. April 1831 
und Braunschweig’ vom 12. Oftober 1832 theilt. Es erjcheint nämlich 
bei ihr das Staatsbürgerrecht bezw. bei der altenburgiichen die Staatsan: 
gehörigkeit nicht al8 unmittelbare Folge von Geburt, Berheirathung, Erwerb 
des Ortsbürgerrechtes, Anjtellung zc., jondern als Folge eines jtaatlichen 
Heimathrechtes und erjt als deſſen Entitehungsgründe werden Geburt, Ber: 
heirathung u. j. w. genannt. Die angeführten SS 24 und 25 der Berfaflung 
für Coburg:Gotha lauten nämlich nicht: „Das Staatsbürgerrecht in den 
Herzogthümern wird durdy Geburt u. j. w. erworben“, jondern ihre Faſſung 
ift folgende: „Staatsbürger der vereinigten Herzogthümer find diejenigen, 
welche in einem Dderjelben Heimathrecht haben.“ Das Heimathrecht in 
den Herzogthümern wird erworben durch Geburt, durch Berehelichung einer 
Ausländerin mit einem Staatsbürger, durch Gewinnung des Ortsheimatb- 
rechtes, durch Aufnahme unter die auf Lebenszeit angeftellten Staatsdiener 2c.“ 
Und ebenfo haben $ 38 bezw. 41 des altenburg. Grundgejeßes folgenden 
Wortlaut: „Alle unter dem Rechtsſchutze der herzoglichen Staatögewalt 
vereinigten Bewohner des Herzogthums Altenburg find vermöge einer aus: 
drüdlichen oder jtillfchweigenden Unterwerfung als Unterthanen anzujehen 
und jtehen zur Staatsgewalt und dem Yande entweder als Landes— 
untertbanen in einem dauernden oder als zeitige Unterthanen in einem 
vorübergehenden Verhältniß.“ „Zur Begründung der Yandesunterthanjchaft 
genügt das Heimathrecht (Wohnrecht, Indigenat im Herzogthum, welches 
erlangt wird durch Geburt, durch Berheirathung, Verleihung eines Staats: 
amtes . . ., Aufnahme in eine Gemeinde des Yandes, Beleibung mit einem 
Nittergute.* Die braunſchweigiſche Verfaſſung begmügt fich ($ 24) jogar mit 
der Beitimmung: „Landeseinwohner iſt, wer auf geießliche Weile das Necht des 
WBohnjiges') innerhalb der Grenzen des Staatsgebietes erworben bat.“ 

In diefer eigenartigen Konftruftion der Nechtsverhältniiie, in dieſer Ab— 
bängigmadyung der Staatsangehörigkeit von einem bejonderen jtaatlichen Heiz 
math: oder Wohnrechte zeigt fich, wie ſchwer es der Sejeggebung in Yändern, 
in welcden bisher vorwiegend gemeines Necht gegolten, fiel, die Staats: 


) Demgemäh wurde im braunjchw. Recht die Staatsangehörigkeit aud als Yandes- 


einwohnerredit bezeichnet; vergl. $ 17 des Bei. dv. 25. Jan. 1852, betr. dad Wohnortsrecht 
der Landeseinwohner in polizeilicher Hinſicht. 
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angehörigfeit fich von einer Berbindung mit dem privatrechtlichen Domizilsbegriff 
[osgelöft zu denfen. Man wollte wohl eine Neuregelung der Rechtsverhältniſſe 
der Staatsangehörigfeit, insbejondere eine Klarſtellung der einzelnen Ermwerbs:. 
gründe, aber auf den Wohnbegriff dabei zu verzichten, dazu vermochte jich Die 
Geſetzgebung nicht zu entjchließen, das Moment, auf welchem die Staatsan— 
gehörigkfeit durch ein Jahrtauſend geruht, mußte in irgend einer Weile feſt— 
gehalten werden. Zu diefem Behufe machte man eine Nechtsbeziehung, welche 
an ſich Nechtsfolge der Staatsangehörigfeit war, zur erſten und einzigen 
Vorausſetzung derjelben, nur weil auch fie den Wohnbegrift in fich enthielt. 

Die Zugehörigkeit zur Gebietsförperfchaft ſchließt, wie jchon früher") bemerkt, 
als eine jelbjtverjtändliche, natürliche Necdhtöfolge das Wohnredht des Ge— 
bietsangehörigen in jich ein. Aus diefem Grunde fanı das Wohnrecht aus 
dem rechtlichen Inhalte dieſer Zugehörigkeit weggenommen und zu einer Vor— 
ausjegung der Entjtehung derjelben gemacht werden. Gejchah dies bei der 
Neuregelung des Rechtes der Staatsangehörigfeit, jo war damit ein Zujammmen- 
bang mit dem bisherigen Rechte gewahrt. Wurde die SDERBER LEBBEIGEEN: auch 
nicht mehr durch Domizil jelbjt erworben, jo doch durch ein Recht auf Domizil. 

Leicht erflärlich ijt dann noch, wie dieſes Wohnrecht im Staate auch 
den Namen Heimathrecht erhielt. Dieſes jus domicilii im Staate war mit 
Ausbildung des Satzes, daß der Staatsangehörige überhaupt nicht mehr aus— 
gewieſen und ausgeliefert werden dürfe, zu einem vollkommen unentziehbaren 
Rechte geworden. Den gleichen Rechtsinhalt gewann, wie wir ſehen werden, 
auch das Ortsheimathrecht im 19. Jahrhundert. Da überdies Ortsheimath und 
Staatsangehörigkeit für die Gebietskörperſchaft die Verpflichtung zur Armen— 
fürſorge zur Folge hatte, ſo ſtand nichts im Wege, den Begriff der Heimath im 
techniſchen Sinne auch auf die Zugehörigkeit zum Staate zu übertragen. So erflärt 
ih, wie das altenburg=coburgifche Recht dazu gelangte, das „Deimath“- 
oder „Wohnrecht“ zu einer Bedingung der Staatsangehörigkeit zu gejtalten. 

Das zweite Stadium der Entwicklung wird vorzüglich von dem Rechte 
Preußens vor Erlaß des Gel. vom 31. Dezember 1842 über die Erwer— 
bung und den Verluſt der Eigenschaft als preußischer Unterthan und von Dem 
bayerijchen Nechte dargeitellt. Die Naturalijation erſcheint als Erwerbs- 
grund neben Domizilirung nicht blos in Form der Anftellung, jondern außer= 
dem als ausdrückliche, jelbjtändige se 

In Preußen beruhte die auf unjere Fragen bezügliche Rechtsordnung 
bis zum Erſcheinen des angegebenen Gejeges, von dem Erwerbstitel der Er— 
figung abgejeben, welcher, wie jchon früher”; erwähnt in dem allgemeinen 
e R. Theil II Ti. 17 8 132 feine gejegliche Grundlage fand, auf 
Verwaltungspraxis. Die Eigenichaft eines Preußen wurde hienach, wie ein 
mit dieſer Materie fich beſchäftigendes Erkenntniß des preußiſchen Oberver— 
waltungsgerichtes vom 30. Juni 1886°) bezeugt, außer durch Abjtammung 
von einem preußiichen Unterthanen und Berheirathung einer Ausländerin mit 
einem ſolchen durch ausdrüdliche Aufnahme, durch Aufichlagen eines feiten 
im Inlande unter Genehmigung der Polizeiobrigkeit‘) und Durch 
Oben $ 6. 
©. o. ©. 208. 
Min. DI. f. d. gej. innere Berw., Jahrg. 1886 ©. 208. 

) Diejes Erwerbötiteld wird bejonders in einem Erlaß des Minifters des Anneren 
vom 31. Jan. 1838 Erwähnung getban; vergl. Kamptz, Annalen der preußiichen inneren. 


— 


Verwaltung Bd. 22 €. 29. 


— 
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Erſitzung mittelft durch zehn Jahre fortgefegten Domizils erworben. In dem 
an vorlegter Stelle erwähnten Erwerbsgrunde tritt ung die Fortdauer nicht 
blos des Domizilsprinzipes, Tondern auch der Theorie vom regale maius 
recipiendi novos ceives des 18. Jahrhunderts auf's Deutlichjte vor Augen. 

Was das bayerifche Recht angeht, To haben wir eingehende gejepliche 
Vorichriften, enthalten einmal in dem Indigenatsedikt vom 6. Jänner 1812 
und dann in dem an Deilen Stelle getretenen, die erjte Beilage zur Ber: 
jallungsurfunde bildenden Edikte über das Fudigenat vom 26. Mai 1818 

Nach dem erjtgenannten Geſetze wurde die Staatsangehörigkeit begründet 
durch Geburt und Verheirathung, durch ein Eonftitutionsgemäß verfaßtes und 
publiziertes Gejeg, durch ein auf Antrag des Minijteriums der auswärtigen 
Berhältniffe mit VBernehmung des geheimen Raths vom König eigenhändig 
mterzeichnetes Dekret — zwei Formen der Verleihung —, und endlich dann, 
„wenn ein Fremder jenen Wohnjig in Bayern wirklich genommen und 
während zehn Jahre ununterbrochen fortgeſetzt hat; jedoch muß derjelbe 
während dieſer Zeit fich wegen eines Verbrechens feine Strafe zugezogen und 
die Entlajjung aus dem fremden Unterthansverbande ohne irgend einem Bor- 
behalte erhalten haben” (Art. 2 u. 4). 

Das Edikt vom 26. Mai 18183 zeigt infoferne einen Rüdjchritt, als nach 
ihm, was das Feſthalten am Domizilsprinzip anbelangt, zur Begründung des 
Indigenat3 fein durch eine Neihe von Fahren fortgefegtes Wohnen erforderlich 
it, jondern biezu Domizilirung jchlechthin genügt. Außer durch Geburt, Heirat 
und Aufnahme durch ein bejonderes, nach erfolgter Vernehmung des Staats: 
rathes ausgefertigtes Fönigliches Dekret entiteht Staatsangehörigkeit, wenn 
„Frtemde in das Königreich einmwandern, ſich darin anſäſſig mahen und 
2 ones aus dem fremden perfünlichen Unterthbansverband beigebracht 
aben“ ($ 3). 

Das dritte Stadium der Entwidlung wird Durch diejenigen Berfafjungen 
und Gejege vertreten, welche den Domizilsftandpunft vollfommen überwunden 
haben. Das Verlaſſen des gemeinrechtlichen Bodens wird von ihnen ausdrüd- 
ih mit dem Sage bezeugt: „Der Wohnſitz im Staate begründet für fich 
allein die Staatsangehörigkeit nicht.“ ") — Zu diefer Gruppe zählen Württem: 
berg, Helen, Mecktenburg: Schwerin, dann Preußen ſeit Erlaß des Gef. vom 
31. Dezember 1842 und endlich der norddeutiche Bund bezw das Deutfche Neich.?) 

Die württembergiiche Verfaſſung vom 29 Sept. 1819 Tautet in $ 19: 
„Das Staatsbürgerrecht wird theils durch Geburt . . . theils durch Aufnahme 
erworben . . . Außerdem erfolgt durch Anftellung in dem Staatsdienjt die 
Aufnahme in das Staatsbürgerrecht, jedoch nur auf die Dauer der Dienftzeit.“ 
Ebenſo heißt es in der Verfaſſung des Großherzogthums Helen vom 17. Dez. 
1820 8 13: „Das Recht eines Inländers (Indigenat) wird erworben durch 
Geburt, Verheirathung einer Ausländerin mit einem Inländer, Verleihung eines 
Staatsamtes, durch befondere Aufnahme. Die Eigenfchaft der Anftellung als 
bloße Unterart der Naturalifation oder Aufnahme tritt in diefen Verfafjungen 
— 5 deutlich hervor. Durch Anſtellung im Staatsdienſte erfolgt die 
„Aufnahme“ im das Staatsbürgerrecht, jagt die württembergiſche Verfaſſung 
und die heſſiſche jtellt neben die Verleihung des Staatsamtes ala Erwerbs: 


) Preuß. Sei. v. 31. Dez. 1842 über die Erwerbung und dem Verluſt der Eigen: 
Waft ala preuß. Unterthan $ 13, Reichägej. über die Erw. und den Berluft der Bundes: 
and Stantsangehörigkeit v. 1. Juni 1870 5 12. 

) Bergl. $ 2 des R.-Gei. v. 16. April 1871. 
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titel die „bejfondere Aufnahme;“ die Anftellung hat fomit die Natur eines 
ftillfchweigenden Aufnahmeaftes. 

Mit den genannten Verfallungen jtimmen die medlenburg -ſchwerin'ſche 
Verordnung vom 1. Jänner 1853,') das preußiiche Gejeg vom 31. Dez. 1842 
und das Neichsgefeß vom 1. Juni 1870 inhaltlich überein; nur nennt die 
meclenburgiiche Verordnung al3 weiteren Erwerbsgrund noch den Erwerb: 
eines Nittergutes. 

Eine muß bezüglich diejer vollftändigen Neuordnung der Materie noch 
hervorgehoben werden. Wenn in diefer legten Gruppe von Geſetzen das Domizil 
jowohl das einfache, wie das polizeilich genehmigte und durch längere Zeit 
fortgejegte aus der Zahl der Ermwerbsgründe auch gejtrihen ijt, ohne jede 
Bedeutung für die Frage des Erwerbs der Staatsangehörigkeit ift dadurch 
das Domizil noch nicht geworden. Das neue preußische wie das Neichsrecht 
laſſen dies far erjehen, wenn fie an augeführter Stelle jagen: „Der Wohnfig 
innerhalb des Staates begründet für ſich allein die Staatsangehörigkeit 
nicht“. Was das Domizil verloren bat, ijt die Bedeutung, bei Entjtehung der 
Staatsangehörigkeit als gleichwertiges Thatbeſtandsſtück neben dem obrigkeit— 
lichen Willensakte zu ſtehen; als mehr oder minder ſtrenge Vorbedingung der 
Ertheilung der Staatsangehörigkeit kommt das Domizil auch heute noch in 
Betracht. Um nur vom Reichsrechte zu reden, da dieſes allein noch Geltung 
hat, ſo gelangt die Frage der Niederlaſſung zur Berückſichtigung einmal bei 
der Ueberwanderung des Angehörigen eines deutſchen Bundesſtaates in einen 
anderen als eine Vorausſetzung des Anſpruches auf Aufnahme, injoferne nämlich 
die Aufnahmsurfunde verliehen werden muß, wenn er nachweilt, daß er in 
dem Bundesjtaate, in welchem er die Aufnahme nachjucht, fi niedergelafjjen 
bat;?) danı bei Einwanderung aus dem Auslande, injoferne die Naturaliſations— 
urfunde nur ertheilt werden darf, wenn der Ausländer an dem Orte, wo er fich 
niederlalien will, eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen findet; endlich 
bei der Wiederaufnahme vormaliger Denticher, welchen, wenn fie ihre Staats: 
angehörigkeit durch zehnjährige Verjährung verloren haben, unter der Voraus— 
jeßung, daß fie in das Bundesgebiet zurückehren, die Staatsangehörigfeit 
wieder in dem Staate verliehen werden muß, in welchem fie ich niedergelajjen 
haben. °) 


b) Die Entwidlung des Rechts der ®emeindeangehörigfeit bis 1850. 
2) Das neue Heimathredt. 
$ 14. 


Während ſich das Recht der Staatsangehörigfeit bezüglich der Frage der 
Begründung dieſes Nechtsverhältnijies während des 19 Jahrhunderts in allen 
deutichen Staaten im Großen und Ganzen in gleicher Nichtung, wenn auch 


') Betr. den Erwerb und Berluft der Eigenichaft eines Medlenburgere. 

) Da bier die Niederlaflung im Staate nur eine unerläijtiche Borbedingunag det An— 
jpruches auf Berleigung it, darf die Berleibung auch ertheilt werden, wenn der Gejuchiteller 
ſich im Staate gar nicht anſäſſig gemadıt hatz veral Seydel, bayer. SIR. Bd IS. 530; 
Georg Meyer, Lehrb. des deniſchen Staatsrechtes, 3 Aufl, ©. 186; Laband, Reichsſtaais— 
recht, 2. Aufl, Bd. I, S. 159 

) Bergl. Reichsgeſ. v. 1. Juni 1870 $ 7, 8, 21 Abi. 5. 
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uriprünglich nicht gleich weit entiwidelte, hat die Fortbildung, deren das deutfche 
Öemeinderecht in Regelung der ung hier interejjirenden Seiten der Gemeindemitglied- 
haft in demjelben Zeitraume theilhaftig wurde, Scharfe Gegenſätze aufzumeijen. 

Um dieje Gegenſätze verjtehen zu können, iſt e8 unumgänglich nothwendig, 
zu unterjuchen, ob die in Bezug auf Inhalt und Erwerb beider Statusrechte 
erfolgten Menderungen der Rechtsordnung mit der durch Bejeitigung von Leib: 
eigenichaft und Nachiteuer erleichterten Möglichkeit des Wegzugs aus Gemeinde 
und Staat in irgend welchem Zujammenhange fich befanden oder nicht. Lag 
der Umgeftaltung des bisherigen Rechtszujtandes die Abficht zu Grunde, die 
durch Bejeitigung genannter Abzugsbeichränfungen begünjtigte Zunahme von 
Weg- und Zuwanderung zu bejchränfen oder war dies nicht der Fall? 

Daß die Möglichkeit vorhanden war, im Wege der Abänderung der Ge: 
jesgebung über Inhalt und Erwerb der gegebenen Gebietözugehörigfeiten der 
Steigerung von Ab: und Zuzug Schranken zu ziehen, iſt nicht zu verfennen. 
Durd; Erhöhung der rechtlichen Vortheile, welche ſich an die Eigenſchaft der 
Gebietsangehörigkfeit anſchloſſen, aljo durch Erweiterung des rechtlichen In— 
baltee derjelben fonnte der Verjuch gemacht werden, den Staatsangehörigen 
im Lande feſtzuhalten. Andererjeit3 vermochte man eine Erjchwerung des Zu: 
ugs auf die Weiſe ins Werk zu jegen, daß man die Pflichten des Gebiets: 
angehörigen weſentlich ausdehnte, den Erwerb der Gebietsangehörigfeit aber 
joviel als möglich; erleichterte, vielleicht fogar an die Thatjache einfacher Nie- 
derlaffung fnüpfte; denn dann konnte der Gebietsfremde nur wenig Luft ver- 
Ipüren, um Meitgliedichaft in diefem Gemeinwejen zu werben. 

Jedes der beiden genannten Ziele lag der Gejeßgebung des 19. Jahr: 
bunderts über Erwerb und Rechtswirkung der Staatsangehörigkeit vollfommen 
jern. Zu ſchweigen davon, daß weder die Befeitigung der Zuläfjigkeit einer 
Answeilung des Staatsangehörigen durch vollzicehenden Staatsakt noch die 
Heranziehung desfelben zur Theilnahme an den öffentlichen Gejchäften in erfter 
Linie der Abficht ihre Entitehung verdanken, dem einzelnen Staatsangehörigen 
mit diefer Erweiterung feines Nechtskreifes dienjtbar zu fein, vielmehr die eine 
Veränderung auf Nücfichten für fremde Staaten, die andere auf Intereſſen 
des ganzen Staatsganzen, welchem das Individuum angehört, zurüczuführen 
u, ergibt jich der Mangel jeglichen Vorhabens, mit diefer Ausdehnung der 
Rechtswirkungen der Staatsmitgliedichaft dem Zunehmen der Auswanderungs: 
luft entgegenzuarbeiten, ſchon aus dem Umjtande, daß zu gleicher Zeit diefe 
Auswanderung, d. i. die Auswanderung im Nechtsfinne, das Verlaſſen des 
Staatsgebietes unter Aufgabe der Staatsangehörigkeit, von der bis dahin in 
manchen Staaten in Geltung gewejenen Bedingung obrigkeitlicher Zuftimmung 
befreit wurde ') 

Ebenſowenig ijt zu verfennen, daß der Erweiterung des rechtlichen Inhalts 
der Staatsangehörigkeit nach der Seite der hieraus entjpringenden Verpflich- 
tungen nichts weniger als der Gedanfe, dadurch dem Amwachjen der Zuwan— 
derung vorzubeugen, zu Grunde lag; denn der Erwerb der Staatsangebörigkeit 
erfuhr in feiner Nichtung eine Erleichterung, von einer Entjtehung der Staats— 
angehörigkeit als unmittelbarer Folge einfacher Niederlafjung oder wenigſtens 
eier Niederlafjung von längerer Dauer war der Mehrzahl der neueren 


') Bergl. 3. B. das bayer. Indigenatsedikt vom 6. Januar 1812, weldyes unter 
vielen Berlujtaründen insbejondere auch nennt „jede Niederlajjung im Auslande, woraus 
die Abſicht, nicht zurückzukehren, erhellt.“ 


Annalen des Teutſiden Reiss, 1892. 16 
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Staatsrechte') nichts bekannt, im Gegentheil der Eintritt in den Staatsver— 
band, alfo auch die Uebernahme der hieraus rejultierenden Pflichten von 
ausdrücklicher Zuftimmung der Staatsobrigfeit abhängig gemacht, ein deut— 
licher Beweis, dat das Motiv der Neuordnung der Erwerbsarten der Staats 
mitgliedichaft nur das war, eine von anderen Intereſſen geforderte leichtere 
Feititellung des Staatsangehörigfeits:VBerhältnifies zu ermöglichen. 

Ganz anders lag die Sache für die Jnterejjen der Gemeinden. Die Ge— 
meinden wurden von der durch Bejeitigung genannter Abzugsbejchränfungen 
gefteigerten Wegzugsgelegenheit in viel höherem Grade in Mitleidenjchaft ge— 
zogen, denn der Staat. Der aljo begünftigte Ortswechjel war ungleich öfter 
ein bloßer Wechjel von Gemeinde-, als ein gleichzeitiger Wechjel von Staats— 
gebieten Zudem fonnte es bei der weitgehendenlingleichheit der Beſitzverhältniſſe 
der Kommune — die eine Stadt verfügte über beträchtliches Kämmerei— 
und Bürgervermögen, die andere war gezwungen, die Steuer: und Dienjtfähigkeit 
ihrer Mitglieder bejonders jtarf in Anfpruch zu nehmen — jehr leicht vor: 
fommen, daß einer Reihe von Gemeinden, deren Vermögenslage große An— 
ziehungsfraft auf fremde Anſiedler ausübte, eine meijt größere Zahl von 
Städten und Dörfern gegemüberjtand, deren finanzielle Verhältnijie zu allem 
anderen eher als zum VBerbleiben dajelbjt beftimmen mochten.) Somit war 
für die Gemeinden Grund genug vorhanden, je nach ihrer Yage dem durch 
Befeitigung jener lange bejtehenden Abzugsbeichränfungen gejteigerten Weg— 
oder Zuzug entgegenzuarbeiten. 

Die dem Intereſſe der Gemeinden dienlichite Maßregel wäre mın aller: 
dings die gewejen, Domizilßverlegung wie Domizilsbegründung von polizeis 
licher Erlaubnig abhängig zu machen. Allein man hätte, was die Bindung 
des Wegzugs an obrigfeitliche Zuftimmung anlangt, mit einer jolchen Maß— 
regel eine Abzugsbejchränfung geichaffen, welche in dem rein öffentlichen Rechte 
der vorausgegangenen Perioden ihresgleichen vergebens gejucht hätte. Die 
Auswanderung aus dem Staate war wohl bisher an behördliche Zuftimmung 
gefnüpft geweſen, noch nie aber, wenigſtens grundfäglich, der Wegzug aus 
der Gemeinde. Ueberdies war es nicht denkbar, daß man fajt in demjelben 
Augenblide, in weldyem man der leichteren örtlichen Bewegung des Indivi— 
viduums halber die Schranfe der inneren Nachſtener bejeitigt hatte, Ddiejer 
Beweqgungsmöglichkeit die rechtlich viel ſchwerere Feſſel des Erfordernifjes 
einer Abzugserlaubniß der Obrigkeit anlegte. Die erit gewährte Erleichterung 
wäre durch diefe Erſchwerung mehr als wett gemacht geweſen. Ebenjo wenig 
wäre es angegangen, dem vermehrten Zuzug durd Einführung einer allgemein 
erforderlichen Niederlajjungserlaubniß zu Iteuern. Es wirde dies eine Maßregel 
gewejen fein, welche zu dem Schub, deſſen das gemeindliche Intereſſe, 
insbejondere die finanzielle Yage der Gemeinden bedurfte, außer allem Ver— 
hältniß geitanden wäre; denn an die Niederlafliung als ſolche knüpfte jich 
nirgends mehr unmittelbar die Gemeindeangebörigkeit, biezu und darım auch 
zum Genuß der rechtlichen Vortheile, die jie bot, bedurfte e8 allenthalben des 
Hinzutritt® weiterer Momente. Es war alfo nur derjenigen Niederlafjung, 
welche an den Nechtsgewährungen, welche die Gemeindemitgliedichaft darbot, 
Antheil haben wollte, ein Kappzaum anzulegen. 


', Eine Ausnahme machte das bavyeriihe Recht, vergl. oben ©. 235. 


) Bergl. bieber die hervorragenden Ausführungen v. Gneiſt — Frezugiigkeit 
in v. Stengel's Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts, Bd. I, S. 451, 83 u. 4. 
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- Sn der That finden ſich auch nirgende Vorjchriften, welche den Wegzug 
aus der Gemeinde al& jolchen, bezw. den Zuzug nach der Gemeinde als joldjen 
an obrigfeitlihe Zuftimmung gefettet hätten, im Gegentheil, alle Gejeßgebungen 
enthalten Beitimmungen, welche erjehen laſſen, daß ſowohl der mit Verzicht 
auf die Gemeindezugehörigfeit verbundene Wegzug, als der nicht auf Eintritt 
in den Gemeindeverband abzielende Anzug grundjäglich feiner Beichränfung 
unterworfen iſt. Es find dies diejenigen Bejtimmungen, in welchen verordnet 
wird, daß jeder Staatsangehörige auch außerhalb feiner Heimath in jeder 
Gemeinde Aufenthalt, vorübergehenden wie dauernden, nehmen dürfe, es müßten 
ihm denn armenrechtliche oder andere polizeiliche Gründe entgegen jteben. 
Solche Vorſchriften entbält z. B. das bayeriſchen und das mwiürttembergische‘) 
und das füniglich jächjiiche”) Necht, legteres mit der Kleinen Abweichung, daß 
e3 zwar eine „Erlaubniß zur Niederlafjung“ fordert, deren Berjagung aber 
nur aus gejeglichen Gründen geitattet. Indem die angeführten Geſetzesſtellen 
nur den Aufenthalt „außerhalb der Heimath“ freigeben, laſſen jie erjehen, daß 
nur diejenige Aufenthaltsnabme unbejchränft fein foll, welche nicht zum 
Erwerb einer Heimath führen will, und indem fie Aufenthaltsnahme außerhalb 
der Heimath schlechthin erlauben, erlauben fie auch die Aufenthaltsnahme, 
welche mit der Abficht erfolgt, die bisherige Heimath aufzugeben, aljo die 
rechtlibe Auswanderung aus der Heimathsgemeinde, wenn mur an irgend 
einem Orte — es mußte ja nicht gerade derjenige fein, an welchen man ver: 
309, — eine neue erworben wurde.‘) 


') Bergl. bayer. Gej. über d. Heimath v. 11. Sept. 1825, $ 6: „Jedem Staats: 
angebörigen jteht frei, aud außerhalb jeiner Heimath ſich allenthalben im Königreiche mit 
den Semigen aufzuhalten, injoterne er fich mit jeiner familie auf erlaubte Weije ernährt 
und ihm nicht jolde Nüdfichten entgegeniteben, weldye auf Geſetze und Verordnungen bes 
gründet find.“ 

) Wiürttemb. Bürgerrehtsgei. vom 4. Dez. 1833, Art. 11: „Jeder Staatöbürger, 
welcher irgend einer Gemeinde des Königreichs als Bürger oder Beifiger angehört, fann in 
jeder Gemeinde jeinen Aufenthalt nehmen, und dajelbit jedes nicht zünftige Gewerbe treiben, 
jolange ihm nicht der Aufenthalt wegen jchlechten Prädikats oder aus anderen polizeilichen 
Gründen durch die zuitändige Negierungsbehörde verjagt wird. * 

») Kal. ſächſ. Heimathgej. v. 26. Nov. 1834, $ 17: Keinem Staatsangehörigen iſt 
die Erlaubniß zur Niederlafiung an einem anderen als dem Heimathsorte zu verjagen, jobald 
er einen Heimathſchein und ein obrigfeitliches Zeugniß, daß innerhalb des legten Jahres 
wider ihn weder der in $ 16 gedachte (Inanſpruchnahme öffentliher Almoſen und Vettel) 
nod ein anderer polizeilicher Grund zur Ausweiſung vorgefommen ſei (jog. Verhaltſchein), 
beizubringen vermag.“ 

*) Lepteres war deihalb nothwendig, weil mach den meiiten echten dem Aufgeben 
der Heimath erit dann Rechtswirkung zufam, wenn eine neue erworben war. Bayeriſches 
Heimathgei. vd. 11. Sept. 1825, $ 2: „Eine früher erworbene Heimath wird durd die jpäter 
erworbene in der Negel aufgehoben, wenn nicht diesfalls durch ausdrückliche Ertlärung und 
Uebereinkunft befondere Borjehung getrofien iſt“ Württemb. Bürgerrechtsgeſ. v. 4. Dez. 
1833, 3 66: „Das Bürger und Befigrecht erlischt 1) durch Meberjiedelung in eine 
andere Gemeinde von der Zeit an, da die Aufnahme bei legterer erfolgte, 2) durd 
fünf Jahre fortgejegte Unterlafiung des vom ortsabweienden Gemeindegenoſſen ſchuldigen 
Rekognitiondgeldes, wenn der im Verzug Befindliche noch ein anderes Heimathrecht hat, nad) 
vorangegangener, unter Anberaumung eines Termins geihebener Mahnung ;* braunſchw. 
Geſ., das Wohnortärecht der Landeseinwohner in polizeilicher Hinficht betr. v. 23. Jan. 1852, 
$ 17: „Das Wohnortärecht gebt verloren ... 2) durch Wahl und Erwerb eines anderen 
bfeibenden Wohnortes.“ — Wach medienburgiihem Recht führte der einieitige Verzicht ohne 
Erwerb einer neuen Heimath auch fernerbin den Berluft des bisherinen Heimatbrechtes herbei; 
vergl. Armenardnung für Medtenburg- Schwerin vom 21. Juli 1821, 8 4: „Das Anrecht 
an den Ort wird verloren, wenn jemand denjelben nach ausdrüclicher Erklärung verlaften 
oder fich zwei Jahre von demjelben entfernt hat;* und B. für Medlenburg-Strelig vom 


16* 
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Nachdem der Weg, dem jtarfen Drtswechjel durch Einführung des all: 
gemeinen Erlaubnißzwanges für Ab: bezw. Zuzug zu begegnen, nicht gangbar 
war und, wie wir gejehen, auch nicht zu gehen verfucht wurde, mußten es 
andere Mittel fein, mit welchen die von dieſer Abzugsfreiheit dem Gemeinde» 
wohl drohenden Uebel abgewendet werden follten. 

Um eine Minderung des Abzug herbeizuführen, jtand noch eine Hilfe 
zur Verfügung, die Steigerung des rechtlichen Inhalts der Gemeindezugehörig- 
feit nach Seite der darin enthaltenen Berechtigung. Knüpfte man jchon an die 
einfache Gemeindemitgliedicyaft erhöhte rechtliche Vortheile, jo war es möglich, 
daß die Gemeindeangehörigen dem Wanderzuge eher widerjtanden. 

Ein Blick in die neueren Gelege zeigt, daß der rechtliche Gehalt des 
Heimathrechtes im Laufe des 19. Jahrhunderts in Wahrheit beträchtlihe Zu— 
nahme erfuhr, theils von Erweiterung jchon bisher mit dem SHeimathrecht 
verbunden gemwejener Rechtswirkung, theil® von Zugabe ganz neuer Rechts— 
folgen herrührend. 

Eine Erweiterung des bereit gegebenen Necdhtsinhaltes war die Ausge— 
Italtung des in der Heimathszugehörigkeit bejchlojjenen Wohnrechtes aus einem 
polizeili nur im gewiljen Richtungen unbejchräuften zu einem polizeilich 
überhaupt nicht bejchräufbaren. Bisher nur eine Schußwehr gegen armen= und 
damit zuſammenhängende ficherheitspolizeiliche Ausweilung, war die Heimaths— 
berechtigung nunmehr zu einem von Polizeiwegen unentziehbaren Wohnrechte 
geworden; der Heimathsberechtigte Fan aus feiner Heimath aus polizeilichen 
Gründen unter feinen Umftänden mehr ausgewiejen werden.‘) Die Geſetze 
Ipredyen dem Heimatbsbercchtigten das „Recht des Wohnfiges"?) in der Heimath— 
gemeinde ohne alle Einjchränfung zu. Am jchärfjten drücdt die Neuerung Das 
hannövriſche Heimathsgeſetz, die ſog. Domizilsordnung“) vom 6. Juli 1827 
mit den Worten aus: „Aus dem auf eine der obengedachten Arten au einem 





27. Juli 1821, $ 4: „Die Verpflichtung des Ortes fällt weg binfichtlich eines Jeden, der 
den Ort nad) einer ausdiüdlichen desfallfigen Erklärung verlaijen, jowie and) eines Jeden, 
der ſich anf zwei Jahre und länger von demjelben entfernt hat.” Der Heimathstojigfeit war 
dadurch Thür und Thor geöffnet; vergl. Böhlau in Hildebrand's Jahrbüdern. Bd. 19, 
©. 334, Nr. 51. 

) Vergl. biezu Seydel, bayeriiches Staatsrecht, Bd. III, ©. 108; von Niedel- 
Müller a.a.D.,©. 122, Anm. 3 und Artikel Heimarhrecht von Nebm im HWB. der Staatew. 

2) Bayer. Heimathgeſ. vom 11. Sept. 18-5, $ 5; dann württ. Bürgerreditsgrj. 
vom 4. Dez. 1833, Art. 2: „Das Beijige oder Heimathrecht gibt die Befugniß, fich in der 
Gemeinde häuslich niederzulaſſen;“ Gemeindeordnung für Sachſen-Weimar-Eiſenach vom 
25. Febr. 1850, Art. 21: „Die Gemeindeangehörigkeit verleiht die Beſjugniß des weſentlichen 
Aufenthalts innerhalb der Gemeinde und des Bezirks“. Mach künial. ſächſiſchem Nechte 
bat es auf den eriten Blick den Anjdein, als jei das heimathliche Wohnrecht ein armen- 
und ficherbeitspoligeiliches geblieben. 8 4 jaat nur: „Jeder Heimarhsbezirt hat die Berbind- 
lichkeit, jeine Heimatbangebörigen, Sobald fie unterfommenelos geworden find, bei ſich 
aufzunehmen u. j. we;“ und $ 16 jaat in gleicher Einſchränkung bezüglich der Nueweilungse 
möglichkeit: „In Beziehung auf gegenwärtiges Geſetz und die Armenverſorgung können von 
dem Orte des bisheriaen Aufenthalts, inſoſerne derielbe nicht zugleid der Heimatheort ijt, 
ausacwicjen werden alle, welche vder deren Angebörige während der Zeit des dermaligen 
Aufenthalts öffentliches Almoſen in Anſpruch genommen vder geletielt haben“. Aber aus 
dem Wortlaut des $ 17 acht hervor, dal das polizeiliche Wohnrecht des Heimathinhabers 
ein umnbeidnänktes iſt. Judem der Gejepgeber and bier nur die Aucweilung „aus einem 
anderen als dem Heimathsorte“ renelt, gibt er zu erfennen, dal er von dem Gedanken 
ausgeht, eine Answeiiung aus der Deimath jei überhaupt unmöglid. 8 17 it in jeinem 
maßgebenden Theile vben S. 239 N. 3 mitnerbeilt. 

) Vergl. „über die Beſtimmung des Wohnorts der Untertanen in polizeiliher Hin- 
ſicht“ 8 10. 
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Orte erworbenen Rechte des bleibenden Wohnſitzes folgt die Befugniß, dahin 
zurückzukehren, wenn nicht in ſpäterer Zeit ein anderer bleibender Wohnſitz 
gewählt und erworben fein jollte, ſowie für die Gemeinde die Verbindlichkeit, 
dem folchergeitalt Zurücdkehrenden den Aufenthalt in ihrer Mitte zu gejtatten" 
($ 10). Wie Später noch zu erörtern, ift in diefem Sage „bleibender Wohnfip“, 
bezw. „Recht des bleibenden Wohnſitzes“ gleichbedeutend mit Heimathrecht. 

Die Zulegung neuer Rechtswirkungen geſchah auf zweifache Art, einmal 
in der Weije, daß man ein in einer Reihe von Staaten überhaupt von poli: 
zeilicher Einwirkung noch freies Recht, das Recht der Verehelichung, allgemein 
von dem Beſitz oder gleichzeitigen Erwerb des Heimathrechtes abhängig machte, ') 
und dann jo, daß Berugnifje, die bisher nur dem Bürger auftanden, wie z.B. 
die Befugniß, in der Gemeinde bürgerliche Nahrung und Hantirung (zünftige 
Gewerbe) zu treiben, und die Befugniß, Grundeigenthum dajelbft zu erwerben, 
ganz oder theilweile ſchon dem Heimathberechtigten zuerkannt wurden.“) 

Nun fragt jid) aber, ob diefe Erweiterung des Inhaltes der Heimaths: 
zugehörigfeit wirflih aus der Abficht entiprang, die Gemeindeglieder im 
der Gemeinde, wenn möglich, feitzubalten, oder ob jie nicht vielmehr dem 
Gedanken ihre Entitehung verdanfte, dem Zuzug nach der Gemeinde Binder: 
nifje in den Weg zu legen. Als geeignetes Mittel, eine zu ſtarke Mehrung 
der Gemeindeangehörigen hintanzubalten, bot ſich nämlich nicht blos der Weg 
der Berichärfung der Mitgliedichaftspflichten dar, dasjelbe Ziel war auch in 
der Weife zu erreichen, daß man gewilje für die individuelle Lebensführung 
und die private Erwerbsthätigfeit wichtige Befugniſſe an die Zugehörigkeit zur 
Gemeinde fnüpfte; dann Fonnte man die Bedingungen des Eintritts in Die 
Gemeindemitgliedichaft deito höher anjegen und jo viele von der Niederlaflung, 
die doch regelmäßig mit Gründung eines Hausjtandes und Beginn gewerblicher 
Thätigfeit verbunden jein jollte, abhalten. 

In der That finden wir in der Gefeßgebung der deutſchen Staaten des 
19. Jahrhunderts tief einjchneidende Beichänfungen des Erwerbs des Heimath— 
rechte8 durch Ueberjiedelung. Es werden nicht blos Zuzugsgelder erhoben, 
jondern es wird daneben noch der Nachweis eine „nachhaltig geficherten 
Nahrungsstandes" und der Belig eines „guten Yeumundes“ verlangt. Typiſch 
ift in diefer Beziehung die ſchon erwähnte hannövrische Domizilsordnnung vom 


') Bergl. hierüber das Nähere bei Rehm, Art. Eheſchließung im HWB. der Staatsw. 
Bd. Il, ©. 11 u. 12. So jagt $ 8 des baper. Geſ. über Anſäſſigm. und Berehel. vom 
11. Zept. 1825: „Seinem Staatseinwohner, welder in irgend einer Gemeinde einen gejep- 
weigert werden.“ 

) Bergl. württemb. Bürgerrechtägei. vom 4. Dez. 1833. Art. 2 u.5: „Das Beifip- 
oder Heimathrecht gibt die Befugnis 1) ſich in der Gemeinde häuslich niederzulaflen und 
unter den gejeglichen Bejtinnmungen Gewerbe zu betreiben — der Nichtbeimathberechtigte darf 
nur nicht zünftige Gewerbe treiben (Art. 11) —, 2) im Falle der Dürftigkeit aus den ört— 
lihen Gemeinde und Stiftungskaſſen Unterſtützung zu beanſpruchen.“ „Seder Staatsbürger 
taun jich, ehe er ein Heimathrecht befigt, weder verehelichen, noch ein öffentliches Amt über- 
nehmen, nod ein Gewerbe auf eigene Rechnung oder mit eigenem Haushalt treiben, noch 
überhaupt einen beitändigen Wohnjig nehmen.“ Gem.O. für Sadhien-Weimar- Eiienad 
vom 25. Febr. 1850, Art. 21: „Die Gemeindeangebörigkeit verleiht die Beſugniß 1) des 
weientlichen Aufenthalts innerhalb der Gemeinde und des Bezirkes, 2) der beitimmungs- 
mäßigen — der öffentlichen Anſtalten, ſoweit nicht Einzelne vorzügliche Rechte darauf 
haben, 3) der Erwerbung von Grundſtücken im Gemeindebezirke mit Ausnahme der Wohn: 
gebäude, 4) der Beanipruchung des nothwendigſten Lebensunterbaltes im Falle der Ber- 
armung und der Unfähigkeit zum eigenen Broderwerb;" dazu Art. 24: „Das Hecht der jelb- 
jtändigen Betreibung jeder Art von Nahrung iſt dagegen Ausfluß des Bürgerrechts.“ 


242 D. Rehm: Der Erwerb von Staats: und Gemeinde-Angebörigfeit 


6. Juli 1827 ($ 3). Hienach wird das „Recht, an einem Orte zu wohnen“ 
d. bh. das Heimathrecht durch „Aufnahme in die Reihe der Gemeindemitglieder“ 
erworben. Dieje aber erfolgt insbejundere durch „obrigfeitliche Erlaubniß zum 
bleibenden Aufenthalt." Und nun ijt bejtimmt, daß die obrigfeitlihe Erlaubniß 
an Handarbeiter und Taglöhner nur ertheilt werden darf, wenn fie „tadel: 
loje Führung am Orte des früheren Aufenthalts” und die „Wahrſchein— 
lichkeit, ihren Unterhalt im neuen Orte auf längere Zeit zu finden, nach: 
weiſen, an Andere unter derſelben eriten Borausjegung, wenn fie ein „ſonſtiges 
hinreichendes Bermögen,“ um ſich und ihre Familie zu erhalten, nach: 
weilen und eine Wohnung finden. ') 
Diefe Erwerbserichiwerungen jind ein Anzeichen dafür, daß die reichere 
Ausjtattung des Heimathrechtes nach Seite jeines bderechtigenden Inhaltes 
nicht jowohl den Zwed bat, die Gemeindeglieder zum ſteten Verbleiben im Orts: 
verbande zu veranlalien, als vielmehr den, ein Mittel an die Dand zu geben, 
welches ermöglicht, durch jtrenge Aufnahmebedingungen allzu ſtarkem Zuzuge 
Ortsfremder entgegenzutreten. Hätte mit diefer Ausdehnung der im Heimathrechte 
beichlojienen Befugniſſe nur der erjtgenannte Zwed verfolgt werden wollen, 
danıı wäre unverſtändlich, wozu ſolche erichtwerende Heimathsvorausſetzungen 
beibehalten bezw. aufgeitellt wurden. Dann aber gebt die Thatfache, daß Die 
Steigerung der aus dem Heimathrechte fließenden rechtlichen Bortheile nicht 
auf eine Verminderung der Auswanderung aus der Gemeinde abzielte, noch 
daraus hervor, Daß, wie oben bemerkt, dem Staatsangehörigen eine gewiſſe 
Niederlajlungsfreiheit im ganzen Staatsgebiete gewäbhrleiftet wurde; eine jolche 
aber ijt ohne eine forreipondirende Wegzugsfreibeit nicht denkbar. Dat der 
Gejeggeber aber dieſe gewähren wollen, jo fonnte er nicht auf der anderen 
Seite die Abficht haben, den Gemeindegliedern jegliben Wegzugsgedanken 
möglichit ferne zu rücden. 
Indem die deutichen Staaten zur Hiutanbaltung allzu bäufigen, den Ge: 
meindeintereilen Ichädlichen Wechiels der Gemeindemitgliedichaft das Mittel 
der Steigerung des Inhalts der Heimatbsangebörigfeit wach ihrer berechtigen— 
den Seite unter gleichzeitiger Aufſtellung ſchwerer Erwerbsbedingungen im 
Anwendung brachten, batten fie von jelbjt auf eine andere Auskunftsmöglichkert 
verzichtet, auf den Ausbau des Nechtsverhältnijies nach Seite der Verpflichtung 
in Berbindung mit Erwerbserleichterungen, eine Ihatjache, die feines weiteren 
Kommentars bedarf, jo daß wir jofort zu der Frage übergeben fünnen, ob 
num eine Umgeitaltung Der über den Heimatherwerb beitimmenden Rechtsſätze 
erfolgen mußte und im welcher Nichtung fie ſich dann zu bewegen hatte. 
Beides ergab jich aus der dem Staatsangebhörigen zur Ermöglichung 
freierer Entfaltung jeiner Arbeitskraft gewährten Niederlaljungsfreibeit und aus 
der reicheren Ausstattung der inhaltlichen Seite des Heimatbrechtes mit Logiicher 
Nothwendigkeit. 
Sollte die dargebotene Erleichterung in Auswahl des Niederlaſſungsortes 
— der Staatsangebörige Toll ja an jedem Orte außerhalb jeiner Heimath 
Wohnung zu nehmen befugt ſein, — in ihrer thatjächlichen Wirkung nicht zu 
jehr beeinträchtigt werden, jo mußte die Möglichkeit gegeben werden, auch au 
einem Orte, an welchem man jich nicht anfällig zu machen beabjichtigte, Die 


'; Bergl. auch bayer. Sei. über Anſäſſigmachnng und Verehelihung vom 11. Sept. 
1825, bezw. 4. Juli 1534 (Movelled Art. 6; würltemb. Bürgerrechtsgeſ. von 4. Dez. 1833 
mit Movelle vom 5. Mai 1852 uno 17. Sept. 1853, $ 19 u. 20. 
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Heimath zu erwerben, denn außerdem hätte e8 zum Erwerb des SHeimatb-: 
rechtes durch einen Drtsfremden immer erſt des Aufgebens des bisherigen Do: 
mizil® bedurft, an welches der Heimathsbewerber vielleicht durch befondere 
Familien- oder gejellichaftliche Nücdjichten oder durch jchwerwiegende wirth— 
ichaftliche Sutereiten oder andere Umjtände in bejonders ſtarker Weiſe jich ge: 
bunden fühlte. E3 war jomit erforderlich, den Erwerb des Heimathrechtes aus 
unmittelbarer Berbindung mit dem Moment der Niederlafjung zu befreien. 

Und eine Umänderung des vorhandenen Nechtzzujtandes nad) der gleichen 
Richtung verlangte auch Die reichere Entfaltung der inhaltlichen Seite des 
Heimathrechtes. Der reichere Inhalt ließ den Erwerb des Nechtes begehrens: 
werther erjcheinen, die Frage der Heimathszugehörigkeit konnte darum Leichter 
jtrittig werden; eine klare Ordnung der Erwerbs: und Berluftgründe, welche 
rajh und ficher das Borhandenjein vder Fehlen einer heimathrechtlichen Be— 
ziehbung zur Gemeinde jejtitellen lieh, that daher noth. Auch dies war mur 
zu erreichen, wenn man dem oft Jchwer zu bemweiienden Domizilserfordernik 
direkten Einfluß auf die Heimathsfrage entzog. 

Die Forderung war nad) ‚beiden Richtungen erfüllt, wenn man, wie bei der 
Staatsangehörigfeit, Erfigung und Domizilsbewilligung aus der Reihe der 
Erwerbsthatjachen des Heimatbrechtes jtrich umd durch das Aufnahmen, d. i. 
Berleihungsprinzip erjeßte. 

Sieht man zu, imvieweit die jolchermaßen a priori geforderte Umge— 
jtaltung des Heimatbrechtes im pofitiven Nechte des 19. Jahrhunderts Ber: 
wirflihung fand, jo wird man gewahr, daß eine Abänderung des bisherigen 
Rechtes bezüglich der angeregten Fragen zwar fajt in allen Staaten jtattfand, 
aber, wie bei der Entwicklung des Nechtes der Staatsangehörigkeit, zu einem 
großen Theile nur bruchjtücweije, jowie daß ein Staat einen grumdjäßlich 
perjchiedenen Weg einjchlug. 

Zunächſt haben wir zwei Staatsrechte zu erwähnen, welche bei der ge: 
jeglichen Regelung des Heimathrechtes, die fie in dieſem Jahrhundert vor: 
nahmen, trotz Aurbebung der Leibeigenichaft und trog Bejeitigung der Nach: 
iteuer an den Rechts-Grundſätzen des vorausgehenden Jahrhunderts im jeder 
Richtung fejthielten. Es jind die Nechte von Medlenburg: Schwerin und 
Medlenburg:Strelig. Das Beharren beim Alten erklärt jich aus den bejonderen 
agrariichen Berhältniljen beider Länder. 

Für das Fürftenthum Nageburg wurde das gemeinrechtliche Prinzip des 
einfachen Domizils, im Webrigen das Syitem des qualifizirten Domizils mit 
Erjigung in Geltung erhalten. Die einschlägigen Beitimmungen find folgende. ') 
‚Für Napeburg bejtimmt eine landesherrliche Verordnung vom 23. Januar 1827 
s 1: „US zu einem Armendijtrift gehörig wird jede jelbitändige Perſon be: 
trachtet, welche ihren feſten Wohnjig — in Klammer iſt bejonders beigefügt : 
domieilium — an einem Orte in demjelben genommen bat.“ Es wird aljo 
die jelbjtändige Heimath durch häusliche Niederlajjung allein erworben.‘) Be: 
züglich des übrigen Mecdlenburg:Strelig it die maßgebende Vorfchrift in einer 
Verordnung vom 27. Juli 1821, 8 3 enthalten, mit welcher die Medlenburg: 
Sciweriner:Berordnung vom 21. Juli desjelben Jahres vollftommen gleich 

) Sie find abgedrudt bei Trotiche, die meclenburgiichen Heimathsgeſetze, 1859, 
S. 28, 99 u. 4. 

*, Ebenjo durch Wohnfisverlegung allein verloren; vergl. $ 2: „Die Verpflichtung 
einer Diitriftsarmenbehörde jällt weg binfichtlich eines Neden, der den Diſtrikt verlajien und 
außerhalb desjelben einen Wohnſitz erlangt bat.” 
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lautet: „Zu einem Orte gehört jede jelbitändige Berjon, welche mit au $- 
drüdliher Erlaubniß der Obrigkeit ihren feiten Wohnfig (domi- 
eilium) an dem Drte genommen bat.“ Aus diejer Beftimmung geht deutlich 
hervor, daß die Niederlafjungserlaubnig allein nicht gemügt, um das Heimath— 
oder, wie e8 auch genannt wird, das Ortsanrecht entjtehen zu laflen, e8 muß 
daneben wirkliche Niederlaffung erfolgen, es muß ein feſter Wohnfig „genommen“ 
werden; wir haben aljo Begründung nicht durch einfeitige Verleihung, ſondern 
durch qualifizirtes Domizil. Daneben fteht als weiterer Erwerbögrund der 
Beitablauf. $ 3 fährt fort: „Zu einem Orte gehört jede jelbitändige Berfon, 
welche b) an demjelben zwei Jahre lang einen eigenen Herd gehabt oder eim 
eigenes Gewerbe betrieben oder von ihrem Vermögen gelebt bat.” 

Eine Reihe der Staaten hat den prinzipiellen Anforderungen, welche die 
Umgeftaltung des Niederlafjungsweiens für eine Abänderung der Begründungs— 
weiſen des Heimathrechtes jtellen hieß, wenigftens in der Weije entjprochen, 
daß fie den Ermwerbstitel der polizeilich genehmigten Niederlajjung durch den: 
jenigen der Aufnahme oder Verleihung erjegten, während fie dem bisherigen 
Syſtem infofern treu blieben, als fie die Erfigung als Begründungsthatfache 
aufrecht erhielten. Hieher gehört das Necht Hannovers und das königlich 
ſächſiſche Recht. 

Bezüglich des hannövriſchen Rechtes fünnte man auf den erften 
Blid Hin zweifelhaft fein, ob es nicht zur alten Richtung zu rechnen fei. Wir 
lejen in der Domizilsordnung vom 6. Juli 1327 zwar, das Recht an einem 
Orte zu wohnen, d. i. das Heimathrecht werde außer durch Geburt (und bei 
Frauensperſonen durch Verbeirathung) „durch ausdrüdliche Aufnahme in 
eine Gemeinde“ erworben, allein bezüglich diejer Aufnahme heißt es, fie werde 
entiweder durch Erlangung des Bürgerrecht oder „durch vbrigfeitliche Er- 
laubniß zum bleibenden Aufenthalt“ begründet ($ 1 u. 3). Man 
fünnte meinen, mit diefer Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalt jei nur die 
vbrigkeitliche Zuftimmung zur Begründung eines privatrechtlihen Domizils 
bezeichnet und es bedürfe daher, wie nach altem Necht, auch jett noch des 
Dinzutritts der wirklichen Niederlafjung, um die Heimathsangehörigfeit zur 
Entjtehung gelangen zu laſſen. Allein, nachdem die genannte Verordnung fich 
als „Beitimmungen des Wohnorts der Unterthanen in polizeilider 
Hinſicht“ enthaltend betitelt und das Heimathrecht nicht blos als „Recht 
zum Wohnort“ ($ 4) oder „Wohnrecht“ ($ 11), jondern auch als „Necht zum 
bleibenden Aufenthalt“ bezeichnet, wird man zu der Annahme berechtigt jeim, 
daß „obrigfeitliche Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalt“ joviel bedeutet, wie 
obrigkei:!iche Erlaubniß zum Wohnort in polizeilicher Hinficht, zum polizeilichen 
Domizil, alfo identiich iſt mit Verleihung des politiichen Domizils, des Rechtes 
zum Wohnort, des Heimathrechtes, im Gegenjfage zum Erwerb des polizeilichen 
Wohnrechtes mittels Erlangung des Bürgerrechtes die unmittelbare und aus— 
drüdliche Berleihbung des erjteren Ddarjtellend. Es darf dieje Identität von 
bleibendem Aufenthalt umd polizeilichem Domizil umſomehr behauptet werden, 
als in einer Vorſchrift der Verordnung unbejtreitbar die Worte „bleibender 
Wohnfig“ als gleichbedeutend mit „Recht des bleibenden Wohnſitzes,“ alfo mit 
polizeilichem Domizil gebraucht find, nämlich in dem ſchon einmal angezogenen 
S 10, welcher lautet: „Aus dem an einem Orte erworbenen Rechte des 
bleibenden Wohnfiges folgt die Befugniß dahin zuriücdzufehren, wenn nicht 
in jpäterer Zeit ein anderer bleibender Wohnitz gewählt und erworben 
jein ſollte.“ 
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Ungmweideutiger ift die Ansdrudaweife des ſächſiſchen Rechtes. $ 34 
des Heimathögefeges vom 26. November 1834 jagt in $ 8: „Jeder ſächſiſche 
Staatdangehörige it an demjenigen Orte heimathsangehörig, an welchem er 
zulegt die Heimathsangehörigkeit durch ausdrüdliche Ertheilung erlangt hat“, 
umd fügt in $ 19 zur Bejeitigung jeden Zweifels noch befonders hinzu: „Durch 
Aufenthaltsgejtattung, imfoferne fie nicht mit der ausdrüdlichen Er: 
teilung der Heimathsangehörigkeit verbunden ift, wird die in $ 4 bejtimmte 
Berbindlichkeit des Heimathsbezirkes (Unterjtügungspflicht) nicht begründet.“ 

Die Beibehaltung des Erfigungsprinzips ergibt ſich einmal aus der Be- 
fimmung des ebengenannten fächfiichen Geſetzes ($ 8), daß Anfälligkeit mit 
einem Wohngebäude und Bürgerrecht die Heimathsangehörigkeit nach Ablauf 
eines fünfjährigen Zeitraums begründen, während deſſen Jemand nach Erlang- 
ung der Anfälligkeit mit einem Wohnhaufe oder des Bürgerrecht am Orte 
gewohnt hat und anfällig oder Bürger geblieben ift, und dann aus $ 5 der 
bannövriichen Domizilsordnung, welcher bejfagt, wenn Jemand mit der Abficht, 
fih dauernd niederzulaffen, fünf Jahre hindurch in einer Gemeinde ununter— 
brocben verweile und jeinen eigenen Haushalt führe, jo daß die Gemeinde oder 
in den Städten die Obrigkeit eine Kenntniß davon erlangen fünnten und jeine 
Abicht, einen bleibenden Wohnort zu nehmen, deutlich geweſen fei, fo habe 
derfelbe das Recht zum ferneren Aufenthalt an diefem Orte, aljo das Heimath: 
recht erworben. 

Wie die oben mitgetheilte Beitimmung der eben genannten Domizils: 
ordnung, daß das polizeiliche Wohnrecht durch Aufnahme im die Neihe der 
Gemeindemitglieder erworben werde und diefe entweder durch Erlangung des 
Bürgerrechts oder durch obrigkeitliche Geftattung zum bleibenden Aufenthalt 
geichehe, erjehen läßt, hat die Losſtrennung des Heimathserwerbes von wirklicher 
Riederlaffung zur Folge gehabt, da das von dem Erforderniß des Wehnſitzes 
Ihon lange unabhängige Bürgerrecht wieder in die Reihe der Erwerbsgründe 
des Heimathsrechtes eintrat, nun aber in der Weiſe, daß es als folches, nicht 
ala eine Domizilserlaubnig enthaltend, und ohne weiteres, nicht erjt unter 
Hinzutritt wirklicher Niederlaffung, die Entftehung des Heimathsverhältnijjes 
mit ſich brachte. 

Eine dritte Gruppe von Staaten hat das a priori erwünſchte Ziel voll: 
tommen erreicht, indem es auch die Erfitung der Eigenschaft eines Heimaths— 
Erwerbätitels entkleidete. Hieher zählen die Rechte Württembergs, 
Badenz und Heſſen-Naſſaus, welche übereinftimmend als Erwerbsarten 
der Heimat nur Geburt und Aufnahme nennen. ') 

Eine bejondere Stellung im Verhältniß zu den übrigen Staaten nehmen 
das braunichweigische und bayerische Recht ein. Das erjtere jucht eine Ber: 
mittlung zwiſchen der zweiten und dritten Gruppe, das bayerische Recht hat 
Elemente aus jeder der drei Gruppen in fich aufgenommen. 

Das braunſchweigiſche Recht kennt zwar feine Erjigung der Heimaths— 
angebörigfeit, wohl aber eine Erfigung des Anſpruchs auf Berleihung derjelben. 
Die Einführung jolch mittelbarer Heimathserfigung beruht auf der Erwägung, 
es jei angemeſſen, dem länger fortgejegten Aufenthalt in der Gemeinde, der 


", Bergl. württenb. Bitrgerrechtsgei. vom 4 Dez. 1833, Art. 14, 15 u. 26 (biezu 
v. Sarweya. a. DO, Bd. 1, ©. 154 u. 434, und Saupp a. a. O. ©. 177): danı bad. 
Bei. über die Rechte der Gemeindebürger vom 9. Aprif 1851, $ I u. 4; naſſ. Sei. vom 
11. Dez. 1848, & 76 u. 78. 
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doch thatjächliche Zugehörigkeit zu derſelben im Gefolge habe, auch rechtliche 
Wirkung zufommen zu lajjen. Um aber den Erwerb des Heimathredhts in Folge 
(ange fortgejegten Wohnens deutlich erfennbar zu machen, läßt man durch die 
Länge der Zeit nicht das Heimatbrecht jelbit, jondern nur einen Anſpruch auf 
Berleihung erwerben Es muß aljo dem Erwerbe des Heimathrechtes eine 
Unterfuchung über das Vorhandenjein der nöthigen Vorausſetzungen vorangeben. 
Dadurch wird leichte FFeititellbarfeit des Verhältniſſes ermöglicht. 

Die maßgebenden Bejtimmungen des braunschweigischen Nechtes jind ent- 
halten in dem Gejege über das Wohnortsrecht der Yandeseinwohner in polizei: 
licher Hinficht vom 23. Januar 1552 88 6 und 8. Hienach haben einen 
gerichtlich verfolgbaren Anſpruch auf Aufnahme als Gemeindegenofjen 
1. inländische Handwerfsgejellen in demjenigen Orte, in welchem fie bei einem 
Meiiter zehn Jahre lang ununterbrochen tren gearbeitet, ſowie 2. inländijche 
im Dienſtbotenverhältniß jtehende Perſonen an demjenigen Orte, in welchem 
fie 10 Fahre lang im dieſer Eigenfchaft bei einer Herrichaft ununterbrochen 
treu gedient haben, vorausgeſetzt, daß der Gefelle oder Dienftbote fich während 
diefer Zeit am Wohnorte des Meifters oder der Dienitberrichaft aufgehalten 
hat, 3. Zeitpächter, deren Hauptgewerbe in dem Betriebe und der Benügung 
des gepachteten Gegenjtandes bejtebt, wenn der Pacht über einen Zeitraum 
von zwölf Jahren und über die Dauer des uriprünglichen Kontrafts hinaus 
fortgejegt ijt, für ſich und ihre Familie in derjenigen Gemeinde, in welcher der 
Gegenſtand des PBachtvertrags gelegen it. 

Die Aufnahme jelbit iſt nach braunfchweigiichem Necht ein Formalakt, 
welchen 8 5 des genannten Geſetzes alfo beichreibt: „Das Wohnortsrecht wird 
ferner erworben durch Förmliche Aufnahme in die Gemeinde als Gemeinde: 
genofie. Diefe Aufnahme erfordert auf Seite deſſen, welcher ſich in einer 
Gemeinde niederlafien will, Die gegen die Gemeinde erflärte Abficht, an 
dem betreffenden Orte ſeinen fortwährenden Wohnfis nehmen zu wollen, und 
auf Seiten der Gemeindebehörde die ausdrücliche ichriftliche Genehmigung 
diefer Abjicht.*“ Daß dieſe Aufnahmeverleihung im technischen Sinne nicht 
blos Domizilserlaubnii; ift, gebt daraus hervor, dah die ausdrüdlich erklärte 
Domizilsabjicht nur als eine Bedingung der Aufnahme erjcheint; denn aus 
dem Wortlaut des S 5 iſt erfichtlich, daß die Aufnahme in die Gemeinde auch 
dann rechtsgiltig iſt, wenn die ausdrüclich erklärte Domizilsabfiht nicht ver: 
wirflicht wird, eine jürmliche Domizilsbegründung alfo nicht erfolgt. Hieraus 
it auch für Das braunſchweigiſche Necht die Aufgabe des Domizilsprinzivs als 
Begründungstbatiache der Heimath erkennbar. 

Was das bayertiche Recht angeht, jo tritt in der Geſetzgebung des 
Jahres 1825 ein Zuſammenhang mit der eriten Gruppe, dem medlenburgiichen 
echte, injofern zu Tage, als die Heimat unter anderem durch Anfälligkeit aur 
Grund obrigkeitlicher Anſäſſigmachungsbewilligung erworben wird. Das Nähere 
hierüber haben wir jchon an früberer Stelle‘) gebracht. Außerdem nennt das 
Geſetz vom 11. September 1825 über die Heimat in $ 1 als Erwerbstitel 
den „bejonderen rechtsgiltigen Vertrag mit der Gemeinde”. Für den Vertrags: 
inhalt jind feine Schranken aufgeftellt; das Domizil kann alſo nur als Ber: 
tragsbedingung in Frage fommen; Rechtsgrund des Heimathserwerbes bleibt 
auch dann ausschließlich und allein der Vertrag. Somit ſieht diejer Erwerbs» 
titel auf einer Stufe mit der Verleihung im technischen Sinne. Der Heimatbs: 


) S. oben $ 12. 
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eriwerb durch Vertrag ijt mir eine Heimathsverleihbung bejonderer Art, es ift 
eine Heimathaverleihung, welche zu ihrer Rechiswirkſamkeit gleichtwertbiger Zu— 
ftimmung des Heimatserwerbers bedarf. Inſoweit jomit das Verleihungsprinzip 
in die bayerische Gejeggebung Aufnahme gefunden hat, zeigt fie Berührungs: 
punfte mit der oben gejchilderten zweiten und dritten Gruppe von Rechten, 
welchen beiden das Verleihungsſyſtem gemeinfam ift. Mit der dritten Gruppe 
allein trifft das bayerische Recht darin zufammen, daß es, wie dieje, die Er: 
figung von den Heimathstiteln im jeder Weile ausſchließt. 

In der bisher gegebenen Ueberficht über die Entwicklung der Heimathgejeg- 
gebung in der erjten Hälfte des 19. Jahrhunderts haben wir der meiften 
größeren und mittleren deutjchen Staaten Erwähnung gethan, nur das Necht 
eine3 größeren Staates wird man in der Reihe vermiljen, das preußifche Necht. 
Dies hat jeinen Grund darin, daß Preußen derjenige Staat ijt, von welchem 
wir oben jagten, er jei in der Ausgeltaltung jeines Gemeinderechtes im 19. Jahr: 
hundert von Haus aus einen ganz anderen Weg als die übrigen Staaten 
gegangen. Ehe wir jedoch in die Schilderung dieſer eigenartigen Entwicklung 
des preußiichen echtes eintreten, Haben wir noch dreier mit den bisherigen 
Darlegungen in Zuſammenhang ftebender Punkte zu gedenfen. 

Der eine Punkt, den wir noch kurz zu berühren haben, betrifft eine Er: 
jcheinung, welche uns jchon bei der Betrachtung der Fortbildung des Staats 
angebörigfeitsrechtes in diefem Jahrhundert begegnet it, ') nämlich das Feſt— 
halten der Heimathsgejeßgebung .au dem Wohnfigbegriff in Sprache und Kon 
ftruftion trog Ausſchließung des einfachen wie qualifizierten Domizil im 
eigentlichen Sinne aus der Reihe der unmittelbaren Begründungsthatiachen der 
Gemeindemitgliedichaft. 

Auch bier erflärt fich dieſe Erjcheinung aus dem Bejtreben, bei der 
Aenderung des Nechtszujtandes joviel als möglich im Kreiſe bisheriger Rechts— 
vorjtellungen zu beharren. Auch bier iſt das Mittel, dieſe Abficht zu erreichen, 
das einfeitige Herausstellen derjenigen Rechtswirkung des Heimathrechtes, welche 
den Wohnjigbegriff als Element in jich enthält, des dem Heimatberechtigten 
zustehenden Wohnrechtes, die Erhebung Ddesjelben zum Nechtsgrunde der Ge: 
meindeangebörigfeit oder wenigitens die Bezeichnung der Gemeindemitgliedichaft 
nach diejer Hauptfolge. So Ipricht die ſchon oft zitirte hannövrifche Verordnung 
vom 6. Juli 1837 von einem „Necht, an einem Orte zu wohnen“ 8 1), von 
einem „Recht zum bleibenden Aufentbalt” ($ 2), von einem „Necht zum Wohn: 
ort“ (S 4), von einem „Wohnrecht“ iS 11 Ueberichrift), alles Ausdrücde zur 
Bezeichnung des Heimatrechtes im Sinne der Wiljenjchaft. Ebenjo gibt das 
braunjchweigische Recht den Begriff der Heimath mit Wohnortsrecht wieder und 
läßt durch dieſes die Gemeindeangebörigkeit zur Entjtehung gelangen. Beweis 
dafür die Landgemeinde: und die revidirte Städteordnung vom 19. März 1850 
8 12 und 13, bezw. 10 ımd 12 in Zuſammenhalt mit $ 1 des ſchon wieder: 
holt genannten Gejeges vom 23. Jannar 1852: „Gemeindegenoſſen find alle, 
welche auf gejeßliche Weile das Wohnortsrecht in der Gemeinde (in der Stadt) 
erhalten haben“. „Fremde find diejenigen, welche ſich in einer Gemeinde 
(Stadt) aufhalten, ohne daſelbſt wohnberechtigt zu jein.“ „Das Necht an einem 
Drte zu wohnen, wird erworben durch Geburt, bei Frauen durch Berheirathung, 
durch ausdrückliche Aufnahme in die Gemeinde... .“ Es bedarf Feiner 
befonderen Hervorhebung, daß ich die Geſetzgebung bei diefer Weiterverwendung 


) S. oben $ 13. 
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des Wortes Wohnort für Heimathsort des Unterjchiedes zwiſchen privatem und 
politiichem Domizil vollfommen bewußt war. Dies erhellt fchon aus der Ueber: 
ichrift der genannten Gejege. Die hannövrijche Verordnung vom 6. Juli 1827 
nennt jich eine „Verordnung über Beitimmung des Wohnorts der Unterthanen 
in polizeilicher Hinficht” ') und das genannte braunfchweigifche Geſetz vom 
23. Januar 1852 trägt den Titel „das Wohnortsrecht der Landeseinmwohner 
in polizeilicher Hinficht betreffend“. Daß das bayerische Recht zur Bejeitigung 
jeden Mißverjtändnijie® die Begriffe Anfäffigkeit und Anſäſſigmachung zu 
befonderen üffentlichrechtlichen, dem privatrechtlichen Domizil entgegengejegten 
Rechtsfiguren geitaltete, deſſen geſchah ſchon an anderer Stelle Erwähnung. 

Der zweite Umjtand, welcher noch in Betracht zu ziehen ift, bedarf lediglich 
der Konjtatirung. In einer Reihe von Staatärechten, unangejeben, welcher 
Gruppe jie angehören, erjcheint die Anstellung im öffentlichen Dienjt als befonderer 
Heimathötitel.”) Es ijt damit der Uebertragung eines öffentlichen Amtes die 
Eigenjchaft jtillichweigender Heimathsverleihung beigelegt und jo eine alte Streit: 
frage zur Erledigung gebradıt. 

Der dritte Bunft, von welchem wir noch zu reden haben, betrifft die 
jogenannte angewiejene Heimath. Es ift dies ein vollfommen neuer Heimaths— 
titel. Er hat mit dem eben genannten das gemein, daß fich in ihn Staats: 
rechte, die ganz verjchiedenen Gruppen bezüglich des verfolgten Heimathſyſtems 
angehören, theilen. Mit demjelben hat es folgende Bewandtniß. 

Das 19. Jahrhundert bat befanntlich bereits in feinen erjten Jahrzehnten 
eine Neuordnung des Verhältniſſes von Staat und Gemeinde angejtrebt, die 
auf dem Gedanken ruhte, daß die Wohlfahrt des Staatövolfes nicht blos 
durch unmittelbare Thätigfeit der Staatsorgane, fondern und zwar mit viel 
bejjerer Berückſichtigung der Verſchiedenheit der örtlichen Intereſſen durch 
Unterverbände der Staatseinwohner geſchützt und gefördert werden fünne. In 
Ausführuna Ddiejes Gedanken wurde eine Reihe von öffentlichen Aufgaben, 
die der allgemeinen Wohlfahrt dienten, den Gemeinden zu jelbjtändiger 
Verwaltung übertragen und dieſes Vorgehen in den Berfafjungen mit dem 
Sage motivirt: Die Gemeinden find die Grundlage des Staates.“) 

Sollte der Zwed diefer Ueberweifung, Schu und Förderung des Staats- 
wohles, erreicht werden, jo mußte zwilchen der igenjchaft des Staats— 
angehörigen und der Gemeindemitgliedichaft enge rechtliche Verbindung bergejtellt 
werden, jo daß die beiden Rechtsſätze entfteben: „Nur der Staatsangehörige 


- 


') Bergl. audı $ 7 der Verordnung. 

*) ®eral. 3. B. bannövr. V. v. 6. Juli 1827, $ 1: „Diejes Necht, an einem Orte 
zu wohnen, wird erworben ... 3) durd Anjtellung im Staatödienit in Anfehung des dabei 
angewiejenen Aufenthaltsortes; braunſchw. Sei. v. 23. Jan. 1852, 8 1: „Das Red, am 
einem Orte zu wohnen, wird erworben . . 4) durd Erlangung einer Anjtellung oder Zu: 
laffung zu gewilien Beſchäftigungen.“ Am bayeriichen Rechte (Gej. über Anſäſſigm. u 
Berehel. dv. 11. Sept. 1825, $ 4) iſt die definitive Anstellung nicht unmittelbar Heimatbe*, 
jondern Anſäſſigmachungstitel 

Vergl! württemb. Verf. v. 25. Sept. 1819, $ 2, in&bejondere aber altenburg. Verl. 
vom 29. Aprit 1831, $ 10: „Die wichtigften Korporationen im Staate find die Ort‘ 
gemeinden, indem fie durch Zujammenmwirfen und Zuſammenleben nad) geieglicher Ordnung 
die Beförderung der allgemeinen jowohl als bejonderen Wohlfahrt in ihrem gejellichaft- 
lichen Bereiche bezweden. Sie bilden bierinnen die Grundlage des ganzen Staatöverbandes”, 
und oldenburg. Beri. vom 22. Nov. 1852, Art. 66, $ 1: „Die politiihe Gemeinde ald 
folhe bilder eine Umterabtbheilung des Staates und dient injojerne feinen 
Zweden.” Falſch fait dieie Ausdrucksweiſe Zahariä, Deutſches Staats und Bundesredt, 
3 Aufl.» Bd. I, ©. 574, N. 1 auf. 
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tann Gemeindeangehöriger fein“, und: „Jeder Staatsangehörige muß einer 
Gemeinde angehören.” '; Die Verwirklichung des erjten Satzes wurde in doppelter 
Weiſe verjucht, entweder jo, daß man die Ertheilung des Bürger: und Heimath— 
rechte8 von vorgängigem Erwerb der Staatsangehörigkeit abhängig machte) 
oder fo, daß man durch Aufnahme in die Gemeinde von Rechtswegen auch) 
die Staatsangehörigkeit gewinnen ließ.’) Der Durchführung des zweiten Sapes 
diente die Schaffung des Inſtituts der angewieſenen Heimath. Für den Fall, 
daß jich für den Staatsangehörigen feine auf andere Weife ertworbene Heimath 
ermitteln ließ, wurde derjelbe als Heimathlofer vom Staate einer Gemeinde 
als Heimathberechtigter zugewieſen.) Won der Heimathverleihung im engeren 
Sinne unterjchied ſich die Heimathsanweiſung lediglich dadurch, daß fie nicht, 
iwie jene, von der Gemeinde, ſondern unmittelbar vom Staate ausgieng.?) 


B) Der Unterjtügungsmwohnfip. 
$ 15. 


In der gleichen Periode, in welcher in den mittel: und ſüddeutſchen 
Staaten und in Medlenburg das Recht der Heimathsangehörigkeit reiche Ent: 
widlung erfuhr oder wenigſtens im feinem bisherigen Stande erhalten wurde, 
erjolgte in Preußen die Bejeitigung dieſes Inſtitutes und zwar jchon durch 
das allgemeine Landrecht von 1794. Nicht als ch dasjelbe, franzöfiichen 
Borbild folgend,") die gemeindliche Armenfürforgepflicht durch eine allgemeine 
jtaatliche erjegt und damit dem Begriff der armenrechtlichen Gemeindean: 
gehörigfeit ein Ende gemacht hätte, eine armenrechtliche Verbindung zwijchen 
Individnum und Gemeinde blieb beitehen, nur ward diefelbe der Merkmale 
des Heimathrechtes entfleidet. 


) Bergl. württemb. Berf., $ 62: „Die Gemeinden jind die Grundlage des Staaten: 
vereind. Jeder Stantsbiirger mu daher, joierne nicht nejeplich eine Ausnahme beiteht, 
einer Gemeinde als Bürger oder Beifiger angehören, und $ 19: „Das Staatsbürgerrecht wird 
theilö durch Geburt, theild dur Aufnahme erworben. Leptere jept voraus, daß der Aufzu— 
nehmende don einer bejtimmten Gemeinde die vorläufige Zuſicherung des Bürger oder 
Beiiigrechtes erhalten habe“. Ferner altenburg. Bert, $ 100; meining. Berf. vom 23. Aug 
1829, $ 19; braunicw. v. 12. Oft. 1832, $ 42; koburgegotb. vd. 3. Mai 18.3, $ 60; 
furb. Gem.O. v. 23. Oft. 1834, $ 9 u. 22. Mus jpäterer Zeit: mecklenbaſchwerin'ſche V 
v. 28. Der. 1872, $ 1. 

2) Württemb. Berf., $ 63: „Indeſſen jet die Eriheilung des Bürger: und Beiſißz— 
rechtes die vorgängige Erwerbung des Staatebiirgerredites vorans“, und Bürgerredteaei., 
Art. 1: „Nur ein Staatebürger it fähig, ein Bürger: oder Beiligrecht zu befigen.“ 

>) Meining. Berf. v. 23. Aug. 1829, 8 6; foburg gotb. dv. 3. Mai 1852, & 25; 
altenburg. v. 29. April 1831, 8 41 

N) Bayr. Heimaihgeſ. dv. 11. Sept. 1825, $ 4: „Hann die urjprüngliche Heimath nicht 
ergründet werden, jo wird vorſorglich eine beſtimmte Gemeinde angewieſen, welche einteilen 
ftatt der Heimath jo lange gilt, bis die wriprüngliche Heimath emtdedt oder eine neue er: 
worben ijt”; württemb Bürgerrechtegei., Art. 33 u. 39: „Tin Zutbeilung wird das Berlig- 
recht mit allen übrigen Rechten der übrigen Gemeindentitqlieder erwarben”; bad. Gej. über 
die Rechte der Semeindebürger vom 9. April 1851, $ 70 #.: hanndor. Domd., $ 13; 
braunſchw. Geſ. vd. 283. Jan. 1852, $ 16. 

3, Die enge rechtliche Berbindung von Staat und Gemeinde erflärt noch mehrere neue 
Rechtöericheinungen, z. B. den Anſpruch auf Berleibung der Gemeindemitgliedichaft und den 
Berlujt des Heimathrechtes mit der Staatsarachöriafeit. 

9 Vergl. Dekret vom 19/24. März 1793 und Geſ. vom 24. Vendémiaire II (15. Okt. 
1793). SHierüber v. Neigenjtein, Art. Armenweſen in Frankreich im HUB. der Staatsw. 
Bd. I, ©. 891. 
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Zunächſt fällt an der armenrechtlichen Kommunalangehörigkeit des Land— 
rechts auf, daß dieſelbe im anderer und einfacherer Weiſe, als das Heimath: 
recht nach den Rechtsordnungen der meiſten übrigen Staaten, begründet wird, 
nämlich ausſchließlich durch Domizil. Zwar nennt das Landrecht zwei Be— 
ſtimmungstitel, Domizil- und Bürgerrecht,') allein ein näheres Zuſehen ergibt, 
daß auch beim Bürger die Unterftügungspflicht an Domizilierung gebunden ift. 

Einmal wurden die Bürger ausdrüdlich zu den Eimvohnern gezählt — 
Einwohner der Stadt, jagt Theil II 8 $ 5, welche weder eigentliche Bürger 
nody erimiert find, heißen Schugverwandte — und dann wird der Bürger in 
S 2 ebenda mit den Worten definiert: „Ein Bürger im eigentlichen Verſtande 
wird derjenige genannt, welcher in einer Stadt jeinen Wohnſitz aufgefchlagen 
und dafelbit das Bürgerrecht gewonnen hat.“ Das Yandrecht kennt zwar aus: 
nahmsweiſe die Ertheilung des Bürgerrechts auch an einen in der Stadt fich 
nicht Niederlafjenden,’) allein daraus folgt noch nicht, daß ein jolcher auch 
armenrechtlich der Gemeinde zugehört, nachdem der über die Armenverjorgung 
bejtimmende Titel bei Beltimmung des Sreifes der zu Berjorgenden den 
Vürgern die „anderen Einwohner” gegemüberftellt,’) ohne die eine oder 
andere Kategorie von der Armenfürjorge auszufchlichen, jo daß alſo die Bürger 
auch in arımenrechtlicher Beziehung als zu den Einwohnern gerechnet erjcheinen: 
Der Gegenſatz zwilchen Bürgern und anderen Einwohnern ift nur der, daß bei 
erjteren die Unterjtügungspflicht der Gemeinde nicht, wie bei Ießteren, davon 
abhängig ift, daß fie zu den gemeinen Yajten beigetragen haben. 

Daß diefe armenrechtliche Gemeindeangehörigkeit ſich nur nach dem privat- 
rechtlichen Domizilsbegriffe beitimmt, würde derjelben noch nicht die Eigenschaft 
eines Heimathrechtes nehmen. Nicht in der Art des Erwerbes, ſondern in der 
Art des Inhaltes diefer Berechtigung liegt deſſen Eigenthümlichkeit begründet. 
Und da fehlt dem landrechtlichen Armendomizil eben das eine, was die Heimath 
auszeichnet, das mit der Unterftügungsanmwartichaft verbundene Wohnredt. 

Das ermenerte Armenedift vom 28. April 1748 hatte, wie früher be— 
merkt‘) gleich jeinen Vorgängern von 1725 und 1730 beitimmt, daß alle 
ausländischen Bettler von der Zeit der Bublifation des Ediktes an innerhalb 
14 Tagen das Yand räumen follten, die inländischen Bettler aber binnen 
gleicher Zeit fih an den Ort ihrer Heimath zurüczubegeben hätten 

Es war damit den Gemeinden verboten, ihr zugehörende Arme aus armen: 
oder jicherheitspolizeilichen Gründen an der Rückkehr in die Gemeinde zu 
hindern, jomit ein armen und ficherheit&polizeiliches Wohnrecht der Hetmaths- 
angebörigen und damit eim wefentliches Moment der Heimathsbercdhtigung 
anerfannt. Im Gegenſatze hiezu bejtimmt allg. 2. R. II 19 $ 10 nur, daß 


») Allg. EUR. IL, 19, $ 10: „Stadt: und Dorfgemeinden müſſen für die Ernährung 
ihrer verarmten Mitaliever und Einwohner jürgen.” 8 11: „Ju Anſehung der ausdrüdlich 
aufgenommenen Mitalieder entjteht die Verbindlichkeit, jobald die Aufnahme wirklich geicheben 
it.” 8 12: „In Anjebung anderer Einwohner hingegen ijt nur diejenige Stadt: oder Dorf: 
gemeinde zur Ernährung des Verarmten verpflichtet, bei welcher deijelbe zu den gemeinen 
Yajten zuletzt beigetragen hat.“ 

) Bergl. allg. ER. II, 8, $ 19 u. 20: „Someit die Ertheilung des Bürgerrechts 
die Befugnik, bürgerliche Gewerbe in der Stadt zu bemeiben, im fich ichließt, kann ein 
Fremder, welcher ſich daſelbſt nicht häuslich niederlafien will, darauf feinen Anjpruc machen.” 
„Findet der Magiitrat für qut, einem jolden Fremden das Bürgerrecht zu ertheiten, jo muß 
für Aufitellung eines tauglihen NRepräjentanten am Orte jelbjt, an welchen man wegen 
alter bürgerlichen Laſten und Pilichten ſich halten kann, gejorgt werden.“ 

N Eiche N. 1. 

) S. oben $ 12. 
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die Stadt- und Dorfgemeinden für die Ernährung ihrer verarmten 
Mitglieder und Einwohner zu ſorgen hätten. Geſchweige, daß hiemit, dem 
Fortſchritte in anderen Staaten entſprechend, den Unterſtützungsanwärtern ein 
allgemeines polizeiliches Wohnrecht verliehen worden wäre, beſteht kraft dieſer 
alſo ſtatuirten armenrechtlichen Gemeindemitgliedſchaft nicht einmal ein armen— 
und ſicherheitspolizeilich unbeſchränkbares Wohnrecht. Nur wegen Verarmung 
wirklich zu ernährende Angehörige können nicht ausgewieſen werden; iſt Armuth 
noch nicht vorhanden, ſondern nur zu beſorgen, ſo iſt Ausweiſung von Ein— 
wohnern zuläſſig. M. a. W., die Gemeinde, welcher gegenüber Jemand An— 
mwartichaft auf Unterjtügung im Berarmungsfalle bat, iſt nicht Heimathgemeinde 
im Rechtfinne, jondern nur Unterjtigungsgemeinde, denn ſie iſt micht zu gleicher 
Zeit Wohnredhtsgemeinde. 

Diefe Neuordnung der Dinge blieb auch im 19. Jahrhundert erhalten. 
Es iſt Dies zweifellos gegenüber dem an das Kammergericht erlajjenen Reſkript 
„wegen näherer Beitimmung einiger die Armenanftalten betreffenden VBorjchriften 
des allgemeinen Yandrechts" vom 2. Juli 1801,') welches den bisherigen Rechts— 
zuftand mur in Bezng auf die Erwerbstitel armenrechtlicher Gemeindeange: 
börigfeit modifizirte und erweiterte, indem es meben den Wohnfig ganz all 
gemein, aljo ohne Rückſicht auf gleichzeitige Niederlafjung, die „ausdrückliche 
Aufnahme“ in die Gemeinde ſetzte und als jubjidiär verpflichtete Gemeinden 
des weiteren Die Gemeinde des dreijährigen Aufenthalts, des legten Wohnfiges 
der Eltern und des derzeitigen Aufenthaltes binzufügte.*) 

Zweifel darüber, ob nicht eine Rückkehr zum alten Heimathbegriffe vor: 
liege, fünnte dagegen das Patent vom 8. Sept. 1804 „wegen näherer Be: 
ſtimmung der Grundiäge über die Verpflichtung zur Verpflegung der Orts: 
armen in der Kurmarf, Neumark und Pommern“ erregen. Hiezu gibt auch 
bier nicht die wiederholte Aenderung der Eriwerbstitel diejelben werden in 
Folge Einführung des Inſtituts der Yandarmen auf den einfachen wirklichen 
Wohnſitz reduziert’) —, jondern der Umstand Anlaß, daß anicheinend mit der 
armenrechtlichen Gemeindeangehörigfeit wieder ein armen- und ficherbeits- 
polizeiliches Wohnrecht verbunden wurde. 


i) Novum corpus Gonstit. Prassico-Brandenburg. Bd. XI, £. 318. 

2, Mr. 5 lauter: „In Anjehung der Berbindlichkeit zur Verpflegung der Armen 
wird hiedurch zur näheren Beitimmung des in S 10 ff, Theil 19, 11 des allg. EUR ent- 
baltenen Vorſchriften feitgeießt, dab Ddiejelben in Ermanglung dazu verpflidyteter und ver- 
mögender Berwandten den Armenanjtalten desjenigen Orles obliegt, im dejien Gemeinde der 
Verarmte ausdrüdlih aufgenommen ijt oder, wo derjelbe jeinen Wohnſitz im recht- 
lihen Sinne genommen bat. ... Perionen, welche zur Zeit, wo fie im dürftige Umſtände 
gerathen, feinen feſten Wohnjig im rechtlichen Sinne haben, müſſen von der Gemeinde des 
Ortes unterhalten werden, wo jie ſich jeit 3 Jahren berumnden. Haben leßtere ſich noch 
nicht jo lange an diejem Orte aufgehalten, jo liegt ihre Berpflequng der Gemeinde des Ortes 
ob, wo der Bater und, falls fie uneheliche Kinder find, die Mutter ihren Wohnfig noch 
bat oder zur Zeit ihres Ablebens gehabt hat. Sollte nach diejen Beitimmungen feine andere 
emeinde zur Berpjlegung des Armen angehalten werden fünnen, jo muß ſolche die Ge— 
meinde des Ortes, wo der Hilisbedüritige jich befindet, übernehmen“. 

a Nov. C. C. 8b. XI, ©. 2690, $ 8-10: „Für Ortsarme find nur die wir 
lihden Einwohner jedes Ortes und deren bilfebedürftige Kinder zu achten,“ „Als Ein» 
wohner des Ortes iſt jede jelbitändige Perſon zu betrachten, welche dajelbit ihren feiten 
Wohnſitz im reditlihen Sinne genommen hat.” „Auf die Frage, feit welder Zeit eine ſolche 
Berjon dajelbit ihren feiten Wohnfig genommen babe, soll es biebei gar nicht weiter an— 
tommen, jondern mit dem Augenblide, im swelchem Jemand an einem Orte jeinen lepten 
Wohnſitz nimmt, entjteht die Verpflichtung der Kommune zur Armenverpflegung, in dem Wir 
die bisherige geießliche Beitimmung des dreijährigen Aufenthalts biemit gänzlich aufheben.“ 
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$ 17 des Batents bejtimmt: „Je mehr die Obrigfeiten hierzu (d. b. nad 
$ 16 dazu, den Ortseinwohnern Gelegenheit zu Unterfommen und Unterhalt 
zu verſchaffen) verpflichtet find, deſto weniger find fie berechtigt, einem Orts: 
einwohner, welcher nicht zur Klaſſe der Armen gehört — der Begriff „arm“ 
wird in $ 1 erläutert — und in der Kommune Wohnung und Unterhalt 
finden kann, dejjien Aufführung auch feinen rechtlichen Grund zu feiner Ent: 
fernung an die Hand gibt, die Fortdauer feines bisherigen Wohnfiges zu 
verweigern.“ Hieraus ergibt fi) gegenüber dem Landredht zu Gunſten des 
armenrcchtlich der Gemeinde BZugehörigen, d. i. des wirklichen Ortseinwohners, 
der Fortjchritt, daß derjelbe nicht mehr wegen Bejorgniß künftiger Vrearmung, 
jondern nur wegen vorhandener Armut ausgewiefen werden darf, denn als 
„ein zur Verpflegung geeigneter Armer“ foll nach $ 1 nur „diejenige Perſon 
angejehen werden, welche weder hinreichendes Vermögen noch Kraft befigt, 
ſich und dem nicht arbeitsfähigen Jhrigen den zum Unterhalt durchaus nöthigen 
Bedarf an Nahrung, Kleidung, Obdach und Feuerung volljtändig ſelbſt zu 
verichaffen,”“ allen anderen, welche Wohnung und Unterfommen finden können, 
joll die Fortdauer ihres Wohnſitzes nicht verweigert werden dürfen. 

Uber auch die Ausweiſung ſchon thatfächlich armer Ortseinwohner ift 
Beichränfungen unterrworfen. $ 11 ftatuirt zwar die Zuläffigkeit der Answeifung 
ſolcher —, „follte eine Kommune nachzuweiſen vermögen, daß ein folder Orte: 
arıner Schon zuvor an dem Orte jeines früheren Aufenthalt verarmt geweſen 
ſei, fo iſt fie berechtigt, ihn dorthin zur Verpflegung zurücdzumeifen“ —, 
allein $ 12 zieht ihr eime zeitliche Schranfe, der Beweis der früheren Ber: 
armung foll nur binnen Fahresjriit von dem Zeitpunfte an, an welchem der 
Arme feinen letzten Wohnfig genommen hat, zuläjlig fein. 

Endlid find einer Ausweiſung aus ficherbeitspolizeilichen Gründen 
Schranken gezogen, denn $ 18 jagt, einem Ortseimwohner, der nicht zu der Klaſſe 
der Armen geböre, Wohnung und Unterhalt in der Kommune finden fünne und 
„deſſen Aufführung keinen rechtlichen Grumd zur Entfernung an die Hand gebe“, 
dürfe Die Fortdauer jeines bisherigen Wohnfiges nicht verweigert werden. 

Nach alledem jcheint mit der armenrechtlichen Gemeindeangehörigfeit, dem 
Einmwohnerrecht, ein ficherheits: und ein armenpolizeiliches Wohnrecht verbunden, 
wenn das letztere auch nicht fufort mit Erwerb der Gemeindeangebörigkeit, 
jondern erit nad Ablauf gewiſſer Zeit zur Entjtehung gelangt, und Verbin: 
dung von Wohnrecht mit rechtlicher Ansficht auf Armenunterftügung in einer 
Gemeinde macht eben das Weſen des Heimathrechtes aus. Allein eine weitere 
Beſtimmung zeigt, daß es Irrthum wäre, zu glauben, das Patent von 1504 
jei zum alten Heimarhbegriffe wieder zurückgekehrt. Es iſt $ 18, welcher die 
Vorſchrift anfügt: „Einer ſolchen Perſon (d. h einer jolchen, welche nicht zu 
der Klaſſe der Armen gehört und deren Aufſührung zu einer Entfernung 
feinen rechtlichen Grund au die Hand gibt) muß auch an jedem anderen 
Orte, woſelbſt fie Wohnung und Unterhalt Finden kann, die Aufnahme 
dajelbit als Drtsceinwohner von jeder Obrigkeit geftattet werden.“ 

Mag man diefe Borichrift nun jo auffallen, daß es in jedem einzelnen F ılle 
von Niederlafjung einer bejonderen behördlichen Anfenthattsbewilligung bedürfe, 


) 8 16: „Kann eine Berjon, welche nach der Beſtinmung des 89 zu den wirklichen 
Einwohnern des Ortes gehört, allen augewandteı Bemühungen wugcachtet weder im Urte 
ihres bisherigen Aufenthalis noch ſonſt an einem anderen Orte Öelegenbeit zu Untertommen 
und Unterbalt finden, jo find, wenn dieje Bemühungen nachgewieſen werden, die Chrigkeiten 
ſchuldig, einer ſolchen Perſon dergleidgen Gelegenheit zu verſchaffen.“ 
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"die bei Nichtvorhandenfein genannter Gründe ertheilt werden müſſe, oder jo, daß 
die Ermächtigung zur Niederlafjung an jedem Orte unmittelbar durch das Gejeg 
ertheilt werde -ıund die Ort3obrigfeit nur bei Fehlen genannter Umſtände Ab— 
mweilungsrecht habe, welch Teßterer Auffaſſung der Vorzug zu geben jein dürfte, 
nahdem $ 9 ala Einwohner jchlechthin jede felbjtändige Perfon benennt, welche 
am Orte „ihren feiten Wohnfig im rechtlichen Sinne genommen“, eines behörb- 
lichen Zuftimmungsaftes alfo feine Erwähnung thut, jedenfalls ergibt fich aus der 
genannten Vorſchrift, daß die hiedurch einer jeden jelbftändigen, nicht verarmten 
umd unbeicholtenen Perſon, welche Ortseinwohner ijt, verliehene Befugniß, au 
jedem Orte des Landes Wohnfig im Rechtsfinne zu nehmen, nicht Aus— 
fluß einer Gemeindeangehörigfeit, ſondern der Staatsangehörigfeit, aber 
auch nur diejer, denn unter „jede Berfon“ kann in einer Zeit, in welcher der 
Staatöfremde ſelbſt auf privatrechtlihem Gebiete noch manchen Beichränfungen 
unterlag, nicht auch der Nicdht-Staatsangehörige gedacht jein. Dann vermag 
aber auch das Recht, an dem Orte, wo man wohnt, die Wohnung zu behalten, 
nicht eine. Rechtsfolge der mit dem Wohnfig verbundenen armenrechtlichen 
Gemeindezugehörigkeit zu fein, denn die Befugniß, an jedem Orte Wohnfig 
zu nehmen, wäre inhaltslos, wenn fie nicht zugleich die Befugniß enthielte, 
an dem Drte den Wohnfig zu behalten.. Das dem Drtseinwohner zukommende 
armen: und ortöpolizeiliche Wohnrecht. fteht ihm ſomit nicht als ſolchem, fon: 
dern ald Staat3angehörigem zu; es bildet demnach feinen Bejtandtheil der 
armenrechtlichen Drtsangehörigfeit und jo fehlt dieſer ein essentiale des 
Heimathöbegriffes. 

Wir haben mit Vorjtehendem das Wiederaufleben des Heimathsbegriffes 
im preußiichen Rechte geleugnet, weil das mit der armenrechtlichen Gemeinde: 
angehörigfeit zufammentreffende Wohnrecht in der Gemeinde nicht in einer 
Zugehörigkeit zur Gemeinde, jondern in der Zugehörigkeit zum Staate, in der dem 
Staatdangehörigen verliehenen Niederlaffungsfreiheit, in einer interkommunalen 
Freizügigkeit des Staatsunterthanen jeinen Nechtsgrund habe. Nun find wir aber 
auch im Rechte derjenigen Staaten, für welche wir ein Fortbeitehen, ja eine Fort: 
entwidelung de8 Heimathrechte angenommen haben, einem. Freizügigkeitsrechte 
dee Staatsangehörigen begegnet. „Seinem jächjiichen Staatsangehörigen, jagt 
$ 17 des kgl. jächjischen Heimathsgejeges vom 26. Nov. 1834, ijt Die Auf— 
nahme und die Erlaubniß zur Niederlafjung in einem anderen als dem Heimaths— 
orte zu verjagen, fobald er einen Heimath- und . . . einen Verhaltſchein bei- 
zubringen vermag,“ und ähnliche Beſtimmungen des bayerijchen und württem— 
bergiichen Rechtes haben wir mitgetheilt.') Wenn wir nichts dejtomweniger Die 
armenrechtliche Gemeindemitgliedichaft Ddiefer Staatsrechte als Heimath im 
Rechtsſinne bezeichneten, jo konnte dies nur darin feinen Grund haben, daß 
mit dieſer armenrechtlichen Gemeindeangehörigkeit noch ein weiteres Wohnrecht 
verbunden ijt, al3 das, in dieſer interfommunalen Freizügigkeit des Staats: 
mitgliedes enthaltene. 

In der That nehmen wir wahr, daß die in diefer Niederlafjungsfreiheit 
des Staatsangehörigen beſchloſſene Wohnberechtigung nach preußiichem Rechte, 
wie nach der Rechtsordnung der übrigen genannten Staaten feine armen: oder 
Nicherheitspolizeilich völlig unbeſchränkbare ift. Nach preußischen Rechte kann 
der armenrechtlich der Gemeinde Zugehörige wegen nicht rechtmäßiger Aufführung 
ſchlechthin und wegen vorhandener Verarmung wenigſtens während eines 


") Bergl. oben ©. 239, N. 1 2. 
Annalen vet Zemiiden Reizs. 1892, 17 
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‚Jahres nad) feinem Anzuge aus der Gemeinde verwiejen werden und ähnliche 
Beitimmungen enthalten die übrigen Nechte,') die nur infoferne jtrenger find, 
als nad) ihnen einer Abweiſung auch wegen mur zu beforgender Verarmung 
nichts im Wege fteht.”) Die im Heimathrechte enthaltene Wohnbefugniß dagegen 
ift ſchon nach älterem Rechte in denjelben beiden Richtungen, d. h. in armen: 
wie ficherheit3polizeilicher Hinficht unbeſchränkbar. m Seimathberechtigten 
muß Aufenthalt in und Rückkehr nach der Heimathgemeinde unter allen Um— 
ftänden und jederzeit polizeilich geftattet werden. Dadurch iſt das Wohnrecht 
bes Heimathberechtigten vor demjenigen, welches auf dem freien —— 
des Staatsangehörigen beruht, ausgezeichnet. Wohl Hat auch der Staats: 
angehörige al3 folcher im 19. Jahrhundert eine ſolch' unbeſchränkte polizeiliche 
Wohnbefugniß, allein diefes Wohnrecht betrifft nicht die Freiheit des Gemeinden, 
fondern des Staatenwechſels. Es ift dasjenige Recht, welches der Staate- 
angehörige vor dem Staatsfremden voraus hat, das Recht, aus dem Staats- 
gebiete nicht ausgemwiefen werben zu können; nicht ausgeſchloſſen ift durch 
dasjelbe, daß der * Zug des Staatsangehörigen innerhalb des Staates, das 
interfommunale Wohnrecht des Staatsangehörigen Beſchränkungen unterliegt:?) 

So ſehen wir, worin der beſondere Weg beſtand, welchen die preußiſche 
Geſetzgebung an der Wende zum 19. Jahrhundert gieng. Nicht nur, daß Preußen 
unterließ, das mit der bisherigen armenrechtlichen Gemeindemitgliedſchaft ver— 
bundene Wohnrecht von einem blos in armen: und ſicherheitspolizeilicher 
Richtung unentziehbaren zu einem polizeilich überhaupt nicht beſchränkbaren 
zu ſteigern und das Heimathrecht damit aus einer blos armenrechtlichen zu 
einer allgemeinen Gemeindemitgliedſchaft zu erheben, hat es vielmehr der 
armenrechtlichen Gemeindeangehörigkeit auch das beſondere Wohnrecht gewonnen, 
welches bisher mit ihr verbunden war. 

Wir haben am un de3 vorigen Paragraphen die Vermuthung aus— 
gefprochen, die jcharfen Gegenjäge, welche die Entwidlung des deutſchen Ge: 
meinderecht3 im 19. Jahrhundert zeigt, möchten mit einer verjchiedenen Stellung: 
nahme der einzelnen Staaten zu der durch Bejeitigung von Leibeigenjchaft 
und Nachfteuer rechtlich, durch andere Umftände thatjächlich erleichterten Domi- 
zilsveränderung fi in Zufammenhang befinden. Wir jahen, wie in der That 
die Fortbildung des Heimathrechtes in Mittel- und Süddeutſchland von diefer 
Thatjache mwejentlich beeinflußt war. Es obliegt uns daher, auch zu unter: 
fuchen, was den preußifchen Gejeßgeber zu jener eigenartigen Umgeftaltung 
feines Gemeinderechts bejtimmte. 

) Vergl. bayer. Heimathögej. v. 11. Eept. 1825, $ 6: „Jedem Stantdangehörigen 
fteht frei, auch außerhalb jeiner Heimath ſich allenthalben im Königreiche mit den Seinigen 
aufzuhalten, ſoferne er ſich mit jeiner Familie auf erlaubte Weije ernährt und ihm nicht sole 
Rüdfichten entgegenfteben, welche auf Gejep oder Verordnungen beruhen.“ Württemb. Bürger- 
rechtögei. v. 4. Dez. 1888, Art. 11: „Jeder Staatöbürger, welcher irgend einer Gemeinde des 
KHönigreihs als Bürger oder Beifiger angehört, kann in jeder Gemeinde jeinen Aufenthalt 
nehmen und dafelbft jedes nicht zünftige Gewerbe treiben, folange ihm nicht der Aufenthalt wegen 
ſchlechten Prädikats oder aus anderen polizeilichen Gründen durch die Regierung&behörde ver- 
jagt wird;“ es werden dann Gründe, aus welchen der Aufenthalt verjagt werden muß oder 
darf, einzeln aufgezählt (fiehe insbej. auch Art. 19). Sächſiſches Heimathsgeſ., $ 17. 

So bejtimmt z. B. Art. 11 des mwürttemb. Bürgerrechtägej., daß auf Einipruc des 
Gemeinderath3 der Aufenthalt verjagt werden müſſe, wenn dev Gemeindefremde in den zwei 
Jahren, welche der Wohnfigveränderung vorangingen, aus öffentlichen Kaſſen Beiträge zu 
feinem Unterhalt empfangen habe zc., ohne andererjeitS zu verbieten, daß wegen mur zu 
beforgender Armuth Wegweijung erfolge. 

*) Bergl. Art. Freizügigkeit von Nebm im HWB. der Stantäw. Bd. III, S. 673. 


u 
ie geichichtlicher Entwidelung nad) römiſchem und beutichem Staats recht. ‚255 


Schon das Heimathrecht vom Stande des 18. Jahrhunderts bot in ‚der 
Unterftügungsanwartihaft und dem armen» und ficherheitöpolizeilichen Wohn- 
echte Fo erhebliche rechtliche Vortheile, daß man es unmöglich mit der ein- 
fachen Niederlafjung gewinnen laſſen konnte ; fein Erwerb mußte an erſchwerende 
Umftände gebunden, zum mindeften von einer Prüfung der wirthichaftlichen 
Kräfte des Anziehenden abhängig fein und wir erinnern uns, daß dies in ‚der 
Geſetzgebung thatfächlich der Fall war. Sollte der werthvolle Inhalt diefer 
armenrechtlichen Zugehörigkeit auch bei der Steigerung des Zuzugs Ortöfrember 
ungejchmälert erhalten werden, jo war e8 unmöglich, die Erwerbsbedingungen zu 
erleichtern, eine Erjchwerung derſelben lag viel näher, zum mindeften mußten 
die biäherigen erhalten werden. Andererſeits gewann das im Heimathrecht liegende 
unentziehbare Wohnrecht bei dem Anwachſen der Zuwanderung an praktischer 
Bedeutung, denn mit der Zuwanderung ftieg das Ausmweilungsbedürfniß und Die 
Ausweifungsluft der Gemeinden; der Vortheil, den der Beſitz eines Heimath- 
rechtes bot, trat umjomehr in den Bordergrund. Wie das Heimathredht nur 
Ichwer erworben werden konnte, durfte e8 auch nicht leicht zu verlieren. fein. 
Ein ſchwer gewonnenes Gut konnte unmöglich der Gefahr alabaldigen Verluſtes 
ausgejegt werden. Wie es demnach in einfahem Domizilerwerb nicht feine 

hungsurfache, jo fonnte e8 in einfacher Domizildaufgabe nicht feinen 
Berluftgrund haben. Das Heimathredht mußte unwillfürlich zu einer Beziehung 
dauernden Charakter zwilchen Ort und Individuum werden,’) follte e8 unter 
deu neuen Berhältniffen forterhalten werden. War dies aber der ‘all, fo 
ſchien eine ſchädliche Rüdwirkung auf die im Intereſſe feiner wirthichaftlichen 
Entfaltung wünjchenswerte örtliche Bemwegungsfreiheit des Individuums unaus: 
bleiblih. Es war nicht ausgejchloffen, daß fich jemand von der Verwerthung 
feiner Arbeitsfähigfeit an dem hiefür günftigften Orte abhalten ließ, weil er vor der 
Gefahr einer Ausweifung zurüdichredte und um die ungewiſſe Ausficht auf ein 
zulünftiges das gegenwärtige heimathliche Wohnrecht nicht im Stiche laſſen wollte. 

Die Möglichkeit ſolcher Beeinträchtigung der örtlichen Bewegungsfreiheit 
ihien dem preußijchen Gefeßgeber für die ungehinderte wirthichaftliche Ent: 
faltung des Individuums jo ftörend, daß er fich entichloß, um folcher 
Beichränfung individueller Erwerbäthätigkeit vorzubeugen, das Prinzip ber 
Heimath aufzugeben. Entkleidete er die armenrechtliche Zugehörigkeit ihres 
zeichen Inhaltes umd bejchränkte er die Wirkung derjelben lediglich auf ben 
Erwerb einer Unterftügungsanwartichaft, dann war. es zuläffig, die Entjtehung 
derjelben von erjchwerenden Bedingungen zu befreien und eine folge davon 
war dann wieder eine erleichterte Möglichkeit des Berluftes, m. a. W. um 
den Prei® der Aufgabe des Syſtems der Heimath war der Gejeggeber in die 
Lage verjegt, mit dem jeweiligen Domizilöwechjel den fofortigen Wechjel der 
zur Unterftügung verpflichteten Gemeinde zu verbinden oder wenigſtens ver: 
bältnigmäßig bald nachfolgen zu laſſen. So erklärt es fich, wenn nach dem 
Patent vom 8. Sept. 1804 als Ortsarmer der Einwohner eines Drtes gilt 
und diefe Eigenſchaft durch dreijährige Abwefenheit verloren wird.?) Während 


') Bergl. Rehm, Art. Eheichliefung im HWB. der Staatsw. Bd. III, ©. 12. 

?) Vergl. $ 18: Bloße Entfernung vom Orte des bisherigen Wohnſitzes ohne wirkliche 
Beränderung desjelben hebt in der Regel die Eigenihaft eines Ortseinwohnerd nicht auf, 
jedoch joll derjenige, welcher feinen legten Wohnfig freiwillig verlafien hat, von demjelben 
länger ala drei Jahre abwejend ift und feinen anderen Wohnfig im Einlande genommen 
dat, wenn er verarmt, nicht als ein Einwohner feines legten Wohnfiges und ala Ortdarmer 
desjelben betrachtet werden. 
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"O6 H.Hebm: Der’ Erwerb’ vun Staat® und Wenneinde-Angehörigkeit” 


"in dem Rechte der anderen deutfchen Staaten in dem Konflikte zwiſchen Indi⸗ 
vidual⸗ und Gemeindeintereſſe das letztere die Oberhand gewann, erfolgte ſomit im 
Rechte Preußens der Ausgleich zu Gunften des erjteren. Dort ſiegte das Prinzip 

‚der Aufenthaltsbeſchränkung, hier das Recht des freien Züges,; ein Gegenſätz, 

der bezüglich der armenrechtlichen Zugehörigkeit zur Gemeinde eben in dem Gegen: 
über von Heimath und bloßem Unterſtũhungswohnſitz ſeinen Ausdruck fand. 

Nun führt ung aber ein Umftand noch zu weiterer Bemerkung. Der Ueber: 
‘gang Preußens zum Syſtem des Unterſtützungswohnſitzes erfolgte wor "der 
Umgeftaltung, welcher das Heimathrecht im Folge der veränderten Nieder: 

lafjungsverhältnifje im übrigen Deutichland unterzogen wurde. Es drängt fich 

"die Frage auf: Warum find diefe Staaten dem Vorgang Preußens nicht ge: 

folgt? Sollten fie die Schädigung, welche dem Individualintereſſe aus dem 

Teithalten am Heimathsprinzipe erwuchs, nicht genügend gewürdigt und nicht 

verſucht haben, diefen Nachtheil der Privaten fo viel ala möglich zu mildern? 

Es hat den Anjchein, als wäre dieſe Vorſicht verabſäumt worden, denn 
wir ſehen Preußen, als es Anfangs der vierziger Jahre daran ging, die Frage 

“der öffentlichen Armenpflege für jein gefammtes Gebiet einheitlich zu regeln, 
an dem Prinzip des Unterjtügungswohnfiges feſthalten. In dem Gefege vom 
31. Dezember 1842 über die Verpflichtung zur Armenpflege wird diejenige 
Gemeinde für verpflichtet erflärt die Firforge für einen Armen zu übernehmen, 
in welcher der Arme entweder als Mitglied ausdrüdlih aufgehommen oder 

(unter Beobachtung der Borjchriften des Geſetzes über die Aufnahme neu 

anziehender Perſonen vom gleichen Tage $ 8) einen Wohnſitz erworben oder 

nach erlangter Großjährigfeit während ‘der drei fetten Jahre vor dem Zeit— 
punkt, wo feine Hilfsbedürftigkeit hervortrat, feinen gewöhnlichen Aufenthalt 

gehabt hat ($ 1). 
Es mögen hauptjächlich zwei Gründe gewejen fein, welche die deutjchen 

Mittel: und Kleinſtaaten abhielten, zu einem Prinzip zurücdzufehren, welches, 

“in den erjten Zeiten nad) Einführung gemeindlicher Armenunterjtüägungspflicht 

geltend, jchon damals, weil dem Gemeindeinterefje allzu Jhädlich, dem Syſtem 

der Aufenthaltsbejchränfung hatte weichen müſſen, einmal die Rückſicht auf die 
finanzielle Yage der Gemeinden und dann die Rückſicht auf eine ruhige, geordnete 

‚Armenpflege. Eine Steigerung der Armenlajt der Gemeinde ergab jich, von 
dem vermehrten Zuzug von Außen ganz abgejehen, ſchon daraus, daß mit dem 

Aufhören der perjönlichen Abhängigkeit des Grundholden die Verpflichtung des 

Herrn zur Unterftügung des Hörigen in Alter und Krankheit zu einem großen 

Theile entfiel. Umjomehr mußte der Zuzug von Außen eingedämmt werden. 

Das preußische Recht ſuchte das Gemeindeinterefie gegen allzu ftarfe Ziwanderung 
dadurch zu ſichern, daß es den Gemeinden die Befugniß verlieh, neu Angezogene, 

alſo in den Armenverband der Gemeinde jchon Eingetretene, binnen gewiſſer 

Friſt an ihren früheren Aufenthaltsort zurüdzumeiien, wenn fie nachzumeifen 

vermochte, daß der Nenangezogene jih jchon an jenem Orte im Zuſtande des 

Verarmtjeins befunden habe.') Den übrigen Staaten jchien der Schuß der 
Gemeinden ein wirfjamerer zu fein, wenn die armenrechtliche Zugehöriafeit zur 

Gemeinde überhaupt erſt nach Prüfung der wirtbichaftlichen Lage zur Ent: 
jtehung gelangte; dann war es aber nicht möglich, die arınenrechtliche Gemeinde: 

mitgliedichaft von Rechtswegen mit der Niederlafjung entjtehen zu lafjen, fie 

mußte von einer fürmlichen Aufnahme abhängig gemacht werden. 


) Vergl. Edift vom 8. Sept. 1804, & 11 u. 12 


in geichichtlicher Entpwidelung, nach gömüchen und dentſchem Staatsrecht. 257. 


- Andererjeit3 fonnte es bei der vermehrten Inanſpruchnahme gemeindlicher 
Armenhilfe nicht außbleiben, daß die Gemeinden mehr als bisher Veranlajjung 
nahmen, die Frage ihrer Unterftügungspflicht genau zu prüfen und dabei mehr 
ald vordem geneigt waren, zu einer Berneinung ihrer Pflicht zu gelangen. Die Zahl 
armenrechtlicher Streitigfeiten mußte demnach unter allen Umjtänden fteigen. Ging 
mon dann gar och zum. Domizilsprinzip über, fo war ein weiteres — **— 
der Unterſtützungsprozeſſe unvermeidlich, denn nichts konnte leichter zum Gegen— 
ftand eines Streites werden als .die Frage des Vorhandenſeins der Nieder: 
lafjungsabficht. » Die Möglichkeit allzu häufiger Verweigerung von Armenhilfe 
widerjprach aber den Anforderumgen einer, rubigen, ficheren, geordneten Armen: 
pflege. - Dieje heiſchte eine Feſtſtellung der Unterjtügungspflicht nach klaren, 
zuverläffigen, wenig bejtreitbaren. Meerfmalen.‘) Ein Uebergang zum Brinzip 
des Unterftügungsmohnfiges jchien anderen Staaten nur möglich bei Ueber: 
nahme der Armenpflege auf den Staat in der Weife, daß die Gemeinden 
zwar jormeil die umterjtügumngspflichtigen Rechtsſubjekte blieben, ihre Pflicht. 
aber auf Rechnung des Staates erfüllten. Einem jolchen Schritte aber jtanden 
von der erheblichen finanziellen Belajtung des Staates abgejehen wieder die 
Grundjäge einer gejunden und Iparjamen Armenpflege entgegen. 

So kam e3,. da die übrigen Staaten an dem Heimathsſyſteme jejthielten. 
Sie glaubten, Angefichts der Umgeftaltung der Niederlajjungsverhältnijie, dem 
Intereſſe der Gemeinden einen höheren Schuß gewähren und die Nealifirung 
der a — vor einer gewiſſen Unſicherheit bewahren 
zit müſſen. 

Daß fie ſich dabei — und das betrifft unjere zweite Frage — wohl 
bewußt waren, wie diefe Ziele nur unter Beeinträchtigung der Freiheit der 
örtlichen Bewegung des Individuums und damit der ungeſtörten wirtbichaftlichen 
Entwidlung desjelben erreicht werden konnten, erhellt aus zwei Rechtserſchein⸗ 
ungen, die uns im 19. Jahrhundert neu begegnen, aus der Einführung ſoge— 
nannter Heimath- oder Heimkehrſcheine und der Feſtſetzung einer Unterſtützungs— 
pflicht der Dienſtgemeinde, welch letztere Rechtsveränderung gleichbedeutend mit 
einer Umgeſtaltung des rechtlichen Inhalts der Heimathbefugniß iſt. 

Das eine dieſer Inſtitute verfolgt den Zweck, den Aufenthalt auch außet⸗ 
halb der Heimathgemeinde zu einem gegen Ausweiſung möglichſt gejicherten zu 
machen, dem anderen liegt die Abjicht zu Grunde, bis zu einem gewiſſen Grade 
bei den Berjonenklajien, welche am meijten wandern, dem Wohnjigwechjel als- 
bad auch den Wechjel der zur Armenunterftügung verpflichteten &emeinde folgen 
zu laſſen. Die: eine Nechtseinrichtung verdanft vorwiegend dem Verwaltungs: 
brauche, die andere der Verwaltungsgejeßgebung ihre Entftebung. 

Um die Härte der Gejeggebung, welche darin lag, daß man außerhalb 
der Heimathgemeinde nicht blos wegen wirklich erfolgter Inanfpruchnahme . 
öffentlicher Armenpflege, ſondern jchon wegen nur zu beforgender Unterjtügungs- 
möglichkeit abgewiejen werden fonnte, einigermaßen zu mildern und jo auch 

unvermögenden Individuum eine ruhige Niederlajjung an anderen Orten 
als der Heimath zu ermöglichen, bildete fich in unmittelbarem Anjchluß an die 
nene ‚Heimathgejeggebung in einer Reihe von Yändern, insbejondere in Mecklen— 
m. ie und Hannover in der Praris der Gemeinden die Sitte aus, 


" — hieher auch die Bemerkungen Bißer's in der Emminghaus' ſchen 
Semnhung . „das Armenwejen und die Armengejepgebung in europäiichen Staaten“, 1870, 
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anbemittelten Ortsfremden von gutem Leumund die Anfiedelung in der Gemeinde 
erlauben, wenn fie urkundlich nachwiefen, daß fie von der Gemeinde, welder 
he bisher armenrechtlich zugehörten, innerhalb bejtimmter Friſt oder jederzeit 
im Berarmungsfalle unterftügt und wieder aufgenommen würden. Durch jolchen 
eimatbichein, in Bayern auch Rückatteſt genannt, übernahm die bisherige 
emeinde die Verpflichtung, ſelbſt für den Tall, daß das wegziehende Indi— 
viduum an dem neuen Wohnort ein Heimathrecht erwerben follte,') die hieraus 
der neuen Heimathgemeinde erwachjende Unterftügungsverbindlichkeit an deren 
Statt zu erfüllen, und der Anziehende verpflichtete fih, im VBerarmungsfalle 
nicht die Gemeinde feiner neuen Niederlafjung, fondern die bisherige Heimath- 
gemeinde um Hilfe anzugehen, wie er andererjeit3 ein vertragsmäßiges Recht 
auf aus armenpolizeilichen Gründen nicht entziehbaren Aufenthalt am Orte 
feiner neuen Niederlafjung erwarb. Der —— ?) war alſo die Urkunde 
über einen Vertragichluß zwiſchen der überwandernden Perſon und der bis: 
berigen und der neuen Domizilögemeinde. Die Urkunde konnte auch nur Ber: 
abredungen zwiſchen der betreffenden Perſon und der bisherigen Domizils- 
en enthalten. Der Beitritt der anderen Gemeinde erfolgte dann durch 
nnahme der erſt abgejchlofjenen Vertragsurfunde. Eines blieb auch bei dieſer 
neuen Einrichtung immerhin mißlich. Die Einräumung folch ungeftörten Wohn: 
rechtes ftand im freien Belieben der Gemeinde. 

Was in den genannten Staaten der Verwaltungsbrauc — Vertrags: 
ſchlüſſe zu erreichen fuchte, gewährte im Königreih Sachſen die eiebgebung 
jelbft und zwar unter Befeitigung dieſes leßtgenannten Mißftandes. 8 16 des 
ke vom 16. Nov. 1834 beftimmt: „In Beziehung auf gegen: 
wärtige3 Gele und die Armenverforgung können von dem Ort de3 bisherigen 
Aufenthalts, infoferne derjelbe nicht zugleich der Heimathsort ift, Fe 
werden, alle diejenigen, welche oder deren Angehörige a) während der Beit 
des dermaligen Aufenthalts öffentliches Almojen in Anfpruch — oder 
b) gebettelt haben“; und $ 17 fügt au: „Seinem ſächſiſchen Staatsangehörigen 
ift die Aufnahme?) und die Erlaubnii zur Niederlaffung an einem anderen 
als dem Heimathorte zu verfagen, fobald er a) einen Heimathſchein umd 
b) ein obrigfeitliche® Zeugniß, daß innerhalb des lebten Jahres wider ihn 
weder der $ 16 gedachte noch ein anderer polizeilicher Grund zur Ausweiſung 


) Diejer Fall trat jehr leicht mad) dem Recht derjenigen Staaten ein, in welden 
es Heimatherwerb durch Vertrag gab, wie im bayeriichen Rechte (vergl. oben S. 246), und 
nad denjenigen Rechten, welche eine erwerbende wie eine erlöjchende Verjährung des Heimath- 
verhältnifjes fannten. Zu lepteren gehört das medienburgiihe Recht. Nach diejem wurde, 
wie früher (S. 244), hervorgehoben, die Heimath durch qualifizierten Wufenthalt von zwei 
Jahren gewonnen; ebenjo aber auch verloren, wenn der Heimathberechtigte fich zwei Jahre 
lang von dem Heimathorte entfernt hatte (vergl. B. für Echwerin v. 21. Juli 1821, 8 4, 
für a ? v. 27. Juli 1821, $ 4). 

) Bergl. über die Heimathicheine in Medlenburg Trotidhe a. a.D., S. 108, N. 22 
nnd Böhlau a.a. D., ©. 343, 362, 363; über die Heimkehricheine in Hannover Niemeyer, 
die hannövriſche Domizildordnung, 1853, ©. 9; über die bayeriihen Nüdattefte die bei 
Seydel, Bd. III ©. 96, angegebene Literatur. Dieje Rüdattefte fonnten übrigens aud 
einen anderen Inhalt haben; & fonnten nur Berträge zwiichen dem Individuum umd der 
bisherigen Niederlafjungsgemeinde fein, inhaltlid deren an Stelle der bisher nur unjelb- 
ftändigen Heimath eine jelbjtändige verliehen wurde. Dann wurde natürlich am neuen 
Wohnort fein feſtes armenpolizeilihes Wohnrecht erlangt. 

+) D.’h. ald’ Bürger, denn dieje begründet nad ſächſ. Recht nicht von Rechtswegen 
Heimathangehörigkeit, jondern ift nur Element eines Erfigungstitel® der Heimath, vergl. 
oben ©. 245. 


in geſchichtlicher Entwidelung nach römiſchen und deutſchem Etantöredit. 259° 


vorgefonumen jei (VBerhaltichein) beizubringen vermag“. Die nur zu befürchtende 
Verarmung ift argumento a contrario aus der Heihe der Ausweifungsgründe: 
geftrichen. Wird der neuen Aufenthaltsgemeinde ein Heimathichein, d. h. Hier 
eine öffentliche Urkunde über den Befig der Heimathsangehörigkeit in einem 
anderen Orte vorgelegt, ift aljo die Verpflichtung einer anderen Gemeinde zur 
Berforgung im VBerarmungsfalle nachgewiejen,') ſo jteht es nicht blos, wie da, 
wo gefegliche Beitimmungen fehlen und nur der Berwaltungsbrauch helfen 
faun, der Fall ift, im Belieben der Gemeinde, dem men Zuziehenden die 
Kiederlafjung nicht zu wehren, fie muß vielmehr den Aufenthalt geftatten, der 
neue Ortseinwohner hat einen gejeglichen Unfpruch auf armenpolizeilich unge: 
förtes Wohnrecht. 
Die zweite Maßregel, um die aus dem Feſthalten am Heimathsprinzip 
für freie Entfaltung der Ermwerbsthätigkeit des Individuums fich ergebende 
Benadhtheiligung fo viel als möglich wett zu machen, ohne amdererjeit3 Die 
Heimathsrechtsermittelung zu erjchweren, war die Einführung einer Unter: 
jtügungspflicht der Dienjtgemeinde wenigftens für Fälle der Erfranfung. Dienft- 
boten, Gewerbögehilfen und Lehrlingen, Fabrik- und anderen Landarbeitern, 
welche außerhalb ihrer Heimath im Dienjt oder in jtändiger Arbeit ftanden, 
wurde für den Fall ihrer Erkrankung eine Anwartichaft auf: zeitlich beſchränkte 
Krankenunterſtützung gegenüber derjenigen Gemeinde eingeräumt, in welcher 
fie zur Zeit der Erkrankung in Dienjt oder Arbeit ftanden. Iſt es von den 
größeren deutjchen Staaten auch nur Baden, welches der Arbeits: und Dienft- 
—— ſchon vor dem Jahre 1840, alſo vor der neuen Niederlaſſungs- und 
rmengejeggebung Preußens, eine ſolche Verpflichtung auferlegte, immerhin 
war dadurch der Beweis geliefert, daß fich die Wortheile des Heimaths: und 
des Unterftügungswohnfig-Syftems miteinander verbinden ließen. Nach der 
bad. Verordnung vom 16. ‘Febr. 1838, die Behandlung armer Dienftboten, 
Handwerker umd anderer armer Reifender im Falle ihrer Erkrankung außer: 
halb ihres Heimatbortes betreffend, follte, wenn die Krankheit nicht blos ganz 
vorübergehender Natur war, für welchen Fall die Leiftung von Krankenhilfe 
der Herrichaft und den Arbeitgebern aufgelegt wurde, die Ortspolizeibehörde 
für Unterftügung bis zur Möglichkeit des Transportes in die Heimath, 
mindeftens aber auf vier Wochen zu forgen verpflichtet jein. Damit war für 
die fahrende Bevölkerung ein beweglicher Unterjtügungsort gegeben, ein Unter: 
fügungsort, welcher mit dem Wechjel des jeweiligen Domizils fich ebenfalls 
veränderte, und jo Die Beſchränkung, welche das Verharren beim Syſtem der 
Heimath für den freien Niederlafjungswechjel mit fich brachte, wenigitens für 
diejenigen Perſonenklaſſen gehoben, deren Berhältnifje am meiften zu Domizils: 
veränderung Anlaß gaben. Zugleich lag in diefer neuen Recht3einrichtung 
eine Abänderung des bisher in Geltung geweſenen Heimathsbegriftes infoferne, 
als derjelbe damit eines Merkmales entkleidet wurde, das ihm jeit feiner Ent- 
ftehung eigenthümlich war, des Merkmals, die ausschließliche armenrechtliche 
Gemeindemitgliedichaft zu fein. Bisher refultierte nur aus dem Heimath— 
verhältniß eine öffentlichrechtliche Verbindlichkeit der Gemeinde zu nicht weiter 
abzumälzender Armenpflege, nun ergab fich eine ſolche auch aus anderen 
Berhältnifjen. 
Bergl. $ 4 des fühl. H.-Gef.: „Jeder Heimathsbezirk hat die Verbindlichkeit, jeine 
Heimathangehörigen, jobald fie unterfonmenslos geworden find, bei ſich aufzunehmen und, 


mjomweit fie es nicht durch eigene Anitrengung und durch Unterjtügung der privatrechtlich 
Verpflichteten vermögen, ihnen Unterfommen und den nothdürftigen Unterhalt zu verichaffen.” 
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Wenn der preußiſche Gejeggeber troß der eben -gefchilderten, wohl glüd: 
lichen Ausgleichbeitrebungen zwiihen Kommunal: und Individualinterefie auf. 
Grundlage des Syſtems der Heimath bei Neuordnung, ‚des Niederlafjungs- und. 
Armenweſens im Beginne der vierziger Jahre das Yırfenthaltsprinzip wieder: 
zu verlafjen ſich nicht entichließen konnte, jo mußten ihn davon Bedenken ab— 
halten, deren Hebung nur unter völliger Aufgabe des Prinzips: der Heimath 
möglih war. In der That barg eine auf Grundlage der-Heimath aufgebaute, 
Armenpflege eine Härte, eine Unbilligfeit in fidy, welche vom Heimathöprinzipe 
nicht zu trennen, ihm gleichſam immanent war, , 

Wie früher erwähnt, hatte der Umſtand, daß mit.dem Beſitz eines Heimath— 
rechte8 hohe praftiiche Vortheile erworben waren, eine befondere Erſchwerung 
des Erwerbes wie des Verluſtes desjelben im Gefolge. Die einmal gewonnene 
Heimathbeziehung wurde in dem meijten Fällen zu einer durch Jahrzehnte, 
unter Umjtänden bis ans Lebensende dauernden Verbindung von Gemeinde. 
und Individuum. Allein bei dem jteigenden Ortswechiel der Bevölkerung 
mochte es nicht jelten vorkommen, daß diefe andauernde, vielleicht lebenswierige 
rechtliche Verbindung von Individuum und Heimath nicht auch gleichzeitig 
von einer thatſächlichen räumlichen Verbindung beider begleitet mar. Dft 
ntochte der Heimathberechtigte Durch eine lange Reihe von Fahren an einem 
anderen Orte als in der Heimath wohnen und wirfen.. Auf diefe Weije konnte 
e3 gejchehen, daß die bislang ruhende Beziehung zu einer Zeit praftiiche Be— 
deutung erhielt, in welcher lauge thatfächliche Trennung. ſchon zu volltommener 
Entfremdung beider Theile geführt hatte. Trat eim jolcher Fall ein, jo lag 
darin eine gewilje Unbilligkeit für die Heimathgemeinde und konnte fich eine 
jolche auch für den Heimathberechtigten ergeben. ') 

Es mußte von der Heimathgemeinde als eine unbillige Laſt empfunden 
werden, wenn fie verpflichtet war, einer Perfon, die ihr Leben lang in einem- 
anderen Orte erwerbend thätig gemwejen und jo nur zu den Ausgaben einer 
jremden Gemeinde beigejteuert hatte, nunmehr, wo derjelben die Arbeitskraft 
und damit die Quelle des Unterhalts und der Möglichkeit; an den Gemeinde- 
lajten mitzutragen, verjagte, Unterjtüßung reichen zu müſſen, denn der Auf: 
enthaltsgemeinde lag endgiltige Bilfeleiftung ja nur gegenüber gewiljen Perſonen-⸗ 
klaſſen und im beitem Falle nur Kranfenhilfe und jelbjt dieje- meift nur für 
einen bejtimmten Zeitraum ob. Andererſeits konnten fich bei folcher Sachlage 
auch für den Hülfsbedürftigen Bejchwernijfe ergeben. Er konnte -an jeinem 
Yebensabend noch genöthigt werden, in eine Gemeinde zurüdzufehren, in der 
er ganz fremd geworden, jei e8, daß die Heimathgemeinde der billigeren Ver— 
pflegung halber jolches forderte, jei e8, daß die Aufenthaltsgemeinde auf jeine 
Uebernahme drang, wozu fie jelbjt in dem Falle berechtigt war, daß der Hilfs- 
bedürftige durch Vertragsſchluß (Heimatbichein) in ihr ein Wohnrecht erlangt 
hatte, denn dies war zeitlich immer auf den Eintritt der in Folge von. Ver: 
armung eintretenden Hilfsbedürftigkeit beichränft. War der zu Unterjtiigende 
aber auf jolche Weile zur Ueberfiedelung in feine rechtliche Heimath gezwungen, 
jo war er damit unter Umjtänden viel bilflofer als zuvor, denn hier, wo er. 
fremd mar, durfte er weniger auf private Hilfe rechnen, .al® da, wo er that: 
hächlich heimisch geworden und jo der Unterjtügung werkthätiger Genoffen und 


’) Bergl. über diejen Punkt insbejondere Biper bei Emmingbaus, ©. 375, Yöning 
in Schönberg's HB. der polit. Delon 3. Aufl. 3. Bd. ©. 994 und Münfterberg, 
Die deutſche Armengejepgebung, 1887, ©. 348. Rn 


in geihichtlicder -Extiwidelungenach römtichen unddeutſchem Stagtöredi. 361: 


Bekannten ſich verſichert halten konnte: + Dem preußiichen Geſetzgeber erſchien 
e& den Intereſſen beider Theile: angemefjener, wenn die Gemeinde, welcher das 
Individunm durch gewohnten Aufenthalt. und durch Erwerböthätigfeit thatſächlich 
angehörte, auch diejenige ilt, welche in Zeiten: dauernder Hilfsbedürftigkeit das-, 
jelbe zu umterjtügen. hat. Unter Beibehaltung. eines: mentziebbaren. Wohn 
rechtes als Rechtsfolge der armenreghtlichen Gemeindezugehörigkeit, aljo unter. 
Beibehaltung des Heimathaprinzipes war dieſer Gedanke. nicht zu verwirklichen. 
Im: Syitem des. Unterftügungswohnfiges war er verwirfliht. Sp kam 28, 

daß Preußen. audy bei der Neuordnung der Dinge das armenrechtliche In 

De nicht: mit ‚dem Prinzipe der. Heimath vertaufchte. 


* Der Erwerb der Gemeindeangebörigteit 
s 16 


Nach Abſchiuß der Darlegüngen über Die Fortbildung des echten d der 
Niederlaſſung und Armenpflege in Preußen find wir in der Lage, zu unſerem 
Hauptthema, zur Frage des Erwerbs der Gemeindeangehörigfeit zurüdzufehren 
und deren Entwicklung in der erjten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu betrachten. 
Dieje Aufgabe‘ ift raſch erfüllt, nachdem das Material zu ihrer Beantwortung 
zum allergrößten Theile bereits in den vorftehenden Erörterungen enthalten iſt 
Der Unterſchied zwiſchen preußiſchem Recht und Recht der mittel: und 
ſüddeutſchen Gruppe macht ſich ſofort bei Entſcheidung der Vorfrage geltend: wie 
viel Arten von Gemeindeangehörigkeit kennt das neuere deutſche Gemeinderecht? 
Die Heimathszugehörigkeit zur Gemeinde war von den Geſetzgebern jeden: 
falls als Gemeindemitgliedſchaft im Rechtsſinne angeſehen. Das zeigt theils 
der Wortlaut, theils der Inhalt der einſchlägigen Geſetze, der Wortlaut durch 
Veſtimmungen, wie die, DaB das Recht, an einem Orte zu wohnen,) alſo * 
Heimathrecht, durch „ausdrückliche Aufnahme in eine Gemeinde” e 
morben werde und dieſe „Aufnahme in die Reihe dev Gemeindemitgli — 
cheils durch Erlangung des Bürgerrechts, theils durch obrigkeitliche Erlaubniß 
zu bleibendem Aufenthalt erfolge, oder, wie die: „Gemeindeangehörige ſind 
diejenigen, welche in der Gemeinde Heimathrecht erworben haben“,?) bejonders 
aber durch den Satz: „Die Gemeinden find die Grundlage des Staates, jeder 
Staatsangehörige muß daher einer Gemeinde als Bürger oder Beiſaſſe ange 
bören“.‘) Aus dem Inhalt der neuen Geſetze läßt fich der Gemeindemitglied- 
ſchafts-Charakter des Heimathsrechtes injoferne entnehmen, als in denjelben 
das Heimathrecht mit Rechtswirkungen bekleidet erjcheint, welche auch der ur: 
eigenjten Gemeindezugehörigkeit, dem Bürgerrecht, zufommen,‘) eine Erweiterung 
des 5 Snhalts, die in einigen Semeinderechten ſogar dahin führte, BERN, und 


2 N Hannövrifce D.D. v. 6. Juli 1827, $ mu. 3. 

7), Gem⸗O. für Sahjen-Weimar-Eijenadı v. 25. gebt. 1850, Art. 20. Bergl. auch 
revid. braunſchw Städteordnung vom 19. März 1850, 8 10: „Gewmeindegenofien find alle, 
welche auf geiegliche Weile ein Wohnortöredht in der Stadt erhalten haben“, ebenjo Land— 
gemeindeordnung, $ 12. 

9) Bergl. die oben ©. 248 N. 3 und S. 24IM. 1 citierten Stellen: „Mit Ausnahme der 
Staatöbeamten, Kirchen» und Schuldiener kann im Herzogthum Altenburg, jagt die altenb. 
Beri. v. 29. April 1831, 8 100, niemand das Staatsbürgerredt ausüben oder die vollen 
Rechte der Landesunterthanſchaft ſich aneianen, der nicht ald Bürger oder Nachbar einer in— 
ländiihen Gemeinde angebört. Insbeſondere find Nerzte, Anwälte, Notare und andere 
nidit im unmittelbaren Staatsdienit jtehende Perjonen ale Mitalieder dei Gemeinde 
verbandes. ihres Wohnortes anzujehen.“ 

*) Necht zum Gewerbebetrieb, zum Grundſtückerwerb, zur Verehelichung. 
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Bürgerrecht zu eimer einzigen Gemeindeangehörigkeit zu verjchmelzen.') Nimmt 
man dann och. Hinzu, wie die Erſchwerung des Erwerbes und Berluftes Der 
Heimathsberechtigung derfelben die Natur einer auf die Daner berechneten Ber: 
bindung verleiht, fo find alle Elemente der Zugehörigkeit zur Gebietskörper⸗ 
ſchaft gegeben, die nicht nothwendig auf eine Rechtswirkung beichränkte, 
dauernde Verknüpfung einer Perfon mit einem politiichen Gemeinmejen. 

"Anders in Preußen. Hier hat die Mufgabe des Heimathiyftems zur Folge 
‚gehabt, daß das preußifche Recht durch mehr als dreißig Jahre nur eine Art 
von Gemeindeangehörigfeit kennt, das Bürgerrecht. Wohl entjtehen auf Grund 
derjelben Thatfache des Wohnfiges verfchiedene Rechtäwirkungen zwiſchen Ge— 
meinde und Individuum, die Armenfürforgepflicht der Gemeinde, die Verbind: 
lichkeit derfelben, dem Drt2einwohner ein wenn auch bejchränftes Wohnrecht 
im Orte zu gewähren, und endlich eine Berechtigung, die Berechtigung Der 
Gemeinde zur Erhebung von Gemeindeabgaben, die Elemente einer nicht auf 
eine Rechtswirkung eingeengten Verbindung von Individuum und Gemeinde 
wären fomit vorhanden gewejen, allein durdy Jahrzehnte hindurch konnte ſich Die 
preußiſche Gefeßgebung des 19. Jahrhunderts im Gegenſatz zu der Rechts: 
anſchauung voraufgegangener Zeiten nicht dazu verftehen, eine nur auf Domizil 
beruhende Verbindung zwifchen Perfon und Gemeinde als hinreichend zur An— 
nahme einer dauernden Öffentlichrechtlichen Beziehung VBeider, einer Gemeinde: 
zugehörigkeit, zu erachten: immer wieder werden die bloßen Einwohner den 
Gemeindemitgliedern gegenübergeftellt. So jagt allg. LR., IL, 19, $ 10: 
„Stadt umd Dorfgemeinden müfjen für ihre verarmten Mitglieder und Ein— 
wohner ſorgen“, oder die Städteorduung vom 19. Nov. 1808 in $ 14: 
„Bürger oder Mitglied einer N ift der, welcher in einer Stadt 
das Bürgerrecht befigt”, und in 8 46: „Der Inbegriff jämmtlicher Bürger 
der Stadt macht die Stadtgemeine oder die Bürgerfchaft aus“. Erſt die Zu— 
lafjung des einfachen Stadtbewohners zum Grundftüderwerb und Gewerbe: 
betrieb, gleich dem Bürger, vermochte den Gefegeber, in dem bloßen Wohnfig 
eine binreichende Urſache zur Begründung des Gemeindemitgliedichafts:Verhält: 
nifjes zu fehen: Die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 zählt die 
Schutzverwandten,“ das find eben die bloßen Einwohner, zu den „Mitgliederu 
der Gemeine?) und ebenfo jagt dann 8 2 der Gemeindeordnung vom 11. März 
1850: „Alle Einwohner des Gemeindebezirf3 gehören zur Gemeinde“. 

Wenn die legtere troß unterdejjen — Regelung des Armenweſens für 
das ganze Land die armenrechtliche Unterſtützungsanwartſchaft nicht mit in den 
Kreis der Rechtswirkungen einfacher Gemeindeangehörigfeit gezogen hat — fie 
nennt als jolche nur das Recht zur Mitbenügung der öffentlichen Gemeindeanftalten 
umd die Verpflichtung zu Theilnahme an den Gemeindelaften ($ 3) —, fo liegt 
der Grund hiefür wohl darin, daß nach dem Gejege vom 31. Dezember 1842 über 
die Verpflichtung zur Armenpflege im Gegenfaße zu dem Edikte für die Kurmarf, 
Neumark und Pommern vom 8. Sept. 1804 jene rechtliche Ausficht auf Armen 
hilfe nicht bloß dur Wohnfignahme, fondern auch dur Erwerb des Bürger: 
rechts und durch einfachen Aufenthalt von längerer Dauer erworben wurde. 


) Bergl. 3. B. bad. Gef. über die Rechte der Gemeindebürger vom 9. April 1851 
815. und Gem.-Bei. für Naffau vom 26. Juli 1854, 8 68 Fi. 

) 824: „Schupverwandte find diejenigen, welche, ohne Bürger zu jeyn, ihren Wohnfig 
im Stadtbezirfe haben.“ u 

) Vergl. $ 28: „I. Mitglieder der Gemeine. Die Stadtgemeinde bejteht aus jämmt- 
lien Einwohnern des Stadtbezirtd (Bürgern und Schupverwandten).” 


— 


in geſchlcilicher Entwicelung nach römifchem und deutfchen Siaaisrecht. 263 


Eine andere Frage ift, ob die Zugehörigkeit zur Unterftügungstwohnftg: * 
gemeinde ſeit Anerkennung des Wohnfiges als Begründungsthatfache der Ge: 
meindeangehörigfeit nicht für fich allein die Erforderniffe einer Gemeindemit: 
gliedſchaft zu erfüllen vermochte. Das eine Requifit, die Dauernde Verbindung, 
war gegeben, denn auch Bürgerrecht und mehrere Jahre fortgefegter gewöhn: 
licher Aufenthalt find zweifellos Thatfachen, die als geeignet gelten müſſen, 
einer Beziehung von Fndividuum und Gemeinde den Charakter der Dauer’ 
zuzubringen, aber das andere Erforderniß fehlte, ein in dem Richtungen feiner 
Wirkung auf beide Theile grundfäglich unbeſchränktes Verhältniß. 

Die Beziehung von Unterftügungseinwohner und Unterftügungswohnfiß: 
gemeinde zeigt eben nur eine Rechtswirkung zwiſchen beiden Theilen, die Unter: 
ftügungsverbindlichkeit der Gemeinde; die Pflicht der Gemeinde, den Aufenthalt 
des Hilfsbedürftigen zu dulden, jolange er der Hilfe bedarf, ift nur eine Nebenfolge 
der Unterftügungsverbindlichkeit, nicht Ausfluß eines jelbftändigen Wohnrechtes, 
denn, jobald die Nethwendigfeit der öffentlichen Hilfekeiftung aufhört oder über: 
haupt nicht vorliegt, darf der Unterjtügungsanmwärter aus der Unterftügungs: 
wohnfiggemeinde ausgewiefen werden.') Nicht, weil der Arme ein Wocnreht 
hätte, ſondern weil die U.W.&emeinde zu unmittelbarer Unterftügung verpflichtet 
ift, Hat die Answeifung bei Eintritt der Unterftügungsbedürftigkeit zu unterbleiben. 

So ift das Refultat, welches wir für die Vorfrage gewinnen dies: Nach 
preußiſchem Recht des 19. Jahrhunderts giebt es — von den Ueberreften der 
Realgemeinden, den ländlichen Grundbefigergemeinden,?) abgeſehen — bis 1831 
nur eine Art von Gemeindemitgliebiehatt das Bürgerrecht; 1831 tritt als 
zweite Art das Einwohnerrecht, furzweg „Gemeindeangehörigkeit“ genannt, 
binzu; in den übrigen deutfchen Staaten haben wir, foweit nicht eine Zufammen- 
legung der beiden Arten zu einem Bürgerrecht ftattfand, ala Gemeindemitglieder 
die Heimathberechtigten und die Bürger.“) | 

Was nun den Erwerb der Gemeindemitgliedichaft anlangt, fo ift es, um 


) Vergl. v. Stengel, Art. Niederlafjung in jeinem W.:B. des deutichen Ber- 
waltungsrechts. Bd. II, ©. 165, und Hermann Beat fert, Art. Boligeiauffiht chende, 
3b. II, ©. 253. a Kreh im HWB. d. Staatsw., Bd. 1, ©. 846. 

”) Bergi. hierüber Löning, Lehrb. des deutichen Verwaltungsrehts, ©. 168, und 
Jolly, Urt. Gemeindemitgliedihaft in dv. Stengel's W.-B, Bd. I, ©. 517. 

”) Die Bertheilung des Inhalts zwiſchen Beimath: und Bürgerrecht ift in den einzelnen 
Zandeörechten eine jehr verſchiedene. Es kommen Uebergänge und Abftufungen vor. Die 
Gemeinde Ordnung für die Städte und Landgemeinden Kurheiiens vom 23. Oft. 1834 5.8... 
nnterjheidet Gemeindeangehörige und Gemeindemitglieder. Die Gemeindeangehörigen find 
Diejenigen, welche „in einer Gemeinde ein bleibendes er (bleibendes Wohnrecht) 
mit dem Anjpruche auf Benupung der Gemeindeanitalten haben“ ($ 9). Die Gemeinde: 
mitglieder find diejenigen Gemeindeangehörigen, welche dad Recht haben, ſelbſt ein Geſchäft 
zu betreiben, einen eigenen Haushalt zu führen, im der Gemeinde zu heirathen. Die Ge— 
meindemitglieber, welche nur dieje Rechte haben, heißen Beifiger, diejenigen, welchen außerdem 
das Recht zur Mitwirkung bei den öfientlihen Angelegenheiten zuiteht, Ortsbürger ($ 20). 
Wir jehen aljo, die Gemeindeangehörigen find Beſitzer eines fait nur auf die essentialia 
des Begriffes beichränften Heimathrechtes im techniſchen Sinne (Gemeindeanſtalt ift aud) die 
Armenpflege), die Beifiper find Inhaber des inhaltlich erweiterten Heimathrechtes (Halbbürger), 
die Ortöbürger find Bürger im technifchen Sinne (VBollbürger). Seine Gemeindeangehörigen 
find die jog. Schutz- oder Ortägenofien; es find das PBerjonen, mweldye „mit dem Heimäth— 
verhte in einer anderen Gemeinde verjehen, am Ort auf gewiije Zeit oder in einem 
nicht jelbjtändigen Berhältnifie mit polizeilihem Vorwiſſen einen eigenen Haushalt 
haben, 3. B. ®uts-, Apotheker⸗, Mühlen-, Wirthſchafts- und dergleichen Pächter oder Gejchäfts 
führer, oder in Privatdienften jtehende Perjonen“. Der Geſetzgeber geht ofjenfichtlih davon 
aus, dab dem Aufenthalt diefer Perjonen der Charakter der Dauer, ihrer Beziehung zur 
Gemeinde jomit der Eharakter einer dauernden Verbindung fehle. 


⏑⏑————— „Ar v. — — — — — — 
a J 


—— | 
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zunächit vom Bürgerrecht zu jprechen, in der dem Heimathigitem angehörenden 
Staatengruppe bei dem jchon jeit Jahrhunderten geltenden. Berleihungsprinzip 
und. -Mpar nach den meiſten Rechten als ausſchließlichem Erwerwerbstitel ge- 
dlieben.) Nur Bayern ſehen wir eine Ausnahme machen. Ju Bayern Hatte 
für. Städte-und Märkte in.den vorausgehenden Jahrhunderten das Verleidungs- 
prinzip zweifelsohne veriwiegend, wenn. nicht ausnahmslos, gegolten. Das- be 
weiſt der ſchon früher‘). in jeinem Wortlaut citirte Art. 10 Buch IV Tit. 1 
der Yandes- und Bolizeiorduung vor 1616 für das. 17., & 21 der — 
und Marktinſtruktion vom 4. Januar 1748 für das 18. Jahrhundert, wert 
ſig ſagen: „Desgleichen jollen auch die Burgerliche Obrigfeiten in ‚Städten und 
Märkten... jolche unvermögliche Leut, die ihre Nahrung ohne Bejchwerde der, 
anderen Burger nit haben künden, zu Burgern nit aufnemmen“. bezw. „noch 
ut jemand das Bürgerrecht zu eritatten, der nicht vorhero Anzeige thun fann, 
wie und auf welche Weis er nächit göttlichen Gnaden ſich und die Seinige zu 
ernähren getraue.”’); Nun bat im 19. Jahrhundert der Verfuch, die Gemeinde: 
mitgliedichaft für Stadt und Land einheitlich zu regeln, dahin geführt, daß das bis 
dahin in Anſchluß an die Markgenoſſenſchaft in weitem Umfang geltende Brinzip 
der Örundbefigergemeinde in der Weife über das Aufnahmeſyſtem die Oberhand 
gewann, daß der Beſitz bejteuerten Grund und Bodens oder bejteuerten Ge— 
merbebetriebes in der Gemeinde unter Hinzutritt von Domizil bezw. Haus» 
beſitz zu unmittelbaren Erwerbsgründen des Bürgerrechts wurden. Nach dem 
Semeindeedift vom 24. Sept. 1808 8 3 find Gemeindemitglieder*) d. h. Bürger 


alle „Einwohner, welche in dev Markung  beiteuerte Gründe befigen oder be- . 


ſteuerte Gewerbe (und- zwar zinftige”) ausüben,“ nach dem Gemeindeedilt vom 


17. Mai 1818 alle Diejenigen, welche im Gemeindebezirk ihren ftändigen . 


Wohnſitz aufgeschlagen oder. dafelbit ein häusliches Anweſen haben und in der 
Gemeinde beitenerte Gründe oder Gewerbe bejigen 8 11). 


Ueber den Erwerb des Heimathrechtes - find jchon an —— Stelle®) 
hinreichende Bemerkungen gemacht, insbeiondere die Verichiedenheiten der ein- 
zelnen Staatsrechtsordnungen hervorgehoben. Hier ‚bedarf. nur die Thatfache 
befonderer Erwähnung, daß im Gegenjag zum voraufgehenden Jahrhundert 
das Heimathrecht von einem Theil?) der Gejeßgebungen wieder in eine Ab- 
hängigkeit vom Bürgerrecht bezüglich ſeiner Entſtehung gebracht wurde, doch 
in anderer Weiſe, als dies im 17. Jahrhundert der Fall war. Damals 
hatte die Aufnahme ins Bürgerrecht für die Entſtehung des Gemeinde: Inkolats 
nur die Bedeutung einer Domizilsbewilligung nnd es bedurfte außerdem’ 
—— Domizilirung, nunmehr ſchließt der Erwerb des Bürgerrechtes 


) Verql. z BB. kurheſſ. Gem. O. 8 34: „Das Ortsbürgerrecht kann nur durch aus— 
drüctliche Aufnahme erworben werden.” i 

‚ Siebe oben $ 8. 

9 Sammlung der churbaier. Generalien und Landesordnungen, 1771, ©. 558. 

Vergl. Seydel, bayer. St.-R., Bd. I, €. 252. 
°) Beral. Seydel a. a. D., Bd. III, ©. 188, N. 4 

"©. 232 fi. 

) Zu den Staaten, weldye es bei Unabhängigkeit der Heimath vom Bürgerrecht be- 
wenden liehen, gehören die beiden Medlenburg ($ 3 der jchwerin’ihen V. v. 21., bezw. def 
itrelig’ichen v. 27. Juli 1821) uud Banern; bier hat weder das Gemeindeedift vom 
24, Sept. 1808 noch das Heimathgeſ. vd. 11. Sept. 1825 ſolch' rechtlichen Zuſammenhang 
hergeſtellt (vergl Seydel, bayer. St.-R., Bd. III, ©. 93, Wr. 8 und ©. 97, Wr. 9). Im 
fgl. ſächſ. Necht ift das Bürgerrecht ein Element im Deimatbserfipwngstitel; vergl. Heim.Geſ. 
v. 26. Nov. 1824, $ 8 u. oben ©. 245. 


> 
—— 


— 
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ipso jure den Erwerb des Heimathrechtes in ſich. Hieher gehört z. B. die 
Beſtimmung der haunövriſchen Domizilsordnung vom 6. Juli 1827, daß das 
Wohnrecht in der Gemeinde durch ausdrüdliche Aufnahme in die Gemeinde 
und diefe entweder durch obrigfeitliche Erlaubniß zum bleibenden Aufenthalt 
oder „Durch Erlangung des Bürgerrecht?“ erworben werde ($ 1 u. 3). Am 
weiteften geht in diefer Richtung das kurheſſiſche Net. Nach diejem gibt es 
von der in der Anſtellung liegenden Verleihung abgejehen überhaupt feine 
unmit elbare "Verleihung des Heimathrechte® an Ortöfremde, jondern diejelben 
fönnen Heimathrecht nur durch Aufnahme zum Ortsbürger oder Beiſitzer 

das Beiſitzerrecht iſt wie oben bemerft,') eine inhaltlich reicher ausgejtättete 
Heimathberechtigung — erlangen. Dieſe Wiederanknüpfung des Heimath- an 
das Bürgerrecht erklärt ſich aus dem Beſtreben, zwiſchen dem Inhalt beider 
Rechtsverhältniſſe einen gewiſſen Ausgleich herzuſtellen. Das Bürgerrecht hat 
bei der Neuordnung des Rechtes der Heimath eine Reihe von Befugniſſen mit 
letzterem theilen müſſen, als Aequivalent wird dem Bürgerrecht wieder armen— 
rechtliche Wirkung mit potenziertem Wohnrecht beigelegt, wenn auch nicht un— 
mittelbar, wie früher, ſondern nur in der Weiſe, daß es das Heimathrecht 
zum Gefolge von Rechtswegen erhält. 

Bezüglich der Entſtehung des Bürgerrechts iſt im Allgemeinen nur zu 
bemerken, daß dieſelbe von Heimathsangehörigkeit nicht abhängt und ferner die 
Niederlaſſung nur Verleihungsbedingung und zwar nur eine von mehreren, 
nicht Die einzige und ausfchließliche ?) ift. Lediglich im banerifchen*) Nechte 
it das Domizil unmittelbares, wenn auch nicht einziges Begründungs— 
element. Bejondere Beachtung verdient die Stellung des preußiſchen Geſetz— 
gebers zur Frage des Bürgerrechtserwerbes. Der fchroffe Wechjel der Begründ: 
weile, welcher mit der Gem.:D. vom 11. März 1850 eintrat, ijt es, der hier 
bedeutfjam iſt. Bis zu dieſem Geſetze bedurfte e8 zum Erwerb des Bürgerrechtes 
eines ausdrücklichen obrigkeitlicen Willensaftes,- der Verleihung, und zwar war 
die Verleihung, wie in der großen Mehrzahl der Staaten des Heimathrechts, 
der einzige Erwerbagrumd.’) Seit der Gem.:D. von 1850 wird das Bürger: 
recht ohne bejondere gemeindliche Mitwirkung durch einjährigen Wohnfig bei 
Vorhandenfein gewiſſer gejeglicher Eigenſchaften ipso jure erworben. 

Der Grund diefer Aufgabe des Verleihungsprinzips iſt im preußischen 
Rechte ein anderer geweſen, als im bayerifchen. War dort diefe Umgejtaltung 
der Rechtsordnung eine Folge des Uebergewichts, welches bei Neuordnung der 
Gemeindeverfaffung die Prinzipien der ländlichen Nealgemeinde über diejenigen 
der ſtädtiſchen Perfonalgemeinde errang, jo erjcheint jie hier als eine Wirkung 
der jteigenden Bedentung, welche die einfachen Gemeindeeinwohner in quanti- 
tativer und qualitativer Hinficyt im Laufe der Jahre in verjchiedener Richtung 
in der Gemeinde gewannen. An Kopfzahl den Bürgern durch das Kontingent 
der handarbeitenden Klaſſe überlegen und im Uebrigen vorwiegend aus Befigern 
mobilen Kapitals und Angehörigen der geijtigen Berufsarten bejtehend, hatten 


") Siehe S. 263 N. 3. 

) Kurh. Gem. O. $ 16 u. 10, : 
* * B. hannövr. Städteordnung v. 1. Mai 1851 u. kurh. Gem.O. v. 23. Okt. 

7. 
*) Gem»Editt vom 17. Mai 1818; ſ. o. S. 264. 
. 9 Bergl. allg. &:R., IL, 8, $ 24: „Auch Bürgerfinder müfjen, wenn fie wirkliche 

Bürger werden wollen, das Bürgerrecht bejonders gewinnen;" und GStädteordnung bon 
19. Nov. 1808, 8 17 ff. und St.-D. vom 27. März 1831, $ 12. 


’ 


266 . ©. Rehm; Der Erwerb won Staatt- und Ormeinde-Angehürigkeit . 


die einfachen Gemeindeangehörigen im wirthicdhaftlichen, fozialen und en 


Gemeindeleben zum Mindeften die gleiche Stellung errungen, wie die Bürger.‘) 


Es mußte ihnen darum auch Einfluß auf das rechtliche Leben der Gemeinde 


eingeräumt werden. Dafür ſprachen ſowohl Rüdjichten der Billigfeit gegen 


diefe Geſellſchaftsklaſſen als auc das mwohlverjtandene Gemeindeinterejje. Die 
Billigkeit verlangte, daß diejenigen, welche in gleichem oder vielleicht höherem 
Maße die Gemeindelaften mittrugen, auch zur rechtlichen Mitwirkung bei 
Führung der Gemeindegefchäfte zugelafjen wurden, und anbererfeit3 war von 
einer Zuziehung der Angehörigen der verſchiedenſten Berufskreife zur Gemeinde 
verwaltung eine reiche und aleitige Förderung des Gemeindewohls zu erwarten. 
—— die übrigen Staaten, wie auch Preußen?) in den erſten Jahrzehnten 
des Yahrhunderts, diefen Zweck dadurch zu erreichen, daß fie bei VBorhandenfein 
gewiljer Bedingungen einen Anſpruch ** wie eine Verpflichtung zur Erwerbung 
der Bürgerrechtsverleihung ſtatuierten,) jo glaubte die Geſetzgebung des Jahres 
1850 beiden Intereſſen beſſer — zu werden, wenn ſie das Bürgerrecht 
ohne dieſes Zwiſchenglied obrigkeitlicher Verleihung bei gegebenen Eigenfchaften 
von Rechtswegen entitehen ließ. Daß der angeftrebte Zweck auf diefe Weiſe 
vollkommen erfüllt wurde, dürfte nicht zu bejtreiten fein, ebenjomenig aber, 


daß dadurch die Tyeititellbarfeit der Bürgereigenfchaft erjchiwerter wurde und 


fo die klare Ordnung der Verhältnifje an Sicherheit verlor. 

Was den rechtlihen Zufammenhang von Bürger- und Einmohnerrecht 
‚angeht, jo hat die revid. Städteordnung, weldye bem einfachen Einwohner bie 
Eigenjchaft eines Gemeindemitglieds verlieh, den Beſitz des Einmwohnerrechtes, 
von der Berleihung des Ehrenbürgerrechts abgejehen, zu einer nothwendigen 


Vorausſetzung des Bürgerrecht? gemacht *) und ebenjo ift dies prinzipiell nad 


der Gemeindeordnung von 1850 der Fall.“ Nah dem allg. ER. *) konnte 
das Bürgerreht auh an Nicht-Einwohner, allerdings nur ausnahmsweiſe, 
verliehen werden und nach der Städteordnung von 1808 hatte das Wohnen 
in der Gemeinde nur injoferne für den Erwerb des Bürgerrecht? Bedeutung, 
als dasfelbe niemandem verjagt werben durfte, welcher ſich in der betreffenden 
Stadt häuslich niebergelaffen hatte ($ 17). 

Abſchließend haben wir noch zu erörtern, welche rechtliche Verbindungen 
zwifchen Staats und Gemeindeangehörigkeit das Recht der gefchilderten Epoche 
aufweist. Dabei zeigt fich eine große VBerichiedenartigkeit der Rechtsordnungen. 

Die Trage der Abhängigkeit der Staatsangehörigkeit von Gemeinde: 


‚mitgliedfchaft anlangend, fo fennen das preußifche und bayerische Hecht ’) eine 


) Bergl. bieher auch Jolly Art. Gemeindemitgliedihafit a. a. O. Bd. 1 ©. 512. 

) Städteordnung von 1808 $ 17 und 23; revid. St. ©. von 1831 $ 15 und 16. 

°) Vergl. 3. B. kurheſſ. Gem. O vom 23. Oft. 1834 $ 27. 

*) 8 14: „Nur ſolche Perjonen, welche weder unter väterlicher Gewalt noch unter 
Vormundſchaft oder Kuratel ftehen, im Stadtbezirk ihren Wohnſitz nehmen und unbeicholten 
find, können das Bürgerrecht erwerben.“ $ 18: „Die Stadtbehörden find auch befugt, aus- 
gezeichneten Männern, welde fih um den Staat oder die Stadt verdient gemacht haben, 
ohne Rüdficht auf ihren Wohnfig, das Ehrenbürgerrecht zu ertheilen.” 

) 8 4: „Jeder jelbitändige Preuße ift Gemeindewähler, wenn er 1) Einwohner des 
Gemeindebezirks ijt.” Jedoch auch $ 8: „Wer in einer Gemeinde feit einem Jahre mehr als 
einer der drei Höchitbeiteuerten ſowohl an direlten Staatd-, ald an Gemeindeabgaben ent: 
richtet, ift au, ohne in der Gemeinde zu wohnen oder fich dajelbjt aufzuhalten, berechtigt, 
an den Wahlen theilzunehmen, falls bei ihm die übrigen Erfordernifje, um Wähler zu fein, 
vorhanden find.” 

9 Bergl. oben ©. 250, N. 2. 

’) Bergl. die oben S. 234 mitgetheilten Erwerbätitel der Staatöangebörigfeit. 
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ſolche Abhängigkeit überhaupt nicht, nach anderen Rechten befteht fie, aber in 
verjchiedener Sn entweder fo, daß fich der Erwerb von Bürger: oder Heimath- 
recht zugleich als Begründungstitel der Staatsangehörigfeit darftellt,') oder in 
der ei. daß die Zuficherung der Ertheilung des Ortsbürger-, bezw. Heimath- 
rechtes g einer Bedingung der Aufnahme in den Unterthanenverband er: 
hoben iſt.“) 

Eine Abhängigkeit der Ortsmitgliedichaft von Staatsangehörigfeit andererfeits 
fommt felbjtverftändlich nur in der Form vor, daß die legtere Eigenjchaft eine 
Bedingung des Erwerbes und des Fortbeſtandes der Gemeindezugehörigfeit bildet. 

Für das bayerifche und für das preußiiche Recht vor der Gemeinde: 
ordnung von 1850 fehlen jegliche Anhaltspunkte dafür, daß die Zugehörigkeit 
zum Staate eine Vorausſetzung der Bürgereigenſchaft ei.) Hinfichtlich des 
preußifchen Rechtes läßt fich jogar für das Gegentheil ein Argument aus 
8 24 der Städteordnung von 1808 erbringen, wenn es dort heißt: „Das 
Bürgerreht wird . . . bei allen Bürgern, ohne Unterfchied, ob fie Deutfche, 
namentlih Pfälzer, zus oder von anderer Nation find, vom 
Magiftrat ertheilt.* Bezüglich Bayerns beitand, folange fich das Indigenat 
nah dem Edikt vom 6. Jan. 1812 beftimmte, nur ein Zuſammenhang bes 
objektiven Rechtes beider Inſtitute, infoferne nämlich, als zum Theil ein und 
diefelben Thatfachen Verleihungsbedingungen der Staatsangehörigkeit wie Voraus: 
fegungen des Bürgerrecht3 waren.*) 

Dasfelbe, wie für das Bürgerrecht vor Erlaß der Gem. D. von 1850, 
‚gilt in Preußen für die durch die ren. Städteordnung von 1831 geſchaffene 
einfache Gemeindemitgliedfchaft. Ohne irgendwelche Einfchräntung jagt $ 28: 
„Die Stadtgemeinde befteht aus fänmtlichen Einwohnern des Stabtbezirks". 
Daß dieſes Gemeinde Fnkolat nicht das Vorhandenfein der Staatsmitgliedichaft 
‘erheifcht, folgt dann aber mit befonderer Deutlichkeit aus der Gem. D. von 1850, 
indem diefelbe für das Bürgerrecht das Erforderniß der Staatsangehörigfeit auf: 
ftellt,’) während fie den Einwohner, alſo den einfachen Gemeindeangehörigen, 
nur dahin definirt, es ſei derjenige, welcher in dem Gemeindebezirk nach den 
Beftimmungen der Gefege feinen Wohnfig Habe ($ 2). 

Was das Heimathreht angeht, fo ſtehen alle Staaten dieſes Syſtems 

auf dem Standpunkt, daß dasfelbe nur Staatsangehörigen zulomme. Diefer 
Sap wird zum Theil direkt ausgefprochen, wie im bayeriſchen“) Gefete vom 
11. Sept. 1825, zum Theil ergibt er fi aus den Beitimmungen über die 
-zugewiejene Heimath und über den Verluft des Heimathsrechtes, letzteres injo« 
* als die Geſetze einerſeits als heimathlos nur ſolche einer wirklichen 
) Siehe S. 249 N. 8. 
—— die oben ©. 249 N. 1 angeführten Gejepftellen; z. B. kurheſſ. Gem. O. 
& 22: „Ausländer jollen erft dann in den diesjeitigen Unterthanenverband aufgenommen 
werden, nachdem ihnen das Ortsbürgerrecht oder Beifigerrecht in einer inländijchen Gemeinde 
don der zuftändigen Behörde jchriftlich zugefichert worden ift.* 

2) Allerdings flieht das Recht, in der Gemeinde Wohnung zu behalten, nur dem Staats: 
angehörigen zu, Hehe oben ©. 258, allein dies Recht ift ein Ausfluß einer Gemeinde 
— * ſondern der Staatsangehörigkeit. Dieſes Wohnrecht hat das urſprünglich im 
Bürgerrecht enthaltene abſorbiert. 

Vergl. Edikt vom 6. Januar 1812 Art. 4 Ziff. 4 c und d mit Gem. Edikt vom 
24. September 1808 $ 3. 

) 8 4: „Seder jelbjtändige Preuße ift Gemeindewähler, wenn . 

9) $ 8, Ziff. 1: „Die urjprüngliche Heimath ift für jeden Staatdangehörigen in der: 
jenigen Gemeinde begründet, wo dejien Eltern... . ihre legte Heimath gehabt haben ober 
wirklich noch beſitzen.“ 
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Heimath entbehrende Individuen bezeichnen, die zugleich Staatsaügehörige 
find'), und anderſeits den Verluſt des Landesindigenates unter die Bebingungs: 
gründe des Heimathsverhältniffes aufgenommen -haben.*) 

Auch für den Erwerb des Bürgerrechte: iſt nach einem Theil dieſer 
Staaten der Beſitz der Staatsangehörigfeit Bedingung,’) während, wie jcheu 
bemerkt, andere Rechte das BZujammentreffen beider Eigenjchaften dadurch ber: 
un daß ſie mit der a die Staatsmitgliedichaft er 
laſſen 


c) Die Eutwidlung der Gemeindegefeggebung Teit 1850. 
5. 17. 


Die Aenderungen der Geweindegefeggebung in Bezug auf Gemeinde: 
‚ mgehörigfeit, die in der zweiten Hälfte dieſes Jahrhunderts erfolgten, betreffen, 
ſoweit jie prinzipieller Art find, weniger die Frage des Erwerbs: ala ‚vielmehr 
‚ die.inhaltliche Seite der Gemeindemitgliedihaft. Die Umgejtaltung: in Iegtererer 
Richtung muß in Kürze hier Erwähnung finden, weil aus ihr ein Theil der 
Staaten Veranlaſſung nahm, auch die den Erwerb der Gemeindeangehörigfeit 
beftimmenden Rechtsſätze eingreifender Umänderung zu unterziehen. 

Bon der Umgejtaltnng des Inhaltes wurden beide Arten der Gemeinde: 
angehörigfeit betroffen, jedoch in verfchiedenem Umfang, das Bürgerrecht nur 
in jeinen natürlichen, das Seimathrecht auch in ſeinen weſentlichen Beſtand⸗ 
theilen. 

Soweit es nicht ſchon durch die Landesgeſetzgebung aekcheben, bat Die 
Gejeggebung des. norddeutichen Bundes bezw. des Reiches) das Necht zum 
Gewerbebetrieb, zum Grundjtüderwerb und zur Berehelichung in der Gemeinde 
von der Bedingung der Zugehörigkeit zur Gemeinde befreit. Bürger- und 
Heimathrecht waren fomit des erweiterten Inhaltes, welchen fie im Laufe 
der Zeiten, das Heimathrecht zum Theil erit im 19. Jahrhundert, gewonnen, 
beraubt.°) 

Darüber hinaus verlor das Heimathredht. in allen deutjchen Staaten mit 
Ausnahme von Bayern. jeine beiden weſentlichen Rechtswirkungen, welche dieſe 
Seweindeangehorigkeit zum Heimathrecht in technijchen Sinne überhaupt made, 


— — — 


) Berg. 3. B. braunſchw. Gej. v. 28. Jau. 1852, 8 16: „Wenn das Wohnortsrech 
eines. Landeseinwohners an einem beſtimmten Orte weder durch Geburt noch auf andere 
Weiſe als giltig erworben angejehen werden wird derjelbe im Folge beitehender Staats 
verträge. nicht entfernt werden fann, jo wird dem Heimathloſen der Wohnſiß in irgend einem 
Orte des Landes durch die Landesregierung angewiejen. Ebenjo Art. 33 des württemb. 
Bürgerrechtsgeſ. v. 4. Dez. 1838. 

) Braunſchw. Gei dv. 23. Yan. 1852, $ 17: „Das Wohnortsrecht geht verloren durch 
Berluft des Kandeseinwohnerredts.“ Württemb Bürgerrechtägei., Art. 66. 

—— württemb. Beri., 8 63 uud württemb. Vürgerrechtägei., Urt. 1, oben 

. 249 

) R.Geſ. über die Freizügigkeit dv. 1. Nov. 1867, 5 1, R.Geſ. über die polizeilichen 
Beihränfungen der Eheichliegung v. 4. Mai 1868, $ 1, R.-Gewerbeordnung v. 21. Juni 
1869, $ 1 u. 13; vergl. hierüber Georg Meyer, Lehrb. des deutſchen Staatsrechtes, 3. Aufl. 
& 112, ©. 312 ff. 

5) Daß dad R.-G. vo. 4. Mai 1868 auf Bayern nicht ausgedehnt wurde, kommt hier 
nicht in Betracht, denn das Recht zur Verehelihung in der Gemeinde war nad bayerijchem 
Rechte fein Ausflug der Gemeindeangehörigfeit; vielmehr wurde durch polizeilih bewilligte 
Berehelihung die Heimath erworben (Geſ. v. 11. Sept. 1825 über die Heimath, S 1, Bei. 
v. 10. April 1868 über Heimath, Verehelihung und Aufenthalt, Art. 3). 
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die Unterſtützungsanwartſchaft im Verarmungsfalle und das damit verbundene 
feſte, unbedingte, unentziehbare Wohnrecht. Die Vernichtung des Heimathbe— 
griffes erfolgte dadurch, daß das Unterſtützungsanrecht nach und nach von der 
Verbindung mit einem feſten Wohnrecht in der Gemeinde und ſchließlich von 
der Gemeindemitgliedſchaft ſelbſt losgelöſt wurde. Das Freizügigkeitsgeſetz 
machte mit dieſer Ablöſung den Anfang. 

Das Freiz. Gef. hat die „Niederlaſſungsverhältniſſe“) in Deutjchland ein: 
heitlih geregelt. War dabei, was die Niederlafjung in der Gemeinde an: 
langt, in erjter Linie auch der Gedanke verfolgt, dem Staatsangehörigen jelbit 
in, jeinem Heimathsftaate mehr interfommunale Niederlafjungsfreiheit zu ge: 
währen, als ihm vielleicht nach Landesrecht bisher zufam, jo fehlte anderer- 
jeitö doch auch nicht die Abficht, dem Staatsangehörigen unter Umftänden von 
dem zu entnehmen, was er an interfommunalem Wohnrecht nad) Landesrecht: 
liher Norm hatte. Es folgt dies aus der Beitimmung am Schluß des erjten 
Abjages des S 4, daß es den Landesgejegen vorbehalten bleibe, die Befugniß 
der Gemeinden zur Abweiſung neu Anziehender weiter zu bejchränten, als es 
von NReichswegen gejchehen. Indem der Neich3gejeggeber ausdrüdlich jolchen 
Vorbehalt macht, gibt er zu erfennen, daß das interfommunale Wohnrecht des 
Reichsangehörigen nur ſoweit geht, als das Neichsrecht bejtimmt oder zuläßt. 
Mithin wurde das im Heimathrecht enthaltene Wohnrecht nur in dem Umfange 
weiter erhalten, als es mit den Beltimmungen des Freiz. Gef. vereinbar war. 
Verloren hat es die Natur eines nach jeder Richtung Hin umentziehbaren 
Vohnrechtes. Behalten hat es die Eigenjchaft eines feſten ficherheitspolizeilichen 
Wohnrechtes, indem hinfichtlich der ficherheitspolizeilichen Aufenthaltsbeichränf: 
ungen das Landrecht in Geltung erhalten wurde,“ nad) dieſem aber jicher- 
beitäpolizeiliche Ab und Wegweilung aus der Heimathgemeinde unzuläffig 
waren. Beſtehen blieb ferner in armenpolizeilicher Beziehung theilweije feftes 
Wohnreht des Heimathsberechtigten, indem das Verbot des Landesrechtes, 
den Heimathsberechtigten bei jeinem Wiederanzug aus armenpolizeilichen Gründen 
abzuweiſen, ausdrüdlich für unberührt erklärt wurde, während hinfichtlich der 
armenpolizeilichen Ausweifung nach gejchehenem Anzuge ein jolcher Vorbehalt 
zu Gunjten der Heimathberechtigten unterblieb. 

Das Neichsitrafgefegbud vom 31. Mai 1870 hat dem Heimathrecdht dann 
die Natur eines ficherheitspolizeilich umentziehbaren Wohnrechtes genommen, 
indem es in $ 39 ohne jede Beſchränkung die Unterjagung des Aufenthalts 
an bejtimmten Orten gegenüber dem der Polizeiaufficht Unterftehenden für zus 
läſſig erflärte, und jchließlich hat das Unterjtügungswohnfiß-Gejeg vom 6. Juni 
1870 auch den legten Reſt des armenpolizeilich unentziehbaren Wohnrechtes 
de3 Heimathsberechtigten durch die Beſtimmung bejeitigt, daß durd die Vor: 
Ihriften dieſes Gejeges und das heißt, nachdem dasjelbe die armenrechtliche 
Zugehörigkeit zur Gemeinde ordnet, durch dieſe armenrechtliche Zugehörigkeit 
jur Gemeinde Nechte und Verbindlichkeiten nur zwifchen den zur Gewährung 
Öffentlicher Unterftügung verpflichteten Verbänden begründet würden ($ 61). 
Es entjpringt jomit aus dem Unterjtügungswohnfis für den Inhaber desfelben 
fein Recht gegen die Gemeinde, insbejondere aljo fein feites Wohnrecht. 

Mit dieſer legten Beitimmung ijt aber auch die andere Eigenschaft des 
Heimathrechtes bejeitigt, eine Gemeindemitgliedichaft mit armenrechtlicher Wirkung 

) Reihsveri., Art. 4, Ziff. 1. 

?) Freizüg.-Gei.. $ 3, Abi. 1. 
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zu fein. Durch diefelbe ift die Unterjtügungsanmwartichaft aus jeder Verbindung 
mit etwaigen anderen Rechtswirkungen aejeßt, welche das Heimathrecht bisher 
nach Landesrecht für den G:meindeangehörigen zur Folge hatte. Sie iſt zum 
Ausflug eines befonderen, jelbjtändigen Rechtsverhältniſſes zwiichen Individuum 
und Gemeinde geworden, das Heimathredht iſt nur mehr einfache Gemeinde: 
angehörigfeit mit denjenigen Nechtswirfungen, die außerdem das Landesrecht 
mit demjelben verband. Solche find aber nicht blos der „Anjpruch auf Be- 
nügung der Gemeindeanftalten“,‘) die erleichterte Möglichfeit des Vürgerrechts: 
erwerbes und vielleicht das Recht zur Theilnahme am Genuß örtlicher Stift: 
ungen, fondern auch die über den diesbezüglichen Inhalt der reichsgeſetzlichen 
Freizügigkeit hinausgehende Wohnbefugniß des Heimathberechtigten. 

Durh 8 3 Abſ. 1 des Freizügigkeitsgefeges find Die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über Aufenthaltsbejchränkungen bejtrafter Perſonen, aljo über 
ficherheitspolizeiliche NAufenthaltsbeichränfungen forterhalten, alfo auch forter: 
halten der Schuß des Heimathberechtigten gegen jede ficherbeitspolizeiliche Aus: 
oder Abweilung die nach Landesrecht verhängt werden könnte. Ebenjo bat 
Ss 4 Abi. 1 die Landesgejege unberührt gelaſſen, welche eine Abweiſung des 
wieder in die Heimath zurüctehrenden Heimathsberechtigten aus armenpoli— 
zeilichen Gründen jchlechterdings verbieten. M. a. W., das bisher mit dem 
Heimathrecht verbundene feite Wohnrecht ift in Beichränfung auf ſicherheits- und 
armenpolizeiliche Nusweifungen aufrecht erhalten und zwar in erjterer Beziehung 
unbedingt, in leßterer wenigitens gegenüber Abweiſung bei Neuanzug. Das 
Unterftügungswohnfig-Gefeg hat dieſes vom FFreizügigkeitsgefege erhaltene feite 
Wohnrecht des Heimathberechtigten nur außer Verbindung mit dem öffentlich» 
rechtlichen Unterjtügungsverhältniß zwischen Individuum und Gemeinde gejeßt. 
Wenn daher 3. B. die furbefliiche Gem. D. vom 23. Dft. 1834 in $ 9 jagt: 
„Ein jeder Staatsangehörige . . . muß zugleich; einer Gemeinde angehören 
d. h. für feine Berfon und Familie in irgend einer Gemeinde ein Heimatb- 
vecht (bleibendes Wohnrecht) mit dem Anfpruche auf Benugung der Ge: 
meindeanftalten haben," jo it diefes Wohnrecht in dem oben angegebenen Um: 
fange erhalten. In einer Gemeinde des Geltungägebietes diefer Gem. O. 
beimathberechtigte Preußen können aus Gründen, aus welchen nach reich- 
rechtlich zugelaffenem Landesrecht polizeiliche Ortsverweilung verhängt werden 
darf, aus ihrer Heimathgemeinde nicht ausgewiefen werden.“ Ausdrücdlich be: 
jtätigt wird die Fortdauer eines ſolch' bejonderen Wohnrechts des Heimatb- 
berechtigten auc) nach Neuordnung der Armenunterjtügungs: und Niederlaffungs: 
verhältniffe durch Art. 57 des neuen wirttembergiiche Gef. über die Gemeinde: 
ET. vom 16. Juni 1885. Derjelbe bejtimmt, von dem Borbehalt in 

1. des Freizügigkeitgeſetzes Gebrauch machend, unter welchen Voraus— 
Ray beitraften Perjonen der Aufenthalt in einer beftimmten Gemeinde aus 
polizeilichen Gründen unterfagt werden fünne, hebt biebei jedoch ausdrücklich 


) Z. B. kurheſſ. Gem.:D., $ 9 u. 27. Bergl. das Nähere bei Gier fe, Art. Gemeinde 
bürgerrecht in v. H JJ—— 5 Nechtsleriton, Bd. TI (3. Aufl), ©. 58 u. Georg Meyer 
a. a. O. ©. 313 

) Das gleiche iſt z. B. nach dem Gemeindegeſetz für Naſſau v. 26. Juli 1854, welches 
für die Landgemeinden noch ausſchließlich gilt, während ſich die Verfaſſung eines Theils 
der Stadtgemeinden nunmehr nach der Städteordnung vom 8. Juni 1891 richtet, der Fall. 
Heimath- und Bürgerrecht im techniihen Sinne find bier zu einem Rechte, zum Bürgerrecht, 
vereinigt; von diejem heißt es in $ 68: „Die Rechte der Gemeindebürger find 1) das Recht 
des ftändigen Aufenthalts in der Gemeinde und der Benützung aller Gemeindeanjtalten.“ 
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bervor, daß aus ſolchen Gründen eine Ausweifung aus der Gemeinde, deren 
Angehörige dieſe Perſonen jeien, nicht erfolgen —45 

Das Fortbeſtehen ſolch' beſonderen Inhaltes der einfachen Gemeinde— 
angehörigkeit war nicht ohne Rückwirkung auf die Regelung des Erwerbes dieſer 
Gemeindemitgliedſchaft. Die neuere Geſetzgebung wurde dadurch veranlaßt, auch, 
nachdem die einfache Gemeindeangehörigkeit die Bedeutung armenrechtlicher 
Kommunagalangehörigkeit eingebüßt hatte, wegen der größeren Rechtsſicherheit, 
die ed gewährt, an dem Berleihungsprinzip feitzuhalten und nicht zum Syſtem 
der Einwohnergemeinde überzugehen. Nach dem angeführten neuen mwürttemb. 
ei. z. B. wird die Gemeindeangebörigfeit außer durch Geburt durch Er: 
theilung jeitens des Gemeinderaths begründet (Art. 6). 

So bat ſich auch in diefer jüngften Periode das Aufnahmeſyſtem oder, wie 
man dasjelbe gewöhnlich”) bezeichnet, die Ortsbürgergemeinde erhalten, wenn 
auch mehr Landesrechte (3. B. Sachen und Heſſen) unter Bejeitigung eines 
jold) befonderen Inhalts der einfachen Gemeindemitgliedichaft zum Prinzip der 
Einwohnergemeinde übergiengen. 

In weiterem räumlichen Umfange (Sachjen, Helen) wurde das Verleihungs— 
prinzip hinfichtlich des Bürgerrechts erhalten oder, wo es noch nicht bejtand, 
wie in Bayern, angenommen, beides zur Sicherung rajcher und zuverläſſiger 
eititellung des Berhältnifjes,’) welche den meilten Staaten wichtiger jchien, 
als die im Intereſſe der Neuanziehenden wie der Gemeinde allerdings wünſchens— 
werihe Steigerung der Zahl der Bürgerrechtsgenofjen durch Erleichterung der 
diesbezüglichen Erwerbsmöglichkeit. Legterem Zwecke juchte man bei dieſem 
Spitem auch ferner durch Gewährung gejeßlicher Anfprüche auf Verleihung 
bezw. Auferlegung der Verpflichtung zum Erwerbe zu dienen. Hervorzuheben 
üt, daß das genannte württembergijche Gejeß im Gegenjag zum früheren Ges 
ſee vom 4. Dez. 1833 bezüglich) des Bürgerrechts dem Syitem der preuß. 
Gem. D. von 1850 folgte. Aktive und paſſive Wahlfähigkeit wird nach Art. 12 
und 14 bei Borhandenjein gewiljer Umftände von Rechtswegen gewonnen. 

Zum Sclufje ſei noch auf einen intereflanten Gegenjag, welcher fich im 
Laufe der Rechtsentwicklung diejer Periode zwiſchen bayerischer und preußifcher 
Geſetzgebung ergab, aufmerkſam gemacht. 

Während Bayern bei Neuordnung des Nechtes der Heimath durch das 
Gejeh vom 16. April 1868 die legte Erinnerung an das Prinzip polizeilicher 
Domizilsbewilligung als Erwerbsgrundes der Gemeindeangebörigkeit dadurd) 
bejeitigte, daß es das Inſtitut der Anſäſſigmachung aufbob und zum Syſteme 


) Vergl. hiezu Art. 1 dajelbit: „Das Semeindebürgerrecht begreift in ih... .. 
3) den Schuß gegen Ausweifung in den Fällen des Art. 57.* — Wie früher jchon 
bervorgehoben, ſieht Böhlau a. a. O., ©. 323, nit in dem Unterftügungsanrecht und 
der Wohnbefugniß das Weſen der Heimath, jondern und zwar ausſchließlich in 
der Fähigkeit der Ausübung itaatsbürgerlicher Rechte: daher behauptet er S. 352, auch 
nah dem Unterftügungswohnfiggejeg jei der Ortsheimatb die Wirkung, welde ihr noth— 
wendig zukomme, geblieben; als „Ortsbürgerrecht“ beitehe die Ortsheimath heute noch 
tort. Richtig in feiner Weile dagegen das ebenda ©. 366 abgedructe Lircularrejtript des 
medienb.{hiwerin’ihen Minifteriums vom 10. Aug. 1871: „Der Begriff der Ortsheimath 
— Drtöangehörigkeit — als eines Rechte und Pflichten erzeugenden Verhältniſſes findet fich 
in der hieſigen Landesgefepgebung nur in Bezug auf Armenverjorgung begründet, er be 
zeichnet lediglich (?) denjenigen Ort oder Bezirk, welchem gejeglich die Armenverjorgung der 
in diefem Verhältniß fich befindenden Individuen definitiv obliegt. Gegenwärtig fällt das 
Intsheimatheverhältnig mit dem Unterjtüpungswohnfit zujammen.” 

Vol. Löning, deutiches Verwaltungsrecht, S. 159 und Jolly a.a. O. Bd. 1, S 515. 

Vergl. bezüglich Bayerns Seydel, bayer. St.-R., Bd. III, ©. 141, Wr. 4. 
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der Verleihung übergieng,'‘) fehrte Preußen durch das Geſetz vom 14. Mai 1860 
über das ſtädtiſche Einzugs:, Bürger: und Cinfaufsgeld vorübergehend?) zu 
jenem hiſtoriſchen Erwerbätitel wieder zurüd, indem es in $ 3 für zuläffig 
erflärte, „die Gejtattung der Niederlafjung und des. ferneren Aufenthalts“ von 
der Entrichtung eines Einzugsgeldes abhängig zu machen. E3 war damit gejagt, 
e3 fünne an Stelle des Satzes, daß die Gemeindeangehörigfeit durch bloßen 
Wohnfig erworben werde, der andere gefegt werden, daß nur Ban ver: 
ftattete Wohnfignahme dieſe Rechtswirkung hervorbringe. 


7) Rritik. 
318. 


Am Ende unſerer geſammten Unterſuchung angelangt, obliegt uns noch, 
die bezüglich der hiſtoriſchen Entwicklung des Erwerbs der Staatsangehörigkeit 
in Deutichland bier gewonnenen Rejultate mit den Ergebnifjen andermweitiger 
neuerer Forſchung in Vergleich zu jtellen. 

Es find in Ddiefer Beziehung vier Schriftiteller zu nennen, Böhlau, 
Theodor Braun, Dtto Mejer und Bornhaf. Zwei davon, Braum umd 
Mejer, wurden durch die am Eingang unferer Darjtellung erwähnte Kontroverfe 
über die Zugehörigkeit zur proteftantischen Landeskirche zu ihren Unterfuchungen 
veranlaßt. Sie berüdfichtigen daher nur die nachreformatoriiche Zeit. Die 
Daritellungen aller bejchränfen fic auf Verfolgung der Grundzüge. 

Um meiften Berührungspunfte mit der an dieſer Stelle verjuchten 
Schilderung des Entwidlungsganges zeigt die Darftellung von Braun.‘’) 
Was bei ihm unklar bleibt, iſt in der Hauptjache nur die Frage, melde 
Stellung die, wie twir gejehen haben, gegen den Ausgang des 17. Jahrhunderts 
auftauchende receptio civium in der Entwidlungsgefchichte einnimmt. 

Braun fennt eigentlich nur zwei Hauptphajen der Entwidlung, eine 
Periode des älteren Territorialftaatsrechte® und des heutigen Staatsrechtes. 
Die Uebergangsperiode, welche wir in dem Nechte des 18. Jahrhunderts dar- 
geftellt jehen, tritt bei ihm nicht hervor. Vom älteren Territorialrecht jagt er 
aus, nach ihm Habe der Wohnfig im Lande das Unterthanenverhältnig zur 
Folge gehabt. „Mean betrachtete in älterer Zeit die gefammte im Land dauernd 
anfäjjige Bevölferung als zum Territorium gehörig, der Landeseinwohner als 
jolher war Unterthan.“ +) An diefe alfo jkizzirte Epoche jchließt fih ihm 
unmittelbar die moderne Staatsangehörigfeit. „sm Sinne des heutigen Staats: 
rechtes, welches den Begriff des Jnländers nicht mehr nach dem Wohnfige, 
fondern nach der Staatsangehörigkeit bejtimmt, kann Jemand feinen Wohnjig 
im Yande haben und dennoch Ausländer fein.” Braun erwähnt wohl die 
Neception. Er jagt, eine Neception in den Staatzverband jei „in früheren 
Beiten“ vorgekommen und der Fremde werde thatjächlich nicht leicht im der 
Lage gewejen fein, fich ohne obrigfeitliche Erlaubniß an einem Orte niederzu: 
lajien. Er meint auch, dies fchliehe die Möglichkeit der Begründung eines 
Wohnfiges ohne Neception nicht aus, namentlich für folche Fälle, wo die 

Vergl. hierüber Seydel.a. a. O., Bd. III, ©. 101 u. 116. 

) Wieder bejeitigt durch Geſ. vom 2. Mär; 1867. 

>) In Dove und Friedberg 'S Zeitichrift für Kirchenrecht, Bd. 21, S. 401 fi. 
Bd. 22, ©. 322 ff. 

+) Bergl. a. a. DO. Bd. 21 ©. 426, Bd. 22, S. 323 
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Obrigkeit ſich um den Ankömmling nicht gekümmert habe oder ſonſt von ihrer 
Befugniß, ihm den Aufenthalt ihm Lande zu verbieten, keinen Gebrauch machte 
Bd. 22, ©. 343). Was aber dieſe Reception iſt, ob fie mit obrigkeitlicher 
Niederlaſſung identiſch ſei, in welcher Verbindung ſie zum einfachen Domizils— 
prinzip ſtehe, ob ſie als Ausnahme nebenher gehe oder ſich als Fortbildung 
desſelben darſtelle, wie ſie ſich zum neueren Staatsrecht verhalte, dies alles 
läßt der Verfaſſer unaufgeklärt. 

Im Gegenſatz zu Braun legt Mejer') den Nachdruck gerade auf dies 
Syſtem der polizeilichen Genehmigung der Niederlafjung, um das Prinzip der 
eriten nachreformatorischen Periode, Begründung durch einfache Wohnfignahme, 
zu verfennen. 

„gu Zeiten des alten deutjchen Reichs“ jei man nach Landesſtaatsrecht 
durd; Erwerb eines jejten Wohnfiges landesangehöriger Unterthan geworden. 
Auf die Erwerbung des Wohnfiges jeien im Allgemeinen die römischrechtlichen 
Normen über das Domizil angewendet worden, jedoch mit einem Zuſatze, es 
babe auch noch der Neception durch eine Lokalobrigkeit bedurft. Der Wohnfig: 
erwerb habe vbrigkeitlich „genehmigt“ werden müſſen; „ohne die Aufnahme 
durch eine Lokale Obrigkeit war von einem Ausländer, falls er nicht, was hier 
nicht in Frage jteht, vom Landesheren angeitellt wurde (?), Wohnjig und 
Yandesangehörigfeit nicht zu erwerben; er blieb alfo auf den Aufenthalt 
als Fremder bejchränkt.?) Demnach jei Wohnfig in jener Zeit anders als in 
Beitalt des MWohnrechts nicht zu erwerben geweſen (S. 225), der Wohnfik 
babe nur auf Wohnrecht beruht, Wohnfig ohne Wohnrecht habe e8 in damaliger 
Zeit nicht gegeben, m. a. W., Mejer's Anficht ift, das privatrechtliche 
Domizil ſei damals Lediglich im Wege des Erwerbes des öffentlichrechtlichen 
Domizils entjtanden. Die Möglichkeit von Wohnfik ohne MWohnrecht,’) fährt 
Mejer fort, fei erſt durch die neuere Nechtsentwiclung, in Preußen durch das 
Gejeg über die Erwerbung und den Verluſt der Eigenjchaft eines preußischen 
Untertanen vom 31. Dez. 1842 eröffnet worden, dejjen $ 13 ſage: Der 
Vohnfig, womit es den obrigfeitlich bewilligten meine (S. 227), be- 
gründe für fich allein in Zukunft die Eigenschaft eines preußifchen Unterthanen 
nicht. Nunmehr werde die Staatsangehörigfeit unabhängig vom Wohnfiß ver: 
leben, demgemäß gebe es jetzt Wohnſitz, der nicht auf Wohnrecht beruhe. 

Den Irrthum Mejer's nachzuweifen, dürfte nicht jchwer jein. Er be— 
ruht auf nicht genauer Beachtung des Umjtandes, daß privates und politisches 
Domizil ftreng genommen nie Wechjelbegriffe waren, jondern fich immer wie 
Urjahe und Wirkung verhielten. Mejer's Trugfchluß ijt der: weil A B 
wirkt, wirft B A. 

Der Berfajier knüpft an die Bemerkung Pütter's an, daß man durch 
Aufnahme Bürger werde‘) VBollfommmen richtig charakterifiert er die Aufnahme 
ale Wohnfiggenehmigung. Daun heißt es aber: „Ohne Aufnahme war Yandes- 
angebörigfeit und Wohnſitz micht zu erwerben,“ als wären Domizil und 
obrigfeitlich bewilligtes Domizil dasjelbe.. Warum foll ein Moment, welches 
nur Ei die öffentlichrechtliche Wirkung der Niederlaſſung als Vorausjegung 


) Ghenda, Bd. 22, ©. 211 ff 
.D, S 22: ſiehe — s Rechtsleben der deutſchen evangeliſchen Landes— 
ainhen⸗ 1889, ©. 1. 
9 vVergl die Wiedergabe der Mejer'ſchen Ausführungen bei Braun a. a. Q, 
vd. 2, S 323 u. 324. 


*, Siehe oben 8 11, 
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verlangt wird, auch für die privatrechtliche Wirfung derjelben Vorausſetzung 
jein? Iſt deswegen, weil e3 zur Begründung des Wohnrechtes eines polizeilich 
bewilligten Domizil bedarf, zur Begründung des Domizils polizeiliche Ge: 
nehmigung erforderlih? Das Nichtauseinanderhalten des privaten und öffentlich- 
rechtlichen Domizilsbegriffes hat Mejer zu einer Verquidung des gemeinen 
und partifularen Staatsrechte® und damit zu einem Ueberſehen des Bor: 
handenfeins zweier Epochen in der nachreformatorischen Reichszeit der Ent: 
wicklung geführt.') 

Sp jehr die Auffaflungen von Braun und Mejer augeinandergehen, jo 
treffen jie doch in der Erfenntnii zufammen, daß der Domizilsbegriff Ausgangs: 
und Mittelpunkt der ganzen hiſtoriſchen Entwidlung unjeres Nechtsimjtitutes 
ft. Im Gegenjage hiezu mejien Böhlau und Bornhaf dem Domizils: 
prinzipe für die hier erörterten Fragen nur untergeordnete Bedeutung bei. Bei 
ihnen bildet der lUlnterjchied der Stände den Ausgang und Kern der Ent: 
widlung. Die Zugehörigkeit zum Staate bejtimmt jich nad) der Zugehörigkeit 
zum Stande, die Art der Begründung der Staatsangehörigfeit ift jomit im 
ftändiichen Staate von Anfang an feine einheitliche, jondern eine nach Ständen 
verjchiedene. Böhlau führt Ddiefen Gedanken für das medlenburgifche, 
Bornhaf für das preußische Necht durch. Die Ausführungen des erfteren 
find in dem jchon öfters erwähnten Aufjage „über die Wandelung des Heimaths— 
rechts in Medlenburg:Schwerin,?) die des legtgenannten in deſſen preußiichem 
Staatsrecht, Bd. I, S. 230 ff., enthalten. 

Nach Böhlau, auf deilen Erörterungen wir ſchon ab und zu anmerkungs— 
weiſe hingewieſen,“) beantwortet ſich nicht bloß die Frage, auf welche Art die 
Staat3angehörigfeit erworben werde, jondern auch die Frage, ob eine Staats: 
angehörigfeit überhaupt vorhanden jei, je nach der Standeszugehörigkeit in 
verjchiedener Weile. Letztere Meinung erklärt fich aus der beſonderen Anficht, 
welche der Verfaſſer über den rechtlich notbwendigen Inhalt der Staats 
angehörigfeit vertritt. Für Böhlau iſt nämlich die Fähigkeit, an dem politie 
ichen Yeben des Gemeinwejens teilzunehmen, ein wejentliches, ja das einzige 
wejentliche Merkmal des Staats, wie des Gemeindeangehörigfeitsbegriffes. 
Böhlau identifiziert jomit, prinzipiell wenigſtens — im Laufe der Darftellung 
behandelt er bald mur die einfache Staatsangehörigfeit — Staatsangehörigfeit 
ımd Staatsbürgerrecht im technischen Sinne.‘) Er müßte demnach mit logischer 
Nothwendigkeit zu dem Ergebniß kommen, daß es im jtändischen Staate für 
den größeren Theil der Stände, für alle Angehörigen des Bürger: und Bauern: 
itandes, an dem Erfordernis der Staatsangehörigkeit fehle. 

Der Verfaſſer hebt in der That hervor, daß die große Mehrzahl der Be— 
völkerung im ſtändiſchen Staate „kein direktes Verhäliniß zum Leben des 
Staates“ habe, ſondern zu demſelben „nur indirekt als Hinterſaſſe einer Obrig— 
keit in Beziehung ſtehe“, er folgert hieraus ſogar, daß es für die hinterſäſſige 


) Aus der Identifizierung von privatem Ar öftentlichredhtlihen 2 Dontizil erflärt ſich 
auch, wie Mejer dazu fam, die Beitimmung ‚des $ 132, allg. YR., IL, 17, dahin zu er 
Mären, die dort erwähnten „Ausländer, die jich Im Yande wirflich niedergelafien, haben“, 
jeien unter allen Umſtänden ſchon Staatsangehörige. Wie ihm der Wohnſitz in $ 13 des 
oben genannten Geſ. vom 31. Dez. 1842 mit obrigkeitlich bewilligtem Wohnfig_gleihbedeutend 
ift, jo veriteht er auc bier unter Niederlaifung die polizeilich veritartete. Darnach müſſen 
die erwähnten Ausländer in jedem Falle ſchon Preußen jein. 

9 Jahrbücher für rer er und Statijtif, Bd. 19 (1872), S. 321 ff. 

— m 1,86. E. 8 17 a. €. 

©. 323: „Der Freude iſt unfähig zur Ausübung jtaatsbürgerlicher Rechte.“ 
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Bevölkerung ein wirkliches Staatsbürgerrecht nicht gebe“, nimmt aber nichts— 
deftoweniger eine „Staatsangehörigkeit” dieſer Hinterjafien für den Fall, daß 
diefelben in einem örtlichen Bezirfe am öffentlichen Yeben einen rechtlichen 
Antheil haben, als vorhanden an. Der Schluß, den Böhlau zieht, ift jomit 
nur der, in Betreff der hinterjäfligen Leute fei der Begriff der Staatsangehürig: 
feit nur ein „unfelbitändiger“, ala „Folge der Korporationszugehörigfeit, bezw. 
der Zugehörigkeit zu einem bejtimmten obrigkeitlichen Bezirke, alfo ala Folge 
der Ortsangebörigfeit” könne er vortommen, eine „mittelbare Staatsangehörigfeit 
der Hinterſaſſen jei möglih“: „Im alten ftändifchen Staate hing die Staats: 
angebörigfeit (se. für die Hinterfäffige Bevölkerung) von der Ortsangebörigfeit 
als von ihrer unerläßlichen Bedingung ab“ (©. 325, 327, 335). 

Ehe wir das Bild, welches der Verfaſſer von der Entwidlung des 
Inſtitutes gibt, jizziren, it noch folgendes über jeine PBeriodeneintheilung zu 
bemerfen. 

Böhlau umterjcheidet eine Periode vor und nach dem 16. Jahrhundert. 
Mafgebend biefür ift ihm der Begriff Ortsheimath. Vor dem 16. Jahr: 
hundert fehlte diejer Begriff noch; „Grundbeſitz, Familie und Korporation er: 
ſetzen die Ortöheimath als generellen Begriff” (S. 326); nach dem 16. Jahr— 
hundert jei „für die jtabile hinterſäſſige Bevölkerung eine wirkliche, ein Armen 
domizil unzweifelhaft einichließende Heimath“ vorhanden (S. 328). Diele 
Säge laſſen jich nur verftehen, wenn man die Unterjtüßungsanwartichaft als 
das weſentliche Moment des Heimathsbegriffes anfieht. Denn einerfeits haben 
die Stadtbürger jchon vor dem 16. Jahrhundert das, was Böhlau vorher 
ald die weſentliche Wirkung der Heimath bezeichnet, Recht der Theilnahme 
am öffentlichen Kommmmalleben, und andererjeits fehlt bei den hinterjälfigen 
Bauern auch nach dem 16. Jahrhundert jede Ausübung ortsbürgerlicher Rechte, 
nur das „Recht auf Armenunterjtüsgung“ it bei ihnen gegeben, damit aber 
nah Böhlau's grundlegenden Grörterungen nur „eine der möglichen 
Wirkungen der Ortsheimath, wenn auch „die gewühnlichite und am meisten 
praktiſchſte“ Böhlan legt jomit bei jeiner Eintheilung einen anderen Heimaths— 
begriff zu Grunde, als bei jeinen prinzipiellen Auseinanderfegungen. Nunmehr 
find wir in der Lage, dem Verfaſſer zu folgen. Er führt aus: 

Bor dem 16. Jahrhundert „gehörten die nicht hinterſäſſigen Perſonen, 
alſo der landjäffige niedere Model durch ihren Familienbeſitz dem Yande an. 
Ihre Verbindung mit dem Landesfürjten war durch das Lehensband bergeitellt. 
Untertbanenjchaft neben dem Lehensbande anzuerkennen, jträubten jie ſich lange. 
Ihre DOrtsbeimath kam nicht in Frage. Denn fie waren dem Landesherrn 
direft untergeben, jtunden mithin unter einer Ortsobrigfeit überhaupt nicht; 
das Yand, nicht aber ein bejtimmter Ort im Yande, war ihre Heimath. Die 
Familie erjegte ihnen nun allerdings die Heimath, dies aber doch zumächit 
nicht durch den Familienwohnort, jondern durch die Familiengenoſſenſchaft. 
Es lag hier aljo, wenn man es modern ausdrücken will, Staatsangehörigfeit 
ohne Ortsangehörigkeit vor." Wir ziehen hieraus die weitere Folgerung: Auch 
die nicht im Lande wohnenden Mitglieder der Familie waren Staatsangehörige, 
denn nicht der Familienwohnort, jondern die Familiengenoſſenſchaft enticheidet 
über die Frage der Staatsangehörigfeit des angeſeſſenen Adels. 

Eine „mittelbare“ Staatsangehörigfeit, eine „Ortsheimath ohne unmittels 
bare Staatsangehörigkeit” ift für den Städter gegeben. Der Bürger der Stadt 
bat einen Antheil am öffentlichen Leben derjelben. Durch jeine städtische 
Obrigfeit, aber nur durch diefe, vermag er auch auf das Leben des Staates 
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einigen Einfluß zu üben (S. 325): „Die Städte nahmen ala Gemeinden am 
Staatsleben theil; ihre Bürger ifolierten fie aber von dem leßteren“ (S. 337). 
Die Zugehörigkeit zur Korporation erjegt die Ortöheimath. 

„Weder eine Staatdangehörigfeit noch eine mit der Rechtsfolge des Armen 
Domizil verbundene Drtöheimath Täßt fich für die Bauern annehmen. Fe 
länger je mehr von jeder Verbindung mit dem Landesherrn abgejchnitten, Tebten 
fie al3 lediglich Hinterjäflige Leute. Auch ihnen, wie dem Adel, erjegte die 
den väterlichen Hof bemwirthichaftende Familie das, was wir Unterjtügungs: 
wohnfig nennen“ (S. 327). 

Im 16. Fahrhundert entjteht für Bürger und Bauer eine Ortsheimath 
im Sinne von Armendomizil. Dies hat zur Folge, einmal, daß auch der 
Bauer Staatdangehöriger wird, umd dann, daß der Bürger die Staats- 
angehörigfeit nicht mehr durch die Zugehörigkeit zur Stadtforporation als 
jolche, jondern durch eben dieſes Armendomizil erwirbt. Für den Wdeligen 
fehlt noch die Ortsheimath (S. 330). Er erwirbt die Staatsangehörigfeit noch 
unmittelbar. Der Erwerb eines Rittergutes in Verbindung mit Eidesleijtung 
macht den Ausländer zum meclenburgijchen Untertanen (S. 334). Im 
19. Jahrhundert hatte der Erwerb eines Nittergutes auch die Entjtehung der 
Ortsheimath zur Folge (S. 332), nach wie vor erwirbt der Rittergutsbefiger 
aber unmittelbar durch den Erwerb mit der Leitung des Homagialeides Die 
Eigenichaft des Staatsangehörigen (S. 334). 

Die Regelung der Erwerbsfrage durch die Verordnung vom 1. Juni 1853 
betr. Erwerb und Berluft der Eigenschaft eines „Mecdlenburgers” ') joll die 
bisherige Grundauffaſſung des medlenburgiichen Rechtes, die Abhängigkeit der 
Staatsangehörigfeit von der Ortsangehörigfeit, unberührt gelafien haben. Die 
in der Verordnung genannten Erwerbsgründe der Staatsangehörigfeit jeien 
zunächjit nur Motive für den Erwerb der Ortsheimath” (©. 333, N. 44). 
Sogar binfichtlich der Entjtehung der Staatsangehörigkeit durch „Erwerb eines 
Nittergutes“, welchen Begründungstitel die Verordnung beibehält, ſcheint 
Böhlau nun mittelbare Staatsangebörigfeit anzunehmen. Der Verfaſſer 
ichildert die Fortdauer der vermittelnden Stellung der Ortsheimatb in folgender 
Weife: „VBermittelt durch TESORDENSEIGIEN wird die Staatsangehörigteit ge— 
wonnen, Dderivativ bei Geburt, Legitimation, Heirath, originär aber durch 
landesherrliche Verleihung, Anſtellung im landesherrlichen oder ftändifchen 
Dienfte, jorwie durch Erwerb eines Nittergutes; auch in diefen Fällen originären 
Erwerbes war fie durch Ortsangebörigfeit bedingt, wie denn mamentlich Der 
angeitellte landesberrliche oder jtändiiche Diener am ne Ortsheimath 
hatte.“ In der Verordnung ſelbſt ſteht natürlich von 6* Vermittelung der 
Staatsangehörigkeit durch Ortsheimath fein Wort. In Wahrheit haben Staats— 
und Gemeindemitgliedichaft nur das gemein, daß eine Neihe von Thatjachen, 
Geburt, Heirath, Anstellung, für beide Theile Begründungselemente find, jedoch 
wieder mit dem großen Unterichiede, daß diefe Thatjachen zwar hinfichtlich der 
Staatsangehörigfeit, nicht aber binfichtlich der Ortsheimath unmittelbare Rechts: 
wirfung haben; bei der Heimath kommen fie im medlenburgifchen Rechte, wie 
früher *) dargelegt, nur als Domizilselemente in Betradht. 

Beſtünde wirflich eine ſolche Entitehungsabhängigfeit der Staats: von 
der Gemeindeangehörigfeit, dann dürfte doch erwartet werden, daß der Erwerb der 
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Ortsangehörigfeit nach medlenburgiichem Rechte von Rechtswegen die Entjtehung 
der Landesunterthänigfeit zur Folge hat. Gerade das Gegentheil ift der Fall. 
Böhlau ſelbſt muß anerkennen, daß Ausländer als joldhe, d. h. ohne dadurch 
jtaat3angehörig zu werden, Ortsheimath, ja ſelbſt ein allerdings befchränftes Orts: 
bürgerrecht in Mecklenburg erwerben konnten, wenn fie ſich mit ausdrüdlicher Be— 
willigung der Ortsobrigfeit an einem Orte des Inlandes niederließen (S. 331). 
Die Verordnung vom 1. Juni 1853 bejtimmt in $ 3: „Den Ortsobrigfeiten bleibt 
die Befugniß, Ausländern die Domizilierung in den ihnen untergebenen Orten zu 
geitatten — mas, wie früher bemerkt, nach der Verordnung vom 21. Juli 1821 die 
Entjtehung des Heimathrechts zur Folge hat —; doch darf denjelben vor erlangter 
Naturalifation die Ausübung öffentliher oder gerichtlicher Funktionen nicht 
gejtattet und das Bürgerrecht nur zum Bmede der Ausübung der darin ent: 
baltenen gewerblichen und vermögensrechtlihen Befugnifje verliehen werden. 
Von allen übrigen, namentlih den dem öffentlichen Rechte angehörigen im 
Bürgerrechte enthaltenen Nechtsbeziehungen bleiben Ausländer ausgejchlofjen.“ 

Nah Böhlau hat erſt das Neichögefeg vom 1. Juni 1870 über die 
Erwerbung und den Berluft der Bundes: und Staatsangehörigfeit die Ab- 
bängigfeit der Staat3angehörigfeit von der Ortsheimath befeitigt (S. 350). 

Auf die Inkonſequenzen und die Widerfprüche mit dem pofitiven Rechte, 
welche die Böhlau'ſchen Ausführungen im Laufe ihrer Entwidlung zeigen, 
baben wir jchon vorſtehend an den entiprechenden Stellen aufmerkſam gemacht. 
Es erübrigt noch, die Unrichtigfeit des Ausgangspunktes der ganzen Erörterung 
zu Fonjtatiren. Hiezu genügt ein Hinweis auf die Gejchichte der territorialen 
Nachſteuer. Diejelbe ift am Ende des 15. Jahrhunderts, alfo zu Zeit volliter 
Blüthe des ftändiichen Staates, zur Einführung gelangt. Sie hat einen einheit- 
lichen Staatsangehörigfeitsbegriff mit einem einigen Grwerbsgrunde, dem 
Domizil vorgefunden. Nach der Standesangehörigkeit beftimmte fich in ſtaats— 
rechtlicher Beziehung nur Vorhandenfein und Art des Staatöbürgerrechts im 
technischen Sinne des Wortes. Staatsbürgerrecht hatte nur der Adelige und 
der Stadtbürger, nicht der ftädtische Beifalle und der Dörfler (Bauer). Die 
Adeligen waren Staatsbürger mit dem echte direkter, die Stadtbürger 
Staatsbürger mit dem Nechte indirefter Theilnahme an der Staatsver— 
mwaltung. 

Wir wenden uns zu den Auseinanderjegungen Boörnhak's. Wenn der: 
jelbe auch unterlajien hat, Böhlau's Abhandlung zu citiven, jo wird man 
doch bei der oft überrafchenden Wehnlichkeit der Gedanken und Wendungen 
annehmen dürfen, daß Bornhak die Anregung zu feiner Auffafjung aus der 
Böhlau schen Arbeit empfieng. Dabei ift aber jofort anzuerkennen, daß 
Bornhaf vermied, Staatsangehörigfeit mit Staatöbürgerrecht zu identifizieren. 
Er hat fich dadurch nicht blos vor einer Neihe von Inkonjequenzen, jondern 
insbefondere auch vor der bei jener Identifizirung nicht zu umgebenden Schluß- 
folgerung bewahrt, dal die grumdhörigen Bauern im ftändischen Staate feine 
Staatsangehörigkeit befähen. Im übrigen aber hat ihn die Nachfolge Böhkau’s, 
der gejchichtliche Aufbau des Erwerbs der Staatsangehörigkeit auf der ftän- 
diichen Rechtsordnung, in unlöglichen Konflitt mit dem jederzeit geltenden 
pofitiven Rechte gebracht. Was Bornhak als preußifches Recht bezeichnet, 
it Vhantafierecht des Verfaſſers. 

Bornhak's Ausführungen find dieje:') 
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Dem jtändiichen Territorialitaate des Mittelalters (1134—1604) habe 
das „allgemeine unmittelbare Berhältniß zwiſchen dem Staate und ſeinen 
Unterthanen gefehlt.“ Ein ſolches habe nur zwiſchen dem Fürſten und den 
größeren Grundbeſitzern beſtanden, die ſich ſeit Ende des Mittelalters als nie— 
derer Adel von dem übrigen Volke ausgeſondert hätten. Bei der mangelhaften 
Ausbildung der Staatsidee habe fich dieſes Verhältniß in die Form eines 
befonderen, in jedem einzelnen Falle neu zu begründenden Treueverhältnifies 
zwiſchen Fürjt und Unterthanen, des Lehensverhältnifjes, gekleidet. YWermöge 
der Lehensverbindung jei der Adel zu jeinem Lehensherrn im Unterthanen: 
verhältnifje geitanden, die Staatsangehörigkeit habe fich ſomit für den Adel 
nach Anjäffigkeit im Lande mit adeligen Gütern bejtimmt und zwar jei nicht blos 
der Befiter des Lehens, jondern auch feine Familie in dieſer unmittelbaren 
Staatsangehörigfeit gejtanden, leßtere lediglich mit dem Unterſchiede, daß bei 
ihr das Verhältnig nur jolange währte, als fie im Land ihren Wohnfis hatte. 

Auch die bäuerlichen Befiger jeien der Staatsgewalt als Unterthanen 
unterworfen gewejen, nur habe ihrem Verhältnig zum Staate die Unmittel: 
barfeit gefehlt. Für ihre Staatsangehörigfeit ſei entjcheidend geweſen, daß fie 
bon einem Gutsherrn eine bäuerliche Stelle erhielten. Da die Gutsherrn ihrer: 
feit3 der Staat3gewalt unterftanden hätten, jeien die Angeſeſſenen des Dorfes 
und ihre Angehörigen mittelbare Unterthanen des Staates geweſen. 

In gleicher Stellung gegenüber dem Landesherrn hätten ſich die ſtadtiſchen 
Einwohner befunden. Für ſie ſei das Kriterium der Staatsangehörigkeit ein 
doppeltes geweſen, einmal der Beſitz des Bürgerrechts und dann hätten zu den 
Unterthanen auch die bloßen Schutzverwandten, die ſtädtiſchen Paſſivbürger, 
gehört; als ſolche hätten aber alle nicht eximirten Perſonen gegolten, welche 
in der Stadt ihren dauernden Wohnſitz gehabt hätten, ohne das Vollbürger— 
recht zu beſitzen. Eximirte Perſonen, alſo keine Mitglieder der Stadt, ſeien 
die in der Stadt wohnenden Adeligen und Beamten — gemeint ſind die lan— 
desherrlichen Beamten — geweſen. Wornach ſich für die erſteren die Staatsan— 
gehörigkeit beſtimmte, ergibt ſich aus oben Bemerktem. Der Wohnſitz im Lande 
machte ſie zu unmittelbaren Staatsunterthanen. Ob die Beamten als ſolche 
Staatsangehörige waren, darüber ſpricht ſich Bornhak für die Zeit des 
ſtändiſchen Staates nicht aus. 

So ergeben ſich für Bornhaf, ftreng genommen, als Erwerbsthatiachen 
der Staatsangebörigfeit in der jtändifchen Periode adeliger Grundbeſitz, Befig 
erner bäuerlichen Stelle Mitgliedfchaft in der jtädtiichen SKorporation und 
für die micht grumdbefigenden Angehörigen der im Lande angefejfenen Adels: 
familien „Wohnfig im Lande” (S. 231 und 234). Bornhaf jelbit jcheint hin— 
fichtlich des Erwerbs der Staatsangehörigkeit durch die Schußverwandten nicht 
ganz ficher. Er nennt fie einerfeit3 „mittelbare Staatsunterthanen* (S. 232), 
andererjeitö erflärt er aber, bei ihnen, wie bei den genannten nicht grundbefiten- 
den Adeligen, ſei „der Wohnfig für die Staatsangehörigfeit entjcheidend“ 
(S. 2341. Daraus würde fich aber ergeben, dat ihre Staatsangehörigfeit nicht 
der Vermittlung der Zugehörigkeit zur ſtädtiſchen Korporation bedurfte. Die Schuß 
verwandten wären jomit unmittelbare Staatsangebörige. 

Für die Zeit des abjoluten Beamtenjtaates (1604 — 1740) fügt Born: 
haf einen weiteren Erwerbsgrund Hinzu, die Anjtellung. Als der jtändifche 
Territorialftaat durdy das Beamtenthum des abjoluten Staates zurücdgedrängt 
worden jei, babe das landesherrliche Beamtenthbum als gleichberechtigter Faktor 
zu den übrigen drei Ständen hinzutreten müſſen. Die Beamten jeien daber 
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von der Zofalobrigfeit erimirt (nach dem wenige Zeilen weiter oben Bemerkten 
waren jie da3 gegenüber der ftädtiichen Obrigkeit jchon früher) und unmittel— 
bar dem Landesherrn und jeinen Behörden unterjtellt worden. „&leich dem 
Mel tritt das Beamtenthum in ein bejonderes Treueverhältniß zum Landes: 
herrn, jo daß eigentlich gar fein Zweifel darüber walten konnte — aber, 
dürfen wir anfügen, jehr allgemein und hartnädig gewaltet hat‘) —, ob der 
Beamte als jolcher Unterthan des Staates jei, dem er diene* (S. 233). 

Die Periode abjchliegend, bemerft Bornhak, man habe in Deutjchland 
allerdings nach völliger Ausbildung der LZandeshoheit dazu geneigt, daS per: 
jönlihe Verhältniß zwijchen Staat und Unterthanen völlig zu ignorieren (?) 
und die Herrichaft über die Perjonen nur als Ausfluß der Gebietshoheit zu 
betrachten — wie jein Hinweis auf Mojer?) zeigt, meint er hiemit das Do- 
mizilöprinzip —, aber „das preußiſche Necht hat diefen Territorialitätsftand- 
punkt nie eingenommen.‘ 

Das Territorialſyſtem im eigentlichen Sinne des Wortes,’) wornach das 
im Inland geborene Kind auch dann, wenn jeine Eltern nicht im Inlande 
wohnen, Staat3unterthan wird, hat Preußen jo wenig, wie das übrige Deutjch- 
land, jemals befolgt, wohl aber das Domizilsprinzip. Bornhak behauptet 
zwar das Gegentheil, einen Beweis dafür bleibt er aber für die beiden genannten 
Perioden jchuldig. 

Erjt für die Zeit nach Erlaß des preußiſchen Landrechtes tritt Bornhaf 
einen Beweis jeiner Behauptung an. Derjelbe dürfte ihm aber mißlungen fein. 
Der Verfaſſer beruft fih auf $ 131 II 17 allg. L. R., wonach Fremde, die 
ih zwar im Lande aufhalten, aber darin weder ein Amt übernommen noch 
Grundſtücke gekauft noch Gewerbe betrieben haben, das Land jederzeit wieder 
nah Willfür verlafjen können.“) Durch Amtsübernahme, Grundjtücderwerb und 
Gewerbebetrieb trete man in einen der bejtehenden Stände ein. Wenn nun der 
Staatsangehörige nicht ohne Vorwiſſen der Obrigkeit auswandern dürfe, dieje 
Fremden dagegen jederzeit nach Willfür das Land wieder verlafien dürften, 
jo jei dies nur dadurd zu erflären, daß durch den Eintritt in die betreffenden 
Stände die Staatsaugehörigkeit begründet werde, welche zum Bleiben im Staate 
verpflichte. Wenn in $ 132 auch jolchen Fremden, welche jich im Staate 
wirklich niedergelalien haben, innerhalb der erjten zehn Jahre die Auswan— 
derung gejtattet werde, jo laſſe fich daraus nicht die Folgerung ziehen, daß 
die Staatsangehörigfeit erjt nach 10 Jahren entitehe, jondern es werde nur 
ein Singularrecht für die neuen Staatsangehörigen fejtgejegt.’) Allein Born- 
hak überfieht, daß es nicht die Amtsübernahme bezw. der Grundſtückserwerb 
und Gewerbebetrieb für jich allein find, welche die Verjagung der Auswander— 
ungsfreiheit zur Folge haben, jondern daß ſich, um diefe Nechtswirfung hervor: 
zurufen, mit diefen Thatjachen Aufenthalt im Lande verbinden muß. Aufent— 
halt mit Amtsübernahme zc. gilt aber, wie der Zujammenhalt von $ 131 
md 132 ergibt, al3 wirkliche Niederlaſſung. Das Domizil ift daher nad 
dem allg. 2. R. ein Begründungselement der Staatsangehörigkeit. Bornhaf 
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muß felbjt zugeben, daß das Gejegbuch vielfach von Pflichten und Rechten 
der „Einwohner“ im Sinne von Pflichten und Rechten der Unterthanen ſpricht. 

Ganz abgejehen davon jagt das Landrecht nirgends etwas davon, daß 
man durch Grundſtückserwerb oder Gewerbebetrieb in den Bauern- oder Bürger: 
ftand trete, insbejondere bedient fich das Geſetzbuch zur Begründung der Aus- 
wanderungsbeſchränkung für Beamte, Grundbefiger und Gewerbebetreibende 
nicht dieſes Mittelgliedes der Standeszugehörigfeit. 

Erſt für die Zeit nach Befeitigung der ftändifchen Gliederung der Gejell- 
ihaft durch das Edikt vom 9. Dt. 1807 nimmt Bornhaf eine alljeitige 
Beltimmung der Staat3angehörigkeit durch den Wohnfig und zwar durch den 
einfachen Wohnfig an. An dem Erwerb der Staat3angehörigfeit durch Grund: 
befig und Amtsübernahme hätte man zwar feithalten können, aber nicht am 
Erwerb derjelben durch) Gemeindemitgliedichaft, nachdem in einem großen Theile 
des Staates, nämlich da, wo franzöfiiches Recht und feine Nachbildungen ge: 
golten hätten, alle innerhalb der Gemeinde wohnenden Perjonen Gemeinde: 
mitglieder gewejen jeien. Offenbar ſchwebt Bornhaf bei diefer Schlußfolgerung 
wieder der Gedanke vor, daß die Schutverwandten Staatsangehörige nicht 
erjt in Folge der durch Wohnfig eriworbenen Gemeindezuigehörigkeit, jondern un: 
mittelbar durch Wohnfig im Lande waren. Daß fich wirklich die Staatsunter: 
thänigfeit nad) dem Edift vom 9. Dftober 1807 bis zum Inkrafttreten des 
Gefeßes vom 31. Dez. 1842 nach Wohnfig beftimmt habe, fei aus den zahl: 
reihen Verträgen zu entnehmen, welche Preußen in den Jahren 1811 — 1841 
mit anderen deutſchen Staaten über die Aufnahme von VBagabunden und Aus— 
gewiejenen gejchlofjen habe. In dieſen Verträgen hätten die fontrahierenden 
Staaten als ihre Unterthanen diejenigen Perſonen anerkannt, welche ihnen 
angehörten: 

1) durch Abftammung von Inländern; 

2) — innerhalb des Staatsgebietes von heimathloſen Eltern erfolgte 

eburt; 

3) durch ausdrückliche Aufnahme; 

4) ohne die gedachten Vorausſetzungen durch Verheirathung unter Be— 
gründung einer eigenen Wirthſchaft im Inlande nach Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit oder bei vollſtändiger Heimathloſigkeit; 

5) durch bloſen zehnjährigen Aufenthalt, ſofern es ſich nicht um Hand— 
lungsdiener, Geſellen, Schüler, Studenten und dergleichen handelte. 

Daß dieſe Verträge im Allgemeinen davon ausgegangen ſeien, daß die 
Staatsangehörigkeit durch Wohnfignahme gwonnen werde, trete in folgenden 
Momenten zu Tage. Der zehmjährige „Aufenthalt“ jei im Anſchluß an 
eine vereinzelte Beitimmung des römischen Nechtes (l. 2 Cod. 10, 39) 
augenscheinlich als präjumtive Begründung des Wohnfiges aufzufaſſen und 
ebenjo jei die Abſtammung ein Grund für den Erwerb der Staatsangehörigfeit, 
weil die Kinder den Wohnfig des Vaters bezw. der Mutter theilten. 

Bornhak überfieht oder will überjehen, daß die erwähnten Verträge 
binfichtlich der dajelbjt genannten Berfonenkategorien für die beteiligten Staaten 
nur eine Pflicht zur Uebernahme Auszuweiſender und Heimathlofer, alfo lediglich 
eine ficherheits- und theilweije auch armenrechtliche und, ſoweit angängig, nur 
vorübergehende Hingehörigfeit der betreffenden Individuen zu diefen Staaten 
begründen wollen, aljo eine Zugehörigkeit, welcher die zum Borhandenfein der 
Staatsmitgliedichaft nötbigen Merkmale dev Dauer und unbejchränften Wirkung 
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fehlen. Ganz abgejehen davon würde fich aber dann die Staatsangehörigfeit 
zum Theil anders bejtimmt haben, je nachdem es ſich um das Verhältniß zu 
Bertragd: oder Nicht: Vertragsftaaten gehandelt hätte. In Konſequenz der 
Bornhak’ichen Beweisführung müßte man ferner annehmen, daß auch die 
Gothaer Konvention vom 15. Juli 1851 gegenüber dem Gefeße vom 
31. Dez. 1842 über die Ermwerbung und den Verluſt der Eigenfchaft als 
preußifcher Unterthan neue Staatsangehörigkeitstitel im Verhältniß zu den an 
der Konvention betheiligten Staaten aufgeitellt habe. Hat man aber je dem 
Gothaer Bertrag maßgebende Bedeutung für Staatsangehörigkeitsfragen bei: 
gelegt? 

In welcher Weile fich die Staatsangehörigkeit in Preußen vor dem Ge— 
jege vom 31. Dez. 1842 bejtimmte und wie dieſe Beitimmung mit der Ent: 
widlung in den übrigen deutjchen Staaten in Einklang ftand, haben wir an 
früherer Stelle’) nachzuweiſen verjucht. Die betreffenden Erörterungen ergaben, 
daß die Begründungsarten der Staatsangehörigfeit in jener Zeit denn doc) 
einheitlicher und ficherer geftaltet waren, ald es nach Bornhak's Schilderung 
den Anjchein hat. 


», Siehe oben S. 234. 
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Das Gnadenrecht in Finanzſachen. 
Von 
Mar Ioel, Juſtizrath in Berlin. 


Zu der Streitfrage, ob nach preußifchem Recht gegenwärtig dem König 
das Gnadenrecht in Finanzjachen und namentlich das Recht zum gnadenweijen 
Erlaß von Steuern und Gebühren zufteht, ergreift jegt auch Laband in 
tejfelnder, mehrfach neue Gejichtspunfte eröffnender Darftellung das Wort. Ich 
gebe eine gedrängte Ueberficht des Inhalts feiner Erörterung und jchließe hieran, 
nur ſoweit leßtere jpeziell gegen meine Anficht über die betreffende Frage (Annalen 
1888 ©. 805 ff. und 1891 ©. 417 ff.) gerichtet ift, einige kritische Bemerkungen’). 

Nachdem Laband die Gnade im Allgemeinen zutreffend als die Zuwendung 
eines Vortheils ohne rechtliche Verpflichtung (nullo jure cogente) definirt, 
ihre Merfmale und ihre Erfordernifje, ihren Gegenfag zum Recht ſowie ihr 
Wirken auf verjchiedenen Gebieten des jtaatlichen Lebens näher dargelegt hat, 
wendet er ſich jpeziell zu den Gnadenakten finanziellen Inhalts und betont, 
daß Billigkeitsrücjichten auch jie neben der Nechtsordnnung zu einem unabweis— 
baren Bedürfnig machen. „ES entipricht dem Wejen des Nechts, Negeln für 
allgemeine (abjtrakte) Ihatbeitände zu geben, dem Weſen der Gnade dagegen 
entjpricht es, die individuellen Umftände des fonfreten Falls zu würdigen“ 
S. 174). Bei der fich hieran anjchliehenden Erörterung der frage, ob das 
jelbjtverjtändlich in der abjoluten Monarchie und demgemäß auch in dem ab- 
jolutiitiichen Preußen dem Monarchen zuftchende Gnadenrecht in Finanz: 
ſachen durch die Einführung der preußischen Verfajfung aufgehoben oder be- 
beichränft jer, hält Laband dann (S. 177) drei verjchtedene Gefichtspunfte 
auseinander, nämlich das Necht der VBolksvertretung auf Theilnahbme an 
der Gejeggebung, ihr Budgetrecht und ihr Kontrolrecht der Finanz— 
verwaltung. Auch er legt weiter bei diejer Erörterung, gleich den anderen 
dieſe Frage behandelnden Schriftitellern, die Unterjcheidung der finanziellen 
Snadenafte in Ausgabebewilligungen und Einnahmeverzichte zu Grunde, 
indeß nicht in der hergebrachten, von ihm als zivilrechtlich bezeichneten Be— 
deutung dieſer Ausdrüce, wonach unter die Ausgaben auch die Wiederauf: 
gebung eines jchon vom Staat erworbenen Nechts Fällt, jondern in der diejen 
Begriffen „im Staatshaushalts: Etat zufommenden Bedeutung,“ wonach 
Ananzrechtliche Ausgaben nur die pojitiven Belaftungen jeien, welche durch 
anderweite Einnahmen oder Fonds etatsmähig gedeckt werden müjjen, Ein— 
nahme»verzichte hingegen alle negativen Einbußen, die entweder überhaupt 
feine efatsmäßige Dedung durch Ausgaben erfordern oder in einer jchon er- 
hobenen Einnahme ihre jpezielle Dedung finden (S. 178 und 179). Der 


— —— 


) Vgl. Laband, das Gnadenrecht in Finanzſachen nach preußiſchem 
Recht Archiv für öffenthiches Recht 1892 ©. 1692211. 
Vgl. unten zu II dieſer Beſprechung. 
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Unterjchied dieje Definition von der hergebrachten ift aljo der, daß alle Wieder: 
erjtattungen unter die Einnahmeverzichte fallen, was fich dann namentlich darin 
praftijch bemerkbar macht, daß derartige Nejtitutionen die im Etat bewilligten 
Dispofitionsfonds des Königs oder der Behörden nicht belaften, während fte 
‚ bei ihrer Behandlung der Ausgaben aus diefen Fonds zu leiften wären 
(S. 181 Anm. 10). 

I. Bei der nach den beiden erſten Gefichtspunften, aljo mit Rückſicht auf 
das Necht der Bolfsvertrtretung auf Betheiligung an der Gejekgebung und 
auf das Budgetrecht derjelben, zunächſt erfolgenden Grörterung der Streit: 
frage, gelangt Laband zu folgenden Rejultaten. 

N Gnadenmweije erfolgte Ausgaben (Gejchenfe, Unterjtügungen u. }. mw.) 
find durch die Geſetzgebung nicht verboten, wohl aber eingelchränft 
durch das Budgetrecht. Inſofern fie durch die im Etat bewilligten 
Dispofitionsfonds des Königs und der Behörden nicht vollftändig 
oder gar nicht gededt werden können, müſſen fie daher als Etats: 
überichreitungen, beziehentlich außeretatsinähige Ausgaben vom Land- 
tag nachträglich genehmigt werden (S. 180-182). 

2) Gnadenweiſe Einnahmeverzichte. 

A. Es fragt ſich zunächit, ob jie durch das jeßt geltende Recht der 
Volfsvertretung auf Iheilnahme ander Gejeggebung beichränft 
werden. 

a) Brivatrehtliche Anjprüche (auf Kaufgelder, Bachtgelder, 
Konventionalitrafen, Erfaß von Defekten, auf Erbjchaften u. ſ. w. 
iſt der Fiskus, wie jedes andere Subjeft eines Privatrechts, 
befugt, aber nicht verpflichtet geltend zu machen. Die Geltend- 
machung diejer Rechte ift ein Verwaltungsakt und der König 
als oberjter Eher der Verwaltung it, unbehindert durch die 

- verfafjungsrechtlichen Negeln über die Ausübung der Geſetz— 
gebung, allein befugt, Ich auch für die Nichtgeltendmachung zu 
enticheiden (S. 182—1834). 

b) Hingegen beruhen jtaatsrechtliche Anjprüche des Fiskus 
(auf Steuern, Abgaben Gebühren) auf zwingenden Kechts- 
Jägen. Der Fiskus iſt nicht bloß berechtigt, jondern verpflichtet, 
das Geſetz auszuführen, die Stenern u. ſ. w. zu erheben. Hier 
wird nun aber Ddiefer Zwang der Gejeßgebung modifizirt 
duch das Gnadenrecht des Königs, deſſen Fortbeſtehen 
auch nach Einführung der Verfaſſung dann Yaband im Ein: 
zelnen darlegt. Der König kann daher, ungehindert durd) 
die Regeln über die Ausübung der Öejeggebumg, im Gnaden— 
wege jtaatsrechtliche Aniprüche des Staats erlaſſen (S. 190—199) 
Ich unterlaffe die genauere Wiedergabe der hierauf bezüglichen 
Grörterungen, da jte im wejentlichen ji) mit meinen Aus— 
Führungen (Annalen 1888 ©. 814, 816, a. E. 817 jowie 1891 

418 ff. 427 ff.) deden ; auch Zaband betont, dat das Gnaden 
— des Königs in Finanzſachen weder durch den jetzigen Mangel 
des landesherrlichen Dispenjationsrechts, welchem jenes Gnaden- 
recht überhaupt nicht untergeordnet jei, noch durch die Nicht: 
erwähnung in der Verfaſſung aufgehoben jei. 

Das Rejultat ift, wie man ficht, zu a und b dasjelbe, aber die Begrün- 
dung desjelben verschieden. Auf privatrechtliche Aniprüche kann der König ſchon 
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nad) allgemeinen Rechtsgrundjägen als Haupt der Verwaltung verzichten, ohne 
daß fein Gnadenrecht hiezu herangezogen zu werden braucht, auf jtaatsrecht- 
liche Ansprüche, weil jie auf zwingenden Gejegen beruhen, nur vermöge, des 
ihm verbliebenen allgemeinen Gnadenrechts.') 

B. Hingegen iſt die Frage, ob gnadenweije Einnahmeverzichte des Königs 
durch das Budgetrecht der Volfsvertretung bejchränft werden, für 
Verzichte jowohl auf privatrechtliche als auf jtaatsrechtliche Einnahmen 
gleichmäßig (micht bloß, wie zu A, im Rejultate, jondern auch in’ 
der Begründung) zu beantworten, nämlich im allgemeinen dahin, daß 
eine jolche Beichränfung nicht ftattfindet, weil der Staatshaushalt- 
Etat nur den Gejammtertrag der aus den Nechtsgejchäften des 
Staats oder aus den Finanzgejeßen zu erwartenden Einnahmen 
veranjchlagt, jich aber nicht auf die einzelnen Nechtsgejchäfte oder 
die einzelnen Erhebungen von Steuern, Abgaben und Gebühren be: 
zieht. Eine Ausnahme und jomit die Nothiwendigfeit einer Genehmigung 
des Landtags tritt nur in den jeltenen Fällen ein, in welchen eine bes 
jtimmte einzelne Einnahme zum Gegenjtande einer bejonderen 
Etatspofition gemacht wird. (S.186—189 und S. 199-—201).?) 

II. Laband wendet ſich dann zu der Frage, ob das dritte oben gedachte 
Recht der Bolksvertretung, nämlich ihr Necht auf Kontrole der Finanz— 
verwaltung, und die hiemit forrejpondirende Pflicht der Oberrechnungs- 
fammer, die bei der Rechnungsprüfung gemachten Bemerkungen dem Landtag 
behufs Entlajtung der Staatsregierung mitzutheilen, das Onadenrecht des 
Königs in Finanzſachen berührt hat. Auch dies verneint er und hier ftellt fich 
allerdings ein jehr wejentlicher Differenzpunft gegenüber meiner hierüber ges 
geäußerten Anficht heraus, welcher mich nöthigt, noch einmal auf dieje Frage 
furz einzugeben. 

Meine früher dargelegte Meinung geht dahin, daß das Gmadenrecht des 
Königs in Finanzjachen Lediglich durch das Kontrolrecht des Landtags gemäß 
Artikel 104 der preußiichen Verfaffung und 8 18 Nr. 2 und 3 des preußischen 
Dberrechnungsfammer-Sejeges vom 27. März 1872 (abgedrudt Annnalen 1888 
©. 807 a. E. und 817 a. €.) bejchränft it, und, gejtügt auf dieſe Vorjchriften, 
habe ich folgende Sätze aufgeitellt: 

1. Der König erläßt zwar, unter Hinzutretender Gegenzeichnung eines 
Mintjters, gültig jänmtliche Gnadenordres (Art. 44 der preußiichen 
Verfaffung), aber die Oberrechnungsfammer ift verpflichtet, alle Ab— 
weichungen, welche diefe Gnadenordres vom Staatshaushaltsetat oder 
von ‚zinanzgejegen anordnen, nad) Maßgabe des 8 18 Nr. 2 und 3 
des Oberrechnungsfammer Gejeges dem Landtag behufs Entlaftung 
der Staatsregierung mitzutheilen. 

2. Der Landtag kann demnächſt wegen dieſer ihm mitgetheilten Ab— 
weichungen vom Staatshaushaltsetat oder von Finanzgeſetzen die 


ı) Yaband zieht daher auch in jeinem Reichsitaatsrecht (2. Aufl. Band II ©. 1031 fg.) 
die Konjequenz, daß im Gegenſatz zum König von Preußen, welcher alle ihm durch die Ver» 
fafjung nicht ausdrücklich entzogenen Nechte behalten babe, der Deutiche Kaiſer, für deſſen 
Rechtsſtellung die Reichsverfaſſung die alleinige Grundlage bilde, nicht von dem jus cogens 
der Steuergejege abweichen, alſo nicht im Gnadenwege Steuern oder Abgaben erlajien dürfe. 

) Auch dieſe Ausführung ſtimmt im Wejentlichen mit meiner („Annalen“ 1888 ©. 823 fa. 
unter b und ©. 827, 828) dargelegten Anficht überein. 

Annalen des Teutichen Reise. 18392. 19 
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Minifter zur Verantwortung ziehen. Dieje VBerantwortlichkeit iſt nicht. 
die allgemeine -parlamentariiche, Jondern die jpezielle Verantwortlichkeit 
der Minifter aus Artikel 104 der preußiſchen Berfaffung, welche den 
Landtag berechtigt, die Entlaftung zu verweigern. 


In Anwendung diefer Grundjäge habe id) insbefondere auch eine Pflicht 
der. Oberrechnungsfammer angenommen, gnadenweife Erlafje von Steuern und 
Gebühren dem Landtag mitzutheilen.‘) 

Laband erachtet meine vorjtehend wiedergegebene Anficht an und für jich 
als möglich. Anderſeits bezeichnet er auc) die anderweite Anjicht als möglich, 
daß mit Rückſicht auf das fortbejtehende allgemeine Gnadenrecht des Königs in 
Finanzſachen alle Steuergejege als mit der jtillfchweigenden und jelb ft- 
verjtändlichen Generalflaujel: „vorbehaltli königlicher Gna— 
denakte“ erlaffen zu denken, daß daher die Gnadenafte feine Abweichungen 
von Gejegen und demnach auch von der Oberrechnungsfammer nicht dem Zand- 


) Vgl. namentlid) „Annalen“ 1891 S. 419 bis 421. Wenn Laband (ES. 200 Anm. 25 
und bejonders ©. 201 Anm. 27) meine Anfiht dahin wiedergibt, daß ich in dem gnaden— 
weijen Erlaß von Steuern und Gebühren eine Verlegung des Etatsgeſetzes erblide, jo 
ift die mindeftend ungenau. Nicht eine Verlegung des Etatögejeges, jondern der, feinen 
Pofitionen zu Grunde liegenden, Finanzgeſetze liegt in jenem Falle vor und jede Ab— 
weihung von diefen Gejegen iſt nad) dem Schluß der Nr. 2 des $ 18 des Iberredinunas- 
fammergejeges zu einem ganz felbjtändigen Grund für die Monitur der Oberrechnungs- 
fanımer erhoben, gleichviel ob die hierauf ſich gründende Pofition des Etatögejepes jelbft 
hiedurch verlegt ift oder nicht. In diefem Falle tritt nach der Abjicht des Geſetzgebers eben 
eine Ausnahme von der allgemeinen Regel ein, dab nur die Etaispoſition jelbjt und nicht 
deren Borausjegungen der Hechnungstontrole unterliegen; der Gejepgeber hat hiedurd) die 
in Finanzgeſehen enthaltenen Borausjegungen im Unterjciede von allen jonftigen Voraus— 
jepungen des Etatögejepes bejonders ausgezeichnet. Dies ergeben die Landtagsverhandlungen 
bei Berathung des Oberrehnungstammergejeged unzweideutig; einige Abgeordnete wollten 
noch die Abweihungen von den dem Etatögejege zu Grunde liegenden „Borichriften“ umd 
„maßgebenden Berwaltungsgrundjägen“ zur Stenntniß des Landtags gebradht willen, erreichten 
aber dies nicht, jo daß jchließlih nur die Abweichungen von Gejegen als Gegenjtand der 
Monitur übrig blieben. (Vgl. „Annalen“ 1888 S. 819 und 820). Laband bemerkt hiezu 
noch (S. 200): Wenn das Etatsgeſetz das Erträgnik der dem Fiskus anfallenden Erbicaften 
aufführt, jo bindert die den König doch nicht, auf eine einzelne derartige Erbidhaft aus 
Gnade zu verzichten; warum jollte die Veranichlagung des Ertrages der Erbſchafts ſſteuer 
dieje Rechtswirkung haben?“ Hierauf ift einfach folgendes zu antiworten. Die VBeranichlagung 
im Etatögejeß hindert weder den Verzicht auf die Erbichaft noch denjenigen auf die Erbichafts- 
jteuer; der König kann auch auf legtere unter Gegenzeihnung eines Miniſters rechtsgültig 
verzichten, aber die Oberrehnungstammer iſt verpflichtet, den Verzicht auf die Erbichaftsiteuer, 
nicht denjenigen auf die Erbidhaft, dem Landtag darum mitzutbeilen, weil das Erbicafts- 
ſteuergeſez eben unter die am Schlujje des $ 18 Nr. 2 des Oberrechnungskammergeſetzes 
aufgeführten Finanzgejepe fällt, während dort weder das bürgerlihe Recht noch legtwillige 
Verfügungen, in Folge deren dem Fiskus eine Erbichaft zufallen kann, erwähnt find und 
weil dieje Gejepesvorichrift ausgeführt werden muß, jelbjt wenn ein Grund für jene Unter- 
ſcheidung nicht erfichtlich wäre. Ein ſolcher Grumd-ijt aber in der That leicht aufzufinden. 
Denn, mag aud) in dem von Laband gewählten Beijpiel die Exrbichaft das Bedeutjame, die 
Erbichaftsjteuer das minder Erhebliche jein, im Großen und Ganzen find es die Finanzgeſetze, 
welche die Einnahmen und Ausgaben des Staates entiheidend beeinfluffen und darum vor 
den anderen ejegen in $ 18 ausgezeichnet find. Dab die Abgrenzung der „Finanzgejepe“ 
(wie Laband hiebei bemerkt) jehr jchwierig it, mag fein; aber das Oberrechnungsfammer- 
gejeß hat diejen Begriff doch einmal mit dem Ausdrud: „Beitimmungen der auf die Staatö- 
einnahmen und Staatdausgaben oder auf die Erwerbung, Benügung oder Veräußerung von 
Staatseigenthum bezügliden Geſetze“ — in die Gejeggebung eingeführt und daher muß man 
auch mit ihm operiren. Die Oberrehnungsfammer und der Rechnungshof des Deutichen 
Reichs thun dies jährlich, indem fie ihre Bemerkungen zur allgemeinen Rechnung mit einer 
Zujammenftellung der bei der Rechnungsrevifion feitgeiegten Abmweihungen von „Finanz— 
geſetzen“ abſchließen. 
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tag mitzutheilen jeien. Mit Recht bemerkt er, daß die Entjcheidung der Frage 
lediglich davon abhängt, welchen Sinn der Gejeßgeber im 8 18 Nr. 2 des 
Oberrechnungsfammergejeges mit den Worten „Abweichungen von den Be— 
ftimmungen der Geſetze“ verbunden hat, und er findet in der „Entjtehungs- 
geichichte" des Gejeges „klare Auskunft" dahin, daß Die zweite der beiden 
vorgedachten Meinungen vom Geſetzgeber gebilligt ijt.') 

Den Beweis hiefür tritt er nach einem hijtorijchen Rückblick (S. 208) 
durch Bezugnahme auf mehrere Stellen der Materialien zu dem gedachten 
Gelege an. 

Zwei von ihm hiebei angezogene Aeußerungen von Abgeordneten find m. E. 
für die Entjcheidung der Streitfrage unerheblich. Beide haben die Anficht aus— 
geiprochen, daß die Oberrechnungsfammer nur jolche Abweichungen dem Land— 
tag mitzutheilen habe, welche Gegenjtand der Entlaftung Seitens des Land» 
tags jeien, daß ſich aljo die Pflicht der Oberrechnungsfammer zu Bemerkungen 
und das Kontrolrecht des Landtages gegenjeitig bedingen. Das ijt unzweifel- 
haft richtig (vgl. aud Annalen 1838 ©. 818). Aber hier handelt es fich um 
die Frage, was Gegenjtand der Entlaftung jeitens des Landtags it, und 
dieje Frage wird durch jene Meußerungen der beiden Abgeordneten nicht be- 
antwortet. 


Erheblicher könnte eine Stelle des Kommijfionsberichts jein, welcher nach 
Saband hervorgehoben hat, daß, joweit dem König oder irgend einer Ber: 
waltungsinitanz das gejegliche Recht der Dispenjation zuftehe, nach Ertheilung 
derielben die Unregelmäßigfeit „materiell geheilt jei*. Man könnte hier- 
aus die Anjicht der Kommiljion folgern, daß die vorgefommene Abweichung 
vom Gejege mit ihrer materiellen Heilung al3 nicht mehr vorhanden — 
ſei und daher ein Gegenſtand für die Monitur der Oberrechnungskammer 
überhaupt nicht mehr vorliege. 

Vollſtändig lautet nun jene Stelle des Kommiſſionsberichts: 


Die Vertretungen der Behörden (Defekte) werden fortan vor der 
Oberrehnungsfammer nicht mehr grumdjäglich durch Kabinetsordre 
erledigt werden fünnen. Damit hänge nicht zufammen die aus Vorjchriften 
jpezieller Geſetze entipringende Befugniß, niederzujchlagen oder 
von der Erjtattungspflicht zu dispenfieren, welche durch dies Geſetz 
nicht berührt werde ; joweit dem Könige oder irgend einer Verwaltungs: 
inſtanz das gejegliche Necht der Dispenjation zuftehe, jei nach Er- 
theilung derjelben die Unregelmäßigfeit materiell geheilt. Aber, wo 
ein jolcher Rechtsgrumd nicht vorliegt, werde fortan die Feſtſtellung 
des Defefts nicht ohne Zustimmung des Landtags umgangen 
und ebenjo der feftgeitellte Defeft nicht anders niedergejchlagen 
werden fünnen.“?) 

Der Kommijfionsbericht erkennt aljo als materielle Heilung der finanziellen 
Unregelmäßigfeit nur eine Dispenjation an, welche vom König auf Grund 
eines speziellen (ihn hiezu ermächtigenden) Gejetes angeordnet it; jelbt- 
redend ift in diefem Falle der Gnadenakt eine Anwendung diejes fpeziellen 





) ©. 204, 205. Laband nimmt daher auch nur die allgemeine parlamentarijche 
Verantwortlichkeit der Minijter für finanzielle Gnadenafte an, wie für alle Regierungss 
Bandlungen. S. 209. 

*) Drudjachen des Abgeordnetenhaufes 1871/72 Nr. 148 ©. 845 Spalte 2. 
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- Gejeßes, kann aljo nicht mehr als Abweichung von einem Gejege aufgefaßt 
werden. Hingegen ift in dem Kommiſſionsbericht nicht anerkannt, daß Kabinets- 
ordres, welche Tediglih auf Grund des allgemeinen Gnadenredhts 
des Königs Abweichungen von Gejegen gutheigen die Oberrechnungsfammer 
berechtigen, die Mittheilung der Abweichungen zu unterlajjen. Vielmehr erhellt 
aus dem Schluffe der gedachten Stelle des Berichts m. E. gerade die entgegen- 
ejegte Anficht der Kommiſſion. Bon den Defekten der Beamten jind nad 
R 18 des DOberrechnungsfammer:Gejeges überhaupt nur diejenigen zu moniren, 
welche Abweichungen von Gejegen (Mindereinnahmen oder Zuvielverausgabungen 
entgegen gejeglichen VBorjchriften) enthalten; alle anderen Defekte (namentlich 
Kaſſendefekte bezüglich jchon eingenommener Beträge) fallen überhaupt nicht 
unter den $ 18). Die Niederjchlagung der Defekte erfolgt aber Seitens des 
Königs, joweit fie ihm nicht durch jpezielle Gejege etwa übertragen ift, lediglich 
m Ausübung jeines allgemeinen Önadenrechts; er hat fich diefe Befugniß im 
$ 30 der Injtruftion vom 18. Dezember 1824 vorbehalten. Wenn die Kommiſſion 
nun wirklich) gemeint hätte, daß alle vom König auf Grund jeines all- 
gemeinen Gnadenrechts juftifizirten Abweichungen von Geſetzen nicht 
mehr dem Landtag mitzutheilen ſeien, dann hätte fie im ihrem Bericht nicht 
zugleich jogen können, daß es überhaupt noc Defekte (aljo im Wege der 
Gnade angeordnete Abweichungen von Geſetzen) giebt, welche nicht ohne Zu— 
ftimmung des Landtags niedergejchlagen werden fünnen; fie hat dieje Zu— 
ftimmung (worunter bier die Entlajtung auf Grund des Artifel 104 der Ver— 
faffung zu verjtehen ijt) eben nur dann als entbehrlich bezeichnen wollen, wenn 
ein jpezielles Gejeß den König oder eine Behörde zur Niederichlagung ermächtigt. 
Aber noch mehr! Die Materialien des Gejeges enthalten auch einen pofitiven 
Hinweis darauf, daß die hier vertretene Anficht diejenige des Gejeggebers war. 
Der mehrfach gedachte 8 18 Hatte jchon im Entwurf ($ 17) die Vorſchrift, 
daß die Oberrechnungstammer ihre Bemerkungen „unter jelbjtändiger unbedingter 
Verantwortlichkeit“ aufzujtellen habe. Dieſe Worte des Geſetzes bieten ein be- 
zeichnendes Beiſpiel ungenügenden Ausdruckes des gejeßgeberischen Gedankens. 
Wer jie liejt, wird hiebei nur am die allgemeine Verantiwortlichkeit der Be 
hörden denfen; in Wahrheit jollen jie eine ganz jpezielle Berantwortlichteit 
bedeuten, worüber die Motive des Gejepentwurfs folgenden Aufichluß geben‘): 
„Um zugleich die VBolljtändigfeit der Bemerfungen der Oberrechnungs- 
fammer über jeden Zweifel zu jtellen und namentlich die bei verjchiedenen 
Gelegenheiten fundgegebene Beſorgniß auszujchliegen, als könnte durd) 
jujtifizirende Erlajje vor Aufitellung bejonderer Erinnerungen der 
oberiten Nevijionsbehörde irgend eine Abweichung von dem für die Ver: 
waltung maßgebenden Beltimmungen der Kenntniß des Landtags entzogen 
werden, iſt im $ 17 der Oberrechnungsfammer für die von ihr aufgeftellten 
Bemerkungen die jelbjtändige unbedingte Berantwortlichkeit 
beigelegt." Und der Kommijjionsbericht‘) bejtätigt dies mit den Worten: 
„In der Emleitung (nämlich des 8 18) wird die völlige Selbftändigfeit 
und unbedingte VBerantwortlichfeit der DOberrechnungsfammer für Auf: 
jtellung der Bemerkungen hervorgehoben und der Wegfall der juftifizirenden 
Ktabinetsordres auch an diejer Stelle wiederholt ausgedrückt.“ 


) „Annalen“ 1888 5. 822 fg, 826 fo. 
) Drudjadhen des Abgeordnetenhauſes 1871/72 Nr. 21 Anlage Band S. 140 Spalte 2. 
A. a. O. ©. 853 Spalte 1. 


M. Joel: Das Gnadenrecht in Finanzſachen. 289 


Bon beiden Faktoren der Gejeggebung tt alfo hiedurch erflärt, daß finanzielle 
Unregelmäßigfeiten, joweit fie überhaupt nach $ 18 des Gejeges von der Ober: 
rehnungsfammer zur Kenntniß des Landtags zu bringen find, ohne Rüdjicht 
auf vorher ergangene jujtifizirende Kabinetsordres mitgetheilt werden jollen; 
es wird hiebei nicht unterjchieden, ob die Kabinetsordre im Berwaltungswege 
oder im Gnadenwege juftifizirt hat. ch vermag daher am wenigjten in der 
Entjtehungsgeichichte des Gejeges einen Anhalt dafür zu finden, daß im Gegen: 
theil die Pflicht der Oberrechnungskammer zu jenen Mittdeilungen durch eine 
vorher ergangene juftifizirende Kabinetsordre ausgejchloffen jein joll. 

Ich kann nur wiederholen,') daß diefe Pflicht der Oberrechnungstanımer 
bei der bevorjtehenden Berathung eines Komptabilitätsgejeges, dejjen demnächjtige 
Einbringung nunmehr bei der legten Landtagseröfinung offiziell angekündigt 
üt, völlig klar gejtellt werden muß. Ohne Zweifel wird man bei diejer Be- 
rathung ein jehr umfaſſendes Gnadenrecht des Königs in Finanzjachen aner: 
fennen müſſen, aber daneben bleibt die Frage bejtehen, ob der Landtag auch 
durchweg auf die Verantwortlichkeit der Minifter für jene Gnadenafte ver: 
sichten joll, nicht auf ihre allgemeine parlamentarische Berantwortlichkeit, 
(welche jedenfalls bejtchen bleibt) jondern ob der Landtag verzichten joll auf 
Ihre jpezielle Verantwortlichfeit aus Artifel 104 der Verfaſſung, welche den 
Sandtag berechtigt, ihnen bezüglich der Gnadenordre die Entlaftung zu weigern. 
Auch über Beantwortung diejer Frage und namentlich über den Umfang, in 
welchen jolcher Berzicht etwa gerechtfertigt it, fann man zweifelhaft jein, aber 
nicht darüber, dab das neue Gejeg hierauf eine unzweideutige Auskunft geben 
muB, nicht eine jolche, welche unter vieldeutigen Ausdrücken den geſetzgeberiſchen 
Gedanken verhüllt, wie dies im geltenden Geſetz mit der Anordnung „jelbit- 
ſtändiger unbedingter Verantwortlichkeit" für die Bemerkungen der Ober: 
rechnungsfammer gejchicht. Mit gutem Beifpiel ift der Abgeordnete Dr. Pieſchel 
im Reichstag vorangegangen durch den Antrag auf Annahme eines Gejehes, 
dahin fautend: „Die kaiferlichen und landesherrlichen Erlafje, auf Grund deren 
für Rechnung des Reichs Beträge verausgabt oder in Ausgabe belafjen oder 
zu vereinnehmende Beträge miedergejchlagen worden jind, find in den Be: 
merfungen des Rechnungshofs des deuten Reichs zu den allgemeinen Rechnungen 
über den Jahreshaushalt des Reichs bejonders fenntlich zu machen“?). Bei 
der Schwierigfeit, welche das Zuftandefommen eines Komptabilitätsgejeg dar- 
bietet, iſt ein jolches vorläufiges Geſetz auch für Preußen dringend zu em: 
pfehlen. 

) Bol. „Annalen“ 1891 ©. 427. 

”) Drudiachen des Neichdtags 1890/91 Nr. 649. 
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Zur Beform der Unfallverficherung. 


Bon 
Dr. Robert Piloty. 


Durch das Inkrafttreten des Neichsgejeges vom 22. Juni 1889 über die 
Invalidität: und Alteröverficherung it der Bau der Arbeiterverficherung zu 
einem vorläufigen Abjchlufje gebracht. 

Sit auch diejes Gejeß zur Zeit noch nicht in jeinem vollen Umfange in 
Wirkſamkeit getreten, jo ift doch ſchon mit jeiner Inkraftfegung das Programımn 
der berühmten kaiſerlichen Botjchaft vom 17. November 1881 erfüllt: die ver- 
Iprochene Kranken-, Unfall, Invaliditäts- und Altersverficherung der Arbeiter 
ijt eingerichtet. 

Und nun, nachdem der Bau, der die Arbeit eines Decenniums war, kaum 
bezogen, beginnen auch jchon die Erweiterungs- und Neparatur:Arbeiten. Neue 
Inwohner jollen aufgenommen, erfannte Schäden jollen ausgebeſſert werden. 

So liegt zur Zeit dem Neichstag eine an Abänderungsvorjchlägen reiche 
Novelle zum SKrankenverjicherungsgejege vor. Zum Invaliditäts- und Alters— 
verficherungsgejeße, welches ſchon im vorigen Jahre eine Kleine Novelle erhalten 
mußte,') werden zahlreiche Beichwerden laut und Abänderungsvorjchläge vor: 
gebracht, ja es iſt jogar eine Agitation für die Aufhebung desjelben thätig — 
dies Alles bevor noch das Geſetz in feinem ganzen Umfange in Wirkjamteit 
getreten it. 

Indeſſen dürfte für eine Neform der Invaliditäts: und Altersverficherung 
doc) erit eine längere Erfahrung abzuwarten je, als die furze Spanne Zeit 
ihres Beitehens ſie bisher Liefern fonnte. Eine Neform der Unfall: 
verjiherung wird vorauszugehen haben. ine jolche ift auch ſchon in 
Ausjicht gejtellt und wird wohl nach Inkrafttreten der Krankengeſetznovelle in 
Angriff genommen werden. 

Ich möchte nun in Folgendem meine Gedanfen über eine Neforn der 
Unfallverficherung entwideln, wie jie mir bei der ſyſtematiſchen Darstellung 
des Unfallverficherungsrechtes?) kamen. 

Die Unfallverficherung bedarf der Ausdehnung und der Aus: 
beijerung. 

Der Ausdehnung der Berficherung harren vor Allem die Handiverfer, von 
denen bisher nur ein Theil, nämlich das Bau-Handwerk und das Handwerk mit 





) ReG. v. 8. Juni 1891 betr. die Abänderung des $ 157 des Invaliditäts; umd 
Altersverſicherungsgeſetzes. (R.-©.-Bl. ©. 33.) 

) Biloty, Das Reichs-Unfallverſicherungsrecht, deſſen Entitehungsgeichichte und 
Spitem. Würzburg, bei Gg. Her. Bd. 1 u. 2. 1890, 1891. 
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Motorenbetrieb, der Unfallverjicherung theilhaftig iſt.) Aber auch andere Bes 
triebsarten find zur Zeit von der Unfallverjicherung ausgejchlofjen, für deren Aus- 
ihluß fein anderer Grund als etwa organijatoriiche Schwierigkeiten anzuführen 
it. Dies iſt bejonders der Fall hinfichtlich der Betriebe des Dandelsgewerbes, 
der Binnen- und See-Fiſcherei- und der feinen Seefahrzeug-Betriebe.?) 

Es drängt jich nun zunächſt die Frage auf: Was joll zuerit gejchehen ? 
Soll die Unfallverficherung zuerſt ausgedehnt oder zuerjt ausgebejjert werden ? 
Der bisherigen Methode der Unfallverjicherungsgejeggebung entjpräche es eher, 
zuerit an die Ausdehnung heranzutreten. Denn bisher war man vor Allem 
bemüht, die Schäflern alle ins Gehege zu bringen. Zuerſt ward Die Ber: 
jiherung für die Induſtrie geregelt, dann wurde jie Schritt für Schritt aus- 
gedehnt auf die Transportbetriebe, die land» und forjtwirtbichaftlichen Betriebe, 
die Baubetriebe, die Seebetriebe — je durch ein bejonderes Geſetz. So er: 
wartete man denn jeßt nach diefer Methode zunächit die weitere Ausdehnung. 

Indeſſen — dies wäre meines Erachtens verfehlt. 

Die Ausdehnung, bejonders auf das Handwerf, hat nicht ohme Grund jo 
lange auf jich warten lafjen. Es bejtehen für diejelbe beſondere Schwierigfeiten, 
und dieje liegen gerade im der Reviſionsbedürftigkeit des geltenden Unfall 
verſicherungsrechts. 

Nach geltendem Rechte beſteht feine Organiſation, welche ſich bei der Unfall— 
wverſicherung für das Handwerk als Vorbild oder zum Anſchluſſe benützen ließe. 

An den Verſuchen, die beſtehende Unfallverficherung auf das Handwerk 
auszudehnen, erfennen wir, dab wir mit der Unfallverjicherung auf den Sand 
gefahren jind. Alle Organijationen, die bisher geichaffen find, laſſen ſich ins— 
gefammt für die Dandwerferverficherung nicht verwenden. 

Schon hieraus ergiebt jich die Nothwendigkeit, zuerit das Bejtchende aus: 
zubefjern und dann erjt auszudehnen. Die nothwendigen Reparaturen werden 
jich zum Theil aus der beabfichtigten Ausdehnung ergeben und werden Diejer 
wieder zu Gute fommen. 

Wenden wir uns aljo zur Reviſion. 

Eine fritiich-reformatorische Betrachtungsweije darf vor Allem die Unfall- 
verficherung nicht als eine frei und jelbjtändig daltchende Einrichtung nehmen, 
iondern muß jie als das, was Sie jetzt üt, als einen Bejtandtheil der 
gelammten Arbeiterverjicherung, ins Auge faljen. 

Es kann jich daher bei der Nevifion der Unfallverficherung nicht mehr, 
wie bei ihrer Entjtehung, darum handeln, die Frage des „Ob“ zu ventiliren. 
Die Bejeitigung der Unfallverjicherung ſteht außer Discuſſion. Sie fünnte 
nur mit eimer Bejeitigung der geſammten Arbeiterverficherung Hand in Hand 
gehen. Aber auch für das „Wie“ iſt durch dieſe einheitliche Betrachtungs- 
were ſchon eine Anzahl von Gardinalpuntten erledigt. 

Es kann vor Allem, wenn wir den Berjicherungszwang als die ge 
memjame Grundlage der ganzen Arbeiterverjicherung betrachten, die ‚Forderung 
der Rüdfehr zur privatrechtlichen Haftpflicht im Reviſionsſtadium nicht mehr 
erhoben werden. 

Das will nicht jagen, daß an jener Grundlage wicht gerüttelt werden 
dürfe. Der Verjicherungszwang it fein Dogma. Die geltende Gejeggebung 


', 1.-8.:6. v. 6. Juni 1884, $ 1, Abi. II, III (R:8-Bl. ©. 69 ff. Bausll.-® 6. 
» 11. Juli 1887, $ 1 (R:G.-Bl. S. 287). 
7) SerU.:B.-G. vom 13. Juli 1887, 8 1, Abi. II (R.G.Bl. S. 329. 
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macht jelbjt Ausnahmen von ihrem Prinzip, und es wird auch unten ein 
Vorſchlag gemacht werden, welcher eine Modification dieſes Zwanges enthält. 
Allein prinzipiell beruht doch die ganze Arbeiterverficherung auf diefem Zwang. 

Ueberall iſt das Gros der Verjicherten, die Arbeiter, kraft Gejeßes noth— 
wendig verfichert, und überall ift zum regelmäßigen Träger der Verficherung 
eine Korporation durc das Geſetz jelbjt beftunmt und zum Theil auch organifiert. 

Diejem Prinzip aber widerjpräche es, wollte man für die Unfallfürjorge 
zur privatrechtlichen Haftpflicht zurückkehren. Es ift daher nicht — 
die Vorzüge und Nachtheile einer etwaigen Rückkehr hier zu beleuchten. 

Betrachten wir nun aber auf diefer Grundlage die Unfallverficherung als 
emen Theil des Ganzen, jo zeigt jich eine Reformbedürftigfeit derjelben in 
zweifacher Beziehung, nämlich einmal gerade in ihrer unmittelbarjten Beziehung 
zum Ganzen: in der Abgrenzung ihres Gegenftandes von den 
SGegenjtänden der beiden anderen Berjicherungen, und jodann in 
einigen bejonderen Einrichtungen der Unfallverficherung, vor Allem in ihrer 
Organijation. 

Betrachten wir zumächit die Abgrenzung ihres Gegenftandes. Die Unfall- 
verjicherung trifft Fürſorge gegen Betriebsunfälle, deren Folgen Körperverlegung 
oder Tod jind. Die durch Betriebsunfall herbeigeführte Körperverlegung ift 
aber in gewifjem Umfange auch Gegenjtand der Invaliditäts: und der Kranken— 
verficherung. 

Sie ift Gegenjtand der Imvaliditätsverfisherung, jofern jie eine im Sinn 
diejer Verficherung dauernde und völlige Erwerbsunfähigfeit zur Folge hat,') 
umd fie ift Gegenstand der Kranfenverficherung, jofern fie ſich als Krankheit 
oder durch Krankheit herbeigeführte Erwerbsunfähigfeit darftellt.”) 

Es bedurfte aljo nach beiden Seiten hin einer jchärferen Abgrenzung des 
Gegenſtandes der Unfallverficherung. Schen wir zu, ob dieje Abgrenzung 
icharf und zweckmäßig erfolgt ift. 

Die Invaliditätsverjicherung giebt der Unfallverjicherung gleichjam den 
Vorrang, indem fie bei Erwerbsunfähigfeit, welche durch Unfall herbeigeführt 
iſt, Invalidenrente nur ſoweit gewährt, als nicht nach den Beftimmungen der 
Neichsgejege über Unfallverficherung eine Nente zu leijten iſt.) 

Es iſt nun nicht ganz Elar, wie das „ſoweit“ zu veritehen ijt, ob 
nämlich jo, daß Imvalidenrente nur dann gewährt werden joll, wenn über: 
haupt feine Unfallrente zu leiften ijt, oder jo, daß Invalidenrente nur im 
dem Umfange gewährt werden joll, als nicht Unfallvente zu leijten ift. Die 
Kommentatoren *) jprechen ich zum Theil für die erjte Auslegung aus, die Motive 
und der Sinn der Borichrift rechtfertigen eher die letztere.) Es wäre gut, dies 
durch geiegliche Interpretation Elarzuftellen. Im Uebrigen iſt meines Erachtens 
dagegen, daß der Unfallfürjorge der Vorrang vor der Invalidenfürjorge ein- 
geräumt ift, deshalb nichts einzinvenden, weil jene Yeiltungen im Allgemeinen 


’ 


Nun. AVG. 88 9, 10. 

) KreV.⸗G. dv. 15. Juni 1883, 8 5. 

) J⸗ u. A.V-G. 8 9, Abi. II, 

) Bojje-Woedtke, Komm. zum Jr u. AB.G. 5 9, N. 4. Landmann 
Raip, Konm. zum Fr u. A.:B.-G. 89 N. 3 Fuld, Komm. zum J- u. A.V.G. 
$ 9,N.4, ©. 132. 

5) Val. Piloty, Das Zujammentreffen von Anfprühen aus der Kranken-, Unfall«, 
Jnvaliditäts- und Witeröverficherung. In der Zeitichrift: Die Invaliditäts- und Alters— 
verfiherung im D. R. Bd. 1, ©. 55. So auch Roſin, das Recht der Arbeiterverficherung 
©. 364 N. 28, Freund Kom. 3. % u. A-„VeG. SIN. Bund Stenglein, Kom. KIN. 3. 
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die höheren jind. Auch bejteht eine jehr zweckmäßige vorläufige Unterjtügungs- 
pflicht der Invaliditätsverjficherung für jolche Fälle, in denen es etiva ** 
haft iſt, ob die Verlegung durch einen Betriebsunfall herbeigeführt wurde.) 

Minder glücklich tft die Abgrenzung der. Unfallverficherung von der Kranfen- 
verjiherung ausgefallen. Die obligatorische Kranfenverjicherung iſt nämlich 
auf die Zeit der erjten 13 Wochen nach der Erfranfung, die Unfallverficherung 
aber auf die Zeit nad) Ablauf der eriten 13 Wochen jeit dem Eintritt des 
Unfalles eingejchränft worden. Somit ift allerdings die Abgrenzung der beiden 
Verjicherungen eine ziemlich jcharfe?) — ift fie auch eine zweckmäßige? 

Diefe Frage iſt entichieden zu verneinen. Der infolge Betriebsunfalles 
Erkrankte erhält jest 13 Wochen lang aus der Kranfenverlicherung und dann 
aus der Unfallverjicherung feine Unterftügung. 

. E83 leuchtet ein, daß diejer Wechjel der Fürjorge nicht gut thut. Gr iſt mit 
Nachtheilen für die Verwaltung und für den VBerjicherten jelbjt verbunden. 

‚Für die Berufsgenojjenfchaften, die Träger der Unfallverficherung, 
iſt es ein Nachtheil, die erjte Fürjorge für ihren fünftigen Pflegling einer 
Kaffe überlajjen zu müfjen, auf deren Gebahren ihnen fein Einfluß zuſteht. 
Diefem Mangel haben num zum Theil jchon die Unfallverjicherungsgejege jelbjt 
abzuhelfen verjucht, zum Theil thut dies die dem Reichstag vorliegende Novelle 
zum Stranfenverjicherungsgejege, indem jie den Berufsgenofjenjchaften die Ueber: 
nahme der Fürſorge für ihre VBerficherten in allen durch Unfall herbeigeführten 
Erfranfungsfällen während der eriten 13 Wochen der Krankheit geitatten. 
Allein damit it der Mangel feineswegs gehoben. 

Zunächit ift den Berufsgenoffenjchaften jelbft nur wenig gedient. Sie 
werden jelbitverjtändlich von ihrer Befugniß, einen Kranfen zu übernehmen, 
nur dann Gebrauch machen, wenn, was höchjt jelten zutrifft, der Fall jo liegt, 
daß die mehr als 13wöchige Dauer des Leidens oder der Tod des Verunglüdten 
mit großer Wahrjcheinlichkeit vorauszujehen it. Die Berufsgenofjenichaften 
werden aljo gar nicht in der Lage fein, von diejer Befugniß einen weitgehenden 
Sebrauch zu machen. 

Es bedarf ferner feiner weiteren Ausführung, day aucd für die Kranken— 
£ajjen dieſe Uebernahmebefugnig der Berufsgenofjenjchaften durch die Umficher: 
beit der Berechnung diejer ‚Fälle eine Anzabl von Schwierigkeiten für die Ver: 
waltung veranlaßt. 

Den Dauptnachtheil aber bringt der Wechjel der Fürforge und Pflege 
für den Berunglüdten jelbjt. Für ihn kann mämlich plöglich mit dem 
Ablauf der 13. Woche die Behandlung durch einen anderen Arzt oder Die 
Berbringung in ein anderes Krankenhaus oder auc ein neues Heilverfahren 
angeordnet werden. 

Diejer Uebelſtand iſt durch die Kranfengejegnovelle keineswegs bejeitigt. 
Es jteht hienach ja immer im Belieben der Berufsgenojjenichaft, ob fie den 
Berunglücten überhaupt oder ob fie ihn von Anfang au oder etwa im Laufe 
der 13 Wochen übernehmen will. Der Verunglüdte it alfo noch immer dem 
Wechjel der Pflege ausgejegt. im weiterer ſehr bedenflicher Nachtheil kann 
dem Verunglückten dadurch entitehen, daß er während der eriten 13 Wochen 


1, Ju. A-B.:G. $ 76. Ueber einige Mängel diejer Beitimmung vgl. den in vor. 
Mote citierten Aufjag. 

2) Ganz jcharf ift fie auch nicht, indem der Tag des Beginns der Krankheit mit dem 
Unfallstage nicht nothiwendig zulammenfält. Vgl. Piloty, Reichs-Unfallverſicherungsrecht. 
Bd. 1, ©. 108 f. 
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aus der SKranfenverjicherung nur dann und jolange Unterjtügung erhält, als 
jein Leidenszuftand als „Krankheit oder durch Krankheit herbeigeführte Erwerbs- 
unfähigfeit" im Sinne des Sranfenverjicherungsgeleges ') ericheint. Da nun 
aber als Erwerbsunfähigfeit im Sinne dieſes Gejeged nur die völlige in 
Betracht fommt,?) die Unfallverficherung dagegen auch bei bloßer Minderung 
der Erwerbsunfähigfeit einzutreten hat, jo kann es jich creignen, daß Einer 
aus der Kranfenverficherung als hergeftellt entlaffen wird, während er im 
Sinne der Unfallverficherung noch unterjtügungsbedürftig ift, und daß für ihn 
daher während der erjten 13 Wochen eine Zeit lang ‚gar feine Unterftügung 
zu leisten iſt.“) 

Die zeitliche Abgrenzung der Unfallverficherung von der Kranfenverjicherung 
hat endlich noc einen Mangel zur Folge. Es deden jich nämlich zur Zeit 
die Kreife der gegen Krankheit und der gegen Unfall verjicherten Perſonen 
nicht vollfommen. Somit giebt es eine Anzahl von Perjonen, welche nach 
Ablauf der eriten 13 Wochen, jeitdem fie ein Unfall betroffen bat, zwar Für— 
jorge aus der Unfallverficherung, während der erjten 13 Wochen aber Feine 
Fürſorge aus der Kranfenverficherung zu beanjpruchen haben. Dies it be 
jonders der Fall bei den in land» und forjtwirthichaftlichen Betrieben verficherten 
Berjonen,*) aber auch bei einigen Kategorien industrieller Arbeiter. Zur Ber: 
jorgung diejer Perſonen während der erjten 13 Wochen iſt eine Aushilfsfürjorge 
durch die Gemeinden?) oder Unternehmer °) eingeführt. Dieje lückenbüßende 
Aushilfsfürjorge tft, zumal fie nicht durch die regelmäßigen Organe der Ber: 
Jicherungsaufjicht überwacht wird, etwas Mangelhaftes und Unzweckmäßiges. 

Wie könnte all diefen Schäden abgeholfen werden? Es giebt meines 
Erachtens nur ein Mittel, das allerdings auf den erjten Blick als ein vadifales 
erscheint. Dies Mättel ift die volljtändige Jſolierung der Unfall: 
verjicherung Durch Uebertragung der Kürjorge für die Zeit der 
erjien 13 Wochen von den Krankenkaſſen auf die Berufsgenoſſen— 
ſchaften. 

Die Vortheile ſind leicht einzuſehen. Die Krankenverſicherung wird ent— 
laſtet, es wird eine Continuität der Unfallverſicherung erreicht und dieſe wird 
in manchen Beziehungen erleichtert und vereinfacht. Das umſtändliche Unter— 
ſuchungsverfahren könnte in Wegfall kommen oder wenigſtens auf die Fälle 
beſchränkt werden, in denen der Betriebsunternehmer einen Betriebsunfall nicht 
anerkennt. 

Allein ich höre ſchon die entſetzte Stimme des Unternehmers, der die neue 
und zwar ziemlich erhebliche Mehrbelaſtung ſeines Budgets vernimmt. Es 
bedarf gar nicht der Ausführung, daß die Laſt der Berufsgenoſſenſchaften durch 
dieſe Aenderung zunächſt um ein ganz Bedeutendes erhöht werden würde. 
Indeſſen die Sache ſieht nicht mehr ſo ſchlimm aus, ſobald die folgenden 
weiteren, hiemit in Zuſammenhang ſtehenden Abänderungsvorſchläge hinzu— 
genommen werden. 





) Krankenverſicherungsgeſetz S 5. 

?) Vgl. meinen oben N. 9 cit. Aufſatz ©. 17 f 

»), Durch die Vorichriit des U.“V.eG. $ 5, Abſ. X wird diefe Lücke nicht ausgefült. 

9) Für dieje Perionen ijt die Unfallverfiherung obligatoriih, 1. u. fm. U.V.G. v. 
> Mai 1886, $ 1 R-G.Bl. S. 132), während die Krankenverſicherung für fie nur ftatutariich 
oder Iandesgejeglich eingerichtet iſt. Ke⸗BeG. $ 2, 3. 6: 1. u. fw. U-V.G. 88 188 fi. 

) L. u. fw. U⸗-V.G. $ 10. 

U.V.G. 8 5, Abi. X. 
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Es läge zunächjt nahe, daran zu denfen, die erhöhte Bürde der Unfall- 
verfiherung dadurch wieder zu erleichtern, daß man einen Theil derjelben der 
Invalidenverjicherung hinüberjchöbe. Man fünnte daran denfen, alle diejenigen 
ichweren Fälle, welche ſich als dauernde und völlige Erwerbsunfähigfeit im 
Sinne der Invaliditätsverficherung ') qualificieren, der Unfallverficherung abzu— 
nehmen und auf die Invaliditätsverficherung zu übertragen. Dieje Erleichterung 
der Berufsgenofjenjchaften dürfte dann vielleicht nahezu der Mehrbelaftung 
durch die ‚zürjorge während der erjten 13 Wochen entjprechen. Indeſſen ijt es 
gar nicht nöthig, die jchiwierige Abwägung vorzunehmen. Denn dieje Erleic)- 
terung der Unfallverficherung tjt zur Zeit wenigjtens durchaus unausführbar. 
Die  nvafibitätöverficherung ſteht noch auf jo jchwachen Füßen, daß an eine 
weitere Belajtung derjelben jet nicht gedacht werden fan. Hiezu fommt, daß 
der durch Betriebsunfall verunglücte völlig Erwerbsunfähige aus der Unfall- 
verjicherung etwa das Dreifache von demjenigen befommt, was dem Ganz: 
invaliden aus der Invaliditätsverjicherung zujteht. 

Man könnte ferner an eine Derabjegung der Unfallentjchädigung denken ; 
doch wird man zu dieſem äußerſten Mittel jolange jedenfalls nicht greifen, als 
andere zu Gebote jtehen. 

Zur Entlaftung der Umfallverficherung führen vielmehr folgende zwei Wege, 
von denen der eine die Organijation und Zujammenjebung der Be 
rufsgenojjenjchaften, der andere Die Beitragsleiftung betrifft. 

Wer die Arbeiterverficherung im Ganzen und zumächjt ohne Rückſicht auf 
ihre Entjtehungsgejchichte überblict, dem falten jofort und zu allererjt zwei 
Dinge auf, nämlich die eigenthümliche VBerjchiedenartigfeit der Urgantjation der 
drei Verjicherungen und der Mangel einer Beitragspflicht der Berjicherten zur 
Unfallverjicherung. 

Er jieht die Krankenverjicherung getragen von einem Syſtem meijt lofaler, 
auf Ortsgemeindebezirke bejchränfter, obligatorischer Kranfenfajjen. Als 
Mitglieder und Organe derjelben jieht er Arbeitgeber und Arbeiter, welche 
regelmäßig zuſammen beitragspflichtig \ind, jene zu */s, dieje zu ?/a. 

Er jieht ferner die Invaliditäts- und Altersverjicherung ebenfalls Lofalen, 
jedoch weiteren Berbänden, den an die Bundesitaaten oder weiteren Kommunal— 
verbände angegliederten Verjicherungsanjtalten übertragen, deren Mit— 
glieder und Organe ebenfalls Arbeitgeber umd Arbeiter ſind. Auch bier find 
dieje zuſammen beitragspflichtig und zwar je zur Hälfte. 

Beide Verficherungen ruhen alſo auf lofalen Verbänden der vereinigten 
Arbeitgeber und Arbeiter. 

Ganz anders verhält es ſich mit der Unfallverjicherung. 

Hier jind regelmäßige Träger der Verficherung Berufsgenoſſenſchaften, 
welche nur aus den Arbeitgebern und bet der induſtriellen Unfallverjicherung 
je für bejtimmte Betriebsarten oder Gewerbszweige gebildet ſind und deren 
Bezirke jich über große Gebiete, meiſt mehrerer Bundesitaaten oder gar über 
das ganze Reich erjtrecfen. Nur die Arbeitgeber ſind bier beitragsprlichtig. 

Weshalb, frägt man da, hat denm der Träger diejer einen Art von Ver: 
jicherung eine jo total andere Phyſiognomie, einen auf dem erſten Blick um jo 
viel jchwerfälligeren Bau erhalten, als die beiden anderen? Und weshalb 
mußten denn gerade hier die Arbeiter von der Beitragspflicht ausgeichloffen 
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werden? Iſt denn die durch Betriebsunfall herbeigeführte Erwerbsunfähigfeit 
jo ganz anderer Art, als die durch Krankheit oder Invalidität oder Alter 
verurjachte ? 

Die Antwort lautet: Ein innerer Grund bejteht in Wahrheit nicht. Diefe 
Bejonderheiten rühren vielmehr daher, daß man bei der Drganijation der 
Berufsgenofjenichaften zu hoffnungsvoll in die Zufunft blickte, während man 
bei dem Ausjchluß der Arbeiter von der Beitragspflicht noch allzujehr an der 
Vergangenheit hing. Dies bedarf der Erläuterung. 

Wenden wir ung zunächſt zur Organtjation! 

Durch die Vereinigung der Interefjenten je eines Gewerbszweiges glaubte 
man den Grumdftein zu äußerſt fruchtbaren Organijationen der Arbeitgeber: 
ichaft zu legen, ındem man hoffte, e8 werde fich die ganze Arbeiterverficherung 
in das Geleije der berufsgenofjenjchaftlichen Organijation Ienfen laſſen, und 
glaubte, dieje Einrichtungen jpäter auch zur Fortentwicklung des Arbeits- 
vertrages, insbejondere der Lohnfrage, und des Arbeiterjchuges verwenden zu 
fünnen. 

Sp hat man denn, wie ji) Ferdinand a. treffend ausdrüdt, 
dor einen einzigen Laftiwagen eine Lokomotive jchwerjten Kalibers gejpannt, in 
der Erwartung, es werden jich in Zukunft wohl noch viele Wägen anhängen 
lajfen. Indeſſen — Ddieje Erwartung hat getäujcht. Daß die Berufsgenofjen- 
Ichaften, jo wie fie jind, zur Negelung der Lohnverhältnifje oder des Arbeiter: 
ichußes geeignet wären, behauptet wohl heute Niemand mehr, hat man ihnen 
doch nicht einmal die Kranken- und ISnvaliditätsverjicherung übertragen fünnen, 
ja mußte man doch jogar die Unfallverficherung jelbjt für die Yand- und Forit- 
wirthichaft jchon auf ganz andere Fundamente jtellen. 

Nachdem jich aljo dieje weitgehenden Erwartungen nicht erfüllt haben, ift 
cs geboten, den imduftriellen Bernfsgenofjenichaften eine ihren Sweden ent: 
iprechendere Abgrenzung, Organijation und Verwaltung zu geben. Ihre Um— 
gejtaltung wird in folgender Weiſe zu gejchehen haben. Sie jollen zwar als 
die regelmäßigen Träger der Unfallverfiherung beibehalten werden, aber nach 
Art der land» und forftwirthichaftlichen Berufsgenofjenjchaften in territorial 
fleinere Bezirfe zerlegt, gemeinschaftlich für alle Gewerbszjweige 
des Bezirkes eingerichtet und in Anjchluß am die ftaatliche Ver- 
waltungsorgantijation gebracht werden. 

Man wird eimvenden, bevor man von der centralen Organtjation der 
Berufsgenofjenichaften zu einer decentralifierten übergehe, müſſe erit nachgewieten 
werden, daß jene jich nicht bewährt habe. Allein bei der im übrigen durchaus 
decentralifierten Organijation der Arbeiterverficherung wird doch der Nachweis 
der Zweckmäßigkeit hier dem VBertheidiger der Abnormität obliegen. Es jollen 
jedoc) jeine Gründe jupponiert und geprüft werden. 

Man kann für die Berufsgenofjenichaften jegiger Gejtalt anführen: Die 
Größe des Bezirkes bilde eine Garantie der Leiſtungsfähigkeit. Dagegen tft zu 
jagen: nicht durch die Größe des Bezirfes, jondern durch die Zahl und 
Leiftungsjähigfeit der Mitglieder wird die Leiftungsfähigfeit der Genofjenjchaft 
bedingt. Durch eine Zuſammenfaſſung aller Gewerbe eines territorialen Be— 
ztrfes kann man aber bei richtiger Abgrenzung diejes Bezirkes diejelbe Zahl 
leiftungsfähiger Mitglieder berjtellen, wie bei Ausdehnung der Genojjenichaft 


) Dr. jur. Ferd. Kuorr, Entwurf einer Berufsgenoſſenſchaftsordnung; ein Verſuch 
der Reform der geſetzlichen Arbeiterfürſorge. München, 1891, im Selbſtverlag erſchienen. 
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nad) dem Bezirk unter Einjchränfung nach dem Beruf. Der Bezirk der 
Genoſſenſchaft dürfte freilich) auch bei Zuſammenfaſſung aller Gewerbszweige 
nicht unter eine gewiſſe Größe herabſinken. Kleinere Staaten müßten ihre 
Gebiete zu dieſem Zweck an einander oder an die Gebiete größerer Staaten 
anjchließen. 

Man fann ferner einwenden: das Unfallriſiko iſt verſchieden in den ver— 
ſchiedenen Gewerbszweigen, die Zuſammenfaſſung aller Gewerbszweige eines 
Diſtriktes zu einer Genoſſenſchaft würde die Vertheilung dieſes Riſikos außer— 
ordentlich erſchweren. Dies iſt richtig. Schwieriger würde dieſe Vertheilung 
wohl, aber keineswegs unmöglich. Indeſſen darf man ſich auch dieſe Schwierig— 
keiten nicht zu groß denken, die größere Ueberſichtlichkeit der kleineren Bezirke 
würde die Schätzung und Kontrole der Betriebsgefährlichkeit weſentlich erleichtern, 
wodurch jener Nachtheil ſchon faſt aufgewogen würde, und dann iſt die Ver— 
ſchiedenartigkeit des Riſikos unter den verſchiedenen Gewerbozweigen oftmals 
nicht ſo groß, als innerhalb der einzelnen, zu einer Genoſſenſchaft ſchon jetzt 
vereinigten Gewerbszweige unter den verſchiedenen Betriebsarten. Es dürfte 
> B leichter ſein, das Unfallriſiko unter 2 Fabriken verſchiedener zur Zeit 
genoſſenſchaftlich getrennter Gewerbszweige zu vertheilen, als unter den zur 
Zeit je in einer Genoſſenſchaft, der Holzinduſtrie Berufsgenoſſenſchaft, vereinten 
Pinſelmachern einerſeits und Kreisſägebeſitzern andererſeits. Ja es wird bei 
den neuen Genoſſenſchaften gerade wegen der Ueberſichtlichkeit der kleineren 
Bezirke die Aufſtellung eines gerechten Gefahrentarifes vorausfichtlich leichter 
jein als in den jegigen Berufsgenofjenfchaften. 

Ein dritter Einwand wird folgender jein. Die indujtriellen Berufsgenoſſen— 
ihajten find wegen ihres Umfanges in der Mehrzahl der Beaufichtigung durch 
die Regierung der Einzeljtaaten entzogen und ftchen unter Aufjicht und Yeitung 
des Reichsverjicherungsamtes. Dieje centrale Leitung, welche doch gewiß 
große Vorzüge hat, würde zerfallen und eine Decentralijation der Leitung der 
Unfallverjicherung träte ein. Mit ihr Hand in Hand gienge dann eine völlige 
Decentralifation der Leitung der Invaliditäts- und Altersverjicherung, da überall, 
wo Landesverficherungsämter bejtehen, dieſen die Leitung der Angelegenheiten 
der Invaliditäts- und Altersverficherung zukommt. Dieje Decentralijatton wäre 
jedod) fein Nachtheil. Die großen Verdienſte, welche jich das Neichsverficherungs- 
amt um die Leitung der Umfallverficherung bisher erworben hat, jollen nicht 
verfannt werden, ſie würden feine verlorene Mühe jein. Gleichwohl iſt eigentlich 
fein Grund einzujehen, weshalb gerade bezüglich der Arbeiterverficherung von 
dem Prinzip, daß die Verwaltung Sache der Einzeljtaaten it, abzınveichen 
ji. Die Ueberlaffung diejer Verwaltung an die Einzeljtaaten würde ermög- 
lichen, die bejtchenden Staatseinrichtungen für die Zwecke der VBerficherung 
beſſer uszunutzen. als dies bei centraler Leitung möglich iſt. 

Die Rechtſprechung über die Verſicherungsanſprüche aus den ver— 
ſhiedenen Berficherungen eignet ſich viel cher zu einheitlicher Behandlung. 
Die Rechtiprechung der X Landesverficherung: sämter, joweit ſie zur Zeit bejteht, 
wäre meines Crachtens hinzugeben für die Decentralijatton der gejammten 
Ierwaltung in Berjicherungsjachen. Uebrigens it zu bemerken, daß die 
Vecentralijation der Leitung gar nicht notbiwendig die Folge der neuen Organi— 
jation der Berufsgenofjenjchaften wäre. Man fünnte ja jehliehlich die centrale 
Leitung auch bei decentralifierter Organijation bejtehen laſſen. 

Sind aljo dDieje etwaigen Bedenken gegen die Decentraliiation leicht zu 
vericheuchen, jo find andererjeit3 die Vorzüge der Decentraliiatton, vor Allen 
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die größere Ueberſichtlichkeit, Einfachheit und Billigkeit, ebenjo leicht einzujehen 
und bedürfen faum eines Nachweijes. 

Es jollen nun einige Vortheile hervorgehoben werden. 

Durch die Neuorganijation wird die Möglichkeit gejchaffen, die Beiträge 
in Form von Gewerbefteuer zu erheben nad) Art der land» und forft- 
wirtbichaftlichen Unfallverficherung, für welche jchon jegt in manchen Staaten 
die Beiträge durch Zuſchläge zur Grundſteuer erhoben. werden. 

Ein weiterer Vortheil wäre die Bejeitigung der jo überaus jchwerfälligen, 
ja faft lebensunfähigen Unfallverjicherungsanjtalten der Bauberufs- 
genofjenjchaften,‘) in denen zur Zeit die Verſicherung der Regiebauarbeiter er- 
folgt. Dieje Arbeiter wären in den neuen Genoffenfchaf ten unter Zuhilfe— 
nahme gemeindlicher Einrichtungen ohne bejonderen Verwaltungsapparat unter: 
zubringen.?) 

Gehen wir num über zu der Frage der Betheiligung der Arbeiter 
an den Beiträgen. 

Der Ausichluß der Arbeiter von der Beitragspfliht bei der Unfall— 
verjiherung it nur aus der Entjtehungsgejchichte diefer Einrichtung zu ver— 
jtehen. Das Unfallverficherungsrecht iſt befnumtlich aus dem privaten Daft: 
pflichtrecht hervorgewachjen. Um die Fürjorge für die in Betrieben Verunglüdten 
fihern und ausdehnen zu können, wählte man die Form der genofjenjchaft- 
lichen, öffentlichen Verſicherung an Stelle der privatrechtlichen individuellen 
Unternehmerhaftung. °) Dabei fonnte man jich jedoch, während man Die 
Form der Fürſorge völlig wechjelte, von dem Haftpflihtgedanfen nicht 
jo völlig lostrennen. Man jagte: die Induftrie habe für die durch ihre 
Gefahren verurjachten Schäden jelbit aufzufommen, daher haben die Unter- 
nehmer die Laſt der Unfallverficherung jelbjt und allein zu tragen.‘) Das 
Unternehmen eines mit Gefahren für Leben und Geſundheit der Arbeiter ver- 
bundenen Betriebes mache allein jchon den Unternehmer jchuldig, die Folgen 
diejer Gefahren zu tragen. 

Dieje völlige Jdentificierung von „Induſtrie“ und „Unternehmer“ beruht 
auf einer Beurtheilung der Verhältniſſe, welche bei der Invaliditäts- und 
Altersverficherung und bei der Kranfenverficherung meines Erachtens mit Recht 
aufgegeben wurde. 

Dieje Verficherungen erfennen eine Schuld desjenigen Arbeitgebers, in 
dejjen Betrieb oder perjönlichen Dienjten ein Arbeiter oder Dienjtbote erfrantte 
oder invalid wurde, nicht an. Das Schuldmoment iſt bei der Beitragspflicht 
völlig in den Hintergrund getreten, nur die Yeijtungsfähigteit fommt in Betradht. 

Die Kranfenverjicherung zieht daher den Arbeiter zu ?/s, die Invaliditäts- 
verficherung zur Hälfte der Beiträge heran. Wenn man nun auch berüdjichtigt, 
daß bei der Unfallverficherung jtets ein Betriebsunfall vorliegen muB, während 
die beiden anderen Verficherungen bei jeder irgendivie, wenn nur nicht vor: 
jäglich durch den Verjicherten verurjachten Krankheit oder Invalidität Ent— 
Ichädigungen feiften, jo ift doch dadurch der völlige Ausſchluß des Arbeiters 
von der Beitragspflicht nicht gerechtfertigt. 





) Bau⸗U.V.G. v. 11. Juli 1887, 88 16 fi. (R.-G.-Bl. ©. 287). 

?) Ueber die Bejeitigung der Unfaliverfiherungsanttalten ı — Aufrechterhaltung der 
jetzigen Berufsgenofienihaften vgl. mein Buch über das Neichs+ Unfallverfiherungsredt. 
Bd. 2, ©. 472 ff. N. 4. 

2 Dal. hierüber mein Buch über das Reichs— Anfallverſicherungsrecht, Bd. 1, ©. 28 fi. 

©. die Allg. Motive zum U-B.:®. v. 6. Juli 1884. 
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Seine Heranziehung zu einem mäßigen Antheil dürfte vielmehr auch. bei 
der Unfallverficherung, und zwar um jo mehr am Plate jein, wenn nach meinem 
Vorichlage die Unfallverficherung auch für die eriten 13 Wochen den Berufs- 
genoffenichaften übertragen werden wird. Denn für dieſe Zeit zahlen die Ar- 
beiter Schon jeßt ?/s der Beiträge zu den Krankenkaſſen. So wäre es wohl 
angemejjen, den Antheil der Arbeiter auf '/, herabzujegen, dafür aber für die 
geſammte Unfallverjicherung einzuführen. 

" Der Heranziehung des Arbeiter zu den Beiträgen entjpricht dann als 
jelbftverjtändliche Folge feine Betheiligung ander Organijation. Schon 
jegt find die Arbeiter von der Organijation nicht völlig ausgejchlofjen. Sie 
iind im Schiedsgericht und Verficherungsamt vertreten und wirken als jelbft- 
itändige8 Organ jogar bei einigen Genofjenjchaftsangelegenheiten mit. In: 
deſſen haben jie weder im Vorſtand noch in einem jonitigen Organ der Ge— 
nofjjenjchaft eine Vertretung. Dies müßte nun dahin geändert werden, daß die 
Generalverjammlung der Genofjenjchaft zur Hälfte aus Vertretern der Arbeit- 
geber, zur Hälfte aus Vertretern der Arbeiter zujammengejegt würde und daß 
entweder auch zum Vorſtande Arbeiter gewählt würden, oder, wenn man das 
nicht wollte, eine Art von Aufjichtsrath zur Ueberwachung des VBorjtandes aus 
Arbeitgebern und Arbeitern gebildet würde. 

Die Heranziehung der Verficherten zu den Organen der Berufsgenojjen- 
ihaften ericheint bejonders aus folgendem Grunde ein unabweisliches Bedürfnip. 

Die Unfallverficherung und nad) ihrem VBorbilde auch die Invaliditäts— 
und Altersverjicherung haben für die Geltendmachung der Entjchädigungs: 
aniprüche das eigenthümliche Injtitut der Feititellung. 

Jeder Entjchädigungsanjpruc muß hienach, bevor er zu Erfüllung gelangt, 
erit von Amtswegen unterjucht und fejtgejtellt werden. Dieje Feitjtellung tt 
zwar, da es ſich bei ihr nicht um die Schlichtung eines NRechrsitreites, jundern 
nur um die amtmäßige Conftatierung des Beſtehens eines Anſpruchs handelt, 
fein Urtheil, jondern ein Verwaltungsaft. Aber diejer Verwaltungsaft ift da: 
durch ausgezeichnet, daß er der Rechtskraft fähig, daher jubjeftive Rechte zu 
begründen und zu bejeitigen im Stande ijt, mit anderen Worten, wie ein 
Urtheil wirft. Ä 

Dieje wichtige Nechtshandlung wird nun bei der Unfallverficherung durch 
die Organe der Berufsgenofjenjchaften, der Träger und Schuldner der Ver: 
iherung allein vorgenommen. Die Genofjenjchart erklärt fich alfo durch ihr 
Organ mittel3 der Feſtſtellung als jchuldig oder nicht jchuldig, anerfennt oder 
verweigert die Anerkennung, und dieje Barteierflärung erwächſt, wenn jie nicht 
angefochten wird, wie ein Urtheil zur Nechtsfraft, mit anderen Worten: die 
Genoſſenſchaft ift, wenn auch nicht formell, jo doch der Sache nad) Richterin 
m eigener Angelegenheit. 

So befremdend dies auch auf den erjten Anblick ift, jo erklärt ſich duch 
diefe im Gebiete des Öffentlichen Nechtes übrigens nicht vereinzelt daftehende 
Erhebung der PBarteierflärung zum amtlichen Fetjtellungsakte durch den Zweck. 

Es joll auf diefem Wege die Brozekführung um die Verjicherungsaniprüche 
möglichit entbehrlich gemacht werden. 

Iſt num auch gegen diejen Zweck im Allgemeinen nichts einzuwenden, jo 
läßt fich doch der Richterfpruch nicht jo jchlechthin durch eine Parteierflärung 
erſetzen. 

Da nämlich zur Zeit nur die Unternehmer, denen allein die Laſt der 
Unfallverficherung auferlegt it, als Mitglieder der Genojjenichaften in deren 
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Drganen vertreten jind, jo urtheilen chen dieje in jedem einzelnen Entſchädigungs— 
falle jelbjt und allein über ihre Verpflichtung zur Erfüllung ihrer Entfchädigungs- 
verbindlichkeiten. 

Es liegt auf der Hand, daß dies auch den primitivjten Anjchauungen von 
Rechtspflege nicht entipricht. Die Heranziehung der Verjicherten zur Theil- 
nahme an diejem Feititellungsafte durch Betheiligung an der Organtjation der 
Genojjenjichaften fann alſo auch aus diefem Grunde nicht umgangen werden. 

Dieje Heranziehung wird alsdann erjt die Zweckmäßigkeit der Feſtſtellung 
rein und vollfommen zur Anerkennung bringen.*) 

Dieje neuen, aus Arbeitgebern und Arbeitern zujammengejegten, lofalen 
Genofjenichaften der veremmigten Betriebsarten müßten nun nach zwei Gefichts- 
punften abgetheilt werden. Einmal müßten wie bisher befondere Genofjen- 
Ichaften für die land- und forjtwirthichaftlichen Betriebe einerjeit3 und 
für die industriellen Betriebe andererjeits, jedoch je für die gleichen Bezirke 
gebildet werden. Es mühte ferner innerhalb der indujtriellen Betriebe eine 
Ausjcheidung der Fabrifmäßigen und der Handwerfsmäßigen getroffen 
und diefe Gruppen entweder je für fich zu befonderen Genofjenjchaften vereinigt 
oder innerhalb der einheitlichen Genofjenjchaft als bejondere Sektionen organifiert 
werden. Auf dieſe Weiſe würde es auch gelingen, die einzuführende Hand- 
werfer:UInfallverficherung an die übrige imdujtrielle Unfallverficherung in der 
Organiſation anzujchließen. 

Sodann würde es fich für einzelne Betriebsarten, nämlich für die See— 
betriebe und die’nappichaftsbetriebe je aus befonderen Gründen ausnahmsmeije 
empfehlen, bejondere central organisierte und geleitete Genofjenjchaften zu bilden. 

Die neuen Genofjenjchaften müßten nun etwa nach Art der bayerijchen 
fand» und forjtwirthichaftlichen Genofjenichajten an die beftehende Staats- 
oder Kommunalorganijation angegliedert werden. 

Man fönnte nun befürchten, daß die Llebertragung eines Theiles der ge- 
nofjenjchaftlichen Verwaltung, etwa der Leitung der laufenden Verwaltung, auf 
Staat3- oder Kommumalbehörden das jelbjtthätige Leben der Genofjenjchaften 
beeinträchtigen würde, während man jich doch uriprünglich die Genofjenjchaften 
als aktive Selbjtverwaltungsförper gedacht hat, geeignet, die Staats- und Ge— 
meindeverwaltung zu entlajten. 

Allen einmal iſt diefe Aktivität bei den imdujtriellen Genojjenjchaften 
jegiger Gejtalt doch nicht erreicht worden. Ihre Verwaltung erfolgt in Wahr: 
heit in der Hauptjache durch Ausjchüffe der Vorjtände, welche aus den am 
Sit des Vorftandes wohnhaften Mitgliedern bejtehen und erfolgt nach Schablonen, 
die bis ins kleinſte Detail von den leitenden Behörden vorgezeichnet ſind. 

Doch fommt diefem Eimwand immerhin eine gewilje Berechtigung zu. 
Man it mit der Uebertragung der Verwaltung auf Staats: und Gemeinde— 

) An dieſer Stelle jol auf einen-anderen Mangel des gegenwärtig geltenden Feſt— 
jtellungsverfahrens hingemwiejen werden Dasjelbe erfolgt regelmäßig von Amtswegen. Es 
ift Pilicht der Genojjenichaft, jeden Entihädigungsaniprud, der ihr amtlich befannt wird, zu 
unterjuchen und, wenn er anerkannt wird, feitzujtellen (U:B.-G. 88 57 ff). Entgeht nun 
aber der Genoſſenſchaft ein entitandener Anſpruch, was troß des amtlich einzuleitenden Unter- 
juchungsverfahrens (U.:B.:8. SS 51 M.) möglich iſt, dann iſt der Werjicherte darauf ange: 
wiejen, bei Gefahr des Berluftes jeinen Anipruch jelbit anzumelden (1 :B.-®. $ 59). Dazu 
muß nun der Verficherte wiffen, bei welcher Senojienichaft er jeweil® verfichert jei. Diefe 
Kenntnii zu erlangen, ift aber zur Zeit mit Schwierigfeiten verbunden, die fich leicht be- 
feitigen liegen. Vgl. hierüber mein Buch, das Reichs IInfallverfiherungsrecht, Bd. 2, ©. 611, 
auch 583, N. 4. 
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behörben bei der land» und forjtwirthichaftlichen Verficherung vielfach zu weit 
gegangen. Einen glüdlichen Griff hat man in Bayern gemacht, indem man 
den Grundbefisern des Landrathes zugleich die Eigenjchaft einer Genofjen- 
ichaftsverjammlung der land- und foritwirtbichaftlichen Berufsgenoſſenſchaft ihres 
Bezirks beilegte. 

Ebenjo würden fich auch die vielfach beitehenden Iofalen Vertretungen der 
Intereffen von Induftrie und Handel als Organe der indujtriellen Berufs 
genoffenjchaften verwenden oder, wo fie fehlen, leicht herftellen Lafjen. 

Die Abtheilung des Wirkungskreijes zwijchen den an der Verwaltung be- 
theiligten Staats- oder Gemeindeorganen und den eigentlichen Genofjenichafts- 
organen müßte ftet3 jo erfolgen, daß die grundlegenden Beſchlüſſe und auch 
die wichtigeren Bejchlüffe der laufenden Verwaltung den eigentlichen Genoffen- 
ſchaftsorganen vorbehalten bliebe. Die nähere Regelung müßte der Landes 
gejeßgebung überlaffen bleiben. Auf dieje Weiſe könnte den Genoffenjchaften 
mehr Selbjtverwaltung zuertheilt werden, als fie jegt in Wahrheit bejigen. 

E3 erübrigt nun noch einen Einwand zu prüfen, der aus politijchen 
Gründen der wichtigite von allen zu jein jcheint. Er betrifft die Stellung der 
freien Hilfskaſſen zur Unfallverficherung. 

Während die Kranfenverficherung dieje Kaſſen unter bejtimmten Garantien 
als Träger der Berficherung heranzieht, ſind diejelben von der Unfallverficherung 
zur Zeit völlig ausgeſchloſſen. Wenn nun nach obigem Vorſchlage die Fürjorge 
für die durch Umfall Berlegten während der erften 13 Wochen fortan von den 
Krankenkaſſen auf die Unfallgenoſſenſchaften übertragen würde, jo bedeutete Dies 
für die in ihrem Wirfungsfreije ohnehin jchon ſtark eingeſchränkten freien Hilfs— 
kaſſen abermals einen bedeutenden Ausfall. 

Der hieraus gegen obigen Borjchlag zu erhebende Vorwurf fann meines 
Erachtens nur vom einem prinzipiellen Standpunkte aus erledigt werden. Man 
muß jich über die politiiche Bedeutung und die natürlichen Grenzen des Ver: 
ficherungszwanges einigen. 

Es wird jich niemals leugnen laffen, daß es bejjer wäre, es geichähe das 
Gute, was die Geſetzgebung bier erreichen will, von jelbjt aus dem freien 
Willen der Betheiligten. Mag man nun auc, den Entwidlungsgang diejer 
freien Dilfsfafjen mit Recht als einen zu langjamen und ihre Leiſtungen mit 
Recht als ungenügende erachten, jo it doch ihr Streben, eine Arbeiterfürjorge 
auf dem Boden der freien Vereinbarung einzurichten, ein anerfennenswertbes 
und beiteht fein Grund, dieſe Beſtrebung zu vernichten. Es hieße das: das 
Auge ausreißen, weil jeine Sehfraft mangelbait üt. 

Die Periode des Verficherungszivanges erachte ich vielmehr als eine Ueber— 
gangsperiode, eine Schule zur jpäteren freien Entwidlung des Hilfsfafjenwejens, 
wie die ftaatlichen Monopole, jofern fie nicht Steuerzwede verfolgen, nur Ueber: 
gänge von der engherzigen freien Individuahvirtbichait zur gemeinfinnigen 
wiederum freien Genoſſenſchaftswirthſchaft daritellen. 

Es ijt mit vollem Nechte darauf bingewiejen worden, daß durch Die 
Deonopolifierung der Berficherung den Bereinsbejtrebungen der Arbeiter ihre 
mildejte Seite, nämlich die der gegenſeitigen Hilfeleiſtung in der Noth, ge 
nommen erde, während man ihnen nur die robeite Seite ihrer Beitrebungen, 
den Kampf um den Lohn, überlaffe, wodurch denn der Arbeiterbewegung in 
Deutichland eine bejondere Schärfe eigenthümlich ſei. 

Daraus aber ergiebt jich für die Fortentwicklung der Arbeiterverficherung, 
daß man von den freien Hilfskaſſen zwar gewiſſe Meinimalleijtungen und 
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Garantien verlangen fann, daß man fie aber nicht jchädigen vder gar er- 
drücken darf. 

So möge man denn die freien Hilfskaſſen auch zur Unfallverficherung 
etwa unter ähnlichen Bedingungen heranzicehen, unter welchen ihnen die Kranken— 
verjicherung überlaſſen iſt. 

Endlich iſt noch ein Mangel unſerer Unfallverſicherungsgeſetze zu er— 
wähnen, der zwar nur eine formale, aber deshalb doch nicht unwichtige Seite 
betrifft und welcher Jedem bekannt iſt, der dieſe Geſetze auch nur in die Hand 
genommen hat. 

Das Unfallverſicherungsrecht iſt zur Zeit in Folge ſeines ſchrittweiſen 
Entſtehens in fünf Geſetzen enthalten, die in ihren einzelnen Beſtimmungen zum 
Theile von einander abweichen, zum Theile ſich wörtlich wiederholen, zum 
Theile endlich auf einander verweiſen. Beſonders das Verweiſen giebt ihnen 
eine äußerſt unhandliche Form. So beſteht das redaktionell ſchlechteſte dieſer 
Geſetze, das Bauunfallverſicherungsgeſetz, faſt nur aus Verweiſungen. Das 
Bauunfallverſicherungsgeſetz iſt nur ein Gerippe von einem Geſetze, vor dem 
Einem wirklich ſchaudert, wenn man es nur anſieht.) Es wäre an der Zeit 
und nicht mit beſonderer Mühe und Schwierigkeit zu erreichen, der ganzen 
Unfallverſicherung in einem einheitlichen Geſetze eine vollſtändige und überjicht- 
liche Faſſung zu geben. 

Ic faſſe zum Schluß meine Abänderungsvorjchläge zujammen. 

Soll die Unfallverficherung ihren Zweck einer intenfiven Fürjorge für die 
Verunglückten wirklich erreichen, jo bedarf fie vor Allem der völligen 
Slolirung von der Kranfenverjiherung und der aheltliden 
Bejorgung durch die Unfallgenoſſenſchaften. Die auf dieſe Weije 
entjtehende Mehrbelaftung diejer Körperjchaften iſt einerjeitS durch Heran— 
ziehung der Arbeiter zu den Beiträgen und andererjeitS durch eine 
Neuorganifation der Genoſſenſchaften zu bewirten. Es haben an 
die Stelle der nach Berufszweigen für große Bezirke gebildeten Genofjenichaften 
der Unternehmer lofale Genoſſenſchaften der Arbeitgeber und Ar- 
beiter aller Gewerbszmweige des Dijtriftes zu treten und find diejelben 
in Anſchluß an die ftaatliche Berwaltungsorganijation zu bringen. 
Um der Entwidlung der Arbeiterorganijation in den Bahnen des Hilfskaſſen— 
wejens nicht ein wichtiges ‚Feld der Thätigfeit zu verjchliegen, ijt es endlich ge- 
boten, die freien Dilfsfajjen zur Unfallverjicherung unter be- 
jtimmten Garantien heranzuziehen. 

Durch diefe Abänderungen würde einerjeitS eine einfachere und billigere 
Verwaltung der Unfallverficherung, eine richtigere Vertheilung der Unfaltatten 
und eine größere Uebereinitimmung unter den verjchiedenen Bejtandtheilen der 
Arbeiterverficherung, alio im Ganzen ein Fortichritt für die ftaatliche Zwangs— 
verjicherung erzielt, andererjeit3 aber auch einer gedeihlichen Fortentwidlung 
des freien Hilfskaſſenweſens eim nicht unerheblicher Vorſchub geleiftet. 





) Ich mache befonder® auf den $ 47 diejes Geſetzes aufmerliam, dem das Glüd, ver: 
itanden worden zu fein, wohl noch nicht oft begegnet ıjt Er verweift u. U. auf die $$ 3 
bis 10 des Ausd.Geſ. v. 28. Mai 1885. Dieje Paragraphen follen im Geltungsbereich des 
Bawll.-B.-G. Anwendung finden. Bon diefen Paragraphen verweift nun wieder der $ 3 
auf eine Anzahl Paragraphen des 1.B..&., welche bier nicht Anwendung finden jollen. 
Und das auf diefe Weile künſtlich unzugänglih gemachte Necht ER u. U. die Unfalls 
verfiherung, welde durch die Gemeinden burdizuführen it. Wie mag der ländliche 
Bürgermeilter vor diefem $ 47 ſtehen! 
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Das in drei Konferenzen zu Bern (1878, 1881, 1886) durchberathene, 
ın der Schlußfonferenz vom 14. Oftober 1890 dajelbjt definitiv angenommene 
internationale Uebereinkommen über den Eijenbahnfrachtverfehr ift im Wortlaute 
nebjt jeinen Anlagen und der Denkſchrift, mit welcher dasjelbe unterm 13. Februar 
1891 dem Deutjchen Reichstage vorgelegt worden ift, bereit3 im Jahrgange XXIV 
(1891), Heft 7 (S. 554585), der Annalen des Deutichen Reichs mitgeteilt 
worden. Das internationale Uebereinfommen it zwar noch nicht in Straft ge 
treten. Es bedarf hierzu noch der gejeglichen Sanktion jämmtlicher Konvention 
ftaaten (Belgien, Deutjchland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, 
eg Ungarn, Rußland, Schweiz). Sobald dieje Sanftion aber alljeitig 
ertolgt ijt, erlangt das Webereinfommen — drei Monate nach dem Austaujche 
der Hatifilationsurkunden — im gejammten Vertragsgebiete Geſetzeskraft (Art. 6 ) 
und iſt eines der bedeutenditen und wichtigjten Gejeggebungswerfe zum formellen 
Abſchluß gebracht. Der größte Theil der —— hacken hat bereits das Ueber⸗ 
einfommen genehmigt.') Nur wenige Staaten ſtehen noch aus, jo daß Die Einführung 
des Uebereinfommens als internationales Eifenbahnfrachtrecht in dem größten 
Theile des europäijchen Kontinents binnen kurzer Zeit zu gewärtigen ift. 

In diejem — Stadium dürfte es nicht unzeitgemäß und un— 
re erjcheinen, — nachdem in der vorbezeichneten, dem Deutjchen 

eihstage unterm 13. Februar 1891 vorgelegten Denkjchrift die gejchichtliche 
Entwidlung des Uebereinfommens, jowie die grundlegenden Prinzipien, welche 
dasjelbe beherrjchen, bereits eine "allgemeine Daritellung erfahren haben,?) — 
auf die Erörterung einiger für den internationalen Eifenbahntransport bejonders 
wichtiger Normen des Uebereinfommens im Einzelnen ſowohl von juriftiichen, 
wie verfehrspolitiichen und wirthichaftlichen Gejichtspunften aus des Näheren 
einzugehen. Hierzu gehören in erjter Neihe die Beitimmungen des Ueberein— 
fommens über die Einziehung der durch den internationalen Eijenbahnfracht- 
vertrag begründeten Forderungen (Art. 20—23). Und dieſe Normen jollen 
daher — den Gegenſtand der folgenden Erörterungen bilden. 


iy v. — in Goldſchmidt's Zeitichr. f. d. gei. Hand.:R. Bd. 39, ©. 88 u. 96. 
Bal. auch Eger, „Die Einführung eines internationalen Eiſenbahnfrachtrechts*. 
Breslau, 1877, ge „Da8 internationale Uebereinkommen über den Eijenbahniradıtverfehr* 
im Archiv für öffentliches Recht, Bd. III, Heft 2 u. 3, ©. 369— 398, ferner in Grudot’& 
Beiträgen, Bd. 35, ©. 465 fi., im Archiv für bürgerliches Recht, Bd. 6, ©. 127 f. und in 
> gehichrift für —— x. der Deiterr. u Monardie. IV. Jahrg Heft 1, 12, 
27. 29, 30 u. 44. V. Sahrg., Heit 5 
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A. 


Die Einziehung der durch den internationalen Eifenbahnfradhtvertrag begründeten 
Forderungen. 
(Nah Art. 20—23 des internationalen Uebereinkommens über den Eifenbahnfractverfehr.; 
I. 
Einleitung. 


Die einheitliche Regelung der Rechte und Pflichten der Eijenbahnen bei 
der Einziehung der durch den internationalen Eijenbahnfrachtvertrag begründeten 
Forderungen ift in den Artikeln 20—23 des internationalen Uebereintommens 
erfolgt. 

Im Anjchluß an die, die Ablieferungspflicht der Eijenbahn normirenden 
Beitimmungen der Art. 16 ımd 17 ‚) wonach die Eijenbahn zur Ablieferung 
nur gegen Erfüllung der Frachtvertragsforderungen Seitens des Empfängers 
verpflichtet und dieſer hinwiederum zur Geltendmachung der durch den Fracht— 
vertrag begründeten Nechte nur gegen Erfüllung der fich Daraus ergebenden 
Verpflichtungen befugt ift, und ferner in Eonjequenter Durchführung des Prinzips 
der Zwangsgemeinjchaft (Solidarität) aller an einem internationalen Transport 
betheiligten — (Art. 1, 6, 27)°) legt zunächſt Artikel 20°) der 
Empfangsbahn, d. h. der abliefernden Bahn, die Verpflichtung auf, bei der 
Ablieferung alle bu den Frachtvertrag begründeten Forderungen jowohl für 
eigene Rechnung als auch für Rechnung der vorhergehenden Eifenbahnen und 
jonjtiger Berechtigten einzuziehen. 

Mit dieſer Pflicht iſt der Eijenbahn zugleich einheitlich durch Artikel 21°) 
jür die Frachtvertrags Forderungen ein Pfandrecht an dem Gute gewährt 
und Natur und Dauer dieſes PrandrechtS dahin normirt, daß der Eijenbahn 
die Rechte eines ‚zaujtpfandgläubigers an dem Gute zuftehen, und zwar jo 
lange dajjelbe in der Verwahrung der Eijenbahn oder eines Dritten ſich be 
findet, der es für fie inne bat. 

Dagegen find die Wirkungen diejes Pfandrechts — als zu jehr ın die 
internen Zandesrechte eingreifend — durch Artikel 22°) den Landesgeſetzen 
* zwar dem Rechte desjenigen Landes überlaſſen worden, wo die Ablieferung 
erfolgt. 

Der ſich aus Art. 20 und Art. 12°) ergebenden Pflicht der betheiligten 
Eijenbahnen, bei der Aufgabe oder der Ablieferung des Guts die Fracht und 
die anderen aus dem Frachtvertrage herrührenden Forderungen nicht nur für 
eigene Nechnung, jondern auch für die der mitbetheiligten Bahnen einzuziehen, 


') Annalen, Jahrg. 1891, S. 560. 

) Annalen, Jahrg. 1891, ©. 554, 555, 562. 

’) Art. 20: Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung alle durch den Frachtvertrag 
begründeten Forderungen, insbeiondere Fracht: und Nebengebühren, Zollgelder und andere 
zum Zwecke der Ausführung des Transport3 gebabte Auslagen, ſowie die auf dem Gute 
baftenden Nahnahmen und Jonjtigen Beträge einzuziehen, und zwar jowohl für eigene Rech— 
nung als auch für Rechnung der vorhergehenden Eiſenbahnen und jonjtiger Beredhtigter. 

+ Art. 21: Die Eijenbahn bat für alle im Art. 20 bezeichneten Forderungen die 
Rechte eines Fauitpfandgläubiger® an dem Gute. Diejes Pfandrecht beiteht, jo lange das 
Gut in der Verwahrung der Eijenbahn oder eines Dritten ſich befindet, welcher es für jte 
inne hat. 

>) Art. 22: Die Wirkungen des Pfandrechts bejtimmen fih nad dem Rechte des 
Landes, wo die Ablieferung erfolgt. 

) Annalen, Jahrg. 1891, S. 558. 
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enrjpricht die Borjchrift des Artikel 23,') Alın. 1, wonach jede Eiſenbahn 
verpflichtet it, nach erfolgter Einziehung den betheiligten Bahnen den ihnen 
ebührenden Antheil zu zahlen. Und im enger Verbindung damit ſteht Die 
orichrift des Alin. 2, welche die Ablieferungsbahn — vorbehaltlich ihrer An- 
iprüche gegen den Empfänger — verantwortlich erflärt für die Bezahlung, 
wenn fie ihre Einziehungspflicht verlegt, d. h. das Gut ohne Einziehung der 
darauf haftenden ‚Forderungen abliefert, jowie die Beitimmung des Alın. 3, 
welche bei Uebergabe des Guts von emer Eijenbahn an die nächjtfolgende 
der eriteren das Recht verleiht, die legtere jofort im Kontofurrent mit dem be 
züglichen frachtbrieflichen Forderungdbetrage zu belajften. 

Diejen im Anjchluß an die Einziehungspflicht (Art. 20) erlajjenen Vor— 
Ichriften des Art. 23 (lin. 1—3) liegt jämmtlich die Abjicht zu Grunde, den 
betheiligten Bahnen mit Rückſicht auf die Zwangsgemeinjchaft, welche ihnen 
das imternattonale Uebereinfommen auferlegt, und die daraus rejultirende Pflicht, 
das Transportgut den Folgebahnen ohne vorgängige Befriedigung oder Sicher: 
jtellung zu übergeben, einen möglichjt weitgehenden Rechtaic ug zu 
gewähren. Solange — wie bisher — für erterne Transporte eine Zwangs— 
gemeinjchaft nicht beitand, mithin die inländischen Bahnen nicht durch Geſetz 
genöthigt waren, die Güter auf ausländischen Bahnen ohne Bezahlung oder 
Siherjtellung ihrer Fracht ꝛc. Forderungen übergehen zu lafjen, waren der- 
artige Schußvorjchriften nicht erforderlich; es fonnte den Bahnen überlaffen 
werden, vorgängige Bezahlung zu verlangen oder jich im Wege der VBerein- 
barung die Zahlung ihrer Fracht: ꝛc. Antheile zu fichern. Erſt dadurd, daß 
das internationale llebereinfommen diejen Rechtszuftand ändert und die Bahnen 
— auc ohne jede Vereinbarung — dazu zwingt, mit einander in Transport- 
gemeinjchaft zu treten, it für die Gejeggebung auch zugleich die Pflicht er- 
wachen, Die hieraus entjtehenden Forderungen der einzelnen Bahnen thunlichſt 
zu jchüßen. 

Indeß it diejer Schuß durch die Vorichriften der Alin. 13 des Art. 23 
nur jehr unvollfommen erreicht. Denn wenn auch Alin. 1 jede Bahn zur 


') Art. 23: Jede Eijenbahn iſt verpflichtet, nachdem fie bei der Aufgabe oder der 
Ablieferung des Gutes die Fradıt und die anderen aus dem Frachtvertrage herrührenden 
dorderungen eingezogen hat, den betheiligten Bahnen den ihnen gebührenden Antheil an der 
Fracht und den erwähnten Forderungen zu bezahlen. 

Die Ablieferungsbahn ijt für die Bezahlung der obigen Beträge verantwortlich, wenn 
fe das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert. Der Anſpruch 
gegen den Empfänger des Gutes bleibt ihr jedod) vorbehalten. 

Die Uebergabe des Gutes von einer Eijenbahn an die nächitfolgende begründet für 
die eritere das Recht, die leptere im Kontokurrent jofort mit dem Betrage der Fracht und 
der jonitigen Forderungen, ſoweit diejelben zur Zeit der Uebergabe des Gutes aus dem 
Frachtbriefe fich ergeben, zu belajten, vorbehaltlich der endgültigen Abrechnung nah Maßgabe 
des eriten Abſatzes diejes Artikels 

Aus dem internationalen Transporte herrührende Forderungen der Eiſenbahnen unter 
einander können, wenn die ſchuldneriſche Eiſenbahn einem anderen Staate angehört als die 
ſorderungsberechtigte Eiſenbahn, nicht mit Arreſt belegt oder gepfändet werden, außer in dem 
Falle, wenn der Arreit oder die Piändung auf Grund einer Enticheidung der Gerichte des 
Etaates erfolgt, dem die forderungsberechtigte Eiſenbahn angehört. 

In gleicher Weije fann das rollende Material der Eijenbahnen mit Einſchluß jämmt:» 
ler beweglicher, der betreffenden Eijenbahn gehörigen Gegenjtünde, welche ſich im diefem 
Material vorfinden, in dem Gebiete eines anderen Staates als deöjenigen, welchem die be- 
treffende Eiſenbahn angehört, weder mit Arreſt belegt noch gepfändet werden, außer in dem 

le, wenn der Arreit oder die Pfändung auf Grund einer Enticheidung der Gerichte des 
Staates erfolgt, dem die betreffende Eijenbahn angehört. 
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antheilweijen Zahlung der von ihr eingezogenen Forderungen an die units 
betheiligten Bahnen verpflichtet und Alin. 2 die abliefernde Bahn für die Be 
zahlung verantwortlich erklärt, falls fie ohme Einziehung abliefert, endlich Alin. 3 
jeder Vorbahn das Recht der Belajtung im Kontofurrent gegenüber der Nady 
bahn. verleiht, jo ijt doch feine Bahn — troß des ihr während des Gewahrjam 
de3 Guts beim Transport über ihre Linien zujtehenden Fauſtpfandrechts — 
befugt, das Gut bi zur Bezahlung zurüdzubehalten oder die Bezahlung vor 
dem wirklich erfolgten Eingang zu verlangen. Daraus folgt, daß nur bei 
Frankojendungen die jofortige Baarzahlung von den einzelnen betheiligten 
Bahnen verlangt werden kann; bei Sendungen in übenviejener Fracht jind die 
Vorbahnen zur Kreditirung ihrer Antheile den Nachbahnen gegenüber genöthigt 
und müſſen bis zur Ablieferung des Guts auf die Aezahlung ihrer Fradıt- 
antheile warten. Sit die abliefernde Bahn injolvent oder jäumig 2c., jo bietet 
dagegen das bloße Recht, von ihr nach erfolgter Einziehung Zahlung bean- 
jpruchen und — im Falle der Nichteinzahlung — ſie für die Zahlung ver 
antiortlich machen zu fönnen, ebenjowenig einen ausreichenden Schuß, wie die 
Befugniß, die Folgebahn im Kontofurrent mit dem bez. Frachtantheile zu 
belajten. 

Mit dem Zwange der Kreditirung ihrer Fracht- ꝛc. Forderungen, iſt aber 
für die betheiligten Bahnen noch die weitere Gefahr verknüpft, daß Dieje Gut: 
haben im Muslande und nach Maßgabe der ausländischen Gejege mit Arreſt 
belegt oder gepfändet werden fünnen. Bisher war Ddieje Kreditirung eme 
freiwillige, bezw. von der freien Mereinbarung der betheiligten Bahnen ab: 
hängige. Nunmehr ift fie aber eine durch das internationale Uebereinkommen 
vorgejchriebene und erzwungene Um die Bahnen gegen dieſe Gefahr zu 
jchügen, erichien es billig, den Arreſt oder die Pfändung jolcher Guthaben ım 
Auslande nur injfoweit zuzulaſſen, als jie auf ein inländiſches Urtheil ſich 
gründen, d. h. auf das Urtheil eines Gerichtes desjenigen Staates, welchem 
die betreffende forderungsberechtigte Bahn angehört. Auf diefem Wege jollte 
vermieden werden, dal die Eijenbahnen bezüglich jolcher Arreſte und Pfänd— 
ungen ihrem natürlichen (einbeimtjchen) Nichter entzogen werden. Dieſen Er: 
wägungen entjpricht die Vorjchrift des Art. 23, Alın. 4. 

Für das rollende Material der Eijenbahn (Transportmittel) und 
dejien bemwegliches Zubehör liegt zwar ein durch das internationale Ueberein— 
fommen gebotener gejeglicher Zwang zur Ueberführung auf ausländijche Bahnen 
nicht vor, aber die Nothivendigfeit diefer Ueberführung ergiebt fich thatſächlich 
aus den durch das internationale Uebereinkommen gejteigerten Verfehrsrüdfichten 
und Bedürfnifien. Es wurde daher für angezeigt erachtet, auch das rollende 
Material nebſt Zubehör gegen Mrrejte und Pfändungen im Auslande durch 
eine gleiche Vorſchrift zu ſchützen, welche als Alin. 5 in den Art. 23 aufge 
nommen wurde. 

Aus der Entjtebungsgeichichte der Artikel 20—23 ijt für Die 
Tendenz und das Verſtändniß derielben Kolgendes als bemerfenswerth hervor: 
zubeben. 

Dem Schweizer: Entwurfe fehlten bezügliche Beltimmungen gänzlich, 
weil derjelbe in Stonjequenz jeines Worjchlags, das Ablieferungsverfahren 
prinzipiell von der internationalen Regelung. auszujchliegen, auch die Pflicht 
zur Einziehung der Fracht- ꝛc. Forderungen wie die Geltendmachung eines 
Pjandrechts bei der Ablieferung in dem internationalen Webereinfommen nicht 
berüdjichtigt wiſſen wollte. 
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Die Kritik des Schweizer Entwurfs ') jtellte jich jedocd, auf den entgegen: 
gejegten Standpunkt und brachte die Aufnahme des Pfandrechts-Syſtems des 
Deutihen Handelsgejegbuche, d. h. die Konſtituirung eines gejeglichen Pfand— 
rechts am Frachtgute und in Verbindung damit auch die Pflicht der ablicfernden 
Bahn zur Einziehung aller durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen 
in Vorichlag. Diejer Vorjchlag wurde damit begründet, daß bei der A 
Verichiedenheit der Einzelrechte und ihrem engen Zujammenhange mit den 
partifulären Obligationenrechten, Konfursordnnungen 2c. eine einheitliche Regelung 
m Wege des Kompromiſſes, d. h. etwa durch Verſchmelzung der Prinzipien 
verjchiedener Nechte jchtwerlich zu ermöglichen jein würde Das deutjche Syſtem 
wird in Vorſchlag gebracht, weil dasjelbe bereits aus einem Kompromifje der 
Velegirten aller deutjchen Staaten — mit zum Theil franzöfischem Rechte — 
hervorgegangen iſt, mithin die beiden Hauptrechte, auf welche es hier vor: 
nehmlich ankommt, bereit3 zur Grundlage hat umd im jich faßt. ES jpricht 
jodann dafür, dab Jich diejes Syitem im mehr als ldjähriger, praftiicher An: 
wendung im deutſch-, öjterreichijche und franzöfiich-rechtlichen Gebieten als 
durchaus brauchbar und für den Verkehr zwedmähig und ausreichend eriviejen 
hat, ferner, daß es jchon jegt im gefammten Deutjchen Reiche und in 
Dejterreich in Geltung und jowohl von Ungarn (S88 411—414, Hand.=Gei. 
von 1875) als auch von der Schweiz (Schweiz. Transp.Geſ. v. 20. März 
1875, Art. 40—44) bei der neuerlichen Negelung ihrer Handelsrechte rücdhaltlos 
adoptirt worden it, obwohl dieſen Staaten die Wahl anderer Syſteme ganz 
frei jtand. Mithin ijt das deutiche Syſtem in dem größeren Theile des Kon— 
ventionsgebietes bereits in Kraft. 

Der Deutjche Entwurf ſchloß jich diejer Auffaffung vollitändig an und 
brachte folgende Beltimmungen in Borjchlag : 

Art. 12a. 

Die Eijenbahn bat für alle durch den Frachtvertrag begründeten 
Forderungen, insbejondere für die Fracht: und Nebengebühren, für 
Zollgelder und andere zum Zwede der Ausführung des ITransportes 
gehabte Auslagen, ſowie wegen der auf dem Gute haftenden Nach: 
nahmen und Geldbußen ein Bfandrecht an dem Gute. Diejes Prand- 
recht beiteht, jo lange das Gut zurücdbehalten vder niedergelegt üt. 
Es dauert auch nach der Ablieferung noch fort, inſofern es die Eijen- 
bahn jpätejtens am dritten Tage, den der Ablieferung nicht mitge- 
rechnet, gerichtlich geltend macht und das Gut noch bei dem Empfänger 
oder bei einem Dritten ich befindet, welcher es für den Empfänger 
beſitzt. 

Art. 12b. 

Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung auch die aus dem 
Frachtbriefe ſich ergebenden Forderungen der vorhergehenden Bahnen, 
ſowie etwa auf dem Gute haftende Nachnahmen einzuziehen und die 
Rechte der Bormänner, msbejondere auch deren Brandrecht auszuüben. 
Die vorhergehenden Eijenbahnen oder jonjtigen Berechtigten, welche 
von den nachfolgenden befriedigt ſind, übertragen auf dieſe von 
Rechtswegen ihre Forderungen und ihr Prandrecht. Das Pfandrecht 
der Vormänner beitebt jo lange, als das Prandrecht der abliefernden 
Eiſenbahn. 


— 
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Art. 12c. 

Unter mehreren durch die Beförderung des Gutes entitandenen 
Pfandrechten hat das- jpäter entjtandene vor dem früher entjtandenen 
den Borzug. 

Diefe Pfandrechte Haben jämmtlich den Vorrang vor anderen 


Plandrechten am Gute. 
Art. 12d. 


Wenn eine Eifenbahn das Gut ohne Bezahlung abliefert und 
das Pfandrecht nicht binnen drei Tagen nad) der Ablieferung (Art. 12a) 
gerichtlich geltend macht, jo wird jie, jowie die vorhergehenden Eijen- 
bahnen des Nüdgriffs gegen die Vormänner verluftig. Der Auſpruch 
gegen den Empfänger des Gutes bleibt in Kraft. 

Die Motive des Deutjchen Entwurfs führen aus: 

„In Hinfiht auf die Vorzugs-, Pfand- und Netentionsrechte jchien im 
Interejje der Transportnehmer, jowie zur Vermeidung von Rechtsunficherheit 
und von Konflikten der verjchiedenen Jurisdiktionen die Schaffung eines ge- 
meinfamen materiellen Nechts umerläßlih. Zu diefem Zwede wurde in den 
Art. 12a, b, c, u. d die Adoptirung der deutjchredhtlihen Grund 
jäße (D. 9.:6.:-B. Art. 409 bis 412) vorgejchlagen, welche im 
Weſentlichen mit denjenigen des franzöfiichen Rechts (code civil art. 2102 
Nr. 6) übereinjtimmen. Was insbejondere das Folgerecht während der drei 
Tage betrifft, jo findet jich diefe dem Gewohnheitsrechte entlehnte und in der 
jranzöfiichen Doftrin und Rechtſprechung (Vergl. Sarrut a. a. D. Nr. 593 j.. 
Bedarride a. a. DO. Nr. 298 f) bejtrittene Injtitution auch in dem Entwurfe 
eines italienischen Handelsgejegbuchs ($ 461).“ 

In den Konferenz:Berathungen erfuhren jedoch dieſe Vorjchläge 
eme Reihe wejentlicher Menderungen. 

1. Die Konjtituirung eines gejeglichen Pfandrechts — mit dem Charafter 
eines Fauſtpfandrechts — an dem Frachtgute für alle durch den Frachtvertrag 
begründeten ‚Forderungen wurde zwar beichlojien, nachdem die Gewährung jo: 
wohl eines Netentionsrechts, mie eines Vorzugsrechts (Privilegs) oder einer 
Generalhypothek als ungeeignet verworfen worden war. Aber die Fortdauer 
dieſes Pfandrechts noch drei Tage nach der Ablieferung (droit de suite) 
wurde abgelehnt, mit Hinweis vornehmlic) darauf, daß daſſelbe mit den Landes- 
rechten mehrerer Staaten nicht vereinbar und insbejondere auc) für Frankreich 
unannehmbar jei, da nach franzöjischem Necht das Eigenthum jchon mit dem 
bloßen Konjens und nicht erjt mit der Tradition übergehe, mithin bejtändige 
Streitigfeiten zwiſchen dem Empfänger, dem Abſender und der Eijenbahn ent: 
jtchen müßten. (1. Berath. I. Konfer.) Es wurde daher unter Streichung 
des bezüglichen Sabes des Deutichen Entwurfs (Art. 12a, Sat 3) der Sat 
angenommen: 

daß dieſes Pfandrecht nur jo lange bejteht, als das Gut noch in 
der Verwahrung der Eiienbahn oder eines Dritten jich befindet, der 
es für jie nme bat (Art. 21, Sat 2 des Uebereinfommens). 

2. Sodann wurde die über die Nangordnung vorgeichlagene Beitimmung 
des Deutschen Entwurfs (Art. 120) gänzlich gejtrichen, weil man jich über 
dieſe Materie nicht einigen, bezw. die Anjichten und die Nechte der verjchtedenen 
Länder nicht in Uebereinitimmung bringen fonnte. Es wurde daher in der 
I. Konferenz bejchloffen, die ganze im Art. 12c des Deutjchen Entwurfs be 
handelte Materie der Nangordnung, wie überhaupt alle weiteren in Betreff des 
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Biandrechts entſtehenden Fragen Den Geſetzgebungen der einzelnen Länder zu 
überlafjen (Protofoll der I. Konferenz, 1. Berathung) und demgemäß nad) 
mehrfachen redaktionellen AUbänderungen in der II. Konferenz die Beitimmung 
angenommen (Protokoll der II. Konferenz, 1. Berathung): 
dab die Wirfungen des Pfandrechts jic nach dem Rechte des Landes 
richten, wo die Ablieferumg erfolgt (Art. 21, Sat 2 Webereinf.). 

3. Des Weiteren wurden die Beftimmungen der Art. 12a und 12b des 
Deutichen Entwurfs in Bezug auf ihre Reihenfolge einer volljtändigen Aenderung 
unterworfen und im Laufe der Berathungen in wejentlichen Punkten ergänzt. 

An die Spige wurde die im erjten Satze des Art. 12b enthaltene Norm 
geregt, welche der Empfangsbahn bei der Ablieferung die Einziehungs- 
pflicht in Betreff aller SFrachtvertragsforderungen jowohl für eigene Rechnung, 
wie auch für Rechnung der vorhergehenden Eiſenbahnen und jonjtiger Berech— 
tigter auferlegt (Art. 20). 
Darauf folgen die bereits vorher berührten Beitimmungen über die Kou— 
ſtiturrung eines Fauſtpfandrechts am Gute für alle dieje Forderungen 
(Art. 21) und über die Verweifung der Wirfungen diejes Pfandrechts auf die 
Rormen der Landesrechte (Art. 22). 

Dieran reihen fich im Anlehnung an Art. 12d des Deutjchen Entwurfs 
Veitimmungen über die Pflicht zur Zahlung der bezüglichen Antheilsbeträge 
Seitens derjenigen Bahn, welche die Einziehung bewirft hat, an die anderen 
am Transport betheiligten Bahnen, jowie über die Berantwortlichfeit 
dieſen gegenüber im Falle verjäumter Einziehung, vorbehaltlich der Anjprüche 
an den Empfänger, — indem es nad) den Protofollen (I. u. II. Konferenz) 
für billig gehalten und anerfannt wurde, daß diejenige Bahn, welche im Intereſſe 
Dritter Guthaben emzieht, die legteren dafür zu befriedigen hat und bezw. 
verantwortlich iſt — und endlich über das Necht einer jeden Bahn bei Ucber- 
gabe des Guts im Kontofurrent mit dem freditirten Betrage ihrer ‚Forderung 
die folgende zu belaften (Art. 23, Alin. 1, 2 n. 3). 

Den Schluß bilden die VBorjchriften über die Beichränfungen der 
Verpfändung und des Arrejtes in Betreff der im Auslande freditirten 
Forderungen und des dahin übergegangenen rollenden Materials nebit Zubehör 
(Art. 23, Alin. 4 u. 5).') j 

I. 


die Pflliht der Empfangsbahn zur Einziehung der durch den SFrachtvertrag 
begründeten Forderungen. 
Nach Art. 20 des internationalen Webereinfommens über den Eijenbahnfradıtvertehr.) 

. An den internationalen Gijenbahntransporten find mehrere, aufeinander 
tolgende Eijenbahnen betheiligt. Das Gut geht von der einen auf die andere 
über, bis es bei regelmäßiger Erfüllung des Frachtvertrages von der leßten, 
— der abliefernden oder Empfangsbahn — dem Empfänger ausgehändigt 
wird. Jede Eijenbahn, deren Mitwirkung an dem Transporte in Anjpruch 
genommen wird, hat Anſpruch auf einen verhältnigmähigen Theil der Trans 
borttoiten. 

Soweit dieſe Koſten nicht bei der Aufgabe des Guts zur Beförderung 
vom Abjender an die Verjandtbahn berichtigt werden (Frankofracht), gelten fie 
als auf den Empfänger angewiejen (j. Art. 12, Alin. 1)°) und diejer tjt, wenn 
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er in den Frachtvertrag eintritt, gemäß Art. 16 u. 17') verpflichtet, gegen 
Empfang des Guts und des Frachtbriefs, diejelben zu bezahlen. : | 

Un jich würde num der Empfänger an jede der betheiligten Bahnen die 
ihr gebührende Quote zc. der Transportkojten zu zahlen haben. Das Be 
jtreben aber, die Zahlung der den einzelnen beteiligten Eiſenbahnen hiernach 
zuftehenden Forderungen zu vereinfachen, hat in Verbindung mit dem Prinzipe 
der Zwangsgemeinjchaft (Art. 27)°) zu dem allgemeinen, in der Natur des 
Verkehrs liegenden Gebrauche und Grundjage geführt, daß die Tegte Eiſenbahn 
die gejammten, Durch den ganzen Transport entjtandenen Kojten, Auslagen x., 
bezw. die Gejammtjumme der den einzelnen Bahnen gejchuldeten Leitungen 
vom Empfänger erhebt und nur gegen Zahlung diejer Geſammtſumme die Ab- 
lieferung bewirkt. Die legte Eijenbahn ijt daher zur Ablieferung verpflichtet 
nicht allein gegen Zahlung des ihr zuftchenden Theils der Frachtforderung, 
jondern der geſammten, noch nicht beglichenen Frachtforderungen, ſowohl ihres 
Antheils wie der Anthetle der Vorbahnen daran. 

Die nachfolgenden Bahnen können nun entweder zur größeren Vereinfachung 
den vorangehenden Bahnen bereits bet der jedesmaligen Uebergabe des Guts 
deren Forderungen auszahlen, jo daß die legte (abliefernde) Bahn die gefammten 
Horderungen der Vorbahnen verauslagt und bei der Ablieferung zugleich mit 
der eigenen für eigene Rechnung einzieht. Es kann aber auch die Auszahlung 
Seitens der folgenden Bahnen bei der jedesmaligen Uebernahme des Guts von 
der Vorbahn unterbleiben, bis die Einziehung der Gejammtforderung Seitens 
der Ablieferungsbahn vom Empfänger erfolgt it. Im dieſem Falle hat die 
Nachbahn das Necht, die Borbahn in der Vorausjicht der jpäter erfolgenden 
Einziehung und Zahlung vorläufig mit dem Betrage der ihr zujtebenden 
Fracht x. im Kontokurrent zu belaften (Art. 23, Alin. 3),) die legte Bahn 
hat alſo die Forderungen der Vorbahnen nicht verauslagt, jondern zieht bei 
der Ablieferung des Guts ihren Antheil für eigene Rechnung, die Antheile 
der Borbah Er für deren Rechnung behufs Abführung an diejelben 
(Art. 23, Alin. 1) vom Empfänger ein. 

Das — der abliefernden Bahn zu den Vorbahnen in Bezug auf 
die Einziehung der Frachtvertragsforderungen kann daher ein verſchiedenes jein. 
Es iſt zu untericheiden, je nachdem die Forderungen der vorhergehenden Bahnen 
von der letzten noch nicht befriedigt oder bereits verauslagt jind. 
Sm erjteren „Falle ift die fette Bahn Mandatar der vorangehenden, ſie hat 
die Forderungen derjelben für deren Rechnung einzuziehen nad ihre Rechte, 
insbejondere auch das Pfandrecht (Art. 20, 21)°) für ſie auszuüben. Im 
legteren alle geben Forderungen und Rechte der Borbahmen auf fie ex 
lege über, jie macht diejelben für eigene Nechnumg geltend. 

Art. 20°) des Uebereinfommens, welcher diejes Verhältniß regelt, umfaßt 
nach Sinn und Wortlaute beide ‚Fülle der Einziehung, indem der: Empfangs- 
bahn das Einzicehungsrecht und die Einziehungspflicht (. unten S. 311) ſowohl 
für eigene Nechnung, wie für Rechnung der vorhergehenden Eijen: 
bahnen x. übertragen it. Es it aljo mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit 
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der Verhältnifje ſowohl der Fall getroffen, dab die Empfangsbahn die Vor— 
bahnen gänzlich befriedigt hat. Alsdann zieht jie die Gejammtforderung für 
eigene Rechnung ein. Sowie ferner der Fall, daß jie diejelben noch gar nicht 
oder nur theilweije befriedigt hat; alsdann zieht fie ihren eigenen Antheil und 
die etwa bereits verauslagten Antheile der Vorbahnen für eigene Rechnung, 
die noch nicht verauslagteu Antheile für Nechnung der vorhergehenden Eijen- 
bahnen ein. Hinzugefügt ift noch „und jonjtiger Berechtigter“. Es find 
damit, wie unten (S. 318, 330) noch des Näheren gezeigt werden wird, diejenigen 
gemeint, welche — abgejehen von den betheiligten Bahnen — kraft des Fracht— 
vertrages und in Konnerität mit demjelben Forderungen an den Empfänger 
haben, wie 3. B. der Abjender in Betreff der Nachnahme, Perjonen, welche 
Reparaturfoften und jonjtige Auslagen freditirt haben ꝛc. 

Die „Empfangsbahn“ hat die Einziehung zu bewirfen. Es ijt damit 
die abliejernde Bahn gemeint. Wenn jich dies auch hier zweifellos aus 
dem Zujammenhange ergiebt, jo wäre es doch deutlicher und richtiger geivejen, 
jtatt „Empfangsbahn”“ den Ausdrucd „abliefernde Bahn“ oder „Ablieferungss 
Bahn“ zu wählen, wie dies im Art. 23, Alin. 2 geichehen ift, da das Wort 
„Empfangsbahn“ auch leicht auf die Berjandtbahn (Annahmebahn) bezogen 
werden kann. Ueberhaupt mangelt es in dieſer Dinficht jehr zum Nachtheile 
der Deutlichkeit dem Uebereinfommen an feſtſtehenden Bezeichnungen. So it 
3. B. auch für die Station, wo die Ablieferung des Guts erfolgen joll, ab- 
mwechjelnd der Ausdrud „Ablieferungsitation* (Art. 24),'; „Empfangsitation“ 
(Art. 44, Alin. 3, Art. 30, Alın. 2) ?) und „Beitimmungsjtation“ (Art. Ge, 
16, Alin. 3)°) gebraucht. Nur der „Empfangs- (Ablieferungs:) Bahn“ 
liegt die Einziehung ob. ES braucht dies aber wicht unbedingt die im 
Frachtbriefe angegebene legte, bezw. Bejtimmungsbahn zu jein. Iſt durch 
nachträgliche Verfügung die Ablieferungs: (Beitimmungs:) Station geändert 
(Art. 15, 18)*) — wozu auch der Fall des Rücktritts gehört (Art. 18. Alin. 2)°) 
— jo tritt die hiernach bejtimmte Ablieferumgsbahn an die Stelle der urjprünglich 
im ‚srachtbriefe angegebenen und bat die Einzichung zu bewirken. 


Die Empfangsbahn „hat bei der Ablieferung alle durch den 
Fsracdtvertrag begründeten Korderungen ..... einzuziehen“. 
Die Worte „bei der Ablieferung” weiſen auf die Zeit der Einziehung 
hin. Bei der Ablieferung des Guts umd des Frachtbriefs, Zug um Zug mit 
derjelben, | joll die Einziehung der Forderungen erfolgen, nicht früher und nicht 
jpäter. Der Mblieferungsprlicht der Eijenbahn (Art. 16, Alin. 1 u. 2) ent— 
jpricht die Zahlungspflicht des Empfängers (Art. 16, Alin. 2 und Art. 17) °) 
und diejer wiederum das Einziehungsrecht der Eiſenbahn (rt. 20).°) 


Es handelt jich aber nicht allein um ein Necht zur Einziehung, jondern 
auh um eime Pflicht. Denn die Einziehung der Forderungen bat verjchie 
denen Nechtscharafter, je nachdem die Empfangsbahn die vorhergehenden Bahnen 
und jonjtigen Berechtigten bereits befriedigt bat oder nicht. 


) Annalen, Jahrg. 1891, 
) Annalen, Jahrg. 1891, 


>62 
>63, 966. 


©. 
) Annalen, Jahrg. 1891, . 555, 560. 
) Annalen, Jahrg. 1891, S. 559, 560. 
) Annalen, Jahrg. 1891, S. 560. 

S. 560. 


) Annalen, Jahrg. 1891, 
) S. ©. 304. 


312 G. Eger: Das internationale Uebereintommen 


Im erjteren Fall find die Gejammt-Forderungen Eigentum der Empfangs 
he geworden, fie bilden in ihrer Hand ein ungetrenntes Ganzes und 
dieje bewirkt die Einziehung aus eigenem Rechte, d. h. für eigene Red 
nung. Im legteren Falle hat die Empfangsbahn ihre Antheilds Forderungen 
für eigene Rechnung, die der VBormänner für deren Rechnung einzuziehen. 
Die Einziehung erfolgt zwar gemeinjchaftlich, aber die Forderungen bleiben 
an ih getrennte. Gejchieht die Einziehung der gejammten Forderungen 
nach Befriedigung der VBormänner für eigene Rechnung der Empjangsbahn, 
jo geichieht dies aus dem ‚Fundamente der nützlichen Verwendung, als 
welche die Befriedigung der Vormänner anzujehen ift. Erfolgt aber die Em- 
ziehung ohne vorgängige Befriedigung der VBormänner, jo liegt der Einziehung, 
ſoweit fie fich auf die Forderungen der unbefriedigten Bormänner erjtredkt, 
ein mandatum ex lege, eine präjumtive Vollmacht derjelben zu Grunde. 
Es bedarf aljo irgend welcher Spezialvollmachten oder bejonderer Legitimationen 
nicht. Die Empfangsbahn übernimmt aber ald Mandatar mit dem Rechte 
auch zugleich die Prlicht, die ‚Forderungen der Vormänner einzuziehen und 
— wie im Folgenden (Art. 21) noch des Näheren erörtert werden wird — 
das Pfandrecht in Betreff diejer Forderungen auszuüben. Sie macht fich ver- 
antwortlich, wenn ſie dieſer Verbindlichkeit nicht genügt (Art. 23, Alın. 2). 
Und zwar tt dieje Verbindlichkeit eine primäre, nicht durch die vorgängige 
erfolgloje Inanjpruchnahme des Empfängers bedingter Art. 20 erklärt die 
Empfangsbahn zum präjumtiven Mandatar der Vormänner, indem ihr 
die Einziehung auch „für Nechnung der vorhergehenden Eijenbabnen ꝛc.“ über- 
tragen it, und zwar erjcheint fie mach der gewählten Faſſung: „bat... 
einzuzichen“ er nur al3 dem Empfänger gegenüber zu diefen Handlungen 
bevollmäcdtigt, Jondern auch den Vormännern gegenüber dazu verpflichtet, 
haftet mithin, wenn jie die Einziehung unterläßt. Die Worte „hat .... eins 
zuzichen“ geben mithin der Empfangsbahn das Recht und die Pflicht zur 
Einziehung, und die Verbindung der Worte „jowohl für eigene Rechnung, 
als auch für Rechnung der vorhergehenden .... .“ laſſen erkennen, dab die Ein: 
ziehung der Forderungen der VBormänner in Gemeinjchaft mit der der eigenen 
Forderungen gleichzeitig beider Ablieferung des Guts jtattzufinden hat. 

Die Empfangsbahn bat bei Einjpruch des Empfängers die Berechtigung 
der von ihr erhobenen FFrachtvertragsforderungen, jowohl der eigenen, wie der 
ihrer Bormänner nachzuweiſen. Diejer Nachweis hat fich jedoch nur auf die 
in den Art. 11 bis 13 angegebenen VBorausjegungen zu erjtreden, d. h. in 
Betreff der Fracht und Nebengebühren auf deren QTarifmäßigfeit (Art. 11, 
Alın. 1 u. 2), bezüglich) der baaren Auslagen auf ihre gehörige Feitjtellung 
und Keuntlichmachung im Krachtbriefe, jowie auf die Vorlegung der Beweis: 
jtüde (Art. 11, Alin. 3), binfichtlich der Nachnahmen endlich auf das Vor: 
handenjein der im Art. 13 aufgeführten Bedingungen. Ein weitergehender 
Kachweis liegt der Empfangsbahn wicht ob, auch können Einreden aus anderen 
‚stachtgejchäften nicht compensando geltend gemacht werden, weder gegen die 
eigene ‚Forderung der Empfangsbahn noch gegen die ‚Forderungen der Bor- 
männer, weil nur Fonnere, d. h. auf den konkreten YFrachtvertrag bezüglich 
und mit dieſem im Zuſammenhange jtchende Forderungen in Betracht fommen. 
Wenngleich endlich Art. 21 zwiſchen den eigenen Forderungen der Empfangs: 
bahn und denjenigen ihrer Vormänner unterjcheidet, jo hat die Einziehung 
durch die Empfangsbahn einheitlich zu erfolgen und ift eventuell in demijelben 
Prozeßverfahren zu betreiben. 
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Das Einziehungsrecht, bezw. die Einziehungspflicht erjtredt ſich auf „alle 
durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen“, von Denen 
dur) den mit „insbejondere* beginnenden Zujag eine Reihe nur beijpiels- 
weile, nicht erjchöpfend angeführt werden. Dieje Worte, bezw. der damit an- 
gedeutete Umfang der Zahlungspflicht des Empfängers jtehen nicht im Ein- 
Hong mit der Beltimmung des Art. 16, Alin. 1 ımd Art. 17,') welche den 
Empfänger nur zur Zahlung der im Frachtbrief erfichtlich gemachten Be: 
träge verpflichten, wohl aber in Webereinftimmung mit der Borjchrift des 
Yrt. 16, Alin. 2, wonach der Empfänger nach Ankunft des Guts am Be: 
ſtinmungsorte nur berechtigt ift, die durch den Frachtvertrag begründeten 
Rechte gegen Erfüllung der jich daraus ergebenden Verpflichtungen geltend zu 
maden. Die Einziehungspflicht umd das Einziehumgsrecht der Empfangsbahn 
eritreckt jich aljo auf alle durch den Frachtvertrag begründeten Forder— 
ungen, auch wenn fie im Frachtbriefe nicht erjichtlich gemacht jein jollten, und 
der Empfänger wird ſich auf Art. 16, Alin. 1 und Art. 17°) um jo weniger 
berufen fünnen, als auch das Pfandrecht, welches Art. 21 der Bahn zur 
Sicherung ihrer Forderungen gewährt, alle durch den Frachtvertrag be 
gründeten ‚Forderungen umfaßt. Wenn fich auch in der Negel die im Fracht— 
briefe erjichtlich gemachten mit den durch den Frachtvertrag begründeten Forder: 
ungen decken werden, jo ijt dies doc) nicht immer der Fall und braucht es 
meht zu jein. Alsdann aber geht die Zahlungspflicht des Empfängers über 
die im Frachtbriefe erfichtlich gemachten Beträge hinaus auf Erfüllung aller 
durch den ?Frachtvertrag begründeten Forderungen, weil nad) Art. 20 u. 21 
das Einziehungsreht und das Pfandrecht der Eiſenbahn ſich darauf erjtredt 
und die Empfangsbahn nicht gehalten und berechtigt iſt, gegen etwaige geringere 
Leijtungen Gut und Frachtbrief abzuliefern. Inſoweit find alfo die Bejtimm: 
ungen der Art. 16, Alin. 1 und Art. 17 illuforisch, als, wenn die Fracht— 
vertragsforderungen weitergehende jind, der Empfänger dieje zu tilgen ver: 
pflichtet iſt, Falls er die Ablieferung des Guts und Frachtbriefs erlangen will. 

Üebrigens bedarf die Bedeutung der Worte: „alle durd den Fracht— 
vertrag begründeten Korderungen“ injofern einer Einjchränfung, als 
th das Necht und die Pflicht der Einziehung mur auf diejenigen durch den 
Frachtvertrag begründeten Forderungen bezicht, welche nicht bereits vorber, jei 
8 bei der Aufgabe des Guts (Frankoſendung, Frankofracht) von der VBerjandt- 
bahn oder unterwegs von den Zwiſchenbahnen eingezogen worden find. Nicht 
alle durch den FFrachtvertrag überhaupt begründeten Forderungen bat mithin 
die Empfangsbahn einzuziehen, jondern nur alle diejenigen, welche noch auf 
Grund des ‚Frachtvertrages auf dem Gute haften, d. h. noch nicht eingezogen 
md. Daher jagt Art. 23, Alin. 2 richtiger, dat die Ablieferungsbahn ver- 
antwortlich ijt, wenn jie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden 
Forderungen abliefert. 

Unter den „Durch den Frachtvertrag begründeten Forder— 
ungen“ jind, wie die mit dem Worte „insbejondere“ eingeleitete Auf— 
führung von Beiſpielen lehrt, alle mit dem Frachtgeſchäft fonneren order: 
ungen, d. 5. alle Forderungen gememt, welche eine Beziehung zu dem be- 
trefjenden speziellen und konkreten Frachtgeichäfte haben, d. h. mit demjelben 
m Aufammenhang, in natürlicher oder gewollter Verbindung jtehen, aus Anlaß 
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des vorliegenden Frachtvertrages entſtanden find und aus demſelben entitanmen. 
Es find aljo nicht bloß diejenigen Forderungen darunter zu verftehen, welche 
die Eijenbahn als Gegenleiftung für die Beförderung des Gut3 vertragsmäßig 
zu beanjpruchen hat, aljo die eigentliche Frachtforderung, jondern auch alle die 
jenigen Forderungen, welche aus Anlaß des Frachtgeſchäfts in ‘Folge von 
Nachnahmen des Abjenders, unterwegs erforderlich gewordenen Auslagen, 
Nebengebühren, Zöllen ꝛc den Eijenbahnen erwachjen jind. 

Dagegen wirft der Begriff der Konnerität injofern einjchränfend, als nur 
die durch den ?Frachtvertrag, d. 5. durch den fonfreten FFrachtvertrag, das 
vorliegende jFrachtverhältniß begründeten Forderungen an Fracht und Neben- 
gebühren, Zollgeldern zc. in Betracht fommen, nicht etwa Forderungen; welche 
fi) aus anderen gleichartigen Frachtgeichäften zwiſchen der Eiſenbahn und dem 
Abjender, bezw. Empfänger entwidelt haben, bezw. nicht auch alle Forderungen 
aus laufender Rechnung in den bezüglichen Frachtgejchäften überhaupt. Die 
Einziehung erſtreckt ſich nicht auf rüdjtändige Forderungen aus anderen Fracht 
geichäften, dieje ift die Empfangsbahn bei der Ablieferung geltend zu machen 
weder berechtigt, noch verpflichtet, fie darf daher — was ſich als wmejentlichite 
Folge ergiebt — wegen derartiger Forderungen nicht das Pfandrecht (Art. 21) 
an dem fonfreten wradhtgute geltend machen. Die Einziehungspflicht und Be 
fugniß bejteht nicht wegen der Forderungen aus laufender Rechnung in Fract- 
geichäften überhaupt, oben erstreckt jich nur auf fonnere Forderungen im 
engeren Sinne, d. h. ausschließlich auf jolche, welche aus dem fpeziellen Fracht 
vertrage, deſſen Ausführung und Beendigung gerade vorliegt, entjpringen umd 
hierdurch in Beziehung zu dem abzuliefernden Frachtgute jtehen. 

Auf alle Forderungen aber, auf welche dieje Vorausjegung zutrifft, er 
ftredt fich das Einzichungsrecht und die Einziehungspflicht der Empfangsbahr. 
Als Beijpiele, mithin nicht erichöpfend, und ohne etwa noch andere Forder— 
ungen auszujchliegen bezeichnet Art. 20 insbejondere folgende Kategorien: 

1. „Fracht und Nebengebühren“, d. h. alle im Art. 11, Alın. 1') 
bezeichneten tarifmäßigen Frachtbeträge, jowie die im Art. 11, Alin. 2 
erwähnten Vergütungen für bejondere im Tarife vorgejehene Leijtungen. 

2. „Zollgelder“, d. h. alle in Folge der Erfüllung der zollamtlichen 
Behandlung, bezw. der Zollvorjchriften von der Eijenbahn verlegten 
Beträge. (Art. 10.) 

3. „Andere zum Zmwede der Ausführung des Transports 
gehabten Auslagen“. Hierher gehören alle im Art. 11, Alin. 2 
aufgeführten baaren Auslagen, joweit fie nicht als Zollbeträge bereits 
unter Ziff. 2 fallen, alſo insbejondere die nicht in den Tarif auf 
genommenen Kojten für Ueberführung und Nuslagen für Neparaturen 
an den Gütern, welche infolge ihrer äußeren oder inneren Bejchaffen: 
heit zu ihrer Erhaltung nothwendig werden, Umftechen, Umjchütten, 
Umfüllen, Ausbeſſern mangelhafter Verpadung, Berficherungsgelder, 
Desinfektionskoſten. 

4. „Die auf dem Gute haftenden Nachnahmen“. Es ſind 
Mangels jeder Beichränfung ausnahmslos alle Arten von Nachnahmen 
im Umfange des Art. 13) gemeint, alſo ſowohl diejenigen, welche 
im Voraus (als Baar-Vorjchüffe im Vorhinein), als auc auf 
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jolche, welche erft nach Eingang gezahlt werden, und ferner gleich 
viel ob jie mit den Transportfojten im Zuſammenhang ſtehen (Spejen- 
nachnahmen) oder nicht (Nachnahme des Kaufpreijes ꝛc., Werthnach— 
nahmen. 

5. „Sonitige Beträge" Mit diejen Worten joll möglichjt erjchöpfend 
der ganze Kreis der dem betreffenden FFrachtgeichäfte fonneren Forder— 
ungen begriffen werden. Vornehmlich werden hierher zu rechnen jein 
die wegen unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung, jowie wegen 
Ueberlaſtung zu zahlenden Schadensbeträge und Frachtzuſchläge (Eon- 
ventionaljtrafen zc.) j. Art. 7, Alin. 4,') Zollitrafen (Art. 10, Alin. 1),?) 
die durch Erfüllung der Steuer- und Bolizeivorjichriften erwachjenden 
Auslagen und eventuellen Strafgelder (Art. 10, Alin. 3)) ſtatiſtiſche 
Gebühren, Kojten der Avifirung, Kojten, welche durch die Ausführung 
nachträglicher Verfügungen entftehen (Urt. 15, Alin. 8),*) Kojten der 
Feſtſtellung von Mängeln in Berluft:, Minderungs- und Beichädigungs- 
fällen (Art. 25),°) Kojten der Bekanntgabe von Transport: und Ab- 
lieferungshinderniffen (Art. 18, Alin. 1 u 3),°) alle Schadenserjap- 
forderungen für Schäden aus der dolojen oder kulpoſen Verlegung 
der Bertragspflichten des Abjenderd oder Empfängers, auch für die 
Zinſen und Lagerungsfojten in Folge der Nüdhaltung des Frachtgutes 
als Pfand (Art. 21),) Verzugsfolgen, Prozeßkoſten ac. 


III. 


Bas Fauſtpfandrecht der Eiſenbahn an dem Gute für alle durch den Sradıt- 
vertrag begründeten Forderungen. 


(Nah Art. 21 des internationalen Uebereinkommens über den Eifenbahnfrachtverekhr.) 


Artifel 21 des internationalen Uebereinfommens über den Eiſenbahn— 
frachtverfehr (j. ©. 304) trifft über das Faujtpfandrecht der Eijenbahn am 
Frachtgute Bejtimmung. 

Sab 1 


des Artikels 21 gewährt der Eijenbahn für alle durch den Frachtvertrag be- 
gründeten Forderungen die Nechte eines Fauftpfandgläubigers an dem Gute 
und charakterijirt damit dieſes Pfandrecht als ein jolches, welches für den 
Berechtigten auf der Detention des Guts beruht, mit diefer zugleich beginnt 
und endet. Der deutjche Entwurf hatte im Art. 12a°) nach Analogie des 
eriten Satzes des Art. 409 D.H.G.B. allgemein die Konſtituirung eines gejeß- 
lihen Piandreht3 an dem Gute — ohne nähere Charafterijirung der Art 
diejes Rechts — vorgejchlagen, und zwar mit Nücdjicht darauf, daß diejem 
Pfandrecht, wie nad) dem Schlußjage des Art. 409 D.H.G.B., — abweichend 
von den Wirkungen des Fauftpfandrechts — eine über die Zeit der Detention 
noch hinausgehende dreitägige Dauer, mithin nicht blos die Kraft eines Fauſt— 
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pfandrecht3 zugewiejen werden jollte. Nachdem aber bereits in der erjten Be: 
rathung der 1. Konferenz dieſe weitergehende Wirkung des Pandrechts 
der Eiſenbahn (Berfolgungsrecht, droit de suite) ebenjo wie der Erjag dei 
jelben durch ein Retentions- oder Vorzugsrecht oder ein Generalprivilegium 
als ungeeignet bezeichnet und Einftimmigfeit darüber erzielt worden war, das 
bezügliche echt der Bahn als reines Fauſtpfand (droit de gage) zu be- 
handeln, wurde in der 2. Konferenz beichloffen, dies im Gejege pojitiv zum 
Ansdrude zu bringen und demgemäß die in den Tenor des Art. 21 übergegangene 
Faſſung gewählt.) 

„Die Eiſenbahn“ hat dieſes Fauſtpfandrecht. Es iſt hier allgemein 
geſagi „die Eiſenbahn“ d. h. jede Eiſenbahn, welche am Transporte des Gutes 
betheiligt und re ah it, nicht allein die Empfangsbahn, wie im 
vorangehenden Artifel 20. Jede am Transporte betheiligte Eijenbahn fann 
aljo, jo lange fie das Gut im ihrer Detention hat, die Rechte eines Fauſt 
pfandgläubigers geltend machen und etwaigen Anjprüchen Dritter entgegen: 
jegen, und zwar nach dem Prinzipe der er nicht nur für 
die eigenen Forderungen, jondern für alle bisher durch den Frachtvertrag 
begründeten Forderungen, alſo die eigenen wie die der Vormänner.“) Doch 
erleidet die Ausübung diefer Fauftpfandrechte injofern eine durch die für den 
internationalen Transport angenommenen Grundjäße der Transportpflicht 
(Art. 5), Frachtzahlung (Art. 12) und Zwangsgemeinjchaft (Art. 27)°) gebotene 
— als jede Bahn bei überwieſener (nicht frankirter) Fracht ver 
pflichtet iſt, das Gut auch ohne Befriedigung ihrer Forderungen” und gegen 
Kreditirung und Belaſtung im Stontofurrent der Folgebahn auszuliefern, mit 
hin Diejer gegenüber Fauftpfandrechte an dem Gut nicht geltend machen darf. 
Die Ausübung derjelben erſtreckt ſich alſo nur auf Dritte und auch in Betreff 
dieſer nur auf jo lange, wie die Bahn das Gut während des Transports bis zur 
Uebergabe an die folgende Bahn im Gewahrjam hat. 

Die Eiſenbahn hat „die Rechte eines Fauſtpfandgläubigers.“ 
Es iſt damit die Natur des der Eijenbahn am Gute für ihre Frachtvertrags: 
forderungen zugebilligten Rechte einheitlich bezeichnet und charafterifirt, indem 
davon ausgegangen wurde, dab, wenn auch dieje Nechte und ihre Wirkungen 
(Art 21) in den einzelnen Landesrechten verjchiedenartig geftaltet jeien, doch 
im Wejentlichen übereinjtimmend der Charakter des Fauſtpfandes von dem- 
jenigen anderer Nechte, wie der Netentionsrechte, der Vorzugsrechte, General: 
privilegien ꝛc. ſich begrifflich abhebt‘) und das Fauſtpfandrecht gewiſſen all— 
gemeiner Rechtsregeln überall gleichmäßig unterworfen iſt. 

Indeß iſt damit freilich nicht viel gewonnen. Indem die Rechte des Fauſt 
pfandgläubigers, ihr Umfang und ihre Wirkungen, im internationalen Ueber— 
einkommen nicht einheitlich geregelt ſind, iſt dies den einzelnen Landesrechten 
überlaſſen. Es iſt alſo im Gegenſatze zu dem bisherigen Rechtszuſtande nur 
inſofern eine Beſſerung eingetreten, als in den bezüglichen Fällen nunmehr 
unzweifelhaft und einheitlich feſtgeſtellt iſt, daß der Eiſenbahn ausſchließlich die 
Rechte eines Fauſtpfandgläubigers, mithin weder cin Retentions-, noch ein 
VBorzugsrecht, noch ein Seneralprivileg x. zuſteht, dab aljo überall die für 


') Diejen mwejentlichen Unterſchied vom Pfandrechte des Art. 409 D. —9— G. B. überſieht 
v. d. —— in Goldſchmidt's Zeitjchr j. d. geſ. Handelär. Bd. 39 ©. 80. 81. 
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das Fauſtpfandrecht landesrechtlich geltenden Normen zur Anwendung zu 
bringen find. Aber es bleibt immerhin die empfindliche Lücke, daß dieje Normen 
nicht einheitlich geregelt, jondern von der Verjchiedenartigfeit der Landesrechte 
abhängig jind, mithin in jedem einzelnen ‚alle in Betref der Zahl, des Um: 
fangs und der Wirkungen diejer Nechte auf die internen Landesrechte zurück— 
gegangen werden muß. 

Aljo nur der allgemeine Rechtscharakter des der Eijenbahn für ihre 
‚Forderungen zujtehenden Sicherungsrechts iſt durch das internationale Ueber: 
einfommen einheitlich vorgejchrieben und bezeichnet, aber der Nechtsinhalt den 

verjchiedenen, vielfach wejentlic) von einander abweichenden Normen der ein- 
zelnen Landesrechte überlafjen. Wenn der folgende Artikel 22 dies nur in 
Betreff der Wirkungen des Prandrechts ausjpricht, jo ift damit nicht weit 
enug gegangen. Da Art. 21 ganz allgemein der Eijenbahn die Rechte eines 
Sauftpfanbgläubigers verleiht, ohne diejelben einheitlich zu regeln, jo iſt auch 
die Zahl, der Umfang, die Nealifirung, das Verhältniß zu anderen Pfand- 
rechten (Rangorduung) und der Inhalt, überhaupt die gefammte Geftaltung 
diejes Nechts von den einzelnen Landesrechten abhängig — abgejehen von der 
einheitlichen, im Folgenden ©. 320323 des Näheren zu erörternden Vorjchrift 
über die Dauer dieſes Prandrechts. 

1. Subjeft diejes Fauftpfandrechts it „Die Eijenbahn“ d. h., wie 
bereits oben ©. 316 bemerft, jede an dem betreffenden Transporte beteiligte 
Eijenbahn.') Seiner dDinglichen Natur gemäß jteht e8 der Eijenbahn gegen: 
über jedem Dritten zu, gleich viel ob er Stontrahent des Frachtver- 
trages (Abjender, Empfänger), oder nicht (Käufer des Guts, dritter Intereffent, 
Gläubiger, Berjender, Eigenthümer :c.) iſt; jedoch mit der Einjchränfung, daß 
fie der folgenden Bahn gegenüber diejes Fauſtpfandrecht — auch ohne Ber 
friedigung — nicht geltend machen darf, vielmehr gegen Ktreditirung der For— 
derung und Belajtung derjelben im Kontoforrent zur Weiterbeförderung nad) 
der Beitimmungsitation überlafjen muß. 

2. Pfandobjeft ift das „Gut“, das Frachtgut d. h. jede bewegliche Cache, 
deren Transport die Eijenbahn übernommen bat (j. Art. 6. litt. d). Das 
Frachtgut haftet als Fauftpfand in dem in den Yandesrechten bejtimmten Um— 
fange, da das Webereinfommen eine bejondere Norm hierüber nicht enthält. 
Als Prinzip gilt hiernach der allgemeine Grundjag des bürgerlichen Nechts, 
dat die verpfändete Sache mit allem ihrem Zubehör, ihren Theilen, Acceſſionen, 
Bertinenzien und Früchten (aljo 5. B. Vieh mit den unterwegs geborenen 
Jungen) haftet. Das Pfandrecht erjtredt fich auf das gejammte Frachtgut. 
Allein aus dem Begriffe des Fauſtpfandes ergiebt jich die Einfchränfung, daß 
das verpfändete Gut nur injoweit baftet, als dafjelbe übergeben it. Die 
Theile, Accejfionen, Bertinenzien und Früchte des verpfändeten Frachtguts 
haften nur, injoweit auch an ihnen der Beſitz auf die Eijenbahn übertragen 
worden, bezw. Ucbergabe zum Transport erfolgt it. Daher find insbejondere 
die Zinjen von Werthpapieren, die Dividenden von Aktien nur dann als mit 
verpfändet anzujchen, wenn die Zinstoupons und Dividendenjcheine mit über: 
geben jind. Desgleichen erſtreckt jich das Pfandrecht an den Frachtgütern nur 
dann auf die Verjicherüungsgelder, wenn die Aſſekuranzpolice mit übergeben ift. 

3. Die Verpflichtungen der Eijenbahn als Pfandgläubiger 
in Betreff des Frachtgutes bejtehen im der jorgfältigen Aufbewahrung und 
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Geltendmachung jowie in der Nüdgabe des Pfandes nach erfolgter Befriedigung 
bezw. des etwa darnach übrigen Erlöjes. 

a. Die Verpflichtung zur jorgfältigen Aufbewahrung fällt während des 
Transport3 mit der Haftpflicht der Eiſenbahn ex recepto (Art. 30 ff.)) zu: 
jammen, nach beendetem Transporte geht diejelbe, wenn der Empfänger die 
Frachtforderungen nicht berichtigt, mithin in Annahmeverzug geräth, im die 
Bermahrungapflicht eines Depojttars über. 

b. Ein Recht auf Nutzung des Pfandobjefts im eigenen Interejje hat die 
Eijenbahn nicht. Den im beiderjeitigen Interejje von dem Pfand gezogenen 
Ertrag hat jie zunächjt auf die Zinjen und alsdann auf die Kapitalforderum 
zu verrechnen. Einer rechtswidrigen Benutzung oder Weiterverpfändung Bir 
jich die Eijenbahn enthalten, widrigenfalls jie auch für fajuelle Bejchädigungen, 
die jonjt nicht eingetreten wären, haftet. | 

e. Das hauptjächlichite und eigenthümlichite Necht der Cijenbahn am 
Frachtgute als Pfandobjekt befteht aber in der in allen Landesrechten anerkannten 
Serugmib, ji) eventuell aus demjelben bezw. dejjen Werth, und zwar in der 
Kegel durch Verkauf des Pfandes zu befriedigen. Bejig und dingliche Rechts- 
verfolgung jind an fih nur Mittel zur Ermöglichung wirkfjamer Pfandver: 
äußerung. 

4. Der Umfang des Pfandrechts erjtrect ji auf „alle im Art. 20 
bezeichneten Forderungen” d.h. aufalle durch den Frachtvertrag 
————— Forderungen, insbeſondere: 1 Fracht und Neben 
gebühren, 2. Zollgelder und andere zum Zwecke der Ausführung des 
Transportes gehabte Auslagen, ſowie 3. die auf dem Gute haftenden 
Nachnahmen und ſonſtigen Beträge Welche Forderungen hierher ge: 
hören, ift bereit3 ©. 314, 315 ausführlich erörtert worden. 

Hervorzuheben iſt aber hier nod), daß Art. 21 für alle im Art. 20 be: 
zeichneten Forderungen das Pfandrecht gewährt, mithin auch für alle auf 
dem Gute haftenden Nachnahmen, da dieje im Art. 20 ausdrücklich 
bezeichnet jind. Das internationale Uebereinfommen geftattet aber nad) Art. 13 
die Auflage jowohl von Werth: wie Spejennachnahmen und ebenjo von Nach— 
nahmen vor Eingang Vorſchüſſe) wie nach Eingang (Eingangsnachnahmen).?) 
Für alle dieſe Nachnahmen it ausnahmslos das Pfandrecht des Art. 21 
Bes und es fommen daher die im deutjchen und üjterreichiichen Rechte 
eitehenden Streitfragen, ob fich das Pfandrecht des Frachtführers (Art. 409) 
auch auf Werthnachnahmen und ob es jich auch auf Nachnahmen vor Eingang 
Vorſchüſſe beziehe, hier nicht in Betracht. 

Das Faujtpfandrecht des Art. 21 erjtreckt jich nicht nur auf die eigenen 
bezw. für eigene Rechnung geltend zu machenden Forderungen, jondern 
auch auf die für Rechnung der vorhergehenden Eijenbahnen und 
jonjtiger Berechtigter, aljo für fremde Rechnung einzuziehenden order: 
ungen. Dieje Ausdehnung des Pfandrechts auf fremde Forderungen jcheint 
an fi) in anomaler Werje mit dem Wejen und dem Zwecke desjelben, dem 
Gläubiger als accejjorisches Sicherungsrecht für die Dauptforderung d. h. für 
die eigene Forderung zu dienen, im Widerjpruch zu jtehen. Das deutjche 
Handelsgejegbuch hat ſich daher mit der ausdrüdlichen Beitimmung zu helfen 
gejucht, dab im Falle der Nichtbefriedigung der vorhergehenden Frachtführer 
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der Legte die Frachtforderungen der VBormänner einzuziehen umd deren Rechte, 
insbejondere aud das Pfandrecht, auszuüben hat (Art. 410 Al. 1), 
und im Falle der Befriedigung der Vormänner auf ihn von Rechtöwegen 
yorderung und Vfandrecht derjelben übertragen wird (Art. 410 Al. 2). Und 
auch der deutjche Entwurf des internationalen Uebereinkommens hatte gleiche 
Beltimmungen im Art. 12b für das internationale Eijenbahnfrachtrecht vor- 
geichlagen. (©. 307.) 

Indeß ift im Webereinfommen mit Recht von der Aufnahme derartiger 
Normen abgejehen worden, zumal ihr Inhalt — die Ausübung fremder Bfand- 
rechte (Art. 409 Al. 1D.H.G.B.) bezw. die Uebertragung derjelben auf einen 
Dritten von Nechtswegen (Art. 409 Al. 2 1. c.) — zu bedenflichen, mit dem 
Weſen des Faujtpfandrechtes nicht wohl vereinbaren Konstruktionen führt und 
deßhalb auch bereit3 bei Berathung des Art. 410 D.H-.G.B. zu lebhaften 
Videripruc Anlaß gegeben hat, aber auch an jich jolche Normen nach der 
Natur des zwiichen den bethetligten Eifenbahnen bejtchenden Rechtsverhältniſſes 
nicht geboten erjcheinen. Denn es jind doch nur zwei Fälle denkbar: 

Entweder hat die folgende Eifenbahn die Bormänner befriedigt. Dann 
bat fie aus dem Fundamente der nüßlichen Verwendung die For: 
derungen derjelben erworben und macht das Pfandrecht für die Gejammt- 
forderung als cigenes und kraft eigenen Rechts geltend. 

Dder die folgende Eijenbahn hat die VBormänner nicht befriedigt. 

In Ddiefem Falle greift das Prinzip der Zwangsgemeinjchaft 
(Art. 27)') durch. Darnad) ftellt jich der ganze Transport als ein einheitliches 
Ganzes dar, für welches ebenjo wie eine jolidarische Verpflichtung (Haftung) 
aud) eine gemeinjchaftliche jolidarijche Berechtigung dem Empfänger gegenüber 
beiteht, derartig, daß die abliefernde Bahn die gefammten Forderungen, — 
die eigenen, wie die der Vormänner — als einheitliche einzuziehen und dafür 
das Pfandrecht als ein einheitliches auszuüben befugt erjcheint. So aufgefaßt 
ergiebt jich die Berechtigung der Ablieferungsbahn zur Ausübung des Pfand— 
rechts für alle durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen — Die der 
Ahlieferungsbahn ſowie die ihrer Vormänner — von jelbjt aus der Natur 
und dem Wejen des einheitlichen Transports und des Zwangsgemeinjchaftg- 
prinzips und es bedarf nicht der fünftlichen, nur durch pofitive Gejegesbejtimmung 
aufrecht zu haltenden Konjtruftion der Ausübung fremder Pfandrechte bezw. 
der Uebertragung derjelben von Nechtswegen behufs Ausübung durch einen 
Dritten. Die Ausübung des Pfandrechts Seitens der legten Bahn für alle, 
auch die Bormänner- Forderungen iſt die Folge der gemeinjamen, jolidarijchen 
Verpflichtungen (Art. 27) und das nothwendige Correlat der Einziehungspflicht 
(Art. 16, 17 u. 20).?) 

Demgemäß it nicht ohne Grund in den Berathungen des internationalen 
Uebereinkommens die Aufnahme der dem Art. 410 des D.H. G. B. analogen 
Beitimmungen (Art, 12b des deutichen Entwurfs) abgelehnt und diefer lediglich 
durch die einfache Beſtimmung erjegt worden, 

daß die Eijenbahn für alle im Art. 20 bezeichneten Forderungen die 
Nechte eines Fauitpfandgläubigers an dem Gute hat. 

Sie hat diejes Recht ex lege und als nothwendige Konſequenz ihrer 

Emziehungspflicht und der Zwangsgemeinjchaft, ohne daß es der Konſtruktion 
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eine3 Uebergangs bezw. einer Ceſſion 2c. von Nechtswegen bedarf. Auch jteht 
demgemäß das Pfandrecht nicht allein der Ablieferungsbahn zu, jondern jeder 
am Transporte betheiligten Bahn für die vom Transportbeginne inzwiſchen 
aufgelaufenen Forderungen, jobald ein Dritter Anſprüche auf das Gut unter: 
wegs erhebt, ohne daß die FFrachtvertragsforderungen voll befriedigt find? — 
freilich unbejchadet der Verpflichtung jeder Vorbahn, unter Kreditirung ihrer 
Forderungen der nachfolgenden das Gut zu übergeben (Art. 5, 23 Alin. 3).') 
In der Hand der abliefernden Bahn aber vereinigt ſich das Pfandrecht für 
alle biS zum Ende des Transports erwachjenen Forderungen. 

Wie den Forderungen jelbjt, jo dürfen auch der Ausübung des Pfand: 
rechts durch die Empfangsbahn vom Empfänger nur jolde Einwendungen 
entgegengehalten werden, welche ſich auf das vorliegende fonfrete Fracht— 
eichäft beziehen, mithin nicht etiwa compensando Forderungen aus anderen 
Seichäften bezw. fFrachtgejchäften, weil — wie oben ©. 313, 314 bereits erörtert 
— mir die mit dem betreffenden Frachtgejchäfte fonneren Forderungen in 
Betracht kommen. E3 genügt ferner im Falle eines Einſpruchs des Empfängers 
gegen die Geltendmachung des Pfandrechts, der Nachweis der Empfangsbahn, 
daß die Forderungen, für die fie das Pfandrecht geltend macht, den Voraus 
jegungen der Art. 11—13 des Uebereinkommens entjprechen,*) d. h. insbejondere 
für die Fracht und Nebengebühren die Tarifmäßigfeit nach Art. 11 Al. 1 u.2, 
für die baaren Auslagen die gehörige Feſtſtellung, Erjichtlihmachung im 
Frachtbriefe und VBorlegung der Beweisjtüde gemäß Art. 11 Al. 3, und für 
die Nachnahmen die im Art. 13 vorgejebenen Bedingungen. 

Sab 2 

des Artikels 21 jet die Dauer des im eriten Sage der Eijenbahn verliehenen 
Fauſtpfandrechts feit. Während nach dem folgenden Artifel 22 die Wirkungen 
des Pfandrecht3 nach dem Nechte des Landes ſich bejtimmen, wo die Ablieferung 
erfolgt, mithin den internen Rechten überlaſſen find, enthält Sat 2 des Art. 21 
eine der wenigen Beitimmungen, welche in materieller Hinficht einheitlich dieſes 
Pfandrecht regeln, derartig, daß in Betreff der Dauer desjelben ausſchließlich 
Art. 21 Sat 2 Plat greift und alle hiervon abweichenden Borjchriften der 
Landesrechte für das internationale Transportgut in Fortfall kommen. 

Es lag um jo näher, über die Dauer des Fauftpfandrechts eine em: 
heitliche Norm zu treffen, als es an jich in der Natur und dem Wejen diejes 
Pfandrechtes begrifflich Liegt und daher auch ein faſt allen Landesrechten ge 
meinjamer Grundſatz ift, day das Prandrecht nur jo lange befteht, als der 
Pfandgläubiger das Pfandobjeft in Gewahrfam hat, jei es jelbjt oder durch 
einen Dritten, welcher es für ihn inne bat, ihm in der Verwahrung desjelben 
vertritt. 

Nur im deutſchen Dandelsgejetbuc iſt diefe an ſich und begrifflic, 
durch die Gewahriam des Guts bedingte Dauer im Verfehrsinterefje mitteljt 
einer jingulären, der preuß. Konfursordnung vom 8. Mai 1855 entnommenen 
Beſtimmung über die Zeit des Befiges hinaus unter gewiſſen Borausjegungen 
noch um drei Tage verlängert worden, indem der Schlußſatz des U. 1 
des Art. 409 H. G. B. beſtimmt, 

daß dieſes Pfandrecht auch noch nach der Ablieferung fortdauert, ſo— 
fern der Frachtführer es binnen drei Tagen nach der Ablieferung 
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gerichtlich geltend macht und das Gut noch bei dem Empfänger 
bern bei einem Dritten jich befindet, welcher e8 für den Empfänger 
beſitzt. 

Dieſe anomale Ausdehnung des Pfandrechts mittelſt poſitiver Geſetzes— 
vorſchrift wurde dem Verkehrsbedürfniſſe entſprechend mit Rückſicht darauf 
eingeführt, daß es dic Stellung des Frachtführers dem Empfänger gegenüber 
häufig mit fich bringe, daß die Zahlung erjt nach gejchehener Ablieferung und 
Prüfung des Guts erfolge; jollte daher wegen der Ablieferung allein jchon 
der Frachtführer jeines Prandrechts verlujtig gehen, jo würde er häufig gan 
ihuglos jein. Durch die — freilich jinguläre — Beſtimmung des Art. 40 
ſuchte man mithin das Bedenken, daß ſonſt der Frachtführer Anſtand nehmen 
werde, ohne ſofortige und vorgängige Bezahlung der Frachtforderungen das 
Gut herauszugeben, zu beſeitigen. Die Gewährung einer dreitägigen Fortdauer 
des Pfandrechts nach der Ablieferung wurde im Intereſſe des Verkehrs als 
eine äußerſt glückliche Löſung der Schwierigkeiten betrachtet, welche daraus 
entſtehen könnten, daß einerſeits nicht — wie zwar prinzipiell und als Regel 
angenommen — Zug um Zug geleiſtet, andererſeits Pfandrechte an beweglichen 
Sachen ohne Beſitz mit vielen Partikularrechten nicht vereinbar ſeien. 


Dieſen Erwägungen folgend, hatte auch der Deutſche Entwurf des 
internationalen Uebereinkommens nach Analogie des Art. 409 D.H. G. B. eine 
Beitimmung über die dreitägige Fortdauer des Pfandrechts nach der Ab— 
lieferung in Vorſchlag gebracht (Art. 12a Schlufjak j. oben ©. 307). Aber 
dieſer Vorſchlag wurde bereits in der 1. Konferenz (erite Berathung) ab: 
gelchnt, nachdem dagegen geltend gemacht worden war, daß eine derartige 
Ausdehnung mit den Landesrechten mehrerer Staaten (z. B. Ungarn) nicht 
vereinbar und insbejondere auch für ‚sranfreih unannehmbar je, da nach 
franzöjiichem Rechte das Eigenthum jchon mit dem bloßen Conſens, nicht erſt 
mit der Tradition übergehe, mithin andererjeitS bejtändige Streitigkeiten 
zwijchen dem Empfänger, dem Abjender und der Eijenbahn entjtehen müßten. 
Es müfje vielmehr daran feitgehalten werden, dab das Wejen des Pfandrechts 
lediglih auf der Detention des Guts beruhe. Unter Streichung des be 
züglichen Satzes des deutjchen Entwurfs Art. 12a Sat 3) wurde daher der 
Zab angenommen: 

daß dieſes Pfandrecht nur jo lange bejteht, als das Gut noch in der 
Verwahrung der Eijenbahn oder eines Dritten ſich befindet, der es für 
ſie inne bat. 

Mit Aufnahme dieſes Satzes it das bezügliche ſinguläre Prinzip des 
D.H. G. B. Art. 409 aufgegeben und die Dauer des Fauftpfandrechts jeinem 
Begriffe gemäß jtreng auf die Dauer der Verwahrung des Guts Seitens der 
Eiſenbahn bejchränft, jedoch mit der Deklaration, dak der Verwahrung durch 
die Eijenbahn jelbjt gleichgeitellt it auch die Verwahrung durch 
einen Dritten, der es für fie inne bat, d. bh. durch einen Vertreter in der 
Berwahrung. Damit ift freilich auch der Vortheil, welchen die Beitimmung 
des Art. 409 des D.H.GB. dem Verfehre bietet, für den internationalen 
Transport bejeitigt. Die Empfangsbahn it, ohne jich den Vormännern gegen: 
über verantwortlich zu machen (Art. 23 Alin. 2), nicht im der Lage, das 
Gut ohne jofortige Zahlung der gejammten ‚srachtvertragforderungen dem 
Empfänger abzuliefern, fie fann die Ablieferung nur Zug um Zug gegen 
die volle Zahlung bewirken, denn fie gebt des Pfandrechts verlujtig, ſobald fie 
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jih der Verwahrung des Guts vor voller Befriedigung jämmtlicher Forderungen 
begeben hat. Eine Ausdehnung der Dauer des Pfandrechts über die Zeit des 
Beliges des Gutes hinaus, ift nicht gewährt. 

Injoweit ift hiernad die Empfangsbahn in Deutjchland und Dejterreic) 
bei Transporten, welche dem D.H. G. B. unterworfen jind, aljo ber internen 
Transporten, in Bezug auf das Pfandrecht rechtlich günjtiger geftellt, als in 
Betreff der dem internationalen Uebereinfommen unterliegenden erternen 
Transporte. Denn, während fie bei eriteren das Pfandrecht noch 3 Tage 
nach der Ablieferung unter den Vorausjegungen des Art. 409 behält, gebt jie 
desjelben bei legteren mit dem Zeitpunkte der Ablieferung verluftig. Ihre Ver— 
antwortung iſt daher auch in Fällen des internationalen Transports eine un— 
gleich bedeutendere ; ſie iſt zu größerer Vorficht gezwungen. Für Deutſchland 
und Dejterreich ergiebt ſich aljo aus der verjchiedenartig bemefjenen Dauer 
des Pfandrechts im internen (Art. 409 D.H. G. B.) und internationalen (Art. 21 
Uebereink.) Verkehre eine höchſt mißliche Verſchiedenheit der Nechtslage 
für beide Kategorien des Transports, welche früher im internen und tm gegen- 
jeitigen Verkehre beider Länder nicht vorhanden gemwejen ift, mithin inſoweit 
einen Rüdjchritt imvolvirt. z 

Mit den Worten „in der Berwahrung“ it die Detention, nicht der 
juristische Bejig gemeint. Das Pfandrecht im Sinne Diejes Artikels bejtcht 
für die Eijenbahn nicht nur jo lange, wie jie das Gut jelbit detinirt, mit 
ihren Leuten, in ihren Magazinen ꝛc. verwahrt, jondern auch jo lange dies 
in ihrem Namen bezw. in ihrer Vertretung durch einen Dritten 
— Spediteur, Magazinhalter, Lagerhaus, bahmamtlichen Rollführer ꝛc. — 
gejchieht, Diejer das Gut „für ſie inne hat.“ Nur muß feftitehen und 
eventuell der Nachweis geführt werden, daß der Dritte das Gut für Rechnung 
und im Namen der Eiſenbahn inne hat, den Willen bejigt, es für dieſe zu 
detiniren. 

Sit das Gut zwar moch nicht im die Hände des Empfängers gelangt, 
aber von jenen Leuten oder von Dritten übernommen, welche es für ihn 
inne haben, in jeiner Vertretung und in jeinem Namen detiniren, jo ift das 
Pfandrecht der Eijenbahn erlojchen; ebenjo, wenn es in die Hände von Perſonen 
gelangt iſt, welche cs weder für die Eijenbahn, noch für den Empfänger, 
Jondern im eigenen Intereſſe, — gleichviel welcher Art, — z. B. als Käufer, 
Gläubiger, Eigenthümer, dinglich Berechtigte in Berwahrung genommen haben. 
Auch das bloße Verfügungsrecht (Dispofttionsbefugni) über das Gut durch 
den Beſitz von Konnoſſamenten oder Ladejcheinen oder die Zurücdhaltung des 
Frachtbriefs jichert der Eijenbahn das Pfandrecht nicht, jondern ausjchlieglich 
die faftiiche Gewahrjam des Guts jelbjt oder durch einen Vertreter. 

Andererjeits fommt es nicht darauf an, ob die Eifenbahn oder ihr Ver— 
treter jich bereits zur Webergabe an den Empfänger bereit erflärt haben ; nur 
die wirfliche Entäußerung der Gewahrjam bringt das Pfandrecht zum Fort— 
fall. Die Eijenbahn vder ihr Vertreter in der Gewahrjam darf nur nicht in 
einer Weiſe über das Gut verfügt haben, welche die Innehabung auf einen 
Dritten übertragen hat. Auch durch unfrenvillige Entziehung der Gewahrjam 
— Diebſtahl, Raub, Beichlagnahme — geht das Pfandrecht verloren. Denn 
bei unfrenvilligem Verluſte befigt die Eifenbahn das Gut weder jelbjt noch 
ein Dritter für jie, als ihr Vertreter im Gewahrjam. Es ijt eine nach dem 
betreffenden Yandesrechte zu beurtheilende Frage, ob und inwieweit fie rechtlich 
die Mittel befigt, fich wieder in die Gewahrſam des Guts zu jegen und 
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damit zugleich das Piandrecht wieder zu erlangen. Das Pfandrecht bejteht 
jedenfalls jo lange nicht, al8 das Gut nicht mehr m der Detention oder im 
Beſitze der Gifenbahn oder ihres Vertreters it, gleichviel aus welchem 
Grunde nicht. 

Gegen dritte Perjonen, welche das Gut nicht für die Eijenbahn, jondern 
für den Empfänger oder in eigenem Namen oder für irgend emen Dritten 
detiniren, fann die Eifenbahn das Pfandrecht nicht geltend machen. Das Pfand: 
recht geht unter, jobald die Eijenbahn das Gut irgend welchen Dritten über: 
geben oder dasjelbe mit oder ohne ihren Willen an Dritte gelangt ijt, die es 
nicht Für jie inne haben. Das Pfandrecht der Eijenbahn jteht den Rechten 
Dritter, welche den thatjächlichen Befig des Guts erlangt haben, nicht entgegen, 
gleichviel auch ob dieje in bona fide ſich befinden oder nicht. 

Entjcheidend ijt aljo für den Beginn, wie für das Ende diejes Pfand- 
rechts die Faftijche Detention des Guts durch die Eijenbahn oder ihren Ver: 
treter. Entjcheidend iſt aber auch weiter der Umjtand, daß diejes Pfandrecht 
auf dem Frachtvertrage beruht, durch Ddiejen entjteht und endet, und 
nur für Forderungen aus dem Frachtvertrage. Daher beginnt das Pfand- 
recht des Art. 21 mit dem Momente der Empfangnahme des Guts auf 
Grund des ‚srachtvertrages. Sp lange der Frachtvertrag nicht abgejchlofjen 
ft (Art 8 Alin. 1) Deginnt das Pfandrecht auch dann nicht, wenn die Eijen- 
bahn das Gut, deſſen Beförderung nicht jofort erfolgen fann, zum Zwecke 
eines jpäteren Transports vorläufig in Wahrnehmung genommen hat (vgl. 
Art. 5 Al. 2)". Andererjeits ift aber der Beginn des Prandrechts auch nicht 
dadurch bedingt, daß der Transport wirflic) begonnen habe. Es entjteht und 
beginnt mit der Gewahrjam auf Grund des Frachtvertrages. 

Und ebenjo endet dasjelbe mit der Aufgabe der Gewahrjam jelbjt oder 
Seitens des Vertreters im Befige, in Ausführung und Beendigung (Erledigung) 
des ‚srachtvertrages. Fit diejer aljo vollitändig abgewidelt und fommt das Gut 
ſpäterhin auf irgend welche Weiſe wieder in den Beſitz der Eiſenbahn, jo tt 
ſie micht berechtigt, für Forderungen aus jenem erledigten Frachtgejchäfte das 
Fauſtpfandrecht aus Art. 21 geltend zu machen. Wohl aber wird jie durch 
den Rücktritt des Abjenders vom ‚Frachtvertrage in den Fällen des Art. 18 
An. 1 und 2°) des Pfandrechts für die ihr gemäß A. 2 des Art. 18 zu- 
jtehenden ‚Forderungen nicht verluitig. Denn von der Befriedigung diejer For: 
derungen iſt durch Alin. 2 1. e. die Zuläſſigkeit des Rücktritts abhängig ges 
macht, das gejegliche Kauftpfandrecht aus dem Frachtvertrage fann daher auch 
bei Rüdtritt von demjelben nicht vor der Befriedigung jener Forderungen er— 
löjchen, vorausgejegt, daß die Eijenbahn das Gut noch in Gewahriam bat. 


IV. 
Die Wirkungen des Fauſtpfandrechts der Eifenbahn am Frachtgute. 
(Nah Art. 22 des internationalen Uebereinfommens über den Eijenbahnfradjtverfehr. ) 
Artikel 22 des internationalen Uebereinkommens über den Eijenbahnfracht- 
verfehr überläßt die Beſtimmung der Wirkungen des den Eiſenbahnen durch 
Artikel 21 verliehenen Fauſtpfandrechts am Frachtgute dem Nechte des Landes, 
wo die Ablieferung erfolgt,’) ſchließt jomit die Wirkungen dieſes Fauſtpfand 
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rechts von der einheitlichen Regelung durch das internationale Eijenbahnpfand- 
recht aus und weiſt dasjelbe den einzelnen Landesrechten zu. 
Der Deutjche Entwurf war von einer anderen Auffafjung ausgegangen. 
Er hatte — wie bereit3 an früherer Stelle‘) hervorgehoben — in Anlehnung 
an den Art. 411 des Deutichen Handelsgejegbuchs die Aufnahme folgender 
Beitimmungen vorgejchlagen:: 
Art. 12 ce. 


„Unter mehreren durch die Beförderung des Guts entitandenen 
Pfandrechten hat das jpäter entjtandene vor dem früher entjitandenen 
den Vorzug. 
Dieje Pfandrechte haben jämmtlich den Vorrang vor anderen 
Bfandrechten.“ 
und diefen Vorjchlag damit motivirt, daß in Hinficht auf die Borzugs:, Pfand- 
und Retentionsrechte im Interejje der Transportnehmer jowie zur Vermeidung 
von Rechtsunficherheit und von Konflikten der verichiedenen Jurisdiktionen die 
Schaffung materiell = rechtlicher Beltimmungen über das den Eijenbahnen ge 
gebene Pfandrecht am Frachtqute unerläßlich jeien. 

Aber ſchon in der I. Konferenz mußte die vorliegende, zunächit einer 
Kommiſſion zur Vorberathung überwiejene Bejtimmung von diejer gejtrichen 
werden, weil, wie der deutjche Delegirte erklärte, man jich über dieje Materie 
nicht habe einigen, die Anfichten und die Rechte der verjchiedenen Länder nicht 
in Uebereinftimmung haben gebracht werden fünnen. Speziell binfichtlich des 
letzten Abjates habe man gefunden, dab derjelbe zu weit gehen würde. Man 
babe ſich daher entjchlojfen, die ganze im Art. 12c behandelte Materie der 
Rangordnung den Geſetzgebungen der einzelnen Länder zu überlafjen. 

Nach einer längeren Debatte hierüber wurde von der Schweiz und 
Ungarn beantragt, den Artikel in folgender Faſſung wieder herzustellen : 

„Bon mehreren bei einem Transport betheiligten Babngejellichaften 
hat je die legte Transportanftalt ein Vorrecht vor den rejpeftiven 
vorangehenden Bahnen. Was den Vorrang dieſes Prandrechts vor 
anderen Pfandrechten am Gut betrifft, jo richtet ich derielbe nad) 
den Gejegen des Orts, wo das Prandrecht zur Ausübung gelangt.“ 

Diejer Antrag wurde jedoch, nachdem der 2. Sat desjelben fallen gelafjen 
worden, gegen die Stimmen von Deutjchland, Ungarn und Luxemburg 
verworfen. 

Der Präfident der Konferenz glaubte, daß es zweckmäßig ſein dürfte, im 
das PBrotofoll aufzunehmen, daß die Streichung jtattgefunden habe, weil man 
damit einveritanden jei, daß hinjichtlich der Nangordnung der Pfandrechte der 
Eiſenbahnen das Recht des Landes, dem die Empfangsitation angehöre, maß- 
gebend jet. 

Dem wurde jedoch von Ungarn widerjprochen, und, nachdem von dem 
Präſidenten noch bemerft worden war, daß, wenn man auch nicht- auf einen 
Vermerk im Brotofoll verweijen wolle, nichts übrig bleibe, als im Prozeßfall dem 
Nichter zu überlaffen, nach den für ihn maßgebenden Grundjägen zu enticheiden. 

Darauf wurde die Rückweiſung an die Kommiſſion bejchlofjen und die 
von Diejer vorgeichlagene Aufnahme eines neuen Artikels an Stelle des 
Art. 120 des Deutjchen Entwurfs in folgender Faſſung beichlofjen: 
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Art. 22. 
„Die in Betreff des Pfandrechts entjtehenden Fragen find nad) 
dem Nechte des Landes zu entjcheiden, wo die Ablieferung erfolgt.“ 

Sn der II. Konferenz wurde Art. 22 in folgender, von der Deutjchen 
Telegation beantragten Faſſung: 

„Die Wirkungen des Bandrechts bejtimmen ſich nach dem Nechte des 
Landes, wo die Ablieferung erfolgt.“ 
ohne weitere Debatte angenommen und it im Ddiejer ‚Form in das Ueberein— 
fommen übergegangen 

Aus dieger Entftehungsgejchichte des Art. 22 ijt erjichtlich, daß der 
Vorichlag des Deutjchen Entwurfs, auch diefe Materie „zur Vermeidung von 
Kehtsunjicherheit und von Konflikten der verjchiedenen Jurisdiktionen“ nad) 
Analogie der bezüglichen Normen des D.H.G.B. (Art. 411) einheitlich zu 
regeln, abgelehnt worden tft, und zwar nicht deihalb, weil man die Bedeutung 
einer einheitlichen Regelung verfannte oder bejtritt, jondern, wie es in den 
Protofollen zur Begründung heißt, „weil man jich über dieje Materie nicht 
habe einigen, die Anfichten und die Rechte der verjchiedenen Länder nicht in 
Uebereinſtimmung haben gebracht werden fünnen.“ 

Es iſt Diejes negative Ergebniß um jo mehr zu bedauern, als es jid) 
hierbei um eine der wichtigsten Materien des Transport: bezw. Eijenbahn- 
Transportrechts handelt und der Mangel an Einheitlichfeit und die weitere 
Anwendung der verjchiedenartigen internen Nechte gerade auf diefem Gebiete zu 
dem erheblichjten Unzuträglichfeiten und zur größten Nechtsunficherheit führen muß. 

Nach dem durch die Art. 21 ımd 22 gejchaffenen Nechtszujtande ift nur 
die allgemeine Natur, der Umfang und die Dauer des Pfandrecht3 der 
Eiſenbahnen am ‚Frachtgute im internationalen Transporte einheitlich geregelt, 
dagegen im Uebrigen diefe Materie gänzlich den internen Landesrechten über- 
laffen. Die Natur des Bfandrechts iſt injofern im Art. 21 zwar im All— 
gemeinen bejtimmt, als dasjelbe als Fauſtpfand bezeichnet it, ferner der Um: 
ang, als es ſich auf alle durch den ‚Frachtvertrag begründeten Forderungen 
erſtrecken joll, und endlich ift die Dauer dadurch begrenzt, daß es beſtehen 
\oll, jo lange das Gut in der Berwahrung der Eijenbahn oder eines Dritten 
ſich befindet, welcher es für fie inne hat. 

Alle übrigen, das Pfandrecht der Eijenbahn anlangenden Verhältniſſe 
aber jind nicht einheitlich geregelt, Tondern den verjchtedenen internen Landes: 
rechten überlajjen worden. Und auch dies iſt micht einmal in Elarer, alle 
Zweifel ausjchliegender Faſſung gejchehen. Denn Art. 22 überweift nur „die 
Wirkungen des Pfandrechts" den internen Rechten. Es handelt jich aber 
bier nicht allen um die Wirkungen des Pandrechts, jondern überhaupt um 
alle auf das Pfandrecht bezüglichen Berhältniffe, ſoweit ſie nicht durch Art. 21 
geregelt jind, aljo nicht die allgemeine Natur des Prandrechts, den Umfang 
der Forderungen, für welche es bejteht, und die Dauer betreffen. Sollen aljo 
alle übrigen Verhältniſſe — die Nealifirung, Nangordnung, Uebertragung, 
die Pflichten der Eijenbahn als Prandgläubiger ꝛc. nicht im der Luft ſchweben, 
ſo wırd man unter den „Wirkungen des Pfandrechts“ die gejammten 
Verhältniffe desjelben, ſoweit ſie durch Art. 21 nicht geregelt find, verjtchen 
müffen, und es wäre daher richtiger gewejen, die in der I. Konferenz an- 
genommene Faſſung des Art. 22 beizubehalten, wonad) 

die in Betreff des Pfandrechts entitebenden Fragen — 
oder beifer „Rechtsverhältniſſe“ 
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den internen Nechten zugewiejen find, weil diefe Faſſung deutlicher, als die 
jpätere: „Wirkungen des Pfandrehts“ zum Ausdrud bringt, daß alle 
im Art. 21 nicht geregelten Verhältniſſe den Landesrechten überlajjen ſein 
jollen. Insbeſondere ift auch — wie bereit3 an früherer Stelle ©. 316 be 
merkt, — durch die Bezeichnung der allgemeinen Natur des Pfandrechts ale 
eines „Fauſtpfandrechts“ wenig für die Einheitlichkeit gewonnen, da nicht 
zugleid) auch Tragweite, Inhalt, Nealifirung und Uebertragung diejes Pfand: 
rechts und jein Verhältnig zu anderen Pfandrechten (Rangordnung) einheitlich 
geregelt find, mithin im Betreff der gejammten Gejtaltung der darin ent 
baltenen Befugniſſe und Pflichten die verjchiedenartigen Normen der einzelnen 
Landesrechte freien Spielraum bejigen. 

Nach der Abficht des Gejeßes wird man hiernach unter „Wirkungen 
des Pjandrechts" alle durch Artikel 21 nicht einheitlich geregelten, das 
Fauftpfandrecht betreffenden NRechtsverhältniffe im weiteftem Sinne zu veritehen 
haben. Es gehört dahin vornehmlich: 

1. Die Realijirung des Pfandrechts aus Artifel 22. Zwar ijt als 
allen Einzelrechten gemeinjam für das Fauftpfand jeinem Begriff und Zwecke 
nach der Grundſatz anzunehmen, daß der Pfandgläubiger im alle der "Nicht: 
befriedigung jeiner Forderung ſich an das Fauſtpfand halten bezw. dasjelbe 
zur Tilgung jeiner Forderung realifiren darf; aber das gejammte Berfahren, 
nach welchem die Realifirung geichieht, ijt den Einzelrechten überlafjen, ins 
bejondere Ort, Zeit und Form der Nealifirung, jowie die Beltimmung, ob 
außergerichtlich oder gerichtlich, ob freihändig oder im Wege der Berfteigerung, 
ob unter Zuziehung der Intereffenten oder ohne deren Zuziehung ꝛc. die Reali— 
firung zu erpoigen hat. 

2. Das Verhältniß des Pfandrechts aus Art. 22 zu anderen 
perjönlich oder dinglich Berechtigten; z. B. zum Ladejchein: bezw. 
Eonnofjements-Inhaber, zum chirvgraphiichen Prandgläubiger, Eigenthümer, 
Käufer, Verkäufer, zur Konkursmaſſe bezw. den Konfursgläubigern. 

3. Die Reihenfolge (Rangordnung) des Pfandrechts aus 
Art. 22 in Bezug auf andere Pfandrechte z. B. die der Spediteure, Kommiſ— 
Nionäre ꝛc. 

Für Deutjchland und Defterreih kommen aljo z. B. die bezüglichen Be 
jtimmungen der Art. 409-411 des Allg. T. Hand Geſ.Buchs weiter in 
Betracht. 

Als maßgebend für die Wirkungen des Pfandrechts it im Art. 22 „Das 
Necht des Landes, wo die Ablieferung erfolgt”, hingeſtellt. Es üt 
bier „Ablieferung” im  weiteften Sinne zu nehmen, d. bh. jede Aufgabe der 
SGewahrjam des Gutes jeitens der Eifenbahn, alfo nicht nur die Ablieferung 
am uriprünglichen, im FFrachtbriefe bezeichneten Beſtimmungs- (Ablieferungs:) 
Ort, jondern auch die Werabjolgung, Herausgabe unterwegs, gleichviel ob ſie 
durch nachträgliche Anmwetiung des Abjenders (Art. 15)"; oder Rücktritt des 
jelben vom Vertrage (Art. 18 Alin. 2,*), durch Ablieferungshinderniffe, Be 
ichlagnahme, nothwendigen Verkauf des Guts (in Fällen von VBerderblichkeit, 
Ueberlaftung) herbeigeführt it. Die Wirkungen des Pfandrechts bejtimmen 
fich aljo nach dem Nechte des Landes, wo immer die Eijenbahn die Gewahr: 
Jam des Guts aufzugeben und damit von dem Bfandrechte Gebrauch zu machen 
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genöthigt iſt; nicht, wo dieſe Aufgabe der Gewahrſam nach Maßgabe der ur— 
ſprünglichen Beſtimmung des Frachtbriefs erfolgen ſoll GBeſtimmungsort), ſon— 
dern wo ſie faktiſch erfolgt, mithin am Beſtimmungsorte nur dann, wenn 
dort wirklich in normaler Weiſe das Gut, zur Ablieferung gelangt. 

Daß eine jo weite Auffafjung des Begriffes Ablieferung unjuriftiich jei 
— nie Schwab ©. 215 meint, — fann nicht anerkannt werden; fie jteht 
vielmehr mit dem Begriffe des Fauſtpfandes, welches mit dem Aufgeben der 
Gewahrjam des Gutes jein Ende erreicht, in voller Uebereimitimmung. Auch 
gelangt Schwab a. a. D., imdem er das Wort „Ablieferung“ nur auf den 
Normalfall (Beitimmungsort) bezieht, doch zu dem nämlichen Rejultate, indem 
er aus der Tendenz des Gejeges folgert, daß, wenngleich die Nedaftoren nur 
den Normalfall im Auge gehabt, daß thatjächlich eine „Ablieferung“ erfolgt 
jei, doc) aus der flaren Abjicht der Beitimmung gefolgert werden müſſe, daß 
bezüglich aller Transporte, bei denen eine Ablieferung nicht erfolgt jei, die 
Wirfungen des Pfandrechts von dem Nechte des Landes bejtimmt würden, 
wo das Pandrecht geltend gemacht werde. Dieje Annahme führt aber rechtlich 
anz zu dem mämlichen Ergebnijje, wie bei weitergehender Auffajjung des 
egriffes Ablieferung. 


V. 


Die Vorſchriften zum Schutze der aus dem internationalen Frachtvertrage 
herrührenden Forderungen der Eifenbahnen. 


(Rad) Art. 23 des internationalen llebereinfommens über den Eijenbahnfradtverkehr.) 


Bei der Darftellung der Entjtehungsgejchichte der in engem Zujammen- 
hange jtehenden Art. 20—23 des Uebereinfommens it bereits ©. 305 darauf 
bingewiejen worden, daß die Prinzipien der Zwangsgemeinichaft und Trans— 
portpflicht die am internationalen Transport betheiligten Eijenbahnen nöthigen, 
das Gut an die folgenden an dem Transporte betheiligten Bahnen zur Weiter: 
beförderung ohne Befriedigung oder Sicherjtellung ihrer Forderungen zu über: 
geben. Auch das Pfandrecht, welches jeder betheiligten Bahn jolange zufteht, 
als fie das Gut während des Transports in Gewahriam hat, gebt verloren, 
jobald die Vorbahn fich durch Uebergabe des Guts an die Folgebahn der 
Gewahrfam begeben hat. Diejem durch die Iransportpflicht und Zwangs— 
gemeinschaft im internationalen Verkehre geichaffenen Nechtszuftande gegenüber 
mußte es Sache des Uebereinfommens jein, den betheiligten Bahnen einen 
thbunlichit weitgehenden Nechtsichuß zu gewähren. Und Diejer 
Abficht des Gejeges dienen vornehmlich die Normen des Art. 23. 

Die erjte derartige Schugvorjchrift enthält Alimea 1 des Art 23 '). 
Durch Art. 20—22 ijt der Empfangs: (Ablieferungs-) Bahn das Recht und 
die Pflicht zugemiejen, alle durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen 
ſowohl für eigene, wie für Nechnung der vorhergehenden Eifenbahnen und 
ſonſtiger Berechtigter einzuziehen, und bezüglich dieſer Forderungen ein 
Faujtpfandrecht an dem Gute gewährt. Dieje Beſtimmungen verhelfen jedoch) 
den Borbahnen ꝛc. noch nicht zur Befriedigung ihrer Forderungen. Vielmehr 


) Jede Eijenbahn iſt verpflichtet, nachdem fie bei der Aufgabe oder der Ablieferung 
des Gutes die Fracht und die anderen aus dem Frachtvertrage herrührenden Forderungen 
eingezogen hat, den betheiligten Bahnen den ihnen gebührenden Antheil an der Fracht und 
den erwähnten Forderungen zu bezahlen. 
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it folgerichtig eine weitere Bejtimmung erforderlich, welche den Vorbahnen x. 
auch die Auszahlung der für jie von der Ablieferungsbahn eingezogenen 
Beträge fichert bezw. letztere hierzu geſetzlich verpflichtet. 

Dem Deutjchen Handelsgejegbuche, aus dejjen Art. 412 die Normen des 
Art. 23 des lebereinfommens zum Theil hervorgegangen find, fehlte eine 
bezügliche, die Auszahlungspflicht betreffende Beftimmung, einmal weil 
jic ohne Zweifel für jelbjtverftändlich gehalten wurde, und jodann, weil fich 
das HGB. überhaupt mit der Negelung der Verhältniffe der Bahnen (Fracht: 
führer) untereinander nicht befaßte. Für den internationalen Eifenbahntransport 
exijtirte weder eine Transportpflicht noch eine Zwangsgemeinſchaft. Der erterne 
Berfehr konnte nur durch Verbandsverträge ꝛc. geregelt werden, in welchen 
zugleich die Einziehungs- und Nuszahlungspflicht vorgejehen war. Dagegen 
zwingt das internationale Lebereinfommen die Vertragsbahnen, auch ohne 
jede Bereinbarung miteinander in VBerfehr zu treten und den Folgebahnen 
das Gurt ohne vorgängige Befriedigung zur Weiterbeförderung zu überlaffen. 
Daher genügte es nicht, die Ablteferungsbahn zur Einziehung aller, — 
auch der Forderungen der Vorgänger, — zu verpflichten, jondern auch zur 
Bezahlung der für fremde Rechnung eingezogenen Beträge an die Berechtigten. 

Eine von der Niederländijchen Delegation vorgejchlagene und 
einſtimmig im der I. Konferenz angenommene Beſtimmung wies diefe Prlicht 
nur der Ablteferungs: (Empfangs:) Bahn fonform mit der Vorschrift 
des Art. 20 zu. Diefe Beitimmung lautete: 

„Die zuleht befördernde Eifenbahn muß nac Einziehung der im 
Art. 12a (unter Art. 20) bezeichneten Forderungen der vorher: 
gehenden Bahnen den ihnen zufommenden Betrag auszahlen. Sie 
hat diejelbe Verpflichtung, jelbjt wenn fie die Waare ohne Bezahlung 
ablieferte, ihre Rechte gegen den Empfänger vorbehalten.“ 

Dem gegenüber machte aber die Denkſchrift des Vereins Deutjcher 
Eiſenbahn-Verwaltungen zu dem Entwurfe der I. Konferenz mit Recht 
geltend, das, da nicht bloß die Ablieferungsbahn, jondern in dem Falle der 
‚srankirung der Fracht auch die Aufgabebahn ‚Forderungen für die am 
Transporte mitbetheiligten Bahnen einzuziehen babe, ja ſelbſt nicht ausgejchlofjen 
jei, daß Zwiſchenbahnen in dieſe Lage kämen, es jich empfehlen werde, 
die in 1. Stonferenz angenommene Vorſchrift durch eine allgemeine Be 
ſtimmung zu erjegen, wonach überhaupt alle diejenigen Bahnen, welche FFrachten, 
Kcbengebühren ze. für eimen durchgehenden Transport erhoben haben, ver: 
pflichtet jeten, den übrigen am Transporte betheiligten Bahnen ihren Antheil 
heranszubezablen. 

Diejer Verbeſſerungsvorſchlag wurde in der II. Konferenz als zutreffend 
anerfannt und hierauf, — nachdem der zweite Sab der in Rede jtehenden 
Borichrift, betreffend die Veramtwortlichkeit der Ablieferungsbahn zur Bezahlung 
der Vorbahnen, falls fie ohne Einziehung abliefert, in ein befonderes Alinea 
(lin. 2) veriviefen worden war — dem Mlinea 1 die in das lIeberemfommen 
aufgenommene Faſſung gegeben. Hiernach it „jede Eiſenbahn“, jewohl 
die Aufgabe: (Verſandt,) Bahn, wie jede Zwiichenbahn und die Empfangs- 
(Ablieferungs:) Bahn, welche aus dem Frachtvertrage berrührende Forderungen 
einzuziehen haben, nach erfolgter Einziehung zur Auszahlung der auf die 
einzelnen betheiligten Bahnen entfallenden Antheil= Beträge verpflichtet. Die 
Aufgabebahn hat ſomit alsbald nach erfolgter Einztehung der Franfofracht ꝛc. 
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ferner die Zwiſchenbahn nad) Einziehung der von ihr während des Zwijchen- 
transport etwa zu erhebenden Beträge, endlich die Ablieferungsbahn 
nach Eingang der von ihr bei der Ablieferung einzuziehenden Forderungen die 
Bertheilung bezw. die Auszahlung der Antheile an die Betheiligten zu bewirken. 

Doch daff daraus nicht etwa die Befugniß einer folgenden Bahn ber: 
geleitet werden, die Uebernahme des Guts und deſſen Weiterbeförderung 
abzulehnen, wenn nicht Seitens der Borbahn die Zahlung des eingezogenen 
Fracht ꝛc. Antheils an fie erfolgt iſt. Und ebenjowenig hat eine vorangehende 
Bahn das Recht, das Gut als Fauftpfand jo lange zurüdzubalten, bis 
die Zahlung ihres Frachtantheils durch die folgende Bahn erfolgt ift. Die 
Transportpflicht aller betheiligten Bahnen aus Art. 5 läuft ganz unab- 
bängig neben den Forderungsrechten derjelben gegen einander aus Art. 23 
Alin. 1, und die Unterlaffung der Auszahlung der eingegangenen Frachtantheile 
Seitens einer Eijenbahn an die anderen begründet für die legteren — abgejehen 
von den Befugniſſen der vorangehenden Bahn aus Art. 23 Alin. 3 — lediglich 
ein Flagbares Forderungsrecht gegen die Schuldnerin, welche die eingegangenen 
Beträge rechtswidrig hinter ich behält. 

Der Zwiichenjag „nachdem jie bei der Aufgabe oder Ablieferung des 
Guts die Fracht... - eingezogen hat“ Fönnte zu der Folgerung führen, 
daß die Bahnen die Auszahlung ibrer Frachtantheile nicht früher verlangen 
fönnen, als bis dieſe thatiächlich eingegangen find. Dieſer Aufſaſſung 
it Schwab a. a. D. ©. 75. Sie tft jedoch nicht zutreffend, weil fie wider 
die unverfennbare Abjicht des Geſetzes dahin führen würde, daß, wenn die zur 
Einziehimg berechtigte und verpflichtete Bahn (Aufgabe, Zwiſchen- ꝛc. Bahn) die 
Einziehung ſchuldbar und widerrechtlich unterläßt, die anderen betheiligten 
Bahnen feinen Anjpruch auf Beiriedigung baben, indem ihre Frachtantheile :c. 
thbatjächlich nicht eingegangen ſind und nicht eingehen. Vielmehr tt 
Alin. 1 dahin zu verjtehen, daß jede Eijenbahn, welche Fracht ꝛc. einzuziehen 
hat, verpflichtet ift, den betheiligten Bahnen ihre Antheile herauszuzahlen, 
jobald jie Ddiejelben eingezogen hat oder die Einziehung pflichtgemäh Hätte 
bewirken müſſen, aber jchuldbar und rechtswidrig unterlaſſen hat. 

Anderenjall3 würde, da Alinea 2 jich nur auf die Ablieferungsbahn bezieht, 
jowohl die Empjangsbahn, welche die Frankofrachtbeträge, wie die Zwiſchen— 
bahn, welche die unterwegs von ihr zu erhebenden Beträge pflichtwidrig ein- 
zuziehen unterläßt, den folgenden Bahnen hierfür nicht verantwortlich werden 
bezw. zur Herauszahlung der diejen zuſtehenden Antheile wicht verpflichtet jein, weil 
jie thatjächlich nicht eingegangen find. Dies tft aber nicht der Sinn der Be: 
ſtimmung. Vielmehr müſſen die fälligen ‚srachtvertragsforderungen von den 
hierzu verpflichteten Bahnen eingezogen werden und es jind, nachdem fie ein- 
gegangen oder ihre Einziehung pflichtwidrig unterlafien it, den betheiligten 
Bahnen die diejen gebührenden Antheile herauszuzahlen. Mithin kann die 
alsbaldige Baarzahlung der Antheile von den einzelnen betheiligten Bahnen 
nur. bei Aufgabe des Transports als Frankoſendung beanjprucht werden, 
dagegen bei Aufgabe im überwiejener Kracht nur von dem Zeitpunkte ab, wo 
die Einziehung erfolgen mußte, aber schuldhaft unterblieben iſt d. h. in der 
Regel erjt mit erfolgter Ablieferung. 

Unter „Fracht und dem anderen aus dem Frachtvertrage 
herrührenden Forderungen“ ſind alle im Art. 20 bezeichneten, durch 
den Frachtvertrag begründeten Forderungen zu veritehen, jorweit fie in dem 
betreffendem Stadium des Transports — alſo bei der Aufgabe, unterwegs 
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oder bei der Ablieferung — fällig geworden jind. Die Auszahlungspflicht 
jeder einziehenden Eifenbahn beſteht gegenüber allen an dem betreffenden Tran 
porte „betheiligten Bahnen“ Mlinea 1 bietet hier injofern eine Lücke, 
als nicht auch die „Jonjtigen Berchtigten“ erwähnt find, für deren 
Rechnung gemäß Art. 20 i. f. Forderungen auf Grund des FFrachtvertrages 
eingezogen werden, aljo insbejondere der Abjender bezüglich jeiner Nachnahme: 
beträge ꝛc. Es unterliegt aber feinem Zweifel, daß aus der Verpflichtung, 
die Forderungen der jonjtigen Berechtigten einzuziehen, auch implicite die 
Verpflichtung folgt, Ddenjelben die für ie eingezogenen Beträge auszuzahlen, 
und hierauf Alinca 1 analoge Anwendung finden muB. 

Die Berpflichtung erjtredt jich auf die Bezahlung der ihnen (d. h. den 
betheiligten Bahnen und jonftigen Berechtigten) gebührenden Antheile 
an der Fracht und den anderen, aus dem ?Frachtvertrage herrührenden Forder 
ungen. Welcher Antheil den einzelnen Berechtigten gebührt, ergibt jich aus 
Art. 11°) umd dem beitehenden Tarifverträgen und Vereinbarungen. Die Be: 
zahlung hat baar zu erfolgen, joweit nicht im Wege der Vereinbarung eine 
andere Art der Berichtigung oder Ausgleihung ftattzufinden hat (Saldırung, 
Ueberweiſung ꝛc.) 

Alinea 2?) enthält die zweite Schutzvorſchrift (S. 305, 327) zu 
Gunſten der Forderungen der VBormänner. Indem Art. 20 der Ablieferungs: (Em- 
pfangs-) Bahn das Recht und die Pflicht zur Einziehung aller durch den Fracht⸗ 
vertrag begründeten Forderungen nicht nur für eigene Rechnung, jondern aud) für 
Rechnung der VBormänner zumeift und Art. 21 ihr zur bejjeren —— 
dieſer Forderung die Rechte eines Fauſtpfandgläubigers verleiht, endlich Art. 2 
A. 1 fie zur Bezahlung der eingezougenen Antheile an die Vorbahnen ver: 
pflichtet, ift e8 eine nothiwendige, im Al. 2 Sat 1 ausdrüdlich ausgejprochene 
Konjequenz, daß die Ablieferungsbahn für die Bezahlung der von ihr 
einzuziehenden Beträge verantwortlich ift, wenn fie das Gut ohne Eim 
ziehung der darauf haftenden Forderungen abfliefert. Sie ift zur Einziehung 
gejeglich nicht nur berechtigt, jondern auch verpflichtet, auch mit dem 
‚Faujtpfandrecht dem Empfänger gegenüber ausgeitattet. , Das Fauftpfandredit 
endet mit dem Momente, wo fie jich der Gewahrjam des Gut3 begibt (S. 323). 
Sie begeht daher ihren WVormännern gegemüber eine Verletzung der ihr 
obliegenden gejeglichen Verpflichtungen — mithin ein Verſchulden, — wenn 
jie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert d. b. 
nicht nur die Einziehung unterläßt, jondern auch durch Ablieferung des Gutes 
jich und ihre VBormänner der Möglichkeit beraubt, für die Nichtbezahlung der 
Forderungen das Gut als Fauſtpfand in Anfpruch zu nehmen. Die Folgen 
diejes Verſchuldens hat die Ablieferungsbahn zu tragen, fie beftehen in der 
Haftung für den Ausfall bezw. der Erlegung derjenigen Beträge, welche nicht 
zur Einziehung gelangt find. 

Die Berantwortlichkeit liegt der „Ablieferungsbahn“ ob. Es ift 
damit diejenige Bahn bezeichnet, welche beftimmungsmähig die Ablieferung des 
Guts an den Empfänger zu bewirken hat, jei es am urfprünglichen, im Fradt- 
briefe bejtimmten Deltinationsorte, jei e8 an dem durch nachträgliche An— 
weiſungen vom Abjender anderweit bezeichneten Ablteferungsorte (Art. 15 Alin. 2), 

') Unnalen, 1891, ©. 558. 

’) Die Ablieferungsbahn ift für die Bezahlung der obigen Beträge verantwortlid, 
wenn fie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert. Der An- 
ſpruch gegen den Empfänger des Gutes bleibt ihr jedoch vorbehalten. 
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jei es bei Transporthinderniffen und Rücktritt des Abjenders (Art. 18 Alin. 2) 
am Rücktrittsorte. Der Ausdrud ift im Laufe der Berathungen wiederholt 
abgeändert worden. Er lautete nach dem uriprünglichen Vorjchlage: „die zuleßt 
befördernde Bahn“, wurde aber nad) den Beichlüffen der I. Konferenz in 
„die Ablieferungsbahn“ umgewandelt. In der II. Konferenz beantragte die 
1. Kommiffion die Faſſung: „Endbahn“. Die Stonferenz bejchloß aber die 
Beibehaltung des Wortes: „Ablieferungsbahn“, welche auch in III. Konferenz 
endgiltig angenommen wurde. Es iſt, wie auch der enge Zuſammenhang des 
Art. 20 mit dem Alin. 2 des Art. 23 ergibt, dasjelbe bezeichnet, was Art. 20 
mit „Empfangsbahn“ ausdrüdt. Beide Ausdrücde jind gleichbedeutend und 
die BVerjchiedenartigfeit derjelben, weil zu Zweifeln Anlaß gebend, inforreft. 


Die Verantwortlichfeit der Ablieferungsbahn erjtredt fich auf „Die Be- 
zahlung der obigen Beträge“ Auch dieje Ausdrudsmeije ijt inforreft, 
weil fie zweifelhaft läßt, was damit gemeint jein ſoll. Mit Rückjicht auf den 
engen Zujammenhang des Altn. 2 einerjeitö mit Urt 20, andererjeits mit Alin. 1 
des Art. 23 fünnen „obige Beträge“ entweder bedeuten: „alle durch den Fracht— 
vertrag begründeten Forderungen“ Art. ‚20) oder „die den betheiligten Bahnen 
gebührenden Antheile an der Fracht 2c.”, deren Bezahlung diejelben zu bean- 
ipruchen haben (Art. 23 Alm. 1). Die Entjtehung der Faſſung gibt feine 
ausreichende Aufklärung. Der urjprünglich angenommene Vorſchlag lautete: 


„Die zulegt befördernde Eifenbahn muß nach Einziehung der 
in Art. 12a (sc. Urt. 20) bezeichneten Forderungen den 
vorhergehenden Bahnen den ihnen zufommenden Betrag aus 
zahlen. Sie hat diejelbe Berpflichtung, jelbjit wenn jie die 
Waare ohne Bezahlung abliefert, ihre Nechte gegen den Empfänger 
vorbehalten.“ 

Die in der I. Konferenz angenommene Faſſung ging dahin: 


„Die Ablieferungsbahn ift verpflichtet, nach, Einziehung der im Art. 20 

bezeichneten Forderungen den vorhergehenden Bahnen ihren 
Antheil an diejen Forderungen zu bezahlen. Hierzu tft dieſelbe 
auch verpflichtet, wenn fie das Gut ohne Einziehung der darauf 
haftenden Forderungen abliefert. Der Anſpruch gegen den Empfänger 
des Guts bleibt in Kraft.“ 


Nachdem Seitens des Vereins Deutjcher Eijenbahn = Berwaltungen darauf 
aufmerffam gemacht worden war, daß nicht nur der Ablieferungsbahn, jondern 
auch anderen Bahnen (3. B. der Verjandtbahn bei Franfojendungen) die 
Einziehung und demgemäß Auszahlung von Fracht ıc. an die anderen betheiligten 
Bahnen obliegen könne und diejes Bedenfen in den Berathungen der II. Konfernz 
Anerfennung gefunden, jchlug die I. Kommijjion unter Trennung der obigen 
Beitimmung in zwei Alinea folgende Faſſung vor: 


„Jede Eijenbahn ijt gehalten, nach Einhebung der Fracht und 
anderer aus dem Transporte jich ergebenden Forder— 
ungen den die mitbetheiligten Bahnen betreffenden Antheil davon 
auszubezahlen. “ 

„Die Endbahn it für die aus dem Frachtbrief erjicht- 
lihen Forderungen verantwortlich, wenn jie die Waare ohne 
Zahlung derjelben abliefert, immerhin unter Vorbehalt der Rechte 
gegen den Empfänger der Waare.“ 
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Bei der Berathung erklärte der Deutjche Delegirte zujtimmend, daß dieſe 
beiden Alinea wejentliche Aenderungen nicht in ſich jchließen, fie ftellen feſt, 
daß die Bahn, welche im Interejje Dritter Guthaben einzieht, 
die lebteren dafür zu befriedigen hat und bezw. verant- 
wortlich tit. 

Nach den Bejchlüffen der II. Konferenz und unverändert auch der III. Kon- 
jerenz erhielten hierauf Alinea 1 und 2 die in das Uebereinkommen definitiv 
übergegangene Faſſun 

„Die elieſerungebahn iſt für die Bezahlung der obigen Be— 
träge verantwortlich, wenn ſie das Gut ohne Einziehung der darauf 
haftenden Forderungen abliefert.“ 

Nach dieſer Entſtehung iſt zwar nicht genau erſichtlich, was unter den 

„obigen Beträgen“ verſtanden werden ſoll. Es iſt aber doch nach der 
Absicht des Gejeges Har, daß fich die Verantwortlichfeit der Ablieferungsbahn 
für die Bezahlung nicht weiter erjtreden kann, als auf Diejenigen Forderungen, 
welche zur Zeit der Ablieferung noch auf dem Gute haften, mithin noch nicht 
eingezogen find bezw. von der abliefernden Bahn noch einzuziehen find, 
wie dies auch die folgenden Worte, 

„wenn jie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden 

sorderungen abfiejert.“ 
far erkennen lajjen. Die abliefernde Bahn kann füglich nicht für die Bezahlung 
von Beträgen verantwortlich jein, deren Einziehung ihr nicht obliegt, die z. 3. 
der Ablieferung nicht mehr einzuzichen waren oder bereits eingezogen find und 
auf dem Gute nicht mehr haften. Injoweit aljo diefe Beträge z. B. bei 
Sranfojendungen von der Berjandtbahn oder aus anderen Veranlafjungen 
unterwegs don Zwiſchenbahnen einzuzichen waren bezw. eingezogen worden 
jind und mithin als Forderungen auf dem Gute nicht haften, beſteht eine 
Verantwortlichfeit der abliefernden Bahn für die Bezahlung der daraus den 
einzelnen betheiligten Bahnen gebührenden Antheile nicht, jondern jind 
Diejenigen Bahnen verantwortlich, welden die Einziehung 
obgelegen hat und von welchen dDiejelbe bewirft worden iſt bezw. 
zu bewirfen war. Unter „obigen Beträgen“ find mithin weder ohne 
weiteres alle im Alinea 1 des Art. 23 bezeichneten, noch die im Art. 20 
bezeichneten gemeint, jondern diejenigen Beträge, welche auf Grund des 
Frachtvertrages z. 3. der Ablieferung noch auf dem Gute haften 
und demgemäß von der Ablieferungsbahn noch einzuziehen find. Es hätte 
daher der erite Satz des zweiten Altea des Art. 23 beſſer gelautet: 

„Die Ablieferungsbahn ist für die Bezahlung der auf dem Gute 
haftenden Forderungen der vorhergehenden Bahnen 2. verantwortlic), 
wenn ſie das Gut ohne Einziehung derjelben ablıefert.* 

Das Wort „verantwortlich“ weit bier auf die Verantwortlichkeit 
der Ablieferungsbahn in zweifacher Richtung hin. 

1. Es iſt nicht ausprüdlich ausgefprochen, wem die Ablieferungsbahn 
verantwortlich dt. Aber aus dem Zujage „Für die Bezahlung der obigen 
Beträge“ ergibt ich gemäß der vorftchenden Erflärımg der Worte „obigen 
Beträge” zunächſt, daß fie allen verantwortlich ijt, deren Forderungen an 
Fracht ꝛc noch nicht befrie digt ſind, nicht allein den vorhergehenden Bahnen, 
deren Forderungen noch auf dem Gute haften, ſondern auch den ſonſtigen 
Berechtigten, insbeſondere dem Abſender für vom Empfänger noch einzuziehende 
Nachnahmen Machnahmen nach Eingang) ꝛc. Sie hat ihren Vormännern 


nn — 


über den Eiſenbahnfrachtverkehr. 333 


gegenüber die Erjagpflicht als Folge ihres Verjchuldens. Denn darin, daß 
jie von ihrem Einziehungsrechte und Pfandrechte nicht Gebrauch macht bezw. 
ihrer Einziehungspgicht nicht nachfommt, liegt ein Verjchulden, welches fie zur 
Entihädigung ihrer Vormänner verpflichtet. 

2. Aus der im Alinea 2 ausgejprochenen Berantwortlichfeit der Ablieferungs- 
bahn folgt aber auch ferner, daß fie die vorhergehenden Bahnen und jonjtigen 
Berechtigten (Abſender 2c.), welche bereits von ihr befriedigt jind, nicht 
im Regreßwege auf Nüdzahlung in Anjpruch nehmen fann, vielmehr des Rück— 
fs gegen die Bormänner verluftig geht. Dieje zweite Folge ift zwar im 
Iinea 2 des Art. 23 nicht ausdrüdlich ausgejprochen. Sie liegt aber in dem 
allgemeinen Ausdrud „verantwortlich“ und in der Herleitung diejes Alınea 
aus Art. 124 des Deutichen Entwurfs, fie ift das nothwendige Korrelat zu 
der Schadenerjagpflicht in denjenigen Fällen, in welchen die Ablieferungsbahn 
die vorhergehenden Bahnen und jonjtigen Berechtigten bereits befriedigt hat, 
mithin nicht al® Mandatar, jondern aus eigenem Nechte auftritt. 

An jich kann die Ablieferungsbahn — wenn ohne ihr Verschulden die 
Einziehung der Bertragsforderungen vom Empfänger nicht angängig üt, z. B. 
weil diefer die Annahme bezw. Zahlung verweigert oder das Gut dor der 
Ablieferung verdirbt, verloren geht, die darauf haftenden Forderungen troß 
der Geltendmachung des Pfandrechts nicht deckt ꝛe, nad; dem Prinzipe der 
Rorrealität jich wegen des Ausjall® pro rata im Regreßwege an die von 
ihr bereits befriedigten Vorbahnen halten oder an den Abjender auf das 
Ganze. Und zwar ift ihr Nüdgriffsrecht durch die vorgängige NRealifirung 
des von ihr gemäß Art. 21 auszuübenden PfandrechtS bedingt: Denn aus 
der Zwangsgememichaft (Art. 27)') folgt, daß die an einem internationalen 
Transporte betheiligten Bahnen als correi (Gejammtjchuldner) für die ver: 
tragsmäßigen Werbindlichkeiten einzuftehen haben, in gleicher Weile jind fie 
aber auch in Nücjicht auf die aus dem ‚Frachtvertrage Sich ergebenden Rechte, 
insbejondere die Geltendmachung der Fracht: ꝛc. Forderungen als Gejammt- 
gläubiger (Mitberechtigte) anzujchen, und haben folgeweije auch die jich hierbei 
etwa herausftellenden Ausfälle nach den Grundſätzen der Zandesrechte gemein: 
ſchaftlich zu tragen. 

Unterbleibt aber die Einziehung der geſammten, auf dem Gute haftenden 
Beträge durch Verſchulden der Ablieferungsbahn, indem ſie das Gut ohne 
Einziehung der darauf haftenden Forderungen bezw. ohne Geltendmachung des 
Pfandrechts abliefert, dann kann ſie die Deckung des Ausfalls von den Vor— 
männern im Regreßwege nicht verlangen, ſondern muß mit Rückſicht auf die 
ihr für die Einziehung obliegende Verantwortlichkeit den Ausfall allein tragen. 
Sie kann alsdann mit der Mandatsklage prinzipaliter in Anſpruch genommen 
werden und ihre Vormänner nicht prinzipaliter auf den Empfänger verweijen. 
Ihre Haftung den Vormännern gegenüber ijt eine gejegliche, eine direkte, 
d. h. allen VBormännern gegenüber unmittelbar bejtcehende und eine primäre. 
denn die gegen fie gerichtete Klage ift nicht eine Schadenserjagflage, welche 
zu ihrer Subjtantitrung die Begründung des Schadens vorausjegt, ſondern 
die Stontraftsflage (actio mandati) und hat Lediglich die Selbftleiitung der 
durch ihre Schuld nicht erfolgten Xeiftung des Empfängers zum Gegenftande. 
Sache der verklagten Ablieferungsbahn iſt es alsdann, einredeweije den 
Rachweis zu führen, dak den Klägern em Schaden durch ihre Schuld nicht 


') Annalen, 1891 ©. 562. 
Annalen des Deutſchen Reis, 1892. 29 
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erwachſen ſei, entweder weil ſie inzwiſchen bereits befriedigt worden ſind, ander— 
weite Deckung für ihre Forderungen beſitzen ꝛc., oder weil die Einziehung der 
Forderungen vom Empfänger und die Ausübung des Pfandrechts unmöglich 
gewejen it (3. B. im Folge gänzlicher Werthlofigfeit, Berderbens ꝛc. des Gutes 
durch vis major). 

Es entjteht hierbei noch die Frage, ob die Ablieferungsbahn für die 
bezüglichen Beträge unbedingt in vollem Umfange auffommen muß, oder nur 
injoweit, al$ das Gut, wenn es nicht ohne Einziehung der darauf baftenden 
‚sorderungen abgeliefert worden wäre, zu deren Dedung ım Falle der Realiftrung 
bingereicht haben würde. Streng genommen muß die legtere Alternative bejaht 
werden, denn den VBormännern iſt durch die Pflichtverlegung der Ablieferungs: 
bahn ein größerer Schaden nicht entjtanden, als daß ihnen durch die Ablieferung 
des Guts das Objekt ihrer Befriedigung entzogen worden iſt. Einen über den 
Werth des Gutes hinausgehenden Schaden hat an jich die Ablieferungsbahn 
ihnen nicht verurjacht. Inder jpricht hiergegen der Wortlaut, welcher die 
Ablieferungsbahn ganz uneingejchränft und ohne Beziehung auf das Pfandrecht 
für die Bezahlung der bezüglichen Beträge verantwortlich erklärt, wenn jie das 
Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert. Auch tft 
zu erwägen, daß die Weigerung der Ablieferungsbahn, das Gut ohne Zahlung 
aller darauf haftenden Forderungen abzuliefern, in gar vielen Fällen den 
Empfänger, der dasjelbe braucht, veranlajjen wird, die gefammten Forderungen 
zu entrichten, auch wenn jie den Werth des Gutes überjteigen. Hiernach iſt 
anzunehmen, dab die Ablieferungsbahn für die Bezahlung aller Beträge auf- 
zufommen bat, gleichviel ob der Werth des Gutes die darauf fallenden Forder— 
ungen deckt oder nicht. 

AYlinea 2 Sag 2 gibt — im Wejentlichen übereinjtimmend mit Art. 
412 Sat 2 DHGB. und Art. 124 des Deutjchen Entwurfs — der Be 
ftimmung Ausdrud, daß die Verantivortlichkeit der Ablieferungsbahn aus dem 
Verſchulden der Nichteinziehung nur den Vormännern gegenüber bejteht, nicht 
aber gegenüber dem Empfänger. Der Anjpruch gegen den Empfänger bleibt 
der Ablieferungsbahn, auch wenn fie die Einziehung der auf dem Gute haftenden 
‚Forderungen bei der Ablieferung unterläßt. Diejer Anjpruch ift der Ablieferungs 
bahn vorbehalten. Sat 2 ijt mithin als Gegenjag zum Sat 1 dieſes Alinea 
aufzufajfen. Er joll die Annahme bejeitigen, daß mit den Rückgriffs- ıc. An- 
jprüchen gegen die Vormänner die Ablieferungsbahn etwa auch ihre Anjprüche 
gegen den Empfänger in Folge der jchuldhaften Ablieferung verliert. 

Durch die Ablieferung ohne Zahlung und durch die Nicht-Geltendmacung 
des Pfandrechts begeht die Ablieferungsbahn den Bormännern gegenüber 
ein Verſchulden, welches jie den noch nicht befriedigten Vormännern gegenüber 
zum Erſatz verpflichtet und den bereits befriedigten gegenüber der jonjt zu: 
jtehenden Nüdgriffsanjprüche verlujtig macht. Dem „Empfänger" gegenüber 
iſt aber im der vorgängigen Ablieferung ohne jofortiges Erfordern der Zahlung 
und ohne Ausübung des Prandrechts ein Verjchulden der Ablieferungsbahn 
nicht zu finden. Dem Empfänger gegenüber bat fie vielmehr die Wahl, ob fie 
nur Zug um Zug leiften oder im Vertrauen auf die nachträgliche Zahlung 
vorleiiten will. Wählt fie legteres, jo macht fie ſich durch dieje Kreditirung 
gegen den Empfänger eines Berjehens nicht jchuldig, welches diejen etwa von 
der Zahlung liberiren fünnte. Der Schlußſatz des Alın. 2 begründet daher 
feine neue Verbindlichkeit des Empfängers, jondern unterjtellt deren Vor— 
bandenjein nach Art. 16 und 17. Der Empfänger fann füglich gegen Die 
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Klage der Ablieferungsbahn auf Zahlung nicht den Einwand erheben, fie habe 
ihm leichtfertig Kredit gejchenft, vielmehr bleibt er ihr. gemäß Art. 16 u. 17 
zur Gegenleijtung verbunden. Daran ändert 3. B. auch der Umstand nichts, 
dat der Empfänger fie beauftragt hat, an einen Dritten (dem Käufer) das 
Gut abzuliefern und jie Mangels bejonderer Werjung die Ablieferung bewirkt 
hat, ohne von dem Käufer Zahlung zu fordern bezw. das Pfandrecht auszu— 
üben. Denn der Anjpruch der Ablieferunasbahn it, wie gegen den Empfänger 
jelbft, jo auch gegen den, welchen er jich behufs Empjangnahme der Waare 
jubjtituirt, von der vorgängigen Einforderung der Zahlung oder Ausübung 
des Pfandrechts nicht abhängig. 

Der Anjpruch der Ablieferungsbahn gegen den Empfänger bleibt derjelbe, 
gleichviel ob jie dieſen Anſpruch alsbald bei der Ablieferung geltend macht 
oder jpäterr. Man fünnte freilich in Nücjicht darauf, daß fie im Falle der 
Ablieferung ohne Zahlung des Pfandrechts verluftig geht, welches ihr gemäß 
Art. 21 füralledurc den Frachtvertrag begründeten Forderungen 
zujteht, während nach Art. 17') der Empfänger nur zur Bezahlung der im 
Frachtbriefe erjichtlich gemachten Beträge verpflichtet wird, zu der 
Annahme gelangen, dab durch den Verluſt des Pjandrechts ihr Anjpruch injo- 
fern eine Aenderung erleidet, als jie nunmehr nicht mehr alle durch den Fracht— 
vertrag begründeten Forderungen, jondern nur die im zFrachtbriefe erjichtlich 
gemachten Beträge gegen den Empfänger geltend zu machen berechtigt jei. 
Dieje Unjtimmigfeit des Ausdruds im Art. 16 Alin. 1 und 17°) einerjeits 
und Art. 16 lin. 2, 20 umd 21 andererjeitS berechtigt jedoch zu einer der: 
artigen Annahme nicht. Indem Art. 16 Alin. 2 den Empfänger berechtigt, die 
durch den Frachtvertrag begründeten Rechte nur gegen Erfüllung der ſich 
daraus ergebenden Berpflihtungen geltend zu machen, und ferner 
Art. 20 die Ablieferungsbahn berechtigt, alle durch den Frachtvertrag 
begründeten gorderungen einzuziehen, und endlich Art. 21 ihr hierfür 
ein Fauftpfandrecht gewährt, ift durch das Geſetz klar und deutlich ausge 
iprochen, daß fich der Anjpruch der AUblieferungsbahn auf alle durch den 
stachtvertrag begründeten Forderungen — joweit fie bei der Ab- 
lieferung überhaupt noch auf dem Gute haften — erjtredt und eine Beichränfung 
dem Empfänger gegenüber nicht dadurch erleidet, dal das accefjorische Pfand» 
recht verloren gegangen ift Denn diejes kann jeiner Natur nach) jich nicht auf 
einen größeren Kreis von Forderungen erjtreden, als der Anjpruch, für welchen 
es gegeben ijt. Auch nach der Ablieferung bejteht aljo der Anjpruch der Ab- 
fieferungsbahn dem Empfänger gegenüber für alle durch den Frachtvertrag 
begründeten Forderungen in dem oben ©. 313—315 eingehend erörterten Um— 
fange, und bejchränft fich keineswegs auf die im Frachtbrief erfichtlich gemachten 
Beträge, wenngleich ſich in der Regel beides deden wird. 

Schließlich bedarf noch die Frage der Erörterung, ob die noch nicht be 
friedigten Vormänner (Bahnen und jonjtige Berechtigte), welche durch das 
Berjchulden der Ablieferungsbahn das Objekt ihrer Befriedigung verloren haben, 
ji) nur an die nach Alin 2 verantwortliche Ablieferungsbahn oder auch nach 
ihrer Wahl an den Empfänger des Guts halten dürfen. Die Fafjung des Alin. 2: 


„Der Anjpruch gegen den Empfänger des Guts bleibt ihr jedoch 
vorbehalten“. 


) Annalen, 1891 5. 560. 
?) Annalen, 1891 3. 560. 
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würde im Zuſammenhange damit, daß unter „ihr“ nur die Ablieferungsbahn 
zu verjtehen iſt, e contrario den Schluß gerechtfertigt erjcheinen laſſen, daß 
nur diejer ein Anjpruch gegen den Empfänger nach erfolgter Ablieferung 
vorbehalten bleibt, nicht aber den noch nicht befriedigten Vormännern, welche 
fih nur an die Ablieferungsbahn halten könnten. 

Indeß diefer Annahme jteht entgegen, daß gemäß Art. 20 und 21 die 
Ablieferungsbahn die Einziehung der Forderungen der noch nicht —— 
Vormänner für deren Rechnung, mithin als Bevollmächtigter derſelben 
aus dem ex lege präjumirten Mandate (S. 310, 312) zu bewirken hat, an ſich 
aljo die Vormänner in diejem Falle direkte Forderungen gegen den Empfänger 
befigen ebenjo wie die Ablieferungsbahn, ımd daß dieſe auf gleichem Rechts: 
rs beruhenden und gleichberechtigten Forderungen ebenjowenig durch die 

blieferung des Guts fortfallen fönnen, wie die der Ablieferungsbahn. 

Auch würde die gegentheilige Annahme der auf den Schuß der Forder— 
ungen der VBormänner gerichteten Abficht des Geſetzes nicht entjprechen. Die: 
jelben würden alsdann lediglich auf die —- vielleicht nicht jolvente oder im der 
Einziehung jäumige — Ablieferungsbahn verwiejen fein und ohne ausreichen: 
den Grund ihre direkten Anfprüche gegen den Empfänger verlieren. Das Wort 
„ihr“ im Schlußjag des Alın. 2 it aljo dahin zu verjtehen, daß ſowohl der 
Ablieferungsbahn als auch den von von ihr vertretenen, noch nicht befriedigten 
VBormännern der Anſpruch gegen den Empfänger vorbehalten bleibt. Diejelben 
befigen das Recht, jelbitjtändig und direkt gegen den Empfänger — ein jeder 
in Höhe jeiner Rate — vorzugehen, weil fie als Mandanten ihrem Mandatar 
den Inkaſſoauftrag jederzeit entziehen fünnen; daraus folgt, daß fie die Wahl 
haben, ob jie den Empfänger oder die Ablieferungsbahn zuerjt belangen wollen. 
Nicht aber fann jich dieſe mit der Einrede der Vorausklage jchügen, da den 
VBormännern nicht zugemuthet werden kann, jich in Folge des Verſchuldens 
der Ablieferungsbahn in einen langwierigen Doppelprozeh einzulaſſen, und ſie 
überdies ihnen durch Aufgabe des Pfandrechts das wirkſamſte Mittel zur Ein: 
ziehung ihrer Forderungen jchuldbar entzogen hat. Ebenjowenig kann der Em: 
pfänger die Vormänner zumächjt auf die, Ablieferungsbahn verweijen, denn er 
iſt Durch Eintritt in den Frachtvertrag jämmtlichen Eiſenbahnen ꝛc. zur Leiftung 
der frachtbriefmäßigen Forderungen verpflichtet. Im diejer Verpflichtung. tritt 
— das ihn nicht tangirende Verſchulden der Ablieferungsbahn eine Aenderung 
nicht ein. 

Alinea 3 des Art. 23 enthält die dritte Schutzvorſchrift zu Gunſten 
der Forderungen der vorhergehenden Bahnen. Zu dem Nechte, von der zur 
Einziehung verpflichteten Bahn Zahlung zu fordern (Alinca 1) und die Ab: 
lieferungsbahn im Falle der Ablieferung des Guts ohne Einziehung verant- 
wortlich zu machen (Alin. 2), gejellt ſich des Weiteren das durch die Uecbergabe 
des Guts an die nachfolgende begründete Recht der Borbahn, diefe im Konto: 
furrent mit dem Betrage ihrer Forderungen vorbehaltlich jpäterer Abrechnung 
zu belaiten. 

Huch diefes Necht fit aus dem Bejtreben der Gejeßgeber hervorgegangen, 
den Bahnen, welche durch das Prinzip der Zwangsgemeinſchaft genötbigt ind, 





) Die Uebergabe des Gutes von einer Eijenbahn an die nächjtfolgende begründet für 
die Erjtere das Recht, die legtere im Kontoforrent jofort mit dem Betrage der Fracht und 
der jonjtigen Forderungen, jomweit diejelben zur Zeit der Uebergabe des Gutes aus den Fradt- 
briefe fich ergeben, zu belaiten, vorbehaltlicd der endgültigen Abrechnung nad Maßgabe des 
erjten Abſatzes diejes Artikels. 
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das Gut ohne Befriedigung ihrer Forderungen an die Folgebahnen herauszu— 
geben, eine Sicherung gegenüber diejen zu gewähren. Jndeß ift dieje Sicherung, 
wie bereit® an früherer Stelle (S. 305, 306) bemerkt, deßhalb nicht als 
enügend, vielmehr als nur jehr ſchwach zu betrachten, weil die Belaftung im 
tontofurrent feinen Werth hat, wenn die Folgebahn bezw. die abliefernde 
inſolvent ijt oder die Einziehung der Gejammtforderung vom Empfänger nicht 
bewirken kann und das Gut diejelbe nicht deckt. Much ift die Belajtung — 
wie die Schlußworte diefes Alinea „vorbehaltlich x. . . .“ andeuten — 
mjofern eine nur bedingte, als jie in Fortfall fommt, wenn die Ablieferung: 
bahn die Gejammtforderung nicht einziehen kann und die belajteten Bahnen 
die ihnen umd ihren Bormännern gebührenden Antheile nicht zugeführt erhalten. 
Denn die Ablieferungsbahn hat gemäß Art. 20 die Forderungen der noc) 
nicht befriedigten Vorbahnen nur für deren Red nung al® Mandatar ex 
lege einzuziehen, kann aljo, ebenjo wie die üdrigen belajteten Bahnen, nicht 
definitiv belaftet werden, wenn die Einziehung.der Forderungen nicht zu be: 
wirfen war und ihr hierbei fein Verſchulden zur Lajt fällt. Die Belaftung ge 
ſchieht mithin unter dem Vorbehalt, daß die bezügliche Forderung ordnungs- 
mäßig zur Einziehung gelangen wird, fie iſt eme nur bedingte, feine 
definitive. 

Die Materialien geben übrigens über Sinn und Tragweite diejer Be- 
laitung feinen genügenden Aufjchluß. Urfprünglich war in der I. Stonferenz 
von der niederländiichen Delegation die Aufnahme folgenden Sates beantragt 
worden: 

„In Ermangelung anderweitiger Bejtimmungen findet die Aus: 
zahlung in der Art jtatt, daß jede Bahn der ihr unmittelbar vorher: 
gehenden den Betrag der ganzen früheren Fracht auszahlt.” 

Diejer Antrag wurde abgelehnt, ebenjo aber auch ein bei Art. 27 Altn. 2 
von der Ungariſchen Delegation gejtellter Antrag: 

„Die am internationalen Transport theilnehmenden Bahnen find 
berechtigt zu verlangen, daß bei Sendungen, welche von ihrer Linie 
auf eine Eijenbahn der Nachbarjtaaten übertreten, bezüglich der 
Transportantheile der Bahnen des betreffenden Staates bis zur Grenz: 
Itation vorläufige Abrechnung gepflogen bezw. bis zur endgiltigen 
Abrechnung Vorſchüſſe ertheilt werden jollen.” 

Zur Begründung diejes legteren Antrages wurde darauf hingewieſen, dal; 
m Art. 27 am prägnantejten die Verpflichtung der Bahnen ausgejprochen jet, 
die aus dem internationalen Frachtvertrag folgenden Verbindlichkeiten zu über- 
nehmen umd im den Frachtvertrag mit jeinen Verpflichtungen bezüglich der 
zwangsweiſen Uebernahme der Güter und der zwangsweiſen Nreditirung 
einzutreten. Es werde hierdurch eine Gemeinſchaft zwiſchen den am inter: 
nationalen Transport theilnehmenden Bahnen jtatuirt, welche diejelben dem 
Zwange unterwerfe, ihr natürliches Pfandrecht auf den transportivten Gegen: 
ſtand aus der Hand zu geben, ohne bezüglich ihres Anjpruches auf die Transport- 
foiten gegenüber den Zufällen einer langwierigen Abrechnung irgend ſicher 
geitellt zu jein. Eine Verfchrsgemeinichaft, wie jie Art. 27 vorausjege, jei 
allerdings bereits in den Eifenbahnverbänden vorhanden; aber es jet ein gr oßer 
Unterſchied zwiſchen den letzteren, wo Bahnen, die ihre Verhältniſſe gegenſeitig 
kennen, in gegenſeitigem Einverſtändniß zuſammentreten, und der zwa ugs— 
mäßigen Gemeinſchaft von Bahnen, die einander vollkommen fremd ſeien. 
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Nun beitehe allerdings fein Zweifel, daß diefer Zwang im Interefje des inter: 
nationalen Transporte nothwendig jei. Ebenjo unzweifelhaft dürfte es aber 
jein, daß Mittel geiucht werden müßten, die Folgen defjelben zu mildern umd 
den Bahnen die Möglichkeit zu geben, jich gegen die gefährlichen Folgen zu 
ſchützen. Hinwieder dürften diefe Mittel natürlich nicht der Art jein, daß 
fie die internationale Berpflihtung zur Uebernahme des 
Transports tangiren; jie jollen die Kontinuität des internationalen 
Verkehrs unter feinen Umständen jtören. Dies bezwede das Amendement, das 
den unbehinderten Uebergang der Transporte auf alle Bahnen vorjehe, aber 
gleichzeitig geitatte, daß beim Uebergang vorläufige Abrechnung der erwachjenen 
Guthaben verlangt werden fünne. 


Nachdem gegen die Zwedmäßigfeit und Wirkſamkeit der beantragten Bor: 
ichrift erhebliche Bedenken geltend gemacht worden waren, wurde bejchloffen, 
den Antrag der I. Kommiſſion zuzuweiſen, um von Ddiefer mit Rückſicht auf 
jeine prinzipielle Bedeutung behandelt zu werden. Wenn diejelbe den Antrag 
zurüchweien jollte, jo würde die II. Kommiſſion denjelben im Anſchluß an 
Art. 23 in Betracht zu ziehen haben. Nachdem die I. Kommiſſion aus prinzipiellen 
Bedenken den Antrag zurücdgewiejen hatte, ift derjelbe diefem Bejchluße gemäß 
bei Art. 23 behandelt worden. Hieraus rejultirte bei der Berathung des 
Art. 23 in der Il. Konferenz; der Borjchlag der Kommiſſion, nach den eriten 
beiden Alınea folgendes Alınca einzufügen: 

„Die Uebergabe der Waare von einem an den anderen ‚Frachtführer 
gibt dem eriteren das Recht, den legteren jogleich im Kontokorrent 
zu belajten mit dem Betrage der ‚sracht und den übrigen aus dem 
‚srachtbrief im Augenblid der Uebergabe der Waare rejultirenden 
‚Forderungen. “ 

Aus den Protofollen ergibt ſich nicht, weshalb man dem eriten Vorjchlage 
der vorläufigen Abrechnung und Vorſchußleiſtung nicht Folge gegeben und 
itatt defjen die Belaftung der Folgebahn im Kontokurrent mit den Fracht: x. 
Forderungen gewählt hat. Soviel aber jteht aus dem Zuſammenhange mit 
jenem eriten Borjchlage feit, dab ebenjo wie die Abrechnung und Vorſchuß— 
leiftung jo auch die an Stelle derjelben gewählte Kontofurrent-Belaftung nicht 
eine definitive, jondern nur eine vorläufige (gewiſſermaßen vorſchußweiſe) 
jein joll, derartig, daß fie nicht nur von der künftigen definitiven Berechnmg 
der Forderungen, Jondern auch von deren wirklichem Eingange, der thatlächlichen, 
pflicytmäßigen Einziehung vom Empfänger abhängig iſt. Denn es fonnte 
nach der Tendenz der gemeinfamen Ausführung des Frachtgeichäfts durch mehrere 
Eijenbahnen und der Storrealität ihres Nechtsverhältnifies billigerweije und 
ohne prinzipiellen Widerjpruch nicht beftimmt werden, daß die Folgebahn etwa 
definitiv der Schuldner der VBorbahn werden jolle -—— auch dann, wenn ohne 
ihr Verſchulden die Einziehung der Forderung, mit der jie die Worbahn im 
Ktontofurrent bei der Uebergabe des Gutes ohne Weiteres belajtet, micht 
angängig it. Immerhin fönnte aber der obige Wortlaut zu der Annahme 
führen, dal eine definitive Belaltung beabfichtigt jei. Dem gab auch bei den 
Berathungen der II. Konferenz der deutſche Delegirte Ausdrud, indem er 
bemerfte: 

„Sch weil; nicht, was das beißen joll, die eine Bahn kann die 
andere belajten. Bedeutet das, daß die eine Bahn von der andern 
jofort bei der Webergabe des Guts Baarzahlung verlangen oder dab 
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jie Dieje zur Sicherheitsleiitung anhalten fann? Das jollte man vor 
Allem aus jagen.“ 

Mit Rüdjicht auf diefe Bemängelung wurden zur Bejeitigung aller Zweifel 
auf den Antrag Deutichlands in der II. Konferenz am Schluſſe die Worte 
hinzugefügt : 

„vorbehaltlich der endgiltigen Mbrechnung nach Maßgabe 
des eriten Abſatzes diejes Artikels“ 
und damit der nur provijorijche Charakter der Ktontofurrent-Belaftung 
feſtgeſtellt d. h. ausgeſprochen, daß dieſe Belaftung von dem Vorbehalte abhängig 
ſei, daß die belaſtete Folgebahn die Frachtvertragsforderungen einzuziehen und 
an die belaſtende Bahn pflichtmäßig nach Art. 23 Abſ. 1 abzuführen in der 
Lage set. 

Das Necht der Belaftung der Folgebahn im Nontofurrent mit der Fracht: ꝛc. 
Forderung iſt für die vorangehende Bahn von der Borausjegung abhängig, 
daR fie der mächjtfolgenden Bahn das Gut übergeben hat. Kur „Die Ueber: 
gabe des Guts von einer Eiſenbahn en die nächjtfolgende" 
begründet für Die erjtere diejes Belaftungsrecht. Die Uebergabe muß ordnungs— 
mäßig nach den für die Uebergabe geltenden Bejtimmungen erfolgt jein. War 
dies der Fall, jo kann die Belaſtung ſofort d. b. ummittelbar nach der 
llebergabe erfolgen, ſie it micht abhängig von der Zuftimmung der Folgebahn 
oder einer anderen Bahn, jondern involvirt ein ſelbſtändiges Recht — ex lege — 
der übergebenden Bahn. 

Das Belaſtungsrecht erſtreckt ich nicht allein auf den eigentlichen „Fracht— 
betrag“, jondern auch auf den Betrag der „ſonſtigen“ — durch den Fracht— 
vertrag begründeten — ‚sorderungen (1. Art. 11, Art. 20 Alin. 1. 313 f., 
At. 23 Alın 1 ©. 3297), „joweit diejelben zur Zeit der Ueber: 
gabe des Guts aus dem ‚srachtbriefe Jich ergeben.“ Mit Korder: 
ungen, twelche dieje Vorausſetzung nicht erfüllen, alſo erjt fünftig zu gewärtigen 
ſind oder zwar bereits beſtehen, aber aus dem Frachtbriefe nicht erſichtlich ſind, 
darf die Folgebahn nicht belaſtet werden. Doch iſt nicht Erforderniß, daß 
die Forderungen ſich ſämmtlich unmittelbar aus dem Frachtbriefe ergeben, es 
genügt auch, daß dies mittelbar der Fall iſt 5. B. Durch Hinweis des ‚Sracht: 
briefs auf Die zur Ammendung fommenden Tarife ı. 

Die Belaſtung im Nontofurrent jest zahlenmäßig genau beſtimmte Forder— 
ungen bezw. Beträge voraus. Die Vorbahn kann nur dasjenige der Folgebahn 
belaiten, was dieſe an eritere im Kalle der Baarzahlung ſofort baar zu zahlen 
gehabt haben würde. Daher heißt es bier gan präciſe: „mit dem Betrage 
der Fracht und der ſonſtigen Forderungen . . .“. Die Belaſtung im Konto— 
kurrent iſt nicht nur von dem ordnungsmäßigen Einzug und Eingang der 
Forderungen abhängig, ſondern ſie geſchieht ferner auch uur „vorbehaltlich 
der endgiltigen Abrechnung nach Maßgabe des eriten Abſatzes 
dieſes Artikels“ dah. unter Vorbehalt der Verschiebungen, welche möglicher: 
weile durch die Verbindlichkeit einer jeden der anderen Eiſenbahnen (Aufgabe— 
oder Zwiſchenbahnen) eintreten, den betheiligten Bahnen den ihnen gebübrenden 
Antheil an der Fracht und den anderen Krachtvertragsforderungen zu bezablen. 
Die Worte „vorbehaltlich ꝛc. werfen — wie jchon oben ©. 338 bemerft — 
auf den provijoriichen Charakter der Belaftung bin: denn mjoweit andere 
Bahnen gemäß Art. 23 Alin. 1 zur Bezahlung von Srachtantheilen au Die 
noch nicht befriedigte Bahn verpflichtet ſind, kann dieſe Die ihr im Transporte 
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folgende Bahn nicht gemäß Alinea 3 im Kontofurrent belajten. Der Betrag 
der Belajtung hängt von der endgiltigen Abrechnung gemäß Alinea 1 ab. 

Alinea 4') des Art. 23 enthält die vierte Schugvorjchrift zu 
Gunſten der Forderungen der am internationalen Transporte betheiligten 
Eijenbahnen (j. S. 305, 327). 

Die Grundjäge der Zwangsgemeinjchaft und der Transportpflicht, welche 
für den internationalen Transport durd) die Art. 5 und 27 eingeführt find, 
zwingen die am internationalen Transport betheiligten Bahnen, die zu 
befördernden Güter unter Aufgabe des Fauftpfandrechts (Art. 21) zum Weiter: 
transport den folgenden Babnen zu überliefern, ohne daß jie Befriedigung 
ihrer Forderungen durch Baarzahlung oder Sicherjtellung zu fordern berechtigt 
jind. Sie mütfen jid) vielmehr damit begnügen, bis zur Einziehung der 
gejammten, durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen Seitens der 
Ablieferungsbahn (Art. 20, 23 Alın. 1) die Folgebahnen im Kontofurrent zu 
belajten bezw. diejen ihre Forderungen zu freditiren. Dieferr Zwang der 
Ktreditirung gegenüber fremden, ausländischen Bahnen hat zur Folge, daß 
den am internationalen Transporte betheiligten Bahnen Forderungen und Gut: 
haben im Auslande entjtchen, welche fie ohne die Betheiligung am internationalen 
Transporte nicht haben würden. 

Wie bereits oben (Art. 20 ©. 306) angedeutet, ijt mit diefem Zwange 
der Kreditirung ihrer ‚sorderungen für die betheiligten Bahnen die Gefahr 
verfmüpft, daß Ddiefe Guthaben im Auslande und nad) Maßgabe der aus: 
ländiſchen Gejege mit Arreſt belegt oder gepfändet werden fünnen. Bis zur 
Einführung des internationalen Webereinfommens war dieſe Kreditirung — 
joweit fie überhaupt auf Grund von Berbandsverträgen ꝛc. jtattfand und nicht 
Baarzahlung verlangt wurde — eine frenvillige bezw. von der freien Verein 
barung der betheiligten Bahnen abhängige. Nunmehr it jie aber eine durch 
Art. 23 Alin. 3 des internationalen Uebereinkommens vorgejchriebene und 
erziwungene. Um die Bahnen gegen dieje Gefahr zu jchügen, erſchien es billig, 
den Arrejt oder die Prändung jolcher Guthaben im Auslande nur inſoweit 
zuzulaffen, als jie auf ein inländijches Urtheil jich gründen d. h. auf das 
Urtheil eines Gerichts desjenigen Staates, welchem die betreffende forderungs- 
berechtigte Eijenbahn angehört. Auf dieſem Wege jollte vermieden werden, 
day die Eijenbahmen bezüglich jolcher Arrejte und Pfändungen ihrem natür: 
lichen (einheimischen) Nichter entzogen werden. 

Feſtzuhalten ift alle, dal durch Alinea 4 des Art. 23 die aus dem 
internationalen Transporte erwachjenen, im Auslande (bei ausländischen Bahnen) 
stehenden ‚Forderungen (Guthaben) inländiicher Bahnen feineswegs von Arrejten 
und Prändungen dritter Gläubiger überhaupt frei jein jollen; aber der Arreft 
oder die Pfändung darf nur erfolgen auf Grumd des Urtheils eines Gerichts, 
welchem die forderungsberechtigte VBahn angehört; d. h. die aus dem inter 
nationalen Transporte hervorgegangenen Forderung einer Dejterreihijchen 
Eiſenbahn an eine Deutſche Bahn kann bei dieſer — in Deutſchland — 
nur arreltirt oder gepfändet werden auf Grund des Urtheils cines 
Oeſterreichiſchen Gerichts (micht eines Deutichen Gerichts), ebenjo wie 

') Aus dem internationalen Transporte herrübrende Forderungen der Eiienbahnen 
unter einander können, wenn die jchuldneriiche Eiienbahn einem andern Stante angehört ala 
die forderungsberechtigte Eiſenbahn, wicht mit Arrejt belegt oder gepfändet werden, außer in 
dent Falle, wenn der Arreft oder die Pfändung auf Grund einer Eutſcheidung der Gerichte 
des Staates erfolgt, dem die forderungsberechtigte Eiſenbahn angehört. 
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umgefehrt die ‚Forderung einer Deutjchen Bahn an eine Dejterreichiiche bei 
diefer — in Defterreich — nur arrejtabel oder pfändbar it auf Grund 
des Erfenntnijjes eines Deutſchen Gerichts. 

Urſprünglich war allerdings beabfichtigt, noch weiter zu gehen und Die 
aus dem internationalen Transport hervorgehenden Forderungen der Bahnen 
untereinander nur für arreitfähig oder pfündbar zu erklären in demjenigen 
Gebiete, welhem dic forderungsberehtigte Bahn angehört. 

In der I. Konferenz jchlug daher bie I. Kommijjion folgende Faſſung 
als Alin. 4 des Art. 23 vor: 


„Die aus dem internationalen Transport jich ergebenden Forder— 
ungen der Eijenbahnen unter jich können nicht mit Beichlag belegt 
werden auf dem Gebiete eines anderen Staates, als dasjenige it, 
dem die forderungsberechtigte Bahn angehört.“ 


Diejer Vorſchlag wurde auch in der II. Konferenz mit unweſentlichen 
redaktionellen Nenderungen angenommen, nachdem hierzu von der franzöſiſchen 
Delegation befürwortend bemerkt worden war: 


„Der Zwed des von der Kommiſſion vorgejchlagenen Amende- 
ments jei far: Die Forderungen, welche zufolge internationaler 
Transporte eine Bahn im fremden Lande habe, der Klage Dritter 
zu entziehen, welche doch nur einen außerhalb des Landes unvoll: 
ziehbaren Titel zur Folge haben künnte. Weil die Bahnen zu jolchen 
‚Forderungen nicht aus freiem Willen, jondern aus Zwang fümen, 
jo jei es nur gerecht, ihmen dagegen auch ein bejonderes Recht 
einzuräumen.“ 

Und gegenüber einer Bemerkung der Schweizerischen Delegation, ob darin 
wicht ein Privilegium zu Gunjten der Eijenbahnen liege, wurde Seitens der 
belgiichen und öſterreichiſchen Delegation geltend gemacht: „Man wolle fein 
Frivilegium Ichaffen, jondern nur den Eifenbahnen die Jurisdiktion ihres eigenen 
Staates in Rückſicht desjenigen Vermögens wahren, welches ohne ihren Willen, 
ja gegen denjelben, im Auslande jich befinde.” 

Sn der III. Konferenz brach jich jedoch die Ueberzeugung Bahn, daf 
man mit dem im der II. Konferenz angenommenen Sage zu weit gegangen 
je, und daß ein genügender Grund nicht vorliege, die Pfändbarkeit derartiger 
Forderungen lediglich auf das Gebiet desjenigen Staates zu bejchränfen, 
welhem die jorderungsberechtigte Bahn angehöre. Der Zwed, diefe Bahn 
bezüglich Folcher Forderungen ihrem einheimischen Nichter nicht zu entziehen, 
werde ſchon dann genügend erreicht, wenn vorgejchrieben werde, daß die Arreftirung 
oder die Pfändung derartiger Sorberungen — auch im Auslande — nur auf 
Grund des Urtheils eines Gerichts des Staates erfolgen dürfe, welchem die 
jorderungsberechtigte Bahn angehörte. Demgemäß brachte die J. Kommiſſion 
in der III. Konferenz die als Alinea 4 in den Tenor des Art. 23 übergegangene 
Faſſung in Vorjchlag und zwar mit folgender Motivirung: 

„Dieje Beſtimmung it zu betrachten als cine Konſequenz der 
den Eijenbahnen auferlegten Verpflichtung, Gläubiger auswärtiger 
Bahnen zu werden. 8 jcheint gerecht, die hieraus entjpringenden 
‚sorderungen gegen Arrejte und Grefutionen wegen nicht aus dem 
internationalen Transporte berrührenden Forderungen zu jchüßen. 
Diejes Prinzip wird auch noch gerechtfertigt durch die Erwägung, daß 
die forderungsberechtigte Eiſenbahn nicht, zu ‚Folge eines durch das 
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Uebereinfommen ihr auferlegten Berpflihtuug ihrem natürlichen Richter 
entzogen werden joll. Die Kommiſſion ift aber der Anficht, dab das 
Verbot, jolche Forderungen mit Arreft oder Erefution zu belegen, 
nicht abjolut jein joll. Dritte jollen allenfalls das Necht haben, 
die Eifenbahn vor ihrem natürlichen Nichter zu belangen und, wenn 
jie vor diejem Richter ein Erkenntniß erlangt haben, joll diejes 
in das Eigenthum der Eijenbahn volljtredbar jein. Die von der 
Kommiljion vorgeichlagene Fafjung läßt die Frage offen, inwie— 
jern und unter welchen Bedingungen die Bolljtredung 
des Erfenntnifjes auch im Auslande fjtattfinden fann, 
da dieſes von der Gejetgebung eines jeden Staates abhängt.“ 


Der abjolute Ausichluß der Pfändung jolcher Forderungen im Auslande — 
wie er im der II. Konferenz beſchloſſen worden, — wurde alſo aufgehoben 
und durch die Beſchränkung erſetzt, daß die Pfändung — gleichviel ob ſie im 
Inlande oder Auslande erfolgt — nur auf Grund der Entſcheidung eines 
Gerichts desjenigen Staates erfolgen dürfe, welchem die forderungs— 
berechtigte Bahn angehört. Dadurch tit diefer die Sicherheit gewährt, 
dab die bezüglichen Forderungen nur auf Grund der Entjcheidung ihrer em: 
heimischen Gerichte arrejtirt oder gepfündet werden fünnen, mithin einer fremden 
Jurisdiktion nicht unterworfen werden dürfen. 


Aber auch wenn die Arreftirung oder Pfändung im Auslande jich auf 
das Urtheil eines einheimiſchen Gerichts gründet, bleibt, wie die vorjtehend 
mitgetheilten Motive der Kommiſſion hervorheben, immer noch die Frage offen, 
ob dieſe Enticheidung im Auslande überhaupt volljtredbar ijt. Dies 
hängt von der Geſetzgebung eines jeden Yandes ab bezw. von den internationalen 
Vereinbarungen, welche die betheiligten Staaten in Betreff der gegeneitigen 
Volljtredbarfeit der Erkenntniſſe ihrer Gerichte mit einander getroffen haben. 
Wenn daher auch — um an das obige Beijpiel anzuknüpfen — der Gläubiger 
einer Oejterreichiichen Eiſenbahn ein obſiegliches Erkenntniß eines Oeſterreichiſchen 
Gerichts erſtritten hat, ſo würde er — aus dem internationalen Transport 
berrührende Guthaben der verflagten Dejterreichiichen Eiſenbahn bei einer 
Deutichen Bahn bezw. in Deutichland mur dann arrejtiren und pfänden können, 
wenn nach dem Deutſchen Zivilprozekrechte oder nach den zwilcher Oeſterreich 
und Deutjchland bejtehenden Staatsverträgen Oeſterreichiſche Erfenntniffe über: 
haupt in Deutschland vollitreedbar find. Für dieſe Frage Find alſo lediglich die 
zwiichen den einzelnen Konventionsitaaten beſtehenden Berträge enticheidend. 

Alinea 4 bezieht jich nur „anf Die aus dem internationalen 
Transporte hberrührenden gorderungen der Eiſenbahnen unter 
einander.” Diele Beſtimmung it als Ausnahmevorſchrift und wejent: 
liche Abweichung von den allgemeinen Regeln des Zivilprozeſſes striete zu 
interpretiren; ſie bezicht ſich alſo nur auf Forderungen, welche jich auf den 
internationalen Eijenbahnfrachtvertrag gründen bezw. mit dieſem im Zujammen: 
bange ſtehen Art. 20 Art. n Alin. 1), alſo jowohl auf die Abrechnungs: 
(Fracht:) Forderungen (Art. 12, 23 Al. 1), als auch auf die Nüdariffe 
forderungen wegen a — x. Erſatzes (Art. 47 f.), Forderungen 
der dem Abſender ausbezahlten Baarvorichüffe Art. 13) ꝛc. nicht aber auf 
Forderungen aus der gegemeitigen Wagenbenugung, aus Neparaturfojten für 
Transportmittel, aus finanziellen Transaktionen x. Dagegen jteht — wie 
Schwab =. 77, 78 zutreffend bemerft — Alinea 4 der Arreitlegung oder 
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Pändung emer nach Eingang zu bezahlenden Nachnahmeforderung des Ab— 
jenders (Art. 13 Alin. 3), wenngleich dieje auch auf dem Gute haftet und 
von der Bahn eingezogen wird, nicht entgegen, da nur die eigenen Forder— 
ungen der Bahn den internationalen Rechtsſchutz genichen. 


As Vorausſetzung jtellt Alinea 4 ferner hin: 

„wenn die jhuldnerijche Eijenbahn einemanderen Staate 
angehört, als die forderungsberedhtigte Eijenbahn.“ 

Alinea 4 unterscheidet aljo jtreng 2 Fälle: 1. dab beide Bahnen — 
die Schuldnerische und die forderungsberechtigte — dDemjelben Staate an: 
gehören und 2. daß die jchuldneriiche und forderungsberechtigte verjchte- 
denen Staaten angehören. 

Der erjte Fall wird im Alinea 4 gar nicht berührt. Gehören aljv beide 
Bahnen demjelben Staate an, jo findet in Betreff der Frage, ob und 
unter welchen VBorausjegungen die aus dem internationalen Transport ber: 
rührenden Forderungen der Eijenbahnen unter einander mit Arreſt belegt oder 
gepfändet werden fünnen, lediglich das interne Prozebrecht des betreffenden 
Staates Anwendung. Läßt diejes mithin die Arrejtlegung oder Pfändung auc) 
auf Grund einer im Auslande ergangenen Entjcheidung zu, jo können bier: 
gegen Einwendungen auf Grund des Alinea + nicht erhoben werden. 

Gehören aber beide Bahnen verschiedenen Staaten au, jo darf Die 
Arrejtlegung oder Pfändung gemäß Alinea 4 nur erfolgen, wenn der Arreft 
oder die Prändung auf Grund einer Entjcheidung der Gerichte des Staates 
geichieht, vem die Forderungsberechtigte Bahn augehört. Auf Grund 
von Entjcheidungen der Gerichte des Staates, welchem die jchuldneriiche Bahn 
angehört, oder der Gerichte dritter Staaten iſt die Arrejtlegung oder Pfändung 
fraft des Alin. 4 Art. 23 des internationalen lebereinfommens unzuläjlig und 
abjolut ausgeichloffen. Alin. 4 enthält alſo für dieien Fall einen einjchneidenden 
Eingriff in die Zivilprozehrechte der Nonventionaljtaaten, deren etwa entgegen: 
itehende Beitimmungen durch Alin. 4 aufgehoben find, und ftellt jich jomit als 
ein Grundiag von internationalprozejinaliichem Charakter dar.!) Freilich bleibt 
hierbei — wie die oben S. 342 mitgetheilten Motive ergeben — immer noch 
die weitere Frage offen, ob im Uebrigen die Borausjegungen des internen Prozeß— 
rechts des betreffenden Staates für die Vollſtreckung ausländiſcher Erfenntnifje 
zutreffen und gegebenen Falls erfüllt find. Läßt z. B. das interne Prozeßrecht 
des Staates, welchem die jebuldneriiche Bahn angehört, die Vollſtreckung aus- 
ländijcher Ertenntniffe überhaupt nicht zu, jo würde dort auch ein Er: 
kenntniß des Gerichts des Staates, dem Die forderungsberechtigte Bahn ans 
gehört, nicht wolljtredt werden fünnen. Iſt die Vollſtreckung nur auf Grund 
beitimmter im internen Prozeßrechte vorgejchriebener Borausjegungen 
Kautelen ꝛc. — z. B. Vollſtreckungsklauſel durch den inländischen Nichter 
— gejtattet, jo müſſen dieſe Vorausjegungen auch dann erfüllt werden, wenn 
das Erkenutniß eines Gerichts des Staates vorliegt, welchem die Forderungs: 
berechtigte Bahn angehört. Iſt die Vollſtreckbarkeit von der Neciprocität der 
betheiligten Staaten abhängig oder von bejonderen, zwijchen ihnen durch 
Staatsverträge vereinbarten Borausjegungen, jo kann die Vollſtreckung nur 
itattfinden, wenn die Neciprocität gewährleijtet bezw. jene Vorausſetzungen 
erfüllt find. Alinea + bezweckt nicht, die Normen der internen Zivilprozehrechte 


) Vgl. Schwab, ©. 76. 


in Betreff der Vollſtreckung ausländijcher Erfenntnifje zu bejeitigen, jondern 
nur zum Schuge der am internationalen Verkehr betheiligten Bahnen durd) 
die Einfügung des Grundſatzes zu modifiziren, daß, wenn die ſchuldneriſche 
und forderungsberechtigte Bahn verjchiedenen Staaten angehört, nur aus Er- 
fenntniffen der Gerichte des Staates, welchem die forderungsberechtigte Eiſen 
bahn angehört, Arrejtlegung oder PBiändung erfolgen darf. Im Uebrigen 
bfeiben aber die internen, prozejjualiichen Normen unberührt und bejtehen un: 
verändert fort. 

Alinca 5°) des Art. 23 enthält die fünfte Schugvorjchrift zu 
Gunſten der Forderungen der am internationalen Transporte betheiligten 
Eijenbahnen. Zwar ift hier nicht, wie im Alın. 4, durch die vorgejchriebene 
Kreditirung der Forderungen aus dem internationalen Transporte in Folge 
der Prinzipien der Zwangsgemeinſchaft und Tiransportpflicht, für die am 
internationalen Qransporte betheiligten Eijenbahnen ein gejeglicher Zwang 
vorhanden, ihr rollendes Material nebit beweglihem Zubehör 
auf ausländische Eijenbahnen übergehen zu lafien und jomit ihr Eigenthum 
der Arreitirung und Pfändung im Auslande bezw. durch Entſcheidungen aus: 
fändischer Gerichte auszujegen. Aber die Zurückhaltung bezw. Nichtüberführung 
der eigenen Transportmittel an der Grenze würde die Umladung jämmtlicher 
Güter und damit jo erhebliche Transportverzögerungen und andere Unzu— 
träglichfeiten (Beichädigungen, Stauungen ꝛc.) zur ‚Folge haben, dab that: 
ſächlich, wenn auch nicht rechtlich, Die Eijenbahnen durd) Betriebs und 
wirthichaftliche Nücjichten beim internationalen Transporte zur Ueberführung 
ihres vollenden Materials auf ausländische Bahnen ganz ebenjo gezwungen 
iind, als wenn dies gejeglich vorgejchrieben wäre. 

Es wurde daher für angezeigt erachtet, auch das rollende Miaterial 
nebjt beweglichem Zubehör gegen Arrefte und Prändungen im Auslande Durch 
eine gleiche Vorichrift zu jchügen, wie die Forderungen der Eifenbahnen auf 
dem internationalen Transport, und aus Ddiefer Erwägung wurde in der 
III. Stonferenz von der I. Kommiſſion die als Alinea 5 in den Art. 23 des 
llebereinfommens übergegangene Zujagbeitimmung in Borichlag gebracht. 

Zur Begründung bemerkten die Kommiſſionsmotive: 

„Die aus dem Uebereinfommen vefultirende Transportverpflichtung 
Ichafft auch im Bezichung auf das rollende Material zwiſchen den 
Eifenbahnen gewiſſe Beziehungen und es iſt daher billig, daß dieſes 
Material durch Arreſt oder Grefution nur unter denjelben Be 
dingungen getroffen werden könne, wie die bezeichneten order: 
ungen (lin. 4). Die Kommiſſion hat dasjelbe Prinzip auch auf die 
beweglichen Gegenstände angewendet, welche ſich in dieſem Material 
vorfinden, jofern fie das Eigenthum der Eiſenbahn find.“ 

Schwab weit ©. 77 darauf hin, daß der im Art. 23 gewährte inter 
nationale Nechtsichußg des rollenden Materials feine abjolute Neuerung fei. 
Hehnliche Beſtimmungen ſeien im Verkehr zwiichen Decjterreih und 
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) In gleicher Weife kann das rollende Material der Eijenbabnen mit Einſchluß jämmt: 
licher beweglicher, der betreffenden Eijenbahn gehörigen Segenitände, welche fih in diejem 
Material vorfinden, in dem Gebiete eines anderen Staates als desjenigen, welchen die be- 
treffende Eijenbahn angehört, weder mit Arreſt belegt noch gepfändet werden, außer in dem 
Falle, wenn der Arreit oder die Pfändung auf Grund einer Entideidung der Gerichte des 
Staates erfolgt, dem die betrefiende Eiſenbahn angehört. 


” D 
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Deutſchland auf Grund der Neciprocität in Geltung. (Bal. das Deutjche 
Reichsgeſetz v. 3. Mai 1886 D.R.G.BL. S 131, betreffend die Unzuläffigfeit 
der Pfändung von Eijenbahnfahrbetriebsmitteln, und die Deiterreichtiche Ver- 
ordnung vom 19. Sept. 1886, Oeſterr. R.G. Bl. Stüd 46 Nr. 144, betreffend 
die Unzuläſſigkeit der Piändung von Fahrbetriebsmitteln fremder Eifenbahnen, 
und die beiderjeitigen Erklärungen, betreffend die Unzuläfligfeit der Pfändung 
von Eijenbahnfahrbetriebsmitteln. Deutſch. R.G.Bl. 1887 ©. 153). 


Indeß lagen diejen landesgefeglichen Beſtimmungen doc andere Motive 
zu Grunde, als diejenigen, welche für die Hinzufügung des Alin. 5 Art. 23 
des internationalen Llebereinfommens maßgebend gewejen find; namentlich auch 
Rüdfichten betriebstechniicher Natur. Daher ijt auch das Verbot der Pfändung 
in jenen Öejegen ein abjolutes, während nach Art. 23 dcs Ucbereinfommens 
lediglich die Rückſicht auf den thatjächlich gegebenen Zwang der Ueberführung 
der Transportmittel in das Ausland bezw. auf den Schuß des dadurch ge- 
jährdeten Eigenthums gegen ausländiiche Rechtsiprüche entjcheidend war. Mit 
hin iſt hier die Arrejtirung oder Pfändung nicht abjolut verboten, 
jondern nur tm Gebiete eines anderen Staates und nur injoweit, 
al3 jie auf Grund anderer Entjcheidungen, als derjenigen der Gerichte des 
Staats erfolgen, welchem die betreffende Eigenthumsbahn angehört. 


Als Grundjag jtellt Alın. 5 hin: Das rollende Material nebſt beweg— 
lihem Zubehör emer jeden Vertragsbahn kann in einem anderen Staats— 
gebiete, als demjenigen, welchen die Eigenthumsbahn angehört, prinzipiell 
weder mit Arrejt belegt, noch gepfändet werden. Eine Ausnahme von diefem 
Grundſatze ijt nur gejtattet in dem Falle, wenn der Arreſt oder die Pfändung 
auf Grund einer Entjcheidung der Gerichte des Staates erfolgt, welchem die 
Eigentyumsbahn angehört. Analog dem Alinea 4 war, wie die Eingangsworte 
„in gleicher Weiſe“ erfennen lajjen, auch bier die Erwägung maßgebend, 
dab die Eigenthumsbahn bezüglich derartiger Arreite und Pfändungen im 
Auslande, in welches ihre Betriebsmittel im internationalen Berfehre mit 
Rüdjicht auf den Verfehr 2c. nothiwendig übergeben müffen, vem einheimijchen 
Richter nicht entzogen jein joll, mithin im Auslande nur jolche Arrejte 
und Brändungen gegen ſich volljtveden zu laſſen braucht, welche auf Ent— 
ſcheidungen ihres einheimijchen Richters beruhen. 

Nach Wortlaut und Tendenz des Alın. 5 find jomit zwei Fälle jtreng 
von einander zu unterjcheiden: 

1. Arreite und PBrändungen von vollenden Material und beweglichen 
Zubehör im eigenen Staatsgebiete der Eigenthumsbahn. 

2. Arrejte und Pfändungen von rollendem Material und beweglichem Zu— 
behör im Gebiete einesanderen Staates, als desjentgen, weldem 
die Eigenthbumsbahn angehört. 

Der erfte Fall wird in Alin. 5 gar nicht berührt. Handelt es fich alſo 
um Arrejte oder Bfändungen des vollenden Materials ꝛc. der Eigenthums— 
bahn in ihrem eigenen Staatsgebiete, jo findet in Betreff der Frage, 
ob und unter welchen Borausjeßungen derartige Arreite oder Prändungen er- 
folgen fünnen, lediglich das interne Prozeßrecht des betreffenden Staates Anz 
wendung. Läßt diejes aljo z. B. die Arrejtlegung oder Prändung im Inlande 
auch auf Grund einer im Auslande gegen eine inländische Bahn ergangenen 
Entjcheidung zu, jo können biergegen Eimvendungen aus Alin. 5 nicht erhoben 
werden. 
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Liegt aber der zweite Fall vor d. h. handelt es ſich um Arreſte oder 
Prändungen des vollenden Materials einer Eifenbahn ineinem ausländiichen 
Staatsgebiete, dann greift Alın. 5 Plat d.h. es dürfen derartige Arrefte 
und Prändungen mur erfolgen auf Grund einer Entjcheidung der Gerichte des 
Staates, welchem die Eigenthumsbahn angehört, alfo ihrer einheimischen 
Herichte. Arreite und Pfändungen auf Grund von Erfenntnijjen ausländischer 
Gerichte im Auslande find nach Alin. 5 unzuläjfig und abjolut ausgejchloffen. 


Alinea 5 enthält aljo ebenjo wie Alin. 4 für diejen Fall einen wejent 
lichen Eingriff in die BZivilprozehrechte der Konventionsſtaaten, deren etwa 
entgegenjtehende Normen durch Alin. 5 aufgehoben jind, und bildet mithin 
eine Norm von internationalprozefjualiichem Charakter. Aber auch hier bleibt, 
wie im Alin. 4, noch die weitere Frage offen, ob im Uebrigen die Voraus 
ſetzungen des internen Prozeßrechts des betreffenden Staates, in welchem die 
Arreftlegung oder Pfändung jtattfinden joll, über die Volljtredung aus 
Ländijcher Erlenntniſſe zutreffen und gegebenen Falls erfüllt ſind. Läßt das 
Prozeßrecht des Staates, in welchem die Arreſtirung oder Pfändung geſchehen 
ſoll, die Vollſtreckung ausländiſcher Erkenntniſſe überhaupt nicht zu, ſo 
würde dort auch ein Erkenntniß des Gerichts des Staates, welchem die Eigen— 
thumsbahn angehört, nicht vollſtreckt werden können. Iſt die Vollſtreckung nur 
auf Grund beſtimmter Vorausſetzungen (Kautelen, Formalien ꝛc.) z. B. Boll 
ſtreckungs Klauſel durch den inländiſchen Richter, geſtattet, jo müſſen dieſe 
Vorausſetzungen auch dann erfüllt werden, wenn das Erkenntniß eines Gerichts 
des Staates, welchem die Eigenthumsbahn angehört, der Arrejtirung oder 
Pfändung zu Grunde liegt. Iſt die Vollftredbarfeit von der Reciprocität der 
betheiligten Staaten abhängig oder von bejonderen, durch Staatsverträge ver: 
einbarten Vorausjegungen, jo fann die Vollſtreckung nur jtattfinden, wenn die 
Neciprocität gewährleijtet bezw. jene Borausjegungen erfüllt find. Denn 
Alın. 5 bezweckt ebenjowenig wie Alin. 4, die Normen der internen Zivil 
prozeßrechte in Betreff der Bollitredung ausländijcher Entjcheidungen zu be 
jeitigen, jondern mur zum Schuge des Eigentyums der am internationalen 
Transporte betheiligten Bahnen durch die Einführung des Grundjages zu 
modifiziren, dag — wenn überhaupt nach dem geltenden Prozeß 
recht zuhäſſig — nur aus Erkenntniſſen der Gerichte des eigenen Staates 
gegen die Eigenthumsbahn im Auslande Arreſte oder Pfändungen an ihrem 
rollenden Material ꝛc. vorgenommen werden können. Im Uebrigen bleiben 
aber die internen prozeſſualiſchen Normen unberührt und insbeſondere auch, 
injoweit fie der Eigenthumsbahn einen noch weitergehenden Schug gewähren, 
als die Bejtimmungen des Alin. 5 

Wird von dieſem Gejichtspunfte aus der Frage näher getreten, ob das 
Deutjche Neichsgejeg vom 3. Mai 1886, betreffend die Unzuläjligfeit der 
ae von Eiienbahnfahrbetrichbsmitteln, (j. oben ©. 345) durch Alin. 5 
des Art. 23 aufgehoben ift, jo muß dieje Frage verneint werden. Denn Abj. 1 
dieſes Gejekes, 

wonacd die Fahrbetriebsmittel der Deutjchen Eijenbahnen, welche 
PBerjonen oder Güter im öffentlichen Verfehr befördern, von der 
erſten Einftellung in den Betrieb bis zur endgültigen Augjcheidung 
aus den Beltänden der Pfändung nicht unterworfen find, 


bleibt deßhalb intakt, weil auf die ‚Frage der Zuläfjigkeit der Pfändung von 
Fahrbetriebsmitteln einer inländischen (deutichen) Bahn im Inlande (im 
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deutichen Reichsgebiete) jich Alın. 5 des Art. 23 überhaupt nicht bezieht und 
fediglich das interne Prozehrecht des Staates Anwendung findet, welchem die 
Eigenthumsbahn angehört, mithin hier der Abſ. 1 des Geieges vom 3. Mai 
* Was dagegen den 3. Abſatz des allegirten Geſetzes anlangt, welcher 
beſtimmt, 
daß auf die Fahrbetriebsmittel ausländiſcher Eiſenbahnen die Be— 
ſtimmung des erſten Abſatzes nur inſoweit Anwendung findet, 
als die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt, 
ſo iſt zu unterſcheiden: 

1. Iſt die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt, jo iſt Abſ. 3 1. e. 
durch Alin. 5 des Art. 23 des internationalen Uebereinkommens inſofern 
modifizirt, als Betriebsmittel ꝛc. ausländiicher Bahnen in Deutichland nur 
auf Grund der Entjcheidung des Gericht3 des Staates, welchen die Eigen- 
thumsbahn angehört, gepfändet werden dürfen. Denn Art. 23 des inter- 
nationalen Hebereinfommens gebt den Bejtimmungen der Lan— 
deögejege vor. 

2. Iſt aber die Gegenjeitigfeit verbürgt, jo fünnen die Betriebs— 
mittel einer Bahn, deren Staat mit Deutjchland im Reciprocitätsverhältniffe 
ſteht, im deutſchen Staatsgebiete auch dann nicht gepfändet werden, 
wenn die Pfändung auf Grund der Entjcheidung des Gerichts des Staates, 
welchem die Eigenthumsbahn angehört, erfolgen joll. Denn die Voraus: 
jegungen der Volljtredbarfeit ausländischer Erfenntniffe im Inlande werden — 
wie in den Motiven ausgeiprochen und an früherer Stelle (©. 342, 344, 346) 
erörtert — durch Alin. 5 des Art. 23 des internationalen Ucbereinfommeng 
nicht berührt. Erklärt aljo em Staat die Pfändung fremder Betriebsmittel in 
feinem Staatsgebiete (auf Grund der Neciprocität) überhaupt für unzuläjfig, 
jo fann die Pfändung auch nicht auf Grund des Art. 23 Alin. 5 des Weber: 
emfommens beanjprucht werden, d. h. auch dann nicht, wenn eine Ent: 
Iheidung des Gerichts des Staates, welchen die Eigenthumsbahn angehört, 
zu Grunde liegt. 

Nach Vorſtehendem entjcheidet jich auch die Frage über das Berhältnik 
der Dejterreichtichen Verordnung vom 19. Sept. 1886 (j. ©. 345) zum Art. 23 
Alin. 5 des internationalen Uebereinfommens. 


Alinea 5 des Art. 23 bezieht jich mach Abjicht und Wortlaut auf die 
gejammten, den Eijenbahnen eigenen Fahrbetriebsmittel, und zwar, wie der 
ganz allgemein gehaltene Ausdrud: 


„das rollende Material der Eijenbahnen“ 


erfennen läßt, im weiteften Sinne, aljo auf Perjonen- und Güterwagen 
aller Art, offene und gededte Wagen, Speziahvagen, Rejtaurationswagen, Loko— 
motiven mit Tendern ꝛc. 


Es jollen ferner aber auch einbegriffen jein: „Jämmtliche beweglide, 
der betreffenden Eijenbahn gehörigen Gegenitände, welche ſich 
ın diejem Material vorfinden,“ d. 5. der geſammte bewegliche Zu— 
behör der vorbezeichneten Betriebsmittel, injoweit er fich in denjelben befindet, 
mithin Thüren, Schlöffer, Fenjter, Nejervetheile aller Art, Ladegeräthe, 
Badungs- und Befeftigungsmaterial, VBetricbsmaterialien, wie insbejondere 
— Del, Putzmaterial ꝛc., welche in den Fahrbetriebsmitteln mitgeführt 
werden. 
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Boransjegung aber iſt ſowohl für die Fahrbetriebsmittel wie für den 
beweglichen Zubehör, daß dies volles Eigenthum der betreffenden Eiſen— 
bahn ijt, gegen welche ſich der Arrejt oder die Pfändung richtet. Sind «& 

eliehene ‚sahrbetriebsmittel z. B. Leihewagen oder Lokomotiven (jei e3 von 

ritten, Nichtvertragsbahnen oder Leih-Initituten) oder Betriebsmittel von 
Brivatperjonen, wie z. B. Spezie'wagen von Fabriken, Brennereien, Guts- 
bejigern, Brauereien (Eid: Spiritus: Milch Bier: Chemikalien-Wagen, Sanı: 
tätswagen 2c.) oder anderen, wenngleich Öffentlichen Berjonen oder — 
(Salonwagen von Fürſtlichkeiten, Eiſenbahnpoſtwagen, welche Eigenthum der 
Poſtverwaltung find ꝛc.) oder nicht eigenes bewegliches Zubehör (geliehene 
Wagendeden, oder Deden von Privatperjonen zc.), jo findet Art. 23 Alin. 5 
nicht Anwendung, und zwar auch dann nicht, wenn derartige fremde Be: 
triebsmittel dauernd oder jtändig in den eigenen Fuhrpark eingeteilt, mit Er: 
laubnig des Eigenthümers auch für die jonttigen Transporte benußt werden ıc. 

Das Berbot erjtreckt ich jowohl auf die Belegung mit Arrejt, wie 
auf die Pfändung. Was begrifflich darunter zu verjtehen, hängt von den 
bezüglichen Beitimmungen der Zivilprozehrechte der einzelnen Vertragsitaaten ab. 


Die deutſche Labrikinfpektion 
im Jahre 1890. 


Bon 
Dr. Kuno Srankenfein. 


— — 


Durch die Gewerbe-Novelle vom 17. Juli 1878 wurde das Fabrikinſpektorat 
im Deutſchen Reiche zu einer obligatoriſchen Einrichtung erhoben, nachdem alle 
dahin zielenden Unträge bis zu dieſem Zeitpunfte an dem Widerjtande des Reichs— 
tages und des Norddeutichen Bundestages gefcheitert waren. Auch die Reiche: 
regierung äußerte 1878 noch mancherlei Bedenken gegen die obligatorische Ein- 
führung der Fabrikinſpektion, doch ftimmte der Bundesrath ihr Schließlich zu und 
ftellte zum Zwecke gleihmäßiger Ausführung des $ 139 b der Gewerbeordnung ') 
durch Beichluß vom 19. Dezember 1878 Normen für die Dienftanweifung der 
mit der Beauffichtigung der Fabriken zu betrauenden bejonderen Beamten auf. 

Am 1. April 1879 trat das Inſtitut der Fabrikinſpektion in faſt allen 
deutichen Staaten ins Leben.) Ju Preußen waren allerdingd jchon 1853 
beiondere Beamte zur Beauffihtigung der Fabriken beftellt worden, ebenfo in 
Baden im Jahre 1871 und im Königreihe Sachen im Jahre 1872; allein 
die Zahl diefer Beamten war, wenigitens in Preußen, nur jehr flein. In 
den anderen Staaten war das Amt der Fabrikinſpektoren überhaupt neu. 

Der Wirfungsfreis, der durch die Gewerbe-Novelle vom 17. Juli 
1878 den Fabrifauffichtsbeamten eingeräumt wurde und der auch bis heute 
fait der gleiche geblieben ift, war oder ijt im Wefentlichen ein doppelter. Er 
erſtreckt fich einerjeitS auf die Kontrole der Einhaltung der Vorjchriften, die 
in Bezug auf die Beichäftigung von Kindern, jungen Leuten und Frauen ers 
lafien wurden, anderſeits auf die Aufficht über diejenigen Einrichtungen, Die 
zur Sicherung der Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefundheit getroffen 
worden find. Dazu fommt noch die Thätigfeit der Auffichtsbeamten ala Sad): 

!, 8 139b beitimmt, daß die Aufficht über die Ausführung der Beitimmungen der 
$ 135—139a (Beihäftigung von Kindern, jungen Leuten und Arbeiterinnen), jowie des 
x 120, Abi. 3 (Anlage und Einridtung gewerblicher Anlagen zur thunlichiten Sicherung 
gegen Gefahr für Leben und Gejundheit der Arbeiter) in feiner Anwendung auf Fabriken 
ausichlieglich oder neben den ordentlichen Polizeibehörden bejonderen, von den Landesregier— 
ungen zu ernennenden Beamten zu übertragen ilt. Den einzelnen Bundesjtaaten bleibt es 
vorbehalten, die Ordnung der Zuftändigkeitsverhältnifje zwiichen diejen Beamten und den 
ordentlichen Bolizeibehörden verfaffungsmäßig zu regeln, wie auc) den Antrag zu jtellen, daß 
für Bezirke mit weniger umfangreichen Fabrikbetrieben von der Aufftellung bejonderer Beamten 
abgejehen wird. Den erwähnten Beamten ſtehen bei Ausübung der Aufficht alle amtlichen 
Berugnifie der Ortöpolizeibehörden zu, insbejondere das Recht zur jederzeitigen Reviſion der 
Fabriken. Sie haben Jahresberichte über ihre amtliche Thätigkeit zu eritatten, die unverändert 
oder audzugsweile dem Bundesrathe und dem Reichstage vorzulegen find, 

) Bis zum Sabre 1890 waren in ſämmtlichen dentihen Staaten, mit Ausnahme von 
Medienburg-Strelig und beiden Kippe, befondere Fabrikaufiichtsbeamte beitellt worden. Letzteren 
drei Staaten war die Anijtellung beionderer Beamten auf Grund des 8 139b, Abj. 4 nadıe 
gelaſſen worden. 
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verſtändiger und Berather in allen gewerblichen Angelegenheiten bei den Re— 
gierungen ꝛc., als Gutachter in Straf- und Civilprozeſſen, als Organe für 
ſtatiſtiſche Erhebungen u. ſ. w. In Preußen hat man durch die Dienſt— 
anweiſung vom 27. Mai 1879 den Fabrikaufſichtsbeamten („Gewerberäthen“) 
auch die Beauffichtigung der nach 8 16 der Gewerbeordnung genehmigungs- 
pflichtigen Anlagen übertragen, während man im Königreih Sachſen und 
einigen Eleineren Staaten die Dampffefjelrevifton mit der Fabrikinſpektion ver: 
bunden hat. Daß in Folge der Neorganifation der preußifchen Fabrikinſpektion, 
deren Durchführung jeit 1891 im Gange ift, auch den preußifchen Fabrikaufſichts— 
beamten die Gejchäfte der Kejielreniforen übertragen worden find, fei bier mur 
furz erwähnt. Wir gehen an anderer Stelle noch näher auf die Umgeftaltung 
und Weiterbildung der Fabrifaufficht in Preußen ein. 

Die Zuftändigkfeit der Fabrifauffichtsbeamten erjtredt fich nach den 
ss 139b und 154 der Gewerbeordnung (in der Faſſung von 1878, bezw. 
1 83) auf Fabriken, auf Werkjtätten, in deren Betriebe eine regelmäßige Be: 
nugung von Dampffraft jtattfindet, ferner auf Hüttenwerke, Bauhöfe umd 
Werften, auf Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungsanftalten und unterirdifch be- 
triebene Brüche und Gruben." 

Auf Grund der Normen, die der Bundesrath für die Inſtruktion der 
zur Beauffihtigung der Fabrifen zu berufenden beſoudern Beamten aufgeſtellt 
hat, ſind in den einzelnen Staaten Dienſtanweiſungen erlaſſen worden. 
Am ausführlichſten iſt die preußiſche Dienſtanweiſung vom 27. Mai 1879. 
Sie beſtimmt im Weſentlichen Folgendes: 

Die beſondern Aufſichtsbeamten ſollen in dem ihnen zugewieſenen Wirkungs— 
kreiſe nicht an Stelle der ordentlichen Polizeibehörden treten, 
ſondern die Thätigkeit letzterer nur ergänzen und durch ſachverſtändige Be- 
rathung der zuftändigen höheren Verwaltungsbehörden eine ſachgemäße, gleich: 
mäßige Ausführung der Beitimmungen der Gewerbeordnung und der auf Grund 
diefer erlafjenen Vorjchrirten herbeizuführen juchen. Dabei jollen fie ihre Auf: 
gabe vornehmlich in einer wohlwollend fontrolirenden, berathen— 
den und vermitteluden Thätigfeit erbliden und eine Vertrauensftellung 
zu gewinnen juchen, die fie in den Stand jeßt, zur Anbahnung und Er: 
baltung guter Beziehungen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern mitzuwirken. 

Bon den Befugnifjen der Drtspolizeibehörden, die ihnen 
nach $ 139b, Abſ. 1 der Gewerbeordnung zuſtehen, dürfen die befondern 
Auffichtsbeamten indejlen feinen Gebrauch machen; fie werden vielmehr 
auf den Weg gütlicher VBorjtellungen und geeigneter Rathſchläge vermwiejen, und 
nur dann, falls dieſe fruchtlos find, jollen fie, ſoweit e8 fich um die Beichäftigung 
jugendlicher Arbeiter und Arbeiterinnen oder um Berlegung von,” auf Grumd 
des 8 120, Abi. 3 der Gewerbeordnung erlafjenen Vorſchriften handelt, die 
wahrgenommenen Berjtöße den ordentlichen Bolizeibehörden mit dem 
Erſuchen um Herbeiführung des weiteren Beriahrene su Kenntniß bringen. 
Soweit e3 ſich um Einrichtungen handelt, die nach $ 120 nothwendig erjcheinen, 
aber noch nicht vorgefchrieben find, dürfen die Auffichtsbeamten die Aufforderung 
an die Ortspolizeibehörde erjt dann erlaljen, wenn fie eine Entjcheidung der 
höheren Verwaltungsbehörde herbeigeführt haben. 


) Eine Ausnahme iſt vorhanden. Die YZuftändigfeit der Fabrilinjpeltoren erſtreckt ſich 
binjichtlic des 3120, Abi. 3 der G.-O. nicht auf Berqwerfe, Salinen, Aufbereitungs- 
anjtalten, unterirdiich betriebene Gruben und Brüche, Bauhöfe, Werften, Hüttenwerke x. 
Bol. 88 139 u. 154. 
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Aehnliche Grundſätze, wie ſie in Preußen als Richtſchnur für die Thätig— 
feit der Gewerberäthe aufgeſtellt worden ſind, haben auch die übrigen deutſchen 
Staaten in ihren Dienftanweifungen fir die mit der Fabrikaufſicht betrauten 
bejondern Beamten als maßgebend anerkannt. 

Wir wollen an diejer Stelle nicht umterjuchen, ob die Dienftanweifungen 
mit den Beſtimmungen des $ 139b der Gewerbeordnung in Einklang ſtehen, 
ob die den Auffichtsbeamten gewährten Befugnifie zur Entfaltung einer nur 
einigermaßen erfolgreichen Thätigfeit genügen, ob die geſammte Organijation 
der ;zabrifinjpektion überhaupt eine zweckmäßige und zureichende ift. Auf eine 
Erörterung diefer Dinge fommen wir am Schlufje unjerer Ausführungen zurüd. 
Hier ſei nur betont, daß den Auffichtsbeamten jelbit bei der gegemmärtigen 
Verfaſſung des Fabrifinf peftorates jedenfall3 jehr bedeutende Aufgaben obliegen, 
und daß die Erfahrungen, die diefe Beamten bei der Ausübung ihres Berufs 
Jammeln, nach mancher Richtung hin nutzbar gemacht werden fünnen. 

8 139b, Abj. 3 der Gewerbeordnung beitimmt, daß die zur Beauf- 
ihtigung der Fabriken berufenen befonderen Beamten Kahresberichte über 
ihre amtliche Thätigfeit zu erjtatten haben, und daß diefe Jahres» 
berichte oder Auszüge aus denjelben dem Bundesrathe und dem Neichstage 
vorzulegen find. 

Das Neihsamt des Innern übt nun die Praris, einen nach Materien 
geordneten Generalbericht aus den Einzelberichten herzuftellen und zu veröffent— 
lichen. Daneben erfolgt die unveränderte Veröffentlichung der Originals 
berichte in Preußen (jeit 1888 wieder), Sachjen, Bayern und Baden (feit 1888) 
in Buchform, in Württemberg, Heilen und Schwarzburg:Rudolftadt in den 
Amtszeitungen. Dieſe Berichte, die übrigens Feineswegs ein einheitliches Bild 
geben, haben zum Iheil einen erbeblichen Umfang, ftellen in Folge deſſen 
gröhere Anforderungenan Zeit und Geduld der Leer, und find entweder nur 
zu einem verhältnigmäßig hoben, den Minderbemittelten nicht erichwinglichen 
Preife im Buchhandel käuflich, oder überhaupt Schwer zu beichaffen. Aus diefen 
Gründen werden weitere Kreife nicht in der Lage fein, ſich über die Wahr: 
nehmungen und die Thätigkeit unferer Fabrikauffichtsbeamten aus den Original: 
berichten zu unterrichten. Diejenigen Einzelberichte aber, die überhaupt nicht zur 
Drudlegung gelangen, bleiben unjerer Kenntnignabme von vornherein entzogen. 

Diejen Uebeljtänden hilft der im Neichsanıt des Innern bearbeitete und 
unter dem Titel „Amtliche Meittheilungen aus den Jahresberichten der mit Be— 
auffichtigung der Fabriken betrauten Beamten“ hevansgegebene Generalbericht 
leider keineswegs ab. Kann man auch nicht behaupten, daß dieſer Bericht 
nach einer beſtimmten Tendenz gearbeitet ſei, ſo wird man doch nach aufmerk— 
ſamer Durchſicht der Ueberzeugung Ausdruck geben müſſen, daß der Bericht 
die Aeußerungen der einzelnen Beamten nicht immer vollſtändig und zutreffend 
wiedergibt, ja, daß er den Anforderungen überhaupt nicht entſpricht, die 
bezüglich der ganzen Art und Weiſe der Darſtellung an die Abfaſſung eines 
Generalberichtes zu ſtellen ſind. Es ſei nur an das häufige unvermittelte An— 
einanderreihen von Wahrnehmungen und Urtheilen verwieſen, die aus den 
Einzelberichten zwar wörtlich, aber vielfach ohne Beachtung des Zuſammen— 
hanges herausgenommen find. Einen großen „Citatenſchatz aus den Original: 
berichten” , jo fünnte man die „Amtlichen Mittbeilungen“ benennen. Allein 
mit einem Citatenſchatze ift Niemand gedient. 

Sieht man ganz davon ab, daß die Bearbeitung des Generalberichtes an 
ich Schon bie und da unzureichend und unzutreffend it, To Liegt weiterhin auch 
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die Gefahr nahe, daß derjenige, der nicht dei und Luft hat, fich der er- 
müdenden Lektüre des gefammten, fajt 400 Seiten ſtarken Citatenſchatzes zu 
unterziehen, ein faljches Bild von der Thätigfeit unjerer Fabrikinſpektoren 
einerjeit3, von den Zuftänden im Fabrikweſen 2c. anderjeits erhält. Ueber: 
dies fällt der Umſtand ins Gewicht, daß auch der Preis der „Amtlichen Mit- 
theilungen“ ein jehr hoher und in Folge defjen die Anſchaffung diejes Werkes 
nur als ein Privilegium der begüterten Klaſſen zu betrachten iſt. Aus allen 
diefen Gründen fcheint es vielleicht gerechtfertigt, wenn wir verfuchen, in fnapper 
Darftellung den wejentlichen Inhalt des GeneralberichtS wie der von einzelnen 
Staaten veröffentlichten Driginalberichte für das Jahr 1890 wiederzugeben. 
Daß wir an diefe Wiedergabe hie und da Ffritiiche Bemerkungen knüpfen und 
gelegentlich erörtern, in welcher Weije bejtimmte Erfahrungen und Wahrnehm: 
ungen der Auffichtsbeamten nugbar zu machen find, fünnen wir wohl. als 
unſer gutes Recht in Anſpruch nehmen. Auch bedarf es unferes Erachtens 
feiner Rechtfertigung, wenn wir am Schlufje unferer Ausführungen die Organi- 
jation der deutschen Fabrifinfpektion überhaupt einer eingehenden Kritif unter: 
ziehen, wenn wir prüfen, ob ausreichende Garantien zur Durhführung der 
zum Wohle und Schutze der Arbeiter getroffenen gejeglichen Bejtimmungen 
vorhanden find. 

Indem wir nunmehr dazu übergehen, eine gedrängte Darjtellung der 
Thätigfeit der deutſchen TFabrifauffichtsbeamten im Jahre 1890 und eine 
Schilderung der Zujtände im deutjchen Fabrifwejen während des gleichen 
Jahres zu geben, bemerken wir zunächit, daß als Quellen diefer Darjtellung 
— gefunden haben: 

1) Amtliche Mittheilungen aus den Jahresberichten der mit Beaufſichtigung 
der Fabriken betrauten Beamten. XV. Jahrgang 1890. Behufs Vorlage an 
den Bundesrath und den Reichstag zuſammengeſtellt im Reichsamt des Innern. 
Zer.:8°, XVIIL u. 367 ©. m. Tabellen und Abbildungen. Berlin, W. T. Bruer, 
1891. Geh. ME. 6,75; geb. ME. 7,45. 

2) Jahresberichte der Königlih Preußiichen Gewerberäthe und Berg: 
behörden für 1890. Amtliche Ausgabe. XLer.:8°, XXXIV u. 418 ©. m. 
Tab. u. Abb. Berlin, W. T. Bruer, 1891. Mt. 6; geb. Mi. 6,70. 

3) Jahresberichte der Königl. bayerischen Fabrifen-Infpeftoren f. d. J. 
1890, mit e. Anhang, betr. den Vollzug der Gewerbeordnung beim Bergbau. 
Im Auftrage des Königl. Staat3minifteriums d. Innern, Wbtheilung für Yand- 
wirtbichaft, Gewerbe u. —— veröffentlicht. Gr. 8°. München, Th. Acker— 
mann, 1891. M. 2,8 

4) Jahresberichie "er Königl. ſächſiſchen Gewerbe-Inſpektoren f. 1890. 
Nebſt Berichten der Königl. ſächſiſchen Berg-Inſpektoren, die Verwendung 
jugendlicher und weibl. Arbeiter beim Bergbau betr. Zuſammengeſtellt im 
Königl. ſächſiſchen Meinifterium des Innern. Gr. 8°, VIII u. 232 ©. Dresden, 
Schröer, 1891. Kart. Mi. 3.— 

5) Jahresbericht des Großherzoglih Badiichen Fabrikinſpektors für das 
Sahr 1890. Ler.:, VI u. 99 S. Karlsruhe, Thiergarten, 1891. Mk. 1,50. 

Wir Schließen uns, um Vergleiche zu erleichtern, im Folgenden zwar der 
Stoffeintheilung des Generalberihts an, bemerken aber, daß wir eine 
andere Dispofition und eine jachgemäßere Vertheilung des Stoff auf eine 
größere Zahl von Rubriken als Vorausſetzung einer bejjeren Brauchbarfeit 
fünftiger Generalberichte bezeichnen müſſen. 
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Die Thätigkeit der Aufſichtsbeamten im Allgemeinen. Der Stand der Induſtrie 
und des Arbeitsmarktes. 


Eintheilung der Auſſichtsbezirke. 


Die Zahl der Auffichtsbezirfe betrug im Berichtsjahre wie im Vorjahre 
5l, auch in der Eintheilung find Aenderungen nicht zu verzeichnen. 

Eine wejentliche Umgeftaltung der Organifation des Auffichts- 
dienjtes it im Berichtsjahre im Großherzogthum Baden eingetreten. Hier 
wurde durch landesberrlice Verordnung vom 6. Juli 1890 eine Fabrik— 
injpeftion errichtet, die zugleich die technifche Aufficht über die einer 
ftaatlich anerkannten Ueberwachungsgefellichaft nicht angehörenden Dampfkeſſel 
und Dampfapparate zu führen bat. Die Fabrikinſpektion ift eine dem 
Minijterium des Innern unmittelbar untergeordnete Gentralbehörde. Sie um— 
faßt drei Beamte, die ihren Wohnfig in Karlsruhe haben, und hat an der 
Spite einen Vorſtand, dem der Titel eines Oberregierungsrathes verliehen 
worden ilt. 

Die Zahl der den Auffichtsbeamten beigegebenen Hilfskräfte hat ſich in 
den Bezirken Chemnig und Hamburg vermehrt. 


Insgeſammt waren thätig 


im Königreich Preußen 18 Auffichtsbeamte mit 11 Aſſiſtenten 
» r Bayern 4 Pr 
J > Sadıien 7 u „ 18 Aſſiſtenten und 7 chemi« 
ſchen Sadıverjtändigen 
m A Württemberg 2 „2 Aſſiſtenten 
Großherzogthum Baden 3 — 
Heſſen 2 ” 
= . Medlenburg-Schwerin 1 Auffichtsbeamter 
" „ Oldenburg 1 ” 
. Sadjen-Beimar 1 
. Herzogthum Sadjien-Eoburg-Gotha h ” 
R A Braunschweig l 
u — Sadjen- Meiningen 1 R 
» 2 Sadjjen-Altenburg 1 Aufſichtsbeamter und 1 Aſſiſtent 
® Anhalt 1 “ 
. Fürftenthum Schwarzburg: Sondershaujen 1 J 
— * Schwarzburg—⸗ Rudolſtadt —1 
— 2 Reuß ä. N 1 * 
e Reuß j 1 & 
in der Freien Stadt Kubi l — 
J Bremen 1 Aufſichtsbeamter und 1 Aſſiſtent 
Hamburg 2 Aufſichtsbeamte und mehrere Hilfsbeamte 


im Reichelande ElſaßLothringen 1 Aufſichtsbeamter und 1 Aſſiſtent. 


Im Fürftenthum Waldeck und Pyrmont werden die Gejchäfte eines Auf— 
ſichtsbeamten von dem Auffichtsbeamten für den Bezirk Kaljel- Wiesbaden wahr: 
genommen. Mecklenburg-Strelitz und beide Lippe find auf Grund des $ 139b 
von der Einjegung bejonderer Fabrikinſpektoren befreit. Dieſer Zuftand dürfte 
aber am 1. April 1892 jein Ende erreichen, da nach der Gewerbenovelle vom 
1. Juli 1891 ein Dispens von der Anjtellung bejonderer Auffichtsbeamten 
nicht mehr jtatthaft iſt. 
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Zuſtändigkeit der Aufſichtsbeamten, Thätigkeit derſelben. 


Die Thätigkeit der Fabrikaufſichtsbeamten hat in den größeren Aufſichts— 
bezirken auch im Berichtsjahre wieder eine mehr oder minder erhebliche Zunahme 
erfahren. Insbeſondere hat ſich dieſe in der erhöhten Zahl der von den Be— 
amten zu erſtattenden Gutachten bemerkbar gemacht. 

Die Zahl der im Berichtsjahre vorgenommenen Reviſionen iſt aus der 
nachſtehenden Tabelle erſichtlich: 


Ueberſicht 


über die Zahl der von den Fabrik-Aufſichtsbeamten im Jahre 1890 vor: 
genommenen einmaligen, mehrmaligen und nächtlichen Nevifionen und der für 
dieſe Nevifionen verwendeten Neijetage. 
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| . | 
I. Preußen | ı! Provinzen Oſt- und — | | | 
I opreußen . . ; 2 | 998 14 10 194 
2 Berlin: Charlottenburg 12 11088 15, bivon! 5 ı 29 für 
| 2 je Imal 164 Anl. in 
Bororten 
' 3] Reg. Bezirke Frankfurt a. O⸗ 
| % tsdam, ausſchl. des ve | | 
zirkes unter 2) ; 2 ' 1073 37 6|‘ 228 
| 4) Provinz Pommern . . 1 483 6, Hievon) 9 126 
ı I Anl, Imat 
5| Provinz Pojen 1 274 15, sievon! 1 92 
1 1 Anl, I3mal 
6 | Negierungsbezirte Breslau | 
und Liegnig 2 | 579 ? — | 8 
7 | Regierungsbezirt Oppeln ; 1 190 15, dienen] — | 87 
| " 6 Anl. je Imal 
1 Ant. je 6mal 
8 ir — | 
| burg . . 4883 26, bieven) 6 116 
| 4 Anl, je 3mal 
| | | 2 Anl. je 4mal 
| 9) Negierungsbezirt —— 
und Erfurt . . 1 | 389 17, bieoon) 1 121 
1 Ant. Imal 
10 | Provinz Schleswig-Holitein | 1, 279 17 — 107 
11 Provinz Hannover 2 567 31 10 187 
112 Regierungsbezirke Minden 
| und Münjter ; 1 281 41, hievon — 89 
| 4 Anl. je Imat 
18) Negierungsbezirt Arnsberg | 2 741 — 210 
14 Provinz —— :1%8 374 6 ı 57 
15 | Regierungsbezirte Köln und | 
Koblenz . - 2 678 — — 160 
16 Regierungsbezirk D düſſeldorf 3 | 1257 78 69 353 
17 | Regierungsbezire Aachen | | 
und Trier ; .1 2 696 25 21 | 119 
18 Reg.⸗Bezirk Sigmaringen I 1 27 — — 8 
I. Bayern 19 ” »Bezirfe Oberbayern, | | | | 
chwaben und Neuburg | 1 | n04 | 15 1 123 ganze 
| | | 18 balbe 








im Jahre 1890. 


Staat 


Rt. 


de 


aufend 


EN 





Aufſichtsbezirke 





II. Bayern 


III. Königreich 
Sachſen 


IV, Württemberg 


V. Baden 


VI. Bellen 


VI. Medienburg 
Schwerin 
VII. Sadjen- 
Beimar 
IX. Oldenburg 


X. Braunſchweig 
XI Sadien= 
Meiningen 
XI. Sadijen- 
Altenburg 





Reg.Bezirke Niederbayern, 


Oberpfalz u. Regensburg 


Regierungsbezirte Mittel: 
und Oberfranken 
Reg.Bezirke Pfalz, Unter: 


franken u. Aſchaffenburg 


‚23, 1. Inipeftionsbezivf Dresden | 
24 2. a » Chemnig 
I \ 
25 | 8. n „  BZmidan 
26 4. — „Leipzig 
27 >. ” »„  Banpen 
28,6. pr „  Meiben 
29 7 Plauen 
30 1. Inſpektionsbezirk: 
Nedar- und Jagſtkreis 
31 2. Jnſpektiousbezirk: 
| Schwarzwaldu. Donaus | 
| keeiissssss 
32! Das Staatsgebiet 
33 1. Aufſichtsbezirk: 
Prov. Starkenburg u 
kreis Worms 
34 2, Aufſichtsbezirk 
Prov. Oberheſſen und 
Rheinheſſen, ausichl. d. 
Kreiſes Worms, 
35 Das Stantögebiet 
36 | Das Ztaatägebier 
37 | Das Staatsgebiet 
38 Das Staatägebiet 
39 | Das Staatögebiet 
| 
40 |; Das Staatsgebiet 


Zahl ver Auhrichte: 


) Hiezu in jümmtlichen Aufſichtsbezirken des 


verjtändiger. 

















o_ Zahl der 
BE — —— — 
- BE| . 
Zziemmal) mehrmals 
- | repidirten Anlagen 
i 2 ae 
| 
1. 560 14, bieven 
t Ant. 3mal 
1 933 7, hievon 
2 Anl. je Imaf 
j 
1 472 22 | 
> 1060 | 0 | 
>10 928 | 
4 | 1288 | | 
| 
4 127 | 6 ) 
j} 
3 1091 | 47 i 
2 | 516 | 48 
| 
l 326 7 
21 84 115 
2 792 61 


3 946 | 81, Bievon 
I 18 Anl. je Naal 
| 19 Kl, je 4mal 
! 





339 31 


21, hieven 
3 Anl. je Imal 
I Anl, 4mal 








l 247 5 
I 271 12 
| 364 22 
l 219 35 
301 4 
2 181 
Königreichs 


Kadıra 


3 








Zahl ver auf 


diefe Reriſtonen 


verwenbeten 
Reiſetage 


ganze 
halbe 


ganze 


5 halbe 


1:34 
688 
247 
312 
228 
188 
112 
228 
261 

188 
155 

93 

115 


un 


ganze 
halbe 
ganze 
halbe 
ganze 
halbe 
ganze 
halbe 
ganze 
halbe 
ganze 
halbe 
gauze 
halbe 


332 


307% 
209 


136 ganze 
3 halbe 


127 ganze 


4 halbe 


2 


54 
118 ganze 
32 halbe 
93 


4 


48 


Sachſen je ein chemiicher Sad) 
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I. | 8 | | 
IE | (5. ahl der | 
ha E88 — — — Zahl der auf 
a ; ; =55 & | bieje Reviſionen 

Staat E Aufiichtsbezirte Be einmal] mehrmals ri en 
5 => | vevidirten Anlagen | Welleioge 

; . — — 

x Sue IT; 

Goburg-Gothal 41} Das Staatägebit . . .| N 40 
XIV. Anhalt 42 | Das Staatögebiet | 1 76 
XV.Schwarzburg* | 

Sondershauſen 43 | Das Staatögebit . . .: 1 —_ 
XVI. Schwarzb. | 

Rudoljtadt |44 | Das Staatsgebiet .|1 117 21, hievon) 2 37 
i 4 Ant. je Imal 
XVII. Waldeck u. | 1 Ant. 4mal 
Pyrmont |45 | Das Staatögebiet | 2) 27 en — 
XVIII. Reuß ä.2.)46 | Das Staatsgebiet 1 166 16 2; 18 ya 
| 30 Yl 
XIX. Reuß j. 2147| Das Staatsgebiet . . 1 187 | _ — 
XX. Lübeck 48 Das Staatögebit . 1 93 2], biebenj 3 1 ganzer 
[ 6 Al. je Imal 7 balbe 
1 Anl, mal 
I Anl, Smal 
XXI. Bremen 49) Das Staatögebit . . .| 2 249 56 3 _ 
XXI. Hamburg |50 | Das Staatsgebiet . . . 2 527 100, Hieven! 9 — 
19 Aut. je Imal 
a 8 Ant, je dmal 
| SI an ö a 
XXIII. Elia erätte:| 25 | 
Kothringen! 51 | Das Staatsgebiet . . „| 2 628 35, hievon| 4 151 
| 4 Anl. je 3mal 





Hienach wurden von insgefammt 85 Auffichtsbeamten, einfchlieglich der 
Aſſiſtenten, 27,610 Anlagen revidirt, hievon 1712 wiederholt und 204 Nachts. 
E3 entfallen demnach auf einen Beamten durchichnittlich 325 Nevifionen, mithin 
erheblich weniger, al3 nach der Denkſchrift über die Nenorganifation der preußijchen 
Fabrifinfpektion von einem Beamten bewältigt werden fünnen. Auf diefen Um: 
ſtand fommen wir am Schlufje unjerer Ausführungen nod) eingehender zurüd. 

Die Seltenheit der nädhtlihen Reviſionen wird, wie in den 
Borjahren, mehrfach damit begründet, daß die Nachtarbeit im Allgemeinen nur 
ausnahmsweiſe üblich, die Kinderarbeit von derielben allgemein ausgeſchloſſen, 
und die nächtliche Frauenarbeit anjcheinend in der Abnahme begriffen tft. 

Ueber das Verhältniß zwiſchen bejichtigten und auffichts= 
pflichtigen Betrieben gibt mur der Jahresbericht für das Königreich 
Sachſen Auskunft. Im Königreich Sachſen, wo die Zahl der revifionsbedürftigen 
Anlagen alljährlich ermittelt wird, waren 1890 13 386 aufjichtspflichtige Be: 
triebe vorhanden. Bon diejen wurden 6840 — 51°/, der Gefammtzahl revidirt, 
555 Anlagen — 4°/, der Gejammtzabl mehr als einmal. 

In der Stellung der Auffichtsbeamten zu den Ortspolizei— 
behörden it eine Aenderung nicht eingetreten. Das Verhältniß wird mehrfach 
als gut geichildert. Eine Reihe von Aufjichtsbeamten nimmt indeſſen Anlaß, 
über die nach vielen Richtungen hin unzureichende und unſachgemäße Reviſions⸗ 
thätigkeit der Ortspolizeibehörden Klage zu führen. Hierauf wird an anderer 
Stelle noch eingegangen werden. 


Die Geſchäfte werden durch den Auſſichtsbeamten für Sachſen-Weimar wahrgenommen 
?) Die Geſchäfte werden durch den Auflichtsbeamten für Kaſſel Wiesbaden wahrgenommen. 
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Auch der Verkehr mit den Arbeitgebern hat jich in der Mehrzahl der 
Aufſichtsbezirke befriedigend geftaltet. Von einem Widerjtreben iſt meiſt nur 
infoweit die Rede gewejen, als es ſich um Durchführung der Beitimmungen 
über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter wie um Eoftipieligere Einrichtungen 
für Krankheits- und Unfallverhütung gehandelt bat. 

Der Berfehr der Auffihtsbeamten mit den Arbeitern it m 
einigen Bezirken, u. A. in Braunschweig, Oberbayern, Pfalz, Leipzig, Heſſen IL, 
Breslau, Liegnig und Reuß ä. L., lebhafter getivorden. In anderen Bezirken 
dagegen, jo 3. B. in Dresden, Zwidaun, Hamburg, Württemberg II und 
Medienburg: Schwerin, hat fich der unmittelbare Verkehr der Auffichtsbeamten 
mit den Arbeitern immer geringer und jchwieriger gejtaltet. Hie und da jcheint 
auch in Arbeiterfreifen noch vielfach Unflarbeit über die Stellung der 
Yuffihtsbeamten zu den Arbeitern zu berrihen. So haben fid 
im Bezirk Magdeburg während der lebhaften Arbeiterbewegung im erjten Theile 
des Berichtsjahres zwar vielfach Arbeiter an den Aufjichtsbeamten gewendet 
und um jeine Bermittelung bei Arbeitseinftellungen nachgeſucht. Es gelang 
dem Aufjichtsbeamten auch in mehreren Fällen, die friedliche Beilegung der 
Ausjtände fördern zu belfen. Daß fich die Arbeiter indeß vielfach noch faliche 
Voritellungen über die Stellung des Gewerberathes machten, geht daraus hervor, 
daß fie in derartigen Fällen wiederholt fragten, was fie ſchuldig wären. 

Ueber den Verkehr der Auffichtsbeamten mit den Berufsgenoſſen— 
ihaften liegen Mittheilungen aus den Bezirken Köln=Koblenz, Wiürttem- 
berg II und Hamburg vor. Nach diejen hat fich der perjünliche Verkehr mit 
Beauftragten oder Seftionsvorjtänden der. Berufsgenolienjchaften im Berichts: 
jahre auf ein geringes Maß beichränft. Als zweckmäßig erwies ich im Bes 
zirke Württemberg II die Einrichtung, gemeinfam mit Beauftragten der Ge: 
nofjenichaften in Fabriken und gewerblichen Anlagen Nevijionen über die vor: 
geichriebenen Einrichtungen für Unfallverhütung vorzunehmen. 

In dem Jahresberichte fir den Aufjichtsbezirt Hamburg wird «8 als 
wünſchenswerth bezeichnet, „wenn auch die beitebenden wirtbichaftlichen 
Körperihaften mehr, als es bisher zu gejcheben pflegte, zu ihren Bes 
rathungen den Fabrikinſpektor hinzuziehen würden“. „Ebenjo jollten die Be: 
rufsgenofjenichaften mindeitens zu ihren gröneren Berfammlungen den Fabrik: 
inſpektor heranziehen und ein weiteres eriprießliches Hand in Hand gehen mit 
demselben herbeiführen.“ 


Stand der Induſtrie und des Arbeitsmarktes. 
Aus den Berichten gebt hervor, daß die allgemeine Yage der Induſtrie 
im Berichtsjahre nicht durchweg eine jo günstige war als im Vorjahre. Trogdem 
bat e8 an Mrbeitsgelegenbeit im Großen und Ganzen nicht gefehlt, da die 
Ausdehnung der indujtriellen Thätigkeit in vielen Induſtriezweigen eine, wenn 
auch nur äußerliche Steigerung erfahren bat. Eine nicht unbedeutende Zahl 
gewerblicher Betriebe ijt nen entitanden, beitebende Anlagen find zum Theil 
erheblich erweitert worden. 
Dies ergibt fih u. A aus folgenden Mittbeilungen: 
sm Auffichtsbezirfe Breslau-Liegnitz beitanden 
gewerbliche Anlagen überhaupt: im Jahre 1888 6045 
„m... 1890 7047, 
gewerbliche Anlagen mit Dampfbetrieb: „ „1888 1854 
1890 2053. 


" " 


TE 
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Hiernach hat jeit 1888 eine außerordentliche Zunahme der Anlagen jtatt: 
gefunden. Einerſeits erklärt fi) das aus dem Uebergang handwerksmäßiger 
Betriebe in fabrifmäßige, entweder in ‘Folge der Vermehrung der Arbeiterzahl, 
oder in zFolge der Einführung des Majchinenbetriebes unter Benugung von 
Gasmotoren ze. Anderfeit3 hat auch eine thatfächliche Vermehrung der Anlagen 
jtattgefunden, fo in der Gruppe der Induſtrie der Steine und Erden durd) 
neu aufgefchlofiene Brüche, neue Ziegeleien und Glashütten, in den poly— 
graphiichen Gewerben durch Vermehrung der Farbendrudereien und in der 
Srzgießerei wie im Mafchinenbau wegen gejteigerter Bejchäftigung. 

Im Aufſichtsbezirke Merſeburg-Erfurt beitanden 

gewerbliche Anlagen überhaupt: 
im Jahre 1888 7607 mit 73,313 Arbeitern 
„_„.. 1890 8014 „ 92,136 
geiverbliche Anlagen mit Dampfbetrieb: 
im Jahre 1885 1265 
R 1890 1472 

Hienach haben jich die gewerblichen Anlagen überbaupt gegen das Jahr 
1885 um 407, die mit Dampfbetrieb um 1207 vermehrt. 

Im Aufſichtsbezirk Polen waren an Fabriken und denjelben gleichitebenden 
Anlagen 5813 im Betriebe, ımd zwar 1145 19,8 Prozent) mit Dampfbetrieb, 
4668 (50,2 Prozent) ohne Dampfbetrich. „Im Vergleich zum Jahre 1889 
hat jomit die Zahl der mit Dampf betriebenen Werke um 2", Prozent zu— 
genommen, diejenige der obne Dampf betriebenen aber um 4#'/, ‚ Proz ent und 
die Geſammtzahl der Betriebe um 4,7 Prozent abgenommen. ‚Die Geſammt— 
arbeiterzahl iſt von 34,007 auf 35,780, alſo um 1773 (5,22 Prozent) ge: 
jtiegen. Dieſe Veränderungen zeigen eine weitere Vermehrung der Dampfwerke 
und Des Deafchinenbetvichen int Bergleich zum Handbetrieb und bei einer nicht 
unmelentlichen Vermehrung der Arbeiterzabl eine Verringerung der Zahl der 
Werke, jomit eine Vergrößerung der Anlagen. Es wurden 179 nene Dampf— 
fejlel, 34 mehr als im Vorjabre, angelegt. Mich die Gejammtzabl der im 
Jahre 1890 ertbeilten neuen Konzeffionen überhaupt weit gegen Das Jahr 
1889 eine Bermehrung (um 62) auf.“ 

Erhebliche Erweiterungen der gewerblichen Thätigkeit, insbejondere auf 
den Gebieten der Kalk-, Cement-, Ziegel-, Glass, Textil: und Cigarreniuduſtrie. 
werden weiterhin aus dem Bezirke Müden Münſter berichtet. Im Regierungs— 
begirte Diinden hat eine Gements Fabrik für 200,000 Tonnen Zahresproduftion 
mit 250 Arbeitern den Betrieb eröffnet, im Negierungsbezirte Münſter find 
7 mechanische Webereien und + Baumwollſpinnereien nen errichtet worden. 

Auch aus den Bezirken Magdeburg, Düſſeldorf, Oberbayern, Pfalz, Meittel: 
jranfen, Meißen, Württemberg I, Baden und Schwarzburg:Rudoljtadt Liegen 
Mittheilungen über zahlreiche Neuanlagen, Erweiterungsbauten und Betriebs: 
vergrößerungen vor. Namentlich find es die Eiſen- und Tertilinduftrie, Die 
Borzellaninduftrie, Bapierfabrifation und die Zucder: und Brauinduftrie, deren 
äußere Entwicklung in diefen Bezirken größere Fortichritte gemacht bat. 

Was die Aenßerungen der Auffichtsbeamten über die Sejammtlage 
der Induſtrie anbelangt, jo gehen dieſelben weit auseinander. Einige 
Beamte, jo z. B. Diejenigen für Hamburg, Lübeck, Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Sachſen-Meiningen und PBraunfchweig, betonen, daß die Yage der Induſtrie 


0 
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im Berichtsjahre zufriedenjtellend umd für die Mehrzahl der Betriebe günftig 
gewejen jei. Der Gewerberath fir Pommern berichtet, daß die Geſammtlage 
der Juduftrie der Provinz im Anfange des Jahres als gut zu bezeichnen ge: 
weien wäre, doch ſei jeit Mai 1890 ein allgemeines, langfames, aber jtetiges 
Zurüdgehen zu bemerken. in ähnliches Urtheil Fällen die Auffichtsbeamten 
für die Bezirfe Nachen-Trier, Chemnig, Zwidau und Oldenburg. Der Be: 
amte für Bremen bezeichnet den Charakter der durchichnittlichen Gewerbe: 
thätigfeit des Vorjahres im Allgemeinen als „mehr den des Stilljtandes denn 
der Entwicklung.“ In der Mehrzahl der Berichte wird indeljen hervorgehoben, 
da die Lage der Induſtrie im Berichtsjahre weit weniger günftig als im 
Vorjahre gewejen, und daß ein empfindlicher Rückſchlag eingetreten jei. 
63 wird das zurücdgeführt auf eine weitere Berichärfung der Konkurrenz: 
verhältnifje, jchwanfende Tendenz der Nohmaterialienpreiie, andanernd hohe 
Koblenpreife, fortgejegte Arbeiterbeiwegungen und Rückgang oder Erjchwerung 
des Abjages, leßteres in Folge der amerikanischen Zollgefeßgebung. Daß die Be- 
jorgniffe binfichtlich der Mac Kinley-Bill übrigens zum Theil übertrieben gewejen 
find, und daß fich namentlich die Sorge, der man fih im Bezug auf die Bill 
in der Textilindustrie hingab, nicht allenthalben als begründet erwiejen bat, 
wird von den Auffichtsbeamten für Leipzig und Zwickau betont.') 

Bon einzelnen Induſtriezweigen haben nad) den Berichten der Aufſichts— 
beamten für die Bezirke Nachen-Trier, Mittelfranken, Sahlen-Meiningen, Ober: 
bayern, Chemmnig, Zwickau, Leipzig, Baden und Pfalz in erjter Linie Die 
Textilindustrie, dann die Eiſen- und Stahlindujtrie, die Tabaffabrifation, Die 
Yeder:, Glaswaaren:, Schiefergriffel- und Zündhölzerinduſtrie unter einem 
ſchlechten Geichäftsgange gelitten. Als bejonders auffallend wird auch die 
Geſchäftsſtockung bezeichnet, Die im Berichtsjahre im der Bauthätigfeit und 
in allen mit dieſer zuſammenhängenden Gejchäftszweigen, in den Kalk- und 
Sranitwerfen, in Steinbruchbetrieben, Ziegeleien, Chamottes und Thonwaaren- 
tabrifen u. j. w. geherricht habe. Hierüber finden ſich u. A. in den Berichten 
der Auffichtsbeamten für Niederbayern, Mittelfranken, Pfalz, Baden und Heſſen IL 
bemerfenswerthe Aeußerungen. Nur der Auffichtsbeamte für Zwidau hat eine 
„lebbafte Bauthätigkeit“ wahrgenommen und der Beamte für Württemberg I 
berichtet, daß das Baugewerbe „jih auf der Höhe der beiden Borjahre 
gehalten habe“. 


11. 
‚unendliche Arbeiter, Arbeiterinnen und Arbeiter im Allgemeinen. 
a. Jugendliche Arbeiter. 


Die Zahl der Anlagen, die jugendliche Arbeiter bejchäftigen, it im 
Berichtsjahre wiederum erheblich geitiegen, von 28,554 im Jahre 1888 auf 
33,791 im Jahr 18W. Die Zunahme beträgt demnach 5,237; von diejer 
entfallen 2,812 auf Preußen, 388 auf Bayern, 559 auf Sachen, 123 auf 
Württemberg, 198 auf Baden, 92 auf Hellen und die übrigen auf Die 





) Der Aufſichtsbeamte von Zwickau bemerkt: „Nur ein verhältnigmähig Meiner Theil 
der Fabrikanten des Bezirks erportirt nad) Nordamerika. Am meiften dirfte von der Bill 
die Strumpfwaaren- Fabrikation getroffen worden jein, wogegen die Kleiderſtoffbranche verhältniß- 
mäßig weniger von derjelben zu leiden hatte, indem man bier bejtrebt gewejen tt, durch 
Heritellung fjeinerer Waaren der Wirkung der veränderten amerifaniichen Zollgejepgebung 
möglichit vorzubeugen.” 
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andern Bundesſtaaten mit Ausnahme von Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Waldeck und Bremen. Von der Geſammtzahl der Anlagen mit jugendlichen 
Arbeitern fommen auf Preußen 19,316, Bayern 1,997, Sadjen 6,117, 
Württemberg 1,102, Baden 1,450, Heſſen 744 und der Reit auf die anderen 
Bındesitaaten. 

Auch die Zahl der jugendlichen Arbeiter hat jehr erheblich zu— 
genommen und ift von 192,165 im Jahre 1888 auf 241,737 im Jahre 18%, 
mithin um 49,572 — 25,, Prozent gejtiegen. An Ddiefer Zunahme find be 
theiligt Preußen mit 22,182, Bayern mit 3,764, Sachjen mit 4,822, Württem: 
berg mit 1,667, Baden mit 3,330, Hefjen mit 991 Perfonen, der Reit entfällt 
auf die anderen Bundesftaaten. Im Jahre 1883 waren von 192,165 jugend» 
lichen Arbeitern 124,526 männlichen und 67,639 weiblichen Geſchlechts, im 
Berichtsjahre von 241,737 jugendlichen Arbeitern 156,008 männlichen und 
85,729 weiblichen Geſchlechts Das Verhältniß der Gejchlechter zu der Gejammt- 
zahl hat fich demnad) um ein Geringes verſchoben. Im Jahre 1883 waren 
von je 100 befchäftigten jugendlichen Arbeitern 35,, Prozent, im Berichtsjahre 
dagegen 35,, Prozent weiblichen Geſchlechts. 

Die Zunahme der jugendlichen Arbeiter wird zurüdgeführt auf die Zus 
nahme der gefammten Arbeiterzahl überhaupt, auf die Zunahme der induftriellen 
Anlagen, auf größere Einftellungen in Folge eines zu Anfang des Berichts: 
jabres eingetretenen Arbeiternangels mancher Fabriken und auf Eröffnung von 
Fabrifbetrieben in bisher induftriearmen Gegenden. Hierzu fommt, daß für 
das Jahr 1890 zum eriten Male die Zahlen der in Eljaß-Lothringen bejchäftigten 
jugendlichen Arbeiter (11,239) in dem Ueberfichten erjcheinen. 

Bon den jugendlichen Arbeitern entfielen auf die men der 
188: 8 


jungen Leute 169,252 214,252 
Kinder 22,913 27,485 


Die Zunahme der Zahl der jungen Leute betrug ſonach 45,000 = 
25,, Prozent; fie trat, abgejeben von zwei Bergiverfsbezirken, in allen Auf 
Jicht&bezirfen mit Ausnahme der Bezirfe Poſen und Anhalt, wo eine geringe 
Abnahme zu verzeichnen ift, ein. Von je 100 jungen Leuten waren 35,, Prozent 
gegen 35,, Prozent im Jahre 1888 weiblichen Gejchlechts. 

Auch die Zahl der beihäftigten Kinder hat gegen das Jahr 1888 
leider eine Vermehrung um 4,572 d. i. um 19, Prozent erfahren. An diefer Zus 
nahme ift indeilen nur ein Theil der Auffichtsbezirfe betheiligt (Dit: und Weit- 
preußen, Bommern, Poſen, BreslausLiegnig, Hannover, Minden: Münjter, Köln 
Koblenz, Düſſeldorf, die bayerischen, jächiiichen, württembergifchen und heſſiſchen 
Auffichtsbezirfe, Sachjen- Weimar, Oldenburg, Bramichweig, Sachſen-Meiningen, 
Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolitadt, Reuß j. L. und 
Hamburg), in anderen Bezirken fand eine Abnahme ftatt (Berlin-Charlottenburg, 
Potsdam Frankfurt a. D., Magdeburg, Merjeburg-Erfurt, Schleswig, Arns— 
berg, Kaſſel-Wiesbaden, Nachen-Trier, Sigmaringen, Sachjen- Altenburg, Walded, 
Neuß ä. L., Lübeck und Bremen), und im Auffichtsbezirfe Schwarzburg-Sonders— 
haufen wurden, wie 1888, jo auch im Berichtsjahre Kinder in Fabriken über: 
haupt nicht beichäftigt. Bon je 100 beichäftigten Kindern waren im Jahre 
1890 37,, gegen 35,; Prozent im Jahre 1885 weiblichen Gejchlechts. 

Un der Vermehrung der Zahl der jugendlichen Arbeiter find auch im 
Berichtsjahre ſämmtliche Induftriegruppen betheiligt. Das gebtjaus der folgenden 
Zuſammenſtellung bervor. 
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Es waren jugendliche Arbeiter bejchäftigt 














in der Induſtrie-Gruppe—: | 1856 | 1888 1890 
| 
ES Des erg Fan | 
III. Bergbau, Hütten und Salinenweien . . ' 14,928 18,967 | 23,573 
IV, 


Induſtrie der Steine und Erden . . . 15,844 20,035 | 24,859 
V. Metallverarbeitung . 
VI Maſchinen, Werkzeuge, Inſtrumenten, 

Apparaitte 


14,904 | 20,261 | 26,667 
11,515 | 15,708 | 23,428 


VI. Chemiſche Induſtrie 2,304 2,642 3,878 


VIII Industrie der Leucht- und Heizftoffe . . 538 625 | 905 
IX, Zertilindufnie . > > 2 2 2 20 45,617 4,028 67,442 
X. Bapier und Leder. 497140 11,356 | 13,244 
XI. Industrie der Holz: und Schnigitoffe . | 5,94 | 7,879 | 10,129 

XI, Nahrungs und Genußmittel . .» . . 19,820 23,123 | 26,857 

XIII. Belleidung nnd Reinigung.... 632239 7,701 9,616 

XV. Polygraphiſche Gewerbe. 57781 6,733 7,839 

Sonftige Induftriezweige. . . . 4. | 3,008 3,109 | 4,314 





Was die Verwendung der Gejchlechter in den verjchiedenen Induſtrie— 
zweigen anbelangt, jo ergiebt fich, daß weibliche jugendliche Arbeiter nach wie 
vor am verhältnigmäßig zahlreichiten in der Textilindustrie, mit 47,, gegen- 
über 47,, Prozent im Jahre 18388 verwendet werden, demnächſt mit 14,, 
(gegenüber 15,,) Prozent in der Nahrungs: und Genußmittelinduftrie, mit 7, 
(gegen 8) Prozent in der Befleidungs: und Reinigungsindustrie, mit 7,, (gegen 7) 
Prozent in der Papier: und Lederinduftrie, mit 6,, (gegen 5,,) Prozent in der 
Metallverarbeitung, mit 4, (gegen 4,,) Prozent in der Induftrie der Steine 
und Erden, mit 1,, (gegen 1,,) Prozent in der Bergwerks- und Hiüttenindujtrie 
umd im übrigen in den anderen Induſtriezweigen. 


Die männlichen jugendlichen Arbeiter find vertreten in der Tertilinduftrie 
mit 17,, gegen 17,, Prozent im Jahre 1888, in der Bergwerksinduftrie mit 
14 (gegen 14,,) Prozent, in der Metallindustrie mit 13,, (gegen 13,,) Prozent, 
in der Induſtrie der Mafchinen und Werkzeuge mit 13,, (gegen 11,,) Prozent, 
in der Induftrie der Steine und Erden mit 13, gegen 13,, Prozent, in der 
Nahrungs: und Genußmittelinduftrie mit 9,, (gegen 10,,) Prozent, in der In— 
duftrie der Holz: und Schnigjtoffe mit 5,, (gegen 5,0) Prozent u. ſ. w. 

Weſentliche Veränderungen find nach Alledem in der Verwendung jugend: 
licher Arbeiter nach Altersklaſſen und Gefchlechtern in den einzelnen Induſtrie— 
zweigen nicht eingetreten. 


Ueber die Art der Beihäftigung jugendliher Arbeiter im 
Allgemeinen liegt eine Weihe von Aeußerungen vor, welche die Be: 
Ihäftigungsweife im Großen und Ganzen als eine angemejjene bezeichnet. 
Nur der Gewerberath für Minden-Münfter, der im Berichtsjahre Ermittel- 
ungen angejtellt hat, die jih u. A. auch auf den Einfluß der indujtriellen 
Arbeit auf fchulpflichtige Kinder eritreden, bemerkt: „Wenngleich die Kinder 
feine anstrengenden Arbeiten zu verrichten haben, jo übt doch die andauernde 
Beihäftigung auf die gefammte Entwicklung einen nachtheiligen Einfluß aus, 
weil ihnen nicht genügend Zeit verbleibt, fich im Freien zu bewegen. Die 
Kinder find, auch wenn fie körperlich gefund find, meist träge und nicht geweckt, 
daß ihnen die Freudigkeit umd Luft zum Lernen fehlt, die Aufmerkſamkeit 
ungenügend und ihr Betragen häufig zu tadeln ijt.“ 
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Don Aeußerungen über ungecignete Beichäftigungsarten für 
jugendliche Arbeiter verdienen die iiber Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
in Ningofenziegeleien, in Schiefergriffel:, Zündhölzer-, und Gigarrenfabrifen, 
in der Binfelfabrifation, in Näbmafchinenfabrifen, bei der Bedienung von 
Kreisjägen und mit dem Putzen feiner Gußwaaren- in Stablgießereien, hervor: 
gehoben zu werden. Auch die Klagen, daß gewifie Zweige der Haug: 
industrie Gefahren für die Geſundheit der jugendlichen Arbeiter im Gefolge 
baben, ehren, wie in früheren Berichten, jo auch jet wieder. Namentlich 
gilt das von der hausindujtriell betriebenen Porzellanfabrifation. Hierüber 
bemerkt der Auffichtsbeamte für Schwarzburg » Sondersbaujen: „Die gegen 
wärtig durch Stangen maſſenhaft angefertigten Fleineven Gegenftände, wie 
Flaſchenſtöpſel 2c. werden im getrockneten Zujtande aus den Fabriken abgeholt 
und in den Wohnungen der Arbeiter abgepußt. Zu dieſer Arbeit werden 
faſt nur jchulpflichtige und noch jüngere Kinder verwendet, von denen mins 
deſtens hundert auf diefe Weile Beichäftigung finden. Die Kinder find dabei 
genötbigt, in den meilt engen, schlecht gelüfteten und gereinigten Wohn: 
räumen den aus den Abfällen ſich entwickelnden Staub der Porzellanmaſſe 
einzuathmen, der jelbjt in gut gereinigten Fabrikräumen für die Erwachjenen, 
insbejondere die Dreber jo verderblich wirft. Der jehr geringe Verdienſt, 
der dadurch den Familien zufließt, iteht meines Grachtens in feinem Ber: 
bältniffe zu den Durch die Arbeit bervorgernfenen geſundheitlichen Schädig- 
ungen.“ 

Die Abneigung, Kinder zu bejhäftigen, it auch im Berichts: 
jahre wieder bie und da bervorgetreten. Einige Auffichtsbeamte äußern ſich 
dahin, daß ein Verbot der Kinderbejchäftigung in Fabriken obne 
Schwierigkeiten durchzuführen jei, andere befürchten, daß Das Verbot der 
sabrifarbeit Die Kinder der die Gejundheit jchädigenden Hausinduftrie zus 
rühren werde, und glauben, daß eine geiegliche Ueberwachung der Haus: 
indujtrie wenig Erfolg verjpredhe. Die Gewerberrdnungsnovelle vom 1. Juni 
1891 bat inzwijchen die Anordnung getroffen, dal vom 1. April 1892 ab 
Kinder unter dreizehn Jahren in Fabriken überhaupt nicht mehr bejchäftigt 
werden Dürfen und Kinder über dreizehn Jahre nur dann, wenn fie nicht mehr 
zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet find. 

Die von den Auffichtsbeamten und den Ortspolizeibehörden ermittelten 
Zuwiderbandlungen gegen die gejeglihen Borjchriften über 
die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter find auch im Berichtsjahre nicht unerbeb- 
lid gewejen, obwohl fie in einigen Bezirken eine Abnahme erfahren haben. 
Die Mehrzahl der Uebertretungen betrifft allerdings Verſtöße gegen die 
formellen Bejtimmungen der Gewerbeordnung (Mrbeitsfarten, 
Arbeitsbücher, Berzeichnifje und Aushänge); ebenio bat jich die Wahrnehmung, 
daß fich derartige Ordnungswidrigkeiten befonders in ländlichen Bezirken und 
Eeineren Städten vorfinden, vom Neuen beftätigt gefunden. Nach einer Aus— 
führung des Auffichtsbeamten für den Bezirk Düſſeldorf handelt es fich Freilich 
bet den Uebertretungen der formellen Borjchriften der Gewerbeordnung nicht 
immer [ediglich um ein Berjeben, jondern zuweilen läuft auch eine beabjichtigte 
Verſchleierung gröberer Uebertretungen der Vorjchriften über die Arbeitszeit 
und die Baufen mit unter. Soldye Erfahrungen follten „die Ortspolizeibebörden 
bejtimmen, bei ihren Befichtigungen den Aushängen eine größere Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden, als dieſes jeßt- noch manchmal zu geichehen jcheint. So ergaben 
im verflolenen Jahre nähere Nachforichungen in verschiedenen Anlagen, welce 
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feine Verzeichniſſe der jugendlichen Arbeiter ausgehängt und die Arbeitszeit 
md Pauſen auf denjelben nicht angegeben batten, daß die gejeßlichen Be— 
ſtimmungen auch in anderer weitergehender Weile außer Acht gelajien wurden.“ 

Much bezüglich der Uebertretungen der Beitimmungen über die Arbeits: 
zeit ımd Die eimzubaltenden Banjen wird in einer größeren Neibe von 
Berichten bervorgeboben, daß dieje Uebertretungen mehr in Eleinern Städten, 
auf dem Lande und in iolirt gelegenen Betrieben, als in größern Induſtrie— 
orten vorkommen. In eriter Linie waren es Betriebe der Tertilinduftrie, 
namentlih Spinnereien und Webereien, im welchen den geſetzlichen Anz 
torderimgen nicht genügt wurde. Beſonders zahlreiche und vor Allem jchwere 
lebertretungen der gejeglichen Arbeitszeit famen auch in den Ziegeleien vor. 
Hier wird die Uebertretung dadurch erleichtert, daß viele Ziegeleien abgejondert 
im freien Felde liegen und eine eingebende Beauffichtigung nicht zulaſſen. Auch 
glaubt man bemerft zu baben, daß die Arbeit in Ziegeleien einen ungünftigen 
Einfluß auf die Entwicdlung der jugendlichen Arbeiter ausübe. Mit Rückſicht 
hierauf wie überhaupt der im Ziegeleigewerbe herrſchenden Mißſtände halber 
icheint dem Auffichtsbeamten fir das Großberzogtbum Oldenburg der Erlaß 
von Borjchriften gerechtfertigt, die die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Ziegeleien ganz verbieten oder von der Beibringung ärztlicher Zeugnifje 
abhängig machen. Im Gegenſatz bierzu steht eine Aeußerung des Gewerbe: 
rathes für Oſt- und Weftpreußen, der glaubt, daß einer Verlängerung der 
Arbeitszeit jugendlicher Arbeiter auf 11 Stunden in Ziegeleien Bedenken nicht 
entgegen jtänden, da „Die Arbeit leicht jei und im Freien jtattfinde.“ 

Wegen der Geiebesübertretungen wurden vielfach empfindliche Strafen 
verhängt. Daß jolche in der Negel für längere Zeit einen beilfamen Einfluß 
auf die benachbarten Fabriken deſſelben Ortes, namentlich auf dem Lande, 
auszuüben pflegten, wird u. A. in dem Berichte für den Aufſichtsbezirk Aachen— 
Trier hervorgehoben. Freilich wird auch darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
Zahl der tbatfächlichen Uebertretungen wohl eine erheblich größere geweſen fei, 
ala wie fie fih aus den Fällen ergeben habe, in denen man von den Verftößen 
Nenntniß erlangt hätte. 

Nah $ 139a der Gewerbeordnung kann durch Beſchluß des Bundes: 
rathes die Verwendung jugendlicher Arbeiter für gewifje 
sabrifationszmweige gänzlih unterjagt oder von befonderen 
Bedingungen abhängig gemacht werden Die auf Grund diefer 
Beſtimmungen erlalienen Borjchriften des Bundesrathes, betreffend die Be— 
ihäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen in Walz: und Hammer: 
werfen, in Glashütten und in Spinnereten, find ebenfalls mebrfach übertreten 
worden. Namentlich wird von Unvegelmäßigfeiten da berichtet, wo es fich um 
ärztliche Zeugnifje handelt, welche für Zulaſſung jugendlicher Arbeiter erforderlich 
nd. Ueber die Nothwendigfeit einer regelmäßigen Wiederholung der 
ärztlihen Unterſuchung beißt es in dem Jahresbericht für den Aufſichts— 
bezirt Württemberg II: „In den Fällen, in welchen für Zulafjung jugendlicher 
Arbeiter ärztliche Zeugniſſe vorgefchrieben find, wäre zu wünjchen, daß es 
nicht bei einer einmaligen ärztlichen Unterfuchung ſein Bewenden hätte. Sch 
batte Gelegenheit zu beobachten, daß die Gejundheit einzelner ſolcher Arbeiter 
nah längerer Beihäftigung (wobei öfters auch die Art der Beichäftigung 
geändert wird) angegriffen schien. Es wäre daher gut, wenn die Beurtbeilung 
des jeweiligen Gefumdheitszuftandes jolcher jugendlicher Arbeiter nicht blos den 
Arbeitgebern und den Eltern anbeimgeftellt wäre, ſondern regelmäßige ärztliche 
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Unterſuchungen auch ſpäter angeſtellt würden. Eine Beſorgniß erregende Ab— 
nahme der Geſundheit und damit der Arbeitskräfte zeigt ſich manchmal beſonders 
bei ſolchen jugendlichen Arbeitern, welche nicht am Ort der Fabrik ſelbſt 
wohnen, ſondern täglich vor und nach der Arbeit noch weite Wege zu machen 
haben und dabei häufig auch noch einer guten Nahrung den Tag über entbehren.“ 

Ueber die Reviſionsthätigkeit der Ortspolizeibehörden ſind 
auch im Berichtsjahre wieder lebhafte Klagen laut geworden. Um über deren 
Bedeutung und Urſachen Klarheit zu gewinnen, empfiehlt es ſich freilich, nicht 
auf die im Reichsamt des Innern zuſammengeſtellten „Amtlichen Mittheilungen“ 
zurückzugreifen, ſondern aus der Quelle der Originalberichte zu ſchöpfen. 
In letzterem Falle erhält man ein weſentlich anderes Bild, als im erſteren.) 
Zu bejjerer Beleuchtung dejjen jeien einige Stellen auß den Berichten der 
Preußiſchen Gewerberäthe mitgetheilt. 

Der Gewerberath für Dft: und Wejtpreußen bemerkt: „Uebertretungen 
der Beitimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken 
find mehrfach fejtgejtellt und bejtraft worden. Zumeiſt bezogen fich diejelben 
auf das Fehlen von Arbeitsbüchern und von vorgejchriebenen Aushängen. 
Bejonderd wurden derartige Ordnungswidrigfeiten in ländlichen Bezirken und 
fleineren Städten gefunden, fie wurden aber aud in Königsberg und Danzig 
feitgeitellt. Auffallend war es, daß ich nur verhältnigmähig jelten unter der 
„Reviſionsvermerk“ überjchriebenen Spalte des aushängenden Verzeichniſſes 
der jugendlichen Arbeiter eine die jtattgehabte Reviſion betreffende Notiz gefunden 
habe ..... Ferner iſt mir mehrfach auch in diefem Jahre mitgetheilt worden, 
daß die Amtsvorjteher als die in Ländlichen Bezirken zuftändigen Bolizeibehörden 
nicht immer Formulare zu Arbeitsbüchern vorräthig haben, und daß hierdurch 
für die ein jolches Buch nachſuchenden Arbeiter Weiterungen und Yohnverlufte ent= 
ftauden ſind . . . In mehreren Fällen legten mir Betriebunternehmer für 
die minderjährigen Arbeiter — von der Polizei ausgejtellte — gejchriebene 
Arbeitsjcheine jtatt der orduungsmäßigen Arbeitsbicher mit der Neußerung vor, 
daß die PVolizeibehörde diefe Scheine den jugendlichen Arbeitern an Stelle der 
Arbeitsbücher ausgehändigt habe ... . Ein weiterer häufig von mir beobachteter 
Uebelitand iſt, daß die Polizeibehörden fich nicht immer ausreichend darüber 
unterrichten, ob der ein Arbeitsbuch nachjuchende jugendliche Arbeiter vorher 
anderswo gearbeitet habe und jomit bereit3 ein Arbeitsbuch befigt, vielmehr 
ohne jolhe Erhebungen, auch ohne daß ein Antrag oder die Zuſtimmung des 
Vaters beziehungsweife des Vormundes vorliegt, ein neues Buch ausjtellen.”?) 
Der Gewerberath für den Regierungsbezirk Düſſeldorf berichtet: „Auch durch 
den Gewerberath und jeinen technischen Aifistenten wurden Webertretungen in 
größerer Zahl ermittelt. Die formellen Berjtöße betrafen vorzugsweije Die 
Aushänge, die entweder fehlten oder nicht ordnungsmäßig beichaffen waren, 
feinen Vermerk über Arbeitszeit und Pauſen enthielten, in Walziverfen das 
Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter nicht jchichtenweife geordnet hatten und 
anderes mehr. Die oft gemachte Erfahrung, daß es fich in folchen Fällen 
nicht immer lediglich um ein Verſehen handelt, vielmehr zumeilen auch eine 
beabfichtiate Verjchleierung gröberer Uebertretungen bezüglich der Arbeitszeit 
und der Pauſen hierbei mit unterläuft, jollte die Ortspolizeibehörden bejtimmen, 


) Bal. hiezu meinen Aufſatz: „Die Thätigkeit der preußifchen Ortöpoligeibehörden als 
Organe der Gewerbeaufjicht” im Archiv für joziale Gejeggebung und Statiſtik, Bd. TV, ©. 600-617. 
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bei ihren Befichtigungen den Aushängen eine größere Aufmerkſamkeit zuzu— 
wenden, als dieſes jeßt zu geſchehen ſcheint . . . Erhebliche Ueberſchreitungen 
der Arbeitszeit wurden ferner in mehreren Fabriken ermittelt, auf deren Ver— 
zeichniß der Reviſionsvermerk der Ortspolizeibehörde fehlte. In einer von 
dem großen induftriellen Verkehr abgelegenen Stadt des Bezirks ftellte der 
Berichterjtatter fejt, daß in jämmtlichen (!) gewerblichen Anlagen und bei etwa 
60 jugendlichen Arbeitern die gefeglichen Beſtimmungen nicht vollftändig zur 
Durhführung gelangt waren. Die Aushänge fehlten überall, die Arbeitszeit 
und die Pauſen entiprachen nicht dem Geſetz, und jelbit die Ausftellung der 
Arbeitsbücher beziehungsweiie Arbeitsfarten erfolgte nicht überall ordnungs- 
mäßig. Allein aus den drei legten Jahren wurden 31 für Kinder unter 
14 Jahren ausgeftellte Arbeitsbücher vorgefunden.”') Der Gemerberath für 
die Provinz Hannover theilt mit, daß die Aufficht der Drtsbehörden über 
Befolgung der gejeglichen VBorjchriften, betreffend die Beichäftigung jugendlicher 
Arbeiter in Fabriken, an einzelnen Orten immer noch zu wünſchen übrig laſſe. 
„Die angetroffenen Verſtöße bejteben namentlich in fehlender Ausfüllung der 
Arbeitsbücher und in unrichtig geführten Berzeichnifjen der jugendlichen Arbeiter... 
Es ijt mehrfach vorgefommen, daß mir auf meine Bitte um VBorlegung der 
Arbeitsbücher ein großes Packet eingehändigt wurde, deſſen Durchjicht ergab, 
daß ein großer Theil der Buchinhaber längſt nicht mehr in Arbeit jtand.“ *) 
In ähnlicher Weile betonen die Gewerberäthe für Poſen, Frankfurt a. D.: 
Potsdam, Merjeburg - Erfurt und Arnsberg, daß die Ortspolizeibehörden die 
Berolgung der geieglichen Vorſchriften über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
nicht genügend beauffichtigen und der Hauptfache nach höchſtens bei Nachrevifionen 
eine werthvolle Thätigfeit entwideln. Nur der Gewerberath für Oppeln, der 
die Nevifionsthätigfeit der Ortspolizeibehörden jcheinbar aus dem Grunde für 
eine Jachgemäße und erfolgreiche gehalten hat, weil ihm nennenswerthe Ueber: 
tretungen nicht mitgetheilt wurden, und die Aufjichtsbeamten für Berlin und 
für Aachen:Trier wiſſen von einer jehr regen Thätigkeit der Ortspolizeibehörden 
zu berichten, leßterer nur binfichtlich der Stadt Aachen; in anderen Orten des 
Bezirkes Aachen dagegen mußten Die DOrtspolizeibehörden in jehr zahlreichen 
Fällen zu Nachrevifionen veranlaßt werden. Daß übrigens auch in der Stadt 
Berlin die polizeiliche Reviftion zu jehr nach der Schablone vorgenommen werden 
dürfte, läßt ſich aus einer Nachricht jchließen, die vor einigen Monaten durch 
die Berliner Zeitungen ging. Sie bejagte, die Bolizeibehörden nähmen gegen- 
wärtig die alljährlichen Befichtigungen vor, die ſich auf die Befolgung der zum 
Schuße der jugendlichen Arbeiter erlaſſenen Borjchriften eritredten. Die Arbeit 
geber waren ſonach von dem Erjcheinen der Beamten rechtzeitig in Kenntniß 
gejegt und befanden fich in der Lage, die in ihren Betrieben vorhandenen Geſetz— 
widrigkeiten abzuftellen. 

Wie im Negierungsbezirt Aachen, jo erfolgt jetzt auch im Regierungs— 
bezirt Trier die Reviſionsthätigkeit der PBolizeibehörden nad) einem bejtimmten 
Schema. Für jede gewerbliche Anlage it ein Formular vorgejehen, und die 
Drtspolizeibehörden find verpflichtet, in allen Anlagen, wo jugendliche Arbeiter 
beichäftigt werden, im Jahre mindejtens zwei Nevilionen vorzunehmen, dag 
Ergebniß einzutragen und die ausgefüllten Formulare am Schluß des Jahres 
dem Regierungspräfidenten einzureichen. Daß eine derartige Einrichtung viels 

1) Berichte, a. a. O. ©. 250. 
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leicht hier und da einen beijeren Schuß der jugendlichen Arbeiter zu jichern 
vermag, wollen wir gern zugeben; allein wir dirfen doch nicht vergeſſen, daß 
im Allgemeinen feine Bürgichaft vorhanden ift, daß die in das Formular ein: 
getragenen Nevifionen auch wirffih ſachgemäß ausgeführt wurden. 

Ausnahmen von der durch die 88 135 und 136 der Gewerbeordnung 
geregelten Arbeitszeit jugendlicher Arbeiter wurden im Berichtsjahre in 
größerer oder geringerer Zahl u. A. in den Bezirken Berlin-Charlottenburg, 
Merjeburg-Erfurt, Minden-Münfter, Köln-Koblenz, Düfjeldorf, Machen- Trier, 
Mittel: und Oberfranken, Pfalz, Leipzig, Württemberg I und II, Anhalt und 
Hamburg bewilligt. Mehrfach wurden ſolche Bervilligungen, deren häufiges 
Vorkommen natürlicherweife die Kontrole über die Befolgung der gejeglichen 
Borichriften nicht nur für den Fabrikinſpektor, jondern auch für die zur regel: 
mäßigen Beauffichtigung berufenen UOrtspolizeibehörden erjchwert, von Der 
Erfüllung befonderer Bedingungen abhängig gemacht. Nicht erbeten oder nicht 
zugelafien wurden Ausnahmen von der gejeglichen Arbeitszeit in den Auffichts: 
bezirken Potsdam-Frankfurt o. O., Breslaustiegnig, Magdeburg, Eajjel-Wies- 
baden, Dresden, Meißen und Eljaß-Lothringen. 

Ueber die Heritellung bejonderer Räume für den Aufenthalt 
derjugendlihenArbeiter während der gejeglihvorgejchriebenen 
Baufen liegt eine Reihe von Mitteilungen vor. Diejelben gehen im Großen 
und Ganzen dahin, daß in den größeren Fabriken die Fürſorge für die jugend- 
lichen Mrbeiter während ihrer Pauſen durch Gewährung von Obdach und 
Aufficht immer mehr bethätigt wird, während in den mittleren und fleineren 
Betrieben das Verſtändniß für eine derartige Fürforge noch zu fehlen jcheint. 

Der Trennung jugendliher Arbeiter von erwadjenen Ber: 
jonen bringen die VBetriebsunternehmer nach einer Mittheilung des Auffichts- 
beamten für den Bezirt Dresden aus technischen Gründen beinahe durchweg 
eine ausgejprochene Abneigung entgegen. Dagegen findet im Bezirk Ziwidau 
joldye Trennung, joweit thunlich, jtatt. 

Ueber das Lehrlingswejen in Fabrifen liegt auch für das Berichts: 
jahr eine Reihe von Aeußerungen vor. Nach den einen hat das Bejtreben 
der Arbeitgeber auf eine beijere Ausbildung der Lehrlinge Fortichritte gemacht, 
nad andern weiſt der Prozentiak derjenigen jugendlichen Arbeiter, die in 
einem Lehrlingsverhältnig jtehen, gegen früher einen wefentlichen Rüdgang auf. 
Berjchiedentlicd wird auch darauf hingewiejen, daß manche Induſtrielle junge 
Leute vor vollendetem 16. Lebensjahr deshalb ungern als Lehrlinge annehmen, 
weil fie die Durchführung der gejeglichen Vorjchriften über die Arbeitszeit und 
die Paufen bei den Lehrlingen für unthunlich halten. Nach den Beobachtungen 
des Auffichtsbeamten für den Bezirk Mittel- und Oberfranken findet fich ein 
„geregeltes Lehrlingsweſen überall dort, wo größere Anſprüche an das Können 
des Einzelnen gejtellt werden, und leßteres fich nicht, wie 3. B. in der Textil-, 
Bleiftift:, Drahtinduftrie u. ſ. w. in 2 bis 3 Wochen erwerben läßt. Es find 
daher faſt ſtets die alten Handwerkskenntniſſe des Schlofjers, Gürtlers, 
Flaſchners, Schreiners, Feinmechanikers, Buchdruckers, Rothſchmiedes, Drechslers, 
Thondrehers u ſ. w., welche auch im heutigen Fabrikbetriebe von dem jungen 
Anfänger durch eine längere Lehrzeit erworben werden müjjen, und je fejter 
geregelt dieſe Lehrzeit iſt, deſto achtungswertber pflegt das Können und bes 
rechtigte Selbjtbewußtjein des künftigen jelbjtändigen Arbeiters zu fein.“ 

Auf dem Gebiete des Fortbildungs- und Fachſchulweſens hat 
das Intereſſe der Fnduftriellen in jüngster Zeit erfreulicherweife zugenommen. 
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In einer großen Reihe von Orten find derartige Anitalten im Berichtsjahre 
gegründet worden; Doc) ſcheinen die Unterrichtsſtunden vielfach auf eine Tages— 
zeit verlegt worden zu ſein, die als ungeeignet bezeichnet werden muß. 
Wie der Auffichtsbeamte für Württemberg mittheilt, dauert der Unterricht in 
Fortbildungsichulen „an manchen Orten bis 9'/, oder 10 Uhr Abends, jo 
daß für folche, welche nachher noch einen weiten Weg zur Schlafftätte zu 
machen haben und ebenjo morgens früher aufbrechen müſſen, der Schlaf jehr 
abgekürzt wird. Es ift auch nicht zu erwarten, daß ein ſolcher Junge, der 
den Tag über fleißig gearbeitet hat, in den jpäten Abendftunden noch viel 
Nüsgliches Iernen wird.“ Im Auffichtsbezirt Oft: und Weitpreußen empfanden 
die Direktionen einiger Zuderfabrifen die Einrichtungen der obligatorijchen 
Fortbildungsichulen unangenehm, da jie jegt nicht mehr in-der Lage wären, 
jugendliche Arbeiter zwijchen 16 und 18 Jahren anzunehmen, weil die Nacht: 
Ihicht bereit um 7 Uhr beginne, während der Schluß der Fortbildungsschulen 
erſt gegen 9 oder 10 Uhr Abends erfolge. 

Auf Die erziehlihe Bedeutung des Handfertigfeitsunterrichtes 
weilt der Gewerberath für Oppeln hin. In deſſen Bezirk hat diefer Unterricht, 
der zuerit im Kreife Beuthen in den Städten Beuthen und Königshütte Ein: 
gang gefunden, an Ausdehnung zugenommen. „Für das Intereſſe und Ver— 
jtändniß, welches feiner Bedeutung zuerkannt wird, ſpricht die Thatjache, daß 
auch Kinder wohlhabender Eltern an dem Unterrichte theilnehmen. In neuerer 
Zeit find in dem genannten Kreife noch in Scharley und Lipinn Handfertig- 
feitsjchulen gegründet worden. Außerdem bejtehen an 4 andern Orten Schulen 
diejer Art, welche ſich eines regen Beſuchs erfreuen, und in denen mit Erfolg 
unterrichtet wird.“ ') 

Die im Auffichtsbezirt Düfjeldorf vorkommende Beichäftigung jugend: 
licher Arbeiter als jelbjtändiger Meiiter in Solinger Schleifereien 
gab dem RegierungsPräfidenten Veranlafjung, Erhebungen anftellen zu lajjen. 
Es wurde hiebei ermittelt, daß 1890 in Dampffchleifereien des Kreifes Solingen 
140 minderjährige jelbjtändige Schleifermeifter thätig waren, die zum Theil 
mit Gehilfen umd Lehrlingen arbeiteten. Das Bedenkliche diefer Zuftände liegt 
flar zu Tage; ob es indejjen gelingen wird, im Intereſſe der Erhaltung eines 
tüchtigen gejchulten Arbeiterjtandes hier Wandel zu ſchaffen, jcheint, wie der 
Gewerberath für Düſſeldorf bemerkt, zur Zeit wohl noch zweifelhaft. 


b) Arbeiterinnen. 


Die Zahl der weiblihen Arbeiter bat, wie in einer Neihe von 
Berichten hervorgehoben wird, nur eine im Verhältniß zu der Vermehrung 
der Zahl der Arbeiter überhaupt ftehende Steigerung erfahren: doch gibt es 
natürlich auch nach der einen, wie nach der andern Richtung hin beachtens— 
werthe Ausnahmen. Hinfichtlih der Art der Anlagen, in denen vorzugs: 
weiſe Arbeiterinnen bejchäftigt werden, find den Vorjahren gegenüber wejent: 
liche Aenderungen nicht eingetreten. Die häufigjte Beichäftigung finden die 
weiblichen Arbeiter in der Textilindustrie, danach folgt das Nahrungsmittel: 
gewerbe und die Bekleidungs: und Reinigungsinduftrie. Im Einzelnen fommen 
innerhalb der verschiedenen Aufſichtsbezirke natürlicherweiſe Abweichungen in 
der Vertheilung der Arbeiterinnen auf die Induſtriegruppen vor. So in Nieder— 
bayern, wo weibliche Arbeiter hervorragend in Schleif: und Polirwerfen, in 
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Schwarzburg-Rudolſtadt, wo ſie überwiegend in der Porzellaninduſtrie, in 
Baden, wo ſie vorherrſchend in der Cigarrenfabrikation thätig find u. ſ. w. 

Ueber die Zahl der verheiratheten Arbeiterinnen liegen in 
einigen Jahresberichten Angaben vor. Darnach waren im Berichtsjahre in 
Baden in den für die Beſchäftigung von Arbeiterinnen ganz vorherrſchend 
in Betracht kommenden Induſtriezweigen der Cigarren- und Tabakfabrikation, 
der Textilinduſtrie und der Bijouteriefabrikation insgeſammt 7310, in den 
übrigen Induſtriezweigen wenig über 1000 verheirathete Arbeiterinnen beſchäftigt. 
In Reuß j. L. waren von ſämmtlichen 5154 erwachſenen Arbeiterinnen 
2523 — 48, Prozent verheirathet. Im Bezirk Oberbayern betrug die 
Bahl der in Fabriken befchäftigten verheiratheten Frauen im verfloijenen Jahre 
5594, gleich etwa 30 Prozent aller weiblichen Arbeiter. Im Auffichtsbezirf 
Bauen ergaben bejondere Ermittlungen, daß die Zahl der einen eigenen 
Hausſtand führenden verheiratheten Arbeiterinnen und Arbeiterwittiven ums 
gefähr 50 Prozent der Gejammtzahl der erwachjenen weiblichen Arbeiter: 
innen betrug. 

Was die Art der Beihäftigung weiblicher Arbeiter anbelangt, jo 
jtellt eine größere Zahl von Fahresberichten fejt, daß dieſe im Allgemeinen 
der Geſundheit und dem Gejchlechte angemeſſen ſei. Indeſſen find einzelne 
Arten ungeeigneter oder die Geſundheit jchädigender Beſchäftig— 
ung von Frauen auch im Berichtsjahre wieder ermittelt worden. Hierzu 
gehören die Beichäftigung von Arbeiterinnen an den Schleifiteinen in Metall: 
jchleifereien, beim Transport ſchwerer Gegenjtände, beim Erzausladen in Hütten- 
werfen, die Verwendung von Mädchen als Aufſteckerinnen am Selfaktor, das 
Sortiven der Lumpen und SKuochen in Leim: und Dingerfabrifen, Die 
Beſchäftigung in Schwarzfärbereien, an Glasöfen u. A. 

Ueber die Dauer der Arbeitszeit der Arbeiterinnen finden fich u. A. 
in den Fahresberichten für Magdeburg, Oberbayern ꝛc., Pfalz zc.. Dresden, 
Leipzig, Württemberg I, Hellen I, Mecklenburg: Schwerin, Reuß ä. 2. und 
Hamburg nähere Mittheilungen. Im Auffichtsbezirt Magdeburg betrug die Arbeits: 
zeit von 6004 weiblichen Arbeitern, die in 288 Anlagen bejchäftigt waren, in 


Betrieben mit 110 Arbeiterinnen 12 Stunden 
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Demnach batten nur 20 Prozent der Arbeiterinnen eine mehr als 10ftündige 
Arbeitszeit. Die Mittagspaufe betrug bei 71,, Prozent eine Stunde, bei 13,;°/, 
eine und eime halbe, bei 3,, Prozent zwei Stunden. 

Aehnlich wie im Magdeburger Aufjichtsbezirf liegen die Verhältniſſe im 
Bezirf Oberbayern und in Württemberg I. In Hamburg beträgt die Arbeits- 
zeit der Frauen faft überall unter 10 Stunden, in Medlenburg: Schwerin jelten 
über 11 Stunden „mit Ausnahme der Ziegeleien”. Die längjten Arbeitszeiten 
finden fich in Dresden, Leipzig, Neuß ä. L. und zum Theil auch in Helen I. 
Meist iſt e8 die Tertilinduftrie, die erhöhte Anforderungen ftellt. Im Großen 
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und Ganzen läßt jich jagen, daß die Arbeitszeit der Arbeiterinnen durchjchnitt- 
lich eine zehnſtündige ift und daß da, wo eine längere Arbeitszeit üblich ift, 
der Herabjegung diefer irgend erhebliche Schwierigkeiten nicht im Wege ftehen. 
Um jo mehr ijt es zu bedauern, daß durch die Gewerbenovelle vom 1. Juni 
1891 anjtatt eines zehnftündigen ein elfjtündiger Marimalarbeitstag für 
Arbeiterinnen gejegliche Geltung erlangt hat. Die Mehrheit des Reichstages 
und der Bundesrath glaubten allerdings einem zehnjtündigen Marimalarbeits- 
tage deshalb nicht zujtimmen zu dürfen, weil fie unter den gegebenen Verhält— 
nijjen eine Gefährdung der Sicherheit und Eriitenzfähigkeit der betheiligten 
Induſtrien und eine zu große Schmälerung der Arbeiterbudgets befürchteten. 
Aus den vorliegenden Jahresberichten der Fabrifinjpektoren können wir indejjen 
nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß jene Befürchtungen begründet und ala 
ausichlaggebend zu betrachten waren.') Wir find der Anjicht, daß die Arbeits: 
zeit, wenigſtens der verheiratheten Frauen, unbedenklich eine weitere Einjchränfung 
erfahren könnte. Nach dieſer Richtung hin wird unſer Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
fünftig weiterzubilden fein. 

Ueber die Baufen, namentlih die Mittagspaufjen, Dice ver— 
beirathbeten Arbeiterinnen gewährt werden, geben einige Aufjichts: 
beamte in ihren Berichten Aufſchluß. Danach wird in den Bezirken Magde— 
burg, Minden: Münfter, Blauen und Heſſen I den Arbeiterinnen, die ein Haus— 
wejen zu beforgen haben, vielfach erlaubt, die Mittagspaufen etwas Länger 
auszudehnen. Im Bezirk Leipzig wird den verheiratheten Arbeiterinnen einer 
größeren Weberei jchon feit 13 Jahren eine zweijtündige Mittagspaufe gewährt, 
und es ijt denjelben gejtattet, an jedem Sonnabend zum Zwecke der Beſorgung 
von Einfäufen die Arbeit in der Zeit von 8 bis 9 Uhr Vormittags zu ver: 
laſſen. Dagegen wird in Reuß j. L. und in Hamburg auf die Arbeiterinnen 
im Allgemeinen feine Riückicht genommen, im Bezirk Dresden nur „vereinzelt 
und dann zuerit auf befonderen Wunjch“. 

Zur Nachtarbeit wurden Frauen während des Berichtsjahres in weſent— 
lichem Umfange anscheinend nur noch in Textil: und in Zucerfabrifen, aber 
auch in diefen in einigen Bezirken in weit geringerer Zahl als früher heran 
gezogen. In den Zuderfabrifen iſt die Nachtarbeit im Allgemeinen eine leichte; 
unangemejjen erjcheint nur die im Magdeburger Bezirk beobachtete „Nacht: 
beihäftigung von weiblichen Arbeitern in den Rübenjchuppen zur Bedienung 
der Rübenſchwemme, wie jie glüclicherweije nur noch in ganz wenigen Zucker— 
fabrifen jtattfindet, da die Arbeiterinnen hier mit nafjen Füßen während der 
falten Winternächte in zugigen, halboffenen Räumen arbeiten müſſen.“ 

—— der geſetzlichen Beſtimmungen über die 


Der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe, Freiherr von Berlepſch, bedauerte 
in der Reichstagsſitzung vom 18. April 1891, einem Antrage auf Herabſetzung der Maximal— 
arbeitäzeit wenigitens für verheirathete Frauen oder jolche, die einen Haushalt zu bejorgen 
haben, von elf auf zehn Stunden widerjprechen zu müſſen. „Dies Bedauern — jagte er — 
ft um io lebhafter, weil ich namens der verbitndeten Regierungen anertennen muß, da es 
in der That eine der Hauptaufgaben unjerer Gejeggebung jein muß, das Schidjal der Frau 
Io zu geitaften, daß jie ihren Prlichten als Hausfrau, als Mutter, als Gattin, als Erzieherin 
ihrer Kinder nachtonımen kann; und das iſt in der That nur dann möglich, wenn die Arbeits» 
zeit auf ein Marimum beſchränkt wird, das ihr Die Erfüllung ihrer übrigen Pflichten er» 
möglicht, wenn angüngig, auf ein jo geringes Map, daß ihr die Mehrzahl der Tage stunden 
jur ihren Haushalt, für ihren Gatten und für ihre Kinder zur Verfügung ſteht.“ Troß 
dieier Erwägungen waren die oben erwähnten, unfers Erachtens unbegründeten Befürchtungen 
für die Haltung der Regierung ausjchlaggebend. 
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Beichäftigung von Wöchnerinnen (S 135 Abi. 5 d. ©.:©.) find nicht zur 
Kenntniß der Auffichtsbeamten gefommen. 

Die Trennung der männlichen und weiblichen Arbeiter bei 
der Arbeit iſt im Berichtsjahre in einigen Bezirfen in einer größeren Zahl 
von Betrieben durchgeführt worden. In anderen Bezirken jcheint es Dagegen 
immer noch au dem wünſchenswerthen Entgegentommen der Unternehmer zu 
fehlen, doch findet vielfach auch des geringen Umfanges der Anlagen wegen eine 
Treunung der Gejchlechter nicht ſtatt. Der Auffichtsbeamte für den Bezirk 
Dresden bemerkt, daß „da, two eine größere Anzahl Arbeiter beiderlei Gejchlechts 
zufammen beichäftigt find, aus diefem Zujammenarbeiten bervorgehende Unzu— 
träglichfeiten nicht befannt geworden, auch wohl kaum zu gewärtigen jind, da 
Aurfichts: oder Anleitungsperjonal meist mit zugegen it. Anders liegt dagegen 
die Sache binfichtlich derjenigen Zeit, in der dem Genuß und dem Bergnügen 
nachgegangen wird, und es muß der gegen die Fabrifarbeit oft erhobene Vor: 
wurf, daß fie die Arbeiterinnen fittlich berunterbringe, als ein nicht bewieſener 
bezeichnet werden. Die in fittlicher Beziehung wahrzunehmenden Webeljtände 
werden Durch ganz andere, bier nicht näher anzugebende Faktoren bedingt, die 
jedoch ebenjo wie bei den Angehörigen der Fabrifinduftrie, bei denjenigen der 
Hausinduſtrie und Feldwirtbichaft auftreten.“ 

Die Beitrebungen, Gejundheit und Sittlichfeit der Arbeiterinnen durch 
geeignete Einrichtungen zu fürdern, haben im Berichtsjahre Fortichritte gemacht, 
joweit es ſih um die Herfjtellung bejonderer Aufentbaltsräume, 
jowie gejonderter Waſch- und Ankfleideräume und Aborte 
handelt. Immerhin werden bie und da noch Zuftände angetroffen, die recht 
unbefriedigend jind und der Beſſerung bedürfen. 

Die Einrichtungen zur Förderung der Ausbildung der jugend: 
lichen Arbeiterinnen für den Hausfrauenberuf haben fich auch im 
vergangenen Jahre vermehrt, indejlen wird ihnen jowohl von den Arbeiterinnen 
als auch von den Arbeitgebern noch nicht überall das richtige Verſtändniß 
entgegengebradht.. Daß die Betheiligung der Arbeiterinnen an den in Rede 
jtehenden Veranjtaltungen vielfach recht gering iſt, wird freilich nicht nur 
auf die Liebe der Mädchen zu möglichit ausgedehnter Freiheit, jondern 
wejentlich auch auf die Intereifenlofigkeit der Eltern diefer Mädchen zurüd: 
zuführen fein. Gharafteriftiich ift auch folgender Fall. Im Auffichtsbezirt 
Schleswig wurde das Anerbieten einer Firma, jugendlichen Arbeiterinnen 
Kenntniß in der Haushaltung zu geben, nicht benußt, trogdem den Mädchen 
während der Lehrzeit ihr voller Lohn ausgezahlt werden jollte. Es hatten ſich 
zwar vier Mädchen zur Theilnahme an dem Unterricht bereit erflärt; fie gaben 
denjelben aber nach furzer Zeit mit der Begründung wieder auf, fie müßten 
befürchten, nicht gebeirathet zu werden, wenn es befannt würde, daß fie alle 
dieje Dinge erjt lernen müßten. „Der wirkliche Grund“, jagt der Gemwerberatb 
für Schleswig, „it indejlen wabhrjcheinlich die Abneigung gegen die Unter: 
werfung unter die geregelte Zucht, die naturgemäß während einer joldyen Lehr: 
zeit aufrecht erhalten werden muß. Der Tanzboden ift eben gar zu verlodend, 
und die Neigung, in der Gegenwart ein Opfer für glüdlichere Gejtaltung der 
Zukunft zu bringen, zu gering. Das Fehlichlagen diejes Verſuchs ift um zu 
lebhafter zu bedauern, weil faum günftigere Bedingungen al® bier geboten 
werden fünnen.“ 

Ueber die Betbeiligung der Arbeiterinnen an Ausſtands— 
bewegungen enthalten die Jahresberichte für Frankfurt a. D.: Potsdam und 
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Poſen Mittheilungen. In legterem Bezirke kam es zu einem-geringfügigen Aus— 
ftande in einer Gigarrenfabrif; derjelbe währte indejien nur 2"/, Tage und 
verliet für Die Arbeiterinnen refultatlos. Im Aufſichtsbezirke Frankfurt a. D.: 
Potsdam trat „Die Betheiligung der Arbeiterinnen an den Nusftandsbewegungen 
nicht beſonders auffällig hervor; doch wurden gerade die weiblichen Arbeiter 
mit am härteiten von den Ausjtänden betroffen. Namentlich haben fich ver: 
beirathete Arbeiterinnen einzelnen Ausitänden gegenüber bejtimmt ablehnend 
verhalten. Ebenſo zeigten jie ſich zumeiſt abgeneigt, im die Arbeiter-Organi- 
jationen einzutreten und ließen fich auch durch die VBeriprechungen höherer 
Löhne nicht dazu verleiten. In der That fünnten fie in vielen Induſtrie— 
zweigen an Wettbewerbsfähigfeit gegenüber den Fräftigeren, männlichen Arbeitern 
nur verlieren, wenn erhebliche Kohnfteigerungen eintreten jollten.“ ') 


e. Arbeiter im Allgemeinen. 


Da es während des Berichtsjahres, wie bereits bemerft wurde, im Allge— 
meinen nicht an Arbeitsgelegenbeit gereblt bat, jo it es wohl auch erflärlich, 
dak aus fait allen Auffichtsbezirkfen eine mehr oder weniger erhebliche Ver: 
mehrung der Zahl der bejchäftigten Arbeiter gemeldet wird. So ilt die 
Bahl der Arbeiter u. a. im Bezirke Breslau:Liegnig gegen 1888 um 11 Prozent 
geitiegen, in Oppeln um 7, Prozent, in Merjeburg » Erfurt um 12 Prozent, 
im Königreih Sachſen um 8, Prozent, in Neuß j. L. um 8, Prozent, in 
Sachſen-Altenburg um 5 Prozent, in Lübeck um 5 Prozent und in Hamburg 
um 7 Prozent m Auffichtsbezivt Oberbayern ergab fih ein Zuwachs von 
rund 5000 Arbeitern, in Mittels und Oberfranken betrug die Vermehrung der 
Arbeiterzahl 3105 und in der Pfalz 7528. In dem Auffichtsbezirt Nieder: 
bayern fanden mur geringere Beränderungen des Perjonaljtandes ftatt, und 
eine Minderung der Zahl der Arbeiter trat ſchließlich im Auffichtsbezirke 
Reuß ä. 2. ein, wo im Berichtsjahr 349 — 3,, Prozent Arbeiter weniger be: 
ihäftigt wurden. 

Ueber die Dauer der regelmäßigen Arbeitszeit liegen Erheb— 
ungen des Auffichtsbeamten für den Negierungsbezirt Magdeburg vor. Nach 
diefen betrug Die Arbeitszeit von 35,986 in 1002 Fabriken beichäftigten er: 
wachienen männlichen Arbeitern nach Abzug dev Pauſen in 
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Hienach beträgt die Arbeitsichicht in der Mehrzahl der Fabriken und für nahezu 
der Arbeiter zehn Stunden. Die 42 Arbeiter mit fiebenftiindiger Arbeitszeit 
find Glasmacher. 
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Die Mittagspanje für die 35,956 Arbeiter betrug: 
in 84,, Prozent der Fabrifen mit 90,, Prozent der Arbeiter : Stunde 
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Außerdem batten jämmtliche Arbeiter eine je balbitündige Frühſtücks- umd 
Besperpauie. 

Bon einer Berfürzung der Arbeitszeit im Allgemeinen berichten 
die Auffichtsbeamten für Breslau, Liegnig, Oberbayern, Mittel: und Ober: 
franfen, Leipzig und Eljaß- Lothringen. In diefen Bezirken handelte es ſich 
meiſt um Einführung einer elf: oder zehmftündigen Arbeitszeit, theilweiſe unter 
Aufbeilerung der Accordlöhne. Wo lebtere jedoch nicht jtattfand, ftellte ſich 
vielfach die frühere längere Arbeitszeit bald wieder ber, weil der Lohnausfall 
von dem Arbeitern ohne zu große Beeinträchtigung ihre Ernährungsverhältnifie 
nicht getragen werden fonnte. Auf eier Hütte im Bezirt Oppeln ift für die 
Rojtofen-Arbeiter freiwillig die achtftündige Arbeitszeit eingeführt worden. In 
der zwölfitiindigen Schicht verdienten die Arbeiter Durchichnittlich 2,50 — 3 Mk., 
während ſie jegt für die achtitündige nur 2,40— 2,60 ME. verdienen, wiewohl 
das Gedinge um 25 Prozent erhöht worden iſt. Im bejonderen waren Die 
Beitrebungen, die Arbeitszeit in Tertilfabrifen herabzufegen, von Erfolg 
begleitet. So wurde in einer großen Baumwollipinnerei im Bezirfe Minden: 
Münſter die tägliche Arbeitszeit von 12 auf 11',, Stunden herabgejest. Die 
elfjtündige Arbeitszeit gelangte allgemein zur Einführung in den Baumwoll: 
Ipinnereien des M.: Gladbacher Handelsfammerbezirks, in Spinnereien und 
Tuchfabriken des Auffichtsbezirf3 Zwickau und in 5 großen Textilfabriken mit 
gegen 4000 Arbeitern im Großberzogthum Baden. Auch in den Kammgarn— 
Ipinnereien der Pralz iſt eine Verkürzung der Arbeitszeit eingetreten, und im 
Aufſichtsbezirke Plauen, wo früher in einigen Spinnereien 13 Stunden lang 
gearbeitet wurde, it Die Arbeitszeit um eine, theilweife auch um 3 Stunden 
herabgejegt worden. 

Ueber das Vorkommen von Ueberitunden Liegen aus einer Reihe 
von Auffichtsbezirfen Mittheilungen vor. Danach iſt im Allgemeinen em 
beiierer Zuſtand eingetreten, doch fommen immerhin noch beträchtliche Aus: 
Ichreitungen mit Weberarbeit vor. „Bei faſt allen Arbeitseinſtellungen im 
vergangenen Frühjahr und Sommer wurde“, jo bemerft der Sewerberath für 
den Bezirf Magdeburg, „Die Wiederaufnahme der Arbeit von der Abſchaffung 
der Ueberſtunden oder einer jo hoben Bezahlung der leßteren abhängig gemacht, 
daß fie von den Fabrikanten nicht gebilligt werden konnten.“ In den Heylſchen 
Fabriken zu Worms find Werkſtätte-Ausſchüſſe errichtet worden,') deren Thätig: 
feit Sich ausschließlich auf die Feſtſetzung dev Ueberjtunden beichränft. „Die 
Arbeiter jollen durch ihre Vertreter bejtimmen belfen, ob bei Ueberhäufung 
von Arbeit mehr Arbeiter angenommen werden jollen, oder ob fie den Ueberichuß 
an Arbeit durch Ueberftunden bewältigen wollen, damit nicht zu anderen Zeiten 
Unteritunden ftattfinden.” 

Einer übermäßig langen Arbeitszeit wird in einzelnen Berichten 
Erwähnung getban. Meiſt bandelt es fih um das Müllereigewerbe, in 





) Dieje Werkſtätte- Ausſchüſſe werden für jede Werkſtätte oder für eine Gruppe von 
Werkſtätten errichtet und beſtehen je ans ſechs Mitgliedern, von denen drei aus der freien 
Wahl dev Arbeiter hervorgehen. 
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dem schwere Mißſtände bezüglich der Dauer der Arbeitsfchichten beobachtet 
worden find. 

Sonntagsarbeit jcheint in der Mehrzahl der Auffichtsbezirke im 
Berichtsjahre in größerem Umfange nicht vorgefommen zu fein. 

Was die Löhne anbelangt, jo find diefelben nach Aeußerungen der Auf: 
jihtsbeamten trog der nicht überall günftigen Lage der Induſtrie vielfach in 
die Höhe gegangen umd ſeibſt bei fchlechterem Geichäftsgange im Allgemeinen 
auf der bisherigen Höhe geblieben. Nur aus dem Auffichtsbezirfe Leipzig wird 
von einzelnen textilinduftriellen Betrieben und aus der und 
Reinigungs ſowie der Induſtrie der Steine und Erden berichtet, daß fich die 
Yöhne zu Ungunjten der Arbeiter verändert haben. 


Mehrere Auffichtsbeamte machen über die in ihren Bezirken gezahlten 
Löhne Mittheilungen. Wenn wir uns verfagen, auf diefe einzugeben, jo geichieht 
es aus dem Grunde, daß wir derartigen allgemeinen Nachweiſungen keinen 
Werth beilegen. Es iſt uns unerfindlich, wie Jemand im Stande ſein ſoll, 
ein auch nur annähernd richtiges Bild von der Höhe des durchſchnittlichen 
Lohnes der Arbeiter zu gewinnen, wenn es z. B. in dem Berichte des Beamten 
für Oberbayern heißt: Bon den Betrieben der Stadt München abgejeben, ergab 
hi ein normaler QTagesverdienit für gelernte männliche Arbeiter von 1,50 big 

I ME, ducchichnittlich von 2,505 ME, oder wenn nach einer Anfjtellung 
des Auffichtsbeamten für Sachſen— Altenburg in Ziegeleien der böchite Wochen: 
verdient 25 Mk, der niedrigite 6 ME. betrug u. ſ. w. Aus jolchen Zahlen: 
angaben jind durchaus keine Schlüſſe zu ziehen. Um ein einigermaßen zu— 
treffendes Urtheil über die Lohnverhältniſſe gewinnen zu können, müßte man 
doch mindeſtens wiſſen, wie viele Arbeiter die niedern, die mittleren oder die 
höheren Yöhne erhalten, welche Dauer die Arbeitszeit bat, ob Tage: oder 
Akkordlohn im Frage kommt u. ſ. w. 


Ueber die Gründe und den Erfolg. von Yobhnerböhungen, die 

in drei großen chemischen Fabriken und in einer Thonmwaarenfabrif des Groß— 

berzogtbums Baden ftattgefunden haben, enthält der Jahresbericht des Groß— 
berzoglichen Fabrifauffichtsbeamten Folgende jebr beachtenswerthe Auffaſſung: 

„Bon Lohnerhöhungen, welche im Berichtsjabre ſtattgefunden haben, 

find bejonders Diejenigen in drei großen chemischen Fabriken bemerfeng: 

werthb. Da Die Vorrichtungen bier bejondere Kenntiſſe nicht bedingen 

und jeder Arbeiter in furzer Zeit auf diefelben eingeitbt werden fann, 

war es in den genannten Anlagen feither gebräuchlich, die Arbeiter wie 

ſie ſich gerade zu den für ſolche Arbeiten üblichen niederen Lohnſätzen 

fanden, zu engagiren. Die Folge davon war ein ſehr hänfiger Wechſel 

in dieſen Fabriken, da die Arbeiter die vielfach anſtrengende und unan— 

genehme Beichäftigung in denfelben nur To lange beibebielten, bis jie 

einen ihnen zujagenden Wechjel vornehmen fonnten. Hierin wurde in 

den genannten Anlagen ein grundjäglicher Wechjel dadırcch vorgenommen, 

daß man für Die wichtigeren Stategorien von Arbeitern aus freien Stüden 

theilweife beträchtlich höhere Löhne feitiegte in der Hoffnung, die Qua: 

fität der Leiltungen dadurch zu jteigern. Dieje Hoffnung iſt nicht ges 

täufcht worden, und es Schreiben die Gejchäftsleiter zweier der genannten 

Anlagen die wejentlich gebejjerten Ergebnifje des legten Jahres zum 

Theil den gejteigerten Leitungen der Arbeiter zu, wobei insbejondere 

in Betracht fomme, daß bei vielen Arbeitsprozeſſen die Berlufte kaum 
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zu kontroliren ſeien. Hier ſei es unbedingt nöthig, daß Die Arbeiter 
durch ſtändige und lohnendere Beſchäftigung ein gewiſſes Intereſſe an 
dem ganzen Betriebe nehmen, welches wichtigen Arbeiterkategorien früher 
ganz gefehlt hätte. Die getroffene Maßregel wird als eine durchaus 
geglücte und erfolgreiche angejehen. Auch in einer großen Thonmwaaren- 
fabrif wurden zur Vermeidung des Wechjel® der Arbeiter Lohnauf— 
bejjerungen mit gutem Erfolge vorgenommen.“ 

Bezüglich der Tage, Friſten und Form der Yohnzahlung wird 
im Berichtsjahre wejentlich Neues nicht mitgetheilt. Nach wie vor jtrebt ein 
Theil der Arbeiter nach Feititellung eines Minimallohnes und nach Be: 
feitigung der Akkordarbeitz; ein anderer Theil, und unter diefem vorwiegend 
die älteren Arbeiter, fürdert diefe Beitrebungen indeſſen nicht, jondern gibt der 
Affordarbeit aus naheliegen Gründen den Borzug. 

Eine eigenthümliche Methode, die hauptjfächlich wohl eine Steigerung 
der Arbeitslühne verhindern, angeblicd) aber zu Sicherung gegen 
den Eintritt der Arbeiter in gleihartige Unternehmen dienen 
jollte, wurde in einer Fabrif im Großherzogthum Baden angetroffen. Dieje 
Fabrif hat nämlich mit den meijten ihrer Arbeiter und Arbeiterinnen Verträge 
darüber abgeſchloſſen, daß fie bei einer Konventionalitrafe von mehreren Hundert 
Mark während der Dauer von drei Jahren nach ordnungsmäßigem Austritt 
aus der Fabrif im Umkreis von finf Stunden nicht in ein gleichartiges Ge— 
ſchäft eintreten Dürfen. 

Klagen wegen Anwendung des Truckſyſtems jind im Berichtsjabre 
nur in wenigen Fällen wahrgenommen worden. Gleichwohl empfehlen mehrere 
Auffichtsbeamte, beitimmte Arten von Betrieben bejonders im Auge zu behalten. 

Die Aufftellung neuer Fabrifordnnngen wird aus einer Neibe von 
Bezirken berichtet, in andern hat fie indeſſen wegen der bevorjtehenden geſetz— 
lichen Negelung diefer Materie durch die Gewerbeordnungsnovelle volljtändig 
gerubt. Gerügt wird von einigen Auffichtsbeamten, daß die beitehenden Fabrik— 
ordnungen vielfach zu Sehr ins Einzelne gehen und dadurh an Wirkjamfeit 
verlieren, daß fie oftmals unverhältnißmäßig bobe Strafbeitimmungen und 
außerdem Anordnungen treffen, die bei den Arbeitern Anſtoß erregen müſſen.) 
Dem gegenüber weilen manche Fabrikordnungen aber auch Beitimmungen auf, 
Die geeignet jein dürften, den Strafen ihre Schärfe zu nehmen und gute Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern zu fördern. So beſtimmt eine 
der Fabrikordnungen des Bezirks Frankfurt a. O.-Potsdam: „Die Strafen 
fließen der Unterſtützungskaſſe zu, welche zum Bejten hülfsbedürftiger Arbeiter 
und deren Familien gegründet und verwaltet wird. Zum Beweiſe, daß die 
Beamten nur in wohlwollender Weije beitrafen werden, joll der Betrag jeder 
einzelnen Strafe auch von dem Arbeitgeber in die Unterjtügungsfaie eingelegt 
werden, damit der Beitrafte weiß, daß der leßtere mit ihm leidet und alje 
doppelt benachtheiligt wird." Eine in einer Fabrik des Bezirkes Helen I neu 
eingeführte Arbeitsordnung unterwirft auch den Arbeitgeber einer Strafe, wenn 
er Arbeiter ohne Einhaltung der Kindigungsfriit entläßt. In wieweit jolche 
Beitimmungen Anwendung gefunden haben, gebt aus den Berichten nicht hervor. 


) So fand der Aufjichtsbeamte für den Bezirt Plauen eine Fabrikordnung, welche 
die Beſtimmung enthielt: „Die Reinigung der Arbeitslokale geſchieht auf Koſten der darin 
beichäftigten Arbeiterinnen an gewiſſen von den Unterzeichneten (Arbeitgebern) näher zu bes 
ftimmenden Tagen.” 
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„Ste ſtehen mehr auf dem Papiere, ala daß ihnen praftiiche Wirkung gegeben 
würde” — jo äußert jich der Auffichtsbeamte für den Bezirk Württemberg I. 

Die au in früheren Jahren hervorgetretene Neigung der Arbeitgeber, 
von der Feſtſetzung einer gegenjeitigen Kündigungsfriſt abzuiehen, hat im 
Berichtsjahre hie und da Fortichritte gemacht. Die Arbeitgeber betonen, daß 
es ſich des Aufwandes von Kojten, Zeit und Mühe in der Negel nicht ver: 
lohne, um einen Eontraftbrüchigen Arbeiter zur Nechenichaft zu ziehen, während 
der Arbeiter im Falle einer Entlafjung durch den Arbeitgeber ohne vorherige 
Kündigung fait immer ohne Weiterungen zu feinem Rechte komme. 

Arbeiterentlafjungen wegen Nücdganges der Produktion haben im 
Berichtsjahre zwar bie und da jtattgefunden, im Allgemeinen aber nur in jehr 
geringem Umfange. Meift waren e8 Anlagen der Tertilinduftrie, in denen es 
jih um eine vorübergehende Berminderung der Arbeiterzahl handelte. 

AUrbeiterausjtände von größerer umd geringerer Bedeutung und Dauer 
find u. a. in den Auffichtsbezirfen Frankfurt a. O.: Potsdam, Polen, Breslau: 
Yiegnig, Oppeln, Magdeburg, Hannover, Minden: Münfter, Nöln: Koblenz, 
Düſſeldorf, Oberbayern, Mittel: und Oberfranten, Balz, Dresden, Chemnig, 
Zwidau, Leipzig, Meißen, Baugen, Plauen, Württemberg, Baden, Helen, 
Sacjen: Altenburg, Bremen, Hamburg und Elfaß : Lothringen vorgekommen. 
Veranlaſſungen der Ausjtände waren vorzugsweile die Forderungen einer Ber: 
fiirzung der Arbeitszeit, Erhöhung der Löhne, Abſchaffung der Sonntagsarbeit, 
Lohnaufbeilerung bei Ueberjtunden, Anerkennung eines bejtimmten Arbeitsnach- 
weijes, daneben auch die Bejeitigung läftiger Beſtimmungen in Fabrikordnungen, 
Verlängerung der Mittagspaufen, Bejeitigung harter Konventionalftrafen und 
willfürlicher Berechnung derjelben. Ein Borfall in einer Eiſengießerei in 
Hannover läßt, wie der Auffichtsbeamte bemerkt, auch erſehen, „Daß durch 
Arbeitseinjtellung nicht immer eine bejtimmte Forderung erreicht werden joll, 
jondern daß oft nur die Unzufriedenheit fich in irgend einer Weife Yuft machen 
will, ohne Rüdficht darauf, daß diefe dem Arbeitgeber einen empfindlichen 
Schaden zufügt“. 

In einigen Berichten wird hervorgehoben, daß im Gegenſatz zu früheren 
Strifes die Ausſtandsbewegungen des Berichtsjahres ohne Ausjchreitungen ab— 
gelaufen jeien, obwohl vielfach das Beitreben der ausjtändigen Arbeiter hervor- 
getreten wäre, ihre Mitarbeiter zwangsweiſe zur Niederlegung der Arbeit zu 
bewegen und Gewerbetreibende zu bovfottiren. 

Um die Beilegung von Strifes bat fi der Aufjichtsbeamte für 
den Bezirf Magdeburg mehrfach erfolgreich bemüht. Die Bildung eines 
Einigungsamtes (Vergleichsfammer) zur Vermeidung andauernder Lohn— 
ftreitigfeiten erfolgte im Kreife Solingen, nachdem ein jehr harter Lohnkampf 
zwijchen dem Arbeitnehmer:Bereine der Tajchen- und Federmeſſerſchleifer und 
dem aus Vertretern der Mefjerinduftrie beitehenden Fabrikanten-Vereine diejes 
Kreijes ftattgefunden hatte und erſt nach viermonatlicher Dauer durd) Vergleich 
beendet worden war. Dagegen führte ein, ganz erfolglos verlaufener Ausſtand 
von über 2000 Feilenhauern in den Kreiſen Remſcheid und Lennep zur Auf— 
löſung der Vergleichskammer, „welcher es mehrere Jahre hindurch gelungen 
war, alle Streitigkeiten zwiſchen zu je einem Verein zuſammengeſchloſſenen 
Fabrikanten und Arbeitern in befriedigendſter Weiſe zu ſchlichten.“ 

Die Arbeitseinſtellungen des vergangenen Jahres haben verſchiedenen 
Erfolg gehabt. In einigen Fällen ſind ſie reſultatlos verlaufen. In anderen 
Fällen ſind die Forderungen der Arbeiter ganz oder theilweiſe durchgeſetzt worden. 
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Im Großherzogtdum Baden ijt die Anordnung getroffen worden, daß die 
Bezirfsämter über den Verlauf eines jeden Ausjtandes, an dem mehr als 
10 gewerbliche Arbeiter Theil nehmen, eine Schilderung nach einem vorge= 
jchriebenem Formular vorzulegen haben. Die eingehenden Anzeigen werden 
von dem Meinijterium des Innern der Fabrikinſpektion mitgetheilt, die über 
fämmtliche Arbeitseinjtellungen ein Verzeichniß führt. Diejes gibt Aufichluß 
über Art und Ort der gewerblichen Anlagen, in denen Ausjtände vorgefommen 
find, über Zahl der ausjtändigen Arbeiter, insbejondere auch der minderjährigen 
und der fontraftbrüchigen, über Datum des Beginnes und Endes des Aus— 
jtandes, ferner über die Haupturjachen des Ausſtandes, die Forderungen der 
Arbeiter, und inwieweit die Arbeiter ihre Forderungen durchgejegt haben. 

Bon Industriellen wurden zur Abwehr der Ausjtände mehrfach Ver— 
einigungen gebildet, jo im den größeren Induſtrieſtädten der Provinz 
Brandenburg von den Fabrifanten der Tuch, Hut-, Ziegelei: und Cigarren— 
induftrie, in Barmen von den Niemendrehereibefigern, und für Leipzig und Um— 
gegend von den Gewerbetreibenden aller Branchen mit Ausnahme der Metalls 
indujtriellen, Buchdruder, Buchbinder und Bierbrauer, die zu einem bejonderen 
Verband zujfammengetreten jind. 

Das perfönliche Berhältniß zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
bat fich nach den Berichten der Auffichtsbeamten in manchen Bezirken trog der 
Ausjtände gebejiert, in anderen dagegen gelodert und wenig freundlich geitaltet. 

Ueber Arbeiterausſchüſſe enthalten u. a. die Jahresberichte für die 
Aufſichtsbezirke Schleswig, Minden-Mlünfter, Arnsberg, Kajjel- Wiesbaden, Köln— 
Koblenz, Düfjeldorf, Oberbayern, Pfalz, Meihen und Hamburg mehr oder 
minder eingehende Mittheilungen. Nach diefen verhalten ſich hauptjächlich die 
Arbeitgeber, namentlich der rheinischen Großinduftrie, gegenüber den Anregungen 
zur Bildung von Arbeiterausjchüffen im Allgemeinen noch ablehnend. Sie 
wenden neben anderen, nicht jtichhaltigen Gründen am häufigiten ein, daß die 
gegemjeitigen Beziehungen zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern jo erfreuliche 
jeien, daß die Gründung eines Arbeiterausſchuſſes nicht als Förderungsmittel 
derjelben angejehen werden fünne. Dem gegenüber hebt der Aufjichtsbeamte 
für Köln-Koblenz mit Necht hervor, daß derartige günftige Beziehungen über: 
haupt die VBorausjegung für eine jegensreiche Wirkſamkeit der Ausſchüſſe jeien, 
daß aber deren Zweck nicht allein in der Beſſerung oder Erhaltung diejer Be- 
ziehungen, jondern, was gewiß von gleicher Bedeutung jei, in der Aufrecht: 
erhaltung der Ordnung umd des Friedens unter den Arbeitern, jowie der Sitte 
und Zucht namentlich unter den jugendlichen Arbeitern liege. Man vergißt 
auch, daß -jelbit das beite Einvernehmen eine Trübung erfahren fann und daß 
eine in friedlichen Zeiten geichaffene und bewährte Arbeitervertretung das beite 
Mittel bietet, um entjprechende Zerwürfnilie rechtzeitig zu erkennen und zu be= 
jeitigen, während einmal Verſäumtes fich troß größter Mühe jpäter oft nicht 
nachholen läßt. 

Ueber günftige Erfolge von Arbeiterausſchüſſen berichten die Auffichts: 
beamten für die Bezirke Schleswig und Arnsberg. Im den Bezirfen Minden: 
Münfter, Oberbayern, Pfalz und Hamburg wurden im Berichtsjahre Arbeiter: 
vertretungen ins Leben gerufen, die fich ſchon ſeit der kurzen Zeit ihres Be— 
jtehens zum Theil ebenfalls bewährt haben. Ueber die Thätigfeit eines Aus— 
Ichufies, den eine 230 Arbeiter bejchäftigende mechanische Bautifchlerei zu 
Deynhaufen mit Beginn des verflofjenen Jahres errichtet hat, bemerft der 
Gewerberath für Minden Münster das Folgende: 
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„Der Ausſchuß hat aus feiner Mitte einen Obmann ernannt, welcher den 
Berfehr mit der Direktion vermittelt Die regelmäßigen Zufammenkünfte des 
Ausſchuſſes finden gewöhnlich in der erjten Woche jedes Vierteljahres ftatt. 
Der Direktion find die Wünjche der Arbeiter ſpäteſtens 3 Tage vor der Sigung 
mitzutheilen; fie jtellt die Tagesordnung auf, leitet die Berathung und ernennt 
außerdem Protofollführer und, je nach den Berathungsgegenftänden, aus der 
Zahl ihrer Beamten einen oder mehrere Beiliger. Die Einrichtung hat fich 
bisher gut bewährt, jo daß die Direktion und die Arbeiter mit derfelben fehr 
zufrieden find. Anfangs hegten die Arbeiter gegen die von der Verwaltung 
ernannten Vertrauensmänner Mißtrauen; dasſelbe iſt jet aber volljtändig ge: 
ſchwunden. Vor der Einführung des Ausſchuſſes hatte eine freiwillige Erhöhung 
des Tagelohnes und der Affordfäge um etwa 10 Prozent jtattgefunden. 


Aus den Berathungsgegenftänden find folgende Punkte hervorzuheben, 
melche einen Einblid in die Thätigkeit des Ausschufjes gewähren: Verminderung 
der Arbeitäzeit von 11 auf 10 Stunden und eine den höheren Lebensmittel: 
preifen entiprechende Lohnerhöhung; Meittheilung des Akkordpreiſes bei Leber: 
gabe einer Akkordarbeit; nachträgliche Bewilligung des Urlaubs und Fortfall 
der Strafe, wenn in Folge eines unvorbergejebenen Zwijchenfalls ein Arbeiter 
fich verjpätet; Verdoppelung der Preife für Ueberjtunden; frühzeitige Benach: 
richtigung derjenigen Arbeiter, welche Ueberjtunden machen jollen, mindejteng einen 
halben Tag vorher, damit diejelben ihren Angehörigen hiervon Kenntniß geben 
können; Materialien-Ausgabe, in dringenden Fällen auch außer der fejtgejeßten 
Zeit; Anbringung von Lüftungsvorrichtungen, Schuß gegen Staub, Sonnen: 
ſchein u. a. m.; Ausbildung der Lehrlinge, Verlängerung der täglichen Arbeits: 
zeit um eine Stunde auf die Dauer von vier Wochen, zur Erledigung eiliger 
Aufträge; Errichtung von Arbeiterwohnungen; Vergrößerung des Speifejaales. 

Die obigen Punkte jind nach gründlicher Beiprechung zu alljeitiger Be- 
friedigung erledigt worden. Erwähnt jet zu denjelben im Einzelnen Folgendes: 

Die Kürzung der Arbeitszeit um eine oder eine halbe Stunde ift für jpätere 
Zeit in Ausficht genommen. Die Yohnerhöhung iſt vorläufig verjchoben, wird 
aber jtattfinden, wenn fich bei Aufitellung der Geichäftsüberjicht ergibt, daß 
günstige Ergebnifje erzielt worden find. Kann bei Uebergabe der Afkordarbeit 
der Preis nicht ſofort feitgefegt werden, jo wird Dies innerhalb der nächiten 
drei Tage geichehen. Den Handarbeitern iſt für die Ueber: oder Nachtjtunden 
eine Lohnerhöhung von 25 Prozent bewilligt worden. Die Lehrlinge jollen 
in einer Werkſtätte fiir jich unter Aurficht älterer Leute ausgebildet und in den 
Wintermonaten im Zeichnen, Rechnen u. j. w. unterrichtet werden. Die Arbeits: 
zeit ift, vorläufig auf 14 Tage, um täglich eine Stunde verlängert. Ein Ver: 
trauensmann wurde beauftragt, zumächjt die näberen Wiünfche der Arbeiter über 
Zahl der Wohnungen, Eintheilung derjelben, Höhe der Miethe und Größe des 
Gärtchens feftzuftellen, jowie zu ermitteln, ob im der Nähe der Fabrik geeignete 
Grundſtücke käuflich zu haben find. Die Vergrößerung des Speijefaales wurde 
vorbehaltlich der Genehmigung des Aufjichtsrathes zugefagt. 

Es haben bisher vier ordentliche und eine außerordentliche Sikung des 
Ausſchuſſes ftattgefunden. Das Ergebniß einer jeden Berathung wird durch 
Aushang einer Abfchrift des Protofolls, während einer Woche, befannt gemadht. 
Die Direktion ijt der feiten Anficht, daß durch den Arbeiterausichuß die Inte— 
rejien der Fabrik und der Arbeiter gewahrt werden, und ohne denjelben ein 
gutes Einvernehmen mit den Arbeitern nicht vorhanden fein würde.“ 
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Schutz der Arbeiter vor Gefahren. 
a. Unfälle. 


Die Zahl der Unfälle, die durch Zuſendung der Unfallanzeigen 
zur Kenntmi der Auffichtsbeamten gelangten, hat im Berichtsjahre wieder in den 
meisten Auffichtsbezirfen zugenommen. Innerhalb des Königreiches Preußen 
betrug die Zahl der eingegangenen Unfallanzeigen: 








: — | in den Jahren 
in den Aufſichtsbezirken: Jah 





1890 | 1889 
Oſt und Weſtpreußen. 4217148 1,767 
Berlin-Eharlottenburg - >» > oa m nn. 3,885 3,528 
Frankfurt a. O.-PBotsdamı - 2a: 2 nn 2,841 2,397 
Pommern . ae ee es 2,365 ? 
Poſen a Tee Ze A a en an Du 950 696 
Vreslau⸗Liegnißzßzßzßz. 2,626 2,410 
EBD: 20 ae na ——— 3,713 3,494 
Magdeburrgggg 2,616 ? 
Merieburg-Efurtt‘ . >» > > En ne 2,576 2,340 
a I ee EBEN 2,298 2,119 
DIERTOVUER ur sun a N an m ee 4,859 ? 
Minden-Münſterr. 930 916 
WENBORNG .: Znan: e e ? ? 
Kaljel- Wiesbaden .» >: 2 nn 3,013 ? 
Köln Koblengg.. a 4,095 3,764 
EHINIELDOER 9% 48-0. ur Er — 12,638 11,686 
Aachen⸗Trieerrr.3656 3,538 
Sigmaringen . . 2... ? ? 


Die Vermehrung der Unfallanzeigen wird in den Berichten der Aufjichts- 
beamten mehrfach auf die zunehmende Vertrautheit mit dem Unfallverficherungs: 
gefege in den Kreifen der Arbeiter und der Unternehmer, jowie auf die genauere 
Beachtung der geltenden Bejtimmungen feitens der Polizeibehörden zurücgeführt. 
So heißt e8 in dem Bericht für den Auffichtsbezirt Potsdam Frankfurt a. D.: 
„Wie fchon in früheren Jahresberichten bemerkt, entipringt die Zunahme der 
Unfallsmeldungen nicht aus einer thatfächlichen Vermehrung der Unfälle, 
jondern vornehmlich aus der größeren Sorgfalt der Betriebsunternehmer beim 
Melden ſelbſt;“ im Berichte für Köln-Eoblenz: „Da die gewerbliche Thätigkeit 
im Ganzen feine Steigerung erfahren bat, jo dürfte die Vermehrung der Un: 
fälle auf forafältigere Ermittelung und gewiljenhaftere Meldung zurüdzuführen 
ſein;“ im Berichte für den Bezirk Düſſeldorf: „Die Arbeiter ſcheinen mehr als 
früher auch kleinere VBerlegungen fofort zu melden, um fich etwaige Ent: 
ſchädigungsanſprüche zu fichern. Die Unternehmer, welche mehrfach durch 
Unterlafjen oder Berjpätung von Anzeigen Unannehmlichkeiten hatten, zeigen 
zu einem großen Theil in neuerer Zeit auch die unbedeutenditen Verlegungen an.” 


In einigen Auffichtsbezirfen ließ die Sorgfalt bei den Meldungen noch 
viel zu wünſchen übrig. Theils wurden die Meldungen ungenau oder ver- 
jpätet erjtattet, theils unterblieben fie ganz. Unvolljtändig waren insbejondere 
die Anzeigen der Unfälle in land und forftwirthichaftlichen Betrieben. Leßteren 
Umftand bedauert der Auffichtsbeamte für Oft: und Wejtpreußen, da er auf 
feinen Dienftreifen jehr häufig von Landwirthen um Rath angegangen werde. 


— 
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Der Aufſichtsbeamte für Oldenburg dagegen glaubt, daß die große Zahl von 
Unfallanzeigen aus der Land- und Forſtwirthſchaft wenig amtliches Intereſſe 
biete und daß deshalb die Einſendung dieſer Anzeigen als nicht erforderlich 
bezeichnet werden könne. Ein erheblicher Theil der zur Kenntniß der Auffichts- 
beamten gebrachten Unfälle bezog ſich übrigens wie in den Vorjahren auf Be: 
triebe, die nicht unter Aufficht der Fabrikinſpektion jtehen. 

Daß die Mittheilung fowohl der Unfallanzeigen als auch der Unfall: 
Unterfuchungstermine für die Nevifionsthätigfeit der Auffichtsbeamten von be— 
jonderem Werth ift, wird vielfach hervorgehoben. Um fo bedauerlicher erjcheint 
es, daß die Betheiligung der Auffichtsbeamten an den Unterfuchungsverhand: 
lungen wegen der Inanſpruchnahme durch andere Dienftgefchäfte häufig unter: 
bleiben muß. 

Ueber ein verichiedenartiges Verfahren der Ortspolizeibehörden 
bei Unfallunterfuhungen bemerkt der Gewerberath für Düfjeldorf: „Ein 
Urtheil darüber, ob eine Verlegung zur Heilung mehr als 13 Wochen erfordern 
wird oder eine dauernde Beichränfung der Erwerböfähigfeit in Ausficht fteht, 
it in den meiften Fällen jehr jchwer zu gewinnen. Einige Polizeibehörden 
warten daher im der Negel die 13 Wochen ab, bevor fie eine Unterfuchung 
des Unfall3 anordnen. Andere richten jich meiſt nach der Angabe des Betriebs: 
inhabers, beziehungsweile des Arztes unter Ziffer 3 des Anzeigeformulars über 
die voraussichtliche Dauer der Erwerbsunfähigkeit.; Noch andere jcheinen in 
letzter Zeit alle Unfälle zu unterjuchen, welche nicht ganz zweifellos ohne 
dauernde Folgen heilbar erſcheinen.“ 

Ein Theil der Aufjihtsbeamten hat das die Unfälle betreffende Material 
einer jtatiftiichen Behandlung unterzogen; doch deden fich die Mittheilungen, 
die diefe Beamten über die allgemeinen Urfahen der Unfälle machen, 
nicht durchweg mit den Ergebnijjen der vom Neichsverficherungsamte veröffent- 
lichten Statiftif der „entichädigungspflichtigen“ Unfälle. Nach letzterer — 
Amtlihe Nachrichten des Neichtverjicherungsamtes, 1890, Nr. 10 — waren 
von den bei 62 gewerblichen Berufsgenojjenjchaften verzeichneten Unfällen zurüd- 
zuführen: auf Schuld der Unternehmer 19,,, Prozent (darunter Fehlen von 
Schußvorrichtungen 10,,, Prozent, außerdem mangelhafte Betriebseinrichtungen, 
feine oder ungenügende Anweifung), auf Schuld der Arbeiter 25,,, Prozent 
Nihtbenügung vorhandener Schußvorrichtungen, Handeln wider Vorſchrift, 
Leichtſinn, Ungeſchicklichkeit, Unachtſamkeit, ungeeignete Kleidung), auf Schuld 
tbeils der Unternehmer, theil® der Arbeiter 7,,; Brozent (Fehlen von Schuß: 
vorrihtungen, Unachtjamfeit, Schuld von Mitarbeitern), auf Gefährlichkeit der 
Betriebe und nach dem Stande der Technik vorläufig nicht abwendbar 43,,0 
Prozent, auf nicht zu ermittelnde Urjachen 3,,; Prozent. 

Diejer Statiftif des Neichsverficherungsamtes gegenüber wird es von In— 
terejie jein, die Mittheilungen einer Neihe von Auffichtsbeamten über die all- 
gemeinen Urjachen der Unfälle im Berichtsjahre wiederzugeben. 


') Der Auffihtsbeamte für das Großherzogtum Baden jchlägt vor, unter Ziffer 3 des 
Formulars nicht zu fragen, ob die Verlegung vorausjichtlih den Tod vder eine Erwerbs- 
unfähigkeit von mehr als 13 Wochen jondern, ob die Verlegung vorausfichtlid den Tod oder 
„ne Verminderung der Erwerbsfähigkeit" zur Folge haben werde. Dieje Aenderung 
ideint geboten, weil in erklärlichem Mißverjtehen des Wortlautes der Fragefellung unter 
Erwerbsumfähigfeit vielfach nur eine volle Erwerbsunfähigkeit verjtanden und der leßte 
Theil der Frage umter Ziffer 3 in den Anzeigen deshalb jehr häufig irrthümlich mit Nein 
beantwortet wird. 
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Im Auffichtsbezirt Berlin-Charlottenburg ergaben ſich als Urſachen der 


Unfälle 
1888 1889 1890 
Bufälligfeiten 53,, Prozent, 52,, Prozent, 50,, Prozent 
Berhalten der Arbeiter 4. u Bi 55 480 
Mangel an Schutzvorrichtungen 1,. — Du " 1 . 


Im Auffichtsbezirt Pommern betrug die Zahl der Unfälle, die durch 
Mangel an Schugvorrichtungen herbeigeführt wurden, 7 Prozent, im Bezirk 
Oppeln 2,, Prozent. In Mittele und Oberfranken hätten ſich nach Anficht 
des Aufjichtsbeamten 4, Prozent der Unfälle durch Vorrichtungen vermeiden 
laſſen, die in dem Unfallverhütungsvorjchriften der Berufsgenojjenichaften vor: 
gejchrieben find und deren Anwendung anderwärts üblich ift; nach der An- 
nahme des Gewerberathes für Poſen dagegen würden jogar 30—40 Brozent 
der jegt vorkommenden Unfälle durch geeignete Schutzvorrichtungen zu ver— 
hindern ſein. Im Aufſichtsbezirk Oſt- und Weſtpreußen beſtand „der weitaus 
größte Theil ſämmtlicher Unfälle, 82 Prozent, in leichteren ... Verlegungen, 
die bei Ausübung gemwiljer Berufsarten unvermeidlich find und fich jelbit bei 
Anwendung noch jo vieler Schugvorkehrungen faum erheblich vermindern 
dürften.“ Der Auffichtsbeamte für Potsdam-Frankfurt a. O. führt die Hälfte 
der geſammten Unfälle auf Ungejchielichkeiten und Unachtjamfeiten der Arbeiter, 
auf ungenügende Kenntnig und Erfahrung bei Handhabung der Mafchinen, 
auf Leichtjinn und mitunter auf Trunkenheit zurüd. Der Bericht für den 
Bezirt Hannover bemerkt: „In feinem Falle ergab die Unterfuchung, daß der 
Betriebsleitung Ddireft eine Schuld an dem Unfalle zur Laſt gelegt werden 
fonnte. Die größere Zahl der Unfälle war durch Unvorfichtigfeit, Ungefchid: 
lichkeit oder Gedanfenlofigkeit der Arbeiter, zumeilen durch einen geradezu 
unbegreiflichen Leichtfinn herbeigeführt worden. Dft lag die Urſache auch in 
unglüdlichem Zufall oder in Umſtänden, welche ohne Weiteres eine Gefahr 
nicht vorherjehen, und deshalb eine Schugvorrichtung nicht nothwendig erfcheinen 
ließen.“ Aus dem Auffichtsbezirt Württemberg I wird berichtet: „Bei weit: 
aus den meilten Unfällen ijt eigene Unvorfichtigkeit oder Ungeichie im Umgang 
mit Majchinen und Werkzeugen die Urjache; manchmal wurde den Schub: 
vorrichtungen gegen Unfälle, die den Arbeiter an der Beobachtung des Werk: 
zeugs hindern, die Veranlafjung von Unfällen zugejchoben, und nicht immer 
mit Unrecht.” 

Nach Ermittlungen des Auffichtsbeamten für Bremen vermindert fich 
mit dem zunehmenden Alter die Gefahr der Verlegung. Von zufammen 440 
Unfällen (in Bremen) kamen nämlich vor bei Arbeitern im Alter von 


14—20 m el 102 Berlegungen = 23 Prozent 
2025 5 re. 85 — = 109 _ 
2-30 .... 68 z — 15 o„ 
30—35 5 ..... 46 a = 10 o„ 
DEAD ee 41 , ee 
0 5 ..:... 27 i = 86 ; 
5—560 5 ..... 25 = 5b, „ 
BOB > ee 22 R — 56 „ 
55-60 5 02. 13 ‚ =.8 5 
O—65 , 211% 6 m — Yan, 
0570: - Saar 5 ’ — 1, , 
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Hienach fallen 42 Prozent der Verlegungen in die eriten a great 40 
Prozent in die folgenden zwanzig — eine Thatjache, die um FO mehr auffällt, 
ald das Gros der Arbeiter fih) in dem Alter zwijchen 25—45 Jahren befindet. 
Nimmt man auch an, daß jich mit zunehmenden Alter in Folge größerer Be: 
fonnenheit und Ruhe die Gefahr der Verlegung vermindert, fo läßt der hohe 
Prozentfag der PVerlegungen, der auf die Fabrifarbeiter im Alter bis zu 
20 bezw. 25 Jahren fällt, doch vermuthen, daß eine bedenkliche Heranziehung 
jugendlicher Arbeiter zu gefährlichen Verrichtungen ftattfindet. 

Die Angaben des Auffichtsbeamten für Hamburg über das Lebensalter 
der von Unfällen betroffenen Berfonen zeigen ein günftigeres Ergebniß. In 
Hamburg trafen Unfälle auf Arbeiter im Alter von 


14—16 Fahren... ... 61 oder 3, 
16—18 5 ....... 2 er ‚79 R to 
18-0 ,. anna ITS. -; r J 

WER: ou 631 „ 35, H 

0—D 5% . .... 66 „ 38, : 

SETBD : ... res 80 „4 n 

ohne Altersangabe .... 113 „ 6, ne 


Was die befonderen Urjachen der Unfälle anbelangt, jo liegt hierüber 
au für das Berichtsjahr wieder eine Neihe ausführlicher Mittheilungen vor. 

In eriter Linie find es die verichiedenartigften Erplofionen (in Dynamits, 
Pulver: und Briquettfabrifen, in Stahlwerfen, in Brennereien, Erplofionen 
von Dampffäſſern, Dampfkeſſeln, Trodencylindern, unzweckmäßig eingerichteten 
Yöthlampen 2c.), Die erhebliche und meist jchwere Unfälle zur Folge gehabt 
baben. Auch durch das Zeripringen von Schleifiteinen, das Herausfliegen der 
Vebeihügen bei mechanischen Webjtühlen, durch unvorfichtiges Auflegen von 
Treibriemen, verbotwidriges Neinigen oder Schmieren im Gange befindlicher 
Maihinen, an Kreisjägen, Abrichthobel: und Fraifemajchinen, beim Draht: 
walzen, bei der Benügung von Fahrjtühlen und Aufzügen und beim Trans: 
port umd beim Auf: und Abladen der in Arbeit befindlichen Gegenjtände 
fommen immer noch viele und ſchwere Unfälle vor. Eine jehr erhebliche Zahl 
von Unfällen, zu einem nicht unbeträchtlichen Theile mit tödtlichem Ausgange, 
bat jih wie früher, jo auch im Berichtsjabre bei dem Betriebe landwirth: 
Ihaftlicher Majchinen, ferner in Steinbrüchen, Kies, Sand- und Lehmgruben 
ereignet. Nicht minder haben die 7Feld-Eijenbahnen, die mehr und mehr 
zur Einführung gelangen, in Folge der Gefährlichkeit und Unficherheit ihrer 
Betriebzeinrichtungen eine Neihe von Unfällen hervorgerufen. 

Ein erfreulicher Fortichritt bat ſich vielfach bei denjenigen Arbeitern, 
die fih im der Nähe umgehender Majchinentheile zu bewegen haben, hin- 
lichtlich der Tragmweije und Art der Kleidung bemerkbar gemacht. Wenngleich 
es ſchwer hält, die Arbeiter bezw. Arbeiterinnen an zwedmäßige Arbeitskleidung 
zu gewöhnen, weil fie aus Sparjamfeitsrüdfichten ihre alten Kleider in der 
Fabrik vollends abtragen wollen, jo wird der Werth eng an dem Körper ans 
liegender Kleidung, zumal bei den männlichen Arbeitern, doch mehr und mehr 
erfannt. Dagegen bejteht noch immer eine Abneigung der Arbeiter gegen den 
Gebrauh von Schußbrillen — ein Umftand, auf den auch im Berichtsjahre 
zahlreiche Augenverlegungen zurücdzuführen find.') 





’) Der Auffichtsbeamte für Hamburg findet den Grund der Abneigung der Arbeiter 
gegen die Benügung von Schugbrillen darin, daß diejelbe die Yeiftungsfähigkeit der Arbeiter 
Annalen des Deutſchen Meike. 1892. 9 
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Day die Beichäftigung ungeeigneter und ungeübter Arbeiter wie 
eine unangemeijene Thätigfeit jugendliher Perſonen aud i 
Berichtsjahre wieder jchwere Unfälle verurjacht hat, ijt bereitS mehrfach an— 
gedeutet worden. Bon dem Aufjichtsbeamten für Baden wird darauf bin 
gewiejen, daß Unfälle jugendlicher Arbeiter nicht jelten durch die Rückſichts— 
lojigfeit älterer Arbeiter herbeigeführt würden, die es unterliegen, ihre jugend- 
lichen Arbeitsgenojjen von dem Wiederingangjegen abgejtellter Majchinen in 
Kenntniß zu jeßen, jelbit wenn fich diejelben nach der Natur der Arbeit zu der 
betreffenden Zeit zwiichen dem fejten und dem bin: und hergehenden Theile 
einer Maſchine befinden müßten. 


b. Anordnungen zur Verhütung von Unfällen. 


Die Mehrzahl der Auffichtsbeamten betont, day im Großen und Ganzen 
die Willfährigfeit der Unternehmer zur Durchführung zweddienlider Schuß: 
maßnahmen von Jahr zu Fahr größere Fortichritte aufweile und daß in 
manchen Fällen die wünſchenswerthen Einrichtungen nur mit Nüdjicht auf die 
ungünstige geichäftliche Yage unterlajjen würden. Dagegen jei der Mangel an 
der nöthigen Aufficht bisweilen auffallend groß. Manche Unfälle würden 
durch eine geeignete Aufjicht vermieden werden können. 

Im Intereſſe der Unfallverhütung würde es auch liegen, wenn nach den 
Vorſchlägen der Auffichtsbeamten für Pommern, Kafiel: Wiesbaden und Oſt— 
und Weitpreußen die Verfertiger von Majchinen durch Gejeg für das 
Fehlen von Schugvorrichtungen verantwortlich gemacht würden. „Die Schuß 
vorrichtung“, bemerkt der Gewerberath für Bommern, „muß ein gejeßlich vor— 
gejchriebener Theil der Majchine jein. Der Mafchinenfabrikant ift in der Lage, 
die gefährlichen Theile der von ihm amgefertigten Machine zu erfennen und 
völlig ungefährlich zu machen. Der Landwirth und der Kleine Fabrikant kennen 
die Gefahren ebenjo wenig, wie fie Einficht und Hilfsmittel bejigen, ihnen in 
genügender Weife entgegen zu treten.“ 

Den durh landwirthſchaftliche Mafchinen verurjachten zahlreichen 
Unfällen wurde im Berichtsjahre erhöhte Aufmerkjamfeit zugewendet. Es war 
das auch um jo nothiwendiger, als in der Landwirtbichaft und in den mit 
derjelben zufammenhängenden Betrieben noch häufig einer beflagenswertben 
Gleichgüligkeit und Sorglofigfeit begegnet wird. 

Für die Provinz Wejtpreußen ift unter dem 22. Mai 1890 eine Polizei: 
verordnung betreffend den Betrieb landwirthichaftlicher Mafchinen erlajjen, für 
die Provinz Poſen, wo im Berichtsjahre die jchweren Unfälle zumeift auf 
die Yandwirthichaft fielen, it von dem Auffichtsbeamten der Entwurf einer 
jolchen Bolizeiverordnung ausgearbeitet worden. Inwieweit diefe Verordnungen 
günstige Wirkungen hervor bringen werden, bleibt abzuwarten. Der Gewerbe- 


beeimträchtige. „Wenn genaues Sehen bei der Arbeit erforderlich wird, können nur Glas: 
oder Slimmerbrillen zur Verwendung kommen. Nedem, der zum Tragen einer Brille .ge- 
zwungen, it aber befannt, dab ſich das Auge erit an das Glas gewöhnen, gewillermahen 
das Sehen durch das Glas erjt lernen muß. Bei der Arbeit, welche Schugbrillen erfordert, 
wird ſodann das Brillenglas jehr leicht durd Staub vder die umberjliegenden Fremdkörper 
bededt und bierdurdy verdunfelt. Aus diejem Grunde wird öfters ein Abwiſchen erforderlich ; 
allein die mit Staub, Näfle, Del oder Anderen beihmußten Finger find micht geeignet, die 
Gläſer zu reinigen. Kurz, die Brille welche zum Schutze der Augen dienen joll, beeinträchtigt 
in allen denjenigen Füllen, wo nur ein einigermahen genaues Sehen auf dad Arbeitsſtück 
erforderlich ijt, die Leiſtungsfähigkeit des Arbeiters in bobem Grade.“ Amtl. Mittbeilungen, 


a. a. O. ©. 135. 
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rath für Oſt- und Wejtpreußen bemerkt: „Die große Zahl der nach wie vor 
gerade an landwirtbichaftlichen Mafchinen eintretenden recht jchweren Unfälle 
beweiſt nur zu deutlich, daß der Erfolg der Bolizeiverordnungen weit Hinter 
den Erwartungen zurüdbleibt Wach meinen Erfahrungen liegt der Grund 
hiefür einzig und allein in dem Mangel an jachverjtändigen Auffichtsbeamten. 
Ich glaube, daß die landwirtbichaftlichen Berufsgenojjenichaften am meijten 
dazu berufen find, ſolche Sachverjtändige als Beauftragte in ihren Dienft zu 
jtellen, wie dies andere Berufögenoffenichaften ihon jeit vielen Jahren mit 
bejtem Erfolge gethan haben. Deshalb habe ich mich auch diejer Angelegenheit 
wegen mit den Vorſitzenden der landwirthichaftlichen Berufsgenofjenfchaften in 
Dftpreußen wie Wejtpreußen in Verbindung geſetzt und würde es im Intereſſe 
der Yandwirthe und der ländlichen Arbeiter mit Freude begrüßen, wenn meine 
Vorſchläge Berüdjichtigung fänden.” 

In einer Fabrik des Auffichtsbezivtes Hannover erhalten die Aufſeher 
Unfallprämien, wenn jich in ihrer Kolonne während einer Zeit von drei 
Monaten fein Unfall ereignet hat. Dieje Einrichtung joll die Aufjeher ver: 
anlaſſen, die jtrenge Befolgung der von der Direktion angeordneten Betriebs- 
vorjchriften zu überwachen und die Arbeiter auf die bei Bedienung der Mafchinen 
vorhandenen Gefahren aufmerkfjam zu machen. 

Eine erfolgreiche Thätigkeit der Berufsgenojjenichaften auf dem 
Gebiete der Unfallverhütung hat nach den Neuerungen einer Reihe von 
Auffichtsbeamten häufig wahrgenommen werden fünnen. Nur die Auffichts- 
beamten für die Bezirfe Arnsberg, Zwidau, Plauen und Württemberg Il be- 
merfen, daß die Befolgung der Unfallverhütungsvorfchriften, die Bekanntſchaft 
mit denjelben und die Ueberwachung ihrer Durchführung noch viel zu wünſchen 
übrig laſſe Würden die Nepifionen durch die auf Grund des $ 82 des Uns 
fallverficherungsgejeges angeltellten Beauftragten der Berufsgenojjenjchaften 
häufiger ausgeführt werden, jo ließe fich zweifellos eine beijere Beachtung der 
Unfallverhütungsvorichriften umd in Folge hievon eine Verminderung der Unfälle 
herbeiführen. Yeider aber jind bei einigen Verufsgenofjenichaften überhaupt 
noch feine Beauftragten bejtellt. Auch wiſſen in vielen Betrieben die Beſitzer 
von dem Inhalt der Vorſchriften oft nicht das Geringſte. Im Bezirk Arnsberg 
war ſogar einem VBertrauensmanmn(!) der Holz-Berufsgenoſſenſchaft, der ſelbſt 
Beliger und Leiter einer Fabrik mit mehr als 100 Arbeitern ift, die Eriftenz 
der vor vier Jahren erlaſſenen Unfallverhütungsvorjchriften jeiner Genoſſenſchaft 
unbefannt. 

Neue Unfallverhütungsvorichriiten wurden im Laufe des Berichtsjahres 
jeitens der nordwejtlichen Eijen: und Stahl Berufsgenofjenschaft erlaſſen; zwei 
andere gemwerbtiche Berufsgenojienfchaften haben jolche Borjchriften dem Reichs— 
Berjiherungsamt zur Genehmigung eingereicht. Nunmehr find von mehr als 
80 Prozent der ausschließlich vom Neichsverficherungsamt rejjortirenden ge— 
mw erblichen Berufsgenoſſenſchaften Unfallverbütungsvorjchriften erlafien worden; 

) Das Reichſsamt des Inneren bemerft in den „Amtlihen Mittheilungen“ u a., 
daß aud) die Brennerei- Bernjsgenofienjcait im Berichtsjabre Unfallverhittungsporichriften er: 
iajien babe. Das ijt nicht zutveffend. Die Brenmerei» Berufsgenvfjenichaft bat dem Weiche 
verjicherungsamte allerdings mehrfach Borichritten zur Genehmigung eingereicht; da aber das 
Reichsverſicherungsamt auf prinzipiellen Aenderungen beſtand, welche die Berufsgenoſſenſchaft 
nicht gutheißen zu können glaubte, ſo hat letztere den Erlaß von Unfallverhütungsvorſchriften 
abgelehnt und ſich damit begnügt, ihren Mitgliedern nur die Beachtung gewiſſer Vorſichts— 
maßregeln zu empfehlen. Bal. hierüber den Verwaltungsbericht der Brennerei-Beruisgenoiien- 
jchaft für 1890. 
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dagegen find Vorjchriften für landwirthſchaftliche Berufsgenojienjchaften 
jeither nur in wenigen Fällen ergangen. 

In den Berichten der Auffichtsbeamten für die Bezirke Hannover, Arnsberg, 
Plauen und Baden wird darauf hingewieſen, daß die Unfallverhütungsvor: 
Ichriften, die fih auf gleichartige Einrichtungen bezögen, von den Berufs: 
genofjenjchaften verjchieden gefaßt wären. Da hierdurch Unzuträglichfeiten ent: 
jtünden, wird mit Necht verlangt, daß den Arbeitern einfache, deutliche und 
leicht faßliche Vorſchriften, die fie auch bei öfterem Wechjel der Arbeit jtets 
twiederfänden, zu geben wären. Der letzte Verbandstag der deutjchen Berufs- 
genofjenschaften zu München (am 27. Juni 1891) hat ſich mit diefer Frage 
befhäftigt und beſchloſſen: „Der Genofjenichaftstag erfennt den Werth und 
Nugen der Einführung gleiher Vorjchriften für gleihartige Ge— 
fahren in den unter das Unfallverficherungsgejeß fallenden Betrieben an und 
beauftragt den Ausschuß mit der Ausarbeitung von Normal-Unfallverhütungs- 
vorjchriften.“ Ob freilih unter den Berufsgenoffenjchaften eine Einigung auf 
diefem Gebiete erzielt werden wird, muß dahin gejtellt bleiben. Der Gewerbe: 
rath für Arnsberg hält es für unwahrjcheinlich. 

Ueber ein Zujammenwirfen der Aufſichtsbeamten mit Organen der 
Berufsgenofjenichaften berichtet der Gewerberath für Diüfjeldorf. Er bat mit 
den Beauftragten einzelner Berufsgenofjenichaften mehrfach Beſprechungen gehabt 
und gemeinschaftlich Befichtigungen vorgenommen. 

Die Mängel, auf deren Abjtellung die Auffichtsbeamten in Gemäßheit 
des $ 120 Abi. 3 der Gewerbeordnung im Intereſſe der Unfallverhütung bin 
zumwirfen hatten, waren auch im Berichtsjahre zahlveih und mannigfaltig. 
Beiſpielsweiſe jei erwähnt, daß der Auffichtsbeamte für Eljaß: Lothringen in 
663 Fabriken 2704 Mängel feftitellte, die Unfälle herbeiführen fonnten. Der 
Auffichtsbeamte für Zwickau hatte 1597 Erinnerungen zu ziehen. In größerem 
Umfange wurden die Schußvorrichtungen zur Verhütung von Unfällen auf ibre 
Wirkſamkeit geprüft, Ratbichläge ertheilt und Anordnungen zur Vermeidung 
von Unfällen getroffen. 

Der Fenerſicherheit der Fabriken haben die AuffichtSbeamten fort- 
geſetzt die größte Aufmerkſamkeit zugewendet. 

Für den Bezirk Oppeln hat der Regierungspräſident unter dem 4. No— 
vember 1890 eine Polizeiverordnung betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
der Fabriken zur Sicherung gegen Feuersgefahr erlaſſen. In dem Bezirke 
PBotsdam- Frankfurt a. D. fanden auf Anordnung der zujtändigen Negierungs- 
präfidenten im Berichtsjahre Befichtigungen der Fabriken wegen der Sicherung 
der Arbeiter gegen Feuersgefahr jtatt. Es wurden in 36 Induſtrieſtädten 
325 Fabriken Durch die Ortspolizeibehörden oder durch die in verichiedenen 
Städten aus Technifern und Arbeitgebern gebildeten Revifions-Kommilfionen 
befichtigt und etwa 2000 Anordnungen getroffen, die im Laufe dieſes und des 
nächiten Jahres ausgeführt jein jollen. 

Wie wejentlich es it, daß den verlegten Berjonen jofort jahgemäße 
Hülfe zu Theil wird, wird auch in den vorliegenden Berichten mehrfach her: 
vorgehoben. Um jo erfreulicher iſt es, daß man mehr und mehr in Fabriken 
für die nothwendige erſte Hülfe bei Unglücksfällen Sorge trägt, und ſei es auch 
nur dadurch, daß man ſtets gute Verbandkäſten bereit hält, oder daß man 
die Arbeiter über die erſte Behandlung von Verletzungen, Verbrennungen oder 
Vergiftungen gehörig unterrichtet. Nachahmenswerth erſcheint ein Vorgehen 
des Fabrikantenvereins zu Spremberg. Dieſer hat Kurſe eingerichtet, in denen 
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Werkmeiſter und einzelne Fabrifarbeiter für die erjte Hülfeleiſtung bei Betriebs— 
unfällen von einem Arzte ausgebildet werden. Die an den Kurſen Theilnehmenden 
find dem Unterrichte mit vielem Intereſſe gefolgt und haben jich recht anftellig 
erwiejen. Die Kojten des Unterrichts find unbedeutend und werden aus Mitteln 
des Fabrikantenvereins gededt. 

Anerkennung verdienen auc die in einer Fabrik des Bezirks Hejien II 
getroffenen Vorkehrungen. Hier ift ſtets ein bejonderes, im Winter geheiztes 
Zimmer mit Bett für den Fall bereit, daß ein Unfall vorfommt; ein gelernter 
Yazarethgehülfe it da, um den erjten Verband anzulegen, oder jonjtige Hilfe 
su geben und Arzneien zu verabreichen. 


e. Gefundheitsfhädliche Einflüffe. 


In der Bejeitigung geiundheitsichädlicher Einflüſſe weilt das Berichtsjahr 
weitere Fortſchritte auf, obgleich Abneigung und Widerjtand der Arbeitgeber 
gegen die in Betracht fommenden Anordnungen und Anregungen der Auffichts- 
beamten bie und da bemerkbar geworden find. Nach wie vor macht es jedoch 
der Umstand, daß im früherer Zeit bei der Genehmigung gewerblicher Anz 
lagen noch weniger Nüdjicht auf die Vermeidung gejfundheitsichädlicher Ein: 
jlüjje genommen wurde, in vielen Fällen jchwierig, zu befriedigenden Ergebnifjen 
zu gelangen. 

Da die Entitehung und Entwidlung mander Erkrankungen der Arbeiter 
auf Schlechte Luft, Staub, jchlechte Beleuchtung, ungenügende Raumverbältnifie, 
mangelhafte Abortanlagen, unzureichende Wajchräume u. j. w. zurücdzuführen 
jind, erjcheint e& naturgemäß, daß die Auffichtsbeamten in erjter Linie den in 
diefer Beziehung hervorgetretenen Uebelftänden befondere Aufmerkſamkeit widmen. 
So iſt eine größere Zahl von Auffichtsbeamten mit Rückſicht darauf, daß den 
nothiwendigen Anjprüchen in Bezug auf die Lufterneuerung in den 
Arbeitsräumen noch feineswegs überall genügt wird, damit vorgegangen, 
Vorrichtungen für Erneuerung der Luft anzuregen. Noch immer jcheinen aber 
ın der Cigarreninduftrie binfichtlich der Lüftungseinrichtungen ungünftige Zu: 
jtände zu berrichen, trogdem daß die Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 
I. Mat 1888 Wandel zu jchaffen gejucht hat. Der Auffichtsbeamte für den 
Bezirk Minden-Münſter jpricht jich dafür aus, die auf Grund diejer Bekannt— 
machung zu ftellenden Anforderungen tbunlichit in mäßigen Grenzen zu halten, 
weil ſonſt ein Theil der Arbeiter der die Gejundheit weitmehr gefährdenden 
Hausinduftrie zugeführt werde Letzteres iſt in der That in einigen Bezirken 
geichehen. 

Die in den Betrieben der verfchiedenjten Art vorgefundenen Beläſtig— 
ungen der Arbeiter dur Staub find joweit wie möglich abgeftellt 
worden. Sn einigen Fällen fonnte die Iſolirung der ftauberzeugenden Mafchinen 
jtattfinden, in anderen, wo zur Entfernung jtaubhaltiger Luft gewöhnliche Ven- 
tilationseinrichtungen nicht ausreichten, wurde häufig eine fünftlihe Staubauf- 
jaugung mit gutem Erfolge eingeführt. Die Benugung von Rejpiratoren, die 
unter Umſtänden einen geeigneten Schuß bieten, unterbleibt nicht jelten in Folge 
des Widerjtandes der Arbeiter. 

Ueber ungenügende Beleuchtung der Arbeitspläge liegen im Berichts» 
jahre Klagen nicht vor. Dagegen berichtet der Gewerberath für den Bezirk 
Arnsberg über jchädliche Einwirkung des eleftrifchen Licht? auf die Augen 
jolher Arbeiter, die mit dem Schweißen eiferner Gefäße nach dem Benari- 
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Verfahren (Schmelzen der zu verbindenden Eiſenplatten durch einen elektriſchen 
Lichtbogen) bejchäftigt waren. 

Ueber Beläftigung der Arbeiter dur bobe Temperatur bemerft der 
Aufſichtsbeamte fir Arnsberg, daß die Arbeit an den Puddel- und anderen 
Flammöfen wegen der ausitrahlenden Hitze jehr bejchwerlich, dieſer Uebel: 
ſtand aber Durch eine mit wmnerbeblichen Stojten berzuftellende Vorrichtung 
völlig zu bejeitigen jei. Der in den Berjahren erwähnte Mißitand, daß die 
bei den Wendearbeiten an den Malzdarren bejchäftigten Perſonen durch Hitze 
zu leiden haben, wird auch im Berichtsjahre zur Sprache gebradt. Wie be- 
merft wird, läßt ſich in Fleineren Brauereien faum Hülfe fchaffen; in grüßeren 
Anlagen pflegt indellen das Wenden und Umichlagen des Malzes in den Darren 
durch maſchinelle Vorrichtungen beſorgt zu werden. 

Um den Schädigungen zu begegnen, die durch das Einathmen giftiger 
Dämpfe entitehen, bat man im abgelaufenen Jahre in einigen Zinf: und 
Bleihütten des Bezirkes Oppeln Einrichtungen getroffen, die zu einem voll- 
fommen befriedigenden Erfolge geführt haben. Im Bezirke Berlin-Charlotten- 
burg it eine Polizeiverordnung für Metallbrennereien, die mehr als drei 
Arbeiter bejchäftigen, erlajien worden. Sie trifft Vorkehrungen, um das Ent: 
weichen von Säuredämpfen ımd das Eindringen von Säuren in das Erdreich 
zu verhindern. 

Ueber Erfranfungen der Arbeiter, die auf gewerbliden Ein- 
flüſſen beruben, berichtet eine Reihe von Auffichtsbeamten. Erwähnung 
finden insbejondere Krankheiten in Folge von Chromvergiftungen, Phosphor: 
Nekroſe, Bleikolik, Milzbrandvergiftungen (in Haarjpinnereien), Hufterepilepfie, 
Ehininfräge und Duedfilbervergiftungen. Letztere Art der Gemwerbefranfheiten 
ift in jomweit, als bisher die Beichäftigung der Arbeiter in Spiegelbeleganitalten 
den Anlaß bot, im Werjchwinden begriffen. In den Spiegelbelegan- 
jtalten wird die Verwendung von Duedjilber immer mehr durch die Silber- 
belegung verdrängt; insbejondere in der Spiegelinduftrie der Stadt Fürth bat 
der Uebergang zur Silberbelegung jo große Fortichritte gemacht, daß jetzt ſämmt— 
lihe Spiegel für die Ausfuhr nach Nordamerika nur mit Silber belegt werden 
und die Herjtellung von Quedfilberjpiegeln faum ein Drittel der ehemaligen 
Menge beträgt. „Diefer Umſchwung kommt natürlich) auch in der Zahl der 
durchſchnittlich beichäftigten Arbeiter und in der Erfranfungsziffer zum Ausdrud; 
erftere war jchon im Jahre 1889 im erften Halbjahre auf 160, im zweiten auf 
112 zurüdgegangen und ift im Jahre 1890 auf 79, im Testen Quartal auf 
68 gefunfen, davon ein Viertel Männer. Noch größer ift der Abftand gegen 
früher in der Zahl der Erfranfungsfälle und Kranfentage: während nämlich 
die Anzahl der Kranfentage der an Merkurialismus Erkrankten von 4074 im 
Jahre 1885 auf 1003 im Fahre 1889 herabgegangen war, betrug diefelbe 
im Jahre 1890 nur 148, auf 2 Erfranfungsfälle entfallend; jeit Mai 1890 
ift überhaupt feine Erfranfung mehr vorgefommen, . . . auch läßt das Auf: 
hören aller Erkrankungen jeit 7 Monaten ein Fortbeſtehen diejes günjtigen 
Zuftandes erhoffen.“ 

Was die Ueberfüllung der Arbeitsräume mit Arbeitern anbelangt, 
jo jcheinen in diefer Hinficht noch zahlreihe Mipftände zu beftehen. Leider 
vermögen die Auffichtsbeamten jchon aus dem Grunde feinen durchgreifenden 
Wandel zu jchaffen, weil fie unbegreiflicherweife bei den höheren Behörden kein 
Verjtändniß für ein jchärferes Vorgehen zu finden jcheinen. So hat u. a. der 
Regierungspräfident zu Koblenz; unter dem 14. Januar 1890 eine Polizeiver- 
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ordnung, betreffend den Schuß der Arbeiter wider Gefahren für Leben und 
Gejundheit erlafien und hiezu eine Anweilung gegeben, in der ala Mindeft- 
Luftraum für jeden Arbeiter nur 5 cbm. gefordert werden. Das ift, wie 
auch der Auffichtsbeamte für Köln-Koblenz bemerkt, doch viel zu niedrig ge: 
griffen. Die Forderungen, welche die Gejundheitslehre jtellt, gehen dahin, 
daß mindejtens 15 cbm. Luft für jeden Arbeiter vorhanden fein müſſen und 
daß außerdem eine mehrmalige Lufterneuerung in der Stunde einzutreten bat. 
Der Bundesrath hat fi zwar in feiner Verordnung, betreffend die Einrichtung 
und den Betrieb der zur Anfertigung von Cigarren bejtimmten Anlagen, mit 
7 ebm. Luftraum begnügen zu dürfen geglaubt; allein die bier zur Geltung 
gefommene, den Anforderungen der Hygiene Feine Rechnung tragende Anjchauung 
des Bundesraths jollte von einfichtsvollen Behörden doch nicht ala ausschließlich 
maßgebend anerfannt und zur Nichtichnur genommen werden. 

Die Bedeutung gefundheitsichädlicher Einflüſſe wird nicht jelten durch den 
Mangel an Neinlichfeit gejteigert. Dieſer Zuftgnd iſt in erjter Yinie 
allerdings auf die Gleichgültigfeit der Arbeiter zurüdzuführen, Sehr häufig 
fommt e3 aber auch vor, daß an den Arbeitsstellen jede Gelegenheit auch nur 
zum einfachen Händewajchen fehlt. Unterbleibt infolaedejlen die Reinigung vor 
der Mahlzeit, werden die Speifen mit ſchmutzigen Händen und vielleicht ver: 
unreinigten Schleimhäuten des Mundes eingenommen, jo twird den Kraukheits— 
erregern, die der Fabrikation jpezifiich anhaften, natürlicherweife Thor und 
Thür zum Eingang in den Körper geöffnet. 

Die Benugung ungejunder Sclafjtellen wurde im Berichtsjahre 
mehrfach mahrgenommen. Schwere Mißſtände jcheinen namentlih da zu 
herrſchen, wo es ſich um die Schlafgelegenheit fremder Arbeiter in Zie— 
zeleien handelt. So berichtet der Gewerberath fir Arnsberg: „Im biejigen 
Auffichtsbezirfe wird der gefammte Ausbrand einer Kampagne zu einem Ein: 
heitspreis für 1000 Steine verpachtet. Dem zugereiften Ziegelmeifter mit 
feinen 20—50 Arbeitern, meijt Yippern oder Holländern, wird ein jcheunen- 
artiger Schuppen als Wohnung überwiefen. Im Erdgeichoß befinden fich 
in der Regel Küche, Borrathsfammer und Speijefaal, im Dachraume die 
Schlafſäle. In diefem faum 2 m hohen Raume mit fleinen Fenjtern ftehen 
Die aus rohen Brettern zufammengeichlagenen Bettfäjten, in denen auf oft 
faulem Stroh eine ſchmutzige Pierdedede liegt. Als Zudede dienen die meift 
nafjen und jchmutigen Kleider der Ziegler. Nicht jelten ftehen zwei Betten 
übereinander, jo daß in einem einzigen Naume alsdann 20— 30 Menjchen 
fchlafen, von denen jeder über faum 4 cbm Xuftraum verfügen kann. Ich 
habe dieje Räume noch nicht während der Schlafzeit betreten fünnen; nach den 
bei Tage berrichenden Gerüchen zu urtbeilen, muß alsdanı die Luft faum er: 
träglih und gejundheitsfchädlich jein, zumal hier Jung und Alt, Gejunde und 
Kranke dicht bei einander jchlafen. . . . . Bei meinen jedesmaligen Vorjtellungen 
beim Ziegeleibefiger habe ich wenigjtens in einem Falle den Neubau eines 
Sclafjaales zugefichert erhalten. In jedem Falle habe ich aber erreicht, daß 
den Arbeitern außerhalb der Schlafjäle zwedentiprechende Schränfe zur Auf: 
bewahrung ihres Spedvorrathes angewiejen wurden.“') Auch der großberzoglich 
eldenburgiiche Auffichtsbeamte bezeichnet den Zuftand der Schlafitellen der Biegel- 
arbeiter als nicht befriedigend, hat aber durch fortgejegte Einwirkung jtellen- 
weiſe eine erhebliche Beljerung erzielt. 
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IV. 


Schutz der Nachbarn genehmigungspflichtiger Anlagen. 


Die Zahl der Vorlagen für die Errichtung oder Veränderung genehmigungs— 
pflichtiger Anlagen hatte ſich im Jahre 1889 in den meiſten Aufſichtsbezirken 
erheblich geſteigert; dem gegenüber iſt im Berichtsjahre vielfach eine Abnahme 
eingetreten. So betrug die Zahl — abgeſehen von den Dampfkeſſeln — bei— 
ſpielsweiſe im Aufſichtsbezirke Frankfurt a. O.-Potsdam 168 gegen 201 im 
Jahre 1889, im Bezirfe Oppeln 150 gegen 165, im Bezirfe Merjeburg-Erfurt 
183 gegen 189, im Bezirke Hannover 244 gegen 311, im Bezirke Düfjeldorf 
305 gegen 335, im Bezirfe Aachen-Trier 115 gegen 216, im Sönigreich 
Sachſen 448 gegen 449 u. j. w. Vielfach waren die Auffichtsbeamten, denen 
die Begutachtung der Vorlagen zufiel, in der Lage, Verbejjerungen anzuregen 
und Beitimmungen zum Schuge der Nachbarjchaft vorjchlagen zu fünnen. 

Hinfichtlich des if den preußiſchen Aufſichtsbezirken bejtehenden Ge— 
nehbmigungsverfahrens jchließt fich der Gewerberath für Köln-Koblenz 
dem jchon früher von anderer Seite gemachten Borichlage an, daß der erite 
Termin zur vorläufigen mündlichen Erörterung vor dem die Bekanntmachung 
erlajienden Beamten im Intereſſe eines abgefürzten Verfahrens wegfalle, da 
diefer Termin erfahrungsgemäß weder die Sachlage zu Flären, noch die Ein- 
iprucherheber zur Zurüdnahme ihrer Einwände zu veranlafien pflege. Derjelbe 
Beamte hat die Wahrnehmung gemacht, daß in feinem Auffichtsbezirf das 
Bublifum, das von jedem Dampfichornftein eine Verminderung der landſchaft— 
lichen Reize der Gegend befürchtet, mehr und mehr gegen die gewerblichen 
Anlagen aus irgend welchen Gründen Einfpruch erhebt. Auch in der Be— 
völferung der Stadt Hannover zeigt fich, wie der Auffichtsbeamte berichtet, 
gegenüber der Induſtrie „eine Franfhafte Gereiztheit“, die bei jedem Ge— 
nehmiqungsverfabren für eine nach $. 16 Eonzeffionspflichtige Anlage zu einer 
großen Zahl von Einjprachen führt, Die vielfach mit der Sache jelbjt nur in 
loſem Zuſammenhang jtehen. Zur Erklärung diejer Ericheinung wird auf die 
langjährigen gejegwidrigen Belältigungen durch die chemiiche Induſtrie 
hingewieſen. Nichtsdeſtoweniger jcheint die UOrtspolizeibehörde, in der Be: 
fürdtung, die Lebensfäbigfeit der Fabrifanlagen könne in Frage geitellt 
merden, den berechtigten Aniprüchen des Publikums nur geringe Beachtung 
zu ſchenken. 

Meinungsverichiedenheiten und Zweifel darüber, ob gewiſſe Be— 
triebe unter den $ 16 der Gewerbeordnung fallen, werden von 
den Auffichtsbeamten in den Berichten mehrfach zur Sprache gebradht, auch eine 
Ausdehnung des Berzeichnijies der genehmigungspflichtigen 
Anlagen wird angeregt. 

Klagen und Beichwerden der mannigfaltigiten Art über Beläftigungen 
durh Geräuſch, Rauch, Ruß, Funken, Gaje, Dämpfe und üble 
Gerüche haben auch im Berichtsjahre die Thätigfeit der Auffichtsbeamten ſtark 
in Anjpruch genommen. „Bisweilen ließ es fich Schwer beurtheilen, ob wirklich 
eine Beläftigung vorlag, oder die Beichwerden nur aus dem Uebelwollen dex 
Nachbaren oder jonftigen privaten Beweggründen hervorgegangen waren. Einem 
uicht geringen Theile der Klagen, welche ſich ſachlich als begründet erwieſen., 
fonnte abgeholfen werden; theilweiſe ließ fich wenigjtens eine Verminderung der 
Beläftigung und ein erträglicher Zuftand erreichen.“ 
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Auch die Berunreinigung des Waſſers, jowohl größerer und fleinerer Fluß: 
läufe, durch Fabrikabwäſſer hat im VBerichtsjahre wieder zu den verjchiedenften 
Beihwerden Anlaß gegeben. Für die Auffichtsbeamten ift es, wie der Ge- 
werberath für den Bezirf Magdeburg hervorhebt, überaus jchwierig, die Be— 
gründung derartiger Klagen, das Maß diefer Verunreinigungen und die ge: 
eignetiten Maßregeln zur Abhilfe in gerechter Weife zu beurtheilen, weil ihnen 
die für ſolche Beurtheilung nothwendigen Unterlagen, die chemischen Unter: 
ſuchungen der Abwäſſer, meift fehlen. „Weder der Regierung noch dem Auf: 
fihtsbeamten jtehen Mittel zur Verfügung, jolche Unterfuchungen ausführen zu 
lafien. Die Koften für die nothwendigen Analyien fallen den Ortspolizei: 
behörden, alfo den Gemeinden zur Lajt. Es werden aus erflärlicher Rückſicht 
dergleichen Unterfuchungen alfo nur jehr felten und dann meist von dem orts— 
angehörigen Apotheker ausgeführt, welchem in den meiften Fällen die für diefe 
ſchwierigen Arbeiten nothwendige Erfahrung und Uebung, jowie auch die er- 
torderlihen Einrichtungen fehlen. Der Auffichtsbeamte muß daher auf Grund 
einiger Handproben beurtheilen."') Die Jahresberichte der preußischen Gewerbe: 
räthe für 1890 theilen nur drei Fälle polizeilichen Einjchreitens gegen Fluß: 
verunreimigungen mit; in einem wurde eine Verordnung, betreffend die Ver: 
unreinigung öffentlicher Flüſſe, erlallen (für den Umfang der Stadt Finſterwalde 
und der Yandgemeinde Naundorf), in den beiden anderen wurden einer Kupfer: 
vitriolfabrit im Bezirke Arnsberg und 17 Tuchfabrifen der Stadt Eusfirchen 
Bezirk Köln-Koblenz) Auflagen behufs Klärung der Abwäller gemacht. Im 
Aufſichtsbezirke Baugen haben fich nad) einer Mittheilung des Auffichtsbeamten 
drei Berwaltungsbebörden veranlaßt gefehen, die jämmtlichen in den betreffenden 
Bezirken befindlichen Kläranlagen für Abfallwäſſer in vierwöchigen Friſten durch 
einen bejonders beauftragten Beamten repidiren zu laſſen Am Auffichtsbezirfe 
Plauen wurde von den Fabrikbefigern die Führung eines Tagebuchs verlangt, 
in das die Zeit jeder Neinigung einzutragen ift; aus diefen Eintragungen joll 
erjehen werden, ob die Neinigung der Abjagbehälter regelmäßig und oft genug 
vorgenommen wird. 


V. 


Wirthſchaftliche und ſittliche Zuſtände der Arbeiterbevölkernug, 
Wohlfahrtseinrichtungen, Verſchiedenes. 


Ueber die wirthſchaftliche Lage der Arbeiterbevölkerung findet 
üh in den Jahresberichten im Wejentlichen nur eine Reihe von allgemeinen 
Heußerungen der Aufjichtsbeamten. Dieje gehen im Großen und Ganzen dahin, 
daß einerjeits die wirtbichaftlichen Zuftände im Berichtsjahre allerdings eine 
Heine Aenderung erfahren hätten, da fait überall eine, theilweiſe jogar nicht 
unerbebliche Lohnſteigerung eingetreten wäre; anderjeit3 freilich wäre die Lohn— 
erhöhung durch die gejteigerten Lebensmittelpreife und hie und da durch koſt— 
Ipielige Ausftände, in vereinzelten Fällen auch in Folge der mit Rückſicht auf 
den ſchlechten Gejchäftsgang erfolgten Einſchränkung im Fabrikbetriebe ſtark 
beeinträchtigt worden. 

Auf die ungünjtige wirthichaftlicbe Yage der Hausinduſtrie wird in 
einigen Berichten hingewiejen. So bemerkt der Auffichtsbeamte für Sigmaringen, 
daß die Lage der Arbeiter in der Hausinduftrie wegen des jehr geringen Ver: 
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dienjtes weniger gut ſei, da die Betreffenden meiſtens weibliche Arbeiter) oft 
von Morgens bis tief in die Nacht hinein arbeiten müßten, um nur 80 Pf. 
bis 1 Mark zu verdienen. Der Auflichtsbeamte für Schwarzburg-Rudolſtadt 
berichtet, daß in der Hausinduftrie, namentlich bei der Porzellanmalerei und 
bei der Fabrikation von Mafjenartifeln, Spielzeug u. dergl. ganze Familien 
angejtrengt arbeiteten, und jelbft Eleine Kinder zum Zutragen benüßt werden 
müßten, um einen färglichen Lohn zu verdienen. „Es werden Keine Kaffeejerpice 
von Porzellan gearbeitet, die mit Karton und Pockung im Groß 6 Mk, alſo 
einzeln nicht 5 Pf. koſten, im denen alfe die Täßchen, Kännchen u. ſ. w. für 
das Stück mit einem halben Pfennig bezahlt werden. Wirken bei der Fabri— 
fation auch fleine Majchinen mit, jo wird troßdem von einem angemefjenen 
Lohne nicht die Rede fein fünnen. Die Mrbeitgeber beflagen dieje traurige 
Thatjache jelbit, find aber abhängig von der allgemeinen Konkurrenz.“ 

Bezüglich der Ernährungsweiſe der Arbeiter berichten einige Aufſichts⸗ 
beamte, daß dieſe im Allgemeinen Feine ſchlechte, aber oft eine unrationelle jet. 
Bei der Arbeiterbevölferung Dresdens und der Umgegend bat namentlich im 
der zweiten Hälfte des Berichtsjahres wegen der Höhe der Fleiſchpreiſe der 
Konſum von Vferdefleiich jebr zugenommen, während im Kreiſe Sonneberg 
(Sachjen-:Meiningen) aus gleichem Grunde ſich der Verbrauch von Seeftichen 
eingebürgert hat. In vielen Fällen ungenügend it nach einer Mittbeilung 
de Gewmwerberathes für den Bezirk Arnsberg die Berpflegung der Ziegel: 
arbeiter. „Die Hauptmahlzeit beitebt fait ausschließlich aus Erbjen und Kar: 
foffeln, welche breiartig unter Zujaß von Schmalz von dem unbrauchbariten 
oder jüngjten Arbeiter in einem offenen Keſſel bergerichtet werden. Fleiſch 
wird nur in Gejtalt von Sped gegeilen, der im ganzen Spedjeiten in den 
Sclafjälen, gewöhnlich über der Lagerſtätte des betreffenden Zieglers, auf: 
bewahrt wird.“ " 

Ueber das ſittliche Berbalten der Arbeiter und Die Pflege der 
Religioſität in Arbeiterfreiien liegen mehrfach bemerfenswerthe Aeußer— 
ungen der Aufjichtsbeamten vor. Danach haben die Beitrebungen, die eine 
fittliche und religiöje Hebung der Arbeiter bezweden, im Allgemeinen erfreu- 
liche Fortichritte gemacht und unverkennbar auch hie und da günjtige Ergeb: 
nilje gezeitigt. 

Ueber die anjcheinend vermehrte Verbreitung des übermäßigen Genuſſes 
geiftiger Geträufe in Arbeiterfreifen jprechen fich einige Auffichtsbeamte aus. 
Im Aufſichtsbezirk Meißen hat der im Berichtsjabre errichtete Arbeiterausſchuß 
einer Yampen- und Blechwaarenfabrif zu Cölln in jeiner erjten Sigung u. a. 
den folgenden Beichluß gefaßt: „Das Schnapstrinfen ijt innerhalb der Fabrik— 
räume und während der Arbeitszeit jtreng verboten, Zumiderhandlungen ziehen 
eine aa von 25 Pfennig und in fortgejegten Fällen jorortige Entlaſſung 
nach jich.“ 

In einer Metallwaarenfabrif des Auffichtsbezirfes Leipzig haben jich Die 
Arbeiter vor ihrer Aufnahme in die Fabrik einer ärztlichen Unterfuchung zu 
unterziehen, damit Perfonen, die mit Jchweren Stranfheiten behaftet find, und 
ledige weibliche, im Beginn der Schwangerichaft jtehende Arbeiterinnen nicht 
eingejtellt werden. Man will hiermit abgejehen von dem Einfluß diefer Maß— 
nahme auf die Fabrik-Krankenkaſſe, einen günftigen Einfluß auf die Sittlichkeit 
der Mädchen erzielt haben, ſo daß hier umeheliche Geburten um Vieles feltener 
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als früher vorkommen jollen. Ob man fich mit diefer Annahme aus nahe: 
liegenden Gründen etwa einer Täufchung bingibt, wollen wir hier nicht weiter 
ımterjuchen. 


Die Bejtrebungen, den Arbeitern Wohlfabrtseinrihtungen aller 
Art zugänglich zu machen, haben im Berichtsjahre weitere Förderung erfahren. 

Auch in anderen als Arbeitgeberkreifen beginnen die jozialen Auf: 
gaben der Zeit mehr und mehr Intereſſe zu erweden, und das Bewußtſein 
der Pflicht, an der Löſung Ddiefer Aufgaben mitzuwirken, durchdringt immer 
weitere Kreiſe der an der Arbeiterfrage nicht unmittelbar betheiligten Geſell— 
ihaftsflaffen. So haben ſich im Laufe des legten Jahres neben den Fabri— 
fantenvereinen in einer Reihe von Orten Vereine unter verfchiedenen Namen 
gebildet, Die hauptjächlich den Zweck haben, ein friedliches Verhältniß zwiſchen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern auf Grund der beſtehenden Ordnung zu pflegen, 
die Verbeſſerung der wirtbichaftlichen Lage ihrer Mitglieder nach Kräften zu 
fördern, in geiftiger und fittlicher Beziehung hebend einzuwirken, den Mitgliedern 
nah Möglichkeit Arbeitsgelegenheit zu verichaffen, diejelben in unverſchuldeten 
Notbfällen nah Kräften zu unterftügen u. ſ. w. Auch die jchon feit einigen 
Jahren bejtehenden Vereine: der Bergifche Verein für Gemeinwohl, der Duis- 
burger Berein für das Wohl der Arbeiterbevölferung, der linksrheiniſche Verein 
für Gemeinwohl, der Bergiſche Fabrifantenverein u. a. haben im Berichtsjahre 
nah verjchiedenen Richtungen Hin auf dem Gebiete der Arbeiterwohlfahrtspflege 
erfolgreich gewirkt. Der oberjchlefiiche Berg: und Hittenmännifche Verein, der 
ftatutengemäß die Intereſſen des oberjchlefiichen Berg: und Hüttenbetriebes ver- 
tritt, beichloß, auf eine Anregung des Negierungspräfidenten zu Oppeln, auch 
die Förderung der Arbeiterwohlfahrts- Angelegenheiten zu feiner Aufgabe zu 
machen und Durch Einjegung einer bejonderen Kommiſſion ein Organ für diefe 
Veitrebungen zu Schaffen. Das biefür aufgeftellte Programm erjtredt fich auf: 

!. Berbejjerung der Wohnungsverhältnilie und Förderung häuslichen Weſens 

durch Haushaltungs- und Handarbeitsjchulen, Arbeitergärten u. ſ. mw. 

2. Errihtung von FFortbildungsichulen, Schulen für Handfertigfeitsunterricht, 
Fachſchulen, Volksbibliotheken und Verbreitung volfsthümlicher Schriften, 
Gründung einer Zeitichrift u. ſ. w. 

3. Beförderung des Sparfinns und aller auf eigener Mitwirkung der Arbeiter 
beruhenden Wohlfahrtseinrichtungen; Beſchaffung billiger Lebensmittel 
durh Gründung von Konfumvereinen; Bekämpfung des Borgfyitems; 
Sparfafien. 

4. Befämpfung der Trunkſucht, Pflege geeigneter gefelliger VBergnügungen, 
Kaffeeſchänken, Volksküchen. — 

Die Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter ließen auch im Berichts— 
jahre noch an manchen Orten viel zu wünjchen übrig. Dem gegenüber ift zu 
bedauern, daß noch heute nicht überall und ingbefondere in den Großjtädten 
nicht mit der wünfchenswerthen Energie auf Erbauung von Arbeiter: 
wohnungen Hingewirkt wird. So hatte die im Auffichtsbezirt Magdeburg 
angeregte Beichaffung von Geldmitteln für Erbauung geſunder und billiger 
Arbeiterwohmungen feinen Erfolg, weil gerade die finanziell leistungsfähigen 
Kreife fich ablehnend verhielten. In einer Sigung des Magdeburger „Vereins 
für Gejundheitspflege” wurde nicht nur die Bedürfnißfrage verneint, fondern 
fogar ala Grumd für die Ablehnung von einer Seite geltend gemacht, daß ein 
jolhes Unternehmen eine unerwünjchte Konkurrenz gegen Bauunternehmer und 
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Hausbeſitzer zur Folge haben würde.“ Im Aufſichtsbezirk Württemberg I 
barrt nach der Mittheilung des Auffichtsbeamten die Arbeiterwohnungsfrage 
befonders in den Städten „immer noch einer befriedigenden Löjung. Obgleich 
von Fabriffeitungen vielfach gefunde und reinliche Wohnungen hergeitellt wurden, 
find jie weitaus ungenügend und werden von den Arbeitern vielfach mit Miß— 
trauen angejehen. Der Chef einer großen Spinnerei bedauerte, daß ihm manche 
Arbeiterwohnungen leeritehen, da die Arbeiter es vorziehen, in den viel jchlechteren 
Wohnungen nahe gelegener Ortichaften unterzufommen, weil dieſe um ein Ge: 
ringes billiger find.“ Auch in den Bezirken Schleswig, Baugen, Oberbayern 
u.a. hat man e& an der wünſchenswerthen Fürſorge für die Errichtung zweck— 
mäßiger Arbeiterwohnungen fehlen Laien. 

In einer großen Neihe von Auffichtsbezirten iſt man indeſſen auch im 

Berichtsjahre wieder mit dem Bau von Arbeiterwohnungen vorgegangen. Bon 
einzelnen Arbeitgebern wurden jolhe in größerem Umfange in den Bezirken 
Breslaustiegnig, Hannover, Arnsberg, Köln-Koblenz, Düfjeldorf, Niederbayern, 
Pfalz und Oldenburg errichtet. 
In Kiel ſucht man gegenwärtig die Wohnungsfrage auf anderer Grund: 
lage zu löfen. Dort bat ſich eine Genoſſenſchaft mit beichränfter Haftpflicht, 
der „Arbeiterbauverein für Gaarden, Kiel und Umgegend“, gebildet. Das Recht 
eine der herzuitellenden Wohnungen zu miethen, joll unter den Antheilinhabern 
durch das Loos entichieden und dem Miether ein Borzugsrecht auf Erwerbung 
des Hanfes zugejtanden werden. Ob der Zweck des Vereins bei einer Höhe 
der Einlage von nur 150 Marf erreihbar ift, wird erſt der Erfolg zeigen 
müſſen. 

In einer Fabrik des Bezirks Magdeburg hatten mehrere Arbeiter „in 
Folge der jchlechten und theueren Wohnungsverhältnifje am Ort das Bedürfnif 
empfunden, Eriparnilje behufs Beichaffung billiger und gefunder Wohnungen 
zn machen. Sie baten die Arbeitgeber, das Geld zu verwahren und ihnen ihr 
Borhaben zu erleichtern. Dieſe gingen jehr gern darauf ein und machten den 
Arbeitern folgenden Vorſchlag: Zu jeder wöchentlich erjparten Mart — bis 
zur Höhe von 2 Mark — wolle die Fabrik 1 Mark Hinzulegen. Bei einer 
Betheiligung von 50 Sparern könne nah 3 Jahren ein Fond geichaffen fein, 
welcher zum Ankauf des in Ddiefer Gegend ftetig im Preiſe jteigenden Aders 
dienen jolle. Es jolle ſodann jeder einzelne weiter jparen, bis er die Hälfte 
des Baugeldes für ein Eleines Eigenthum zuſammen habe, für die andere Hälfte 
wolle dann die Fabrik eine unverzinsliche Hypotbef geben. Diefer Vorſchlag 
wurde einer Arbeiterverfammlung unterbreitet, fand aber nicht genügende Unter: 
ftügung und wurde aufgegeben Noch größeres Entgegenfommen zu zeigen war 
die Fabrik, ein noch verhältnigmäßig junges Unternehmen, außer Stande.“ ') 

Im Stadtbezirk Leipzig-Gohlis ijt nach einer Mittheilung des Auffichts: 
beamten mit der auf Anregung eines Leipziger Bürgers in Ausficht genommenen 
Erbauung einer größeren Zahl von Wohnungen für die minderbemittelten Volks— 
Elajjen begonnen worden. Es find zwei dreiftöcdige Häufer mit je 12 Fenitern 
Front fertig geitellt. Diejelben enthalten 45 Wohnungen, die zu dem Preis 
von 150, 160 und 170 ME. Jahresmiethe für 2 Stuben, 1 Kammer, Küche, 
Trodenboden und Keller abgegeben werden, wogegen der jührlihe Miethzins 
für 2 Stuben ohne Küche 100 ME. beträgt. An die Häufer grenzen Familien— 
gärten, die für 5, 7 und 15 ME. Jahresmietbe bemugt werden können. Für 
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einen allgemeinen Kinderjpielplag neben den „ihön und Luftig gelegenen“ 
Wohnungen, die mit befonderen Eingängen verjehen find, ift geſorgt; gleich 
zeitig Iteht den Miethern ein großes Waſchhaus zur Verfügung. 

Ueber Arbeiterfajernen, Schlaf: und Koſthäuſer und ähnliche 
Einrichtungen enthalten, wie in den Vorjahren, auch die Berichte für 1890 
manche bemerfenswerthe Mittheilungen. 

Während im Bezirke Arnsberg einige Arbeitgeber ihre Schlaf: und Koſt— 
häufer eingehen ließen, da die Arbeiter fich der jtreng gewegelten Ordnung in 
dieſen Anftalten nicht unterwerfen wollen, iſt in anderen Bezirken die Ein: 
richtung von Schlaf: und Kojthäufern mehrfach durch die Arbeitgeber bewirkt 
worden. In größerem Umfange hat man Schlafhäufer insbeiondere im ober: 
Schlefiichen Bezirke errichtet. Hierbei ijt man von der Erwägung ausgegangen, 
daß einerjeit3 das Duartierburfchenwejen große Gefahren für die Sittlichkeit 
der Bevölferung in fich berge umd geeignet fei, die Grundlage einer gedeih: 
lichen Entwidelung zu untergraben, während anderieit3 faum die Möglichkeit 
vorhanden wäre, alle ledigen Arbeiter als Quartierburfchen unterzubringen. 
Nach Ermittelungen des Pegierungspräfidenten zu Oppeln waren im erjten 
Quartale des Jahres 1890 von 13,593 in den Kreiſen Bentben, Gleiwitz, 
Kattowitz, Pleß, Tarnowig und Zabrze beichäftigten unverheiratheten Arbeitern 
beiderlei Gejchlechts 11,117 (8816 männliche, 2301 weibliche) in Familien 
und 2476 (2389 männliche, 87 weibliche) in Schlafbäufern untergebracht. 
Wiewohl hienach nicht in ausreichender Weife die Möglichkeit gegeben ift, die 
ledigen Arbeiter aus den Familien fern zu halten, jo werden die vorhandenen 
Einrichtungen doch nicht völlig ausgenugt, was fich daraus ergibt, daß von 
3219 vorhandenen Plägen nur 2476 belegt waren. Troß leßteren Umſtandes 
find auch im Berichtsjahre mehrere Bermwaltungen oberjchlefischer Werke dazu 
übergegangen, jehr wohnliche und angenehme Schlafhaus:Einrichtungen zu 
Ichaffen. „Es liegt diejes,“ wie der Auffichtsbeamte für Oppeln bemerft, „im 
eigenjten Intereſſe der Verwaltungen, da bei einer Scharfen Durchführung der 
Polizei-Berordnung über das Unartiergängerwefen leicht Arbeitermangel ent: 
ftehen fann.“') Für den Aufenthalt in den meiſt gewerfichaftlichen) Schlaf: 
häuſern werden durchichnittlich monatlich 1— 3 Mark berechnet, wofür noch 
freie Bettwäſche gewährt wird. Auch ift in den meiſten Schlafhäufern den 
Arbeitern Gelegenheit gegeben, jich für einen angemeſſenen Preis Beköjtigung 
zu verjchaffen. 

In einer Wollkämmerei im Aufſichtsbezirke Hannover ift im Berichtsjahre 
für die Unterkunft alleinjtehender Perſonen, nach Gejchlechtern getrennt, ein 
Arbeiterheim gejchaffen worden, worin für 215 männliche und 240 meib- 
liche Arbeiter Raum vorbanden it. Es beiteht aus Zimmern, die nur mit 
dem Korridor, ‘aber nicht unter einander verbunden find und + Perfonen 
Raum bieten. Bett, Schranf, Waſchtiſch, Tiſch und Stuhl bilden für jeden 
Br die Zimmer» Einrichtung. Die Heizung erfolgt durch Niederdrud- 

9 Das Kofte und Quartiergängerwejen fit für die Kreiſe Beuthen, Gleiwig, Kattowitz, 
Tarnowitz und Zabrze durch Rolizeiverordmung vom 16. Februar 1880 geregelt. Hiernach 
ift jeder, der Hoit: und Onartiergänger bei ſich aufnehmen will, verpflichtet, der Ortspolizei— 
bebörde unter Angabe der Zahl der aufzunehmenden Perjonen außer den für fich, feine 
Familie und Haushaltungsangehörigen genügenden Wohnräumen, beſondere Räume nadızu« 
weifen, die nicht mit Räumen in Verbindung jind, im denen Berjunen anderen Geichlechtes 
ſchlafen. Außerdem enthält die Verordnung eine Anzaähl von —— über * Größe, 
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dampf:Defen, und jedes Zimmer ift mit Lüftungseinrichtung verjehen. Für 
jede Abtheilung find 5 Braufebadzellen zur unentgeltlihen Benutzung ein- 
gerichtet. Im Meittelraum des Arbeiterheims befinden jich die große Küche mit 
Dampfbetrieb und die getrennten Speilejäle für Männer und Frauen, Die 
bis 10 Uhr Abends jämmtlichen Arbeitern der Fabrik zur Benutzung geöffnet 
find. Eine Bücherſammlung von mehreren hundert Bänden, die dauernd 
vermehrt wird, fteht den Hausbewohnern zur Berfügung. Die Preije im 
Arbeiterheim betragen wöchentlich für Wohnung, Verpflegung und Heizung 
2,50 ME. für die Mebeiterin und 2,70 ME. für den Arbeiter. Die Verpflegung 
bejteht in dreimal täglich ',, Liter Milchkaffee und Meittagefien, Sonntags mit 
gebratenem Fleiſch. 

Um den mannigfachen Gefahren, die das Schlafjtellenwejen mit 
jih bringt, nachhaltig zu begegnen, find im Berichtsjahre von dem Yandratbe 
des Kreiſes Jerichow I (Magdeburg) und von der Amtshauptmannfchaft in 
Dresden Altjtadt Polizeiverordnungen erlajjen worden. Beachtenswerth 
ift namentlich das für Dresden erlaliene Regulativ. Es bejchränft fich nicht 
darauf, zu verbieten, daß in einem unzulänglichen Raume mehrere Perjonen 
zufammengedrängt wohnen, jondern verlangt auch, daß eine Familie als 
Wohnung für fich mindejtens Stube, Kammer und Küche behalte, und von 
diefen Räumen feinen an den Aftermiether abgebe. ‘Ferner dürfen Gelafje in 
ein und derjelben Wohnung nicht zugleich an männliche und weibliche Perjonen 
vermiethet werden, jelbjt wenn die Zimmer getrennt find und bejondere Ein- 
gänge befigen. Endlich joll Familien mit erwachſenen Töchtern das Vermieten 
von Zimmern an einzelne männliche Perſonen in der Regel nicht gejtattet fein. 
„Soldye und ähnliche Verordnungen”, bemerkt der Aufjichtsbeamte für Dresden 
zutreffend, „jind geeignet, das fittliche Leben in Kreifen, welche nur fleine 
Wohnungen beziehen, zu heben, haben auf der anderen Seite aber den Nach— 
teil, daß fie, wenigjtens für jet, die Wohnungsnoth vergrößern.” 

Die Herjtellung von Badeeinrihtungen, insbejondere die Anlage von 
Braujebädern, bat, wie u. a. von den WAuffichtsbeamten für Breslau: 
Liegnig, Minden: Münfter, Arnsberg, Köln: Koblenz, Machen: Trier, Plauen, 
Württemberg I und Bremen mitgetheilt wird, im Berichtsjahre weitere erfreu: 
liche Fortichritte gemacht. Ein Fabrikbeſitzer im Bezirke Aachen-Trier, der ji 
für die Arbeiterbadefrage jehr intereffirt, gab im Anfang jedem Arbeiter für 
jedes Bad, das derjelbe in der gut eingerichteten Braujebadeanftalt der Fabrik 
am Samjtage genommen hatte, noch eine fleine Prämie von 10 Pf., um je 
die Widerjtrebenden an das Wafjer zu gewöhnen. Diefe Maßnahme bat jo 
gut geholfen, dab jeßt die jämmtlichen Arbeiter der Fabrik, bis auf fünf 
alte Leute, auch ohne die Prämie zu beanspruchen, jede Woche wenigitens 
einmal baden. 

Mittheilungen über Prämien: Stiftungen, bejondere ner: 
fennungen und Gejchenfe zu Gunſten der Arbeiter liegen aud 
für das Berichtsjahr wieder in großer Zahl vor. Auf diefelben näher ein: 
zugeben, dürfte indejjen zu weit führen. 

Einrichtungen, die daranf abzielen, Die Arbeiter am Gewinn zu 
betbeiligen, fanden ſich nad dem Jahresbericht für den Bezirk Mittel: 
franfen ꝛc. in einzelnen Betrieben in der Form von Lohnprämien und Grati— 
fifationen. Nach dem Jahresbericht für den Auffichtsbezirf Hannover haben 
die Befiger einer Sägemühle und Bautijchlerei verfuchsweije eine Einrichtung 
getroffen, wonach ihre Arbeiter entiprechend dem Jahreslohn am Geſchäfts— 
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gewinn tbeilmehmen. Der Bejiger einer Dampfkeſſelfabrik im Bezirk Chemnig 
betheiligt feine Arbeiter in der Weile am Geihäftsgewinn, daß er ihnen für 
jedes Kilogramm verfaufter Waaren einen bejtimmten Betrag bezahlt. 

Die in das Berichtsjahr fallenden Vorbereitungen zur Durchführung des 
snvaliditäts- und Altersverjiherungs-Gejeges haben den Auf: 
jicht3beamten mehrfach zu Ausführungen Anlaß gegeben. So wird die Be: 
reitwilligkeit der Arbeitgeber, die ihnen durch dieſes Geſetz auferlegten Laſten 
zu tragen, ja ſelbſt die auf die Arbeiter fallenden Beträge zu bejtreiten, 
in einigen Berichten hervorgehoben. In anderen wieder wird von der 
geringen Neigung der Arbeitgeber zur Zahlung der Verjicherungsbeiträge be: 
richtet, und von Klagen über die viele Schreiberei, die die Kranken- umd 
Unfallverficherung, ſowie neuerdings die Alters: und Jnvaliditätsverjicherung 
verurjache. 

Die Frage, welchen Einfluß das Inkrafttreten des Neichsgejeges auf Die 
Organifation und den Fortbeſtand derjenigen privaten Kafjeneinrichtungen aus: 
üben werde, die jchon früher die Verficherung der Arbeiter für den Fall 
der Erwerböunfäbigfeit, der Berufsinvalidität u. A. zum Gegenitande hatten, 
bat dem Großherzoglich badischen Minifterium des Innern zu einer Er: 
bebung über die vorhandenen bezüglichen Einrichtungen Anlaß gegeben. Da: 
bei bat fich herausgeitellt, daß im Einzelnen auf den Gebiete der Alters: 
veriorgung mitunter aus freien Stüden jebr Gutes geleitet wird, daß indeſſen 
dad, was im Intereſſe der Arbeiter auf dieſem Gebiete früber geichab, im 
Ganzen zu unzulänglich und zu ungleihmäßig unter fich it. 

Der Befürderung des Sparjinns unter den Fabrikarbeitern hat 
auch im Berichtsjahre wieder eine größere Zahl von Arbeitgebern bejondere 
Aufmerfiamfeit gewidmet. So betrugen die Spareinlagen einer erſt jeit 1386 
bejtehenden Fabrikſparkaſſe im Bezirke Arnsberg 83,572 Marf. Diejer Er- 
tolg der Sparkafje beruht, wie der Aufjichtsbeamte ausführt, zum großen Theil 
auf der Verpflichtung jämmtlicher noch nicht 21 Jahre alten Arbeiter, mindejtens 
5 Prozent ihres Verdienjtes der Sparkaſſe zuzuführen. Fleißigen Sparern 
wird am Jahresſchluſſe eine befondere Prämie gutgejchrieben. Auf diefe Weile 
gibt es daſelbſt yabrifarbeiter, die über 1000 Markt ala Einlage befigen. 
Eine ähnliche Einrichtung hat eine Fabrik in Lüdenscheid getroffen; die Spar: 
fajje diefer Fabrik weist nach 26 jährigem Bejtehen rund 550,000 Mark Spar: 
einlagen auf. Auch in den Auffichtsbezirken Mittelfranken und Bauen bejtanden 
nach ‚den letztjährigen Berichten der Auffichtsbeamien Fabrik-Sparkaſſen, Die 
eine ausgedehnte und erfolgreiche Thätigkeit aufweiſen konnten. 

Das Beitehen von Kinderborten, Kinderbewahranjtalten und 
ähnlihen Einrichtungen, worin die nicht jchulpflichtigen Kinder der Arbeiter 
untergebracht werden können, wird u. A. aus den Auffichtsbezivfen Potsdam: 
Frankfurt a. D., Arnsberg, Köln-Koblenz und Zwickau berichtet. Wenngleich 
diefe Einrichtungen zumeist als zwedentiprechend und jegensreich wirkend aner: 
fannt worden find, jo nimmt zur Zeit immerhin noch ein Theil der Arbeit: 
geber, auch in größeren Imdnitrieorten, eine abwartende Stellung ein und 
macht weitere Seldopfer von der Unterjtügung der Gemeinden oder des Staates 
abhängig. 


— —— — 
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Eine bejonders ausführliche Behandlung erfährt in dem vorliegenden 
Jahresberichte die Frage der VBerabfolgung billiger Lebensmittel 
an die Arbeiter. 


Die Auffichtsbeamten waren angewiefen worden, im Berichtsjahre ihre 
bejondere Aufmerkjamkeit auf folgende Fragen zu richten: 


„Welche Einrihtungen find von Arbeitgebern oder unter 
ihrer Mitwirfung für dieBerabfolgung billiger Zebensmittel 
an die Arbeiter getroffen worden? Sindindenjenigen Fällen, 
in welchen derartige Einrihtungen nicht in der Form felbit- 
ftändiger Konfumvereine getroffen worden find, aus der Be: 
ftimmung des 8 115 Abi. 2 der Gewerbeordnung, wonad die 
Kreditirung von Lebensmitteln nur mit der Maßgabe geitattet 
ift, daß die Berabfolgung der Lebensmittel zu einem die An- 
ſchaffungskoſten nihtüberfteigenden Breife erfolgt, Schwierig: 
feiten für die Wirfjamfeit ſolcher Einrihtungen entftanden?“ 


Die Beantwortung dieſer Fragen ijt verfchieden ausgefallen, zumal da 
manchen Auffichtsbeamten das Material für die nähere Erörterung aus dem 
Grumde gefehlt hat, weil in ihren Bezirken Einrichtungen fraglicher Art über: 
haupt nicht bejtehen oder nur vereinzelt vorfommen oder nur in beitimmten 
einzelnen Formen vertreten find. 

Sp bemerft der Auffichtsbeamte für Sigmaringen, daß die Abgabe von 
Lebensmitteln an Arbeiter durch die Arbeitgeber nicht ftattfinde und daß die 
Fabrikarbeiter „bei ihrer günjtigen Lage” wenig oder überhaupt nicht Gebrauch 
von Wohlfahrtseinrichtungen machen würden. Auch die Auffichtsbeamten für 
Hamburg und Bremen berichten, daß von den Arbeitgebern oder unter ihrer 
Mitwirkung feine bejonderen Einrichtungen getroffen worden jeien, weil ein 
Bedürfniß dazu nicht vorliege. 

Der Auffichtsbeamte für Berlin Charlottenburg äußert fich folgender: 
maßen: „Die Zahl der Arbeitgeber, welche Einrichtungen zum Zwecke der 
Nerabfolgung billiger Yebensmittel an die Arbeiter getroffen haben, ift gering- 
Einrichtungen diefer Art würden im Allgemeinen nur da zweckentſprechend oder 
nothwendig jein, wo fich in einem großen Fabrif:Unternehmen zahlreiche Arbeiter 
vereinigen, oder die Entfernung der Wohnungen der Arbeiter von der Fabrik 
eine jo bedeutende ift, dab die Verpflegung des Arbeiterd von der Wohnung 
aus, jet es daß er feine Mahlzeiten dort einnimmt, oder fie fich durch jeine 
Angehörigen zutragen läßt, unmöglich oder mit großen Unzuträglichfeien ver: 
fnüpft jind. Die Industrie in meinem Auffichtsbezirfe, bejonders in Berlin, 
iſt aber in hervorragender Weile eine Klein-Induſtrie, welche wegen des hohen 
Miethpreijes der Räumlichkeiten mit dem bejchräntteften Maße derjelben vorlieb 
nehmen muß und um jo weniger Veranlaſſung hat, Einrichtungen zur Ber: 
abfolgung billiger Yebensmittel an die Arbeiter zu treffen, ala die Stadt reichlich 
Gelegenheit zur Verpflegung nach eigenem Gejchmade bietet, und die Erfahrung 
lehrt, daß der Arbeiter die Unabhängigkeit mit der Möglichkeit des Schulden: 
machens dem wenn auch noch jo geringen Gebundenfein in den Fabrif-Ein- 
richtungen, mit welchen zumeiſt Baarzahlung verbunden ift, vorzieht.“ 

In dem Berichte für Württemberg II wird darauf hingewiejen, daß die 
große Mehrzahl der Fabrifarbeiter auf dem Lande wohne und bei der weit 
gehenden Barzellirung des Grund und Boden jo viel Land zu erwerben oder 
zu zahlen vermöge, als ausreichend jei, den Bedarf an Kartoffeln, Gemüfe 
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u. ſ. w. zu deden. Auch der Großherzoglicy badische Auffichtsbeamte bemerkt, 
da für alle in Zandorten wohnenden und meijt etwas Yandwirthichaft treibenden 
Arbeiter das Bedürfnig nad Einrichtungen zur Beichaffung billiger Lebens— 
mittel in geringerem Maße beftehe, weil jie einen Theil der Lebensbedürfnifje 
jelbjt gewönnen. Dem gegenüber heben die Gewerberäthe für Potsdam-Frank— 
furt a. D. und Düfjeldorf hervor, daß jotche Veranftaltungen, insbejondere 
Konjumanftalten, fi) gerade auf dem Lande als eine große Wohlthat für die 
Arbeiter erwiejen, da fie hier meijt preisregulirend und preisbejtimmend auf 
die benachbarten Gejchäfte einwirkten, das gewohnheitsmäßige Borgen bejchränften 
und den Konſumenten in weiterem Umkreiſe jhägbare Vortheile brächten. 

Die Auffichtsbeamten für Breslaustiegnis, Baden, Braunfchweig, Schwarz: 
burg-Rudolſtadt, Reuß ä. 2. und Bremen berichten über die Betheiligung 
der Arbeiter an allgemein zugänglichen Konfumvereinen. Der Aufſichtsrath 
für Schwarzburg-Rudoljtadt bezeichnet dieſe Betheiligung namentlich da, wo 
die Konſumvereine Baarzablung verlangten, als durchaus zwedmäßig; wo aber 
die Vereine borgten, würde von den Fabrifanten und Arbeitern nicht an die 
Möglichkeit der Bildung eigener Konfumvereine geglaubt, weil fie fürchteten, 
da die Arbeiter durch die Kündigung ihrer Schuld jofort in arge Berlegen- 
beit verjegt werden mwiürden. Die in Bremen wie in größeren Städten des 
Bezirfes BreslausLtiegnig beitehenden Konſumvereine bieten den Arbeitern jo 
große Vortheile, daß „die Gründung bejonderer Konjumanftalten jeitens der 
Fabrifen an dieſen Orten nicht im Bedürfniß liegt”. In anderen Aufſichts— 
bezirfen wiederum fehlen derartige Einrichtungen auch da, wo an fich die 
geeigneten VBorbedingungen vorhanden find. 

Nicht Selten find aber auch die Beitrebungen wohlmeinender Arbeitgeber 
an der ablehnenden Haltung der Arbeiter geicheitert. Hierüber finden jich 
namentlich in den Berichten der Auffichtsbeamten für Oft: und Wejtpreußen, 
Potsdam-Franffurt a. D., Badın, Heilen II und Württemberg I nähere 
Aeußerungen. „Nicht zum wenigſten“, bemerkt der Gewerberath für Oft: und 
Reitpreußen, „mag der Mißerfolg feine Urjache in dem Berhalten der in der 
näheren Umgebung der Fabriken gelegenen Wirtbichaften gehabt haben, die 
naturgemäß Durch billige Naufeinrichtungen eine Einbuße an ihrem Verdienſt 
erfahren. Durch Gewährung längeren Kredits, durch Herabjegung der Preiſe 
auf Koiten der Güte der Waaren und durch andere Mittel ijt es denjelben 
bäufig gelungen, die Arbeiter an fich zu ziehen und den für fie getroffenen 
Roblfahrtseinrichtungen zu entfremden.“ Der Auffichtebeamte für Baden führt 
das ablehnende Verhalten der Arbeiter auf „politiiche Gründe” zurüd. Der 
Gewerberath für Potsdam : Frankfurt a. D. betont die „bekannte Abneigung 
der Arbeiter gegen alle Einrichtungen des Arbeitgebers, welche die freie Ent: 
ſchließung der Arbeiter irgendwie bejchränfen oder auch mur den Anschein 
erweden, als ob fie einen Zwang in der Verwendung des Arbeitslohnes 
auferlegen wollten.“ „Die Arbeiter beziehen“, jo heißt es in dem Berichte 
weiter, „erfahrungsgemäß ihre Bedürfnijje am liebjten von jolchen Kaufleuten, 
welche in Nothlagen auch einmal borgen, und zwar ohne daß jedesmal der 
Meijter oder Arbeitgeber davon weil. Ebenſo find die Arbeiter gewöhnt, auf 
einmal nur das Nothwendigſte in den Heinjten Portionen einzukaufen, auch 
wenn jie in vielen Fällen die Waaren dadurch erheblich theuerer bezahlen 
müſſen. Dieſe Gewohnheiten find bejonders bei den ärmeren Arbeiterfamilien 
anzutreffen, twelche dadurch immer wieder zu den alten, meiſt Keinen Händlern 
getrieben werden. Auch jpielt der Einfluß der Frauen dabei eine große Rolle... 

Annalen des Deutſchen Reicht. 1892. 26 
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Zu allen diefen Gründen kommt noch hinzu, daß die Arbeiter durch die jteten 
Berhegungen und Verdrehungen der Thatjachen ſeitens gewiljer Preßorgane vor: 
eingenommen gegen alle Wohlfahrtseinrichtungen geworden find, wodurch ſowohl 
ihnen als den Arbeitgebern die Luſt an dergleichen Einrichtungen verleidet wird.“ 

Als Grund der ungenügenden Verbreitung der in Rede jtehenden Ein- 
richtungen wird weiterhin, in den Berichten für Potsdam-Frankfurt a. D. und 
Schleswig, die Schwierigkeit hervorgehoben, daß zuverläffige und zugleich um: 
jichtige Perjonen für den Einkauf und Vertrieb der Waaren nicht leicht gefunden 
werden fünnten. In den Bezirken Oberbayern und der Pfalz ꝛc. iſt den Auf: 
jihtsbeamten jeitens der Arbeitgeber Häufig bemerft worden, daß fie von Ein: 
rihtungen zur Beichaffung billiger Yebensmittel für ihre Arbeiter abjähen, um 
den ortsanfäffigen Gefchäftsleuten feine unliebianıe Konkurrenz zu bereiten. 

Wie die Berichte ergeben, fommt endlich für die Arbeitgeber eine bejondere 
Wirkſamkeit auf dem Gebiete der Lebensmittel:;Fürjforge bisweilen auch des— 
halb nicht in Frage, weil ihre Arbeiter Schon aus eigenem Antriebe die nöthigen 
Einrichtungen getroffen haben. _ Ueber derartige Fälle liegen aus den Bezirken 
Potsdam-Frankfurt a. O., Merjeburg:Erfurt, Köln-Koblenz, Oberbayern, Pfalz, 
Meißen, Sachjjen: Altenburg und Baden, Mittheilungen vor. 

Was nunmehr die verjchiedenen Einrichtungen betrifft, die von Arbeit: 
gebern oder unter ihrer Mitwirkung für die Berabfolgung billiger 
Lebensmittel an die Arbeiter getroffen worden find, jo laſſen fich Ddieje im 
Weſentlichen in drei Gruppen trennen. 

Die erjte Gruppen bilden die ftändigen Verkaufsſtellen für Yebens- 
mittel, die den Arbeitern zur regelmäßigen Benügung während des ganzen 
Jahres offen ſtehen Konſumvereine, Konfumanftalten 2c.). 

In zweiter Linie fommen in Betracht die Einrihtungen zur Be— 
Ihaffung billiger und guter Speijen und Getränfe, namentlich 
für unverheirathete und weit entfernt von ihren Wohnungen befchäftigte Arbeiter 
(Kantinen, Fabrikfüchen zc.). 

Die dritte Gruppe umfaßt diejenigen Beranftaltungen der Wrbeitgeber, 
die darauf hinausgehen, nur zeitmweije und bei augenblidlich gebotenen 
Gelegenheiten Lebensmittel und Lebensbedürfniije in größeren 
Mengen zu beichaffen, und hierdurch den Arbeitern die Vortheile des Be: 
zuges im Großen zuzumenden. 

Unter den Einrichtungen, die der eriten Gruppe zugehören, nehmen 
die jelbjtändigen a eine hervorragende Stellung ein. Die 
innere Verfaſſung diejer ift zwar eine ſehr verjchiedene, und nur theilweife 
hat man die eigentliche Form des Stonjumvereins gewählt, nur vereinzelt 
das Anlage und Betriebsfapital durch eingezahlte Gejchäftsantheile und 
durch Eintrittsgelder der Theilnehmer beichafft. In den meiſten Fällen wurde 
das Kapital von den FFabrifanten verzinslich vder zinsfrei zur Verfügung 
gejtellt. Die Verwaltung ruht in der Regel in den Händen eines Bor: 
jtandes, deſſen Mitglieder ganz oder in ihrer Mehrheit von der General: 
verjammlung gewählt werden. Einzelne Fabrifbefiger haben ſich nur eine 
berathende Stimme im VBorftande vorbehalten. Die Ueberfchüfle der Konſum— 
vereine pflegen zu einem Theil zu Abjchreibungen und zur Anjfammlung eines 
Rejervefonds benüßgt, zum andern Theil als Dividende vertbeilt zu werden. 

Die bedeutenditen Konfumvereine finden fich in dem oberjchlefischen Induftrie- 
bezirfe (Oppeln). Hier bejtanden bis vor Kurzem jech® große Vereine mit 
den Rechten eingetragener Genvjfenjhaften und eine Aktien— 
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gejellihaft, die den Einfauf von Lebens oder Wirthichaftsbedürfnijjen 
im Großen und den Ablaß im Kleinen zum Zwecke haben. „Die Mitglied: 
ichaft in diefen Konjumvereinen wird meiſt durch Beitrittserflärung und durd) 
Zahlung eines mäßigen Eintrittsgeldes erworben, welches z. B. in Laurahütte 
50 Pfennig und in Roszdin-Schoppinig 1 Mark beträgt, welche Summen zur 
Bildung eines Rejevefonds verwendet werden. Jedes Mitglied muß außerdem 
einen Gejchäftsantheil erwerben. Der Normalbetrag des leßteren beträgt in 
Borfigwert 30 Mark, in Laurahütte 45 Marf und in Roszdin-Schoppinig 
30 Mark. Bon dem Reingewinn wird in der Regel ein Theil zur Bildung 
und Verjtärfung des Nejervefonds verwende. Bon dem Reſt werden die 
Geſchäftsantheile verzinft umd an jedes Mitglied nach dem Betrage für ent: 
nommene Waaren Dividenden bezahlt. Da 50 Prozent aller Mitglieder der 
Konjumvereine Arbeiter find, und jedes Mitglied mur einen Gejchäftsantheil 
erwerben fann, jo vertheilt jich der Neingewinn hauptjächlich auf die Arbeiter 
und kann feinesfalls einzelnen Perjonen zu Gute fommen, wie dies von Gegnern 
der Konjumvereine behauptet wird. In der AUftiengejellichaft Antonienhütter 
Konſum-Verein beziehen von dem Er zunächſt die Aktionäre eine 
Dividende. Da das Aktienkapital nur 18,000 Marf beträgt, und die Ver: 
zinfung dejien ſtatuariſch auf den Höchjftia von 5 Prozent befchränkt ift, ſo 
fann auch bier, angejichts der Thatſache, daß 3. B. im legten Gejchäftsjahre 
der in Gejtalt einer Waareneinfaufs- Dividende zur Bertheilung gelangende 
Ueberihuß 70,404 Marf betragen hat, von einer Bevorzugung des Arbeit: 
gebers und der Beamten, in deren Händen fich die Aktien zum größten Theil 
befinden, nicht die Rede fein.“ ') 


Die nachjtehende Tabelle gibt Aufſchluß über die Gejchäftsergebnifje der 
oberjchlefiichen Konſumvereine: 











Summe Dividende), Ber 
Konjum-Berein | | Anz | * nn Ne: 
bezw. | = zahl | on des des Er theile | ;erye 
| @ | der * I Brutto: | Rein | van ıi=) — der IFEDE 
Attiengejellihait | * | Mit: Umſatzes — lungs⸗ Ss Mit Ton & 
zu glieder Untoſten 535 glieder 
L | Mir. mt ME ME. ı Mk. Me. 
Roszdin-Schoppi- | | | 
EEE ‚1889| 1,680 420,215 62,606 | 35,273 | 27,241 7126,646124,888)40,877 
Saurahütte ... 11889 7145| 351.263 , 57,837| 38,213 | 19,624 12132,804111,120|16,280 
Hohenlohehütte . 11889) 1,027 418,315 | 46,502 24,622 21,546) 620,024!17,808183,022 
Antonienhütte | | | 
Alt.»Bejellic. . I1889 — 762,276 | 107,610 | 78,980 970,404 — || 6,000 
Borfigwert .. . 11890) 262| 145,100 | - | — — 
Liyine...... V1889| 1,152) 502,529 63,356 | 46,316 | 16,540 | 941,286 27,218)50,975 
FA re 11890) 1,518) 598,360 69,620 | 48 190 | 22,094 7, 41,931 33, 159 50,000 
Scharley..... 1890| 1,165) 252,239 | 34,421 | 21,721| 12,347 | 7,:117,888 5,078118,936 


Der Preis der Waaren it in den oberjchlefiichen Stonfumvereinen im 
Allgemeinen nicht niedriger als anderwärts; der Vortheil der Käufer Liegt 
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indeſſen in der ihnen zufließenden Einkaufsdividende. Ein Kreditiren der 
Waaren findet theilweiſe ſtatt, da die Einführung der Baarzahlung meiſt durch 
die dort übliche Art der Löhnung erſchwert wird. 

Selbſtändige unter der Aufſicht der Fabrikleitung ſtehende Konſumvereine 
find nach den Berichten der Auffichtsbeamten u. A. auch in den Bezirken Pots— 
dam Frankfurt a. D., Breslau-Liegnitz, Magdeburg, Schleswig, Hannover, 
Arnsberg, Düſſeldorf, Aachen-Trier, Oberbayern, Pfalz, Zwidau, Leipzig, 
Baugen, Meißen, Baden, Heilen I und II und Eljaß-Lothringen begründet 
worden. Sie haben durchweg günjtige Ergebnifje gezeitigt. 

Den Konſumvereinen im weiteren Sinne werden auch Einrichtungen zuzu— 
rechnen fein, wie fie in Pommern als fogenannte „VBereinshandlungen“ 
beitehen. „Diele Bereinshandlungen find zu dem Zwecke errichtet, den Arbeitern 
der Fabriken möglichit billige Lebensmittel zu bejchaffen und jie zur Spar: 
famfeit dadurch zu veranlafjen, daß die Antheile, welche fie fid} an dem Ge: 
Ichäfte durch Spareinlagen erwerben fünnen, durchaus jicher gejtellt find und 
Sr Binfen tragen.” So beſitzt eine dieſer Vereinshandlungen „eine eigene 

äderei, welche durch abziehende Wärme der Fabrif-Gasanjtalt geheizt wird 
und Tag und Nacht betriebsfähig ift, ſodaß Backkoſten außer dem Arbeits: 
lohn nicht entjtehen. Das Brod wird zum Selbftfoftenpreis verkauft. Auf 
die übrigen Waaren wird ein Verdienſt geichlagen, welcher einen Gewinn am 
Sahresichluß fichert. In Folge der verichiedenen Vortheile, welche der Handlung 
jeitens der Fabrikverwaltung gewährt wurden, wie frachtfreie Zufuhr der Güter, 
billige Yadenmiethe u. ſ. w., it diefelbe im Stande, die Waaren billiger als 
irgend eine andere Handlung am Orte zu verkaufen. Seit dem Jahre 1837 
werden beim Einkauf von Waaren an die Arbeiter Rabattmarfen in Höhe der 
Einfänfe gegeben, welche am Jahresſchluß wieder eingezogen werden. Die 
Beliter von Rabattmarken nehmen am Gewinn theil, und es erfolgt die Ber: 
theilung in der Art, daß vorweg die Gejchäftsantheile bezw. die Spareinlagen 
mit 5 Prozent verzinst werden, und vom Nejte 2 Prozent an die Vorſtands— 
mitglieder, 20 Prozent an die Wittwen= und Unterftügungsfafle und 75 Prozent 
Rabatt an die Kundjchaft auf eingelieferte Rabattmarken vertheilt werden. 
Dieje Art der Geichäftsführung und Gewinnvertbeilung bat jich ſehr gut bewährt, 
jo daß der Umſatz von Jahr zu Jahr fteigt.” 

Im Anjchluß hieran find die Konjumanjtalten zu erwähnen, bei 
denen der Arbeitgeber die alleinige Verantwortung für den gejammten Ge— 
ichäftsbetrieb trägt, die Waaren auf feine Rechnung und Gefahr einfauft umd 
an jeine Arbeiter, in vielen Fällen auch zur Vermehrung des Abjages und 
des Neinertrages an andere Perfonen, wieder abjegt. Auch hier ift in der 
Regel die Einrichtung getroffen, dal den Arbeitern, abgejehen von der An: 
ſammlung eines Nejervefonds für nicht vorherzufehende Ausfälle, der Rein— 
gewinn im Form einer nach Maßgabe des Umjchlages zu vertheilenden Divi- 
dende oder in Form von Unterjtügungen zu Gute fommt. Einem von den 
beteiligten Arbeitern frei gewählten Ausſchuſſe liegt die Verpflichtung ob, 
pon der Geichäftsführung Kenntniß zu nehmen, die Bilanz zu prüfen, bei der 
Ermittlung und Verwendung des Reingewinns mitzuwirken und Klagen, 
Beichwerden und Wünſche der Konfumenten an geeigneter Stelle zum Aus: 
druck zu bringen. 

Derartige Konfumanftalten, die zuweilen übrigens feinerlei gejchriebeite 
Satungen haben, fanden fich nach den Mittheilungen der Aufjichtsbeamten 
in größerer Zahl namentlich in den Bezirken Diffeldorf und Arnsberg, dann 
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auh in Minden-Münjter, Oft: und Wejtpreußen, Köln-Koblenz, Baden und 
Helen I. „Bejondere Erwähnung verdient die großartige ohne Mitwirkung 
der Arbeiter errichtete und verwaltete Konjfumanftalt der Firma Krupp, welche 
außer einigen an anderen Orten des Bezirkes vorhandenen Zweiganjtalten, tn 
der Stadt Eſſen und den benachbarten Arbeiterfolonien neben ihrem großen 
Yagerbaufe u. ſ. mw. ſowie einer Zentral-Verkaufsſtelle 15 Verkaufsſtellen für 
Kolonialwaaren, 7 für Manufakturwaaren, 1 für Eifenwaaren, Haushaltungs: 
und Küchengeräthe, 4 für Fleiſch, 3 für Kartoffeln und Kohlen, 2 für Schub- 
mwaaren befigt und zur möglichiten Ausnügung aller Vortheile 1 Schlächterei, 
I Dampfmahlmühle und Dampfbäderei, 1 Eisfabrif, 1 Kaffeebrennerei und 
außerdem noch 1 Schuhmacher: und 1 Schneiderwerfjtätte, 1 Bürſten- und 
| Dütenfabrif betreibt, und deren Gejchäftsbereih auch 9 Gaſtwirthſchaften 
und 1 Gaſthaus umfaßt. Die Ueberſchüſſe, welche bisher zu Erweiterungen 
und Abjchreibungen gedient haben, werden, da die Firma von jedem Geſchäfts— 
gewinn zu ihren Gunjten abjieht, jeit dem vorigen Jahre in Form eines Rabatts, 
der nach yertigitellung der Bilanz zur Auszahlung gelangt, unter die Arbeiter 
nah Maßgabe ihrer Einkäufe vertheilt. Für diefe Berwendung des Gewinnes 
bat man fich bier, wie auch anderwärts, gegenüber einer Ermäßigung der Ver: 
kaufspreiſe deßhalb entjchieden, weil man die jährliche Zuwendung eines größeren 
Berrags für fürderlicher für die wirtbichaftliche Yage der Arbeiter hält, ala 
den Bortheil etwas geringerer Einfaufspreife. Ueber den Umjaß der Konſum— 
anjtalt in Eſſen gibt nachjtehende Zufammenjtellung einen Anhalt. Es gelangten 
1889 zum Verkaufe: Rindfleiſch 263,413, Kalbfleisch 44,314, Hammelfleiſch 
14,306, Schweinefleifch 303,789, Brod 1,631,049, Kartoffeln 630,640, Mehl 
749,000, Hüljenfrüchte 229,316, Reis 101,390, Kaffee 158,122, Seife 268831, 
Kohlen 4,074,180 kg.“ 

Unter die erite Gruppe von Anjtalten der Lebensmittelfürjorge entfallen 
ihlieglich noch diejenigen Einrichtungen, vermittelft derer die Arbeitgeber einen 
bequemen und preismwiürdigen Bezug von Lebensmitteln und anderen Gebrauchs: 
gegenjtänden für ihre Arbeiter durch befondere Abmachungen mit Ge— 
ihäftstreibenden zu erreichen fuchen. Vereinzelt finden fich jolche Ein: 
tihtungen in den Bezirken Düfjeldorf, Köln-Koblenz, Sachſen-Altenburg, 
Helfen II, Waldeck und Elfaß:-Lothringen. In dieſen Fällen ftellt der Arbeit: 
geber in der Regel ein geeignetes Berfaufglofal in der Nähe der Fabrik unent- 
geltlih zur Verfügung, mit der Bedingung, daß der Geichäftsinhaber beziglic) 
der Güte und des Preiſes der an die Arbeiter der Fabrik zu verfaufenden 
Waaren ein Auffichts- beziehungsweile ein Einfpruchsrecht einräumt. 

Dem Bedürfniß der Arbeiter nach Verſorgung mit billigen Lebensmitteln 
dienen in zweiter Linie die von den Arbeitgebern und an verschiedenen Orten 
von gemeinnügigen Bereinen eingerichteten Kantinen und Speiſewirth— 
Ihaften. Huch dieſe zeigen im ihrer Einrichtung im Einzelnen große 
Verichiedenheiten.. Im MWejentlichen aber bezweden . die bier in Betracht 
fommenden Anftalten, den unverheiratheten jowie folchen verheiratheten Ar- 
beitern, die jich zur Einnahme gewijier Mahlzeiten nicht nach Haufe begeben 
fönnen, an der Arbeitsftelle jelbft die Gelegenheit zur Einnahme billiger und 
nahrhafter Speifen wie gefunder Getränfe zu bieten. Dabei finden ſich 
vielfach Abftufungen. Im manchen Fällen verabfolgen die Fabriken ihren 
Arbeitern nur vorübergehend während der Frühſtücks- oder Veſperpauſen Brod, 
Vier, Kaffee, Thee, Wurft u. ſ. w., in anderen Fällen beforgen die Arbeit: 
geber den Arbeitern auf Wunſch Speifen aus der nächiten Volksküche, und 
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wieder in anderen Fällen find von Fabrikanten Speifehäufer, vft in groß: 
artigem Umfange errichtet worden. 

In der Berwaltung der Speijeanitalten oder Kantinen fommen nac 
Wahrnehmungen im Auffichtsbezirt Württemberg I im Wejentlichen folgende 
Verichiedenheiten vor: 

l. Das Lokal und die Einrichtung der Kantine wird von der ‚Fabrik 
gejtellt und der Betriebsführer von diefer nach Berathung wit den Arbeitern 
gewählt. Die Preije der Yebensmittel dürfen die Tagespreiie nicht überjteigen; 
der Nugen wird nad Bezahlung des Betricbsführers zu Gunſten der Arbeiter 
verwendet. 

2. Das Lokal und die Einrichtung der Kantine wird von der Fabrik 
gejtellt umd an einen Unternehmer verpachtet Speilen und Getränfe werden 
au einem vereinbarten Preiſe — der die üblichen Preiſe nicht überiteigt — 
abgegeben. Der Pachtzins fällt in eine Arbeiterkaſſe. Die Koften der Unter: 
haltung trägt die Fabrif. 

3. Der Arbeitgeber unterhält eine Kantine auf jeine Koſten; Speiien 
und Getränke werden zu den Selbjtkoften oder unter dem Selbſtkoſtenpreiſe an 
die Arbeiter abgegeben. Nugen wird nicht erzielt, vielmehr ift in der Regel 
noch ein, oft beträchtlicher Zuſchuß der Arbeitgeber erforderlich. 

In den meiſten Fällen jteht den Arbeitern oder Arbeiterausſchüſſen in 
Angelegenheiten der Kantine eine berathende, wenn nicht beichließende Stimme 
zu. Auch wird die Aufficht über Güte und Menge der Speifen oft Durch 
Werkbeamte in Gemeinschaft mit Vertrauensmännern, die aus dem Kreile der 
Arbeiter gewählt find, ausgeübt. 

Aus einer großen Reihe von Aufjichtsbezirfen liegen ausführliche Mit— 
theilungen über Speijewirtbichaften und Kantinen vor. Es wurden der- 
artige Anftalten im Berichtsjahre u. A. in dem Bezirken Arnsberg 10, Aachen: 
Trier 30, Zwidau 6, Meißen 54, Baden 20 und in Eljaß-Lothringen 10 
gezählt. Auch in zahlreichen Fabriken der Auffichtsbezirte Oft: und Wejtpreußen, 
Potsdam Frankfurt a. D., Poſen, Magdeburg, Merjeburg:Erfurt, Schleswig, 
Kaſſel-Wiesbaden, Köln-Coblenz, Diüfjeldorf, Oberbayern, Niederbayern, Pfalz, 
Dresden, Chemnig, Leipzig, Bauen, Plauen, Württemberg I und II, Medlen- 
burg: Schwerin, Oldenburg, Braunſchweig Sachjen-Altenburg, Anhalt, Schwarz: 
burg-Rudolftadt und Neuß j. 2. fanden ſich Speijewirtbichaften und Kantinen 
in verichiedenen Formen vor und hatten fich zum Theil eines erheblichen Zu— 
ſpruches zu erfreuen. Hie und da freilich fanden diefe Einrichtungen wieder 
weniger Anklang und mußten oft aus Mangel an Betheiligung eingeben. 
Nicht felten lag der Grund hierfür darin, daß die Arbeitgeber verdächtigt 
wurden, die Anftalten aus eigennüßigen Beweggründen gejchaffen zu haben. 


Während es fich bei den bisher dargejtellten Einrichtungen um Verkaufs: 
ftellen handelt, die jtändig für die Benügung der Arbeiter offen zu jteben 
pflegen, find noch Fälle zu erwähnen, in denen nur zeitweije, jei es 
ausnahmsweife und nur im Falle eines bejonders dringenden Bedürfniſſes, 
oder jei es in regelmäßiger Wiederkehr, Lebensmittel und jonjtige Bedarfs— 
gegenftände von den Arbeitgebern im Großen beichafft und an die Arbeiter 
im Kleinen zum Selbitkoftenpreife wieder abgegeben werden. Meiſt handelt 
es fih um die PVerforgung mit Kartoffeln, Kohlen u. j. w. für den Winter: 
bedarf, dann um Mehl. Brod, Hülfenfrüchte, Seefiihe u. U. Derartige Ber: 
anftaltungen kommen namentlich in den NAuffichtsbezirten Pojen, Schleswig, 
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Arusberg, Hannover, Kaſſel-Wiesbaden, Köln-Koblenz, Düfjeldorf, Aachen— 
Trier, Chemnig, Württemberg I und Baden vor, hin und wieder auch in den 
Bezirken Oberbayern, Pfalz, Zwidau, Leipzig, Heilen I und IL, Schwarzburg- 
Rudolitadt, Anhalt, Lübeck und Eljaß-Lothringen. Erwähnenswerth ift eine 
Einrihtung, die jeit Iangen Jahren bei der Mansfeldichen Kupferfchiefer 
bauenden Gewerfichaft (Bez. Merjeburg:Erfurt) beſteht und den Zweck hat, 
den Arbeitern in theueren Zeiten billiges Korn oder billiges Mehl zu ver: 
Ichaffen. „Die Gewerkſchaft beichäftigt im Bergbau 14,343, im Hüttenweſen 
3,344, insgefammt 17,687 Arbeiter Jeder Arbeiter kann, wenn er 14 Tage 
lang in gewerfichaftlicher Arbeit jteht, eine beſtimmte Noggen:, Mehl: oder 
Klere-Portion entnehmen und zwar monatlich der vollgelöhnte beweibte Arbeiter 
56 kg Roggen beziehungsweile 39',, kg Mehl und 14'/, kg Kleie, der voll- 
gelöhnte unbeweibte Arbeiter 42',, kg Roggen beziehungsweife 29'/, kg Mehl 
und 11 kg Kleie, die Arbeiter unter 21 Jahren 28',, kg Roggen beziehungs— 
weile 20 kg Mehl und 7'/, kg Kleie. Der Preis, welcher von den Arbeitern 
für die angeführten Portionen entrichtet wird, regulirt fich nach einem Roggen— 
preije von 160 ME für 1000 kg. Sit der Roggen theurer ala 160 Mk., 
jo wird der Betrag, welcher diefem Satz überfteigt, zu Laſten der Genofien: 
Schaft gerechnet; Fällt Dagegen der Preis unter 160 Mf., jo erfolgt die 
GetreidemagazinWirthichaft für Nechnung der Arbeiter, d. b. die letzteren be— 
zahlen dann für entnommenen Roggen u. j. w. nur den von dem Getreide: 
magazin angelegten Preis unter Zurechnung der Transport: und Negiekoften 
Bei Entnahme von Mahlgut treten außerdem die Mablkoften hinzu. Der zur 
Durhführung der Einrichtung feitens der Gewerkichaft geleitete Zuichuß betrug 
für 1889:37,109 ME. bei einer Noggenausgabe von 4052,343 kg. und für 
1890: 107,055 Mt. 45 Bf. bei einer Noggenausgabe von 4599,218 kg.“ 

Nah diefen Ausführungen erübrigt die Beantwortung der Frage, 
ob in denjenigen Fällen, wo Einrihtungen für die Verab- 
folgung billiger Yebensmittel an die Arbeiter nicht in der 
Form jelbjtändiger Konjumvereine getroffen worden jind, au& 
der Beitimmung des $ 115 Abſatz 2 der Gewerbeordnung 
Schmierigfeiten für die Wirfjamfeit joldher Einrichtungen 
entftanden find. 

Die Mehrzahl der Auffichtsbeamten verneint dieſe Frage ſchlechthin. Bon 
verichiedenen Seiten wird indejjen dem $ 115 Abj. 2 der Gewerbeordnung 
doch eine gewijje Einwirkung zuerkannt. So wird namentlich betont, daß die 
Arbeitgeber vielfach in Zweifel darüber jeien, was unter Anjchaffungskoften zu 
verjtehen jei. Auch die Anfichten der Gerichte iiber diejen Punkt find jehr von 
einander abgewichen. Nach der herrichenden Anficht fünnen die Koften für 
das Berfaufslofal der Konjumanftalt, für die Erwärmung, Beleuchtung und 
Bedienung nicht in Anrechnung gebracht, auch darf fein Ueberſchuß erzielt 
werden. Will man daher nicht jo verfaufen, daß ganz gewiß fein Ueberſchuß 
erzielt wird, höchſt wahrjcheinlicy aber ein Verluſt entiteht, jo darf fein Kredit 
gewährt werden. Nun find jedoch jehr häufig die zuziehenden Arbeiter ohne 
jede Baarmittel und daher gemöthigt, Kredit in Anspruch zu nehmen. Im 
diefem Falle wird die Beitimmung des S 115 zweifellos hindernd wirken. 
Zu verjtehen ijt es deshalb, wenn der Auflichtsbeamte für Arnsberg die Ueber: 
zeugung ausſpricht, daß der Kreditgewährung in den jämmtlichen von Arbeit: 
ebern errichteten Konſumanſtalten ganz erheblich geringere Bedenken entgegen- 
änden, als dem Kreditgeben der Krämer. 
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Die Entjcheidung des Neicysgerichtes, wonach eine Gejegesverlegung 
dann Ächon vorliegt, wenn der Arbeitgeber den Arbeitern (auf deren Verlangen) 
jtaat des baaren Lohnes oder ftatt baaren Vorſchuſſes Anmweilungen, Marken 
oder Gutjcheine zur Entnahme von Lebensmitteln bei dritten Perfonen verab- 
folgt, wird bei allgemeiner Durchführung zweifellos bie und da zu bedenflichen 
Härten und zur Zerjtörung von Wohlfahrtseinrichtungen führen fünnen. Bei— 
jpielöweije fei auf folgenden Fall hingewieſen: 

Der Bochumer Verein hatte nach einer Mittheilung des Gemwerberaths 
für Arnsberg den Arbeitern Bons zur Verfügung gejtellt, für die fie um 
stonjumverein Waaren entnehmen fonnten. Am Monatsſchluß wurden Die 
Bons bei der Lohnzahlung ebenjo in Anrechnung gebracht wie die Baarvor: 
ichiiffe oder die Staats- und SKommunaljteuern, die für die Arbeiter vom 
Verein gezahlt waren. Dies Verfahren wurde als gegen den S 115 
Abi. 2 der Gewerbeordnung verjtoßend bejtraft, obichon die Ueberſchüſſe des 
Konjumvereines, die fich in den Fahren 1882/90 auf zujammen 97,481 M. 
beliefen, dem Wittwen:Unterjtügungsfonds überwiejen wurden. Als feine Bons 
mehr ausgegeben wurden, ſank der Jahresumschlag des Konjumvereins bei 
faft gleichbleibender Arbeiterzahl von 343,305 M. auf 217,580 M., da Die 
Arbeiter jegt bei den Krämern borgten. 

Diejen und ähnlichen Vorgängen gegenüber erjcheint eine Meußerung des 
Auffichtsbeamten für Hejien I bemerfenswerth. Diejer weilt darauf Hin, daß 
die Gefahr, die für Arbeitgeber darin liege, daß ihnen das Kreditiren von 
Lebensmitteln zu höheren Preifen ala den Anjchaffungskoiten (im engeren 
Sinne) an die Arbeiter verboten ſei, fich von den Arbeitgebern auf andere 
Perſonen abwälzen lajie, wenn legtere von erfteren veranlaßt würden, die Kon— 
zeflton für den SKantinenbetrieb in der Fabrik zu erwerben. „Der Begriff 
Anſchaffungskoſten“, jo bemerkt der Beamte für Heilen I, „it verjchiedener 
Auslegung fähig. Zur Lieferung von Speiſen, Getränfen und Gegenjtänden 
an die Arbeiter in Fabriken find nicht nur die Ausgaben für die Anjchaffungs: 
foften zu bejtreiten, es ift auch eine Arbeit für das Zubereiten der Speijen 
zu verrichten, Inventargegenftände wie Eßgeſchirre, Kochgeichirre, Gläſer, 
Flaſchen, Lokale, Kücheneinrichtungen und deren Unterhaltung und Remigung, 
Brennmaterialien u. ſ. w. jind erforderlih. Es it daher leicht möglich, daß 
ein Arbeitgeber als Uebertreter des $ 115 Abſ. 2 erjcheint, auch wenn jeine 
Aufwendungen für die Abgabe von Lebensmitteln an die Arbeiter in Wirklich: 
feit bedeutend höher find, als e8 den Preifen bei der Berabfolgung der Lebens— 
mittel entipricht, da es in der Abficht des Geſetzes Liegt, die Anſchaffungskoſten 
im engeren Sinne auszulegen und die kaufmännische Berechmungsweife auch 
dann auszujchliegen, wenn ein Gewinn durchaus nicht bezwedt wird.“ 


* * 
* 


Aus den Berichten der Fabrikauffichtsbeamten für das Jahr 1890 läßt ſich 
erjeben, daß im der Induſtrie oder doch in einer ganzen Neihe von Fabrifations- 
zweigen Mißſtände vorhanden find, die der dringenden Bejeitigung bedürfen. 
Wir haben mehrfach angedeutet, wo und wie durch eine Weiterbildung der 
Arbeiterfchußgejeggebung Wandel zu fchaffen wäre. Auf diefe Dinge ausführ- 
licher einzugeben, müſſen wir ung indejjen aus folgendem Grunde verjagen. 

Durch die Gewerbenovelle vom 15. Juni 1891, die in ihren wejent: 
lichiten Theilen am 1. April 1892 in Kraft tritt, iſt eine große Anzabı 
wichtiger Neugeitaltungen und Bervollftändigungen auf dem Gebiete des Arbeiter: 
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ſchutzes geichaften und den Arbeitern ein größeres Maaß gejeblicher Für: 
iorge, als ſeither zugebilligt worden. Mit Rückſicht hierauf wird es ge: 
boten fein, zunächſt abzınwarten, ob und inwieweit in Folge der erhöhten gejeß- 
lichen Fürſorge eine Befeitigung oder Verminderung derjenigen Uebelitände 
eintreten wird, die bislang in der ndultrie wahrgenommen wurden. Erſt 
dann, wenn ſich aus den fünftigen Jabresberichten der Fabrifauffichtsbeamten 
oder jonjtwie ergibt, daß die neueren geieglichen Beltimmungen zum Schuße 
der Arbeiter nicht hienreichen, werden wir der Frage eines weiteren Ausbaues 
der Arbeiterichußgeleßgebung näher treten können. 

Anders liegt die Sache, fofern es zu erörtern gilt, ob ausreichende 
Sarantien für eine wirffame und jachgemäße Durdhführung der Be: 
timmungen des Arbeiterjhuggeieges in der Gegenwart wie in der 
nächitliegenden Zukunft vorhanden jeien. 


Schon jeit Jabren ift immer und immer wieder darauf hingewielen wor» 
den, daß die Zahl der Auffichtsbeamten, wenigjtens in Preußen viel zu 
Hein jei, und es bat im Meichstage wie im preußischen Landtage an An: 
regungen auf Vermehrung der Auflichtsbeamten unter angemefiener Verkleinerung 
der Bezirke nicht gefehlt. Im Berichtsjahre — 1890 — wurden von 29 
preußischen Auffichtsbeamten (Gewerberäthen, Affiitenten 2c.) 10794 Anlagen 
repidirt. Dagegen betrug allein die Zahl jolcher Fabriken, Die jugend: 
liche Arbeiter beichäftigten, in Preußen 19,316. Kaum die Hälfte diejer Anz 
lagen wurde ſonach revidirt. In früberen Jahren war das Berbältuiy noch 
weit ungünftiger. Diefen Mißſtänden gegenüber hat ſich nun die preußtiche 
Regierung veranlaßt gejehen, eine Neorganilation der Fabrikinſpektion durch 
Vermehrung der Auffichtsbeamten und Berfleinerung der Bezirke anzubahnen 
Rah Durchführung diefer Nenorganijattion werden in Preußen 163 Beamte 
mit der Beauffichtigung der gewerblichen Anlagen betraut jein. Dieje Zahl 
ericheint gewiß hoch, fie it c$ aber nicht, wenn man in Betracht zieht, daß 
1) die Arbeiterſchutzgeſetzgebung beträchtlicht erweitert worden iſt und im 
Folge deſſen ihre Durchführung den Auffichtsbeamten nene und große Aufgaben 
geitellt hat, daß 2) die Zuftändigkeit der Auffichtsbeamten eine außerordentlich 
große Ausdehnung erfahren hat und 3) mit der Fabrikinſpektion die Keſſel— 
reviſion verbunden worden ijt. 

Nach Inkrafttreten der Gewerbenovelle vom 15. Juni 1891 werden in 
Preußen mehr als 450,000 gewerbliche Anlagen der Beaufjichtigung der auf 
Grund des 8 1395 der Gewerbeordnung berufenen bejonderen Beantten unters 
jtellt fein.) Nach der Anficht der preußifchen Regierung”) kann ein Fabrik: 
inſpektor jährlich aber nicht mehr als 500 Betriebe revidiren; demnach würde 
jeder Betrieb nur alle 5 Jahre einmal revidirt werden fünnten. Vorausſicht— 
lich wird fich die Sachlage indeſſen noch ungünftiger geftalten. Im Königreich 
Sachſen, wo die Fabrikinſpektoren gleichzeitig Kefjelreviforen find und die Zahl 
der Auflichtsbeamten (24 ausſchl. dev hemijchen Sadyverjtändigen) eine ver: 
bältnigmäßig weit größere ift, als fie in Preußen ſelbſt nad) der Durchführung 
der Neorganijation fein wird, entfielen auf einen Beamten im Jahre 1390 
durchſchnittlich 285 revidirte Anlagen. Im Königreich Preußen betrug die 
entiprechende Zahl im gleichen Jahre 372. Berüdjichtigt man nun, daß das 


) Nach der Aufnahme von 1882 ijt die Zahl der Berriebe, auf die ſich die Thätigkeit 
det Gewerbeinjpeltion eritredten wird, 451,453 mit ca. 3,4 Millionen Arbeiter. 
N In der Denfichriit zum Staatshaushalterat 1891/92. 
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Königreich Sachſen durchichnittlich eine weit größere Dichtigkeit der Bevölkerung 
und der gewerblichen Anlagen aufweiit, als das Königreid) Preußen, innerhalb 
deſſen die Fabriken in einzelnen Gebieten jehr zerjtreut liegen, jo iſt es 
zweifellos, daß in Folge der Verbindung der Fabrikinſpektion mit der Keſſel— 
reviſion nach Inkrafttreten der Gewerbenovelle von 15. Juni 1891 in Preußen 
eine viel kleinere Zahl gewerblicher Anlagen jährlich revidirt werden wird, als 
ſeither. Das iſt uns auch von preußiſchen Gewerbeinſpektoren, die auf eine 
langjährige Thätigkeit als Keſſelreviſionsbeamte zurückblicken, beſtätigt worden. 

Da nach dem Geſetzten der Vermehrung der Zahl der preußiſchen Aufſichts— 
beamten auch eine ganz gewwaltige Vermehrung der Obliegenheiten diefer Beamten 
gegenüber jteht, jo ijt Elar, daß die Bedeutung der Reorganijation des Fabrik— 
injpeftorates in Preußen hierdurch beträchtlich herabgemindert wird. Ueber: 
dies ijt durch die Verbindung der Fabrikinſpektion mit der Kejielrepifion ein 
Zuftand geichaffen worden, der unjeres Erachtens als durchaus unbefriedigend 
bezeichnet zu werden verdient. Wir jtimmen vollitändig dem Urtheile zu, 
das der Abg. Hirich bei der Berathung des 8 139b der Gewerbeordnung 
am 20. April 1891 im Reichstage fällte. „Die Zahl (der Auffichtsbeamten) 
allein“, jagte er, „it nicht Das ntjcheidende. Zugleich mit der be 
deutenden Vermehrung der Gewerbeinjpektoren in Preußen hat man demjelben 
eine neue Aufgabe zuertheilt, die Kefjelrevifion. Wenn ich auch nicht verfenne, 
daß ſachliche Gründe für diefe Verbindung vorgebracht find, jo fann ich doch 
nach reiflichiter Erwägung die Verquickung zweier jo verjchiedener Obliegen- 
beiten nicht für eine glücliche Mafßregel halten. Wenn es eine jo große An: 
zahl von Fabrikinſpektoren gäbe, daß ſie ihre Zeit nicht mit der wirklichen 
Aufficht über die Fabrifgejeggebung, über den gejeglichen Schutz der Arbeiter 
ausfüllen könnten, jo ließe jich darüber jprechen, ob jie nicht ihre überflüſſige 
Zeit auch der ebenfalls nüslichen Keſſelreviſion widmen möchten. Aber ie 
liegt es doch nicht, und jelbjt die bedeutend vermehrte Zahl der Fabrifinjpektoren 
in Preußen reicht nach meiner Ueberzeugung nicht aus, um vollitändig, beionders 
in der nächiten Zeit, unter den veränderten Umjtänden die Ueberwachuug der 
Schutzvorkehrungen durchzuführen, wie wir fie wünjchen müſſen. Andererſeits 
fann doch nicht verfannt werden, daß Durch eine jo heterogene Bejchäftigung 
wie die Sejjelrevifion, wo mindeitens nicht in erjter Linie der Schuß der 
Arbeiter, jondern das techniihe Moment überwiegend ift, die Aufmerkſamkeit 
diefer Beamten ihrer eigentlichen und böberen Aufgabe entzogen wird, der Auf: 
gabe als joziale Funktionäre für die Durchführung des bedeutjamen Geſetzes 
zur Bewahrung der Arbeiter vor Schaden, für die Erhaltung des Friedens 
zwijchen beiden Theilen zu jorgen. Nach dem alten Wort: man famı nicht 
ziveen Herren dienen, — fürchte ich, dab durch die Keſſelreviſionen und ähn: 
liche Veranftaltungen der eigentliche Zwed und die Aufgabe der Fabrifinjpektoren 
im Sinne unjeres Gejeges nicht gefördert, jondern gejchädigt wird. Wenn 
nun in anderen Bundesjtaaten, in denen man aus finanziellen oder jonftigen 
Rüdfichten nicht jo weit in der Vermehrung gehen will, wie in Preußen, troß: 
dem nach dem dortigen Mufter die Sejjelrevifionen und andere Dinge mit der 
Gewerbeinjpektion verbunden werden, jo wird das meines Erachtens einen jebr 
unbefriedigenden Zuſtand ergeben."') Diejen Aeußerungen ijt noch hinzufügen, 
daß ſelbſt in den Kreifen der Fabrikinſpektoren vielfach die Anficht berricht, das 


') Sienographiſch Berichte über die Werne des Reichsſtags. VII. Legislatur 
periode I. Seſſion 1890/91. Bierter Band. ©. 2451. 
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Anſehen eines Fabrikaufſichtsbeamten werde durch ſeine Thätigkeit als Keſſel— 
reviſor geſchädigt. In dem gleichen Maße, ſo wurde uns gegenüber einmal 
bemerkt, in dem der Beamte in ſeiner Arbeitskleidung nach und nach in 
den Keſſel verſchwinde, um die Reviſion vorzunehmen, im gleichen Maße ver— 
ſchwinde Stück für Stück ſeiner Autorität. In wieweit dieſe Anſicht zutrifft, 
vermögen wir nicht feſtzuſtellen; ein Körnchen Wahrheit dürfte in dem Aus— 
ſpruche aber zweifellos liegen. Einen weiteren Grund gegen die Verbindung 
von Keſſelreviſion und Fabrikinſpektion machte der Abg. Bebel in der Reichs— 
tagsſitzung vom 20. April 1891 geltend. „Nach meiner Ueberzeugung“, ſo 
führte er aus, „wird in ſehr vielen Fällen das Intereſſe der Keflelrevifion 
mit dem der Fabrifinfpeftion follidiren. Es wird, wenn Der Fabrikinſpektor 
zur Kefjelrevifion kommt, die oftmals ſehr zeitraubend iſt, geſchehen, wie es in 
Sachſen ſehr oft nach den mir gemachten Mittheilungen vorgekommen iſt, daß 
die Nachricht von der Anweſenheit des Fabrikinſpektors wie ein Lauffeuer durch 
den ganzen Ort verbreitet wird, ſo daß man in Fabriken, wo man ſich viel— 
leicht nicht ganz ſicher fühlt, den entſprechenden Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung geretht geworden zu ſein, Zeit hat, noch rechtzeitig den Dingen ab— 
helfen zu können, z. B. Kinder, die wider das Gejeg bejchäftigt werden, aus 
der Fabrik zu befördern u. ſ. w. Alſo diejer Zwed der Fabrikinſpektion wird 
Durch die Keſſelinſpektion entichieden benachtheiligt, und ich bedaure, daß man 
in Preußen dem Beilpiel Sachſens gefolgt ift, und daß nunmehr die Gefahr 
vorliegt, wenn man auch in den übrigen Bundesitaaten fich dazu berbeiläßt, 
die Zahl der Fabrifinfpektoren zu vermehren, dal; man in denjelben Fehler 
verfällt und das Beiſpiel Sachſens und Preußens nachahmt, und wir allüberall 
in Deutichland in kurzer Zeit die Fabrifinfpektion mit der Kejlelrevifion ver: 
mengt * “) Den von Bebel ausgeſprochenen Bedenken hielt der Abg. Frhr. 
von Stumm entgegen, daß der Fabrifinjpektor, wenn er Keſſel revidirt hätte, doch 
zu jeder anderen Seit wiederfummen fünnte, und daß es jich von jelbit ver: 
jtände, daß die Fabrikinſpektoren in der nöthigen Zahl vorhanden jein müßten, 
menn man ihnen die erwähnte neue Aufgabe zuwieſe. Daß wir in diefem 
Falle aber allein in Preußen imindejtens 800-1000 Fabrifauffichtsbeamte 
benötbhigen würden, wenn ein erträglicher Zujtand herbeigeführt werden jollte, 
fcheint Frhr. von Stumm überjehen zu Haben. Die Uebertragung der Dampf: 
fejjelaufjiht an die Fabrikinſpektion wird übrigens auch in dem vor Kurzem 
erichienenen badijchen Fabrikinſpektionsberichte für 1891 als eine ungeeignete 
Maßregel bezeichnet. „Die Berbindung Ddiejer verjchiedenartigen Reviſions— 
thätigfeiten” heißt es da, „hat jich bald nach ihrer Einführung für den eigent- 
lichen Dienjt der Fabrikinſpektion nicht förderlich erwiejen, weshalb mit Gut- 
heißung des Großherzuglichen Minijteriums des Innern dahin gewirkt wurde, 
Daß die Dampffefjel der Privaten mehr und mehr in die Aufficht der badischen 
Gejellihaft für die Ueberwahung von Dampfkeſſeln übergingen.“ 

Dean hat fi allmählich daran gewöhnt, den gegenwärtigen Zujtand der 
Fabrikinſpektion im Königreiche Sachen als bejonders günftig hinzuftellen und 
die Organijation der ſächſiſchen Fabrikinſpektion als ein Mufter zu betrachten. 
Nun kann man gern zugeben, daß in Sachſen auf dem Gebiete der Fabrik— 
aufficht vielleicht mehr geleiftet worden ift, als in jedem anderen deutjchen Staate. 
Allein es darf hiebei nicht außer Acht gelajien werden, daß in Sachſen jchon 
jeit vielen Jahren eine verhältnigmäßig große Zahl von Beamten zur Durch: 
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führung und Ueberwachung des gejeglichen Arbeiterjchuges berufen ijt, und 
daß lediglich aus diefem Grunde günftige Ergebnijje gezeitigt worden find. 
Uebrigens entjpricht jelbjt die ſächſiſche Auffichtsintenfität noch lange nicht den 
Anforderungen, die man an die Wirkſamkeit der Fabrikinſpektion jtellen muß; 
denn von den auffichtspflichtigen Betrieben des Königreihs Sachſen wurden in 
den Jahren von 1836 bis 1890 im Durchjchnitte nur 48 Proz. jährlich (1890: 
51 Proz.) repidirt. Würde man in Sacdjen die Sejjelrevifion von der 
Fabrifinipeftion trennen, jo dürfte fich die Wirkſamkeit der Fabrikaufficht 
zweifellos noch mehr erhöhen. Nichtsdejtoweniger blieben auch in diefem Falle 
Mängel bejtehen, die man heute eben deshalb überjieht, weil es in Sachen 
um die Fabrifinipeftion im Allgemeinen bejjer bejtellt iſt, als in anderen 
Staaten. Bei alledem dürfen wir nicht vergelien, daß fich das Syitem der 
Dampfkefjelüberwachung, das vor der Neorganifation in Preußen bejtand, recht 
gut bewährt hat. Das wird auch durch eine Meittheilung bejtätigt, Die der 
Gemwerberath für den Bezirf Breslan:Liegnig in dem Jahresberichte für 1390 madht. 
„Der Dampfkeſſel-Reviſions-Verein“, jo bemerkt er, „erfreut ſich in 
industriellen Streifen bedeutenden Zuſpruchs. Es hat dies darin feinen Grund, 
daß die Ingenieure des Vereins in ‚Folge der unausgejegten Thätigfeit in ihrem 
Spezialfache jehr geübt find und daher ihrer Aufgabe raſch und ficher dienen, 
und daß ſie außerdem den Wiünjchen der Fabrifanten bereitwillig entgegen 
fommen können, wenn diefe eine Prüfung und Feititellung der Leiftung der 
Dampfkefjel in Bezug auf VBerdampfung und Kohlenverbrauch vornehmen laſſen 
oder die richtige Frage beantwortet haben wollen, ob die Arbeit ihrer Dampf: 
majchinen allen Anforderungen entjpricht. Dieſe Kontrole erfordert gute Hülfg- 
injtrumente, jorgfältige Beobachtungen und einen bedeutenden Zeitaufwand. Die 
Drgane des Dampffejjel -Revifions: Vereins übernehmen gegen entipfechende 
Bergütung diefe Arbeiten und machen auf Grund des Befundes nöthigen Falls 
geeignete Vorſchläge zu Aenderungen der Kejielfenerungen, Mafchinen u. ſ. w., 
welche dem Fabrifanten bedeutenden Nugen bringen. Die Gebühren für Die 
erwähnten Arbeiten werden von den Auftraggebern gern entrichtet.“ *) 

Aus allen unjeren Ausführungen dürfte wohl hervorgehen, daß durch eine 
Neorganijation der Fabrikinſpektion, wie fie zur Zeit in Preußen in der Durch— 
führung begriffen ift, nichts gebejjert wird. MUeberdies iſt Preußen auch nicht 
Deutichland, und wir haben feinerlei Garantie, daß die anderen Staaten, etwa 
Bayern ausgenommen, dem Beiſpiele Preußens wenigitens infoweit folgen werden, 
als fie durch eine Vermehrung der Aufjichtsbeamten eine wirkſame Ausführung 
der zahlreichen neuen und veränderten Beftimmungen des Arbeiterjchußgejeges 
zu erreichen juchen. Aber, in der Vermehrung der Beamtenzahl allein liegt 
unjeres Erachtens auch nicht das Entjcheidende. Wir glauben vielmehr, daß es 
einer durchgreifenden Umgeitaltung der geſammten Organifation der Fabrik: 
injpeftion überhaupt bedürfen wird, wenn nicht jehr viele Bejtimmungen des 
Arbeiterfchuggejeges nur auf dem Papiere ftehen und unwirkſam bleiben jollen. 

Die Mängel der heutigen Verfaſſung des Fabrifinjpeftorats find im 
MWejentlichen folgende. 

Nach S 139b ftehen den Fabrikauffichtsbeamten die Befugniſſe der Orts— 
polizeibehörden zu. Nach den Dienjtanweilungen, in&bejondere nach den preu— 
Biichen, dürfen diefe Beamten von den erwähnten Befugnifjen indejjen feinen 
Gebrauch machen, fie werden vielmehr auf den Weg gütlicher Vorjtellungen 
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und geeigneter Rathichläge verwiefen, und nur dann, falls dieje fruchtlos find, 
jollen fie, joweit es ſich um die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter ‚ar 
———— oder um Verletzung von Vorſchriften auf Grund des $ 120 Abſ. 3 
der Gewerbeordnimg handelt, die Verſtöße den — Polizei— 
behörden mit dem Erſuchen um Herbeiführung des weiteren Verfahrens 
zur Kenntniß bringen; joweit e3 fih um Ginrichtungen handelt, die 
nah 8 120 nothwendig erjcheinen, aber noch nicht vorgejchrieben find, dürfen 
die Auffichtsbeamten die Aufforderung an die Ortspolizeibehörde erit dann 
erlajjen, wenn fie eine Entjcheivung der höheren Verwaltungsbehörde herbei- 
geführt haben. Nach diejen Beitimmungen iſt die Durhführung des 
Arbeiterſchutzes thatjählih in die Hände der Polizeibehüörden 
gelegt, und die nach $ 139b angejtellten befondern Auffichtsbeamten find 
im Grunde genommen nicht® anders als untergeordnete Polizeiorgane. 

Als Grund dafür, dat man den Fabrifauffichtsbeamten die Anwendung 
der ihnen gejeglich zuitehenden Erefutiv: und Strafbefugnijje unter: 
jagt hat, hat man angeführt, man wolle die Stellung der Fabrikinſpektoren 
als die von Berföhnungsbeamten nicht gejchädigt willen, auch jei es für die 
ganze moralische Stellung gegemüber Arbeitern wie Arbeitgebern beſſer, wenn 
die Fabrikinſpektoren Exekutiv- und Strafgewalt nicht ausübten. Hierin liegt 
zweifellos etwas Wahres. Allein es darf nicht außer Acht gelafien werden, 
daß wir im Großen und Ganzen feine Organe befigen, die die Rath: 
Ihläge und Anordnungen der Fabrifinipektoren in ſachgemäßer Weije 
zur Durbführung zu bringen vermögen 

Wie die Erfahrung gezeigt hat und wie jich namentlich auch aus den 
Berichten der FFabrifauffichtsbeamten ergibt, it die ortspolizeiliche 
Revijionsthätigfeit, namentlih auf dem Yande und in den Fleineren 
Städten, ganz unzureichend. Bon einigen Ausnahmen abgeſehen haben die Orts— 
polizeibebörden einerjeits weder Luſt noch Liebe, ihre Pflichten 
als Aufjihtsorgane in gewiifenhafter Weije zu erfüllen, ander: 
jeits jind fie dDurhaus nicht ſachverſtändig genug, um Die 
Arbeiterfhußbeftimmungen im Sinne des Geſetzes und zum 
Wohle der Arbeiter auszuführen. Das wird in Zukunft faum anders 
werden. Denn dadurch, dal auf der einen Seite in Folge der Erweiterung 
der Arbeiterichußgejeßgebung auch die Aufgaben der Fabrik: bezw. Gewerbe 
aufjicht an ſich ganz beträchtlich größer und zahlreicher geworden find, während 
auf der anderen Seite, wenigitens in Preußen, die Vermehrung der befonderen 
Auffihtsbeamten durch die Verbindung von Fabrifinipeftion und Stejjelrevifion 
völlig illuforisch gemacht worden ift, dadurch iſt erreicht worden, daß die orts— 
polizeiliche Nevifionsthätigfeit für die Durchführung der Arbeiterichuß: 
bejtimmumgen nach wie vor in erfter Linie in Frage fommen wird. Unbe— 
greiflich erjcheint e8 aber geradezu, daß man die auf dem Gebiete der 
Gewerbeaufficht liegenden Aufgaben der Ortspolizeibehörden nach einer Richtung 
hin erweitert hat, nach der das Unvermögen diejer Behörden jeither beſonders 
zu Tage trat. $ 120 der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 1. Juli 1883 
beitimmt, daß die zujtändigen Behörden Vorſchriften erlaſſen dürfen über 
die Herjtellung und Unterhaltung von Einrichtungen, die „mit Rückſicht auf 
die bejondere Bejchaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebsjtätte zu 
thunlichjter Sicherheit gegen Gefahr für Yeben und Gejundheit nothwendig find“. 
Nun iſt man fich längit Darüber Elar geworden, daß in den unteren Verwaltungs: 
behörden jehr wenig Sachverjtändige Beamte vorhanden find, die mit den Gegen: 
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jtänden und Gebieten, um die es jich hier handelt, nur einigermaßen, geſchweige 
denn genau Beſcheid wiſſen. So ijt es auch erflärlih, daR die Ortspolizei- 
behörden von den ihnen nach dem bisherigen 8 120 Abſ. 3 zuftehenden Be: 
fugnifien kaum Gebraud gemacht haben. Nichtsdeitoweniger find nach dem 
$ 120d der Gewerbeordnung in der Faljung vom 15. Juni 1891 die Rechte 
der PVolizeibehörden ganz Wweientlich erweitert worden,') und dieje Erweiterung 
wird zweifellos noch zur Folge haben, daß von den unteren Verwaltungs: 
behörden Verfügungen erlajien werden, die insbejondere den berufsgenojjen: 
schaftlichen Worfchriften mehr vder weniger widerſprechen. Daß dann 
Schwere Unzuträglichkeiten und Streitigkeiten entjtehen werden, läßt ich wohl 
vorausjehen; denn es ift anzunehmen, daß weder das den Berufsgenojjen- 
ichaften gegen die Berfügungen der Polizeibehörden zuftehende Bejchwerde: 
recht, noch das Necht einer gutachtenden Meußerung vor Erlaß von Polizei: 
verordnungen einen bejriedigenden Zuftand herbeiführen werden. Der Fabrik: 
oder Gewerbeauffichtsbeamte aber, der nad) dem Sinne des Geſetzes die 
Durchführung des Arbeiterfchuges doch in eriter Linie zu überwachen bat, jteht 
völlig machtlos da, und hieran ändert jelbit die Thatfache nichts, daß er bei 
Streitigkeiten zwiſchen Bolizeibehörden und Berufsgenojjenichaften den höheren 
Bermwaltungsbehörden als fachverjtändiger Berather dienen wird. Daß unter 
jolchen Verhältniſſen das Anjehen der X abrifinfpeftoren wie der ganzen Inſti— 
tution der Fabrifauffiht auf das Schwerjte geichädigt wird, iſt zweifellos. 
Weiterhin darf nicht außer Acht gelafien werden, daß man durch Polizei: 
maßregeln einen wirkſamen Arbeiterfchug überhaupt nicht durchzuführen ver- 





') Nach $ 1204 jind die zujtäudigen Polizeibepörden befugt, im Wege der Berfügung 
für einzelne Anlagen die Ausführung derjenigen Maßnahmen anzuordnen, die zur Durch— 
führung der in 88 120 bis 120c enthaltenen Grundſätze erforderlich und nad der Beichaffenbeit 
der Anlage ausführbar ericeinen. Dieje Grumdfäge find im weientlichen folgende. Die Ge: 
werbeunternehmer jind verpflichtet: 

1) die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Geräthſchaſten jo einzurichten 
und zu unterhalten und den Betrieb jo zu regeln, dal die Arbeiter gegen Gejahren für 
Leben und Geſundheit jo weit geichügt find, wie es die Natur des Betriebes geitattet; 

) für genügendes Licht, ausreichenden Yuftrauım und Luftwechſel, Bejeitigung des bei dem 
Betriebe entitehbenden Staubes, der dabei entwidelten Dünfte und Gaje, ſowie der dabei 
entitehenden Abfälle Sorge tragen; 

3) alle diejenigen Vorrichtungen berzuitellen, die zum Schuge der Arbeiter gegen gefäbr- 
lihe Berührungen mit Maſchinen oder Majchinentheilen oder gegen andere in der Natur 
der Betriebsſtätte oder des Betriebes liegenden Gefahren, welche aus Fabrikbränden er 
wachen können, erforderlic jind: 

4; Vorichriften über die Ordnung des Betriebes und das Verhalten der Arbeiter zu erlajien, 

die zur Sicherung eines gejahrlojen Betriebes erforderlid find; 

diejenigen Einrichtungen zu treffen umd zu unterhalten, und diejenigen Vorjchriften über 

das Berhalten der Arbeiter im Betriebe zu erlaften, die erforderlich find, um die Auf: 

rechterhaltung der guten Sitten und des Anjtandes zu fichern, in&bejondere 

a. bei der Arbeit, ſoweit es die Natur des Betriebes zuläßt, die Trennung der Geſchlechter 
durchzuführen, jofern wicht die Aufrechterhaltung des Anjtandes und der guten Sitten 
durch die Einrichtung des Betriebes ohnehin gefichert iſt, 

. für ausreichende, nach Geſchlechtern getrennte Ankleide- und Wajchräume zu jorgen, 
fallö der Betrieb es mir ſich bringt, daß die Arbeiter ſich umlleiden und nach der 
Arbeit reinigen, 

e, die Bebürfniganitalten jo einzurichten, daß fie für die Zahl der Arbeiter ausreichen, 
den hygieniſchen Anforderungen entiprechen, und dab ihre Benugung obne Verletzung 
von Sitte und Anstand erfolgen kann; 

falls Arbeiter unter 18 Jabren beichäftigt werden, bei Einrichtung der VBetriebsjtätte und 
bei Regelung des Betriebes diejenigen bejondere Rüdfichten auf Geiundheit und Sitt- 
lichkeit zu nehmen, die durch das Alter diefer Arbeiter geboten find. 
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mag. Die überwachende wie die vermittelnde Polizei ift weder den Arbeitern, 
noh den Unternehmern angenehm. Der Würde der Fabrifinjpektoren entjpricht 
ed wiederum nicht, daß jie da helfend eingreifen jollen, wo mangelnde Be: 
fähigung und ungenügende Sachkenntniß der Polizeibehörden, anjtatt zu einer 
Beleitigung, eher zu einer Berfchärfung der Mißſtände geführt haben. Endlich 
aber kann es weder im Intereſſe der Arbeiter, noch der Arbeitgeber liegen, daß 
zur Befichtigung der Fabriken zc. eine ganze Reihe von gleichberechtigten Organen 
und Inftanzen da ift; es ift vielmehr wünfchenswerth, daß nur eine möglichit 
einheitliche Inſtanz vorhanden ift, damit nicht verjchiedenartige Anordnungen 
getroffen werden. 

Die partikularijtiiche Organijation unjerer Fabrikinſpektion ift, wie 
bier eingeschaltet bemerkt jei, überhaupt mit den größten Nacdtheilen ver- 
bunden. Nicht allein jechsundzwanzig Yandesregierungen haben wir im Reiche, 
die verschiedene Inſtruktionen erlajien, jo daß unter Umſtänden für ein und 
dasjelbe Gewerbe verſchiedene Einrichtungen bejtehen, und demnach das, was in 
Reuß jüngerer Linie gilt, vielleicht zwanzig Schritte weiter in Neuß älterer Linie 
mt in Geltung befindfich it; jondern innerhalb dieſer Landesregierungen 
defretiren wieder nach eigenem Belieben und verjchieden für jede Provinz, jeden 
Vezirt und Kreis oder für jede Stadt umd jedes Dorf die oberen wie die 
unteren Bermwaltungsbehörden und die Berufsgenojienichaften. Die Fabrik: 
injpeftoren aber, dieje berufenen Organe der Gewerbeaufjicht, werden in Folge 
der von den Einzeljtaaten beliebten Auslegung derjenigen Bejtimmung der Ge: 
werbeordnung, nach der die Ordnung der BZujtändigfeitsverhältnifie zwischen 
den bejonderen Aufjichtsbeamten und den ordentlichen Polizeibehörden der 
verfafjungsmäßigen Regelung in den einzelnen Bundesitaaten vorbehalten ift, 
in ihrem Wirken auf das Empfindlichite gehemmt. Die den PBolizeibehörden 
gegebene Berugniß, für einzelne Anlagen die Ausführung derjenigen Maßnahmen 
anzuordnen, Die zur Durchführung der Grundjäge der neuen SS 120a—120c 
erforderlich und nach Beichaffenheit der Anlage ausführbar erfcheinen, muß, wie 
gejagt, aber geradezu ins Erjtaunen jegen. Jedermann, der die Schwierigkeiten 
der einschlägigen ragen fennt umd weiß, wie durchaus unmijjend die meiften 
Polizeibehörden in technifchen Dingen find, wird diefe Negelung der Auffichts- 
verhältnijje nicht verſtehen. Es liegt uns fern, den betreffenden Behörden hier 
einen Vorwurf machen zu wollen, wir geben vielmehr gern zu, daß eine gründ— 
liche technische und janitäre Bildung von den Polizeibeamten, namentlid; auf 
dem Lande und in Eleineren Städten, gar nicht verlangt werden kann. Allein, 
gerade auf dem Lande und in fleineren Städten hat eine große Zahl der 
bedeutendjten Fabrikbetriebe ihren Sig, und dieje Thatfache hätte bei Ordnung 
der Gewerbeaufficht in Betracht gezogen werden müſſen. 

Industrielle Kreife haben die Befürchtung ausgejprochen, daß die Be: 
ſtimmungen der 88 120a— 120c endloſe Pladereien und ſchwere Schädigungen 
der Induftrie zur Folge haben würden, da übelmwollende oder übereifrige Bolizei- 
beamte alles Mögliche aus dieſen Paragraphen herausdenten könnten.) Wir 
glauben dagegen, daß diefe Beitimmungen eher auf dem Papiere ftehen bleiben 
und dag in Folge dejien die Arbeiter den Nachtheil haben werden. 

Nicht minder bedenklich it die den unteren WVerwaltungsbehörden laut 
s 105f der Gemwerbeordnungs-Novelle vom 1. Juni 1891 gegebene Befugniß, 
er, der Gejekentwurf über die Arbeiterichußgeieße Arbeiterfreund, 
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für „beſtimmte Zeit“ die Erlaubniß zur Unterbrechung der Sonntagsruhe zu 
geſtatten, wenn „zur Verhütung eines unverhältnißmäßigen Schadens ein nicht 
vorherzufehendes Bedürfniß der Beichäftigung von Arbeitern an Sonn» und 
Feſttagen eintritt.“ Ganz abgejehen davon, daß die Begriffe „unverhältniß— 
mäßiger Schaden“ und „nicht vorherzujehendes Bedürfnig” jehr dehnbar find, 
erjcheint e8 unſeres Erachtens überhaupt bedenklich, in die Hände der unteren 
Verwaltungsbehörden jo bedeutſame Befugniſſe zu legen, ala dies der $ 105f 
thut; denn Mihbräuchen vermögen jelbit die Kontrolvorichriften nicht zu be: 
gegen, nach denen die unteren VBerwaltungsbehörden über die von ihnen 
geitatteten Ausnahmen ein Berzeichniß zu führen haben, worin die Betriebsjtätte, 
die geitatteten Arbeiten, die Zahl der in dem Betriebe beichäftigten und der 
an den betreffenden Sonn: und Feſttagen thätig gewejenen Arbeiter, die 
Dauer ihrer Beichäftigung, jowie die Dauer und die Gründe der Erlaubnif 
einzutragen find. Daß unter diefen Berhältnijjen freilich die Intereſſen der Arbeiter 
nicht in genügender Weile gewahrt werden Fönnen, unterliegt feinem Zweifel. 


Unjere jeitherigen Ausführungen juchten darzulegen, daß ein mwejentlicher 
Tehler der gegenwärtigen Organifation der Fabrik: bezw. Gewerbeaufjicht darin 
liege, daß man die unteren Berwaltungsbebörden zu Nuffichtsorganen gemacht 
habe. Ein weiterer Nachtheil iſt, daß die Fabrikinſpektoren aud 
nach oben bin zu abhängig und unjelbjtändig jind. 

Nach der preußischen Dienjtanweilung haben die Gewerberäthe die Auf: 
fihtsthätigkeit „als jtändige Nommiljarien derjenigen Regierungen, denen fie 
zugeordnet find, wahrzunehmen“; jie jollen den Regierungen in allen gewerb: 
lichen Angelegenheiten als Sachverſtändige und Berather dienen. Hienach 
müßte man erwarten, daß die Negierungspräfidenten in den Verordnungen, 
die fie auf Grund der Gewerbeordnung zum Schutze der Arbeiter zc. er: 
laſſen, auch den Anfichten ihrer jahverjtändigen Berather zur Geltung 
verhelfen. Daß dies Feineswegs der Fall ijt, hiefür liegt auch im Berichts: 
jahre wiederum ein Beweis vor. 

Wie erwähnt, hat der Negierungspräfident zu Koblenz unter dem 14. Ja— 
nuar 1890 eine Bolizeiverordnung, betreffend den Schuß der Arbeiter wider 
Gefahren für Leben und Gejundheit erlaſſen. Gegen dieſe Verordnung wendet 
fih der Gewerberath für den Bezirk Köln-Koblenz in jeinem legten Jahres— 
berichte, indem er mit volljtem echte hervorbebt, daß die Verordnung Be: 
ftimmungen treffe, die als durchaus unzureichend bezeichnet zu werden ver: 
dienten. Angefichts diefer Thatjache müſſen wir ung fragen: hat der Negierungs- 
präfident jene Verordnung erlajjen, ohne vorher feinen  jachverjtändigen 
Berather, den Gewerberath, zu hören, oder hat er ſich über das Gutachten des 
legteren einfach binweggejegt? Möge die Antwort aber ausfallen, wie fie 
wolle, fie kann nur das bejtätigen, daß der Gewerberath nicht die Macht 
bejaß, jeine berechtigten Forderungen und wohlüberlegten Rathſchläge zur 
Durchführung zu bringen. Wir bezweifeln nicht, daß auch in anderen Fällen 
und nach anderer Richtung bin die Thätigfeit der Fabrifauffichtsbeamten bie 
und da durch gewiſſe übermächtige Faktoren gehemmt worden ijt. Daß unter 
ſolchen Verhältniſſen natürlicherweife das Anſehen der Beamten wie der 
ganzen Inſtitution der Fabrikinſpektion jchwer gejchädigt wird, liegt auf 
der Hand. 

Ein dritter Hauptmangel der Organijation unjerer Fabrik- und Ge: 
werbeaufficht iit, daß die Anforderungen, die an die perfönliche Quali- 
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fifation der Inſpektionsbeamten gejtellt werden, unzureichend find. Man 

vergegenwärtige fich nur, daß die Aufgaben der Fabrikinſpektoren fich bisher 

im Wejentlichen erjtredten 
1) auf die Sicherung der Ausführung der Bejtimmungen der Gewerbeordnung 
und der auf Grund diejer erlaflenen VBorfchriften über Unfall und Krank: 
heitäverhütung ; 

) auf die polizeiliche Ueberwachung der Fabriken zum Zwed der Durch— 
führung der Beitimmungen der Gewerbeordnung über die gewerblichen 
Arbeiter (über Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, Arbeiterinnen 2c., über 
Sonntagsarbeit, Lohnzahlungen, Truckſyſtem, Koalitionsfreiheit u. ſ. w.); 

‚ auf die jachverjtändige Berathung der zuftändigen Verwaltungsbehörden zc. 
in allen gewerblichen Angelegenheiten ; 


auf die Bornahme jozialjtatiftiicher Erhebungen, Abfaſſung von Berichten zc. 
auf eine vermittelnde Thätigfeit zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern wie 
deren Verbänden. 


Dieje Aufgaben bleiben auch in Zukunft den Auffichtsbeamten, die auf 
Grund des $ 139b berufen find, zugetheilt. Da jedoch in Folge der Er: 
mweiterung der Arbeiterichuggejeggebung durch die Novelle vom 1. Juni 1891 
einerfeit3 eine Reihe neuer Beſtimmungen, die die Arbeiter in erhöhtem Maße 
hüten jollen, getroffen, anderſeits der jeither nur den Arbeitern in Fabriken 
und fabrifähnlichen Betrieben zugebilligte Schuß auch auf Arbeiter in Werf: 
ſtätten) ausgedehnt worden ift, jo erhöhen fich ſchon aus diefem Grunde die 
allgemeinen Anforderungen, die man an die Inſpektionsbeamten jtellen muß. 
Aber auch injofern hat man der Fabrik: bezw. Gemwerbeinfpeftion eine erhöhte 
Bedeutung gegeben, als man auf die Aufgabe der Inſpektionsbeamten, für 
Feſtſtellung und Klarlegung aller auf die materielle und joziale Lage der indu— 
itriellen Arbeiter bezüglichen Verhältnifje zu forgen, in der Gewerbe-Novelle 
ganz bejonders hingewiejen hat. Daraus, daß den Arbeitgebern nach $ 139b 
der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 1. Juni 1891 die Verpflichtung auf- 
erlegt worden ijt, den bejonderen Aufjichtsbeamten (oder der Bolizeibehörde) 
diejenigen ſtatiſtiſchen Meittheilungen über die VBerhältnifje ihrer Arbeiter 
zu machen, die vom Bundesrat) oder von der Landes-Gentralbehörde unter 
Feſtſetzung der dabei zu beobachtenden Friften und ‘Formen vorgefchrieben 
werden, fünnen wir jchließen, daß man die Kontrole der thatfächlichen Zuftände, 
die fünftighin mehr als jeither die Grundlage einer vernünftigen Sozialpolitik 
Ihaften fol, im Wefentlichen in die Hände der Infpeftionsbeamten legen will. 
Daran ändert jelbjt die Einjegung einer Kommiffion für Arbeitzftatiftit nichts. 
Daß in Preußen neuerdings auch die Kefjelrenifion zu den Funktionen der 
Auffihtsbeamten hinzugetreten ift, haben wir bereits erwähnt. 

Nah alledem wird verlangt, daß die Inſpektionsbeamten erjtens gute 
Techniker, Ingenieure und Chemiker fein, zweitens über medizinische und 
hygienische Kenntnifje verfügen und — last not least — neben humaner Ge: 


IV 
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) Die Aufſicht der Inſpektionsbeamten erjtredt ſich nach der Gewerbeordnung in der 
Fofung vom 1. Juni 1891 auf: Fabriken, Werkſtätten mit ſtändigem Elementarfraftbetrieb 
Dampf⸗, Wind», Wafler, Gas-, Luft-, Elektrizität-Betriebe), Hüttenwerke, Zimmerpläge und 
andere Bauhöfe, Werften, Ziegeleien, iiber Tage betriebene Brüche, Gruben, die nicht blos 
vorübergehend oder in geringem Umfange betrieben werden, Bergwerke, Salinen, Aufbereitungs 
anitalten, unterirdijch betriebene Gruben und Gräbereien. 
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finnung, unermüdlicher Energie und großer Arbeitsfreudigfeit den nöthigen Takt 
im Berfehr mit Hoc und Niedrig umd in der Vermittelung zwijchen Arbeit: 
gebern und Arbeitern entwideln, wie überhaupt ein bejonderes Intereſſe und 
eine bejondere Befähigung für das Erfafien und die Behandlung von Fragen 
fozialer und wirthichaftlicher Natur befigen jollen. Daß kaum ein Beamter 
alle dieje Eigenfchaften jemals in fich vereinigt bat oder Fünftig in ich ver: 
einigen wird, kann unferes Erachtens niemanden zweifelhaft jein, der fich mit 
den einschlägigen Verhältnijjen vertraut gemacht bat. Selbſt dem Xejer der 
Fabrikinſpektoren-Berichte wird nicht entgangen jein, daß in dem einen Berichte 
die Vorliebe des Beamten für Fragen der Unfallverhütung, in dem anderen 
für die Frage der Gewerbefrankheiten, in dem dritten für Maßnahmen der 
Arbeiterwohlfabhrtspflege bervortritt, während dementiprechend die Behandlung 
anderer Fragen feine oder nur eine geringe Berückhichtigung erfährt, und das 
deshalb, weil in bejtimmten Fällen Mangel an Befähigung und an Sad) 
kenntniß die Beamten hindert, nach einer beſtimmten Richtung hin eine erfolg: 
reiche Thätigkeit zu entfalten. Hieraus fann gegen unjere Fabrikinſpektoren 
indejjen fein Vorwurf hergeleitet werden; denn es it unmöglich, daß eine 
einzige Berjon allen den Anforderungen zu gemügen vermag, die bei der gegen: 
wärtigen Organifation des Fabrik- bezw. Gemerbeinfpeftorats an einen 
Inſpektionsbeamten geftellt werden, und es ijt gewiß anzuerkennen, dab die 
deutjche Fabrikinjpektion im Großen und Ganzen geleitet hat, was, wie die 
Dinge lagen, zu leiften möglich war. Der einzelne Beamte iit jedenfalls nicht 
dafür verantwortlich zu machen, daß er auf einen Platz geitellt wurde, wobin 
er. nicht gehörte. Die unzulängliche Ausführung der Arbeiterjchugbeitimmungen 
it lediglich eine Folge der fehlerhaften generellen Organijation der Fabrik: 
bezw. Gewerbeinjpeftion, und jelbit eine erhebliche Vermehrung der Zahl der 
Auffichtsbeamten bei Verkleinerung der Auffichtsbezirke oder die Anjtellung von 
Hülfsbeamten wird die Mißſtände nicht bejeitigen. Man frage einmal die 
preußiichen Inſpektiousbeamten, und die Mehrzahl wird antworten, jie füble 
ſich einerjeits manchen Aufgaben nicht gewachſen, die insbejondere jeit dem 
legten Jahre an fie herangetreten jeien, anderſeits werde jie auch in der Be 
wältigung mancher Aufgaben aus dem vder jenem Grunde empfindlich gehemmt. 
Insbeſondere der Aufgabe, als joziale Funktionäre für Erhaltung des ‚Friedens 
zwijchen Arbeitgebern umd Arbeitern zu jorgen, zur Feititellung aller auf die 
wirtbichaftliche und ſoziale Lage der Arbeiter fich beziehenden und zu ihrer 
richtigen Benrtheilung nothwendiger Thatjachen beizutragen, Staat und Ge 
jellichaft von den wirklichen Verhältniſſen und ihren Veränderungen Kenntniß 
zu verichaffen, dieſer Aufgabe haben fich unjere Auffichtsbeamten, mit wenigen 
Ausnahmen, nicht gewachjen gezeigt In Zukunft wird es faum bejjer, voraus: 
ſichtlich ſogar jchlechter werden. Nach Durchführung der Neorganijation der 
preußischen Fabrifinjpektion wird in dem größten Theile des deutjchen Reichs 
das tehniihe Moment in der Thätigkeit der Inſpektionsbeamten überwiegen, 
und das um jo mehr, als man jene Beamten, wenigitens in Preußen, künftig: 
bin ausjchließlich aus dem Stande der Techniker auszuwählen gedenft. Hienach 
icheint die Negierung die Techniker für beſonders geeignet zu halten, die Stelle 
von Inſpektionsbeamten einzunehmen. Wir bezweifeln ja nicht, daß unter diejen 
Leute vorhanden find, die eine gute perjönliche Qualififation und neben den 
techniichen Kenntniſſen jene Charaftereigenichaften befißen, die für die Stellung 
eines Auffichtsbeamten nothiwendig find. Allein die Ausbildung als Techniker 
befähigt eine Perfon an fich noch keineswegs, daß fie alle oder die wid- 
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tigſten Aufgaben eines Fabrik- oder Gewerbeinſpektors zu erfüllen im 
Stande iſt. Selbſt die Unterrichtskurſe, die man neuerdings im 
Preußen für jüngere Gewerbeinſpektoren oder ſolche Beamte, die ſich dem Ge— 
werbeinſpektionsdienſte widmen wollen, eingerichtet hat, werden trotz der Be— 
mühungen ihrer Leiter nicht dahin führen, den Juſpektionsbeamten eine ſolche 
Vorbildung zu geben, die nothwendig iſt, wenn jeder einzelne dieſer Beamten 
alle in ſeiner Hand ruhenden Funktionen erfüllen ſoll. Wir ſind der Anſicht, 
daß bier nur eine zweckmäßige Arbeitstheilung Abhilfe ſchaffen kann. 

Ein vierter Fehler der Organiſation unſerer Fabrik- oder Gewerbe— 
inſpektion liegt darin, daß die Ordnung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
zwiſchen den bejonderen Inſpektionsbeamten und den Bolizeibehörden der ver: 
faſſungsmäßigen Regelung der einzelnen Bundesjtaaten vorbehalten ift. Auf 
einige Nachtheile ſolch einer partifulariftiichen Organijation haben wir jchon 
an anderer Stelle hingewiefen. Daber wird es genügen, wenn wir jenen Aus: 
rührungen nur Weniges noch hinzufügen. 

Die Vorjchriften, die die Gewerbeordnung zum Schuge der Arbeiter 
trifft, müſſen in den einzelnen Theilen des Reichs natürlich jehr verjchteden 
wirfen, wenn die Aufficht nach verjchiedenen Maßſtäben und Auffafjungen ge 
handhabt wird. Das kann aber feineswegs gewünjcht werden, zumal da der 
Mangel an einheitlicher Auffichtführung nothivendiger Weile zu Mißſtänden 
und insbefondere in den Grenzgebieten der einzelnen Bundesſtaaten, wo Arbeiter 
wie Unternehmer die verichiedenartige, bier ftrenge, dort lare Ausführung der 
gejeglichen Bejtimmungen täglich wahrnehmen fünnen, zu Unzufriedenheit führen 
muß. Abgejehen davon liegt auch darin ein Widerfpruch, daß die Aufficht 
nach verjchiedenen Grundjägen und Anmeifungen jtattfinden kann, während die 
Gewerbeordnung die gefammte Materie des Arbeiterfchuges einheitlich für das 
Reich regelt. 

Es iſt ein Schwerer Fehler, daß die Organijation unferer Fabrik» bezw. 
Gewerbeinſpektion jeder Gentralijirung entbehrt. Nur eine ſolche, die 
übrigens troß der partifulariftiichen Regelung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
denfbar wäre, fann bewirken, daß fich die Ausübung der Aufficht nicht zu ver: 
jchieden gejtaltet, daß die Erfahrungen der Inſpektionsbeamten in einzelnen Be- 
zirfen auch in den übrigen jchnell und richtig verwerthet werden, daß jenes 
Material, das zur Kenntniß der wirthichaftlichen und jozialen Zuftände von 
den Beamten beichafft, gleichmäßig und gut bearbeitet wird u. j. w. „Es it 
eine Anomalie“, jagte der Abg. Hirich in der Reichstagsſitzung vom 20. April 
1891, „dal Perſonen, die als Wächter eines Reichsgeſetzes bingeitellt find, 
ohne irgend welche organische Beziehung zu einander ftehen, daß Beiprechungen 
unter ihnen, Austausch der Meinungen, gemeinfame Begutachtung bisher nicht 
jtattgefunden haben. Um jo mehr tritt die Anomalie hervor, wenn wir be= 
denken, daß vor Jahresfriſt in unferer Hauptjtadt zu demielben Zwecke der 
Förderung des Arbeiterichuges eine internationale Konferenz getagt bat, 
daß unter dem Beifall der ganzen öffentlichen Meinung nicht nur Deutichlands, 
jondern der civilifirten Welt durch einen hochherzigen Entſchluß die Sachver— 
jtändigen aus allen Yändern zufammengerufen wurden, um gemeinfam die Frage 
des Arbeiterjchußes zu beiprechen. Sollte e8 da nicht noch viel natürlicher, wünſchens— 
werther und dringender jein, daß fir Deutichland eine ſolche Verjtändigung 
von Zeit zu Zeit jtattfände?* Diejen Worten jtimmen wir volljtändig bei. 

Wir glauben bewieſen zu haben, daß das Fabrikinſpektorat, wie es 
gegenwärtig im deutjchen Reiche bejteht, nicht den Anforderungen entipricht, 
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denen es entiprechen jollte, und daß die Reorganiſation, die neuerdings in 
Preußen durchgeführt wird, feineswegs genügt, um den zahlreichen Mängeln 
abzuhelfen. Da aber alle jene Uebeljtände, auf die wir aufmerfjam gemacht 
haben, mit Inkrafttreten der Gewerbenovelle vom 1. Juni 1891 fich voraus 
fichtlich Itarf vermehren werden, jo gibt es unſeres Erachtens nur ein Mittel 
der Abhilfe — eine volljtändige Neuorganijation der Fabrikinſpektion, 
oder, wie wir in Folge der Ausdehnung der Aufficht (ſowohl Hinfichtlich der 
Betriebe, ald auch des Umfangs der geichügten Kategorien) bejjer jagen, der 
SGemwerbeinjpeftion. Als Grundzüge jolch einer Neuorganijation jtellen 
wir folgende auf: 

Die Auffichtsbezirke find in eine Anzahl Eleiner Bezirke zu zerlegen, und 
für jeden ift eine, mit den nöthigen Mactbefugnifien auszu— 
ftattende Gemwerbeaufjichtsbehörde zu errichten. Dieje ijt entweder 
derart zu organifiren, daß ein Gemerberath an der Spige jteht und diejem 
einige Affiitenten 2c. untergeordnet find, oder daß ein Kollegium coordinirter 
Beamten gebildet wird. Gleichviel für welche Art der Organifation man fic 
entjcheiden möge, das Hauptgewicht ift jedenfalls darauf zu legen, daß imner: 
halb diefer Behörden eine zwedmäßige Arbeitstheilung durchgeführt 
wird. Dabei dürfte etwa Folgendes zu beachten jein. 

Für die Beurtheilung aller Fragen der Unfallverhütung find 
zweifellos die Berufsgenofjenihaften die geeignetiten Organe. Ihnen 
ift auf Grund des Gejeges vom 6. Juli 1884 — unbejchadet der Beſtimm— 
ungen der SS 120a—120c der Gewerbenovelle vom 1. Juni 1891 — die 
Befugniß gegeben, Unfallverhütungsvorichriften zu erlafjen und deren Durch⸗ 
führung durch Beauftragte überwachen zu laſſen, wie nöthigenfalls durch 
Strafen und höhere Einſchätzung zu erzwingen. Da die Berufsgenoſſenſchaften 
die Koſten der Unfälle tragen müſſen, liegt es in ihrem eigenen Intereſſe, 
für die Verhütung dieſer Sorge zu tragen. Mit Rückſicht hierauf 
ſcheint es aber unbedenklich, die nah $ 139b der Gewerbeordnung anzuſtellen— 
den Auffichtsbeamten von der, auf die Unfallverhütung ſich beziehenden Thätig- 
feit zu entlajten, und dieſe Thätigfeit den Genofjenjchaften zu übertragen. Nur 
in dem Maße, als die Kontrole der Berufsgenofienichaften fehlt oder nicht 
ausreicht, wird ergänzend durch bejondere, techniſch vorgebildete Staat: 
beamte (Ingenieure) dafür Sorge zu tragen fein, daß die Arbeiter gegen 
Unfälle ausreichend gejchügt find und die auf Grund der SS 120a—120c 
erlajjenenen Unfallverhütungs:Borjchriften nachdrüdlicy durchgeführt werden. 
Da aud die Ueberwahung der Dampffefjel einen Theil der Unfall: 
verhütung bildet, wird fich nichts dagegen einwenden lafjen, daß die vom Staate 
anzuftellenden, lediglich die Durchführung der Unfallverhütungsporjchriften ıc. 
fontrolirenden Ingenieure mit der Dampffejjelrevifion betraut werden. 

Anderd als bei der Unfallverhütung liegen die Dinge binfichtlich der 
Krankheitsverhütung und der Sorge für die Gefundheit der Arbeiter. Wohl 
hat der Delegirtentag der deutſchen Berufsgenofjenichaften im Jahre 1890 die 
Ueberzeugung ausgejprochen, daß die Berufsgenojjenjchaften „auch die geeigneten 
Korporationen jeien, um die hygienischen Vorſchriften (in Fabriken) zu über: 
wachen“, wohl iſt — troß des Widerfpruchs der Regierung ') — den Beruf 
genojjenschaften nach 120e der Gewerbenovelle vom 1. Juni 1891 das Recht 


= ) Kommiffionsfigung vom 8. November 1890; Sigung des Reichätages vom 6. Mai 
lu. ſ. w. 
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gegeben worden, vor dem Erlaß von Anordnungen der Landes-Central- und 
Polizeibehörden, die fih auf Durchführung der Beitimmungen der 88 120a 
bis 120d der Gewerbeordnung (Schuß gegen Gefahren für Gefundheit, Leben 
und Sittlichkeit) beziehen, ein Gutachten in der Sache abzugeben; ') allein es 
biege den Bod zum Gärtner jegen, wollte man Unternehmerverbände 
die Durhführung von Vorfchriften zum Schuge der Gejundheit der Arbeiter 
überwachen laſſen. Mit Recht führte Geh. Rath Lohmann in der 
Kommilfionsfigung vom 8. November 1890 aus, daß die Vorftände der Berufs- 
genofjenichaften von vornherein „auch gar nicht einmal befähigt feien, ge: 
eignete Vorſchriften für Gefundheit (und Sittlichkeit) zu erlaffen, zumal bei der 
außerordentlichen Verjchiedenheit der Gewerbszweige innerhalb mancher Berufs- 
genoſſenſchaften.“ Um jo bedenklicher wäre es, ihnen die Befugnii zu geben, 
Vorſchriften nicht blos in Bezug auf Unfallverhütung, jondern auch in Bezug 
auf Gewerbehygiene im Allgemeinen zu erlafjen.?) Soll eine möglichit große 
Sicherung der Arbeiter gegen Gefahren für ihre Gejundheit erzielt werden, jo 
wird man auf dem Gebiete der Fabrik- wie der Werkitatthygiene freilich weit 
energischer vorgehen müſſen, als jeither, und jchon aus diefem Grunde verbietet 
& fi, daß die Unternehmer, ſoweit es fich um gewerbehygieniſche Vorjchriften 
bandelt, die Aufficht über fich jelbit führen. 

Die Berufsfrankheiten der Arbeiter haben ihren Urfprung einerfeits in 
den Schäden, die aus dem Aufenthalt in den Arbeitäräumen an 
ih erwachien, anderjeits in den Schäden, die durch die Art des Be— 
triebes bedingt werden. Zu den erjteren zählen Gejundheitsftörungen in 
Folge Aufenthaltes in ungenügendem Luftraum, in Folge des Einflufjes über: 
mäßig hoher oder niedriger Temperatur, fchlechter Beleuchtung des Arbeits: 
plages zc., zu den letteren Einwirkungen der verjchiedenen Staubarten, chemijch 
wirfender Gifte, unathembarer Gafe und pathogener Organismen. „Es ift 
eine große Zahl von Betrieben“, jo führt H. Albrecht aus,’) „die für die 
in ihnen Beichäftigten Gefundheitsichädigungen erheblichiten Grades bedingen, 
md ein beträchtlicher Prozentja gehört ihnen und anderen, wenn auch minder, 
jo doch immer noch fo jtarf gefährdeten Betriebsarten an, daß unter dem 
Einfluß der Beichäftigung die Sterblichkeit gegenüber der Gejammt: 
bevölferung eine verhältnigmäßig große ift. Wenn wir daher die durch 
gewerbliche Krankheiten hervorgebrachten Schädigungen an Xeben und Ge— 
jundheit mit der Gefährdung der arbeitenden Bevölkerung durch Betriebs: 
unfälle vergleichen, jo ift unverfennbar, daß legtere im ihrer Bedeutung gegen 
eritere erheblich in den Hintergrund treten.” Deshalb ift e8 auch dringend 
nöthig, daß den Forderungen des Schußes der Gejundheit der Arbeiter im 
Fabrik- wie im Werfitattbetriebe überall und in volljtem Maße Genüge ge— 
hehe. Das wird unjeres Erachtens aber nur dann möglicy fein, wenn man 
die Durchführung des Theil der Gewerbeordnung, der Borjchriften zur 
Sicherung der Arbeiter gegen Gejundheitsgefährdung trifft, befonderen, vom 
Staate anzuftellenden und für den bejonderen Beruf vorzubildenden Werzten 


. ) Daß bei der Feititellung diejes Gutachtens nicht nur die Borjtände der Genofien- 
haften oder Sektionen, jondern nad) $ 120e auch Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter, 
und zwar in gleicher Anzahl, zuzuziehen find, jcheint unjeres Erachtens belanglos und nur 
von deforativer Bedeutung. 

?) Bol. Stenogropbifche Berichte, a. a. O. ©. 2782 u. ff. 

) In Schmollers Jahrbuch für Gejepgebung, Verwaltung und Volkswirthſchaft. 
1890, ©. 149 fi. 
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— Gemwerbeärzten — oder ergänzend Technifern überträgt, die iiber tüch— 
tige Kenntnifje der Gewerbehygiene verfügen. Diefe werden am ehejten willen, 
mit welchen Mitteln und Vorſchriften jpezifiichen Gejundbeitsjchädigungen vor: 
zubeugen ift, auf welche Art und Weile Berufsfrankheiten zu heilen find, und 
in welchen Induftriezweigen die Rückſicht auf die Gejundheit die Bejchäftigung 
bejtimmter Arbeiterfategorien (z.B. jugendlicher Berjonen) unthunlich ericheinen 
läßt. „Das fojtbarjte Kapital des Staates und der Gejellichaft iſt der Menic. 
Jedes einzelne Leben repräjentirt einen bejtimmten Werth. Diejen zu erhalten, 
und ihn bis an die umabänderliche Grenze möglichjt intakt zu erhalten, das 
ift nicht blos ein Gebot der Humanität, das iſt auch in ihrem eigenjten Intereſſe 
die Aufgabe aller Gemeinweſen.“ In dieſen trefflihen Worten, die iron: 
prinz Rudolf von Dejterreich vor etwa vier Jahren zur Begrüßung des 
hygienischen Kongreſſes in Wien jprach, Liegt zweifellos die bejte Begründung 
—* Forderung, den Erlaß und die Ueberwachung der gewerbehygieniſchen 
Vorſchriften in die Hände beſonders vorgebildeter Aerzte oder Techniker zu 
legen. Auch inſofern dürfte das zweckmäßig ſein, als namentlich Gewerbeärzte 
nicht nur die am meiſten geeigneten Berather der höheren Verwaltungsbehörden 
in gewerbehygieniſchen Angelegenheiten, ſondern auch die geeigneten Perſonen 
wären, denen laufende Aufnahmen einer Reihe von wichtigen ſozial- und 
medizinalſtatiſtiſchen Daten (z. B. der Krankheits- und Sterblichkeitsurfachen) 
als Aufgabe überwieſen, Unterſuchungen über die körperliche Entwickelung der 
Arbeiter zur Pflicht gemacht werden könnten u. ſ. w. Einer derartigen Thätigkeit 
aber würde ein reiches Material, gleich wichtig für die mediziniſche, wie für die 
ſozialen Wiſſenſchaften, und bedeutungsvoll für Maßnahmen der Geſetzgebung 
und Verwaltung, entſprießen. 

Unſere Vorſchläge ſind bisher darauf hinausgegangen, daß die Aufgaben 
der nach $ 139b der Gewerbeordnung anzuſtellenden beſonderen Aufſichts— 
beamten auf dem Gebiete der Unfallverhütung den Berufsgenojjenichaften (umd 
ergänzend Jngenienren,, auf dem Gebiete der Kranfheitsverhütung befonders 
vorgebildeten Merzten (ergänzend bejonders vorgebildeten Technifern) zu iiber: 
weiſen jeien. Nun bleibt noch zu erörtern, wem die Aufficht über die Aus: 
führung der Beitimmungen der Gewerbeordnung über Sonntagsrube, Arbeits- 
ordnungen, Yohnzahlungen und Yohneinbehaltungen, Truckſyſtem, Beichäftigung 
von jugendlichen Berjonen und von Arbeiterinnen, Schutz gegen Gefahren für 
Sittlichkeit u. j. w. am zwedmäßigiten zuzufallen babe. 

8 139b der Sewerbevovelle vom 1. Juni 1891 will, wie jeither, jo auch 
in Zufunft die ordentlichen Bolizeibehörden neben den von den Yandesregierungen 
anzuftellenden Beamten mit der Gewerbeaufficht betrauen Nun bat jich aber, 
wie bereit? erwähnt wurde, zur Genüge gezeigt, daß die Polizeibehörden 
mit wenigen Ausnahmen weder Luſt noch Liebe haben, ihre Pflichten als Auf: 
jihtsorgane in gewiljenhafter Weile zu erfüllen, daß fie durchaus nicht ſach— 
verftändig genug find, um die Arbeiterfchugbeitimmungen im Sinne des Gejeges 
und zum Wohle der Arbeiter auszuführen, und daß fie auch mur zu oft mehr 
auf die Intereſſen der Unternehmer, als der Arbeiter und des öffentlichen Wohls 
Nücdficht nehmen. Dazu kommt noch, daß die überwachende oder vermittelnde 
Polizei weder den Unternehmern genehm ift, noch. das Vertrauen der Arbeiter 
befigt. Auch heit es die Bedeutung der Gemwerbeaufficht unterfchägen, wenn 
man fie zu einer reinen Bolizeifache macht. Aus allen diefen Gründen wollen 
wir den Bolizeibehörden überhaupt feine Aufgaben und feine Be: 
fugniſſe bezüglich der Durchführung der Arbeiterfchugbeftimmungen zugemwiejen 
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wiſſen. Wir jind der Anficht, daß es am zwecdmäßigiten jei, die Aufficht über 
die Ausführung der Beitimmungen der SS 105a, 105b Abi. 1, 1050 bis 10h, 
120b, 120c, 120d, 120e, 134 big 139a der Gewerbenovelle vom 1. Juni 1891 
ausſchließlich in die Hände bejonderer Beamten — Gemwerbeinjpeftoren 
— zu legen, und diefen Beamten, ebenjo natürlich den Gemwerbeärzten, das 
Recht zu geben, jeder Zeit Unternehmer, Betriebsbeamte und Arbeiter ihrer Be- 
zirfe zu vernehmen und polizeiliche Mandate zu erlajien. 

Mit Rückſicht auf die bedeutungsvollen Aufgaben der Gewerbeinjpefktoren 
it jelbitverjtändlich zu verlangen, daß dieſe Beamten eine gute perjönliche 
Qualifikation befigen, eine gute Erziehung genoſſen und tüchtige allgemeine 
Bildung ſich angeeignet haben, day fie Männer find „von humaner Gefinnung, 
unbejtechlicher Redlichkeit, von Energie und voll Luft zur Arbeit.“) Man 
wird fordern müſſen, daß die Kräfte, die ſich dem Berufe eines Auffichts- 
beamten widmen wollen, über tüchtige volfswirthichaftliche Kenntniſſe verfügen, 
längere Zeit dem Studium jozialer Verhältnijje obgelegen haben und mit der 
Sozialgejeggebung der verjchiedenen Staaten genau vertraut find. Ein mehr: 
jähriges Studium der Staatswiljenichaften an Univerfitäten, praftifche Uebungen 
in jozialjtatijtiichen Arbeiten, längerer Aufenthalt in Jnduftriebezirfen des In— 
und Auslandes behufs Kennenlernens der fozialen Zuftände, wennmöglich praf- 
tiſche Thätigfeit ala Fabrifbeamter, und jchließlich längere Zeit andauernde 
Beihäftigung ala Affijtent bei älteren Gewerbeinjpeftoren — all das wird in 
Zukunft die Schule unferer Gewerbeauffichtsbeamten bilden müjjen. Wer aus 
joldy einer Schule fommt, der wird in ‚Folge feiner Kenntnifje und Erfahrungen 
mcht uur der jachveritändigite Berather der höheren VBerwaltungsbehörden in 
allen Fragen jozialer Natur fein, fondern als auch den Arbeitern wie den Arbeit- 
gebern gegenüber eine Vertrauensjtellung erringen, die ihn befähigt, zur Er: 
daltung und zur Heritellung guten Einvernehmens zwischen beiden mitzuwirken. 

Für unerläßlich halten wir weiterhin, dal den Gewerbeaufjichtsbehörden, 
die für die einzelnen Auffichtsbezirfe zu errichten wären (vgl. ©. 416), auch 
ein Berjfonal untergeordnet würde, das lediglich die Ausführung 
genau begrenzter VBorjchriften, Gebote oder Verbote zu überwachen hätte. 
Ein Perſonal von Unterbeamten bat der Staat da gefchaffen, wo fisfalifche 
Snterefien in Frage fommen, wo es jich 3. B. um Durchführung der Zoll: 
gefeggebung oder um Verwaltung der indireften Steuern handelt. Ebenſo 
wichtig und gerechtfertigt iſt unſerer Anficht nach ein Eingreifen des Staates, 
wo das Intereſſe einer jo großen Zahl jeiner Angehörigen wie der der arbei- 
tenden Klaſſen auf dem Spiele jteht. Es unterliegt feinem Zweifel, daß binnen 
einer verhältnigmäßig kurzen Friſt eine genügende Zahl von geeigneten Berfonen 
für den unteren Gewerbeaufjichtsdienft herangebildet werden kann, und es wird 
ih namentlich auch empfehlen, tüchtige Arbeiter, die das Vertrauen ihrer 
Genojjen wie ihrer Arbeitgeber gewonnen haben, zu Unterbeamten zu machen. 

Damit eine einheitliche Durhführung der Gemwerbeaufficht im Sinne 
unjerer Borjchlägege fichert werde, wird freilich eine Aenderung der Beftimmungen 
des $ 139b der Gewerbeordnung nothiwendig fein. Den einzelnen Bundes: 
itaaten ſteht zwar fein Hindernig im Wege, gejondert mit einer entfprechenden 
Neuorganijation vorzugehen; allein es iſt zu befürchten, daß Läffigkeit auf der 
einen, Scheu vor den Koſten auf der anderen Seite, nicht zu einem befriedi- 
genden Ergebnifje führen werden. Für eine einheitliche Getwerbeaufficht, die 





) Schuler, die Fabrifinjpeftion, im Archiv für joziale Gejeggebung, II (1889) ©. 548. 
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Reich Sſache fein muß, wie für die Errichtung einer Gentralbehörde 
(Reihsgewerbeamt), die gemeinfame Inftruftionen zu erlaſſen hat, jprechen, 
wie erwähnt, die gewichtigiten Gründe. 

Es liegt uns fern, auf alle Einzelheiten einzugeben, die bei einer Reform 
der Gemwerbeinjpeftion zu berücjichtigen find. Unſere Abjicht war, in eriter 
Linie auf das Unzulängliche der heutigen Organifation der Gewerbeinjpektion 
hinzumeijen, und nur in allgemeinen Umriſſen ein Bild derjenigen Verfaſſung 
der Gewerbeaufficht zu zeichnen, die wir für zwedmäßig halten. Wir hoffen 
aber, daß jelbit aus den flüchtigen Umrifjen die Bunfte herausgetreten find, die 
erfeunen lafjen, mo ein weiterer Ausbau jener Neuorganijation anjegen muß. 

Durd die Erweiterung der Arbeiterjchuggejeggebung, insbejondere durch 
die Beitimmungen der SS 120a—120e der Gewerbenovelle vom 1. Juni 1891 
find in den Reihen der Arbeiter Hoffnungen eriwedt worden, deren Nicht: 
erfüllung Anlaß und triftigen Grund zu Unzufriedenheit und Erbitterung geben 
muß. Leider wird das Fehlichlagen jener Hoffnungen und Erwartungen nicht 
ausbleiben, wenn die Gewerbeauflicht in dem gleichen Zujtande wie heute be- 
jtehen bleibt. Das hätte man ſich eindringlicher vor Augen führen, man hätte 
bedenfen follen, daß es nicht allein nußlos, jondern vor Allem unflug wäre 
und der Würde des Staates nicht entjpräche, wenn Beitimmungen in ein Arbeiter: 
ihußgejeg aufgenommen würden, für deren Durchführung im Sinne des Gejeg- 
geber3 und zum Wohle der Arbeiter feine ausreichende Garantie vorhanden 
wäre. So lange die Gewerbeaufficht jo mangelhaft organifirt bleibt, wie heute, 
jo lange wird trog der anerfennenswerthen Thätigfeit der einzelnen Inſpektions— 
beamten der Arbeiterichug größtentheils nur auf dem Papiere jtehen. 

Sollte una Gelegenheit gegeben werden, jo hoffen wir fpäter berichten 
zu können, wie fich die Birffanfeit der Gewerbeinjpeftion nad) Inkrafttreten 
der Gemwerbenovelle vom 1. Juni 1891 und nach Durchführung der Reor— 
ganifation der Fabrifinjpektion in Preußen gejtaltet hat. Heute fünnen wir 
unjer Urtheil über die Durchführung der Arbeiterjchußgejeggebung im Deutjchen 
Reiche nur in die Worte des Altmeiſters Goethe kleiden: 

„Das Unzulängliche, 
Hier wird's Ereignih.“ 
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Berlin, den 28. Januar 1892. 


A. Unfallverfiherung. 
Rechtfprechende Thätigkeit des Reichs-Verſicherungsamts. 


1. Refursfachen iind im Jahre 1891 anhängig geworden . . 3378 
Unerledigt übernommen find: 
a) aus dem Jahre 183.38.14 
b) au8 dem Jahre 1890 ° . . 2 2 20200. 1174 
= 1188 
mithin waren zu bearbeiten . 2 2.202020. 4566. 
Bon den Rekurſen wurden eingelegt: 
a) von den Verjicherten . . . . 3526 
b) von den Verufögenofienehaften (infrietid der Aus 
führungsbehörden) . . 980 
e) von beiden Theilen . 2 2 nenn. 60 
Summe wie oben . . . 4566. 
II. Bon den Refursjachen wurden erledigt, und a 
a) durch Urthel . . A . 2888 
x) Zurückgewieſen wurden Rekurſe 
xx) der Berjiherten . . 1724 
BB) der Verufsgenofenfchaften (einjtiehtic d der Aus⸗ 
führungsbehörden) . . 390 


— 3 114 
B) jtattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder theil⸗ 
weiſe) 
ac) der Verſicherten in.31 Zällen, 
58) der Berufsgenoſſenſchaften (ein— 
ſchließlich Ausführungsbehörden) in 299 „ 
Summe . . „830 
Summe aller durch Urtheil erledigten Rekurſe 2944 
Da in den vorjtehend angegebenen 2944 Re— 
furfen. . . 66 
Fälle enthalten ind, in welchen beide Theile 
Nekurs eingelegt haben, jo find, wie oben 


bemerkt, . 20.2.2888 
Saden durd Uriheil erledigt. 
Seite . 2888 2888 


) Bergl. „Annalen* 1891 ©. 521. 
Annalen des Deuticen Reiche. 1892. 28 
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Uebertrag.. . 2888 2888 
b) dur Beichlug (Berwerfung wegen Unzuläffigfeit 
oder verjpäteter Einlegung), und zwar: 


a) Rekurje der Verfiherten . . 20.338 
B) Rekurſe ‚der Berufsgenoffenfchaften een 
Summe . 2... 8356 
abzüglih eines von beiden Theilen ein- 
gelegten Rekurſſee 2 nen 1 
355 
e) auf andere Art (Zurüdnahme, VBergleih x.) . 90 
abzüglich eine von beiden Theilen ein— 
gelegten Rekurſe.. 1 
89 
zujammen . . . 3332 
mithin blieben unerledigt . . . 1234 
und zwar: a) aus dem Jahre 1890 . . ... 18 
b) aus dem Jahre 1891 . . . ...1216 
wie oben . .„. . 1234. 


Bon den erledigten 1234 Rekurſen find 834 im letzten Quartal 
1891 beim Neid: VBerfiherungsanıt eingegangen. * 

IH. A. Landwirtbichaftliche Nekurje, die in den unter Nr. I und II ver: 
zeichneten mitenthalten find, find anhängig geworden: 


a) im Jahre 1891... . 406 
b) unerledigt übernommen aus dem Jahre 1890 ie SD ac 94 
mithin zufammen . . . 500. 
Bon den Rekurſen wurden eingelegt: 
a) von den VBerjicherten . . 348 
Di’ a 5% Berufsgenoffenfchaften eu 
0) „ beiden Theilen . . RT: 4 


Summe wie — . 500. 
B. Von den Rekurſen wurden erledigt, und zwar: 


a) durch Urtheil . . ee er Bi 
«) ae wurden Beturfe 
ax) der Verlicherten . . . —44124 
BB) der Berufsgenoffenfchaften . RE 
Summe. . 181 
B) itattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder theil- 
weile) 


ax) der Verlicherten in 61 Fällen 
5B) der Berufsgenofjen- 


ihaften in. . 36 
Summe. . 97 
zufammen . .„ . 278. 
Abzüglich der vier von beiden Theilen 
eingelegten Rekurſe.. 2 200 4 


— 274 


ge 


— —— 





x) die Berufsgenoſſenſchaften 66 
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b) durch Beſchluß, und zwar: 
a) Rekurſe der Verfiherten . . ko BR 
5) z i Berufsgenoffenfchaften un ge 2 


Summe . . . 34 


e) auf andere Arttttt. a 
— 319 
mithin blieben ımerledigt . . . 181. 


Die umerledigten Sachen find ſämmtlich aus dem Jahre 1891. 


IV. An 251 Sitzungstagen haben mündliche Verhandlungen itattgefunden 
in 3152 Sachen. 

Darunter fanden in Sachen der land» und forjtwirthichaftlichen 
Berfiherung an 21 Gibungstagen 280 mündliche Verhandlungen 
ftatt, umd außerdem an einem Tage 10 mündliche Verhandlungen 
aus dem Gebiete der Seeunfallverfiherung. 

V. Beweisaufnahme wurde bejchlojjen: 
a) vor der mündlichen Verhandlung in . . . 268 Fällen 
b) auf Grund der mündlichen Verhandlung in . . 323 „ 
zufammen in . » . 591 Fällen. 

VI. Eine Bertretung durch Rechtsanwälte fam auf Seiten der Berufs- 
genofjenihaften in feinem Falle, auf Seiten der Arbeiter in 104 
Füllen vor. 

VII. 132 Urtheile wurden ohne vorgängige mündliche Verhandlung gefällt 
($ 21 der Raiferlichen Verordnung vom 5. Auguſt 1885 beziehungs: 
weije Artikel II der Kaiferlichen Verordnung vom 13. November 1887). 

VIII. Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu 


Grunde: 

a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einem verjicherungspflichtigen 
Betriebe) vorliegt, in. . 2.467 Fällen 

b) ob der Unfall eine verjicherte Perſon betroffen hat, in 241 _” 

c) welche Berufsgenofjenjchaft einzutreten hat, in . 6 „ 

d) welcher Lohnbetrag (Nrbeitsverdienit) der Ent- 
ihädigungsfeititellung zu Grunde zu legen ijt, in 5 „ 


e) ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Betriebs: 
unfall und der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen it, in 309  „ 
f) welcher Grad der Erwerbsunfäbhigfeit anzunehmen ilt, in 1647 
An den 1647 Fällen find betheiligt: 
und zwar: 
mit Erfolg in 183 Fällen (50,,"/,) 
oe „u 179 , (49,,"/o) 
362 


B) die Arbeiter mit . 2» 2 202 00020...1333 (78,8°fo) 


und zwar: 
mit Erfolg in 351 Fällen (26,2°/,) 
ohne „u 982 4 „ (734°) 
1333 
1695 
ag* 


- Wer a Von % * uf * ————— = Me 6 | U ee 
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Uebertrag . . . 1695 
Hiervon gehen als von beiden Theilen 
eingelegte Rekurſe db . . . 2... 48 
bleiben mithin. . . „1647 
g) jonftige Streitfragen theil3 rechtlicher (materieller | 
und prozefjualer), theils thatfähliher Art in . . 310 Fällen | 
jufjammen . . . 2888 Fälle. | 
Gleichwie in früheren Jahren, ſo hat auch in dem Verihtsjapre ſich die 
Theilnahme von Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der redt- 
fprehenden und vermwaltenden Thätigkeit des Reichs-Verſicherungsamts durch— 
aus bewährt. 





Bergleichende Ueberſicht 
über die Thätigfeit des Reichs-Verſicherungsamts (Rekursabtheilung) 
von 1886 bis 1891.') 



























1886 1887 1888 1889 18% 1891 
aan Prorf ; Bro: Pro⸗ | | Bro: Prof ; Fır 
Bar | zent seh zent Zahl zent Baht! zent il | zent Zahl zent 
Rekurſe find anhängig ge | | 
worden . .. . 1 267 ı — 11,065! - 1,613 — 2,010) — 12,354 — [3,378 
Aus dem Borjahr ——— gt | 
übernommen . x... — — 169 — 730 — sn — 900° — F 1188 3 






Mithin waren zu bearbeiten 2,09 — [3.254 — 


Davon wurden eingelegt: 

a) von den Berlicherten . 

b) von den Berufs— 
genvjienichaften . 

c) von beiden Theile . 


Summe wie oben. 


Davor ohne Urtbeil durch 

Beſchluß, Zurücknahme 

x.) erledigt 
Das Urtbeil lautete auf Be: | | 
ſtätigung ae 51 191] 219 | 17,:] 1,101. 47 11,074 41,.] 1,288, 396 










2,074 4 
Das Urtheil lautete anf 
Aufhebung oder Nb- 
änderung . . — 9 7 415 17,1 429 164 s14 17.» 
| 1,516! 64,:] 1.508] 57,| 1.748598 12:33816% 
504 | 40,| 1,744 74.4] 1,709| 65, | 2 066] 63.323228 


1,188) 86,3] 1,234 2° 


114 








Alſo durch Urtheil erledigt 70 
Im Ganzen erlediat. - . 98 136,1 


Unerledigt geblieben. . 169 63501 730 59. | 599 25,| 900: 34,5 


1) Wegen der allmähligen VBergröherung des Kreiies der Verficherten vergl. die auf Seite 42% 
aufgeführten Geſetze. 
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Davon wurden erledigt: Blieben 






1886 2.222.» 267 |! 98 | 167 Ip = 
















1 RN ws! - I! el a! sl -|I-| —- 
——— 1,613 | = un u et 
J ——AA m ul u — 
ES - | - | | — [180 [1186 | 18 
1) = ehe en Heel - 1a 
zuſannen . 10,687 | 98 | 504 | 1,744 1,709 12,066 3,3321 1,234 





1. Rekurſe der Berjiderten. 











1889 1890 1891 





\ 1886 
gahl |Pro ‚| Bene 55] sabt | Bun Ei 














Selammtzabl der Rekurje. | 180 
Davon wurden durch Ur— | 
tbeil entihieden. . . . | 43 ö ‚185 ‚3418| — [2,255 — 


DE Urtheil Tautete auf | 
Abmweiliung. . . . . . 31 2,3 \ ‚5 ‚031| 76,| 1,724) 76,: 
Dos Urtheil lautete zu 


Gunsten des Berficherten 12 | 837,1 260 22,5 2 317) 23,| 531) 28,. 
1. Rekurſe der Berufsgenojjenjchaften. 

Seammtzahl der Rekurje. | 

Davon wurden durch Ur 


tbeil entihieden. . . . 
das Urtheil Inutete auf 
bweifung. . . . . . 


Das Urtheil Tautete zu 
Bunften der Berufäge- 
nofienihaften. . . . . 

Anmerkung. Unter obriger Rubrik find die von beiden Theilen eingelegten Rekurſe jo- 
xedl den Berfiherten als auch den Berufsgenojienichaften hinzugerechnet. 





Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


Im $ällen 
"1889 | 1890 | 1891 


a) ob ein Betrieböunfall vorlag? . . . .. a ne 2 | 467 
b) od der Unfall eine verfiherte Perſon betrofien? . 2 2 2.20.1786 31 24 
e) weldie Berufsgenoſſenſchaft einzutreten bat? . ae ee | 86 
: Sohnbetrag zu Grunde zu legen? | 


14 
#32. ee — 
e) ob ein Zufammenhang zeifgen dem Betriebsunjall und der Erwerbs- 

unfähig —— made i a er = — 





a 309 

f) welcher Grad der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen? 181 | 970 | 1,647 
8) jomftige Streitfragen - - > 2 2 2 2 2. 4 * 197 | 8310 
zufammen .„— . 1,503 | 1,748 | 2,888 





Anmerkung. Eine — im obigen Sinne hat erſt ſeit 1889 ſtattgefunden 
Außerdem ift zu bemerken, daß für die Jahre 1889 und 1890 die Fälle unter e in den Füllen: 
unter a mitentbalten find; die bejondere Zählung unter e wird-erſt ſeit 1891 durchgeführt. 
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Kechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statikifches. Im Jahre 1891 waren 
ausjchlieglich vom Reichs-Verſicherungsamt rejjortivende Schiedsgerichte vorhanden: 
1. 426, welche auf Grund des Unfallverficherungsgejeßes vom 6. Juli 
1884 und des Ausdehnungsgejeßes vom 28. Mai 1885, 
2. 189, weldje auf Grund de3 Bau = Infallverjicherungsgejeges vom 
11. Juli 1887, 
3. 186, welde auf Grund des See=lUnfallverjiherungsgejebes vom 
13. Juli 1887, 
4. 608, welde auf Grund des landwirthichaftlichen Unfallverficherungs: 
gejeßes vom 5. Mai 1886 errichtet waren, 


zufanmen 1239. 

Bei dieſen Schiedsgerichten find im Betriebsjahre im Ganzen 18 423, umd 
zwar bei denjenigen zu 1:14371, zu 2:582, zu 3:101 und zu 4:3 369 
Berufungen anhängig geworden. Denjelben jtehen gegenüber 62 352 berufs: 
genojjenschaftliche (ausführungsbehördliche) Bejcheide, durch welche eritmalig Renten 
fejtgejtellt bezw. abgelehnt, und 44 071 Bejcheide, durch welche laufende Renten 
abgeändert worden jind: zufammen 106 423 Bejcheide, jo daß jebt nur etwa ein 
Sechstel (gegenüber etwas weniger als einem Fünftel im Vorjahre) der ſämmt— 
lichen Bejcheide durch Berufung angefochten worden ilt. 

I. Bon jämmtlihen Berufungen betrafen Bejcheide, durch — 

a) der Entſchädigungsanſpruch abgelehnt wurde . . 45 ION 
b) die Entjchädigung feitgejtellt wurde . . . .11 265 
Von den, den Beſcheiden zu a und b zu Grunde liegenden Fällen waren 
&) nicht refursfähig (Roten des Heilverfahrens, — 
Renten, Beerdigungskoſten 866 
B) refursfähig (dauernde Rente . . . 4286110 
Bon der Geſammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen und der 
aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen 4191 Berufungen ſind erledigt 
a) durch rechtskräftige Zurückweiſung mittelſt Beſcheides des Vorſitzenden 
gemäß 56 Abſatz 1 der Kaiſerlichen Verordnung von 2. November 
1885 wegen 
1. Berfäumung der gejeglichen Berufungsfriit . - 327 


2. Unzuftändigfeit des Sciedsgeiht8 . . . . 67 
394 
b) durch Zurücknahm. 212467 
burch SERGIENON, u 3 u: ai re 4 822 
d) durch Anerfenntniß . . ihr EA a 505 
e) durch Entjcheidung des Schiedsgerichts: 
1. Zurückweiſung der Berufung wegen der im $ 6 Abſatz 1 
der vorgenannten Verordnung angegebenen Mängel des 
Verfahrens, und zwar wegen 
“) Verfäumung der gejeplichen Berufungs: 
friſt . . 261 
B) Unzuftändigfeit des Schiedsgerichts — 9 
274 
2. Beſtätigung des angefochtenen Beſcheides. . . 9265 
3. völlige oder theilweije — des ange— 
fochtenen Beſcheides . . Eh 
Seite . . . 1425 
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Hebertrag . . . 14,252 

) auf DEE BEE 4 ee a a ee re 346 
17 786 

II. Die Zahl der Situngstage betrug . . 3666 


Hiervon war an 429 Tagen das Gericht mur mit 3 Mitgliedern beſetzt 
($ 15 Abſatz 2 a. a. O.) 
II. Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
worden ijt (Verzicht nah) $ 19 a. a. D.), betrug 24. 
IV. Beweisaufnahmen haben jtattgefunden: 
a) von Seiten des Gerichts, eines Gerichtsmitgliedes oder des Vorjigenden 
($ 16 Abjah 2 a. a. O.): 


1. an der Gerichtsſtelle... nn. 4436 
2. an anderen Orten ; be Da Tan aan 183 
b) durch Erfuchen einer öffentlichen Be Hörde 441329 


V. Von den ergangenen Entſcheidungen waren nach den Berichten der Schieds— 
gerichtsvorſitzenden durch Rekurs anfechtbar: 13 630. 

Während die vorſtehenden Ziffern in der Hauptſache die Zahl und den pro— 
zeſſialen Verlauf der Berufungsſachen erkennen laſſen, ſoll die Zuſammenſtellung 
ein überſichtliches Bild von dem den Berufungen zu Grunde liegenden Streit— 
ſtoff geben. 

1. Es handelte ſich um folgenden Streitgegenſtand: 

A. um die Frage, ob ein Unfall beim Betriebe vorliegt, in: 2264 Fällen, 

B. um die Frage, ob ein urjählicher Zuſammenhang vor- 


liegt zwijchen Unfall und Verlegung bezw. Tod in . 985 „ 
C. im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
a) um die Koften des Heilverfahrens in. . 2... 77 


b) un das Maß der Rente und zivar 
x) um den Grad der Erwerbsunfähigfeit Mm ». ..9285 „ 
B) um die Höhe des Jahresverdienſtes in 356 „ 
e) um die Anwendung des 8 7 des Unfallverficherungs- 
gejeßes bezw. $ 8 des Landwirthichaftlichen Unfall: 
verficherungsgefeges, und zwar 
x) um die Frage, ob die Vorausjeßungen für eine 
bon der Berufsgenoſſenſchaft wahlweije zu ges 
währende Kranfenhauspflege vorliegen, m . . 54 
3) um die Folgen, welde eine Weigerung des Ber: 
legten, jich in Anftaltspflege zu — nach ſich 


zieht, in. OD 5 
y) um die Rente der Angehörigen des Verfepten 
während jeiner Anjtaltöpflege in . . 5 „ 
D. im Falle der Tödtung: 
a) um die Beerdigungsfojten in . . XF 37. 


b) um die Rente der Hinterbliebenen, und zivar 
x) um die Frage, ob der Getödtete der einzige Er⸗ 
nährer der Hinterbliebenen war, in . er 81 „_ 
8) um fonftige Fragen in . . 231 „ 
E. um Gewährung einer Kapitalabfindung im Sinne des 


8 67 des Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 72 des land— 


Seite . . . 13,776 Füllen, 
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’ Uebertrag . . . 13,776 Fällen, 
wirthichaftlihen Unfallverficherungsgejeßes, $ 39 des 
Bau⸗ - Unfallverficherungögejees, Ss 75 des See: lInfall- 
verjicherungögejeßes, in . . . 10: ; 
F. um die Frage der Berjährung des Entfhädigungsan- 
ſpruchs, $ 59 des Unfallverjicherungsgejebes, 8 64 des 
landwirthichaftlichen Unfallverfierungsgejepe, 5 68 des 
See⸗ Unfallverſicherungsgeſetzes, in... Er 136 _ 
G. um fonftige Streitfragen m. 2 2 2 22 nn. 330, 
Zufanmen . . 14252 Fälle. 
2. Der mit der Berufung angefochtene Bejcheid bezweckte nicht die erjtmalige 
Regelung der Entjhädigung, jondern war ein gemäß $ 65 des Unfallverjicherungs- 
gejeßes, $ 70 des landwirthichaftlichen Unfallverjicherungsgefeges, 8 73 des See— 
Unfallverficherungsgejeßes erlajjener 
a) Rentenherabjegungs= oder =einjtellungsbejheid in . . 6120 Fällen, 
b) Rentenerhöhungsbefcheid in. . . ei 174... 


b) Erfahrungen. Auc) diesmal jind die — verhälinißmaßig ſeltener 
geworden, wenn auch die Geſammtzahl, entſprechend der Vermehrung der Zahl 
der entſchädigten Unfälle und der häufigen Anwendung des 8 65 des Unfall- 
verſicherungsgeſetzes, betreffend Herabjegung der Rente wegen vermehrter Ermwerbs- 
fähigkeit, eine größere geworden ijt. Ju lebterer Beziehung wurde den Berufs: 
genoſſenſchaften weiſes Maßhalten durch ein Rundſchreiben vom 20, Juni 1891 
anempfohlen, dejjen gute Wirkungen ſchon jebt zu ſpüren find, während, was die 
Vermehrung der Zahl der entjchädigten Unfälle anlangt, Ermittelungen angeftellt 
find, deren befriedigendes Ergebniß durd eine der nächften Nummern der „Amt: 
lihen Nachrichten“ veröffentlicht werden wird. 


„Daß unter den Unfallverlegten feinestwegs, wie von manchen Seiten 
glauben zu machen verjucht wird, eine zunehmende Geneigtheit beiteht, 
von dem ihnen koſtenlos offen jtehenden Nechtsmittel der Berufung in 
leichtfertiger und übertriebener, oder gar frivoler Weife Gebrauch zu 
machen, “ 

wird von einem der bejchäftigteiten Schiedsgerichtsvorfigenden ausdrüdlich her: 
vorgehoben. 

Das Verhältniß der Beltätigung angefochtener Bejcheide 9 265 (6 631)') zu 
den Abänderungen 4 713 (3 807) hat ſich auch diesmal gegen das Vorjahr nicht 
merklich verjchoben, auch ijt das Verhältnig der erhobenen Rekurſe 3 378 (2 354) 
zu den refursfäbigen — 13 630 (10 090) — Sciedsgerichtsurtheilen ein gleich 
günjtiges geblieben. 

Im Uebrigen ergeben die Berichte der Schiedsgerichtsvorfigenden im Wejent- 
lien die gleichen Wahrnehmungen wie im Vorjahre und legen wiederum Zeugnif 
davon ab, daß die Schiedögerichte ihren durch das Gejeh ihnen zugemiejenen 
Aufgaben in vollem Maße gerecht werden und ſich in den betheiligten Kreijen, 
insbefondere bei den Arbeitern, eines wachjenden Anfehens und Vertrauens zu 
erfreuen haben. 


Wahlen zum Reihs-Berficherungsamt. In dem Berichtsjahre trat im Be: 
itande der ae Mitglieder und jtellvertretenden nichtjtändigen Mitglieder 


') Die eingeflammerten Zahlen beziehen ſich auf das Vorjahr. 


ee — —rrB 
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des Reichs-Verſicherungsamts aus dem Stande der Arbeitgeber und demjenigen 
der Arbeitnehmer in jieben Fällen ein Wechſel ein. 

Die erledigten Stellen wurden theils durch Aufrüden der nod) vorhandenen 
Mitglieder und durch Eintritt derjenigen Kandidaten, welche bei der im Jahre 1889 
vorgenommenen Wahl nächſt den Gewählten die höchſte Stimmenzahl erhalten 
hatten, theils im Wege befonderer Nahmwahlen wieder bejeßt. 

Außerdem wurden für die Dauer der laufenden Wahlperiode, mithin big 
zum 30. September 1893, jech$ weitere Stellvertreter aus dem Stande der 
Arbeitgeber im Wege einer Nachwahl gewählt. 

Die Ergebnijje der Nachwaäahlen jind veröffentlicht worden. 

Vertretung der Arbeiter. Auf Grund des Unfallverjicherungsgejeßes, des 
Ausdehnungsgejepes, des Bau- und des SceesIlnfallverficherungsgejepes waren an 
Stelle der mit Ende September 1891 ausgefchiedenen Hälfte der Arbeitervertreter 
und Schiedsgerichtsbeifiper bezichungsweife der aus den verficherten oder be— 
fahrenen Schifffahrtsfundigen berufenen „Bertreter der Verficherten“, die er: 
torderlichen Nemvahlen vorzunehmen. 

Zum Bedufe der Neuwahl von 451 MArbeitervertretern mit der doppelten 
Anzahl von Erſatzmännern beziehungsweile der „Vertreter der Verficherten“ mit 
ie 3 Stellvertretern mußten die Boritände der als wahlberechtigt gemeldeten 
12353 Krankenkaſſen, welcde diesieits zu 415 Wablbezirfen vereinigt worden 
waren, net Stimmzetteln und den jonjt erforderlichen Wahlmaterialien verjehen 
werden (zu vergleichen das diesjeits erlaffene Wahlvegulativ vom ?* “tete 1885, 


I, Januar 18091 

Ber der durch Die Arbeitervertreter vorgenommenen Nemvahl der Scdieds- 
gerichtsbeifiger waren die in 182 Wahlprotofollen diesjeitiger Beauftragter nieder: 
gelegten Ergebniffe der Wahlen zu prüfen und die Ergebnijje den betbeiligten 
Berufsgenoflenichaften, jowie den in Betracht kommenden Landes-Gentralbehörden 
nutzutheilen. 

Ausführung des landwirthſchaftlichen Unfallverlicherungsgefebes. Das 
Reichs-Verſicherungsamt hatte ſich auch im Jahre 1891 auf dem Gebiete der 
land- und forjtwirthichaftlichen Unfallverfiherung in erjter Linie mit dev Ab— 
grenzung des Kreifes der verficherten Betriebe ($ 1 Abſatz 6 des Gejeßes) und 
der dem land» und Foritwirthichaftlichen Betriebe zuzurechnenden Betriebshands 
lungen zu bejchäftigen. Ju lepterer Hinficht gab wiederum der bei Kleinen Unter: 
nehmern durchgehends beitehende enge Zuſammenhang ihres landwirthichaftlichen 
Betriebes mit ihrer Bauswirthichaft zu Zweifeln Anlaß, ebenfo die vft wieder- 
fchrende Eriheinung, daß ein Unternehmer, der neben der Landwirthſchaft einen 
zu einer gewerblichen Berufsgenofjenjchaft gehörigen Betrieb Führt (3. B. eine 
Zuderfabrif, Ziegelei u. dergl), diefelben Perfonen und Betriebseinrichtungen wie 
Fuhrwerk, Feldeifenbahnanlagen ꝛc. abwechjelnd für die Landwirthſchaft und für 
das gewerbliche Unteruchmen verwendet, 

Eine am 14. November 1891 zu Berlin mit Vertretern der landwirthſchaft— 
lichen Berufsgenofjenschaften abgehaltene Beſprechung diente neben der Behandlung 
anderer wichtiger Fragen, betreffend die Ausführung des Gejepes, bejonders auch 
den Zwede, die Stellungnahme der landwirthichaftlichen Unternehmer zu den 
Erlaß von Unfallverhütungsvorjchriften und Gefahrentarifen zu Hären. 

Allgemein war zu beobachten, daß ſich die Kenntniß des Gejeges mehr und 
mehr in den Kreiſen der Betheiligten befejtigt hat, ımd daß jeine wohlthuenden 
Wirkungen bei den Urbeitgebern und Arbeitern Anerkennung finden. 

Ausführung des Bau-Hnfallvericherungsgefeßes. Die Prüfung dev Be- 


J. 
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jchwerden der zur Selbitveriicherung verpflichteten Baugewerbetreibenden nahm 
jortgejeßt einen breiten Raum in der Thätigfeit des Anmtes cin, wenn aud gegen 
Ausgang des Berichtsjahres eine geringe Abnahme diefer Bejchwerden unter dem 
Einfluß der in dem VBorjahre veranfaßten Aenderungen der Statuten und Neben- 
itatuten der Baugewerks-Bernfsgenoſſenſchaften Thon zu erkennen war. 

Die weitere Heranziehung der Gemeinden dur die TiefbausBerufsgenofien 
haft zur Verſicherung ihrer Wegebaubetriebe, jowie die Einjchäßung diejer Be: 
triebe nad) dem Gefahrentarif gab ebenfalls zu vielen Bejchwerden und Ent: 
ſcheidungen Anlap. 

Ueberficht über den Umfang der Unfallverfi iherung. Es beitehen zur Zeit 
zum Zweck der Durchführung der Unfallverjicherung : 

I. Berufsgenoſſenſchaften: 

A. 64 gewerblide . . mit 390 622 Betrieben u. 4926 672 verficherten Berjonen. 
B. 48 lands (und forit-) 
wirthichaftlihe . mit 4843 621 R u. 8083 698') A 


Insgeſam 112° 112 B «Senoflenichaften mit 5 234 243 Betrieben u. 13 015 370 verficherten Geriommn. 
I 158 Reich: und Staatsausführungsbehörden 
für Reichs und Staatöberriebe — dar— 
unter 50 für die land» und forſtwirth— 





ihaftlihe Verwaltung . . . mit 586 306 verficherten Berjonen. 
175 Brovinzial- ı. Kommumal- Ausführungs- 
behörden . . . . —T .mit 29136 
Zuſammen 333 Ausfährungsbehörden a . . mit 615 442 verlicherten — 


Hierzu kommen die bei den 13 Berfiherungdanftolten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenfchaften und der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft verjicherten, nicht ſchon 
anderweitig verjicherten PBerjonen, jo dab am Schlujje des Nahres 1891 mehr 
als 13'/, Millionen Berjonen gegen Unfall verjichert waren. 

Bei 23 (5 gewerblichen und 18 landwirthichaftlichen) Berufsgenofjenjchaften 
und 66 (darumter 13 bayeriihen, 6 ſächſiſchen, 30 württembergiſchen) Aus— 
führungsbehörden it eine fonkurrirende Zujtändigfeit von Landes-Berficherungs: 
ämtern begrindet. 

Feſtſtellung von Genoffenfchaftskatafter. In 3490 Fällen war über die 
Aufnahme oder Ablehnung der Aufnahme von Betrieben in die Genoſſenſchafts— 
fatajter (Unternehmerverzeichnifje) zu verhandeln. Davon rührten 743 Sadıen 
aus dem PVorjahre her. 2886 Sachen wurden erledigt, 604 blieben rückſtändig. 
Nähere Angaben über die Art der Beſchwerden und deren Erledigung enthält die 
Ueberſicht S. 16. 

Die Tendenz der unteren Verwaltungsbehörden blieb unverändert auf eine 
möglichſt ausdehnende Anwendung der Unfallverſicherungsgeſetze gerichtet, ebenſo 
ließen die Anträge aus Handwerker- und Kleinggewerbskreiſen auf Erweiterung 
der Unfallverfiherungsgejepgebung nicht nad). 

Gefahrentarife, Gefahrentarif-, Hmlage-, Prämien- und Abfchäbungs- 
befchwerden. Für 4 gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften wurde im Berichtsjahre 
die Abänderung oder Neuaufitellung des Gejahrentaris, für 4 die Beibehaltung 
des beitehenden Tarifs genehmigt. 

Angeſichts des Anwachſens der Umlagebeiträge jteigern die Berufsgenoſſen— 
ihaften ihre bisher ſchon entwidelte Sorgfalt und Mühe für die Aufjtellung 
wohlbegründeter Tarife und damit fiir die gerechte Vertheilung der Genoſſen— 
—— 


Die Zahl der verjicherten Berjonen für die landwirtbichaitlichen Berufsgenoiienichaiten 
ift der Berufszählung vom 5. Juni 1882 entnommen. 
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Die Mehrzahl der Textil-Berufsgenoſſenſchaften hat auf Grund eines ge— 
meinjam bearbeiteten Unfallverzeichnifjes annähernd gleichlautende Tarife eingeführt, 
nahdem anerfannt worden war, daß eine verjchiedene Tarifirung und damit ver— 
ſchiedene Belaftung an ſich gleichartiger Betriebe in den einzelnen Gebieten des 
Reichs Ihon im Hinblid auf den gemeinfamen Wettbewerb auf dem Weltmarfte 
bermieden werden müſſe. Dieſem Beifpiele zu folgen, zeigen ſich auch die Eifen- 
und Stahle, jowie die Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften geneigt; entiprechende 
Vorarbeiten, zunächſt zur Aufitellung einheitlicher Unfallverzeichnifje, find im Gange. 

Die Zahl der Gefahrentarifbeichwerden (5 28 des Unfallverfiherungsgejehes ꝛc.) 
belief jich auf 255. Hierzu traten 129 aus dem Vorjahre als unerledigt über: 
nommene Bejchwerden, jo daß im Ganzen 384 Bejchwerden zur Bearbeitung 
gelangten, von denen 334 erledigt wurden, 50 unerledigt blieben. Bon den 
erledigten Tarifbejhwerden haben 106 Erfolg gehabt, 228 Bejchwerden wurden 
zurüdgewiejen. 

Segen die Feſtſetzung der Genojjenichaftsbeiträge ($ 73 des Unfallver— 
fiherungsgejeßes 2c.) gingen 185 Bejchwerden ein. Hierzu traten 67 unerledigte 
Veihwerden aus dem Jahre 1890, jo daß im Ganzen 252 derartige Beichiwerden 
zu bearbeiten waren. Hiervon wurden 180 erledigt, während 72 unerledigt 
blieben. ' 

Außerden fonımen 19 neu eingegangene und 5 aus dem Vorjahre verbliebene, 
zufammen 24 Bejchwerden in Betracht, welche ſich gleichzeitig gegen die Ein— 
ſchätzung in die Klaſſen des Gejahrentarifs und gegen die Feſtſetzung der Genoſſen— 
Ihaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 12 erledigt, während 12 unerledigt blieben. 

Beichwerden gegen die Höhe der Prämien auf Grund des BauslInfallver- 
fiherungggeießes (SS 22, 25, 26) gingen 166 ein. Hierzu traten 38 uner— 
ledigte Bejchwerden aus dem Vorjahre, jo daß im Ganzen 204 Beichiwerden 
zur Bearbeitung kamen, von denen 144 erledigt wurden, während 60 unerledigt 
blieben. 

Gegen die Feitjegung der Umlage aus der VBerficherung auf Koſten von Ge— 
meindeverbänden ging 1 Beſchwerde ein, welcher Folge gegeben wurde. 

Auf dem Gebiete der landwirthichaftlichen Unfallverfiherung gingen 6 Be: 
ſchwerden gegen die Abſchätzung der Betriebe nad) Mrbeitsbedarf ein. Hierzu 
traten 2 unerledigte Beichwerden aus dem Jahre 1890, jo daß im Ganzen 
8 Beihwerden zu bearbeiten waren, von denen 3 berüdjichtigt, 3 abgewieſen 
wurden und 2 umerledigt blieben. 

Im Ganzen find mithin 873 Tarife, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs— 
bejhwerden bearbeitet worden. 

Unfallverhütungsvorfchriften. Im Laufe des Berichtsjahres wurden für die 
folgenden gewerblichen Berufsgenofjenjchaften Unfallverhütungsverjchriften ge— 
— ($ 78 des Unfallverſicherungsgeſetzes): 

1. Berufsgenoſſenſchaft der chemiſchen Induſtrie: 
a) beſondere Vorſchriften für Mineralwaſſerfabriken, 
b) beſondere Vorſchriften für Sprengſtofffabriken, 
Magdeburgiſche Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 
Bekleidungsinduſtrie-Berufsgenoſſenſchaft, 
.Privatbahn-Berufsgenoſſenſchaft und 
.Glas-Berufsgenoſſenſchaft. 

Die von der Brennerei-Berufsgenoſſenſchaft im Vorjahre eingereichten Unfall— 
verhütungsvorfchriften find zum Zwed der erneuten Prüfung feitend des Vor: 
fandes einftweilen zurückgezogen worden. 


RD a t 
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Es haben nunmehr unter den ausjchlieglid vom Reichs » Berjicherungsamt 
rejjortirenden gewerblichen Berufsgenofjenjchaften 51 (d. i. 86 Prozent) Unfall 
verhütungsvorjchriften erlaffen; vier weitere Berufsgenofjenjchaften find nad den 
Berihten der Vorjtände mit der Vorbereitung der Vorſchriften befchäftigt. Für 
eine gewerbliche Berufsgenoſſenſchaft — Rheiniſch-Weſtfäliſche Hütten- und Walz: 
werks-Berufsgenoſſenſchaft — wurde ein umfangreicherer Nachtrag bezw. Zujaß 
zu den bejtehenden Unfallverhütungsporichriften genehmigt. Die Süddeutjche 
Eiſen- und Stahl-Berufsgenofjenjchaft hat mit Diesjeitiger Genehmigung ihre 
bereitö im Jahre 1887 erlafjenen Unfallverhütungsvorichriften nad) den inzwijchen 
gemachten Beobachtungen erweitert und einer Umarbeitung unterzogen. 

Der Erlaß von Unfallverhütungsvorjchriften fiir landwirthſchaftliche Berufs— 
genofjenschaften ijt bisher mur bei wenigen Genofjenjchaften erfolgt. Das Reichs— 
Berfiherungsamt wendet dieſem Gegenitande fortgejeßt bejondere Aufmerkſamkeit 
zu. Es darf angenommen werden, daß die Ergebnijje der in Angriff genommenen 
landwirthichaftlihen Unfalljtatiitif (fiche weiter unten) den Genoſſenſchaftsvorſtänden 
die zur Zeit noch fehlenden Unterlagen zu einem jicheren und erfolgreichen Vor— 
achen auf diefem Gebiete an die Hand geben werden. 

Die Zahl der Beſchwerden über Einſchätzung in höhere Gefahrenklaffen und 
Feſtſetzung von Strafzuihlägen bei Uebertretung der Unfallverhütungsporfchriften 
beträgt 309. 

Unfallkatifiik. Auf Grund der mit der gewerblichen Unfaltitatijtit für 1887 
gemachten Erfahrungen hat das Meichs = Verjiherungsamt im Einvernehinen mit 
dem Reichsamt des Innern, den Landes-Berficherungsämtern und den Vorftänden 
ſämmtlicher landwirthichaftlichen Berufsgenofjenfchaften die Aufitellung einer genauen 
Unfallitatijtif, betreffend die im Jahre 1891 im Bereiche der Land- und Forit- 
wirtbichaft (auch der jtaatlichen Forjtbetriebe) entjchädigten Unfälle, in Angriff 
genommen. Das Material für dieſe Statijtif wird von den Berufsgenofjenjchaften 
und Ausführungsbehörden, welde nad) einer vom Reich: Verjiherungsamt auf: 
geitellten Anleitung für jeden Unfall eine denjelben behandelnde Zählfarte aus- 
zufüllen haben, beſchafft. Die Statiſtik bezwect in eriter Linie bie Gewinnung 
von Geſichtspunkten zur Unfallverhütung. 

Anftellung befonderer Beauftragter der Berufsgenoffenfdaften. Die An- 
jtellung von bejonderen bejoldeten Beauftragten, welche berufsgenoflenjchaftliche 
Ehrenämter nicht befleiden (Reviftionsingenienren 2c.), it im weiterer gedeihlicher 
Fortentwicelung begriffen. 

Nach der Zählung vom 1. Oftober 1891 jind jolde Beauftragte bei 43 ge- 
werblichen und 2 landwirtbichaftlihen Berufsgenofjenschaften angejtellt. Die Zahl 
der Stellen hat ji) in der Zeit vom 1. Oktober 1890 bis zum 1. Oftober 1891 
von 148 auf 155 erhöht, die Zahl der Beauftragten jelbit von 129 auf 146; 
mehrere diefer Beamten find zugleich für zwei oder mehr Berufsgenofienjchaften 
bezw. für Sektionen verjchiedener Berufsgenvfjenjchaften thätig. 

Die Beziehungen der Seanftragten zu den Betriebsunternehmern befriedigen 
nach wie vor. 

Nachweiſung der gefammten Uechnungsergebniſſe. Die Rechnungsergebniffe 
für das Jahr 1890 find nach den bisherigen Formularen aufgejtellt und gemäß 
8 77 des Unfallverfiherungsgejeßes u. |. w. dem Reichsſtag vorgelegt worden 
(Druckſachen des Reichstags 8. Legislatur-Periode 1. Sejjion 1890/92 Nr. 557). 

Im Jahre 1891 betrug nad einer vorläufigen Ermittelung die Zahl aller 
bei den Berufsgenofjenichaften, Neichd-, Staats-, Provinziale und Kommunal: 
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von denen 
6 296 den Tod, 
3 258 eine dauernde völlige, 
26 428 eine dauernde theilweife Erwerbäunfähigfeit und 
15 455 eine vorübergehende Erwerbsunfähigfeit 
zur Folge hatten. 

Die im Jahre 1891 verausgabten Entihädigungen (Renten u. ſ. mw.) be— 
trugen nad) einer vorläufigen Ermittelung ca. 25 918000 Ak gegen 20 315 320 M. 
im Jahre 1890. 14 464 303 M im Jahre 1889, 9 681 447 M im Jahre 1888, 
5 932 930 M. im Jahre 1887 und 1915 366 .A im Jahre 1886. 

Entichädigungen (Renten u. j. mw.) wurden im Sahre 1891 gezahlt oder 
angewiejen an: 

116 936 Verletzte, 
16 006 Rittwen Getödteter, 
32 502 Kinder Getödteter, 
1287 Aizendenten Getödteter ; 
daneben erhielten ferner im Jahre 1891: 
4 477 Ehefrauen, 
9823 finder und 
142 Aizendenten 
als Angehörige von in Krankenhäuſern untergebradhten Verletzten die gejeßlichen 
Unterjtüßungen gezahlt oder angewiejen, jo daß im Bericht3jahre zufammen 
181 173 Berjonen 
der Wohlthaten der Unfallverfiherung theilhaftig geworden jind. 

Steigen der Unfalllaflen. Das in den vorjtehenden Zahlen zu Tage tretende 
Steigen der Unfalllajten jteht fortgefeßt in richtigem Verhältni zu den feinerzeit 
regierungsjeitig veröffentlichten VBorausberechnungen. Danach joll bei einer ange- 
nommenen Anzahl von 1615 253 verjicherten Perfonen im fünften Jahre 

4 723 000 M an Entjchädigungsbeträgen 
gezahlt werden. 

Wird als erites Beitragsjahr das vierte Quartal 1885 und die drei eriten 
Duartale des Jahres 1886 angenommen, und wird ferner bei den feit dem 
1. Dftober 1885 bejtehenden 57 älteren Berufsgenofjenjchaften die Zahl der 
verjicherten Perſonen und dementſprechend die Höhe der gezahlten Entjchädigungen 
auf die dvorjtehende Zahl 1615 253 umgerechnet, jo ergiebt jich, daß thatſächlich 
inı fünften Jahre 

4 918 031 A. an Entjchädigungsbeträgen 
gezahlt worden jind. 

Strafbefhmwerden und ſonſtige Befhwerden. Die Ausübung des Strafrechts 
auf Seiten der Berufsgenojienfchaften, mantentlich veranlaßt durch Unpünktlichkeit 
vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und bei der Einjendung 
der Lohnnahweifungen, nimmt die Arbeitskraft des Reichs-Verſicherungsamts nod) 
immer jehr in Anſpruch. Es gelangten 3344 — darunter 1091 vorjährige — 
Beichwerden gegen Strafverfügungen der Berufsgenoſſenſchaftsvorſtände zur Be— 
arbeitung; in 711 Fällen war die Erledigung noch nicht möglich. 

Sonjtige Beſchwerden aller Art famen 1889, darunter 278 vorjährige, zur 
Behandlung, von denen 401 unerledigt blieben. 

Geſchäftliche Khätigkeit im Uebrigen. Die an diefer Stelle in früheren 
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Berichten angedeutete gefchäftlihe Thätigkeit des Neich$ = Verjicherungsamts im 
Uebrigen hat im Berichtsjahre eine den vorjtehend mitgetheilten, erhöhten Zahlen 
entjprechende Steigerung erfahren. 

Für 19 Berufsgenojjenichaften wurden Statutänderungen genehmigt. 

Eine Ueberjiht über die bei dem Reichs-Verſicherungsamt in Unfallver— 
fiherungsangelegenheiten eingelegten Beſchwerden 2c. liefert folgendes Ergebniß. 
Es kamen zu 3514 ans dem Sahre 1890 umerledigt übernonmenen Sachen im 
Berichtsjahre 10 621 neu hinzu; davon wurden 11 016 erledigt und biieben 
3146 rüdjtändig. 


B. Invaliditäts- nnd Altersverfiherung. 

Jin Jahre 1891, als dem erjten nach dem Inkrafttreten des Invaliditäts— 
und Altersverjicherungsgejebes vom 22. Juni 1889, hatte das Neichsverficherung3: 
amt in feiner durch die Kaijerliche Berordnung vom 20. Dezember 1890 (Reichs— 
Geſetzblatt Seite 209) errichteten bejonderen Abtheilung für Invaliditäts- und 
Altersverjicherung eine umfangreiche Thätigfeit zu entfalten. 

Erörterungen über die Berfiherungspflidt. Zunächſt Fam es darauf an, 
die von betheiligten Behörden und Privatperjonen. in, großer Zahl eingehenden 
Anfragen über die VBerlicherungspflicht - zu beantworten. Da die hierbei haupt: 
fächlich in Betracht fommenden Geiichtöpunfte in dev diesjeits unter dem 31. Oftober 
1890 erlajjenen Anleitung, betreffend den Kreis der nad) dem Invalidität: umd 
Altersverſicherungsgeſetz verlicherten Perjonen, niedergelegt worden waren, jo 
durfte ſich das Meichs-Verlicherungsamt dem Eingehen auf jene Anfragen nicht 
entziehen, ſoweit dies vorbehaftlich der initanziellen Entjcheidung des Einzelfalls 
und, ohne der Aujtändigfeit dev VBerwaltungsbehörden vorzugreifen, geichehen 
konnte. Wiederholt gelang es, im Einverftändnig mit den Berficherungsanftalten 
beziehungsweije nad) Benchmen mit den Landes:Gentralbehörden eine gleihmäßige 
Behandlung ganzer Berufsklaſſen jowie der Perſonen, welche gleichzeitig ver— 
Jicherungspflichtige und nicht verlicherungspflichtige Beichäftigungen verrichten, in 
Die Wege zu leiten, Much wurden die Landes=Eentralbehörden um Mittheilung 
der in ihren Bezirken auf Grund des $ 122 des Invaliditäts- und Altersver— 
ſicherungsgeſetzes ergangenen wichtigeven Enticheidungen über die Beitragspflicht 
erjucht, und es ließen die in Folge deſſen überjfandten Entjcheidungen dieſer Art 
erfennen, daß die bezeichnete Anleitung vom 31. DOftober 1890 fi bewährt hat 
und einer Nbänderung zur Zeit wicht bedarf. 

Anfragen über Beitragsentrichtung, 3tarkenentwerthung 20. Saum weniger 
häufig liefen Anfragen ein, welche ſich auf die Beitragsentrichtung, ‚die Ent: 
werthung der Beitragsmarfen, die Ausſtellung der Quittungskarten und ähnliche 
Gegenſtände bezogen; auch jie wurden — joweit erforderlich, unter Wahrung der 
Entjcheidungsbefugnig anderer Bebörden — in dem Bejtreben beantwortet, das 
Verſtändniß umd Die praftiiche Durchführung des Geſetzes nach Möglichkeit zu 
erleichtern. 

Arbeiterhülfsgefuche. Aus den Streifen der Berficherten gingen dem Reichs» 
Verficherungsamt 269 Gejuche zu, welche Tich auf die Bewilligung von Alters: 
oder Anvalidenrenten bezogen. Bei der Erledigung derjelben war man bemüht, 
den Antvagitellern auf dem durch die Lage des Einzelfalls angezeigten kürzeſten 
Wege zu ihrem Rechte zu verbelfen. 

Strafbeſchwerden. Beſchwerden gegen Straſverfügungen der Vorſtände der 
Berfiierungsanitalten (S$ 142 ff. des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejehes) 
wurden im Berichtsjahre 273 anhängig. Davon wurden 142 erledigt, und zwar 
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durch Enticheidung 78, durch Zurücknahme der Strafverfügung 52, durch Zurück— 
nahme der Bejchwerde 11, durd; Abgabe an das zuitändige Landes:Verjicherungs- 
amt 1. ALS umerledigt wurden in das Jahr 1892 übernommen 131. Es war 
anzuerkennen, daß die Vorſtände der Verjicherungsanjtalten von der ihnen zu— 
jtehenden Strafbefugniß durchiveg einen maßvollen Gebraud; gemacht haben. 


Einfprüde gegen die Rentenvertheilungen des Recdhnungsbüreaus. Gegen 
die Nentenvertheilungen des Rechnungsbüreaus wurden in 65 Fällen Einſpruch 
(Widerſpruch) erhoben ($ 90 Abſatz 1 und 8 160 Abſatz 3 a. a. ©.). Ueber 
12 Einjprüche wurde Entjcheidung getroffen, in 23 Fällen erfolgte die Zurüdnahme 
des Einſpruchs, und in 30 Fällen jchwebt das Verfahren noch. 

Genchmigung von Statutänderungen. Der von einer Berfiherungsanitalt 
bejchlojjenen Abänderung ihres Statuts, ſowie einer auf Grund jtatutariicher Be— 
jtimmung erlajjenen Dienjtanweijung für die Bertrauensmänner einer Berficherungs- 
anjtalt wurde die Genehmigung ertheilt. 


Berfiherung der Sceleute. Anlaß zu wiederholtem Schriftiwechjel mit den 
betheiligten Landes= Gentralbehörden und Berficherungsanitalten gaben die auf 
Örund des $ 136 des \nvaliditätd- und Mlterverjicherungsgeießes erlaſſenen 
Borichriften des Bundesraths von 22. November 1890, betreffend die Einziehung 
der von den Rhedern für die Verjicherung der Seeleute zu entrichtenden Beiträge. 
Für das Formular zu den gemäß Ziffer 10 der Vorichriften von den Seemanns- 
ämtern auszuftellenden Nachweiſungen wurde der Vordrud und die äußere Aus— 
ftattung jeitgejebt. 

Regelung der Pflidt zur Erflattung der für geleitete Rechtshülfe ent- 
fandenen Koſten. Da zwiichen den Verwaltungsbehörden einerjeit3 umd den Ver— 
iherungsanjtalten andererjeit$ Meinungsverjchiedenheiten über die Verpflichtung 
der legteren zur Erjtattung der Koſten für geleiitete Nechtshülfe (5 141 Abjap 2 
des Anvaliditäts> und Mlteröverficherungsgejeges) entjitanden waren, jo hat das 
Reich3:BerficherungSamt im Ginvernehmen mit den föniglich preußischen Refjort: 
minijtern eine Anweiſung erlafjen, welche die für die Erjtattungspflicht maßgebenden 
Grundjäge enthält. Mit diefen Grundſätzen haben auch die übrigen betheiligten 
Landes-Gentralbehörden ſich einverjtanden erklärt. 

Bahlung der Tenten im Auslande. In Folge des Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 30. April 1891, nad welchem gemäß 8 34 Ziffer 4 des Invaliditäts- und 
Altersvericherungsgejehes die allgemeine Bejtimmung, daß der Anspruch auf Rente 
und damit Die Nentenzahlung jo lange ruht, al3 der Berechtigte nicht im Inlande 
wohnt, für gewiſſe ausländische Grenzbezirfe außer Kraft gejebt worden iſt, ergab 
ih die Nothwendigfeit, in Ergänzung der über die Auszahlungen durch die Poſt 
unter dem 29. Dftober 1890 diesjeits erlafjenen Anweilung die Zahlung der 
Renten für den Fall zu regeln, daß diejelde an die im Auslande wohnenden 
Nentenberechtigten erfolgen fol. Dieſe Negelung it für das Gebiet des Reichs— 
Rojtanıt3 im Einvernehmen mit dem lebteren dahin erfolgt, daß die in Rede 
itehenden Renten durch die benachbarten inländischen Portanftalten ausgezahlt 
werden fünnen. Eine gleiche Verjtändigung mit dev Königlich bayerischen und 
der Königlich württembergijchen Central-Poſtbehörde iſt angebahnt. 

Berfahren bei Erflattung von Doppelmarken, Die auf Grund der 88 125, 
127 des Invaliditätd- und Altersverficherungsgejebes erfolgenden Berichtigungen 
der Duittungsfarten führen häufig zur Erjtattung der Beträge für irrthümlich 
verwendete Marken. Soweit hierbei Doppelmarken in Frage Fommen, bedurfte 
es wegen der Berheiligung des Neich® an dieſen Marken der Feititellumg eines 
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bei der Erjtattung zu beobadjtenden bejonderen Verfahrens; Dieje® wurde nad 
Benchmen mit den betheiligten Amtsjtellen in eingehender Weije geregelt. 


Befimmungen über die von den Schiedsgerichtsvorſitzenden einzureihenden 
Gefchäftsberichte. Endlich hat das Neichs-Verjiherungsamt unter dem 25. Mai 
1891 nad) Maßgabe des $ 27 der Raiferlichen Verordnung vom 1. Dezember 1891 
(Reichs-Geſetzblatt S. 193) Beſtimmungen über die ihm von den Schiedsgerichts- 
vorjigenden einzureichenden Gejchäftsberichte getroffen und fir die leßteren ein 
Formular vorgejchrieben. 

Einzelne der vorjtehend berührten Gegenjtände, jowie andere Fragen, welde 
die weitere Durchführung der Invaliditäts- und Alteröverficherung betrafen, fanden 
in einer am 13. und 14. November 1891 mit den Boritänden der Berficherungs: 
anftalten und den Vertretern der betheiligten Landes-Verjicherungsämter abge: 
haltenen Konferenz eingehende Erörterung. Die Berathungen lieferten von Neuem 
den Beweis für das allfeitige Beitreben, mit dem Reichs-Verſicherungsamt Hand 
in Hand zu arbeiten. 

Rechtfprechende Thätigkeit des Reichs: Berfierungsamts als Revifionsgeridt. 

I. Am 11. Juni 1891 ijt das Reichs-Verſicherungsamt in die ihm für das 
ganze Neich übertragene rechtſprechende Thätigfeit auf dem Gebiete der 
Invaliditäts- und Altersverjicherung eingetreten. Die Zahl der im Jahre 
1891 anhängig gewordenen Nevifionen beträgt in 


Altersrentenjahen - - > > > 2 ee een 1536 
Invalidenrentenfahen . > 2 une l 
zufammen „ 1537. 
.- . nu 
Reviſionen wurden eingelegt: 
a) von den Berficherten . 2... 632 
b) von den Berfiherungsanitalten und Kaſſenreinrichtungen. 752 
ec) von den Staatsfommilfaren . 2 2 2 2200. 153 


Summe wie oben . . .„ 1537. 
Ron den Berfierien und Staatskommiſſaren iſt in 1 Sache und 
von den Berjicherungsanftalten ꝛc. und Staatskommiſſaren in 68 
Sachen zugleih Revijion eingelegt. 
II. Bon den Nevifionsjachen wurden erledigt: 
a) durch Urtheil nach miündlicher Verhandlung 472 und zwar 
. Zurüdgemwiejen wurden smun 


a) der Berliherten . . . a ee 

B) der Verjicherungs- Anftalten FX 197 

y) der Staatskommiſſare. 11 
zuſammen . 275 


ts 


Stattgegeben wurde den Reviſionen 
x) der Berjicherten 
xx) durch Zurückweiſung an das Schied$- 


geriht in . . 0.43 Fällen 
33) durch Zuerfennung der 
Renten ... 0. 13 


zufammen . 56 
B) der Verſicherungs-Anſtalten ꝛc. 
Seite . . .» 1,537- 
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Uebertrag . . . 1,537. 

x@) durch Zurücdweifung an das Schieds— 
geriht n . . . . 42 Fällen 

BB) dur Abweifung des 
Renten-Anfpruds in. 52 „ 

zufammen . 94 
y) der Staatsfommiffare 

xx) durch Zurückweiſung an das Schieds— 
geriht in . ». . . 12 Fällen 

BB) durch Abweifung des 
NRenten-Anjpruds in. 35 „ 





zufammen . 47 
insgefammt . 197 
find . 472 
b) durch Urtheil ohne mündliche —— wurden Re— 
viſionen zurückgewieſen . . . 83 
und zwar: 
&) wegen verjpäteter Sau 600 
ſind 50 


P) als offenbar — (5 81 Abſatz 2 des 
Invalidität: und Alteröverjicherungsgejebes) 33 


33 
find wiede 83 
ec) auf andere Art (Zurücknahme, Bergleih u. j.w. . . . 38 
erledigt find zufammen . . „593. 
Mithin bleiben unerledigt 944. 


IU. An 49 Situngstagen haben mündliche Verhandlungen in 486 Sachen jtatt= 
gefunden, und zwar: 
vor der erweiterten Spruchkammer (Ziffer 5 der Kaiſerlichen Verordnung 


vom 20. Dezember 1890) an . . . 21 Tagen in 180 Fällen, 
vor der engeren Spruchkammer (Ziffer 4 
WR. ee ee re 2 „ 306 A 


zufanmen an 49 Tagen in 486 Fällen. 
Eine Vertretung der Verficherten dur Nechtsanwälte fam in drei 

Fällen vor; Staatsfommifjare waren in 50 Fällen zur mündlichen Ber: 

handlung erſchienen. 

IV. Um die von den Spruchfammern angenommene Auslegung folder geſetz— 
lichen Beltunmungen, welche von erheblicher grundjäglicher Bedeutung jind, 
maßgebend feitzuitellen, wird ein Präjudizienbuch geführt. Dasjelbe bietet 
zugleich das erforderliche Material zur Enticheidung der Frage, ob über 
die einzelnen Reviſionen vor der engeren oder der erweiterten Spruch: 
fammer (Ziffer 4 und 5 der Naijerlichen Verordnung vom 20. Dezember 
1890) zu verhandeln it. 

Kechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statiſtiſches. Im Jahre 1891 be— 
ſtanden im Reich 631 auf Grund des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejehes 
errihtete Schiedsgerichte; von dieſen entfielen 612 auf die 31 Verficherungs: 
anftalten, 19 auf die nah SS 5 ff. a. a. O. zugelafjenen 8 befonderen Kaſſen— 
einrichtungen. 

Aunalen det Teutſchen Reiche 1802. 29 
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Während im ganzen Reich indgefammt 173 668 Anſprüche auf Altersrente 
erhoben worden jind, von denen 132 917 von den Verjicherungsanjtalten ꝛc. an— 
erfannt, 30 534 zurüdgewiejen, 3 115 anderweitig erledigt und 7 102 unerledigt 
auf das Jahr 1892 übernommen wurden, find bei den Schiedsgerichten 16 581 
Berufungen anhängig geworden. 

Davon find erhoben: 


a) von den Verſicherten oder deren Binterbliebenen . ». . 16123 
b) von dem Staatsfommijjar . . —— — 457 
c) von beiden zu a und b bezeichneten "Seiten — re 1 
Bon der Gefammtzahl find erledigt: 
a) durch vechtöfröftigen Ablehnungsbejcheid des VBorjigenden . . . 1498 
b) durch Vergleich oder Zurüduahme der Berufung. . » 2... 1486 
ec) durch Enticheidung des Sciedsgeriht8 . >». 2 2 43477 
aa) Zurücdweifung aus formellen Gründen 
xx) wegen VBerfäumung der Berufungsftiit . . . 295 
BB) wegen Unzuftändigfeit des Schiedsgeriht3 . . 14 
bb) Beitätigung des angefochtenen Beiheide8 . . . 4 925 
cc) völlige oder theilweiſe —— des angefochtenen 
Beiheided. . . 2... 3 243 
d) auf andere Weile . . 2 2.2. a ne re 626 


zufammen . 2 2 02020..12087 

Unerledigt blieben 4494 Sadıen. 

Die Zahl der Sitzungstage betrug 2182. 

In 5474 Sachen haben Beweisaufnahmen, und zwar theil$ vor dem Schieds— 
gericht, theil$ durch den WVoriigenden vor Anberaumung des Termins und theils 
durch erjuchte öffentliche Behörden jtattgefunden. 

In 114 Sachen ift ohne mündliche Verhandlung und in 740 Saden ohne 
vorgängigen Schriftiwechjel entjchieden worden. 

Gemäß 8 74 Abſatz 6 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes 
find Koſten des gerichtlihen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 
174 Fällen. 

b) Erfahrungen. Die Thätigfeit der Schiedsgerichtsvorſitzenden verdient 
volle Anerkennung, zumal bei der Anwendung des Geſetzes nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten zu überwinden waren, 

Aus den von den Vorſitzenden erjtatteten Gejchäftsberichten wird erjichtlich, 
daß fie bei ihren Bertrebungen durch die Beiliker aus den reifen der Arbeit» 
geber und der Berjicherten weſentlich unteritügt worden jind. Vielfach wird her— 
vorgehoben, daß die Beiliger jich mit lobensiwerthem Eifer und praftifchem Ver: 
ſtändniß ihrer Aufgabe unterzogen und vermöge ihrer genaueren Kenntniß der 
Erwerbsverhältniiie und der wirtbichaftlichen Stellung der die Nente Bean: 
jpruchenden bei den Berathnugen des Gerichts eine maßgebende Mitwirkung aus— 
geübt haben. 

Auch für das Gebiet der Invaliditäts- und Altersverſicherung hat ſich das 
chiedsgerichtliche Verfahren, ſoweit e8 auf einem Zuſammenwirken der Arbeitgeber 
und der Verficherten mit einem den Borjig führenden Staats oder Kommunal— 
beamten beruht, al3 zwecdmäßig erwiejen. Eine Vertretung der Berlicherten durch 
Rechtsanwälte kam verhältnißmäßig jelten vor, und das die Regel bildende per: 
ſönliche Ericheinen der Nentenbewerber ijt im Allgemeinen als für die Necht3- 
findung Fürderlich erkannt worden, 
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Ebenjo hat die Geitaltung des Verfahrens, die dasjelbe durch die Kaifer- 
liche Verordnung vom 1. Dezember 1890 gefunden hat, jich im Allgemeinen als 
praktiich bewährt. Insbeſondere wird es als ein weſentlicher Vorzug bezeichnet, 
daß der Prozeßgang einengende Formvorjchriften nur in ſehr geringem Maße 
fennt und damit dem Gericht cine freiere Handhabung gejtattet, welche den wohl: 
thätigen Abſichten der Gejeßgebung nur förderlich ſein kann. Vermöge diefes 
freien Ermejjens it es den Schiedsgerichten auch möglich geworden, eine ein: 
gehende Nachprüfung der zum Zweck der Nentengewährung beigebradhten Be— 
häftigungsnachweife (K 161 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes) 
eintreten zu lajfen, über deven Unzuverläfjigfeit vielfach geflugt wird. 

Vechnungsbürcau des Weichs-Verficherungsamts. Das Rechnungsbüreau, 
weihes mit dem 1. April 1891 feine Thätigkeit begann, war durch die Wer: 
theilung der im Berichtsjahre bewilligten zahlreichen Altersrenten und durch die im 
Vollzuge des Geſetzes herzuftellenden jtatiftischen Arbeiten in Anfpruch genommen. 


115 207 Renten wurdem dem Nechnungsbüreau zur Vertheilung mitgetheilt; 
hiervon gelangten bis zum Jahresſchluß 90 347 zur Vertheilung, was die Er— 
theilung von 175 285 Ausfertigungen zur Folge hatte. In 1402 Fällen wurde 
von dem Rechte des Borbehalts (5 160 Abſatz 2 a. a. D.) Gebrauch gemacht, 
während in mehr als 2500 Fällen Borverhandlungen mit den Verſicherungs— 
anſtalten ꝛc. gepflogen werden mußten, ehe die Vertheilung der Nenten erfolgen 
fonnte. 

Gleichzeitig wurde die Abrechnung über die der Poſt zur Zahlung anges 
wiejenen Nenten vorbereitet, damit möglichit Dald nad Eingang der Poſtnach— 
weiſungen (5 92 a. a. D.) Die von den Berficherungsanftalten zu erjtattenden 
Beträge Tejtgeitellt werden fonnten. 

An größeren jtatijtiichen Arbeiten hat das Nehnungsbüreau in dem abge— 
ianfenen Gejchäftsjahre u. a. angefertigt: 

1. Denkichrift über die Ausgaben und Einnahmen, welche dem Reich im 
Sabre 1892/93 Durch die Gewährung von Zuſchüſſen zu den Renten und 
die Herjtellung von Zuſatz- (Doppel:) Marken beziehungsweile durch den 
Verfauf von Zuſatz (Doppel:) Marten vorausfichtlich erwachjen werden, 

2. Vorſchläge Für die zur Durchführung des Geſetzes von den Verſicherungs— 

anjtalten zu bearbeitende Statijtik, 

. Plan ꝛc. einer Statijtif der Alterdrentenempfänger nad) Zohnklafien, Ge— 
ichlecht, Alter, Beruf ꝛc., ſowie Unterfuchung der Sterblichkeitsverhältnifje 
der Altersrentenempfänger, 

4. Aufftellung eines Tarifs über die Napitalwertde der Alters und Inva— 
lidenrente, 

. Unterfuchjungen über die nad) $ 94 des Invaliditäts- und Altersver— 
iherungsgejepes bei Vertheilung der von den Kaſſeneinrichtungen feſt— 
gejegten Reuten zu Grunde zu Legenden Beiträge. 

Auch beruhen auf den verjicherungstechnischen Berechnungen des Rechnungs— 
büreaus folgende jtatiftiiche Angaben: 

Statiftifches. Die im Berichtsjahre anerfannten 132 917 Anfprüche auf 
Altersrente haben zur Folge eine jährliche Ausgabe 


— 
— 


EOt 


für die Verſicherungsanſtalten von rund. 9755 000 M. 
für die Kaſſeneinrichtungen von rundd. nn nn 225 000 „ 
für das Neich als Zuihuß von md. 2 2 20202020. 6645850 „ 
zufammen . . . 16625 850 Mb. 

29* 
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Es beläuft ſich daher im Durchſchnitt der Yahresbetrag einer Alterörente auf 
16 625 850 
132017 12dr0n Me 

An Invalidenrenten wurden von den Verfiherungsanitalten 27 mit zuſammen 
3 064,50 M. Jahresrente bewilligt. 

Die im Jahre 1891 insgefammt zur Auszahlung gelommene Summe an 
Renten ijt überjchläglih auf 15,,, Millionen Marf anzunehmen. 

Der Rapitalwerth der gefammten Rentenlajt der Berficherungsanitalten be 
rechnet ſich nach verficherungstechnischen Grundjägen auf rund 54,, Millionen Mart. 
Wird gemäß $ 21 des Invaliditäts- und Alteröverficherungsgejebes ein Rejerve: 
fonds im Betrage von O,, - 54, — 10,, Millionen Mark zurüdgelegt und an 
Verwaltungsfoften der in der Denkſchriſt zum Gejeß-Entwurf (Stenographiicde 
Berichte über die Berhandlungen des Deutſchen Reichstages 7. Legislaturperiode 
IV. Sejjion 1888/89 4. Band Seite 122) angejegte Betrag von rund 11 Mil. 
Mark (für den Kopf und das Jahr rund 1 A.) angenommen, jo jtellt ſich die 
den Verjicherungsanitalten im Jahre 1891 gemäß 8 20 Abſatz 2 a. a. D. er 
wachſene Belajtung auf 

(54, +10, + 11=) 76,, Millionen Mark. 

Dieſer Belaftung fteht nad) den überjchläglihen Ermittelungen der Boit- 
behörden aus dem Erlöje für verkaufte Beitrags: und Doppelmarfen eine Ge: 
fanmmteinnahme von etwa 88,, Millionen Mark gegenüber. 


C. Allgemeine Geihäftsüberfidt. 


Die Zahl der abgehaltenen Plenarjigungen beträgt 21. 

In der Gentral-Abtheilung wurden 5437 Eingänge erledigt. 

In der Unfallverjicherungs » Abtheilung wurden 61 629 journalifirte Ein: 
gänge, darunter 27 321 in Sahen der Rekurſe gegen die Entjcheidungen der 
Sciedsgerichte, bearbeitet. 

Bei der Abtheilung für Anvaliditäts- und Altersverjicherung betrug die Zahl 
der journalifirten Eingänge insgefammt 11 658, wovon auf Nevifionsjachen 6 114 
entfielen. Dazu fommen die Eingänge bei dem Nechnungsbüreau, deren Zahl ſich 
insgefammt auf 215 936 belief. 

In den „Amtlihen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ gelangten aus 
dent Gebiet der Unfallverfiherung 145 Refursentjcheidungen und Verwaltungs: 
bejcheide, aus dem Gebiet der Invaliditäts- und Altersverjicherung 84 Reviſions— 
entjcheidungen und Berwaltungsbejcheide zur Veröffentlichung. 





Bericht über die Thätigkeit 


des 


Keichskommiſſars für das Auswanderungsweſen 
während des Jahres 1891.1) 


Die Perſonenbeförderung nach überſeeiſchen Ländern über die drei deutſchen 
Häfen Hamburg, Bremen und Stettin hat im verfloſſenen Jahre eine ganz erheb— 
liche Zunahme gegen das Jahr 1890 erfahren. Es wurden nämlich im Jahre 1891 
befördert 289 225 Perſonen gegen 243 291 Perſonen im Jahre 1890, mithin 
ein Mehr von 45 934 Perſonen. Zu dieſer Zunahme hat die Auswanderung 
der aus Rußland ausgewieſenen Iſraeliten bedeutend beigetragen. Die aus— 
gewieſenen israelitiſchen Familien erſchienen zu Zeiten in ſolchen Maſſen 
in den Hafenſtädten, daß ihre Unterbringung dort bedeutende Schwierigkeiten 
verurſachte. So mußte beiſpielsweiſe in Hamburg, wo die vorhandenen Logir— 
häuſer die Ankommenden nicht aufzunehmen vermochten, wie ſchon zuweilen 
in früheren Jahren ein großer Exerzirſchuppen zur Unterbringung der Aus— 
wanderer eingerichtet werden. Da die Maßregel noch nicht ausreichte, ſtellte 
die Hamburg-Amerikaniſche Paketfahrt-Aktien-Geſellſchaft zur einſtweiligen Unter— 
funft der Auswanderer einen ihrer im Hafen liegenden Dampfer zur Verfügung, 
auf dem bis zu 500 Perſonen untergebracht werden konnten. 

Daß in Bremen diefe Schwierigkeiten nicht in Ddemfelben Umfange wie in 
Hamburg hervortraten, dürfte ſich daraus erflären, daß die meijten der mit den 
Schiffen des Norddeutichen Lloyd nad Brafilien und Argentinien reifenden rufjischen 
Auswanderer nicht in Bremen, jondern in Antwerpen eingejchifft werden. 

Wie an anderen Orten, jo hatten aud) in den Hafenjtädten jih Hülfskomitees 
gebildet, die jid) der rufjischen Ssraeliten in anerfennendwerther Weije annahmen. 
Es wurden durch diefe Womiteed eine große Menge Perſonen mit Kleidungsſtücken 
und Fußzeug verjorgt und ihnen Bäder verabreicht. Ferner wurden ihnen in Hamburg 
allein im Juli 14128, im Augujt 23579, im September 13 680 und im Oktober 
5676, im Ganzen in 105 Tagen 57063 Portionen an Speifen verabfolgt. 

Da die von Stettin mit Auswanderern nad) den Vereinigten Staaten don 
Amerika gehenden Dampfer der Hamburg-Amerikaniſchen PBaletfahrt-Attien-Gejell- 
ihaft gehören, wurden dieje Schiffe im Ganzen dem Hamburgifchen Auswanderungs- 
Geſetze gemäß eingerichtet und ausgerüjtet. Die Königliche Regierung in Stettin 
hat demnächſt auch für die in Betracht kommenden Auswanderungshäfen ihres 
Bezirls neue Vorfchriften erlajjen, welche jih an das Hamburgifche Gejch eng 
anjchließen. 

In ähnlicher Weife hat der Senat der freien Hanjejtadt Bremen unterm 
l. Februar v. 3. vorläufig bejtimmt, das jedem erwachjenen Zwiſchendeckspaſſagier 


*) Bal. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©. 698; 
1878 ©. 461; 1879 S. 547; 1880 ©. 598; 1881 ©. 345: 1882 ©. 189; 1883 ©. 199; 
1884 ©. 515; 1885 ©. 368: 1886 ©. 817; 1887 S. 285 u. 398; 1888 ©. 454; 1889 ©. 933; 
1890 ©. 566; 1891 ©. 432. 
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ebenio wie in Hamburg 2,85 cbm Raum bei höchſtens 2,40 m Höhe des Zwiſchen— 
deds zu gewähren find. Die Schlaffojen jollen 1,83 m lang und 0,60 m breit 
fein. Bei bereit3 vorhandenen eifernen Sclaffojen ift eine Länge von 1,78 m 
gejtattet worden. Ferner iſt bejtimmt, daß Auswanderer, denen die Verpflichtung 
auferlegt wird, den lleberfahrtsprei® oder einen Theil desjelben abzuarbeiten, 
oder welche jich Beichränfungen in der freien Bewegung im Ankunftslande unter: 
werfen, von Bremen aus nicht befördert werden dürfen. 

Um für die PBaflagierdampfer im Verkehr nah und von Nordamerifa, auf 
den Reifen über den Ozean eine möglihit große Sicherheit zu erzielen, haben 
der Norddeutihe Lloyd und die Hamburger Paketfahrt in Uebereinſtimmung mit 
den bedeutenditen übrigen zwijchen Europa und Nordamerika verfehrenden Paſſagier— 
dampfer= Linien ihren Schiffen jowohl für die Ausreife als auch für die Heim: 
reife nach Maßgabe der Jahreszeit bejtimmte Fahrrouten vorgejchrieben, deren 
Innehaltung den Schiffsführern zur bejonderen Pflicht gemacht it, und von denen 
jie ohne triftige Gründe nicht abweichen dürfen. 

In den Musmwanderer-Logirhäufern find weitere SicherheitSmaßregeln für 
den Fall der Feuersgefahr getroffen: insbeſondere ift für jedes Haus eine bejtimmte 
Anzahl von Feuereimern und Rettungsleinen vorgeichrieben, jowie Beitimmung 
darüber getroffen, an welchen Stellen diefe Geräthe anzubringen find. 

In den Vereinigten Staaten von Amerifa wurde im verflofjenen Jahre das 
Einwanderungsgejeß erweitert und verjchärft und von diefer Maßregel den Schiffs— 
gejellichaften und den Muswanderer:Erpedienten Mittheilung gemacht. Der Kreis 
der Perfonen, welchen die Landung in den Vereinigten Staaten nicht geftattet 
wird, ijt erweitert worden. Die Führer der jolhe Perſonen landenden Schiffe 
werden mit Strafe bedroht. 

Eine amerikanische Kommifjion war im verfloffenen Jahre nad) Europa ge— 
ichiedt, um die Ausiwandererfrage dort einer Prüfung zu unterziehen. Ende September 
fand zwijchen dem Vorſitzenden dieſer Kommiſſion, dem derzeitigen Sekretär der 
in Bari beitehenden, übrigens eines amtlichen Charakters entbehrenden Commission 
permanente internationale pour la protection des emigrants, mit den größeren 
deutjchen Rhedereien eine Konferenz jtatt, die indefjen reſultatlos verlaufen iſt. 

In London hat ſich eine Auswanderer-Agentur unter der Firma Colonisation- 
Santos in Verbindung jteht und Auswanderer fir Brafilien anwirbt. Die von 
dem Colonisation-Office angeworbenen Auswanderer werden frei nad) Brajilien 
befördert, zun größten Theil über Antwerpen. Ueber Hamburg wurden im 
verflofjenen Jahre durdy die Firma 278 Deutſche befördert; die mit Bremer 
Schiffen Beförderten entziehen ſich der hiejigen Kontrole, da fie erſt in Antwerpen 
eingeſchifft werden. 

Vielfach liefen wieder gegen Auswanderer-Agenten und deren Angeitellte, 
jowie gegen die auf den Bahnhöfen jtationivten Beamten Klagen ein, in welchen 
behauptet wurde, daß diefe einen Drud auf die Auswanderer ausübten, um fie 
zur Löfung don Fahricheinen bei einer bejtinmten Firma zu veranlafien. Die 
von den zuftändigen Behörden geführten Unterſuchungen ergaben faſt ſtets die 
völlige Grundlojigfeit diefer Klagen, jo daß fie wohl zum größten Theil auf 
Verhetzung der Auswander durch konkurrirende Firmen zurüdgeführt werden müſſen. 

Auch anonyme Denunziationen gingen ein gegen Perſonen, die fih im 
Geheimen mit Anwerbung von Auswanderern abgeben follten. Die von den 
zuftändigen Behörden eingeleiteten Unterfuchungen ergaben feinen Grund zum. 
Einjchreiten gegen die Angeichuldigten. | 


en für das Auswanderungsweſen während des Jahres 1891. 443 


Die regelmäßigen forgfältigen Unterjuchungen der Schiffe haben in gleicher 
Reife wie in den früheren Jahren jtattgefunden und feinen Grund zu erheblichen 
Ausitellungen gegeben. 


Ueber die deutichen Häfen Bremen, Hamburg und Stettin wurden im Laufe 
des verfloffenen Jahres 289 225 Perſonen, Kajütspafjagiere eingeichlofien, gegen 
243 291 Berjonen in Fahre 1890 befördert. Bon diejen 289 225 Berjonen 
gingen über Bremen 139 821, über Hamburg 144 239 und über Stettin 5165 
Perjonen. Unter den im Jahre 1891 über Bremen beförderten 139 821 Per— 
jonen befanden ſich 

79 750 Perſonen männlichen Geſchlechts und 
60 071 j weiblichen Geſchlechts. 
Hierbon waren 
113 524 Erwachſene, 
20 998 Kinder unter 10 Jahren und 
5299 Säuglinge unter 1 Jahr; ferner 
59 673 Deutjche gegen 48 080 im Jahre 1890 und 
SO 148 Nichtdeutiche gegen 93 345 im Jahre 1890. 


Es gingen direft in 245 Dampfern 138 457 Perfonen und indirekt iiber 
Glasgow bezw. Liverpool 1364 Perjonen in 26 Dampfern. 


Von aufereuropäiihen Ländern wurden nad Bremen zurüd befördert 

33 974 Berjonen. Darunter befanden ji) 130 Berjonen, denen in den Vereinigten 
Staaten von Amerifa wegen mangelnder Mittel und aus anderen Gründen die 
Sandung verweigert wurde. Bon diefen 130 Perſonen jtammten 

29 aus dem Königreih Preußen, 

19 „  „ übrigen Deutichland, 

1 „ Norwegen, 

2 „ Finland, 

10 „ Rußland und 

69 „ Oecſterreich-Ungarn. 


In den einzelnen Monaten wurden befördert 


— — 





aus dem aus 


in Deutſchen anderen zuſammen 
Dampiern| Reich Ländern 








Rerjonen 
















1,708 4,461 | 6,169 
ERBE 2: 3: wen an 2,440 5,3383 | 7,773 
Maren 6,434 8,521 | 14,955 
1,2) VE Eee 12,316 11,706 24,022 
1 Wu FE NEE a ar 6,921 ı 10,148 : 17,069 
Juni 8.717 ı 6271 9,988 
Se) Be a RR 3,855 5,793 9,648 
1 4,341 6,252 10,593 
September. . ne 5,188 7,614 12,802 
Oktober . . - » > 22.0. 5,844 5,204 11,048 
Rovember . . ... . 4,808 5,108 9,916 


3,737 


5,838 
WERE 59,673 | 80,148 


. 139,821 
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reiften 


155 weiblid) oennmn 


AR en i 48,199 22,815 71,014 
in 18,830 $amilien.. . . . . 31,551 37,256 68,807 


Unter den über Hamburg beförderten 144 239 Perſonen befanden ſich: 
84 255 Perſonen männlihen Geſchlechts und 
59 984 “ weiblichen Geſchlechts. 
Hiervon waren: 
111 984 Grwachjene, 
25 443 Rinder von 1 bis 10 Jahre alt und 
6 812 Säuglinge unter 1 Jahr; ferner 
31 581 Deutjche und 
112 658 Nichtdeutſche. 
Es gingen direkt in 448 Dampfern und 5 Segelihiffen 94 394 Perſonen 
und indireft über britifche Häfen in 636 Dampfern 49 845 Perſonen. 
Bon außereuropäiichen Ländern wurden nah Hamburg zurüdbefördert 
19 626 Berfonen, 
von England nah Hamburg zurüdbefödert . .» . . . 719 m 
— 20 345 Perſonen. 
Darunter befanden ji) 175 Perſonen, denen in den Vereinigten Staaten 
von Amerifa wegen mangelnder Mittel die Landung verweigert wurde. 
Bon diefen Perfonen jtammten: 
37 aus Deutjchland, 
78 „ Rußland, 
34 „ Deiterreich, 
3 „ Dänemarf, 
1 „ Schweden, 
1 „ der Schweiz, 
2 „ NRumänten, 


15 j d Stalte ’ EM ' 
„ Griechenland und talten | wurden in Frankreich 


2 > JOEOLERN, gelandet. 


1 „ der Türkei 
In den einzelnen Monaten wurden befördert direkt: 








im Monat in Schiffen] Berjonen 






Novembeerrr... a a 
Dezember 


zujammen . . . . 
dazu indireft . . . 





® 
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Zufammen in 1084 Dampfern und 5 Segelichiffen 144 239 Perſonen. 





teiften 


IRSÄN:  ; =.5.% 2. | 46,368 15,071 61,439 
in 23,796 amilien .. . . . 37,887 82,800 
Die über Stettin beförderten 5165 Perfonen wurden ſämmtlich direft in 
16 Dampfern nad) New-York befördert. Es befanden ſich darunter: 
2958 Perfonen männlichen Geſchlechts und 
2207 \ weiblichen Geſchlechts. 
Hiervon waren: 
3517 Erwadjene, 
1335 Kinder unter 12 Jahren und 
313 Säuglinge unter 1 Jahr; ferner 
1883 Deutſche und 
3282 Nichtdeutiche. 
Von Nordamerika nah Stettin zurvüdgebracdht wurden 104 Perjonen, darunter 
+ Berjonen, denen die Landung in New-York verweigert wurde, und zwar: 
8 Ruſſen wegen mangelnder Mittel und 
1 Pommer, weil er fur; vor der Weberfahrt in Deutichland eine 
Gefängnißitrafe verbüßt hatte. 
In den einzelnen Monaten wurden befördert: 


Bon den Auswanderern [men nlich, weiblich |aufanmen 





















j in Berjonen 
im i \ 
Dampfern] männlich „weiblich 





4 a 













Januar . . . 1 
Februar. . ! 5 189 
März . — - _ 
April . 2 79 ‚ 982 
Mai 1 146 
Juni 2 328 
Juli 2 
Auguſt 1 
September 2 
Ottober . . 1 
November . . 2 
Dezember . l 
znianımen . 3 5,165 


Unter ı den insgeſammt beförderten 289 225 Berjonen famen 93 145 aus 
Deutfchland. Bon diejen gehörten ihren Berufe nah an 


der Landwirthſchaf . > 14681 Perfonen = 15,7 °/, 
der Snduftrie . . . . 1686761 =. 180%, 
dem Handel und Vertehr 5172 = 56°, 
dem Arbeiteritande . 2 2 2020...28 703 ö = 80,8 %, 

anderen Berufsarten (freien Berufen, 
öffentlihem Dienite) . . . . 1 130 5 =. 287, 

Ohne Beruf bezw. ohne Berufsangabe 
WIEN 2 2 22 0002080. 26 698 5 — 28,7 i P 
zufammen . . 93145 Berfonen = 100 °%/,. 


Ueber die Herkunfts- und Beltimmungsländer der über deutiche Häfen be- 
fürderten Auswanderer ergeben die anliegenden beiden Tabellen das Nähere. 
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Die überfeeifhe Auswanderung Dentider 





der 
Herkunft 


1. 


Preußen. 
Provinz Dftpreußen 
„Weſtpreußen. 


„ Brandenburg mit 
Berlin : 

er Pommern 

Bojen . 

Pr Schlefien 

„. Sadien . . 

„ Schleswig: Holitein . 
dannover 


Beitfalen . 
„Seſſen⸗Naſſau 
Rheinland 
Hohenzoliern 


Preußiſcher Staat 


Jrechts des Rheins 
Bayern Rah 22.0. 
Sachſen 
Württemberg 

Baden .' 


Heſſen . . 
Medienburg- Schwerin 
Sachſen⸗Weimar 
Mecklenburg⸗ — 
Oldenburg 


Braunſchweig 
Sachſen-Meiningen 
Sachſen-Altenburg 
Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha 


Anhalt . . 
Schwarzburg-Sondershaufen 
Schwarzburg- — 
Waldechk 


Reuß älterer Eine 
Reuß jüngerer Linie . 
Schaumburg: Bach 
gippe . . 

Kübel . 

Bremen 

Damburg - i 

Elia Lothringen 


Denutſches Reih . 


Männt. | Weibl. 


Zahl der Auswanderer 
Staaten bezw. Landestheile ſaus dem Deutichen Reich 


nad 


überjeeiihen Ländern 


im Jahre 1891 


2. i3T %« 


Zuſam. 


1,227 
6,532 


3,121 
4,543 


8,042 
1,397 
1,048 
2,260 


3,528 
173 
1,367 
912 
18 


34,768 


3,470 
308 
2,306) 

2, 276) 
95 34 


774) 
801 
212 
173 
579 
134 
127 
66 
143 


1,178 
6,856 


2,289, 
4,378 


7,808 1 
1,153 
691 
1,912) 
2,906 
504 
1,181) 
5832| 





31,412 


3,100, 
234 

1,569 

2,073, 
889; 
661 
640, 
141! 
158: 
510! 


2,405 
388 


5,410 
8,92] 
5,850 
2,550 
1,739 
4,172 


6,434 
1.277 
2.548 
1,444 
42 
66,180 


nu 


41,980) 


5,438 
324 
2,111 
3,036 
1,397 | 
1,170! 
217) 
236 
130 
1,023 


145 
185 
53 
182 
97 
53 
102 
68 
22 
207: 
46, 
116 


16 
1,018 
183 
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2. Die über deutſche Häfen im Jahre 1 
Zahl der im Jahre 
- über Ri 

andere 


deutjche 

Bremen | Hamburg Häfen 
| (Stettin u, 
| Geejtemünde 
| 


a: a ee 8 | 8 * 


Ei 








‚Hertunfts= (Heimatd-) Yänder 








































ERBE = 2: 5 ee een 1,783 | 3,135 3 
Wet 5 ei 12 | 17 — 
GE 5 rer ar = 50 — 
* Großbritannieen. 2. 4 | 4 | — 
* Malen +; Sy Seinen ui 2 | 88 | — 
ERDE: = re nn 5 1 | = 
Niederlande > > 2 2 2 nn 25 16 — 
DejterreiheUngern . : 2 22... 34,370 | 20,798 | 33 
J Davon: 
4 Im Reichsrath vertretene Yänder . 17,081 16,669 27 
Unem. -. 20 2 4124 | — 
Ex REN: ao Eee ce 1 1 — 
Rumänien . . . er 166 1,505 — 
Rußland (europäifches) . ei ro 29,503 76,791 3,221 
Schweden und Norwegen . » . . . 2,288 2,508 13 
Bin ea ng 96 95 _ 
BE — — 15 — 
Spanien. Ss E5m.&% 2 3 — 
Türkei (europäifde) . ne Mi 11 17 — 
Sonſtige europ. Staaten — 9 15 — 
Vereinigte Staaten von Amerika) .. 11,414 6,572 4 
Andere außereuropäiiche Länder’) . . 4083 | 1,009 — 
Zuſammen aus nichtdeutſchen Staaten 80,148 112,658 3,274 
Dazu aus dem Deutjhen Reih . . 59.673 31,581 1,891 
Generaljumme . 139,821 144,239 5,165 
Davon wurden befördert: 
über Bremen. . : : » » . 139,821 — — 
über Hamburg . . —F — 144,239 — 
über andere deutiche Häfen 0 — — 5,165 





MEinſchließlich der auf Auswandererichiffen beförderten Reijenden, welche ni au 
) Davon 14 aus Bulgarien, 1 aus Montenegro. 


EEE 


für dad Auswanderungsmwejen während des Jahres 1891. 


beförderten Auswanderer überhaupt. 


449 





beförderten Auswanderer 


4 








% 

2 Pi} 

SE2|5 
zZ = [= 
ESEL ı $=$ 
Er: 
9 | 8 
zmE| = s 

52315 
= a 
6. 7 








| 

3 — 
4500 18 

N 21 — 

9 — 

i Be 

| 2 — 

u De 
il — 

ı 53,373 | 562 

| 

| 33 522 
20,7868 40 

PIE 
1,635 | 30 
93,848 2,716 
2619 2 

125 | — 

9 6 

3 - 

281 — 

| is! — 
17,923 6 
347 9 
174,664 | 3,344 
88.470! 966 








| 


| | 
127,154| — 
130,815 | 4,310 


5,165 — 





Bentralamerifa 


| 
\ 


& Mexiko und 








| 
| J 
| 


| Br 


Ausivanderer gehörten. 





nah Amerika: 











S — 

= 2 

E * 
9. | 10. 
21 176 
— 2 
— 1 
— 1 
— 3 
— | 1,156 
| 
— 583 | 
- 573 | 
— 5 
— 10,051 
— | 2,049 
1 36 
En 
— 12 
35 421 
57 | 13,913 | 
12 ı 1,652 
129 us 
— 111,254 





129 | 4,311 


| Argentinien 


— 
— 
. 











2,394 
38 
9 


2 
— 

10 | 
216 
2,833 | 

510 | 
3,343 


742 | 
2,601 


3 
4 
10 
14 | 


14 














2 
12 
km 

wo \ 
= |8 

5 5 

18 
— 
13, | 


= jamerifanifchen 


Staaten 


Auftralien und 
Bolnnefien 



































— 2 — — 
1 6 15 11 78 
— — 1 — 1 
1 — 8 1 16 
_ — 31 — 3 
— 8 1 1 4 
il 4 13 5 16 
I 

ı! ss! 2 | 3| 1 
— 8 | 1 | 2 — 
u — | e — 
_ 3! 394 34 75 
— 11 2 5 63 
1 3 11 1 2 
I — = — 
er | 2 7 4 96 
56 82 “I | 8% 
60 126 | 558 118 | 374 
105 | 159 597 i 9 428 
165 | 285 I! 1150 | 215 | 802 
— — — 151 ! 520 
165 | 285 | 1,150 64 | 282 
= * - — — 





Berwaltungsberidjt der Beichsbank 
für dad Jahr 1891.) 


Borgelegt in der Generalverjammlung am 9. März 1892. 


Die Geſammtumſütze bei der Reichsbank im Jahre 1891 haben nad der An- 
lage A betragen: 
bei der NReichöhauptbant . . . 34,321,397,500 Mb. 
bei den NReichöbankanitalten . . 75,611,851,500 „ 
zufammen . . . 109,933,249,000 Ab. 
(1890: 108,595,412,900 46), aljo 1,337,836,100 Ab. mehr als im Jahre 
vorher. 


Der Bankziusfuß war für Wechiel für Lombard-Darlehne 
vom 1. Januar bis 11. Januar 1891 . . 2 Proz. bezw. 6'/, Proz. 
— — „ 2. Februar „ ® * a F 

„ 3. Februar „ 12. R u 54, A 4!/, 
„13 un 1M. Mai 2 J Pe | 2 


„15. Mai „ 31. Dezember, .:. 4 . 4, „5 Fi 


im Durhichnitt des ganzen Jahres 3,,;,, Proz. für Wechſel und 4,.,, 
bezw. 4,7, Proz. für Lombard:Darlehne. 


Als Eigenthümer der Neihsbanfantheile waren 
am 31. Dezember 1890 
6,107 Inländer mit 29,576 Antheilen, 
1,605 Ausländer mit 10,424 a 
alio 7,712 Eigner und 40,000 Antheile, 
am 31. Dezember 1891 
6,141 Inländer mit 29,612 Antheilen, 
1,665 Musländer mit 10,388 ” 
alſo 7,806 Eigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 
Die Zahl der inländiichen Antheilseigner hat ſich hiernach um 34, Die der 
ausländiichen um 60 vermehrt, 36 Antheile find von Ausländern auf In: 
länder übergegangen. 


i) Vergl. die früheren Berichte, und zwar für 1876 „Annalen“ 1877, ©. 736 fi.; 1877 
„Annalen“ 1878, S. 673 ff.: 1878 „Annalen“ 1879, S. 577 ff.: 1879 „Annalen” 1880, S. 
433 ff.: 1880 „Annalen“ 1881 S. 354 fj.: 1881 „Annalen“ 1882, ©. 329 ff.; 1882 
„Aunalen 1883, 5. 600 fi.; 1883 „Annalen“ 1884. ©. 193 fi.; 1884 „Annalen“ 1885, 
©. 375 ji.; 1885 — 1886, ©. 638 fi.; 1886 „Annalen“ 1887, ©. 505 ff.; 1887 
„Annalen“ 1888, 709 i1.; — „Annalen“ 1889, ©. 770 fi.; 1889 „Annalen“ 1890, _ 
=. 917 5.: 1890 , ‚Annalen“ 1891, . 442 fi. 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1891. 451 
An Banknoten waren im Umlauf: 
alö niedrigfte Summe am 23. Februar . .  888,634,000 M. 
als höchſte Summe am 31. Dezember . . .1,122,530,000 „ 
durhihnittlih . . . .. 971,666,000 


es find alſo gegen das Vorjahr (983, 588, 000 4 durchſchnittlich 12,216,000 Me. 
weniger im Umlauf gemwejen. 

Wie viel Banknoten nad) den einzelnen Abjchnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B 

Für die Anfertigung nener Banfnoien find 91,380 MA in Ausgabe berechnet. 

Der der Reihsbant im $ 9 des Bankgeſetzes zugewiefene Betrag ungebedter 
Banknoten ift im Jahre 1891 nicht überjchritten worden. 

Der Metallbeitand an Eursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiſchen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 6. berechnet, betrug: 


al niedrigite Summe am 7. Janmar . . . 770,144,000 Mb. 
ald Hödhfte Summe am 23. Augult . » . .. 948,968,000 „ 
durhihnittlih . . » ...893,789,000 


" 


gegen das Vorjahr /801,019,000 4 alſo 99, 770, 000 Mb. mehr. 


Die umlaufenden Banknoten waren im Durchſchnitt des ganzen Jahres 
mit 91,9 Proz. durch Metall gebedt. 
Die Giro-Guthaben (Anlage ©) 
betrugen am 1. Januar 1891. . . 252,704,183 M. 
Im Laufe des Jahres find auf 
Gito-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlungen 8,369,267,340 M. 
durch angefaufte 
Wehiel .- . . 4,704,342,910 „ 
dur; eingezogene 
Wechſel u. Werth: 


papiee . . . 912,465,600 „ 
durch Hebertragungen 
am Plate . .15,359,992,896 „ 


durch llebertragungen 
von anderen Banf- 
tellen . . . .11,162,948,458 „ 1890: 
— 40,509,017,204 Ab. (39,877,028,178 A.) 
| find 40,761,721,387 
Dagegen auf Giro-Konto veraudgabt: 
duch Baarzahlung 13,178,775,994 Ab. 
durch eingelöſte Do= 
mizilwehiel . . 1,988,128,537 „ 
durch Uebertragungen 
am Plate . .15,359,922,896 „ 
dureh Nebertragungen 
auf andere Bant- 
tellen . . . ...9,976,862,838 „ 
— 40,503,760,265 6. (39,872,47 3,445 46.) 
der Net von  257,961,122 M. 
ft als Guthaben am 31. Dezember 1891 verblieben. 
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Bon Behörden und Perjonen, welche fein Giro-Konto haben, find nah An: 
lage D für Giro-Kunden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 
1890: 
1,989,166,316 M. /1,882,061,614 A) 
Unter Hinzutritt der ebertragungen 
zwiihen Giro-Kunden an ————— 
Bankplägen von . . . 9,976,862,838 „ (9,909,168,956 A.) 
beläuft ſich aljo die ganze Per RR der 
Hebertragungen zwiſchen verichiedenen 


Bankplägen auf . . . .11,966,029,154 „/11,791,230,571 M) 
und zuzüglid des verbliebenen. Beftandes 
am 1. Januar 1891 von . . .. 46,734,246 „ 


find 12,012,763,400 4b. 
Davon find im Jahre 1891 zur Gut- 
ihrift gelangt . 11,162,948,458 M. 
und au Behörden, 
welche fein Giro: 
Konto haben, aus: 
gezahlt . u 5.4 % 804,248,401- „ 
— 11,967,196,859 „/11,802,165,980 4) 
der Reit von 45,566,541 Mb. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 


Durhbichnittlich haben 
die Giro-Guthaben 237,853,000 A 11890: 208,767,000 Ak) 


betragen. 
Der höchste Beitand war . . ..281,380,000 FM. am 23. Mai, 
der niedrigite . . . >.» ..198,254,000 „ am 15. Oftober. 


Die bei den 9 Abreihmingöftellen im Jahre 1891 abgerechneten Gejammt: 
beträge beliefen fih auf 17,663,274,500 A. gegen 17,991,301,100 A im 
Borjahre. 


Das Guthaben des Reiches und der Bundesjtanten 


betrug am 1. Januar 1891 . .. 20. 46,650,408 M 
Im Laufe des Jahres find für diefefben eingezahlt . .2,127,847,796 „ 
macht 2,174,498,204 M 

dagegen ausgeht 2: een. .2,082,685,399 „ 


und 91,312,804 M. 
ald Guthaben verblieben. 


In dieien Summen find enthalten die Zahlungen 


für das Neih mit. . : . 202000. 1,976,833,167 A 
für den Preußiſchen Staat mit. en a ELIA SELL IE 5, 
für das Großherzogthum Baden mit . . . . 85,438,902 


Der Geſammt-Umſatz im Giro-Verfehr, einichließlih der Ein- umd 
Auszahlungen für Nehnung des Reichs und von Bundesftaaten, hat hiernad 
im Jahre 1891: 85,223,310,666 M. betragen, gegen 83,804,044,513 M. im 
Borjahre, 






5 7r — 
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Die nnverzinsliden — —— vn vorge 
am 1. Januar 1891. . . 837,173 M 
Neu eingezablt ind . > 2 2 2 415,543,551, 
maht . . . 16,380,724 M. 
RDREDODER - u: 2. 5 we wen ar er 5 ABO 4 
bleiben . . . 1,060,459 AM 
(223,286 M. mehr als zu Anfang des Jahres). 


Effekten-Konto. Unter Leitung der Neichsbant hat im Jahre 1891 200 
Millionen. 3 prozentige deutiche Reichdanleihe zufammen mit 250 Millionen drei: 
prozentiger preußiicher fonfolidirter Anleihe zur öffentlihen Zeichnung aufgelegt. 
Die Betheiligung der Reichsbank belief fih auf 15,000,000 M. Die über: 
nommenen Anleihebeträge find verkauft. Der Gewinn beirägt 295,956, und 
fommt zugleich mit dem Gewinn aus den 1890er Anleihen von 97,986,,, für 
das Jahr 1891 zur Werrehnung. Die Reichsbank befigt zur Zeit feine eigenen 
Effekten. 

Der Reſerve-Fonds belief ih am 1. Januar 1891 auf 29,002,909 4 

Hierzu treten nach $ 24 Ziffer 2 des mas von dent 
Reingewinn für das Jahr 1891 . . . ; 997,091 „ 

erg ibt . 30,000,000 Ab. 
womit die geſetzliche Höhe von einem Viertel des — *— erreicht iſt. 

Das es der ae (Anlage E) war am 1. Januar 
1891 belaftet mit . . . . 21!h1,517,500 M 

Im Laufe des Jahres ſind für Neu: und Umbauten 
bezw. gekaufte Grunditüde hinzugetreten: 


für die Reichsbankſtelle m Eöslin . . » . ...184,000 Mb. 

a Reichöbanfnebeniteile in Göppingen . - 70,000 „ 

Fr " „ Seillbronn . . 104,000 „ 

— „Herford30,000, 

„„Reichsbankſtelle in Biel. » 2. 20.2. 6,000 „ 

„„ Reichsbanknebenſtelle in Yippitadt 20,000 „ 

— „ Lüdeniheid . . 60,000 „ 

— „Neuß....53,000 „ 

un = „ Neutlingen . . 75,000 „ 

0 = „Rheydt 58,000, 

Fe „ Sec . . » ...20,000 „ 

Moser J „ Soran 64,000 „ 744,000, 
ſind 22,261,500 Ab. 


welcher Betrag auf das Jahr 1892 übertragen iſt. 


Außerdem hat die Reichsbank zum Zwecke der unumgänglichen Erweiterung 
des Gebäudes der Hauptbank, insbeſondere des Komtors Für Werthpapiere, von 
dem Königlich Preußiſchen Fiskus ein Grundſtück am Hausvogteiplatz, an der 
Niederwall: und Kleinen Jägerſtraße zum Preiſe von 4,750,000 MA erworben, 
wovon 2,750,000 Kb. bezahlt find. Der Geſammtbetrag wird nach Vollendung 


des bereitö begonnenen Neubaues auf Grundſtückkonto erjcheinen. 


Die Grunditüde haben neben der Benugung zu Dienitziweden 48,118 Je au 
Miethe eingetragen, welche al3 Gewinn verrechnet ſind. 
Annalen dea Deutichen Reichs. 1892, 30 


me 38 -. 
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An Platz-Wechſeln waren nad der Anlage F am 1. Januar 1891 im 
Beitande: 
119,665 Stüd im Betrage von. 293,377,364 Mb. 
Disfontirt wurden: ä 1890: 
845,491 Stüd im Betrage von 1,837,049,975 „ (1,847,461,770 %M) 
find 965,156 Stüd mit . . . . 2,130,427,339 Ab. 
Davon wieder eingezogen: 


834,122 Stüd mit . . . . 1,847,246,173 „ /1,852,636,833 M/ 
bleiben 131,034 Stüd mit . . . .» 283,181,166 M. 


Beitand anı 31. Dezember 1891, und zwar: 
10,326,139 4b. bei der Reichshauptbank, 
272,855,026 „ bei den Reichsbankanſtalten. 


Der Gewinn aus diejen un —— 1890: 
bei der Reihshauptbant . . 448,559 6. (649,911 Mu) 
bei den Neihöbantanftalten . . 2 2... 9,753,622 „/(10,483,667 „) 
zujammen . . 10,201,181 Ma/11,133,578 M) 


im Ganzen aljo 932,396 M. weniger als im Borjahre. 
Die durhichnittliche Anlage in Platz-Wechſeln hat 
265,029,000 Ab. (1890: 257,636,000 M 
die höchhite Anlage : . 313,162,000 „ am 15. Mai, 
die niedrigite Anlage. 219,594,000 „ am 23. Februar betragen. 
Die durchſchnittliche Größe aller Platz-Wechſel ift 2,173 Ab. und die Ber: 
fallzeit derjelben, nach den einzelnen Bantanftalten verihieden, 28 bis 80 Tage 
geweien. Die durhichmittliche Berfallzeit hat 52 Tage betragen. 
Unter den Plag-Wechieln befanden ſich 48,330 Stüd im Betrage von 100 4 
und weniger, die durchichnittliche Größe dieſer Wechjel war 78 He. 
Verſandt-Wechſel auf's Juland waren nach den Anlagen G und H am 
1. Januar 1891 im Beitande: 
221,619 Stüd im Betrage von 316,519,891 Mb. 
Angefauft wurden: 
2,462,316 Stüd im Betrage von 3,576,842,444 „ 
es treten ferner durch 


ur Wiedergutichrift ge: 1890: 
* ————— —— K) 
3,409 Stüd im Betrage von 1,979,050 „ 
find 2,687,344 Stüd über . . . . 3,895,341,385 uk. 
Eingezogen wurden: 
2,455,818 Stüd mit . . . . 3,620,341,806 „ (3,614,874,068 Ak, 
bleiben 231,526 Stüd mit . . . .274,999,579 Ab 
al3 Beitand am 31. Dezember 1891, und zivar: 
33,621,813 Ab. bei der Reichöhauptbant, 
244,377,766 „ bei den Neihöbantanitalten. 
Der Gewinn an diejen Wechjeln hat betragen: 1890: 
bei der Neihshauptbant . : 2 2 ..2...1,049,019 M. (1,205,025 M 
bei den NReichsbantanftalten . : » ....8770,946 „  (10,051,354 „) 
zufammen . . 9,819,965 4. /11,866,379 A) 


mithin 2,036,414 M. weniger als im Borjahre. 


zur ME As ae lm nn 9 u ae To DD 
x « s [2 
7 5 3 d ? 
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Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechjeln betrug 
255,475,000 Me. (1590: 271,086,000 KM), 
die hHöchfte Anlage . 307,816,000 „ am 15. Mai, 
die niedrigfte Anlage 221,810,000 „ am 7. September. 
Die durchſchnittliche Größe diefer Wechiel ift 1,453 M. und ihre Ber- 
fallzeit, nach den einzelnen Anſtalten verichieden, 12 bis 63 Tage geweien. 
Die durchſchnittliche PVerfallzeit hat 26 Tage betragen. 
Unter den Verſandt-Wechſeln befanden fih 259,155 Stüd im Betrage von 
100 M und weniger; die durchſchnittliche Größe dieſer Wechiel betrug 72 M 
Bon den am 31. Dezember 1891 überhaupt im Beſtande gemwejenen 
558,180,745 Mb. Wechſeln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . .. 212,833,700 M 
„16 bis 30 Tagen . 106,362,600 „ - 
„ 31 „ 60 u ..153,348,300 „ 
„ 61 5 WM u. 85,636,100 „ 
wie voritehend . . 558,180,700 M. 


An Wechſeln aufs Ausland (Anlage „ waren am 1. Sanuar 1891 im 
Beltande: 


587 Stüd im Kurswerthe von 3,868,685 Ab. 


Angefauft wurden: 1890: 
13,376 Stüd für . . . .» 78,303,434 „ (63,970,955 Ab) 
iind 13,963 Stüd für . . . . 82,172,119 Ab. 
Berwerthet wurden: 
12,714 Stüd für . . . . 68,462,511 „ (64,712,468 Mb) 


mithin find 1,249 Stüd mit . .» . - 13,709,608 „ib. 
im Beitande geblieben. 

Diejelben hatten am 31. Dezember 
1891 einen Huröwerthb von . . 2.2 ..193,954,277 Ma. 


es iind allo . . . ; 244,669 M. (362,938 Mb.) 
als Gewinn zu verrechnen, mithin gegen das Vorjahr 118,268 M weniger. 
Die durchſchnittliche Anlage in dieſen Wechieln hat: 
5,306,000 de. (1890: 5,420,000 Mb.) 
die höchste Anlage . . . 13,721,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage . . 2,954,000 „ am 23. April betragen. 
Wechſel zur Einziehung für fremde Rechnung (Auftragswedjiel) wurden 
bei ſämmtlichen Banfanitalten 29,505 Stüd im Betrage von 39,069,899 Ab. 
(1890: 35,844,875 M) eingezogen. Davon waren am Jahresihluß an bie 
Auftraggeber noch nicht ausgezahlt 250,077 .#, weldhe in der Bilanz unter den 
PBailiven aufgeführt find. An Gebühren wurden dafür 27,967 Mb (1890: 
23,752 4b) erhoben. 
Die durhichnittliche Größe dieſer Wechiel hat 1,324 Ab, betragen. 
Die Geſammtſumme aller angefauften und zur Einziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 


an Plaß-Mechieln . . . . 845,491 Stück über 1,837,049,976 M. 
„Verſandt-Wechſeln auf's Inland 2,462,316 „ „  3,576,842,444 „ 
„Wechſeln auf’s Ausland . . 13,376 „ a 18.303.434 . 
„Wechſeln zur Einziehung . . 29505 , ü 39,069,899 „ 

überhaupt . . 3,350,688 Stüd über 9,531,265, 153 Ab. 


(1890: 3,177,452 Stüd über 5,525,304,635 M) 
30* 
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mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 173,236 und im Geldbetrage 
5,961,118 AM. mehr. 
Außerdem find für Rechnung der Girofunden 427,799 Stüd Platzwechſel 
im Betrage von 912,465,600 Ab. (1890: 923,993,268 AM.) foftenfrei eingezogen. 
An Gejammtgewinn aus den Wechſelgeſchäften find, die 27,967 AM. für 
die zur Einziehung übernommenen Wechſel eingerechnet, 20,293,784 A. (1890: 
23,376,648 A), alſo 3,082,864 M. weniger als im Borjahre aufgefommen. 


Nach der Anlage K waren im Lombard am 1. Januar 1891 auögeliehen: 
6,403 Darlehne im Betrage von 146,133,750 M. 


Neu ausgeliehen wurden: 1890: 
7,095 Darlehne mit . . . 1,208,140,100 „ (1,315,176,150 M 
find 13,498 Darlehne mit . . . 1,354,273,850 M. 
Zurücgezahlt find: 
5,302 Darlehne mit . . . 1,215,660,950 Me. (1,355,261,250 M) 
mithin 8,196 Darlehne mit . . . 138,612,900 ‚Ab. 


am 31. Dezember 1891 ausgeliehen geblieben. 
Die aus diejem Gejchäfte aufgefommenen Zinjen haben: 


bei der Reichshauptbank . . 741,472 AM. (1890: 1,067,769 %) 
bei den NReichöbantanftalten . 3,719,825 „ /1890: 3,593,085 „) 
zujammen . .  4,461,297 M. (1890: 4 650,854 Ab) 


alfo im Ganzen 189,557 A. weniger als im Jahre 1890 betragen. 
Die durhichnittliche Anlage im Lombard hat 
98,999,000 Mb. (1890: 89,383,000 Ak) 


die höhite Anlage . . 156,276,000 „ am 30. Juni, 
die niedrigite Anlage .  7O,252,000 „ am 23. Februar 
betragen. 


Die am Schlufje des Jahres ausſtehenden Darlehne waren mit 
131,585,800 M. auf Werthpapiere (einihließlih Wechſel) der im S 13 
Ziffer 3 Buchitaben b, e, d des Bankgeſetzes bezeich— 
neten Art, 
7,400 „ auf Gold, 
7,019,700 „ auf Waaren ertheilt. 
Die Ueberſicht L ergibt, welche Wechſel- und Lombard-Beſtände am Schluſſe 
eines jeden Monats vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen — und Lombard-Forderungen 


waren am 1. Januar 1891 vorhanden F 117,335 A 
Im Sabre 1891 find hinzugetreten. 407,585 „ 
ergibt einen Beitand von . . Fe ———— 524,920 M 
Im Laufe des Jahres ſind hierauf gezahlt 263,915 Ab. 
ee vhs bee a a 3,589 „ 
abgeichrieben 13,58 977,504 » 
N — 
und ſonach am 31. Dezember 1891 Neit gebliben . . . . 247,416 4 
Bon der Nejerve im uriprünglichen Betrage von  . . . 514,800 „ 
find 
a) für zweitelhatte Wechielforderungen . .. 13,589 Ib. 
b) für die der Neichsbanthauptitelle in Hamburg 
itoblenen B ee en 37,87 
geitohlenen Banfnoten . 137,874 „ 151.463 4 


‚ E) : = EEE le 
adaetchrieben worden und Demnach noch vorhanden . 2... 363,336 4 


u. 
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Für die übrig gebliebenen, die neu hinzugetretenen und die 
in ben beiden eriten Monaten des Jahres 1892 Tr — 


zweifelhaften Wechſelforderungen find . . . 354,400 Me. 
zu referpiren, mithin dieſes Mal weniger. -» . > 2 202. 8,936 „ 


welde dem Gewinn für 1891 hinzutreten. 
Zahlungs:Anweifungen wurden nad) der Anlage M von der Reihshauptbant 


und ben übrigen Reichsbankanſtalten ertheilt: 1890: 
a) frei von Gebühren 1,736 Stüd über 45,488,687 M. (23,268,520 M.) 
b) gegen Gebühren . 3,904 „ „. 33,934,982 „ (32,201,580 „) 
zufammen 5,640 Stüd über 79,423,668 M. /55,470,400 A) 
An Gebühren find aufgelommen: 1890: 
bei der Reihöhauptbant . >» : 2 2 20. 459 Mb. ( 455 AM) 
bei den Reichsbankanſtalten. 6,852 4. (6,548 „) 


überhaupt . . 7,311 M. (7,003 Me) 
alfo im legten Jahre 308 A. mehr. 


Bon den auögeftellten Anweifungen waren beim Jahresichluffe noch 2,301,491 Me. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 


In Goldbarren und RER ———— waren am 1. Januar 1891 


vorhanden . 236,536,887 M 
angefauft wurben Für ee ee . ...176,472,163 „ 
— . 413,009, 060 M 
Davon find ausgeprägt oder verkaufttt... .2....59,187,989 „ 
und . .  353,821,061 M. 

im Beſtande verblieben. 
Das Gold hatte einen Werth vonn.. 33,825,067 M 
und hat fich alfo ein Gewinn ergeben von . . $ 4,006 Mb. 
Die Guthaben bei den Korrefpondenten der Banf — am 1. Januar 
1891. . 20. 0.3,289,005 Mr 
Im Laufe des Jahres wurden ihnen uͤbermachi 20.0. 9,494,370 „ 
gibt . .  12,783,375 M 
Davon find eingezogen > > > 2 2 nenn. 7,168,108 „ 


und . . 5,615,267 M. 
bei denjelben als Guthaben verblieben. 


Am 1. Januar 1891 maren an —— un 


vorhanden . . . . 5,921 Stüd. 
Hinzugefommen find en 6881 
maht . . 10,502 Stück. 
Zurüdgenommen ſinnn. nn 3975 „ 


mithin . . 6,527 Stüd 
beponirt geblieben. 


An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1890 : 
bei der Reihshauptbant - » . 2... 55,253M ( 50,380 Me) 
bei den Reichsbanfanftalten . - . . . 108,911 „ (102,382 „) 
überhaupt . . 164,164 „ (152,762 M) 


eingefommen, aljo gegen dag Vorjahr 11,402 HM. mehr. 
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An offenen Depots waren am 1. Januar 1891 vorhanden: 


200,938 Depot3 im Nennwerthe von . . . . ..2,198,090,713 M 
Im Laufe des Jahres find hinzugefommen: 

55,467 Depots über - . 2: 2 2 en 682,878,285 „ 

macht 256,405 Depots über . 22 22 223880, 868, 998 .4 

Heraudgenommen find: 

35,536 Depots über . . — — 524,356,459 
jo daß am 31. Dezember 1891 

= 869 Depots über . . .  2,356,612,539 M 


(gegen 2 ‚198, 090,713 Ab. im Jahre 1890) ü im Beitande verblieben. 
Die Zahl der verichiedenen Effeften-Gattungen betrug 3,920 (1890: 3,886). 


Bon den niedergelegten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinien bezw. 
Gewinnantheilen 87,807,298 M (1890: 81,804,740 AM.) eingezogen. 

An Gebühren für die Depot und für die An- und Verfäufe von Werth 
papieren find für das Jahr 1891 1,819,557 M. (1890: 1,497,729 M.) aul: 
gefommen. 


Die Verwaltungsfoften haben betragen: 


für die ZentraleBerwaltung .» >» 2 20202020. 1,374,708 Me 
für die Spezial-Verwaltung 

a) der Neich3hauptbant . . . . 1,124,627 M. 

b) der übrigen Neichöbantanftalten 5,306,438 „ 


6,431,064 „ 
(1890: 7,431,279 Ab.). 7,805,772 4 
In diefer Hauptiumme der Verwaltungdfoften find enthalten: 


nad) der Gewinnberehnung wieder vereinnahmte 234,059 Mb. 


für erjparte Gewinnantheile . -» . > 6,095 „ 240,154 „ 


fo da . . 7,565,618 4. 





als wirkliche Verwaltungsfoften verbleiben. 
Der Gejammtgewinn hat nach der Anlage N betragen 28,428,698 4 
In Abzug fommen davon: 
1. die Verwaltungäfoiten -. . . . . ..7,805,772 M. 
2. für Banfnoten-Anfertigung . -» . . 91,380 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß $ 6 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 
(R:G:B. S. 215) . :» 2 202 0..1,865,730 „ 9,762,882 4 
bleibt Gewinn . . 18,665,816 4 


Hiervon find nah $ 24 Ziffer 1—3 des Bankgeſetzes 

bezw. der Abänderung desſelben (Gei. v. 18. Dezember 1889 

[R.G.Bl. 201) bereitS gezahlt, bezw, noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilöeigner 3 '/, Proz. von 120,000,000 AM. mit 4,200,000 „ 
bleiben . . 14,465,816 4 

. zum Rejervefonds die an einem Viertel des — 


(30,000,000 .#.) noch tehblenden . . . "202020 997,090 4 
3. der lleberreft von . .  13,468,726 


iſt zur Hälfte an die Antheilseigner, zur Hälfte an ‚die Reichs: 
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fajie zu zahlen, joweit die Geſammtdividende der eriteren 


nicht 6°/, von 120,000,000 Ak . .  7,200,000 „de. 
überfteigt. Den Antheilseignern find bereits 
gezahlt w. 0 3’, - b 4,200,000 „ 
jie haben hiernach noch Zu erhalten .3000,000, 
und es iſt die gleiche Summe an das Reich 
zu zahlen mit 3,000,000 „ 6,000,000 „ 
4. von dem jet verbleibenden Reit von . 2. 2 22020. 7,468,725 4 
erhalten die Antheildeigner ein Viertel . . 1,867,181 Me. 
die Reichäkafle drei Viertel . . 5601,544 „ 1,468,725 „ 
Die Antheildeigner erhalten aljo außer deu iz gift. 1 ge 
nannten 4,200,000 4 1. laut Ziff. 3... 3,000,000 Mb. 
2. . 4 ee 13867, 181, 


ferner 3. die bei dem vorigen Ab— 

ſchluſſe unvertheilt geblie— 
benen. 2,682 „ 
sulammen . 43869, 863 M. 

von welcher Summe auf jeden Antheilsichein der Reichsbank als 
Reit:Dividende 121 Ab, auf ſämmtliche 40,000 Antheile alio 4,860,000 „ 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden. 9,863 M. 

werden der jpäteren Berechnung vorbehalten. 

Die Antheildeigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 AM. Die be: 
reits für das erite und zweite Halbjahr gezahlten. 105 M. 
als Reſt-Dividende. ee A 

überhaupt . 226 AM. 
im Ganzen aljo einen Ertrag von 7,,, Proz. für das Jahr 1891 (1890: 8,,, Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernach ift die beiliegende Bermögensbilanz der Neihsbant, Anlage O, aufgeitellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorſchrift im 8 32 lit. a 
des Bankgeſetzes entigrechend, vom Herrn Neichöfanzler feitgeftellt. 

Das Verzeihnig der ſämmtlichen Zweiganitalten der Neichsbant, Anlage P, 
das Verzeihniß der Mitglieder des Zentral:Ausichuffes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage &, die Zuſammenſtellung der im Jahre 1891 veröffentlichten Wochen: 
Ueberfihten, Anlage R, und die Ueberſicht der Geichäfte seit dem Beitehen der 
Reichsbank, Anlage S, find beigefügt. 
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Durch Ueber] ¶ 


tragungen 
zwiſchen Giro— 
Kunden 


Ort 
an 


| verjdiedenen | 
O 


Mb. 


“...| 68.183.222 
2] 4825151: 
23,480,083 
68.726,017 
>.» | 270,993,809 
-....] 284,500,855 
2] 81.286,56 
| 68,535,598 
94,210,251 
40.565,779 
... .| 8388,450,337 
..2.| 1,734,990 
2.1 26,317,966 
W 89,442. 947 
2.2 +: 66.174846 

. | 126,298,850 
52,203,311 
196,472,755 
202.1 107.304,006 
"2... 58470,215 
—— J 
ua 2 1 51,588,610 

6,254.926 










— 












ee Er 6,063.018 
RT are 64,951,227 

* ri | 144.400,296 
nn 38,630,500 
ER, .11,051,341,805 
; 27,090,714 
7,538,791 
 46,276,677 
40,060,312 
. 21 052,072 
36,230,017 

908,192 

an > 92,261,465 
— 978,353,085 





175,436,767 
111,507,870 
- 37,096.660 
2 99,525,197 
2,447,964 
Su - 7,171,968 
9 :843,272,196 
"+ 12,551,827 











durdh 
Zahlungen von Be 
hörden und Perſonen, 
weld;e fein Giro: 
Konto haben 
| 
Ze Betrag 
Stück Mm 
6,615) 23,828,180 
4,104 7,953,866 
3915 3,649,564 
9,611] 28,132,821 
6,179) 34,368,952 
22,271)  60,475,904 
5,579  38.,522,780 
8,9701  26,019,008 
13,502!  31,896,666 
6,999)  21,240,214 
18,079)  45,808,285 
3,854)  18,850,391 
6,855)  19,897,515 
5,588  11,660.495 
16,975)  42.986,593 
10,336) 46.193 000 
2,544  14,623,734 
16,823  38,306,552 
5,61% 17418,730 
3,100 5,883,817 
7,754 18,513.671 
2,151 4,093,092 
2,486 4,292.445 
21 1,388.254 
4,206, 25,614.422 
7914  30,006,068 
2,598 4,2.)4,505 
17,132| 42,333,598 
4,470 9,783.208 
6,2021 23,27%515 
1,308 4284,74) 
1,272| 19,139,159 
4,703 11,020,598 
5,120  9,697,463 
1,793 4,537.689 
10,762  44,020,233 
7449|  20,518,578 
17.589) 34.085.535 
10,671 43 270,543 
5,579| 45 777.136 
12.473| 48,952,297 
1.723 2619,315 
4,546 10,324,319 
18,799 31,655, 489 
5,645 17,244,856 


Zuſammen 


fe 


92,011,403 
54,205,380 
29,129 647 
96,858,859 
305,362,762 
294,976,759 
69,809,336 
94 ,554,606 
126,106,917 
61,805,993 
334,318,622 
20,585,381 
46,215,481 
101,103,442 
109,161,440 
172,486.850 
66,827,.045 
207,779,307 
124,722,736 
64,354,032 
195.186 311 
55,631,703 
10,547,372 
7,451,273 
90,565,649 
174,406 9655 
37,835,004 
1,095 475,403 
36,878,922 
30,514,.305 
55,561,419 
59, 149 468 
32,072,671 
45,887,480 
5.4 45,880 
136,2>1,699 
998.871,663 
»209,522,302 
154,778.413 
82,873 797 
121,477,494 
5,067,279 
17,095 — 
394,92 7, 68 
29.796.684 


Abgang: 


M 
69,733,802 
65,406,401 
40,697,552 

110,654,822 
324,806 221 
286,427,380 
40,387,257 
70,062,410 
120,577,263 
37.320,857 
»15,058,335 
3.008.498 
14 752,516 
105,805,014 
95,997,608 
164,578,477 
59,826,372 
237,350,518 
112,014,475 
73.208.344 
274,196,197 
79,543.622 
12,038,759 
4,212,007 
91,454,406 
266,416,060 
30,780,392 
1,094,766.892 
33 544,553 
10,957 ,597 
62,186,792 
100,175,266 
24,217,711 
43.264.386 
2.506,439 
143,821,131 
1,003.888,806 
243677,848 
111,115, 291 
25, s15 he 39 
6, 106, 842 
2.392,822 
12.031,49 
463.305,303 
32.343,00 
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Durch Ueber— durch 


tragungen | Yablungen von Be: 


zwüchen Giro] hörden und Rerionen, 
Kunden 






















Abaang: 





Ort welche fein Giro— Zuſammen 
„ot Konto haben 
verichtedenen 
Orten 





Lübeck . 
Magdeburg 
Mainz. ; 
Darmitadt . 
Mannheim 
Memel 
Dep 
Minden 4 
Mülbanjen i. E. 
München 
Müniter i. W. 
Nordhauſen 
Nürnberge. 
Osnabrück 
Poſen 
Eiegen . 
Stettin. 
Stolp 
Straliund . 
Straßburg i. E. 
Stuttgart . 
Heilbronn 
Iborn . 
Tilſit 


Rei den Reichsbank— 


anitalten 


Bei der Neichshauptbant 


lleberbaupt 





NM 


H0,180,183 


336,390,831 


78,549,153 
35,982,917 
311:312,787 
6,157,721 
112,308,0 12 
6,07 1,343 
84,090,262 


223,102,619 


65,481,986 
15,417,891 
113.529 .621 
16.833.224 
42,674,127 
18,371,823 
146,880,502 
4,220.256 
10,388,185 
91,982 445 
174 .20,310 
28. 785, 888 
12,935 356 
4.426,175 








Stüd 


4,683 
21,208 
7,601 
3,539 
9,632 
1,682 
5,806 
2,179 


y Far 
‚die 


16,236 
9,367, 
4,179 

14,667 
4,250) 

14,621) 
1,497 

10,175 

2.994 

3,098 

4,096 

4,851) 

1,048 

1,776 

3.032) 


46,100 











Betrag 
M 


8155,899 
58.131,302 
12,396,230 

8,465,522 
17.,492,857 

4,707,565 
26,655,483 

6,521,630 

8.486,809 
35,355,335 
24,549,149 

71,265,809 
35,476,760 

913.259 
43,767 ,467 

,198,369 
24,094,572 

3,192.932 

7.029,514 

9,799,657 
15,861,060 

3,081,572 

4,174,108 


,228,887 


m. 





328,805,504 
















68,336,081 


294,522,133 


90,945,383 
34,048,439 


10,865,285 
138,963,494 
12,592,973 
92,586,071 


258,758,954 


90,031.134 
22,683,700 
149,006,381 
22,746,482 
56,441,595 
23,570,192 
170,975,074 
9,972,788 
17,417,699 
101,782,102 












59,648,577 
327,217,1%9 
72,519,359 
37,916,264 
311,175,588 
11,776,130 
124,490 243 
11,377,201 
92,165,568 
154,471,145 
55,320,013 
27,116,088 
162,512,854 
19,163,5% 
48,513.289 
26,034,8% 
146,796,5% 
7,591,747 
9.275.968 
114,764,360 
185,716,34 
22,086,09 
16,066, 032 
2,540,688 











7,419,686,267]521,328 1,460,451,249 


2.5537.176.372 528 715.067 


Diervon Abgang: 
Ergibt einen Bejtand von: 


8,880,137,516 
3.085,891,639 
4,976.862,539)567.437 1 989,166 316]11,966,029,155 
Hierzu Beſtand vom 1. Jaruar 1891: 
12.012,763,401 
11,967.196,860 


46.734.246 


45,566,541 












8,960,679,810 
3.006,517,050 


11,967,196,860 
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Anlage E. 


Grundftüde der Reichsbank. 
Der Werth der der Reichsbank zugehörigen Grunditüde war: 











am 31. am 31. 

Ort Ertrag] n.,. 1801 Ort Ertrag] ven 1891 
Me A| Me M 

Berlin Reichsbankgeb. 6,378,000 }: Heilbronn . . 2... — 104,000 
r Grundſtücke: Herford... 9 5 — 30,000 
Kuritr. Nr. 6—13 | 28,694] 781,400 | Hildesheim . — — — 33 000 
Aachen. 1 — 365.000 | Initerburg . . . 1 — 36.000 
Allenitein . >» 2 2. — 60,000 Karlsruhe — 109,000 
Augdburg . » 2... — 177,000 1 Kiel . . 5 — 151.000 
Barmen . -. » 2... — 100,000 | Königäberg i. Fr, .1 — 237,000 
Bielefeld - -. » 2... — 90,000 | Landsberg a. d. B.. . — 75.000 
Bodum . »- . 2»... — 23,500 || Xeipgia - » >» + » 12,500] 900,000 
Sraunihweig - -» - . — 190,000 | Liegniß. — 232,000 
Bremen -. » 2. 2.2.1 > 510.000 | Lippitatt. - » 2...1 — 20,000 
Breslau . > 2 22. — 828.000 8 Lübec.... — 90,000 
Srombera . » .»..1 — 100.000 f Lüdenscheid . . » . — 60,000 
Hal. 3.6, 196,000 1 Magdeburg. . . . . 4 — 339,000 
CHkmnß- . -» -» .»..1 — 329.000 | Mainz;  . ae — 140,000 
Goblen - - » 2. .1 — 120,000 | Mannheim . . » . .» = 289,000 
ein... 2.2.1 — 298,000 | Memel . » » 2... — 75,000 
ein . . 2 22. — 184.000 | Me - - - 2... — 115.000 
Conbus . . 2 2. — 125.000 Minden re — — 90,000 
GM - 187,000 | Mülhauſen i. E.! > — 200,000 
Dana » » : 2... — 120,000 | Münden . ». 2.1 — 426,000 
DTarmitadtt . . 2... — 44,000 | Müniter i. a a Ang — 70,000 
Dortmund . . 2»... — 220,000 Neuß... a — 53,000 
Dresden. 1 — 3040001 Neuwied — 36,000 
Düren 1 — 36,000 | Nordhauſeen... .| — 110.000 
Difledorf . - » » : 1 — 90,000 | Nürnbern . » - » — 216,000 
Duisburg. 1 — 80,000 | Osnabrück.. 320 39,000 
Elberfeld. . . 2... — 212,000 || Brorzbeim in _ 65,000 
Eibing _ 50,000 | Roien . . ..:1 — 180,000 
Erfurt — 145,000 | Reihendah . 8. : .| — 60,000 
Eiien . . — 120,000 || Reutlingen . . . . .| — 75,000 
Flensburg — 120,000 Rheidt 2» 2 2. — 58,000 
Sorit ; — 80,0001 Siegen . : » 2... — 50,000 
Frankfurt a. M. Er — 851,000 | Soeſt. _ 20,000 
greiburgi. Br... » ..1 — 30,000 | Sprau j + 64,000 
Sellenfuhen -» . . . — 70,000 Spremberg } ; _ 30,000 
Sera. . _ 70,600 | Stettin - » =» 2.1 5379] 400,000 
M.: Gladbach — 50000] Stolp — — 72,000 
Gleiwitz — 105,000 | Straßburg i. €. TF 400,000 
Slogan — 72,0001 Stuttgart — 543,000 
Göppingen . — 70,0001 Thorn..... — 50,000 
Goͤrlitz — 107,0001 Tilſit... 425 50,000 
GGraudenz — 70,000 | Um . . 2 2 200. 800 50,000 
Guben pe — 40,000 | Wiesbaden . » » 1 — 86,000 
Halle a. d. S.. — 199,000 Witnten. 1 — 45,000 
Hamburg — 997.000 , Worms.1 — 36,000 
Hannover ....f1- 175,000 | Beiß . . . — 33 000 
datbutg.. . = 50,000 || Ueberhanpt 48,118[22,261,500 
An Erträgen aus Grundftüden find überhaupt eingegangen . . . 47303. 30 
Hierzu die 1890 eingezogenen Einkünfte für 1891... 2 2 0m 798.75 
und die 1892 einzuziehenden Einkünfte für 1891 —— >. 0m 134625 
Ab davon: Die 1891 eingezugenen Einfünite für 1890 AM 1,330 se 49,448 30 
und die 1891 eingezogenen Einkünfte für 1892 „ — 4 1330.— 


iind mithin für 1891 aufgetommen 16 48,118.30 
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Anlage J. 


Rimeſſen⸗Wechſel-Geſchäft. 
Wechſel auf's un 


Ban m m m — m 








auf auf auf u. auf die Real: 
Dri | R ; Frank j 
Holland ; Belgien London , zeit ' Schweiz Werth 





oll.fl. Fred. Ltr Fres. Fres. « 


Beſtand am 1. * 














1891 . . . 587 97 — 134, 704| 161 ‚600: 228 Dos 84,852| 3,868,68% 
Angelauft wurden: 
in Berlin . . . .1 32171 939 ‚2662, 825,153| 925, 39518, 456, 307 40,000| 25,502,123 
„Maden . . . . 194] 115, 980 *7. 500 84,330 53 673 192,739| 2,165,700 
„Augsbug . . . 97 40,4 06 20, 118] 60,215 836,391 
„Bielefeld . . . . 59 1,920 -- 7816| 17 ‚042 — 186,370 
„ Braunihweig . . 8 129 1,760 45 — _ 11,702 
„Bremen . . . . 21 - ii — 13,716 — | — 335,501 
„Breslau. ©. .| 68] #181 74021 12 194 15,985| 2,708] 286,723 
„Brombern . .». .| — _ — = — — — 
„Safe . ... 56 105 — 7.468 — — 1664,063 
„Chemniz . .1 23,218] 102,116. 58,278 378,516 697,280 34,206 8,660,446 
„Eoblenn . . . . 2379 75,537 6,595] 39,197! 168,546 4,728! 1,083,366 
„Göln . — — 6261 119,0560 113,465 90, 851 334,886 66,588 2,533,068 
„Böslin . ... 153 — J 17, 913. 11,563 — 374,958 
„MBotibus . . . . 227 43.9301 16,677 4, 258 106,279) 25,661! 308,130 
„Ereid . . . . 799] 113,578] 59,360) 211,492! 288,554 6,932: 4,776,254 
„Bang .» . . - 8 9,794| 182,953] 36,662 5,94 — 911,24 
„Dortmund . . .| 556] 22.4791 97,645 108,574 285,161 2,885! 2,459,818 
" Dresden ae 220 9893| 13.1401 30,566: 45,110 3,663' 723,790 
„Dülledorff . . . 177 12,477) 184301 32,046| 177498  — 827,387 
„Elberfeld. . . . >61 15,447| 137,550] 149 ‚654 364,267 5,1 ” 3,471,634 
„Ebinn . .:.| BB] — sl — 308 0 — | 5,904 
„Emden . .... 58) — — 11,549 — 294,951 
"cut > 2.1 58] 20450| 3466| 1605| 45,636 964 107,404 
BR > > ... sl] 343,520| 29,266] 26,096 — 1,159,069 
x Flensburg RR 65 — — 25,898 4,800 755 529,985 
„Sranffurta.M. .| 69 3 — 8,193| 10,319 61,967| 224,723 
„Frankfurt a. d. O. 67 33,488 2,360 1,204: 247 742 86 590 
„Gera 372 7271 2880 88.477 93,555 7,363) 1,902,742 
„Bleiwig . . » .| — I — — — J — 
„Blogau . . . . 62 14,633] — 3,780) 58,492) 12,040 203,550 
„Görlitz. . 245 7,804 4565| 18,013| 583,897 25,216 485, 228 
„Graudenz 4 — = - — — — — 
„Halle a. d. S... 95 2,821 874 5,732! 46,362 142 187,518 
„Bamburg . . . 102 742] — 25,47 — 1,395; 520,906 
„Hannover . . .| 206 1,2631 24,084| 17,716) 25,806 1,361 404,624 
„SKarlarufe . . . 249 513 6,5388) 17,361! 35,587 354, 289 694,356 
„Kiel . 161 872 3,1271 35457 — 833,464 
„ Königäberg i i Br. 10] — 913 5,604 — — 114,234 
„Landsberg a. d. BW.“ 131] — — 42,547 — — 865,882 
„Leipzig . .- . 20 5300| — 8,074 1,197) 7° — 64,108 
„sLiegnib -. .» . . 207 2,09 — 14,738 8,2771) — 321,567 
„Lübedt . . . .| 140] 53.1791 87.405| 27,214) 30.3801 44,278| 831,467 
„Magdeburg . . . 34 7051| — 3,131} 53,822] — 130,832 
‚Main .... 112 18,704| 49,601 10,616 156,865 8,000 423,174 
„Mannheim . | 96 3,1651 26,269 2,639 10,443! 130,157 199,781 
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auf auf auf Eu auf die 
ante 2 
Holland ; Belgien | London veich Schweiz 


Free. 








Holl. fl. ' Litrl. Fres. 






24,296 194.380] 88,580) 























in Memel 2241 43,729 — | 2,688,342 
„Mei . 28 1,348 3,352 1,046 5,073 * 34,295 
„ Minden . — — 553 — 11,238 
„Mülhaujen i. E. = — — — = — 
München 91 15427 — 2877 — 22219 34312 
„Münſter i. W.. 409] 12,882 27,000 325,089 97,926 — 6,738,244 
„MNordhanien . — — — — — — — 
„ Nürnberg 1681 16,929) 4454] 20,814 75,922) 7,491] 558,110 
„ Osnabrüd 231 10,104 — 4.086 — — 100,003 
„ Bojen 38 5,1411] — 12,808 — 1,097 274.683 
„ Siegen 701 80,966) 4,7301 50,635 11211 — 1,212,352 
„Stettin 46 1,403 — 2.421 2286 — | 197,621 
J Stolp 33 2252 — : 4,130 2,0001 — 89,404 
„Straliund 65 - — | 7069 4626| — 147,458 
. Straßburg i i. €. 1 0 ° — 1 1,412 
zn 7 | 591 2,780 538 15,282 
Thorn — - — — — — 
un — — — | — — ii — 
Ueberhaupt . 13,963 ]2,387,316'4,079,710'3,298,251 6,195,191,1,194,779| 82,172,119 
verfauft u. an die Kor ' | | 
reipondenten q ! 
ſandt 12,714 2,326,467:3,917,803/2.646,529|5,805,683'1,122 229| 68,462, 511 





Bleibt Beitand am 


31. Dezember 1891 60,849| 161,907, 651,722) 389,508, 72,550, 13,709,608 


Die am 31. Dezember 1891 im Bejtande verbliebenen Wechſel haben einen wirffichen 
Werth wie folgt: 


Fres. 161,907 auf Belgien a 8050 M 130,335 
Fres. 389,508 „ Frankreich a 80,60 P 313,944 
nl. 60,849 „ Holland a 167,85 £ 102,135 
Lire 20,303 „ Italien a 78,60 ei 15,958 
Kr. 38,309 „ Kopenhagen & 111,04 » 42,677 
Litrl. 651,722 „ London a 20,315 „ 13,239,734 
Fres. 72,550 „ die Schweiz a 80,185 — 58.174 
Kr. 46,110 „ Standinavien & 111,30 r 51 321 


A 13,954,278 
Dievon der wirkliche Werth, mit welchem die DER Mann 
Bedjel-Beitände auf den Ben. der — ſtehen, 
Abzug gebraht mit . . 13.709,608 


ergibi einen Gewinn von Ma 244,669. 
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Anlage rc. 
Lombard-Verkehr im Jahre 1891. 
Gewinn Ak 
Aachen 11,162 Bodum . 
Eupen 464 agen . 
Augsburg . 4,805 jerlohn . 
aufbeuren . 20 üdenjcheidt 
Kempten . 1,126 Witten a. d. Ba 
Memmingen v. 16. u 91 9 Dresden . —F 
Bielefeld . . 13,687 Baupen . 
Herford . . 12,546 Zittau i 
Braunjhweig - 28,807 Düffeldorf . 
Bremen . . » 39,720 Duisburg 
Breslau . 160,098 Weſel 
—— 17,579 Elberfeld 
Nei 10,362 Barmen . 
Reichenbach i. Sci 17,461 Lennep . 
Bromberg 3 50,287 Remſcheid 
latow 651 Schwelm . 
nowrazlam 5,245 Elbing 
Konitz 5,473 Marienburg 
Caſſel 90.018 Diterode . 
Eichwege . 5,505 Emden j 
—— 4,920 Erfuüt 
Chemn 27,797 Apolda v. 30.1. 91 . 
— 3,932 Eifenad . . j 
Glaudau v. 1. 12. 91 45 or au Thür. 
Sof 2. 3,952 ne ; 
eerane . . 9,111 —— v. 20. 1. 91 
Plauen i. Voi # 7,106 fien j 2 
en Berge Beigtl 16,592 Geljenfirchen f ; 
widau . . : 2,309 Mülheim a. d. Rue 
Co ——* 32,429 —* 
Creuʒ 4,581 ranffurt a. M 
—5 | a. d. vahn 4371 Wiesbaden 
Neuwie 35,762 Gießen 
Wegtlar 1,063 anau 
Eöln. . 106,943 Offenbach 
Düren . 5,826 — a. d. O 
VGunimersbach 1,242 Schwiebus . 
zum. ei v1. 5. 91 5,848 Gera. . 
Neuß. 2,322 Altenburg 
Solingen . 15,636 Greiz . - 
Eöslin . 28,506 | Pöhned . 
Belgard 4,870 Beib . - - 
Eörlin 1,169 Sleiwig . - 
GColberg - 20,999 Beutben D. ‚Sc. 
Neuftertin 13,752 Natibor . 
Eottbus . . . 15,565 Slogau . - 
Finsterwalde. 4,967 Grünberg 
of. - » 9,685 Sagan 
uben 18,470 Sommerfeld . 
Spremberg 5,162 örlig . 
Erejeld . 27,231 Sorau N.-R. 
M.- Gladbach 24,933 Graudenz 
Rheydt 4, Halle a. d. S 
Bierjen 4,191 Naumburg a. d. S 
Danzig . - e 76,908 Weißenfels 
Marienwerder . 4,311 Hamburg 
Eulm. . ; 4,930 Harburg . 
Pr. Stargardt . 6,577 Hannover 
Dortmund . 38,885 Celle . 





Sewinn M 





8,720 
13,422 
3,471 
1,906 
3,231 
126,289 
605 
1,671 
46,248 
43,017 
6,122 
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dameln . 

Hildesheim . 
Karlsruhe 

Brudial . . b 
Freiburg i. Breisgau 
Konjtanz . : 
Lörrach 

— v. L 10. 91 

PBiorzheim 
Kiel . . : 
„euminiter P 
migäbern i. Pr. 

niterburg 
Allenburg 
Allenitein 
Bartenjtein . 
Biſchofsburg 
Braunäberg . 
Fiſchhauſen eo 
Friedland i. Ditpr. 
Gerdauen — 
Gumbinnen 
Labiau 

Lych 
Rajtenburg ; 
Schippenbeil. 
Stallupönen 
Tapiau 

Beblu . . . . 
Sandöberg a. d. W. 
Cũſtrin — 
Leipzig 


Ent 
n 
übed ut i. 


Neubrandenburg 
Roftod R 
Baren . 
Magdeburg . 
Wiheräleben 
Bernburg . 
Defiau v. 1. 11. 91 
Halberftadt . . 
Quedlinburg 
Rein . . . 
Darmitadt 

Bingen 

Worms 
Mannheim 
—— nf 
aiferdlautern . 
Ludwigshafen . . 
Neuftadt a. d. daardi 
Pirmajens 

Speher 
Meme . 

Ruh . 

Dep. r DIE 
Soarbrüden 

Trier . 


u. 


Gewinn *4 


5,094 
10,693 
7,818 
14,672 
1,198 
164 


8 i81 
3,625 


59,551 
6,198 
9,179 
3,291 

19,117 


Minden . 
Mülhauſen i. eaß 
Colmar — 

München 
Paſſau . . 
R — 

Münſter i. 
Bocholt 
Hamm . 
Kippitadt . 
aderborn 

veit . . 

Nordhauſen 

Nürnberg 
Bamberg 


e 
ingen v. 20. 8. 9 


Würzburg 
Dsnabrüd . 
Poſen 
Gneſen 
Krotoſchin . 
Liſſa in Pojen . 
Oftrowo . . 
leihen . 
Rawitſch. 
Schneidemühl 
Siegen 
Dillenburg . 
Stettin . 
Ancam . 
Cammin . 
Jarmen . 


Königsberg NM. 


—— — 
chwedt a. d. O.. 


Stargard i. Pomm.. 


Treptow a. T 
Stolp 
Bütow 


Lauenburg i. Bomm. 


Rügenwalde 
Schlawe . 
Stralfund 
Barth 
Demmin. . 
Greifswald . 
Wolgaſt. .. 
Straßburg J— 
Stuttgart 
Heilbronn 
Göppingen . 
Reutlingen . 
Ulm 
Thorn 
Tilfit 


bei den Reichsbankanſtalten 3,719,825 
bei der Reich&hauptbant . 


Brandenburg a. d. 9. 
Ueberhaupt 
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Gewinn 4 


2,790 
1,875 
7,944 
2,062 
19 
1,950 
17,546 
790 
25, 106 
4.262 
5,878 
5,045 
15,678 
3,846 
22 
3,292 
378 
4,064 
22,592 
166,539 
11,674 
6,584 
6,458 
4,884 
3,940 
12,719 
7,687 
21,081 
3,871 
87,888 
274 
916 
1,830 
195 
8,550 
2,114 
20,541 
249 
46,798 
1,220 
3,695 
3,406 
416 
26,058 
3,155 
2,034 
11,402 
257 
80,075 
4,819 
8,284 
1,744 
1,171 
19,387 
43,633 
27,406 


733,805 


7,668 


4,461,297 
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Anlage M. 


Zahlungs:Anweijungen. 


















Zahlungs-Anweiſungen wurden ertheilt: 
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Aachen. 8 629,564 ! 37,349] 52) 686,913 184,45 
Augsburg 11 46,503 25 799,705 36) 846,208 44 
Bielefeld en 12 107,893 23 188,174 35 296,067 404,73] 
Braunichweig. . . 12 94,875 l 109 13 94,984 630,93: 
Bremen B 26 457,467 19 577,950 45 1,035,417 196,591 
Breälau 83 1,377,676 230 490,425] 103 1,868,101]| 273] 1201499 
Bromberg . 293 119,062 12! 574,300| 41; 693,362 2 
Caſſel — 3 28,910 51 996,839 >»4 1,025,549 951,288 
Ghemnig . 12 32,269 J 23,738 18 76.007 1,545,412 
Coblenz 6,4333 22 462,292] 26 468,725 7728915 
Cöln ne 28 439,467 7 97,318 35 536,785 1,613:69 
Göslin . 1 1,000 »l 1,674,768 2! 1,6575,763 120504 
Cottbus . ur 23 47,988 10. 221678 63 269,666 1,004378 
Erefeld , . P 4 29,2294 24 619.675] 28° 648,903 H6, 
Danzig - a 672 1,833, 0044 37 514,224) 709: 2,347,319 341,760 
Marienwerder. . > 67,700 55) 5,108,000 4 5,175,700 69,614 
Dortmund j 26 408,391 301 208,094 6 706,415 204,48 
Bodum . .. 6 56,066 171 64,592] 231 120,658 18,000 
Dresden . 2... 10 75,265 7 83,650 17 158915 1,610,923 
Düfleldorf . . 17 356,954 79 3,339,741 96 3,696,695 1468817 
Duisburg . . 6 165,486 -| 6 165,486 606,22) 
Elberfeld 24 343,686 14 55,066] 38! 398.752 1470873 
Barmen F 81193001 — — 8 119,300 181,918 
Elbing . . ni 6 57,634 13 11,696 19: + 69,380 605,408 
Emden . . . . 5 19,377 _ | 19,377 15,7 
Erfurt . . 9 314,708 17° 865.000] 26! 1,179,7081  59118,407,566 
Een . Wa 368,610 | 504] 14 64,114 775,195 
ylensburg . 43) 149,402 { 13,195 47) 162,596 37 23.9817 
Frankfurt a m 406: 9,540,274 H 33,629 412! 9.573,9021 1, 1,183.101 
Wiesbaden . . . s 59,479 10: 315,000 18 384,479 433,96 
Frankfurt a d. O. 7 4,939 35 1,258,708 42| 1,268,647 91,734 
Sera . 3 n,092 3 44,550 6) 30,648 111.25 
Gleiwitz 4 74,700 44,866] 13: 119,566 132,225 
Slogau . F 115 1.254,3881 115 1,254,388 623,699 
Görliiz... Il, 116,890 | 3371 12 117,297 861,810 
Sraudenz 5 I 2.450 Ki 17,929 7 20,379 2,137,759 
Halle a.d. ©. . 19 34.690 7 22,718 26) 97,408 601,114 
Hamburg . 184 886,773 38 148,854] 222, 1,085.6281 - 221078523.467 
Hannover . . . 23 172.028| 835 1,457,404| 58 1,629,483 8,346,563 
Karlarıche . ae: 34 540,775 16/ 249,240 50) 790,015 523,994 
Kiel . RE 23 185.402] 13) 20,658 36| 206,055 385,44 
Königsberg i. Br. . #85 1,311,290] 111! 4,049,255| 596! 5,360,5551 : * 2,162,984 
Inſterburg. . . { 32,855 3 21,000 7 53,855 688,425 
Yandöberg a. d. W. 5 82,329 12 52,020 17: 134,349 380,242 
Reipzig . V 144 479,887 l 712] 145 480,599 2,527.502 
Liegnitz I, 106,0461 27 1,185,047| 28 1,291,094 87.487 
Lübeck ge: 4 68,182 3 71,558 7 75,785 45,646 
Magdeburg —F 10 39,503 30) 1,017,900 40 1,057,403 1,210,604 
Man: 2... 331 164,571 15 3014 50 257,585 675,712 
Darmitadt . 2 60,426 12! 60,426 155,428 


u 1 ! — 
Mannheim tg 33) 145,765] 148] 836,498] 181) 982,268 
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Memel . ) +17,214 420 2U9 
u 2 5 15,678 J 69,711 11 85.388 4 280,720 

Saarbrüden 3 5,821 - 3 821 2) 207211 

Trier 4 17,950 7, 172,000 11 189,950 H 438,151 
Minden I 1,080 16 674,400 17! 675,480 Il 975,260 
Mülhauſen i. E 5 26,533 7 1,957 12 28,49] 7] 156,069 
Münden . 157| 4,174,170| 24) 775,832] 181) 4,950,002| 839] 2,213,168 
Münjter i. W. 8 37513] 42 138881] 50 176,394 J 411,840 
Nordhauſen -- — 203 11,716,653 487,011 
Nürnberg . 29| 280,635 16 26,395 >| 307,030 591 295,322 
Dsnabrüd . 2 58 182 ) 300 3 58482] 12 57,104 
oien . 37 51741] 39 1,186,907| 76 1,238,647| 20] 1,438/812 
Siegen . 7 56,209 2| 2.839 9) 59,040 8 69,020 
Stettin . 512] 1,380,730| 27) 342486] 539! 1,723,217] 3651 1,456,574 
Stolp ' 4 51.7000 50 264,444] 54 316,144 10] 772.330 
Straliund . i 22! 33,560 505,416 28 678,976 En] 680216 
Straßburg i. Eli. 24 143875] 15 0,5501 39 234.434] 3 357,254 
Stuttgart . 97 3,015,259 16 44,1751 113 3,059434| 611] 505,231 

ilbronn . 2 13.317 2 6,653 9 19,060 4 24.252 

Thorn 8 184,136 s 21.833 16 205,060] 68] 2,874,321 
Tilſit 8 77,665 11 124,260 19) 201,925 745 374 
Bei den Reichäbant: | | 

anitalten . . - 3.673181, 728,418] 1,636 45,488,6861 5,400,77,217,104] 6,852]69 421,623 
Bei der —— 

J I 231) 22065651 — 331) 2.206,565| 4601 8521.022 

Ueberhaupt. 3,904 33,934, 982) 1,736 45, 488, 686 5,640 79,423,669] 7,312]77,942,645 
AnlageN. 
Gewinnberehnung für das Jahr 1891. 
Ginnahmen. 
1. Gewinn von Plagwedieln - . . 2 22. + + 10,201,182 M 
„Verſandtwechſeln . . 5 = = DAIOE , 


„Wechſeln auf aufzerdeutiche 2a 2 20.244669 „ +4 20,265,817 


. 2. Geminn an Lombardgeichäften „  4,461,297 
3. Erhobene Gebühren. - . j „  23,731,804 
4. Binjen von Buchſorderungen und disfontirten Effekten — — 262,686 
5. e aus den Grundjtüden der Bant . u „ 48,118 
6. Gewinn auf Gold . B 4,006 
7. Gewinn auf Reichs- und Breufifc tomjolibire Ynteibe: 
vom Jahre 80 . . . s 97,986 M 
= Bu Er RE RE FRE a M 393,943 
8. erichiedene Einnahmen: — — 
a) wieder eingezogene Untojten . » 234,059 M 
b) eriparte Gemwinnantheile von unbejeßten Borftande- 
Beamtenftellen . . 6095 „ 
e) auf früher abgeichriebene Bediel- Forderungen nach⸗ 
träglich eingegangen . . 0: 13987 , u 232081 
——— A4 2841989,763 
Dieſer Summe treten die bei dem er ME sweielbafte Forder 
ungen“ erſparten Beträge hinzu ME 5. “a 8,936 
— M 28,428,699 
Annalen des Deutſcen Reiche. 1802. 32 
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Ausgaben, 
1. Berwaltungäfojten: 
für die Zentral:Berwaltung . . 2 2 22.0... 1,374,708 Me 
für die Spezial-Berwaltung: 
a) für die Hauptbant . . . . . . 1,124 627 4 P 
b) für die Bantftellen . . 2... ...58306438 „ 6.431,065 „ 1.805.773 
2. Für Anfertigung von Banknoten 91,380 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 3 6 des Vertrages vom 17. 18.3 Mai 
1875 (Reichs-Geſetz-Blatt Seite 215) . . 1,865,730 
Ausgabe ae 9,762,883 
— 
Es beträgt wie vorſtehend die Einnahme . . . .. ne EEE 
die Ausgabe . . je ae hd 9,762,883 
Gewinn * 1891 2 18,665,816 


Hiervon ſind bereits gezahlt bezw. noch zu verrechnen nach 8 24 giffer 1-8 
des — —— vom 14. März 1875 bezw. der Abänderung deſſelben 











vom 18. Dezember 1889: 
1. an die Antheil&:Eigner 

31/, 9%, von 120,000,000 M. mit 2 2 2 en 4,200,000 
bleiben . . 2 2 .2..14465 816 
2. Zur Erfüllung des Rejervefonds bis 30,000,000 M mit . » - 997,091 
3. Bon dem leberreite von . . . ee 13468,726 

erhalten 21/2 9], die Reihslalle -. . : 2 2 2. 3,000, 000 Ak 
21/2 lo die Antheildeigner - » -» » » ..3000,000 , 6,000,000 
4. Bon dem weiter verbleibenden Refte von . x 2: 2 2 22. 7,468,726 

- erhalten drei Viertel die Reichstalle. - - 5601,544 Me 
ein Viertel die Antheildeigner . . . 1,867 181 „ 7.468.726 

Demnach erhält die Reichskaſſe obige 2'/, Yo . .  3,000,000 Ak 

und obige drei Viertel . . . .9,6501,544 „ 
sujammen —F — A 
und die Antheildeigner obige 2/2” . j a? —— a 3,000,000 
obiges ein Biertel  . a 1,867,181 
und dern ultimo 1890 unvertheilt gebfiebene Reit a re 2,682 
zuiammen . . 4,869,863 


Anlage. 
Bilanz der Neihsbauf am 31. Dezember 1891. 


Activa. 
1. Der Beitand an Bold in Barren oder ausländiichen ——— MM. I 
das Pfund fein zu 1392 Ak gerehnet . . . 353,825,063 
2. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: | 
a) tursfähigem, deutjchen BEPRBgIEN Selde . .: 2... 948,003.782 
b) NReichSkatjenicheinen — 2 2 0... 17,284,200 


e) und d) eigenen Banknoten. 
a 500 Thaler M — 
100 4— — 
" 50 ” ” m 
ur Bi — — 
10 ” ” a 
„1000 Mart „ 549,222,000 
500 “ 16 410.000 


„10 „235 218.200 800.850,200 
e) Noten anderer Banten . . » 2... . . . 12 652,200 1.373,850,38 


4 








‘ 
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NM M 
3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten . . . . — — 


4. Die Wechſelbeſtände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 


a) Platzwechſel Me 
innerhalb der nächſten 15 Tage Hallig 90,891,300 
in längerer Sicht . . 192,289,866 993 181.166 


b) N RR auf — Pläpe 
innerhalb der nächſten 15 —* rattig 121,942,400 








in längerer Sidt . . ._153.057,179 974 999,579 
c) Wechſel auf sure Bi 
auf Belgien . . .- ri 3 130,336 
„ Frankreich. 313.944 
— SED. a Sa 08 A ee 102.135 
2, eeeeee Be 15,958 
„Kopenhagen.. 200% 42,677 
» London 2. 2 2.202. 0.18.2839.784 
5 MU ns een 58,174 
„ Skandinavien - . 2 2 20. 51,321 13.954.278 
—  572,135,.028 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber . . . are 7,400 
b) „ Eiffeften (einfchließlich Wechſel) je in$ 13 
if. 3 Buchitaben b, c, d des a ai be: 
zeihneten Art . . 131,585,800 
c) „ andere Eileen . - > 2 2 2 ern — 
Di Re Eee Kane Bee 7,019 700 
— — 138,612,900 
6. Der Beſtand an Effekten: 
a) an gekauften ERREORREHUREN und anderen Werth- 
Papieren. - an 1,348,641 
b) an eigenen Gffetten ; BE — 
e) an Effekten des Reſervefonde 2 2 20. — 
1,348,641 
7. Das Guthaben der Bank im Ktontolorrent- — bei lic 
Korreijpondenten . » 2 2.2... B — 5,615,267 
8. Der Betrag der — aber age — Be 
forderungen . ; — 247,416 
9. Der Werth der der Bank gehörigen Grumdftüde. . . . — 22,261,500 
10. Berjchiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte Wechjel — 
b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten . x... 349 592 
e) Baus Borihülle . . . . 4,142,315 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete und vehgalb ı von 
den Kaſſen-Beſtänden abgejegte Banknoten . . . 53,253,880 
e) Am 31. Dezember d. I. unbezahlt gebliebene, und erft 
einige Tage jpäter — la und andere 
Borderungen . . . a 12,725,945 
f) Noch nicht —— Reiten für Anfertigung von 
Banknoten . . . ae: — 70.471.731 
2,543,367,928 


32* 


DO mi 


gu 





488 Berwaltungsbericht der Reichsbank für das 
Passiva. 
Me 
- Das Grundkapital . 
. Der Rejervefonds: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1890 . 29,002,909 
hierzu treten die, laut $ 24 Ziffer 2 des Banfge- 
jeßes vom Gewinne des Jahres 1891 im Betrage 
von 14,465,816 M zur —— der 30,000,000 M& 
abzujeßenden 997,091 
. Der Nejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1890 514,800 
biervon find im Jahre 1891 abgejchrieben 151,464 
363,336 
Bon dem vorjtehenden Betrage — zur gie ur — 
erforderlich 8,936 
und jonadı nur zu rejerdiren \ — 
. Der Geſammt-Betrag der in Betrieb gegebenen Bank— 
noten: a 500 Thaler 106,500 
„10 „ 569,400 
we SE: 241,275 
” 25 „ 599,550 
„ 10 254,235 
„ 1000 Mart 939,429,000 
500 „ 31,997,000 
100° „ 1,003,436.500 


om na 


. Das Guthaben der Giro und BE ERIWENBIN. 
. Der Betrag der Depofiten (unverzinslich) 
. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Bankgejeges an die Seit, 


kaſſe abzuführenden Noteniteuer . 


. Berichiedene Paſſiva: 


a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweilungen 


2,301,491 


b) Betrag noch nicht ausgezahlter Auftragswechſel 250,078 
c) Die dem Sabre 1892 zufallenden Zinſen und Er: 
träge von Wechſeln, Lombardforderungen und Grund 
ftüden . . Ir hen 1,714,790 
d) Noch nicht ab ehobene Dividenden 815,168 
e) Berichiedene Buchichulden 1,426,205 
. Der Betrag des Reingewinnes für das Jahr 1891: 
a) für das Reih . . ee u ie ee 8,601,544 
b) für die Bankantheils-Inhaber > 20. Se 4,867,181 
bierzu treten die 1890 MDR ge 
bliebenen . . . . . : R 2,682 4,869,864 


SM 
120,000,000 


30,000,000 


354,400 


1,976,633,460 
395.340,468 
1,060,460 


6,507,731 


13 471,408 


2,543,367,928 


Jahr 1891. k 
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AnlageP. 
Berzeihnid ſämmtlicher Reichsbankanſtalten. 
abhaͤngig von: abhaͤngig von: 
Berlin . Direktorium. Eijenad) .Neben-St. . Erfurt. 
Aachen . . Stelle. Elberfeld . . Stelle. 
Allenburg Neben:St. . Königsberg. | Elbing " 
Allenſtein re . . Königsberg. Emden in 2 
Altenburg J . Gera. Erfurt . m 
Anclam . . Stettin. Eihwege . ‚Neben:St. . Kajiel. 
Apolda . . - . Erfurt. Eijen . Stelle. 
Aicheröleben . —— . Magdeburg. Eupen . ‚Neben:St. . Aachen. 
Augäburg . . Stelle. | Finfterwalde . ! . Cottbus. 
Bamberg . Neben⸗St. . Nürnberg. Fiſchhauſen ‚Waarendepot Königsberg. 
Barmen . — Elberfeld. Flatow. Bromberg. 
Bartenjtein u . Königäberg. | Flensburg . Stelle. 
Barth . . A . Straljund. Forit . . Neben-St. . Cottbus. 
Baupen ir . Dresden. Franfenthal . "» + Mannheim. 
Belgard . . 2 20 . Eöslin. Frankfurt a. M. aupt-St. 
Bernburg. . ». » Magdeburg. | Frankfurt a. d. O. . Stelle. 
Beutben . . 2.0 . Gleiwig. Freiburg i. Breisg. Neben-St. . Karlärube. 
Bielefeld . . Stelle. Friedland i. AIR. . Baarendepot Königsberg. 
Bingen . ‚Neben-St. Mainz. Fürth. .Neben-St. . Nürnberg- 
Biihofaburg . . Waarendepot Königäberg- | Belientirchen . r Eiien. 
Bocholt Neben⸗St. . Müntteri ®. Gera . Stelle. 
Bodum u . Dortmund. | Gerdauen . : Waarendepot Königöberg. 
Brandenburg a. ?. 9. e : Berlin. Gießen . . ‚Meben:St. Frankf.a. M. 
Braunäberg . 4 . Königeberg. M. Gladbach „+ «+ Erefeld. 
Braunſchweig Stelle. Slauhau . r n Chemnitz. 
Bremen . Haupt:St. Gleiwitz Stelle. 
Breslau a Glogau — 
Brieg Neben-⸗St. Breslau—. Gneſen Neben⸗St. Poſen. 
Bromberg . Stelle. Göppingen 2 . Stuttgart. 
Brudial . ‚Neben:St. . Karlsruhe. Görlik. . . Stelle. 
Bütow — . Stolp. \ Göttingen .Meben-St. . Caſſel. 
Cammin . . Baarendepot Stettin. Goldap > m. + Hönigäberg. 
Eafiel . . Stelle. Graudenz . . Stelle. 
Gelle .Neben:St. . Hannover. ! Greifswald ‚Meben-St. . Straliund. 
Chemnitz . Stelle. Sreig . ... a Se 
Coblenz a Grünberg . — Glogau. 
Eöln . Haupt-St. Guben . 3 . Eottbus. 
Körlin . Waarendepot Cöslin. Gumbinnen. — . Königsberg. 
Cõslin Stelle. Gummersbach . Eöln. 
Colberg . . „MebenSt. . Eöslin. Hagen . . z . Dortmund. 
Colmar i. Eiſ. — . Mülbaui.i.e. Halberſtadt ; — . Magdeburg. 
Cottbus Stelle. Halle a. d. ©. . Stelle. 
Erefed . Be Hamburg (Altona) Haupt:St. 
— Neben-St. Chemnitz. Hameln .Neben-St. . Hannover. 
Culm — . Danzig. Hamm . a . . Münijteri®. 
Cüjtrin u 0. os Randimare | Hanau . » 2 200. Franka. 
Danzig . Haupt-St. Hannover (Linden) . Haupt:St. 
Darınjtadt ‚NebenSt. . Mainz. Harburg . ‚NebensSt. . Hamburg. 
Demmin . Waarendepot Stralfund | Heidelberg „ + + Mannheim. 
Deſſau Neben-St. . Magdeburg. | Heilbronn 5 . Stuttgart. 
Deutſch⸗· Eylau . Baarendepot Elbing. Herford ö . Bielefeld 
Dillenburg Neben-St. . Siegen. Hildesheim R Hannover. 
Dortmund . Haupt:St. Hirſchberg Liegnitz. 
esden Stelle. ie i. B.. Chemnitz 
üren . ‚Meben:St. . Köln. armen » F BWaarendepot Stettin. 
Dürleldori . Stelle. Inowrazlaw. ‚Neben-St. . Bromberg. 
Duisburg ‚Meben:St. . Düfleldorf. | Initerburg - Commandite Königsberg. 
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abhängig von: | rhangig von: 

leere PER Neben-St. Dortmund. |Dftrowo . Neben⸗St. . Boien. 

ijerslautern ‚Neben:St. Mannheim. | Baderborn + . Müniteri®. 
Karlsruhe Sielle. \ Bajewalt . . Waarendepot Stettin. 
Kaufbeuren . ‚Neben:St. . Augsburg. Paſſau. ‚Neben:St. . Münden. 
Kempten . nr. Augsburg. | Pforzheim > m +» farlörube. 
Kiel . . Stelle. illtallen Tilſit. 
Kigingen . ‚Neben-St. . Nürnberg. | Pirmajens . - : . Mannheim. 
Königsberg i. Pr. - Haupt-St. | Blauen i. — P . Ehemnip. 
Königeberg i. NM. Waarendepot Stettin. Pleihen . . . . Bojen. 
Konig i —— . Bromberg.  Pöhned : — . Gera. 
Konjtanz . ü Karlsruhe. ‚Boten i . Haupt-St. 
Kreuznach 5 . Eoblenz. en . ‚Neben-St. . Stettin. 
Krotoſchin Poſen. .Waarendepot Stettin. 
Labiau . . pi . Königsberg — Neben-St. . Magdeburg. 
Sayı . u . Karlörube. | Rajtenburg eg . Königsberg. 
Sandau . . r . Mannheim. | Ratibor s - Gleiwiß. 
Landeshut i. Sc. . . Liegnig. | Rawitfd i . Bojen. 
Landsberg a. d. B. Stelle. | Regensburg s R . Münden. 
Sangenberg .Neben-St. . Elberfeld. | Reichenbad) i. Sal. = . Breslau. 
Lauenburg. Pomm. — Stolp. Reichenbachi. — > . Ehemnip. 
Leipzig . Haupt-St. ‚Remjceid . r z . Eiberfeld. 
Xennep .Neben-St. . Elberield. Reutlingen P . Stuttgart. 
Liegnitz - . Stelle. Rheydt Crefeld. 
Limburg a. d. vahn Neben⸗St. . Coblenz. Roſtock Lübeck. 
Lindau . ” . Augsburg.  Rügenwalde . 5 . Stolp. 
Xippjtadt . ® Münſter i,®. Fe Dee . . Memel. 
Lila . A Poſen. Saalfeld ; . Waarendepot Elbing. 
Lörrach . . Karlsruhe. | Saarbrüden . ‚Neben:St. . Mep. 
— Rh. . Mannheim. Sagan R nr + Ölogan. 
Lüb . Stelle. _ Scippenbeil . . Waarendepot Königsberg. 
—e — Neben-St. . Dortmund. Schirwindt Neben-St. . Tilfit. 
L — ”» Königsberg. Schlawe Waarendepot Stolp. 
Magdeburg . aupt⸗St. Schneidemühl Neben⸗St. . Poſen. 
Mainz. telle. Schwedt a. d. S. „+  » Stettin. 
Mannheim . Haupt:St. ‚Schwelm . . . * . Elberfeld. 
Marienburg . ‚Neben:St. . Elbing.  Schwiebus — Frankf. a.O. 
Marienwerder RegHauptt. — Siegen Stelle. 
Meerane . ‚Neben:St. . Chemnit. | Soelt . . ‚Meben St. . Münjteri. 
Memel . Stelle. Solingen . . .. Cöln. 
Memmingen . ‚Neben:St. . Augsburg. | Sommerfeld . R . Glogau. 
Me . . Stelle. Sorau . . Görlig. 
Minden . . Speyer . 3 . Mannheim. 
Mühlhauſen i. Thür. Neben-St. . Erfurt. Spremberg A Cottbus. 
Mülhauſen i. Elſaß Stelle. Stallupönen Waarendepoi Königsberg. 
Mühlheim (Rhein). NebenSt. . Eöln. ‚ Stargard i. Bomm. Neben-St. . Stettin. 
Mülheim a. d. Ren — Eſſen. Pr. Stargardt . .Baarendepot Danzig. 
Münden . aupt=St. ‚ Stettin Haupt-St. 
Müniter i. W.. telle. ‚Stolp . — e 
Naumburg a. d. S. Neben-St. . Dalle a. Straliund . — 
Meile» .. a ‚Straßburg i. Eljaß . . Haupt-St. 
Neubrandenburg . Waarendepot Lübeck. Stuttgart.. 
Neumünſter. — Kiel. Suhl . .Neben-St. . Erfurt. 
Neu - r . Eöln. Tapiau „ Baarendepot Königsberg: 
Neuitadta. d. daardi Mr . Mannheim. , Thorn . . Stelle. 
Neuftettin . . R . Köslin. Tilftt . . 
Neuwied, Heddesdorf 2 . Eoblen; — a. d. T. . Waarendepot Stettin. 
Nordhaujen $ . Stelle. Trie Nebenẽn Metz. 
Nürnberg . —— lm Reu-Utm) = . Stuttgart. 
Offenbad) . ‚Neben-St. . Frankj.a.M.|Bierfen . . ß . . Erefeld. 
Offenburg . er . Karlörube. Waren ; Waarendepot Lübed. 
Dsnabrüd . Stelle. Wehlau .Neben-St. Königsbetg. 
Oſterode .Neben-St. . Elbing. Weimar . Erfurt. 
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abhänzig von: abhängig ven: 
Weißenfels a. d. S. Neben-St. . Hallea.d.S Worms . . . .NebenSt. . Mainz. 
Bil... > . .» Düfleldorf. |Wronte . . . . BWaarendepot Poſen. 
WetzlaeCCoblenz. WürzburgNeben⸗St. . Nürnberg. 
wWiesbaden . Frankf.a. M. Zeizßß. 6GGera. 
Bitten a. d. Ruhr . ; . + Dortmund. | Zittau. -» - . » s . » Dreöden. 
Volgeit - . . . Straljund. | Zweibrüden . - u . Mannbeint. 
Rormditt. . . . Baarendepot Königsberg. | Zwidaun . ». » 20400. . Ehemnig. 
Anlage. 


a) Verzeichniß 


der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, jowic der 
a. desjelben.!) 

15 Mitglieder: v. Hanſemann, W., Geh. Kommıerzienrath. Nauers, Beter, 
Banf:-Direftor in Hamburg 7. dv. ale G., Geh. Kommerzienrath und 
Königl. Großbrit. General-Konſul. v. Hardt, Rich., taufmann. Mendelsjohn- 
Bartholdy, E., Kommerzienrath. Heder, Emil, Reutier. Bleihröder, Jul., 
Banquier. v. Edarditein, Ernit, Frhr. Sarre, Theod., Stadtrath. v. Roth: 
ihild, Wilh. Karl, Frhr., in Frankfurt a M. Stern, Theod., Banquier in 
Frankfurt a. M. v. Dppenheim, Albert, Frhr, Königl. Sächſ. General-Konſul 
in Göln. Veit, Ed, Geh. Kommerzienrath. Winterfeldt, Mar, Juftizrath. 
Stengel, Ad. Geh. Nommerzienrath, Präfident der Xelteiten der Kaufmann: 
ihaft zu Berlin. 

15 Stellvertreter: Simon, Berthold, Banquier. Cohn, Meyer, Geh. 
tommerzienrath F. Rieß, Eduard, Banquier. Helfft, Edmund, Kommerzien— 
reth. Richter, Iſidor, Banquier. Kohhann, Heinrih, Kaufmann. Model, 
Julius, Banquier. dv. Siemens, Werner, Dr., Geh.Regierungsrath. Schön: 
lant, William, General- Koniul der Republit Salvador. Schmidt, Eduard, 
Kommerzienrath, Königl. Schwediich : Norwegiicher General:ftoniul. Bürgers 
Dar, Banquier. Zwider, Arth., Kaiſerl. Türfiicher Generalsstonful. Kopetzkhy, 
Wilhelm, Banquier. Meyer, Georg, Banquier. Delbrüd, Ludw., Banquier. 

3 Deputirte: v. Hardt, Nichard, Kaufmann. Veit, Ed., Geh. Kommerzien— 
rath. Bleihröder, Jul., Banquier. 

3 Stellvertreter: Hecker, Emil, Rentier. Sarre, Theod., Stadtrath. 
Stengel, Geh. Kommerzienvath, Präfident der Aelteiten der Kaufmannſchaft zu 


Berlin. 
b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben. 
NB. Die Namen der Beigeordneten jind mit * bezeichnet. 

1. Bremen. 8 Ausihußmitglieder: Melhers, Hermann, Kaufmann. Tewes, 
Karl, Kaufmann. Kulenkampff, Gasp. Gottl., Kaufmann. Fritze, W. U, 
Dr. jur, Theilh. der Firma W. A. Frige & Co. Delius, Fried. Wilh,, 
Kal. Preuß. General-Konſul. *Glaujien, Heinr., Kaufmann. Unkraut, Alfred 
F, Kaufmann. *MWolde, Johanı Georg, Kaufmann. 

2. Breslau. 10 Ausihußmitglieder: *v. Wallenberg: Pahaly, Gideon, 
Bangquier und Rittergutöbeliger. *andsberg, Ludw., Kommerzienrath, Stadt: 
tath, Gerichts⸗ Aſſeſſor a D. Schottländer, Julius, Bankier und Ritter— 


— — 


') Die mit einem Kreuz Bezeichneten jind veritorben, 


—EA 
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gutöbefiger. Schoeller, Leopold, Stommerzienrath. Rojenbaum, F. W., 
Kommerzienrath T. *Heimann, Heinrich, Geh. Kommerzienrath. Witte, Ernft 
Chrift., Landgerichts-Präfident in Neiße. Molinari, Leo, Sommerzienrath, 
Präfident der Handelskammer. Moriz-Eichborn, Phil. Heinr., Kommerzienrath. 
Fromberg, Gonrad, Banquier. 

3. Köln. 10 Ausihußmitglieder: v. Redlinghanien, Wilh., Kaufmann. 
Camphauſen, Arthur, Banquier. *vom Rath, Emil, Sommerzienrath. 
v. Oppenheim, Albert, Freiherr, gl. Sächſ. General-KRonſul. Rautenftraud, 
Eugen, Kaufmann. *Marcus, Julius, Kommerzienrath, Kaufmann. Selig— 
mann, Jakob, Banquierf. Deihdmann, Theodor, Kommerzienrath, Banquier. 
*Heuſer, Aug., Geh. Kommerzienrath, Kaufmann. Herjtatt, Eduard, Bangquier. 

4. Danzig. 6 Ausihußmitgliever: * Steffens, Mar, Kaufmann und Konsul. 
Rodenader, Ernit Theod., Kaufmann. Heyn, Frdr., Hommerzienrath. Mir, 
Gg. Ld., Kommerz: und Admiralitätörath a. D: *Kosmack, Albert, Kaufmann 
und Stabtrath. Boehm, Hein. M., Kommerz: und Momiralitätörath a. D. 

5. Dortmund. 8 Ausihußmitgliever: "Brand, Julius, Kaufmann, Stadt: 
verordnieter und Handelsrichter. Overbed, Julius, Yabrifbefiger. Abmann, 
Theod., Fabritbejiger, Kreistags-Mitglied und Stadtverordneter in Lüdenſcheid. 
*Heintzmann, Otto, Landgerichtsrath a. D. Wiskott, Wilhelm, Stadtrath, 
Bangquier. Shwedendied, Ernit, Hütteu-Direftor. Herbers, Friedr. Herm., 
Sommerzienrath, Fabrikbeliger und Stabtverordnetens Vorfteher in Sierlohn. 
Weydekamp, Garl, Fabrifant und Magiitrats:Mitglied in Jierlohn. 

6. Frankfurt a.M. 10 Ausihußmitglieder: Eyſſen, Bernd. Ferd., Banquier. 
Soldihmidt, Ad. Bened.9., Banquier. *Grunelius,Ed., Banquier. *Stern, 
Theod., Bangquier. Müller, Baul, Banquier. Bamberger, Rud., Banquier in 
Mainz. Haud, Aler. Fr. Joh., Banquier. "Ladenburg, Emil, Geh. Kommerzien- 
rath. v.Neufpille, Otto, Banquier. Shmidt-Poler, Phil. Nikol., Rentier. 

7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: *Baur, Johannes, Banquier. 
Behrens, Ed. Ludw., Banquier. dv. Berenberg-Goßler, John, Banaquier. 
*Lembcke, G. Eduard, Banquier. Rauers, Peter, Banf-Direktor Tr. Böhl, 
Heinrich Yudiw., Kaufmann. *Borgnis, AMlerander, Kaufmann. Burdard, 
5: W., Herzogl. Anhalt. Konful und Saufmann. Lutteroth, Arthur, Kaufmann. 
Nottebohm, E. F. W., Kaufmann. 

8. Hannover. 7 Ausihußmitglieder: Benfey, Jul., Bankdirektor und Rechts— 
anwalt. Jänede, Georg, Geheimer Kommerzienrath. *Meyer, Louis Ephraim, 
Geh. Stommerzienrath. Meyer, Sigmund, Kommerzienrath. *Bartels, Dtto, 
Banquier. Brodtmann, Albert, Kaufmann. Simon, Dr., Zandridter. 

9. Königsberg i. Pr. 7 Ausichußmitglieder: Bittrich, Karl Heinr. Kolumb., 
Seh. Kommerzienrath. *Doerfien, Heinr., Nentier. *Meper, Dtto, K. K. Oeſt.⸗ 
Ing. stonjul, Kaufm. u, Rittergutsbeſitzer. Schroeter, Fr., Geh. tommerzienrath. 
v. Dönhoff: Friedridhitein, Graf, Aug., Kal. Kammerherr und Legations: 
rathb a. D. Eihelbaum, Laſer, Kaufmann. Japha, Walter, Staufmann. 

10. Leipzig. 3 Ausichußmitglieder: Beder, Ferd. Edm., Banquier, Konful. 
*Dodel, Wilh., Geh. Kommerzienrath, Kaufmann. Röder, Emil Ant. Raph., 
Stonmmerzienrath, Banquier. Frege, Ehriitian, Ferd., Banquier. Ackermann— 
Teubner, A, Buchhändler. Heydenreih, Guſtav Ernft, Kaufmann. Schmidt, 
Julius Wilh., Konſul, Banquier. *Schröder, Franz Louis, Kaufmann. 

11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: *Loemwe, Otto, Banquier. Hubbe, 
Dtto, Kaufmann und Stadtrath. Ziegler, Ottokar, Hommerzienrath. Haus: 
waldt, Wilh., Fabrikbeliger und Stadtrath. Frider, Anton, Kaufmann. »Schieß, 
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Louis Heint., Banquier. Kalkow, Ludw. Aug., Kaufmann und Stabdtrath. 
Bennewig, Theodor Ehrift. Guft., Kommerzienrath. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Baſſermann, AJul., Kaufmann F. 
Hohenemſer, Lud., Banquier. Jörger, Karl, Kommerzienrath, Kaufmann. 
Köfter, Wilhelm, Kommerzienrath, Banquier. Diffene, Philipp, Kommerzien- 
rath, Handeldfammer-Präfident, Kaufmann. *Hirih, Emil, Kaufmann, Theil- 
haber der Firma Jacob Hirſch & Söhne Ladenburg, Karl, Kommerzienrath, 
Stoniul, Banquier. *Reiß, Karl, Konful. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Weidert, Joh. Karl, Kommerzien- 
rath und PBräfident der Handels- und Gewerbefammer für Oberbayern, Banauier. 
*Keſter, Eduard, Kommerzienrath, Direktor der Aktien-Geſellſchaft für Leber: 
fabrifation. vd. Sendtner, Theodor, YBankdireftor. *v. Badhauſer, Heinr., 
Kgl. Geheimrath und General:Direktions=Betriebö-Direktor a. D. *Otto Nitter 
von Bever, Königl. Minifterialrath im Königl. Staatöminifterinm, des Königl. 
Hauſes und des Aeußeren. Guggenheimer, Morig, Stommerzienrath, Königl. 
Handelärichter, Banquier. Graf Otto v. Holnftein, Königl. Kämmerer und 
Hofmarichall Sr. Kgl. Hoheit des Prinzen Ludwig von Bayern, Adermann, 
Theod., Königl. Hofbuchhändler. Find, Wilhelm, Kommerzienrath, Banquier. 
Freitag, Andreas, Sal. Hofratb, - Ndvofat und Rechtsanwalt am oberſten 
Landesgericht. 

14. Bojen. 6 Ausihußmitglieder: Bendir, Joadim, Kaufmann. *»Neu— 
franz, Auguft, Steuerrath, Statafter- und Aichungs-Inſpektor. *Rantoromicz, 
Julius, Kaufmann. *Goldenring, Leopold, Kaufmann. Villnow, Dr., 
Rechtsanwalt und Notar, Stadtverordneter. Joachimezyk, Yonis, Haufmann. 

15. Stettin. 7 Ausihußmitglieder: Abel, Nudolph, Kommerzienrath und 
stonful. Krahnitöver, Eduard, Kaufmann. Crohn, E., Feuer-Societäts— 
Direktor a. D. Greffrath, Karl, Kaufmann. Walter, C. F. W., Kaufmann. 
*Günther, Herm., Konful und Kaufmann. *Brandis-Treiielt, Joh. 
Julius, Kaufmann. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausihußmitglieder: North, Jean, Dr. jur., 
Bank» Direktor. *Blum, Gabriel, Bank-Direktor. Herrenihmidt, Alfred, 
Fabrikant. Reinhardt, Dr., Rechtsanwalt. Blunt, Leon, Banauier. *Sengen: 
wald, Adolf, Rentier. Grobe, Friedrich, Fabrikdirektor. Sengenmwald, 
Julius, Handelskammer-Präſident F. 

17. Stuttgart. 8 Ausſchußmitglieder: »Doertenbach, Karl, Kommer— 
zienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. v. Staib, Karl, Geh. 
Hofrath, Direktor der Königl. Württembergiſchen Hofbank. Müller, Guſtav, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma J. G. Müller & Co. Merkel, Oskar, Fabrikant, 
Theihaber der Firma Merkel & Kienlin in Eßlingen. Federer, Julius, Sal. 
Belgiicher General-Konſul und Königl. Italieniſcher Konſul, Miteigenthümer der 
Firma Stahl & Federer. *»Kübel, Edmund, Rechtsanwalt und Nechtörath der 
Allgemeinen Rentenanftalt in Stuttgart. DOftertag, Karl, Kommerzienrath, 
Staufmann. v. Pflaum, Alerander, Geh. Kommerzienrath, Kgl. Sächſ. General: 
Konſul, VBorfigender des Auffichtsraths der Württembergiichen Banfanftalt, vorm. 
Pflaum & Co., Mitglied des Auffichtöraths der MWürttembergifchen Bereinsbanf. 

1 Beigeordneten-Stellvertreter: Müller, Guitav, Kaufmann. 
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Jahr. 


1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1885 


1884 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
18% 
1891 





1 
Fi 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für da® Jahr 1891. 


Gejanmt: * 
Umſate. Plaß⸗Wechſel. re 
Mk K « 


36,684,830,600 1,107,181,862 3,015,650,331 
47,541,619,800 118360100) 2,695,224,998 
44,254,713,700 — 2,289,350,275 
47,458,751,900 ——— 2,314,773,342 
52,193,508,000 108.109,74:) 2,450,686,928 
56,336,057,800 1,082,125,230 2,579,704,151 
56,005,689,200, 1,164,780,204, 2,835,866,721 
62,619,705,900| 1,101,906,107) 2,698,269,124 
71,590,793,700' 1,194,926,502| 2,584,969,613 
73,199,039,000 1,146,604,292 2,412,657,425 
76,565,423,200| 1,176,982,883| 2,382,156,700 
79,839,097,500| 1,252,170,239  2,701,171,710 
84,337,564,300| 1,268,910,590; 2,649,165,860 
99,708,891,300) 1,605,003,918, 3,031,296,339 
108,595,412,900| 1,847,461,771, 3,578,027,034 
109,933,249,000| 1,837,049,976 3,576,842,445 


| Wechſelankäufe. 
| IE EEE EEE 


| 
| 
| 









Wechſel 
auf das 
Ausland. 


17,633,077 
18,724,955 
40,334,279 
39,276,153 
57,351,630 
56,630,100 
42,809,594 
45,845,097 
43,630,899 
77,281,820 

105,220,082 
66,616,380 
54,834,730 
61,564,604 
63,970,955 
78,303,434 


Anlage 
Vergleichende Ueberſicht der Gejdäfte: 


Lombard- 
Darlebne. 


467,207,210 
492,828,770 
525,750,700 
628,402,980 
839,701,650 

| 1,046,570,550. 
900,870,500 
704,201,800 
765,203,490 
739,999,860 
775,842,450) 
690,341,710 
709,576,800 

1,045,460,800 
1,315,176,150 
1,208,140,100 





Gold- 
Ankäufe 


46,389,264 
177,164,232 
97,708,405 
83 967,741 
46,210,358 
47,115°564 
110,885,995 
55,910,235 
13,484,891 
129,745,818 
130,262,537 
172,291,9%6 
235,94, 
12.088,452 
87,968,974 
176,472,163 
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Ergebniſſe der Reichsbank jeit deren Beitchen. 
— 5 f | 
| H : | | 
Ein · und Aus⸗ — — — Zahl der 
Umjäge zahlungen für | . Be: | * gang 23 Beamten 
i in Verwahrung und zum zZ = 
ug | Rehuung des Berwaltung gegebenen waltungd' Rejerve- | E 2 a 
Biro-Berkehr. Reichs und der gaeg foiten. |. ) i = 2 Neichäbant 
Berthpapiere am in. 9% ' 
| Bundesitanten. | Schluß; jedes Jahres am Nahres- 
| — | : ſchluſſe. 
Ss A N * se | Mr | Prorent. i 
| | | 
16,711,245,214 | 2,070,624,341 424,129,420  |5,399,361 | 977,047 61. | 1,094 
27,022,029,088 | 2,149,265,578 555,406,414 1 5,648,998 | 1,074,046 | 6,20 | 1,127 
27,291,913,192 | 1,964,678,045 688,504.505 5,438,830 | 1,078,125 | 65 | 1,143 
30,410,202,836 | 1,552,976,635 785,008,186 ' 5,328,260 | 304,824 | 5 1,141 
35,234,255,341 | 1,372,195,390 866,470,238 ,5,399,798 | 396,253 | J 1,155 
37,458,776,454 | 1,824,525,841 975,054,750 :5,437,167 |1,299,295 , 6°/s | 1,161 
36,190,142,131 | 1,818,157,340 1,107 ,424,387 5,511,178 | 1,532,154 | Ts | 1,181 
43,793,609,270 | 1,389,898,702 1,236 ,923,145 5,796,147 | 1,052,100 , 6'/a | 1,219 
52,637,790,380 | 2,256,201,376 1,384,672,752 »,917,258 | 1,048,171 | 6'/a | 1,248 
53,847,522,095 | 2,806,747,353 1,522,389,618 6,034,480 | 1,041,436 | 6,4 1,269 
57,229,843,053 | 2,668,939,390 1,622,979,813 6,107,813 | 474,214! 5,0 1,307 
58,843,133,482 | 2,943,850,455 | 1,747,441,692 | 6,277,425 | 1,021,617 | 6, 1,337 
f j | 
63,824,976,889 | 3,079,401,868 1,900,526,691 ı6,492,142! 540,934 | 5,4 1,392 
75,676,319,017 | 3,349,787,942 | 2,042,261,892 | 6,798,245 | 1,500,049 | 7 1,445 
79,749,501,624 | 4,054,542,889 | 2,198,090,713 | 7,431,279 | 3,068,155 8,51 1,507 
81,012,777.470 | 4,210,533,196 | 2,356,612,539 '7,805,773 997,091 1 7,55 1,573 
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Der dentihe Steinkohlenbergban in den Jahren 1881/1890. Das erſte 
Vierteljahresheft zur Statijtit des Deutjchen Reichs enthält einen Nachweis über 
den deutichen Steinfohlenbergbau in den Jahren 1881 bis 1890, worin, dem 
natürlichen Vorkommen der Steinfohlen entiprechend, die einzelnen Klohlenlager 
unterjchieden, und für dieſe die Zahl der Bergwerfe, Menge und Werth der 
Förderung, ſowie die Belegichaft der Werfe in jedem der genannten zehn Jahre 
angegeben jind. Daneben find einige Verhältnißzahlen berechnet, und befonders 
ift die durchjchnittliche Förderung auf einen Arbeiter verzeichnet, wobei bemerkt 
it, daß die Höhe der Durchichnittsförderung nicht bloß von der Körperfraft, der 
Semwandtheit und dem Fleiß der Arbeiter, jondern wejentlich auch von der geo— 
logischen Beichaffenheit der Bergwerfe, der Märhtigkeit und Negelmäßigfeit jowie 
dem Neinheitögrad der ausgebeuteten Schichten und der Tiefe der Gänge, ferner 
von der technijchen Einrichtung der Werke und der Dauer der Arbeitsichichten 
abhängig iſt. Die Ergebnifje des Staatsbetriebs find geſondert dargeitellt. 

Faßt man zunächſt das gejammte Gebiet des Deutichen Neich& ind Auge, ſo 
ergibt ſich daß 1881 von 497 Werften mit einer Belegichaft von zufammen 
186,335 Arbeitern 48,7 Mill. Tonnen Steinkohlen im Werthe von 252,3 Mill. 
Mark gefördert worden find, 1890 dagegen durd; 425 Werfe mit einer Belegichaft 
von 262,475 Köpfen 70,2 Mill. Tonnen im Werthe von 538,0 Mill. Mark. 
Während demnah die Zahl der Werke in der angegebenen Zeit um 14,5°/, 
zurücdgegangen it, bat jich die Förderung der Menge nad) um 44,3°,,, dem 
Werthe nach um 113,3°/, geiteigert und die Arbeiter- Belegjichaft un 40,9 °/, 
vermehrt. Unter den europäischen Ländern, in denen Steinfohlen gefördert werden, 
fommt nach der Menge der Förderung Deutſchland in zweiter Linie in Betracht, 
da nur Großbritannien größere Mengen (1890 184,5 Mill. Tonnen) erzeugt, 
dagegen Frankreich (1890 26,3 Mill. Tonnen), Belgien (1889 19,9 Mill. Tonnen), 
Dejterreich: Ungarn (1889 9,5 Mill. Tonnen) und Rußland (1889 6,2 Mill. Tonnen) 
erheblich zurückſtehen 

Die durchſchnittliche Förderung auf einen Arbeiter berechnete ſich im ganzen 
Deutſchen Reich 1881 zu 261 Tonnen und iſt bis zu 290 Tonnen im Jahre 1888 
geſtiegen, dann aber wieder auf 268 Tonnen im Jahre 1890 zurückgegangen. 
Dieſer Rückgang iſt ohne Zweifel auf die allgemeine Herabſetzung der regelmäßigen 
Schichtdauer zurückzuführen. Der Durchſchnittswerth einer Tonne der geförderten 
Steinfohlen (d. h. der durchſchnittliche Verkaufswerth am Urſprungsort) betrug 
1881 5,18 ME. und bat ſich bis zum Jahre 1888 wenig verändert, ſtieg aber 
dann 1889 auf 5,72 und 1890 auf 7,66 WIE. 

Bon der Geſammtzahl der deutjchen Werke befanden ſich 1881 26 und 1890 
25 ım Staatsbetriebe. Dieſe Staatswerfe haben im evitgenannten Jahr mit einer 
Belegichaft von 35,766 Köpfen 8,5 Mill. Tonnen (17,53°/, der Förderung ſämmt— 
licher Werke) im MWerthe von 56,4 Mill. ME, im Jahre 1890 dagegen mit einer 
Belegſchaft von 46,468 Köpfen 11,3 Mill. Tonnen (16,14°/, der Gejammtförderung) 
im Werthe von 102,5 Mill. ME. zum Tage gebracht. 
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Das bedeutendite unter den deutſchen KRohlenablagerungen (Kohlenbeden) iſt 
das rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenlager (das jog. Auhrbeden), das jih in 
der Richtung von Diten nah Weiten von Hamm in Wejtfalen bis in die Gegend 
von Krefeld Hinzieht und zwifchen Wetter und Kettwich durd die Ruhr in vielen 
RWindungen durchichnitten wird. Gefördert wurden in diefem Gebiet 1881 in 
192 Werfen mit einer Belegſchaft von 82,239 Köpfen 23,6 Mill. Tonnen im 
Werthe von 107,3 Mill. ME., 1890 in 175 Werfen mit einer Belegfchaft von 
127,534 Köpfen 35,5 Mill. Tonnen (d. h. mehr als die Hälfte der geſammten 
a Deutichlands) im Werthe von 282,1 Mill. ME. Staatdwerfe find 
bier nicht vorhanden. 

Sm oberſchleſiſchen Kohlenbeden, das an der öſterreichiſch-ruſſiſchen 
Grenze liegt und einen größeren Theil des Negierungsbezirts Oppeln einnimmt, 
find gezählt 1881 109 Werke mit einer Belegichaft von 33,554 Köpfen und 
einer Förderung von 10,4 Mill. Tonnen im Werthe von 41,9 Mill. ME, 1890 
dagegen 90 Werke mit einer Belegichaft von 49,453 Köpfen und einer Förderung 
von 16,9 Mill. Tonnen (nahezu '/, der Gejammtförderung Deutſchlands) im 
Werthe von 84,7 Mill. ME. Die durchjchnittlihe Förderung eines Arbeiters be— 
rechnefe jich 1881 auf 310 und 1890 auf 341 Tonnen und it in feinen anderen 
deutjchen Kohlengebiet jo hoc wie in diefem. Staatswerke waren hier 1890 4 
im Betrieb, die mit einer Belegjchaft von 11,786 Köpfen 3,8 Mill. Tonnen im 
Werthe von 22,3 Mill. ME. gefördert haben. 

Im Saarbeden bei Saarbrüden, das aud in die bayerische Nheinpfalz 
und nad Lothringen hineinragt, und zu dem das Heine Rohlenbeden bei Offenburg 
in Baden zugerechnet it, ſind 1881 durch 32 Werke mit einer Belegichaft von 
27,377 Köpfen 6,0 Mill. Tonnen im Werthe von 44,5 Mill. ME, 1890 da— 
gegen durch 34 Werke mit einer Belegichaft von 34,227 Köpfen 7,4 Mill. Tonnen 
(etwas über ’/,, der Geſammtförderung Deutichlands) im Werthe von 80,5 Mill. 
ME. gefördert worden. Der größte Theil der Förderung diejes Gebiets entfällt 
auf die Staatäwerke, die im Jahre 1881 (12 an der Zahl) mit einer Beleg: 
ihaft von 23,216 Köpfen 5,3 Mill. Tonnen im Werthe von 39,3 Mill. ME, 
und 1890 (13 an der Zahl) mit einer Belegichaft von 28,830 Köpfen 6,4 Mill. 
Tonnen im Werthe von 69,8 Mill. ME. erzeugt haben. 

Das Kohlenbeden bei Zwidau und Chemnitz im Königreic; Sachſen 
weit im Jahre 1881 51 Werke mit einer Belegichaft von 13,916 Köpfen und 
einer Förderung von 3,2 Mill. Tonnen im Wertbe von 20,9 Mill. ME., 1890 
jedoch 34 Werfe mit einer Belegichaft von 16,888 Köpfen und einer Förderung 
von 3,6 Mill. Tonnen (5,07 °/, von der Geſammtförderung Deutichlands) im 
Werthe von 35,4 Mill. ME. auf. Staatöwerfe jind nicht vorhanden. 

Das niederſchleſiſche Kohlenbeden zwiichen Eharlottenbrunn und 
Landeshut zählte 1881 42 und 1890 41 Werke. Gefördert wurden im eriteren 
Jahre durch eine Belegfchaft von 12,469 Köpfen 2,7 Mill. Tonnen im Werthe 
bon 17,0 Mill. ME, dagegen 1890 3,2 Mill. Tonnen (4,56 "fo von der Ge— 
ſammtförderung Deutſchlands) im Werthe von 25,6 Mill. Mk. Die Werke ſind 
ſammtlich im Privatbeſitz. („R. Anz.“) 
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Die Entwickelung der Genoſſenſchaften unter dem nenen Genoſſenſchafts— 
Geſttz. Die Zahl aller deutichen Genoſſenſchaften ijt nicht bekannt, denn beſonders 
auf dem Lande kommt es zu vielen wirthichaftlichen Vereinigungen, oft von er- 
heblihem Geſchäftsumfang, ohne daß man fie eintragen läßt; um Schreibereien 
zu vermeiden, um nichts mit Obrigfeiten und Gerichten zu thun zu haben, ver- 
zichtet man auf den gefeßlihen Schuß, den die Eintragung bietet. So wurde 
kürzlich feitgeitellt, daß von den ſchleswig-holſteiniſchen Molkereigenoſſenſchaften 
176 eingetragen. etwa 350 aber nicht eingetragen waren. Ebenjo verzichten auch 
viele Vereinigungen, mindejtens die Hälfte aller, auf den Anſchluß an größere 
Berbände, weil fie deren Vortheile nicht würdigen. Wenn wir Zahlen geben, jo 
beziehen jich diefe nur auf die im „Reichs-Anzeiger“ bekannt gegebenen, in die 
Genofjenschaftsregiiter eingetragenen Vereine. Am 1. Mai vorigen Jahres kannte 
man im Deutſchen Reiche 7608 Genofjenjchaften, nämlich 3910 Greditgenofjen- 
ichaften, 2264 Genoſſenſchaften in einzelnen Gewerbszweigen, 984 Confumvereine 
und 50 Baugenoſſenſchaften. Dies jchiden wir voraus, um nun die Entiwidelung 
der Genofjenichaften vom Dftober 1890 bis Oftober 1891 zu betrachten, d. h. im 
zweiten Jahre des neuen Gejeges, welches normaler und darum lehrreicher it als 
das erſte mit ſeinen Uebergangsſtörungen. 

Es ſind in dieſem Jahre, wie wir einer Zuſammenſtellung der „Social-Gorr“, 
entnehmen, 127 Genofjenichaften aufgelöft und 964 neu eingetragen ; der Zuwachs 
beträgt 837 oder etwa 12°/,. Die Ereditvereine haben 37 verloren, 486 ge: 
wonnen; die Gonfumvereine 31 verloren, 163 gewonnen; die landwirthſchaftlichen 
Eonjumvereine 23 verloren, 123 gewonnen; die Molkereigenoſſenſchaften 11 ver— 
foren, 116 gewonnen; die anderen Genoſſenſchaften 25 verloren, 76 gewonnen. 
Die neuen Ereditvereine, fait ſämmtlich ländliche Darlehnskaſſen nah Raiffeiſen, 
jiud bejonders entitanden in Bayern, Heſſen, Württemberg, Heſſen-Naſſau, Elſaß— 
Lothringen und anderen Bezirken des Südens und Weſtens. Die neuen Conſum— 
vereine jind meiſt in Norddeutjchland, wejtlid der Elbe und außerdem in Bayern 
und Elſaß zu juhen; die neuen landwirthichaftlihen Conſumvereine in den Ge— 
bieten, wo Kleinbeſitz vorherrſchend iſt, die Molfereigenofjenichaften aud) in anderen 
landwirtbichaftlichen Bezirken. Die Zahl ſämmtlicher eingetragenen Genofjenichaften 
hat ji in allen Theilen des Reichs vermehrt umd zwar in Ditpreußen um 13, 
Weitpreußen 3, Brandenburg 22, Pommern 16, Poſen 10, Echlefien 14, 
Sachſen 33, Hannover 56, Wejtfalen 33, Hefjen-Nafjau 54, Nheinland 73, 
Bayern 149, Sachen 16, Wirttemberg 103, Baden 9, Heſſen 106, Elſaß— 
Rothringen 42 u. ſ. w.; einzig in Schleswig-Holftein ftehen nur 5 neue 6 auf- 
gelöjten Vereinen gegenüber. 

Was die Haftart anbetrifft, jo haben von den 964 neuen Bereinen 715 die 
alte unbejchränfte Haftpflicht gewählt, 235 die bejchränfte und 14 die unbes 
ſchränkte Nachſchußpflicht. Im ganzen gab e8 am 1. Oktober 1891: 740 Ge: 
nofjenjchaften mit bejchränkter Haftung. Sie find ganz bejonders al3 die dankens— 
werthe Frucht des neuen Geſetzes zu bezeichnen. 


Das dentfche Arbeiterredht. 


Syſtematiſch dargeitellt von 
Eonrad Bornhat. 


Eriter Abjchnitt. 
Die arbeitenden Klaſſen und die Staats- und Gefellfdaftsordnung. 


I. Die fozialen Rechtsbildungen des Mittelalters. 


Die freie Bauergemeinde, innerhalb deren jeder Hausvater jeine Wirthichaft 
mit Hilfe der Familienglieder und meniger hörigen Knechte und Mägde ver- 
fieht, bildet die Grundlage germaniichen Staats und Wirthichaftslebens bei 
dem erjten Eingreifen de3 Germanenthums in die Geſchichte. Das Bedürfniß 
nah neuem Grund und Boden ließ die germanifchen Stämme immer von 
neuem gegen die feitgefügten Grenzen des Römerreiches anjtürmen, bis endlich 
die jozial zerjegte antife Welt zu erfolgreihem Widerjtande unfähig war, und 
der Heerbann deutjcher Bauern, welcher mit Weib und Kind die alte Heimath 
verlajjen hatte, auf den Trümmern des Wejtreiches neue germaniiche Staaten 
bildete. In Diejer neuen Umgebung, in die es verjegt war, mußte das bis: 
herige Staats- und Wirthichaftsleben der Germanen jehr bald andere Formen 
annehmen. Nicht nur der Zwiejpalt der Nationalitäten und Bekenntniſſe bildet 
die Schwäche der germanitchen Reiche auf römischem Boden. In dem Ger: 
manenthume jelbit war der organische Zuſammenhang der Geſchlechter und 
Gemeinden gelockert und aufgehoben. Ein neuer Amtsadel aus germaniſchen 
und römiſchen Elementen erhob ſich, einflußreich durch Beſitz und politiſche 
Macht, über der Maſſe der gewöhnlichen Freien, ſo daß dieſe ihm gegenüber 
weder ſozial noch politiſch ihre Gleichberechtigung erhalten konnten. 

Mit der Einfügung der rein germaniſchen Gebiete in das Frankenreich, 
deſſen Schwergewicht auf römiſchem Boden lag, machten ſich, wenn auch ſpäter 
und in abgeſchwächtem Maße die neuen Einflüſſe auch in der alten Heimath 
geltend. — weltliche und geiſtliche Grundbeſitzungen traten an die Stelle 
der früheren gleichmäßigen Beſitzſchichtung, und der Druck ihrer Inhaber auf 
die Staatsgewalt und die übrigen Bevölkerungsklaſſen macht ſich immer fühl— 
barer. Noch einmal aufgehalten durch die kraftvolle Monarchie Pipins und 
Karls des Großen, nimmt dieſe Entwicklung unter den ſpäteren Karolingern 
mit unmideritehlicher Gewalt ihren Fortgang. Die Grafengewalten verwachſen 
mit den Grundherrichaften zu einer untrennbaren Einheit, jo daß der Staat 
als Organe feiner provinzialen Verwaltung nur die weltlichen und geiftlichen 
Großen hat. DVermöge ihrer wirthichaftlichen Uebermacht und ihrer obrigfeit- 
lichen Befugniſſe fuchen fie die Kleinen freien Befiger immer mehr in den Zu— 
ftand der Abhängigkeit von ſich zu verjegen, fie in den Zuſtand der Hörigfeit 
herabzudrüden. Ein Theil der freien Bauerjchaft kam ihnen dabei auf halbem 
Wege entgegen, um durch die Hingabe an einen Herrn frei zu werden von 
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ichweren jtaatlichen Laſten, den bei der Schwäche der Staatsgewalt doppelt 
wiünjchenswerthen Schuß eines Herrn in allen Nothlagen des Lebens zu 
gewinnen. 

Die alte, auf Familie und Geſchlecht aufgebaute patriarchaliich-demofratijche 
Drdnung des Gemeinwejens wird dadurch allmählich immer mehr untergraben. 
Die Grundherrichaft mit hörigen Hinterfajlen tritt an die Stelle der bäuerlichen 
Familienwirthichaft in gejchlojienen Gemeinden. Dementiprechend nimmt auch 
das Staatöwejen eine immer arijtofratiichere Färbung an und beraubt damit 
die an Zahl jtetig zufammenjchmelzenden gewöhnlichen Freien des größten 
Theils ihres politischen Einfluſſes. Abgejehen von einigen entlegenen Gebieten, 
in denen die alten Zuftände ſich erhielten, war die gemeine Freiheit jeit Ende 
des 9. Jahrhunderts in der That überall in Gefahr, der wirtbichaftlichen und 
politiichen Uebermacht des neuen Amtsadels zu erlingen. Einige große geiſt— 
fihe und weltliche Grundherrichaften, auf denen hunderte und taujende höriger 
Leute jaßen, und deren Befiger, nur nothdürftig durch ein von ihnen ab: 
hängiges Schattenfönigthum zufammengehalten, ſich gegenfeitig befehdeten, das 
ichien das Endziel der neuen jtaatlichen und ſozialen Entwicklung zu ſein. 

Wenn in Deutſchland die Monarchie der Ottonen und Salier, geſtützt 
auf die Kirche und den geiſtlichen Amtsadel, gegenüber jenen ſozialen Mächten 
noch einmal zu ſelbſtändiger Bedentung gelangen und die Univerſalherrſchaft 
Karls des Großen erneuern konnte, ſo war damit doch der gemeinen Freiheit 
wenig gedient. Denn das auf die Mitwirkung des Amtsadels bei Verfolgung 
jeiner umiverfellen Pläne angemwiejene Kaiſerthum vermochte nicht, im Gegen 
ſatze zu den herrichenden Klaſſen die foziale Entwicklung zu hemmen, wenn 
e3 daran überhaupt gedacht hätte. 

Da rafften fich die Reſte der alten Gemeinfreien zufammen und juchten 
fi) durch vereinte Kräfte dasjenige zu fichern, was ihnen die von den oberen 
Klafjen der Gejellichaft abhängige Staatsgewalt nicht gewähren fonnte, den 
Schuß der perjünlichen Freiheit gegenüber der drohenden Gefahr des Herab— 
finfens in die Hörigfeit. Auf religiöjer Grundlage bilden ſich durch freie 
Einung Gilden der Gemeinfreien zu wechjeljeitigem Schuß und Truß, zur 
Gewährung jeder Hilfe, welche der Einzelne bedurfte. Die Gilde erjegt den 
Schub der Familie und des Geſchlechts wie den des Herrn Durch eine ebenſo 
enge alle Lebenszwecke ergreifende Gemeinſchaft. Sole Gilden mußten fich 
vorzugsweile da zufammenthun, two noch eine größere Anzahl von Gemein 
freien beiſammen jaß, in den füniglichen und Bilchofitädten, deren freie Be: 
wohner, zum größten Theile Kaufleute mit eigenem Grundbeſitze, ihre Freiheit 
nicht nur gegen den Herrn oder Vogt der Stadt, jondern auch gegen um: 
wohnende Feudalberren zu vertbeidigen hatten. Begünftigt durch das enge 
Zuſammenwohnen an einem befejtigten Orte, gelang es nun den Bürgergilden 
nicht nur, die Freiheit ihrer eigenen Mitglieder zu wahren und die vereinzelten 
Gemeinfreien des flachen Landes in die Stadt zu ziehen, jondern auch im 
Kampfe mit der feudalen Stadtherrichaft die obrigfeitlichen Rechte über das 
ſtädtiſche Gebiet für die Stadtgemeinde jelbjt zu erringen, die Damit zu einer 
von der Gilde verjchiedenen, rechtlich anerfannten Storporation wurde. 

Damit war die wirtbichaftliche wie politische Alleinherrichaft der großen 
Grundherren gebrochen. Mochte auf dem flachen Lande die Gemeinfreiheit 
der Grimdherrichaft unterliegen, und der Hörige für jeinen Herrn die Scholle 
bebauen, hinter dem Walle der Städte hatte die freie Arbeit neuen Raum für 
ihre Entwidlung gefunden. Neben die Grundherren traten die ftädtifchen 
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Bürgerichaften als jelbjtändige und unabhängige Gejellichaftsflajfe. Die aus— 
jchließliche Beberrihung des Staatswejens durch die mit obrigfeitlichen Befug- 
nifjen ansgejtatteten weltlichen und geiftlichen Grundherren, wie fie in den 
eriten Jahrhunderten nad Karl dem Großen jtattgefunden hatte, war zur 
Unmöglichkeit geworden. Im Beige einer den. Grundherren coordinirten lofal- 
obrigfeitlihen Gewalt, verlangten die Städte auch Einfluß auf das gejammte 
Staatsweſen, insbejondere Vertretung unter den Ständen des Reiches. Im 
Bunde mit den großen jtädtiichen Kommunen vermochte die franzöfiiche 
Monarchie die großen Feudalberrichaften der Krone zu unterwerfen, die Ein- 
heit des Staates herzuitellen und innerhalb desjelben den mahgebenden Ein- 
fluß des Königthums zu fichern. Wenn in Deutjchland die Erreichung des 
gleichen Zieles durch die der ſtädtiſchen Entwidlung feindliche Politit der dem 
Phantome des Weltreiches nachjagenden Hohenjtaufen verhindert wurde, jo 
mußte doch auch hier nach dem Untergange jenes Kaiferhaufes den Städten 
eine Theilnahme an den Reichsſtänden wenigitens joweit eingeräumt werden, 
als jie, von jeder anderen Territorialherrichaft befreit, unmittelbar unter dem 
Neiche ftanden. Die weltlichen und geiftlichen Territorialberren und die Kor— 
porationsorgane der reichsjtädtiichen Gemeinden haben jeitdem Namens des Reichs 
die obrigfeitliche Gewalt innerbalb ihrer Gebiete geführt und, vereinigt in den 
Reichsſtänden, einen entjcheidenden Einfluß auf die Neichsregierung ausgeübt. 

Dieſe Entwiklung greift jeit dem 12. und 13. Jahrhundert über auf die 
einzelnen Territorien. Aus einzelnen Freien mit mittlerem Grundbefige, welche 
fih mit der perjünlichen Freiheit die Waffenfähigfeit erhalten hatten, umd aus 
den urjprünglich unfreien bewaffneten Dienjtmannen der Fürſten entjteht, ges 
pflegt durch die Kreuzzüge, die Nitterichaft als beſondere Gejellichaftsklalje. 
Namentlich in den weiten Kolonifationsgebieten des Oſtens wird aus militär= 
iſchen Gründen ein jtarfer, mit Kriegsdienſten belajteter Großgrundbejig ge— 
Schaffen. Neben dieſem größeren weltlichen Grundbeſitze jtand derjenige der 
geiftlichen Inſtitute, denen die Erlangung der Freiheit von einer Territorials 
gewalt umd der unmittelbaren Stellung zum Weiche nicht gelungen war. 
Hehnlich wie im Neiche eignen ſich auch innerhalb der Territorien die welt: 
lichen und geiltlichen Grundbeſitzer die obrigfeitliche Gewalt über den größten 
Theil des flachen Landes und das Obereigenthum über den bäuerlichen Befig 
auf Grund landesberrlicher Verleihungen jchon im 13. Jahrhundert an. Das 
mit war die Herabdrüdung der in den Solonilationsgebieten des Oſtens 
urjprünglich freien Bauern in den Stand der Hörigfeit wenigjtens angebahnt. 
Neben den weltlichen und geiltlichen Grundherren jtanden aber auch in den 
Territorien die Städte, welche die Territorialgewalt nicht volljtändig abzu— 
jchütteln vermocht hatten. Innerhalb des jtädtiichen Bezirks erwarben jie 
aber gleichfalls die obrigfeitlichen Befugniſſe fraft landesberrlicher Verleihung 
für fih. Aus den weltlichen und geiftlichen Lofalobrigfeiten umd den Ber: 
tretern der jtädtiichen Storporationen jegen ſich demnächſt die Landſtände der 
einzelnen Territorien zuiammen. Das Territorium mit jeinen patrimonialen 
und jtädtiichen Xofalobrigfeiten und ihrer Vereinigung zu den Yandjtänden 
bietet jomit jeit Anfang des 14. Jahrhunderts ein Bild des Reiches im 
Kleinen. Die Bildung des jtaatlichen Organismus aus der Geiellichaft her— 
aus hat fih von dem Reiche aus in die Fleineren Bezirfe und Theile desjelben 
fortgepflanzt. 

Das treibende. Element des Sozialen FFortichrittS bilden nunmehr zunächſt 
die Städte. Dabei fam infolge der Schwäche von Reichs- und Territoriale 
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gewalt der Untterfchied zwiichen Reichs- und Landſtädten wenig in Betracht, 
ja bis in das 17. Jahrhundert hinein war es für eine "ganze Neihe von 
Städten yweifelhaft, ob fie der einen ‚oder der anderen Kategorie angehörten. 

In den Bürgergilden waren urjprünglich alle Mitglieder gleichberechtigt. 
Nur durch den feiten Zufammenhalt, welchen das gleiche Recht gewährte, hatte 
die Gilde den Sieg über an fich weit überlegene Mächte gewinnen können. 
Nachdem jedoch die Noth und der äußere Feind die Gilde nicht mehr zum 
engen Zuſammenſchluſſe ihrer Glieder zwang, machten fich innerhalb der Ge— 
noſſenſchaft die fozialen Unterjchiede immer mehr geltend. Die oberften Schichten 
der Bürgerfchaft, die Grumdbefiger der Stadt und die größeren Kaufleute, 
ſchloſſen ſich ab und verfagten dem bloßen Handwerker die Aufnahme in die 
Gilde. Die foziale Lage der freien Handwerker wurde um jo bedenklicher, 
als fich innerhalb der meilten Städte noch hörige Handwerker erhalten hatten, 
die nach Hofredht einem Herrn zugehörten. Im Beige der obrigfeitlichen 
Gewalt, fuchte das ftädtiiche Patriciat durch Mißbrauch der Markt: und 
&ewerbepolizei die freien Handwerker denfelben Abgaben zu unterwerfen wie 
die Hörigen und fie damit allmählich in den Stand der Hörigfeit herabzu— 
drüden. Der von der Gejammtheit der Gemeinfreien eben erjt gemeinjam 
errungenen Freiheit drohte wenigſtens fr einen Theil der freien jtädtiichen Be— 
völferung von neuem Gefahr, diesmal aber nicht von den ländlichen Grund- 
herren, jondern von dem jtädtiichen PBatriziate. Die Abwehr der Gefahr 
Konnte auch in diefem Falle nur erfolgen durch forporativen Zuſammenſchluß 
der bedrohten jozialen Schichten, um mit vereinter Kraft die Unterdrüdung 
zu bejeitigen'). 

Bon je her waren die einem Herrn nach Hofrecht untergebenen hörigen 
Handwerker der Stadt nach den Gemwerbszweigen in Innungen vereinigt. Jetzt 
verbanden ſich auch die von der Gilde und damit vom Vollbürgerrechte aus- 

ejchloffenen freien Handwerfer zu neuen Gilden. In dem fich entipinnenden 
Kampfe zwijchen den Gejchlechtern und den Handwerkern war das Bündniß 
zwiſchen den freien Handwerfergilden und den hofrechtlichen Innungen natur— 
gemäß gegeben. Die freien Handwerker verjtärkten durch den Anjchluß der 
'börigen ihre Macht, und letztere konnten nur durch den engjten Anfchluß ‚an 
die freien Handwerker jelbit zur perfünlichen Freiheit gelangen. Die hofredht- 
lichen Innungen und ihre Mitglieder ftreiften noch während des Kampfes mit 
dem ftädtiichen Patriziate die legten Spuren der Hörigfeit ab, jo daß ſchließ— 
lich der Unterjchied zwifchen ifmen und der freien Handwerfergilde verjchwindet. 
Aus beiden hat fich die neue Berufsgenoſſenſchaft der Zunft gebildet. 

Die Zunft entringt dem Patriziate zunächit Diejenigen obrigkeitlichen 
Machtmittel, welche dieſes zur Vernichtung der perjünlichen Freiheit der Hand: 
werfer beitimmt hatte, Gewerbepolizei und Gemwerbegericht. Beide gehen aus 
der unmittelbaren Verwaltung der Stadtobrigfeit in diejenige der Zünfte über. 
Hierbei fonnten aber die Zünfte nicht ftehen bleiben. Wenn man nicht Die 


i) Zur Geichichte des Gilde: und Zunftweiens val. bejonders Wilda, Das Gildeweſen 
im Mittelalter, Halle 1831: Arnold, Beichichte der deutichen Freijtädte, Hamburg und 
Gotha 1854; W. Nitzſch, Minijterialität und Bürgertum im 11. und 12. Jahrhundert, 
Leipzig 1859; DO. Gierke, Das deutiche Genoſſenſchaftsrecht, Berlin 1868 fi., Bd. 1 ©. 220 ff., 
339 #.; W. Stieda, Zur Entitehung des deutichen Zunftweiens in den Jahrb. für National. 
öfunomie und Statijtit, Bd. 27 S. 1 if U Brentano, Das Arbeitöverhältnig gemäß dem 
heutigen Recht, Leipzig 1877, ©. 11 ff; E. Neuburg, Zunftgerichtsbarkeit und Zunftver- 
faſſung in der Zeit vom 13. bis 16. Jahrhundert, Jena 1880. 
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Einheit des ftädtifchen Gemeinweſens zerreißen wollte, mußte bei aller Selb» 
ftändigkeit der Zünfte doch immer die obrigfeitliche Macht des Stadtregiments 
über fie erhalten bleiben. Die Selbitändigfeit und Freiheit des Handwerks 
war aber bei Ueberlafjung diefer Macht an das Batriziat tet? von neuem 
bedroht. Die Zünfte bedurften aljo einen enticheidenden Einfluß auf das 
Stadtregiment und erlangten diefen auch in den meijten Städten. Die alte 
Gilde, jomweit fie überhaupt fortbejtand, war jeitdem nur noch eine von mehreren, 
innerhalb der Stadtgemeinde vorhandenen Verbindungen, genoß jedoch als 
höchſte Gilde immer noch einen gewiſſen Ehrenvorzug. Da jtädtiicher Grund» 
beſitz und Großhandel vorzugsweile das im der alten Bürgergilde vertretene 
Batriziat ausmachten, jo haben fich vielleicht die jpäter bejtehenden Kaufmanns 
gilden unmittelbar aus der alten Bürgergilde entwicelt, werm ſich auch der 
Zuſammenhang zwiichen beiden ſchwer nachweijen läßt. Durch das Eingreifen 
der Zimfte im die ftädtiiche Verfaſſung wird dieſe jelbjt eine demofratiiche, doc) 
nicht in dem heutigen Sinne, daß jedes Individuum als jolches politiich bes 
rechtigt ift. Vielmehr wird erjt durch das Zuſammenwirken aller nach Genoſſen— 
ichaften gegliederten Klaſſen der jtädtifchen Bevölkerung das neue Stadtregiment 
gebildet. In der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts war der Sieg der 
Zünfte allgemein entjchieden. Selbit wo ausnahmsweiie das arijtofratiiche 
Stadtregiment fich forterhielt, war doch wenigſtens die Freiheit der erwerben- 
den Arbeit gefichert. 

Ihrer Entitehung nach war aljo die Zunft ein Schuß der auf einen 
kleinen Befig geitügten eriwerbenden Arbeit gegen die Uebermacht der befitzen- 
den Klaſſen innerhalb der Stadt. Vermöge der erworbenen obrigfeitlichen Be- 
fugniffe ſucht daher die Zunft die wirthichaftliche Exiſtenz des einzelnen Hand» 
mwerfers durch genaue Regelung der Produktion im Werhältniffe zum Bedarfe 
zu fichern. Der Gedanke, daß der Gewerbebetrieb nicht angeborenes Recht 
des Individuums, jondern ein anvertrautes Amt jei, welches im Intereſſe des 
Konfumenten vertvaltet werden müſſe, war von den alten bofrechtlichen Innungen 
auf die freie Handwerferzunft übergegangen und rechtfertigte die Negelung des 
Gewerbebetriebes im gemeinfamen Intereſſe von Produzenten und Konſumenten. 
Die Kontrolle über die gefammte Produktion eines Gewerbszweiges konnte aber 
die Zunft nur führen, wenn alle Gewerbtreibenden Mitglieder der Zunft 
waren. Der BZunftzwang, die Bedingtheit des Gemwerbebetriebes von der Auf— 
nahme in eine Zunft, ijt daher jchon jehr früh ein charakteriftiiches Kennzeichen 
der Zunft. Sollten ferner die Zunftmitglieder ein möglichit gleichmäßiges 
Eintommen haben, jo mußte die Zunft für Alle Umfang und Art der Produk: 
ton gleichmäßig regeln, auch im Intereſſe der Komfumenten die Güte der 
Arbeit überwachen. Daraus ergibt fich das Necht der Zunft, die Befähigung 
der fih zur Aufnahme meldenden Handwerfer zu prüfen und für geeigneten 
Nachwuchs durch Kontrolle des Gefellen: und Lehrlingsweſens bei den einzelnen 
Mitgliedern zu jorgen. | 

Die Rechtsverhältnije der einzelnen Zünfte beruhen auf den uriprünglich 
unter den BZumftinitgliedern vereinbarten und von der Obrigkeit bejtätigten 
Statuten, welche namentlich den Umfang der der Zunft verliebenen obrigfeit- 
lichen Gewalt, Zunftgerichtsbarfeit 2c. feitjegen. Territorial umfaßt die Zunft 
die Gewerbtreibenden des betreffenden Gewerbszmweiges einer Stadt. Die Aus: 
\hließung der meiſten Gewerbebetriebe vom flachen Yande ergab fich jchon 
daraus, daß hier eine Kontrolle feitens der Zunft unmöglich gewejen wäre, 
man aber die den mannigfachſten Beichränfungen unterworfenen Zunftgenoffen 
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gegen die Konkurrenz von außerhalb der Zunft jtehenden und deßhalb an dieſe 
Scranfen nicht gebundenen Perſonen jchügen mußte. Das mittelalterliche 
Gewerberecht iſt alfo ein rein lofales. Seine Geltung erjtredt jich troß der 
Aehnlichkeit in den Grundzügen der verjchiedenen Nechtsquellen nicht über die 
Mauern einer Stadt, nicht über den Kreis einer einzelnen Zunft hinaus. 

Sobald nun aber die Zünfte in dem Kampfe gegen das Patriziat den 
Sieg davon getragen hatten, wiederholt fich bei ihmen ebenjo wie früher bei 
der Gilde das alte joziale Geſetz, daß jede fiegreiche joziale Macht ihren Sieg 
nur benugt, um in ihrem Intereſſe andere Klaſſen der Gejellichaft zu unter- 
drüden und von ſich abhängig zu machen. Die Zünfte entfremden ſich der 
jozialen Aufgabe, der fie ihre Entitehung verdanften, dem Schuße der erwerben- 
den Arbeit gegen den ſtädtiſchen Grund: und SKapitalbejig immer mehr und 
verfehren jie jchließlih in ihr Gegentheil. 

Der Gegenjag von Unternebmertbum und unjelbjtändigen Arbeitern ift dem 
Bunftwejen von Haufe aus fremd. Anfänglich hatte in den meilten Gewerben 
ein bejonderer Gejellenitand überhaupt nicht beitanden, jondern der Lehrling 
ließ ich nach vollendeter Ausbildung ala Meifter nieder. Jedenfalls konnte 
bei dem geringen Betriebsfapitale, das der Handiverfsbetrieb erforderte, der 
Gejelle mit Leichtigkeit zur Selbjtändigfeit gelangen. Die Gejellen waren 
daher gleich den Meiſtern vollberechtigte Mitglieder der Zunft. 

Se mehr num aber die Gewerbe aufblühten, ein um jo größeres Betriebs: 
fapital erforderten fie. Andrerjeits jtrömten den aufblühenden Produktions— 
zweigen Arbeiter in großer Menge zu. Dadurch fahen ſich die Handwerks— 
meijter in ihrem Verdienste bedroht. Während im Kampfe mit den Gejchlechtern 
jeder neue Genoſſe den Zünften willfommen gewejen war, juchen jich jegt nach 
fiegreicher Beendigung des Kampfes die Junftmeiiter der durch aufünftige Kon— 
furrenten drohenden Gefahr zu entzieben, indem fie fich in den meilten Zünften 
zu einem Numerus clausus abjchließen. Es fonnte alfo nicht mehr jeder 
Gejelle Meiſter werden, jondern die VBorausjegung war die Erledigung einer 
Stelle innerhalb der Zunft. Die erledigten Stellen werden aber in eriter 
Linie an Meifterföhne oder an Gefellen, die eine Meifterwitiwe oder Meiſter— 
tochter geheirathet haben, verliehen. Soweit außerhalb des Kreijes diejer Per: 
jonen eine Stelle nen zu bejegen war, juchte man wenigjtens durch Eojtbare, 
aber unverfäufliche Meiſterſtücke, hohe Gebühren, theure Eß- und Trinfgelage 
den fünftigen Konkurrenten von vorn herein zu ruinieren. Die BZünfte, ur— 
Iprünglich ein Schug der freien erwerbenden Arbeit gegen den Beliß, werden 
ein Schuß des fich in den Familien der Zunftmeiiter forterbenden Privilegien— 
fapital3 gegen die erwerbende Arbeit. Damit beginnt die endloje Gejchichte 
der Zunftmißbräuche, welche ſich durch mehrere Jahrhunderte hinzieht. 

Jetzt erjt, gegen Ende des 14. Jahrhunderts, entjteht in den wirthichaft- 
lich fortgejchritteneren Gegenden und Gewerben ein jozialer Gegenjag zwilchen 
den an Zahl jtetig zumehmenden Gejellen und den Meijtern. Aeußerlich tritt 
derjelbe dadurch zu Tage, daß nunmehr die Gejellen aus den Zünften aus— 
jcheiden und unter jich ebenfalls auf religiöfer Grundlage Gejellenbruderjchaften 
bilden, welche die Gejtorbenen begraben, die Kranken pflegen, die bejonderen 
Intereſſen der Arbeiterichaft gegenüber den Meiſtern vertreten. Durch große 
Ausftände ganz nach Art der modernen Streifs juchten die Gejellen ihre 
Forderungen gegenüber den Meijtern durchzujegen. 

In den wirtbichaftlih weniger entwidelten Yandestheilen tritt dieſer Ver— 
fall des Zunftwejens natürlich weit jpäter zu Tage als in den Brennpunften 
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des gewerblichen Lebens. Ja es fommen jogar in derjelben Gegenden bei den 
verichtedenen Gewerbszweigen je nach der größeren oder geringeren Blüthe 
derjelben verfchiedene Stadien der Zunftentwiclung gleichzeitig neben einander 
vor. Insbeſondere iſt im Oſten Deutjchlands der Verfall der Zünfte über 
ein Jahrhundert ſpäter eingetreten als in den rheinischen und flandriichen 
Städten. 

Vergebens juchten ſeit 1548 die Neichspolizetordnungen und jpäter in 
den Territorien die Yandesordnungen die Zunftmißbräuche zu bejeitigen. Statt 
einer organischen Umgeſtaltung der gefammten Zunftverfaflung wurde nur die 
Vernichtung einiger Auswüchje derjelben unternommen. Bei der Schwäche 
der Erefutive in Neich und Territorium war an eine entjchiedene Durchführung 
der Gejege nicht zu denken, und an die Stelle der Zunftmißgbräuche, deren Bez 
ſeitigung wirklich gelang, jtellten ſich andere ein, welche den gleichen exkluſiven 
Tendenzen der Zünfte dienten, aber gejeglich noch nicht verboten waren. 
Andrerjeit$ war aber doch die Staatsgewalt der Territorien bereit3 joweit er— 
ſtarkt, daß fie nicht wie in der Zeit der Kämpfe zwiſchen Zünften und Ge: 
Ihlechtern eine Umzgejtaltung des gewerblichen und öffentlichen Lebens durch 
die freie Entwidlung der ſozialen Kräfte innerhalb der einzelnen Städte zuließ. 
Aus diefem Grunde konnten die Gejellenbruderichaften nicht Ddiefelbe foziale 
Miſſion erfüllen wie einft die Zünfte. Im Gegentheile werden die Beſtrebun— 
gen der Gejellenverbände jelbjt vielfach als Handwerfermißbräuche behandelt 
und, wenn gegen dieſe die jtädtiichen Bertreter auf einem Yandtage Verbote 
durchgeiegt hatten, jo fonnte die jtaatliche Gewalt einer pyompten Erefutive 
durh Stadtrath und Zünfte gewiß fein. 

Die Zunft, von der das gejammte gewerbliche Leben beherricht wird, iſt 
daher überall im 16. Jahrhundert zu einer jozialen Inſtitution geworden, 
welche einen eng begrenzten Kreis von Familien im Beſitze der ausjchließlichen 
Gewerbeberechtigung jchügt, dagegen den unfelbjtändigen gewerblichen Arbeiter 
verhindert, zu wirtbichaftlicher Selbitändigfeit zu gelangen. Die einjt von 
den Zünften errungene Freiheit der erwerbenden Arbeit war nicht vernichtet, 
wohl aber erjchwerte es die Zunft Dem Arbeiter unendlich, Durch jeine Arbeit 
zu Selbitändigfeit und Beſitz zu gelangen. 

Noch ungünftiger lagen die Verhältnilje auf dem flachen Lande. Nach— 
dem während der jpäteren Jahrhunderte des Mittelalters im Weiten Deutſch— 
lands die Hörigfeit vielfach gemildert und abgejtorben, und der Oſten durch— 
weg von perjönlich freien deutſchen Bauern folonifiert worden war, erfolgte 
im 16. Jahrhundert ein empfindlicher Nüdichlag, Im Weiten führte der 
Verfuch der Bauern zur gewaltfamen Abwerfung der noch bejtehenden Herren: 
tehte nach ihrer Niederlage im Bauernfriege nur zu eimer jtärferen Anſpann— 
ung der Hörigfeit, und in den Ktolonijationsgebieten des Dftens dehnten nament- 
lid während der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts die Gutsherren ihre 
wirthichaftlichen Befugnifje gegenüber den Bauern immer weiter aus, jo daß 
ich hier noh nad) Schluß des Mittelalters in der Erbunterthänigfeit eiwe 
neue Art der perjünlichen Unfreiheit entwidelte. 

Hoher und niederer Adel waren aus Berufsklaſſen zu geichloijenen Ge— 
durtsjtänden geworden, indem Erwerb und Befis gewiſſer mit obrigfeitlichen 
Befugniſſen ausgeftatteter Güter nur den Mitgliedern bejtimmter Familien 
offen jtand. Die handel» und gemwerbtreibende Bevölkerung der Städte war 
mit nur in ihrer Gefammtheit zu einem befonderen Stande abgejchlofjen, auch 
innerhalb derjelben bejtanden engere Gemeinschaften, die ihre Hauptaufgabe in 
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der Durchführung einer immer ſtrengeren Exkluſivität gegenüber friſchen Ele— 
menten ſahen. Der hinterſäſſige Bauer endlich war an die Scholle gebunden 
und ſchon dadurch gleichfalls zu einem geſchloſſenen Geburtsſtande geworden. 

Ueberall, wohin wir blicken, find die einſt jo lebenskräftigen fozialen 
Bildungen des Mittelalters zu ſtarrer Exklufivität verknöchert, überall ſind ſie 
aus den Trägern ſozialer Freiheit zu Trägern ſozialer Unterdrückung geworden. 
Indem der Adel und die Vertreter der ſtädtiſchen Korporationen die Lokal— 
obrigkeiten des Landes bilden und als Stände einen entſcheidenden Einfluß 
anf das geſammte Staatsweſen ausüben, ſtehen ihnen zur Erreichung ihrer 
fozialen Zwede die jtaatlihen Machtmittel unmittelbar zur Verfügung. Die 
ftändifche Libertät bedeutete die Vernichtung jeder jelbitändigen Staatsgewalt 
zu Gunften der berrichenden Klaſſen in Stadt, in Land, die wirthichaftliche 
oder perjönliche Umnfreiheit der großen Maſſe der Bevölkerung im jtetig zu— 
nehmender Progreflion zu Gunften diejer jelben Klaſſen. Das Endziel dieſer 
einjeitig foztalen Entwidlung fonnte nur die völlige Unfreiheit der großen 
Maſſe und die Aufjaugung ihres Befiges im Intereſſe weniger oder die ge— 
waltjame Löſung der Abbängigfeit durch die Unterdrücdten fein. 

Da griff in alle dieje einjeitig jozialen Bildungen ein neuer Faktor ein 
nnd gab dem öffentlichen Leben eine neue Nichtung. Es iſt dies der abjolnte 
Staat, welcher jeine Aufgabe in dem Schutze aller feiner Unterthanen, in der 
möglichiten Ausgleichung ihrer collidirenden Intereſſen ſieht. Der Kampf 
zwiichen dem in der Monarchie verförperten Staate und der ſtändiſchen Libertät 
ift bier nicht mweiter zu erörtern. Es fommt vielmehr bier nur darauf an, in 
welcher Weile die abfolute Monarchie die jozialen Nechtsbildungen des Mittel- 
alter8 im Intereſſe der arbeitenden Klaſſen umgeſtaltet hat. 


II. Die ſtaatlichen Rechtsbildungen der abſoluten Monardie. 


Nachdem der Kampf um Heer und Finanzen entſchieden, und damit die 
neue jtaatliche Gründung zur Exiſtenz gelangt war, batte der abſolute Staat 
mit der von ihm überwundenen jtändiichen Sejellichaft ichlieglih einen Kom: 
promiß geichlojjen. Er batte ihren Einfluß da, wo diefer ihm am binderlich- 
jten war, einfach bejeitigt; da, wo er ibn allenfalls ertragen fonnte, unter 
jtaatlicher Kontrolle erhalten und endlich die ſtändiſche Geſellſchaft, ſoweit fie 
die Thätigfeit des abjoluten Beamtenjtaates gar nicht behinderte, wehl gar 
förderte, völlig ungeftört gelaſſen. So waren die Stände ala Geſammtver— 
tretung Des Yandes ziemlich allgemein in den Ruheſtand veriegt worden. Die 
lofalobrigfeitlihe Gewalt der einzelnen Gutsherren und Städte hatte man 
menigjtens im Deutichland — im Gegenjage zu Frankreich, wo auch in dieler 
Beziehung eine ziemlich vollftändige Bejeitigung des ſtändiſchen Elementes 
ftattfand — umter jtrengiter jtaatlicher Aufficht, welche Gutsberren und Magi— 
jtrate nach der Dienjtpragmatif der Staatsbeamten behandelte, vorläufig er: 
halten. Ebenjo waren die Zünfte zu Organen der ftaatlichen SGewerbepolizei 
berabgedrüdt worden. Am wenigſten fühlte fich der abiolute Staat durch die 
jtändijche Gliederung der Gejellichaft beenat, vermöge deren Adel, Bürger: und 
Bauernitand aus Berufsklaſſen zu feſt geichlofienen Geburtsftänden geworden 
waren. Der moderne Staat mußte diefe ſtändiſche Gliederung beiteben Lajjen. 
Denn er durfte den bisher berrichenden Klaſſen der jtändiichen Geſellſchaft 
nicht wohl alles auf einmal nehmen, wenn er nicht alle jeine Erfolge wieder 
in Frage ſtellen wollte. Er fonnte fie aber auch fortbeiteben lajjen. Denn 
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die jtändifche Dreigliederung der Geſellſchaft behinderte die neue Staatsbildung 
nicht nur nicht, fie bot im Gegentheile der Verwaltung eine geeignete Grund: 
fage, auf der fie weiter bauen fonnte. Der Adel als geichloftener Stand war 
das beite Material für das Offizierforps des Itehenden Heeres, das indirefte 
Steuerinitem Tieß fich zwanglos den ausſchließlichen Gemwerbeberechtigungen 
der Städte aufpfropfen zc Wenn man jomit die jtändiiche Geſellſchafts— 
ordnung beitehen lieh, jo durfte fie doch nicht mehr ein Mittel fozialer Klaſſen— 
herrichaft und Unterdrückung fein 

Das öffentliche Leben ſämmtlicher Kulturftaaten des europätichen Kontinents 
beruht daher während des 18. Jahrhunderts auf einem Kompromiſſe der alle 
Lebensverhältnifje Durchdringenden modernen Staatsidee mit den aus dem 
Mittelalter überkommenen ſozialen Bildungen. Die reihe Mannigfaltigkeit 
von forporativen Verbänden, Herrichafts: und Unterthänigkeitsverhältniſſen, 
welche bei der Schwäche der mittelalterfichen Staatsgewalt das freie Spiel 
der wirtbichaftlichen Kräfte zu Tage gefördert und in feiten gemohnbeitsrecht- 
lichen Ordnungen conjolidirt hatte, it von dem abjoluten Beamtenjtaate nicht 
vernichtet worden. Er hat nur Ddiefe verichiedenartigen Bildungen, die mehr 
und mehr zur jchranfenlofen Herrichaft einer Geſellſchaftsklaſſe über die andere 
führten, unter feine jtarfe Hand gebeugt, jeden das öffentliche Yeben ergreifen 
den forporativen Verband zu einem jtaatlichen Inſtitute, jedes Herrichartsrecht 
zu einem vom Staate abgeleiteten gemacht und durch die ftrengite jtaatliche 
Aufficht die in allen dieſen Rechtsinftituten üppig wuchernden Mißbräuche ver: 
nichtet. Mit der jtändiichen Gliederung der Gefellichaft in Adel, Bürger und 
Bauern war verbunden Die Heranbildung eines berufsmäßigen Beamtenthums 
aus allen drei Ständen, mit der Gutäberrlichkeit der Gutsberren über Die 
Bauern ein ftaatlicher Schuß des Banernitandes gegen die Gutsherren, mit 
einer autonomen Berwaltung von Gerichtsbarkeit, Polizei und Kommunalver— 
mögen durch die jtädtiichen Korporationen die Beſeitigung jeder Klaſſenherrſchaft 
der ftädtiichen Honoratiorenfamilien, mit einer die meiften Gewerbe ergreifenden 
Zunftverfafiung die möglichite Verhütung eines Mifbranches Der Zunft: 
privilegien im einfeitigen Intereſſe der Meilter und zum Schaden von Kon: 
jumenten und unjelbjtändigen Arbeitern. 

Ueberall find die Nechtsinititute des Mittelalters, welche dem ausſchließ— 
lichen Intereſſe einer Geſellſchaftsklaſſe zu dienen beitimmt waren, erhalten. 
Sie haben aber unter der Haud des allen Klaſſen der Sejellichaft möglichſt 
gleichmäßig gerecht werdenden Staates einen ganz nenen Inhalt, eine ganz 
nene Bedeutung befommen Jeder Mißbrauch im Intereſſe einer oder der 
anderen Klaſſe it abgeichnitten durch die tief greifende ftaatliche Aufſicht und 
Zeitung, doch der Werth, welchen jene Bildungen für den Schuß des einzelnen 
und Das öffentliche Yeben hatten, it geblieben. Nicht umvermittelt ſteht der 
Staat des 18. Jahrhunderts dem einzelnen mdividunm gegenüber. Zwiſchen 
beiden bilden die intermediären Gewalten eın Bindeglied, bei Denen der Einzelne 
zunächſt Schuß ımd Hilfe, der Staat die Durchführung Seiner Anordnungen 
gegenüber den einzelnen Individuen ſucht. Imnnerhalb diefer Ordnung ſind 
auch die Arbeiterverbältnifie auf den verschiedenen Produftionsgebieten zu be- 
trachten. Dabei ericheint es zuläſſig, den in Preußen beitehenden Rechtszu— 
ftand zu Grunde zu legen, von dem Der der übrigen deutichen Staaten mur 
in unbedeutenden Einzelbetten abweicht 

Die Yandwirtbichaft, von welcher der bei weitem größte Theil der Bes 
völferung lebte, wird volljtändig beberricht durch die ſtändiſche Rechtsorduung. 
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Die Grundbefiger jcheiden ſich in zwei große Maſſen, den Rittergutsbeſitz und 
den bäuerlichen Beſitz, von denen erſterer im Oſten, legterer im Weſten Deutich: 
lands vorherricht. Nicht nur thatjächlich, fondern auch rechtlich find beide 
GSejellichaftsklafien jcharf von einander wie von anderen Gejellichaftsklaiien 
geichieden. Der Erwerb der Nittergüter ijt in der Regel nur dem Adel ge 
stattet. Nichtadliche Befiger bedürfen einer bejonderen landesherrlichen Kon: 
zeilton, und auch dann erhalten fie die mit dem Gute verbundenen obrigfeit- 
lichen und Ehrenrechte nur, wenn die Konzeſſion dies ausdrüdlich beſagt. Die 
bäuerliche Bevölkerung iſt Dagegen in perfünlicher und dinglicher Abhängigkeit 
vom Nittergutsbejiger oder jonitigen Gutsherren an die Scholle gebunden. Bon 
Haufe aus war dieje wirtbichaftliche Herrichaft des Großgrundbefigers über die 
bäuerliche Bevölferung feine jolche aus eigenem angeborenen Rechte, jondern 
fie war vom Staate abgeleitet, da jedes Wittergut mit den dazu gehörigen 
obrigfeitlichen und jonjtigen Befugniſſen ein Leben des Landesherrn bildete. 
Mit der Lebensallodififation Friedrich Wilhelms I. hatte man zwar in Preußen 
dieſe rechtliche Form der Ableitung des qutsherrlichen Rechtes vom Staate für 
die meilten Landestheile preisgegeben. Aber die Konjequenzen, welche der ab: 
jolute Staat aus Ddiefer Ableitung bereits entwidelt hatte, ein weitgehendes 
Kontrollrecht des Staates über die Ausübung der gutsherrlichen echte, die 
Behandlung der Gutsobrigfeiten als jtaatlicher Berwaltungsorgane, blieben 
nicht nur unberührt, jondern famen im Gegentheile mit immer größerer Ent: 
Ichiedenheit zur Geltung. 

Aus dem wirtbichaftlichen Herrichaftsrechte der Nittergutsbejiger über die 
bäuerliche Bevölkerung ergibt jich im Allgemeinen die Löſung der ländlichen 
AUrbeiterfrage. Auf den einzelnen bäuerlichen Beſitzungen, mag das Bejigrecht 
jelbit ein bejieres oder ein ſchlechteres jein, ruht als Reallaſt die Verpflichtung 
der Stellenbejiger zur Leijtung gemwiljer Hand- und Spanndienjte bei Beitellung 
des qutsherrlichen Aders. Der Umfang der Dienfte iſt natürlich ein jehr ver: 
jchiedener. Ueberall reichen aber die ſämmtlichen Dienite aus für die gutsherrliche 
Feldwirthſchaft. Eine perjönliche, aus der Unterthänigfeit fich ergebende Ver— 
bindlichfeit bildet ferner die Pflicht der Kinder der Unterthanen zum Gejinde: 
dienjte auf dem Gutshofe für bejtimmte Zeit gegen einen geringen Lohn. Durch 
dDiefen Zwangsgefindedienit erhält der Wittergutsbefiger auch außerhalb der 
eigentlichen Feldwirthſchaft das nothwendige Arbeiterperjonal an Knechten 
und Mägden für jeinen Hof. 

In gleicher Weije bewirtbichaften die bäuerlichen Grundbefiger ihre Stellen 
mit Hilfe ihrer Kinder und ihres Geſindes, das meijt aus der Neihe der fleiniten 
ländlichen Grundbejiger, der Halbfojjäten und Häusler, bezw. ihrer Familien— 
angehörigen, hervorgeht. 

Dieje geringen Arbeitskräfte genügten bei der extenfiven Bodenbewirth- 
ſchaftung, welche noch der Landwirthſchaft des 18. Jahrhunderts eigenthümlich 
iſt. Ein eigentlicher, nur auf den Ertrag ſeiner Arbeit angewieſener ländlicher 
Arbeiterſtand exiſtirte alſo nicht, da die Landarbeiter entweder ſelbſt kleinere 
Grundbeſitzer waren oder als Geſinde ihren Dienſt nur als Durchgangsſtadium 
zur Selbſtſtändigkeit betrachteten. 

Der Rittergutsbeſitzer hat aber gegen ſeine Unterthanen nicht nur Rechte, 
ſondern auch Pflichten. Er muß ſie bei Unglücksfällen unterſtützen, das ab— 
gebrannte Haus wieder aufbauen, bei Mißernte Hilfe gewähren und die jtaat- 
lichen Steuern vorschießen, den nicht Angejejjenen Gelegenheit zum Unterhalt 
verichaffen oder ihnen gejtatten, auswärts ihr Brod zu verdienen, die Armen 
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und Arbeitsunfähigen verpflegen. In dem Gutsherren finden die Unterthanen 
nicht bloß den Arbeitgeber, jondern auch den Beſchützer und väterlichen Berather 
in allen Lebenslagen. Zahlreiche Bauern waren jpäter gegen die Löſung des 
gutsherrlich = bäuerlichen Verhältniſſes, weil fie dann auch der werfthätigen 
Unterftügung des Gutsherren entbehren mußten und lediglich auf Selbitbilfe 
angewiejen waren 

Handels: und Gewerbebetrieb waren auf Grund der mittelalterlichen 
Stadtprivilegien im Allgemeinen bejchränft auf die Städte Da der abiolute 
Staat auf die exkluſiven Gewerbeberechtigungen der Städte jein Accijeiyitem 
aufgebaut hatte, jo war er finanziell interejjirt an der Aufrechterhaltung einer 
Gewerbeverfafiung, welche die meiften Gewerbe vom flachen Lande ausichloß. 

Noch war die Zulafjung zum jelbjtitändigen Handels: und Gewerbebetriebe 
durchweg geknüpft an die Mitgliedichaft der kaufmänniſchen Gilde oder der 
Handwerferzunft. Meußerlich beitand eine Nechtsfontinuität zwischen dieſen 
Gilden und Zünften und den geichen Inſtituten des Mittelalters. Doch wie 
vollſtändig hatte der abſolute Staat ihre Bedeutung verändert.) Die Miß⸗ 
bräuche des Zunftweſens hatten ſchon unter dem großen Kurfürſten auf den 
Gedanfen geführt, eine allgemeine Gemwerbefreiheit herzustellen. Wenn man 
diefen radikalen Gedanken jehr bald wieder aufgab, jo waren dafür lediglich 
finanzpolitiiche Erwägungen maßgebend Man entſchloß ſich aljo zu einer 
neuen Gewerbepolitif unter Aufrechterbaltung der äußeren Hülſe der Zunft: 
verfajjung. Die bei jedem Negierungswechjel übliche Erneuerung der Innungs— 
privilegien bot dazu den äußeren Anlaß. Der Gewerbebetrieb iſt abhängig 
von der Mitgliedſchaft der Innung oder Zunft, das Necht der Zunft beruht 
auf ftaatliher Verleihung, folglich ift die Berechtigung zu jedem Gewerbebe— 
triebe eine vom Staate abgeleitete, jeder Gewerbebetrieb ein vom Staate fon: 
zeiltonirter, nur der Staat verleiht das „Amt“. Daraus ergibt fich ein weit: 
gehendes Recht des Staates zur Negulirung des Gemerbebetriebes, während 
die gewerblichen Sorporationen zu ftaatlichen Inſtituten herabgedrückt werden. 
Es folgt aber weiter aus dem dem neuen Gemwerberechte zu Grunde liegenden 
Prinzipe, daß der Staat auch einzelne, außerhalb der Innung ſtehende Meiſter, 
jog. jFreimeijter, und größere Gewerbetreibende bejonders fonzejlioniren fann. 
Namentlich für die Fabrifunternehmungen, die innerhalb des Rahmens der 
Bunftverfaflung unmöglich waren, wurde durch dieſe bejonderen Konzeſſionen 
erjt der rechtliche Boden einer Exiſtenz geſchaffen. An die Stelle des rein 
lofalen Gewerbrechtes treten nach und nach Gewerbegejege für größere Gebiete. 


Dieſe Zurüdführung der Berechtigung zu jedem gewerblichen Unternehmen 
auf eine Verleihung des Staates iſt für das Verhältniß von Arbeitgebern und 
Arbeitern von der jchwerwiegenditen Bedeutung. Der Staat, welcher die 
Gewerbeberechtigung verleiht, bejtimmt auch über die Art und Weije der Aus: 
übung dieſes Nechtes und zwar entweder unmittelbar durch Geſetz oder Ans 
ordnung feiner Behörden oder mittelbar durch die von ihm privilegirten gewerb— 
lichen Korporationen. Er erfennt insbejondere das aus der früheren Gewerbe: 
verfajjung überfommene Abhängigkeitsverhältnig der Gehilfen von den ſelbſt— 
ftändigen Gewerbetreibenden und damit die Herrichaft der letzteren über ihre 
Urbeiter an. Indem das ganze Gewerberecht auf die ftaatliche Konzeſſion 


!) Weber das Zunjtrecht der abjoluten Monarchie vgl. für Preußen M. Meyer, Geichichte 
der preußiichen Handwerkerpolitit, 2 Bände (die Zeit von 1640 bis 1740 umfaflend), Minden 
1884— 1888; Bornhal, Preuß. Staatsreht Bd. 3, S. 338 ff. 
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zurückgeführt wird, erſcheint jedoch auch dieſe Herrſchaft der Gewerbetreibenden 
über ihre Gehilfen und Lehrlinge als eine vom Staate abgeleitete öffentlich— 
rechtliche Befugniß. Lohn und Koſt der Handwerksgeſellen beſtimmt die Zunft 
unter Direktion der Obrigfeit ($ 350 II, 8 A. 2.:R.). Bei Handlungsgehilfen 
und Fabrikarbeitern beruht dagegen beides auf freier Vereinbarung. Bon den 
verjchiedenen jtädtischen Gewerben war der Handelsbetrieb bei dem geringen 
Güterumfage überhaupt nicht nur von unbedeutendem Umfange. Der überjeeifche 
Handel war abgejehen von einigen größeren Handelsplägen jo gering, daß jogar 
noch Friedrich der Große daran denken Fonnte, den Kaffeefonfum durch geſetz— 
geberiiche Maßregeln zu befeitigen. Der inländiihe Umſatz war bejonders 
dadurch beichränft, daß die meijten Erzeugnifie des einheimischen Gewerbes von 
den Handwerkern unmittelbar an die Konfumenten abgejegt wurden, und Gefinde 
wie unjelbititändige Arbeiter neben einem ganz geringfügigen Baarlohn faft 
alle ihre Bedürfniiie an Wohnung, Kleidung und Unterhalt aus der Wirtbichaft 
des Arbeitgeberd erhalten. Ebenſo produzierte jede Hausmwirthichaft für ibre 
Angehörigen zahllofe Bedürfniſſe, die jett bei einer weiter geführten Arbeits- 
teilung durch Kauf befriedigt werden. Man denfe nicht nur an Nähen und 
Striden, fondern auch an Spinnen, Weben, Seifenkochen ec. Alle dieſe Umſtände 
führen dazu, daß ſich der kaufmänniſche Umſatz in ſehr geringen Grenzen hält. 
An einigen bedeutenden Handelsplägen gab es wohl größere Handlungshäufer. 
Im übrigen waren bei dem geringen Güterumſatze die kaufmänniſchen Gejchäfte 
Hein. Die Kaufleute verfahen ihr Gewerbe mit wenigen Gehilfen und Lehrlingen, 
die bei ihnen im Haufe Wohnung und Koft bezogen und daneben als Gehilfen 
ein geringes Baargehalt empfingen. Bei dem geringen Umfange der meijten 
faufmännischen Gejchäfte erforderte ihre Begründung fein bedeutendes Kapital. 
Es war daher in der Regel jeden Gehilfen möglich, mit geringen Erſparniſſen 
fich jelbjtftändig zu machen. Die Stellung als Gebilfe und Lehrling in einem 
fremden Handelsgeichäfte bildet in der Negel nur ein Durchgangsjtadtum zur 
Etablierung und vollen wirtbichaftlichen Selbititändigfeit. 

Hehnlih war das Verhältniß im Handwerkerſtand. Die YLehrlingszeit, 
die Wanderjchaft als Gejelle und die Niederlaflung als Meifter unter Begründung 
eines jelbitjtändigen Hausjtandes ſchloſſen jich naturgemäß aneinander an. Die 
Begründung der wirtbichaftlichen Selbititändigfeit und die Verheirathung gingen 
bier Hand in Hand, der Geſelle konnte nicht heiratben, da er im Haufe des Meiſters 
wohnte. Schon hieraus ergibt jich, daß für den Handwerker die Stellung als 
umfelbititändiger Arbeiter nur eine worübergebende fein konnte. Allerdings war 
diefes natürliche Verhältniß durch die Berbildungen der Zunftverfaflung vicl- 
fach in jein Gegentbeil verfebrt, jo daß ſchon ein für die ganze Lebenszeit auf 
die Arbeit in fremden Betrieben angemwiriener Gejellenitand vorfam. Aber der 
abjolute Staat vernichtete dieſe Mißbräuche doch meift mit jtarfer Hand. Und 
jelbjt unter der jchlechteiten Zunftverfaſſung, unter der denjenigen, die nicht 
Meiſterſöhne waren, nur die Heirath mit der Witwe oder Tochter eines Meiiters 
den Weg zur Erlangung des Metiterrechtes babnte, war doch wenigjtens hierdurch 
dem unjelbititändigen Arbeiter die Möglichkeit gegeben, für fich und jeine Nach 
kommen in den Kreis der jelbititändigen Unternehmer einzutreten. 

In Notbfällen, namentlich bei Krankheiten wurden die Handlungsgebilfen 
durch die Gilde, der Handiwerfsgeielle ans der Gejellenlade, die durch Zwangs— 
beiträge der am Orte beſchäftigten Gefellen gebildet war, und in deren Ermanglung 
aus der Gewerkskaſſe der Zunft unterſtützt. Letztere bat auch den in Noth 
geratenen Meiftern und deren Angebörigen Hilfe zu gewähren. 
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Bei allen drei Produktionszweigen, Landwirtbichaft, Handel und Gewerbe, 
laſſen ſich demnach in dem Arbeitsverhäktnifie, wie e3 die gebundene Wirth: 
ſchaftsordnung des 18. Jahrhunderts gejtaltet hatte, gewiſſe gemeinſame Gruud- 
züge erfennen. 

Das Arbeitäverhältniß ift fein auf der rechtlichen Gleichheit von Arbeit: 
geber und Arbeiter aufgebautes und durch die übereinitimmende freie Willens- 
erflärung beider Theile begründetes privatrechtliches Kontraktsverhältniß. Viel— 
mehr beruht das Arbeitsverhältnig auf der Herrichaft des Unternehmers über 
den Urbeiter. Der abjolute Staat fann aber nicht mehr wie die lodere mittel- 
alterlihe Stant3verbindung die Eriftenz jolcher jeinen Unterthanen aus eigenem 
Rechte zuftebenden Herrjchaftsbefugnilje und ihre Benugung im Intereſſe einer 
Geſellſchaftskaſſe gegen die andere dulden. Wo eine Herrſchaft beſteht, nimmt 
der Staat fie für fih in Anfpruch und überträgt nur ihre Ausübung in jeinem 
Namen den Unternehmern. Die Herrichaft des Gutsherren über feine Hinter: 
Jajlen, de3 Kaufmanns, Handwerfsmeijter und Fabrifanten über jeine Gehilfen 
und Lehrlinge beruht wie Die gewerbliche Berechtigung überhaupt auf ftaatlicher 
Verleihung, fie beiteht, weil und jolange der Staat ihren Beſtand will. Das 
Arbeitsverhältniß iſt daher ein befonderes Unterthänigkeitsverhäftniß des öffent: 
lihen Rechts. Das allgemeine Landrecht, das lebendige Spiegelbild der 
jozialen Ordnung des 18. Jahrhunderts, behandelt e3 demgemäß auch nicht 
unter den obligatorischen Verträgen des Privatrechts, jondern in jeinem zweiten 
Theile unter dem Ständerechte der einzelnen Berufszweige. 

Die vollitändige Abhängigkeit und wirthichaftliche Unſelbſtſtändigkeit des 
Ürbeiters ijt jedoch feine dauernde, feine ganze Lebenszeit umfajjende. Allerdings 
it die bäuerliche Bevölkerung danernd erbunterthänig. Aber die Bauern, 
Koſſäten und Häusler haben ihren eigenen Grundbeſitz, ihre eigene Wirthichaft, 
ihre Verpflichtung gegen den Gutsheren erſtreckt ſich nur auf einzelne Dienfte. 
Der Erwerb des Lebensunterhaltes ausſchließlich durch Arbeit in fremden 
Betrieben bildet in allen Produftionszweigen, beim ländlichen Gefinde, bei den 
Handlungsgehilfen und bei den Handwerfägejellen nur ein Durchgangsitadium 
zur vollen wirthichaftlichen Selbititändigfeit. Eine Ausnahme machen nur die 
Arbeiter in den wenigen Fabriken.) Da Ddieje jedoch meiſt die Einführung 
fremder Manufakturen, wie Borzellan, Seideninduftrie, zum Gegenjtande hatten, 
jo waren die Fabrikarbeiter, welche dieſe Arbeit verjtanden, wenig zahlreich 
und hoch bejoldet, jo daß jie den Handwerfsmeilter nicht zu beneiden brauchten. 
Die unfelbitftändigen Arbeiter bilden alſo keine befondere, von den Unternehmern 
als jolchen jozial gefchiedene Klaſſe, fie find vielmehr die jüngeren Mitglieder 
einer Klaſſe von Unternehmern und ſpäter jelbjt bäuerliche Befiger, Kaufleute 
und Handwerfsmeilter. 

Der unjelbitjtändige Arbeiter mit Ausnahme des Fabrifarbeiters lebt 
daber gleich dem Gefinde, zu dem die unfelbititändigen landwirthichaftlichen 
Arbeiter geradezu gerechnet werden, in dem Hausftande des Unternehmers und 
erhält von ihm feinen ganzen Unterhalt, jowie einen Theil feiner fonftigen 
Bedürfnifje, wie Leinen, Wolle, in Naturalien, die die Wirthichaft des Arbeit: 
gebers erzeugt. Der Baarlohn ijt daneben, da die meiiten Bedürfnifje bereits 
befriedigt find, ein verjchwindend geringer. Es bejteht jomit eine das ganze 
Leben des Arbeiter bis in die Heinjten Einzelheiten ergreifende Abhängigkeit 


') Das A.L.R. II, 8, 8 408 bezeichnet den Auhaber einer Fabrik als Fabrikunter— 
nehmer, jeine Arbeiter als Fabrikanten. 
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vom Unternehmer, die nur deßhalb erträglich iſt, weil es ſich um jugendliche, 
ſpäter zur vollen wirthſchaftlichen Selbſtſtändigkeit gelangende Perſonen handelt. 
Die Bezeichnungen „junger Mann“, „junge Leute“ für Handlungsgehilfen ohne 
Rückſicht auf ihr Alter find ein noch heute erhaltener Lleberrejt jenes Zuſtandes. 

Die jtändische Gliederung der Gejellichaft gibt endlich dem unfelbjtjtändigen 
Arbeiter in Notbfällen die erforderliche Hilfe, indem jeder einzelne zunächit 
einer größeren Gemeinschaft angehört. Der Gutsherr muß für feine Hinter— 
fafen, die Kaufmannsgilde für die Kaufleute, Die Gefellenlade und fubfidiär 
die Innung für die Arbeiter der betreffenden Betriebszweige jorgen. Für die 
wenigen Fabrikarbeiter umd diejenigen Handlungsgebilfen, deren Prinzipale einer 
faufmännifchen Korporation nicht angebörten, beitand allerdings feine ſolche Für— 
jorge. Allein es handelte ſich bier um einige hoch bejoldete Arbeiter, die durch Er: 
franfung und ſonſtige Notbfälle nicht forort dem wirtbichaftlichen Ruine verfielen. 

Nur zwei Bevölkerungsklaſſen icheinen in Dielen Rahmen nicht einzupafien, 
die Beamten und die Bergarbeiter. 

Das berufsmäßige Beamtenthum der jeit wenigen Menjchenaltern er: 
jtandenen abſoluten Monarchie war, joweit die einzelnen Beamten nicht 
etwa Privatvermögen bejaßen, (ediglich und fir Lebenszeit auf den Ertrag 
der bezahlten Arbeit angewiefen. Gleichwohl war das Beamtenthum während 
des größten Theils Des 18. Jahrhunderts noch weit davon entfernt, irgend 
weiche Sicherheit feiner wirtbichaftlichen Eriftenz zu genießen. Allerdings 
fand in Preußen jeit Friedrich Wilhelm I. anders als in den meisten deutjchen 
Mittel: und Kleinſtaaten wenigitens eine pünftliche und regelmäßige Zahlung des 
Gehalts jtatt: Allein an einem geficherten Penſionsanſpruche fehlie es durch— 
aus, nnd willfürliche Entlaffungen ohne Entgelt namentlich bei Veränderungen 
in der Behördenorganifation famen noch unter Friedrich dem Großen jehr 
häufig vor. Erit das Allgemeine Yandrecht forderte zur unfrenvilligen Ent— 
laflung nicht richterlicher Beamter einen Beſchluß des Staatsrathes, eventuell 
unter föniglicher Betätigung (IL, 10 58 100, 101), zu derjenigen der richter- 
lihen Beamten ein fürmliches gerich: liches Verfahren vor den vorgelegten 
(Serichten (II, 17 8 99). 

Die Unficherheit der wirtbichaftlichen Eriftenz der Beamten, welche einzig 
auf den Ertrag ihrer Arbeit und einzig auf den Staat angewieſen waren, 
hatte hier ähnliche Uebeljtände zur Folge wie bei den industriellen Arbeitern 
der Gegenwart. Allein um irgendwie auf den Charakter der Produktion und 
der Wirthichaft einen Einfluß zu haben, war dieſes Beamtenthum viel zu 
gering an Zahl. Es iſt überraschend, mit wie wenigen Beamten der verrufene 
Bolizeiftaat Des 18. Jahrhunderts, der fich angeblih um alles fümmerte, 
ausfommen fonnte. Auf dem flachen Yande wog die jtändiiche Selbitverwaltung 
durch Schulzen. patrimoniale Gutsherren und Domänenpächter vor, auch der 
Landrath, obgleich ein geringes Gehalt beziebend, war noch vorwiegend Ehren: 
beamter. Kreisiteuereinnehmer und Sreisansreuter waren fajt Die einzigen 
berufsmäßigen Beamten des flachen Landes. In den mittleren und größeren 
Städten gab es allerdings eine Anzahl bejoldeter Magiitratsmitglieder, und 
die Acciſe- und HZollbeamten, die zablreichite Beamtenklane, waren durchweg 
Berufsbeamte. Nur in den Provinzialhanptitädten, den Siten der Kriegs: 
und Domänenfammern und der Yandesjujtizkollegien, fiel das Beamtenthum mehr 
ins Gewicht. Im Allgemeinen läßt alſo das bejoldete Berufsbeamtenthum 
ſchon wegen feiner geringen Anzahl den Geſammtcharakter der ſiandiſchen 
Geſellſchaft unberührt. 
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In noch entichiedenerem Maße als die landwirthichaftlichen und gewerb— 
lihen Arbeiter durch Erbunterthänigfeit und Konzeſſionsſyſtem erhalten die Berg: 
arbeiter durch das den Bergbau beherrichende Negalitätsprinzip ihre Stellung 
angewiefen. Der Bergbau iſt ein Regal, d. h. ein ausichließliches Necht des 
Staates, das jedoch kraft befonderer jtaatlicher Verleihung in den Beſitz anderer 
Berjonen gelangen kann. Die Herrichaft des Bergbauumternehmers über jeine 
Arbeiter iſt daher ein jtaatliches, beziehungsweile ein vom Staate abgeleitetes 
Recht. Das Verbältniß des Bergarbeiters zu dem Unternehmer beruht ebenfo 
wenig wie das des landwirtbichaftlichen und gewerblichen Arbeiters auf der 
privatrechtlichen Gleichheit und Freiheit beider Theile, jondern ift ein Dienit- 
verbältniß des öffentlichen Rechtes. Die Konfequenzen diefer Grundauffaſſung 
werden bier mit äußerjter Folgerichtigfeit gezogen. Mag der Bergbaubetrieb 
ein jtaatlicher oder ein privater fein, jo fommt doch die Annahme und Ent: 
lafjung der Berg: und Hüttenarbeiter, Steiger und anderen Bergbedienten 
lediglich dem jtaatlihen Bergamte zu ($ 307 IL, 16 U. %- R.). Diejes 
kontrolliert die Art und Weiſe des Betriebes und damit die Thätigkeit der 
Arbeiter im einzelnen und bejtimmt auch die Höhe des Lohnes. Der Bergbau: 
arbeiter iſt alfo von dem Privatunternehmer, der ihn bejoldet, jo gut wie 
unabhängig, das öffentliche Dienjtverbältniß beiteht bloß gegenüber dem Staate. 

Gemeinſam ift den Wergarbeitern ferner mit den jtaatlichen Beamten, daß 
ihre Stellung als unſelbſtſtändiger Arbeiter nicht ein bloßes Durchgangsjtadium 
zur wirtbichaftlichen Selbititändigfeit bildet, daß fie vielmehr für Lebenszeit 
auf den Ertrag ihrer Arbeit angemwiejen find. Der Bergarbeiter fann in eine 
böhere Stufe der Arbeiterfchaft eintreten, 3. B. Steiger oder Schichtmeifter 
werden. Dagegen wird er nie ein folches Vermögen erwerben, um zu dem 
Eigenthum oder Miteigenthum eines Bergwerk gelangen zu fünnen. 

Die lediglich auf den Ertrag von ihrer Hände Arbeit angewiejenen Berg: 
arbeiter find num allen Wechjelfällen de? Lebens, namentlich den bejonderen 
Unfallgefahren des Bergbaues ſchutzlos preisgegeben. Schon die ältejten 
Vergordnungen gewähren daher erkrankten und verunglücdten Bergarbeitern 
Arztgelder, den Invaliden, Witwen und Waiſen Gnadenlöhne aus den gewerk 
Ihaftlihen Kaſſen. Später bildeten fich für diefen Zweck befondere Knapp: 
Ibaftsfajjen der Vergarbeiter, zu denen jämmtliche Arbeiter eines Bergwerkes 
gehören und Beiträge leiften mußten, während der Unternehmer einen Zufchuß 
durch Freikuxe gemährie. 

Eine bejondere Stellung nimmt endlich das nicht auf Grund feiner Erb- 
unterthänigfeit dienende Gefinde und das Sciffsvolf ein. 

Das Gefindeverhältnig wird noch ganz patriarchaliich als ein durch Ber: 
trag begründetes, erweitertes Familienverhältniß betrachtet und deshalb auch 
im Allgemeinen Zandrechte (IL, 5) im Anſchluſſe an das Familienrecht (II, 1—4) 
behandelt. Die Herrichaft hat daher über das Gefinde eine Art Familienrecht: 
lihen Gemwaltrechtes. Der Lohn beruht auf freier Vereinbarung, doch find 
durch obrigkeitliche Taren Marimalgrenzen gezogen. Wie noch heute find die 
Dienftboten als folche regelmäßig nur in jüngeren Jahren bis zu ihrer Ver: 
beirathung thätig. Bei Krankheiten werden zwei Fälle unterschieden. Zieht 
jih der Dienftbote durch den Dienſt oder bei Gelegenheit desjelben eine Krankheit 
zu, jo muß die Herrichaft für vollftändige Kur umd Verpflegung und noth- 
dürftigen Unterhalt forgen und darf dafür, bis er fich fein Brod felbit wieder 
zu verdienen vermag, von dem Lohne nichts abziehen. Im übrigen ift die 

haft nur zur vorläufigen Fürſorge und zwar höchſtens für die Dauer 
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der Mietszeit verbunden und darf die Kurkoſten von dem Lohne kürzen. Be— 
gräbnißkoſten hat ſie niemals zu tragen. Die Regelung der Fürſorgepflicht 
fand nach Aufhebung der Erbunterthänigkeit auch in der für jedes Geſinde 
geltenden Geſindeordnung vom 8. November 1810 Aufnahme. 

Das Verhältniß des Schiffsvolkes gegen den Schiffer jollte nach den 
Grundſätzen des Gefindeverhältniljes beurtheilt werden ($ 1534 IL, 8 A. L.-R.). 
Wenn ein Schiffsmann vor Antritt der Seefahrt erkrankte, jo fonnte er ein 
Biertheil der Heuer oder einen Monatslohn fordern. Trat dagegen die Krankheit 
während der Reiſe ein, jo mußte der Schiffer Berpflegungs:, Heilungs: und 
Retourfojten für ihn bezahlen, bei Verwundungen und Beichädigungen im 
Dienjte auf Koſten des Rheders. Starb der Sciffsmann vor begonnener 
Reife, jo gebührte den Erben ein Viertel der Heuer und ein Monatsjold, jtarb 
er auf der Hinreije, die halbe Heuer oder ein doppelter, jtarb er auf der Rüd- 
reife, die ganze Hener oder ein vierfacher Monatsjold, abzüglich der dem Ver: 
ftorbenen gezahlten Vorichüffe und der vom Schiffer zu verauslagenden Be— 
gräbnißkoſten. War der Scifismann bei Vertheidigung des Schiffes getötet 
oder tödtlich verwundet worden, jo erhöhten ſich die Leiltungen und gehörten 
gleich den Heilungs: und Begräbnißfoften zur großen Haverei. 


III. Die Begründung der individualiftiihen Staats: und Geſellſchaftsordnung. 


Es war die hijtorische Miffion des abjoluten Staates gewejen, die foziale 
Unterdrüdung, auf welche die jämmtlichen Nechtsbildungen des Mittelalters 
ſchließlich hirausgelaufen waren, zur Unmöglichkeit zu machen, der großen 
Maſſe der Bevölkerung in Stadt und Land eine vor Eingriffen der oberen 
Klaſſen gejicherte wirthichaftlihe Exiſtenz zu gewähren. Gleichwohl waren 
jene mittelalterlichen Gebilde nicht vernichtet. Insbeſondere war die ftändijche 
Bliederung der Gejellichaft vom abjoluten Staate nicht nur erhalten, fondern 
in einzelnen Punkten mit noch jtarrerer Konſequenz durchgeführt worden. Ver— 
möge diejer Aufrechterhaltung der jtändiichen Gliederung war aber wenigjtens 
einem Theile der im ftändiichen Batrimonialftaate herrichenden Klajjen und 
zwar dem hervorragendjten Theile derjelben auch im abjoluten Staate eine 
bevorrechtete Stellung gejichert. Dem Adel ausichließlich jteht Die Berechtigung 
zum Erwerbe und Befige der mit obrigfeitlihen Befugniſſen ausgejtatteten 
Nittergüter zu, er ift zur Bekleidung jtaatlicher Aemter vorzüglich berechtigt, 
ET zu jeinen Gunften bleibt die bäuerliche Bevölkerung an die Scholle 
gefeſſelt 

Unter der Aegide des abſoluten Staates vollzog ſich nun aber ebenſo 
allmählich wie ſicher eine Verſchiebung der ſozialen Machtverhältniſſe zu Un— 
gunſten der bevorrechteten Klaſſen der Geſellſchaft. Die Blüthe von Handel 
und Induſtrie, welche das Merkantilſyſtem herbeiführte, kam ausſchließlich den 
oberen Schichten der Mittelklaſſen oder, um im Sinne der ſtändiſchen Rechts— 
ordnung zu Sprechen, des Bürgerjtandes zu Gute. Der Adel, durch die ftän- 
diſche Gliederung der Gejellihaft am Handels: und Gewerbebetriebe, durch 
die Erbunterthänigfeit der Bauern am Uebergange zu einer rationelleren Land— 
wirthichaft verhindert, blieb von den wirtbichaftlichen Erfolgen ebenjo aus— 
geichlojfen wie das durch die Feſſeln des Zunftſyſtems gebundene Kleingewerbe. 
Das Beamtenthum de3 abjoluten Staates refrutirte fich ferner zum großen 
Theile aus den oberen Schichten der Mittelflafjen, ja das bürgerliche Beamten- 
thum fanı als der eigentliche Schöpfer des abfoluten Staates betrachtet werden, 
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erjt nach Beendigung des Kampfes mit den Ständen nahm das Beamtenthum 
adliche Elemente in beträchtlicherem Maße in ſich auf. Endlich gingen die Ver: 
treter von Wiſſenſchaft und Literatur vorwiegend aus den Kreiſen der Mittel- 
flajjen hervor, die jomit auch die ſich ausbildende öffentliche Meinung bes 
herrichten. 

Bei diejer ſozialen Machtverichiebung bildete aber die vom abſoluten 
Staate aufrecht erhaltene jtändische Gliederung der Gefellichaft nicht mehr den 
Ausdrud der vorhandenen jozialen Berhältniife. Die Meittelklajien mußten 
jih deshalb gegen die ihrer eigenen Bedeutung wmwiderjprechende Staats: und 
Gejellichaftsordnnung wenden. 

Die Mittelflajjen wandten ſich zumächit mit den Verlangen nad) Nechts- 
gleichheit Aller gegen die ſtändiſche Abſchließung der Gejellichaftsklajjen, welche 
dem Adel den ausschließlichen Bejig der Nittergüter und die vorzügliche Be: 
fähigung für den Staatsdienit zuſprach. Dieje ſtändiſche Gliederung mußte 
ihnen um jo umverftändlicher fein, je mehr die hiſtoriſchen Vorausjegungen 
derjelben, die lofalobrigfeitliche Gewalt der Stände und ihre Stellung als Ge— 
jammtvertretung verjchtwunden waren. Deßhalb war in Frankreich der Haß 
gegen die „Privilegien“ viel jtärfer als in Deutichland. Mlit der jtändischen 
Gliederung der Gejellichaft mußten aber auch die auf ihr beruhenden Inſtitute, 
die Erbunterthänigfeit des Bauernjtandes, die zunftmäßige Gebundenheit der 
Gewerbe fallen. Die Bernichtung der jtändifchen Ordnung durch die Gleich: 
heit Aller vor dem Gejege war das zu eritrebende Ziel. 

Ebenio wenig wie durch die ſtändiſchen Rechtsinſtitute wollten aber die 
eritarkten Mittelklaſſen fich durch ein ftaatliches Eingreifen in die mwirtbichaft- 
lihe Entwidlung bejchränfen laſſen. Sie verlangten vom Staate die Be: 
jeitigung aller Hemmniſſe, welche der Freiheit der wirthichaftlichen Thätigfeit 
im Wege jtanden. Dagegen fonnte eine wirthichaftlich ſtarke Geſellſchaftsklaſſe 
ihr Verlangen nach Gleichheit Aller nimmermehr über das formale rechtliche 
Gebiet ausdehnen, die Herjtellung einer materiellen wirthichaftlichen Gleichheit 
verlangen. 

Die Mittelklajien wandten ſich endlich auch gegen die mit den ſtändiſchen 
Intereſſen eng verbundene abjolute Staatsgewalt. Sie forderten Antheil am 
öffentlichen Yeben, um in Berfaljung und Verwaltung des Staates ihr Toziales 
und wirtbichaftliches Intereſſe zur Geltung zu bringen. 

Unverfennbar war dieſes ſoziale und wirthichaftlihe Programm ein rein 
dejtruftives. Zu Gumjten einer negativen formalen Gleichheit jollten Die vor: 
handenen ſozialen Bildungen bejeitigt werden, ohne daß man an einen Erjaß 
derjelben gedacht hätte. Jedes Miittelglied zwiichen dem einzelnen Individuum 
und dem Staate jollte fallen, die gefammte Nechts: und Wirthichaftsordnnung 
zurücdgeführt werden auf Beziehungen der einzelnen Individuen unter einander 
und zum Staate. Indem man aber durch die Atomifirung der Gejellichaft 
dem einzelnen Individuum die allmächtige Staatögewalt unvermittelt gegen: 
überjtellte, juchte man die individuelle Nechtsiphäre dadurch zu jichern, daß man 
für Die einzelnen Judividuen einen pofitiven enticheidenden Einfluß auf die 
Leitung de3 Staates forderte. Das den politischen Forderungen der Mittels 
klaſſen zu Grunde liegende indiwidualitiiche Prinzip ergiebt ſich aljo mit Noth— 
mwendigfeit aus ihrer verneinenden Stellung gegenüber der öffentlichen Ordnung 
des abjoluten Staates. Indem man die bejtehenden jozialen Bildungen ver: 
nichten wollte, aber nicht die Ichöpferiiche Kraft befaß, neue an deren Stelle 
zu jeßen, bleiben nur die einzelnen Individuen übrig. 

Annalen tes Deutiben Reichs, 189% 34 
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Dieſe individualiftifche Richtung der öffentlichen Meinung, welche um die 
Grenzicheide des 18. und des 19. Jahrhunderts namentlich unter dem von 
den Lehren MW. Smith's erfüllten jüngeren Nachwuchſe des preußiſchen 
Beamtenthums begeifterte Anhänger fand, mußte um fo jchwerer ins Gewicht 
fallen, als die wirthichaftliche Entwidlung jelbit die Grundpfeiler des bi 
herigen jozialen Gebäudes jprengte und damit feinen Einfturz zu einer Natur: 
nothwendigfeit machte. 

Die gebundene Wirthichaftsordnung des 18. Jahrhunderts war abhängig 
von gewiljen wirthichaftlihen Vorausfegungen. Sie beruhte vor allem auf 
einer geringen Dichtigkeit der Bevölkerung, welche die bloß ertenfive Bewirtb: 
ihaftung des Grund und Bodens, eine relativ geringe Güterproduftion und 
einen geringen Güterumjaß zur Folge hatte. Schon Hei Ende des 18., noch 
mehr in den erjten Jahrzehnten dieſes Jahrhundert? wird daher mit der zu: 
nehmenden Dichtigfeit der Bevölkerung die ältere Wirtbichaftsordnung mehr 
und mehr unhaltbar. Der Zuwachs kann ſich nicht gleihmäßig auf alle Be 
rufsflafjen vertheilen unter Aufrechterhaltung der bisherigen Ordnung, da der 
Grund und Boden nicht beliebig vermehrbar iſt. Gleichwohl find landwirtb: 
Ichaftliche Produkte für eine größere Bevölkerung erforderlich. Folglich muß 
derjelbe Grund und Boden mehr hervorbringen als bisher. 

Die Umgeftaltung der wirthichaftlichen Berhältnijie beginnt daher bei der 
Landwirthſchaft. Sie mußte von der ertenfiven zur intenfiven Bemwirtbichaftung 
übergehen. Die mwillenjchaftlichen Lehren Thaer's bieten nur die theoretiice 
Formulierung dafür, was das praktische Leben erforderte. Die nene intenfive 
Wirthichaft war aber nur möglich bei einer Umgejtaltung der ganzen beſtehen— 
den Agrarverfaſſung. Schon unter Friedrich dem Großen entiteht das Be: 
ftreben, die Gemeinheitstheilungen nach dem Worbilde der bereit höher ent: 
widelten englischen Yandwirthichaft durchzuführen. Nachdem im Laufe mehrerer 
Jahrzehnte die neuen Anfchauungen fich weiter verbreitet, die neuen Bedürf— 
nifje fich jtärfer geltend gemadt hatten, kommt es endlich in den erjten Jabr: 
zehnten dieſes Jahrbunderts zu einer umfajjenden Reform. Die Bejeitigung 
der jtändischen Gliederung der Gejellichaft und die Befeitigung der gejammten 
bisherigen Agrarverfafjung, namentlich die Löſung des gutsherrlich-bäuerlichen 
Berhältnijjes ftehen dabei im engiten Zujammenhange. Die Darftellung jener 
Agrarreform Liegt außerhalb des Planes diejer Schrift.) Das endlihe Er: 
gebniß, wie es jedenfalls jeit Mitte dieſes Jahrhunderts fich herausftellt, it 
die Löſung der wirthichaftlichen Abhängigkeit des Bauernſtandes vom Groß: 
grundbefiger, auf den der Adel fein ausichließlicyes Necht mehr hat, und die 
Schaffung eines perjünlich und dinglich freien Bauernjtandes mit individuellen 
Grundeigenthum. Die Bejeitigung der obrigkeitlichen Stellung der Rittergut 
befiger gegenüber den Landgemeinden, welche nun nicht mehr der adäquate 
Ausdrud der gegebenen wirtbichaftlichen Verhältniſſe war, folgt jehr bald nad. 
Im Weiten ift dies im Wefentlichen Schon durch die franzöſiſch-rheinbündiſche 
Fremdherrſchaft geichehen. Im Dften der preußifchen Monarchie erfolgt die 
Aufhebung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit 1849, die der gutsherrlichen 
Polizeigewalt und der Aufficht über die Landgemeinden erft durch die Kreis— 
ordnung von 1872, im Königreich Sachen die der Patrimonialgerichtsbarfeit 


) Es kann in diefer Beziehung jegt für Preußen lediglih auf das vortrefflihe Wert 
von ©. F. Knapp, Die Bauernbeireiung und der Urſprung der Landarbeiter in den 
älteren Theilen Preußens, 2 Bände, Leipzig 1887, verwieſen werden. 
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1854, die der gutsherrlichen Polizeigewalt 1871. Nur in Medlenburg, wo 
die Löſung des gutöherrlich-bäuerlichen Verhältnifjes fich durch Einziehen der 
bäuerlichen Stellen zu den Gutshöfen vollzogen hatte, erhält fich auch die guts— 
obrigfeitliche Gewalt wenigſtens auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar- 
feit und der Polizei fort. 

Durch diefe Mgrarreform find die ländlichen Arbeitsverhältnijje durchaus 
andere geworden, 

Der Zwangsgefindedienft der Bauerfinder auf den Gutshöfen hörte auf, 
und die preußiiche Gefindeordnung vom 8. November 1810 gejtaltet unter Auf: 
hebung der obrigfeitlichen Lohntaxen das nunmehr überall freie Gejindeverhält- 
niß nad denjelben Grundfägen eines patriarchaliichen Familienbandes um, 
die bisher nur für das ftädtifche Sefinde und für dasjenige der Bauern ge- 
golten haben. 

Die größeren Güter bedürfen jedoch außer dem Gejinde noch weiterer 
Arbeitskräfte, bejonders zu gewiljen Zeiten, bei der Ausſaat, bei der Ernte, 
beim Drejchen. Bisher war den Nittergutsbefigern dieje Arbeit geleiltet worden 
durch die nunmehr fortgefailenen Hand» und Spanndienjte der Bauern, für Die 
ein Erſatz geichaffen werden mußte. Die größeren Gutsbefiger jelbjt mußten 
jest die für ihre Wirthichaft erforderlichen Geipanne halten. Die menschlichen 
Arbeitskräfte boten ihnen die Fleineren Ländlichen Grundbefiger, deren Zeit 
durch Die eigene Wirtbichaft nicht voll in Anfpruch genommen, und deren 
Dienjte daher durch die ältere Gejeßgebung, in Preußen durch die Deklaration 
vom 29. Mai 1816 von der Ablöjung ausgenommen wurden. Nachdem je: 
doch dieſe Ablöjung jeit der Mitte des Jahrhunderts allgemein erfolgt war, 
konnte der Gutsbeſitzer fich jene Arbeitskräfte nur im Wege des freien privat- 
rechtlichen Vertrages verichaffen Zu diejen fleineren ländlichen Grundbefigern, 
die nebenbei auf Tagelohn gingen, kamen andere Elemente der ländlichen Be: 
völferung, namentlich jüngere Söhne von Bauern, abgewirtbichaftete, in einigen 
Landestheilen, in denen fein Bauernſchutz beitand, wie Mecdlenburg, Neu: 
vorpommern und Rügen und zum Teil auch in anderen öjtlichen Provinzen 
Preußens von ihrem Gutsherrn vertriebene Bauern, die dann als Taglöhner 
mit einem geringen Stüde Yand auf dem gutsherrlichen Boden angejegt 
wurden. 

Allgemein ift alfo die bisherige, rechtlich) anerkannte Herrichaft des Guts— 
herrn über jeine Arbeitskräfte gelöft. Er kann fich ſolche nur verichaffen im 
Wege des freien privatrechtlichen Vertrages. Die ländlichen Arbeiter bejigen 
allerdings zum Theil noch jelbit einigen Grund und Boden, zum Theil da— 
gegen find fie lediglich auf den Ertrag ihrer Arbeit im Betriebe des Guts— 
herrn angewiefen. Diefe Abhängigkeit der mirthichaftlichen Exiſtenz vom 
Arbeitsertrage in fremden Betrieben ift nicht mehr wie bei den Bauernfindern 
des 18. Jahrhunderts ein bloßes Durchgangsjtadium zur wirtbichaftlichen 
Selbititändigfeit, jondern eine dauernde Lebensitellung. Der mit der Dichtig- 
feit der Bevölkerung fteigende Bodenwerth verhindert die nicht beſitzende länd— 
fihe Bevölkerung immer mehr, eigenen Grundbefig zu erwerben. So entiteht 
eine dem vorigen Jahrhundert noch fremde geichlojjene Ländliche Arbeiterklaſſe, 
die ihr Verlangen nad) eigenem Vefige nur durch mafjenbafte Auswanderung 
nah Amerifa befriedigen kann. 

Mit dem qutsherrlich-bäuerlichen Bande iſt auch die Hilfe fortgefallen, 
die der Gutsherr in allen Nothrällen des Lebens feinen Dinterjaflen zu leiften 
hatte. Für das ländliche Gefinde beiteht allerdings die Fürſorge der Herr: 
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ichaft bei Krankheit nah Maßgabe der Gefindeordnung, für die Tagelöhner 
ift auch diefe nicht vorhanden. Das Bindealied zwiichen Staat und Individuum, 
welches die gutsherrliche Gewalt darbot, it ohne Erjaß verichwunden, im Falle 
der Noth jorgt nur die jtaatliche Armenpflege. 

Aber nicht nur auf dem Gebiete der Landwirthichaft, jondern auch auf 
dem der gewerblichen Produktion erwies jich die gebundene Ordnung des 13. 
Sahrhunderts immer mehr unhaltbar.. Bon Haufe aus waren es nur ein ge 
wiſſer doftrinärer Jndividualismus der Mittelklaſſen umd die auch unter der 
abjoluten Monarchie nie ganz zu bejeitigenden Mißbräuche des Zunftweſens, 
welche auf eine Aufhebung der Zinfte hindrängten. Schon durdy dieje Einflüfje 
und vor dem Aufkommen des modernen Großbetriebes erfolgte in einigen Ge— 
bieten, in Frankreich, in verjchiedenen Nheinbunditaaten und 1810 in Preußen 
die Aufhebung der bisherigen Gewerbeverfajlung. Unter diejen Umständen erjcheint 
e3 begreiflich, wie die Bejeitigung der doch immerhin den Eleinen Gewerbe: 
betrieb jchügenden Zinfte gerade von den arbeitenden Klafjen des Gewerbe: 
jtandes mit welchem Enthuſiasmus begrüßt wurde. Die Hemmniſſe der wirth— 
Ichaftlichen Selbjtitändigfeit wurden für fie bejeitigt, ohne daß die Gefahren 
des Großbetriebes, gegen welche die Zünfte einen Schuß bieten konnten, 
bereit3 vorhanden gewejen wären. 

Soweit nun die ftaatliche Gejeggebung nicht Schon in diefem Stadium 
eingriff, wurde doch durch die gewerbliche Entwidlung das Fortbeitehen der 
Bunftverfafjung unmöglich. Auch auf dem Gebiete der gewerblichen Broduftion 
und des Transportwejens jteigern ſich die Bedürfniſſe derart, daß die hand: 
werfsmäßige Produktion und die thieriichen Transportmittel nicht mehr aus— 
reihen. Wie das geiteigerte Bedürfnig an landwirthichaftlichen Erzeugniſſen 
durch den Uebergang zur intenfiven Wirtbichaft, jo werden die höheren Anfors 
derungen nach gewerblichen Produkten beiriedigt durch eine Reihe von Erfin- 
dungen, die man in ihrer Gejammtheit al3 „die Maſchine“ bezeichnen kann. 
Sie bildet das Äußere Kennzeichen für den Beginn eines neuen Wirtbichafts- 
ſyſtems. Wirtbichaftlich hatte fie die Doppelte Funktion, nicht nur den bejtehen- 
den Bedürfniijen zu genügen, jondern auch neue zu erwecken und für deren 
Beiriedigung hinwiederum zu jorgen. So bat der Eijenbahnbau die Eifen- 
indujtrie gefördert umd umgekehrt, jo daß jchlieglich in dem neuen Wirtbichafts- 
iyiteme ein Nad in das andere griff zur Steigerung der Bedürfniſſe und der 
Produktion. 

Sobald nun in einem Gewerbe der Maſchinenbetrieb auftaucht, wird neben 
ihm die bisherige gewerbliche Produktion entweder augenblidlich oder allmählich 
fonkurrenzunfähig. Mit Eröffnung einer Eijenbahn zwijchen zwei Orten ver— 
ſchwinden jofort die Frachtwagen. Die Majchine produziert ferner jo ſchnell 
und billig, daß die Handarbeit damit nicht Fonfurrieren kann. So hat ji in 
Deutichland von 1561 bis 1875 die Zahl der mechanischen Webjtühle ver- 
größert von 39,554 auf 74,775, Dagegen die der Haudjtühle fich verringert von 
394,565 auf 369,321.) Der Majchtenenbetrieb ijt ein Großbetrieb, der ein 
bedeutendes Betriebsfapital erfordert umd billiger produziert als die Hand— 
arbeit. 

In die zunftmäßige Ordnung des Handwerks hatte ſich der fabrifmäßige 
Betrieb von je ber nicht einfügen laſſen. Je mehr ſich aljo der Fabrikbetrieb 


) Ngl. Grotbe, Der Einfluß des Mancheiterthums auf Handwerk und Hausinduitrie, 
gezeigt an dem Ergehen der Hand: und Hausmeberei, 2. Abdrud, Berlin 1884. 
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auf Koften des Handwerks ausdehnte, um jo mehr wuchs die gewerbliche Pro— 
duftion ſelbſt aus den Feſſeln des Zunftigitems heraus, jomweit die jtaatliche 
Geſetzgebung diejelben nicht ſchon bejeitigt hatte. 

Die Zunftverfaffung mußte aljo früher oder jpäter fallen. Es fragte fich 
nur, was an ihre Stelle treten jolle. Eine entiprechende Umgejtaltung der 
BZünfte im Intereſſe des Schubes der Stleinbetriebe wäre wohl möglich und 
winfchenswerth gewejen und wurde namentlich; von der Stein’schen Richtung 
unter den preußiichen Staatsmännern dringend empfohlen. Mächtiger als dieje 
Gedanken war jedoch das Vorbild Frankreichs, wo durch die Revolution die 
Zünfte als Beftandtheile der ſtändiſchen Ordnung volljtändig zertrümmert, 
aber feine neuen forporativen Verbände geichaffen waren. Diefem franzöfiichen 
Muster folgten nicht nur manche der deutſchen Rheinbundjtaaten, jondern auch 
die preußiſche Gejeggebung von 1810. 

Das Konzeſſionsſyſtem, vermöge dejjen jede gewerbliche Berechtigung eine 
vom Staate abgeleitete war, wurde damit zunächſt nicht aufgegeben. Es verlor 
jedoch feine bisherige Bedeutung, welche darin beitanden hatte, daß dem ein- 
zelnen Fabrifunternehmer und Freimeiſter auch außerhalb der Zunft die Be— 
fugniß zum Gewerbebetriebe ertheilt werden fonnte. Die Konzeſſion wird nicht 
mehr durch allgemeines Privilegium den jeweiligen Mitgliedern einer Zunft 
und durch individuelles: Privilegium einem einzelnen, außerhalb der Zunft 
jtehenden ©ewerbetreibenden, jondern nur durch individuelles Privilegium 
ertheilt. Diejen Konzeſſionen giebt der Staat eine fteuerrechtliche Bedeutung, 
d. h. er erflärt gejeglich, daß die Verleihung der Konzeſſion lediglich abhängig 
jei von der Löfung eines Steuerpatentes. Nur für einzelne Gewerbe wird da— 
neben noch im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eine beiondere 
polizeiliche Genehmigung erfordert. 

Wenn man nunmehr eine andere Form der Gewerbeſteuerung wählte, 
nämlich die Zulaflung zum Betriebe nicht mehr von der vorherigen Entrichtung 
der Steuer abhängig machte, jo verlor die Stonzefiion jede Bedeutung. Dies 
geihah in Preußen durch die Steuergefeßgebung von 1820. Der Gewerbe: 
betrieb ijt jeitdem, joweit die frühere Gewerbeverfaſſung aufgehoben war, nicht 
mehr ein vom Staate abgeleitetes Recht, jondern eine natürliche Befugniß des 
Individuums, wie Eſſen, Trinken und Schlafen. Dies ift die Bedeutung der 
Gewerbefreiheit. Auch wo noch im polizeilichen Intereſſe eine perfönliche oder 
fachliche Konzeſſion erfordert wird, hat dieje nicht den Sinn, daß fie die ge— 
werbliche Berechtigung verliehe, jondern die Konzeffion enthält nur das Aner- 
fenntniß, daß polizeiliche Hinderungsgründe dem beabfichtigten Gewerbebetriebe 
nicht entgegenitehen. : 

Wie Das Gewerbe die Feſſeln der bisherigen Gemwerbeverfafiung abzu= 
ftreifen fuchte, jo der private Bergbaubetrieb die Feſſeln des Negalitätsprin- 
zipes, welches ihn vermöge der daraus folgenden jtaatlichen Direktion in der 
freien wirtbichaftlichen Entwidlung hemmte. In Frankreich war das Bergregal 
bereit3 durch das Geſetz vom 28. Juli 1791, welches auch auf dem Linfen 
Rheinufer galt, bejeitigt. In den altpreußifchen Landestheilen begann feit 1851 
eine Uebergangsgefeggebung, welche mehr und mehr die ftaatliche Direktion 
über Die privaten Bergbaubetriebe loderte. Endlich bob das für den ganzen 
preußifchen Staat erlafjene und in den meijten anderen deutichen Staaten nad): 

eahmte allgemeine Berggejeg vom 24. Juni 1865 das Bergregal, ſoweit es 
dh nicht im Belige von Standesherren befand, überhaupt auf. Auch der Berg: 
baubetrieb unterliegt bejonderen polizeilichen Beſchränkungen im Intereſſe der 
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allgemeinen Sicherheit und Ordnung. Die Zulaſſung zum Betriebe beruht auch 
jetzt noch auf einer beſonderen ſtaatlichen Verleihung des Bergwerkseigenthums. 
Allein dieſe Verleihung iſt allgemein polizeilicher Natur. Es liegt ihr nicht 
der Gedanke zu Grunde, daß der Bergbaubetrieb ein ſeinem Weſen nach ſtaat— 
liches Recht jei- 

Die Einführung der Gewerbefreiheit wie die Preisgabe des Negalitäts- 
prinzipes beim Bergbau haben demnach die Befugniß zum Betriebe, die früher 
aus dem ftaatlichen Rechte hergeleitet wurde, zurüdgeführt auf das angeborene 
Recht des Individuums zur freien Willensbethätigung. 


Damit ändert fich nothwendig die rechtliche Natur des Dienjtverhältnifjes 
der gewerblichen Arbeiter wie der Bergarbeiter. Ein vom Staate losgelöftes 
jelbititändiges Herrichaftgrecht über Perſonen erfennt der moderne Staat nicht 
mehr an. Das Bindeglied zwiichen dem ausschließlichen Herrichaftsrechte des 
Staates und der thätfächlichen Herrichaft des Unternehmers ijt aber mit dem 
Konzeſſionsſyſtem und dem Regalitätsprinzipe fortgefallen. Folglich kann die 
ftaatliche Rechtsordnung eine Herrichaft des Unternehmers über jeine Arbeiter 
überhaupt nicht mehr anerfennen. Beide Theile stehen ſich alfo im Zuſtande 
der vollfommenen Nechtsgleichheit gegenüber. Iſt Die geſammte gewerbliche 
Thätigfeit des Unternehmers nur ein Ausfluß feiner angebornen Willens» 
freiheit, jo auch die des Arbeiters. Das Dienftverbältniß wird daher rechtlich 
ein privatrechtliches Kontraftverhältniß, welches durch freie Willensüberein- 
jtimmung beider Theile zu Stande fommt, und bei welchem ſich Arbeitgeber 
und Arbeiter als Käufer und Verkäufer der Arbeit als einer Waare gleich: 
berechtigt gegenüberitehen. 

Die Stellung der gewerblichen Arbeiter wird nun troß des gleichen 
Rechtsbodens eine durchaus verichiedene in den Handwerfsbetrieben und in den 
fabrifmäßigen Großbetrieben. Dabei ift jedoch hervorzuheben, daß die Grenze 
zwiſchen beiden ſich nicht jcharf ziehen läßt, der größere Handwerfsbetrieb all: 
mählich in den Fabrifbetrieb übergeht. 

In den Keinen Handwerfsbetrieben bleibt die Stellung der Arbeiter zum 
Meijter im allgemeinen diejelbe wie bisher. Eine ſoziale Scheidung der Unter: 
nehmer von den arbeitenden Klaſſen findet nicht jtatt, die Stellung des jelbit- 
jtändigen Arbeiters ift nur ein Durchgangsjtadium zur vollen wirthichaftlichen 
Selbititändigfeit. Die Erreichung einer jolchen ijt jogar leichter wie früher, da 
die Schranfen des AZunftrechtes gefallen find. Andererſeits iſt aber die Lage 
des jelbititändigen Handwerfers, aljo das zu erreichende Ziel, durch die Kon— 
furrenz der Großbetriebe bedeutend herabgedrüdt, jo daß vielfach der Hand— 
werksmeiſter nicht beſſer geſtellt iſt als der Arbeiter. Die Löſung der häus— 
lichen Gemeinſchaft zwiſchen dem Meiſter und ſeinen Gehilfen und der Ueber— 
gang zur reinen Geldwirthſchaft durch Baarzahlung des ganzen Lohnes erwies 
ſich jedoch ſehr bald durch das gleich zu erwähnende Vorbild der Fabriken 

nothwendig. 

Weſentlich anders geſtaltet ſich die Lage der Fabrikarbeiter. Die gewerb— 
lichen Arbeiter gingen im Anfange gern zu den Fabriken über. Sie wurden 
dadurch frei von den Schranken, die ihnen das Leben in der häuslichen Ge— 
meinſchaft des Meiſters auferlegte, da die Arbeitermaſſen einer Fabrik ſelbſt— 
verſtändlich nicht im Hauſe des Fabrikanten leben konnten. Sie erhielten 
ſtatt des geringen Geldlohnes der Geſellen ihre ganze Einnahme in baarem 
Gelde und waren in der Begründung eines eigenen Hausſtandes nicht mehr 
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behindert.) Der Reiz diefer Vortheile war ein jo großer, daß ich jehr bald 
die Handwerfämeilter, um ihre Arbeitskräfte zu erhalten, ebenfalls entjchließen 
mußten, die häusliche Gemeinſchaft mit ihren Arbeitern zu löſen. 

Die Vortheile des jelbjtitändigen Privathaushaltes wurden aber erfauft 
durch die dauernde wirthichaftliche Abhängigkeit des Arbeiter von dem Unter: 
nehmer. Der Fabrifarbeiter ift, von geringen Ausnahmefällen abgejehen, in— 
telleftuell und wirthichaftlich nicht im Stande, fich in feinem Gewerbe jelbft- 
ftändig zu machen, fondern auf Lebenszeit verurtheilt, Yabrifarbeiter zu bleiben. 
Er iſt intelleftuell nicht dazu im Stande, da er bei der weitgehenden Arbeits- 
tbeilung nicht wie der Handwerker in allen Zweigen des Gewerbes, namentlich 
der geiwerbliche Arbeiter nie im faufmännifchen Betriebe der Fabrik, jondern 
mir in einer einzelnen Arbeitsart ausgebildet wird. Er ijt wirtbichaftlich nicht 
dazu im Stande, da zur Fabrifanlage ein bedeutendes Stapital gehört, der 
gewöhnliche Arbeiter aber weder Geld noch Kredit befißt. Unternehmer und 
Arbeiter jcheiden jich daher in zwei verjchiedene joziale Klaſſen, bei denen der 
Uebergang von der einen in die andere, wenn auch wicht rechtlich, jo doch that- 
ſächlich unmöglich iſt. 

Sobald nun der Fabrikbetrieb über die Anfangsſtadien ſeiner Entwicklung 
hinaus war, verſchlechterte ſich die Lage der arbeitenden Klaſſen mehr und 
mehr. Arbeitskräfte waren in hinreichender Zahl vorhanden und ſtrömten 
immer von neuem aus den zerſtörten Handwerksbetrieben zu, deren Meiſter ſich 
gegenüber der kapitaliſtiſchen Großproduktion nicht halten konnten. Die Arbeiter 
als Verfäufer ihrer Arbeit, die jie als Waare feilboten, waren daher volljtändig 
den mwirtbichaftlichen Konjunkturen preisgegeben. Bei dem Konfurrenzfampfe 
der einzelnen Unternehmer wurden die Löhne auf das wirtbichaftliche Minimum, 
den nothdürftigen Lebensunterhalt des Arbeiters und jeiner Familie herab» 
gedrüdt, augenblidlich überflüffige Arbeiter entlajjen und damit der Armenpflege 
preisgegeben. Vermöge jeiner wirtbichaftlichen Uebermacht konnte der Arbeit: 
geber die Arbeitskräfte aufs äußerſte ausbeuten, befonders durch Benußung der 
billigeren rauen: und Kinderarbeit, er fonnte den Arbeiter nöthigen, in von 
ihm gebauten Wohnungen zu hohem Miethszins zu wohnen, den Arbeiter jtatt 
mit Geld mit jeinen Fabrikwaaren, die dann der Arbeiter -zu Spottpreijen 
losihlagen mußte, ablohnen oder ihn zwingen, alle Lebensbedürfniſſe zu von 
ihm einjeitig bejtimmten PBreijen von ihm entnehmen (Cottage: und Truckſyſtem). 
So entwidelt ſich, wo ein jtaatliches Eingreifen nicht ftattfindet, bei dem freien 
Spiele der wirtbichaftlichen Kräfte die vollkommene perfönliche und wirthichaft: 
lihe Abhängigkeit der Arbeiter von dem Arbeitgeber. Dieje moderne Fabrik: 
laverei läßt zwar Angriffe des Herrn auf die 'perjönliche - Integrität des 
Arbeiterd nicht zu, unterjcheidet fich aber, wenn man nicht auf die rechtliche 
Form, Sondern auf den thatjächlichen Inhalt des Verhältniſſes fieht, von der 
Sklaverei der antifen Welt nur zu ihren Ungunften dadurch, daß der Arbeit- 
geber fein wirthichaftliches Intereſſe an der Erhaltung der Berjon des Arbeiters 
bat. Es foll damit nicht gejagt jein, daß die Lage des Fabrikarbeiters ohne 
ſtaatlichen Arbeiterjchug eine derartige allgemein wäre. Denn die wirthichaft- 
lihen Konjunfturen, namentlich das Verhältniß von Arbeitsangebot und Arbeits- 
nahfrage, die den Arbeiter herabdrüden, fünnen ihn andererjeit$ bei einem 





) Auf den Reiz, der in den Anfängen der induftriellen Geſellſchaft der Telbititändige 
Hanshalt und der hohe Geldlohn auf die arbeitenden Klaſſen, Handwerksgeſellen und Gefinde, 
ausübte, hat zuerjt &. v. Stein, Geichichte der jozialen Bewegung in Frankreich, Leipzig 
1850, 8b. 2 & 62., aufmerffam gemacht. 
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Umſchlage auch wieder erheben. Die Fabrikſklaverei bezeichnet nur diejenige 
wirtbichaftliche Yage des Arbeiters, in Die er bei bejonders ungünftigen Kon: 
junfturen herabſinken kann und vor dem Bejtehen einer ihn jchügenden jtaat- 
lichen Gejeßgebung in den europäischen Induſtrieländern auch thatfächlich 
vielfach herabgefunfen it. 

Seitdem die Zunftverfafjung nicht mehr die Grundlage des Gemwerberechtes 
bildete, war auch fir den gewerblichen Arbeiter das zwiſchen Staat und 
Individuum jtehende Bindeglied der jtändischen Nechtsordnung gefallen, bei 
dem er zunächſt Hilfe in Notbfällen zu fuchen hatte. 

Für die Fabrifarbeiter, die außerhalb der Innungs- und Gejellenverbände 
itanden, hatte es von jeher feine gewerblichen Hilfskafjen gegeben. Während 
aber im 18. Jahrhundert diefer Mangel für die wenigen hoch bejoldeten Fabrik: 
arbeiter nicht fühlbar wurde, ergab fich daraus im 19. Jahrhundert für die 
zahlreichen, theilweife jchlecht bezahlten Arbeitermafjen der Fabriken eine voll- 
ſtändige Schußlofigfeit gegenüber allen Wechielfällen des Lebens. Dieſe Wechſel— 
fälle, Krankheit, die beim Majchinenbetriebe der Fabriken bejonders häufigen 
Betriebsunfälle, Alter und Invalidität umd vorübergehende Arbeitslofigfeit 
führten zum Ruin des Arbeiters, dem die wirtbichaftliche Widerftandsfähigfeit 
fehlte und gaben ihm jchließlich der öffentlichen Armenpflege des Staates preis. 

Für die Handwerfsgefellen und bilfsbedürftige Meiſter beitanden zwar, 
da die Zünfte und Die ſich daran anjchliegenden Inſtitute ſich als freie gewerb- 
liche Vereinigungen weiter erbieten, die Gejellenladen und die Gewerbsfafjen 
als Hilfe in Nothrällen fort. Allein mit der Bejeitigung des Zunftziwanges 
hörte jede jtaatliche Nöthigung für die Meifter und Gejellen auf, fih an 
diefen Einrichtungen, welche fortlaufende Beiträge erforderten, weiter zu be: 
theiligen. Thatjächlich ſank der Prozentjag der Theilnehmer immer mehr, fo 
daß zahlreiche Zünfte überhaupt aufhörten zu beftehen. Für die große Mafie 
der Handwerksgeſellen und die durch die Konkurrenz der Fabriken in eine zu= 
ſehends jchwierigere Wirthichaftstage gerathenden Handwerksmeiſter ergibt ſich 
aljo dasselbe Reſultat wie für die Fabrifarbeiter, fie find allen Wechſelfällen 
des Lebens jchußlos preisgegeben. 

Nur für die Bergarbeiter und ihre Angehörigen retten jich die aus der 
früheren Ordnung überfommenen Knappichaftsfafien mit Ziwangsbeiträgen ſämmt— 
licher im Betriebe beichäftigten Arbeiter und des Unternehmers in das neue 
Wirtbichaftsleben hinüber. 

Die Umgeftaltung der wirthichaftlichen Zuftände macht fich drittens auf 
dem Gebiete des Handels geltend. 

Kaufmänniſche Gilden, an deren Mitgliedichaft die Zulaflung zum Handels: 
betriebe geknüpft war, hatten jchon bisher nicht allgemein bejtanden. Gleich: 
zeitig mit den ausschließlichen Gewerbeberechtigungen der Innungen hören auch 
die der Kaufmannsgilden auf. Zunächit tritt an die Stelle die allgemeine 
Konzejjionierung derjenigen, welche ein Steuerpatent löfen, und mit der voll: 
ftändigen Gemwerbefreiheit wird auch der Handelsbetrieb eine natürliche Be— 
fugniß des Individuums Die Rüdwirkung auf das Dienftverhältuig der 
Handlungsgebilfen iſt diejelbe wie beim gewerblichen Arbeitsverhältnijie, es 
entiteht ein auf der Nechtsgleichheit und Willenzfreiheit beider Theile auf: 
gebautes privatrechtliches Kontraftsverhältniß. 

Ebenjo ändert fich die wirthichaftliche und foziale Lage der Handlungs: 
gehilfen. Die Fapitaliftiiche Produktion hat ihren Einfluß auch auf den 
Handelsbetrieb und damit auf die Yage der Gehilfen geltend gemacht. Die 
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Fabrikanten fonnten den Detailvertrieb der Waarenmafjen, die fie jährlich er: 
zeugten, nicht übernehmen. Diejer fällt aljo den kaufmännischen Gejchäften zu. 
Ferner erweitert jich deren Umſatz dadurch, daß die arbeitenden Klaſſen auf 
die reine Geldwirtbichaft angewiejen find. Die Handelsgejchäfte bedurften 
demnach ein größeres Kapital oder wenigitens einen größeren Kredit. Den 
beitebenden Gejchäften, welche den allmählichen Uebergang von der handwerks— 
mäßigen zur fapitaliftiichen Produftion mit durchmachten, fiel beides eben wegen 
der Allmählichkeit des Ueberganges von felbjt zu. Sie wurden „die alten 
joliden Firmen“ Dem Handlungsgehilfen ohne Kapital und Kredit war es 
dagegen unmöglich, wie früher zur Selbitjtändigfeit zu gelangen, da jedes 
größere Geichäft ein bedeutendes Kapital erforderte, bei einem kleineren Ge— 
tchäftsbetriebe aber die Konkurrenz unmöglih war. So bildete fich auch im 
Handelsjtande eine Klaſſe aus, welche wegen Kapitalmangels in der Negel 
nicht zur wirtbichaftlichen Selbitjtändigfeit gelangen fann. Die höhere Durch: 
ſchnittsbildung und die dementiprechend höhere Durchichnittseinnahme gewährt 
allerdings dem Handlungsgehilfen eine andere Lebensitellung als dem Fabrik: 
arbeiter. Die jcharfe joziale Scheidung zwiſchen der Unternehmer: und der 
Gehilfenklajje macht fi aber auch bier geltend. Sie kommt äußerlich zur 
Eriheinung durch die Trennung des Hausjtandes, indem aucd die Handlungs: 
gehilfen und =Lehrlinge nicht mehr im Haufe des Chef? wohnen, fondern eine 
getrennte Privatwirthichaft begründen. 

Beiondere PVeranjtaltungen zur Fürſorge für die Handlungsgehilfen in 
Nothfällen hatte e8 außer der Kaufmannsgilde von jeher nicht gegeben. Auch 
die Fürſorge durch die Gilde hörte mit Einführung der Gewerbefreiheit auf. 
Erbebliche Uebeljtände hatten fich daraus im Anfange bei der im Vergleiche 
mit den gewerblichen Arbeitern guten Lage der Handlungsgehilfen und den 
längeren Kündigungsfriften nicht herausgeftellt. Erjt die immer jtärfer werdende 
ſoziale Scheidung der Gehilfenflafje von den Unternehmern macht auch bier 
ein jtaatliches Eingreifen nöthig. 

Die fapitaliftiiche Produktion greift endlich zurück auf das Gebiet der 
Landwirthſchaft umd jchließt damit den Kreis der neuen Wirthichaftsordriung. 
Bei der intenfivften Bewirtbichaftung des Bodens reichen Schließlich die menſch— 
lihen und thieriſchen Arbeitskräfte nicht mehr aus. Die Mafchine findet auch 
bei der Landwirtbichaft Anwendung und bereitet den Arbeitern die gleichen 
Unfallgefahren wie bei der Imduftrie. Je dichter die Bevölkerung und je ent- 
mwidelter die Landwirthichaft wird, um fo mehr nähert fich die landwirthichaft- 
Iihe Produktion der induftriellen an. 


IV. Ver Charakter des Arbeitsverhältnijies in der individualitiiden 
Wirthſchaftsordnung.) 
Durch die Vernichtung der gebundenen Wirthſchaftsordnung des 18. Jahr— 
hunderts iſt die Befugniß zur erwerbenden Thätigkeit als ſelbſtſtändiger Unter— 


— 





N Bezüglich der Literatur zu dieſer und der folgenden Nr. iſt folgendes zu bemerken. Die 

Hand und Lehrbücher des Privatrechts, wie die juriitiichen Monographien, berüdjichtigen durch: 
weg nur die formal-juriftiiche Seite des Arbeitsverbältnifies, ohne auf feinen wirthichaftlichen 
Inhalt und deffen Rückwirkung auf die juriftiiche Form näher einzugehen. Dieje Lireranır kommt 
demnach bier nicht weiter in Betracht. Die juriitiichen und wirthichaftlichen Wechielbeziebungen 
ben hervor vom nationalöfonomiichen Standpunkte Shmoller, „die Natur des Arbeits- 
vernages und der Kontraltbruch‘” im der Ziſchr. f. Staatswijienichait Bd. 30, ©. 449 fj.; 
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nehmer in Landwirtbichaft, Gewerbe und Handel zu einem angeborenen Rechte 
des Individuums geworden Nicht mehr vom Staate wird die Befugniß in 
den Formen der Belehnung, der Konzeſſion oder des Regals abgeleitet, fondern 
der Unternehmer, der einen jelbitjtändigen Betrieb beginnt oder fortführt, 
handelt nur in Bethätigung einer natürlichen Freiheit des Individuums. 

Dies fällt namentlich ins Gewicht für das Verhältniß des Unternehmers 
zu ſeinen Arbeitern. Ein Herrſchaftsrecht des Unternehmers gegenüber ſeinen 
Arbeitern vermochte der moderne Staat nicht mehr anzuerkennen, da ein ſelbſt— 
ſtändiges, nicht vom Staate abgeleitetes Herrſchaftsrecht dem heutigen Staats— 
begriffe widerſpricht, die neue Wirthſchaftsordnung aber die Verbindung der 
Herrſchaft des Unternehmers mit dem ausſchließlichen Herrſchaftsrechte des 
Staates gelöſt hatte. Die rechtliche Anerkennung der Herrſchaft einer Be— 
völkerungsklaſſe, der Unternehmer, über die andere, die Arbeiter, war innerhalb 
der neuen Ordnung unmöglich. Man konnte der Willensfreiheit des Unter— 
nehmers nur die des Arbeiters gegenüberſtellen, beide Theile auf dem Fuße 
abſoluter Rechtsgleichheit behandeln. Das Arbeitsverhältniß wird zu einem 
obligatoriſchen Vertragsverhältniſſe des Privatrechts. 

Damit ergibt ſich die folgende Auffaſſung der rechtlichen Form des Ver— 
hältniſſes, welche ſeitdem in Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft allgemein ge— 
herrſcht hat. Von den Prinzipien der abſoluten Rechtsgleichheit und Willens— 
freiheit der Perſonen, welche das Weſen des Privatrechtes ausmachen, iſt auch 
das Arbeitsverhältniß durchdrungen. Durch eine übereinſtimmende freie Willens— 
entſchließung beider Theile wird im Wege des obligatoriſchen Vertrages das 
Rechtsverhältniß begründet, in welchem jeder Theil zu beſtimmten Leiſtungen 
verpflichtet iſt, der Arbeiter zu gewiſſen Arbeiten, der Arbeitgeber zur Lohn⸗ 
zahlung. Wie bei ſonſtigen Arbeitsverträgen werden unter Umjtänden im 
Intereſſe der pünktlichen und ordentlichen Lieferung der Arbeit Konventional- 
jtrafen vereinbart, welche der Arbeiter bei vertragswidrigem Verhalten zu 
zahlen hat. Endlich kann das Rechtsverhältniß auch von beiden Theilen gleich: 
mäßig gelöft werden, es bat jeder Theil ein gleiches freies Kündigungsrecht. 

Die Aufgabe, welche der moderne Staat als feine böchite anerkennt, die 
Unterdrüdung einer Gejellichaftsklafie durch die andere zu verhindern, ſcheint 
hier mit einem Schlage gelöft. Auf dem Boden abjoluter Nechtsgleichheit 
verfehren Arbeitgeber und Arbeiter mit einander umd treten in wechjeljeitige 
Beziehungen. Von Hörigkeit oder einem jonjtigen rechtlich anerfannten Ab— 
hängigkeitsverhältniſſe it feine Rede mehr. Der etwa vorhandenen wirthichaft: 
lichen Uebermacht der befigenden Klaſſen über die bloß arbeitenden wird 
wenigſtens feine rechtliche Anerkennung gezollt. 

Doc unmwillfürlich drängt ſich dabei die Frage auf: Iſt wirklich das 
privatrechtliche Arbeitsverhältnig mit feiner abſoluten Gleichjtellung beider Theile 
der adäquate rechtliche Ausdrud der thatjächlich vorhandenen wirthichaftlichen 
Drdnung? Die Mancheiterichule der Nationalöfonomie hat es behauptet. Beide 
Theile jollen ſich nach ihr nicht anders gegenüberjtehen als wie jonjtige Käufer 
und Berfäufer. Die Waarenarbeit wird von dem Unternehmer gekauft, von 





Brentano, „das Arbeitsverbältnig gemäß dem heutigen Recht“, Leipzig 1877; Brentano, 
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dem Arbeiter verfauft, umd der Preis dieſer Waare regelt ſich nach den allge 
meinen Grundjägen von Angebot und Nachfrage Aus diejer Anichauung geht 
die Bezeichnung der Parteien als Arbeitgeber und Arbeitnehmer hervor. 

Allein mit Recht hat die neuere Nationalökonomie ') auf die bejonderen 
Eigenthümlichkeiten der Arbeit gegenüber anderen Waaren hingewiefen. Die 
Arbeitskraft läßt fich nicht trennen von dem lebendigen Menjchen. Wer feine 
ganze Arbeitskraft verkauft, veräußert damit die Herrichaft über fich ſelbſt. 
Der Arbeiter, indem er von dem Ertrage feiner Arbeit feine wirtbichaftliche 
Eriftenz Friftet, fann ferner mit dem Angebote nicht günftige Konjunfturen ab» 
warten. Er muß jeine Waare jederzeit und um jeden Preis losjchlagen. Wenn 
vielleicht einmal zur Zeit der Entitehung der erjten Fabriken vorübergehend 
eine mwirtbichaftliche Abhängigkeit des Arbeiter® vom Unternehmer nicht vor- 
handen war, jo ijt diefer günſtige Zeitpunkt mit der Ausbreitung der fapital- 
tischen Produktion doch längjt verfchwunden. Nicht mehr auf der Willens: 
freiheit und der Gleichheit beider Theile, jondern auf der Herrichaft des Unter— 
nehmers über jeine Arbeiter beruht das Arbeitöverhältniß, und damit iſt ein 
unlösbarer Widerjpruch zwiſchen der rechtlichen Form und dem wirtbichaftlichen 
Inhalte desjelben entitanden. 

Das Arbeitsverhältnig fommt zu Stande nur mit Zuftimmung des Arbeitere. 
Doc nicht überall, wo die Willensübereinitimmung zweier Perſonen zur Be- 
gründung eines Nechtsverhältnijjes erforderlich ift, wohnt der Willenserklärung 
beider diejelbe Bedeutung bei. Der Formalismus privatrechtlich geichulter 
Juriſten wird dies nicht verjtehen und in diejen Fällen einen durch Ueberein- 
jtimmung gleichartiger Willenserflärungen begründeten Vertrag annehmen. Hat 
man doch jelbit die Begründung des Staatsdienftes und die Naturalijation 
auf einen Vertrag zurücdgeführt, und damit die allbeherrichende Staatsgewalt 
und die ihr unbedingt unterrorfenen Individuen als gleichgeitellte Kontrahenten 
betrachtet, während doch die Zuftimmung des einzelnen Individuums nichts 
anderes jein kann als rechtliche VBorausjegung für den allein das Rechtsver— 
hältniß begründenden Staatsakt. In ähnlicher Weije iſt bei Begründung des 
Arbeitsverhältnifies eine derartige wirthichaftliche Lebermacht des Unternehmers 
über den Arbeiter vorhanden, daß thatſächlich von einer freien Willensüber- 
einftimmung beider Theile nicht jchlechtbin die Rede fein fann. Die Arbeiter 
müſſen nicht nur ein Arbeitsverhältniß überhaupt eingehen, fie müſſen e8 auch 
vielfach, beionders wenn fie einen jelbjtitändigen Haushalt an dem Orte haben, 
mit einem bejtimmten Unternehmer eingehen. Der Unternehmer ijt es, der die 
fich bei ihm meldenden Arbeiter annimmt und durch diefe Annahme als den 
allein entjcheidenden Akt das ATbeiISDerOGLEINE begründet. 

Ebenjo dehnt fih während der Dauer des Arbeitäverhältnijjes die dem 
Unternehmer eingeräumte Verfügung über die Arbeitskraft ganz naturgemäß zu 
einer Herrichaft über die Arbeiter aus. 

Die fabritmäßige Produktion ift nicht möglich ohne eine bejtimmte Ordnung, 
die man ganz richtig, aber im Widerjpruche mit dem geltenden Rechte als 
Disciplin über die Arbeiter bezeichnet. Der Unternehmer muß, um das In— 
einandergreifen aller Zweige jeiner Produktion zu fichern, für die Durchführung 
diejer Ordnung vermöge feiner Herrichaft über die Arbeiter jorgen. Dem 
geltenden Rechte ijt ein jolches perjönliches Herrſchafts- und Disciplinarrecht 


") Bergl. befonder® die in der vor. N. ange. Schriften von Brentano, fowie deflen 
Arbeitergilden der Gegenwart, Leipzig 1871/72, Bd. 2, ©. 2 
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fremd. Man muß fich daher den privatrechtlichen Formen anbequemen, das 
disciplinare Ordnnungsitrafrecht des Unternehmers zu einer in dem Dienitvertrage 
jtipulirten Konventionalitrafe machen. 

Allein nur äußerlih bat man ſich damit der privatrechtlichen Form an— 
gepaßt, ihrem ganzen Weſen nach hat dieſe Strafe mit der privatrechtlichen 
Konventionalftrafe nichts zu thun. Eine Konventionalitrafe wird in einem Ber: 
trage als im Voraus verabredeter Schadenserjag für den Fall verfprochen, daß 
die übernommene Leiltung nicht erfolgt, alfo für einen beitimmten Fall vertrags— 
widrigen Handelns, welches den Gegenfontrabenten vermögensrechtlich ſchädigt. 
Die Bedürfnilje der Fabrifdisciplin gehen darüber weit hinaus. Zunächit liegt 
feine vertragsmäßige Abrede im gewöhnlichen Sinne vor. In den Arbeits- 
vertrag werden die Strafflaujeln gar nicht aufgenommen, der Arbeiter unter: 
wirft ſich einfach bei feinem Eintritt durch Never der vom Unternehmer er- 
lajjenen Fabrifordnung, ſowie „allen Fünftigen Aenderungen derjelben, die der 
Chef feitiegen wird“, — damit ift der privatrechtlichen Form binfichtlich des 

uftandefommens des Strafgedinges genügt. Aber audy inhaltlich find die 
Strafen nicht Ntonventionaljtrafen. Manche Fabrifordnungen haben ganz das 
Ausſehen fleiner Polizeiftrafgefegbücher, in denen für Dugende von Ordunngs— 
widrigfeiten Gelditrafen von fünf Pfennig bis über zwanzig Marf angedrobt 
werden. Viele diefer Ordnungswidrigfeiten, wie Stebenlajien von Bierflafchen, 
Umberwerfen von Papier, Liegenlaſſen der eigenen Werkzeuge des Arbeiters, 
Benugung der Bedürfniganftalt für Frauen durch Männer, fünnen dem Unter: 
nehmer gar feinen vermögensrechtlichen Schaden verurjachen. Gleihwohl joll 
die Drdnungsitrafe rechtlich Komventionalftrafe, alſo Schadenerfaß fein. 

Naturgemäß iſt der Nechtsweg über die Ordnungsitrafen ausgeſchloſſen. 
Ueber zehn oder fünfzig Pfennig, ja auch über eine Mark pflegt man nicht zu 
prozeljieren. Aber auch abgejeben davon find vielfach bejondere Organe, neuer: 
dings namentlich Arbeiterausschüfle dazu bejtimmt, über die Berechtigung der 
Verhängung einer Ordnungsſtrafe zu enticheiden. Der Juriſt fieht darin von 
jeinem privatrechtlichen Standpunkte nicht? anderes ala Schied&gerichte, denen 
fih die Parteien bei Eingehung des obligatorischen Kontraktsverhältniſſes ver- 
tragsmäßig unterworfen haben, thatfählih hat man Disciplinargerichte der 
Arbeiter eingerichtet. Als legte Disciplinarjtrafe bleibt dann immer noch die 
Entlafjung. Denn auch bei Löfung des Arbeitsverhältniſſes ſtehen fich beide 
Theile keineswegs gleih. Für den Arbeiter ijt vielfach die Fortdauer der 
Stellung eine Eriftenzfrage, während der Unternehmer in der Regel andere 
Arbeiter findet. 

Aber nicht nur in den Verhältnifien, die fih auf den ?yabrifbetrieb be— 
zieben, macht fich die Herrichaft des Unternehmers geltend. Sie ergreift auch 
außerhalb der Arbeit die ganze Perfönlichkeit des Arbeiterd. Aus welchen 
Gründen der Unternehmer eine jolche Herrichaft für fich beanjprucht, ob aus 
egoiftifchen Motiven oder im Intereſſe einer falſch verjtandenen patriarchaliichen 
Fürſorge für die Arbeiter, erſcheint an und für fich gleichgiltig Hier genügt 
die Feititellung der Thatiache, daß ein derartiges Eingreifen in die außerdienjt- 
lichen Verhältniſſe des Arbeiters möglich it und wirflih in ausgedehnten 
Maße jtattfindet. Wenn ein Fabrikant feinen Arbeitern bei Strafe der Ent: 
lafjung das Halten und das Leſen einer beitimmten Zeitung, ja den Beſuch 
von Wirthichaften, in denen diefe Zeitung ausliegt, verbietet, jo mag ja der 
Schub vor jchlechter Lektüre ſehr jegensreich jein Aber man fragt fich ver: 
geblich, in welchem Zufammenbange ein jolches Verbot mit der vertragsmäßigen 
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Arbeitsleiftung jteht, zu der allein der Arbeiter rechtlich verpflichtet ijt. Auch 
die zahlreichen leichtjinnigen Ehejchließungen der arbeitenden Klaſſen mag man 
beflagen. Wie kommt aber der Arbeitgeber dazu, die Eheichliegung der Arbeiter 
von feinem Konſenſe abhängig zu machen? Während der Staat die früheren 
polizeilichen und armenrechtlichen Hindernifje der Eheſchließung möglichit zu 
bejeitigen jucht, vermag ein einzelner Fabrikant ungejtraft jein jubjeftives Be— 
lieben über die jtaatliche Rechtsordnung zu jegen und damit die von der 
legteren gewollten Erfolge an jeinem Theile zu vereiteln. 

Nechtlich ift das Arbeitsverhältnig aufgebaut auf den Prinzipien der Rechts: 
gleichheit und Willensfreiheit beider Theile, thatjächlich bejteht eine das ganze 
Leben des Arbeiters ergreifende Abhängigkeit desjelben von dem Unternehmer. 
Von der freien Willensentichliegung, durch welche das Arbeitsverhältniß rechtlich 
begründet wird, kann in der Negel nur ein Theil, der Unternehmer, Gebrauch 
machen, während die des Arbeiter bloßer Schein ijt. Eine Nechtsgleichheit 
beider Theile joll zwar während der Dauer des Arbeitsverhältnifjes bejteben, 
fann aber von dem Urbeiter niemals zur praktischen Geltung gebracht werden. 
So entiteht ein unlöslicher Widerſpruch zwijchen der rechtlichen yorm und dem 
wirthichaftlichen Inhalte des Verhälmiſſes. 

Umverfennbar liegt die rein privatrechtliche Struftur des Arbeitsverhält- 
niſſes lediglich im Auterejje der Unternehmer. Die rechtliche Anerkennung voll: 
fommener Bewegungsfreibeit, von der nur ein Theil Gebrauch machen kann, 
ijt für diefen der rechtlichen Anerkennung feiner Herrichaft vorzuziehen, da in 
legterem Falle doch gleichzeitig der Herrichaft Schranken gezogen werden. Sit 
Dagegen das Arbeitsverhältnig ein gewöhnliches obligatoriiches Vertragsver— 
hältniß des Privatrechts, jo kann der Unternehmer vermöge jeiner abjoluten 
Willensfreibeit jchranfenlos walten. Seine einfeitige Feſtſetzung des Lohnes 
und der Arbeitsdauer kann bloß forrigiert werden durch bejjere Angebote 
anderer Unternehmer. Aber auch dieje Korrektur fällt bei einem die Nachfrage 
überjteigenden Angebote von Arbeit oder bei Stoalitionen der Unternehmer 
zwecks gemeinſamer Feitjegung der Arbeitsbedingungen fort. Der Unternehmer 
fann ferner die billigere Frauen- und Kinderarbeit aufs äußerſte ausnugen und 
dadurch twieder die Löhne der erwachjenen männlichen Arbeiter herabdrüden. 
Er kann endlich den Lohn in Waaren gewähren, die der Arbeiter vielleicht 
mit Verluſt verfaufen muß, oder den Arbeiter nötbigen, jeine Bedürfniiie an 
bejtimmten Verkaufsſtellen zu befriedigen. Die wirtbichaftliche und perjünliche 
Herrichaft des Unternehmers über jeine Arbeiter iſt ohne Grenzen, ſoweit nicht 
die Konkurrenz der Unternehmer unter einander durch Angebot bejjerer Be- 
dingungen jolhe Grenzen zieht. 

Nur eine Möglichkeit ift vorhanden, daß die Arbeiter ohne das Eingreifen 
des Staates jelbjtitändig ihre Yage verbejjern und die rechtlich anerfannten 
Prinzipien der Nechtsgleichbeit und Willensfreiheit auch thatlächlicy für ſich 
zur Geltung bringen, die Bildung von Arbeiterfoalitionen. Verbinden jich die 
Arbeiter einer Fabrik oder gar eines ganzen Produftionszweiges, um den Unter: 
nehmer zu nöthigen, die Arbeitsbedingungen von der Arbeiterjchaft entgegen: 
unehmen, ſteht aljo dem Unternehmer nicht der einzelne ijolirte Arbeiter, 
au die geſammte Arbeiterichaft gegenüber, jo kann allerdings die Herrichaft 
des Unternehmers gebrochen werden oder in fich jelbit zufammenfallen. Gegen 
dieſe Gefahr ſchützen fich die Unternehmer in den Anfangsjtadien der indus 
ftriellen Gejellfchaft durch die SKoalitionsverbote. Es entiprach ein jolches 
Berbot ohnehin den politischen Anjchauungen der zur Herrichaft gelangenden 
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Bourgevifie, welche nach Vernichtung der jtändiichen Rechtsordnung Feine neuen 
intermediären Gewalten zwiſchen dem Staate und dem einzelnen Individuum 
fih bilden laffen wollte, und der für die Unternehmer aus einem folchen Ber: 
bote erwachjende handgreifliche Vortheil mußte fie in dieſem politifchen Doktri— 
narismus nur bejtärfen. Jegliche Werabredungen zu gemeinfchaftlicher Ein- 
jtellung der Verhinderung der Arbeit in der Abjicht, die WUrbeitgeber bezw. 
Arbeiter oder die Obrigkeit zu gewillen Handlungen oder Zugeſtändniſſen zu 
zwingen, find Arbeitgebern wie Arbeitern bei Strafe verboten.) Vielfach ift 
jogar Schon die Bildung von Verbindungen zwiſchen Fabrifarbeitern, Geiellen, 
Gehilfen oder Lehrlingen ohne polizeiliche Erlaubniß unterjagt.*) Das Prinzip 
der Nechtägleichheit ift hier allerdings inforern feitgehalten, als das Koalitions— 
verbot jich gleihmäßig gegen Arbeiter wie Unternehmer richtet. Thatfächlich 
fonnte es jedoch nur gegenüber den Arbeitern zur Durchführung fommen, da 
die geringere Zahl der Unternehmer fich jehr leicht im Geheimen unter einander 
zu verbinden vermochte, ohne daß die Thatjache befannt oder nachweisbar war. 
Der praktische Effeft des Koalitionsverbotes tit der, daß nach Vernichtung der 
alten jtändichen Berufsgenoffenichaften fich neue, die einzelnen Individuen zu: 
jammenfajjende Gemeinschaften auch aus der Initiative der betheiligten Kreife 
heraus nicht bilden fünnen. Die Atomifirung der Gejellihaft zu einzelnen 
Individuen bleibt erhalten, dem Unternehmer ſteht nur der einzelne Arbeiter 
gegenüber. Damit ift auch die abjolute Herrichaft des Unternehmers über 
ie Berjon des Arbeiter, von der Die ftaatliche Rechtsordnung nichts weiß, 
gefichert. 

Dieſe Herrichaft ift aber in der fapitaliftiichen Produftion auf allen drei 
Produftionsgebieten eine juziale. Nicht die jüngeren Mitglieder derjelben Ge— 
ſellſchaftsklaſſe werden durch die Herrichaft der älteren zur jpäteren wirthichaft- 
lichen Selbititändigfeit erzogen, jondern der Klaſſe der befigenden Unternehmer, 
mögen jie Grundbefiger, Fabrifanten vder Kaufleute fein, jteht die Klaſſe der 
auf Lebenszeit und für Kind und Kindesfind nur auf den Ertrag ihrer Arbeits: 
fraft angewiefenen Arbeiter gegenüber. Beide Klaſſen find thatfächlich erblich, 
jo daß der Uebergang aus der Klaſſe der Arbeiter in die der Unternehmer, 
von verjchwindenden Ausnahmefällen abgeſehen, ein Ding der Unmöglichkeit iſt. 
Nicht nur find dadurch der aufiteigenden jozialen Bewegung innerhalb der 
einzelnen Produftionsgebiete unverrüdbare Schranfen gezogen, es wird aud) 
die Herrichaft der Unternehmer über ihre Arbeiter zu einer Herrichaft der be- 
figenden Klafien über die bloß auf den Ertrag ihrer Arbeiter angemwiejenen, 
vermöge deren die leßteren der wirtbichaftlichen Ausbeutung durch die Unter: 
nehmer jchuglos preisgegeben find. 

Die arbeitenden Klaſſen find aber nicht nur jchußlos gegenüber den Unter: 
nehmern, Sondern auch gegenüber den Wechielfällen des Lebens. Mit der 
ftändischen Nechtsordnung find auch alle diejenigen zwilchen dem Staate und 
dem Individuum jtehenden Gemeinjchaften gefallen, auf deren Hilfe in der Noth 
der einzelne zunächit angewiefen war. Für die Ländlichen Arbeiter und für 
die Handlungsgebilfen hörten jene jtändiichen Bildungen ohne jeden Erjat auf. 
Die Innungen mit ihren Innungskaſſen und Gejellenladen beitanden zwar fort, 


) Bol. Sei. vom 22. Germinal XI, Code penal art. 414, 418; preuß Gewerbe: 
ordnung vom 17. Januar 1845 88 181, 182; preuß. Sei. vom 21. Mai 1860 88 16, 17 
für die Berg. und Hüttenarberter; preuß. Geſ. vom 24. April 1854 bezüglich des Geſindes, 
der Stromſchiffsknechte und ländlichen Arbeiter, 

2, Bol. 8 183 der preuß. Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
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foweit fie nicht, wie 3. B. im Gebiete des franzöfiichen Nechts formell aufge: 
hoben worden waren. Da jedody nad) Aufhebung des Zunftzwanges nur noch 
ein Theil der Handwerfsmeiiter den Innungen angehörte, ir war für einen 
großen Theil der Meifter und der Gejellen feinerlei Fürjorge mehr vorhanden. 
Der Prozentiat derielben jtieg zufebends, da die Innungen mehr und mehr 
verfielen und fich auflöften. Endlich fehlt jede Fürſorge für die immer mehr 
anjchwellende Zahl der Fabrikarbeiter. Nur für die Bergarbeiter erhalten ſich 
die Knappichaftsfafien in der bisherigen Weile fort. Während das zuerit aus 
den Feſſeln der jtändischen Hechtsordnung herausgewachjene berufsmäßige Be— 
amtenthum jeit Anfang diefes Jahrhunderts durch die lebenslängliche Anſtellung 
und den gejeglichen Penſionsanſpruch hinreichend geichügt iſt, beiteht eine 
Arbeiterfürforge durch bejondere Kafleneinrichtungen nur noch für die Hand: 
werfsmeifter und Gejellen in einer immer ungenügender werdenden Form umd 
für die Bergarbeiter. 

Obgleich die Arbeiterfürjorge zurüdgegangen ift, find die den Arbeiter 
bedrohenden wirtbichaftlichen Gefahren nicht vermindert, jondern gejteigert nach 
doppelter Richtung. Einmal bringt der Majchinenbetrieb ganz bejondere, der 
bandwerfsmäßigen Produktion im allgmeinen fremde Unfallgefahren mit fich, 
die den Tod oder die Arbeitsunfähigfeit des Arbeiter herbeiführen fünnen. 
Undererjeit3 fehlt dem Arbeiter, der nie zur wirtbichaftlichen Selbititändigkeit 
gelangen fann, der Sparfinn, jelbit wenn er ein erhebliches Einkommen besteht, 
da er fein durch jeine Sparjamfeit für ihm erreichbares Ziel vor Augen hat. 
In außerordentlichen Nothfällen iſt daber für den Arbeiter feinerlei wirtbichaft: 
liher Rüdhbalt vorhanden. Insbeſondere hat er, fiir Lebenszeit auf den Ertrag 
feiner Arbeit angewieien, feine Hilfe für den Fall von Alter und Invalidität. 

Drei Momente find es demnach, die für das Arbeitäverhältniß der 
individualiftiichen Wirthichaftsordnung in allen drei Broduftionsgebieten charak— 
teriftiich erjcheinen. 

Einmal behandelt die Rechtsordnung beide Theile, Unternehmer mie 
Arbeiter, indem fie das Arbeitäverhältniß für ein privatrechtliches Kontrafts- 
verhältnig erflärt, nach den Prinzipien abjoluter Freiheit und Gleichheit. Da 
jedoch von der rechtlich anerkannten Willensfreibeit beider Theile thatlächlich 
nur der Unternehmer Gebrauch machen kann, wird im Widerjpruche mit der 
privatrechtlichen Form das Arbeitsverhältniß feinem wirtbichaftlichen Inhalte 
nach zu einer Herrichaft des Unternehmers über den Arbeiter. Diefe Herrichaft 
kann zu einer Ausbeutung des Arbeiters durch den Unternehmer führen, gegen 
welche das Privatrecht dem Arbeiter feinen Schuß gewährt. 

Zweitens ift die Stellung des unfelbititändigen Arbeiters nicht mehr ein 
bloßes Durchgangsſtadium zur vollen wirtbichaftlichen Selbititändigfeit, ſondern 
es gibt einen für Lebenszeit, ja für Kind und Kindesfind auf die Arbeit in 
fremden Betrieben angewieſenen Arbeiterftand. Unternehmer und Arbeiter 
fcheiden fich icharf in zwei verjchiedene foziale Klaſſen, als Beligende und 
Nichtbefigende. Die Herrichaft des Unternehmers über den Arbeiter ift daher 
die der einen Gejellichaftsflaile iiber die andere. 

Endlich ijt drittens der durch Mafchinenbetrieb und dauernde wirthichaft- 
liche Unſelbſtſtändigkeit größeren wirtbichaftlichen Gefahren als früher aus 
gejegte Arbeiter, von geringen Ausnahmefällen abgefehen, allen Wechjelfällen 
des Lebens ſchutzlos preisgegeben. Jede durch irgend melche Urjache herbei— 
geführte Arbeitsunfähigfeit von längerer Dauer ruinirt die wirthichaftliche 
Eriftenz des Arbeiters und feiner Familie. 
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Es waren zwei Wege denfbar, diefen Zujtand, den die arbeitenden Klaſſen 
nicht ertragen fonnten, und den der Staat nicht dulden durfte, zu bejeitigen. Man 
fonnte den Verſuch unternehmen, die ganze wirthichaftliche und joziale Ordnung, 
auf der die Stellung des umjelbititändigen Arbeiter berubte, umzuftürzen und 
durch einen neuen gejellichaftlichen und jtaatlichen Organismus zu erjeßen, ver: 
möge deſſen die bejtehende joziale Scheidung zwiichen Unternehmern und 
Arbeitern aufgehoben und den letzteren eine dem Werthe der eriwerbenden 
Arbeit entjprechende Stellung gewährt wurde. Die Verwirklichung diejes Ber: 
juches erjtrebt das Programm der Sozialdemofratie. Man fonnte e8 aber 
weiterhin auch unternehmen, auf dem Boden der bejtehenden Gejellichafts- 
ordnung die Arbeiter zu befriedigen, indem man ihnen Schuß gewährte gegen 
die Wechjelfälle des Yebens wie gegen die wirthichaftliche Uebermacht des 
Unternehmers und die mittlere und Fleinere gewerbliche Produktion, joweit ie 
durch die Konkurrenz der Großbetriebe noch nicht vernichtet war, gegen die— 
jelben jchügte. Dies ift das Ziel der ſtaatlichen Sozialreform. 


V. Tie Reaktion der Arbeiterihaft genen den Individualismus. 


Der Widerjtand gegen die individualiitiiche Staats: und Gejellichafts- 
ordnung macht ich naturgemäß zumächit innerhalb derjenigen Klaſſe geltend, 
welche durch diefe Ordnung am meiften beeinträchtigt war, nämlidy innerhalb 
der Arbeiterflajje jelbit. Die Führung übernahmen die indujtriellen Arbeiter, 
die, an großen Induſtriecentren zujammengedrängt, jich leichter unter einander 
verjtändigen und organifiren fonnten als die ländlichen Arbeiter und gleich— 
zeitig auch eimen höheren intellektuellen Standpunkt einnabmen. Unter den 
induftriellen Arbeitern jtehen wiederum Diejenigen an der Spige, welche am 
beiten bejoldet und am höchſten gebildet jind, namentlich die Buchdruder und 
Majchinenarbeiter. Die ländlichen Arbeiter werden wegen ihrer Berjplitterung 
und geringeren geiftigen Bildung, die Handlungsgebilfen umgekehrt wegen ihrer 
durchichnittlich nach Bildung und Einfommen hoch über den gewöhnlichen 
Arbeitern befindlichen jozialen Stellung von der allgemeinen Arbeiterbewegung 
erſt jpät und bis jegt nur vereinzelt ergriffen. Indem die ländlichen Arbeiter 
noch zu tief, die Handlungsgehilfen noch zu Hoch jtehen, um die Solidarität 
der arbeitenden Klaſſe zu begreifen, wird die Arbeiterbewegung zunächſt nur 
eine jolche der gewerblichen Arbeiter. Bier bejtebt aber auch fein Unterjchied 
zwijchen den Arbeitern der Fabriken und des Handwerks. Im Geaentheile 
erbittert die kleinlich perjönliche Suterejienpolitif des Handwerfsmeijters vielfach 
mehr als die Herrichaft der großen Unternehmer, bei denen das perjünliche 
Moment mehr hinter dem jachlichen des Unternehmens zurüdtritt. Zu dieſen 
gejunden Elementen der Arbeiterbewegung treten einzelne verfehlte und ver: 
fonımene Erijtenzen der höheren Gejellichaftsklaijen, die, ohne durch ein gemein= 
james joziales Intereſſe mit der Arbeiterjchaft verbunden zu fein, zum Theil 
die Führung derjelben an jich reißen. 

Die Arbeiterbewegung jucht die befonderen jozialen Interejjen der Arbeiter: 
ſchaft gegenüber den anderen Gejellichaftsflafien zur Geltung bringen. Die 
Erreihung diejes Zieles erjcheint ihr nur möglid, wenn die Herrichaft des 
Kapitals über die erwwerbende Arbeit vernichtet, und die Arbeit als die angeblich 
alleinige Erzeugerin der Güter zur beherrichenden Macht erhoben wird. Dabei 
geht die Arbeiterbewegung von der Leberzeugung aus, daß weder im privaten 
noch im öffentlichen Yeben die in der imdiwidualijtiichen Ordnung zum Ausdrude 
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gelangte formelle Rechtsgleichheit genügt, Jo lange der wirthichaftliche Inhalt der 
rechtlichen form nicht entjpricht. Die Verwirklichung ihrer Forderungen erwartet 
fie vom Staate, aber nicht von dem gegenwärtigen, mit der bejtehenden Gejell- 
ſchaftsordnung verwachjenen Staate, jondern von einem Staate, deſſen Machtmittel 
vermöge der fonjequentejten Durchführung des demofratiichen Prinzips und even- 
tuell durch Gewalt in den Belig der großen Maſſe des Volkes gebracht find. 

Nicht das iſt alfo das Ziel, neue intermediäre joziale Bildungen zwiſchen 
dem Staate und dem einzelnen Individunm zu Schaffen und auf diefe Weiſe 
die individualiftiiche Staats: und Gejellichaftsordnung zu durchbrechen. Biel- 
mehr joll der Staat die einzige, über dem Individuum jtehende joziale Orga— 
nijation bilden. Inſofern ſtimmt alſo die jozialiftiiche Anfchauung mit der 
individualijtiichen überein. Nur die Aufgabe diefer allmächtigen, den einzelnen 
Individuen unvermittelt gegenüber tretenden Staatsgewalt wird verjchieden 
aufgefaßt. Der Staat joll nicht mehr bloß die Heritellung und Erhaltung 
einer formellen Nechtsgleichheit unter möglichiter Wahrung einer freien indivi— 
duellen Entwidlung, jondern darüber hinaus einer materiellen wirthichaftlichen 
Gleichheit Durch ein tiefes Eingreifen in die individuelle wirtbichaftliche Sphäre 
zu feiner Aufgabe machen. Durch dieſe veränderte Auffajjung der jtaatlichen 
Pflicht zur Begründung der Gleichheit aller Unterthanen erfährt das indivi- 
dualiſtiſche Prinzip eine Fortführung, die den Individualismus ſelbſt aufhebt 
und das Schwergewicht von dem Individuum in die Gejammtbeit verlegt. 

Die Möglichkeit der Erreichung der Ziele, welche jich die Arbeiterbetvegung 
geſteckt hat, erjcheint theils mehr theils minder zweifelhaft. Jedenfalls it die 
Frage, wohin die Arbeiterbewegung führen, inwieweit jie ihre Ziele erreichen 
wird, noch nicht entichieden. Eine Gefchichte der Arbeiterbewegung jelbit und 
der verjchiedenen jozialiftiichen Theorien liegt daber außerhalb des Planes 
diefer Schrift. Hier fommt es lediglich darauf an, wiejo die Arbeiterbewegung 
zu einer Aenderung in der Stellung der arbeitenden Klaſſen beigetragen und 
damit pofitive Früchte gezeitigt bat. 

In Deutichland geht die erjte Arbeiterbewegung Hand in Hand mit der 
Entwidlung der induftriellen Wirthſchaftsordnung jeit den erjten Jahrzehnten 
diefes Jahrhunderts umd erreicht namentlich in den Erjchütterungen der Jahre 
1848 und 1349 eine erhebliche politifche Bedeutung.‘) Während der Reaktions» 
zeit im Anfange der fünfziger Jahre gelang e3 jedoch den Behörden allgemein, 
die Arbeiterbewegung und die von ihr gejchaflenen Vereine und jonjtigen Orga- 
nifationen zu unterdrüden, jo daß dieje erite Arbeiterbewegung feine dauernden 
Spuren hinterlajien hat. Die meue Sjozialiftiiche Propaganda fnüpft erſt an 
die Thätigfeit von Ferdinand Yajalle an. Dieje zweite Arbeiterbewegung, deren 
Unterdrüdung durch das Sozialiftengefeg nicht gelungen it, hat bis jest ein 
doppeltes Ziel erreicht. Sie hat den Staat genötbhigt, aus jeiner Reſerve 
herauszutreten, und ihm zu einer pojitiven Neformarbeit im Intereſſe der 
arbeitenden SKlajien gezwungen. Inwieweit die Sozialdemokratie hierzu im 
Stande gewejen ilt, wird im folgenden Abjchnitt zu erörtern fein. Sie hat 
aber fernerhin jelbititändig nach den verichiedenjten Richtungen hin den wirth— 
Ichaftlihen Inhalt des gewerblichen Arbeitsverhältniijes und damit Die fuziale 
Stellung der Arbeiterfchaft verändert. 


') gl. Dr. Georg Adler, die Geſchichte der erjten jozialpolitiichen Arbeiterbewegung 
in Deutjchland, Breslau 1885, ſowie dejien Art. Anarchismus im Handmwörterbuche der Staats- 
wiſſenſchaften, Bd. 1, ©. 252 fi. 

Annalen dei Deutichen Reihe, 1892, 35 
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Die Stärfe der bejtehenden jtaatlichen und gejellichaftlichen Organifation 
hinderte die Arbeiterichaft an der jofortigen Verwirklichung des jozialdemo: 
fratiichen Parteiprogramms. Solange aber die Staatögewalt nicht im Beſitze 
der Arbeiterichaft war, blieb fein anderes Mittel, um ſelbſtſtändig ihre Lage 
zu verbejjern, als die Zuſammenfaſſung der einzelnen ifolirten Arbeiter zu 
Arbeiterverbänden zwecks gemeinſamer Bertretung ihrer Intereſſen. Bon dem 
bejtehenden Staate verlangte die Arbeiterjchaft die Befeitigung aller Hemmniſſe, 
welche der Bildung und Wirkjamkeit ſolcher Verbände im Wege ftanden, und 
möglichjte Freiheit derfelben vor jtaatlihen Eingriffen. Damit find jedoch die 
endlichen Ziele der Sozialdemokratie vorläufig, d. h. weil und jo lange die 
bejtehende Staats: und Gejellihaftsordnung fich erhält, in ihr Gegentheil ver: 
fehrt. An die Stelle des unvermittelten Gegenjages von Staat und Individuum 
treten intermediäre joziale Verbände, an die Stelle des Verlangens nach wirtb: 
Ichaftlicher Aufjaugung des Individuums durch den Staat das Verlangen nad 
möglichjter Reſerve des Staates zu Gunſten diefer Verbände. Dieje vorläufigen 
Ziele find deshalb gar nicht mehr jozialiftiich, ſondern fozial. 

Die erite Vorausjegung für die Umgejtaltung des Arbeitsverhältnifjes ım 
Sinne der Arbeiterichaft war die Bejeitigung der Koalitionsverbote, durd 
welche der einzelne Arbeiter in feiner Iſolirung erhalten und auf diefe Weile 
der Uebermacht de3 Unternehmers preisgegeben wurde. Die Bejeitigung aller 
Strafrechtönormen, welche die Verbindungen von Unternehmern und Arbeitern 
zur Erreichung bejjerer Arbeitsbedingungen jchon an und für ſich mit Strafe 
bedrohen, wurden der von demofratifcher Seite jchon früher‘) gegebenen An— 
regung entjprecyend durch 8 152 der Gewerbeordnung von 1869 für die ge 
werblichen Arbeiter allgemein aufgehoben. Die Koalitionsverbote blieben aber 
beftehen für Gefinde und ländliche Arbeiter.?) 

Die rechtliche Zuläffigfeit der Arbeiteraſſoziation wie der Unternehmer: 
afjociation ift damit anerfannt. Ihre Ausbildung zu feiten, das gewerbliche 
Leben beherrichenden Rechtsinftituten wird jedoch noch beeinträchtigt uach 
doppelter Richtung. Einmal gewährt das Recht der Mjoziation, die es nicht 
mehr verbietet, doch auch feinerlei Schuß. Denn jedem Theilnehmer joll jeder: 
zeit der Rücktritt von jolchen Vereinigungen und Berabredungen zujtehen, und 
aus leßteren weder Klage noch Einrede ftattfinden (S 152 Abj. 2 ©.:D.). 
Die Berabredung, auf der die Ajjoziation beruht, kann aljo niemals zu einer 
rechtlich bindenden gemacht werden. Ihre bindende Kraft liegt ausſchließlich 
auf moraliihem und gejellichaftlichem Gebiete. Auf der anderen Seite wird 
die Geltendmachung aller moraliihen und gejellichaftlichen Zmwangsmittel zur 
Begründung oder Erhaltung der Aijoziation mit Strafe bedroht. Strafbar 
ift jede Anwendung körperlichen Zwanges, jede Drohung, Ehrverlegung oder 
Berrujserflärung, welche zur Erzwingung der Theilnahme oder des Rücktritts 
oder zur Verhinderung der Theilnahme bejtimmen jollen ($ 153 G.O. Straf: 
maß: Gefängniß bis zu drei Monaten). Die bejtehende Form der Koalitions— 
freiheit it daher eine vollitändige Zwickmühle. 

Trotz dieſer Beichränfungen jind zahlreiche Arbeiterafjoziationen ins Leben 


) Bereits 1865 hatten im preußiichen AUbgeordnetenhauje Schulze-Delitzſch und 
Faucder und 1867 im norddeutichen Neihstage Schulze-Delitzſch und Beder- Dortmund 
die Aufhebung der Koalitionsverbote beantragt. 

9 Bal. namentlicd für die alten Provinzen Preußens Gejeg v. 24. April 1854, welches 
gleichzeitig den Kontraftbruch des Gefindes und der ländlichen Arbeiter mit Strafe bedroht. 
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gerufen worden und haben zum Theil die einfeitige Herrichaft des Unternehmers 
über jeine Arbeiter durch die Gleichberechtigung beider Kontrahenten erjegt, 
zum Theil in neueſter Zeit jogar vorübergehend eine Lebermacht der Arbeiter: 
ichaft über den Unternehmer begründet. 

Mehr und mehr wird die Herrichaft des Unternehmers durch die Arbeiter: 
foalitionen zu Gunſten einer ©leichberechtigung zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiterichaft zurücdgedrängt, jo daß gegenwärtig keins von beiden Prinzipien 
das Arbeitsverhältnig ausschließlich beitimmt. Noch immer wiegt die Herrichaft 
des Unternehmers bei der Annahme und Entlafjung der Arbeiter und bei der 
Handhabung der Arbeiterdisziplin vor, während bei der Regelung der Arbeits— 
dauer und der Feitfegung des Lohnes das Uebergewicht der Aſſoziation be: 
ſonders zur Geltung gefommen ijt. Die Einwirkung der Aſſoziation bejchränft 
fih aber feinestwegs auf dieſe beiden Punkte. Je höher die Löhne iteigen, 
und je jtreiffähiger dadurch die Arbeiter werden, um jo mehr fuchen fie ihre 
Macht auszudehnen. Auch die Annahme und Entlaſſung einzelner Arbeiter, 
auch Modifikationen der Arbeiterdisziplin werden durch Streif3 erziwungen. 
Ja jelbit auf das Verhalten des Unternehmers, welches mit dem Arbeitsver— 
hältnifje an jich in feinem Zujammenhange jteht, juchen die Arbeiter Einfluß 
zu gewinnen, wie 3. B. manche der neueren Streits ſich zulegt um reine 
Etifettejtreitigkeiten drehten. So jcheint in neuelter Zeit das gewöhnliche Ver: 
hältniß geradezu umgefehrt, der Unternehmer abhängig von feiner Arbeiterichaft. 
Allein diefer Zuſtand iſt Doch noch feineswegs der normale und, wo er Die 
Negel zu werden droht, wird er neuerdings regelmäßig übertrumpft durch 
Wioziationen der Arbeitgeber. Die Herrichaft des Unternehmers ift nicht mehr 
und die Herrichaft der Aſſoziation ift noch nicht für die wirthichaftliche Ge— 
ftaltung des Arbeitsverhältnifjes ausschließlich maßgebend. Beide Prinzipien 
ringen noch miteinander um die ausjchließliche Herrichaft, ohne daß eins von 
beiden fie bereits erlangt hätte. 

Die Arbeiterafjoziationen bilden fich anfangs nach Aufhebung der Koa— 
litionsverbote nur zur Erreichung eines bejtimmten Zweckes, bejonders zur Er: 
langung höherer Löhne oder kürzerer Arbeit3zeit bet einem Unternehmer durch 
gemeinjame Arbeitöniederlegung. Die Erfolglojigkeit jolcher Einzelftreits, bei 
denen der Unternehmer mit Zeichtigfeit andere Arbeiter erhält, führt dann aber 
von jelbit auf den Gedanken, durch gemeinſame Arbeitseinjtellung und Ab— 
haltung auswärtigen Zuzuges alle Unternehmer des betreffenden Betriebszweiges 
am Plage oder innerhalb eines größeren Bezirkes zur Annahme der von der 
Arbeiterichaft aufgejtellten Arbeitsbedingungen zu nöthigen. Daran jchließen 
ſich endlich die Generalftreifs, durch welche bei allen Unternehmern des Betriebs: 
zweiges die Arbeit jo lange eingejtellt wird, bis fie jämmtlich die Forderungen 
der Arbeiterichaft bewilligt haben, oder dieſe den Streik fortzujegen außer 
Stande ift. Alle dieſe Koalitionen beſtehen jedoch nur jo lange, bis der Zweck, 
zu dem fie fich gebildet hatten, erreicht oder endgiltig verfehlt ift, und Löfen 
ſich demnächſt von jelbjt wieder auf. Werden dann von den Unternehmern 
die bisherigen Arbeitsbedingungen zu Ungunjten der Arbeiterichaft geändert, 
oder hält dieſe jelbjt eine Menderung für erforderlih, jo muß fich eine neue 
Koalition bilden. 

Erſt allmählich gehen die Arbeiter zu dauernden Organijationen in Fach: 
und Gemwerkvereinen über, durch welche ein: für allemal der Herrichaft der 
Unternehmer ein Gegengewicht in der Koalition der Arbeiterjchaft geichaffen 
wird. Während. diejes zweite Entwiclungsjtadium der Arbeiterfoalition im den 
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englischen Gewerfvereinen zu einem auch von der jtaatlichen Gejeggebung an 
erfannten Abſchluſſe gelangt it, hat man in Deutjchland dieſe Entwidlung mit 
Erlaß des Sozialiitengejeges gewallam unterbrochen. Diejes bewirkte die Auf: 
löfung der meiſten Arbeitervereine als jozialiftiicher Parteiorganijationen und 
machte auch in der eriten Zeit jeiner jtrengeren Handhabung die Neubildung 
folcher Vereine unmöglih. Die gleichwohl neu gebildete geheime Organilation 
der Sozialdemofratiichen Partei konnte die Fachvereine nicht aufrecht erhalten. 
Das Ergebniß war eine künſtliche Unterbindung der weiteren Ausbildung der 
Arbeiterfoalitionen zu ein- für allemal beitehenden Vereinigungen der Berufs: 
genofjen. Die nur zur Erreichung eines bejtimmten Zweckes gebildete Streik: 
foalition bat fich daher in Deutſchland länger erhalten, als dies an und für 
fich der Fall geweien wäre. Nur vereinzelt, jo namentlich im WBuchdruder: 
gewebe, it die Arbeiterichaft zu einer fejten Organifation nach Art der eng: 
lichen Gewerfvereine gelangt. hr ſteht dann die ebenjo feite Organijation 
der Unternehmer gegenüber, und beide verhandeln mit einander Macht gegen 
Macht. Nachdem jegt mit dem Erlöjchen des Sozialijtengejeßes auch die be 
ſonderen Bejchränfungen der Arbeitervereinsbildung gefallen jind, wird voraus: 
jichtlich der allgemeine Zuſammenſchluß der Arbeiterichaft der einzelnen Betriebs: 
zweige jich jehr bald vollziehen, und ihr der gleiche Zulammenjchluß der Unter: 
nehmer unmittelbar folgen, jo daß ſich überall Arbeiter und Unternehmer in 
geſchloſſenen Organiſationen als zwei feindliche, bis auf die Zähne bewaffnete 
Mächte gegenüber ftehen werden, um nach den jeweiligen wirthichaftlichen Macht⸗ 
verhältnijjen die Arbeitsbedingungen fejtzujegen 

Durch die Arbeiterfoalition hat es die Arbeiterfchaft unternommen, von 
ihrem Standpunfte aus die einjeitige joziale Herrichaft der Unternehmer über 
die Arbeiter zu brechen und die eriwerbende Arbeit als gleichberechtigten Wirtb: 
ichaftsfaktor neben das Kapital zu jtellen. Die englischen Gewerkvereine find 
auch darüber hinausgegangen. Wenigjtens die älteren Gewerkvereine juchen 
durch eine allgemeine Verjicherung ihrer Mitglieder gegen unverſchuldete Er: 
werbsunfäbigfeit, namentlich Krankheit, Unfälle im Gewerbebetriebe, Alter, zu 
Ihüßen. In Deutichland find die Alrbeitervereine bis zu diefem Entwicklungs— 
ſtadium im allgemeinen noch gar nicht gelangt. Dagegen hat hier die Staat# 
gewalt, gerade während die Arbeitervereinsbildung unter der Herrichaft des 
Sozialiftengejeges am tiefjten dantederlag, die Arbeiterverfiherung nad fait 
allen Richtungen bin derart in Angriff genommen, daß für die freie Vereins: 
thätigfeit der Arbeiter nicht viel zu thun übrig bleibt. Auch wenn die nad 
Berufszweigen gegliederten Arbeitervereine fünftig in Deutſchland zu größerer 
Bedeutung gelangen jollten, finden fie das Gebiet der Arbeiterverjicherung im 
wejentlichen Durch die jtaatlichen Organifationen präoffupiert: Nur vereinzelt 
haben daher die deutichen Arbeitervereine eine Verſicherung ihrer Meitglieder 
bisher unternommen, jo namentlich zweds Unterjtügung reijender und arbeits: 
lojer Mitglieder. Sobald jedoch den Mitgliedern ein fejter, vom Ermejjen des 
Borjtandes unabhängiger Rechtsanſpruch auf Unterftügung gewährt wird, bedarf 
die Einrichtung als Berficherungsanftalt der jtaatlichen Genehmigung. ‘) Jeden: 
fall3 erfcheint die Arbeiterajjoziation gegenwärtig in Deutſchland für die 
Arbeiterverficherung bedeutungslos, fie bejchränft ihre Wirkſamkeit im allge 
meinen auf Die Geſtaltung des ——— ſoweit die Beziehungen des 
Arbeiters zum Unternehmer in Betracht kommen. 


) Val. Entſch. des preuß. O. V. G. vom 19. Nov. 1888, Bd. 17. S. 104. 
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Vermöge der Ailoziation der Arbeiter hat man nun gemeint,') den die 
ganze individualiftiiche Wirthichaftsordnung durchziehenden Gegenjag zwijchen 
rechtlicher Form und wirthichaftlichem Inhalte des Arbeitsverhältnijjes auf: 
heben, den der rechtlichen Form entjprechenden Inhalt beritellen zu können. 
Die juriftische Konftruftion ift dann jehr einfah. Auf Grund ihrer freien 
Willensentichliegung verbinden fich Die Arbeiter zu einer Aſſoziation, und dieſe 
verhandelt Macht gegen Macht mit dem Unternehmer. Durch Einjchiebung 
der Arbeiterafjoziation als eines Mittelgliedes zwiichen dem Unternehmer und 
dem einzelnen Arbeiter jcheinen die privatrechtlichen Prinzipien der freien 
Willensentichließung des Einzelnen als Begründungsaft des obligatorischen Ver- 
trages und der Nechtsgleichheit der Kontrahenten gewahrt, gleichzeitig aber die 
wirtbichaftliche Gleichſtellung beider Theile gejichert. 

Sleihwohl vermag die Arbeiterafjogiation dieje ihr geftellte Aufgabe nie 
zu löſen. Nicht der Mangel der zivilrechtlichen Anerkennung der Verbindung 
fteht dem entgegen. Denn von jeher hat es Naturalobligationen gegeben, denen 
das Necht die volle Anerkennung verfagte, und die doch feiter banden als jeder 
vollgiltige Vertrag. Ueberdies fünnte ein einziger Gejegesparagraph den Mangel 
heben und der Arbeiterfoalition volle rechtliche Wirkſamkeit fichern. Der Fehler 
jener Anjchauung, welche in der Arbeiterafjoziation das Heilmittel fieht, liegt 
viel tiefer. Es iſt nicht die freie Willensentichliegung der Theilnehmer, auf 
der die Aljoziation beruht, und deßhalb fann fie nie zu einer wahren privat: 
rechtlichen Bereinigung werden. Vielmehr iſt auch die Arbeiterajjoziation 
durhdrungen von dem öffentlich= rechtlichen Prinzipe der Herrichaft. Wenn 
bunderte und taujende von Arbeitern auf einmal die Arbeit niederlegen, jo 
führt nicht die freie Willensentſchließung jedes einzelmen diejes Reſultat herbei, 
jondern regelmäßig der troß der Strafverbote geübte phyſiſche oder moralijche 
Zwang einer kleinen Minorität. Gerade die am zahlreichiten vertretenen 
bejieren Elemente der Arbeiterichaft, namentlich die jpießbürgerlichen Familien— 
väter lajjen fich aus Furcht vor den Führern oder den jüngeren Arbeitern am 
leichteften einjchüchtern. Die Minorität muß jchon eine verſchwindend geringe 
jein, wenn ein beabjichtigter Streif nicht zu Stande fommt. Die Arbeiter: 
foalitionen werden begründet durch eine gleichfalls rechtlich nicht anerkannte, 
aber thatfächlic vorhandene Herrichaft, durch den Terrorismus der Führer. 
Die Rechtögleichheit des Privatrechts wird aljo auch durch die Arbeiterajjozia- 
tionen nicht erreicht, nur die Herrichaft kann die Herrichaft vernichten. 

Nicht aus ſich jelbit heraus vermag die Gejellichaft joziale Abhängigkeitsver— 
bältnifje zu löſen, ohne andere Abhängigfeitsverhältnifje und foziale Klaſſen— 
fämpfe hervorzurufen. Die Reaktion der Arbeiterichaft gegen die Gejtaltung 
des Arbeitsverhältniſſes in der individualiftiichen Wirthſchaftsordnung kann die 
einjeitige Klafjenherrfchaft der Unternehmer über ihre Arbeiter vernichten. Aber 
dieſe Vernichtung iſt doch nur möglich, indem der Terrorismus der Führer die 
Arbeiter in Koalitionen zuſammenſchweißt, indem Unternehmerthum und Arbeiter: 
ibaft auf Koſten der gefammten Volkswirthichaft als bewaffnete joziale Mächte 
einander im wirthſchaftlichen Kampfe gegenüberjteben, und indem in dieſem 
Kampfe die Arbeiterjchaft nicht unterliegt. Die der formellen Rechtsgleichheit 
entiprechende wirthichaftliche Gleichitellung beider Theile ift noch lange nicht 


5 ) Brentano in feinen oben ange. Schriften, neuerdings beſonders von dem gleichen 
Standpunkte aus G. v. Shulze-Öaeverniß, „Zum fozialen Frieden“, eine Daritellung 
der jozialpolitiihen Erziehung des engliihen Bolfes im 19. Jahrh., 2 Bände, Leipzig 1890. 
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das Endziel der Arbeiterkoalition, ſondern nur ein Stadium des noch unent— 
ſchiedenen ſozialen Kampfes. Die Arbeiterkoalition will nicht die dem Unter— 
nehmerthum gleichberechtigt gegenüberſtehende Macht ſein, ſie will dasſelbe 
beſiegen und die alleinige Macht bilden. Ebenſowenig wie einer anderen 
organiſch aus der Geſellſchaft erwachſenen Bildung iſt es der Arbeiterkoalition 
gegeben, „zum ſozialen Frieden“ zu führen. Sie kann ihrem innerſten Weſen 
nad) fein anderes Ziel haben als den jozialen Klaſſenkampf zur Ueberwindung 
ihrer Gegner und zur Heritellung der ausjchlieglichen ſozialen Herrichaft 
der Arbeiter ohne Rückſicht auf die Lebensbedingungen aller übrigen Be— 
völferungklafien. 


VI. Die Stellung von Staat und Geſellſchaft zur jozialen Neform.') 


Aus der Initiative der Geſellſchaft heraus it nach den bisherigen Ergeb— 
nifjen eine die Yöfung der Arbeiterfrage herbeiführende Sozialreform unmöglich. 
Man muß alfo die Hilfe außerhalb der Gejellichaft, im Staate fuchen. Die 
Staat: und Rechtsordnung jelbjt ijt nun aber nichts anderes als die jtabi- 
lierte Ordnung der gegebenen juzialen Machtverbältnifje, der Staat ijt jelbit 
nach allen Richtungen bin von den gejellichaftlichen Zuftänden beeinflußt und 
durchdrungen. Nicht der abjtrafte, über alle ſoziale Tendenzen erhabene Stant, 
wie ihn jich Die Rechtsphiloſophie des vorigen Jahrhunderts vorjtellte, jondern 
eine ganz Eonfrete, unter bejtimmten jozialen Einflüſſen ftehende Staatögewalt 
bat aber die joziale Reformtbätigfeit zu entwideln. Die ganze Sozialreform 
Scheint biernach nur auf einem Irrwege fortichreiten zu fünnen, der zu dem 
Ausgangspunfte zurüdführt. Denn die ganz in der beitchenden Gejellichafts- 
ordnung aufgegangene und mit ihr Jich identifizierende Staatsgewalt wird 
ebenjo unfähig zur jozialen Neform jein wie die Gejellichaft ſelbſt. Allein der 
eine Staat giebt ſich den gejellichaftlichen Tendenzen mehr hin als der andere. 
Nicht jeder Staat ericheint daher in gleicher Weile unfähig zur fozialen Reform. 
Vielfach enticheidet der größere oder geringere Einfluß einzelner Gejellichafts- 
flajfen auf die Staatsgewalt darüber, ob der Staat zur jozialen Reform 
thätigfeit weniger oder mehr prädejtintert und geeignet it. Die Frage, welche 
Stellung der einzelne Staat zur Sozialreform einnimmt, beantwortet fich alfo 
danach, wie das Verhältni von Staat und Gejellichaft ſich geitaltet. 

Während in dem abjoluten Staate des 18. Jahrhunderts die Gejellichafts- 
ordnung von dem jtändischen Brinzipe, Verfaſſung und Berwaltung von dem 
Abjolutismus durchdrungen waren, hatten ſich die eritarfenden Mittelklaſſen 
gegen beide Erſcheinungen des öffentlichen Lebens gewandt. Sie hatten 
auf jozialem Gebiete die negative Forderung nach Beleitigung der ftändiichen 
Ordnung zu Gunjten einer formalen Nechtögleichheit, auf politiichem Gebiete 
die pofitive Forderung nach Antheil am öffentlichen Leben geitellt. Hand in 
Hand mit der Sprengung der ftändiichen Ordnung geht daher das politiſch 
vom Liberalismus getragene Beltreben nach Bejeitigung der abjoluten Staats— 
verfajjung. Diejes Ziel ſah man unter den damaligen europäilchen Staaten 
vorzugsweile in England verwirklicht. Nach dem englifchen Vorbilde wollte 
man alſo den eigenen Staat umgejtalten. Hierin Liegt die Bedeutung der 
EHEN Bewegung, welche, von der franzöfiichen Revolution ausgehend, 


') Zu Örunde liegen meine Aufjäge über Verfaflung, Selbitverwaltung und Sozial- 
reform in den Preuß. Jahrbüchern Ba. 65, ©. 410 ff, — über die Monarchie und das 
allgemeine Stimmrecht im Deutſchen Wochenblatte 1890, ©. 475. 


—— — 


1, Abſchnitt: Die arbeitenden Klaſſen und die Staats und Gejellihafsordnung. 539 


während der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts alle europäifchen Staaten 
mit Ausnahme des halbafiatiichen Djtens ergriff und in den Reformbills von 
1832 und 1867 auch auf England zurücdwirfte. 

Aber nicht die wirkliche englische Verfaſſung ſollte auf den heimischen 
Staat übertragen werden, jondern dasjenige Idealbild derjelben, welches die 
franzöfiiche Nechtsphilojophie jeit Montesquieu und Delolme von ihr entworfen 
hatte. Das Charafterijtiiche diejer Fonftitutionelen Doktrin war nun aber die 
Lehre von der Theilung der Gewalten. Die bürgerliche Freiheit ſollte nur 
dann gejichert fein, wenn jede der drei Hauptrichtungen des Staatswillens, die 
gejeßgebende, erefutive und richterliche Gewalt, einem befonderen Träger zufteht. 
Die Einheit des Staates wird dabei gewahrt duch die im SHintergrunde 
jchwebende dee der Volksſouveränetät, aus der die drei Gewalten abgeleitet 
find. Das Prinzip der Volksſouveränetät bildet jomit den eigentlichen Aus: 
gangspunft, die Yehre von der Theilung der Gewalten nur eine charakteriftiiche 
Eigenthümlichkeit der Eonjtitutionellen Theorie. Ihrem Wejen nach hat ich 
jedoch dieje von den Mittelklaſſen getragene fonftitutionelle Bewegung in den 
einzelnen fontinentalen Staaten nur in ſehr verichiedener Weife Geltung ver: 
ſchaffen fünnen. 

Die fonftitutionelle Theorie ift vollitändig verwirklicht worden in den Ver- 
fajjungen der romanischen Staaten, welche unter dem Eindrude wiederholter 
Dynastiewechjel das einzig bleibende Moment des Staatslebens nur im Volke 
ſehen und fich der rechtlichen oder thatlächlichen Anerkennung der Volksſouve— 
ränetät nicht entziehen Fonnten. Die fonftitutionelle Praxis ging jogar durch 
das umbedingte Einnahme> und Ausgabebewilligungsrecht der Bolfsvertretung 
und Durch die Entnahme der Minijter aus dem Barlamente je nach der Mehr: 
heit der zweiten Kammer noch über die Forderungen der Eonftitutionellen Theorie 
hinaus. Damit wurde thatjächlich auch die Exekutive in die Hand der Volks— 
vertretung gelegt, und der Monarch, in dem fich während des 18. Jahrhunderts 
die jelbititändige Staatsgewalt verfürpert hatte, auf rein formale Funktionen, 
wie Unterjchrift der vom Miniſterium unterbreiteten Sejege und Verordnungen 
und Beauftragung des parlamentarifchen Führers mit der KHabinetsbildung, be: 
Ichränft. Das Schwergewicht des Staatslebens rubt daher in der unmittel 
baren Vertretung des ſouveränen Volkes, in der Volksvertretung. Zie gibt die 
Geſetze unter Leitung des aus ihrer Majorität bervorgegangenen Berwaltungs: 
ausſchuſſes, des jeweiligen Minifteriums, neben deſſen Thätigfeit nicht einmal 
für ein Beto des Monarchen mehr Platz bleibt. Sie handhabt thatfächlich 
durch das parlamentarische Minifterium und die von diefem abhängigen Ber: 
waltungsbehörden die Exekutive. Sie bejtimmt endlich durch die Gejeßgebung 
die Normen, nad) denen die richterlichen Behörden zu enticheiden haben, und 
die Schranfen, innerhalb deren fie eine relative Unabhängigkeit genießen. Für 
irgend ein jelbitjtändiges, von der VBolfsvertretung unabhängiges Staatsorgan 
blieb daneben fein Platz. Alle Lebensäußerungen des Staates find mittelbar 
oder unmittelbar nur jolche der Volksvertretung oder vielmehr der jeweiligen 
Majorität derjelben. 

In der Volksvertretung jelbit geniehen jedoch die Mittelklaifen den maß— 
gebenden Einfluß. Die unteren Klaſſen der Bevölkerung, namentlich die große 
Maſſe der Arbeiter aller Broduftionszweige iſt durch einen Cenſus vom aftiven 
und pafjiven Wahlrechte und damit von jedem politiichen Einfluſſe ausge- 
ſchloſſen. Die höheren Klafien, namentlich die Spite der früheren ſtändiſchen 

Geſellſchaft, der adliche Großgrundbefig, können gegenüber den Mittelklajjen 
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wegen der geringeren Zahl ihrer Mitglieder und der Wahl der Abgeordneten 
durch die Majorität der Wähler nicht zu jelbjtjtändiger Geltung gelangen. 
Selbſt wo bei der Wahl der erjten Kammer den Höchjtbeitenerten befondere 
Nechte beigelegt jind, werden die Großgrundbeſitzer durch die zahlreicheren Groß— 
händler und Großinduftriellen in den Hintergrund gedrängt. Mit der vollen 
Verwirklichung der Eonjtitutionellen Theorie ift alfo die Staatögewalt in den 
ausjchließlichen Beſitz der Mittelklaſſen gelangt. 

Ganz im Gegenfage zu der unendlichen Nachgiebigkeit des Romanenthums, 
welches die Monarchie vielfach noch unter die Bedeutung einer. erblichen Prä— 
fidentichaft der Republik herabdrüdte, verbielten ſich die deutichen Staaten 
gegen die Fonjtitutionelle Theorie aukerordentlich ſpröde und bildeten fie in 
ihrem VBerfajjungsrechte nach ganz anderer Richtung um. Die Berjchiedenbeit 
lag tief begründet in der gejchichtlichen Vergangenheit der Staaten. Niemals 
fonnte man deutschen Fürjtenhäufern eine Verfaſſung aufdringen, wie fie die 
romanifchen aus den blutigen Händen der Revolution entgegenzunehmen ge: 
nöthigt waren Wie für Wejt- und Südeuropa die wiederholten, aus revo- 
Iutionären Bewegungen hervorgegangenen Dynaftiewechjel zur Anerkennung 
der Volfsfouveränetät führen mußten, jo vermochten die Verfaſſungen der 
deutjchen Staaten, die nur Schöpfungen ihrer Dynaftien waren, niemals das 
Prinzip der Volfsjonveränetät aufzunehmen. Nicht in dem Volke, jondern 
nur in dem Monarchen ließ ſich für Deutichland die Einheit des Staates 
verförpern. 

Die deutjchen Landesherren, aus deren freier Willensentjchließung der 
Erlaß der Verfaſſungsurkunden hervorging, herrſchen zunächit nicht bloß kraft 
der Verfafjung. Sie haben daher nicht nur diejenigen Nechte, welche ihnen 
die Verfaſſungsurkunde ausdrücdlich beilegt, jondern vereinigen alle Rechte der 
Staatögewalt in fih. Nur in der Ausübung derjelben binden fie fich an be— 
ftimmte Formen. Über auch diefe Beichränfungen gehen doch nur jo weit, 
als die Berfajjungsurfunden jie beſonders fejtjegen. Insbeſondere bleibt die 
ganze Negierungsgewalt eine monardhiiche, von der Eimmwirfung der Volks— 
vertretung unabhängige. Aber auch in der Volksvertretung jelbjt, die ſchon 
an umd für jich nicht das ganze jtaatliche Leben beherricht, wird der Einfluß 
der Mittelklaſſen feineswegs ein abjolut entjcheidender. Denn bei der größeren 
Bedeutung, welche die jtändische Gefellichaft fich während des 18. Jahrhunderts 
in Deutjchland erhalten hatte, wurde es der Monarchie möglich, den Rejten 
diefer Gejelichaftsordnung, namentlich ihrer Spige, dem adlichen Großgrund- 
befige, eine von wechjelnden Majoritätsvoten unabhängige Vertretung in der 
eriten Kammer zu jichern. Die Mittelklafien beherrichten aljo nicht die ganze 
Volfavertretung, jondern nur die zweite Kammer derjelben. Eine jelbititändige 
Monarchie ftand daher einer in ihren jozialen Intereſſen getheilten Volksver— 
tretung gegenüber, die eben aus dieſem Grunde nicht mit unmiderjtehlicher 
Gewalt auf die Monarchie drüden konnte. Die deutichen Volksvertretungen 
haben deshalb nie ein unbeichränftes Budgetrecht, nie einen dauernden Einfluß 
auf die Bejegung der Minifteritellen, von dem das gejchriebene Verfaſſungs— 
recht allerdings auch in den weſteuropäiſchen Staaten nichts weis, zu erlangen 
vermocht. Die verfaflungsmäßig dem Monarchen allein zur Ausübung vor: 
behaltenen Nechte verbleiben ihm im Deutjchland unbeichräntt. Es erhielten 
ſich troß alles Einflujjes, den die Mittelflajien auch hier durch die modernen 
Berfafiungsurfunden erlangten, neben und über ihnen jelbitjtändige, fie an Be: 
deutung weit überragende Faktoren des ftaatlichen Lebens. 
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Dieſer Charakter deutfcher Staatsverfafjung, in der fein Faktor die übrigen 
unbedingt beberricht, jondern die Monarchie und die verschiedenen Geſellſchafts— 
flajien auf fortgefegte Kompromilie zum Ausgleiche ihrer Eollidirenden Inte— 
reſſen angewieſen find, ijt mit der Begründung des Neiches auch auf die deutjche 
Gejammtjtaatsbildung übergegangen. Trotz des Mangels einer eriten Kammer 
fann bier von einem ausſchließlichen Einfluße der Mittelklaffen in der Volks— 
vertretung noch weniger die Rede fein als bei den deutſchen Einzeljtaaten. 
Denn gerade um dieſen Einfluß der einer Barlamentsherrichaft zuftrebenden 
Mittelklaffen zu paralyfiren,') räumte man bei Begründung der norddeutichen 
Bundesverfaſſung durch das allgemeine Stimmrecht allen Klaſſen der Be: 
völferung pofitiven Antheil am öffentlichen Leben ein. Nicht nur die Mittel: 
klaſſe, ſondern auch die Arbeiterbevölferung ift daher in dem Reichstage ver: 
treten und Fann bier ihre bejonderen Intereſſen geltend machen. Neben der 
durch die verſchiedenſten fozialen und kirchlichen Intereſſen geichiedenen Volks— 
vertretung, Die ſchon vermöge ihrer Zufammenjegung zu einer abjoluten Be: 
berrihung des Staates unfähig ift, Stehen aber das Kaiſerthum einerjeit3 umd 
die im Bundesrathe verkörperte Geſammtheit der verbündeten Negierungen 
andererjeit3, welche theils einzeln theils mit einander zuſammenwirkend zu einer 
jelbitjtändigen itaatlichen Thätigfeit berufen find Ebenjo wenig wie die Volks— 
vertretung eines deutſchen Einzelitaates erfüllt daber der Neichstag den ge: 
Jammten jtaatlichen Organismus und macht dejien Thätigkeit von jeinem abſo— 
Iuten Willen abhängig. 

Welchen Einfluß bat num diefe verjchiedene Gejtaltung des Verhältniſſes 
von Staat und Gejellichaft in den weſteuropäiſchen Staaten einerjeits, in 
Deutichland andererjeit3 auf das Scidjal der Sozialreform? Die Antwort 
it jehr einfach und liegt namentlich für die Staaten Wejteuropas mit rein 
parlamentarischem Regierungsſyſteme auf der Hand. 

Die jtrengjte Verwirklichung der Eomjtitutionellen Prinzipien durch den 
Parlamentarismus hat das Königthum zu einem weſenloſen Schemen herab» 
gewürdigt. Die in der Volksvertretung allmächtige Bourgeoifie ift aber zu 
Selbſtbeſchränkungen und Konzeffionen, welche dem Arbeitgeber irgend welche 
Opfer im Intereſſe der Arbeiter auferlegen, ihrer Natur nach außer Stande. 
Dies ift um jo mehr der Fall, ala in den parlamentarijch : fonftitutionellen 
Staaten jede ernjtliche Selbitverwaltung mit der Verwirklichung der konſtitu— 
tionellen Prinzipien unvereinbar ijt, die einfeitig ſoziale Anjchauung der herr: 
ſchenden Klaſſen alfo in feiner Beziehung gemildert wird durch die Gewühnung 
an die Berücdjichtigung von ftaatlichen Intereſſen, von Lebensbedingungen der 
Gejammtheit. Das ausfchlaggebende Moment der ganzen parlamentarifchen 
Bolitif bleibt der eigene Geldbentel. Selbit nach den Arbeiteraufitänden der 
legten Jahre find daher in Belgien alle Reformverfuche im wejentlichen fehl: 
geichlagen, nachdem parlamentarische und Negierungstommiffionen ein ſchätzbares 
Material aufgeftapelt hatten. Der parlamentariiche Staat iſt aljo durch jeine 
Verfajjung und Verwaltung zu jeder ernitlichen Sozialreform an ſich unfähig 
und treibt der jozialen Revolution entgegen. 

Nur da, wo ein Ddoftrinärer Radikalismus das Prinzip der Volksſouve— 
ränetät durch das allgemeine Stimmrecht verwirklichen zu müſſen glaubte, wie 





) Bgl. die Bismard'ichen Neuerungen über das allgemeine Stimmredjt gelegentlich 
des preugiihen Antrages auf Bundesreform vor dem Nriege 1866 bei v. Sybel, Be 
grundung des deutichen Meiches durch Wilhelm J., Bd. 4, ©. 318. 
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gegenwärtig im Frankreich, erjcheint troß des Mangels einer jelbjtjtändigen 
Monarchie das Bild etwas anders. 

Allerdings beherricht auch hier die Volksvertretung das gefammte ftaat- 
liche Leben, und es ift fein von ihr unabhängiger Faktor der Staatögewalt 
vorhanden. Aber die Volfsvertretung jelbjt ift nicht homogen zujammengeiekt. 
Sie bildet nicht lediglich eine Nepräfentation der Mittelklaſſen, ſondern es find 
auch die bloß arbeitenden Klajjen und zwar meist durch die radikalen und 
jozialiftiichen Parteien vertreten. Die bejigenden Klaſſen find daher, wen: 
ſchon ihre Parteivertretungen die Majorität bejigen, zu einer einjeitigen Aus 
nußung ihrer Macht im Intreſſe der Unternehmer nicht im Stande und jchen 
durch die Wahlpolitif zu Konzeffionen gezwungen. Das allgemeine Stimmredt 
bildet daher die jtärfjte Schranfe von unten, welche die bejigenden Klaſſen 
hindert, die Staatögewalt unbedingt ihren Intereſſen dienftbar zu machen, und 
beim Mangel einer jelbjtjtändigen Monarchie zugleich die einzige legale Hand- 
habe für die Arbeiterbevölferung, die Alleinherrichaft der Bourgeoifie und die 
ausjchließliche Berückſichtigung ihrer Klaſſenintereſſen in der Volksvertretung 
und damit im Staate zu brechen. Die beharrliche Verweigerung des allge: 
meinen Stimmrechts vereitelt dann freilich den Ichten legalen Verſuch der 
arbeitenden Klaſſen zur Löſung der fozialen Frage und führt auf die Höhe der 
Krifis, deren Verlauf, zumal wo die befigenden Klaſſen ſich durch den Los: 
en auch der allgemeinen Wehrpflicht entzogen haben, in feiner Weile abzus 
eben iſt. 

Noch günftiger als in den parlamentariichen Staaten mit allgemeinem 
Stimmrechte Liegen die Verhältnijje in Deutjchland. Die deutiche Monardie 
in Reich und Einzelitaat hat fich nie zu einem Ornamente des parlamentartichen 
Staates erniedrigen laſſen, jondern ſich ihre jelbititändige ftaatliche Stellung 
unter den einzelnen Geſellſchaftsklaſſen bewahrt. Dieje ihre Bedeutung tritt in 
den Zeiten großer jozialer Krifen am Elarften hervor. Indem die Monarchie 
ihre Nechte benugt, um allen Gejellichaftsflajien möglichit gleichmäßig gerecht 
zu werden, die Schwachen gegen die Starken zu Schügen, wird fie zum fozialen 
Königthum und Kaiſerthum der Gegenwart. Die Bedeutung desjelben bezeichnete 
bereits vor vierzig Sahren 2. v. Steim') unter dem lebendigen Eindrude der 
Erbärmlichkeit des franzöfiichen Julifönigthumes und jeines Unterganges mit 
den Worten: „Das wahre, mächtigite, dauerndjte und geliebtefte Königthum it 
das Königthum der gejellichaftlichen Reform. — Alles Königthum wird fortan 
entweder ein leerer Schatten oder eine Despotie werden oder untergehen in 
Republif, wenn es nicht den hoben jittlichen Muth hat, ein Königthum der 
fozialen Reform zu werden.“ 

Bermöge ihrer bijtoriichen Bedeutung und ihrer jtaatsrechtlichen Stellung 
war gerade die deutiche Monarchie berufen, die Aera der jozialen Reform in 
Europa zu eröffnen. Sie fonnte dies um jo mehr, als ihr weder im Neid 
noch Einzeljtaat eine homogene, lediglich die Mittelklaſſen repräjentirende Volks 
vertretung gegenüberjtand. Denn in den Bolfvertretungen der Einzelitaaten 
iſt Die Alleinherrichaft der Mittelklaſſen durch die Reſte der ſtändiſchen Ge: 
jellichaft, in der für die Sozialreform vorzugsweile in Betracht kommenden 
Bolfsvertretung des Reiches durch das allgemeine Stimmrecht beeinträchtigt. 
Die Mittelflaflen, welche über die Majorität verfügen, fünnen daher zwar die 





) Val. deſſen —— der — in Frankreich von 1789 bis auf unſere 
Tage, Leipzig 1850, Bd. 3, ©. 48, 
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Neformverfuche der Monarchie erjchweren und abichwächen, aber jchon aus 
wahlpolitiihen Gründen ihr nie ein abjolutes Veto entgegenitellen. Die 
Monarchie von oben, die mit dem allgemeinen Stimmrechte verjehenen 
arbeitenden Stlafjen von unten drängen daher zwar aus verfchiedenen Motiven, 
aber nach derjelben Richtung hin zur jozialen Reform und zwingen die wider: 
jtrebenden Mittelflafjen zu Konzeflionen und Opfern. Der Staat, in dem die 
jelbitftändige hiſtoriſche Monarchie fich erhalten, und gleichzeitig das allgemeine 
Stimmrecht Eingang gefunden hat, bietet daher den günftigiten Boden für die 
jozialen Reformbeftrebungen, während umgefehrt in dem parlamentarifchen 
Bourgeoisitaate ein jolcher überhaupt nicht vorhanden: ift. 

Die Aufgabe der jtaatlichen Sozialreform, welche an den Grundlagen der 
beitehenden Staat? und Gejellichaftsordnung feithält und auf diejen weiter 
baut, ijt eine dreifache. Sie muß den noch beſtehenden kleinen Gewerbebetrieb 
zu erhalten und zu jtügen juchen, damit er in dem Konkurrenzkampfe dem Groß: 
betriebe nicht unterliegt. Sie muß ferner dem nur auf den Ertrag feiner 
Arbeit angewiejenen Arbeiter aller drei Produftionsziweige eine andere Fürſorge 
gewähren als die in dem imdividualiftiichen Staate allein mögliche jtaatliche 
Armenpflege. Sie muß endlich den Arbeiter jchügen gegen die Nachtbeile der 
wirtbhichaftlichen Derrichart der Unternehmer. 

Die Erfüllung diefer Aufgaben ift dem Staate allein, der dem einzelnen 
Individuen unvermittelt gegenüberfteht, unmöglich. Er bedarf zu diefem Zwede 
forporativer jozialer Verbände, die er, da die alte jtändische Ordnung vernichtet 
ift, jelbit nen schaffen muß. Durch diefe neuen Schöpfungen wird aber das 
beitehende individualiitiiche Staatswejen durchbrochen. Wieder erjtehen aller: 
dings zumächft nur in Schwachen Anſätzen intermediäre ſoziale Bildungen zwischen 
dem Staate und dem einzelnen Individuum. Es find nicht aus der Gejellichaft 
jelbjt durch die Gemeinſamkeit des Berufs organisch erwachiene und im Laufe 
der Zeit durch feſte gewohnbeitsrechtliche Ordnungen geregelte Verbindungen, 
wie die jozialen Gemeinjchaften des Mittelalter es waren, die Arbeitervereine 
der neueſten Zeit es find. Nicht das Individuum, welches fich mit anderen 
Individuen verbindet, bildet den Ausgangspunkt, jondern der Staat. Aber 
eben um deßwillen, weil dieſe neuen, die tndividualiftiiche Ordnung durch: 
brechenden Bildungen feine organischen, aus den freien Kräften der Gejellichaft 
erwachienen find, erjcheinen fie dauerhafter als Gilden, Innungen und Gewerk— 
vereine. Denn als eine Schöpfung des Staates, der feinem Wejen nach allen 
Klaſſen der Gefellichaft gleichmäßig gerecht werden joll, müſſen fie einen Schuß 
der jchwächeren Klaſſen der Gejellichaft bilden und deren Eriſtenz jichern, aber 
nicht die anderer Gejellichaftsklafien gefährden. Jede aus der Gefellichaft ſelbſt 
hervorgegangene Bildung hat dagegen nad der Abwehr und Sicherung Die 
natürliche Tendenz zur Erklufivität und Klaſſenherrſchaft. Allerdings verdrängt 
mit der jozialen Neform allmählich wieder eine joziale Staats: und Rechts— 
bildung die individualiftiiche, aber dieſe joziale Bildung it im Gegenjaße zu 
früheren Epochen feine organische, jondern eine vom Staate bewußt gewoltte. 

Aber auch in dem am beiten prädiiponirten Staate findet die Sozialreform 
gewilje Schranfen ihrer Wirkfjamkeit. Dieje Schranken Liegen zunächſt darin, 
daß jede Reform den widerſtrebenden Elementen, auf deren Soften fie fich 
vollzieht, in heißen parlamentarischen Kämpfen abgerungen werden muB. Und 
in der That ift diefes Widerjtreben in gewiſſem Sinne ein berechtigtes. Denn 
eine zu weit gehende Nachgiebigkeit gegen die Forderungen der Arbeiter kann 
die Arbeitgeber und damit die geſammte nationale Produktion in ihren vitalſten 
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Intereſſen ſchädigen und den Arbeitgebern mehr nehmen, als fie den Arbeitern 
gibt. Die Rückſicht auf die nothwendigen Lebensbedingungen der Gejammtbeit 
bildet daher die umüberfteigliche Schranfe der die Intereſſen der arbeitenden 
Klaſſen pflegenden Sozialreform. 

Die Lebensbedingungen der Gefammtheit und damit der Arbeiter ſelbſt 
würden aber insbeſondere durch die Sozialreform verletzt werden, ſobald dieſe 
den inländiſchen Unternehmern Beſchränkungen und Opfer auferlegte, welche 
die Konkurrenzfähigkeit der einheimiſchen Induſtrie auf dem Weltmarkte be— 
einträchtigten. Zur Ueberwindung dieſes Hinderniſſes bleibt der Sozialreform 
nur ein Mittel, die Durchführung der gleichen Beſchränkungen in allen Kultur— 
ſtaaten durch internationalen Vertrag. Dies it der Weg, den Deutſchland 
‘auf Grund des Eaiferlihen Erlajfes vom 4. Februar 1890 durch die inter- 
nationale Arbeiterfonferenz zu Berlin von 1890 einzufchlagen verfucht hat. 
Allein diefem Verſuche fteht ein wejentliches Hindernif entgegen. In den parla- 
mentarijchen Staaten iſt auch die auswärtige Politif wie das Staatswejen 
überhaupt von den Intereſſen der Bourgevifie beberricht. Dieſe läßt ſich aber 
in ihrer Herrichaft über die Arbeiter auch durch internationalen Vertrag feine 
Scranfen auferlegen und vereitelt damit jedes in die Freiheit des Arbeitgebers 
irgendwie erheblich eingreifende Abkommen. So ijt denn auch die Berliner 
Arbeiterfonferenz; von 1890 im weientlichen vejültatlos verlaufen. Inſofern 
wirft der öffentliche Rechtszuſtand der parlamentarifchen Staaten auch auf die 
monardiichen Staaten zurüd und zieht der jozialpolitiichen Reformthätigfeit 
derjelben Schranken. Die Einheit alles europäischen Kulturlebens und der 
wechleljeitige Einfluß der einzelnen Staaten und Nationen auf einander fommen 
bier zur Harften Erfcheinung. Auf der anderen Seite liegt e8 nicht außerhalb 
des Bereichs der Möglichkeit, daß unter günftigeren Nonjunfturen der allge: 
meinen Bolitif die monarchiſchen Staaten einmal durch ihre Macht die parla= 
meutarifchen zum Abjchluffe tief eingreifender internationaler Arbeiterverträge 
nöthigen und jo durch die auswärtige Politif die innere beftimmen. Ob die 
Möglichkeit hierzu jemals eintreten wird, hängt jedoch von allgemeinen poli- 
tiichen Erwägungen ab, die mit der fozialen Frage in feinem Zufammenhange 
jtehen und deshalb hier nicht weiter zu verfolgen find. 


Zweiter Abjchnitt. 
Der Schuh des Kleingewerbes gegen den Großbetrieb, 


I. Neformvderfuhe auf individnaliitiiher Grundlane.') 
Durch die Einführung der Gewerbefreiheit waren die alten fozialen Ber: 


bände der Gewerbtreibenden, die Gilden und Innungen, entweder vernichtet 
oder wenigitens ihrer öffentlichrechtlichen und wirthichaftlichen Bedeutung ent: 





Val. beionders bie Schriften von Schulze-Delitzſch, die arbeitenden Klaſſen, 
jowie das Aſſoziationsbuch, Yeipzig 1853; Entwidiung des Genoſſenſchaftsweſens in Deutich- 
land, Berlin 1870; Goldihmidt, Erwerber und Wirthichaftsgenofienichaften, Studien und 
Vorſchläge, Stuttgart 1882; Pariſius, die Genoſſenſchaftsgeſetze im deutjchen Neiche, mit 
Einleitung und Erläuterungen, Berlin 1876; Pariſius und Crüger, das Reichsgeſetz 
betreffend die Erwerbä und Wirthichaftsgenoflenichaften vom 1. Mai 1889, Berlin 1890: 
Joel, dasielbe in den „Annalen“ 1890; Grüger, Art. Erwerbs: und Wirtschaft enojien- 
ihaften im Handwörterbuche der Staatswiljenichaften, Bd. 3 ©. 308 f. Das offizielle Organ 
des Verbandes der Erwerbä- und Wirthſchaits zgenoſſenſchaften bilden die Blätter für Senviten- 
ichaftäwelen. Weitere iteratiirangaben vql. in dem angel. Art. von Erüger. 
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Heidet. In der indiwidualiftiichen Rechts: und Wirthichaftsordnung ftanden fich 
nur noch die ijolierten einzelnen Gerperbtreibenden gegenüber, die in dem all: 
gemeinen Konfurrenzfampfe ihre Produktion dem volfswirtbichaftlichen Gejege 
von Angebot und Nachfrage anzupaljen hatten. Daß in diefem Konkurrenz: 
fampfe der Handwerfsbetrieb der fabrifmäßigen Großproduftion unterliegen 
mußte, wurde bereits dargethan.') Damit verichwand aber das foziale Mittel- 
glied zwiichen dem Fabrifanten und dem unfelbjtitändigen Arbeiter, nämlich 
der wirtbichaftlich jelbititändige, aber bei der Produktion felbit als Arbeiter 
thätige Handwerfömeifter, zu deſſen Lebensftellung jich im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge auch der unfelbititändige Arbeiter emporjchwingen konnte. In der 
Zeritorung diejer Mittelfchicht lag eine unverfennbare Verschärfung der jozialen 
Gegenſätze von größter Gefahr Der Gedanke lag nahe, ob dieſem wirth— 
ſchaftlichen Prozeſſe nicht durch irgend welche Mittel Einhalt geboten werden 
konnte. 

Ein Theil der Handwerker ſelbſt verlaugte fortdauernd die Rückkehr zum 
alten Zunftſyſteme, d. h. die Abhängigkeit der Zulaſſung zum Gewerbebetriebe 
von der vorherigen Aufnahme in die Zunft auf Grund eines abzulegenden 
Berähigungsnachweiles. Wenn auch vereinzelt die Gefeßgebung diefen Tendenzen 
nahgab,*) jo war doch eine dauernde und volljtändige Rückkehr zu der älteren 
Zunftverfafjung ausgejchlofjen, weil diefelbe in den veränderten wirtbichaftlichen 
Verhältniſſen feinen Boden mehr fand. Man konnte weder den fabrifmäßigen 
Sroßbetrieb in die Innungen hineinzwängen, zu denen er nie gehört hatte, 
noch Fabrik und Handwerk in allgemein giltiger Weife gegen einander ab: 
grenzen. Nicht in der Rückkehr zu veralteten Rechtsformen, jondern in der 
Schaffung neuer Rechts: und Wirthichaftsbildungen auf dem Boden der ge: 
gebenen Verhältniſſe lag die Aufgabe der Zukunft. 

Der erite Verſuch hierzu wurde unter voller Anerkennung der individua- 
tischen Ordnung als der nunmehrigen Grundlage des Nechts- und Wirth: 
Ihaftslebens unternommen durch die Begründung der Erwerbs: und Wirthichafts- 
genofjenichaften. Die Genoſſenſchaftsbewegung jelbit it feine ſpezifiſch deutſche. 
Sie war ſchon früher in England und Fraukreich vorhanden. In England, 
wo fih die eriten Anjäge bereit3 während des 18. Jahrhunderts zeigen, war 
jedoch der Zweck der meijten Genoſſenſchaften die Verbilligung der Lebensmittel 
für die arbeitenden Klaſſen. Die Genofjenichaften waren daher vorwiegend 
Konfumvereine. Erſt ſeit dem Julikönigthume wurden in Frankreich die Ge: 
nofienfchaften von allgemeinerer Bedeutung. Auch bier follten fie dem Intereſſe 
der arbeitenden Klaſſen dienen, aber nicht durch Verbilligung der Lebensmittel, 
jondern dadurch, daß die Arbeiter unter Preisgabe ihrer Selbſtſtändigkeit fich 
zu einem Verbande zujammenfchloffen und als folcher Unternehmer wurden. 
—— ſind die franzöſiſchen Genoſſenſchaften vorwiegend Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften der Arbeiter mit ſtark ſozialiſtiſchen Tendenzen. Unabhängig von 
England und Frankreich hat fich die Genofienjchaftsbewegung in Deutichland 
entwidelt. Hier jollte die Genojienichaft von Haufe aus nicht dem unfelbit: 
Händigen Arbeiter, jondern dem Sleingewerbtreibenden dienen und den Hand- 


+) Bol. eriter Abichnitt, III. 

) In Preußen wurde z. B. durch Verordnung vom 9. Februar 1849 die Gewerbe— 
freiheit dahin bejchränkt, daß in den meiſten Gewerbezweigen der jelbititändige Gewerbebetrieb 
von dem Beitritte zu einer Innung nad vorherigem Befähigungsnachweiſe oder von einer 
Prüfung abhängig war. Das Gejeg vom 22. Juni 1861 brachte jedoch ſchon wieder eine 
ereblihe Erweiterung der Gewerbefreibeit. 
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werfsmeifter unter Wahrung feiner wirtbichaftlichen Selbititändigfeit im Kampfe 
gegen den fabrifmäßigen Großbetrieb jtüßen. 

Eine Erörterung über die Erwerbs: und Wirthichaftsgenojjenichaften über: 
haupt nach ihrer wirtbichaftlichen Bedeutung und rechtlichen Form liegt außer: 
halb des bier geitellten Themas. In diefem Zuſammenhange fann es ſich nur 
darum handeln, inwiefern die deutiche Genofienjchaftsbewegung einen Schuß des 
Handwerks gegen die Großproduftion erjtrebt und erreicht hat. 

Die deutiche Genoſſenſchaftsbewegung ift ausgegangen von dem Patri— 
monialrihter Hermann Schulze, der 1849 in Delisich eine Kranken: und 
Sterbefafje mit volljtändiger Nechtsgleichheit aller Mitglieder begründet hatte. 
Nach den Grundiägen diejer Kaſſe wurde in demjelben Jahre auf Beranlafjung 
Schulzes von 13 Tiichlermeiitern ein Rohftoffverein begründet. Ihm folgten 
eine Neihe ähnlicher Genofienschaften in Deligich und den Nachbarftädten. Im 
Jahre 1850 jtiftete Schulze ferner einen Vorſchußverein, der jeinen zu regel: 
mäßigen Monatsbeiträgen verpflichteten Mitgliedern Vorſchüſſe für wirthichaft- 
liche Zwecke leiftete. Alle diefe Genofjenfchaften beruhten auf dem Grundjage 
der unbeſchränkten ſolidariſchen Haftpflicht aller Mitglieder für die Verbind— 
lichkeiten der Genoſſenſchaft und erſchloſſen daher diejer einen ganz bedeutenden 
Kredit. Im den folgenden Jahren breiteten jich die verjchiedenen Arten der 
Genoſſenſchaften immer mehr aus und zwar nicht bloß die dem ausschließlichen 
Intereſſe des Stleingewerbes dienenden, jondern auch namentlich jeit Anfang der 
jechziger Jahre die Konjumvereine. 

Der der Bildung der Erwerbs: und Wirthichaftsgenofjenichaften zu Grunde 
liegende Gedanke war ein jozialpolitiicher im hervorragendjten Sinne des 
Wortes. Auf dem Boden des Jndividualismus, d. h. unter Wahrung der 
wirtbichaftlichen Selbjtftändigkeit der einzelnen Genofjen, die Durch ihre freie 
MWillensentichließung zu Genofienichaften zufammentraten, jollte der Kampf des 
Kleingewerbes gegen den kapitaliſtiſchen Großbetrieb aufgenommen werden. Dies 
fonnte in verjchiedener Weile geicheben. Der Zweck der Genoſſenſchaft konnte 
fih darauf bejchränfen, durch die in der Genoſſenſchaft enthaltene Konzen— 
trirung der kleinen Kapitalien und Kredite zu einer großen Kapital- und 
Kreditmacht diefe ihren Mitgliedern nußbar zu machen und ihnen gegen geringen 
Zins Vorſchuß oder Kredit zu gewähren. Die Genoſſenſchaften konnten ferner 
für ihre Mitglieder die zu verarbeitenden Rohſtoffe gemeinjam und wegen des 
größeren Bezuges billiger einkaufen. Die Genojjen konnten ſich endlich zur 
Anfertigung von Gegenitänden und zum Verkaufe der gefertigten Gegenftände 
auf gemeinjschaftliche Rechnung vereinigen. Je nach der Verfchiedenheit der 
Zwede gliederten ſich die Genofienichaften in Vorſchuß- und Kreditvereine, 
Nohitoff: und Magazinvereine und Broduftiv-Genofjenichaften. Durch die joli- 
darische Zujammenjchliegnng der einzelnen Genoſſen zu einer wirtbichaftlichen 
Gejammtmacht wurden je nach dem Zwecke der Genojjenichaft in der einen 
oder anderen Nichtung die Vortheile der Fapitaliftiichen Großproduftion in den 
Dienjt des Kleingewerbes gejtellt. Der Vorſchuß- und Kreditverein gewährte 
dem Kreditlojen Kapital und Kredit, der NRobitoffverein dem Handwerker für 
fein Nohmaterial diejelben Einkaufsbedingungen wie dem Fabrikanten, Die 
Produktiv-Genoſſenſchaften endlich abmten in Produktion und Verkauf die kapi— 
taliſtiſche Großproduftion nad). 

Bon dem Staate verlangten die Genofienichaften nichts als die Möglichkeit 
freier Bewegung. Jeder Verfuch, die Genojjenjchaften durch pofitive Staats» 
hilfe zu fördern, wurde von ihnen als den gemofjenschaftlichen Prinzipien der 
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Selbſthilfe und Selbſtverantwortlichkeit widerſprechend mit Entſchiedenheit 
zurückgewieſen. Es konnte ſich daher nur darum handeln, den Genoſſenſchaften 
eine allgemein anerkannte Rechtsbaſis zu geben. Zuerſt geſchah dies durch das 
preußiſche Geſetz vom 27. März 1867. Dasſelbe wurde ſehr bald durch das 
faſt wörtlich übereinſtimmende norddeutſche Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 
betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen— 
ſchaften erſetzt, welches demnächſt auch in den übrigen Theilen des Reiches 
zur Einführung gelangte. Als Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften im 
Sinne des Geſetzes ſollen gelten Gejellichaften von nicht geichlofiener Mitglieder: 
zahl, welche die Förderung des Kredits, des Ermwerbes oder der Wirthichaft 
ihrer Mitglieder mittel gemeinfamen Gejchäftsbetriebes bezwedten. Das Gejeh 
regelte die Errichtung und die Berfallung der Genojjenichaften, ihre Verhält- 
niſſe zu den Mitgliedern und zu dritten, die Auflöfung der Genoſſenſchaft und 
das Ausscheiden einzelner Mitglieder. Bei der individualiftiichen Grundlage 
der ganzen Genofjenschaftsbewegung war diefe Negelung eine rein privatrecht- 
fihe. Doc wurde die Eintragung der Genofjenichaften, welche die ihnen im 
Geſetze eingeräumte Nechtsjtellung in Anſpruch nehmen wollten, in eine be- 
fondere Abtheilung des Handelsregiiters angeordnet, und die Zwangsvollitredung 
gegen Die einzelmen Genoſſen bei Zahlungsunfähigkeit der Genoſſenſchaft auf 
Grund eines bejonderen Bertheilungsplanes geregelt. 

So jegensreih nun auch einzelne Genoſſenſchaften gewirkt haben mögen, 
jo haben ſich doch die an die Genofjenichaftsbewegung überhaupt gefnüpften 
Erwartungen im allgemeinen nicht verwirklicht. 

Zunächſt war ein gemeinjchaftlicher Gejchäftsbetrieb unter perjönlicher 
Theilnahme einander wirthichaftlich gleich ſtehender Perſonen undurdhführbar. 
Es lag in der Natur der Sache, daß jehr bald einzelne Mitglieder der Ge: 
noſſenſchaften derjelben ihre ganze Arbeitszeit widmen, oder die Genoſſenſchaft 
ein bejonderes Gejchäftsperfonal anjtellen mußte. In beiden Fällen bezogen 
die ausjchlieglich den Genoſſenſchaftszwecken dienenden PBerjonen ein Gehalt 
hierfür, welches zur Dedung ihres jtandesmäßigen Unterhaltes ausreichte. In 
demjelben Maße wurden die übrigen Mitglieder von der jteten perjönlichen 
Theilnahme an den Gejchäften der Genojjenichaft ausgeichlojien und auf die 
Generalverfammlungen vermwiejen, in denen ebenfalls der Handwerksmeiſter mit 
fleinbürgerlich bejchränften Anjchauungen feinen Weberblid über einen großen 
Geichäftsbetrieb gewinnen fonnte. Abgeſehen von der nur im Falle des Kon— 
furjes wirkſam werdenden folidariichen Verhaftung ſtanden fich namentlich in 
größeren Genofjenichaften vielfach der mit der Gejchäftsleitung betraute Vorſtand 
und die übrigen Mitglieder der Genoſſenſchaft nicht viel anders gegenüber als 
der Borjtand einer Aftiengefellichaft und die Aktionäre. 

E3 war nur ein weiterer Schritt in dieſer Entwidlung, daß Vorſtand 
und Mitglieder der Genolienichaft nach kurzer Zeit vielfach aus ganz ver: 
fchiedenen Bevölkerungsklaſſen hervorgingen. Die Yeiter einer größeren Ge— 
nojienfchaft bedurften der für den Großbetrieb erforderlichen fachmänniſchen 
Bildung. Sie waren Kaufleute und Fabrikanten, aufgewachjen in den Ans 
fchauungen der modernen fapitaliftiichen Produktion, gegen welche die Genoſſen— 
fchaften gerade einen Damm bilden follten, aber ohne den Bejig des zum 
Großbetriebe erforderlichen Kapitals. Dieſes lieferten ihnen die Genofienichaften, 
außerdem aber einen in Folge der Solidarhaft der Genojjen beinahe grenzen- 
fojen Kredit. Mit fremdem SKapitale und Kredite konnten die Leiter einer 
Genofienjchaft die gewagteiten Unternehmungen beginnen. Beim Mißlingen 
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war danı die wirtbichaftliche Exiſtenz zahlloſer Eleiner Leute vernichtet. Man 
braucht nur an die Öffentliche Kalamität beim Zujammenbruche einer Volksbank 
zu denken. 

Befonders bei den Produftiv-Genofjenichaften, deren Gejchäftsbetrieb von 
Erfolg begleitet war, macht die fapitaliftiiche Produktion ihren Einfluß auch 
auf die Mitglieder geltend. Unter Berläugnung der wahren genoffenjchaftlichen 
Grundſätze, nad) denen die Berfon der Genofien für die Gefammtheit einzutreten 
hat, betrachten fie jehr bald das Kapital als Träger des Unternehmen: Sie 
verfagen daber neuen Mitgliedern ohne Kapital die Aufnahme und vertheilen 
unter fich den Gewinn nach Gefchäftsantheilen. Damit nähert ſich die Ge— 
nofjenichaft wirtbichaftlich der fapitalijtiichen Aktiengeſellſchaft an. 

Sp wurde die Genojjenfchaften durch ihren Borjtand wie durch ihre 
Mitglieder theils mehr theils weniger zu Trägern der Fapitaliftiichen Groß: 
produftion, und die Mitglieder des Handwerkeritandes, die ihnen angehörten, 
halfen nur mit zur Berjtärfung der wirtbichaftlichen Stellung des Großbetriebes 
auf Koſten des Kleingewerbes. 

Die Genofjenichaftsbewegung, jo günftig ſie hier oder da nereinzelt gewirkt 
haben mag, hat daher ihre jozialpolitiichen Ziele, ſoweit e8 ſich um die Unter: 
ſtützung des Handwerferitandes gegen die Fapitaliitiiche Großproduftion handelte, 
im allgemeinen verfehlt. Sie bat nur eine durch die wirtbfchaftlichen Bedürf- 
niſſe geforderte neue Form privatrechtlicher Gejellichaften begründet. Aber auch 
in legterer Beziehung hat das neue Genvfienichaftsgejeg vom 1. Mai 1889 
namentlih durch Zulaſſung von Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht 
das jeit 18567 bejtebende Genofjenichaftärecht wejentlich abgeändert. 


11. Die Wiederbelebung des Innungsweſens.') 


Während die Gefepgebung Frankreichs und verfchiedener Rheinbundftaaten 
bei dem Uebergange zu der Gewerbefreiheit die bejtehenden Innungen einfach 
aufhob, stellte ſich die preußiſche Geſetzgebung ſeit 1810 nach anfänglichem 
Schwanken auf einen anderen Standpunkt. Die Innungen blieben beſtehen 
und konnten ſich auch neu bilden, ſie wurden nur aller öffentlichen Attribute 
entkleidet. Der Zunftzwang wurde erſetzt durch den freien Beitritt der Mit— 
glieder, die obrigkeitlichen Befugniſſe der Zunft durch den privatrechtlichen 
Geſellſchaftsvertrag, auf den die Gemeinſchaft zurückgeführt wurde. Aus einem 
öffentlichrechtlichen Inſtitute der Gewerbepflege wurde die Innung zu einer 
privatrechtlichen Gemeinſchaft zur Pflege der gemeinſamen gewerblichen Inte— 
reſſen der Mitglieder. Die preußiſche allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Ja— 
nuar 1845 brachte dieje Grundſätze für das ganze damalige Staatögebiet zur 
geieglichen Geltung. Wenn auch jeit 1849 eine theilweile NRüdbildung im 
Sinne des Zunftzwanges und des Befähigungsnachweiſes eintrat, jo ſchloß ſich 
doch die norddeutiche Gewerbeordnung von 1869, welche Ipäter auf das übrige 
Neichsgebiet ausgedehnt wurde, wieder eng an die Beſtimmungen der preu— 
Biichen Gewerbeordnung von 1845 an. 





) Wegen der geidhichtlihen Entwicklung des älteren Innungsweſens vgl. die Angaben 
im eriten Abichnitte, IN. I und IIN.1. Eine monographiſche Bearbeitung des geltenden 
Innungsrechtes exiſtiert nicht. Es wird nur bei der Behandlung des Gewerberechtes 
namentlich in den Kommentaren zur Gewerbeordnung mit erörtert. Vgl. auch den Art. 
Innungen von Zeller in v. Stengel's Wörierbuch des Verwaltungsrechts, Bd. 1, 
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Es wurde unterjchieden zwiſchen den beſtehenden Innungen (38 81—96 
G. D.) und den ſich neu bildenden (SS 97—104 a. a. O.). Erſtere wurden 
auch weiterhin al& zu Recht bejtehend anerkannt, jedoch im Sinne der Gewerbe: 
freiheit unter Umbildung ihrer Berfallung zu der einer individualiftiich-privat: 
rechtlichen Gejellichaft und unter Entziehung aller öffentlichrechtlichen Befugniffe. 
Für die Verfafjung der ſich neu bildenden Innungen wurden gemwijje Normativ- 
beitimmungen aufgeitellt, die ebenfalls dem privatrechtlichen Charakter des 
Innungsweſens unter der Kerrichaft der Gewerbefreibeit entiprachen. 

Bei der geringen Bedeutung, welche die Innungen noch für das gewerb- 
liche Leben bejaßen, traten num aber die meilten Handwerksmeifter einer Innung 
überhaupt nicht bei, bezw. jchieden aus ihr aus, foweit fie ihr bisher angehört 
hatten. Die bejtehenden Innungen verfielen daber immer mehr, während fich 
neue nur ſehr jelten bildeten. In weiten Gebieten Deutjchlands beitand daher 
ichlieglich überhaupt Feine Innung mehr, in anderen vegetirten fie nur noch 
fümmerlich fort. 

Erit die Gewerbeordnungsnovelle vom 18. Juli 1881 fuchte zum Schuße 
des Kleingewerbes eine forporative Gliederung Ddesjelben wieder berzujtellen, 
indem fie den fich neun bildenden Innungen gewiſſe öffentlichrechtliche Berugnifje 
verlieh. Auf demjelben Wege gingen die Gewerbeordnungsnovellen vom 6. De: 
zember 1884, 23. April 1886 und 6. Juli 1887 weiter vor. Den älteren 
Innungen iſt anheimgeitellt, ihre Verfaſſung nach Maßgabe der für die neuen 
Innungen gegebenen Borjchriften umzubilden. Soweit dies nicht bis zum Ab— 
lauf des Jahres 1885 geſchehen ift, können fie durch die Centralbehörde des 
betreffenden Bundesitaates dazu innerhalb einer beitimmten Friſt aufgefordert 
werden, widrigenfalls ihre Aufhebung zuläffig ist. Damit hat der die älteren 
Innungen bebandelnde Abjchnitt der Gewerbeordnung den Charakter von Ueber: 
gangsbejtimmungen gewonnen, während das geltende Innungsrecht in dem Ab— 
Schnitte der Gewerbeordnung über die neuen mungen enthalten: ift. 


Den Ausgangspunkt des gegenwärtigen Innungsweſens bildet demnach 
der individualijtiiche Privatverein. Ihn hat man bei dem Verſuche eine nee 
joziale Rechts- und Wirthichaftsordnung zu begründen, mit mannigfaltigen 
publizijtiichen Befugniſſen ausgejtattet, ohne doch die Grundlage feiner Erijtenz 
zu ändern. So erklärt es ſich, daß die Innung der Gegenwart feinen eins 
heitlich ausgeprägten juriftiichen Charakter beſitzt. Sie iſt eime rechtliche 
Bwitterbildung, nicht mehr rein privatrechtlich, aber noch nicht rein öffentlich: 
rechtlich, wie dies dem Uebergangszuſtande von der individualiftiichen zu einer 
neuen jozialen Wirthſchafts- und Rechtsordnung entipricht. 

Der Nechtsgrund der Exiſtenz der Innung it ein privatredhtlicher. Da 
feinerleit Zwang für den einzelnen bejteht, einer Innung anzugehören, jo beruht 
die Zugehörigfeit jedes einzelnen zu der Innung und damit dieje ſelbſt auf 
der freien Willensentichliegung der Mitglieder. Der Entjtehungsgrund der 
Innung ift daher der privatrechtliche Vertrag ihrer Mitglieder. Inhalt des 
Gejellichaftsvertrages ift Die Förderung des Ermwerbes jedes einzelnen durch 
gemeinfame Maßnahmen. Die Innung bat demnach den Charafter einer privat: 
rechtlichen Gejellihait. Daß der Staat das Innungsrecht abweichend von 
dem gemeinen Gejellichaftsrechte in der Gewerbeordnung bejonders normirt, 
fteht der privatrechtlichen Natur der Innung ebenfo wenig entgegen, wie die 
Negelung des Nechtes der Handelögejellichaften, Gemwerfichaften ꝛc. durch 

Spezialgeſetze. 
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Diejer den Intereſſen ihrer Mitglieder dienenden privatrechtlichen Geiel: 
ichaft überträgt num aber der Staat öffentliche Aufgaben der Gewerbepflege. 
Bei Erfüllung derjelben fann die Innung nicht bejchränft fein auf den Kreis 
der Innungsmitglieder, fie muß ihre Thätigfeit über denjelben hinaus erjtreden 
auf alle diejenigen, welche dem von der Innung vertretenen Gemwerbszweige 
angehören. Sobald aber die Innung ihre Thätigkeit in dieſer Weije erweitert, 
fann nicht mehr der privatrechtliche Gejellichaftsvertrag der den einzelnen ver: 
pflichtende Rechtsgrund fein. Denn die Nichtinnuygsmitglieder ſtehen im gar 
feinem privatrechtlichen Berhältnifje zur Innung. Diejelbe muß vielmehr aus: 
gejtattet werden mit der obrigfeitlichen Zwangsgewalt des Staates. Durd 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben des Staates, durch die dadurch gebotene 
Ausdehnung ihrer Thätigkeit auf Perfonen, welche der Innung nicht angehören, 
und durch die Anwendung des jtaatlichen Herrichaftsrechtes au Stelle der 
privatrechtlichen Zwangsmittel wird aber die Innung über die Stellung einer 
privatrechtlichen Gemeinschaft herausgehoben zu einer öffentlichrechtlichen Kor— 
poration.') Da aber andrerjeit3 die Mitgliedfchaft nach wie vor auf der freien 
MWillensentihliegung des einzelnen, aljo auf privatrechtlicher Grundlage ruht, 
jo entjteht die eigenthümliche juriftiiche Zwitternatur der heutigen Innung. 

Die Innungen find Gefellichaften mit forporativen Rechten zur Förderung 
allgemeiner gewerblicher nterejien Die Begründung dieſer Gemeinſchaft 
vollzieht fich durch die Abfafjung eines Statuts feitens der Theilnehmer und 
durch die Genehmigung des Statut3 jeitens der höheren Verwaltungsbehörde. 
Das Statut hat den Charakter eines privatrechtlichen Gejellichaftsvertrages, 
der unter den urjprünglichen Gejellfchaftern vereinbart ift, und dem die jpäter 
aufgenommenen Mitglieder der Innung beitreten. Dat; das Statut erſt durch 
die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde rechtsgiltig wird, jteht mit 
feiner privatrechtlicden Natur nicht im Widerſpruche. Denn die Genehmigung 
einer ftaatlichen Behörde war beifpielsweile früher zur Begründung der rein 
privatrechtlichen Aftiengejellichaften und iſt noch jeßt für einzelne zweifellos 
privatrechtliche Akte, in Preußen für Adoptionsverträge erforderlich, ohne daf 
dadurch der privatrechtliche Charakter des genehmigten Rechtsaktes beeinträchtigt 
würde. 

Ueber gewiſſe, gefeßlich bezeichnete Berhältnijie muß das Statut Be 
ftimmung treffen, und es darf feine Vorschriften enthalten, welche mit den Auf 
gaben der Innung nicht in Verbindung ftehen oder dem Gejege zumwiderlaufen. 
Die Genehmigung der höheren WVerwaltungsbehörde darf verjagt werden, 
wenn in dem Bezirke, für welchen die Innung errichtet werden ſoll, bereits 
eine Innung für die gleichen Gewerbe bejteht. Ste muß verfagt werden, wenn 
das Statut den gejeglichen Erfordernijjen nicht entjpricht, oder durch die vor: 
gefehenen Einrichtungen die Mittel zur Erfüllung der obligatorischen Aufgaben 
der Innung nicht ficher geitellt erfcheinen. Die Verfagung der Genehmigung 
aus anderen Gründen ijt unzuläflig. 

Macht es fich die Innung zur Aufgabe, einen gemeinichaftlichen Geſchäfts— 
betrieb zur gewerblichen Förderung ihrer Mitglieder oder eine Unterjtügungs: 
oder Krankenkaſſe oder ein Schiedsgericht für Streitigkeiten aus dem Gejellen- 





) Die Anfiht von Roſin, Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft, Freiburg 1886, dab 
die Innung öffentlichrechtliche Korporation jei, weil jie kraft öffentlichen Rechts dem Staate 
zur Erfüllung der ihr eigenthümlichen Aufgaben verpflichtet jei, beruht auf der hier nicht 
weiter zu miderlegenden Theorie Rojins von der öffentlichen Genoſſenſchaft überhaupt. Dal. 
darüber mein Preuß. Staatsredht, Bd. 2 S. 101 ff. 
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verhältnifje einzurichten, jo find die Beſtimmungen hierüber in ein Nebenftatut 
aufzunehmen. Die Genehmigung dieſes Nebenjtatut3 kann die höhere Ver— 
waltungsbehörde nach freiem Ermejjen verjagen. 

Statutenänderungen find in der ftatutarifch vorgefchriebenen Form zu be— 
jchließen und bedürfen der gleichen Genehmigung wie die uriprünglichen 
Statuten.') 

Mitglieder der Innung fünnen nur Perſonen fein, welche innerhalb des 
Innungsbezirkes eines der Gewerbe, für welche die Innung errichtet ift, jelbft- 
ftändig betreiben oder in einem dem Gewerbe angehörenden Großbetriebe ala 
Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung bejchäftigt jind. Von dem Eintritte 
ausgeſchloſſen find Diejenigen, welche fi) nicht im Befite der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, oder welche in der Verfügung über ihr Vermögen ge— 
richtlih bejchränft find. Durch das Innungsſtatut kann außerdem die Auf: 
nahme abhängig gemacht werden: a) von dem Nachweije einer Prüfung, welche 
die Befähigung zur Ausführung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes 
darthut; b) von der Zurüdlegung einer Lehrlings- oder Gefellenzeit. Niemandem, 
der den gejeßlichen und den etwa aufgejtellten jtatutarischen Erfordernifjen 
genügt, darf die Aufnahme in der Innung verjagt werden. Bon der Ausübung 
des Stimmrechtes oder eines Ehrenrechtes in der Innung find Diejenigen aus— 
geichloffen, welche fich nicht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
oder welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Ber: 
mögen bejchränft find. Dagegen gebt die bereits erworbene Mitgliedichaft der 
Innung durch dieſe Thatjache nicht verloren Die Mitgliedichaft hört auf mit 
dem Austritte, der jederzeit gejtattet ift, wenn das Statut nicht eine Anzeige 
höchſtens ſechs Monate vorher vorschreibt, und mit dem Tode des Mitgliedes. 
In dem legteren Falle fann die Mitgliedichaft auf die Witwe übergehen, wenn 
fie den Gewerbebetrieb des Verſtorbenen fortiegt. Derjelben jtehen aber dann 
feine Stimm: und Ehrenrechte zu. Die Nichterfüllung der ihr obliegenden Ber: 
pflichtungen gilt als Austrittserflärung. 

Geſellen fünnen zwar nicht Junungsmitglieder fein, wohl aber an der 
Verwaltung der Innungsangelegenheiten betheiligt werden. Gefeglich ift ihnen 
eine jolche Betheiligung zugeitanden bei der Abnahme von Gejellenprüfungen 
und bei der Verwaltung derjenigen Einrichtungen, welche zu ihrer Unterjtügung 
beitimmt find, oder für welche fie Beiträge entrichten oder eine befondere Mühe: 
waltung übernehmen. Auch kann das Innungsſtatut den Gejellen ein Necht 
der Theilnahme an den Snnungsverfammlungen und an der Verwaltung ein- 
räumen. 

Nur die Mitglieder der Innung dürfen ſich als Innungsmeiſter bezeichnen. 
Die Führung diefer Bezeichnung durch andere Perſonen ijt mit Strafe bedroht. 

Die innere Verfaſſung der Innung beruht auf einem Innungsſtatute, das 
einen gefeglich näher bejtimmten Inhalt haben muß. Jede Innung hat einen 
von den ftimmberechtigten Innungsmitgliedern gewählten Borftand, der die 
Innung nah Außen vertritt. Den Mitgliedern darf feine Verpflichtung zu 
Handlungen oder Unterlaffungen auferlegt werden, welche mit den Aufgaben 
der Innung in feiner Verbindung ſtehen, und es dürfen feine anderen Bei- 
träge von ihnen erhoben werden als joldhe, die zur Erfüllung der gefeglich 
zuläffigen Zwede der Innung bejtimmt find. Die rechtmäßig umgelegten Bei- 


1) Als Muſter hat das Neichsamt des Innern ein NormalsInnungsitatut ausgearbeitet. 
Bol. Eentr..Bl. 1882, ©. 247 fi. 
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träge und die von der Innung rechtmäßig verhängten Ordnungsitrafen fünnen 
nunmehr wieder auf Antrag des Innungsvorſtandes auf dem für Beitreibung 
der Gemeindeabgaben vorgefchriebenen Wege zwangsweile eingezogen werden 
vorbehaltlich des Nechtöweges über die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge. 
Dagegen entjcheidet über Beichtwerden wegen Berhängung der Ordnungsjtrafen 
die Auffichtsbehörde endgiltig. 


Zu dem Wirfungskreife der Innungen gehört die Erfüllung gewifjer ihnen 
gejeglich obliegender Aufgaben. Es jind dies: a) die Pflege des Gemeingeijtes, 
ſowie die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standesehre unter den Innungs— 
mitgliedern; bj die Förderung eines gedeihlichen Berhältnifjes zwiſchen Meijtern 
und Geſellen, ſowie die Fürjorge für das Herbergsweſen der Gefellen und für 
die Nachweiſung von Gejellenarbeit; e) die Regelung des LYehrlingswejens und 
die Fürſorge für die Ausbildung der Lehrlinge; d) die Entjcheidung von 
Streitigkeiten ziwijchen Innungsmitgliedern und Lehrlingen aus dem Lehrlings— 
verhältnijje, ſoweit nicht bejondere Behörden dafür beitehen, vorbehaltlich der 
Berufung auf den Nechtsweg durch Erhebung der Klage binnen 10 Tagen.‘) 

Statutariich fünnen die Innungen ihre Wirkſamkeit noch weiter ausdehnen 
auf die Pflege anderer, den Innungsmitgliedern gemeinfamer gewerblicher Inte— 
reſſen. Hierher wird gejeglich namentlich folgendes gerechnet. Sie können 
a) ohne die etwa jonjt erforderliche Genehmigung Fachichulen für Lehrlinge 
errichten und diefelben leiten; b) zur Unterjtügung der Innungsmitglieder, ihrer 
Angebörigen, ihrer Gejellen und Lehrlinge in Fällen der Krankheit, des Todes, 
der Arbeitsunfähigkeit oder jonjtiger Bedürftigfeit Kaſſen einrichten, ſofern das 
hierfür abzufafiende Nebenftatut die erforderlihe Genehmigung erhält, ohne 
daß es einer weiteren, etwa nach Yandesrecht gebotenen Genehmigung bedürfte;*) 
e) nach Genehmigung des hierauf bezüglichen Nebenitatuts Schiedögerichte er: 
richten, welche an Stelle der ſonſt zuftändigen Behörden Streitigkeiten zwiſchen 
Junungsmitgliedern und deren Gejellen aus dem Geſellenverhältniſſe zu ent: 
jcheiden haben. Dieje Junungsſchiedsgerichte müſſen mindejtens aus dem Vor: 
figenden und zwei Beijigern bejtehen. Der VBorjigende wird von der Aufjichts: 
behörde ernannt und bracht der Innung nicht anzugebören. Die Beifiger 
werden zu einer Hälfte von den Innungsmitgliedern aus deren Mitte, zur 
anderen Hälfte von den Geſellen aus deren Mitte gewählt. Die Annahme 
der Wahl zum Beifiger fan nur aus Gründen abgelehnt werden, welche die 
Ablehnung einer Vormundichaft rechtfertigen. Die Entjcheidungen der Schieds— 
gerichte find vorläufig vollſtreckbar. Die Bolljtrefung bat durd) die Polizei— 
behörde nach den für Die gerichtliche Zwangsvollſtreckung maßgebenden Bor: 
jchriften zu geichehen.”) Gegen die Enticheidung kann binnen 10 Tagen der 
ordentliche Rechtsweg bejchritten werden. ‘) 

Sowohl die geiegliche wie die ftatutariiche Wirkfamfeit der Innungen 
erjtreckt fich grundjäglich nur über die Innungsmitglieder bezw. deren unſelbſt— 
jtändige Arbeiter und läßt wie die Thätigfeit jedes anderen Privatvereins die 


!) Geſetz vom 29. Juli 1890 betr. die Gewerbeberichte $ 79. 

) Soweit die Kaſſen der Krankenpflege der unjelbitjtändigen Arbeiter dienen, fallen jie 
als Innungskrankenkaſſen jet unter das Nrantenverfiherungsgejeg. Vgl. dritter Abjchnitt II, 
ftap. 1, 8 2. 

) Dieſe Innumgsichiedsgerichte find durch die neue Regelung der Gewerbegerichts- 
barkeit durch das Geſeß vom 29. Juli 1890 unberührt geblieben. Kar. vierter Abjchnitt II, 
Kap. 11, 8 2. 

9 Bgl. N. 5. 
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außerhalb der Innung jtehenden Gewerbtreibenden unberührt. Die neuere Gejeß- 
gebung durchbricht jedoch diejes Prinzip in verichiedenen Fällen und hebt damit 
die Innungen, joweit fie dies thut, über die Stellung bloßer PBrivatvereine 
heraus zu Inftituten der öffentlichen Gemwerbepflege. 

Dies geſchah zunächſt auf dem Gebiete des Lehrlingsweiens. Wenn fich 
die Thätigkeit einer Innung auf diefem Gebiete bewährt hat, Fann ihr die 
höhere Verwaltungsbehörde für ihren Bezirk noch weitere, über den Kreis der 
Innungsgenoſſen hinausgehende üffentlichrechtliche Befugnifie nach Anhörung 
der Nuffichtsbebörde verleihen. Sie kann die Innung für zuftändig erklären, 
Streitigkeiten aus dem Lehrlingsverhältnifie auf Anrufen des einen Theiles auch 
in den ‚Fällen zu enticheiden, in welchen der Arbeitgeber, obwohl er nach Gejeß 
und Statut zum Eintritte in die Innung berechtigt iſt, gleichwohl diefer nicht 
angehört. Im derjelben Weije fann die höhere Verwaltungsbehörde beftimmen, 
daß die von der Innung erlafienen Vorjchriften über die Regelung des Lehr: 
lingsverhältnifjes, und über die Ausbildung und Prüfung der Lehrlinge auch 
für in der Innung aufnahmeberechtigten, aber ihr nicht angehörigen Xehrherren 
und deren Lehrlinge bindend find. Wenn ſich hiernach Lehrlinge jolcher Lehr— 
herren einer Prüfung zu unterziehen haben, jo ijt diefe von einer Kommiſſion 
vorzunehmen, deren Mitglieder zur Hälfte von der Innung, zur Hälfte von der 
Auffichtsbehörde berufen werden. Endlich fann nach dem Geſetze vom 8. De- 
zember 1884 die höhere Verwaltungsbehörde den erwähnten Arbeitgebern die 
Annahme von Lehrlingen von einem bejtimmten Zeitpunfte an überhaupt unter: 
jagen Zumiderhandlungen gegen die zweite und dritte Beftimmung find nach 
$ 148 Wr. 10 ©. D. mit Strafe bedroht. 

Nach dem Gejege vom 6. Juli 1887 kann ferner für den Bezirk einer 
Innung auf Antrag derjelben durch die höhere VBerwaltungsbehörde bejtimmt 
werden, daß Arbeitgeber, welche, obwohl fie ein in der Innung vertretenes 
Gewerbe betreiben, derjelben nicht angehören, und deren Gejellen in gleicher 
Weile wie die Innungsmitglieder und deren Gejellen beizutragen haben zu den 
Kosten des Herbergsweiens, des Arbeitsnachweiies, der Einrichtungen zur ges 
werblichen und techniichen Ausbildung der Gewerbtreibenden umd des Schieds— 
gerichtes. Vor Erlaß der Beitimmung find die betreffenden Innungseinrichtungen 
zu prüfen und Bertreter der betheiligten Arbeitgeber, die Auffichtsbehörde und 
den Vorftand des Innungsverbandes zu hören. Die Anordnung jelbjt entzieht 
fih der Anfechtung im Rechtswege und ift jederzeit widerruflih. Won der 
Beitragspflicht befreit find die Fabrikbeſitzer, die bereits zu den Kojten einer 
anderen Innung herangezogenen Gewerbtreibenden und diejenigen, welche in 
ihrem Betriebe regelmäßig weder Gejellen noch Lehrlinge bejchäftigen. Andrer: 
jeit3 find die beitragspflichtigen Gewerbtreibenden und deren Arbeiter auch zur 
Theilnahme an den Junungseinrichtungen, für welche fie Beiträge zahlen, berechtigt. 

Der wejentlichite Mangel diefer Ausdehnung der Innungswirkſamkeit auf 
Nichtinnungsmeilter bejteht darin, daß er zwar die aufnahmeberechtigten, aber 
nicht in die Innung aufgenommenen Gemwerbtreibenden den Innungsſatzungen 
unterwirft, nicht aber die geleglich, 3. B. wegen Verluſts der bürgerlichen 
Ehrenrechte oder jtatutarifch, 3. B. als Pfuſcher von der Aufnahme in die 
Innung ausgeſchloſſenen Perjonen. 

Die Auflöſung der Innung geſchieht entweder durch Ausſterben ihrer Mit— 
glieder oder auf Grund eines ſtatutenmäßigen Beſchluſſes der Innungsverſammlung 
oder kraft Geſetzes, wenn über das Vermögen einer Innung Konkurs eröffnet 
wird, oder in Folge Beſchluſſes der höheren Verwaltungsbehörde. Dieſe kann 
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die Auflöſung anordnen: a) wenn es ſich ergiebt, dab die Vorausſegungen, 
unter denen die Genehmigung des Statut3 nur erfolgen dürfte, nicht vorbanden 
waren, und binnen einer gejegten Friſt die erforderliche Aenderung des Statuts 
nicht bewirkt wird; b) wenn die Innung trotz wiederholter Aufforderrng den 
ihr gejeglich auferlegten Aufgaben nicht nachfommt; ce) wenn fie jich geſetz 
widriger Handlungen ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet 
wird, oder wenn fie andere als die gejeßlich zuläfligen Zwecke verfolgt. 

Aus dem Vermögen der Innung werden bei ihrer Auflölung zumächit ihre 
Schulden berichtigt. Der Theil des biernach verbleibenden Vermögens, der 
bisher zur Unterhaltung von Unterrichtsanitalten oder anderen gewerblichen 
Bweden bejtimmt war, darf diefer Bejtimmung nicht entzogen werden. In Er: 
mangelung einer andermweiten genügenden Fürſorge fällt derjelbe an die Ge 
meinde, auf welche die Verpflichtung zur jtiftungsmäßigen Verwendung über: 
gebt. Der Net des Vermögens kann nach Beichluß der Innung injoweit unter 
die Mitglieder vertheilt werden, ala er aus Beiträgen diefer Mitglieder ent: 
jtanden ijt. Doch darf fein Mitglied mehr erhalten als den Gejammtbetrag 
der von ihm gezahlten Beiträge. Das übrige Vermögen wird, jofern in dem 
Statute oder in Yandesgejeben nichts anderes bejtimmt ijt, der Gemeinde, in 
welcher die Innung ihren Sig hatte, zur Benutzung für gewerbliche Zwede 
überwiejen. Streitigkeiten, welche aus diefen Beſtimmungen zwiichen der Ge 
meinde und den fich auflöjenden Innungen entitehen, emticheidet die böbere 
Berwaltungsbehörde. 

Die Staatliche Aufficht über Innungen, deren Bezirk ſich — was die 
Negel bildet — nur auf eine Stadt ertredt, wird von der Gemeindebebörde 
geführt. Die Auffichtsbehörde für die übrigen Innungen bejtimmt die böbere 
Berwaltungsbebörde und, wenn ſich die Innung über die Bezirke mebrerer 
höherer Bermwaltungsbehörden eritredt, die Centralbebörde des Bundesitaate:. 
Der Umfang der Auffichtsthätigkeit iſt gefeglich geregelt. Die Auffichtsbebörde 
hat biernach folgende Funktionen: a) Sie bat die Befolgung der gejeglichen 
und jtatutarischen Vorichriften zu überwachen. b) Sie fann, um deren Be 
folgung zu erzwingen, Ordnungsitrafen gegen die Inhaber der Innungsämter, 
gegen die Mitglieder und deren Gejellen, joweit leßtere an den Gejchäften der 
Innung theilnehmen, androben, feitiegen und volljtreden. ce) Wenn der Innungs— 
vorjtand fich weigert, die Innungsverfammlung zu berufen, jo kann die Auf— 
fichtsbehörde fie berufen und leiten. d) Ueber Abänderung der Statuten umd 
Auflöſung der Innung kann mur in einer Berfammlung bejchlojien werden, 
der ein Vertreter der Auflichtsbehörde beiwohnt. e) Sie hat das Recht, zu 
den Prüfungen der aufzunehmenden Mitglieder, der Gejellen und Lehrlinge 
einen Vertreter zu entjenden. f) Sie enticheidet Streitigkeiten über Aufnahme, 
Austritt und Ausschliegung von Mitgliedern, über die Wahl zu Innungsämtern 
und über die Nechte und Pflichten der Inhaber von Innungsämtern unbe 
ichadet der Rechte dritter. Gegen die Anordnungen und Entjcheidungen der 
Auffichtsbehörde iſt die Beſchwerde an die 'nächſt vorgejegte Behörde zuläſſig. 

Alle oder mehrere, Dderjelben Aufſichtsbehörde unterjtehende Innungen 
fönnen zur Vertretung ihrer gemeinfamen Intereſſen einen Innungsausſchuß 
beitellen und ihm Nechte und Pflichten der einzelnen Innungen, ſofern die 
jelben nicht vermögensrechtlicher Natur find, übertragen. Die Bejtimmungen 
über einen jolchen Innungsausſchuß find in einem Statute zu treffen, das von 
den Sunungsverfammlungen der betheiligten Innungen zu bejchließen it und 
der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde bedarf. Durch die Bildung 
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des Innungsausſchuſſes wird nicht eim weiterer, mehrere Innungen zu einer 
forporativen Einheit zujammenjchließender Innungsverband gejchaffen, jondern 
nur ein gemeinfames Berwaltungsorgan mehrerer jelbitjtändiger Innungen zur 
Vertretung ihrer gemeinschaftlichen Intereſſen geichaffen. Der Innungsausſchuß 
it daher nicht der Vertreter einer einheitlichen Korporation, jondern mehrerer 
zur Bildung des gemeinschaftlichen VBerwaltungsorganes verbundener Korpo— 
rationen. Insbeſondere fehlt hiernach dem Innungsausſchuſſe die privatrechtliche 
Perjönlichkeit, ja e8 können auf ihn nicht einmal vermögensrechtliche Befugniſſe 
der betheiligten Inmungen übertragen werden. Im wejentlichen handelt es fich 
bei der Bildung des Innungsausſchuſſes um eine durch Zwedmäßigfeitsgründe 
gebotene Konzentrirung der Gejchäftsleitung, durch welche namentlich Ver: 
bandlungen mit der Auffichtsbehörde vereinfacht und erleichtert werden. 

Dagegen fünnen mehrere Innungen, die nicht derjelben Auffichtsbehörde 
unterftehen, zur gemeinfamen Verfolgung ihrer Aufgaben und zur Pflege ge: 
werblicher Intereſſen einen Innungsverband bilden. Der Verband muß ein 
Statut haben, welches der Beitätigung durch die höhere VBerwaltungsbehörde 
und, wenn der Verband ich über mehrere Bundesjtaaten erjtredt, durch den 
Reihsfanzler bedarf. Die Genehmigung kann jedoch nur aus den im Geſetze 
angegebenen Gründen verjagt werden Sie ift nämlich zu verweigern, wenn 
die Zwecke des Verbandes jich nicht in den geleglichen Grenzen halten, oder 
wenn das Verbandsitatut den gejeglichen Anforderungen nicht entipricht. Außer: 
dem darf jie nur verfagt werden, wenn die Zahl der dem Verbande beigetretenen 
Innungen nicht hinreichend erjcheint, um die Zwecke des Verbandeswirkffam zu 
verfolgen. Der Innungsverband, der als ſolcher Korporationsrechte nicht be— 
figt, Steht unter der Aufficht der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk 
der Vorjtand feinen Sig bat. In den gejeglich angegebenen Fällen kann die 
Behörde, welche das Statut genehmigt bat, den Verband wieder auflöfen. 

Der Innungsverband ijt an ſich ebenio ein bloßes Societätsverhältnif 
mehrerer Innungen wie die Verbindung, welche einen gemeinfamen Innungs— 
ausſchuß bejtellt. Der Unterjchied bejteht allein darin, daß der Innungs— 
ausſchuß nur derjelben Auffichtsbehörde unterftellte Innungen vertritt, der 
Innungsverband dagegen Junungen umfaßt, welche nicht derjelben Aufſichts— 
bebörde unterftehen. Wirtbichaftlich werden fich daraus ſehr charakteritiiche 
Unterfchiede der beiden Verbindungen ergeben, indem der Innungsausſchuß 
regelmäßig Innungen verschiedener Gewerbe, der Innungsverband dagegen 
Innungen desjelben Gewerbes umfaſſen wird, juriftiich find Beide Societäten 
verichiedener Korporationen zur Erreichung gemeinfamer Zwecke. 

Der Innungsverband kann jedoch über das bloße Societätsverhältniß 
berausgehoben werden zu einer gewerblichen Korporation. Das Geſetz vom 
23. April 1886 erflärt es nämlich für zuläflig, daß durch einen im Reichs— 
anzeiger zu veröffentlichenden Beichluß des Bındesrathes den Innungsverbänden 
die mwejentlichen Attribute einer juriftiichen Perfon beigelegt werden. Damit 
wird der Innungsverband zu einer Gefjammtperfönlichkeit, deren Mitglieder die 
einzelnen Innungen find, in ähnlicher Weiſe wie der weitere Kommunalverband 
ſich aus verjchiedenen kommunalen Korporationen zufammenfegt. Der Innungs— 
verband, dem Korporationsrechte beigelegt find, löſt fich kraft Geſetzes auf bei 
Eröffnung des Konkurſes über fein Vermögen. Daneben beitehen für ihn die- 
jelben Auflöfungsgründe wie für andere Verbände. Ueber die Verwendung 
des Vermögens eines aufgelöften Verbandes find entjprechende Beftimmungen 
getroffen wie über das der Innung. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Arbeiterverſicherung.) 


I. Die Arbeiterverſicherung überhaupt. 
Kap. J. Aeltere Inſtitute der Arbeiterfürſorge. 


Mit Auflöſung der gebundenen Wirthſchaftsordnung des 18. Jahrhunderts 
hatten auch die auf Grund derjelben erwachjenen Inſtitute der Arbeiterfürjorge 
zum großen Theile ihre bisherige Bedeutung verloren. Die gleichzeitig mit den 
Sunungen immer mehr verfallenden Gejelenladen und die Knappſchaftskaſſen 
waren die einzigen Einrichtungen, die ſich in die neue Zeit hinüberretteten. 
Die ftaatlihe Gejepgebung ſuchte diefelben nicht nur zu erhalten und den 
modernen wirthichaftlichen Verhältniſſen anzupaſſen. Sie hat auch jonit in 
dem einen oder dem anderen Punkte, wo der Mangel ‚einer Arbeiterfürjorge 
fih in empfindlicher Weife geltend machte, durch Spezialgefege den vorhandenen 
Mipftänden abzubelfen geſucht. Das Charakteriſtiſche dieſer geſammten älteren 
Sozialgefeßgebung bis zum Jahre 1881 bejteht darin, day fie nicht von einem 
einheitlichen Brinzipe aus und nad) einem einheitlichen Programme die gefammte 
Arbeiterfürforge zu normieren unternimmt, jondern als eine Gelegenheitsgeſetz— 

ebung gleichlam erperimentierend dieſen oder jenen Punkt herausgreift. Eine 

— ſtematiſche Darſtellung dieſes älteren Rechtes, auf dem das neuere Arbeiter— 
verſicherungsrecht ſeit 1883 aufgebaut worden iſt, erſcheint daher unmöglich. 
Es muß eine Gruppierung der einzelnen Inſtitute nach gewilien Hauptgejichts: 
punkten genügen. 


8 1. Das gewerbliche Hilfskaffenwefen, 


Das gewerbliche Hilfskaſſenweſen des 18. Jahrhunderts ſtand im engjten 
Zuſammenhange mit der gebundenen jtändischen Rechtsordnung, insbejondere mit 
dem Zunftweſen. Hand in Hand mit dem durch die Gewerbefreiheit ange— 
bahnten Zerfalle des Zunftwejens geht daher derjenige des auf der Zunft: 
verfaflung aufgebauten Unterſtützungsweſens. Es wäre zu erwarten gemejen, 
daß legteres gleichzeitig mit der alten Gewerbeverfaſſung vollitändig unterging, 
und die arbeitenden Klaſſen eine Unterftügung gegen Die Wechſelfälle des Lebens 
innerhalb der neuen individualiſtiſchen Ordnung nur auf Grund einer freien 
privatrechtlichen Verficherung erlangten. Wenn dieſes Ergebniß nicht eintrat, 
jondern die alten Hilfskaſſen theilweiie in erweiterter und verbejjerter Geftalt 
ſich entweder als privatrechtliche Verficherungsanftalten oder als öffentliche 
Bwangsfajjen weiter erhielten, jo it dieſe den allgemeinen wirthichaftlichen 
Bechältmilien wideriprechende Entwicklung lediglich dem Eingreifen der Staats: 

") Die ältere Literatur über die Arbeiterverfiherung iſt jegt zum größten Theile ohne 
Bedeutung. Bon dauerndem Werthe jind Engel, der Preis der Arbeit, Berlin 1868; 
Brentano, die Arbeiterverficherung gemäß der heuti en Wirthſchaftsordnung, zeipais 1879 
und Schäfile, der korporative Hilfskajlenzwang, Tübingen 1882, 2. Aufl. 1884 on der 
nad Erlaß der neueren jozialpolitiichen Geſetze erichienenen Literatur find zu erwähnen 
Bornhak, die deutihe Sozialgeießgebung (Separatausgabe aus dem Preuß. Staatsrecht 
BD. 3), Freiburg i. B. 1890, 2. Aufl. 1890; Laband, Staatsrecht des deutichen Meiches, 

2. Aufl., Freiburg i. B. 1888/91, Bd. 2 ©. 241 fi.; Seydel, das Recht der Arbeiterver: 
fenerung in jeiner Anwendung auf Bayern (Separatausgabe aus dem Bayr. Staatsrechte 

Bd. 5), Freiburg i. B. 1890; die Art. Arbeiterverfiherung (Allgemeines) von Schäffle 
und Arbeiterverſicherung Deutſchland) von Honigmann im Handwörterbuche der Staats— 
wiſſenſchaften, Bd. 1 ©. 499 f-; Roſin, das Recht der Mrbeiterverjiherung, 2 Bände, 
Berlin 1890 ff. 
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gewalt zu verdanken. Typiſch iſt in dieſer Beziehung beſonders das Vorbild 
der preußiſchen Geſetzgebung geworden, wo bei der durch die Geſetze vom 
31. Dezember 1842 eingeführten allgemeinen Freizügigkeit vor allem im Inte— 
reſſe der kommunalen Armenpflege Veranlaſſung zur Fortbildung des gewerb— 
lichen Hilfskaſſenweſens vorlag. 

Die preußiſche allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 ließ 
die Beibehaltung wie die Neubildung gewerblicher Unterjtügungskajlen für 
jämmtliche gewerbliche Arbeiter, aljo auch für die bisher außerhalb des öffent: 
lichen Verſicherungsweſens jtehenden Fabrifarbeiter zu und ermächtigte die Ge: 
meimden, durch Ortsſtatut eine Beitragsprlicht für alle am Orte bejchäftigten 
gewerblichen Arbeiter einzuführen. Durch Verordnung vom 2. Februar 1849 
wurden die Gemeinden weiter für befugt erklärt, auf demfelben Wege auch die 
gewerblichen Unternehmer des Ortes zu Bereinen zweds Unterſtützung hilfs— 
bedürftiger Gejellen desielben oder verwandter Gewerbe zu verbinden, fie zur 
Entrihtung von Zuſchüſſen bis zur Hälfte der Sejellenbeiträge und zur Vor: 
ſchießung der leßteren vorbehaltlich der Abrechnung bei der nächſten Yohnzahlung 
zu verpflichten. Dies galt auch für die Fabrifarbeiter, doch wurde bier den 
Unternehmern eine ihren finanziellen Berpflichtungen entjprechende Theilnahme 
an der Kaflenverwaltung eingeräumt. Nach einem Gejete vom 3. April 1854 
fonnten die Ortsjtatuten den Verficherungszwang auch für neue Kaſſen ein— 
führen, und überall an die Stelle vortsjtatutarischer Vorjchriften Anordnungen 
der Berwaltungsbehörden treten. Den Kaſſen, welche unter Aufſicht der 
Kommunalbehörde jtanden, wurden die Nechte einer juriftiichen Perſon bei: 
gelegt. Auch fonnte die Regierung die Tragung der Koſten der Kaſſenver— 
waltung bis zur Hälfte den Gemeinden auferlegen. Die jelbitjtändigen Unter: 
nehmer blieben nad) der Verordnung vom 2. Februar 1849 zunächit auf die 
Kranfen:, Sterbe:, Hilfs: und Sparkafien der alten und der etwa neu ges 
bildeten Innungen angewiefen. Wenn jedoch jelbitjtändige Gewerbtreibende, 
für deren Getverbe am Orte eine Innung nicht beitand, für fich eine Hilfskaſſe ge 
bildet hatten, fo follten mit Zujtimmung der Kafjenvertreter alle jelbjtändigen 
Gewerbtreibenden des Drtes dem Kaſſenzwange unterworfen werden können. 

Bon maßgebendem Einflufje waren auf Ddieje preußische Geſetzgebung die 
englischen Friendly societies, welche fich aus den religiöfen Gilden des 
Mittelalters zu den modernen Hilfskaſſen enttwicelt haben.') Doch bildeten 
die engliichen Hilfsfafjen mehr Anregung als Vorbild für die preußiſche Geſetz— 
gebung, welche im einzelnen das Hilfskaſſenweſen durchaus jelbititändig ent: 
widelte. Das eigentliche Ziel war die Entlaftung der Gemeinden in armen: 
rechtlicher Beziehung, woraus fich insbejondere die denjelben auf die Bildung 
der Zwangsfajjen eingeräumte Einwirkung erklärt. Diejes Ziel wurde jedod) 
theilweije Dadurch unerreichbar, daß innerhalb der Gemeindeorgane die Arbeit: 
geber ein entjcheidendes Gewicht hatten umd vermöge desjelben die Bildung 
der fie vorzugsweife belajtenden Zwangskaſſen verhinderten, während die Armen: 
laft von allen Bevölferungsflafjen gleihmäßig getragen wurde. Hier konnte 
nur die im Hintergrunde jtehende Befugniß der Negierungen, ihrerjeits Zwangs— 
fajien einzuführen, ein Gegengewicht bilden. 

‚ Einige deutfche Staaten, wie Sachjen, Medlenburg, Hamburg, Braun— 
Ihweig und einzelne thüringifche Staaten gingen über dieſe Grundjäße der 

') Bgl. darüber Hasbad), das engliiche Arbeiterverjicherungsmweien, Geſchichte feiner 
Entwidlung und Gejepgebung, Leipzig 1883. 
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preußifchen Gejeßgebung noch hinaus, inden fie unjelbftitändige Arbeiter all: 
gemein verpflichteten, entweder einer der alten Gefellenladen oder einer freien 
Kaſſe zum Zwecke der Verficherung gegen Krankheit beizutreten In den jüd- 
deutichen Staaten bejtanden bejondere Einrichtungen, auf die jpäter zurüdzus 
fommen jein wird (vgl. unter $ 3). Die Gejesgebung einer Reihe anderer 
Staaten hatte fich dagegen um das gewerbliche Hilfsfafjenweien überhaupt nicht 
gekümmert, jondern die wirthichaftliche Fürſorge gegen Krankheit, ſoweit die 
alten Gefellenladen nicht ausreichten, der freien privatrechtlichen Verſicherung 
überlajjen. 

Auf diejen Zuftänden des partifularen, bejonders des preußischen Rechtes 
baut die Bundes: und Neichsgejeggebung fort. Die Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 gab in ihren SS 140, 141 urjprünglicher Faſſung nur einige 
Ergänzungen des geltenden Nechtes. Die durch Ortsitatut oder Anordnung 
der Verwaltungsbehörde begründete Verpflichtung der jelbititändigen Gewerb— 
treibenden, einer mit einer Innung verbundenen oder außerhalb derjelben be= 
ſtehenden Kranken-, Hilfs: oder Sterbefafje beizutreten, wurde aufgehoben. Im 
übrigen wurde in den Einrichtungen diefer Kaſſen nichts geändert. Neue Kaſſen 
der jelbititändigen Gewerbtreibenden für die genannten Zwede erhielten durch 
Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde die Nechte juriſtiſcher Perſonen, 
joweit es zur Erlangung diefer Nechte einer bejonderen jtaatlichen Konzejlion 
bedurfte. Für die übrigen Hilfsfafjen follten bis zum Erlafje eines Bundes— 
gefebes die Anordnungen der Yandesgejege über die Kranken-, Hilfs: und 
Sterbefafien für Gejellen, Gehilfen und Fabrifarbeiter in Kraft bleiben Nur 
die durch Ortsſtatut oder Anordnung der Vermaltungsbehörde begründete Ver: 
pflichtung der Gejellen, Gebilfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, einer beftimmten 
Kranken-, Hilfs- oder Sterbekaſſe beizutreten, wurde für diejenigen aufgehoben, 
welche die Zugehörigkeit zu einer anderen derartigen Kaſſe nachweiſen. 

Das hierdurch bereits angebahnte Syſtem der Kaſſenfreiheit wurde weiter 
ausgeführt in dem Reichsgeſetze vom 7. April 1876 über die eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen, mit dem gleichzeitig durch Geſetz vom 8. April 1876 die vor— 
erwähnten Beſtimmungen der Gewerbeordnung abgeändert wurden. Das Hilfs— 
kaſſengeſetz ſtellte eine Reihe von Normativbeſtimmungen über die Organiſation, 
die Kaſſenleiſtungen, die Beiträge, die Verwaltung und Beauffichtigung der 
Kalle umd deren Berbältniß zu anderen Kaſſen auf. Durch Unterwerfung 
unter diefe Normativbeitimmungen erhielt jede ältere wie jede neu errichtete 
Kaſſe, mochte ihre Mitgliedichaft auf einem Beitragszwange oder auf einem 
freien privatrechtlichen Berficherungsvertrage beruhen, die bejondere Rechts: 
jtellung einer eingejchriebenen Hilfsfafje. Gegenftand der Unterjtügung, deren 
Minimal» und Marimalgrenze gejeglich bejtimmt ift, können nur jein ärztliche 
Behandlung, Arzenei und — in Krankheits- und Sterbegeld in Todes— 
fällen. Nach Eintragung in ein öffentliches Regiſter erlangten die eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen insbeſondere Donner: unter Beſchränkung der Haftbarkeit 
ihrer Mitglieder auf das Kaſſenvermögen. Durch Statut einer Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes konnte nicht nur die Bildung eingeſchriebener 
Hilfskaſſen angeordnet und ihre Einrichtung geregelt, ſondern auch für gewerb⸗ 
liche Arbeiter von über 16 Jahren, welche weder einer anderen Kaſſe angehörten 
noch nach Maßgabe der Landesgejege Beiträge für die Nranfenunterjtügung 
entrichteten, die Theilmahme an folchen Kaſſen zur Pflicht gemacht werden. 
Ebenjo konnte das Statut den Arbeitgebern eine Beitragspflicht bis zur Hälfte 
der Arbeiterbeiträge und eine Borjchußpflicht für die legteren vorbehaltlid) des 
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Abzuges bei der nächſten Lohnzahlung, jowie eine Anmeldepfliht für ihre 
Arbeiter auferlegen. Die Beitragspflicht fonnte jedoch nur einer beftimmten 
Kategorie von Arbeitgebern, den Fabrikinhabern, nicht wie nach dem früheren 
Rechte auch den Handwerfsmeiitern auferlegt werden 

Neben den eingeichriebenen Hilfsfafjen blieben die älteren, auf Grund der 
Landesgejege errichteten Hilfskaſſen und nenere Kafjeneinrichtungen, welche fich 
* Normativbeſtimmungen des Hilfskaſſengeſetzes nicht unterworfen hatten, 
beſtehen. 

Bei der Wiederbelebung des Innungsweſens durch die Gewerbeordnungs— 
novelle vom 18. Juli 1881 (88 97—104, 148f. ©. D.) verſuchte man auch 
im Anſchluſſe an die Innungen auf Grund von Nebenftatuten derjelben ein 
he ng für die umfelbititändigen Arbeiter der Innungsmeiſter wieder 

erzuftellen. Wenigſtens für die Handiwerfögejellen jollte der Durch die neuere 

Gejeßgebung verlorene Zuſammenhang zwilchen Innung und Hilfskaſſe erneuert 
und damit die Bedeutung der Innung gehoben werden. Die Innungskranken— 
kaſſe iſt nicht ſelbſtſtändige juriftiiche Perion, jondern ein Innungsinſtitut, 
jedoch mit getrennter Kaſſenverwaltung und mit Betheiligung der Geſellen an 
der Geſchäftsführung. Ein Beitrittszwang konnte durch Innungsſtatut und 
Arbeitsvertrag für diejenigen Geſellen begründet werden, welche einer einge— 
ſchriebenen Hilfskaſſe nicht angehörten. Dieſe Rückkehr zu der urſprünglichen 
Grundlage des gewerblichen Hilfskaſſenweſens, den mit den Innungen ver— 
bundenen Geſellenladen, iſt jedoch von erheblicher Bedeutung bisher nicht 
geworden. 

Die Lücke, welche auf dem Gebiete der Arbeiterfürforge durch den Unter: 
gang der alten Gewerbeverfajjung für Die arbeitenden Klaſſen entjtanden war, 
ijt durch dieſe neuere Gejeßgebung der Einzelitaaten und des Reiches wenigitens 
theilmweiie wieder ausgefüllt worden. Allein eine vollftändige Fürſorge gegen 
Krankheit war damit nicht erreicht: Die Einführung eines Verficherungszwanges 
war nur im Wege fommmmaler Statuten möglid, da man denjelben von dem 
fommunalen Gejichtspunfte der Erleichterung der Armenpflege betrachtete. Doch 
das follidirende Suterejfe der die Kommunalverwaltung beherrichenden Arbeit: 
geber hinderte vielfach da8 Zujtandefommen der fommunalen Statuten. Das 
frühere Klorreftiv, die Einführung des örtlichen Verficherungszwanges durch Ans 
ordnung der VBerwaltungsbehörde, war mit der Neichsgejeggebung fortgerallen. 
So bejtanden in Preußen vor Inkrafttreten der Neichsgejege von 1876 auf 
Grund der preußiichen Yandesgejeßgebung 5239 Kaſſen mit 869 204 Mit— 
gliedern. Da mit den Reichsgeſetzen die Befugniß der Berwaltungsbehörden 
zur Einführung des Berficherungszwanges und der dadurch auf die Gemeinden 
ausgeübte indirefte Zwang fortfiel, jo famen nur noch verhältnigmäßig wenige 
Drtsftatuten zu Stande. Es jind deren bis Ende 1880 in Preußen 278, in 
anderen Bundesitaaten 20 erlalien, während die weiteren Nommunalverbände 
von ihrer Befugniß überhaupt feinen Gebrauch gemacht haben. Ende des 
Jahres 1881 gab es im ganzen Reiche 360 Ortsjtatute, darunter 342 preu— 
Bifche, von welchen legteren jedoch 190 bereits vor dem Inkrafttreten der 
Neichsgejege erlajjen waren. 

So blieb e3 denn in der Regel der freien Willensentichließung des ein- 
zelnen Arbeiters überlaljen, ob er im Wege des privatrechtlichen Vertrages jich 
gegen Krankheit verfichern wolle oder nicht. Sorglofigkeit und Egoismus 
hielten jedoch große Mafjen der Arbeiter von einer jolchen Berficherung ab. 
Die bei Erlaß der Geſetze von 1876 gehegte Erwartung, daß nunmehr die 
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Arbeiter ſich allgemein bei den eingeſchriebenen Hilfskaſſen verſichern würden, 
verwirklichte ſich jedenfalls nicht. Bis Ende 1880 erlangten in Preußen 559 
Krankenkaſſen, darunter 112 neu errichtete, mit 128 000 Mitgliedern, in den 
übrigen Bundesſtaaten 321, darunter 120 neu errichtete, die Rechte einge— 
ſchriebener Hilfskaſſen. Nach der amtlichen Statiſtik betrug in Preußen für 
das Jahr 1880 die Zahl der Mitglieder der eingeſchriebenen Hilfskaſſen 339 602. 
Dazu kamen 320 000 Mitglieder der Knappſchafskaſſen und höchitens 200 000 
im Wege der Privatitatijtif ermittelte Mitglieder freier, nicht eingejchriebener 
Hilfskaſſen. Es ergaben ſich mithin als gegen Krankheit verfichert höchjtens 
1 360 000 Arbeiter. Nach der Berufsftatiftif betrug aber die Zahl der unfelbit- 
jtändigen Arbeiter in Bergbau, Salinen: und Hüttenweſen, Induſtrie und 
Handwerk für ganz Deutfchland 4 Millionen, wovon 2400 000 auf Preußen 
entfielen. Es war alfo, da das Verhältniß der verjicherten zu den nicht ver- 
ficherten Arbeitern in den anderen deutichen Staaten faum ein anderes gewejen 
fein dürfte, beiten Falls die Hälfte der gewerblichen Arbeiter gegen Krankheit 
verfichert. Das grundlegende Prinzip der VBerficherungsfreiheit reichte aljo 
ebenjo wenig wie jeine Durchbrechung durch die Kommunaljtatuten aus, um 
eine wirffame Fürſorge für die arbeitenden Klaſſen in SKrankfheitsfällen zu 
jichern. 

Aber auch für die verficherten Arbeiter war die Fürforge vielfach Feine 
ausreichende in Folge der längeren Slarenzzeit, während deren der Arbeiter 
feine Unterftügung bezog, und der geringen geſetzlichen Minimalleiſtungen 
der Kaſſen. 

$ 2. Die Kinappfchaftskaffen.‘) 


Noch enger als auf dem Gebiete der gewerblichen Hilfsfajjen iſt der Zu— 
jammenbang mit dem älteren Nechte auf dem der Knappſchaftskaſſen. Eine 
Umgejtaltung der älteren Rechtszuſtände war auch bier nicht zu vermeiden. 
Der Beitrag der Bergwerfäbefiger in Form von Freikuxen Eonnte, jeit in 
Preußen durch Gejeg vom 12. Mai 1851 die Leitung des Betriebes und des 
Haushaltes den Eigenthümern überlaljen war, bei den Privatbergwerken der 
Höhe nad) nicht mehr genau fontrollirt werden. Im Gebiete des franzöfiichen 
Rechtes bejtanden gar feine Vorjchriften mehr über Knappſchaftsvereine, in 
anderen Yandestheilen waren fie außer Anwendung gefommen. Für Preußen 
traf daher ein Gefeß vom 10. April 1854 betreffend die Vereinigung der 
Berg:, Hütten, Salinen: und Aufbereitungsarbeiter in Knappjchaften Vorſorge 
für die allgemeine Einrichtung von Nnappichaftsfajien, beruhend auf einem 
allgemeinen VBerficherungszwange der Bergarbeiter. Dieſes Gejeß bildet die 
Grundlage des jpäter an jeine Stelle getretenen fiebenten Titels des allgemeinen 
Berggejeges vum 24. Juni 1865, der von der Bildung der Knappſchaftskaſſen 
handelt. Da das allgemeine Berggeieß nicht nur in den neuen Provinzen und 
Waldeck eingeführt wurde, jondern mit geringen Abänderungen auch in Auhalt, 
Bayern, Braunfchweig, Eljaß-Lothringen, Helen, Württemberg und einigen 
thüringiichen Staaten zur Geltung gelangte, jo Itellen feine Bejtimmungen den 
durchichnittlichen Rechtszuſtand Deutichlands überhaupt dar. 

Für die Bergarbeiter bejteht gejeglich ein Beitrittsjwang, für die Werks— 
beamten und die Verwaltungsbeamten des Vereins ein Beitrittsrecht. Die Ver: 
faſſung der Vereine, deren Bezirke zunächſt von den Betheiligten, eventuell von 


N Bgl. Krap, Art. Knappſchaftsvereine in v. Stengel' s Wörterbuch des deutſchen 
Verwaltungsrecht Bd. 1 ©. 798 fi. 
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dem Oberbergamte beſtimmt werden, beruht auf einem von den Werksbeſitzern 
unter Mitwirkung eines Arbeiterausſchuſſes errichteten Statute. Mit Beſtätigung 
desſelben durch das Oberbergamt, die nur wegen Widerſpruchs mit den geſetz— 
lichen Beſtimmungen verſagt werden darf, erlangt der Verein juriſtiſche Perſön— 
lichkeit. Bei Nichtvorlegung des Statuts binnen Jahresfriſt wird dasſelbe 
von dem Oberbergamte erlaſſen. Die Knappſchaftskaſſe leiſtet nicht nur Kranken— 
unterſtützung und Begräbnißgeld, ſondern auch Invaliden-, Wittwen- und Waiſen— 
unterſtützung. Die Beiträge der Arbeiter beſtanden entweder in Prozenten 
des Arbeitslohnes oder in feſten Sägen Die Werksbeſitzer hatten Beiträge 
mindejtens bis zur Hälfte der Arbeiterbeiträge zu leijten, dieſe legteren vor- 
behaltlid der Abrechnung bei der nächſten Yohnzahlung vorzufchießen und ihre 
Arbeiter bein VBorjtande anzumelden. Die Werfsbejiger haben Antheil au der 
Stallenverwaltung, indem die VBorjtandsmitglieder zur Hälfte von jhnen, zur 
Hälfte von den aus der Wahl der VBerficherten bervorgegangenen Knappichafts- 
ältejten bejtellt werden. Die Aufficht über die Kaſſenverwaltung führen die 
Dberbergämter 


S 3. Die Gemeindekrankenverfiherung. 


Während für gewerbliche Hilfskaſſen und Knappſchaftskaſſen das preußifche 
Vorbild maßgebenden Einfluß erlangt hat, ijt die Gemeindefranfenverjicherung 
jüddeutichen Ursprungs. Das gejeßgeberiiche Motiv war auch bier eine Ent: 
laftung der Gemeinde von den Kojten der Armenpflege. Diejes Ziel wurde 
aber nicht durch bejondere Kafjeneinrichtungen, Sondern durch unmittelbare 
fommunale Inſtitute erreicht. Die erjte Anregung gab Bayern mit dem Ge: 
jeße vom 25. Juli 1850. Typiſch wurde aber das bayerische Geſetz, Die 
Öffentliche Armen: und Krankenpflege betreffend, von 29. April 1869. Ihm 
ſchloß fich das badische Armengefep vom 5. Mai 1870 und das württem— 
bergiiche Ausführungsgefeg vom 23. April 1873 zum Neichsaejege über den 
Unterjtügungswohnfig an. 

Den Gemeinden wurde die Verpflichtung auferlegt, den am Orte bejchäft- 
igten Dienjtboten und Arbeitern ärztliche Hilfe und Heilmittel in Bayern auf 
90 Tage, in Baden auf acht, in Württemberg auf jehs Wochen zu gewähren. 
Dieſe Unterftügung, auf welche mit der Anzeige des Eintritts in die Beichäftig- 
ung ein feiter Nechtsanfpruch entitand, galt nicht als Armenunterjtügung. 
Dagegen war die Gemeinde berechtigt, von den betreffenden Berfonen, ſolange 
fie im Gemeindebezirfe arbeiteten, einen Beitrag, in Bayern Kranfenjtener, in 
Baden Berficherungsbeitrag genannt, zu erheben. Dienjtherrichaften und Arbeit: 
geber brauchten zwar feine Beiträge zu leiften, doc konnte ihnen eine Pflicht, 
die Beiträge ihrer Arbeiter vorzuſchießen, auferlegt werden. Die Verpflichtung 
der Gemeinde fonnte in Bayern wie in Württemberg auf die Unternehmer von 
bedeutenden indujtriellen Anlagen mit großer Arbeiterzahl (nach der Verwaltungs: 
praxis wenigftens 50) übertragen werden Die Unternehmer mußten dann die 
gejegliche Krankenhilfe entweder durch Begründung bejonderer Fabrikkranken— 
fajjen oder in anderer Weife gewähren und durften zu diefem Zwecke Beiträge 
von ihren Arbeitern erheben. Die Konzeffionirung gewerblicher Anlagen konnte 
von der Errichtung folcher Hilfskaſſen abhängig gemacht werden. 


8 4. Die Fürforge für Geſinde und Seeleute. 


Für das Gefinde bejteht in Krankheitsfällen nach dem einzelnen Gejindes 
ordnungen eine Fürſorgepflicht der Dienjtherrichaft. Nach den preußischen 
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Gefindeordnungen ') werden zwei ‚Fülle unterjchieden. Zieht ſich der Dienftbote 
eine Krankheit durch den Dienft oder bei Gelegenheit desjelben zu, ift alfo die 
Dienitleiftung Urjache der Verlegung der förperlichen Integrität oder fällt 
zeitlich mit ihr zufammen, jo haftet die Herrichaft wegen dieſes Faufalen oder 
temporalen Zujammenhanges der Dienjtleiftung mit der Verlegung auf Grund 
eines präjumirten Verjchuldens der Herrichaft für Kur und Verpflegung unbe: 
dingt.°) Entjteht dagegen die Krankheit kauſal oder temporal unabhängig 
von der Dienjtleiftung, jo hat die Herrichaft in Ermtanglung vermögender und 
gejeglich verpflichteter Verwandter des Dienjtboten eine vorläufige Fürſorge— 
pflicht bis zum Eude der Miethszeit. Sie kann jedoch die Kurkoſten von dem 
auf diefen Zeitraum fallenden Yohn des Franken Dienjtboten abziehen. Einige 
deutiche Gejindeordnungen bejchränfen die Haftung der Herrichaft auf Verletz— 
ungen durch den Dienjt, andere jtatuiren fie unbedingt auf furze Zeit, noch 
andere fennen fie gar nicht. 

Die Verpflichtungen des Rheders gegenüber der Schiffamannfchaft wurden 
neu geregelt durch Art. 548 —552 des Handelsgejeßbuches, an deren Stelle 
demnächſt Die deutiche Seemannsordnung vom 27. Dezember 1572 88 48 ff. 
trat. Danach hat der Rheder bei Erkrankungen der Schiffsleute bis zum Ab: 
laufe von drei Monaten jeit der Erfranfung oder Rückkehr des Schiffes und, 
wenn der Erfranfte im Auslande bleiben mußte bis zum Ablaufe von jechs 
Monaten jeit Rückkehr oder Weiterreife des Schiffes die Verpflegung: und 
Heilungskoften zu tragen, ferner dem Erkrankten bis zur Beendigung der Rück— 
fehr oder dem Verlaſſen des Schiffes die Heuer zu zahlen und für freie Zurück— 
beförderung nach dem Ausgangshafen zu jorgen. An die Stelle jener Leiftungen 
fann eine entiprechende Vergütung treten. Auf den Grund der Erkrankung 
oder Verwundung kommt c3 nicht an, jofern ſie nicht etwa durch eine ner: 
laubte Handlung hervorgerufen oder jophilitiicher Natur iſt. Beim Tode des 
Schiffsmannes hat der Rheder außer der bis zum Todestage verdienten Heuer 
auch die Beitattungskoften zu tragen und bei einer Beichädigung oder Tötung 
desjelben gelegentlich der Vertheidigung Des Schiffes ihm oder jeinen Hinter: 
bliebenen eine angemejjene Belohnung zu zablen. 

s 5. Die Haftpflidt. 

Wie den früheren Wirthichaftszujtänden die bejondere Unfallgefahr des 
Majchinenbetriebes im allgemeinen fremd ift, jo hatte auch die ältere Rechts; 
ordnung feine Veranlaſſung, einer ſolchen Unfallgefahr zu begegnen. Das 
gemeine wie das preußifche Necht machen eine Berjon für die vermögensrechts 
lichen Nachtheile des eine andere betreffenden Unfalls lediglich dann haftbar, 
wenn fie diefen Unfall durch eigenen Vorſatz oder eigenes Verſchulden ver: 
urfacht hat. Für jeine Beauftragten und Vertreter haftet nach gemeinem Nechte 
der Gejchäftsherr nur, wenn ihm ein Verſehen bei der Auswahl trifft (Culpa 
in eligendo), nach preußischen Nechte nicht einmal in diefem Umfange, jondern 
nur ſubſidiär bezüglich des durch einen untauglichen Bevollmächtigten verur: 
achten Schadens ($S 53 L, 6 U. L-R). Für den Zufall beftand dem Sub: 
jeftivismus des römischen Nechts entjprechend überhaupt feine Haftung. Das 


') Val. 88 86 ff. der Sei. C. v. 8. November 1810; 88 79 fi. der Gel. O. für Neuvor- 
pommern und Rügen v. 11. April 1845; anders die rheiniiche Geſ. ©. 88 25 ff. ö 

?) Menn nicht wirkliches Verſchulden vorliegt, erliiht nach der Judilatur die Ber- 
pflichtung mit Ende der Dienjtzeit. Val. Entich. d. Ob. Trib. Bd. 46 ©. 228, Striethorit 
Arhiv Bd. 42 S. 126, Bd. 94 ©. 88. 
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jranzöfiiche Necht (Code civil art. 1384) hatte zwar eine unbedingte Haftung 
des Geichäftsherrn für feine Untergebenen, Bevollmächtigten und Angeftellten 
ausgeiprochen, Die deutſche Praris legte jedoch dieſe Beitimmung ſehr 
rejtriftiv aus. Unzureichend war jedenfalls dieſe privatrechtliche Haftung des 
Unternehmers überall gegenüber den befonderen Unfallgefahren des Majchinen- 
betriebs. 

Das Aufkommen der Eijenbahnen bot den erjten Anlaß zur Aenderung 
des beitehenden Rechtes. Dabei dachte man jedoch zunächſt mehr an die 
Ballagiere ald an die Arbeiter. Das preußische Eifenbahngejeg vom 3. Nov. 
18338 $ 25 erflärte demnach den Unternehmer für haftbar, wenn bei der Be— 
törderung auf der Bahn ein Menjch getüdtet oder förperlich verlegt wurde, 
binfichtlich des dadurch entjtandenen Schadens, jofern er nicht nachwies, daß 
böbere Gewalt oder eigenes Verſchulden des DVerlegten den Unfall verurjacht 
hatte. Von den Arbeitern und dem Betriebsperfonale wurden daher nur Die 
bei der Beförderung auf der Bahn Verlegten der erweiterten Haftpflicht 
theilhaftig. 

Als ſich nun mit der Ausdehnung des Mafchinenbetriebes das bitherige 
Recht immer mehr als unzureichend eriwies, entichloß man jich zu einer reichs— 
rehtlichen Normirung. Diejelbe hielt ſich an die beiten Damals vorhandenen 
Vorbilder, das preußiiche Eifenbahngejeg und das rheinisch-franzöfiiche Necht 
und fombinirte die beiden zu Grunde liegenden Prinzipien rein äußerlich mit 
einander. Dies ijt der Inhalt des Neichsgejeges vom 7. Juni 1571 betreffend 
die Verbindlichkeit zum Schadenerjage für die bei dem Betriebe von Eijenbahnen, 
Bergwerfen u. j. w. berbeigeführten Tötungen und Körperverlegungen, gewöhn— 
ih Reihshaftpflichtgeieg genannt. ') 

Das Geſetz umterjcheidet zwei Hauptfälle der Haftung. Wird bei dem 
Betriebe (nicht bloß bei der Beförderung) einer Eifenbahn ein Menjch getödtet 
oder fürperlich verlegt, jo haftet der Betriebgunternehmer für den dadurch ent: 
itandenen Schaden, jofern er nicht beweijt, daß der Unfall durch höhere Ge- 
malt oder eigenes Verſchulden des Getödteten oder Verletzten verurlacht ift. 
AndererjeitS haftet, wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei oder 
eine Fabrik betreibt, wenn ein Bevollmächtigter oder Nepräjentant oder eine 
zur Zeitung oder Beauffichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene 
Berfon durch ein Verjchulden in Ausführung der Dienjtverrichtungen den Tod 
oder die Körperverlegung eines Menschen herbeigeführt hat, für den dadurch 
eutjtandenen Schaden. Die Schadenserjagleijtungen waren in beiden Fällen 
die gleichen. Sie umfaßten im Falle der Tödtung die Kojten einer verjuchten 
Heilung wie der Beerdigung, den Erwerbsausfall des Getödteten während der 
Krankheit und eine Rente an die Hinterbliebenen, die der Getödtete zu unterhalten 
gejeglich verpflichtet war; im Falle der Körperverletzung die Heilungskoſten und 
den Erſatz der durch die Verlegung zeitweile oder dauernd eingetretenen Ber: 
minderung der Erwerbsfähigfeit. Leiſtungen einer Unfallverficherungsanftalt 
an den Berlegten oder die Hinterbliebenen find dann auf die vom Unternehmer 
zu gewährende Entichädigung anzurechnen, wenn der Unternehmer mindeſtens 
ein Drittel der Beiträge geleijtet hat. Die Forderungen auf Grund des Haft 
prlihtgefeges verjähren in zwei Jahren vom Tage des Unfalls, beziehungsweise 
für die Hinterbliebenen vom Tage des Todes. 


) Die Literatur über dasjelbe iſt aum aroßen Theile veraltet. Vgl. die Komm. von 
Endemann, 3. Aufl., Berlin 1885; Eger, 3. Aufl., 1886. 
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Abgejehen von der näheren Bejtimmung der Schadenserjagleiitung bejtand 
die Bedeutung des Haftpflichtgeießes gegenüber dem älteren gemeinen Rechte 
in zweierlei. Bei Eijenbahnunfällen wird der Unternehmer haftbar gemacht 
für jedes Verſchulden einer Perfon außer dem Verletzten, aljo nicht nur feines 
Perſonals, jondern auch unbetheiligter Dritter, Paſſagiere ꝛc. Außerdem wird 
hier die Beweislaft umgekehrt. Nicht der FForderungaberechtigte hat die Ver: 
urjachung des jolchen Schadens durch ein ſolches Verſchulden, jondern der 
in Anſpruch Genommene das Nichtvorhandenjein eines jolchen Verſchuldens, 
d. b. höhere Gewalt oder eigenes Berjchulden des Verlegten ala Urſache des 
Schadens nachzumweien. Bei Bergiwerfs: und Fabrifunfällen wird dagegen 
die Haftung des Unternehmers nur ausgedehnt auf Verſchuldungen der von 
ihm beitellten Betriebsleiter. In beiden Fällen liegt der erweiterten Haftpflicht 
des Unternehmers der Gedanke zu Grunde, daß bei dem Verſchulden eines 
Dritten eine Schuld des Unternehmers in der Auswahl oder in der Auflicht 
fonfurrirt, eine Schuld, die allerdings nicht bewiejen zu werden braucht, jondern 
kraft einer Rechtsvermuthung, gegen die fein Gegenbeweis zugelajjen wird, ein 
für allemal angenommen werden muß. = 

Der Umfang der Haftung entiprach hiernach feineswegs dem Bedürfniſſe. 
Es fchlte jede Fürſorge für den verlegten Arbeiter, wenn der Unfall auf reinen 
Zufall (höhere Gewalt) oder auf eigene Schuld des Verlegten zurüdzuführen 
war. Bei Bergwerfs: und Fabrifunfällen bejtand außerdem die Haftpflidt 
des Unternehmers nicht, wenn — ein ſehr häufiger Fall — ein gewöhnlicer 
Mitarbeiter oder ein unbetheiligter Dritter die Schuld trug. In allen dielen 
Fällen traf der vermögensrechtliche Schaden den mirtbichaftlich ſchwächeren 
Theil, den Arbeiter, der dadurch gewöhnlich ruimirt und der öffentlichen Armen: 
pflege preisgegeben wurde. Die Feititellung jedes Anſpruches bedurfte ferner 
eines langwierigen Prozeljes, während deſſen dem Arbeiter jede Unterftügung 
fehlte. Kein Unternehmer konnte ohne rechtsfräftige Feſtſtellung fein Geſchäft 
dauernd mit einer Rente belaiten um fo weniger, als die privaten Gejellichaften, 
bei denen er fich gegen die Folgen der Haftpflicht zu verjichern pflegte, ohne 
eine ſolche Feititellung nicht zahlten Dieſe langen Prozeſſe, am denen ſtets 
eine erhebliche Anzahl von Arbeitern als ‚Zeugen des Unfalls betheiligt war 
und unmillfürlich Partei nahm, vergifteten aber das ganze Verhältniß zwiſchen 
dem Unternehmer und feinen Arbeitern. Da eine Ermittlung des\ Thatbeitandes 
nach längerer Zeit nicht wohl mehr möglich war, hatte man mit Recht die 
Haftpflichtaniprüche einer kurzen zweijährigen Verjährung unterworfen. Aber 
gerade fie diente zur leichten Umgebung des Gefeges, indem die Unternehmer 
ihren verunglücdten Arbeitern während der zwei Jahre freiwillig jede Hilfe 
gewährten, jodaß fie feinen Anlaß zur Klage hatten, aber nach Ablauf der 
Verjährungsfriſt jede Verpflichtung leugneten. 

Die Klagen über das Haftpflichtgeieg und die Vorjchläge zu feiner Ver 
bejierung find daher jo alt wie das Geſetz jelbit.') Letztere bewegten ſich an 
fangs in der durch das Haftpflichtgejeg gegebenen Direktive. Ihr Ziel war 
Ausdehnung der Haftung des Unternehmers auf weitere Fälle und Umkehrung 
der Beweislajt. Eine für die Arbeiter befriedigende Löjung auf dem Boden 


) Zur Kritit des Haitpflichtgeieges vgl. namentlich „Schriften des Vereine für Sozial⸗ 
politit Bd. 19, die Haftpflichtirage, Gutachten und Berichte“, wo anfer einer Ueberſicht der 
auferdeutihen Gejeggebung auch eine Kritik des Gefeges nebſt Verbejierungsvoriclägen von 
Baron gegeben it, jowie Bödiker, die Unfallgejeggebung der europäiſchen Staaten, 
Leipzig 1884. 
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des Privatrechts war jedoeh nur dann möglich, wenn man die Unfallent- 
Ihädigung für einen Theil der Produftionskoften jedes Unternehmers erflärte und 
demnach den Unternehmer ohne Rückſicht auf irgend ein Verschulden feinem Arbeiter 
für die vermögensrechtlichen Nachtheile eines Unfalles unbedingt haftbar machte. 
Dies war aber wirtbichaftlich unmöglich, da bei Maffenunfällen. die Leiſtungs— 
fähigkeit des Unternehmers verjagt hätte. Das Privatrecht fonnte daher über: 
haupt feine entiprechende Rechtsform darbieten, mochte man romaniſtiſch ein 
Verihulden, auch nur ein präjumirtes Werfchulden als Grundlage der Ent: 
jhädigungspflicht annehmen oder germaniftiich dieſelbe unmittelbar an gewiſſe 
äußere Thatjachen anknüpfen. 

Soweit die Beitimmungen des Haftpflichtgefeges nicht ausreichten, pflegten 
die durch Unfälle geichädigten Arbeiter ihre Anſprüche anf den $ 120 der 
Semwerbeordnung zu ſtützen. Derjelbe verpflichtete die Gemwerbeunternehmer, 
alle diejenigen Einrichtungen berzuftellen und zu unterhalten, welche mit Rück— 
jicht auf die bejondere Beichaffenheit des Gemwerbebetriebes und der Betriebs: 
jtätte zu tbumlichiter Sicherheit gegen Gefahr für Leben und Gefundheit noth- 
wendig find. Die Vernachläſſigung diefer Verpflichtung bildet ein Verſchulden 
des Unternehmers, welches diejen für alle daraus entitandenen Nachtbeile haftbar 
macht. Der Schuldbeweis war durch den 8 120 a. a. D. dem Arbeiter aller: 
dings erleichtert. Die ſonſtigen Nachtheile des Haftpflichtgeieges blieben aber 
in vollem Umfange befteben. 


Kap. II. Ueberjiht der Neformgejeßgebung. 


Nachdem die bedenkliche Ausdehnung der jozialiitiichen Agitation in dem 
Spzialijtengeiege vom 21. Oftober 1878 zu bejonderen Neprefjionsmaßregeln 
gegen die gemeingefährlichen Beitrebungen der Sozialdemokratie geführt hatte, 
wurde ſofort eine mit der Repreſſion Hand in Hand gehende pofitive Förderung 
des Wohles der arbeitenden Klaſſen in Ausficht genommen. Dabei ſchwebte 
immer der politiiche Nebenzweck vor Augen, durch möglichite Befriedigung der 
Arbeitermatjen innerhalb des Rahmens der bejtehenden Staats: und Gejellichafts- 
ordnung der fozialiftiichen Aaitation den Nährjtoff zu entziehen, während man 
fie gleichzeitig polizeilich unterdrückte. 

Die Reformverſuche jegen da ein, wo die Mängel der bisherigen Arbeiter: 
fürforge am Elarften zu Tage lagen, und deßhalb jchon während des ganzen 
vorhergehenden Jahrzehnts die Berbejlerungsbeitrebungen eigentlich nie aufgehört 
hatten, bei der Fürſorge gegen die wirthichaftlichen Schäden der Betriebsunfälle 
für den einzelnen Arbeiter. Am 8. März 1881 ging dem Neichstage der Ent: 
wurf eines Geſetzes betreffend die Unfallverficherung der Arbeiter zu. Der 
Entwurf faßte zunächit den Kreis der Unternehmungen, deren Arbeiter wegen 
hervorragender Untallgefahr einer bejonderen Fürſorge tbeilbaftig werden Sollten, 
etwas, aber nicht erheblich weiter al3 das Haftpflichtgefeg. Die Haftung jollte 
ferner eine unbedingte jein ohne Nückjicht -auf die Urjache des Unfalls, jofern 
derfelbe nicht won dem Verletzten jelbit vorfäßlich herbeigeführt war Um 
diefe unbedingte Haftpflicht der Unternehmer wirtbichaftlich möglich zu machen, 
war eine öffentlichrechtliche Kollektivverficherung der in den betreffenden Be— 
trieben bejchäftigten Arbeiter bei einer Neichsverficherungsanftalt zu Berlin in 
Ausfiht genommen. Eine berufsgenofienfchaftliche Verficherung der Unter: 
nehmer war daneben anjtatt derjenigen bei der Neichsverficherungsanftalt zuges 
lajien, Brivatverficherung jedoch ausgejchlojien. Die Berficherungslaft war den 
Unternehmern, den Arbeitern und dem Neiche gemeinschaftlich auferlegt. Die 
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Feſtſtellung der Entihädigung lag dem Vorſtande der Berficherungsanftalt 
vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges ob. Der Neichstag erledigte den 
Geſetzentwurf auf Grund vorheriger Kommifjionsberathung, nahm jedoch abge: 
jehen von Fleineren Modifikationen zwei tief eingreifende Nenderungen vor, 
indem er den Reichszuſchuß ſtrich und die Neichsverficherungsanjtalt durch 
Landesverficherungsanftalten erjegte. Dem jo amendirten Entwurfe verjagte 
aber der Bundesrath feine Zuftimmung. 

Inzwiſchen bejchaffte fich die Neichsregierung für einen neuen Entwurf 
die nothiwendigen jtatiitiichen Grundlagen. Der Reichskanzler erfuchte durch 
Schreiben vom 11. Juli 1881 die Negierungen der Einzeljtaaten, durch die 
Betriebsunternehmer eine die vier Monate Auguſt bis November 1881 ume 
faljende Statiftif der Unfälle ihres Betriebes aufzuftellen. Ende des Jahres 
1881 war die Aufnahme diejer Statijtif für zwei Millionen Arbeiter beendigt. 

Das eigentliche Programm der Sozialreform Kaifer Wilhelm I. wurde 
demnächft bei der Wiedereröffnung des Neichstages niedergelegt in der berühmten 
Allerhöchſten Botichaft vom 17. November 1881. Hiernach follte in Erfüllung 
der höchſten Aufgaben des chriftlichen Staates fir die hilfsbedürftigen Arbeiter 
gejorgt werden durch Beichaffung größerer Sicherheit und Ergiebigkeit des 
Beiftandes, auf den fie Anspruch -haben. In dieſem Sinne wurde in Aus: 
ficht genommen ein Gejeg über die Verficherung der Arbeiter gegen Betriebs: 
unfälle, als Ergänzung dazu eine gleichmäßige Organijation des gewerblichen 
Krankenkaſſenweſens und endlich eine jtaatliche Fürſorge für die durch Alter 
und Invalidität ertwerbsunfähig werdenden Perſonen. Die Mittel zur Er: 
füllung diefer Aufgaben follten gefunden werden im engeren Anſchluſſe an die 
realen Kräfte des chriſtlichen Volkslebens und in dem Zuſammenfaſſen der 
legteren in der Form korporativer Genojjenichaften unter jtaatlihem Schuße 
umd jtaatlicher Fürſorge. 

Nah diefem Programme jollten aljo die arbeitenden Klaſſen geſchützt 
werden gegen die ihre wirthichaftliche. Exiſtenz bedrohenden Wechielfälle des 
Lebens, welche durch Krankheit, Betriebsunfälle, Alter und Invalidität herbei— 
geführt werden. Alle übrigen Aufgaben lagen zunächit außerhalb des Kreijes 
der jozialen Reform. 

Dementiprechend gingen im Laufe der Seſſion dem Reichstage zwei neue 
Gejegentwürfe, am 29. April 1882 betreffend die Stranfenverficherung und 
am 8. Mai 1882 betreffend die Unfallverjicherung der Arbeiter, zu. Beide 
Geſetzentwürfe ſtanden injofern mit einander in Verbindung, als die Ent: 
Ihädigung auch für Unfälle während der eriten dreizehn Wochen der Arbeits- 
unfähigfeit aus den Krankenkaſſen, erjt bei längerer Erwerbsunfähigfeit und 
beim Tode des Verletzten durch die Unfallverjicherung zu leijten war. Die 
Kerankenverficherung wurde aufgebaut auf dem Prinzipe des Verſicherungs— 
zwanges für alle diejenigen Arbeiter, für welche jchon bisher in Krankheits— 
fälfen eine befondere Fürſorge durch Kafjeneinrichtungen bejtanden hatte. Um 
diefen Verficherungszwana durchzuführen, fmüpfte man an die bereit3 vor- 
bandenen Inſtitute an. Diefe wurden jedody zu einem einheitlichen Syſteme 
verbunden, welches die Freiheit der Kajjenbildung mit der Durchführung des 
Berficherungszwanges vereinigte. Für die Unfallverficherung hatte man den 
vorjährigen Entwurf dahin ummgearbeitet, daß an Die Stelle der Reichs— 
verjicherungsanjtalt allgemein nad) Gefahrenklajjen und Fnduftriezweigen ge: 
bildete Betriebsgenofienichaften der Unternehmer traten. An dem Reichszu— 
ſchuſſe wurde jeftgehalten, dagegen fielen die MWrbeiterbeiträge fort, da Die 
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Arbeiter durch die SKranfenverjicherung einen Theil der Unfalllaft mitzu— 
tragen batten. E 

‚Während in der erjten Leſung des Neichstages die beiden Gejegentwürfe 
ihrem inneren Zuſammenhange entiprechend gemeinfam berathen wurden, er- 
fedigte die Kommiffion nur das Kranfenverficherungsgefet. Dagegen blieb der 
Entwurf des Unfallverficherungsgefeges im Stadium der Kommiffionsberathung 
iteden, bei der jedoch wiederum der Reichszuſchuß entichiedenen Widerfpruch 
fand. Eine Allerhöcjite Botichaft vom 14. April 1883 äußerte daher, nach: 
dem fie der Befriedigung des Kaiſers über den Erfolg der Berathungen des 
Kranfenverficherungsgejeges Ausdruck gegeben, ihre lebhafte Sorge über das 
wiederholte Nichtzuftandefommen des prinzipiell wichtigeren Unfallverficherungg: 
gejeges und legte dem Reichstage die baldige Erledigung des leßteren dringend 
ans Herz. Der Entwurf des Kranfenverjicherungsgejeges gelangte demnächit 
nach Beleitigung jeiner Beziehungen zur Unfallverficherung wiederum an das 
Plenum des Neichstages und wurde von diefem mit großer Mejorität ange: 
nommen, nachdem ſeitens der Neichsregierung die Erklärung abgegeben war, 
daß ſie jich zumächit mit dem Sranfenverficherungsgejege allein zufrieden gebe. 
Nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrathes wurde das Krankenverſicherungs— 
geleß unter dem 15. Juni 1883 publiciert (R.-G.-Bl. 1883, ©. 73) und trat 
mit dem 1. Dezember 1884 in vollen Umfange in Kraft. Daran jchloß fich 
eine durch die Zurückführung der eingejchriebenen Hilfskaſſen auf das Prinzip 
der Freiwilligkeit nothwendig gewordene Reviſion des Hilfskaſſengeſetzes von 
1876, welche auch ſonſtigen AReformbedürfnifien Rechnung trug, durch das 
Sejeß vom 1. Juni 1884 (R.-6.:Bl. 1884, ©. 54). 

In der folgenden Neichstagsjeifion wurde nunmehr dem Neichstage am 
6. März 1884 der dritte Entwurf eines Unfallverficherungsgejeges vorgelegt. 
Derjelbe gab den Reichszuſchuß preis und behielt nur eine Neichsgarantie für 
den Fall der Zahlungsunfähigfeit einer Genofjenichaft bei. Die Gefahren: 
klaſſen jollten nicht mehr für die Bildung der Genofjenschaften maßgebend jein, 
fondern nur innerhalb einer jolchen bei der Wertbeilung der Laſten Berück— 
ſichtigung finden. Als höchſte richterliche und Verwaltungsbehörde auf dem 
Gebiete der Unfallverficherung wurde endlich eine bejondere Neichszentralbehörde 
unter der Bezeichnung Neichsverficherungsamt zu Berlin gefchaffen. Diejer 
dritte Entwurf wurde nach Borberathung in der Kommiljton mit geringen 
Aenderungen vom Reichsſtage angenommen, vom Bundesrathe fanktioniert und 
unter dem 6. Juli 1884 als Unfallverficherungsgejeg vom Kaiſer ausgefertigt 
R:6.:81. 1854, ©. 69). Nach der Verordnung vom 25. September 1885 
(R—-G-Bl. 1885, ©. 271) trat e8 mit dem 1. Dftober 1885 nad) feinem 
ganzen Umfange in Kraft. 

Die nächſten Jahre bilden die Periode der Novellen: und Ausdehnungs: 
gefeggebung zu den beiden grundlegenden Gejegen über die Kranken- und 
Unfallverfiherung. Das Kranfenverficherungsgejeß ſelbſt wurde zunächit nur 
m einem umnbedeutenden Punkte, in 8 75, zu Gunften der eingejchriebenen 
Hilfefafien durch Geſetz vom 28. Januar 1885 (R.-G.-Bl. 1885, ©. 5), das 
Unfallverfichernngsgefeg gar nicht abgeändert. Die Hauptbedentung dieſer 
Periode der Gejeggebung liegt in der Ausdehnung der nen begründeten öffent 
Iihrechtlihen Berjicherung gegen Krankheit und WBetriebsunfälle auf weitere 
Arbeiterfategorien. Um die jchon an fich vorhandenen Schwierigkeiten nicht 
unnöthiger Were zu vermehren, hatte man den Kreis der Perſonen, für welche 
die neue Kranken: und Unfallverficherung zunächit in Kraft treten jollte, ziem— 
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(ih eng gezogen. Die Nrankenverficherung bezog ſich auf alle gewerblichen 
und industriellen unjelbjtändigen Arbeiter, he Unfallverficherung auf die Berg: 
werfs:, Werft, Fabrif:, Dacdydeder-, Steinhauer: und Brumnenarbeiter. Von 
Anfang an war aber eine, Erweiterung dieſes Kreifes durch Spezialgefege in 
Ausiicht genommen. Ehe man daher zur Alters: und Smvalidenverforgung 
fortichritt, juchte man die Wohlthaten der bisherigen Gejepgebung auch auf 
andere Klaſſen auszudehnen, bei denen das gleiche Bedürfnig vorhanden war. 
So tritt die Verficherungsgejeggebung in das Stadium der Ausdehnungsgeiege. 
Die legteren beruben jedoch, der Verſchiedenheit der wirtbichaftlichen Verhält— 
niſſe entiprechend, zum Theil auf anderen Prinzipien als die urjprünglichen 
Geſetze, bejonders hinfichtlich der Aufbringung der VBerficherungslaft und der 
Träger der Verficherung, laſſen auch vielfach für das Partifularrecht einen 
weiteren Spielraum. 

Das erjte dieſer Geſetze iſt das jpeziell jogenannte Ausdehnungsgeſetz. 
Am 17. Dezember 1584 dem Neichstage vorgelegt, wurde es von dieſem mit 
unweſentlichen Menderungen angenommen und nach erfolgter Zujtimmung des 
Fundesrathes als Gejeg über die Ausdehnung der Unfall- und Kranken— 
verficherung vom 25. Mai 1885 publiciert (N -:G.-Bl. 1855, ©. 159). Es 
bezieht jich auf die Arbeiter einer Reihe von Reichs- und Staatsbetrieben, 
wie Eifenbahn, Post, Telegrapbie, Betriebe der Heeres: und Marineverwaltung, 
jowie auf die Arbeiter privater Transportgewerbe. Soweit Neich oder Staat 
Arbeitgeber find, treten fie jelbjt als Träger der Berficherungslajt an die 
Stelle der Kolleftiverficherung der Unternehmer gegen Betriebsunfälle. Daraus 
ergaben jich mehrfache weitere Mopdifikationen der Beitimmungen des Unfall: 
verficherungsgejeges für diefe Betriebszweige. 

Das Ausdehnungsgejeg bezog ſich aber nur auf die Arbeiter und die 
nicht feſt angejtellten Betriebsbeamten mit weniger als 2000 ME. Einfommen 
in den ftaatlichen Betrieben. Damit waren die Arbeiter und Betriebsbeamten 
bei Unfällen beſſer geltellt als die ſonſtigen Beamten, die bei Arbeitsunfähig- 
feit infolge von Betriebsunfällen höchſtens Aufpruch auf die im Vergleiche 
mit der Unfallrente meijt niedrigere PBenfion hatten. Um diejes Mißverhältniß 
auszugleichen, erging das jogenannte Beamtenunfallgeſetz vom 15. März 1886 
(R. Ko; Bl. 1386, S. 59, betreffend die Fürſorge für Beamte und Perſonen 
be Soldateneinitandes infolge von Berriebsunfällen. Dasjelbe jteht eigentlich 
außerbalb des Rahmens der joztalpolitiichen Geſetzgebung, wenn es auch durch 
dieje veranlaßt ift. Es gewährt den durch Betriebsunfälle in ihrer Erwerbs: 
fähigfeit geichädigten oder getödteten Neihsbeamten und Perjonen des Soldaten: 
jtandes bezw. ihren Hinterbliebenen und zwar, joweit dieſe Perſonen durch 
das Ausdehnungsgeleg bereits gededt waren, unter Aufbebung desjelben eine 
Verſorgung, deren Höhe nach Analogie der Unfallrente bemejjen ift, und über: 
läßt bezüglich der Yandesbeamten die Durchführung einer entiprechenden Ber: 
jorgung der Yandesgejepgebnug.') 

Das Ausdehnungsgejeg trat zufolge der kaiſerlichen Verordnungen vom 
25. September 1885 und 24. Juni 1836 R-G.Bl. 1885, ©. 271; 1886, 
i —— für einige Betriebe mit dem 1. Oktober 1885, für die übrigen mit 


) Für Vreußen vgl. Geſ. vom 18. Juni 1887 (©. 1887, © ©. 282); für Sadien 
Geſ. vom 9. April 1888 (G und B. Bl. 1888, S 152); für Bette Sei. vom 18. Juni 1887 
(R. Bl. 1887, &. 99); für rg Sei. vom 24. Sebruar 1888 (©. Bl. 1888, ©. 98). 
für Elſaß Lothringen Gej. vom 8 Mai 1888 (G. Bl. 1888, ©. 41). 
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dem 1. Zuli 1886, das Beamtenunfallgeie dagegen mit dem Tage feiner 
Verkündigung m Kraft. 

Es folgte weiter die Ausdehnung der Unfall und Kranfenverficherung 
auf die land» und foritwirtbichaftlichen Arbeiter. Dem Neichstage ging am 
3. Januar 1885, wenige Wochen nach dem Entwurfe zum Ausdehnungsgejege 
ein gleichfalls in Form einer Novelle gehaltener Gejegentwurf betreffend die 
Unfallverficherung der in land: und forftwirtbichaftlichen Betrieben beichäftigten 
Berfonen zu. Die Unfallverficherung follte auf dieſe übertragen werden, jedoch 
erichten e& bei der größeren Einfachheit der Ländlichen Verhältnifie zuläffig, 
die Träger der Berjicherungslaft auf territorialer Grumdlage aufzubauen und 
itatt des Imdividualverdienites Durchichnittslöhne anzunehmen. Bon einer 
Ausdehnung der Kranfenverficherung auf die land» und foritwirtbichaftlichen 
Arbeiter jah der Entwurf ab, um nicht durch die Geldwirtbichaft der Kranken— 
verlicherung vielfach auf dem Lande noch fortbeitehende patriarchalifche Ber: 
bältnifje der Kranfenfürforge zu zeritören. Damit ergab fich aber die Noth: 
mwendigfeit einer Reihe von Erjaginftituten überall da, wo die für die Kranken: 
verficherung geichaffene Organifation gleichzeitig Zwecken der Unfallverjicherung 
dient. Der Entwurf wurde jedoch vom Reichstage nur in eriter Leſung be: 
bandelt und dann an eine Kommiſſion verwiejen, die ihn ebenfalls nicht voll: 
jändig erledigte. In der nächiten Seſſion ging daher dem Neichstage ein 
neuer Entwurf zu. Diefer enthielt eine erjchöpfende Ktodififation der Unfall: 
verjicherung für land» und forjtwirthichaftliche Arbeiter und bahnte auch die 
Ausdehnung der Stranfenverficherung auf fie durch Landesgejege und Kom— 
munaljtatuten an. In der Reichstagskommiſſion wurde dieſer Entwurf 
mehreren Aenderungen im Sinne einer noch weiter gehenden Bereinfachung 
der Organifation unterzogen und namentlich mit Rückſicht auf die territorialen 
Berichiedenheiten im landwirthichaftlichen Betriebe der Landesgefetgebung für 
eine Reihe von einzelnen Punkten die Ermächtigung zu einer von der reichs— 
rechtlichen abweichenden Normierung binnen zwei Jahren nach Berfündigung 
des Neichögejeges, welche Friit vom Bundesrathe um ein Jahr verlängert 
werden konnte, eingeräumt. Das Geſetz wurde im Plenum mit unerheblichen 
Aenderungen angenommen und nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrathes 
unter dem 5. Mai 1886 publiziert (R.-G.-Bl. 1856, ©. 132). Der Beit: 
punkt des Inkrafttretens wurde für jeden Bundesjtaat befonders mit Zus 
ſtimmung des Bundesrathes durch faiferliche Verordnung beſtimmt.) 


5 ') Dos Gejeg iſt in Kraft getreten mit dem 1. April 1888 in Preußen, Walded, 
Sachſen-Weimar und übel (B. v. 28 März 1888 — R. ©. Bl. 1888, ©. 125 —); mit 
dem 15. Mai 1888 in Württemberg und Schaumburg -Lippe (V. v. 28. März 1888 — N. 
G. 3. 1888, ©. 125 —); mit dem 1. Juli 1888 in Medlenbura-Schwerin (B. v. 23. Mai 
1888 — R. ©. Bi. 1888, S. 175 —): und Schwarzburg = Sondershaujen (VB. v. 26. Juni 
1888 — R. G. Bl. 1888, 207 —); mit dem 1. Öftober 1888 in Baden (V. v 21. Juli 
1888 — R. ©. BI 1888, ©. 217 —) und Anhalt (VB. v. 2. Oktober 1888 — R. ©. Bl 
1888, ©. 285 —); mit dem 1. Januar 1889 in Bayern, Sachſen (®. v. 21. Juli 1888 — 
R. 6. Bl. 1888, S. 217 —), Heilen, Medlenburg Strelig, Sachſen-KRoburg; Gotha, Reuß ä. L. 
Bremen (V. v. 27. Oktober 1888 — R. ©. Bl. 1888, ©. 237 —), Braunſchweig (8. v. 
19. November 1888 — R. ©. Bl. 1888, S. 289 —), Oldenburg, Sacjen - Altenburg, 
Shwarzburg-Rudolitadt, Reuß j. 8. und Lippe (VB. v. 17. Dezember 1888 — R. ©. U. 
1888, 5.297 —); mit dem 1. Mai 1889 in Hamburg und Eljak-Lothringen (V. v. 16. April 
1889 — R. G. BI. 1889, ©. 51) und mit dem 1. Oftober 1889 in Sacien : Meiningen 
(8. v. 30. September 1889 — R. G. Bl. 1889, 5. 195 —). 

Landesausführungsgejepe haben folgende Staaten erlajien: Preußen vom 20. Mai 1887 
(G. 5. 1887, S. 139), Bayern vom 5. April 1888 (G. u. B. Bl. 1888, ©. 225), Sadjien 


ARE 


Daran ſchloß ſich die Unfallverfiherung der Seeleute und anderer bei 
der Schifffahrt betheiligter Perfonen. Am 3. März 1887 wurde dem Reichs: 
tage ein Entwurf bierüber vorgelegt. Auch hier bildet die Grundlage nicht 
der Jndividuallohn, jondern der Durchſchnittslohn. Sämmtliche verficherungs: 
pflichtige Betriebe wurden zu einer einzigen Berufsgenoſſenſchaft vereinigt. 
Nachdem der Verſuch, Die Seeleute zu den Koften der Krankenpflege unter 
Abänderung der Seemanngordnung oder zu denen der Unfallverficherung ber: 
anzuziehen, in der Neichstagstommiffion gefcheitert war, fand der Entwurf die 
Buitimmung der gefeggebenden Faktoren und wurde unter dem 13. Juli 1887 
als Geſetz verkündet (R.-G.:Bl. 1887, ©. 329). Auf Grund der kaiſerlichen 
Verordnung vom 26. Dezember 1887 trat e& mit dem 1. Januar 1888 in 
Kraft (N.-G.:Bl 1887, ©. 537,. 

Endlid war dem Neichstuge, ebenfalls am 3. März 1887, ala Novelle 
zum imduftriellen Unfallverjicherungsgejege ein Geſetzentwurf, bezüglich der bei 
Bauten beichäftigten Perjonen zugegangen. Die wichtigite, erjt von der Reichs: 
tagskommiſſion befchlojiene Neuerung bejtand hier darin, daß für die neue 
Tierbau:Berufsgenvfienichaft an die Stelle des jonjt üblichen Umlageverfahrens 
zur Aufbringung der Mittel das Kapitaldelungsverfahren trat. 

Nachdem durch die Ausdehnungsgeſetze Die Kranken: und Unfallverficherung 
zu einem vorläufigen Abſchluſſe gelangt war, wurde als drittes und lettes 
Glied der Arbeiterverficherung diejenige gegen Alter und Invalidität in An— 
griff genommen. 

Am Jahrestage der Allerhöchiten Botihaft vom 17. November 1881, 
am 17. November 1837, wurden die im Neichgamte des Innern ausge: 
arbeiteten und von Kaiſer Wilhelm I. gebilligten „Grundzüge zu einer gejep: 
lichen Negelung der Alter: und Invalidenverſicherung der Arbeiter“ nebit 
einer dazu gehörigen Denkſchrift veröffentlicht: Charakteriftiich iſt diefen Grund: 
zügen befonders der geplante Anschluß der Alters: und Invaliditätsverſicherung 
an die Berufsgenoffenichaften. Nach Anhörung des preußiſchen Volkswirth— 
ichaftsrathes, deſſen Berathungen wichtige nene Gefichtspunfte zu verdanken 
find, wurde ein förmlicher Gejegentwurf nebſt Motiven ausgearbeitet und im 
April 1888 dem Bundesrathe vorgelegt. Diejer berieth den Entwurf in den 
zuftändigen Ausſchüſſen und unterzog ihn verschiedenen Abänderungen. Nament- 
[ich eriegte der Bundesrath die Berufsgenoſſenſchaften als Träger der Ver: 
ficherungslait durch befondere Verficherungsanitalten. Daranf erfolgte im Juli 
1838 die Beröffentlichung des Entwurfes im der aus den Berathungen des 
Bundesrathes fich ergebenden Faljung. Auf Grund der im der öffentlichen 
Disfuffion geltend gemachten Gefichtspunfte wurde dieſer Entwurf im Bundes: 
rathe nochmals umgearbeitet und angenommen, Mit einer Denfichrift über 
die matbematiichen und Statiltifchen Grundlagen ging er am 22. November 
1888 dem Reichstage zu. 
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vom 22. März 1888 (G. u. V. Bl. 1888, ©. 67), Württemberg vom 4. März 1888 (R. Bl. 
1888, ©. 89), Baden vom 24. März 1888 (G. u. B. Bl. 1888, ©. 189), Heſſen vum 4. April 
na (R. Bl. 1888 Wr. 12), Medienburg- ‚Schwerin B. vom 12. April und 19. Dezember 1887 

R. BI. Nr. 16,36), Medlenburg:Strelig V. von 31. Mai und >. — 1887 (Ofj. Anz. 
Mr. 21, 45), Branichiweig vom 9. April 1888 (©. u. B. ©. Nr. 17), Reuß ä. vom 
80. Oftober 1887 (8. ©. Nr. 18), Schaumburg-Pippe vom 15. März 1887 (Sch.-L. Landes: 
verordn. Wr. 8), — vom 4. Mai 1888 (©. B.), Hamburg vom 4. März 1888 (Amtsbl. 
Nr. 16), Lippe von 5. Jannar 1888 (G. S. Nr. 4), Oldenburg für dad Hauptland vom 
4. Auguſt 1888 (8. Di. A. 27. Waldech, Lübel und die oldenburgiihen Fürſtenthümer 
Lübeck und Birkenfeld ind an Preußen angeichlojien. 
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Der Entwurf beruhte wie alle übrigen PBerficherungsgejege auf dem 
Grundiage des Verficherungszwanges. Der Kreis der verficherungspflichtigen 
Perſonen war jo weit gegriffen, daß jich Ipätere Ausdehnungsgejege erübrigten. 
In Ausfiht genommen waren zwei Renten, eine Altersrente für Perjonen 
über 70 Jahre und eine Invalidenrente für dauernde Arbeitsunfähigfeit, 
weiche nicht durch die Unfallverficherung gededt wurde. Beide Renten jchlofien 
jich gegenjeitig aus. Für die Bemefjung der Renten und Beiträge wurde der 
ortsüblihe Tagelohn nad fünf verjchiedenen Ortsklaſſen zu Grunde gelegt. 
Die Altersrente, welche nach einer Wartezeit von 30 Beitragsjahren erworben 
wurde, war einheitlich nach den Ortsklaſſen fejtgeitellt, die Invalidenrente, für 
welche die Wartezeit nur 5 PBeitragsjahre betrug, jtieg mit jedem weiteren 
Kalenderjahre bis zu eimem gemwiljen Höchjtbetrage. Als Träger der Ber: 
fiherung erjcheinen bejondere öffentliche Anjtalten. Die Mittel follten zu je 
einem Drittel vom Weiche, den Arbeitgebern und den Arbeitern aufgebracht 
werden. 

Der Reichstag unterzog den Entwurf tief greifenden Menderungen. So 
ließ er namentlich neben der Zmwangsverjicherung eine freiwillige Theilnahme 
an der Verficherung zu, erjegte die Ortsklaſſen durch Lohnklaſſen, firierte den 
Reichszuſchuß auf einen feiten Beitrag von 50 ME. zu jeder Rente und regelte 
auch jonjt die Höhe der Renten und die Aufbringung der Beiträge abweichend 
von dem Regierungsentwurfe. 

Nah erfolgter Annahme im Neichstage und Bundesrathe wurde das 
Geſetz betreftend die Invaliditäts- und Altersverficherung unter dem 22. Juni 
1889 publiziert (R.:8.:Bl. 1889, ©. 97) und ift feinem ganzen Umfange 
nah zufolge der Verordnung vom 25. November 1890 mit dem 1. Januar 
1891 in Kraft getreten. Ein praftifcher Mißitand, der jich in der Uebergangs: 
zeit herausgejtellt hatte, gab Beranlafjung zu einer Neuredaktion des 8 157 
des Gejeges durch eine Novelle vom 8. Juni 1891 (R-G.Bl. 1591, Wr. 21). 

In der Seſſion 1890,91 ging dem Neichstage zur Abjtellung von Miß— 
jtänden, ‚die fich bei der praftiichen Handhabung herausgejtellt hatten, der 
Entwurf einer umfaljenden Novelle zum stranfenverficherungsgefege zu. Dieſer 
Entwurf wurde nach der Vertagung des Neichstages in der Seſſion 1891/92 
weiter berathen und angenommen. 


Kap. III. Die Grundprinzipien der Arbeiterverjiherung.') 


Die deutjche -Arbeiterverficherung, wie jie durch die jozialpolitifche Geſetz— 
gebung jeit 1881 begründet wurde, ijt Feine Neufchöpfung von Grund aus. 
Ueberall waren lebensfähige Anſätze der Arbeiterfürforge vorhanden, die nur 
dem praftiichen Bedürfnifie nach verjchiedenen Nichtungen nicht Genüge leiſteten. 
Die neue Arbeiterfürforge ift daher ein großer jozialpolitischer Bau, ausgeführt 
mit den vorhandenen Baufteinen des älteren Nechtes. Die juriftiichen Grund: 
prinzipien der gegenwärtigen AUrbeiterverficherung finden fich bereit3 in dem 


) Bal. außer der an der Spike des Abjchnittö angegebenen Riteratur Pröbit, die 
Kranken: und Unfallverficherung der Arbeiter nach der Reichsgeieggebung in „Annalen“ 1888 
S. 324 ff.; Menzel in Kobler’s Archiv für bürgerl. Net, Bd. 1 5. 337 ff.; Köhne in 
der Ztichr. für Handelärecht, Bd. 37 ©. 116 fi; Rehm, der Rechtsbegriff der Arbeitervers 
fiherung im Archiv für öffentliches Recht, Bd. 5 (1890) &.529 ff.: Menzel, das Recht dei 
Arbeiterverfiherung in Grünhut's Ztichr., Bd. 18 (1891) S 289 #.; Bornhak, die recht: 
lihe Natur der Arbeiterverjicherung in der Ztichr. für Handelsrecht, Bd. 33 (1891) ©. 216 fi. 
Lepterer Aufjag liegt diejfen Kap. zu Grunde. 
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älteren Rechte vor. Nur ift an die Stelle der früher auf jenen Prinzipien 
aufgebauten vereinzelten und unter fich zufammenbanglojen Nechttinftitute ein 
neues umfajiendes Syſtem der Arbeiterfürjorge getreten. Während aber bisher 
feine Veranlaſſung vorlag, die gemeinfamen Grundprinzipien mit einander nicht 
zufammenhängender Rechtsinſtitute feitzuftellen, wird dieſe Frage nach den eur: 
heitlichen juriſtiſchen Grundjägen der nad) einem einheitlichen politischen Plane 
geichaffenen Arbeiterverficherung für deren Erfenntniß von hervorragender Be: 
deutung. 

Iſt die Arbeiterverficherung eine privatrechtliche oder eine öffentlichrechtliche, 
berubt fie auf einem Bertrage oder unmittelbar auf dem Gejege, iſt fie wirk— 
liche Verficherung oder ftaatliche Fürforge? Alle diefe Fragen find verjchieden 
beantwortet worden und fünnen verjchieden beantiwortet werden, da der pofitive 
Inhalt der Verficherungsgejege ſowohl nach der einen wie nach der anderen 
Richtung hin Anhaltspunkte darbiett Die Mannigfaltigkeit des wirthichaft: 
lichen Lebens, das die Verficherungsgefege rechtlich zu normiren bejtimmt find, 
duldet feine Regelung nach einem einzigen abjtraften Prinzipe. Es iſt gerade 
der Vorzug der jozialpolitiichen Gejeggebung, daß fie ſich eng an Die ver: 
jchiedenen Lebensverhältniffe anfchmiegt,  unbefümmert um die theoretiiche 
Formulirung, die fie der Wiſſenſchaft überläßt. Der Fehler der meijten 
Theorien der Arbeiterverficherung bejteht daher nicht darin, daß fie die ftreitigen 
Nechtsfragen in dem einen oder dem anderen Sinne entjcheiden, jondern darin, 
daß fie diefelben unbedingt enticheiden, einheitliche, für die gejammte Arbeiter: 
verficherung abjolut maßgebende Prinzipien aufzustellen verjuchen, während die 
reiche Fülle des Lebens und der pofitive Gejegesinhalt diefe Feſſeln jprengen. 
Die richtige Erfenntnif der neuen Nechtsinftitute kann daher nur aus der Ueber: 
zeugung hervorgehen, daß der allerdings vorhandene Grundtypus vielfach von 
Anomalien durchbrochen wird, vermöge deren man bejonderen jozialen Be 
dürfniljen gerecht zu werden verjuchte. 


8 1. Die öffentlichrechtliche Uatur der Arbeiterverliherung, 


Den Ausgangspunkt jeder Erörterung über die Arbeiterfürjorge bildet die 
grundlegende Frage, ob jene Fürſorge ein Inſtitut des Privatrecht3 oder des 
öffentlichen Rechts iſt 

Die Beantwortung der Frage iſt bisher allgemein erfolgt durch Unter— 
ſuchung des Inhaltes des Rechtsverhältniſſes. Man ſuchte feſtzuſtellen, ob das 
vom Geſetzgeber als Verſicherung des Arbeiters bezeichnete Rechtsinſtitut in 
der That eine Verſicherung, oder ob es eine beſondere Fürſorge für die Arbeiter 
nach Analogie der öffentlichen Armenpflege ſei. Entſchied man ſich für die 
erſtere Alternative, ſo erklärte man die Arbeiterverſicherung für ein Privatrechts— 
inſtitut, anderen Falls dagegen für ein Inſtitut des öffentlichen Rechtes. Nur 
vereinzelt legte man dagegen auf die Form des Zuſtandekommens des Rechts— 
verhältnifjes enticheidendes Gewicht und nahm, je nachdem man diejes auf 
einen Vertrag oder unmittelbar auf das Geſetz zurücführte, die privatrechtliche 
oder öÖffentlichrechtliche Natur der Arbeiterverjicherung an.') 

Meder Inhalt noch Begründungsaft eines Rechtsverhältniſſes entjcheiden 
jedoch unter allen Umständen über feine rechtliche Natur. 

Es kann der Inhalt zweier Nechtsverhältnifje im weſentlichen identiſch, 
ihr juristischer Charakter aber durchaus verschieden fein. So haben gegenüber 


Vgl. die Literaturangaben hierfür in 88 2 und 3. 
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einem Hilfsbedürftigen nach preußiichem Rechte die Gefchwilter, in Ermangelung 
jolcher der Armenverband die Verpflichtung zur Gewährung des nothdürftigen 
Unterhaltes vorbehaltlich der ſpäteren Niückeritattungspflicht des Unterjtügten, 
wenn jeine Vermögenslage fich beſſert Gleichwohl ift umbejtritten die 
tamilienrechtliche Alimentationspflicht privatrechtlicher, die des Armenverbandes 
öffentlichrechtlicher Natur. 

Ebenfo wenig kann der Begründungsaft den Gharafter des Rechtsver— 
bältnijjies unbedingt bejtimmen. Allerdings wird man, wenn das Rechtsver— 
bältniß zu Stande fommt, durch übereinjtimmende Willenserklärung einander 
coordinirter Nechtsjubjefte, alfo durch Bertrag, Die Frage zu Gunſten des 
Privatrecht zu beantworten haben. Denn die Nechtsgleichbeit und Willens- 
freiheit der mit einander in Verkehr tretenden Nechtsfubjefte bei gleichzeitiger 
Unterordnung derjelben unter die höhere ftaatliche Gewalt find die Prinzipien, 
welche das Privatrecht beberrichen. Aber falſch wäre troßdem die umgekehrte 
Scluffolgerung, daß überall da, wo das Rechtsverhältniß nicht auf Vertrag 
oder einem jonjtigen Nechtsgeichäfte, ſondern unmittelbar auf einer gejeßlichen 
oder jonjtigen Rechtsnorm beruht, das Nechtsintitut nicht privatrechtlich ſein 
fünne.‘) Die jubjeftiven Nechte und Pflichten der Privatrechtsjubjefte gegen 
einander brauchen fich nicht aus einem Rechtsgeſchäfte zu ergeben, fie fünnen 
ohne die Dazwijchenfunft eines jolchen unmittelbar aus der Nechtsnorm folgen. 
So ſtehen die Legalfervituten aus dem Nachbarrechte neben den durch Vertrag 
begründeten Grundgerechtigfeiten, das Initetaterbrecht neben dem auf Tejtament 
oder Erbvertrag beruhenden, die gejeglichen Alimentationsverbindlichkeiten neben 
den vertraggmäßigen 20. Ließe fich der Nachweis führen, daß die Arbeiter: 
verficherung lediglich auf einem Bertrage als Begründungsakt beruht, jo wäre 
damit allerdings ihr privatrechtlicher Charafter entichieden. Dagegen würde, 
wenn fie unmittelbar aus dem Geſetze ſich ergibt, daraus nichts anderes zu 
tolgern jein, als daß fie ſowohl privatrechtlicher als öffentlichrechtlicher Natur 
jein fann. 

Inhalt wie Begründungsatt der Arbeiterverficherung ergeben aljo im 
weientlichen nichts dafür, ob fie ein Inſtitut des Privatrechts oder des öffent: 
lihen Rechts iſt Vielmehr muß man, um hierauf die Antwort zu erhalten, 
zurüdgehen auf die Zwede, welche der Gejeggeber durch die jozialpolitiiche 
Gejeßgebung zu erreichen juchte. 

Seit Anfang diefes Jahrhunderts hatte der Staat jeine Aufgabe auf 
wirtbichaftlichem Gebiete im wefentlichen als negative betrachtet. Er ſah jie 
in der Bejeitigung aller rechtlichen Hindernilje, welche der ungehinderten wirt: 
Ihaftlihen Entwidlung des Individuums im Wege jtanden. Zu diejen Hinder- 
nifjen gehörten bejonder8 die aus dem Mittelalter überfommenen ſozialen 
Yildungen, wie Gilden, Zünfte, ſtändiſche Vor- und Sonderrechte, ſowie das 
im abfoluten Beamtenftaate des 17. und 18. Jahrhunderts übliche Eingreifen 
des Staates in die Privatwirthichaft durch das Konzeſſionsſyſtem bei den Ge— 
werben, das Direktionsprinzip beim Bergbaue, die Ein» und Ausruhrverbote, 
Schußzölle, Monopole x. Wenn der Staat alle jene die freie wirthichaftliche 
Bewegung des Individuums einengenden Rechtsnormen und die auf ihnen be= 
rubenden Rechtsinititute aufhob, jo gelangte er mit der Vernichtung der das 
ſoziale Zeben bisher beherrichenden Geſammtperſönlichkeiten zu einer rein indi— 


) Jene in meinem Preuß. Staatörechte, Bd. 3 ©. 455 (Separatabdrud der Sozial 
geſetzgebung S. 23) aufgejtellte Anficht erkenne ich demnach als irrthümlich an. 
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vidualiftiichen Nechtöbildung. Staat und Individuum wurden die einzigen 
jelbitjtändigen Faktoren des Rechtslebens. Die einzelmen Individuen überlieh 
aber der Staat, nachdem er die frühere gebundene Gejellichafts: und Wirth: 
ſchaftsordnuug bejeitigt hatte, im wejentlichen fich jelbjt und bejchränfte jeine 
Thätigfeit auf den bloßen polizeilichen und gerichtlichen Rechtsſchutz— 

Die Annahme, von der man im Anfange des Jahrhunderts ausgegangen 
war, daß nämlich) das einzelne Inwiduum nach Bejeitigung der bisherigen 
Schranken am bejten jelbit für fich jorgen werde, ging nun aber nicht in Er: 
füllung. Immer mehr ftellte es ſich heraus, daß von der rechtlich anerkannten 
Bewegungsfreiheit nur die wirtbichaftlich ſtärkeren Klaſſen der Geiellichaft 
Gebrauch machen konnten, daß insbejondere für die Arbeiter vielfach eine mit 
der rechtlichen Freiheit im Widerfpruche befindliche wirtbichaftliche Unfreiheit 
ſich entwicelte, welche fie gegenüber dem Unternehmer wie gegenüber den 
MWechielfällen des Lebens ſchutzlos ließ Der aus Ddiefen Zuftänden fich er 
gebenden jozialen Gefahr fonnte der Staat nur entgegentreten, indem er jene 
Aufgabe anders verjtand als bisher. Er mußte über die rein negative Thätig- 
feit hinausgehen zu einem pofitiven Schuge und zu einer pofitiven Fürſorge 
für die wirthichaftlich Ichwächeren Klaſſen. Der Staat ſieht insbejondere die 
Fürſorge für die Arbeiter gegen die Wechjelfälle des Lebens als feine eigene 
Aufgabe an, die er entweder jelbit oder durch Uebertragung auf forporative 
Genoſſenſchaften oder Anftalten erfüllt. Dies ift mit voller Klarheit als Ziel 
der Arbeiterfürforge ausgefprochen in der Allerhöchiten Botichaft vom 17. No: 
vember 1881. Die Arbeiterfürjorge it demnach eine Aufgabe des Staates, 
welche derjelbe unter Erweiterung jeiner früheren Thätigkeit als eine bewußt 
nee auf fich genommen bat. Somit dient die Arbeiterverficherung ala Rechts— 
institut zur Erfüllung der Aufgaben des Staates Alle dem Staatszwede 
dienenden Rechtsinſtitute gehören aber dem öffentlichen Rechte an. Deßhalb 
ift auch die Arbeiterfürforge, joweit diejelbe unabbängig vom Willen des ein: 
zelnen Individuums durch den Staat als jeine Aufgabe zur Durchführung 
gebracht worden tit, ein Inſtitut des öffentlichen Rechtes. 

Der Staat erfennt aber die Fürſorge in Nothfällen nur bezüglich gewiſſer 
Arbeiterkategorien, die er deshalb für verſicherungspflichtig erklärt, als ſeine 
Aufgabe. Im übrigen überläßt er jedem einzelnen Individuum die Fürſorge 
für fich jelbit. Soweit daher der Staat die Verſicherung der freien Willens— 
entſchließung der Betheiligten anheimjtellt, liegt die durch die Berficherung er 
reichte Fürſorge außerhalb der jtaatlihen Aufgaben, wie jolche die gegen: 
. wärtige Nechtsordnung auffaßt. Dies gilt ſelbſt dann, wenn der Staat die 
Inſtitute, denen er die Zwangsverſicherung übertragen hat, zwingt, gewiſſe Ber: 
jonen, die fich freiwillig melden, aufzunehmen. Denn auch in diefem Falle iſt 
es nicht der Staatliche Wille, der fich die Arbeiterfürforge zur Aufgabe mad, 
iondern die freie Willensentichliefung des einzelnen Individuums, welches für 
fich jelbit jorgt. 

Die Frage, ob Die durch Die neuen ſozialpolitiſchen Geſetze begründete 
Arbeiterfürſorge eine öffentlichrechtliche oder eine privatrechtliche iſt, läßt ſich 
alſo nicht ohne weiteres im Sinne der einen oder der anderen Alternative 
beantworten. Der Grundtypus iſt zweifellos der öffentlichrechtliche. Er iſt 
vorhanden, ſoweit der Staat unabhängig vom Willen des einzelnen Indivi— 
duums eine Fürſorge eintreten läßt, dieſe zu ſeiner eigenen Aufgabe macht. 
Somit gehört die Zwangsverſicherung dem öffentlichen Rechte an. Dieſelbe 
erfüllt aber keineswegs das geſammie Arbeiterverſicherungsrecht. Neben ibr 
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ſteht, in einer allerdings thatlächlich untergeordneten Nolle, die Fürforge des 
einzelnen Individuums für fich jelbit durch die freiwillige Verficherung, welche 
außerhalb der jtaatlichen Aufgaben liegt und deshalb als eine privatrechtliche 
betrachtet werden muß. 


8 2. Der Charakter der Verſicherungsinſtitute. 


Aus dem Charakter der Arbeiterverſicherung ergibt ſich auch derjenige der 
Inſtitute, welche Träger der Verſicherungslaſt ſind. 

Die Inſtitute, bei denen die Arbeiterverſicherung erfolgt, bezeichnet man 
allgemein als Korporationen oder Anſtalten des öffentlichen Rechtes. Weßhalb 
fie Ddiejes find, und worin das Weſen juriftischer Perſonen des öffentlichen 
Rechtes bejteht, iſt jedoch mit Bezug auf die neuen fozialpolitiichen Organi— 
jationen bejonders zu unterjuchen. 

Man bat das Wejen der juriftiichen Perſonen des öffentlichen Nechtes 
darin jehen wollen, day fie dem Staate zur Erfüllung ihrer Zwede verpflichtet 
find.) Damit wird aber der Kern der Sache nicht getroffen. Zunächſt bleibt 
es zweifelhaft, was öffentliches Necht ift, auf dem doch die Verpflichtung der 
Korporation oder Anjtalt beruhen joll. Außerdem gibt es aber auch rein privat: 
rechtliche Korporationen, die dem Staate zur Erfüllung ihrer Zwede verpflichtet 
jind. So beruhen, um ein Beijpiel aus den Injtituten der Arbeiterverjicherung 
zu entnehmen, die eingejchriebenen Hilfskaſſen auf freier Vereinbarung ihrer 
Mitglieder, die nur vertragsmäßig gebunden erjcheinen. Sie find aljo ihrer 
ganzen rechtlichen Struftur nach Perſonen des Privatrechts.‘) Gleichwohl forgt 
die jtaatliche Aufficht dafür, daß fie ihre Zwecke erfüllen. Andere Beilpiele 
ähnlicher Art ließen jich in großer Zahl finden, jobald man über das Gebiet | 
der Arbeiterverjicherung binausgreift. 

Entjcheidend ijt vielmehr folgendes. Die zur Durchführung des Ber: 
fiherungszwanges dienenden Genoſſenſchaften und Anftalten find vom Staate 

eichaffen worden zu dem Zwede, daß er feine eigenen Aufgaben auf fie als 
— Rechtsperſönlichkeiten übertrage. Sie ſind alſo weder wie die 
juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts begründet durch die freie Willensent— 
ſchließung der Betbeiligten, noch ift Die Zugehörigkeit des einzelnen Mitgliedes 
ein Ausflug jeines freien Willens. Demnach beruht weder ihre Organtjation 
noch ihr Berhältnig zu den Mitgliedern auf dem privatrechtlichen Prinzipe 
der Willensfreiheit. Bielmehr Sind die der Zmwangsverjicherung dienenden 
Inftitute als Staatliche VBeranftaltungen zur Erfüllung ftaatlicher Aufgaben 
Korporationen und Anftalten des öffentlichen Nechtes. Sie fünnen als öffentlich: 
rechtliche Perjünlichkeiten identisch jein mit einer bereits bejtebenden, an und 
für fich für andere Zwede als die Arbeiterverficherung geichaffenen torporation, 
wie einer Gemeinde, einem weiteren Kommmmalverbande, einer Innung 20. Sie. 
fünnen aber auch — und Dies bildet die Negel — als bejondere, lediglich 
den Zweden der Arbeiterverficherung dienende Nechtsperjönlichkeiten exiſtiren. 

Die VBerficherungsinftitute find demmach üflentlichrechtliche Korporationen, 
weil und joweit fie für die Durchführung der Zmwangsverjicherung bejtimmt 
find. Mit der Zwangsverficherung erichöpft ſich jedoch die Arbeiterverficherung 
nicht. Es bejteht daneben die freiwillige Berjicherung bei den prinzipiell der 





Roſin, Recht der öffentlichen Genojjenichaft, Freiburg i. B. 1886, ©. 55 H und 
Recht der Arbeiterverjicherung, Bd. 1 ©. 447. 
2) Vebereinftimmend G. Meyer, Berwaltungsrecht, Bd. 1 S. 574. 
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Zwangsverſicherung dienenden Inſtituten und die Kranfenverficherung bei den 
freien Hilfskaſſen. 

Eine Persönlichkeit des öffentlichen Rechtes kann jelbitverftändlich gleich: 
zeitig eine jolche des Privatrechts jein. Beantwortet jich doch die Frage, ob 
eine Perſon eine öffentlichrechtliche oder eine privatrechtliche it, Lediglich nach 
den Nechtöverbältnijien, bei denen fie betheiligt ift. So fünnen auch die 
öffentlichrechtlichen Verficherungsinftitute zu Privatrechtsjubjeften werden, jobald 
fie mit anderen in privatrechtlichen Berfehr treten. Dies gilt insbejondere 
bezüglich ihres Verhältnijjes zu den freiwillig Verſicherten, da diejes außerhalb 
des Rahmens des öffentlichen Nechtes Fällt. 

Dagegen fann eine juriſtiſche Perſon jehr wohl durch die Rechtsordnung 
genöthigt fein, ihre Nechtsbeziehungen auf das privatrechtliche Gebiet zu be: 
Ichränfen, alfo nur Privatrechtsjubjeft zu jein Auf dem Gebiete der Arbeiter: 
verficherung ift dies der Fall bei den freien Hilfskaſſen. Begründet durch die 
freie Willensübereinftimmung ihrer Mitglieder, bei ihrer Verficherungsthätigfeit 
bejchränft auf diejenigen, welche fich freiwillig bei ihnen verlichern, und nirgends 
Träger einer Zwangsverficherung, fünnen die freien Hilfskaſſen eben nur in 
privatrechtliche Beziehungen treten. Sie find daher lediglih Korporationen 
des Privatrechts. 

Der Charakter der Verfiherungsinftitute ergibt fich aljo aus dem Wejen 
der Arbeiterverficherung, deren Träger fie find. Wenn und joweit fie der 
Durchführung der öffentlichrechtlichen Zwangsverficherung dienen, find fie jelbft 
Korporationen und Anftalten des öffentlichen Nechtes, im übrigen aber Privat— 
rechtsjubjefte. 

Weitere, allen VBerjicherungsinjtituten gemeinfame Grundzüge laſſen fich 
dagegen nicht feititellen. Nicht blos find die jozialpolitifchen Organijationen 
anf jedem der drei großen Gebiete der Arbeiterverficherung bejondere, ſondern 
es find auch die einzelnen Organijationen nicht nach einheitlichen Rechtsprinzipien 
gejtaltet. Insbeſondere haben die Träger der Kranken: und Unfallverficherung 
einen genofjenschaftlichen, diejenigen der Alter: und Jnvaliditätsverficherung 
einen anjtaltlichen Charakter. Die weitere Charafterifirung der einzelnen Ver— 
jiherungsinftitute muß unter diefen Umjtänden den Spezialgebieten der Arbeiter- 
verjicherung vorbehalten bleiben. 


$ 3. Die Begründung der Arbeiternerficherung. 


Soweit in dem früheren Rechte eine Fürjorge für die Arbeiter gegenüber 
den Wechjelfällen des Lebens durch bejondere Kafjeneinrichtungen vorhanden 
war, ericheint der Begründungsaft für den Anfpruch des Arbeiter, für die 
Verpflichtung der Kaſſe keineswegs überall von derjelben Natur. 

Srundjäglich, d. h. in dem Maße, als das individualitiche Prinzip der 
Sorge des einzelnen Individunms für feine wirtbichaftlichen Bedürfniife zur 
Geltung gelangt iſt, bildete die freie Willensentſchließung der Betheiligten die 
Grundlage des Verſicherungsverhältniſſes. Dasjelbe fommt in diefen Fällen 
zu Stande durch die Willensübereinjtimmung des Arbeiter8 und der Kaſſe, aljo 
durch einen Vertrag derjelben. 

Unter Durchbrechung des individualiftiichen Prinzipes batten fich jedoch 
zum Theil die älteren ſozialen Organifationen in moderner Umbildung erhalten. 
Es eriftirte bei den gewerblichen Hilfsfajien, ſoweit Kommumnalftatuten dies be- 
jtimmten, und bei den Knappichaftsfajien allgemein kraft Geſetzes eine Ver: 
pflichtung der Arbeiter zum Beitritte, und dieſer entjprach eine Verpflichtung 
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der Kalle zur Annahme der betreffenden Arbeiter. Das Verficherungsverhältnig 
bejtand nicht jchon fraft Gejeges oder fraft Statut, jondern es fam erjt zu 
Stande durch die Willensübereinftimmung beider Theile. Die übereinjtimmende 
Willenserklärung abzugeben, waren aber beide rechtlich verpflichtet. Daß eine 
Perſon fraft einer ihr obliegenden Verpflichtung eine Willenserklärung abgibt, 
ändert nun nichts an deren Weſen, jondern bildet nur eim rechtlich irrelevantes 

" Motiv des NRechtsaftes. Wenigitens vom Standpunkte des formellen Nechtes 
hatte jich aljo das individualistiiche Prinzip jelbit da Geltung verichafft, wo 
die Nechtsordnung die Arbeiter der Verficherung unterworfen willen wollte. 
Denn auch hier bildete die Willensübereinftimmung zweier Perjonen, alſo ein 
Vertrag Dderjelben, den rechtsbegründenden Akt. Die tontrahenten bandelten 
jedoch dabei in Erfüllung einer ihnen obliegenden Nechtspflicht. 

Endlich bei der Gemeindefranfenverficherung der jüddeutichen Partikular— 
rechte, welche nur einen bejonderen Zweig der fommunalen Armenpflege aus: 
machte, wurde das Nechtsverhältni begründet durch die bloße Thatjache der 
Beichäftigung am Orte als Arbeiter. Es bedurfte daher bier einer bejonderen 
Willenserklärung überhaupt nicht, jondern an die Thatjache der Beichäftigung 
fnüpfte ſich als Rechtsfolge die Verſicherung 

Alle drei Begründungsakte finden ſich auch in dem heutigen Arbeiter— 
verſicherungsrechte vor, jedoch mit zwei Unterſchieden. Einmal haben ſie bei 
dem Uebergange von der individualiſtiſchen zur ſozialen Arbeiterverſicherung 
ihre Rangordnung vertauscht, indem die dritte Art der Begründung zur Regel, 
die beiden anderen zur Ausnahme geworden find. Außerdem bejteht bei der 
vertragsmäßigen Begründung in Erfüllung einer Nechtspflicht diefe nur für die 
Kaſſe nicht für den Arbeiter. Welches ijt nun das Wejen des Begründungs- 
aftes? Dffenbar iſt er verjchieden bei der Ziwangsverficherung und bei der 
freiwilligen Berficherung. 

Bezüglich der Begründung der Zwangsverficherung laſſen fich die in der 
Literatur vertretenen Anfichten in zwei Hauptgruppen zuſammenfaſſen. Die 
einen erflären, die Zwangsverficherung berube auf einem Nechtsgeichäfte, auf 
einem Bertrage, die anderen, fie ergebe ſich aus der Rechtsnorm unmittelbar. 
Diefe beiden Hauptanfichten geben mun wieder in der Meotivierung aus: 
einander. 

Nach der einen Anficht ') beruht die Verſicherung auf einem Bertrage, den 
gewilje Arbeiter einerjeits, gewilie Korporationen andererfeits abzujchliegen 
Öffentlichrechtlich verpflichtet find. Dieſer Auffaſſung wideripricht die Thatjache, 
daß die Ziwangsverjicherung micht durch eine erzwungene Willenserklärung, 
jondern ohne jede Willenserklärung der Betheiligten zu Stande kommt. Cine 
Supplirung der Willenserklärung durch Gejeg kann nicht angenommen werden 
Denn in der Behauptung, daß das Geſetz allgemein die Willenserklärmmg 
jupplirt, liegt das Zugeſtändniß, daß dieſe für den Begründungsaft rechtlich 
gleichailtig tt. 

Eine zweite Auffaſſung) führt die Zmwangsverficherung ebenfalls zurück 
auf einen Vertrag, nämlich den Dienjtvertrag zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter. 
Erjterer jolle kraft diejes Vertrages dem Arbeiter baften für die Unverjehrtbeit 
jeiner Arbeitskraft und deshalb zur Tragung des wirtbichaftlihen Schadens 

) Häpe, das Krankenverſicherungsrecht nad) dem Neichsgeiege von 15. Juni 1883, 
Leipzig 1885, ©. 18 fi., 80 fi, 

», Jul. Engelmann bei Meves, Sejeggebung des deutichen Reiches IL, 2 S. 335; 
Mandry, der zivilrechtliche Juhalt der Neihsgeiege, 3. Aufl., S. 434. 
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ihrer Verminderung verpflichtet jein. Allein abgejehen davon, daß der Arbeit: 
geber nicht der alleinige Träger der Verſicherungslaſt ijt, ericheint nicht er, 
jondern ein dritte Nechtsjubjeft, das Verſicherungsinſtitut, als ſchadenserſatz— 
pflichtig. Es würde ſich aljo die unmögliche juriftiiche Konſtruktion ergeben, 
daß ein anderer den Bertrag in eigenem Namen abjchließt, ein anderer aus 
demjelben verpflichtet wird. 

Eine dritte Theorie ') erklärt die Arbeiterverficherung für eine Zuſtands— 
obligation, d. h. für ein obligatorisches Nechtsverhältniß, welches ohne befondere 
Willenserklärung der Betheiligten unmittelbar aus der Nechtsnorm beim Vor: 
handenjein des von dieſer vorausgejegten Zuſtandes jich ergebe. 

Nach einer vierten Auffaſſung endlich *) beiteht die Arbeiterverficherung in 
einer unmittelbar auf dem Geſetze beruhenden öffentlichen Fürſorge. 

Abgefehen von den vereinzelten, bereits widerlegten Anfichten, welche die 
Zwangsverficherung auf einen Vertrag zurüczuführen verfuchen, berricht alſo 
eine ziemliche Uebereinjtimmung in der Literatur darüber, daß die Zwangs— 
verficherung ohne das Zwilchenglied eines Nechtsgeichäftes fich unmittelbar aus 
der Rechtsnorm ergibt. Denn die Abweichung der dritten und vierten Anficht 
beruht nur in einer verjchiedenen Auffaſſung des Inhalts der Arbeiterverficherung, 
fommt alſo hier zunächſt nicht weiter in Betracht. 


Wendet man fich den konkreten Bejtimmungen der einzelnen Verſicherungs— 
gejege zu, jo erjcheint dieſe herrichende Anficht in der That als die einzig 
mögliche. Nach $ 4 des Kranfenverficherungsgefeges tritt für alle verſicherungs— 
pflichtigen Berjonen, welche nicht einer rechtlich anerkannten Kaſſe angehören, 
die Gemeindefranfenverficherung ein, nach SS 19, 63, 73, 74 a. a. DO. werden 
die in beftimmten Betriebözweigen beichäftigten verficherungspflichtigen Berjonen 
mit dem Tage des Eintritts in die Beſchäftigung Mitglieder der betreffenden 
Zwangskaſſen.) Ferner ſind gemäß $ 1 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 beftimmte Arbeiter und ® Betrichähenite gegen die Folgen der 
Betriebsunfälle nah Maßgabe des Geſetzes verfichert. Eine entiprechende 
Formulivung enthalten die übrigen Unfallverjicherungsgefege und $ 1 des 
Invaliditäts- und Altersverficherungsgeiehes. Die VBerficherungspflicht beruht 
num aber nicht ausjchließlich auf gejeßlichen Nechtsnormen, jondern auch auf 
jolhen Nechtsnormen, welche Behörden oder öffentliche Korporationen auf 
Grund einer gejeglichen Delegation in der Form der Verordnung oder Statuts 
erlajjen. Die Form, in der die die Verficherungspflicht begründende Rechts: 
vorm zu Stande fommt, it im diefen Fällen allerdings eine befondere. Die 
Verficherungspflicht, Die als eine bloße Ausdehnung der gejeglichen über weitere 
Perſonenkreiſe erjcheint, tritt jedoch auch in diefem Falle unmittelbar auf Grund 


') Menzel in Kohler’s Ardiv, Bd. 15.337 ff, in Brünbut’s Ziſchr, Bd. 18 
& 310; Lewis, Lehrbuch des — — Leipzig 1889, S. 18 ff.; Köhne a. a. O. 
S. 116° ii. ; Dernburg, breub Privatrecht, 4 Aufl, Bd. 2, ©. 746 fi; Goldihmidt, 
Spitem des Handelsrechts, 3. Aufl., S. 137 fi.; Ga reis, deutiche® Handelsrecht, 3. Aufl., 
©. 535. 

2 Pröbſt a.a.d. S. 324 — Laband, Staatsrecht des deutſchen Reiches, 2. Aufl., 
II, 1 S. 245 f.; Rehm a. a. O. S. 529 ff.; Roſin, Recht der Arbeiterverſicherung, Bd. 1 
©. 256 fi.; Lewida. a. 0. S 346, 353 bezüglich der Unfall», Alters und Invaliditätde 
verjiherung : Sendel, Bayr. Staatäreht Bd. 5 S. 252. 

) Dies gilt aud für die Verficherung bei den Rrnappichaftätaiien, für welche früher 
die Mitgliedichaft durch ausdrücklichen Beitritt frait aejeglichen Zwanges begründet wurde. 
Denn der von den Knappſchaftskaſſen handelnde 8 74 Kr V. ©. vermweiit auf $ 26 Abi. 1 
a. a. D. und diejer auf $ 19 a. a. ©. 
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der Rechtsnorm ein. Sämmtliche Gejege lajien demnach für die verficherungs- 
pflihtigen Perſonen die Verficherung unmittelbar kraft des Geſetzes beim Bor: 
bandenjein der gejeglichen Vorausſetzungen eintreten. Die Rechtsgrundlage der 
Zwangsverficherung ijt alfo nicht ein Rechtsgeichäft, jondern die Nechtsnorm 
ummittelbar. 

Wenn nun auch hierüber fajt allgemeine Uebereinſtimmung berricht, jo 
gehen doch die Anfichten über den Charakter der Nechtänorm aus einander, 
indem die einen fie als eine Zujtandsobligation begründend für privatrechtlich, 
die anderen als Baſis einer öffentlichen Fürjorge für öffentlichrehtlich halten. 
Die Antwort darauf, welche von beiden Anfichten als die zutreffende erjcheint, 
fann jchon "bier gegeben werden, bevor der Inhalt des Rechtsverhältniſſes einer 
Erörterung unterzogen ift. Aus dem öffentlichrechtlichen Charakter des Rechts: 
injtituts ergibt ſich der gleiche Charakter der einzelnen Nechtsnornen. Die 
Berfiherung der verficherungspflichtigen Perſonen ift daher, wie die Motive 
der jozialpolitiichen Geſetze bei zahlreichen Gelegenheiten hervorheben, eine jolche 
fraft öffentlichen Nechtes. 

In weſentlich anderer Form vollzieht fih dagegen die Begründung der 
Arbeiterverficherung, ſoweit diefelbe nicht auf dem Verſicherungszwange beruht. 
Dabei find zwei verjchiedene Fälle zu unterjcheiden, die freiwillige Verficherung 
der nicht verjicherungspflichtigen Perſonen bei einem Zwangsverſicherungs— 
injtitute und die VBerficherung von Perſonen, mögen fie an fich zu den ver: 
fiherungspflichtigen gehören oder nicht, bei einer freien Hilfskafie. 

Die Berficherungsgejeßgebung bejchränft die Thätigfeit der zur Durch: 
führumg der Berjicherungspflicht begründeten Korporationen und Anjtalten 
keineswegs auf Die verjicherungspflichtigen Perſonen. Regelmäßig werden 
Kategorien nicht verficherungspflichtiger Perfonen fiir berechtigt erklärt, einem 
bejtimmten Zwangsverficherungsinftitute beizutreten. Die Berficherung dieſer 
beitrittSberechtigten Verjonen beruht daher niemals ummittelbar auf der Nechts- 
norm. Es iſt vielmehr Lediglich ihrer freien Willensentjchliegung anheimgeſtellt, 
ob fie fih gegen Krankheit, Betriebsunfälle, Alter und Jnvalidität verfichern 
wollen. Der freien Willensentjchliegung des Arbeiters Eorreipondirt aber nicht 
die des Verjicherungsinftitutes. Denn aus der Beitrittsberechtigung des Arbeiters 
folgt die Verpflichtung des Anftituts, ihm anzunehmen. Durch die Aufnahme 
leiftet er einer gejeglichen Verpflichtung Folge. 

Einerjeit3 hat man mun aus der Thatjache, daß gewiſſe Perſonen berechtigt 
find, der Verſicherung beizutreten, die Schlußfolgerung gezogen, daß ihre ein- 
jeitige Erklärung zur Begründung des Nechtsverhältnifjes genüge, eine Annahme: 
erflärung der Kaſſe überflüffig ſei.) Demgegenüber wird von anderer Seite 
behauptet, daß auch bei der freimilligen Verſicherung erſt die mwechjelfeitige 
a beider Theile, alfo ein Vertrag, das Rechtsverhältniß 
eritelle.?) | 
Unhaltbar iſt jedenfalls die Behauptung, daß die Annahmeerflärung der 
Kaſſe allgemein durch Gejeg oder Statut ausgefprochen jei.?) Die durch Rechte: 
norm ausgejprochene Willenserklärung ſchließt eben eine jolche durch Rechts: 
geihäft aus. Nur die individuelle Willenserklärung des Verficherungsinftitutes 


“u [00 


) Menzel in Kohler’: Arhiv a. a. DO. ©. 349; Piloty, das Reichdunfallvers 
ſicherungsrecht, Würzburg 1890, ©. 184; Rehm a.a. O ©. 557; Roſin, Redit der 
Arbeiterverfiherung ©. 442; Seydela. a. ©. ©. 254. 

N) Zaband a. a. O. Bd. 2 S. 249; Köhne a. a. D. ©. 117. 

) Köhne a. a. O. 
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für jeden einzelnen Fall kann als jolche in Betracht fommen. In der That 
it die Willenserklärung des Berficherungsinftitutes feineswegs überflüjfig oder 
gleichgiltig. Denn es hat die Berechtigung des fih zur Aufnahme Meeldenden 
zu prüfen, Die nicht Berechtigten zurüdzumeiien, die Aufnahme der Berechtigten 
auszusprechen. Es ijt alſo die Willenserklärung beider Theile, d. b. ein Ber: 
trag, der das Berficherungsverhältniß begründet. Daß die Willenserklärung 
des Berficherungsinjtitutes hierbei feine freie, Jondern eine rechtlich gebundene 
iſt, kommt als Motiv des Rechtsgeſchäfts für dieſes ſelbſt nicht in Betracht. 
Da die freiwillige VBerficherung jelbit außerhalb des öffentlichen Rechtes Liegt, 
jo muß auch der diejelbe begründende Vertrag — ganz abgefehen von der 
juriftiichen Möglichkeit oder Unmöglichkeit eines jtaatsrechtlichen Vertrages — 
privatrechtlicher Natur fein. Was für ein Vertrag vorliegt, läßt ſich aller: 
dings erſt feititellen nad Erörterung des Inhaltes der Arbeiterverficherung. 


Ferner werden die an und für fich verficherungspflichtigen Perſonen von 
der Zugehörigkeit zu einer Zwangskaſſe befreit, wenn fie ibre Betheiligung an 
einer die gejeglichen Minimalleiftungen gewäbrenden freien Hilfskaſſe nach: 
weilen. Die Theilnabme an einer freien Hilfskaſſe bildet auch für die an und 
für fich verficherungspflichtigen Perſonen feineswegs die Erfüllung einer ihnen 
obliegenden Nechtspflicht. Der Berficherungspflicht ſelbſt wird nur genügt 
durch die Zugehörigkeit zu einer Zwangskaſſe unmittelbar auf Grund des 
Geſetzes. Vielmehr erjtredt die Geſetzgebung die Verfiherungspflicht gar nicht 
auf die nach den allgemeinen Grundjägen verficherungspflichtigen Perjonen, 
joweit fie bei einer freien Hilfsfalje entiprechend verfichert find. Die Zugebörigfeit 
zu einer jolchen beruht alfo unter allen Umjtänden auf der freien Willens: 
entichließung des Verſicherten, und ihr entipricht die freie Willensentjchließung 
der Kalle, Den Jich zur VBerficherung Meldenden anzunehmen oder nicht. Es 
it alſo die freie Willensübereinftimmung toordinirter Kontrahenten, welche die 
Verſicherung bei der freien Dilfsfalje begründet. Dieſe Verſicherung berubt 
demgemäß auf einem privatrechtlichen Vertrage. Derjelbe bat jedoch öffentlich: 
rechtliche Wirkungen injofern, als die durch ihn begründete Zugehörigkeit an 
fich verficherungspflichtiger Perionen zu einer freien Hilfsfajje von der Theil: 
nahme an der für fie beitebenden Zwangskaſſe befreit. 

Der Begründungsaft der Arbeiterverjicherung iſt hiernach fein einheitlicher. 
Soweit der Verſicherungszwang reicht, berubt die Verficherung unmittelbar auf 
einer Norm des öffentlichen Nechtes. Für die bei einem Zwangsverficherungs: 
injtitute beitrittsberechtigten, aber nicht verjicherungspflichtigen Perſonen umd 
für die Mitglieder der freien Hilfskaſſen wird dagegen das Rechtsverhältniß 
der Wrbeiterverficherung bergeitellt durch einen privatrechtlichen Vertrag, zu 
dejien Abichlufie allerdings die Zwangsverficherungsinftitute bezüglich der .bei- 
trittsberechtigten Perſonen verpflichtet find. 


s 4 Der rechtliche Anhalt der Arbeiterverlicherung. 


Die Sozialpolitiichen Geſetze ſelbſt bezeichnen die durch fie gejchaffene 
Arbeiterfürforge durchweg als Verſicherung. Da der nationalöfonomijche und 
der juriftiiche Begriff der Verficherung fich im wejentlichen deckt, jo iſt in diejer 
Beziehung wenigitens ein Hinweis gegeben, welche Auffaflung der Gefeßgeber 
“nicht mur volfswirtbichaftlich, Sondern auch juriftiich von der Arbeiterfürjorge 
hatte. Allerdings liegt darın bloß ein Urtheil des Geſetzgebers, welches als 
unverbindlicher Gejegesinhalt für die juriftiiche Konftruftion nicht maßgebend 
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iſt.) Jedenfalls gibt aber die gejegliche Terminologie Veranlafjung, zunächſt 
zu prüfen, ob der Inhalt der Arbeiterfürforge dem entipriht, was man her: 
fümmlich unter einem Verſicherungsverhältniſſe veriteht. 

Den früheren Inſtituten der Arbeiterfürjorge fehlt zweifellos der einheit- 
liche juriftiiche Charakter. Die Gemeindefranfenfürforge der jüddeutichen Par: 
titularrechte war nur ein Ableger der Gemeindearmenpflege, von ihr verichieden 
allein dadurch), daß die Gemeinde von den in Srankheitsfällen zu Unterjtügenden 
eine bejondere Abgabe erheben Fonnte, und daß der Unterjtügung die ehr: 
mindernden Wirkungen der öffentlichen Armenpflege fehlten. Dagegen war die 
Berficherung bei den Knappſchafts- und gewerblichen Hilfsfafjen eine indivi— 
dualiftiiche Fürjorge des einzelnen Individnums für fich ſelbſt, die dieſes fich 
durch die Beitragsleiftung verſchaffte. Beide Juftitute hat die neuere jozial- 
politiſche Gejeggebung zu einer einheitlichen Arbeiterverficherung verbunden und 
weiter ausgebaut. Es ericheint daher begreiflih, daß einzelne Momente in 
derjelben mehr auf eine öffentliche Fürſorge nach Analogie der öffentlichen 
Armenpflege, andere dagegen auf eine Verſicherung hinweiſen. 

Demgemäß find denn auch in der Literatur bisher zwei verjchiedene Anz 
fichten vertreten. Nach der einen?) ift der früher nur im Privatrechte aus— 
gebildete VBerficherungsbegriff, wenn man nicht die Begründung, jondern den 
Inhalt des Nechtsverhältnifies ins Auge faßt, auch auf die Arbeiterverficherung 
anwendbar. Won anderer Seite’) wird dies gelengnet und im Gegentbeile be: 
hauptet, daß wejentliche Begriffsmerfmale der privatrechtlichen Verſicherung 
bei der Nrbeiterverficherung nicht vorhanden wären. Man erflärt daher das 
Arbeiterverfiherung genannte Nechtsverhältnig für eine befondere Fürſorge des 
Öffentlichen Nechtes, welche eine gewiſſe Aehnlichkeit mit der öffentlichen Armen: 
pflege habe. 

Will man den rechtlichen Inhalt der Arbeiterverficherung feititellen, jo er: 
Scheint e3 von Anfang an unmöglich, alle und jede Ansprüche und Ber: 
pflichtungen, welche ſich aus den Verficherungsgejegen ergeben, auf einen ein= 
beitlichen juriſtiſchen Grundtypus zurücdzuführen. Es eriltieren eine Reihe von 
Ansprüchen theils üöffentlichrechtlicher, theil8 privatrechtlicher Natur, die als 
fingulare Bildungen ſich in das einheitliche Nechtsverhältniß nicht einfügen 
lajien und deshalb bejonders zu betrachten find. 

Zunächſt ift bei der Unfallverficherung der in Betrieben des Neiches, der 
Bundesitaaten oder der Kommunalverbände beichäftigten Arbeiter der Ver: 
fiherungsanfpruch unabhängig von irgend welcher Beitragsleijtung. Weich, 
Staat und Kommunalverband ſind feiner Berufsgenofjenichaft eingefügt, ſondern 
fie treten an die Stelle der Berufsgenofjenschaft als unmittelbare Träger der 
Verficherungslait. Es wäre verfehlt, bier, um den Begriff der Verficherung 
zu retten, tm Anſchluſſe an den Sprachgebrand; des Geſetzes Neih, Staat und 
Kommunalverband für den gejeglichen Bertreter der Berufsgenofjenichaft zu 
erflären. Denn durch die geieglich feſtſtehende Berfonenidentität des Ver— 
fiherungsnehmers mit dem Berficherer wird ein wechjeljeitiges Rechtsverhältniß 
zwifchen beiden und Damit die Anwendung des Berficherungsbegriffes unmöglid). 
Ebenfo wenig liegt aber eine Veranlaſſung vor, deßhalb, weil hier der Ver: 
fiherungsbegriff ausgeſchloſſen erjcheint, die Anwendbarkeit desjelben auf die 


) So zutreffend Rehm a.a.D. S. 5386 gegen Menzel in Kohlers Archiv ©. 344 
und gegen Piloty a. a. DO. ©. 166. 
2) Vol. die Literaturangaben ©. 578, N. 1. 
*) Bgl. die Literaturangaben ©. 578, N. 2. 
Annalen des Tentihen Reihe. 1892. 38 
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Arbeiterverficherung überhaupt zu leugnen.) Es handelt fich bei der Unfall: 
verficherung der Reichs- und Staatsbetriebe um ein von der Gejeßgebung jelbit 
fingular geftaltetes Nechtsverhältniß, dejien Inhalt für die Arbeiterverficherung 
überhaupt von feinerlei präjudicieller Bedeutung it. 

Eine Arbeiterverficherumg ift hier gar nicht durchgeführt worden, jondern 
der gejeßgeberiiche Gedanke in einem früheren Entwidlungsjtadium jtehen ge= 
blieben. Der Uebergang von der privatrechtlichen Haftpflicht zur öffentlich» 
rechtlichen Unfallverjicherung war fein plößlicher, fondern durch einen ganz 
naturgemäßen Gedanfengang gegeben. Einen Schuß der Arbeiter gegen Betriebs: 
unfälle wollte man zuerſt erreichen durch Ausdehnung der Haftpflicht der Unter: 
nehmer, welche man immer unabhängiger von dem romanijtischen Prinzipe der 
Schuld ald Grund der Entjhädigungspflicht zu Eonftruieren verjuchte. Diejes 
Biel war aber in genügender Weife nur erreichbar durch abjolute Haftpflicht 
des Unternehmers für jeden in feinem Betriebe vorgefommenen Betriebsunfall, 
der nicht auf Vorſatz des Verlegten beruhte. Der Durchführung der abjoluten 
Haftpflicht ftand jedoch die Gefahr der Leiftungsunfähigkeit des Unternehmers 
bei einem Mafjenunglüde im Wege. Um diefer Klippe aus dem Wege zu 
gehen, verjicherte man die Unternehmer zwangsweile gegen die Folgen der ab- 
joluten Haftpflicht und verwies die Arbeiter mit ihren Aniprüchen unmittelbar 
an das Verficherungsinftitut. So gelangte man von der Haftpflicht zu der 
Arbeiterverficherung gegen Unfälle.) Bei den Betrieben des Weiche, der 
Bundesjtaaten und der Kommunalverbände war die Gefahr der wirthichaft- 
lichen Leiftungsunfähigfeit nicht vorhanden. Sie brauchte man aljo in die 
Berufsgenofjenjchaften nicht einzufügen, ſondern hier konnte man eine abjolute 
Haftpflicht ftatuiren. Nicht anders ift aber der Inhalt der betreffenden Ver: 
ficherungsgejeße. Die gejegliche Terminologie, welche von Verſicherung, Ber: 
tretung der Berufsgenoſſenſchaft durch das Reich ꝛc. ſpricht, kann an Ddiejer 
Thatjache ebenjo wenig etwas ändern wie die Fixirung der Arbeiteranjprüche 
nach Analogie derjenigen der Unfallverficherung. Für die Arbeiter der Reichs— 
und Staatöbetriebe und für diejenigen der Privatbetriebe iſt bei Unfällen die 
gleiche Fürforge geichaffen worden, aber für jene in einer ganz bejonderen 
Rechtsform, der der unbedingten Haftpflicht, die allerdings jebt für Die Ver- 
fiherungspflichtigen eine öffentlichrechtliche it. 

Daß die Unfallfürforge für Beamte und Perſonen des Soldatenftandes, 
welche ſich eng an diejenige der Arbeiter der Negiebetriebe anfchließt, mit der 
Arbeiterverficherung gegen Unfälle rechtlich nichts zu thun hat, jondern dem 
öffentlichen Dienjtrechte angehört, ift bisher allgemein anerfannt worden. 

Ebenſo werden in anderen Fällen auf Grund der Verficherungsgejege den 
Arbeitern Ansprüche gewährt, welche von den gewöhnlichen Verſicherungs— 
anfprüchen twejentlich verfchieden find. Wenn nad $ 71 des Kranfenver- 


) So 3.8. Roſin im Deutſchen Wochenblatte 1888, ©. 353 und Recht der Urbeiter- 
verfiherung Bd. 1 ©. 258. 

2) Diefer Entwidlungsgang, deſſen einzelne Stadien nicht ſämmtlich in der Geſetz- 
gebung zum Ausdrude gelangt zu jein brauchen, zeigt ſich noch Marer als in der deutichen 
in der fremden Nectsbildung. Das jchweizer Haftpflichtgeieg vom 25. Juni 1881 jpricht die 
unbedingte Haftpflicht des Unternehmers aus und überläßt es ihm, fich gegen die Folgen 
derjelben bei Privatgejellihaften zu verfichern. Praktiſche Mißſtände, welche ſich dabei heraus— 
ftellten, haben aber auch hier zu dem Plane einer öffentlichrechtlihen Verfiherung der Unter 
nehmer nach deutihem Vorbilde geführt. Ebenjo geht in Frankreich, wo die Zwangsver⸗ 
fiherung den nationalen Anſchauungen widerjtrebt, die Tendenz nad einer unbedingten 
Haftpflicht, um durch fie mittelbar auf eine Unfallverfiherung der Unternehmer hinzuwirken. 
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fiherungsgeleges vom 15. Juni 1883 Bauherren, welche der Verpflichtung zur 
Errichtung einer Baukrankenkaſſe nicht nachkommen, in Krankheit: und Todes- 
fällen der Arbeiter die Unterjtügung aus eigenen Mitteln leiften jollen, jo liegt 
nicht? anderes vor als eine Haftung für außerfontraftliches Verſchulden, zu 
deren Statuirung es nicht einmal einer ausdrüdlichen gejeglichen Beitimmung 
bedurft hätte. Die Verpflichtung des Arbeitgeberd oder der Gemeinde, für den 
nicht gegen Krankheit verficherten Arbeiter an Stelle der Krankenkaſſe bis zur 
13. Woche die Unfalllaft zu tragen (Val. $ 5 Abi. 10 U. V. ©. von 1884, 
s 10 landwirtichaftl. U. V. ©.), ericheint als eine bejondere öffentliche Für— 
jorgepflicht, die vom Gejete jelbjt der Verficherung und den aus ihr erwach— 
jenden Rechten und Pflichten ausdrüdlich entgegengejegt wird. Daß endlich 
die Anjprüche auf NRiüderjtattung von Beiträgen, welche bei der Jnvaliditäts- 
und Altersverficherung vereinzelt vorfommen, feine Entſchädigungsanſprüche aus 
der Berjicherung find, bedarf kaum einer weiteren Bemerkung. 


Abgeſehen von diefen Singularitäten läßt fich nun aber ein einheitlicher 
Charakter des Nechtsverhältnifjes der Arbeiterverficherung jehr wohl fejtitellen. 
Die gefegliche Terminologie weilt auf das Verficherungsverhältnig hin, wie e8 
bisher im wejentlichen nur durch das Privatrecht ausgebildet worden ijt. Es 
it deßhalb zunächt zu unterfuchen, ob der Verjicherungsbegriff auf die Arbeiter: 
verjicherung angewendet werden kann. Zu diefem Zwede tjt einmal der Begriff 
der Verficherung überhaupt fejtzuftellen und dann zu ermitteln, ob die ſämmt— 
lichen Begriffömerfmale der Berficherung bei der Arbeiterverjicherung zutreffen, 


Die Verſicherung bejteht nun, von dem Begründungsafte abgejehen, in 
einem obligatorischen Nechtsverhältniffe zwijchen zwei oder mehreren Berjonen, 
vermöge deſſen dem einen, dem Verſicherer, der Erſatz des dem anderen, dem 
Verfiherungsnehmer, oder einem dritten durch zukünftige und zwar zufällige 
Ereignijje erwachienden Vermögensichadens, dem anderen, dem Verſicherungs— 
nehmer, die Gewährung eines Entgeltes an den Berficherer für die Lebernahme - 
diejes Rififos obliegt. Ob noch ein weiteres Moment, welches man vielfach 
für die Verficherung wejentlich erachtet hat, daß nämlich die Uebernahme des 
Rififos zu denjenigen Gejchäften gehören muß, hinfichtlich deren für den Ver: 
fiherer die Möglichkeit maſſenweiſen Abſchluſſes nad) feitem, ftatiftiich:mathes 
matiſch fundirten Betriebsplane gegeben ift,') vorhanden fein muß, fann uner: 
Örtert bleiben. Denn ein nach feitem Betriebsplane eingerichteter Großbetrieb, 
bei dem Riſiko und Leiftung an das Verficherungsinftitut gegen einander ab— 
gemejjen find, ift, wie feiner weiteren Ausführung bedarf, in allen Zweigen 
der Arbeiterverficherung vorhanden. Es handelt ſich alfo nur noch um die 
übrigen wefentlichen Begriffsmomente des VBerficherungsverhältnifjes, Leiſtung 
und Gegenleiftung in wechjelfeitiger Bedingtheit, die Leiſtung bejtehend in der 
Uebernahme des aus einem zukünftigen zufälligen Ereigniſſe für den Ver: 
fiherunganehmer oder einen dritten erwachienden Schadens, die Gegenleiftung 
beitehend in der Verpflichtung zur Zahlung eines Entgeltes dafür.?) 


) Vgl. Goldſchmidt, Handbuch des Handelärehts, 2. Aufl., Bd. 1, Abt.2, ©. 582 
und die dort Eitirten, Dernburg, preuß. Privatrecht, Bd. 2 $ 232, neuerdings noch 
Lewis, Verſicherungsrecht ©. 18 fi. 

) Unrichtig ift daher die Behauptung Köhne's a. a. DO. S. 104, das ſynallag— 
matiſche Berhältnig von Leiftung und Gegenleiftung jei nicht& dem Verfiherungsredhte, jondern 
etwas dem Vertragsrechte Eigenthümliches. Denn das wechielieitige Verhältniß von Leiitung 
und Gegenleiftung jteht als ein materielles Begriffamoment mit dem Begründungsafte in 
feinem nothwendigen Zujammenbange. Gegen Köhne, dejien Behauptung auf einer Polemik 
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Sind diefe Elemente des Verficherungsbegriffes bei der Arbeiterverficherung 
vorhanden ? 

Als betheiligte Perjonen ftehen ji) gegenüber auf der einen Seite das 
Verficherungsinftitut Kaſſe, Genofjenichaft, Anftalt) als VBerficherer, auf der 
anderen Seite der Arbeiter als Verficherter. Die Leitungen für diefen an das 
Verficherungsintitut werden jedoch nur zum Theil von ihm felbit, zum Theil 
Dagegen und bei der Unfallverficherung ausſchließlich von dem Arbeitgeber ge- 
währt. Soweit dies der Fall ift, Liegt eine Verficherung zu Gunften dritter 
vor. Die Frage, immiefern e3 zur vollen Wirkſamkeit einer jolchen des Bei: 
tritts des dritten bedarf, iſt jedoch für die Zwangsverficherung — und nur 
bei ihr ift der Arbeitgeber zu Beiträgen verpflichtet — vollftändig bedeutungslos. 
Denn die Nothwendigkeit des Beitritt3 fteht im engſten Zuſammenhange mit 
der vertragsmäßigen Begründung der Verficherung. Kommt diefe ohne und 
gegen den Willen der Betheiligten unmittelbar auf Grund der Rechtsnorm zu 
Stande, jo bedarf es auch zur Wirkſamkeit der Verficherung für den dritten 
nicht des Beitritts desjelben. Daß bei der Arbeiterverjicherung ein Eintreten 
zu Gunſten eines dritten in jo ausgedehntem Maße jtattfindet, ift allerdings 
eine charakteriftiiche Eigenthümlichkeit derfelben, allein doch nur in wirthichaft: 
licher, nicht in juriftiicher Hinficht. Denn auch bei der gewöhnlichen privat- 
rechtlichen VBerficherung läßt das Eintreten zu Gunſten dritter den Verſicherungs— 
begriff unberührt, wenn e3 auch thatlächlich verhältnigmäßig ſelten vorfommt. 
Dagegen erjcheint die eventuelle Zuichußpflicht der Gemeinden für die Gemeinde: 
franfenverjicherung und der Reichszuſchuß bei der Invaliditäts- und Alters— 
verjicherung ebenſo wie die Neichsgarantie für injolvente Berufsgenofjenichaften 
nicht als eine Verficherung zu Gunſten dritter, jondern als eine Subven— 
tionirung der öffentlichen Berficherungsinftitute durch die Gemeinden bezw. das 
Reich. Auch eine jolche it mit dem Wejen der Verficherung nicht umvereinbar. 
Wenn der Staat eine Feuerſocietät jubventionirte oder ihre Verpflichtungen 
garantirte, jo wiirde Dadurch das Nechtsverhältnig der Societät zu den Ber: 
jicherten fein anderes. 

Unter den betheiligten Perſonen find ferner die Elemente des Verſicherungs— 
begriffes, die Verpflichtung zu Leiltung und Gegenleiftung, vorhanden. 

Das Verſicherungsinſtitut iſt verpflichtet zum Erſatze eines zufünftigen, 
vom Zufalle abhängigen VBermögensschadens für den Arbeiter, nämlich der Be— 
einträchtigung, welche jeine Erwerbsfähigfeit durch Krankheit, Betriebsunfälle, 
Alter und Invalidität erfährt. 

Die Verfiherungsnehmer auf der anderen Seite, mögen Dies Die Arbeit: 
geber oder die verficherten Arbeiter oder beide zujammen jein, find zur Leiftung 
gewiljer Beiträge für die Uebernahme des Nififos an das Verficherungsinftitut 
verbunden. Ob die der Verpflichtung entiprechende Leiſtung wirklich erfolgt, 
it als ein rein thatjächliches Moment für das Necht gleichgiltig. Wenn die 
privatrechtlichen Berficherungsbedingungen meilt eine andere Beltimmung ent: 
halten und mit Einftellung der Prämienzahlung den Berficherungsanfpruch er: 
löſchen laſſen, jo find doch ſolche Vertragsabreden, welche dispofitive Nechts- 
normen abändern, jo lange juriftiich irrelevant, als fi) aus ihnen nicht ein 
Gewohnheitsrecht contra legem nachweiſen läßt.') Daß fih ein ſolches nod 


gegen Roſin beruht, auch Rehm a. a ©. ©. 538 N. 26. Die Anfiht Köhnes wird 
neuerdings wiederholt von Laß, Nectsmwiflenichaftlihe Umterfuchungen zur jozialpolitijchen 
Gejeggebung, I, Beriherungsmarfe und ———— Marburg 1891, 

) Anderer Anſicht Rehm a. a. O. ©. 555; Laband a. a. O. ©. 247. 
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nicht gebildet hat, ergibt fich aber aus der Thatjache, daß man eine ausdrück— 
fihe Bejtimmung in den Verficherungsbedingungen für nothwendig erachtet. 
Jedenfalls würde ein privatrechtliches Verficherungsverhältniß in feinem recht- 
lichen Bejtande nicht berührt werden, wenn der Entſchädigungsanſpruch nicht 
abhängig gemacht würde von der thatfächlichen Leiftung der Prämien. Uebrigens 
ift auch wenigjtens in einem Zweige der Arbeiterverficherung, derjenigen gegen 
Ulter und Invalidität, die Abhängigkeit des Rentenanſpruchs von der thatſäch— 
lichen Leiſtung des Verficherungsnehmers vorhanden. 

Sowohl bezüglich der Bemejjung der Entjchädigungen wie bezüglich der 
Höhe der Beiträge zieht das Gejeg der Willfür der Betheiligten ziemlich enge 
Scranfen. Solche find aber auch bei der privatrechtlichen VBerficherung aus 
recht3politiichen Gründen in großer Zahl vorhanden. 

Leiſtung und Gegenleijtung find alfo denjenigen der privatrechtlichen Ber: 
fiherung adäquat. Es fragt ſich nur, ob fie auf Grund eines einheitlichen 
juriftiichen Fundaments in einer untrennbaren ſynallogmatiſchen Verbindung 
mit einander derart jtehen, daß nur für die Beitragsleiitung der Entſchädigungs— 
anjpruch begründet iſt. Man hat verjchiedene Fälle angeführt, in denen die 
iynallagmatifche Verbindung von Leiftung und Gegenleiftung nicht vorhanden 
fein fol, und daraus weiter geſchloſſen, daß die Arbeiterfürforge materiell 
überhaupt nicht Berficherung jei- 

Die bereit? früher erörterten jingularen Nechtsbildungen müſſen in diefer 
Beziehung als Belege ausjcheiden, da fie von der Gejeßgebung jelbit abweichend 
von dem gewöhnlichen Verjicherungsverhältnilje geftaltet worden find und daher 
auf diejes feinen Rückſchluß gejtatten. Es fommen bier nur noch diejenigen 
Fälle in Betracht, in denen ein von Arbeiter und Arbeitgeber verjchiedenes 
Nechtsjubjeft die Vermögensgefahr zu tragen haben joll, ohne daß Arbeiter 
und Arbeitgeber oder ein anderes Rechtsſubjekt irgendwie zu Gegenleijtungen 
verpflichtet wären.') Auf drei folcher Fälle glaubt man fich zum Beweiſe hierfür 
berufen zu können. 

Nah $ 52 Abi. 2 des Sranfenverficherungsgejeges vom 15. Juni 1883 
fann durch jtatutarische Regelung bejtimmt werden, daß Arbeitgeber, in deren 
Betrieben Dampfkejjel oder durch Elementarkraft bewegte Triebwerfe nicht ver: 
wendet, und mehr als zwei dem Kranfenverficherungsziwange untertworfene Per: 
fonen nicht beichäftigt werden, von der Verpflichtung zur Leiltung von Beiträgen 
aus eigenen Mitteln befreit find. Eine Befreiung von der Beitragspflicht findet 
doch aber bier nur zu Gunften des Arbeitgebers, nicht zu unten des 
Arbeiters Statt. In jeinen Beiträgen bleibt die Gegenleiftung für die Leitungen 
der Kalle beitehen. 

Nah 8 16 Abi. 1 des Tandmwirthichaftlichen Unfallverficherungsgefeges 
vom 5. Mai 1886 kann ferner durch die Landesgejeggebung, das Statut oder 
Beichluß der Genofjenschaftsverfammlung die Beitimmung erfolgen, daß Unter: 
nehmer jolcher Betriebe, welche mit erheblicher Unfallgefahr nicht verbunden 
find, und im welchen ihres geringen Umfanges wegen Lohnarbeiter nur theil- 
weiſe beichäftigt werden, von Beiträgen ganz oder theilweije befreit jein jollen. 
Die Beitragspflicht der betreffenden Kleinen Unternehmer jteht hier an und für 
ſich reichögefeglich jet. Nur darauf fommt es aber an, daß die beiderjeitigen 
Verpflichtungen einander forreipondieren. Ob die Leiftung für den Verficherten 
thatjächlih erfolgt oder erlaſſen wird, ift gleichgiltig. Nichts anderes wird 


Rehbma. a O. ©. 542; Roſin, Recht der Arbeiterverfiherung, Bd. 1, ©. 259. 
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aber hier vorgejeben, als der Erlaß einer Leiftung, zu welcher der Arbeitgeber 
an und für fich rechtlich verpflichtet ift. Wenn diefer Erlaß nicht nur durd 
die freie Willensentichliegung des Gläubiger (Beſchluß der Genoſſenſchafts— 
verjammlung), fondern auch durch Normen des objektiven Rechts (Landesgeſetz 
oder Statut) erfolgen kann, fo beruht dies darauf, daß das rechtliche Fun— 
dament der Berficherungsverhältnifie nicht die freie Willensentjchliegung der 
Betheiligten ift. Wie die Arbeiterverficherung ſelbſt unmittelbar durch allge: 
meine Rechtsnorm begründet wird, jo fann diefe auch an Stelle der Betheiligten 
Dispofitionen treffen, die bei der gewöhnlichen privatrechtlichen Verſicherung 
nur aus der freien Willensentichließung der Intereſſenten hervorgehen fünnen. 
Auch für die Heinen Betriebsunternehmer beiteht alfo an ımd für fich Die dem 
Berficherungsverhältnifje mwejentliche Beitragspflicht, allein die der rechtlichen 
Verpflichtung entiprechende thatfächliche Leiftung kann ihnen unter gewiljen 
Vorausſetzungen erlaſſen werden. | 

Wenn endlich bei der reichsrechtlichen Kranfenverficherung die Gutsbezirke 
und Gemarfungen (8 83 Hr. B. ©.) und bei der landesgefeglichen Kranfen- 
verjicherung die Gemeinden Beiträge zu erheben nur berechtigt, aber nicht ver: 
pflichtet find, jo läßt auch hier die Nichtausübung eines Nechtes dieſes ſelbſt 
und damit das gejammte Nechtsverhältnig unberührt. Aus dem Rechte der 
Gemeinden zur Beitragserhebung folgt eine allgemeine Nechtspflicht der Ber: 
ficherten zur Beitragszahlung Soweit die Gemeinden und die ihnen gleich: 
ftehenden Verbände von ihrem Nechte feinen Gebrauch machen, erlafjen fie mur 
ihren Schuldnern eine Leiftung. Auch in diefem Falle kann aber die Zuläffigkeit 
eines jolchen Erlafjes nichts gegen den Verficherungscharatter der Arbeiterfür: 
ſorge beweijen. 

Die beiderjeitigen Verpflichtungen zur Leiſtung der Entſchädigung und zur 
Leiftung der Beiträge bedingen fich ſomit gegenfeitig. Es bejteht feine Ent- 
Ihädigungspflicht eines Verficherungsinftitutes ohne einem Beitragsanſpruch des: 
jelben, umd fein Entjchädigungsanfpruch gegen das Berficherungsinjtitut ohne 
eine Beitragspflicht des Entichädigungsberechtigten oder einer dritten Perjon. 

Dieje beiderjeitigen Nechte und Pflichten beruhen aber ferner auf einem 
und demfelben rechtlichen Yundamente, bei der Zwangsverficherung auf dem 
gleichen in der Rechtsnorm vorausgejegten Thatbeitande, dem der Beichäftigung 
einer Perſon in einem beſtimmten Betriebe, bei der freiwilligen Verſicherung 
auf dem zwijchen den Betheiligten abgejchlojienen Vertrage. An Ddiejes ein- 
heitliche Fundament knüpfen jich die beiderjeitigen Anſprüche und Verpflichtungen 
als Rechtsfolgen an. Die Arbeiterverjicherung umfaßt daher nicht zwei ein- 
jeitige, unabhängig neben einander hergehende Nechtsverhältnifie, ein prinzipales 
der Fürſorge und ein jecundäres der Beitragsleiftung, fondern ein auf einheit- 
lichem Fundamente beruhendes zweiſeitiges Nechtsverhältnig mit wechjeljeitiger 
Bedingtheit von Leiſtung und Gegenleiftung. 

Mit dem Nachweife des jynallagmatiichen Charafter8 der beiderjeitigen 
Rechte und Pflichten ift aber die Exiſtenz jämmtlicher wefentlichen Begriffs: 
momente der Verficherung dargethan. Das Weſen der Arbeiterfürforge kann 
jomit als Berficherung feitgeftellt werden, weil alle diejenigen Elemente, die den 
Begriff der zunächſt nur im Privatrechte ausgebildeten Verficherung ausmachen, 
bei der Arbeiterverficherung der neueſten fozialpolitischen Gejeßgebung wiederfehren. 

Es wäre nun aber ein ebenjo verfehltes als zweckloſes Unternehmen, 
außer diejen wejentlichen Begriffselementen noch weitere Achnlichkeiten zwiſchen 
der privatrechtlichen und der Arbeiterverficherung nachweilen zu wollen. Vor- 
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handen find jolche zweifellos. Es Jäht ſich nur aus ihnen feine weitere Ana— 
logie zwiſchen beiden Rechtsinftituten herleiten. So iſt 3. B. der Nachweis 
verjucht worden,) daß die Ausjchliegung der Ueber: und Doppelverficherung, 
die Nichthaftbarkeit des WBerficherers, wenn der Schaden durch Schuld des 
Verficherten herbeigeführt ijt, die Verpflichtung des Verficherungsnehmers zur 
Anzeige aller für Die Verficherung relevanten Thatfachen auch bei der Arbeiter 
verjiherung vorfommen. Allein gleichzeitig mußte man ſich doch zu dem An— 
erfenntniffe der Thatjache entichließen, daß die Grundjäge, obwohl in einzelnen 
Borichriften der Arbeiterverficherungsgejege erkennbar, doch in Ddiejen nicht 
fonjequent durchgeführt find. Soweit eine jolche Uebereinftimmung nicht vor: 
handen ijt, blieb daher, wenn man auf jene Grundjäge überhaupt Werth legte, 
nicht3 anderes übrig, als jene VBorjchriften für anomale zu erklären. Damit 
wird aber der Boden der jurijtiichen Erörterung, welche die Begriffe aus den 
pojitiven Nechtsnormen zu entwideln bat, verlalien. Wenn jomit jeder der: 
artige Verſuch mißlingen muß, jo läßt dies doch den Verjicherungscharafter 
der Arbeiterfürjorge unberührt, da es fich bei jenen Grundjägen nur um 
naturalia oder accidentalia der Verficherung handelt, und diejelben auch nicht 
in allen Zweigen der privatrechtlichen Berficherung eine unbedingte und gleich: 
mäßige Anerkennung finden. Umgekehrt kann jelbitverjtändlich auch der Ber: 
fiherungscharafter der Urbeiterfürforge nicht durch den Nachweis erjchüttert 
oder widerlegt werden, daß Momente, welche bei der privatrechtlichen Ver: 
fiherung gewöhnlich vorhanden find, bei der Arbeiterverjicherung feblen.*) 

Aus der Thatjache, daß die Arbeiterverlicherung unter den bisher allge- 
mein als Verſicherung bezeichneten Nechtsbegriff fällt, folgt daber insbejondere 
nicht ohne weiteres die Anwendbarkeit von Normen des gewöhnlichen privaten 
Verficherungsrechtes auf die Arbeiterverficherung. Denkbar find zwei Möglich: 
feiten. Entweder jene Brivatrechtänormen find vom Gejetgeber ausdrüdlich aus— 
geiprochene Folgerungen aus dem allgemeinen Begriffe der Verficherung. Dann 
werden die in jenen Normen enthaltenen Grundjäge auch für die Arbeiterver: 
jiherung Plag greifen, aber nicht weil jie der Geſetzgeber für das Privatrecht 
lanftionirt hat, jondern weil fie ſich aus dem juriſtiſchen Begriffe wiljenjchaftlich 
deduzieren laſſen. Oder jene Brivatrechtsnormen laſſen fich nicht auf den Wer: 
fiherungsbegriff zurückführen, jondern enthalten von demſelben unabhängige 
bejondere Beitimmungen. Dann ift ihre Anwendung auf die Arbeiterverficherung 
unbedingt ausgeſchloſſen. Das gewöhnliche private VBerficherungsreht kann 
daher eines der wichtigiten Mittel zur wiljenichaftlichen Erfenntniß der Arbeiter: 
verliherung bilden, aber darüber geht jeine Bedeutung nicht hinaus. 

Die Arbeiterverficherung, ihrem materiellen Inhalte nach mit der bisherigen 
privatrechtlichen Verjicherung identisch, fällt num aber je nach den Zwecken, 
denen ſie dient, je nach der Art und Weiſe, in der ſie begründet wird, in zwei 
Theile aus einander. Die Zwangsverſicherung iſt öffentlichrechtlichen, die frei— 
willige Verſicherung privatrechtlichen Charakters. Trotz des identiſchen Rechts— 
inhalts, trotz der Uebereinſtimmung in den meiſten Rechtsſätzen ſind zwei weſent— 
lich von einander verſchiedene Rechtsinſtitute vorhanden. 


Die freiwillige Verſicherung dient den Lebensintereſſen des einzelnen Indi— 
viduums. Sie kommt daher nicht ohne deſſen Zuſtimmung zu Stande, ſondern 





Köhne a. a. O 
2) Den Verſuch dazu macht Roſin, Recht der Arbeiterverſicherung, Bd. 1 S. 264 ff.; 
Rehm a. a. ©. ©. 554 
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geht aus ſeiner freien Willensentſchließung hervor. Der Begründungsakt iſt 
daher der privatrechtliche obligatoriiche Vertrag. Was für ein Vertrag vor: 
liegt, läßt ji) num aud jagen, nachdem der Inhalt des Nechtsverhältnifies 
fejtgejtellt ijt. Es ift der privatrechtliche Verjicherungsvertrag. Auf ihm beruht 
das vertragemäßige Verlicherungsverhältniß zwiſchen dem Verſicherten und dem 
Berfiherungsinjtitute. Die freiwillige Verjicherung iſt alſo nichts anderes als 
die gewöhnliche privatrechtliche Verſicherung, wie jie dem modernen Rechte 
längſt befannt iſt. Sie bildet allerdings einen bejonderen Zweig derjelben, 
der fih von den anderen Zweigen der privatrechlichen Verſicherung durd 
harafterijtiiche Normen und Kennzeichen unterjcheidet. Dadurch hört jedoch die 
freiwillige Armenverficherung ebenſo wenig auf, privatrechtliche Verſicherung 
zu jein, al3 dies etwa bei der Feuerverſicherung oder bei der Xebensverficherung 
der Fall ift. 

Dagegen it die Zwangsverjicherung als eine der Erfüllung ftaatliher 
Aufgaben dienende Einrichtung ein Inſtitut des öffentlichen Rechtes. Sie beruht 
daher nicht auf der freien Willensentichliegung des einzelnen Individuums, 
jondern auf dem in der Rechtsnorm bethätigten Herrichaftsrechte des Staates 
und dem Zwangsgebote desjelben. Das dadurch begründete Nechtsverhältniß 
iſt allerdings feinem Inhalte nach mit der privatrechtlichen Verſicherung und 
jpeziell mit dem ihm am nächjten verwandten Zweige derjelben, der freiwilligen 
Urbeiterverficherung, im wejentlichen identisch. Der ſtaatliche Zweck, dem es 
dient, und die dadurch bedingte Unabhängigkeit jeiner Begründung von der 
freien individuellen Willensentichließung heben jedoch das gejammte Rechts— 
injtitut über das Privatrecht hinaus. Es iſt daher auch feinem Inhalte nad 
ein jynallagmatifches Verhältniß des öffentlichen Nechtes. Die beiderjeitigen, 
einander bedingenden Ansprüche und Verpflichtungen find ziwar analog deneu des 
PBrivatrechts gebildet, gehören aber jelbit nicht dem Privatrechte an. Dephalb kann 
man den Entihädigungsanfpruch jehr wohl als Fürſorgeanſpruch bezeichnen. 
Es ijt jedoch daran feitzuhalten, daß dieſer Fürjorgeanipruch fein einjeitiger 
iſt wie bei der Armenfürjorge, jondern fich aus einem zweijeitigen Rechtsver— 
hältniife ergibt, bedingt erjcheint durch die Beitragspflicht. Dasſelbe gilt 
natürlich von der Beitragspflicht und den Beiträgen. Diejelben find nicht ein- 
jeitige Leiſtungen der Verpflichteten, Spezialjteuern der nterejienten,‘) ſondern 
fie werden entrichtet um einer Gegenleiltung des Staates bezw. öffentlicher Ans 
jtalten willen. Sie haben daher den Charakter öffentlicher Gebühren. | 


II Die einzelnen Zweige der Arbeiterverjiherung. 
Kap. I Die Kranfenverfiherung.?) | 
Grundlegend für die heutige Geftaltung der Kranfenverficherung ijt das 


ı, So Rehm a. a. O S. 544; Rojin, Recht der Arbeiterverjiherung, Bd. 1 ©. 263. 
) Val. E.W A. Bald, Die Krankenverſicherung der Arbeiter, nach Geieg und 
Praxis dargeitell, Wismar, 18855 ©. Häpe, Das Kranfenverjiherungsredht nad) dem 
Reichsgeſetze vom 15. Juni 1883, Leipzig 1885; v. Woedtfe, Art. Krankenverficherung ın 
.Stengls Wörterbudh Bd. 1, S. 844 fi; Köhne, Rechtliche Grundlagen der Arbeiter: 
rankenverfiherung in dem Jahresbericht der Zur. Geſellſchaft zu Berlin 1886/87, ©. 38 fi 
Kommentare zum Krantenverfiherungsgeiege von Zeller, Nördlingen 1883, Neger, Ansbad 
1884; Schider, Stuttgart 1884; Engelmann, Erlangen 1886; Köhne, 2.4. Stuttgart 
1892; v. Woedtfe, größere Ausgabe, 3. Aufl., Berlin und Leipzig 1886, Tertauäg., 4. I 
1892. Zeitichrift Arbeiterverjorgung, Berlin 1884 ff., begr. von J. Schmitz, hetausgeg. von 
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Gejeg vom 15. Juni 1883') mit der Novelle vom 10. April 1892. Dazu 
fommt das jogenannte Ausdehnungsgejeg und das Geſetz betreffend die Unfall 
und Krankenverficherung der in land= und forjtwirtbichaftlichen Betrieben be- 
ihäftigten Berfonen vom 5. Mai 1836. Außerdem bejtehen Spezialrathsnormen 
für einige Zweige der Sranfenverficherung: für die eingejchriebenen Hilfskaſſen 
das Hilfskajjengejeg von 1876 in der Geitalt der Novelle vom 1. Juni 1884, 
für die Innungskraukenkaſſen die Beitimmungen der Gewerbeordnung, für die 
Knappſchaftskaſſen, die Landesrechtlichen freien Hilfskaſſen und die Landesrechtliche 
Gemeindefranfenverficherung endlich die Landesgejeggebung. 


S 1. Die verfiherten Perfonen. 


Die Grundlage der Krankenverſicherung bildet der Berficherungszwang 
oder die Verjicherungspfliht. Darin liegt feine jubjektive, eventuell durch 
Zwang realifierbare Verpflichtung, jondern der Zuſtand des WVerfichertjeing, 
aus dem fich die einzelnen Rechte und Prlichten ergeben.) Der Verjicherungs- 
zwang beruht ſtets auf einer allgemeinen Nechtsnorm. Dieſe iſt jedoch nad) 
der Art ihres Zuſtandekommens entweder eine reichSgejegliche oder eine landes= 
gejegliche oder endlich eine ftatutarifche. 

Reichsgeſetzlich unterliegen dem Verſicherungszwange Lohnarbeiter und 
Betriebsbeamte in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanjtalten, Brüchen und 
Gruben, in Fabriken und Hüttenwerfen, bei Eijenbahnen und ſonſtigen Transport: 
betrieben des Binnenlandes, auf Werften und bei Bauten, im Handelsgewerbe, 
jofern der Anfpruch aus Art. 60 des Handelögejegbuchs vertragsmäßig ein- 
geichränft ijt, im Handwerfe und in jonjtigen ftehenden Gemwerbebetrieben, 
wozu jedoch land» und forjtwirthichaftliche Betriebe nicht zu rechnen find, im 
Gejchäftsbetriebe der Amwälte, Notare und Gerichtsvollzieher, der Kranken— 
kaſſen, Berufsgenoſſenſchaften und WBerficherungsanitalten, jowie in jonjtigen 
Betrieben, welche dauernd mit Dampffejjeln oder Motoren arbeiten, endlich in 
den Betrieben der Poſt und Telegraphie, der Marine: und Heeresverwaltungen. 

Ausgenommen und dem Verjiherungszwange nicht unterworfen find die 
Betriebsbeamten, Werkmeiſter, Techniker, die Handlungsgehilfen und Lehrlinge 
und die Büreaubeamten mit mehr als 2000 Mk. Fahresarbeitsverdienit; Die 
Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken allgemein; Berfonen, deren Beichäftigung 
durch die Natur des Gegenjtandes oder im Voraus durch.den Arbeitsvertrag 
auf weniger al3 eine Woche bejchränft iſt; ummittelbare und mittelbare Reichs: 
und Staatsbeamte; Perjonen des Soldatenjtandes, jowie folche in Reichs-, 


Honigmann. Sanımlung von Enticheidungen dev Gewerbedeputation des Magiitrats zu 
Berlin zu dem Gejege, ber. von Mugdan und Freund, Berlin und Leipzig, 1886 ff., 
von Entih. Hamburgiſcher Gerichte und des Hanjeatiichen Oberlandesgerichts, ber. von 
Peterien und Philippien, Hamburg 1887. Die vor Erlaß des Gejeges entjtandene 
reichhaltige politische und nationalötonomijche Yiberatur ift gegenwärtig ohne erheblichen Werth. 

1) Bol dazu die preuß. Ausf.-Anm. vom 26. November 1883, melde namentlich die 
zuftändigen Behörden beitimmt (MB. d. inn. Berw. 1883 ©. 258,) Verfall. vom 
4. April und 24. Mai 1884; bayr. Ausf-Geſ. vom 28. Februar 1884, Allerh. Verordn. 
vom 14. Mai 1884, zwei Min-Bek. vom 15. Mai 1884; ſächſ. Verordn. von 28. September 
1883; württ. Ausf.“Geſ. vom 20. Mai 1884, Verf. vom 1. Dezember 1883; bad Verordn. 
vom 11. Februar 1884 ; elj.-lothr. Verordn. vom 14 März 1884, Min.Verf. vom 14. März 
1884. Die Ausführungsverordnungen der übrigen Staaten vgl. bei Häpe a. aD. S. 14 ff. 

*) Hierüber hHerricht allgemeine UWebereinftimmung, mur die Bezeichnungen find ver— 
ſchieden. So wird die Berficherungspflicht erflärt als ein Zuitand Kaband a. a. O. ©. 246), 
als ein Nechtöverhältnig (Pröbit a. a. D. ©. 327), als eine Eigenjchaft der verficherten 
Berjonen (Rojin, Recht der Arbeiterverfiherung Bd, 1 ©. 434). 
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Staats: und Kommumalbetrieben bejchäftigte Perſonen, die in Krankheitsfällen 
einen Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts oder Lohnes oder auf Fürſorge 
durch ihren Arbeitgeber in Höhe der gejeglichen Krankenverficherung haben 
Auf ihren eigenen Antrag find von der Verjicherungspflicht zu befreien nur 
zeitweiſe erwerbsfähige Perſonen mit Zuftimmung ihres Armenverbandes und 
Berjonen, welche gegen ihren Arbeitgeber einen der VBerficherung gleichwertigen 
Unterftügungsaniprud im Falle der Erfranfung haben, jofern die Leiltungs- 
fähigkeit des Arbeitgebers gejichert ift, auf Antrag des Arbeitgebers Lehrlinge 
und in Arbeiterfolonien 2c. beichäftigte Perfonen unter der gleichen Voraus: 
jegung. Ueber den Antrag enticheidet der Krankenkaſſenvorſtand und endgiltig 
deſſen Auffichtsbehörde. 

Auf Grund reichsgefegliher Ermächtigung können durch Statut einer 
Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes, welches der Genehmigung 
der höheren VBerwaltungsbehörde bedarf, für die Gemeinde, den fommunalen 
Bezirk oder Theile des legteren dem Verſicherungszwange noch unterworfen 
werden die wegen bloß vorübergehender Beichäftigung von dem gejeglichen 
Berficherungszwange befreiten PBerjonen, die in Kommunalbetrieben und im 
Kommunaldienite befchäftigten Perſonen, welche nicht reichsgefeglich verficher: 
ungspflichtig find, die nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages bejchäftigten 
Familienangehörigen des Betriebsunternehmers, nicht Schon reichsgejeglich ver: 
Jiherungspflichtige Handlungsgebilfen und Lehrlinge und die Meilter der Haus- 
induftrie. In gleicher Weile kann durch Verfügung des Neichsfanzlers bezw. 
der Yandeszentralbehörde die Verficherungspflicht auf die ihr nicht Schon gejeglich 
unterworfenen Perſonen erjtredt werden, die in Betrieben oder im Dienfte des 
Reiches ge eines Einzelſtaates beſchäftigt ſind 88 1—3b Kr-V.G., 88 1, 15 
Ausd. G.). 

Die land- und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter unterliegen der Verſicherungs— 
pflicht nach Maßgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 
nur dann, wenn fie derſelben durch Landesgeſetz oder Kommunalſtatut unter: 
worfen ſind ($ 133 landw. Unf. u. Kr.V.G.). Für die meiſten deutſchen 
Staaten, insbeſondere für Preußen, iſt ein derartiges Landesgeſetz nicht ergangen, 
jo daß nur der ſtatutariſche Verſicherungszwang beſteht. Dagegen ſind in 
Sachſen durch Geſetz vom 22. März 1888, in Baden durch Geſetz vom 
24. März 1888 und in Heſſen durch Geſetz vom 4. April 1888 die in der 
Land: und Forſtwirthſchaft gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Perſonen 
einschließlich des landwirtbichaftlichen Gefindes dem geſetzlichen Berficherungs: 
zwange unterworfen worden. In Bayern und Württemberg wird dem Bedürfnifie 
genügt durch die gleich zu ermwähnende landesrechtliche Krankenverficherung. 
Auf Antrag ihrer Arbeitgeber find die Arbeiter, welche gegen jenen einen der 
Kranfenfürforge mindeftens gleichwerthigen Anfpruch haben, durch den Vorftand 
des Inſtituts von der Verficherungspflicht zu befreien (5 136 a. a. D.). 

Das Reichsrecht hat die Arbeiterfrankenverficherung nicht erfchöpfend geregelt 
und dieß auch gar nicht beabfichtigt. Im Gegentheile ift ftetS anerfannt worden, 
daß weite Kreife noch außerhalb der Verficherung ftehen, obgleich fie an und 
für fich verficherungsbedürftig find. Da fomit das Neichgrecht eine ausschließliche 
Herrichaft über die Materie nicht beanfprucht, blieb, ſoweit das Reichsrecht 
feine Beitimmungen enthält, noh Raum für eine landesrechtliche Kranfenver- 
fiherung.') Nur darf man daraus nicht den Schluß ziehen, daß dag Landes— 


) Uebereinftimmend Kühne a. a. O. ©. 2, 3; v. Woedke, Komm. (3. 4.) S. 24. 
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recht für ſeine Zwecke die reichsgeſetzlichen Organiſationen benutzen könne, da 
jedenfalls die reichsgeſetzliche Krankenverſicherung erſchöpfend geregelt werden 
ſollte.) Demgemäß beſteht in Bayern und Württemberg für die reichsrechtlich 
nicht verſicherten Perſonen die frühere landesrechtliche Gemeindekrankenfürſorge?) 
fort, welche im Anſchluſſe an das Reichsrecht für Bayern durch Geſetz vom 
28. Februar 1884, eine Novelle zu dem Geſetze vom 29. April 1869, für 
Württemberg durch Geſetz vom 16. Dezember 1888 neu geregelt iſt. Dadurch 
werden einer landesgeſetzlichen Gemeindekrankenverſicherung die land- und forſt— 
wirthſchaftlichen Arbeiter und die Dienſtboten unterworfen In Baden iſt durch 
Geſetz vom 24. März 1888 den Gemeinden und den weiteren Kommunalver— 
bänden wenigſtens die Befugniß ertheilt, für nicht landwirthſchaftliche Dienſt— 
boten, ungelohnte Geſellen und Lehrlinge die landesgeſetzliche Gemeindekranken— 
verſicherung ſtatutariſch einzuführen. Soweit hiernach eine landesrechtliche 
Zwangsverſicherung für andere als land- und forſtwirthſchaftliche Arbeiter beſteht, 
erliſcht dieſelbe zu Gunſten der reichsrechtlichen, wenn dieſe ſtatutariſch auf 
Grund reichsrechtlicher Ermächtigung auf jene Arbeiterkategorien ausgedehnt wird. 

Die nach dieſen allgemeinen Grundſätzen an und für ſich verſicherungs— 
pflichtigen Perſonen ſind von der Zugehörigkeit zu der Gemeindekrankenver— 
ſicherung oder einer Zwangskaſſe, jedoch mit Ausnahme der Knappſchaftskaſſen, 
befreit, wenn ſie Mitglieder einer eingeſchriebenen oder ſonſtigen freien Hilfs— 
kaſſe ſind, welche die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen gewährt. Unter der gleichen 
Vorausſetzung kann auch die bereits vorhandene Zwangsverſicherung erlöſchen. 
Für Mitglieder der Gemeindekrankenverſicherung hört dieſelbe ſofort auf, ſo— 
bald fie in eine ſolche Kaſſe eintreten ($ 4 Kr⸗-V.G.). Den Mitgliedern 
der übrigen Zmwangsfafjen ift der Austritt mit Schluß des Nechnungsjahres 
nach drei Monate vorher erfolgter Anzeige zu geitatten, wenn fie vor dem 
Austritte die er a zu eimer freien, die gejeglichen Mindeftleiftungen 
gewährenden Kaſſe nachweiſen 8 19 Kr.V.G.). 

Neben den verſicherungspflichtigen Perſonen ſtehen diejenigen, welche ſich 
auf Grund ihrer freien Willensentſchließung gegen Krankheit verſichern. Dieſe 
Verſicherung iſt entweder eine ſolche bei einem Zwangsverſicherungsinſtitute, 
dem dann die Verpflichtung obliegt, den ſich Meldenden aufzunehmen oder eine 
beiderſeits freie Verſicherung bei einer freien Hilfskaſſe. 

Die erſtere wird entweder freiwillig begonnen oder von einem früher 
Verſicherungspflichtigen nach Fortfall der Vorausſetzungen der Verſicherungs— 
pflicht freiwillig fortgeſetzt. Berechtigt zum freiwilligen Eintritte in die Ver— 
ſicherung bei einem Zwangsverſicherungsinſtitute ſind die Dienſtboten und ſonſtige 
geſetzlich oder ſtatutariſch zugelaſſene Perſonen mit einem Jahreseinkommen 
bis 2000 Mk. bezüglich der Gemeindekrankenverſicherung, die in einem ver— 
ſicherungspflichtigen Betriebe beſchäftigten, aber ſelbſt nicht verſicherungspflichtigen 
Arbeiter und Betriebsbeamten bis zu 2000 Mk. Einkommen und die Perſonen, 
welche der ſtatutariſchen Verſicherungspflicht unterworfen werden können, ſo 
lange dies noch nicht geſchehen iſt, ſowie endlich landesrechtlich die Werksbeamten 
der Bergwerke, Aufbereitungsanſtalten und Salinen und die Verwaltungsbeamten 
des Knappſchaftsvereins bezüglich der Knappſchaftskaſſen. Außerdem können 
in einer Kaſſeneinrichtung freiwillig verbleiben diejenigen, welche nach Aufhören 
ihrer Verſicherungspflicht einſtweilen ohne eine die Zugehörigkeit zu einer anderen 





') Uebereinſtimmend Roſſin, Recht der Arbeiterverſicherung Bd. 1, ©. 79. 
) Val. ©. 561. 
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Kaſſe begründende Beichäftigung find (38 4, 11, 19, 27 Kr.V.-G.), Das 
Statut einer Orts-, Betriebs- und Baufrankenkaffe kann auch die Aufnahme 
anderer Perjonen für zuläjlig erklären (8 26a, 64, 72 fr. B.-©.). 

Der Kreis derjenigen Perſonen, welche ſich bei einer freien Hilfskaſſe 
gegen Krankheit verſichern können, iſt geſetzlich überhaupt nicht beſtimmt. 


$ 2. Die Verſicherungsinſtitute. 


Als Träger der Berficherungslaft find verjchiedenartige Kafjenverbände 
geichaffen, die jich meist nach den einzelnen Berufszweigen gliedern, aber auch 
zum Theil nach anderen Gejichtspunften organifiert find. 


a. Die Öemeindefranfenverfiherung. 

Als jubjidiäre Nechtsbildung bejteht für diejenigen verficherungspflichtigen 
Perſonen, welche feiner der jpäter zu erwähnenden Spezialfajjen angehören, 
die Gemeindekranfenverficherung. Diefelbe iſt feine befondere Rechtsperſönlich— 
feit, jondern Lediglich eine fommunale Anjtalt derart, daß Träger aller öffent— 
lihen und privaten Rechte und Pflichten der fommunale Verband ijt. Die 
Berwaltung der Gemeindefranfenverficherung erjcheint daher als integrierender 
Beitandtheil der Kommumalverwaltung, wenn auch die Kaſſenbeſtände von den 
übrigen Nommunalfonds getrennt zu verwalten find. 

Jede Gemeinde muß fir Diejenigen in ihrem Bezirke bejchäftigten ver: 
fiherungspflichtigen Perjonen, für welche eine Spezialfalje nicht bejteht, die 
Gemeindekranfenverficherung einrichten. Zur Bildung derjelben für bloß ver: 
fiherungsberechtigte PBerfonen, wenn feine verficherungspflichtigen vorhanden 
find, bat fie dagegen feine Veranlafjung.‘) Mehrere Gemeinden oder größere 
Kommumalverbände fünnen eine gemeinjame Verſicherung berjtellen, und ſie 
ſind dazu unter Be Borausjegungen im Intereſſe der Leiſtungsfähigkeit 
verpflichtet (SS 4, 5, 12—14 Kr.VG.). 

Die ie Gemeindefranfenwerficherung, wie fie in Süddeutſch— 
land bejteht, erſetzt die reichsrechtliche, ſofern fie binfichtlich der Höhe der 
Unterjtügungen und der Beiträge den reichsrechtlichen Anforderungen entjpricht 
($ 15 Kr.V.G.). 


b. Die Orts», Betriebs: (Fabrik) und Baufranfenkafjen. 


Die regelmäßige Organiſation und das Rückgrat der geſammten Arbeiter: 
verlicherung gegen Krankheit bilden die Ortskrankenkaſſen, mit denen die Be 
trieb3: oder Fabrik: und die Baukrankenkaſſen in den wejentlichen Punkten 
übereinjtimmen, jo daß fie nur als bejondere Unterarten der Ortskrankenkaſſen 
ericheinen. 

Die Ortskranfenkajjen werden entweder für Ungehörige eines einzigen 
Gewerbszweiges oder einer einzigen Betriebsart in einer Gemeinde oder für 
mehrere Gewerbszweige einer oder mehrerer Gemeinden errichtet. Die Er- 
richtung geichieht auf Beichluß der Gemeinde und muß unter gewiſſen Vor: 
ausjegungen auf Antrag der Betheiligten umd Anordnung der höheren Ber: 
waltungsbehörde erfolgen (SS 16—18, 43 Kr-V.G.). 

) Uebereinſtimmend Seydel, Bayr. StR. Bd. 5 ©. 288, andrer Anficht Häpe a. 
a. O. S. 30, preuß. Min.Erl. vom 14. Juni 1884 und v. Woedtle, Komm. zu $ 4, 
entgegen jeiner früheren Anſicht. 
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Daneben beftehen die Betriebs: oder Fabriffrantenfaffen. Solche dürfen 
einzelne Betriebsunternehmer, die mehr als fünfzig Arbeiter beichäftigen oder 
die nachhaltige Leiftungsfähigfeit der Kaffe auch bei einer geringeren Anzahl 
nachweifen, für die Arbeiter der eigenen Fabrik errichten. Sie find dazu auf 
Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde verpflichtet, wenn es fich um 
Betriebe mit befonderer Krankheitsgefahr handelt. Unternehmer, welche der 
ihnen auferlegten Verpflichtung nicht nachtommen, haben wegen diejes ihres 
Berihuldens für den von ihnen bejchäftigten verficherungspflichtigen Arbeiter 
Beiträge bis zu fünf Prozent des verdienten Zohnes nach näherer Anordnung 
der höheren Berwaltungsbehörde zur Gemeindefranfenverficherung bezw. zur 
Ortöfranfenfafje zu zahlen ($$ 59—62 Kr⸗V-G.). 

Den Betriebskrankenkaſſen ftehen in gewiſſer Hinficht die Baukrankenkaſſen 
gleich. Diejelben find ebenfalls für Arbeiter eines einzelnen Betriebes be- 
ſtimmt und unterjcheiden fich von anderen Betriebskrankenkaſſen nur dadurd), 
daß der Baubetrieb und demgemäß auch die darauf begründete Kaſſeneinrichtung 
vorübergehender Natur ift. Zur Errichtung verpflichtet it auf Anordnung 
der höheren Berwaltungsbehörde der Bauherr, welcher zeitweilig eine größere 
Anzahl von Arbeitern beichäftigt. Diefe Verpflichtung kann jedoch mit Ge: 
nehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde auf den Unternehmer übertragen ° 
werden, der die Ausführung des Baues auf eigene Nechnung übernommen hat 
und eine nach dem Urtbeile der Behörde ausreichende Sicherheit beftellt. 
Bauherren, welche ihrer Verpflichtung nicht nachtommen, haben die Unter: 
ftügungen aus eigenen Mitteln zu leiften ($$ 69-71 Kr-V.G.). 

- Jede Orts-, Betriebs: Fabrik-) und Baukrankenkaſſe hat die Nechts- 
jtellung einer befonderen juriftiichen PBerfon. Die innere Verfaſſung der Kaſſen 
beruht auf einem Kafjenjtatute, welches einen gewiſſen, geieglich vorgeschriebenen 
Inhalt haben muß.) Das Kafjenftatut wird gegeben für die Ortskranken— 
fallen von der Gemeinde, für die Betriebe: (Fabrik-) und Baukrankenkaſſen 
von dem Unternehmer und bedarf der Beftätiqung der höheren Verwaltungs: 
behörde. Gegen den ablehnenden Beicheid derfelben, der fich nur auf Rechts— 
gründe ftügen darf, fann die mündliche Verhandlung im Berwaltungsitreit: 
verfahren, ſoweit ein folches landesrechtlich beiteht, beantragt und, joweit dies 
nicht der Fall, der gewerberechtliche Rekursweg befchritten werden ($$ 23— 
25, 64, 72 8r.:8.:©.). 

An der Kafjenverwaltung aktiv betheiligt find jämmtliche großjährige 
und im Beſitze der bürgerlichen Chrenrechte befindliche Meitglieder derjelben, 
bei den Betriebs und Baukrankenkaſſen jedoch mit Ausnahme derjenigen Mit: 
glieder, welche ihre Verſicherung freiwillig fortiegen. Bet Heineren Kaſſen 
bilden die fämmtlichen, aktiv berechtigten Meitglieder die Generalverfammlung, 
bei größeren Kaſſen kann oder muß diefe aus Delegirten bejtehen. Die 
Öeneralverfammlung hat den Vorjtand der Kafle zu wählen, in dem bei Be: 
triebs- und Baukrankenkaſſen der Gefchäftsherr fich oder feinem Vertreter den 
Borfig vorbehalten fann. Der Gejchäftsherr hat bei diefen beiden Kaſſenarten 
auch auf feine Koften und unter feiner Verantwortlichkeit für die Rechnungs— 
und Kaffenführung zu forgen. Wird die Wahl der Vertreter zur Generalver: 
ſammlung oder des Vorſtandes verweigert, jo tritt an die Stelle der Wahl 
die Emmennung durch die Auffichtsbehörde. Sowohl in der Generalverfamme 


— — 


) Vgl. das mittels Bekanntmachung vom 14. März 1884 vom Bundesrathe aufge— 
ſtellte Normalſtatut, Centr.⸗Bl. Nachtrag zu Nr. 12 vom 22. März 1884. 
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fung wie im Vorſtande haben die Arbeitgeber einen Anfpruch, aber feine Ver- 
pflihtung auf Vertretung nach Maßgabe ihrer Beiträge bis zu einem Drittel 
der Stimmen durch von ihnen gewählte Delegirte. Der Vorſtand hat die 
Vertretung der Kaffe nach außen gegenüber dritten und die laufende Ver— 
waltung, die Generalverjammlung die Beichlußfaffung über fonjtige Kaſſen— 
angelegenheiten nach näherer Beitimmung des Statuts. Insbeſondere muß 
der Generalverjammlung die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, die 
Verfolgung von Rechtsanſprüchen gegen Voritandsmitglieder und die Beſchluß— 
fallung über Statutenänderungen vorbehalten bleiben. Die Einnahmen und 
Ausgaben der Kaſſe find von allen ihr fremden Vereinnahmungen und Ber: 
ausgabungen getrennt feitzujtellen, und die Beſtände gejondert zu verwalten. 
Das Kaſſenvermögen ift in bejtimmter Weile und zwar regelmäßig wie Mündel- 
vermögen anzulegen. Die Kalle — die Baufranfenfajje jedoch nur, wenn die 
höhere VBerwaltungsbehörde dies bei Genehmigung des Statuts verfügt, — 
hat einen Reſervefonds im Mindeftbetrage der durchichnittlichen Jahresausgabe 
und im Höchitbetrage des doppelten einer folchen anzufammeln und zu erhalten 
und bis zur Erreichung des Mindejtbetrages wenigſtens ein Zehntel der jährlichen 
Kajienbeiträge an den Nefervefonds abzuführen (S8 32—4U, 64, 72 Kr.V.G.). 
. Die Staatsaufficht Führt in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern 
die Gemeindebehörde, im übrigen die von den Landesregierungen zu bejtimmende 
Behörde, in der Negel die Gemeindeauffichtsbehbörde. Doch kann bei Betriebs: 
und Baukrankenkaſſen der Reichs- und Staatsbetriebe die Aufficht den vor- 
gejegten Dienitbehörden der betreffenden Betriebsverwaltungen übertragen 
werden. Die Aufficht erjtredt fih nur auf die Kontrolle der Legalität der 
Kafjenverwaltung nach Maßgabe der gejelichen und ftatutarifchen Vorjchriften, 
nicht dagegen auf eine Kontrolle der Zwedmäßigfeit der Verwaltung. Die 
Kaſſe hat der Auffichtsbehörde gewiſſe Weberfichten und Berichte einzureichen, 
auc kann die Aufjichtsbehörde alle Bücher und Rechnungen einjehen, die Be: 
rufung der Kajjenorgane verlangen und gegen die Mitglieder des Vorſtandes 
Ordnungsitrafen androhen und fejtjegen. Die Friſten und Formulare für die 
Ueberfichten und Rechnungsabſchlüſſe werden vom Bırndesrathe einheitlich feſt— 
geſtellt.) Mindeſtens alle fünf Jahre fol eine einheitliche Zujammenftellung und 
Berarbeitung für das Neid) ftattfinden (8 41—45, 66, 72, 79, 84 Fr -B.-©.). 
Mehrere Kaſſen können fich für gemeinfame Zwede zu Kafjenverbänden 
vereinigen. Die Kalle darf fich unter gewiljen gejeglichen Vorausſetzungen 
auflöfen, fie kann aber auch bei zu geringer Mitgliederzahl oder zu hoher 
Belaftung, eine Betriebs: oder Baufranfenfafje außerdem bei Einftellung des 
Betriebes oder, wenn der Unternehmer oder Bauherr es umterläßt, für ordnungs— 
mäßige Kajjen= und Nechnungsführung zu forgen, von der höheren Verwaltungs 
behörde geichlojjen werden. In dem leßteren Falle trifft den Unternehmer 
oder Bauherrn die gleiche Pflicht zur Schadloshaltung, wie wenn er die Kaſſe 
entgegen der ihm obliegenden Berpflichtung nicht errichtet hätte (88 46—48a, 
67—68, 72 Kr-V.G.. 


ec. Die Innungskrankenkaſſen. 
Die auf der Gewerbeordnung Tit. 6 beruhenden Innungskrankenkaſſen 


find durch das Sranfenverficherungsgejeg $ 73 aufrecht erhalten und in das 
Syitem der Zwangsfafjen eingefügt worden. 

') Diefe Feſtſtellung ift erfolgt durch die Bekanntmachung des Bundesrathes vom 
16. Oftober 1884 Gentr.-BIl. 1884 ©. 265. 
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Die Innungskrankenkaſſe bildet ähnlich der Gemeindefranfenverjicherung 
feine bejondere Wechtsperjönlichkeit, jondern ein Inſtitut der Innung. Dieje 
fann zur. Unterjtügung der Innungsmitglieder, ihrer Angehörigen, ihrer 
Gefellen und Lehrlinge in Fällen der Krankheit, des Tudes, der Arbeits: 
unfäbigfeit oder jonjtiger Bedürftigkeit Kaſſen einrichten (5 97a ©.:D.). Dies 
jelben fommen hier nur infofern in Betracht, ala es ſich um Unterjtügungs: 
kaſſen für die umjelbjtändigen Wrbeiter in SKranfheitsfällen handelt. Die 
Errichtung der Kaſſe beruht auf einem Nebenftatute der Innung, welches von 
der höheren Berwaltungsbehörde nah Anhörung der Gemeinde: bezw. Yluf: 
jichtsbehörde zu genehmigen ift Die Genehmigung kann nach Ermeijen, alfo 
auch aus Zweckmäßigkeitsgründen verſagt werden vorbehaltlich der Beichwerde 
an die Gentralbehörde binnen vier Wochen ($ 980 G.O.). Bei der Ber: 
waltung der Kaſſe muß den Gejellen, welche im Beige der bürgerlichen 
Ehrenrehte und dispofitionsfähig find, eine Theilnahme nach näherer Be 
ſtimmung des Innungsjtatut3 eingeräumt werden (S 100a G.0.). Ordnungs— 
jtrafen, über deren Berechtigung die Auflichtsbehörde endgiltig enticheidet, 
fönnen durch das Nebenftatut angedroht und in Gemäßheit desjelben feſtgeſetzt 
werden. Ihre Einziehung erfolgt gleich derjenigen der Gemeindeabgaben und 
zwar auf Antrag des Innungsvoritandes ($ 1006 G.:D.). Das Vermögen 
der Kaſſe ift von dem übrigen Innungsvermögen getrennt zu verwalten, auch 
haben die Gläubiger der Kaſſe ein Recht auf abgejonderte Befriedigung 
F 100 ®.:D.). Ein Rejervefonds ijt bei den Innungskrankenkaſſen in gleicher 
Weiſe zu bilden wie bei den Orts-, Betriebs: und Baukrankenkaſſen (SS 32, 
33, 73 Kr.V.G.). Die Staatsauffiht wird über die Innungskrankenkaſſe 
als ein Innungsinftitut in derjelben Weiſe geführt wie über die Innung jelbit. 


d. Die Knappſchaftskaſſen.) 


Ebenjo wie die Innungskrankenkaſſen find auch die Knappſchaftskaſſen 
beibehalten und in die neue Organifation eingefügt worden ($ 74 Kr. V.G.). 
Dieje beruht jedoch auf Iandesrechtlichen Quellen, wenn diefelben auch inhalt: 
ih in dem größten Theile Deutfchlands übereinitimmen. Als Prototyp fünnen 
die Normen des preußischen allgemeinen Berggejege® vom 24. Juni 1865 
Tit. 7 betrachtet werden. 

Jeder Knappfchaftsverein bejteht für einen abgegrenzten Bezirk, deſſen 
Beſtimmung bei der Gründung eines neuen Vereind von dem Beſchluſſe der 
Betheiligten abhängt. Falls diefe fich nicht einigen können, enticheidet das 
Dberbergamt nach Anhörung der Werkäbefiger und eines von den Arbeitern 
zu wählenden Ausſchuſſes. Zu dem Vereine gehören innerhalb diejes räum— 
lihen Bezirkes die Arbeiter aller dem Berggefege unterworfenen Bergwerke 
und Yufbereitungsanjtalten wie der Salinen. »Wenn mit dieſen Werfen 
Gewerböanlagen verbunden find, welche nicht unter der Aufficht der Berg: 
behörde jtehen, jo können die in diejen befchäftigten Arbeiter auf ihren und 
der Werksbeſitzer gemeinfchaftlichen Antrag durch den Knappichaftsvoritand in 
den Knappichaftsverein aufgenommen werden. 

Die Werföbefiger haben unter Mitwirkung eines von den Arbeitern zu 
erwählenden Ausſchuſſes ein den gefeglichen Anforderungen entjprechendes 
Statut aufzuftellen. Dasfelbe bedarf der Beſtätigung des Oberbergamtes, die 
Jedoh nur wegen Gejegwidrigfeit des Statuts verjagt werden darf. Wird 





') Vgl. Dritter Abfchnitt, I, Kap. I, $ 2 
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da3 Statut nach vorgängiger Aufforderung nicht in Jahresfrijt vorgelegt, jo 
ift e3 durch das Dberbergamt aufzujtellen. Statutenänderungen erfolgen durch 
Beihluß der Betheiligten, der der Beltätigung des Oberbergamts unterliegt. 
Mit der Beitätigung der Statuten erlangen die Knappſchaftskaſſen die Eigen- 
ſchaft juriftiicher Perjonen. 

Die Verwaltung des Knappichaftsvereins erfolgt durch den Knappſchafts— 
vorstand unter Mitwirkung der Snappfchaftsälteiten. Letztere werden durch 
die zum Verein gehörigen Wrbeiter und Beamten aus ihrer Mitte in der 
ftatutenmäßig bejtimmten Zahl gewählt. Sie vertreten die Knappichaftsmit- 
glieder bei der Wahl des Vorſtandes, haben die Befolgung des Statut3 zu 
überwachen und die Nechte der Mitglieder gegenüber dem Vorſtande wahrzu— 
nehmen. Der Knappſchaftsvorſtand wird zur Hälfte von den Werksbeſitzern, 
bezw. deren Repräfentanten und zur Hälfte von den Knappichaftsälteiten aus 
der Mitte der Wählenden oder aus der Zahl der königlichen oder Privat: 
beamten gewählt. Er vertritt den Verein nach außen, leitet die Wahlen der 
Knappichaftsälteiten, wählt die Beamten und Aerzte des Vereins, fchließt die 
Verträge mit ihnen und mit den Apothefen ab, erläßt die erforderlichen In— 
ftruftionen, verwaltet da8 Wereinsvermögen und bejorgt alle übrigen, ihm 
jtatutarifch übertragenen Geſchäfte. Die jährlich zu legenden Rechnungen 
müjjen vor der Entlaftung der Kafienbeamten durch den Vorſtand ſeitens des— 
felben nad) vorheriger Prüfung den Knappichaftsälteften und den Werfsbefigern 
zur Einficht und Erklärung vorgelegt werden. 

Für diejenigen Leiſtungen, welche den Gegenstand der Stranfenverficherung 
ausmachen, aljo für Kur-, Kranken: und Sterbegeld, fünnen nach dem ge— 
meinschaftlichen Bejchluffe der Werkabefiger, der Anappichaftsälteiten und des 
Knappichaftsvoritandes beſondere Krankenkaſſen eingerichtet werden, deren 
Statuten der Bejtätigung des Oberbergamtes unterliegen, und deren Beauf— 
fichtigung dem Knappichaftsvorftande zujteht. 

Die ftaatliche Aufficht über die Knappichaftsfaflen wird durch die Ober: 
bergämter ausgeübt. Diefelben haben die Beobachtung der Statuten und Die 
jtatutenmäßige Verwaltung des Vermögens zu überwachen. Für jeden Knapp— 
Ichaftsverein ernennt das Oberbergamt einen Kommiſſar, der befugt ift, allen 
Sigungen des Knappichaftsvorjtandes beizumohnen und jeden ftatutenmwidrigen 
Beichluß zu juspendiren. Bon einer ſolchen Suspenfion hat er dem Ober: 
bergamte jofort Anzeige zu machen. Die ftaatliche Kontrolle überwacht alfo 
bloß die Legalität der Verwaltung. Beichwerden über die Verwaltung des 
Borjtandes gehen an das zujtändige DOberbergamt und im zweiter Inſtanz an 
den Miniſter. 

e. Die freien Hilfsfafjen. 

Die freien Hilfsfafjen gehören nicht zu den für die Durchführnng der 
Zwangsverficherung geichaffenen Organijationen. Sie haben für die öffentliche 
Stranfenverjicherung nur infofern eine Bedeutung, als die an und für fich ver- 
fiherungspflichtigen Mitglieder einer freien Kafje, welche die gejeglichen Mindeſt— 
leiftungen gewährt, der Zwangsverficherung nicht unterliegen. Die freien 
Kaſſen find entweder eingejchriebene Hilfskaſſen auf Grund des Neichsgejeges 
vom 7. April 1876 in der Faſſung der Novelle vom 1. Juni 1884') oder 
Kaſſen auf Grund älterer landesrechtlicher Normen. 

) Bol. dazu preuß. Ausf.-Anmw. vom 14. Juli 1884, publizirt in den Amtsblättern, 
und 88 141, 142 des Buit.Gej. vom 1. Auguſt 1883. 
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Die Rechtögrundlage der eingejchriebenen Hilfskaſſe bildet die freie Ueber— 
einfunft der Betheiligten in Form eines Statut3 mit beſtimmtem gejeglich vor- 
geichriebenen Inhalte, deſſen Beſtätigung durch die höhere Verwaltungsbehörde 
erfolgt und nur wegen Gejegmwidrigfeiten verjagt werden darf. Gegen die 
Berfagung findet der gewerberechtliche Rekurs jtatt. Die höhere Verwaltungs» 
behörde trägt die zugelaflene Kaſſe in ein Regiſter ein, — dieſelbe die 
Rechtsſtellung einer juriſtiſchen Perſon erlangt (88 1— 5 HK.G.). 

Die Kaſſe hat eine Generalverſammlung, beſtehend aus * großjährigen 
und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Mitgliedern oder bei 
größerer Mitgliederzahl aus von dieſen gewählten Delegirten, an Zahl minde— 
ſtens zwanzig und doppelt jo groß wie die der Vorjtandsmitglieder, und einen 
von der Generalverfammlung gewählten Vorſtand. Dem lebteren kann zur 
Ueberwachung ein von der Generalverfammlung gewählter Ausſchuß beigegeben 
werden. Auch iſt die Errichtung örtlicher Verwaltungsitellen zuläſſig, denen 
beftimmte Funktionen der Kafjenorgane für ihren Bezirk übertragen werden 
fünnen. Die nähere Bejtimmung = Funktionen der einzelnen Kaſſenorgane 
erfolgt durch das Statut (55 16—22 HeK.G.). Hinſichtlich der Anlegung 
der Gelder und der Bildung eines“ Stefan gelten diejelben Grundſätze 
wie für die Ortskrankenkaſſen (58 24, 25 H-8.-G.). 

Die Kafjen und deren örtliche Berwaktungsftellen unterliegen der Kontrolle 
der Gemeindeauffichtsbehörden. Dieje Kontrolle erjtredt fich jedoch nur auf 
die Legalität der Kaljenverwaltung. Zur Durchführung der Aufſicht ſind der 
Aufſichtsbehörde gewiſſe Anzeigen zu machen, auch hat dieſe ein Reviſionsrecht 
und ein a gegen die mit der Verwaltung betranten Berjonen 
(S8 194, 27, 33 9.-8.:©.). 

Die Kalle kann fi durch Beichluß der Generalverſammlung mit vier 
Fünftel Mebrheit der vertretenen Stimmen auflöjfen und unter gewilien Vor: 
ausjegungen von der Auffichtsbehörde gefchloffen werden (SS 28, 29 9.:8.:©.). 

Die Bereinigung mehrerer Kaſſen in einen Verband zu gegenjeitiger 
Aushilfe iſt unter Zuftimmung der betheiligten Generalverfammlungen und 
auf Grund eines jchriftlichen Statuts zuläſſig. An der Spige des Berbands 
jteht ein von den berheiligten Vorjtänden oder Ausſchüſſen gewählter Verbands— 
vorjtand. Die — ——— * in gleicher Weiſe gehandhabt wie bei den 
einzelnen Kaſſen (5 55 9.8.-©.). 

Die Verfaſſung der ——— reien Hilfskaſſen iſt unberührt ge— 
blieben. Doch können auch ſie, ſoweit ihre Mitglieder von der Zwangsver— 
ſicherung befreit ſein ſollen, von den Landesregierungen zur Einreichung der— 
ſelben Ueberſichten verpflichtet werden wie die eingeſchriebenen Hilfskaſſen 
($ 36 HeK.G., Preuß. Cirk. Erl. vom 31. Oktober 1834). 


$ 3. Die Mitgliedfhaft der Berficherten bei den Berficherungsinflituten. 


Mitglieder der Kaſſen find nur die verficherten Arbeiter, auch wenn den 
Arbeitgebern eine Theilnahme an der Verwaltung und Bertretung zufteht. 
Feder Verficherungspflichtige gehört kraft Geſetzes mit Beginn der Be— 
ſchäftigung derjenigen Orts, Betriebs: oder Baukrankenkaſſe an, welche an 
dem Beichäftigungsorte für Arbeiter jeines Berufszweiges bejteht. Iſt er bet 
einem Innungsmeiſter beſchäftigt deſſen Innung eine Innungskrankenkaſſe 
errichtet hat, ſo tritt er in die Innungskrankenkaſſe, und iſt er Bergarbeiter 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1892, 39 
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in die Knappſchaftskaſſe ein.) Nur diejenigen Verſicherungspflichtigen, für 
welche feine derartige Kaſſe bejteht, gehören der Gemeindekranfenverjicherung 
an. Da die Zwangsverſicherung unmittelbar auf der Rechtsnorm beruht, ſo 
beginnt die Verſicherung für die in verſicherungspflichtigen Betrieben beſchäftigten 
Perſonen mit dem Inkrafttreten der Rechtsnorm, welche ſie dem Verſicherungs— 
zwange unterwirft, und für die nach dem Inkrafttreten der Rechtsnorm erſt die 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung aufnehmenden Perſonen mit dem Eintritt ein 
dieſe Beichäftigung. In gleicher Weiſe hört das Rechtsverhältniß des Verſichertſeins 
auf, wenn eine der beiden Borausfegungen feiner Begründung fortfällt, d. 5. wenn 
die die Zwangsverficherung begriündende Rechtsnorm, 3. B. das Kommunalſtatut 
aufgehoben wird, oder der Verjicherte aus der verjicherungspflichtigen Be— 
Ihäftigung austritt. Die Mitglieder der Gemeindekraufenverficherung jcheiden 
ferner aus derjelben aus, wenn fie in eine andere, rechtlich anerkannte Kaſſe 
eintreten (S 4 Kr.:B.:G.). Den Mitgliedern der übrigen Zwangskaſſen mit 
Ausnahme der Knappſchafskaſſen ift der Austritt mit Schluß des Rechnungs: 
jahres bei drei Monate vorher erfolgter Anzeige zu gejtatten, wenn fie vor 
dem Austritte ihre Zugehörigkeit zu einer anderen die gejeglichen Mindejt- 
feiltungen gewährenden Kaſſe nachweilen ($S 19, 63 Kr.V.-G.). 

Der freiwillige Beitritt der Beitrittsberechtigten zu einer Zwangskaſſen— 
einrichtung vollzieht fich durch eine jchriftliche oder mündliche Erklärung und 
zwar für die Gemeindekranfenverficherung beim &emeinde:, im übrigen beim 
Kafjenvorjtande. Der Beitritt gewährt jedoch feinen Unterjtügungsanfpruc 
für eine zur Zeit der Erklärung bereit3 eingetretene Erkrankung. Vielmehr 
fünnen bereits erfrankte PBerjonen von der VBerjicherungsanftalt zurücgewiefen 
werden. Für die freimillige Fortfegung der Verficherung genügt die Fort: 
zahlung der Beiträge, es kann jedoch auch binnen einer Woche nach Erlöjchen 
der Zwangsverficherung eine fürmliche Erflärung bei dem Kafjenvorjtande er: 
folgen. Die freiwillige Mitgliedichaft erliſcht durch Nichtzahlung der Beiträge 
an zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen und, wenn es fich um freie 
willige Fortjegung der Gemeindekrankenverficherung handelt, durch Einftellung 
der Beitragszahlung überhaupt oder durch Verlegung des Aufenthaltes von 
dem bisherigen ng oder Beichäftigungsorte (88 4, 11, 19, 27, 64, 
72, 73 Kr.:B.-©.). 

Die Mitgliedſchaft der eingeſchriebenen Hilfskaſſe beruht dagegen auf 
ſchriftlicher Erklärung oder Unterzeichnung des Statuts, wobei Handzeichen 
Schreibensunkundiger durch ein Mitglied des Vorſtandes oder der örtlichen 
Verwaltungsſtelle beglaubigt werden müſſen. Der Beitritt darf von der Be— 
theiligung an anderen Geſellſchaften und Vereinen nur dann abhängig gemacht 
werden, wenn dies für ſämmtliche Mitglieder bei Errichtung der Kaſſe ſtatu— 
tariſch vorgeſehen iſt. Die Mitgliedſchaft endet außer durch ein in den ſtatu— 
tariſchen Formen erklärtes freiwilliges Ausſcheiden durch Ausſchluß ſeitens der 
Kaſſe. Dieſer darf jedoch nur unter beſtimmten, im Statute angegebenen Vor— 
ausſetzungen erfolgen, u. a. niemals wegen Ueberſchreitung der Altersgrenze 
oder Berjchlechterung des Gejundheitszuftandes (SS 6, 15 H.:8.:©.). 


) Am Jahre 1889 entfielen auf die Gemeindefrankenverjicherung 1,025,896, auf bie 
Drtötrantentajien 2,542,997, auf die Betriebstrankentaſſen 1,543,717, auf die Baukranken— 
kaſſen 37,208, auf die Innungskrankenkaſſen 63,237, auf die eingeichriebenen Hilfskajien 
Beide: auf die landesrechtlichen Hilfskaſſen 144,872, auf die Knappſchaftskaſſen 437,000 

erjicherte, 
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Zum Zwecke der Kontrolle der Zugehörigkeit zu einer Ortskrankenkaſſe 
und zur Gemeindekrankenverſicherung iſt den Arbeitgebern die Verpflichtung zur 
Anmeldung der bei ihnen eintretenden Arbeiter auferlegt. Jeder neu eins 
tretende, am fich geieglich verficherungspflichtige Arbeiter, der nicht wegen feiner 
Beihäftigung gefetliches Mitglied einer Betriebs, Bau-, Innungs- oder Knapp» 
ihaftsfalje wird, noch jich als Mitglied einer die gejeglichen Mindeitleiftungen 
gewährenden freien Hilfskaſſe ausweilen fann, muß vom Arbeitgeber binnen 
drei Tagen oder innerhalb der weiteren jtatutariich bejtimmten Friſt zur Ge— 
meindefranfenverficherung bezw. zur Ortskrankenkaſſe angemeldet werden. Dies 
gilt auch für ſtatutariſch verjicherungspflichtige Berfonen, joweit das Statut 
es anordnet. Die Meldejtellen werden durch die Gemeindebehörden bezw. 
durh das Kaſſenſtatut bejtimmt, auch kann die Auffichtsbehörde eine gemein- 
jame Meldejtelle errichten. Die Verlegung der Anmeldungspflicht ift mit Strafe 
bedroht, die in den meijten Bundesitaaten vorbehaltlich des ordentlichen Nechts- 
wege vorläufig polizeilich feitgejegt werden fann. Außerdem bleibt der Kon— 
travenient der Kaſſe regreßpflichtig für alle Leiſtungen, welche jie bei Erkrankung 
des nicht gemeldeten, ihr aber gejeglich angehörenden Arbeiter gewähren muß. 
Dieſe Regreßpflicht iſt eine rein privatrechtliche auf Grund des Verſchuldens 
des Arbeitgebers. In gleicher Weile liegt dem Arbeitgeber eine Abmeldepflicht 
und zwar jpätejtens bis zum dritten Tage nach Beendigung des Arbeitsver: 
bältnijjeg ob. Das Zwangsmittel bejteht in diefem Falle lediglich in der 
Strafandrohung. Für den Fall der Errichtung einer gemeinfamen Meldeſtelle bei 
diejer, ſonſt bei der Auffichtsbehörde haben auch die Vorjtände der Krankenkaſſen, 
deren Meitgliedichaft von der Theilnahme an der Gemeindefranfenverficherung 
oder den Ortskrankenkaſſen befreit, die Anmeldung des Austritt3 eines Mit— 
gliedes oder jeinen Uebertritt in eine niedrigere Klafje binnen eine® Monats 
Ichriftlich anzuzeigen ($$ 49—50, 54, 76, 81 Ktr.-B.-©.). Landesrechtlich find 
auch die Mitglieder der Knappſchaftskaſſen beim Snappichaftsvorjtande vom 
Arbeitgeber anzumelden. 


8 4. Beiträge. 

Die Beitragspflicht ift für die einzelnen Kaſſen verjchieden geregelt. 

Bei der Gemeindefranfenverficherung wird ohne Rückſicht auf den that- 
ſächlichen oder Durchſchnittslohn der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tage: 
arbeiter zu Grunde gelegt. Die gefammten, für jeden Verficherten zu ent= 
tihtenden Beiträge belaufen ſich in der Regel nur auf anderthalb Prozent 
dieſes Tagelohnes. Neicht ein folcher Beitrag nicht aus, jo kann er bis auf 
zwei Brozent erhöht werden. Eine weitere Erhöhung ift unzuläffig. Vielmehr 
muß eventuell die Gemeinde Zuſchüſſe machen. Hat fich dies öfter als noth- 
wendig erwieſen, jo fann auf Antrag der Gemeinde deren Vereinigung mit 
anderen Gemeinden zu gemeinjamer Kranfenverficherung angeordnet werden. 
Umgekehrt findet eine Herabjegung der Beiträge unter anderthalb Prozent bei 
a Ueberſchüſſen der Gemeindefranfenverficherung jtatt ($S 9, 10, 13 

-B.:G.). 


Für die Beiträge zu den Orts, Betriebs:, Bau: und Innungskranken— 
kaſſen wird dagegen der Durchſchnittslohn der Verficherten, der in der Negel 
höher fein wird als der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter, zu 
Grunde gelegt, jedoch höchjtens mit drei Mark für den Tag. Statutarifch 
fann für die Berechnung der Beiträge an die Stelle des Durchſchnittslohnes 
auch der Individuallohn des einzelnen Arbeiter im Höchitbetrage von vier 
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Marf gejegt werden. Die Beiträge find derartig feitzufegen, daß fte zur 
Dedung der Ausgaben ausreichen. Bei Errichtung der Kaſſe iſt als Marimum 
der Beiträge ein Sa von drei Prozent des zu Grunde gelegten Lohnes am 
genommen, vierundeinhalb Prozent desjelben dürfen fie im der Megel nicht 
überjteigen. Sollte ſich eine noch höhere Belaſtung als nothwendig erwetien, 
fo bleibt für die Ortsfranfenfafje nur das Mittel, die Kaſſe zu jchließen umd 
deren Mitglieder der Gemeindekranfenverficherung zu überweilen. Zu den 
Betriebs: und Baufrankenfafjen bat dagegen der Unternehmer bei nicht erfol: 
gender Deckung der Koften durch die Beiträge aus eigenen Mitteln Zuſchüſſe 
zu leiſten. Die gleiche Zufchußpflicht liegt der Inmung bezüglich der Innungs— 
franfenfajfen ob. Bon Kafjenmitgliedern, welche verficherte Familienmitglieder 
haben, fünnen bejondere Zufaßbeiträge erhoben werden (88 22, 31, 64, 65, 
72, 73 Kr-V.G.). Land: und forjtwirtbichaftliche Arbeiter, welche wegen 
Fortbezuges von Naturalien fein oder geringeres Krankengeld erhalten, haben 
auch entiprechend niedrigere Beiträge zu zahlen (85 137,138, 140 landwirthſchaftl. 
Unfall- und Kr.V. G). 

Bei den Knappſchaftskaſſen iſt eine Grenze für die Höhe der Beiträge 
oder eine ſonſtige Beſchränkung nur inſofern gegeben, als die Beiträge nach 
einem beſtimmten Prozeutſatze des Arbeitslohnes oder nach einem feſten Be— 
trage bemeſſen werden ſollen. 

Auch bei den freien Hilfskaſſen kann das Statut die Beitragspflicht nach 
Bedürfniß beitimmen, insbejondere, wie für die eingeichriebenen Hilfskaſſen aus: 
drücklich gejeglich anerfannt wird, diefelbe nach Geſchlecht, Gejundheitszuftand, 
Lebensalter, Beſchäftigung oder Beichäftigungsart verjchieden bemefjen (SIEH...) 

Bon den Beiträgen zu den öffentlichen Kafjeneinrichtungen fallen jedoch 
den gejeglich verjicherungspflichtigen Arbeitern nur zwei Drittel zur Laſt, das 
legte Drittel haben die Arbeitgeber aus eigenen Meittelm zu entrichten. Die 
Arbeitgeber haben die Beiträge für die Gemeindefranfenverfiherung in der 
Regel wöchentlich, im übrigen auf den ftatutarisch bejtimmten Zeitraum im 
Voraus aus eigenen Mitteln voll zur Kaſſe einzuzahlen, können aber den auf 
den Arbeiter entfallenden Antheil von zwei Dritteln bei der nächjten Lohn: 
zahlung diefem in Abzug bringen, foweit der Beitrag auf die Lohnzahlungs: 
periode antheilsweile entfällt. ine höhere Anrechnung feitens des Arbeitgebers 
ift dagegen jtrafbar. Als der Kafje verpflichtet erjcheint jomit nur der Arbeit: 
geber, welcher jeinerjeits in gewiſſer Hohe feinen Negreß gegen den Arbeiter 
nehmen faun, jo daß eine Verpflichtung des Arbeiters gegenüber der Kaſſe 
überhaupt nicht beſteht.) Musnahmsweile kann die Auffichtsbehörde den Ars 
beitern zahlungsunfähiger Arbeitgeber die unmittelbare Zahlung ihres Beitrages 
antheils auferlegen. Durch Nommunalftatat können Fleine Arbeitgeber, die 
nicht mehr als zwei verficherungspflichtige Perſonen bejchäftigen und feinen 
Maichinenbetrieb haben, von der Beitragspflicht aus eigenen Mitteln befreit 
werden, wogegen ihre übrigen Verpflichtungen unberührt bleiben. Diejelben 
Grundſätze greifen Plaß für ftatutarifch verficherungspflichtige land und forft- 
wirthichaftliche Arbeiter, joweit deren Beichäftigung nicht eine vorübergehende 
ist, und deren Arbeitgeber unbedingt, für die iibrigen ſtatutariſch verſicherungs— 
pflichtigen Arbeiter und ihre Arbeitgeber danı, wenn das Statut dies bejtimmt 
($$ 51-54, 65, 72, 73 Kr.:B.:©., S 139 landwirthſchaftl. Unfall» und Kr.-B.-©.). 


1) Die Annahıne einer jubidiären Haftung des Arbeits — Seydel a. a. O. S. 301 
— entbehrt der gejeglihen Grundlage. 
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Die freiwillig bei den Zwangskaſſen verſicherten Arbeiter und die Mit— 
glieder der freien Hilfskaſſen haben dagegen die geſammten Beiträge für ſich 
aus eigenen Mitteln unmittelbar an die Kaſſe zu entrichten Jede Beitrags: 
und Borschußpflicht der Arbeitgeber fällt hier fort. 

Rückſtändige Beiträge an die reichsrechtlich begründeten öffentlichen Kaſſen 
und die landesrechtliche Gemeindefranfenverficherung unterliegen der aleichen 
Berwaltungserekution wie Gemeindeabgaben und haben, foweit es fich um 
reiherechtlich begründete Kafjen handelt, dasſelbe Konkursvorrecht wie der 
Dienitlohn 58 55, 65, 72, 73 KrV.-G., 8 54 Nr. 1 Konkursordnung). 
Rückſtändige Beiträge an die Knappſchaftskaſſen fünnen nach vorheriger Feſt— 
fegung durch das Oberbergamt im Wege der Berwaltungserefution eingezogen 
werden. Bei den freien Hilfskaſſen findet dagegen eine Einziehung der Bei: 
träge im Berwaltungswege nicht jtatt. 

Außer den Beiträgen kann ein Eintrittsgeld höchſtens bi3 zum jechsfachen 
des wöchentlichen Beitrags jtatutenmäßig jeitens der Orts-, Betriebs:, Ban: 
ud Innungskrankenkaſſen von jolchen Kafienmitgliedern verlangt werden, welche 
vor ihrem Beitritte mindeitens dreizehn Wochen feiner anderen Krankenkaſſe 
angehört haben ($ 26 Kr.“V.“G.. Der Anſpruch auf Beiträge und Eintrittsgelder 
verjährt in einem Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem er entjtanden 
it ($ 55 Ir. 8. ©). 

Eine Forterhebung der Beiträge iſt während der Dauer einer Unterjtügung 
nur unter Der Vorausjegung ala, daß durch die Krankheit Erwerbsun: 
fähtgfeit nicht eintritt (S 54 a Kr-V.G.).) 


Ss 5. Die Entfchädigungen. 


Ebenſo mie die Beiträge find auch die von den einzelnen Nafjenein- 
rihtungen zu gewährenden Zeitungen verichieden. Das Geſetz normiert diejelben 
einheitlich für die Gemeindekrankenverficherung, duch Feitfeßung bejtimmter 
Grenzen für die Orts-, Betriebs:, Baus und Innungskrankenkaſſen und durch) 
Angabe der nothwendigen Mindeitleiftungen für die Knappſchaftskaſſen und 
diejenigen freien Hilfsfallen, deren Miitgliedichaft von der Zugehörigkeit zu einer 
Zwangskaſſe befreien ſoll. 

Bei der Gemeindekrankenverſicherung iſt die Höhe der Leiſtungen ein für 
allemal geſetzlich beſtimmt. Gewährt wird weder Wöchnerinnenunterſtützung 
noch Sterbegeld, ſondern nur Krankenunterſtützung für dreizehn Wochen und 
zwar in Höhe der Mindeſtleiſtungen der Ortskrankeukaſſen. Der Berechnung 
wird aber wie bei den Beiträgen zur Gemeindekrankenverſicherung nicht der 
Durchſchnittslohn der Mitglieder, jondern nur der ortsübliche Tagelohn gewöhn: 
fiher Tagearbeiter zu Grunde gelegt. Ausnahmsweiſe iſt eine Erhöhung der 
Reiftungen über das gejegliche Maß zuläfiig, umgekehrt aber auch eine Be: 
ſchränkung für Kranke, welche im letten Fahre Unterftügung bezogen haben. 
Durch Gemeindebefhluß kann VBerficherten, welche die Gemeindekrankenver— 
fiherung durch eine mit Ehrverluft bedrohte Strafthat beſchädigt haben, für 
en Jahr nach der That und bei Krankheiten, welche die VBerficherten ſich 
ſchuldhaft durch Schlägereien, Trunkſucht oder gefchlechtliche Ausschweifungen 
zugezogen haben, das Krankengeld gar nicht oder nur theilweife gewährt, und 
für die freiwillig Beitretenden eine höchſtens ſechswöchige Karenzzeit eingeführt 


ı Die frühere Kontroverfe — vgl. v. Woedtfe, Komm. zu $6 — iſt durch diefe 
geſetzliche Vorſchrift der Novelle erledigt. 
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werden. Die Zahlung des Krankengeldes erfolgt wöchentlich poſtnumerando 
(88 6, 7, 10 Str. 8.:©.). 

Die Leiftungen der Orts-, Betriebe, Bau und Innungskrankenkaſſen 
werden innerhalb gewiſſer geieglicher Marimal- und Minimalgrenzen durch Das 
Kaſſenſtatut feitgefegt und umfaſſen: 1. Kranfenunterjtügung, 2. Unterftügung 
von Wöchnerinnen und 3. Sterbegeld. 

Die Kranfenunterftügung muß mindeltens beitehen in freier Kur und bei 
Erwerbsunfähigfeit vom dritten vollen Tage ab in einem Kranfengelde von fünfzig 
Prozent des Durchichnittslohnes der Kaſſenmitglieder, wobei Xohnabitufungen 
in verichiedenen Klaſſen zuläflig find, unter Beichränfung auf höchſtens Drei 
und bei Stlafjenabjtufung vier Mark als Marimalböhe des Tagelobnes. Status 
tariich ift die Bemeljung aud nach dem Individuallohne von höchſtens vier 
Mark täglich zuläſſig. Den land: und forftwirtbichaftlichen Arbeitern fünnen 
auf das Krankengeld die vom Arbeitgeber fortgewährten Naturalien angerechnet 
werden. An Stelle der freien Kur und des Kranfengeldes iſt für Verbeiratete 
und Glieder einer Familie mit ihrer Zuſtimmung oder bei befonderer Art der 
Krankheit, für andere Perſonen unbedingt die Gewährung von freier Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe geitattet, wobei jedoch der Familie ein 
Theil des Kranfengeldes belaffen werden muß. Die Kranktenunteritügung it 
bei längerer Dauer der Krankheit mindejtens auf die Zeit von dreizehn Wochen 
zu gewähren. 

Die Wöchnerinnenunterftügung bejtebt in der gleichen Fürſorge für die 
der Kaſſe oder vorher der Gemeindefranfenverficherung mindeſtens ſechs Monate 
während des legten Jahres angehörigen Wöchnerinnen vier Wochen nach der 
Niederfunft oder die ſonſt durch die Gewerbeordnung bejtimmte längere Zeit 
der unterfagten Beichäftigung, wird aber in der Land» und Forjtwirtbichaft 
nur bei ehelichen Geburten gewährt 

Das Sterbegeld beläuft fi) mindeftensd auf das Zwanzigfache des orts— 
üblichen Tagelohnes, alſo nicht des Durchſchnittslohnes. 

Die Kafjenmitglieder behalten in der Regel den Anfpruch auf die Meindeit: 
leiftungen auch nach ihrem Ausfcheiden aus der Kaſſe, wenn fie eriwerbslos 
geworden find, für höchitens drei Wochen. 

Die Mindeftleiftungen dürfen durch das Kafjenftatut in gewiſſem Maße 
erhöht werden, jo durch Zahlung des Kranfengeldes vom erjten Tage der 
Erfranfung durch Feſtſetzung der Dauer der Krankenunterftügung bis zu einem 
Sabre, der Dauer der Wöchnerinnenunterftügung bis zu jechs Wochen, des 
Krankengeldes bis zu 75 Prozent des Durchſchnittslohnes, des Sterbegeldes | 
bis auf das Vierzigfache des urısüblichen Tagelohnes, durch Gewährung von 
Unterftügungen an Familienangebörige. Dagegen tit jede andere Art der 
Unterjtügung, wie Invaliden-, Wittwen- und Wailenfürforge unterjagt. | 

Kafjenmitgliedern, welche gleichzeitig anderwärtig gegen Krankheit verfichert | 
find, ift die ftatutenmäßige Kranfenunterftügung ſoweit zu kürzen, als fie zus | 
jammen mit der aus anderweiter Verficherung berrührenden Unterftügung den 
vollen Betrag des dDurchichnittlichen Tagelohnes überjteigt. Das Kaſſenſtatut 
kann jedoch diefe Kürzung ganz vder theilweile ausjchließen. 

Eine Karenzzeit findet im allgemeinen nicht ſtatt. Doch darf das Kajien- 
ftatut eine Karenzzeit von böchitens ſechs Monaten vorjchreiben. Ebenſo wie 
in der Gemeindefranfenverficherung kann für Mitglieder, welche die Kafie ge 
fchädigt haben und bei fchuldhajt verurfachten Krankheiten das Krankengeld 
ſtatutariſch ganz oder theilweije verlagt, auch für Perſonen, welche ununter— 
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brochen oder im Laufe des letzten Kalenderjahres die ftatutenmäßige Unter: 
ftügung dreizehn Wochen bezogen haben, die Unterftügung auf das gejeßliche 
Dindeitmah herabgejegt werden, wenn nicht dieſelbe Krankheit vorliegt ($S 20, 
21, 26, 26a, 28, 64, 72, 73 Kr.V.G., $$ 135, 137, 138 Tandwirthichaftl. 
Unfall: und Kr.V.-G.). 

Die Leiltungen der Knappſchaftskaſſen follen wenigſtens das gefeßliche 
Minimum der Leitungen der Betriebskrankenkaſſen erreichen. Im übrigen find 
die landesgefeglichen Vorjchriften unberührt geblieben ($ 74 Kr.-B.:G.). Da 
jdoh nach den meijten Landesgeſetzen ebenfalls Feine Marimalgrenze der 
Leiſtungen befteht, jo ijt für die Kuappichaftsfajjen überhaupt nur eine Grenze 
nach unten, aber nicht nach oben gezogen. 

Die freien Hilfskaſſen, deren Dlitgliedichaft von der Zugehörigkeit zu einer 
Zwangskaſſe befreien joll, müjjen mindeitens die Leiltungen der Gemeinde: 
franfenverficherung des Kaflenfiges gewähren. An Stelle von ärztlicher Be— 
handlung und Arznei fann Mitgliedern, welche zugleich einer Zwangskaſſen— 
einrichtung angehören, eine Erhöhung des Krankfengeldes um ein Viertel des 
ortsüblichen Tagelohnes des Beichäftigungsortes gewährt werden ($ 75 Kr.- 
2.:G.). Bei den eingejchriebenen Hilrsfaljen beginnt der Anfpruch auf Unter: 
ftügung ſpäteſtens dreizehn Wochen nach dem Beitritte zur Kaſſe und dauert 
ebenso lange nah dem Ausscheiden. Für jchuldhaft verurfachte Krankheiten 
fann jedoch die Unterftügung ganz oder theilweife ausgejchlojien werden. ine 
Marimalgrenze der Unterjtügungen beſteht nicht ($S 7, 12 9.-8.:G.).') 

Einige Beionderheiten bejtchen für Berficherte der Land- und Forſtwirth— 
haft und der Transportgewerbe. 

Sind in der Land» und Forftwirtbichaft beichäftigte Perfonen mit Rück— 
ficht auf ihre Nechtsansprüche gegen den Arbeitgeber im Falle der Erkrankung 
von der Verficherungspflicht oder theilweile von den Berficherungsbeiträgen 
befreit und erhalten bei ihrer Nranfheit vom Arbeitgeber nicht die diefem ob: 
liegenden Leiftungen, jo muß die Gemeindekranfenverficherung oder Krankenkaſſe, 
der gegenüber die Befreiung erfolgt ift, bei der Befreiung von der Berficherungs- 

pflicht die volle Krankenunterſtützung und bei theilweifer Befreiung von der 
Verfiherungspflicht das Krankengeld gewähren. Der Arbeitgeber muß dieſe 
Mufwendungen erfegen ($$ 136, 137 Landwirtbichaftl. Unfall und Nr.:8.-©.). 

Für die in Trangportbetricben bejchäftigten Berjonen, welche während der 
Fahrt entweder im Inlande außerhalb des Bezirkes ihrer Nerficherungsein- 
rihtung oder im Auslande erkranken, bejteht eine bejondere Fürforge Im 


N Nach der amtl. Statijtit berechneten ſich pro 1889 auf einen Verſicherten in den 
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erſteren Falle hat die Gemeinde, in deren Bezirke die Fürſorge nothwendig 
wird, im letzteren Falle der Betriebsunternehmer dem Erkrankten vorläufig 
das zu gewähren, was er von ſeinem Verſicherungsinſtitute zu beanſpruchen 
hat. Dieſes hat demnächſt der Gemeinde bezw. dem Betriebsunternehmer den 
gemachten Aufwand zu erſtatten. Als Erſatz der Heilkoſten wird dabei das 
halbe Krankengeld gerechnet vorbehaltlich des Erſatzanſpruchs der Gemeinden 
für den nachweisbar gerechtfertigten Mehraufwand Ausd.Geſ. 8 16). 

Die Uuterſtützungsanſprüche verjähren in zwei Jahren vom Tage ihrer 
Entjtehung an. 

Die auf dem Krankenverficherungsgefege und feinen Novellen wie auf dem 
Hilfsfafiengefege beruhenden Unterjtügungen können mit rechtlicher Wirfung 
weder verpfändet noch übertragen noch gepfändet und dürfen nur auf gejchuldete 
Beiträge aufgerechnet werden. Ebenſo wenig iſt es jtatthaft oder von redht: 
licher Wirkung, die Anwendung der geieglichen Beitimmungen durch vertrags- 
mäßige Verabredungen zwijchen Arbeitgeber und Arbeiter auszujchliegen. Zu 
widerhandlungen biergegen feitens des Arbeitgebers jind mit Strafe bedroht 
($$ 56, 65, 72, 73, 80, 82 Nr.-B.-6., $ 10 9.:8.:8.). 

Die gejegliche Verpflichtung von Gemeinden und Armenverbänden zur 
Gewährung von Armenumterftügung an hilfsbedürftige Perſonen und die auf 
Gejeß oder Vertrag beruhenden Anfprüche der Verficherten gegen Dritte bleiben 
an und für ſich durch die Kranfenverficherung unberührt, jo daß jene Ber: 
pflichtungen und Ansprüche neben derjelben hergeben. Die Konkurrenz ver: 
jchiedener öffentlicher Unterjtüsungspflichten ſoll aber niemals eine Bereicherung 
des Verficherten zur folge haben. Soweit daher auf Grund der Verpflichtung 
zur Armenpflege Unterjtügungen für einen Zeitraum geleiftet find, für welchen 
dem Unterjtüsten ein Anspruch auf Grund der Kranfenverjicherung zuſteht, 
findet eine nothwendige gejegliche Ceſſion des letteren in Höhe der geleijteten 
Unterftügung an die Gemeinde oder den Armenverband jtatt. Dasjelbe gilt 
von Wetriebsunternehmern und Kaſſen, welche die den Gemeinden und Armen— 
verbänden obliegende Unterftügungspflicht auf Grund gejeglicher Vorſchrift er: 
füllt haben. Hat endlich die Gemeindefranfenverficherung oder die Orts-, Be 
triebs:, Baus oder Innungskrankenkaſſe Unterftügung in einem Krankheitsfall 
geletjtet, für welchen dem DVerficherten ein gefeglicher (nicht vertragsmäßiger) 
Entihädigungsanipruc gegen Dritte zusteht, jo geht diefer Anſpruch ebenfalls 
in Höhe der geleifteten Unterftügung auf das Verficherungsinftitut über ($$ 57, 
65, 72, 73 r.-B «G.). 

Weder die auf Grund der Krankenverjicherung gewährten Leiſtungen noch 
die zu erjegenden XLeiftungen der Gemeinden, Armenverbände, Betriebsunter: 
nehmer und Kaſſen haben den Charakter der öffentlichen Armenunterjtügung 
(S 77 Kr:B-©.). Daher knüpfen fich an die Gewährung jener Unterjtügungen 
auch nicht die ehrmindernden Folgen der öffentlichen Armenpflege. 


S 6. Die Geltendmahung der Rechte. 


Bei Geltendmahung der Nechte aus der Kranfenverficherung wird dem 
Umftande, daß dieje Ansprüche theils öffentlichrechtliche theils privatrechtliche 
find, nur in geringem Umfange Rechnung getragen. Insbeſondere wird Die 
Bwangsverficherung und die freiwillige Verficherung der Beitrittsberechtigten 
durchaus gleich behandelt. Der prinzipiell zur Verfolgung von Privatrechts⸗ 
anfprüchen bejtimmte Givilrechtsweg erjcheint daher auch bei der öffentlichen 
Krankenverficherung, die Öffentlichen Anfprüchen eigenthümliche Entjcheidung 
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durch die Aufſichtsbehörde und die Verwaltungsexekution auch bei der privat— 
rechtlichen Verſicherung der Beitrittsberechtigten. 

Streitigkeiten, welche zwiichen den zu verfichernden Perſonen oder ihren 
Arbeitgebern einerjeit3 und der Gemeindefranfenverficherung, den Orts-, Bes 
trieb3:, Baus und Innungskrankenkaſſen andererjeit3 über die Verpflichtung zur 
Leiftung oder Einzahlung von Beiträgen oder über Unterftügungsanjprüche 
entitehen, werden von der Auffichtsbehörde entjchieden. Dabei wird fein Unter: 
jchied gemacht, ob das Fundament des Nechtsftreits privatrechtlich oder öffent: 
lichrechtlich iſt. Es gehören alle NRechtsitreitigkeiten Hierher, für welche nicht 
eine bejondere Kompetenzbeitimmung bejteht, insbejondere alfo auch Regreß— 
anfprüche der Verjicherungsinftitute gegen die ihre Anmeldepflicht verabſäumen— 
den Arbeitgeber.) Gegen die Entjcheidung der Aufjichtsbehörde, welche vor— 
läufig vollſtreckbar ift, joweit es ſich um Streitigkeiten über Unterftügungsan- 
ſprüche handelt, findet binnen 4 Wochen nad) Zuſtellung derjelben die Berufung 
auf den Rechtsweg mittels Erhebung der Klage und, joweit landesrechtlich ein 
Verwaltungsitreitverfahren bejteht, diejes ſtatt (68 58, 65, 72, 73 Kr.V.G.). 
Die Auffichtsbehörde entfcheidet bier, ſoweit es dich um privatrechtliche Anſprüche 
handelt, über einen Privatrechtsanſpruch als erſte Inſtanz. Soweit dagegen 
der Anjpruch ein öffentlichrechtlicher ift, übt das Gericht mit feiner Necht: 
ſprechung eine Rechtsfontrolle über die Auffichtsbebörde, alſo eine Verwaltungs: 
gerichtsbarfeit aus.”) Unbejchadet diejes rechtlichen Verfahrens können Beiträge, 
welche nach Anficht der Kaſſenverwaltung rüdjtändig find, ebenſo beigetrieben 
werden wie rücjtändige Gemeindeabgaben.°) 

Hinfichtlih der Knappſchaftskaſſen tt für Die Nechtsverfolgung Das 
Landesrecht maßgebend. Nach dieſem ijt über beitrittene Ansprüche ebenfalls 
allgemein der Civilprozeß zuläſſig. Nüdjtändige Beiträge können jedoch nad) 
vorheriger Feitiegung durch das Dberbergamt im Wege der Verwaltungsexe— 
fution eingezogen werden. 

Bei den freien Hilfsfallen ift der privatrechtlichen Natur der wechſelſeitigen 
Verpflichtungen entiprechend über Nechtsitreitigkeiten der ordentliche Rechtsweg 
unbedingt jtatthaft, ohne daß eine vorherige Feſtſetzung jeitens der Verwaltungs: 
behörde oder eine Einziehung der Beiträge durch Berwaltungserefution zu— 
läſſig wäre. 

Streitigkeiten zwijchen dem Arbeitgeber und den von ihm bejchäftigten Perfonen 
über die Berechnung und Anrechnung der von diejen zu leitenden Beiträge 
find, foweit es fich um die Gemeindefranfenverjicherung oder um Drts-, Be: 
trieb3:, Bau= und Innungskrankenkaſſen handelt, in gleicher Weiſe zu ent: 
fcheiden wie Streitigkeiten zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter aus dem Arbeits: 
verhältnijje (SS 53a, 65, 72, 73 K.V.G.). Dasjelbe mul auch ohne aus: 
drücliche geiegliche Beitimmung für die Berechnung der Beiträge zu den 
Knappſchaftskaſſen gelten, da dieſe Nechtsftreitigfeiten in der That aus dem 
Arbeitsverhältnijfe entipringen 

Endlich find Kollifionen möglich zwiichen den Trägern der öffentlichen 
Armenpflege auf der einen und den Trägern der öffentlichen und privaten 
Serankenverficherung bezw. den Betriebsunternehmern, welche die der öffentlichen 
Armenpflege obliegende Fürſorge vorläufig gewährt haben, auf der andern 


ı) Die frühere Kontroverje — vgl. Seydel, Bayr. Staatäreht, Bd. 5 ©. 305 — iſt 
jegt durch die ausdrüdliche gejeplihe Bejtimmung dev Novelle $ 58 erledigt. 

) Bal. ut Preußiſches Staatsrecht Bd. 2 88 138, 148. 

) Vgl. S 
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Seite. Streitigkeiten dieſer Art werden im Verwaltungsſtreitverfahren und, ſoweit 
ein ſolches nicht beſteht, von der Aufſichtsbehörde vorbehaltlich des gewerbe— 
rechtlichen Rekursverfahrens binnen vier Wochen nach — der Ent— 
ſcheidung der Aufſichtsbehörde erledigt (SS 58, 65, 72, 73 Kr. B.-G.). 


Kap. II. Die Unfallverfiherung.') 

Da man die Unfallverfiherung urjprünglich auf die industriellen Arbeiter 
befchränfte und fie erſt jpäter auf immer weitere Kreife ausdehnte, jo iſt die 
Geſetzgebung eine ziemlich zeriplitterte. Die einzelnen Gejege ftimmen zwar 
inhaltlich im wejentlichen mit einander überein, doch find die Organifationen, 
welche die Träger der Unfallverjicherung bilden, vielfach abweichend gejtaltet. 
Auch haben einzelne Gejege der Landesgejeßgebung einen ziemlich weiten 
Spielraum zur Ergänzung der reichsrechtlichen Beitimmungen gelafjen. 

Die Grundlage bildet das Unfallverficherungsgejet vom 6. Juli 1884 
Die Unfallverficherung wurde dann auf weitere Betriebe ausgedehnt durd) das 
fog. Ausdehnungsgejeg vom 23. Mai 1855. Dazu famen das Beamten: 
unfallgejeg vum 15, Mai 1886, das Gefeg betreffend die Unfall: und Kranken: 
verficherung der in land- und forjtwirthichaftlichen Betrieben beichäftigteu 
Perſonen vom 5. Mat 1886, das Bauunfallverficherungsgeieß vom 11. Juli 1887 
und das Seeunfallverficherungsgejeg vom 13. Juli 1887. Ergänzend traten 
binzu die Landesgejege für die Unfallfürforge der Yandesbeamten und für die 
Unfallverficherung der land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter.) 


8 1. Pic Berfierten. 


Die Unfallverficherung ift entiweder eine erziwungene oder eine freiwillige. 

Die Verficherungspflicht, der Zuſtand des Verfichertfeins gegen Unfälle”) 
beruht unmittelbar auf einer Nechtsnorm, welche entweder in dem Reichsgeſetz 
jelbft enthalten oder auf Grund reichsgejeglicher Ermächtigung durch Landes: 
gejeß, Statut einer Berufsgenofjenichaft oder Verordnung einer Behörde erlafjen 
it. Der Umfang der Verficherungspflicht wird von der Geſetzgebung jelbit- 
ftändig ohne Bezugnahme auf das Krankenverficherungsrecht bejtimmt, jo daß 
der Kreis der gegen Unfall und derjenige der gegen Krankheit verjicherten 
Perſonen ich feineswegs deden. 





) Kommentare zu dem Unfallverficherungsgejege nebit Ausdehnungsgejegen von v. 
Woedtke, größere Ausgabe, 4. Aufl. Berlin 1889; M-inere Ausgabe, 3 Aufl., Berlin 1890; 
Unfallverfiherung der in land: und forjtwirtbichaitlihen Betrieben beichäftigten Berfonen von 
v. Woedtke, 2. Aufl, Berlin 1888; Teriausgabe mit Anmerkungen, Berlin 1886; Eger, Die 
Unfall. und Krantenverficherungsgejege, Berlin 1886; I. Engelmann, Unfallverjiherungs: 
geleb nebit Ansdehnungsgeiegen, Erlangen 1886, und Reichsgeſetz betreffend die Unfall: und 

ranfenverficherung der in land» ud foritwirtgichaftlichen Betrieben beichäftigten Perſonen, 
Erlangen 1886; E. Graef, Das Reichsgeſetz betreiiend die Unfall und Krankenverſicherung 
der in landwirthichaftlihen ꝛc. Betrieben beſchäftigten Perjonen, Ansbach 1888, und Reichs— 
geſetz betreffend die Unfallverſicheung bei Bauten, Ansbach 1890; v. Rohr, Unſallver— 
ſicherung, 2. Aufl., Berlin 1886. Syſſematiſche Darſtellungen von v. Woedtfe, Art Unfall: 
verfiherung in v. Stengel’s Wörterbuh Bd. 2, ©. 636 F.; Piloty, Das Neichsunfall- 
verfiherungsrecht, Bd. 1, Würzburg 1890, Bd. 2, 1891. Die Entjheidungen und Beſchlüſſe 
des Neichäverfiherungsämts werden von dieſem herausgegeben in den „Amtlichen Nachrichten“. 
Zufammenitellungen der Enticheidungen von R. Freund, Berlin 1889, und vor Shmiß, 
Berlin 1889. Wal. auch die Kap. I, N. 1 zitirte Zeitichrift Arbeiterverjorgung, herausgeg. 
von Honigmann jowie Die Berufägenofjenfchaft, periodiihe Halbmonatsidhrift von D. 
Wenzel und M. Schlejinger, Berlin. 
Bgl. ©. 568, 569. 
) Vgl. ap. IS 1. 





III. Abichnitt: Die Arbeiterverficherung. 607 


Der Zwangsverjicherung unterliegen hiernach folgende Perſonen: 


a) Die Arbeiter und Betriebsbeamten, leßtere, jofern ihr Jahresarbeits- 
verdienjt 2000 ME micht überjteigt, in Bergwerfen, Salinen, Auf: 
bereitungsanjtalten, Steinbrüchen, Gräbereien, auf Werften und Bau: 
böfen, in Fabriken, Hüttenwerfen und jonjtigen mit elementarer Kraft 
bewegten Triebwerfen, im Schornjteinfegergewerbe, fowie im Gewerbe 
der Maurer, Zimmerer, Dachdeder und Brunnenmacher. Durch Beichluß 
des Bıundesrathes kann der Verficherungszwang nach Maßgabe des in- 
duftriellen Unfallverficherungsgejeges auf andere Baubetriebe ausgedehnt 
werden. Dies it Durch die Verordnungen vom 22. Januar 1885, 
27. Mai 1886 und 14. Januar 1888 °) geicheben, jo daß der Ver— 
jiherungszivang des induftriellen Unfallverficherungsgejeges ſich über alle 
Hochbaubetriebe eritredt. 

b) Die Arbeiter und Betriebsbeamten, leßtere mit böchitens 2000 ME. 
Sahresarbeitsverdienit, in den Transportgewerben, namentlich im den 
Betrieben der Posts, Telegraphen: und Eijenbahnverwaltungen, in der 
Marines und Heeresverwaltung. 

e) Die in einem unfallverficherungpflichtigen Betriebe beichäftigten Beamten 
der Neichszivilverwaltung, des Neichsheeres, der Marine, die Perſonen 
des Soldatenitandes, die Staatsbeamten, ſoweit Yandesgejege ’) hierüber 
ergangen find, und zwar in der bejonderen Form der Beamtenfürlorge 
jelbjt dann, wenn die betreifenden Perſonen an und für fich als Arbeiter 
oder Betriebsbeamte der gewöhnlichen Unfallverficherung unterliegen 
würden. 

d) Die Arbeiter und Betriebsbeamten, leßtere mit höchſtens 2000 ME. 
Sahresarbeitsverdienit, in land: und forjtwirtbichaftlichen Betrieben 
einschließlich der Hunt: und Handelsgärtnerei. Die Yandesgejeggebung 
kann auch Unternehmer für verlicherungspflichtig erklären, umgekehrt aber 
deren im Betriebe beichäftigte Familienangehörige von der VBerjicherung 
ausichliegen. Demgemäß hat eine Unterwerfung der landwirtbichaftlichen 
Unternehmer unter die Zwangsverſicherung Ttattgefunden in Bayern, 
Sadjen, Württemberg, Baden, Hejlen und Sacdjen-Meiningen unbe— 
dingt; in SchwarzburgeSondershaufen und Hamburg, ſofern ihr Jahres: 
arbeitsverdienit 2000 ME. nicht überfteigt; in Schaumburg-Lippe unter 
derjelben und der weiteren Borausiegung, daß fie gleichzeitig als Arbeiter 
in unfallverficherungspflichtigen Betrieben beichäftigt find; in Reuß ä. Y., 
wenn ihr Befig mit nicht mehr ale 175 Grundjtenereinheiten belajtet 
it. Dagegen find die vom Unternehmer beichäftigten Familienangehörigen 
von der Berjicherungspflicht ausgeichlofien in Bremen unbedingt, in 
Württemberg und Baden, wenn fie unter 12 Fahre, in Hellen, wenn 

') Der Begriff der Fabrik als ein rein wirthichaftlicher iſt vom Gejepe nicht definirt. 
Betriebe, in denen mit elementarer Kraft bewegte Triebwerke verwendet, oder mindeſtens 
zehn Arbeiter mit der gewerbsmähigen Be: und Berarbeitung von Gegenſtänden beichäftigt, 
oder Erplofivjtoffe oder erplodirende Gegenſtände gewerbsmähig erzengt weıden, gelten unter 
allen Umjtänden als Fabriken. Im übrigen tt es eine nicht nach allgemeinen Prinzipien 
zu enticheidende Frage des konkpeten alles, wann ein Betrieb als Fabrik anzuſehen it. 
Soweit von der Entidyeidung diejer Frage die Uufallverfiherung der im Betriebe beichäftigter 
Arbeiter bedingt tft, ſteht die Beſchlußſaſſung darüber endgiltig dem Reichöverficherungss 
amte zu. 

)R:G.Bl. 1885 ©. 13; 1886 ©. 196; 1888 ©. 1. 

) Bol. Seite 568, N. 1. 
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ſie unter 14 Jahre alt ſind. Die Ehefrau kann wegen ihres beſonderen 
Verhältniſſes zum Ehemanne niemals als von ihm beſchäftigte Arbeiterin 
gelten und unterliegt deßhalb auch der Verſicherungspflicht nicht.) 
Die Arbeiter und Betriebsbeamten, letztere mit höchſtens 2000 ME. 
Jahresarbeitsverdienft, welche bei Bauten bejchäftigt find und nicht 
ſchon unter a fallen, namentlich alfo bei Tiefbauten. 

f) Die Seelente einfchließlich der Befoldung beziehenden Schiffer mit 
Ausnahme der Mannschaft auf Fiicherbooten und Eleineren, nicht mebr 
als 50 Kbm. baltenden und nicht mit Mafchinenfraft fortbewegten 
jelbitftändigen Fahrzeugen, ſowie andere, bei der Seeſchifffahrt betheiligte 
Perfonen. Der Bundesrath fann jedoch die Zwangsverfiherung aud 
auf die ausgenommenen Perſonen ausdehnen. 

Einzelne nicht mit Unfallgefahr verknüpfte Betriebe können durch Beichluß 
des Bundesrathes von der Verficherungspflicht ausgeſchloſſen werden. Anderer: 
jeits kann durch Statut der Berufsgenoſſenſchaft, an dejien Stelle für die einer 
Berufsgenofjenschaft nicht angebörigen Neichs: und Staatöbetriebe eine Ber: 
ordnung der zuftändigen Behörde tritt, Die VBerficherungspflicht ausgedehnt 
werden auf Betriebsbeamte mit mehr als 2000 Mk. Fahresarbeitsverdienit; 
in der Land» und Forjtwirtbichaft, jorweit dies nicht ſchon durch Landesgejeh 
geichehen ijt, auf Unternehmer bis zu 2000 ME. Jahresarbeitsverdienjt und 
im Hochbau auf Unternehmer gewerbsmäßiger Baubetriebe, die nicht regelmäßig 
wenigſtens einen Lohnarbeiter beichäftigen. _ | 

Neben der Zwangsperficherung beiteht eine freiwillige Theilnahme an der 
Berficherung ſowohl für einzelne Unternehmer wie für einzelne Arbeiter. Da 
die Laſt der Unfallverficherung ausschließlich von den Unternehmern getragen 
wird, jo können nur dieſe jelbjt, nicht ihre Arbeiter die Laſt durch freiwillige 
Berficherung vergrößern Während daher die freiwillige VBerficherung der Unter: 
nehmer Selbitverficherung iſt, erfolgt diejenige der Arbeiter ausſchließlich durch 
den Unternehmer, it aljo eine vertragsmäßige Verficherung zu Gunſten Dritter. 

Sefeglich Find zur freiwilligen Theilnahme an der Unfallverficherung 
berechtigt die landwirtbichaftlichen Unternehmer und die Unternehmer von Baus 
arbeiten, beide mit höchjtens 2000 ME. Jahresarbeitsverdienft, jofern fie nicht 
bereit3 der Zwangsverjicherung unterliegen, und die Rheder unbedingt, ferner 
die in landwirtbichaftlichen Betrieben und bei Banausführungen bejchäftigten, 
aber nicht verjicherungspflichtigen Perfonen, wenn der Unternehmer deren 
Berficherung beantragt. Statutarisch kann die Beitrittsberechtigung auch auf 
andere Unternehmer verjicherungspflichtiger Betriebe und auf andere, in denjelben 
beſchäftigte Perjonen, für welche der Unternehmer dies beantragt, ausgedehnt 
werden. 

Der Berfiherung wird der Jahresarbeitsverdienſt zu Grunde gelegt. 
Während aber für die Ziwede der Kranfenverficherung der Arbeitstohn in der 
Regel nach dem Durchichnittsverdienite einer ganzen Arbeitsflafje, nur ausnahms 
weile nach dem individuellen Verdienſte des einzelnen Arbeiter berechnet wird, 
iſt das Verhältniß bei der Unfallverficherung gerade das umgekehrte, der 
Individuallohn als Grundlage die Negel, der Durchſchnittslohn die Ausnahme. 

Negelmäßig wird der „Jahresarbeitsverdienit auf das Dreihundertfache des 
durchichnittlichen täglichen VBerdienftes des einzelnen Arbeiter bemejjen. Der 
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) Vgl. Rekurs-Entſch. des Reichsverſicherunggamtes vom 18. Juni 1888 — Amtll. 
Nachr. IV, 592 —. 
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vier Mark täglich überjteigende Betrag kommt jedoch nur mit einem Drittel 
zur Anrechnung. Minvdeftens ijt aber da3 Dreihundertfache des ortsüblichen 
Zagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter anzunehmen. In der Land» und Forſt— 
wirthichaft wird für Arbeiter nach örtlichen Bezirken ein Durchjchnittsverdienft 
allgemein feſtgeſetzt. Für Seeleute gilt als Jahresarbeitsverdienit das Neun: 
fache eines nach Klaſſen für die ganze deutjche Küſte einheitlich feſtzuſetzenden 
Durchichnittsbetrages des baaren Lohnes. Bei Nenten des Verletzten jelbit 
wird außerdem ein gejeglich feitgeitellter Betrag (?/, des Durchichnittsver- 
dienjtes von Bollmatrojen) als Werth der auf Seejchiffen gewährten freien 
Beköjtigung Hinzugefegt. Für andere, unter das Seeunfallverſicherungsgeſetz 
fallende Berjonen legt man ein Jahresverdienſt nach Durchichnittsfägen, mindeſtens 
aber das Dreihundertfache des ortsüblichen Tagelohnes zu Grunde, 

Bei jugendlichen Arbeitern und folchen Perfonen, die wegen noch nicht 
vollendeter Ausbildung feinen oder geringen Kohn beziehen, findet eine befondere 
Ermittlung jtatt. 


S 2. Gegenltand der Verſicherung. 


Gegenftand der Berficherung it der Erſatz des vermögensrechtlichen 
Schadens einer Tödtung oder Körperverlegung, die durch einen beim Betriebe, 
in der Seeunfallverficherung auch durch bloße Elementarereiguifje entjtandenen 
Unfall verurjacht find, jofern der Verlegte oder Getödtete den Betriebsunfall, der 
die Beranlajjung der Verlegung war, nicht vorfäglich herbeigeführt hat. Es 
handelt fich alfo um eine mehrgliedrige faufale Kette von Urjache und Folge, 
die vorhanden jein muß, um den Verficherungsanipruch zu begründen. 

Den Ausgangspunkt bildet der Betriebsunfall oder, wie das Geſetz es 
ausdrüct, der Unfall beim Betriebe.) 

Der Unfall iſt ein Ereigniß, welches demnächſt zu Tpezifizirende unglücliche 
Folgen für den Menjchen berbeiführt. Die Einwirkung eines Ereignifjes, einer 
einzelnen iſolirten Thatſache, auf den menjchlichen Körper, kann aber nur eine 
plögliche fein. Plöglich ijt bei dem Unfalle nur die Einwirkung auf den 
menjchlichen Körper, womit die durch allmähliche Einwirkung entjtehenden 
fogenannten Betriebsfranfheiten von der Unfallverficherung ausscheiden und der 
Kranfenverficherung oder der Invaliditätsverſicherung überwieſen werden.?) Das 
gegen braucht die durch die Einwirkung berbeigeführte unglüdliche Folge ſich 
nicht ſofort herauszuftellen, fondern kann fich erſt in einer fpäteren Zeit ergeben. 

Der Unfall muß fich ferner beim Betriebe ereignet haben. Ueber die 
Bedeutung diejes Erforderniljes geben die Anfichten auseinander, indem man 
entweder das Wort „bei“ nur Faufal (Rofin) oder gleicdyzeitig kauſal, temporal 
und lokal Piloty, Seydel) auffaßt. 

An und für fich bezeichnet das Wort „bei“ nur einen zeitlichen und örtlichen 
Zuſammenhang. Selbjt wenn im vorliegenden Falle damit eine weiter gehende 
faujale Bedeutung verbunden fein jollte, jo läge doch feine Veranlaſſung vor, 


') Val. über diefen Begriff Roſin, Der Begriff des Betriebsunfall® ald Grundlage 
des Entichädigungsanipruchs nad) den Neichsgejegen über die Unfallverjiherung im Archiv 
für öffentl. Recht Bd. 3, ©. 291 fi. und Recht der Arbeiterverfiherung Bd. 1, ©. 273 ff.; 

uld ime Archiv für joziale Gejeggebung und Statijtit Bd. 1 ©. 417 ff.; Piloty a. a. ©. 
. 185 fi.; Seydel, Bayr. Staatsrecht Bd. 5 ©. 336 ff. 

2) Uebereinſtimmend Entſch. des RVM. in den Amtl. Nachrichten III Nr. 352, 422. 
Vgl. auch Bornhak, Berriebsunfall und Betriebstrankyeit in der Ziſchr. Invaliditäts- und 
Altersverfiherung, 2. Jahrgang, ©. 2 ff. 
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dem Worte dieje feine nächftliegende Bedeutung bier abzujprehen Es wird 
jomit gejeglich ein zeitlicher und örtlicher Zufammenhang zwiichen dem Unfalle 
und dem Betriebe erfordert. Weder ein Unfall, der ſich zu einer Zeit ereignete, 
in der der Betrieb nicht ftattfindet, noch ein folcher. der an einem Orte fich 
zuträgt, der außerhalb der räumlichen Stätte des Betriebes liegt, it ein Betriebs— 
unfall. Praktiſch dürfte jedoch die ;zrage von ſehr geringer Bedeutung jein, 
da — die Nothwendigkeit des kauſalen Zuſammenhanges vorausgejegt — auch 
jtet3 ein jolcher temporaler oder lokaler Natur vorhanden fein wird. 

Die Nothwendigkeit eines Kaufalzufammenhanges derart, daß der Betrieb 
die Urjache des Unfalls fein muß, bat man nun aus drei Umständen entnommen, 
Einmal gewährt das Seeunfallverficherungsgefeg die Verfiherung ausdrüdlich 
auch gegen die Unfälle infolge von Elementarereigniſſen während des Betriebs. 
Hieraus foll bei der jonft gleichen Faſſung der verschiedenen Unfallverjicherungs: 
gejege folgen, daß im übrigen die Unfälle infolge von Clementarereignijjen 
nicht als Gründe der Entichädigung gelten.‘) Weiter wird die gleiche Wendung 
wie in den Unfallverficherungsgejegen in dem früher deren Stelle erjeßenden 
Haftpflichtgefege gebraucht und foll hier von Theorie und Praxis jtetö im 
faujalen Sinne aufgefaßt worden fein Endlich jollen in den Materialien der 
Unfallverficherungsgejege verichiedene Momente darauf hinweiſen, daß man mit 
dem Worte „bei“ die kauſale Bedeutung habe verbinden wollen.*) Alle dieje 
Umftände können jedoch höchitens als Unterjtüsung einer Anficht in Betracht 
fommen, fie find nicht unbedingt entfcheidend. Die Nothwendigfeit eines Kaufal- 
zufammenhanges zwiichen Betrieb und Unfall ergibt fich nicht aus der Worts 
interpretation des Wortes „bei“, jondern aus anderen Beitimmungen der Gejepe. 
Nach denfelben find verfichert gegen Unfälle die in gewiſſen Betrieben beichäftigten 
Arbeiter, d. b. in ihrer Eigenfchaft ala in einem gewiljen Betriebe bejchäftigte 
Perfonen, wenn und folange ihnen diefe Eigenjchaft beimohnt, oder, wie das 
Beamtenfürforgegefeß es ausdrückt, wenn fie den Unfall im Dienſte erlitten 
haben. Ein im Dienste erlittener Unfall muß jedoch, um ein ſolcher zu jein, 
durch den Dienft, durch die Beichäftigung im Betrieb und damit durch den 
Betrieb felbjt veranlaßt fein. So lange ein Arbeiter im Dienfte iſt, beiteht 
aber auch ein zeitlicher und örtlicher Zufammenhang zwiſchen Dienft und Betrieb. 
Dabei find jedoch bloß entfernte VBorbereitungs: und Schlußhandlungen, wie 
An- und Ablegen der Arbeitskleidung, Weg von umd zur Betriebsſtätte zc. noch 
nicht als Dienftleiftung anzufehen.*) 

Wenn ſomit auch der Betriebsunfall als ein durch den Betrieb verurjachter 
Unfall aufzufaſſen ift, jo brauchen doch feineswegs die befonderen Unfallgefahren 
de3 Betriebes im Vergleiche mit dem Unfallrifito des gewöhnlichen Lebens die 
Veranlafjung des Unfalls zu bilden *) Die analoge Jnterpretation des Haft- 
pflichtgejeßes bezüglich des Eijenbahnbetriebes kann als Interpretationgmittel 
für die viel umfaljendere Unfallverficherung nicht dienen Verſchiedene Neuerungen 
der Materialien und der Umjtand, daß mit Unfallgefahr nicht verbundene 
Betriebe von der Verjicherungspflicht ausgenommen werden können, weijen aber 


i) Bilotya. aD. ©. 200. 

2 Piloty a. a. O, Rojin, Betriebsunfall S. 319. 

) Nach der Judifatur des R.-B.:U. find bei derartigen Handlungen ſich ereigende Un— 
fälle nur dann Betriebsunfälle, wenn der Berunglüdte fid) im „Banne de Betriebes,“ alfo 
im zeitlihen und örtliben Zuſammenhange mit demjelben befand. Vgl. Amtl. Nachr. IL, 
Nr. 247, 324, 446, IV Nr. 475. 

*) Dies nimmt Roſin a. a. D. an. 
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böchitens auf ein für den pofitiven NRechtsinhalt gleichgiltiges gejeßgeberifches 
Meotiv hin.) 

Der Betriebsunfall darf vom Verlegten nicht vorjäglich herbeigeführt fein. 
Eine Fahrläffigkeit des Verlegten ſchließt dejien Entichädigungsanfpruch nicht 
aus, jofern nur überhaupt ein Betriebsunfall vorliegt. ”) 

Das Ereigniß, welches den Betriebsunfall bildet, muß nun weiterhin 
eine derartige plötzliche Einwirkung auf einen Menſchen ausüben, daß dadurch 
deſſen körperliche Integrität beeinträchtigt wird. Dieſe Befchädigung iſt alſo 
nicht der Betriebsunfall,’) ſondern die Folge des Betriebsunfalls. Die Be— 
——— kann in der Tödtung oder in der körperlichen Verletzung des Menſchen 

eſtehen. 

Durch die Beeinträchtigung der körperlichen Integrität, mag ſie Tödtung 
oder bloß Körperverletzung ſein, kann nun aber dem Beſchädigten oder dritten 
Perſonen ein Vermögensſchaden erwachſen. Der Erſatz desſelben iſt Gegenſtand 
der Unfallverſicherung. 

Der Anſpruch auf Unfallentſchädigung iſt alſo nur gegeben, wenn der 
Betrieb (in der Seeunfallverſicherung auch ein Elementarereigniß) einen Unfall, 
dieſer Unfall eine Verletzung der körperlichen Integrität des Verſicherten und 
dieſe Verletzung eine Minderung oder Aufhebung ſeiner Erwerbsfähigkeit herbei— 
geführt hat. 

Die Höhe der Entſchädigung iſt geſetzlich ein für allemal beſtimmt. 

Der Verſicherte hat von der 14. Woche, von Eintritt des Unfalls an 
gerechnet, Anjpruch auf Erſatz der Koften des Heilverfahrens und auf eine für 
die Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu gewährende Rente, die bei völliger Erwerbs— 
unfähigfeit für die Dauer derjelben 66°/, Prozent des Arbeitsverdienjtes, bei 
theilweijer Erwerbsunfähigfeit entfprehend weniger beträgt. An Stelle des 
Erjages der Heilungskoſten kann unter denjelben VBorausjegungen wie in der 
Krankenverficherung die Verpflegung in einem Krankenhauſe treten. Wenn der 
Betriebsunfall den Tod des BVerficherten zur Folge hat, jo erhalten die Hinter: 
bliebenen das Zwanzigfache des Tagesdienftlohnes, in der Land: und Forſt— 
wirthichaft ein Fünfzehntel des Jahresarbeitsverdienjtes, in beiden Fällen jedoch 
mindejtens dreißig Mark ala Erſatz der Beerdigungsfojten und vom Todestage 
an eine Rente, welche für die Wittive zwanzig, für jedes Kind bis zum vollendeten 
15. Lebensjahre fünfzehn und, wenn e8 Doppelwaife ift, zwanzig, jedoch für 
Wittwe und Kinder zufammen höchjtens jechzig Prozent des Arbeitsverdienjtes 
beträgt. Aſcendenten, deren einziger Ernährer der Verſtorbene war, erhalten 
zwanzig Prozent, jedoch nur, joweit Wittiwe und Kinder den gejfeglichen Höchſt— 
betrag der Rente nicht für fih in Anfpruch nehmen. In der Land und Forſt— 
wirthichaft Fann auf Grund des Statut für jolche Perſonen, welche Lohn oder 
Gehalt herkömmlich ganz oder theilweife in Naturalien beziehen, ſowie für 
deren Hinterbliebenen und Angehörigen die Rente nach Verhältnig ebenfalls in 
diejer Form gewährt werden. 

Hinterbliebene eines Ausländers, welche zur Zeit des Unfalls nicht im 
Inlande wohnten, fünnen feine Rente fordern. 


') Uebereinftimmend Piloty a. a. O. ©. 204 ff.; Seydel a. a. D.©. 837; 5 
—— R-BN. in den Amtl. Nachr. II Nr. 210, III Nr. 418. Bol. dagegen a. a. O. IV 

476 

=) Uebereinftimmend Roſin, Recht der Arbeiterverfiherung Bd. 1 ©. 289, 

) Wie das R.:B.-U. in den Amtl. Nachr. II, Nr. 230 und III, Nr. 353 ange 
nommen batte. 
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Ausnahmsweile iſt jtatt der Zahlung der Rente eine Kapitalabfindung 
zuläſſig. Die Wittwe erhält bei ihrer Wiederverheirathung das Dreifache ihrer 
Jahresrente. Außerdem fünnen Ausländer, welche dauernd das Bundesgebiet 
verlajjen, durch eine Kapitalzahlung für ihren Entihädigungsanfpruch abgefunden 
werden In der Baus und Seeunfallverficherung ijt auch dieſe legtere Ab— 
findung auf das Dreifache der Jahresrente firiert. 

Weder die Berufsgenofjenichaften noch die Betriebsunternehmer können die 
gejeglichen Beitimmungen zum Nachtbeile der Verficherten durch Vertrag oder 
anderweitig ausjchließen. Dem zumwiderlaufende VBertragsbeitimmungen find 
ohne rechtliche Wirkung. — Die Entjhädigungen find in feiner Weije über: 
tragbar und können nur für Mlimentenforderungen der Ehefrau, der ehelichen 
Kinder und des erjagberechtigten Armenverbandes gepfändet werden. 

Neben diejer allgemeinen Unfallverficherung fällt die Haftung der Betriebs: 
unternehmer auf Grund des bisherigen Nechtes, insbejondere des Haftpflicht: 
gejeges im allgemeinen fort. Nur ausnahmsweije bejteht Ddiefelbe noch unter 
bejtimmten Vorausſetzungen. 

Einmal können die verficherten Perſonen und deren Hinterbliebene einen 
Entjichädigungsanfpruch gegen diejenigen Betriebsunternehmer oder deren Vertreter 
geltend machen, gegen welche durch jtrafgerichtliches Urtheil feitgeitellt ift, daß 
fie den Unfall vorſätzlich herbeigeführt haben und zwar in Höhe der Differenz 
zwiſchen der Entihädigung auf Grund des bisherigen Nechtes und der Ber: 
Jiherungsiumme. Als haftbare Berriebsunternehmer gelten auch Aftiengefell: 
Ichaften, Innungen und eingetragene Genoſſenſchaften, wenn ſtrafprozeſſualiſch 
feſtgeſtellter Vorſatz eines ihrer Vorſtandsmitglieder, und dieſe Geſammtperſön— 
lichkeiten und die offenen Handelsgeſellſchaften, wenn ſtrafgerichtlich feſtgeſtellter 
Vorſatz eines Liquidators vorliegt. Bei der Seeunfallverſicherung erſtreckt ſich 
der Anſpruch unter den gleichen Vorausſetzungen auch gegen Perſonen der 
Beſatzung des Schiffes, auf dem der Unfall ſich ereignete, und desjenigen, zu 
deſſen Beſatzung der Verletzte gehörte. Für das Verhältniß des Verletzten 
zum Rheder verbleibt es dagegen bei den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches 
Art. 523 ff. und der Seemannsordnung SS 48 ff. 

Anderjeits haften Betriebsunternehmer einschließlich der erwähnten Geſammt— 
perlönlichkeiten bezüglich ihrer VBorjtandsmitglieder und Liquidatoren und die 
Bertreter der Betriebsunternehmer, gegen welche durch Ttrafgerichtliches Urtheil 
feitgeftellt ijt, daß fie den Unfall vorfäslich oder fahrläjlig herbeigeführt haben, 
den Berufsgenojienichaften vder den an deren Stelle tretenden Trägern der 
Unfallverficherungstaft, desgleichen den Sranfenverjicherungsinjtituten und in 
der Yand» und Foritwirtbichaft den Gemeinden bezüglich der dreizehn erjten 
Wochen für die gemachten Aufwendungen. Als Erjat der Rente kann in diefen 
Fällen deren Kapitalwerth gefordert werden. Der Anſpruch verjährt in acht— 
zehn Monaten von der Nechtsfraft des jtrafgerichtlichen Urtheils an. 

In beiden Fällen bildet die Grundlage des zivilrechtlichen Anſpruches 
die jtrafrichterliche Feititellung, jo daß der Zivilrichter das matertelle Schuld- 
moment nicht mehr prüfen darf.) Jedoch iſt ein jtrafgerichtliches Urtheil nicht 
erforderlich, wenn die Feititellung wegen des Todes, der Abweſenheit oder 
eines anderen, in der Perſon des Betreffenden liegenden rundes unmöglich 
ift. Hier hat der Zivilrichter die Schuldfrage jelbjtitändig zu prüfen, und es 
greifen auch in dem zweiten Falle die allgemeinen Verjährungsfriiten Platz. 


) Das Prinzip des $ 14 Nr. 1 EinfGeſ. zur Eiv.-Broz.-Drdn. wird hierdurch durchbrochen: 
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Dritte Perjonen haften für Vorſatz oder Verfchulden nach dem bisherigen 
Rechte. Doc geht die Forderung des Entichädigungsberechtigten an den dritten 
ſoweit auf die Genofjenichaft über, als die Verpflichtung diefer zur Entſchädigung 
begründet ift. Der Arbeiter fann aljo gegen den dritten nur die Differenz 
geltend machen.‘) Eine Haftung der Unternehmer gegenüber den Arbeitern 
wird damit ausgejchlojjen, ſoweit nicht die vorerwähnten Ausnahmefälle vor: 
liegen. Denn der Begriff der Betriebsunternehmer ijt derjelbe im Haftpflicht: 
gejege wie nach den Unfallverfiherungsgefegen. Es kann alſo feine Betriebs: 
unternehmer im Sinne des Haftpflichtgefeges geben, die für die Unfallver: 
jicherungsgejege dritte find.?) 

Die Verpflichtung der eingejchriebenen und jonjtigen Hilfskaſſen zur Ge— 
währung von -Unterjtügungen an die von Betriebsunfällen betroffenen Berjonen, 
jowie die Verpflichtung der Armenverbände zur Unterftügung Hilfsbedürftiger 
bleibt durch die Unfallverficherung unberührt. Der Verficherte joll aber durch 
dieje Konkurrenz mehrfacher Unterjtügungspflichten wenigitens feine mehrfache 
Unterjtügung erlangen. Deßhalb geht, joweit auf Grund jolcher Verpflichtung 
Unterftügungen in Fällen gewährt find, in denen ein Entichädigungsaniprud) 
nach den Unfallverjicherungsgejegen beſteht, der leßtere auf Grund einer noth— 
wendigen öffentlich rechtlichen Geilion bis zum Betrage der geleifteten Unter: 
ftügung auf die Kajien, Gemeinde und Armenverbände über, von denen die 
Unterjtügung gewährt iſt. Dasjelbe gilt von Betriebsunternehmern und Kaſſen, 
welche die den Gemeinden und Armenverbänden obliegende Unterftügungspflicht 
auf Grund gejeglicher Borichrift erfüllt haben. 

Eine Bejtimmung darüber, wie Nechtsitreitigkeiten dieſer Art zu enticheiden 
find, Fehlt in dem Unftallverjicherungsgejegen, bleibt alfo der Yandesgejeßgebung 
überlajien. Das preußiiche Necht hat eine jolche nicht getroffen. Da das 
Berwaltungsitreitverfahren nach der kaſuiſtiſchen Methode des preußijchen 
Rechtes nur jtattfindet, wenn eine pojitive Gejegesbeitimmung dies bejagt, jo 
muß in Ermangelung einer jolchen der VBerwaltungsprozeß für ausgejchlofjen 
erachtet werden. Eine analoge Anwendung der Vorjchriften des Krankenver— 
fiherungsgefeges auf die Unfallverficherungsanfprüche it jelbitverjtändlich in 
dDiefem alle unmöglich.) Aber äuch der ordentliche Nechtsweg iſt unzuläſſig, 
da es Sich nicht um privatrechtliche Anjprüche handelt, für Eröffnung des 
ordentlichen Nechtsiveges über verwaltungsrechtliche Streitfragen aber ebenfalls 
eine pojitive Geſetzesvorſchrift erforderlich jein mwirde.‘) Es bleibt daher nur 
die Beichwerde im Aufjichtswege übrig. 


) Vgl. auch Entid). des Neidyögerichts vom 7. März; 1889, Bd. 23 ©. 51. 

) Undrer Anfiht v. Schulze-Gaeverniß, Die Geltung des Reichshaftpflichtgejeßes 
neben dem Unfallverficherungsgeieg in Grünhuts Zeitichritt Bd. 16 (1888) ©. 457 ff. Hier 
wird ausgeführt, nadı dem Unfallverfiherungsgejege müſſe der Arbeiter, um verfichert zu 
jein, zu dem Unternehmer in einem Rechtsverhältniſſe ſtehen. Bei einer bloß tharjächlichen 
Beſchäftigung habe dagegen der Arbeiter gegenüber dem Unternehmer die Rechte aus dem 
Haftpflichtgeiege. In diefem Falle jei aljo der Unternehmer Dritter. Allein aud) die Vor— 
ausjepung der Unfallverfiheruna bildet nicht ein Nechtsverbältnii zwiichen Arbeitgeber und 
Arbeiter, jondern nur die thatjächlicdhe Beihäftigung. Die Unfallverficherung abjorbirt aljo ab: 
geiehen von den erwähnten Ausnahmefällen die Ansprüche des Arbeiters gegen den Unternehmer 
aus dem Haftpflichtgefepe. Gegen v. Schulze-Gaevernig, insbejondere deſſen Behauptung, 
daß ein Rechtsverhältniß zwiichen Unternehmer und Arbeiter die Grundlage der Unfallverjicherung 
bilde, auch Laband, Staatsrecht des deutichen Reiches Bd. 2 (2. Aufl.) S 253 N. 1. 

) Webereinitimmend Entich. des O-V.“G. vom 12. Dezember 1887, Bd. 16 5. 373. 

* Andrer Anficht das R.-B.:M. in den Amtl. Nachr. II, Nr. 182, das Streitigkeiten zwijchen 
den Kaſſen und den Berufsgenofjenjchaften im ordentlichen Rechtswege austragen laſſen will. 

Annalen des Deutſchen Neid, 1392, 40 
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S 3. Die Krankenverfiderungsinkitute als Träger der Unfallverficherung. 


Die für die Kranfenverficherung gejchaffene Organijation ift in zwiefacher 
Weife bei der Unfallverficherung betheiligt. Einmal iſt ein Theil der Unfall» 
laſt den Kranfenverficherungsinftituten oder den für diefen Zwed an ihre Stelle 
tretenden Nechtsperfönlichkeiten unmittelbar durch das Gefeg übertragen. Ferner 
find aber die gewöhnlichen Träger der Unfalllaſt berechtigt, die Leiftung einzelner 
Berbindlichkeiten den an fich der Krankenverficherung dienenden Organilationen 
aufzutragen. 

Die Entichädigung aus der Unfallverficherung im gefeßlichen Sinne tritt 
nur ein, wenn der Unfall den Tod des Verlegten herbeigeführt hat, ſowie bei 
Berlegungen, welche eine Erwerbsunfähigkeit herbeiführen, nach Ablauf der 
ersten dreizehn Wochen jeit dem Eintritte des Unfalls. Dieſe eriten dreizehn 
Wochen bilden alfo für die Unfallverjicherung eine Karenzzeit. Während der: 
jelben mußte jedoch für den Verlegten eine Hilfe geichaffen werden, und Dies 
geſchah prinzipiell durch Anweiſung auf die Kranfenverficherung. Die Kranken: 
verficherungsinftitute und deren Surrogate leiiten alfo in diefem Falle nicht 
Unfallunterftügung, jondern Kranfenunterjtügung, die jedoch im verschiedenen 
Beziehungen von der gewöhnlichen abweicht. Während der dreizehnmwöcigen 
Karenzzeit der Unfallverficherung ift der Verlette auf die Kranfenunterjtügung 
des Kranfenverficherungsinftitutes, dem er angehört, angewiefen. Dabei tft 
jedoch von der fünften Woche an das Krankengeld bis zu mindejtens zwei Dritteln 
des dem Sranfengelde zu Grunde liegenden Arbeitslohnes auf Koſten des 
Unternehmers zu erhöhen.') Eine ſolche Erhöhung findet ausnahmsweiſe nicht 
ftatt bei den Negiebauten von Privatperfonen und in der Land- und Forſt— 
mwirtbichaft. Da jedoch nicht alle gegen Unfall verficherten Perſonen dies aud) 
gegen Krankheit find, jo mußte für diefe während der Karenzzeit der Unfall: 
verficherung ein Erſatz gejchaffen werden. Es ijt dies im verjchiedener Weile 
geichehen. Für die nicht gegen Krankheit verficherten Seeleute bejteht während 
der Karenzzeit die Fürforgepflicht des Aheders ’) Im übrigen ift, joweit eine 
Krankenverficherung im konkreten Falle weder gejeglich noch ftatutariich noch 
freiwillig befteht, der gegen Unfälle verjicherte Verlegte während der Karenz 
zeit in der Induſtrie und im Transportweſen auf den Unternehmer, in der 
Zandwirtbichaft und in den Baubetrieben, für welche die Unfallverficherung 
bei den Bauunfallverficherungsanftalten ftattfindet, vorbehaltlich bejonderer 
Nechtsanfprüche gegen den Arbeits: oder Dienjtheren an die Beichäftigungs: 
gemeinde und proviforisch an die Wohnfiggemeinde verwieſen. Die Leijtungen 
find im allgemeinen diefelben wie die der Krankenkaſſen, nur in der Yand- 
und Foritwirtbichaft hat die Gemeinde bloß freie ärztliche Behandlung, Arznei 
und kleine Heilmittel zu gewähren. Die land» und foritwirthichaftlichen Ve: 
rufsgenojienschaften, die Bauunfallverficherungsanftalten und die Seeberufs— 
genoſſenſchaft fünnen jedoch in jedem einzelnen Falle diefe Fürforgepflicht jelbit 
übernehmen. 

Der Erfolg diefer Beſtimmungen ift, daß die die überwiegende Mehrheit 
bildenden Kleineren Unfälle den Krankenkaſſen und deren Surrogaten zur Laſt 
fallen. Bei einer Zahl von rund zwei Millionen Verficherten von je 750 Mi. 


1) Die Krankenkaſſe zahlt den erhöhten Betrag und liquidirt ihm demnächſt gegen den 
Unternehmer. Bal. Ausfe-Beſt. des N.-B.N. vom 30. September 1885 — Amtl. Nadı. 
Bd. 1, S. 283 fi. —. 

2) Bol. ©. 562. 
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Durchichnittsjahresverdienit betragen nach der amtlichen Unfallſtatiſtik die 
jährlichen Unfälle 85,000 mit einer Laſt von rund 16'/, Millionen Mit. 
Hiervon entfallen auf die Krankenkaſſen 80,400 Fälle (94,, Prozent), auf die 
Berufsgenojjenichaften 4,600 Fälle (5,; Prozent). Die Krankenkaſſen werden 
dadurch mit 2°/, Millionen, die Berufsgenofienichaften mit 13*/, Millionen ME. 
belastet. Bon der ganzen Unfalllaft im wirthichaftlichen Sinne treffen die 
Arbeiter 11, die Unternehmer einjchließlich ihrer Betheiligung an den Kranken— 
kaſſen 89 Prozent. 

Die Entjcheidung von Nechtsitreitigkeiten erfolgt, ſoweit die gejeßlich den 
Charakter der Krankenlaſt tragende Unfalllajt den Kranfenverficherungsinftituten 
obliegt, naturgemäß in derjelben Weife wie bei der Kranfenverfiderung. In 
der Yand» und Forſtwirthſchaft entjcheidet über Anſprüche des Verlegten gegen 
die Gemeinde die Anffichtsbehörde derfelben, deren Enticheidung vorläufig voll: 
ſtreckbar iſt Gegen diefelbe findet das Verwaltungsitreitverfahren ımd in den 
Staaten, in deren ein ſolches nicht bejteht, das gewerberechtliche Rekursver— 
fahren nad) SS 20, 21 Gew.-Drd. ftatt. Bei Nechtsftreitigkeiten zwifchen dem 
vorläufig und dem definitiv Verpflichteten über die Fürjorgepflicht iſt das 
Verwaltungsftreitverfahren unmittelbar eröffnet. Nur in Ermangelung eines 
ſolchen entjcheidet die Auffichtsbehörde vorbehaltlich des gewerberechtlichen Re— 
furjes. Für die bei den Bauumnfallverficherungsanitalten Verficherten gelten im 
allgemeinen diejelben Zuftändigfeitsnormen wie für die Land- und Forſtwirth— 
ichaft. Doc, fünnen die Landescentralbebörden ftatt des Nefursverfahrens die 
Berufung auf den Rechtsweg durch Erhebung der Klage vorjchreiben. Nach 
dem Seeunfallverficherungsgefege entjcheidet in allen ?zällen, wenn der Unter- 
jtügungsberechtigte ein Seemann ift, über Nechtöjtreitigfeiten zwilchen den Be— 
theiligten in erſter Inſtanz das zuerjt angegangene Seemannsamt und gegen 
jeine vorläufig volljtredbare Entscheidung gebt binnen vier Wochen nach Zus 
jtellung derjelben die Berufung an das Neichsverficherungsamt. 

Weiter fünnen die Träger der Unfalllaft im gejeglichen Sinne auch über 
die Dreizehnte Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens die Fürs 
jorge für die bei einem anerkannten Kranfenverficherungsinjtitute verjicherten 
Perſonen diefem, für nicht verficherte Seeleute dem Unternehmer, dem die 
Stranfenfürforge obliegt, übertragen. In diefem Falle liegt nicht nur wirth— 
ichaftlich, jondern auch rechtlich Unfallfürforge vor. Krankenkaſſe und Unter: 
nehmer erfüllen alfo nicht ihnen unmittelbar gefeglich obliegende Verpflichtun— 
gen, jondern an Stelle der Träger der Unfalllaft von diefen ihnen übertragene 
Pflichten. Die Uebertragung ſelbſt bildet einen einjeitigen Nechtsaft des 
Trägers der Unfalllaft, deiien Wirkungen Stranfenverjicherungsinjtitut und 
Unternehmer auch gegen ihren Willen fich gefallen laſſen müſſen. Der Träger 
der Unfalllajt, der die ihm obliegende Verpflichtung einem anderen Nechtsjub- 
jefte übertragen bat, ift dagegen diefem zum Erjage der Koſten des Heilver- 
fahrens, joweit diefelben über die dreizehnte Woche hinaus erwachjen find, 
verpflichtet. Diejer Erſatz beiteht in einem Pauſchquantum, welches auf die 
Hälfte des Mindejtbetrages des Kranfengeldes, nach dem Seeunfallverficherungss 
gejege für die Dauer eines Jahres auf ein Viertel des Jahresarbeitsverdienites 
bemejjen iſt. Nachweisbare höhere Aufwendungen müfjen jedoch ebenfalls er- 
fegt werden. 

Streitigkeiten zwifchen den Kranfenverficherungsinftituten und den Trägern 
der Unfalllaft aus der Webertragung werden im Verwaltungsftreitverfahren 
und, joweit ein folches nicht bejteht, von der AuffichtSbebörde des in Anſpruch 
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genommenen Inſtituts vorbehaltlich des Nechtsweges, in der Land- und Forſt— 
wirthichaft vorbehaltlich des gewerberechtlichen Nefursverfahrens entichieden. 
Nah dem Seeunfallverfiherungsgefege gelten diefelben Beitimmungen wie in 
dem vorigen Falle. Für Nechtsitreitigfeiten zwiſchen den Verſicherten und der 
Kalle Fehlen gejegliche Vorſchriften. Solche find aber auch unnöthig, da es 
fih um gewöhnliche Unfallverficherungsanfprüche handelt, bei denen nur die 
Krankenkaſſe an die Stelle des gewöhnlichen Trägers der Unfalllaft tritt. Es 
find deshalb diejelben Kompetenzbeitimmungen für maßgebend zu erachten, wie 
für jtreitige Anfprüche aus der Unfallverficherung überhaupt.') 


8 4. Die Berufsgenoffenfchaften. 


Als Träger der Unfallverficherung im gejeglichen Sinne ift eine bejondere 
Art öffentlich rechtlicher Korporationen geſchaffen worden, die das Geſetz als 
Berufsgenofjenschaften bezeichnet. Diejelben find Genofienjchaften der Unter: 
nehmer bejtimmter Bezirke und bejtimmter Betriebe mit den Nechten einer 
juriftiichen Perjon, jo daß den Gläubigern nur das Genoſſenſchaftsvermögen 
haftet. 

Die Organifation der Träger der Unfallverficherung ift in den einzelnen 
Betriebszweigen eine verjchiedene, indem für einige derjelben von der regel: 
mäßigen abweichende Bildungen gejchaffen worden find. Es iſt daher zu 
unterjcheiden zwijchen der regelmäßigen Organijation und den bejonderen 
Bildungen. 


a. Die regelmäßige Organijation. 


Die Grundlage für die Bildung der Berufsgenoſſenſchaft iſt eine An: 
meldungspflicht der Unternehmer aller verficherungspflichtigen Betriebe. Jeder 
Unternehmer bat innerhalb bejtimmter Friſt feinen Betrieb nach Gegenitand 
und rt, jowie nach der Zahl der verjicherungspflichtigen Perſonen bei der 
unteren Berwaltungsbehörde anzumelden und kann, wenn er dies verabjäumt, 
von derjelben zur Ausfunftertheilung über jeinen Betrieb durch Ordnungsitrafen 
bis zu 100 ME. angehalten werden. Auf Grund diefer Anmeldungen faßt 
die ımtere Verwaltungsbehörde ein nach den Gruppen, Klaſſen und Ordnungen 
der Neichsberufsstatiitif geordnetes VBerzeichniß ab und reicht e8 durch Ver: 
mittlung der höheren Berwaltungsbebörde dem Neichsverficherungsamte ein.‘) 

Als Negel ift die Bildung der Berufsgenofjenichaften auf dem Wege der 
Bereinbarung der Betriebsunternehmer unter Zujtimmung des Bundesrathes, 
die nur aus gejeglichen Gründen verfagt werden darf, anzunehmen. Nur 
wenn dieſe nicht gelingt, erfolgt die Bildung durch Beſchluß des Bundesratbes 
nach Anhörung von Vertretern der betbeiligten Induſtriezweige. Nachdem auf 
Grund dieſer Beltimmungen die Bildung der Berufsgenofjenschaften allgemein 
erfolgt it, haben diefelben nur noch eine hiſtoriſche Bedeutung. ‚ 

Die innere Verwaltung und die Gejchäftsordnung jeder Genojjenicaft 
wird durch ein von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu bejchliegendes Statut, 
das einen gejeglich bejtimmten Inhalt haben muß, geregelt. Dasjelbe bedarf 
der Beitätigung des Neichsverficherungsamtes, gegen dejjen verfagenden Beicheid 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Bundesrath ftattfindet. Dasielbe 


) Uebereinjtimmend Piloty a. a. O. ©. 129. 
6 ) Bgl. dazu die Anleitung des Neichsverfiherungsamts in den Amtl. Nadır. l, 
. 375 ff. 
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gilt von Statutenänderungen. Bei wiederholter Verfagung der Genehmigung 
des Statuts iſt dasſelbe vom Reichsverſicherungsamte zu erlaſſen.) 

Der Bezirk der Berufsgenofienichait fanıı fih über das ganze Reichs— 
gebiet oder Theile desjelben eritreden. Bon den in Deutichland für induftrielle, 
Bau: und Verfehröbetriebe beitehenden 64 Berufsgenoſſenſchaften umfaljen 28 
das ganze Meichsgebiet. 

Mitglied der Genoſſenſchaft ift jeder Unternehmer eines im Bezirke der: 
jelben belegenen Betriebes derjenigen Induſtriezweige, für welche die Genofjen- 
ichaft errichtet it, vom Inkrafttreten des Gejeges und nach diefem Beitpunfte 
von der Eröffnung des verjicherungspflichtigen Betriebes an. Von der Bor: 
Schrift, daß alle innerhalb des Bezirks der Berufsgenofjenichaft belegenen Be— 
triebe ihr zugehören, kann jedoch bezüglich der Privateifenbahnen und der 
übrigen Transportgewerbe abgeſehen werden. Eine freiwillige Theilnahme 
anderer Unternehmer, welche nicht Inhaber eines der Genoſſenſchaft überwieſenen 
verficherungspflichtigen Betriebes find, it unzulällig. Auf Grund der von den 
unteren Berwaltungsbebörden dem Neichsverlicherungsamte zugehenden Anz 
meldungen theilt legteres den Genoſſenſchaftsvorſtänden Verzeichniſſe der ver: 
ficherungspflichtigen Betriebe und jpätere Ueberweiſungen mit, und die Senofien- 
Ichaftsvorjtände fiihren hiernach einen Genofienichaftsfatajter.”; Ueber die Auf: 
nahme in den Kataſter, welche nicht conititutive, jondern nur deflaratoriiche 
Bedeutung bat, enticheidet der Genofjenichaftsvoritand, gegen deſſen Beichluß 
binnen zwei Wochen die Beichwerde an das Neichsverficherungsamt Ttattfindet. 
Jedes eingetragene Mitglied erhält einen Meitgliedichein. Die Stimmberechtigung 
der Mitglieder iſt lediglich abhängig vom Beige der bürgerlichen Ehrenrechte. 

Die Organe der Genoſſenſchaft find die Generalverlammlung der Mitglieder 
oder die Genoſſenſchaftsverſammlung und der Genoſſenſchaftsvorſtand, eventuell 
aud die Sektionsorgane und die VBertrauensmänner. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung jegt fich zufammen aus den jtimmberechtigten 
Mitgliedern oder deren gefeglichen Vertretern. Doc können ſich die Mitglieder 
auch durch andere jtimmberechtige Mitglieder oder durch einen bevollmächtigten 
Leiter ihres Betriebes vertreten lalien. Das Stimmrecht der einzelnen Mit— 
glieder in der VBerfammlung und die Prüfung ihrer Bollmachten iſt ftatutariich 
zu regeln. Hiernach wird es insbeſondere zuläſſig fein, den einzelnen Mit— 
gliedern je nach dem Umfange ihres Betriebes und ihrer Yeiltungen ein ver: 
Ichiedenes Stimmrecht einzuräumen. An Stelle der Zufammenjegung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung aus den ftimmberechtigten Mitgliedern und deren 
Vertretern kann durch das Genoſſenſchaftsſtatut die Bildung der Berfammlung 
aus gewählten Vertretern angeordnet werden. Für dieſen Fall iſt auch der 
Wahlmodus durch das Statut zu normieren. Gefchäftsordnung und Urt Der 
Beſchlußfaſſung beſtimmt gleichfalls das Statut. 

Aus der Wahl der Genoſſenſchaftsverſammlung gebt nach näherer Anordnung 
des Statut der Genoſſenſchaftsvorſtand hervor. Derſelbe hat in gemilien 
Fällen ein Ordnungsitrafrecht gegen die Mitglieder und deren gejegliche Ver: 
treter. Eine Anfechtung der Strafieitiegungen tt innerhalb zwei Wochen nach deren 
Zuftellung durch Beichwerde beim Neichsverficherungsamte zuläſſig. Die Eins 
ziehung der Geldjtrafen erfolgt in gleicher Weife wie die der Gemeindeumlagen. 


1) Das Reichöverfiherungsamt bat unter dem 20. Dezember 1884 in den Amtl. Nach- 
richten 1, S. 9 ein Normalitatut veröffentlicht. 

Formulare für die Genoſſenſchaftskataſter und die Mitgliedicheine val. in den Amtl. 
Nadır. I, ©. 199 ff. 
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Die Bertbeilung der Zuftändigfeit zwiichen Genoſſenſchaftsverſammlung 
und Genoſſenſchaftsvorſtand hat innerhalb der gejeglichen Schranfen durch das 
Statut zu gejchehen. Dem Vorſtande Liegt Die Vertretung der Genoſſenſchaft 
nad außen und die gefammte Verwaltung ob, joweit nicht einzelne Angelegen: 
heiten durch Geſetz oder Statut anderen Organen übertragen oder der Beichluß: 
nahme der Genojienjchaftsverjammlung vorbehalten find. Derjelben müſſen 
jedoch vorbehalten bleiben die Wahl des Vorjtandes, die Prüfung und Abnahme 
der Jahresrechnung und Abänderung des Statuts. 

Statutariſch kann auch die Eintbeilung der Berufsgenofjenichaft in örtlich 
abgegrenzte Sektionen unter befonderen Seftionsvorjtänden und die Einfegung 
von Bertrauensmännern als örtlicher Genotjenichaftsorgane vorgefehen werden. 
Der Umfang der Befugnifje beider iſt gleichfalls durch das Statut zu beftimmen. 

Die jämmtlichen Genoſſenſchaftsämter, namentlich die des Vorſtandes, des 
Seftionsvoritandes und der VBertrauensmänner find unentgeltlich zu verwaltende 
Ehrenämter, deren Uebernahme nur aus denjelben Gründen abgelehnt werden darf, 
wie die von Bormundichaften, widrigenfalls eine höhere Heranziehung zu den Bei- 
trägen jtattfindet. Die Ablehnung einer Wiederwahl iſt jedoch unbedingt zuläffig. 
Wählbar find die jtimmberechtigten Mitglieder und deren gejegliche Vertreter, ſoweit 
fie nicht gerichtlich in der Verfügung über ihr Vermögen beichränft find, und, wenn 
das Statut dies beitimmt, die bevollmächtigten Betriebsleiter. Neben den Ehren: 
beamten fünnen von der Genofjenichaft auch bejoldete Beamte-angeftellt werden, 
welche den Charakter eines privaten Gejchäftsperjonals der Genofjenfchaft haben. 
Sämmtliche Genoljenschaftsbeamte find bei Strafe zur Wahrung der amtlich zu 
ihrer Kenntniß gelangenden Betriebsgeheimnilje verpflichtet. 

Nach vollendeter Organilation der Berufsgenofjenichaften find Veränder— 
ungen, in deren Beitande nur aus bejtimmten geleglicheu Gründen zuläflig. 
Es fünnen fich mehrere Genoſſenſchaften auf iübereinjtimmenden Beſchluß der 
Senofjenichaftsverfammlungen mit Genehmigung des Bundesrathes vereinigen. 
Ferner können einzelne Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus 
einer Genoſſenſchaft ausſcheiden und ſich auf Beſchluß der betheiligten Genoſſen— 
ſchaftsverſammlungen mit Genehmigung des Bundesrathes einer anderen Ge— 
noſſenſchaft anſchließen. Der Bundesrath hat im letzteren Falle das Recht, 
ſeine Genehmigung zu verſagen, wenn durch die Veränderung die Leiſtungs— 
fähigkeit einer der betheiligten Genoſſenſchaften gefährdet wird. Falls die eine 
Genoſſenſchaft die Veränderung beantragt, die andere dagegen ſie ablehnt, ſo 
hat auf Anrufen eines Theiles der Bundesrath zu entſcheiden. Schließlich 
können auch einzelne Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile die Bildung 
einer beſonderen Berufsgenoſſenſchaft in Antrag bringen. Hierüber entſcheidet 
ebenfalls der Bundesrath nach vorheriger Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchafts— 
verſammlung. Durch den Uebergang eines Induſtriezweiges aus einer Berufs— 
genoſſenſchaft in eine andere vollzieht ich in den bezüglich diefer Betriebe er= 
wachienden Rechten und Prlichten eine Nechtsnachfolge der einen Genoſſenſchaft 
in die Nechtsitellung der anderen. Streitigkeiten, welche hieraus erwachſen, 
werden, joweit die betheiligten Genosjenjchaften fich nicht über ein jchiedsrichter- 
liches Verfahren einigen, durch das Neichsverficherungsamt entjchieden. 

Die Kaſſen- und Nechnungsführung der Berufsgenoljenichaften ift durch das 
Geſetz im einzelnen geregelt.‘) 
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Jede Berufsgenofjenichaft hat während der erjten elf Jahre aus Zujchlägen 
zu den Beiträgen ihrer Mitglieder einen Reſervefonds zu. bilden. Nach diejer 
Zeit werden dem Nejervefonds nur noch die Zinſen jeiner Beſtände jo lange 
zugeführt, bis er den doppelten Jahresbedarf erreicht hat. Die Genojjenichafts- 
verſammlung kann mit Genehmigung des Reichsverficherungsamtes eine weitere 
Erhöhung des Nejervefonds bejchließen. Der Nefervefonds und die zu feiner 
Anfammlung dienenden Zinſen dürfen nur in dringenden Bedarfsfällen mit 
Genehmigung des Reichsverficherungsamtes angegriffen werden, umd diejes hat 
demnächſt für feine Wiederergängung Sorge zu tragen. 

Berufsgenofienichaften, welche leiltungsunfähig werden, fünnen auf Antrag 
des Neichöverficherungsamtes durch den Bundesrath aufgelöft werden. Die der 
aufgelöjten Genofjenichaft angehörigen Induftriezweige werden anderen Berufs: 
genoljenichaften nach deren Anhörung zugetheilt. Die Nechte und Pflichten der 
aufgelöiten Genoljenfchaft gehen in diefem alle auf das Neich oder, wenn die 
Genofjenichaft unter Aufſicht eines Landesverjicherungsamtes jtand, auf den 
betreffenden Bundesstaat über. 

Mehrere Berufsgenoſſenſchaften fünnen mit einander unter Genehmigung 
des Neichsverficherungsamtes durch Beichluß der betheiligten Genoſſenſchafts— 
verjammlungen die Vereinbarung treffen, daß die von ihmen zu leijtenden 
Entihädigungsbeträge ganz oder zum Theil gemeinfam zu tragen find. 


b. Befondere Organijationen. 


Beſondere Organifationen zur Tragung der Unfalllaft beſtehen theils für 
Betriebe eines bejtimmten Produftionszweiges theils für Betriebe bejtimmter 
Unternehmer. Soweit bezüglich der Berufsgenofien diefer Art Bejonderheiten 
nicht ausdrücklich hervorgehoben find, richtet fich ihre Organifation nach den 
vorher behandelten allgemeinen Grundjägen. 

l. Bergbaubetriebe. Betriebsunternehmer, welche landesgejeglich 
beitehenden Anappichaftsverbänden angehören, fünnen auf Antrag der Borjtände 
derjelben vom Bundesrathe zu Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaften vereinigt 
werden ohne Rückſicht darauf, vb es ſich um Staats oder Privatbetriebe 
handelt. Durch Genojienschaftsjtatut kann bejtimmt werden, daß Knappſchafts— 
ältejte ftimmberechtigte Mitglieder des Genofienichaftsvorftandes und, wenn eine 
Eintheilung in Sektionen ftattgefunden hat, des Seftionsvorjtandes find. Eine 
weitere, jpäter zu erörternde Verbindung mit den Knappſchaftskaſſen fann bei 
Bejtellung der Arbeitervertreter und bei Auszahlung der Entjchädigungen ber: 
geitellt werden. 


2. Reichs- und Staatsbetriebe. Für einzelne Betriebe, in denen 
das Reich oder ein Bundesjtaat als Unternehmer zu betrachten ijt, nämlich für 
die Poſt- und Telegraphen:, Marines und Heeres-, Reichs- und Staatseijen= 
bahnverwaltung einſchließlich der für eigene Nechnung diejer Verwaltungen 
ausgeführten Bauarbeiten, findet deren Eingliederung in eine Berufsgenoſſenſchaft 
nicht ftatt, jondern Neich und Staat vertreten unmittelbar deren Stelle als 
Träger der Unfalllaft. Bei anderen fisfalifchen Betrieben, nämlich bei dem 
Baggerei-, Binnenichifffahrts:, Prahm- und Fährbetriebe, bei land» und forſt— 
wirthfchaftlichen Betrieben und nicht bereits anderweitig verjicherten Regiebau— 
arbeiten, fowie bei Betrieben des Seeverkehrs können dagegen Neich und Staat 
der betreffenden Berufsgenofienfchaft bei Bildung derfelben beitreten. Nur foweit 
fie dies nicht thunm, haben fie die Unfalllaſt jelbft zu tragen. Andere fisfalische 
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Betriebe, jo namentlich die fisfaliichen Bergwerfe, gehören dagegen ohne weiteres 
den zuftändigen Berufsgenojienichaften an. Kommunalverbände können für ibre 
Regiebauarbeiten die Unfalllaft jelbjt übernehmen, wenn fie hierzu auf ihren 
Antrag von der Landescentralbehörde für leiftungsfähig erklärt find. Soweit 
hiernach die verficherungspflichtigen Reichs-- Staats- und Kommunalbetriebe 
einer Berufsgenofjenichaft nicht angehören, find die Funktionen der Genoſſen— 
ſchaftsverſammlung und des Genojjenichaftsvoritandes von Ausführungsbehörden 
wahrzunehmen. Dieje werden für die Reichsverwaltungen vom Reich3fanzler, 
für die Heeresverwaltungen von der oberjten Meilitärverwaltungsbebörde, im 
übrigen von der Landescentralbehörde bejtimmt. Diejelben erlajien auch die 
erforderlichen Ausführungsvorichriften, welche insbejondere die ſtatutariſchen 
Beitimmungen der Berufsgenofjenjchaften zu erjegen haben. 


3. Land- und forftwirthbichaftliche Betriebe. Bei den land- 
und forstwirtbichaftlichen Betrieben werden die Berufsgenoſſenſchaften auf Grund 
von Vorſchlägen der Landesregierungen durch den Bundesrat nad Anhörung 
de3 Neichsverficherungsamtes gebildet. Die Berufsgenofjenschaften find territorial 
abgegrenzt. Die Art und Weiſe der Konftituierung weicht in Einzelheiten von 
der der induftriellen Berufsgenojjenichaften ab. Diefe Beitimmungen haben 
aber jegt, nachdem die SKonjtituierung allgemein erfolgt ilt, feine Bedeutung 
mehr. Die Meldepflicht zum Genofienjchaftsfatafter liegt der Gemeindebehörde 
für alle innerhalb des Gemeindebezirks befindlichen verficherungspflichtigen 
Betriebe ob. Bei der großen Zahl der Unternehmer muß die Genojjenfchafte- 
verjammlung jtet3 aus Vertretern bejtehen. Ueber die Zufammenjegung der 
Verſammlung beitimmt das Statut.) Durch Beihluß der Genojjenichaftsver- 
ſammlung kann für einen bejtimmten Zeitraum die Prüfung und Abnahme 
der Jahresrechnung, die an und für fich den Vorjtänden zujtehende Verwaltung 
der Senofienichaft ganz oder zum Theil an Selbitverwaltungsbehörden mit 
deren Zujtimmung und mit Genehmigung der Yandescentralbehörde übertragen 
werden. In diefem Falle dürfen jedoch die Mitglieder der Selbitverwaltungs: 
bebörde in Angelegenheiten, die fie für die Genoſſenſchaft bearbeitet haben, nicht 
bei der Entjcheidung im Verwaltungsitreitverfahren oder als Auffichtsbebörde 
mitwirken. Die Bildung eines Reſervefonds iſt reichsgejeglich nicht vorge 
jchrieben, fann jedoch durch Yandesgefeg oder Statut angeordnet werden. Im 
— gelten dieſelben Beſtimmungen wie für die induſtriellen Berufsgeuoſſen— 

aften. 
Diejes Neichsrecht ift jedoch nur ein jubfidiäres. Denn die Reichsgeſetz— 
gebung bat die Abgrenzung und Einrichtung der Berufsgenofjenschaften prin— 
zipiell der Landesgeſetzgebung überlaſſen, insbejondere die Uebertragung der | 
laufenden Berwaltung an Organen der fommunalen Selbitverwaltung geitattet. | 
Dieſes Necht der Yandesgejeggebung ift für diejenigen Bundesftaaten erlojchen, | 
welche nicht innerhalb der reich&gejeglich bejtimmten zweijährigen Frift nad 
Verkündung des Reichsgeſetzes landesgefegliche Beſtimmungen erlafjen und 
innerhalb eines weiteren Jahres die Organifation durchgeführt haben. Im 
alle, daß eine landesgejegliche Regelung erfolgt, tritt bei Abänderung des 
Beitandes und bei Auflöfung der Berufsgenofjenichaften, die nur Betriebe eines 
Bımdesftaates umfajien, an die Stelle des Bundesrathes die Landescentral- 









') Das Reichsverſicherungsamt bat für die reichsrechtlichen und für die preußiſchrecht· 
lichen land» und forſtwirthſchafllichen Berufsgenoſſenſchaften je ein Normalitatut veröffentlicht 
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behörde. Auch gehen die Rechte und Pflichten der aufgelöften Genofienjchaft 
auf den betreffenden Einzeljtaat über. Ein Bundesjtaat kann jein Gebiet ganz 
oder theilweife der Berufsgenofienschaft eines anderen Bundesſtaates, der eine 
landesgejegliche Regelung vorgenommen hat, anjchliegen. Die Nechtsverhält- 
nifje find hiernach in den einzelnen Bundesstaaten jehr verjchiedene.‘) Ju 
den wichtigſten Bundesftaaten bejteht folgender Rechtszuftand. 

In Preußen bildet die Land» und Forjtwirthichaft innerhalb jeder der 
zwölf Provinzen eine Berufsgenofjenichaft und innerhalb jedes Kreiſes eine 
Sektion. Eine durh Wahlmänner, welche die Gemeindebehörde beruft, ges 
wählte fonjtituirende Genofjenjchaftsverjammlung oder eine fpätere Genoſſen— 
Ihaftsverfammlung, bejtehbend aus je einem Vertreter jedes Kreiſes, bejchließt 
darüber, ob die laufende Verwaltung an die Provinziale und Kreisausſchüſſe, 
bezw. bejondere Kommiſſionen abgegeben werden joll und ſetzt das Statut feit. 
Jene Kommunalbehörden find auf den Beichluß hin verpflichtet, die Verwaltung 
der Berufsgenofienichaft auf deren Koften zu übernehmen. Die Abnahme der 
Jahresrechnung erfolgt in diefem Falle durch den Provinziallandtag. Auf 
Grund diefer Ermächtigung hat die Uebertragung der Verwaltung auf Die 
Provinzial: und Kreisorgane überall jtattgefunden. 

Für Bayern bejteht in jedem der acht Negierungsbezirfe eine Berufs: 
genofjenjchaft ohne Sektionen. Die Mitglieder des Landraths, welche ver: 
jiherungspflichtige Unternehmer find, bilden die Genofjenichaftsverfammlung, 
ein Beauftragter der Bezirfäregierung als VBorfigender und vier von der Ge: 
nofienichaftsverfammlung aus ihrer Mitte gewählte Beifiter den Genojjenjchafts- 
voritand. Der VBorfigende führt die laufende Verwaltung. Doch müſſen 
beitimmte Angelegenheiten, wie Feltjtellung der Nenten bei Todesfällen und 
dauernder Ermwerbsunfähigfeit von dem Vorſtande kollegialiſch erledigt werden. 
Die Kaſſen- und Rechnungsgejchäfte werden von der füniglichen Kreiskaſſe geführt. 

In Sachen gibt es mur eine Berufsgenofjenschaft ohne Sektionen. Die 
23 Mitglieder der Genojjenjchaftsverjammlung werden vom Landeskulturrathe 
bis zur nächiten Neuwahl desjelben gewählt. Aus der Wahl der Genojjen- 
Ihaftsverfammlung geht der Vorjtand hervor. In jeder Gemeinde joll ein 
Vertrauensmann und ein Stellvertreter desselben bejtellt werden. Die jährliche 
Nehnungsprüfung liegt dem Landeskulturrathe vb. 

Für Württemberg bejteht innerhalb jedes Kreijes eine Berufsgenofienichaft 
ohne Sektionen. Die Mitglieder der Genojjenjchaftsverfammlung werden von 
den Ausſchüſſen der landwirthichaftlichen Bezirksvereine und, wo jolche nicht 
beitehen, von den Amtsverfammlungen gewählt. Die Genofjenichaftsverfamme 
lung wählt den Genojjenjchaftsvoritand. An dejien Spitze jteht jedoch ein 
vom Minifterium ernannter und von der Genoſſenſchaft bejoldeter Beamter. 
Die jährliche Rehnungsprüfung erfolgt durch das Landesverficherungsamt. 

In Baden ijt eine Berufsgenojjenichaft ohne Sektionen vorhanden. Die 
Öenojienichaftsverfammlung wählt den Vorſtand. Auf ihren Antrag kann die 
Regierung den Borfigenden desjelben mit den echten und Pflichten der 
Staatsbeamten ernennen. Für je eine Gemeinde oder Kleinere Bezirke jollen 
Vertrauensmänner beftellt werden. Das Landesverficherungsamt hat die 
Jahresrechnung abzunehmen. 

In Heſſen bejteht gleichfalls eine Berufsgenofienichaft. Die Mitglieder 
der Genojienfchaftsverfammlung werden von den SKreistagen gewählt. Von 





') Die einzelnen Landesgeiege ſ. S. 569, N. 1. Abi. 2. 





622 E. Bornhat: Das deutihe Arbeiterrecht. 


dem Borjtande ernennt der Minifter den Vorfigenden und ein Mitglied, die 
übrigen vier Mitglieder wählt die Genojjenichaftsverfammlung. Der Borfigende 
erhält eine Remuneration aus Genojjenichaftsmitteln. Wertrauensmänner jollen 
für einzelne Gemeinden oder kleinere Bezirfe bejtellt werden. 


4. Baubetriebe. Bei den Bauunternehmungen wird zwiſchen den ge: 
werbsmäßigen und anderen Baubetrieben unterschieden. Die Gewerbtreibenden 
der erjteren Klajje find im Hochbau zu 12 nach örtlichen Bezirken eingetheilten 
Baugewerfsgenofienichaften, im Tiefbau gejeglich zu einer einzigen Berufs: 
genofjenschaft vereinigt. Die Verfaſſung diejer Berufsgenofienichaften ijt im 
allgemeinen dieſelbe wie die der induftriellen, Doch erfolgt in der Tiefbauberufs: 
genofjenjchaft die Erhebung der Zuſchüſſe für den Reſervefonds jo lange, bis 
durch fie und die Zinjen der doppelte Jahresbedarf aufgefammelt ift. Im 
Segenjage dazu ftehen die Bauten, welche ohne Uebertragung an Baugewerb: 
treibende durch den Bauherrn ſelbſt ausgeführt werden (Negiebauten). Bei 
diefen nicht gewerbsmäßig betriebenen Bauarbeiten gelten diejenigen Perſonen, 
für deren Rechnung diejelben erfolgen, als verficherungspflichtige Unternehmer. 
Ausgenommen find nur die im laufenden Betriebe erforderlichen Bauarbeiten 
bei Eifenbahnen, Fabrifen und in der Land: und Koritwirtbichaft. Dieje 
werden in der Berufsgenofienjchaft, zu der der Hauptbetrieb gehört, mit ver: 
fichert. Für die übrigen, nicht gewerbsmäßig ausgeführten Bauarbeiten erfolgt 
die Verficherung bei beionderen Berlicherungsanitalten, welche bei jeder Berufs: 
genofienichaft der Baugewerbtreibenden zu errichten find. Die Verſicherungs— 
anjtalt iſt feine bejondere juriftiiche Perſon, ſondern ein Inſtitut der Berufs: 
genoſſenſchaft. Nur konnte man freilich die Negiebauunternehmer bei dem 
Borübergehenden diefer ihrer Stellung nicht als Mitglieder in die Genofien- 
ichaft aufnehmen. Die Berufsgenofjenjchaft führt daher die Verwaltung nad) 
Maßgabe eines befonderen, von ihr zu erlalfenden und vom Reichsverſicherungs— 
amte zu. beftätigenden Nebenjtatuts,') welches insbejondere für die Verwaltung 
der Verficherungsanftalt befondere Organe bejtimmen fann. Sie it ferner 
Träger der Verſicherungslaſt der Anftalt, trägt Gewinn und Berluft und führt 
die Verwaltung für eigene Rechnung ohne Betheiligung der Bauherren. Bier: 
für bezieht die Berufsgenofjenichaft eine an die Kaſſe der Berficherungsanftalt 
zu entrichtende Entjchädigung, welche verjchieden ijt, je nachdem es ſich um 
Negiebauten von höchſtens jechstägiger oder längerer Dauer handelt. 


5. Seeſchifffahrt. Bei der Unfallverficherung der Seeleute find die 
Unternehmer aller verficherungspflichtigen Betriebe geſetzlich zu einer einzigen 
Berufsgenofienichaft vereinigt. 


S 5. Pie Arbeitervertretungen. 


Da die Arbeiter die Koften der Unfallverficherung, joweit fie nicht den 
Krankenkaſſen zur Laſt fällt, nicht zu tragen haben, jo find fie auch an der 
laufenden Verwaltung der Berufsgenofjenichaften nicht betheiligt. Nur für 
einzelne bei der Unfallverficherung zu erledigende Geſchäfte erichien eine Mit: 
wirkung der Arbeiter wünſchenswerth, jo für die Wahl von Beifigern der 
Sciedsgerichte, die Begutachtung der zur Unfallverhütung zu erlajjenden Vor— 
ichriften und die Theilnahme an der Wahl zweier nicht jtändiger Mitglieder 
des Neichöverficherungsamtes. Für diefe Zwecke werden nicht nur innerhalb 
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der Berufsgenofienfchaften, jondern auch bei den in folche nicht eingefügten 
fisfaliichen Betrieben bejondere Arbeitervertretungen bejtellt. 

Für jede Seftion und, wenn die Genoſſenſchaft nicht in Sektionen einge- 
theilt it, für die ganze Genoſſenſchaft werden jo viele Vertreter der Arbeiter 
gewählt, als die Zahl der von den Wetriebsunternehmern gewählten Mit: 
glieder des Vorſtandes der Sektion, beziehungsweiſe der Genoſſenſchaft beträgt. 
Bei den nicht zu einer Berufsgenojienschaft gehörigen fisfaliichen Betrieben 
erfolgt die Feſtſetzung der Zahl der Bertreter innerhalb des Geichäftsbereiches 
jeder Ausführungsbehörde durch Negulativ. Die Wahl geichiebt durch die 
Boritände der Orts-, Betriebs, Bau: und Innungskrankenkaſſen, jowie der 
Stnappichaftsfafien, welche in dem Bezirke ihren Sit haben, und denen minde- 
jtens zehn in den Betrieben der Genojienjchaftsmitglieder beichäftigte und gegen 
Krankheit verficherte Perjonen angehören. Wählbar find nur männliche, groß: 
jährige, unfallverficherungspflichtige Najjenmitglieder, welche in den Betrieben 
der Genofjenichaftsmitglieder beichäftigt find, fich im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden und in der Verfügung über ihr Vermögen nicht durch 
richterliche Anordiumg bejchränft find. Nur bei der Verficherung nah Maß: 
gabe des Banumfallverficherungsgeieges fommt es unter den perjönlichen Er: 
fordernijjen nicht auf die Verficherungspflicht, Sondern auf die thatjächlich vor: 
handene Berficherung gegen Unfall an, und es wird außerdem zur Wählbarfeit 
die Neichsangehörigfeit und die dauernde Beichäftigung in Genoſſenſchafts— 
betrieben erfordert. Bon der Theilnahme an der Wahl und der Vertretung 
ausgejchlojien jind alfo die Mitglieder der freien Hilfsfaflen und der Gemeinde: 
franfenverjicherung 

Die Bertheilung der Vertreter auf bejtimmte Bezirke und die Wahl erfolgt 
nah Maßgabe eines Negulativs, welches vom Neichsverficherungsamte‘) und 
für Genofjenichaften, die über einen Bundesjtaat nicht hinausgehen, von der 
Landescentralbebörde oder die von dieſer zu beitimmende höhere Verwaltungs: 
behörde, für fisfaliiche, außerhalb der Berufsgenosjenjchaften ſtehende Betriebe 
von der Ausführungsbehörde erlallen wird. Die gleiche Behörde bat auch die 
Mahl durdy einen Kommiljär zu leiten. Dieje findet auf vier Jahre mit 
alternierendem Ausscheiden jtatt. Gleichzeitig mit den Vertretern werden auch 
Erjagmänner derielben gewählt. 

Die Bertreter bezieben Entichädigung aus Genoſſenſchaftsfonds. 

Für die Knappichafts-Berufsgenofienichaften fünnen auf Grund einer Be: 
ftimmung des Genojjenichaftsitatuts die Knappſchaftsälteſten die Funktionen 
der Arbeitervertretung übertragen erhalten. 

Außer den Arbeitervertretungen werden von den Voritänden der Kranken— 
kaſſen — in dieſem Falle auch der die geieglichen Mindeitleiftungen gewährenden 
freien Kaſſen —, denen mindejtens zehn in Betrieben der Genofjenichaftsmit- 
glieder bejchäftigte, verficherte Perfonen angehören, aus den Kafjenmitgliedern 
alle zwei Jahre für einen oder mehrere Ortspolizeibezirfe ein Bevollmächtigter 
und zwei Erjagmänner zur Iheilnahme an den Unfallunterfuchungen gewählt. 

Die Vertreter der Arbeitgeber im Vorſtande der Krankenkaſſen find bei 
allen durch die Vorſtände vorzunehmenden Wahlen der Arbeitervertreter aus— 
geichlofjen. 

In der Lande und Forftwirtbichaft umd in der Seeberufsgenoiienjchaft 
findet die Wahl bejonderer Arbeitervertretungen nicht jtatt. Bielmehr wählen 


) Bol. Regul. vom 26. September 1885 in den Amtl. Nadır. J S. 244 fi. 


die gejeglich qualifizierten Kranfenfajien und zwar in der Seeberufsgenojjen= 
ichaft aus der Zahl der Verficherten oder befahrenen Schifffahrtsfundigen durch 
ihre Vorſtände die Arbeiterbeifiger der Schiedsgerichte unmittelbar. Soweit 
ſolche Krankenkaſſen nicht vorhanden find, tritt an ihre Stelle die Vertretung 
der betheiligten Gemeinden oder weiteren Kommumnalverbände nach näherer Be: 
ſtimmung der Landescentralbehörde. Bei den übrigen, jonft den Wrbeiterver: 
tretungen zugewieſenen Funkionen findet in dieſen beiden Betriebszweigen eine 
Wahl überhaupt nicht jtatt. 

Für die Zwede der Unfallunterfuchungen in land» und forjtwirtbichaftlichen 
Betrieben bezeichnet die Gemeindebehörde des Unfallgortes, wenn ein gewählter 
Bevollmächtigter oder Erjagmann nicht vorhanden ijt, auf Erjuchen der für 
die Unterfuchung zuftändigen Behörde einen Arbeiter zur Theilnahme. In 
der Seeberufsgenofjenichaft findet eine Theilnahme von Arbeitervertretern an 
den Unfallunterfuchungen nicht jtatt. 


8 6. Pir Schiedsgerichte. 


Die Gejegebung vermeidet es, nach den Erfahrungen, die man mit dem 
Haftpflichtgefege aemacht hat, die Arbeiter bei Verfolgung ihrer Berjicherungs: 
anjprüche auf einen fürmlichen Zivilprozeß zu verweijen, der übrigens auch 
zur Geltendmachung öffentlichrechtlicher Anfprüche nicht geeignet ericheint. Viel— 
mehr werden zur Enticheidung in eriter Inſtanz befondere Schiedsgerichte beitellt. 

Für den Bezirk jeder Berufsgenofjenichaft, bezw. jeder fisfaliichen Aus: 
führungsbehörde oder eines Theiles desselben wird ein Schiedsgericht gebildet. 
Der Bundesrath kann jedoch anordnen, daß ftatt eines Schiedögerichtes mehrere 
nach Bezirfen errichtet werden. Den Si des Schiedsgerichtes bejtimmt die 
Zandescentralbehörde oder, wenn der Bezirk über einen Bundesjtaat hinausgeht, 
+ Neichsverficherungsamt im Einvernehmen mit den betheiligten Central: 
ebörden. 

Jedes Schiedsgericht jet fich zufammen aus dem jtändigen Vorſitzenden 
und vier Beiligern. Der Vorſitzende und fein Stellvertreter werden aus der 
Zahl der öffentlichen Beamten mit Ausjchluß der Beamten der verjicherungs: 
pflichtigen Betriebe von der Yandescentralbehörde ernannt. Zwei Beifißer 
wählt die Genofjenschaft. bezw. die Sektion aus der Zahl der jtimmberechtigten 
Genoſſenſchaftsmitglieder oder der fonit von diefen bevollmächtigten Yeiter der 
Betriebe, welche weder dem Genofjenichafts:, bezw. Seftionsvorjtande oder den 
Bertraunensmännern angehören noch durch richterliche Anordnung in der Ber: 
fügung über ihr Vermögen beichränft find. In den zu feiner Berufsgenoſſen— 
ichaft gehörigen fisfaliichen Betrieben ernennt die an die Stelle des Genoſſen— 
Ichaftsvorjtandes tretende Behörde zwei Beiliger und deren Stellvertreter. Die 
beiden anderen Beiliger werden nach näherer Beitimmung des Negulativs von 
den Yrbeitervertretern aus der Zahl der in den Genojjenjchaftsbetrieben be= 
ichäftigten Perſonen, welche die oben erwähnten perfönlichen Eigenichaften haben, 
in der Lande und Foritwirtbichaft und in der Seeberufsgenofjenichaft dagegen 
von den Sajlenvoritänden unmittelbar und in deren Ermangelung von den 
fommunalen Vertretungen gewählt. In gleicher Weije find für jeden Beiliger 
zwei Stellvertreter zu beitellen. Die Wabl erfolgt auf vier Jahre mit alter- 
nierendem Ausſcheiden. ine Ablehnung iſt nur aus denjelben Gründen zu= 
läljig wie die des Aıntes eines VBormundes. Die Uebernahme der Aemter 
fann von der Behörde durch Gelditrafen, die in die Kaſſe der Berufsgenojjen- 
ichaft fließen, erzwungen werden. Bei fortgejegter Dienſtverweigerung oder 
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Nichtzuftandefommen der Wahl ernennt die untere Verwaltungsbehörde die 
Beifiger aus der Zahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die Mitglieder 
werden auf ihr Amt vereidigt und erhalten, wenn fie dem Wrbeiterjtande an 
gehören, Entichädigung. 

Der Vorſitzende beruft das Schiedsgericht und leitet die Verhandlungen. 
Zur Beichlußfähigkeit gehört die Mitwirkung des Vorfigenden und mindejtens 
je eines Arbeitgebers und Arbeiter. Die Arbeitgeber und Wrbeiter müſſen 
immer in gleicher Zahl mitwirken. Die Entjcheidung erfolgt wach Stimmen: 
mebrheit. Die Koſten des Schiedsgerichtes trägt die Genoſſenſchaft, beziehungs- 
weile bei fisfalifchen Betrieben die öffentliche Kaffe. Der Vorſitzende und fein 
Vertreter dürfen jedoch feine Vergütigung aus Genofjenichaftsmitteln erhalten, 
fondern werden von Reichs oder Staatswegen bejoldet. 


S 7, Das Veidsverfiherungsamt und die Landesperliherungsämter.') 


Die höchite richterliche und verwaltende Behörde auf dem Gebiete der Unfall: 
verjicherung ijt das NReichsverficherungsamt zu Berlin, welches durch das Unfall 
verjicherungsgejeß von 1884 gejchaffen wurde. Die Entfcheidungen desfelben find 
endgiltige, joweit gejeglich nicht etiwvas anderes beitimmt ift Es fteht zwar 
unter der geichäftlichen Aufjicht des Neichsamts des Innern. Doch ijt ein 
Eingreifen diejer Behörde in ſchwebende Nechtsitreitigfeiten ausgeſchloſſen. Als 
Gericht genießt alſo das Meichsverficherungsamt die volle richterliche Unab— 
bängigfeit. Dagegen jteht es als VBerwaltungsbehörde in demjelben Verhält— 
nijje zum Neichsamte des Innern wie jede andere Behörde zu dem vorgejegten 
Meinijterium. 

Das Neichsverficherungsamt iſt gejeglich aus mindeftens drei Ständigen 
Mitgliedern mit Einfchluß des Vorfigenden und aus acht nicht ftändigen 
Mitgliedern zufammengejegt. Die ftändigen Mitglieder ernennt der Kaiſer auf 
Borichlag des Bundesrathes für Lebenszeit. Won den je auf vier Jahre zu 
bejtellenden nicht jtändigen Mitgliedern werden vier vom Bundesrathe aus 
jeiner Mittte gewählt. Die Stellen der vier übrigen nicht jtändigen Mitglieder 
werden in verjchiedener Weiſe bejegt, je nachdem es fich um Angelegenheiten 
der indujtriellen, der land» und forjtwirtbichaftlichen oder der Seeunfallver: 
fiherung handelt. Für die indujtrielle Unfallverficherung werden mittels 
jchriftlicher Abjtimmung zwei Mitglieder von den Genvfjenichaftsvorjtänden 
und den fisfaliichen Ausführungsbehörden und zwei von den Vertretungen der 
verficherten Arbeiter aus ihrer Mitte in getrennter Wahlhandlung unter Yeitung 
des Meichöverjicherungsamtes gewählt. In Verficherungsangelegenbeiten der 
land- und foritwirtbichaftlichen Arbeiter wählen die land: und forjtwirtjchaftlichen 
Genojjenschaftsvorjtände und Ausführungsbebörden zwei Mitglieder aus ihrer 
Mitte, während zwei andere als Vertreter der Arbeiter durch den Bundesrath 
aus der Zahl der zu Arbeitervertretern befäbigten Perſonen ernannt werden. 
Endlich für Angelegenheiten der Seeunfallverficherung wählen der Boritand der 
Seeberufsgenoſſenſchaft zwei Mitglieder aus feiner Mitte, die Arbeiterbeifiger 
der Sciedsgerichte dagegen zwei Seeleute, die nicht Rheder, Mitrheder, 
Korrejpondentrheder oder Bevollmächtigte find. Das Stimmenverhältnig der 
einzelnen Wahlkörper bejtimmt der Bundesrath. In Angelegenheiten, die nicht 


) Bal. dv. Woedtfe, Art. Landesverfiherungsämter und Reichöverfiherungsamt in 
v. Stengel's Wörterbub Bd. 2 ©. 18 fi., 374 fi.; Fuld, Das Reichsverliherungsamt, 
im Archiv für öffentliches Recht Bd. 6 (1891) ©. 85 ff. 
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einen einzelnen Zweig der Unfallverficherung, jondern jowohl die induſtrielle, 
al3 auch die land: und forjtwirthichaftliche, jowie die Seeunfallverficherung 
betreffen, werden jämmtliche nicht itändige Mitglieder zugezogen. Für jedes 
nicht jtändige Mitglied mit Ausnahme der vom Bundesrathe aus jeiner Mitte 
bejtellten werden zwei Stellvertreter gewählt. Die nicht jtändigen Mitglieder 
erhalten firirte Jahresremunerationen, die Vertreter der Arbeitgeber und Ber: 
jicherten außerdem, joweit fie außerhalb Berlins wohnen, Reiſekoſten und 
Diäten. Die Stellvertreter beziehen nur Neifefojten und Diäten. Die Sub: 
alternbeamten des Neichsverficherungsamtes werden vom Reichskanzler ernannt. 

Dem Neichsverjicherungsamte jteht die Aufficht über den Gejchäftsbetrieb 
der Genofjenichaften, nicht aber der fisfaliichen Betriebsbehörden und die end» 
giltige Enticheidung von Streitigkeiten zu, welche ſich auf die Nechte und 
Pilichten der Inhaber von Genojjenichaftsämtern, auf die Auslegung der Statuten 
und die Giltigkeit der vollzogenen Wahlen bezieben. Es kann die Inhaber 
der Genojienjchaftsämter zur Befolgung der gejeglichen und ftatutariichen 
Borichriften durch Gelditrafen bis zu 1000 Me. anhalten. In wichtigeren, 
gejeglich beitimmten Fällen kann die Beichlußfajjung nur bei Anmwejenheit von 
mindejtens fünf Mitgliedern einschließlich des VBorfigenden und je eines Ber: 
treter8 der Genoſſenſchaftsvorſtände und Arbeiter erfolgen, bei anderen Ente 
ſcheidungen (vermögensrechtliche Streitigkeiten bei Beitandsveränderumgen der 
Berufsgenofjenjchaften oder Berficherungsanitalten, Rekurſe gegen Enticheidung 
der Schiedsgerichte) find zwei richterliche Beamte zuzuziehen. Dieje leßteren 
werden theild dauernd vom Kaiſer auf Vorſchlag des Bundesrathes theils 
vorübergehend vom Reichskanzler bejteilt. 

An die Stelle des Neichsverficherungsamtes fünnen in gewiſſen Beziehungen 
Landesverjicherungsämter treten. Feder Bundesjtaat ift berechtigt, für ſein 
Gebiet und auf feine Koften ein Yandesverjicherungsamt zu errichten. Hat 
ein Bundesſtaat von dieſem Nechte Gebraud; gemacht, jo gehen auf das Landes 
verlicherungsamt die meiiten Befugniſſe des Neichsverjicherungsamtes für das 
Gebiet des betreffenden Bundesitaates über, jedoch nur bezüglich derjenigen 
Berufsgenofjenichaften, welche fich nicht über das Gebiet des Bundesjtaates 
hinaus eritreden und bezüglich der fisfalischen Ausführungsbehörden dieſes 
Bundesjtaates. Dem Neichsverficherungsamte verbleiben aber auch gegenüber 
den einem Landesverficherungsamte unterjtellten Berufsgenoſſenſchaften bejtimmte 
Befugniſſe, jo die Entjcheidung darüber, welche Betriebe als Fabriken, land 
wirtbichaftliche Betriebe oder Nebenbetriebe aufzufallen find, die Aufitellung 
der dem Neichstage vorzulegenden Ueberfichten über die Rechnungsergebniſſe, 
die Vorbereitung der Faijerlihen Verordnungen und Bundesrathsbeſchlüſſe, die” 
Unfallftatiftif, die Leitung der Wahlen der nicht jtändigen Mitglieder für das 
Neichsverficherungsamt. Ergiebt ſich bei der Verhandlung vor dem Yande# 
verficherungsamte, dal; bei einer Sache die Intereſſen einer dem Neichsver: 
ficherungsamte unterjtellten Berufsgenofienjchaft mit betheiligt find, jo müſſen 
die Akten an legteres abgegeben werden. Auch im übrigen jollen ich die Landes 
verjicherungsämter bei ihrer Thätigkeit möglichit eng an das Neichsverficherung 
amt anschließen, um die einheitliche Handhabung der Unfallverficherungsgeiege 
zu ſichern. Vollſtändig iſt dieß freilich nicht zu ermöglichen, da bei der 
Beriplitterung der oberiten Rechtsſprechung zwiichen Neichsverficherungsamt 
und Landesverficherungsämter die Einheit der Judikatur nicht feitgehalten 
werden fann. 

Jedes Yandesverjicherungsamt bejteht aus mindejtens drei ftändigen, vom 
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Landesherrn auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern und aus vier nicht ſtändigen 
Mitgliedern, die je zur Hälfte von den Arbeitgebern und Arbeitern gewählt 
werden. An die Stelle dieſer nicht ſtändigen Mitglieder treten in Angelegen— 
heiten der land- und forſtwirthſchaftlichen Unfallverſicherung vier andere, je zur 
Hälfte Arbeitgeber und Arbeiter. Die Vertreter der Arbeitgeber werden von 
den Vorſtänden der betheiligten Berufsgenoſſenſchaften und fiskaliſchen Aus— 
führungsbehörden, die Vertreter der Verſicherten in der induſtriellen Unfall— 
verſicherung von den Arbeitervertretungen aus ihrer Mitte gewählt, in der 
land» und foritiwirtbichaftlichen Unfallverficherung von der Yandescentralbehörde 
ernannt. Für die nicht jtändigen Mitglieder find in der gleichen Wetje je 
zweit Stellvertreter zubejtellen. Bei jedem Yandesverficherungsamte haben 
endlich in gewiljen Fällen, namentlich bei der Entjcheidung über Rekurſe auch 
noch richterliche Beiſitzer mitzuwirken. 

Preußen hat von der Ermächtigung zur Errichtung eines Landesverſicherungs— 
amtes feinen Gebrauch gemacht. Wohl aber iſt dies geichehen in Bayern, ') 
Sadien,‘) Württemberg, ’) Baden, *) Heſſen,“) Mecklenburg = Schwerin, ?) 
Medlenburg:-Streliß‘) und Neuß ä. 2. Won diefen Staaten haben jedoch nur 
die drei Königreiche ihren Landesverficherungsämtern alle diejenigen Funktionen 
übertragen, welche ſie ihnen nach dem Weichsrechte überhaupt übertragen 
konnten. Die übrigen Staaten, welche Yandesverficherungsämter errichtet haben, 
beihränfen deren Zuftändigfeit auf die land» und forjtwirthichaftliche Unfalls 
verjicherung, während für alle übrigen Zweige das Neichsverficherungsamt 
unbejchränft zuftändig geblieben iſt. 


S 8. Feſtſtellung und Aufbringung der Entfchadigungen. 


Das Berfahren behufs Feltitellung und Auszahlung der Unfallentichädigungen 
beginnt mit der Anzeige des Unfalls. Der Unternehmer vder fein Vertreter 
muß binnen zwei Tagen von jedem Betriebsunfalle, der den Tod oder eine 
mehr als Ddreitägige Arbeitsunfähigfeit einer Perſon zur Folge hat, der Polizei— 
behörde des Ortes jchriftlich Anzeige machen.’) Die VBoriteher der unter Reichs— 
oder Staatsverwaltung jtehenden Betriebe erjtatten die Anzeige an ihre vor— 
geiegte Dienitbehörde. Die Ortöpolizeibehörden führen über die ihnen ange= 
zeigten Unfälle ein Unfallverzeichniß. 

Die Ortspolizeibehörde, beziehungsweile bei Reichs- und Staatsbetrieben 
die vorgelegte Dienftbehörde veranjtaltet nunmehr unter Zuziehung eines Ver— 
treters des Geuoſſenſchaftsvorſtandes, des Bevollmächtigten der Krankenkaſſe, 
in der Land» und SForjtwirthichaft der für diefen Zwed ernannten Arbeiter— 
vertreter und des Unternehmers, eventuell auch von jonjtigen Betheiligten und 
Sachverſtändigen eine Unterfuchung jedes Unfalls, der den Tod oder die 
Arbeitsunfähigkeit einer Perfon auf vorausfichtlich mehr als dreizehn Wochen 
herbeigeführt hat. 





) V. v. 29. Mai 1886 (©. u. B.-Bl. 1886, Nr. 24). 

?) Bet. d. Min. des Inn. vom 11. Mai 1886. 

) V. v. 15. November 1887 (R.-Bl. 1887, Nr. 41.) 

) Ausf.Geſ. vom 24. März 1888, Art. 14 (G. u. V.Bl. 1888, Wr. 9, 8. 
dv. 25. Mai 1888. 

) Ausf.-Gef. dv. 4. April 1888, Urt. 14 (R.Bl. 1888, Nr. 12). 

°) Ausf.-B. v. 12. April 1887, Art. 3 (R.-Bl. 1887, Nr. 16). 

Ausf⸗v. dv. 31. Mai 1887 (Oeffentl. Anz. 1887, Nr. 21). 

) Ausf.G. v. 30. Oktober 1887 $ 36 (G.-5. 1887, Nr. 18). 

®) Anzeigeformular in den Amtl. Nadr. I ©. 222, 286, für Seeunfülle IV ©. 8. 
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Demnächſt wird die Entihädigung feitgeitellt, ohne daß es eines weiteren 
Antrages bedürfte, und zwar, wenn die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetbeilt 
it, und es fih um den Erjat der Koften des Heilverfahren, oder um Die 
für die Dauer einer vorausfichtlih vorübergehenden Erwerbsunfähigkeit zu 
gewährende Nente, oder um den Erjag der Beerdigungsfoften handelt, durch 
den Seftionsvorjtand, in allen übrigen Fällen durch den Genofjenichaftsvorjtand. 
Das Genoſſenſchaftsſtatut kann jedoch die Zuftändigfeit des Seftionsvorjtandes 
in diefer Beziehung erweitern oder bejchränfen. Auch können ſtatutariſch be— 
fondere Ausſchüſſe oder Bevollmächtigte zu diefem Zwecke bejtellt werden. Bei 
den einer Berufsgenoſſenſchaft nicht angehörigen Reiche: und Staatsbetrieben 
tritt an die Stelle des Genofjenichafts- und Seftionsvorjtandes die in den 
Ausführungsvorichriften zu bezeichnende Behörde. Vor der Feitiegung ijt den 
Betheiligten Gelegenheit zu geben, fich über die Grundlage der Berechnung zu 
äußern. Sofern die Feſtſetzung nicht von Amtswegen erfolgen jollte, haben 
die Berechtigten ihren Anspruch binnen zwei Jahre nach Eintritt des Unfalls 
anzumelden, worauf von denjelben Organen eine Entjcheidung getroffen wird. 
Jeder Bejcheid ijt mit Gründen zu verliehen und hat die dagegen ftattfindenden 
Rechtsmittel anzugeben. 

Nur in dem Falle, daß fi der Unfall in einem Betriebe ereignete, 
deſſen Zugehörigkeit zu einer Berufsgenofjenichaft nicht feititeht, ift der Anſpruch 
dei der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Betrieb belegen ift, 
anzumelden. Wenn diefe den Betrieb nicht für verficherungspflichtig hält, weiſt 
fie den Anspruch durch Beſcheid zurüd, gegen den binnen vier Wochen die 
Beichwerde an das Neichsverficherungsamt jtattfindet. Anderenfalls überweiſt 
fie den Anspruch dem zuftändigen Vorſtande zur weitereren Veranlajlung. 
Nunmehr kann der Vorſtand, wenn er die FFeitiegung der VBerwaltungsbebörde 
nicht anerfennt, die Enticheidung des Neichsverficherungsamtes einholen. 

Gegen den die Entichädigung ablebnenden oder fejtitellenden Bejcheid des 
Borjtandes, beziehungsweile der fisfalischen Ausführungsbehörde findet binnen 
vier Wochen nach der Zuftellung die Berufung auf jchiedsrichterliche Entjcheidung 
bei dem Worfigenden des Schiedsgerichtes jtatt. Zultändig iſt das Schieds- 
gericht, in deſſen Bezirke fich der Betriebsunfall ereignet bat. Das Schieds- 
gericht kann den Betrieb, in dem der Unfall fich zutrug, befichtigen, auch) 
Zeugen und Sachverjtändige eidlich vernehmen. Im übrigen iſt das Verfahren 
der Schiedsgerichte auf Grumd gejeglicher Ermächtigung durch Faiferliche Ber: 
ordnung vom 2. November 1835 nebſt einer Novelle vom 13. November 1887 ') 
geregelt. Sind Statusfragen jtreitig, jo kann das Schiedsgericht die Sade 
bis zur Entſcheidung derjelben im ordentlichen Rechtswege ausjegen. Die 
Enticheidung des Schiedsgerichtes it dem Berufungsfläger und dem Genoſſen— 
Ichaftzorgane, welches den Beicheid erlaſſen bat, zuzuftellen. 

Gegen die Entjcheidung des Schiedsgerichtes haben binnen vier Wochen 
nach der Zujtellung der Genofjenichaitsvoritand oder die fisfalische Ausführungs— 
behörde wie der Verlehte und deſſen Hinterbliebene den Nefurg an das Reichs— 
verficherungsamt. Der Rekurs ift jedoch ausgeſchloſſen, wenn es fih nur um 
die Kosten des Heilverfahrens oder der Beerdigung oder um eine vorausfichtlich 
für kurze Zeit zu gemwährende Nente handelt. Der Nefurs bat den vollen 
Devolutivetfekt, das Neichsverjicberungsamt hat alſo die Vorentſcheidung nicht 
nur im rechtlicher Beziehung, jondern aud auf die thatſächlichen Grundlagen 
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nachzuprüfen, kann insbeſondere auch ſelbſtändig Beweis erheben. Das Ver— 
fahren vor dem Reichsverſicherungsamte iſt gleichfalls auf Grund geſetzlicher 
Ermächtigung durch kaiſerliche Verordnungen vom 5. Auguſt 1885 und 
13. November 1887') geregelt. Für die Landesverficherungsämter haben die 
Landesregierungen die Negelung des Verfahrens vorzunehmen. 

Sämmtliche Rechtsmittel find ohne aufichiebende Wirfung. 

Bei einer Veränderung der für die FFejtitellung der Entihädigung maß» 
gebenden Verhältniſſe kann eine anderweitige Feſtſtellung von Amtswegen oder 
auf Antrag erfolgen. 

Zur Geltendmachung des Anspruchs jelbit iſt jomit der Zivilprozeß 
unbedingt ausgeſchloſſen. Dagegen iſt es möglich, daß nach Feititellung des 
Anſpruches derjelbe den Gegenftand eivilprozeſſualer Nechtstreitigkeiten bildet.?) 

Die Kojten des Heilverfahrens und der Beerdigung find binnen acht Tagen 
nad) der Feſtſtellung, die Entſchädigungsrenten der Berlegten und Hinterbliebenen 
in monatlichen Bränumerandoraten fällig. Die Auszahlung ſelbſt erfolgt in 
verichiedener Weile. 

Die Knappichafts-Berufsgenofjenichaften fünnen durch das Statut bejtimmen, 
daß die Auszahlung der Entjchädigung durch die Knappſchaftskaſſen bewirkt 
wird. Soweit eine ſolche ſtatutariſche Beitimmung nicht ergangen ijt, findet 
auch bei den Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaften die regelmäßige Form der 
Auszahlung ſtatt. 

Dieſe regelmäßige Form beſteht darin, daß die Auszahlung der Entſchädigung 
auf Anweiſung des Genoſſenſchaftsvorſtandes oder der fiskaliſchen Ausführungs— 
behörde vorſchußweiſe durch die Poſtverwaltungen geſchieht und zwar in der 
Regel durch dasjenige Poſtamt, in deſſen Bezirk der Entſchädigungsberechtigte 
zur Zeit des Unfalls ſeinen Wohnſitz hatte. 

Innerhalb acht Wochen nach Ablauf jedes Rechnungsjahres überſenden 
die Bentralpojtbehörden den einzelnen Genoſſenſchaftsvorſtänden und Aus: 
fübrungsbehörden Nachweilungen der geleiteten Zahlungen und bezeichnen die 
Poſtkaſſen, an welche die Rückerſtattung zu erfolgen hat.°) 

Die Koſten der Unfallverficherung, ſoweit fie auf die Berufsgenofjenichaften 
entfallen, aljo die Unfallentichädigungen, die Verwaltungsfoften und die Beiträge 
für den Nefervefonds, werden durch Beiträge aufgebracht, welche die Vorſtände 
der Berufsgenojjenichaften nach Ablauf jedes Jahres auf die Mitglieder derart 
umlegen, daß für jedes Jahr mur Die in demfelben entitandenen Koſten 
aufgebracht werden. Durch Statut der Berufsgenojjenichaft kann bejtimmt 
werden, daß die Entjchädigungsbeträge bis zu fünfzig Prozent, bei Knapp— 
Ihaftö:Berufsgenofienichaften auch über diefen Prozentfag hinaus von den 
Sektionen zu tragen find, in deren Bezirfen die Unfälle eintraten. In der 
Tiefbauberufsgenojjenschaft tritt dagegen das Kapitaldedungsverfahren ein, nach 
welchem für jedes Jahr der Kapitalwerth der in dDemjelben entjtandenen Renten 
aufzubringen iſt.) Bei den Bauverficherungsanftalten werden die Koſten der 
Unfallverficherung Eleinerer Negiebauten von höchſtens ſechstägiger Dauer, 


2.6.8. 1885 ©. 255; 1887 ©. 523. 

?) Bol. Entſchl. des Reichsgerichts v. 14. Mai 1887, Bd. 19 ©. 67. 

’, Val. darüber Gejhäftsanweilung des Reichöverficherungasamtes vom 27. September 
1885 (Amıtl. Nachr. 1, S. 224) und für die Seeunfallverfiherung vom 26. Januar 
1888 a. a. ©. IV, S. 165. 

*) Ueber den Berehnungsmaßitab vgl. Erlaß des Neichöverjicherungsamtes vom 
26. Januar 1889 Centr.:Bl. 1889, ©. 458. 

Annalen des Deutſchen Reiche. 1892, 41 
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jofern die Landesgeſetzgebung nicht einen anderen Vertheilungsmaßſtab vorjchreibt, 
nad) dem Umlageverfahren auf Gemeindeverbände entiprechend der Bevölferungss 
zahl vertheilt und innerhalb der Gemeindeverbände wie Kommunalabgaben 
aufgebracht, diejenigen größerer Negiebauten von längerer Dauer dagegen vom 
Bauherren als Prämien nach einem vom Weichsverficherungsamte alle drei 
Jahre für jede Berufsgenofienschaft aufzuftellenden Prämientarife gezahlt. 

Die Bemejjung der Beiträge erfolgt nach einem doppelten Maßſtabe. 
Einmal bildet die Grundlage die Zahl der in den einzelnen Betrieben be= 
ichäftigten verficherten Perjonen und die Höhe der diefen gezahlten Löhne, 
wobei jedoch ein Tagelohn von mehr als 4 ME. nur zu einem Drittel in 
Anja kommt. Außerdem werden die einzelnen Betriebe nach einem von der 
Genoſſenſchaftsverſammlung mit Genehmigung des Neichsverfiherungsamtes 
aufzuftellenden Gefahrentarife, welcher periodiich zu revidieren ift, durch die 
ſtatutariſch beſtimmten Genoſſenſchaftsorgane in Gefahrenklaſſen eingejchägt. 
Gegen die Veranlagung hat der Betriebsunternehmer binnen zweiwöchiger Friſt 
die Beſchwerde an das Reichsverſicherunggamt. Nach dieſen beiden Maßſtäben 
der gezahlten Löhne und der Gefahrenflajje werden die Beiträge auf die einzelnen 
Mitglieder der Berufsgenofjenichaft umgelegt. 

In der Seeberufsgenofjenichaft und für die land- und forftwirthichaftlichen 
Betriebe bejtehen fir beide Berechnungsmaßitäbe etwas andere Grundjäge. 
Als erjte Grundlage der Erhebung dient bei Seeichiffen der abgejchägte Bedarf 
derjelben an Bemannung, in der Land und Forjtwirthichaft die Abſchätzung 
der für den Betrieb im Jahresdurchichnitt erforderlichen Arbeitstage, während 
nur für die Betriebsbeamten fpezielle Nachweifungen der Löhne und Gehälter 
nothivendig jind. Außerdem it für beide Betriebszweige die Bildung von 
Gefahrenklaſſen nicht obligatorisch. Insbeſondere kann dieſelbe bei den land: 
und forjtwirtbichaftlichen Berufsgenofjenichaften unterbleiben, wenn die einzelnen 
Betriebe eine erhebliche Verſchiedenheit der Unfallgefahr nicht bieten. Statutariſch 
fann angeordnet werden, daß die Beiträge in den land» und forjtwirthichaftlichen 
Berufsgenofjenschaften als Zufchläge zu den ®ireften Staats und Kommunal: 
jteuern, namentlich der Grundſteuer aufzubringen find, ausgenommen, wenn durch 
die Landesgefepgebung die Berficherung der Familienangehörigen des Unter: 
nehmers ausgejchlofjen it. Unternehmer land» und forjtwirthichaftlicher Betriebe 
ohne erhebliche Unfallgefahr, in denen wegen ihres geringen Umfanges Lohn: 
arbeiter nur ausnahmsweiſe bejchäftigt werden, fünnen durch die Landesgeſetz— 
gebung oder das Statut oder durch einen von der Landeszentralbehörde zu 
genehmigenden Beichluß der Genojienichaftsverfammlung von Beiträgen ganz 
oder theilweile befreit werden. 

Das Neichsrecht ijt jedoch in Bezug auf die land und forjtwirthichaftlichen 
Berufsgenofjenschaften nur ein jubjidiäres. Denn die Landesgeſetzgebung ift be= 
rechtigt, den Maßſtab für die Umlegung der Beiträge abweichend vom Reichsrechte 
zu regeln. Preußen hat in diefer Beziehung das Neichgrecht nicht abgeändert. 
Bon jeinen zwölf Berufsgenojjenfchaften haben drei die Umlegung nach dem 
Arbeitsbedarfe, neun nach der Grundfteuer bejchlofjen. Dagegen haben Bayern, 
Sadjen, Württemberg und Helfen die Umlegung nach der Grundjteuer landes— 
gejeglich vorgejchrieben. In Baden ift landesgejeglich die Bemefjung der Bei— 
träge nad) dem Arbeitsbedarfe angeordnet, dagegen eine abweichende jtatutarifche 
Regelung ausgejchloffen worden. j 

Gegen die Umlegung findet feitens des einzelnen Mitgliedes der Berufs 
genojjenschaft binnen zwei Wochen der Einſpruch beim Genoſſenſchaftsvorſtande 
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und gegen den darauf ergebenden Befcheid innerhalb gleicher Frift die Beſchwerde 
beim Reichsverficherungsamte ftatt. 

Die Einziehung der Beiträge ift Sache der Genoſſenſchaftsvorſtände. Nur 
die Beiträge zu den land» und forjtwirtbichaftlichen Berufsgenofienjchaften 
und die Prämien für die Unfallverficherung der bei Regiebauten bejchäftigten 
Perſonen müfjen gegen eine Hebegebühr von den Gemeindebehörden eingezogen 
und an die Berufsgenofjenjchaften abgeführt werden. Die Gemeindebehörde 
baftet in dieſen Fällen für die Beiträge, rückjichtlich deren fie den Ausfall oder 
die fruchtlos bewirkte Zwangsvollſtreckung nicht nachweifen fann. Die Zwangs— 
beitreibung rüdjtändiger Leiſtungen erfolgt dagegen in allen Fällen wie diejenige 
von Gemeindeabgaben. ') 

Demnächit haben die Berufsgenofienschaften die Forderungen der Boft: 
verwaltung zu befriedigen. Bleibt eine Berufsgenofjenfchaft mit der Erftattung 
der von der Poſt liquidierten Beträge länger als drei Monate im Rückſtande, 
fo iſt auf Antrag der Zentralpoftbehörde ein Zmangsbeitreibungsverfahren 
gegen die Genoſſenſchaft durch das Neichsverficherungsamt einzuleiten, wobei 
zunächjt über die Beitände der Genoſſenſchaftskaſſen verfügt, der Reſt von den 
Mitgliedern eingezogen wird. 


8 9. Die Unfallverhütung. 


Hand in Hand mit der Unfallverficherung geht die Unfallverhütung durch 
die Berufsgenofjenichaften. Denjelben ijt die Befugniß eingeräumt, für den 
Umfang des Genofjenichaftsbezirfes oder für bejtimmte Induſtriezweige oder 
Berriebsarten oder für bejtimmt abzugrenzende Bezirke) Unfallverhütungsvor: 
Ichriften zu erlaſſen. Dieſe VBorjchriften können jich beziehen auf die von den 
Mitgliedern der Berufsgenofjenfchaft, in den Baugenojjenfchaften auch für Bau— 
arbeiten von Nichtmitgliedern binnen einer angemejjenen Friſt zu treffenden 
Einrichtungen zweds Verhütung von Unfällen und in allen Genofjenjchaften 
mit Ausnahme der land» und Forjtwirtbichaftlichen und der Seeberufsgenojjen- 
ihaft auch auf das in den Betrieben von den verjicherten Arbeitern zwecks 
Verhütung von Unfällen zu beobachtende Verhalten. Die Vorjchriften werden 
von dem Genojjenjchaftsvorjtande erlajjen und zwar unter BZuziehung der 
Arbeitervertreter, welche in diefem Falle volles Stimmrecht haben, zur Bes 
rathung und Beichlußfallung. Nur in den land» und forjtwirtbichaftlichen 
Berufsgenofienjchaften findet eine Zuziehung von Arbeitervertretern nicht jtatt. 
Die Vorschriften bedürfen der Genehmigung des Neichsverficherungsamtes, twelche 
nur nach Anhörung der Betheiligten gegeben werden fan. Bei Nichtbefolgung 
der Unfallverhütungsvorfchriften feitens der Betriebsunternehmer kann eine 
Einihägung zu höheren Beiträgen (höhere Gefahrenklafje) und, wenn es fich 
um Bauarbeiten von Nichtmitgliedern handelt, Verdoppelung der Prämie oder 
Erekutivftrafe bis zu 100 Mk, bei Nichtbefolgung feitens der verficherten 
Arbeiter Gelditrafe bis zu 6 Mk. angedroht werden. Auf Grund der Androhung 
erfolgt die Feſtſetzung der Strafe gegen Betriebsunternehmer durd) den Genoſſen— 
Ihaftsvorjtand, gegen Arbeiter durch den Vorſtand der Betriebs: (Fabrif-) oder 
Baufrankenkafje und in deren Ermangelung von der Ort3polizeibehörde. Gegen 





) Bol. Eirk-Erlag des MNeichsverfiherungsamtes vom 7. Mai 1888 in den Amtl. 
Nadır. IV, ©. 222 ff. 


?) Aljo nicht für den individuellen Fall. Vgl. Beichluß des Reichsverſicherungsamts 
bom 5. April 1886. 
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die Feſtſetzung findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde und zwar im erſten 
Falle an das Reichsverſicherungsamt, im zweiten an die der Ortspolizeibehörde 
unmittelbar vorgeſetzte Aufſichtsbehörde ſtatt. Die Strafen des Betriebsunter— 
nehmers fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe, die des Arbeiters in die Kranken— 
kaſſe, der er zur Zeit der Zuwiderhandlung angehört. 

Für die einer Berufsgenoſſenſchaft nicht angehörigen fiskaliſchen Betriebe kann 
die Ausführungsbehörde Vorſchriften über das von den Verſicherten zur Ver— 
hütung von Unfällen zu beobachtende Verhalten erlaſſen. Dieſe Vorſchriften 
müſſen jedoch, wenn ſie Strafbeſtimmungen enthalten, vor dem Erlaß mindeſtens 
drei Vertretern der Arbeiter zur Berathung und gutachtlichen Aeußerung vor: 
gelegt werden. 

Das Recht der Polizeibehörden zum Erlafje ficherheitspolizeiliher An— 
ordnungen geht neben der Befugniß der Berufsgenojjenjchaften zum Erlafje von 
Unfallverhütungsvorichriften Fonfurrivend einher. Um in dieſer Beziehung 
Kollifionen und unnöthige Anordnungen zu vermeiden, find die genehmigten 
Vorſchriften der Genofjenjchaften jeitens des Vorftandes den höheren Verwaltungs- 
behörden umd die von den Landesbehörden zu erlajlenden Anordnungen den 
betheiligten Genoſſenſchafts- und Seftionsvorjtänden mitzutheilen und zwar im 
legteren Falle, ſofern nicht Gefahr im Verzuge ift, zur vorherigen Begutachtung. 

Die Befolgung der Unfallverbütungsvorichriften können die Genoſſenſchaften 
durch Beauftragte überwachen, denen die Unternehmer bei Vermeidung von 
Strafe bis zu 300 ME. den Zutritt während der Betriebszeit gejtatten und 
ihre Bücher und Lilten vorlegen müſſen. Nur wenn der Unternehmer die 
Schädigung jeiner Gejchäftsinterejien fürchtet, fann er vom Vorſtande die 
Beitellung anderer, von ihm vorzufchlagender Sadverjtändigen auf feine Kojten 
verlangen. Den Beauftragten und Sachverſtändigen liegt die Verpflichtung zur 
Verſchwiegenheit in Bezug auf Betriebsgeheimnijje ob. Die Verlegung dieſer 
Berpflichtung, auf die fie von der unteren Verwaltungsbehörde vereidigt werden, 
it mit Strafe bedroht. 

Die Ueberwachungskoſten gebören zu den Verwaltungskoſten der Genoſſen— 
ſchaft. Nur joweit fie in baaren Auslagen bejtehen, fünnen fie durch den 
Genoſſenſchaftsvorſtand dem Betriebsunternehmer auferlegt werden, der durch 
Nichterfüllung feiner Verpflichtung zu ihrer Aufwendung Veranlaſſung gegeben 
bat. Gegen die Auferlegung der Koften durch den Genoſſenſchaftsvorſtand 
findet binnen zwei Wochen die Beichwerde an das Neichsverficherungsamt jtatt. 
Die Beitreibung geichieht in derjelben Weiſe wie die der Gemeindeabgaben. 
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Kap. III. Die Jnvaliditäts- und Altersverfiherung. ‘) 


Der dritte große Hauptzweig der deutichen Arbeiterverficherung, diejenige 
gegen Alter und Jnvalidität, beruht auf einem einzigen Geſetze, dem Reichsgeſetze 
vom 22. Juni 1889, betreffend die Invaliditäts- und Altersverficherung, welches 


) Val. v. Woedtfe, Art. Invalidität: und Altersverfiherung in vd. Stengel’! 
Wörterbuch Bd. 1, ©. 681 fi. Kommentare zum Gejege vom 22. Juni 1889 von Zeller, 
Nördlingen 1889; v. Woedtfe, Berlin 1889; R. Freund, Berlin 1889, 2. Aufl. 1891; 
Landmann und Raſp, München 1891; Gebhardt, Altenburg 1891; vor allem aber 
der nach amtlichen Quellen bearbeitete Kommentar von Boſſe und dv. Woedtke, Leipzig 
1890; Schäffle, Art. Alters: und Invaliditätsverfiherung im Handwörterbuche der Staats— 
wijlenichaften Bd. 1 ©. 204 ff.; Zeitichrift: die Invaliditäts- und Altersverſicherung im 
deutichen Neiche, herausgeg. von Fey und Zeller (monatlich zweimal), Mainz 1890 ff.; 
auc die Kap. I, N. 1 zitirte Zeitjchrift Arbeiterverjorgung. 
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den Kreis der Verſicherten gleich ſoweit faßt, daß eine ſchrittweiſe Ausdehnung 
nach Art der Unfallverſicherung nicht in Ausſicht ſteht. Da das Geſetz mit 
dem 1. Januar 1891 in allen feinen Theilen in Kraft getreten iſt, fo ud Dice 
damit die Jnvaliditäts- und Altersverficherung praftiich verwirklicht. Für ein 
ergänzende3 Eingreifen der Landesgeſetzgebung ift in dieſem Zweige der Arbeiter: 
verficherung weniger Raum geblieben als in den beiden anderen. Nur hin— 
fichtlich einzelner Punkte, auf die im folgenden zurüdzufommen jein wird, ijt 
eine landesgejegliche Regelung zugelaljen. In einem untergeordneten Punkte 
ift das Neichsgejeß ($ 157) modifiziert worden durch eine Novelle vom 
8. Juni 1891. 


8 1. Die Verſicherten. 


Auch bei der Invaliditäts- und Mltersverficherung bildet wie bei den 
beiden anderen Hauptzweigen der Arbeiterverficherung den Ausgangspunkt die 
BVerlicherungspflicht, der unmittelbar auf einer Nechtsnorm beruhende Zuſtand 
des BVerjichertfeins.') Dieje Rechtsnorm ift entweder in dem Reichsgeſetze ſelbſt 
oder in einer vom Bundesrathe Eraft reichsgejeglicher Ermächtigung erlafjenen 
Verordnung enthalten.*) 

Der Berficherungspflicht kraft Gejeßes unterliegen vom 16. Lebensjahre 
ab alle gegen baaren Lohn oder Gehalt befchäftigten Arbeiter, Gehilfen, Gejellen, 
Lehrlinge, Seeleute, Dienftboten und alle Betriebsbeamten und Handlungs: 
gehilfen bis zu 2000 ME. Lohn oder Gehalt mit Ausnahme der Sehilfen und 
Lehrlinge in Apotheken 5 1). Durch den Bundesrath kann für bejtimmte 
Berufszweige die WVerficherungspflicht auf kleine Betriebsunternehmer erjtredt 
werden. Als folche gelten im allgemeinen alle diejenigen, welche nicht regel: 
mäßig wenigitens einen Lohnarbeiter bejchäftigen, nur bei den für andere 
Gewerbtreibende in eigenen Betriebsjtätten arbeitenden jog. Hausgewerbtreibenden 
fommt es auf die Zahl der beichäftigten Perjonen nicht an. Auch können 
rücfichtli der Hausgewerbtreibenden den Arbeitgebern diejelben Verpflichtungen 
auferlegt werden wie rückjichtlich anderer werjicherten Arbeiter ($ 2). Als Lohn 
oder Gehalt gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge nach einem von der 
unteren Verwaltungsbehörde fejtzujegenden Durchichnittsmwerthe, nicht dagegen 
freier Unterhalt, wenn er das einzige Entgelt der Beichäftigung bildet. Auch 
vorübergehende Dienjtleiftungen gelten als Beichäftigung im Sinne des Gejees, 
foweit der Bundesrath nicht ausdrücklich Ausnahmen macht ($ 3).°) 

Ausnahmen von der Verficherungspflicht beruhen theil® unmittelbar auf 
dem Geſetze, theils auf Beſchlüſſen des Bundesrathes, theils treten die Befreiungen 
nur auf Antrag ein. Auf Grund des Geſetzes find befreit alle Reichs- und 
Staatsbeamten, die dienftlich als Arbeiter bejchäftigten Verjonen des Soldaten: 
ftandes, die mit Benfionsberechtigung angeftellten Kommunalbeamten und diejenigen 
Perjonen, welche bereits invalid jind, d. h. entweder nicht mehr ein Drittel 
des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter verdienen oder Die 
reichsgejegliche Invalidenrente beziehen.) Durch Beichluß des Bundesrathes 


N) Bal. Kap. 18 1. 

?) Bgl. Anleitung des R.:B.:U. vom 31. Oftober 1890 betr. den Kreis der verjicherten 
Perjonen. 

) Died iſt geichehen durch Beſchluß vom 27. November 1890 (Boſſe und 
v. Woedtke ©. 467*). 

) Dagegen jchließt der Bezug der Altersrente die VBerficherungspfliht gegen In— 
validität nicht aus. Vgl. Beſchl. des R.-V.“A. vom 26. Mai 1891. 
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fünnen auf Antrag des zuftändigen Organes ausgenommen twerden Die mit 
Penfionsberechtigung angeftellten Beamten öffentlicher Verbände oder Körper: 
ſchaften.“) Endlich find auf ihren Antrag von der unteren VBerwaltungsbehörde 
vorbehaltlicdy der Beichwerde an die zunächſt vorgejegte Behörde zu befreien 
penfionierte oder auf Wartegeld gejegte Reiche, Staats: und Kommunalbeamte, 
ſowie Empfänger reich8gefeglicher Unfallrenten, fofern die Benfion, das Warte: 
geld oder die Unfallrente wenigiten® den Mindeitbetrag der Invalidenrente 
erreicht (SS 4, 7). 

Die Gefammtzahl der biernach gejetlich verficherten Perſonen beträgt 
7,3 Millionen männliche und 3,7 Meillionen weibliche Arbeiter. 

Neben der VBerficherungspflicht bejteht eine freiwillige Theilnahme an der 
Berficherung. Diejelbe ijt entweder Selbitverjicherung, d. h. freiwilliger Eintritt 
in das Berficherungsverbältniß, oder freiwillige Fortfegung desjelben, nachdem 
e3 kraft Gejehes begründet war. In beiden Fällen ift die VBerficherung nur 
zuläflig in der Lohnklaſſe II. Die Selbitverficherung ift geftattet den Fleinen 
Betriebsunternehmern und den Meiftern der Hausinduftrie, joweit fie der 
Bundesrath nicht der Verficherungspflicht unterworfen hat, vorausgejeßt, daß 
fie das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben uud micht bereit3 invalid 
find ($ 8). Zur freiwilligen Fortiegung des Verſicherungsverhältniſſes find 
diejenigen Perſonen befugt, welche früber in einem Berficherungsverhältmifie 
geftanden haben, aus demjelben aber zeitweife ausgeichieden find. Ebenſo it 
die freiwillige Erneuerung eines früher beitandenen, durch längere Nichtentrichtung 
von Beiträgen erlojchenen Verſicherungsverhältniſſes geitattet. Bei jeder freis 
willigen Theilnahme an der Verficherung ift der volle Beitrag der Lohnkaſſe ll 
zu entrichten und bei Strafe eine zur Dedung des Neichszufchules dienende 
Zuſatzmarke (bis zu anderweiter Fejtitellung durch den Bundesrat 8 Pfennig 
für die Beitragswoche) beizubringen (Ss 117, 120, 146). Dieje leßtere Ver: 
pflihtung fällt fort: 

1. für jolche Feine Betriebsunternehmer, welche früher während mindeſtens 
5 Beitragsjahren verlicherungspflichtig geweſen find und Beiträge entrichtet 
haben, dann aber jelbitändig geworden, in diefer Stellung regelmäßig nicht 
mehr als einen Lohnarbeiter bejchäftigen ($ 118), 

2. auf böchitens vier Monate in dem Falle, daß ein ftändiges Arbeits- 
verhältniß zu einem beitimmten Arbeitgeber zeitweife unterbrochen, aber Ipäter 
fortgefegt wird (S 119). 


s 2. Die Wartgzeit. 


Die Leiftungen des Neiches und der üffentlichen VBerficherungsanitalten 
auf Grund der Invalidität: und Altersverficherung werden nur gewährt, nachdem 
eine beſtimmte Zeit hindurch die Zahlung der Prämien für die Verſicherten 
erfolgt it. Es beiteht Somit für die Verſicherten eine Wartezeit, nach deren 
Ablauf erit der Anjpruch aus der Berficherung geltend gemacht werden kann. 

Die Wartezeit dauert für die Altersrente dreißig, für die Invalidenrente 
und den Anſpruch auf Rückerſtattung geleijteter Beiträge fünf Beitragsjahre 
(ss 16, 31). Ein Beitragsjabr umfaßt die Zeit von 47 einzelnen Beitrags— 
wochen. Diejelben brauchen nicht unmittelbar auf einander zu folgen und nicht 
in dasjelbe Kalenderjahr zu fallen. Cingerechnet wird dabei die Dauer von 





1) Wal. darüber Beichl. des Bundesrathes vom 18. Dezember 1890 7. März und 
18. Juni 1891. 
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beicheinigten, unverjchuldeten Krankheiten von fieben oder mehr auf einander 
folgenden Tagen, jedoch bei längerer als einjähriger Dauer nur für ein Jahr, 
ſowie von militärischen Dienftleiftungen, für welche feine Beiträge zu entrichten 
find (58 17, 18). Die Unterbrechungen der Beitragsleiftung dürfen jedoch nicht 
jo groß und jo anhaltend fein, daß während vier auf einander folgender 
Kalenderjahre zufammen weniger ala 47 Beitragswochen fich ergeben. Sobald 
die Zahl der Beiträge ſich in diefer Weiſe vermindert, erlifcht die aus dem 
bisherigen Berficherungsverhältnifjie vorhandene Anwartſchaft vorbehaltlich 
jpäterer Erneuerung (8 32). 

Während der Uebergangsperiode nach Inkrafttreten des Gejeges find hin— 
ihtlidy der Wartezeit verjchiedene Erleichterungen getroffen. Bei Invaliden— 
rente genügt während der erjten fünf Kalenderjahre für Verficherungspflichtige 
ein einziges Beitragsjahr, jofern fie für die fehlenden vier Jahre, von der 
Erwerbsunfähigfeit an gerechnet, die thatjächliche Ausübung einer verficherungs- 
pflichtigen Beichäftigung nachweijen, für welche Beiträge wegen noch nicht 
erfolgten Inkrafttretens des Gejeßes nicht zu entrichten waren (5 156). Bei 
den Altersrenten wird während der auf das Inkrafttreten des Geſetzes folgenden 
dreißig Jahre die dreißigjährige Wartezeit derart vermindert, daß Perfonen, 
die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes Älter als vierzig Jahre waren 
und in dem dieſem Zeitpunfte vorangehenden drei Jahren thatjächlich eine Die 
Verficherungspflicht an fich begründende Beichäftigung ausgeübt haben, jo viele 
Beitragsjahre und Beitragswochen als ihr Lebensalter am 1. Januar 1891 
an Jahren und Wochen das 40. Lebensjahr überjtieg, weniger aufzumeijen 
brauchen ($ 156). ') 

Bei der freiwilligen Theilnahme an der Verſicherung greifen binfichtlich der 
Wartezeit einige bejondere Beitimmungen Platz. Durch die freiwillige Fort 
jegung des BVerficherungsverhältnifies kann die Wartezeit für die Invalidenrente 
nur dann erfüllt werden, wenn während mindejtens 117 Beitragswochen Bei: 
träge auf Grund der Berficherungspflicht oder der Selbjtverjicherung entrichtet 
ind. Dieſe Beichränkung findet jedoch während der erjten vier Jahre nad) 
dem Inkrafttreten des Geſetzes nicht jtatt. Für die Selbjtverficherung gelten 
während der Uebergangsperiode feine erleichternden Bejtimmungen binfichtlich 
der Wartezeit (88 117, 156). 


S 3. Gegenſtand der Verſicherung. 


Gegenjtand der WVerficherung find zwei verschiedene Nenten, eine Alters: 
rente und eine Invalidenrente, an deren Stelle für einzelne Perfonen, welche 
niht in den Genuß der Nente kommen, der Anjpruch auf Rückerſtattung der 
geleijteten Beiträge tritt. Die Nenten werden in der Negel in Geld, unter 
Umftänden aber auch ganz oder theilweile in Naturalien gewährt. 

Die Invalidenrente erhält nach Ablauf der Wartezeit derjenige, welcher 
entweder für die Zukunft dauernd erwerbsunfäbig ift, oder während eines 
Jahres erwerbsunfähig gewejen war. Wann Erwerbsunfähigfeit vorliegt, hat 
eine veritändige Praris im Geijte der jozialpolitifchen Gejeggebung zu ermitteln. 
Die Erwerbsunfähigkeit braucht feine abjolute zu jein. Vielmehr iſt nach dem 
Geſetze Erwerbsunfähigkeit auch dann anzunehmen, wenn der Verficherte nicht 





') Bgl. Preußische Darjtellung betreffend die Nachweiſe während der a Acad 
und Anweiſung zur Ausführung der SS 18, 138, 156—161 d. R.-&., beide vom 20. Februar 
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mehr im Stande ift, durch eine feinen Kräften und Fähigkeiten entiprechende 
Lohnarbeit einen Betrag zu verdienen, der gleihfommt der Summe von 1. einem 
Sechſtel des Durchjchnitts der Lohnfäge, nach welchen für ihm während der 
legten fünf Beitragsjahre Beiträge entrichtet find, und 2. von einem Sedjtel 
des dreihundertfachen Betrages des nad Maßgabe des Stranfenverficherungs: 
geſetzes feitgeitellten ortsüblichen Tagelohnes, den gewöhnliche Tagearbeiter des 
legten Beichäftigungsortes beziehen (SS 9, 10). Auf das Lebensalter fommt 
e3 dabei nicht an. Ebenſo iſt die Urjache der Ermwerbsunfähigfeit im allgemeinen 
gleichgiltig. Der Rentenanfpruch fällt jedoch fort, wenn der Invalide ſich die 
Erwerbsunfähigfeit vorfäglich oder bei Begehung eines ftrafgerichtlich feſtgeſtellten 
Verbrechens‘) zugezogen hat, oder wenn anzunehmen ift, daß derjelbe die Er: 
werb3unfähigfeit durch grobe Verſtöße gegen die während einer Krankheit an- 
geordneten Maßregeln veranlaßt hat (88 11, 12). Auch der Anipruch auf 
eine Unfallrente auf Grund der reichsrechtlichen Unfallverficherung ſchließt in 
Höhe der Unfallrente den Anspruch auf Suvalidenrente aus ($ 9). Doc hat 
die Berficherungsanftalt die leßtere einjtweilen zu gewähren, wenn der Ber: 
ficherte dies beanjprucht, und kann dann ihren Regreß an die verpflichtete Bes 
rufsgenofjenschaft nehmen. Streitigkeiten zwiſchen beiden über den Erſatzanſpruch 
entjcheidet der ordentliche Richter ($ 76). °) 

Die Altersrente hat die Zurücdlegung des 70. Lebensjahres, nicht dagegen 
die Erwerbsunfähigfeit des Nentners zur Vorausfegung (S 9). Sie fällt fort, 
jobald dem Empfänger wegen nacdygewiejener Erwerbsunfähigfeit auf jeinen 
Antrag die in der Regel höhere Jnvalidenrente gewährt wird ($ 29). 

Durch Kommunalitatut, welches der Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
behörde bedarf, kann für einzelne Bezirke die ganze oder theilweije Erjegung 
der Geldrenten durch Naturalien angeordnet werden. Es iſt dies zuläſſig bei 
land und forjtwirtbichaftlichen Arbeitern, wenn berfümmlich in der Gegend 
deren Lohn ganz oder zum Theil in Naturalien gezahlt wird, und der Renten: 
empfänger ihn in diefer Form erhalten bat, in Höhe von zwei Dritteln der 
Nente und bei den in den landesrechtlich üblichen Formen für Gewohnheit 
trinfer erklärten Perjonen in Höhe der ganzen Rente. Die Naturalleiftung 
erfolgt durch den Stommunalverband, auf den dann der Rentenanſpruch in 
Höhe derjelben übergeht. Gegen den Beſchluß, daß die Nente in Naturalien 
gezahlt werden joll, hat der Nentenempfänger binnen vierzehn Tagen die Be 
jchwerde an die Kommunalaufjichtsbehörde, welche auch ſonſt Streitigkeiten 
———— Rentenempfänger und dem kommunalen Verbande zu entſcheiden 
hat ( 

Ausländer, die ihren Wohnſitz im Yalanbe aufgeben, fünnen mit dem 
Dreifachen der Fahresrente abgefunden werden ($ 14). 

Jede Rente bejteht aus zwei Theilen, a feſten Zuſchuſſe des Reiches 
von je 50 Mf. und dem von der Verficherungsanftalt aufzubringenden Betrage. 
Der Leptere richtet fich nad) der Höhe der gezahlten Beiträge dergeitalt, daß 
die Nente mit jedem Wochenbeitrage um einen gejeglich feitgeftellten Betrag 
fteigt. Die Imvalidenrente wächſt demgemäß je nad) der Dauer der Ber: 





— 


ei Nach Boſſe und v. Woedtke, S. 243 iſt unter Verbrechen eine ſtrafbare Handlung 
im Sinne des 8 1 des ©t.-©.-B. zu verſtehen. Die ratio legis trifft jedoch für alle ſtraf 
baren Handlungen zu. 
) Vgl. Riloty, Das Zujammentrefjen von Aniprücden aus der Kranfen:, Unfalls, 
Znyaliirte und Alteröverfiherung in der Zeitichrift Invaliditäts und Altersverficherung, 
. Kahrgang, Nr. 2 fi. 
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fiherung. Dagegen follen bei Berechnung der Altersrente immer 1410 Bei: 
tragäwochen, entiprechend den dreißig Beitragsjahren der Wartezeit, in An— 
rehnung gebracht werden, jo daß eine Steigerung der Altersrente nach der 
Länge der Berficherungsdauer ausgejchlofen it (SS 25, 26). 

Zum Zwecke der Rentenberechnung werden gejeglich vier Lohnklaſſen nach 
Durchichnittslöhnen der Arbeiter gebildet. Dabei joll grundfäglich auf Die 
Durchjchnittslöhne Bezug genommen werden, welche bei den Zwangskaſſen der 
Kranfenverficherung für die Berechnung der SKranfenfafienbeiträge und des 
Krankengeldes entjcheidend find. Für land und forjtwirtbichaftliche Arbeiter ift 
der Durchichnittslohn unter Berücfichtigung des Nugungswerthes der Natural: 
bezüge bejonders feſtzuſetzen, für Seeleute ift der bei der Unfallverficherung 
zu Grunde gelegte Durchjchnittslohn maßgebend, für die übrigen Verjicherten, 
insbejondere für die Mitglieder der freien Hilfskafien, deren Krankengeld in 
der Regel nicht nach dem Arbeitsverdienſte bemeijen wird, ift der Durchſchnitts— 
lohn auf den dreihundertfachen Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher 
Zagearbeiter anzunehmen. Nach diejen Durchichnittslöhnen werden nun vier 
Lohnklaffen gebildet. Die erjte umfaßt die Durchichnittslöhne bis 350 Me. 
jährlich, die zweite diejenigen von 350,01 bis 550 ME., die dritte diejenigen 
von 550,01 bis 850 Mf., die vierte die von mehr ala 850 ME. Für jeden Ver: 
fiherungspflichtigen müſſen die Beiträge feiner Lohnklafje entrichtet werden. 
Arbeitgeber und VBerficherter können die Aufnahme des leßteren in eine höhere, 
nicht aber in eine niedrigere Zohnklajje vereinbaren (S 22). Innerhalb jeder 
Lohnklafje iſt gejeßlich noch ein Lohnſatz feitgeitellt, in der erjten Klaſſe von 
300 ME., in der zweiten von 500 ME., in der dritten von 720 ME. und in 
der vierten von 960 ME. Dieje Lohnjäge find jedoch lediglich für die Be— 
urtheilung der Erwerbsunfähigfeit des Verficherten von Bedeutung ($ 23). 

Die Invalidenrente beginnt mit einem Grunditode von 60 ME. jährlich 
und jteigt mit jeder vollendeten Beitragswoche in Lohnklaſſe I um 2 Pf, in 
Lohnklaſſe II um 6 Pf., in Lohnklafje III um 9 Pf. und in Lohnklaſſe IV. 
um 13 Pf. Nach Ablauf der fünfjährigen Wartezeit und einjchließlic) des 
Reichszuſchuſſes von 50 ME. beträgt demnach die jährliche Imvalidenrente 
in Lohnklafje I 114,70 ME., in Lohnklafie II 124,10 Mek., in Lohnklaſſe III 
131,15 ME. und in Lohnklaffe IV 140,55 Mi. Die Invalidenrente fteigt 
dann fortgeſetzt je nach der Länge der Beitragszeit, ohne daß ein gejegliches 
Marimum bejtände, Bei der Altersrente beiteht ein Grunditod nicht, jondern 
es joll dreißig Jahre hindurch für jede Beitragswoche ein beitimmter Saß 
angerechnet werden, und zwar, wenn Beiträge für länger als dreißig Jahre 
entrichtet find, entiprechend der höchiten Lohnklaſſe, der der Betreffende in diejer 
Beit angehört hat. Die Wochenjäge betragen in Lohnklaſſe I 4 Pf-, in Lohne 
Hafje II 6 Pf. in Lohnflaffe III 8 Pf. und in Lohnklaſſe IV 10 Pf. Dem: 
gemäß kommt die Altersrente nach Ablauf der Dreißigjährigen Wartezeit in 
Lohnklaffe I auf 106,40 Mk., in Lohnklaſſe IL auf 134,60 Mk., in Lohn— 
Haile III auf 162,80 Mk. und in Lohnklaſſe IV auf 191 Mk. (8 26). Für 
die ala Beitragszeit geltende Dauer bejcheinigter Krankheiten und militärischer 
Dienjtleiftungen wird bei Berechnung der Rente die Lohnklaſſe II zu Grunde 
gelegt ($ 28). Zur Rentenberechnung während der Uebergangszeit find be- 
jondere Beftimmungen getroffen ($ 159). 

Eine einmal bewilligte Invalidenrente fann entzogen werden, wenn der 
Empfänger nicht mehr als dauernd erwerbsunfähig zu betrachten iſt. Wird 
dann jpäter die Nente von neuem bewilligt, jo ift die Zeit des Nentenbezuges 
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dem Berficherten wie eine bejcheinigte Krankheit anzurechnen. Der Nentenbezug 
ruht, wenn auf Grund der reichsrechtlichen Unfallverficherung eine Unfallrente, 
oder wenn eine Benfion oder ein Wartegeld bewilligt ijt, injoweit als dieje 
Bezüge mit der bereits bewilligten Invaliden- oder Altersrente den Betrag 
von 415 ME. iüberjteigen, ferner, wenn und jo lange der Berechtigte für 
länger als einen Monat zur Strafe oder zur Beſſerung eingefperrt ijt, oder 
fo lange er nicht im Inlande wohnt. Doc fann legtere Vorjchrift durch den 
Bundesrath für beftimmte Grenzdiſtrikte außer Anwendung gejegt werden ($ 33, 34). 

Grundjäglich werden Alters: und Juvalidenrenten neben fonftigen, aus 
öffentlichen oder privatrechtlichen Quellen fließenden Bezügen unverfürzt gezahlt. 
Doch find Leijtungen auf Grund der öffentlichen Armenpflege auf die Rente 
derart zu verrechnen, daß die leßtere den Armenverbänden und Gemeinden in 
Höhe der geleifteten Armenunterjtügung überwiefen wird. Auch können Ans 
jprüche der Berficherten gegen bejtehende Fabrik-, Knappichafts:, Seemanns— 
Kaljen auf Alters: und Iuvalidenrenten oder Kapitalien bis zur Höhe des 
Werthes der reichsgejeglichen Nenten gekürzt werden ($$ 35, 36). Schadens: 
erlaganfprüche, welche der Invalide auf Grund feiner Erwerbsunfäbigfeit nach 
den Nechtönormen über außerfontraflihe Beihädigung erheben kann, gehen 
joweit auf die Verficherungsanftalt über, als diejelbe Nenten zu gewähren bat 
($ 39). Die Entjcheidung von Nechtsjtreitigfeiten zwischen der Verſicherungs— 
anftalt und anderen fürjorgepflichtigen Nechtsjubjeften wird ſich nach der Natur 
des Anjpruchs richten, in der die Verficherungsanjtalt eine Singularfuccejjion 
für fi in Anfpruch nimmt. Die Berficherungsanjtalt wird ihren Anſpruch 
in derjelben Weile geltend zu machen haben wie der Verficherte, falls deſſen 
Fürforgeanipruch nicht auf die Anſtalt übergegangen wäre. 

Die Rente kann mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet noch über: 
tragen noch für andere Forderungen als die geieglichen Alimente der Ehefrau 
und der ehelichen Kinder und der Erjaganfprüche der Gemeinden und Armen: 
verbände gepfändet werden ($ 40). 

An die Stelle des Rentenanſpruchs kann derjenige auf Rückerſtattung 
der Beiträge treten. Einen folchen haben zwei stategorien von Berfonen. 
Einmal jteht derjelbe zu weiblichen Verficherten, welche fich verheirathen, auf 
ihren binnen drei Monaten nach der Heirath zu jtellenden Antrag in Höbe 
der Hälfte der für jie geleijteten Beiträge. Mit diefer Erjtattung erlifcht Die 
durch das frühere Berficherungsverhältniß begründete Amvartichaft ($ 30). 
Ferner haben Wittwe und binterlaffene eheliche Kinder unter fünfzehn Jahren 
von jolchen männlichen Berficherten, welche verjterben, ehe fie in den Renten— 
genuß getreten find, einen Anfpruch auf Rückerſtattung der Hälfte der für 
den Berjtorbenen entrichteten Beiträge. Der gleiche Anſpruch jteht den hinter: 
lajjenen vaterlofen Kindern unter fünfzehn Jahren von jolchen weiblichen Ver: 
jiherten zu, welche den Genuß der Nente nicht erlangt haben. Der Rück— 
erjtattungsanfpruch der Hinterbliebenen fällt jedoch fort, wenn fie aus Anlaß 
des Todes des Verficherten einen Anfpruch auf Unfallrente haben ($ 31). 


8 4. Die Aufbringung der Mittel. 

Die Aufbringung der zur Durchführung der Invaliditäts- und Alters 
verficherung erforderlichen Mittel geichieht durch das Weich, die Arbeitgeber 
und die Verficherten. 

Das Neich betheiligt ſich an den Laften der Verficherung dadurch, dab 
e8 aus jeinen Mitteln nach Maßgabe des Neichshaushaltsetat3 einen jähr- 
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lichen Zuſchuß von 50 ME. leiſtet (S 26). Diefen Zuſchuß gewährt jedoch 
das Neich nur den verjicherungspflichtigen Perſonen, während die zur freis 
willigen Theilnahme berechtigten den Zuſchuß jelbjt aufbringen müſſen. Außer: 
dem übernimmt das Neich den Antheil der Nenten, der auf die Dauer militärischer 
Dienitleiftungen der Verjicherten entfällt ($ 28, 89). 

Die übrigen Mittel werden durch Beiträge aufgebracht. Dieſe find bei 
der Zwangsverjicherung von Arbeitgebern und Verjicherten zu gleichen Theilen 
für jede Kalenderwoche zu entrichten, im welcher der Verficherte in einem die 
Verjiherungspflicht begründenden Arbeits: oder Dienjtverhältnijie gejtanden 
bat ($ 19). Doc müſſen die Arbeitgeber die Beiträge in vollem Umfange 
vorſchießen, können aber die auf die Arbeiter entfallende Hälfte für die beiden 
legten Lohnzahlungsperioden dem Arbeiter bei der nächiten Lohnzahlung in 
Abzug bringen ($ 109). Von diefem Grundjage können in einigen Fällen 
für nicht jtändige Arbeiter Ausnahmen gemacht werden. Der Bundesrath oder 
die Berjicherungsanftalt fann nämlich bejtimmen, daß jolche Arbeiter, welche 
nicht in einem regelmäßigen Arbeitsverhältnifje zu einem beftimmten Arbeits 
geber jtehen, ihre Beiträge in vollem Umfange ſelbſt beibringen und ſich antheils— 
weile von ihrem Arbeitgeber erjtatten lajjen (S 111). Für den Fall, daß einer 
Krankenkaſſe die Einziehung der Beiträge für ihre Mitglieder übertragen ift, 
kann ferner durch die zuftändige Verwaltungsbehörde oder mit deren Genehmigung 
oder durch das Krankenkaſſenſtatut angeordnet werden, daß diefe Krankenkaſſe 
die Beiträge jolcher Kafjenmitglieder, deren Beichäftigung durch ihren Zweck 
oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger 
al3 einer Woche beſchränkt ift, zur einen Hälfte unmittelbar von ihren Kaſſen— 
mitgliedern, zur anderen Hälfte von der Gemeinde erhebt, welche leßtere dieſe 
Hälfte von den betreffenden Arbeitgebern fich wieder erjtatten laſſen muß 
($s 112, 113, 114). 

Für die Bemejjung der Höhe der Beiträge hatte der Negierungsentwurf 
das jog. Prämienſyſtem vorgejchlagen, wonach durch prinzipiell gleiche Bei: 
träge der Werth aller Nenten, welche die VBerficherten dereinft voraussichtlich 
zu beanjpruchen haben werden, aufgebracht wird. Wegen der erheblichen 
Kapitalanfammlung, die diefes Verfahren nothwendig machte, und der dadurch) 
bedingten Herabdrüdung des Zinsfußes zeigte jich in der Reichstagskommiſſion 
dad Beitreben, das Prämienjyitem durch das Umlageverfahren zu erjeßen, fo 
daß mur der Betrag der jeweilig aufzubringenden Nenten umzulegen geweſen 
wäre, Seitens der Neichöregierung wurde jedoch ein dahin gehender Bor: 
Ihlag für unannehmbar erklärt, weil dadurch die Zukunft auf Koften der 
Gegenwart zu hoch belaftet werden würde. So gelangte man endlich zu 
einem alljeitig acceptirten Bermittlungsvorjchlage, den Kapitalwerth der in einer 
Periode erwachienden Renten durch die Beiträge zu deden (Kapitaldeckungs— 
verfahren). Dabei iſt nicht eine jo ftarfe Kapitalanfammlung erforderlich wie bei 
dem Prämienverfahren, und es findet andererjeits eine allmählichere Steigerung 
der Beiträge bis zu dem nach SO Jahren eintretenden Beharrungszuftande ftatt. 
Die Beiträge werden demgemäß nach Wochen bemefjen und für beftimmte 
Perioden im Voraus derart feitgejegt, dal; durch diefelben der Kapitalwerth 
der in diefer Periode vorausfichtlich entitehenden Nenten, joweit diefelben von 
der Verficherungsanftalt zu tragen find, die Verwaltungsfoften und die Rück— 
lagen zur Bildung eines Nefervefonds gedeckt werden. Die erite derartige 
Periode umfaßt die erften zehn Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes, 
jede weitere Periode je fünf Jahre ($ 20). Für die erjte Periode hat das 
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Geſetz ſelbſt die Beiträge einheitlich für das ganze Reich feitgelegt und zwar 
find vom Arbeitgeber und Arbeiter zufammen wöchentlich zu entrichten in Lohn— 
klaſſe I 14, in Lohnklaſſe II 20, in Lohnklaſſe II 20, in Lohnklaſſe III 24 
und in Lohnklaſſe IV 30 Pr. ($ 96). Während der erjten Periode darf jede 
Berlicherungsanftalt die Beiträge für ihren Bezirk anderweitig bemeijen, für 
die folgenden Perioden iſt fie zu ſelbſtſtändiger Feſtſetzung verpflichtet. Diele 
Feſtſetzungen bedürfen der Genehmigung des Reichsverficherungsamtes (88 97, 98). 
Die Beiträge müſſen innerhalb jeder Lohnklaſſe für alle Verficherten in gleicher 
Höhe feſtgeſetzt werden, doch ift die Bildung von Gefahrenklaſſen dann zuläfjig, 
wenn einzelne Berufszweige die Verficherungsanftalt mehr belaften als andere (8 24). 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt durch den Ankauf von Marken bei 
den Bojtanjtalten und jonftigen, von der Verſicherungsanſtalt einzurichtenden 
Berfaufsitellen. Die Marken werden von jeder Verficherungsanftalt nach Lohn— 
und Gefahrenklajien ausgegeben und dürfen nur in dem Bezirke der betreffenden 
Anjtalt verwendet werden 88 99, 109).') Die rechtzeitige Beibringung der 
richtigen Marken kann vom Borjtande der VBerficherungsanftalt durch Ordnungs— 
jtrafen erzwungen werden, die willentliche Beibringung faljcher Marken ift da= 
gegen friminell ftrafbar (S$ 143, 149). Ueber die Entwerthung der auf Grund 
der Berficherung beigebrachten Marken ift der Bundesrath bejondere Vorfchriften 
zu erlafien befugt ($ 109). *) 

Die Marken find in die Quittungsfarte des Verficherten einzuffeben. Eine 
joldhe auf feinen Namen lautende Quittungfarte muß jeder Verficherte beſitzen, 
eventuell hat fie der Arbeitgeber auf deſſen Kojten anzuschaffen. Die Ein: 
rihtung der Quittungsfarte beftimmt der Bundesrath ($ 101).’) Die Quittungs- 
farte, welche Raum für mindejtens ein Beitragsjahr hat, ift umzutaujchen, 
wenn fie mit Marken beflebt ift, jpäteftens aber vor Ablauf von vier Kalender: 
jahren, widrigenfall® fie ungiltig wird, auch kann der Umtaufch ſonſt vom 
Verficherten jederzeit auf feine Koften verlangt werden (S 102). Die Aus: 
jtellung und der Umtauſch der Quittungsfarten ih bei den von den Landes- 
regierumngen zu bezeichnenden Stellen ($ 103).*) Bei dem Umtauſche erhält 
der Berficherte über die bisherigen Leiftungen eine bejondere Bejcheinigung, die 
alte DQuittungsfarte wird durch Vermittlung der Verficherungsanftalt des Bezirks 
an diejenige Verficherungsanftalt zur Aufbewahrung Ei air in deren Be: 
zirfe fir den Verficherten die erjte Karte ausgeitellt war ($$ 103, 107). Die 
Eintragung fonjtiger Vermerke auf der Quittungskarte, namentlich über die 
Führung des Arbeiters ijt bei Strafe verboten und hat die nothwendige Er- 
neuerung der Starte zur Folge (SS 108, 151). 

Das Einkleben der Marken in bie Quittungskarte hat in der Regel durch die 
Arbeitgeber, nur für unftändige Arbeiter, die ihre Beiträge nach Beſtimmung 
des Bundesrath3 oder des Anſtaltsſtatuts jelbjt entrichten, durch fie ſelbſt zu 
geichehen. Außerdem kann durch Beltimmung der zuftändigen Landesbehörde 








) Bol. Bekanntmachung des Reichsverſicherungsamtes vom 9. September 1890 ber 
treffend die für die Anvaliditäts- und Alteröverficherung zu verwendenden Beitrags: und 
Zuſatzmarken. — Boſſe und v. Woedtlea. a. O. S 356* ff. —; Laß, Rechtswiſſenſchaft— 
lihe Unterfuhungen zur jozialpolitiichen Bejepgebung, I Verſicherungsmarke und Quittung 
farte, Marburg 1891. 

) Val. Beihlu vom 27. November 1890 (Boſſe u. v. Woedke a.a. D. ©. 467”), 
abgeändert durch Beſchluß vom 22. Dezember 1891. 

2) Vgl. das Formular a. a. D. ©. 359* 

) Vgl. Preußiſche Anweiſung über das Verfahren bei Ausſtellung von Quittungs— 
karten vom 17. Oktober 1890, a. a. ©. ©. 361*. 
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oder mit deren Genehmigung ') durch Statut der VBerficherungsanftalt vder 
eines Kommunmalverbandes angeordnet werden, daß das Einfleben der Marken 
gegen Vergütung durch die Organe der Krankenkaſſen, Gemeindebehörden oder 
jonftige Hebejtellen erfolgen fol, denen dann auch die Einziehung der Beiträge 
obliegt ($ 112). 


8 5. Die Verlicerungsanfalten. 


Als Träger der Juwvaliditäts- und Wltersverficherung ift im Gegenſatze 
zu den urfprünglichen Plänen, die auf einen Anfchluß an die Berufsgenofjen- 
Ichaften hinausliefen, eine von der Kranfenverficherung wie von der Unfall: 
verjicherung abweichende Organiſation geſchaffen. Es werden nämlich Ber: 
fiherungsanftalten begründet, deren Bezirke an die weiteren Kommunalverbände 
oder an das Gebiet einzelner Bundesftaaten angelehnt werden jollen, aber 
auch Gebiete oder Gebietätheile mehrerer Kommumnalverbände oder Bundes— 
ftaaten umfajjen dürfen. Solche Anftalten bejtehen gegenwärtig für das ganze 
Neichsgebiet einunddreißig. Bei einer Verficherungsanftalt find kraft Gejeges 
alle diejenigen Perſonen verfichert, deren Beichäftigungsort im Bezirk der 
Anitalt liegt ($ 41). 

Die Errichtung der Verficherungsanftalten erfolgt durch die Yandescentral- 
behörde mit Genehmigung oder auf Anordnung des Bundesrathes. Ebenſo 
find Bezirfsveränderungen nur mit Zuftimmung des Bundesrathes zuläflig 
(ss 41, 42, 66). Der Sit der Verjicherungsanftalt wird durch die Landes— 
regierung und für die mehreren Bundesjtaaten gemeinfamen Berficherungs: 
anjtalten mangels einer Vereinbarung der betheiligten Yandesregierungen durch 
den Bundesrath beitimmt (F 43). Jede Verjicherungsanftalt bat die Rechte 
einer bejonderen juriftiichen PBerjon. Doch haftet, joweit das Anjtaltsvermögen 
nicht ausreicht, für die Verbindlichkeit der Anſtalt jubjidiär der Kommunals 
verband, für den jie errichtet war, und im Unvermögensfalle desfelben oder bei 
Errichtung der Anstalt für den Bundesjtaat dieſer letztere. Mehrere betheiligte 
Kommunalverbände oder Bundesjtaaten participiren nach der Bevölferungszahl 
(S 44). Auch ſind die Koften der erjten Einrichtung von dem Kommunal: 
verbande oder Bundesſtaate vorzuſchießen ($ 45). 

Die inneren Angelegenheiten der VBerjicherungsanftalt werden durch ein 
vom Ausſchuſſe zu errichtendes Statut geregelt, das einen beftimmten gejelich 
vorgejchriebenen Inhalt haben muß und der Genehmigung des Reichsverſicherungs— 
amtes bedarf. Gegen die Verſagung der Genehmigung findet binnen vier 
Wochen die Beichwerde an den Bundesrath jtatt. Bei wiederholter Verfagung 
hat das Meichsverjicherungsamt das Statut zu errichten. Die gleiche Ge: 
nehmigung wird zu Statutenänderungen erfordert ($ 54). 

Die laufende Verwaltung der Verlicherungsanftalt führt ein Borftand mit 
dem Charakter einer öffentlichen Behörde. Der Vorſtand bejteht aus einem 
oder mehreren, von dem Kommunalverbande oder Bundesitaate, für dem Die 
Anftalt errichtet war, ernannten Beamten desfelben. Die Vorjtandsbeamten 
einer über mehrere Bundesjtaaten jich eritredenden Veriicherungsanftalt ernennt 
mangel3 einer Verftändigung der betheiligten Staaten der Bundesrath. Die 
Beamten bleiben Kommunal: und Staatsbeamte, ihre und ihrer Hinterbliebenen 
Bezüge werden aber von der Berficherungsanftalt erſetzt. Dem Borjtande 


i) Zuftändig ift im Allgemeinen die Landescentralbehörde, nur fir die Genehmigung 
von Kommmumaljiatuten die höhere Verwaltungsbehörde. 
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fünnen ferner nach näherer Beſtimmuug des Statuts noch andere Perionen 
mit und ohne Bejoldung, namentlich Vertreter der Arbeitgeber und der Ber 
jicherten angehören (SS 46, 47, 64). 

Als Vertretung der Intereſſenten beſteht bei jeder Verjicherungsanitalt eine 
aus Delegirten gebildete Generalverfammlung mit der Bezeichnung „Ausschuß“ 
unter gleichmäßiger Theilnahme der Arbeitgeber und WVerjicherten, die durch 
mindeſtens je fünf Delegirte vertreten fein müfjen. Der Ausihuß wird nad 
Maßgabe der von den Landesbehörden zu erlalienden Wahlordnungen von 
den VBorjtänden der im Bezirke bejtehenden Orts-, Betriebs: und Krankenkaſſen 
in getrennten Wahlhandlungen der Arbeitgeber und Berjicherten und für die 
jenigen Berjicherten, welche jolchen Kaſſen nicht angehören, von den Ber 
tretungen der weiteren Kommunalverbände oder den Verwaltungen der Gemeinde: 
franfenverjicherung gewählt. Wählbar jind nur volljährige Neichsangehörige 
männlichen Gejchlechts, welche im Anftaltsbezirf wohnen und in der Verfügung 
über ihr Vermögen gerichtlich nicht beichränft jind, als Arbeitgeber nur jolche ver: 
jicherte Berjonen oder ihre bevollmächtigten Betriebsleiter, als Arbeiter nur 
Verſicherte. Für jeden Vertreter jind zwei Erjagmänner zu wählen. Die 
Wahlperiode beträgt fünf Jahre. Streitigkeiten über die Wahlen enticheidet 
die Yandesbehörde, welche die Wahlordnung erlaſſen hat. An die Stelle der 
Zandesbehörde tritt für Verjicherungsanitalten, welche ſich über das Gebiet 
mehrerer Bundesstaaten erjtreden, das Neichsverjicherungsamt ($$ 48—50, 64). 
Der Ausschuß hat die ihm ftatutarisch übertragenen Obliegenheiten. Es müjjen 
ihm aber vorbehalten werden Errichtung und Abänderung des Anjtaltitatuts, 
Mahl der Beifiger der Schiedsgerichte, Prüfung der Jahresrechnung und Auf 
jtellung von Erinnerungen dagegen, die Beichlußfallung über die Vereinigung 
zu Niückverficherungsverbänden und, wenn fein Auffichtsrath errrichtet ijt, die 
Ueberwachung der Gejchäftsführung des Vorſtandes ($ 55). 

Außer dem Ausſchuſſe kann nach Maßgabe des Statuts zur Ueberwachung 
der Geichäftsführung des VBorjtandes und zur Wahrnehmung anderer ıbm 
ſtatutariſch übertragener Funktionen ein Aufjichtsratb, aus Arbeitgebern und 
Berlicherten zu gleichen Theilen bejtehend, gebildet werden. Die Bedingungen 
der Wählbarkeit find diefelben wie für die Mitglieder des Ausſchuſſes. Die 
Errichtung eines Auffichtsrathes muß erfolgen, wenn dem Vorſtande feine 
Bertreter der Arbeitgeber und der Verjicherten angehören. Endlich müſſen 
noch als örtliche Organe der Verficherungsanftalt Vertrauensmänner aus der 
Zahl der Arbeitgeber und der Verjicherten beftellt werden. Die Art ihrer 
Beitellung und ihre Befugniſſe find ebenfalls ftatutarifch zu regeln. Die Mit: 
glieder des Auffichtsrathes und die Vertrauensmänner dürfen nicht Meitglieder 
des Vorftandes fein ($$ 51, 54). 

Die von Arbeitgebern und Verficherten zu verwaltenden Aemter haben den 
Charakter von Ehrenämtern. Entjchädigung wird nad) Maßgabe des Statut 
nur für baare Auslagen, den Verficherten auch für entgangenen Arbeitsgewinn 
geleistet. Wahlen zu Ehrenämtern fönnen, joweit das Statut nicht etwas 
anderes bejtimmt, von Arbeitgebern und Betriebgleitern nur unter denjelben 
Borausfegungen wie Vormundichaften abgelehnt werden, widrigenfalls der 
Borjtand Gelditrafen bis 1000 ME. verhängen darf. Arbeiter haben von der 
Einberufung zu einem Amte den Arbeitgeber in Kenntniß zu jegen, wenn ſie 
nicht der Entichädigung verluftig gehen wollen. Die Nichtleiftung der Arbeit 
aus diefem Grunde berechtigt den Arbeitgeber nicht zur Aufhebung des Arbeit 
verhältnifies vor Ablauf der vertragsmäßigen Dauer (88 58, 60, 62.) 
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Sp lange die Wahl der geieglichen Organe nicht zu Stande fommt oder 
dieje die Erfüllung ihrer Obliegenheiten verweigern, hat der Vorfigende des 
Borjtandes diejelben auf Koſten der Verficherungsanftalt wahrzunehmen oder 
wahrnehmen zu laſſen ($ 61). 

Zur Vertretung der Intereſſen der übrigen VBerficherungsanftalten umd 
des Meiches wird bei jeder Verficherungsanftalt von der Yandesregierung nach 
Benehmen mit dem Neichsfanzler ein Staatskommiſſar beitellt. Derjelbe kann 
den Sitzungen der Organe der Verjicherungsanftalt mit berathender Stimme 
beiwohnen und iſt insbefondere zur jelbjtitändigen Einlegung von NRechtsmitteln 
befugt ($ 63). 

Jede Verjicherungsanftalt hat einen Nejervefonds anzufammeln und zwar 
während der Beitragsperiode in jolcher Höhe, daß am Schlujje derjelben der 
Neiervefonds ein Fünftel des Kapitalwerths der in dieſer Periode der Ver: 
jiherungsanftalt voraussichtlich zur Laft fallenden Renten beträgt. Hat er 
am Scluße der Periode dieje Höhe nicht erreicht, jo it der Fehlbetrag in 
den folgenden Beitragsperioden aufzubringen. Auf Grund des Statut3 kann 
der Hejervefonds bis zum Doppelten des gejeßlich vorgejchriebenen Betrages 
erhöht werden in Angreifen des Nejervefonds und feiner Zinfen ift, ſolange 
er die vorgejchriebene Höhe nicht erreicht hat, nur in dringenden Bedarfsfällen 
mit Genehmigung des Neichsverficherungsamtes zuläflig (S 21). 

Mehrere Berjicherungsanftalten fünnen unter einander ſich zu einem Nüd- 
verjicherungsverbande vereinigen, um die Laſten der Invalidität: und Alters— 
verjicherung ganz oder zum Theil gemeinfam zu tragen (S 65). — 

Beim Ausjcheiden örtlicher Bezirke aus dem Bezirke der Verficherungsanitalt 
verbleibt diejer ihr ganzes Vermögen gegen die Berpflichtung zur Befriedigung 
aller Anſprüche, welche auf der Verwendung von Marken der Anſtalt bes 
ruhen. Führt die Veränderung eine Auflöfung herbei, jo geht das Vermögen 
der Anftalt, joweit nicht eine andere Verſicherungsanſtalt eimtritt, mit allen 
Rechten und Pflichten auf den Kommunalverband oder Bundesjtaat über, für 
den die Anjtalt errichtet war. Streitigkeiten der betheiligten Verſicherungs— 
anjtalten über die Vermögensauseinanderfegung entjcheidet mangels einer Ver— 
jtändigung über eine jchiedsrichterliche Enticheidung das Neichsverficherungsamt 
in der gleichen Zufammenjegung wie als Revifionsinftanz (SS 67, 68, 133). 
Für den Bezirk jeder Berficherungsanftalt joll mindejtens ein Schieds— 
gericht bejtellt werden. Zahl und Sit der Schiedsgerichte bejtimmt die Gentral= 
behörde des YBundesjtaates und, wenn der Bezirk der Verſicherungsanſtalt 
ji) über mehrere Bundesitaaten erjtredt, das Reichsverjicherungsamt im Ein: 
vernehmen mit den betheiligten Gentralbehörden. Jedes Schiedsgericht beiteht 
aus einem von der Gentralbehörde des Bundesjtaates ernannten öffentlichen 
Beamten als Vorſitzenden, bezw. jeinem in gleicher Weife ernannten Vertreter 
und mindejtens vier Beifigern, welche von dem Ausſchuſſe zu gleichen Theilen aus 
Arbeitgebern und Arbeitern auf fünf Jahre gewählt werden. Die Bedingungen 
der Wählbarfeit find diefelben wie für die Ausichußmitglieder. Die Mitglieder des 
Sciedsgerichts werden auf gewillenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten eidlich 
verpflichtet. Der VBorjigende jegt die Vergütigungen und baaren Auslagen der 
Beifiger ſowie die Gelditrafen (bis 500 ME.) gegen diejenigen feft, welche ohne 
hinreichenden Grund die Uebernahme oder Ausübung des Amtes verweigern. 
Solange eine Wahl nicht zu Stande gefommen ist, hat die untere Verwaltungs— 
behörde die Beifiger aus der Zahl der Arbeitgeber und Berficherten zu er: 
nennen. Der Vorfigende beruft und leitet das Schiedsgericht. Diejes kann 
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Zeugen und Sachverſtändige eidlich vernehmen und enticheidet bei Anweſenheit 
von mindejtens drei Mitgliedern, unter ihnen ein Arbeitgeber und ein Ber: 
ficherter, mit abjoluter Stimmenmehrheit. Im Uebrigen joll das Berfahren 
vor den Schiedsgerichten durch eine mit Zuftimmung des Bundesrathes zu 
erlaſſende faiferliche Verordnung geregelt werden.') Die Kojten des Schieds- 
gericht? trägt die VBerjicherungsanftalt, ſoweit das Schiedsgericht nicht den 
Betheiligten durch unbegründete Beweisanträge verurſachte Kojten auferlegt. 
Nur der Vorfigende des Schiedsgericht und fein Stellvertreter dürfen eine 
Vergütung von der Verficherungsanftalt nicht erhalten (SS 70—74). 

Die Dienftaufficht über die Verjicherungsanftalten führen die Kommunal: 
und Staatsbehörden, insbefondere Yandesverficherungsämter, joweit ſolche er: 
richtet find, über die Verficherungsanftalten, welche ſich nicht über das Gebiet 
des Einzeljtaates hinaus erjtreden, und im übrigen das Neichsverjicherungsamt 
($$ 131, 134). Die Kontrolle erſtreckt ſich grundjäglich nur auf die Legalität 
der Verwaltung, indem jie die Beobachtung der J—— und ſtatutariſchen 
Vorſchriften zu ſichern hat. Die Zweckmäßigkeit der Verwaltung kann dagegen 
die Aufſichtsbehörde nur ausnahmsweiſe in denjenigen Fällen prüfen, in denen 
die Wirkſamkeit eines Beſchluſſes der Anſtaltsorgane von ihrer Genehmigung 
abhängig iſt. Die Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamtes ſind endgiltig, 
ſoweit im einzelnen Falle nicht etwas anderes beſtimmt iſt ($ 131). Bei dem 
Neichsverjicherungsamte wird zwecks Vertheilung der Renten auf die in Betracht 
fommenden Berjicherungsanftalten und zur Theilnahme am den ſtatiſtiſchen 
Arbeiten des Reichsverſicherungsamtes ein befonderes Nechnungsbureau errichtet 
($ 87). Das Neichöverjicherungsamt ausschließlich iſt endlich Reviſionsinſtanz 
bei Rentenfeititellungen gegenüber den Entjcheidungen der Schiedsgerichte in der 
Berufungsinitany (SS 80, 134). 


S 6. Die Feſtſtellung und Auszahlung der Renten. 


Die Feititellung der Renten erfolgt nicht von Amtswegen, jondern nur 
auf einen von dem Berechtigten bei der unteren Verwaltungsbehörde feines 
MWohnortes zu ftellenden Antrag, der in gehöriger Weife zu begründen ift. 
Die untere Berwaltungsbehörde leitet das Verfahren ein und hat, wenn eine 
Snvalidenrente beanfprucht wird, die zuftändigen Vertrauensmänner der Ver: 
fiherungsanftalt und den Vorſtand der Orts-, Betriebs: und Krankenkaſſe des 
Antragitellers zu hören. Demnächſt ftellt die Behörde die weiteren, ihr er: 
forderlicy fcheinenden Ermittlungen am und jendet die Akten mit ihrer eigenen 
gutachtlichen Aeußerung an den Vorſtand derjenigen Berjicherungsanftalt, an 
welche nach der Quittungskarte zuletst Beiträge entrichtet find. Diefer Borftand prüft 
die Sachlage, nimmt eventuell weitere Beweiſe auf und entjcheidet über die Nenten- 
feftitellung nach Einforderung der früheren Quittungsfarten. Dem Antrag: 
fteller iſt ein fchriftlicher, mit Gründen und Nechtsmittelbelehrung verjehener 
Beicheid zu ertbeilen. Bon Bejcheiden, welche die Rente fejtjegen, erhält der 
Staatsfommifjär abjchriftliche Mitteilung ($ 75). 

Gegen den Beſcheid hat der Antragiteller und, fofern die Erwerbsunfäbig: 
feit anerkannt oder eine Nente feftgefegt ijt, auch der Staatskommiſſär binnen 
vier Wochen das Recht der Berufung auf fchiedsgerichtliche Entjcheidung. Das 





!) Val. Verordnung vom 1. Dezember 1890 betreffend das Berfahren vor den auf 
Grund des Invaliditäts- und Altersverficherungsgeiepes errichteten Schiedsgerihten — R. ©. 
Bl. 1890, S. 193 —; Komm, von Schneider, Dannover 1891. 
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Rechtsmittel iſt bei dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts einzulegen und hat keine 
aufſchiebende Wirkung ($$ 63, 77). Eine Ausfertigung der Entſcheidung des 
Sciedsgericht3 ift dem Berufenden und dem Worjtande der Verſicherungs— 
anjtalt, Abichrift dem Kommiſſar zuzuftellen ($ 78). Erfennt das Schieds— 
gericht im Gegenſatze zur Vorinſtanz den Rentenanfpruch im Prinzipe an, 
jo kann es gleich die Höhe der Nente feftfegen, falls e8 dies nicht dem Vor— 
jtande überlafjen will. Im letzteren Falle iſt der Vorſtand zur unverzüglichen 
vorläufigen Rentenfejtiegung verpflichtet, jelbjt werın die Einlegung der Nevifion 
beabjichtigt wird ($ 79). 

Gegen die Entjcheidung des Schiedögerichts fteht beiden Theilen binnen 
vier Wochen nach Zuftellung das Nechtsmittel der Nevifion beim Reichsver— 
jiherungsamte zu, welcher ebenfalls feine auffchiebende Wirkung beitwohnt. 
Das Reichsverjicherungsamt als Reviſionsinſtanz entſcheidet in der Belegung 
von mindejtens zwei jtändigen und zwei nicht jtändigen Mitgliedern, unter 
ihnen je ein Vertreter der Arbeitgeber und der VBerjicherten und unter Zuziehung 
mindejtens eines vichterlichen Beamten. Als Vertreter der Arbeitgeber und der Ber: 
jicherten gelten auch für die Alters- und Jnvaliditätsverjicherung die nadı Maß— 
gabe der Unfallverjicherungsgejege gewählten nicht ftändigen Meitglieder ohne Be: 
Ichränfung auf einen bejtimmten Berufszweig. Die Nevilion kann jich nur auf 
Nechtsverlegungen jtügen. Der Begriff der Nechtsverlegung iſt aber weiter 
gefaßt als im Civilprozeßrechte. Die Reviſion ijt nämlich nicht nur zuläflig, 
wenn das Verfahren der Borinjtanz an mejentlichen Mängeln gelitten bat, 
oder die angefochtene Entjcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Ans 
wendung des bejtehenden Rechts, jondern auch wenn fie auf einem Verſtoße 
wider den flaren Inhalt der Akten beruht. Damit ift in beichränftem Maaße 
dem Nevifionsgerichte die Möglichkeit gegeben, auch die thatlächlichen Grund: 
lagen der Borentjcheidung nachzuprüfen. Der Reviſionsgrund iſt in dem 
Nevilionsantrage anzugeben, ohne daß das Neichsverjicherungsamt an diefen 
Grund gebunden wäre. Fehlt die Angabe eines Nevifionsgrundes, oder ergiebt 
fih bei Prüfung der Anträge, daß ein jolcher nicht vorhanden ift, oder hat 
die Einlegung der Reviſion verjpätet Stattgefunden, jo weiſt das Reichs— 
verficherungsamt das Nechtsmittel ohne mündliche Verhandlung zurüd. Anderen: 
falls entjcheidet es nach miündlicher Verhandlung und zwar bei Aufhebung des 
Urtheil3 entweder in der Sache jelbjt oder unter Zurüdverweilung in die Vor: 
injtanz. Das Verfahren des Neichsverficherungsamtes wird im übrigen durch 
eine faiferliche, mit Zuftimmung des Bundesrathes zu erlafjende Verordnung 
geregelt (SS 79— 82, 133).') 

Die Anfechtung einer rechtsfräftigen Entjcheidung über einen Renten— 
anfpruch findet nur nach Maßgabe der Beltimmungen der Civilprozeßordnung 
über die Wiederaufnahme des Verfahrens jtatt, welche jedoch durch eine mit 
Zuftimmung des Bundesrathes zu erlafiende faiferliche Verordnung abgeändert 
werden werden fünnen (S 82). Die Wiederholung eines endgiltig abgelehnten 
Antrages auf Invalidenrente ift nach Ablauf eines Jahres unbedingt, vorher 
jedoch nur dann zuläffig, wenn glaubhaft bejcheinigt wird, daß inzwiichen Um: 
ftände eingetreten jind, aus denen jich das Vorhandenſein der dauernden Er: 
werbsunfähigfeit des Antragjtellers ergiebt. Mangels einer ſolchen Beicheinigung 
weijt die untere Verwaltungsbehörde den vorzeitig geitellten Antrag endgiltig 
zurüd ($ 84). 


i) Vgl. ©. v. 20. Dez. 1890 betr. das Verfahren und den Geſchäftsgang des R.V.A. 
Annalen bed Deutſchen Reicht. 1892, 42 
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Das gleiche Verfahren findet ſtatt, wenn es ſich um die Entziehung der 
Rente oder um den Anſpruch auf Rückerſtattung von Beiträgen handelt. Doch 
itt der Erſtattungsanſpruch unter Beibringung der zu jeiner Begründung 
dienenden Beweisitüde bei dem Vorſtande der Verficherungsanitalt, an welche 
zulegt Beiträge entrichtet jind, geltend zu machen, auch fällt die Mitwirkung 
des Staatskommiſſars bei dem Verfahren fort, und die Nechtämittel haben 
aufichiebende Wirkung ($S 85, 95). 

Die feitgeitellten Nenten werden auf das Reich und auf diejenigen Ber: 
fiherungsanftalten vertbeilt, welche an die Berjicherten während der Dauer des 
BVerjicherungsverhältnijjes Beiträge geleiftet haben, die zurückzuerjtattenden Bei: 
träge nur auf die Berjicherungsanftalten. Die VBertheilung erfolgt durch das Red: 
nungsbureau des Reichöverjicherungsamtes, welches während der erſten fünfzehu 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Gejeßes bei der Vertbeilung nicht nur die That: 
fache der Entrichtung von Beiträgen, jondern auch das Vorhandenjein einer ver: 
jicherungspflichtigen Beichärtigung während der dem Inkrafttreten des Geſetzes 
vorangegangenen fünfzehn Jahre zu prüfen hat (SS 89, 95, 160). Die Ver: 
theilung der Renten ijt den Borjtänden der belajteten Berjicherungsanftalten mit: 
zutbeilen, und diejen iteht innerhalb zwei Wochen das Recht des Einſpruchs zu, 
über welchen das Reichsverſicherungsamt entjcheidet ($ 90). 

Nach Feſtſetzung der Rente erhält der Berechtigte einen Berechtigungs- 
ausweis ($ 86). Gleichzeitig ertheilt der Vorſtand der Verjicherungsanitalt, 
welcher die Rente fejtgejegt hat, der Poſtverwaltung eine Zahlungsanweifung. ') 
Der Poſt und zwar in der Regel derjenigen Poſtanſtalt, in deren Bezirk der 
Empfangsberechtigte zur Zeit des Antrages auf Rentenbewilligung feinen Wohnfig 
hatte, liegt nämlich die Prlicht zur vorſchußweiſen Zahlung ob. Die Poft- 
anftalt ijt Dabei berechtigt, an den Inhaber des Berechtigungsansweifes Zahlung 
zu leiften ı$ 91). Die Poſt rechnet demnächit mit dem Nechnungsbureau ab. 
Die Abrechnung vollzieht jich derart, daß die Voftverwaltungen dem Rechnungs: 
bureau periodiiche Nachweilungen über die geleisteten Zahlungen mittheilen, 
melde dann vom Nechnungsbureau auf die belafteten Berjicherungsanitalten 
repartiert werden. Von der Repartition erhält die Boftverwaltung nach Ablauf 
jedes Nechnungsjahres Mittheilung. Die Post bezieht für ihre Thätigkeit umd 
ihre Auslagen feine Vergütung, doch kann fie ein Jahr nach dem Inkraft— 
treten des Gejeges von den Berjicherungsanftalten einen angemejjenen Betriebs: 
fonds einziehen und hieraus die Vorſchüſſe beitreiten ($ 92). Die Verficherungs: 
anitalten haben die von den Poſtverwaltungen vorgejchojienen Beträge binnen 
zwei Wochen nah Empfang der Schlußnachweilung für das abgelaufene 
Rechnungsjahr aus den bereiten Mitteln der Anstalt zu erjtatten. Sind jolche 
Mittel nicht vorhanden, jo hat der fubfidiär verpflichtete weitere Kommunal: 
verband oder Bundesjtaat die erforderlichen Beiträge vorzujchießen. Gegen 
ſäumige Verjicherungsanftalten wird auf Antrag der Centralbehörde von dem 
Reichsficherungsamte das Zwangsbeitreibungsverfahren eingeleitet (8 93). Das 
gleiche Verfahren findet ftatt, ſoweit es fich um die Nüderftattung der Bei: 
träge handelt ($ 95). 

Die Fürſorge im Falle der Erwerbaunfähigfeit bejchränft fich jedoch nicht | 
auf die Rentenzahlung. Vielmehr ift die Verficherungsanftalt befugt, für einen 





) Vgl. Geihäftsanweijung für die Vorjtände der auf Grund des Invaliditätde und 
Altersverfiherungsgeieges errichteten Verliherungsanitalten, betreffend die Auszahlungen 
durd; die Poſt vom 29. DOftober 1890 (Mmtl. Nachr. S. 515). - 
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erfranften, der reichsgeſetzlichen Kranfenfürforge überhaupt nicht oder nicht mehr 
unterliegenden Berficherten das Heilverfahren zu übernehmen, fofern als Folge 
der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu beforgen ift, welche einen Anfpruch auf 
reich3gejegliche Invalidenrente begründet. Die Verficherungsanftalt kann ferner 
von der Krankenkaſſe, welcher der Verficherte angehört oder zulegt angehört 
hat, die Uebernahme der Fürjorge auf ihre Koften verlangen. Streitigkeiten 
zwijchen den Verficherungsanftalten und den betheiligten Krankenkaſſen werden, 
jofern es jich um die Geltendmachung diefer Befugnifje handelt, von der Auf: 
ſichtsbehörde der Krankenkaſſen endgiltig, jofern dagegen Erfaganfprüche geltend 
emacht werden, im Berwaltungsitreitverfahren und in Ermangelung eines 
folchen durch die ordentlichen Gerichte entjchieden (S 12). 


8 7. Befondere Kafeneinrichtungen. 


Neben den Berjicherungsanftalten fünnen vom Bundesrathe -befondere 
Kafjeneinrichtungen als Träger der Invaliditäts- und Altersverjicherung zus 
gelajjen werden, falls diejelben ihren Mitgliedern eine den reichsgejeglich vor— 
gejehenen Leiftungen gleichwerthige Fürforge jichern ($5). Damit werden nament« 
lich die Penſionskaſſen der Eifenbahnverwaltungen für ihre Arbeiter und Die 
Knappichaftsfaflen aufrecht erhalten. 

Mitglieder jolcher befonderen Kafjeneinrichtungen genügen durch die Theil- 
nahme an denjelben der gejeglichen Verficherungspflicht und jind demgemäß 
von der Betheiligung an den allgemeinen VBerjicherungsanftalten befreit. Zu 
den Verſicherungsanſtalten ſtehen die bejonderen Kafjeneinrichtungen in dem 
jelben Berhältnifie wie die Verjicherungsanftalten unter einander. Auch er- 
halten jie für die von ihnen gewährten Nenten den Neichszufchuß, jofern ein 
Anjpruch darauf auch bei Betheiligung an den allgemeinen Verſicherungs— 
anftalten bejtehen wirde. Ebenfo find hinfichtlich der Vertheilung von Renten 
und der Bemefjung der Nente nach der Dauer der Verjicherung die bejonderen 
Kafjeneinrichtungen den allgemeinen Berjicherungsanftalten gleichgeftellt ($ 5, 6). 

Eine Regelung der Organifation der bejonderen Kafjeneinrichtungen durch 
die Reichsgeſetzgebung iſt nicht erfolgt. Vielmehr bleibt hinſichtlich derfelben 
das bisherige Recht in Kraft. 


Vierter Abjchnitt. 
Die Arbeiterfchußgefeßgebung.‘) 
I. Die Arbeiterfhusgeleggebung überhaupt. 


Kap.I. DieEntwidlungderdeutihenArbeiterjhußgejeggebung 


Die gebundene joziale Ordnung des Mittelalter® und der abfoluten 
Monarchie erfannte auf allen drei Produftionsgebieten eine Herrichaft des 
Unternehmers über feine unfelbjtändigen Arbeiter an und gejtaltete auf Grund 
diefes Prinzips das Arbeitsverhältniß als ein befonderes Dienftverhältnik des 
öffentlichen Rechts. Indem diefe Herrichaft rechtliche Anerkennung fand, wurden 


) Bal. Schäffle, Art. Fabrikweſen im Staatswörterbuche Bd. 8, 8.476 ff.; E. Meier, 
Art. Fabrikgeſetzgebung im Nechtöleriton Bd. 1 ©. 774 ff.; Zeller, Art. Fabrikauffichtss 
beamte, HFabrifgejepgebung in v. Stengels Wörterbuche Bd. 1, ©. 372 ff.; Eliter, Art. 
Arbeiteriguggeieggebung (Einl.) und Landmann, Art. Arbeiterihupgejeggebung (Deutidh- 
land) im Handwörterbuce der Staatswiſſenſchaften Bd. 1:56. 400 fi.; Seydel, Bayer. 
Staatöreht Bd. 5 ©. 704 ff. 
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ihr aber gleichzeitig die Grenzen ihrer Bethätigung gezogen, über welche jie 
nicht hinausgreifen durfte. Hierin liegt der Arbeiterfchug der gebundenen 
Drdnung. Die Zunftartifel und Konzeifionen bejtimmen pofitiv, in welcher 
Weiſe der Unternehmer jeine Arbeiter beichäftigen darf und foll, und jchügen 
legtere dadurch gegen eine weiter gehende Ausbeutung. 

Diejer pojitive Arbeiterihug ift in der freien individualiftiichen Rechts: und 
Wirthichaftsordnung fortgefallen. Die Rechtsordnung betrachtet Arbeitgeber 
und Arbeiter al3 einander coordinirte Nechtsperjönlichkeiten, welche auf Grund 
ihrer freien Willensbethätigung mit einander in ein privatrechtliches Kontrafts- 
verhältniß treten. Im Widerjpruche mit diefer rechtlichen Form ijt jedoch das 
Arbeitsverhältniß jeinem wirtbichaftlichen Inhalte nad) eine Herrſchaft des 
Arbeitgeber8 über den Arbeiter oder der Arbeiterführer über ihre Genofien. 
Sp entitehbt das Problem, Form und Inhalt wieder mit einander in Weber: 
einjtimmung zu bringen durch eine andere rechtliche oder eine andere wirthichaft- 
lihe Gejtaltung des Arbeitsverhältniſſes. 

Bei der völligen Neugejtaltung, welche das Arbeitsverhältniß mit dem 
Uebergange zur individualiftiichen Ordnung erfahren hatte, und bei den ganz 
neuen Gefahren, mit denen der Mafchinenbetrieb die arbeitenden Klaſſen be 
drohte, erwieſen jich die Arbeiterichugmaßregeln des Zunftſyſtems als unzu— 
reihend. Während daher die Arbeiterverjihherung durch allmähliche Um: umd 
Neubildung aus der Arbeiterfürforge der gebundenen Wirthichaftsordnung heraus: 
gewachfen ift, mußte hier eine ganz nene Grundlage für den Arbeiterichug 
gelegt werden. Da man an der privatrechtlichen Form des Arbeitsverhältniſſes 
zunächjt nicht rütteln konnte und wollte, jo blieb nichtS anderes übrig, als 
den immer kraſſer hervortretenden Mißbräuchen entgegenzutreten durch Zivilrechts: 
normen, welche einzelne privatrechtliche Abreden im Intereſſe der Arbeiter 
verboten und für nichtig erklärten, und durch Strafrechtänormen, welche einzelne 
Handlungen und Unterlafiungen der Arbeitgeber unter Strafe jtellten. Die 
privatrechtliche Struftur des Arbeitsverbältnifjes, welche auf der VBorausjegung 
der Gleichheit beider Theile berubt, wird bier corrigirt Durch Rechtsnormen, 
welche von der entgegengejegten VBorausjegung ausgehen, daß nämlich der 
Arbeiter als der wirtbichaftlich ſchwächere Theil des bejonderen Schuges bedarf. 
Das Problem des Arbeitsverhältnifies wird damit nicht gelöft, jondern der 
Widerſpruch, der uriprünglich zwiſchen rechtlicher Form und wirthichaftlichem 
Inhalte des Verhältniſſes beitand, in die Rechtsordnung jelbit hineingetragen. 
Auf diefem gleichſam experimentirenden Wege, die widerftrebenden Intereſſen 
auszugleichen durch auf entgegengelegten Prinzipien berubende Rechtsnormen, 
bewegt jich die geſammte deutſche Arbeiterfchußgeieggebung bis in die neuejte Zeit. 
. Dal; dabei die Interejien der gewerblichen Arbeiter, namentlich der Fabrik: 
‚arbeiter bisher eine vorwiegende, ja beinahe ausschließliche Berückſichtigung 
gefunden haben, erklärt ji aus zwei Gründen. Einmal war für ſie das 
Schutzbedürfniß bei der eigenthümlichen Natur des fabrifmäßigen Majchinen- 
betriebes ein bejonders dringendes, wenn nicht eine vollftändige phyſiſche und 
geijtige Degeneration der Arbeiterflafien eintreten follte. Außerdem hatten es 
aber gerade die gewerblichen Arbeiter verftanden, ihre Intereſſen politifch zu 
vertreten, umd fich an die Spite der modernen Arbeiterbewegung zu ftellen. Die 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung ift aus dieſen Gründen im Wejentlichen identiich mit 
den jtaatlichen Mafregeln zum Scuge der gewerblichen Arbeiter, während 
Handlungsgebilfen und landwirthichaftliche Arbeiter erjt in allerneuejter Zeit 
einige Berückſichtigung finden, 
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In Preußen forderte nach dem Uebergange zur individualiftiichen Ordnung 
zuerſt die Lage der jugendlichen Fabrikarbeiter das Eingreifen des Staates in 
da3 freie Spiel der wirthichaftlichen Kräfte. Ein Negulativ vom 9. März 
1839, genehmigt durd; Kabinetsordre vom 6. April 1839, regelte die Be— 
Ichäftigung jugendlicher Yabrifarbeiter. Für Bergwerke, Fabriken, Poch- und 
Hüttenwerfe wird die Annahme von Kindern unter neun Jahren zu regel- 
mäßiger Beichäftigung und die Nacht, Sonntags: und FFeittagsarbeit jugend- 
licher Arbeiter unter jechzehn Jahren unbedingt unterfagt, im Uebrigen die 
Beihäftigung jugendlicher Arbeiter unter jechzehn Jahren auf eine Maximal: 
arbeitzzeit von täglich zehn Stunden beſchränkt. Zumiderhandlungen gegen 
dieje Vorſchriften find jtrafbar. Vorbehalten wird der Erlaß befonderer baus, 
ſanitäts- und fittenpolizeilicher Anordnungen zur Erhaltung der Gefundheit 
und Moralität der Fabrikarbeiter. Zur Ueberwachung der angeordneten Ein— 
richtungen wurden bejondere Lofalfommiffionen, beftehend aus Biürgermeifter, 
Pfarrer, Aerzten, Schulvorftehern und Fabrifanten gebildet. Dieſe Lokal: 
fommifjionen nahmen jedoch eine bloß berathende Stellung ein. 

Einen weiteren Fortſchritt brachte die allgemeine Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845, welche im übrigen das Negulativ von 1839 unberührt ließ. 
Durch diefelbe wurde insbejondere den Drtspolizeibehörden eine Kontrolle zur 
Pflicht gemacht, daß bei Beichäftigung und Behandlung der Geſellen und 
Lehrlinge die gebührende Rückſicht auf Gefundheit und Sittlichfeit genommen, 
und denjenigen, welche des Schul» oder Neligionsunterrichtes bedürften, Zeit 
dazu gelajien werde. 

Die Verordnung vom 9. Februar 1849 betreffend die Errichtung von 
Gewerberäthen verjuchte gleichzeitig mit zivilrechtlichen, polizeilichen und jtraf: 
rechtlichen Maßregeln zu operieren. Zur Arbeit an Sonn: und Feſttagen 
follte fich niemand verpflichten fünnen, jedoch vorbehaltlicy anderweiter Verab— 
redung in dringenden Fällen. Die Bemejjung der Arbeitsdauer wurde ebenfalls 
der freien Uebereinkunft der Betheiligten entzogen. Vielmehr war die tägliche 
Arbeitszeit der Gejellen, Gehilfen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter des Ortes 
von dem aus gewählten Mitgliedern des Handwerker-, Fabrikanten- und Handels- 
ſtandes bejtehenden Gewerberathe für die einzelnen Handwerks: und Fabrifzweige 
nach Anhörung der Betheiligten feitzufegen. Schließlich war in der Verordnung 
das Verbot des Truckſyſtems ausgeiprochen, indem Inhaber von Fabriken und 
diejenigen, welche mit Ganze oder Halbfabrifaten Handel trieben, verpflichtet 
wurden, die mit der Anfertigung der Fabrikate beichäftigten Arbeiter in baarem 
Gelde zu befriedigen, und diefen Arbeitgebern gleichzeitig die Kreditierung von 
Waaren an ihre Arbeiter verboten wurde. WBerlegungen diejer Verbote waren 
zivilrechtlich nichtig und friminell jtrafbar. 

Der in dem Negulativ von 1839 begründete Schuß jugendlicher Fabrik— 
arbeiter wurde noch erweitert durch ein Gejeg vom 16. Mai 1853. Nach 
demjelben war vom 1. Juli 1855 ab die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
in Fabriken erjt vom zurüdgelegten zwölften Lebensjahre an gejtattet, für 
jugendliche Arbeiter unter vierzehn Jahren wurde die tägliche Arbeitszeit auf 
höchjtens ſechs Stunden und der täglihe Schulunterricht auf drei Stunden 
feftgejegt. Neu geregelt wurden die Paufen, der Beginn und das Ende der 
täglichen Wrbeitszeit und die Führung von Urbeitsbüchern. Endlich jollten 
nach dem jeit 1833 von England gegebenen Borbilde Fabrikinfpeftoren zur 
Kontrolle da beitellt werden, two fich ein Bedürfniß in dieſer Beziehung ergebe. 
Es geichah dies zunächſt für die Negierungsbezirfe Aachen, Düſſeldorf und 
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Arnsberg. Nach ihrer Inſtruktion von 1854 follten die Fabrikinſpektoren die 
Arbeit jugendlicher Perjonen überwachen, zur Gründung von Nachhilfe und 
Fortbildungsschulen anregen und den höheren Behörden Jahresberichte einreichen. 

Durch eine Verordnung vom 22. September 1867 wurden das Regulativ 
vom 9. März 1839 und das Geje vom 16. Mai 1853 zum Schuße jugendlicher 
Tabrifarbeiter, nicht dagegen die übrigen dem Arbeiterjchuge dienenden Gejeße 
auch in den neu erworbenen preußijchen Yandestheilen eingeführt. 

In den übrigen deutjchen Staaten war dagegen die Arbeiterjchuggejeßgebung 
nur höchſt umvollfommen entwidelt. Wereinzelt hatten ſich mit dem alten 
Zunftrechte auch die pojitiven Schugmaßregeln desjelben für Handwerfsgejellen 
und Lehrlinge erhalten. Meiſt fehlten aber jelbjt die bejcheidenften Anſätze zu 
einem wirfjamen Arbeiterihuge. Nur in den größten Staaten, in Bayern, 
Sadıjen, Württemberg und Baden hatte man einzelne Schugmaßregeln namentlich 
im Intereſſe der jugendlichen Arbeiter getroffen, die jedoch im Allgemeinen das 
in Preußen bejtehende Maß des Arbeiterſchutzes bei weiten nicht erreichten 
und auch auf die gefammtdeutiche Entwidlung ohne Einfluß geblieben find. 

Die Gewerbeordnung vom 25. Juni 1869 ſchloß fich in ihrer urfprünglichen 
Faſſung ziemlicdy eng an das bisherige preußiiche Recht an. Die Arbeiterjchug- 
beitimmungen wurden aus den preußischen Gejegen und Berordnungen einfach 
in die Gewerbeordnung übernommen. Nur in zwei Beziehungen geht leßtere 
über das preußiiche Recht hinaus. Die für Fabrikarbeiter maßgebenden Vor: 
Ichriften jollten auch gelten für die in Bergwerfen, Aufbereitungsanftalten, 
Brüchen und Gruben bejchäftigten Arbeiter. Außerdem wird in Uebereinftimmung 
mit einer Vorjchrift der jächjiichen Gewerbeordnung vom 15. Dftober 1861, 
den Gewerbeunternehmern die durch Strafe und zivilrechtlichen Regreß erzwingbare 
Verpflichtung auferlegt, auf ihre Koften alle diejenigen Einrichtungen berzuftellen 
und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die befondere Bejchaffenbeit des 
Gewerbebetriebs und der Betriebsjtätte zu thunlichſter Sicherung der Arbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Gejundheit nothwendig find ($ 107). 

Sehr bald nad Erlaß der Gewerbeordnung machte fih nun aber das 
Bedürfniß nach einem weiter gehenden Arbeiterichußge geltend. Durch Beichluk 
vom 30. April 1873 forderte der Reichstag den Reichskanzler zur Veranjtaltung 
einer Enquéête über die Angemeſſenheit und Nothwendigfeit eines folchen auf. 
Diejelbe fand in den Jahren 1874 und 1875 ftatt, und ihre Ergebnifje wurden 
1877 vom Reichskanzler publiziert. Auf Grund und unter Verwerthung der 
jtattgehabten Ermittlungen gingen demnächit dem Neichstage zwei Gejepentwürfe 
zu, von denen der eine den Arbeiterfjchuß, der andere die Errichtung gewerblicher 
Schiedsgerichte zum Gegenftand hatte. Nur der erftere fand jedoch feine Erledigung. 
Das Geſetz vom 13. Juli 1878 erging in Form einer Novelle zum Tit. VII 
der Gewerbeordnung. Es regelte das Lehrlingsverhältniß und die Stellung 
der jugendlichen Urbeiter neu, verallgemeinerte das Verbot des Truckſyſtems 
und ermächtigte den Bundesrathb zum Erlajje von Verordnungen, welche die 
Beichäftigung von Frauen und jugendlichen Arbeitern aus Gründen der Gejundheit 
und Sittlichfeit noch weiter beichränften. Außerdem wurde das bisher nur 
landesrechtlich bejtehende Inftitut der Fabrifinjpektoren nunmehr von Reichs 
wegen obligatorisch gemacht. 

Auch nad Erlaß der Novelle von 1878 rubten die Beſtrebungen nad) 
einem weiteren Arbeiterichuge nicht. Diefelben gingen jedoch zunächſt nur aus 
der Initiative des Neichstages hervor, während die verbündeten Regierungen 
ſich ablehnend verhielten. 
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Schon 1881 interpellierte der Frhr. v. Hertling die Reichsregierung, ob 
eine weitere Ausbildung der Fabrikgeſetzgebung in ihrer Abſicht liege, erhielt 
jedoch unter Hinweis auf die gerade in Angriff genommene Arbeiterverſicherung 
eine ablehnende Antwort. In der nächſten Seſſion 1882/83 erſuchten Die 
Abg. Hirſch und Genoſſen den Reichskanzler, möglichſt dahin zu wirken, daß 
vom Bundesrathe auf Grund des 5 120 G. D. Vorſchriften über den Schuß 
von Leben und Gejundheit der Arbeiter erlajien würden. Im Herbſt 1884 
wurden von fajt allen Parteien des Neichstage® Anträge und Gejeßentwürfe 
betreffend den Wrbeiterfchug eingebracht und ſämmtlich an eine Kommiffion 
verwiejen. Dieje jchlug nur einen Gejegentwurf über die Sonntagsarbeit vor, 
der nicht mehr zur Erledigung gelangte Auch in der folgenden Seſſion 1885/86 
brachten wieder die werichiedenjten Parteien Gejegentwürfe ein, die gleichfalls 
einer Kommiſſion überwiejen wurden. Die Kommiffion jchlug zwei Nejolutionen 
vor, betreffend die Vermehrung der Fabrifinfpektoren und betreffend die obli- 
gatoriiche Einführung von Gewerbegerichten. Der Reichstag jchloß fich der 
Kommilfion an, der Bundesrath überwies jedoch nur die zweite Nefolution 
dem Reichsfanzler, während er diejenige bezüglich der Fabrikinſpektoren ablehnte. 
Nahdem die Seſſion 1886/87 durch die Auflöfung des Neichstages ein früh— 
zeitiges Ende gefunden, hatte ſich derjelbe in der Seſſion 1887/88 mit neuen 
Arbeiterichuganträgen zu befchäftigen, unter denen namentlich drei Gefegentwürfe 
des Abg. Hige hervorzuheben find. Nach erfolgter Berathung in der Kommiſſion 
war das Ergebniß ein vom Neichstage angenommener Gejepentwurf über die 
weitere Bejchränfung der Frauen- und Kinderarbeit in Fabriken, ſowie zwei 
Refolutionen betreffend die Beichränfung der Kinderarbeit außerhalb der Fabriken 
und die Veranjtaltung einer Enquöte über den Normalarbeitstag. Der Bundes» 
rath verhielt fich auch diefen Neichstagsbeichlüfjen gegenüber ablehnend. Dasjelbe 
Schickſal theilte ein in der nächſten Seſſion vom Abg. Hige eingebrachter und 
vom Neichstage mit Modifilationen angenommener Gejegentwurf über die 
Sonntagsheiligung. 

Ale Verſuche des Neichdtages, eine erweiterte Arbeiterfchuggeieggebung 
berzujtellen, waren alfo an dem Widerjtande des Bundesrathes gefcheitert, der 
dag Bedürfniß zu einer jolchen leugnete Da ergriff die Monarchie durch die 
faiferlihen Erlajje vom 4. Februar 1890 die Imitiative zu einer Ausdehnung 
der Sozialgejeßgebung über das Gebiet der Arbeiterverficherung hinaus. 

Im Gegenjage zu der individualiftiichen Auffaljung des Arbeitsverhältnifjes 
al3 eines der freien Vereinbarung der Betheiligten unterliegenden privatrechtlichen 
Kontraftes geht der zweite Erlaß davon aus, „daß e& eine der Aufgaben der 
Staatsgewalt ift, die Zeit, die Dauer und die Art der Arbeit jo zu regeln, 
daß die Erhaltung der Geſundheit, die Gebote der Sittlichkeit, die wirthſchaft— 
lichen Bedürfniſſe der Arbeiter und ihr Anſpruch auf gefegliche Gleichberechtigung 
gewahrt bleiben." Speziell hervorgehoben wird die Nothwendigfeit von Arbeiter: 
vertretungen zur Wahrnehmung der Intereſſen der Arbeiter gegenüber den 
Arbeitergebern und den Organen der Regierung. Die ftaatlichen Bergwerfe 
jollten Meufteranftalten der Arbeiterfürforge werden und für den Privatbergbau 
die Staatlichen Bergbeamten in ein organische Verhältniß zu den Betrieben 
treten gleich den Fabrikinſpektoren. 

Die Erreichung diejes hohen Zieles, das individualiftiiche Arbeitsverhältniß 
durch ein foziales zu erſetzen, fchien jedoch erjchwert durch die nothiwendige 
Berückſichtigung der Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Industrie auf dem Welt: 
marfte. Zur Ueberwindung diefes Hindernijjes regte der erſte an den Reichs— 
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fanzler gerichtete Erlaß die Berufung einer internationalen Konferenz der 
Hauptindujtrieftaaten über den Arbeiterihug an. Vor einem näheren Eingehen 
auf das heutige deutiche Recht find daher zunächit die verjchiedenen Verſuche 
eines internationalen Arbeiterſchutzes zu erörtern, auf deren leßtem das gegen- 
wärtige Recht beruht. 


Kap. II. Der internationale Arbeiterihuß und das deutſche 
Arbeiterſchutzgeſetz.) 


Der Gedanke, durch internationale Vereinbarungen aller Induſtrieſtaaten 
einen weitgehenden Arbeiterſchutz unbeſchadet der Konkurrenzfähigkeit der ein— 
heimiſchen Induſtrie zu ſichern, tauchte zuerſt in dem Lande auf, welches durch 
ſeine demokratiſchen Staatseinrichtungen zu einer Befriedigung der großen 
le durch eine arbeiterfreundliche Gejeßgebung genöthigt war, in der 

chweiz. 

Schon im Jahre 1881 fragte der ſchweizer Bundesrath bei den Regier— 
ungen einiger der hervorragendſten europäiſchen Induſtrieſtaaten an, ob ſie zu 
einem internationalen Uebereinkommen betreffend die Arbeit in den Fabriken 
geneigt wären. Die Antworten ergaben ziemlich divergierende Anſchauungen. 
Von der einen Seite wurde auf die entgegenſtehenden Schwierigkeiten hin— 

ewieſen, von der anderen vor Abgabe einer definitiven Antwort eine nähere 
——— des Programms gewünſcht. Der ſchweizer Bundesrath ließ in— 
folge deſſen die Angelegenheit zunächſt ruhen. 

Da jedoch im Laufe der folgenden Jahre die Frage des Arbeiterſchutzes 
ein ſtetig wachſendes Intereſſe gewonnen hatte, neue Geſetze in den einzelnen 
Staaten theils erlaſſen theils vorbereitet wurden, ſo hielt der Bundesrath im 
Frühjahr 1889 die Zeit für geeignet, um auf die Sache zurückzukommen. 
Am 15. März 1889 erließ er ein Rundſchreiben an die Regierungen von 
Belgien, Dänemark, Deutſchland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Luxem— 
burg, der Niederlande, von Oeſterreich-Ungarn, Portugal, Rußland, Schweden— 
Norwegen und Spanien. In dieſem Rundſchreiben wurde vorgeſchlagen der 
Zuſammentritt einer Delegirtenkonferenz der einzelnen Staaten, welche zu be— 
rathen hätte über 1) Verbot der Sonntagsarbeit, 2) Feſtſetzung eines Minimal: 
alters für die Zulafjung von Kindern in fabrifmäßigen Betrieben, 3) Feit- 
jegung eines Marimalarbeitstages für jugendliche Arbeiter, 4) Verbot der 
Beichäftigung von jugendlichen und weiblichen Perſonen in befonders gejund- 
heitsjchädlichen und gefährlichen Betrieben, 5) Beichränfung der Nachtarbeit 
für jugendliche und weibliche Perjonen, 6) Art und Weiſe der Ausführung 
etwa abgeichlojjener internationaler Verträge. Die Konferenz follte ihre Be: 
Ichlüffe ala unmaßgebliche Gutachten den Regierungen unterbreiten, und auf 
Grund diefer Vorichläge der Abichluß internationaler Webereinfommen über 
einzelne zzragen erfolgen, welche die durch die nationale Geſetzgebung zu ver: 
wirflichenden Mindejtanforderungen an den ftaatlichen Arbeiterichuß feitzujegen 
hätten. Auf dieſes NRundjchreiben lehnte Rußland feine Betheiligung aus 
Opportunitätsgründen ab, die Niederlande, Belgien, Portugal, Dejterreich: 
Ungarn, Yuremburg, Italien und Großbritannien nahmen an, während von 
Deutichland, Dänemark, Spanien und Schweden-Normwegen zunächjt noch feine 
Antwort einging. Um jedoch vorher ein ausführliches Programm ausarbeiten 





') Der Daritellung der internationalen Arbeiterihugbewegung liegen die im Staat 
ardiv Bd. 51 S 203 ff. abgedrudten amtlichen Aftenjtüde zu Grunde. 
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zu fünnen, vertagte der ſchweizer Bundesrath die anfangs für den September 
1889 in Ausficht genommene Konferenz im Juli auf das nächite Frühjahr. 
Am 28. Januar 1890 erließ dann der Bundesrath ein am d. Februar in 
Bern erpedirtes neues Rundſchreiben an die Mächte unter Meittheilung eines 
Programmvorjchlages, wonad) die Konferenz auf den 5. Mai 1890 nad) Bern 
eingeladen wurde. 

Inzwiſchen ergingen jedoch am 4. Februar 1890 die Erlaſſe des deutjchen 
Kaiſers, deren erjter, ohne daß der deutjchen Regierung die neue Einladung 
des ſchweizer Bundesrathes bereit3 befannt war, die Einladung zunächſt ein- 
zelner fremder Mächte zu einer Arbeiterfchußfonferenz in Anregung brachte. 
Um ein der Sache jelbjt nicht fürderliches Nebeneinandertagen der beiden 
Konferenzen zu vermeiden, nahm daher die Schweiz auf den Wunſch Deutich- 
lands ihre Einladungen zurüd. Am 8. Februar 1890 erließ der Deutjche 
Reichsfanzler an Frankreich, Belgien, England und die Schweiz ein Rund: 
Ihreiben, welches unter Beifügung der Faiferlichen Erlaſſe die Anfrage an die 
betreffenden Regierungen enthielt, ob diefelben zur Theilnahme an einer Kon- 
ferenz geneigt jeien. Dieje deutjche Anfrage fand allerdings bei den Mächten, 
an welche fie ergangen war, eine günftige Aufnahme, doch ſprachen fich einige 
derjelben mit Nücdficht auf den Paſſus in dem zweiten Faiferlichen Erlafje, der 
die Regelung der Arbeitsdauer allgemein als Staat3aufgabe bezeichnete, aus: 
drüdlich Dagegen aus, daß die Arbeitsdauer für erwachjene männliche Arbeiter 
zum Gegenjtande einer Erörterung auf der Konferenz gemacht werde. Die 
deutjche Regierung erließ demgemäß am 27. Februar 1890 eine formelle Ein: 
ladung zur Theilnahme an der Stonferenz an Defterreich-Ungarn, Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, die Schweiz, Jtalien, die Niederlande 
und Schweden-Norwegen. Der Einladung beigefügt war ein Programm, nach 
dem die Berathung fich erjtreden jollte: auf die Negelung der Arbeit in Berg: 
werfen, der Sonntagsarbeit, der Kinderarbeit, der Arbeit junger Leute, der 
Arbeit weiblicher Perjonen und auf die Ausführung der vereinbarten Be— 
ftimmungen. Dieſe Einladung wurde von den betheiligten Negierungen mit 
der Maßgabe angenommen, daß die Stonferenz als eine Vereinigung von Sad): 
veritändigen nur über die aufgeftellten Brogrammpunfte berathen, aber keinerlei 
internationale Verpflichtungen eingehen jollte. 

Auf Grund diefes Programms trat die Konferenz am 15. März 1890 
in Berlin zufammen. Zum Vorfigenden wurde der preußifche Handelsminijter 
v. Berlepich gewählt. Zur Vorbereitung ihrer Arbeiten theilte ſich die Ver: 
lammlung in drei Kommiffionen für Bergarbeit, fiir Sonntagsruhe, für Arbeit 
der Kinder, jugendlichen Arbeiter und Frauen. Die zuerjt vorbehaltene Frage 
der Ausführung der Wiünfche der Konferenz wurde jpäter der zweiten Kom— 
miſſion überwiefen, welche ihre eigentlichen Arbeiten zuerit beendet hatte. Die 
Veichlüffe der Konferenz jelbjt wurden theils mit Einitimmigfeit theils mit 
Stimmenmehrheit gefaßt und äußerlich in die Form von Wünfchen eingefleidet. 
Der Schluß erfolgte am 29. März 1890. 

Das Ergebniß der Konferenzbejchlüfje über die einzelnen zur Diskuffion 
gelangten Fragen iſt folgendes. 

‚Der erjte Punkt betraf die Regelung der Arbeit in den Bergwerfen. Die 
Konferenz erflärte ein Verbot der Arbeit von Kindern unter 14 Jahren und 
in Jüdlichen Ländern unter 12 Jahren, ſowie der Frauenarbeit unter Tage 
für wünſchenswerth. In den Fällen, in denen eine Bejeitigung der bejonderen 
Geſundheiisgefahren nicht möglich war, wurde eine allgemeine Beſchränkung 
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der Arbeitsdauer für nöthig erachtet. Im übrigen follte auf die möglichſte 
Sicherung der Bergarbeiter gegen Gefahren, eine ausreichende techniiche Aus— 
bildung der Bergbeamten, die zu den Bergarbeitern in einem wechjeljeitigen 
Bertrauensverhältnifje ftehen jollten, und auf eine Beilegung der die Koblen- 
förderung hemmenden Streifs durch Einigungsämter hingewirkt werden. 

Hinfichtlich der Sonntagsruhe wurde ein mwöchentlicher, auf den Sonntag 
zu legender Ruhetag als mwünjchenswerth erklärt für die beſonders gejchügten, 
d. h. die jugendlichen und weiblichen Perjonen und für alle indujtriellen 
Arbeiter. Ausnahmen follten zuläffig fein für Unternehmungen, deren Betrieb 
aus technifchen Gründen eine Unterbrehung nicht zuließe oder nur in gemiljen 
Jahreszeiten ftattfinde oder von dem unregelmäßigen Eingreifen von Natur: 
fräften abhänge. Aber auch in folchen Betrieben müſſe den Arbeitern minde— 
jten® jeder zweite Sonntag freigehalten werden. Um die Ausnahmen nad 
ähnlichen Gefichtspunften zu bejtimmen, habe eine Negelung derſelben auf 
Grund vorheriger Verftändigung unter den einzelnen Regierungen zu erfolgen. 

Was die Kinderarbeit anbetrifft, jo bejchränfte fich die Konferenz auf den 
Wunſch der Ausschliegung der Kinder unter 12, in jüdlichen Ländern unter 
10 Fahren, jowie derjenigen, welche ihrer Volksſchulpflicht noch nicht genügt 
hatten, von jeder Fabrikarbeit, ferner der Ausschliegung der Kinder big zum 
14. Lebensjahre von jeder Nacht: und Sonntagsarbeit, von ungejunder und 
gefährlicher Beichäftigung und endlich der Beichränfung der täglichen Arbeits 
he u täglich jechs Stunden, unterbrochen durch eine mindeſtens halbitündige 

aufe. 

Für jugendliche Arbeiter von 14 bis 16 Jahren jollte Sonntags: und 
Nachtarbeit unzuläſſig und ihre tägliche Arbeitäzeit auf zehn Stunden, unters 
brodhen durch Baujen von zufammen mindeitens anderthalb Stunden, beichränft 
fein. Hinfichtlich einzelner Induftrien waren Ausnahmen, andrerjeits hinjicht- 
lich bejonders ungefunder und gefährlicher Beichäftigungen noch weitere Be 
ichränfungen für jtatthaft erflärt. Auch den jugendlichen männlichen Arbeitern 
von 16 - 18 Jahren follte ein befonderer Schuß in Bezug auf Marimalarbeitss 
dauer, Nacht: und Sonntagsarbeit und hervorragend ungefunde oder gefährliche 
Beihäftigung gewährt werden. 

Für Mädchen und Frauen wurde das unbedingte Verbot der Nachtarbeit 
und, wenn fie das 16. Lebensjahr überjchritten hätten, die Einführung eines 
Marimalarbeitstages von täglich elf Stunden, unterbrochen durch Paujen im 
Gefammtbetrage von mindejtens anderthalb Stunden empfohlen. Ausnahmen 
und noch weitere VBeichränfungen waren unter denjelben Borausjegungen wie 
für jugendliche Arbeiter vorgejehen. Die Beichäftigung von Wöchnerinnen 
dürfte erit vier Wochen nach der Niederfunft erfolgen. 

Was jchließlich die Ausführung der Konferenzbefchlüfie anbetrifft, jo 
famen bier die jchtweizer Delegirten auf die früheren Projekte ihres Bundes: 
rathes zurüd. Hiernach follten die Staaten, welche über einzelne Punkte einig 
wären, bindende internationale Verträge mit einander jchließen, die dann durd 
die nationale Gejeggebung auszuführen wären. Eine Art internationales 
Bureau jollte die Ausführungsmaßregeln überwachen und zur Fortentwicklung 
der Geſetzgebung eine Periodicität der Konferenzen jtattfinden. Dieſe Anregung 
fand aber vielfach Widerjtand, da namentlich Großbritannien fich weigerte, 
jeine Fabrifgefeßgebung unter die Aufficht einer fremden Macht zu ftellen. 
Sp einigte man fich denn fchließlich auf einen Vorfchlag der deutfchen Dele— 
girten. Für den Fall, daß die Regierungen den Arbeiten der Konferenz Folge 
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geben würden, empfahl diejelbe folgende Maßregeln. Die Ausführung der 
in jedem Staate ergriffenen Maßnahmen follte durch eine ausreichende Anzahl 
bejonders qualificirter Beamten überwacht werden, welche die Regierung 
ernennen, und Die unabhängig von Arbeitgebern wie Arbeitern wären. Die 
veröffentlichten Jahresberichte diefer Beamten wären den anderen Regierungen 
mitzutheilen. Jeder Staat würde periodiiche jtatijtiiche Erhebungen über die 
Berathumngsgegenjtände der Konferenz veranftalten und dieſe ftatiftiichen Er- 
gebniſſe wie Die über dieſe Meaterien erlalienen gefeglichen und Verwaltungs: 
vorschriften den anderen Staaten mittheilen. Endlich wurde eine Erneuerung 
der Berathungen für wiünjchenswerth erklärt, um die Beobachtungen, welche 
die auf Grund der Konferenzbeſchlüſſe getroffenen Maßregeln veranlaßt hätten, 
auszutauichen und die Zivedmäßigfeit einer Abänderung oder Ergänzung diejer 
Maßregeln zu prüfen. 

Da die Konferenz bindende Abreden unter den betheiligten Staaten nicht 
getroffen hatte, noch aud) nad) der Art ihrer Berufung batte fallen fünnen, jo 
blieb es volljtändig dem Ermeſſen der einzelnen Staaten anbeimgeitellt, in 
wiefern fie durch ihre Geſetzgebung den Wünſchen der Konferenz Folge leisten 
wollten oder nicht. Irgend welche völferrechtliche Verpflichtung zu beſtimmten 
geiepgeberifchen oder ſonſtigen Maßnahmen war durch die Konferenzbejchlüfje 
für feinen der betheiligten Staaten geichaffen. 

In Deutichland war bereit3 vor dem Zujammentritt der Konferenz am 
11. Februar 185% der preußifche Staatsrath vom Kaiſer eröffnet worden, um 
einen Geſetzentwurf zur Berathung für die parlamentarifchen Körperjchaften 
des Neiches vorzubereiten. Diejer Entwurf wurde dann ſeitens der preußiichen 
Regierung im Bundesrathe eingebracht und nach Annahme feitens desjelben 
am 6. Mat 18 dem Neichstage vorgelegt. 

Der Entwurf hatte äußerlich die Form einer Novelle zur Gewerbeordnung. 
Die Wünſche der Arbeiterichugfonferenz waren in ihm alljeitig berüdfichtigt. 
Vielfach ging er aber noch über deren Anforderungen hinaus. Außer diejen 
Schugbeitimmungen enthielt jedoch der Entwurf noch andere Vorjchriften, durd) 
welhe der Zügellofigfeit der Arbeiter entgegengetreten werden jollte. So 
waren die Strafen für die bei Stoalitionen begangene Nöthigung erheblich ver: 
Ihärft, für den Fall des Kontraktbruches follte an die Stelle der in der Praxis 
meist verjagenden Schadenserjagpflicht eine Buße treten, durch Ergänzung der 
Beitimmungen über die Arbeitsbücher war eine Verſtärkung der elterlichen 
Autorität gegenüber den jugendlichen Arbeitern beabfichtig. Da man nun 
einmal eine Nevifion der Gewerbeordnung veranftaltete, benußte man Die 
Belegenheit, auch andere, außerhalb des Arbeiterfchuges und der Arbeiter: 
dijeiplin Liegende Bedürfnifje zu befriedigen, die ſich im leßter Zeit heraus- 
geitellt hatten, jo mamentlich die Negelung der Verhältniſſe der Werkmeiſter 
und Betriebsbeamten. 

Bei dem Widerftreite der verjchiedenen Intereſſen zogen ſich die Ver— 
handlungen der Reichstagsfommiffion, der der Gejegentwurf nach der erjten 
Leſung im Plenum überwieſen war, außerordentlich in die Länge. Da an 
eine Erledigung der Vorlage in der laufenden Seſſion nicht zu denken war, 
entſchloß ſich die Regierung, um die Ergebniſſe der Kommiſſionsarbeiten für 
die weitere Behandlung im Plenum zu retten, die Reichstagsſeſſion im Sommer 
1890 nicht zu fchließen, fondern bis zum Herbfte zu vertagen. Nach dem Wieder: 
zulammentritte des Reichstages beendete dann die Kommiljion ihre Arbeiten, und 
der Entwurf wurde auch vom Plenum in zweiter und dritter Leſung erledigt. 
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Aus den Arbeiten des Neichstages find zahlreiche und zum Theil tief 
einschneidende Veränderungen des Entwurfes hervorgegangen. Die Arbeiter: 
ſchutzbeſtimmungen find theilweife erweitert, in einzelnen Bunften allerdings 
auch abgeihwächt worden. Das größte Widerjtreben erregten diejenigen Be- 
jtinmungen des Entwurfs, welche eine Verſtärkung der Arbeiterdifciplin bes 
zwedten. Wbgelehnt wurde vom Neichstage die Verſchärfung der Strafan- 
drohungen für Ausübung von phufiichem oder pigchiichem Zwange bei Koali- 
tionen. Auch der Bußanjpruch bei Kontraktbruch fand nur in jehr modificirter 
Geitalt Zuftimmung. Die Abänderungen des Reichstages erjtreden ſich ſowohl 
auf wichtige Prinzipienfragen als auch auf einzelne Details. 

Nachdem die Annahme durch den Reichstag und die Sanktion durch den 
YBundesrath erfolgt war, wurde die Novelle zur Gewerbeordnung betreffend 
den Arbeiterjchug unter dem 1. Juni 1891 vom Kaijer vollzogen. 

Der Beitpunft des Inkrafttretens des Gejeges iſt für die einzelnen Theile 
verjchieden geregelt (Art. 9). Für die SS 4la, 55a, 105a—f, 105h—i und 
105 Abi. 3 wird er durch Faiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundes» 
rathes bejtimmt, die 88 120 und 150 Nr. 4 treten mit dem 1. Oktober 1891, 
das übrige Gejeg mit dem 1. April 1892 in Kraft. Bezüglich der Kinder, 
jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen, ſoweit eine Beichäftigung derjelben 
bereit3 jtattfindet, find bis zum 1. April 1894 Uebergangsbejtimmungen vor: 
gejehen. Den folgenden Erörterungen über das heutige Recht wird in allen 
Theilen bereits die Gewerbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 zu Grunde gelegt. 

Un demjelben Tage wie die Gewerbeordnungsnovelle war dem Reichstage, 
gleichfalls deſſen wiederholt ausgeiprochenen Wünſchen gemäß ein Geſetzent— 
wurf betreffend die Gewerbegerichte vorgelegt worden, welcher die Organijation 
der Gerichte und das Verfahren in Gewerbeftreitfachen neu regeln ſollte. Diejer 
Geſetzentwurf wurde jehr jchnell erledigt und nach erfolgter Kommiffionsbe: 
rathung bereit3 am 27. Juni 1890 vom Reichstage in dritter Leſung ange: 
nommen. Das Gejet betreffend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 iſt 
bereits am 1. April 1891 in Kraft getreten. 


II. Das heutige Arbeiterſchutzrecht. 
Kap. I. Das freie Arbeitsverhältniß und feine Beſchränkungen. 
Ss 1. Die allgemeinen Grundlagen. 


Der freie privatrechtliche Vertrag bildet auch heute noch in allen drei 
Produftionsgebieten die Nechtsgrundlage, auf der das Arbeitsverhältniß beruht. 
Die privatrechtliche Freiheit ijt aber jo tief eingreifenden Beichränfungen des 
öffentlichen Nechtes und zwingender PBrivatrechtsnormen unterworfen, daß man 
vielfach im Zweifel jein kann, imviefern unter diefen Beichränfungen für die 
privatrechtliche Willensfreibeit überhaupt noch Raum bleibt. Jene Schranken 
beitehen jedoch fait ausjchließlich für das gewerbliche Arbeitöverhältniß, indem 
die indujtriellen Arbeiter gegenüber den befonderen Gefahren ihres Berufes 
auch eines bejonderen Schuges bedurften, fie greifen nur ſelten herüber auf 
das Verhältniß der ländlichen Arbeiter und der unfelbitändigen Kaufleute. 
Es erjcheint deßhalb zunächſt die TFeititellung des Begriffs des gemwerblichen 
Arbeitsverhältnifies von Wichtigkeit. 

Nach 8 154 der Gewerbeordnung follen fich ihre Beitimmungen über die 
unjelbitändigen gewerblichen Arbeiter auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken 
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überhaupt nicht und auf Gehilfen und Lehrlinge in Handelsgefchäften nur in 
einzelnen Punkten beziehen. Die Begriffe des Gewerbes und des Handels- 
gejchäftes laſſen ſich aber nicht jcharf von einander fcheiden. Denn nach der 
Auffallung der Gewerbeordnung ift auch der bloße Waarenumjat des Kauf- 
mans ein Gewerbe, und nach der Auffallung des Handelsgeſetzbuches fällt 
unter den Begriff des Kaufmanns auch derjenige, welcher fich nicht auf den 
Umſatz bejchränft, jondern aus Rohſtoffen ſelbſt hergeitellte Waaren gewerbs— 
mäßig veräußert. Verſteht man unter dem Gewerbegehilfen den Gehilfen eines 
Gewerbtreibenden, unter dem Handlungsgehilfen den Gehilfen eines Kaufmanns, 
jo würde hiernach ein Unterjchied zwiſchen beiden überhaupt nicht gemacht 
werden können. Eine fonjtante Theorie und Praxis, namentlich des Reichs— 
oberhandel3gerichtes und des Neichsgerichtes hat daher von jeher angenommen, 
dat es nicht auf die Art der gewerblichen Thätigfeit des Chefs, Tondern auf 
den Inhalt der Dienjte, die Beichäftigungsart anfommt. Der Gewerbegebilfe 
leitet technifch gewerbliche, der Handlungsgebilfe faufmänniiche Dienfte. Als 
ein gewerbliches Arbeitsverhältnig werden wir alfo dasjenige aufzufaflen haben, 
bei dem der Arbeitnehmer zu nicht kaufmännischen Dienjten bei der gewerb- 
lihen Produktion verpflichtet iit. Nur auf die gewerblichen Arbeiter beziehen 
fih grumdjäglich die bejonderen Beichränfungen der Gewerbeordnung, welche 
im folgenden zu erörtern find. 


a. Die Sonntagsrube. 


Die Beitimmungen über die Sonntagsruhe eritreden fich ſowohl auf die 
unjelbjtändigen gewerblichen Arbeiter als auch auf die Handlungsgebilfen und 
Lehrlinge (8 154 G.O.). Bezüglich der Yandwirtbichaft iſt es dagegen ledig- 
ih der Landesgejeggebung und polizeilichen Anordnungen anheimgejtellt, ob 
und in welchem Umfange landwirtbichaftlichde Arbeiten au Sonn: und Feſt— 
tagen vorgenommen werden Dürfen. Fir die Gehilfen und Lehrlinge in 
Handel und‘ Gewerbe geitaltet fi) das Verhältniß im folgender Weije: 

Eine Verpflichtung zur Sonn- und Feittagsarbeit, joweit fie nicht aus— 
nahmsweile durch die Gewerbeordnung gejtattet wird, iſt ohne ciwilrechtliche 
Wirkung. Welche Tage Feittage find, beitimmen die LYandesregierungen nach 
den örtlichen und konfeſſionellen Verhältniſſen ($ 105a). 

Die Beichäftigung von Arbeitern au Sonn: und Feſttagen ift aber aud), 
foweit das Geſetz nicht Ausnahmen zuläßt, für den Arbeitgeber ftrafbar 
'$ 146a). Im Betriebe von Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Brüchen und Gruben, von Zimmerplägen und anderen Bauhöfen, von Werften 
und Ziegeleien, jowie bei Bauten aller Art Dürfen Arbeiter an Sonne "und 
Feſttagen nicht befchäftigt werden. Die Ruhezeit, welche für jeden Sonn: und 
Feſttag mindeſtens 24, für zwei auf einander folaende Sonn: und Feittage 
3 und für Weihnachten, Oſtern und Pfingiten 48 Stunden beträgt, rechnet 
von 12 Uhr nachts und muß bei zwei aufeinander folgenden Sonn: und Feſt— 
tagen bis 6 Uhr abends des zweiten Tages dauern. Ausnahmen find zuläffig 
tür Betriebe mit regelmäßiger Tag: und Nachtſchicht. Im Handelsgewerbe 
darf die Beichäftigung von Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern am erjten Weib: 
nachts⸗, Djter- und Pfingſttage überhaupt nicht, an anderen Sonn: und Feſt— 
tagen nicht länger als 5 Stunden erfolgen. Durch Statut einer Gemeinde 
oder eines weiteren Kommunalverbandes kann die Sonntaggruhe im Handels- 
gewwerbe noch weiter ausgedehnt werden. Andrerſeits kann die Polizeibehörde 
unter befonderen Umjtänden, namentlich für die legten vier Wochen vor Weib: 
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nachten eine Sonn: und Feſttagsarbeit bis zu 10 Stunden zulafjen. Die 
Tagesitunden der Beichäftigung beitimmt die Wolizeibehörde unter Berück— 
fichtigung der Zeit des öffentlichen Gottesdienjtes ($ 105 b).') 

Ausnahmsweiſe ift darüber hinausgehende Sonn oder Feſttagsbeſchäftig— 
ung gejitattet in gewiſſen gejeglich bejtimmten Nothfällen, jowie mit jchriftlicher 
Genehmigung der unteren Bewaltungsbehörde zur Verhütung eines unverhältniß- 
mäßigen Schadens. Sn beiden Fällen findet jedoch eine befondere polizeiliche 
Kontrolle ftatt (SS 105c und fj. Für bejtimmte Gewerbebetriebe, namentlich 
folche, welche ihrer Natur nach eine Unterbrechung oder einen Auffchub nicht 
geftatten oder auf bejtimmte Jahreszeiten bejchränft find oder zu gemilien 
Jahreszeiten zu einer außergewöhnlich veritärkten Thätigfeit nöthigen, kann der 
Bundesrath Ausnahmen von den gejeglichen Beſtimmungen zulafien. Die 
Bundesrathsverordnungen find im Neich3gejegblatte zu veröffentlichen und dem 
Neichstage bei feinem nächiten Zufammentreten zur Kenntnißnahme vorzulegen 
(105d). Ebenfo kann für Gewerbe, deren Ausübung an Sonn- und Feſttagen 
zur Befriedigung täglicher oder an diejen Tagen bejonders hervortretender 
Bedürfnifje der Bevölkerung erforderlich ijt, jowie für Betriebe, welche aus: 
Ichließlich oder vorwiegend den Wind oder unregelmäßige Waſſerkraft benügen, 
durch Verfügung der höheren VBerwaltungsbehörde eine Ausnahme zugelafien 
werden. Anträge auf Ausnahmen für letztere Art von Betrieben jind im 
gewerberechtlichen Rekursverfahren (SS 20, 21 ©. D.) zu erledigen 8 105 e\. 

Durch eine faiferliche, mit Zuftimmung des Bundesrathes zu erlajjende 
Verordnung, welche dem Neichstage bei feinem nächiten Zufammentreten zur 
Kenntnipnahme vorzulegen it, fan das Verbot der Sonn: und Feittagsarbeit 
auch auf andere Gewerbe ausgedehnt werden. Ergeht ein jolches Verbot, jo 
finden auch auf dieſes Die vorerwähnten gejeglichen Ausnahmebeitimmungen 
Anwendung ($ 105g). 

Weitergehende landesgejegliche Beichränkungen der Sonn- und Feittags: 
arbeit jind zuläſſig. Auch Fann die Landes-Zentralbehörde für einzelne, nicht 
auf einen Sonntag fallende Feittage, jedoch nicht für die drei hohen Feſte, 
Neujahr und Himmelfahrt, Ausnahmen von dem gejeglichen Werbote der 
Teittagsarbeit zulaſſen ($ 105h). 

Auf das Gaft: und Schanfwirthichaftsgewerbe, Mufifaufführungen, Schau: 
ftellungen, theatralifche VBorjtellungen und ſonſtige Luftbarfeiten, ſowie auf 
Verkehrsgewerbe finden die geieglichen Verbote der Somntagsarbeit überhaupt 
feine Anwendung. Sie würden daher auf diefe Gewerbe auch nicht durch kaiſer— 
lihe Berordnung ausgedehnt werden fünnen. Dagegen fünnen die Gewerbe 
treibenden die Arbeiter auch bei ihnen nur zu jolchen Arbeiten am Sonn- umd 
Feſttagen verpflichten, welche nach der Natur des Gemwerbebetriebes einen 
Aufihub oder eine Unterbrechung nicht geitatten (S 1061). 

Zur Sicherung des Verbotes der Sonntagsarbeit dient es, daß unbejchadet 
mweitergehender landesgejeglicher Beichränfungen, foweit eine Beichäftigung der 
Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonn: und Feittagen im Handeldgemwerbe 
unzuläjlig ift, ein Gewerbebetrieb in offenen Verkaufsstellen überhaupt nicht 
ftattfinden darf ($ 4la). Auch der Gewerbebetrieb im Umberziehen mit Aus— 
nahme von Muſikaufführungen zc., ſowie das FFeilbieten von Waaren oder 
gewerblichen Leiltungen und das Ankaufen von Waaren oder Auffuchen von 


') Bgl. dazu und zu $ 41a Preuß. An. d. Min. d. Inn., d. geijil. ꝛc. Angel. u. für 
Handel und Gewerbe vom 10. Juni 1892. 
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Waarenbeitellungen von einer feſten Niederlallung aus an öffentlichen Orten 
oder von Haus zu Haus iſt an Sonn- und Feſttagen verboten. Die untere 
Berwaltungsbehörde kann jedoch Ausnahmen hiervon zulafien, und der Bundesrath 
die Vorausfeßungen jolcher Ausnahmen allgemein regeln ($ 55a). Auch Ver: 
legungen dieſer Verbote find mit Strafe bedroht (8 146). 


b. Schutz- und Gefundheitsmaßregeln. 

Den Gemwerbeunternehmern liegt die Verpflichtung ob, die Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Geräthichaften jo einzurichten und zu 
unterhalten und den Betrieb jo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren 
für Leben und Gejundheit jo weit geichügt find, als es die Natur des Betriebes 
geitattet. Dies bezieht ſich namentlich auf das erforderliche Licht, Luftraum 
und Luftwechiel, Befeitigung von Staub, Dünften, Gafen und Abfällen, auf 
den Schuß gegen gefährliche Berührungen mit Mafchinen und anderen Betriebs- 
gefahren, die Ordnung des Betriebes umd die Regelung des Verhaltens der 
Arbeiter im Intereſſe der Gefahrlofigfeit des Betriebes 8 120a). 

Der Gemwerbeunternehmer muß aber auch die Einrichtungen treffen und 
unterhalten, und die Vorjchriften über das Verhalten der Arbeiter im Betriebe 
erlajjen, welche zur Aufrechterhaltung der guten Sitten und zur Sicherung 
des Anjtandes erforderlich jind. Dahin gehört namentlich die Trennung nad 
den Gejchlechtern bei der Arbeit, ſoweit e8 möglich iſt, die Sorge für aus 
reichende und nach Gejchlechtern getrennte Ankleide und Waſchräume, ſowie 
für Bedürfnißanftalten ($ 120 b). 

Insbeſondere haben aber die Gemwerbeunternehmer, welche Arbeiter unter 
18 Jahren bejchäftigen, bei Einrichtung der Betriebsftätte und bei Regelung 
des Betriebes die bejonderen Rückſichten auf Gejundheit und Sittlichfeit zu 
nehmen, welche durch das Alter diefer Arbeiter geboten find ($ 1200). 

Die Volizeibehörden können durch Verfügung für einzelne Anlagen die 
Maßnahmen anordnen, welche zur Erfüllung der dem Gewerbeunternehmer 
obliegenden Verpflichtungen in Bezug auf Gejundheit und Sittlichfeit feiner 
Arbeiter erforderlich ericheinen. Namentlich kann auf diefe Weiſe angeordnet 
werden, daß den Arbeitern für ihre Mahlzeiten angemejjene, in der falten 
Fahreszeit geheizte Räume außerhalb der Arbeitgräume zur Verfügung geftellt 
werden. Gegen die Verfügung der Bolizeibehörde hat der Gewerbeunternehmer 
binnen zwei Wochen die Beichwerde an die höhere Verwaltungsbehörde umd 
gegen deren Enticheidung binnen vier Wochen die Beichwerde an die Zentral: 
behörde, welche ihrerjeits endgiltig enticheidet. Wenn die Polizeiverfügun 
den Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenoſſenſchaft mwiderfpricht, fo tft 
auch der Borjtand Derjelben zur Einlegung der Nechtsmittel innerhalb der 
gleichen Frijten befugt ($ 120d). 

Im Gegenjage zu diefen Anordnungen für einzelne Anlagen kann der 
Bundesrath allgemeine Vorſchriften darüber erlaſſen, welchen Anforderungen 
in bejtimmten Arten von Anlagen zur Durchführung der gejeglichen Grundjäße 
zu genügen it. Soweit der Bundesrath von diejer Befugniß feinen Gebrauch 
macht, fönnen die Vorfchriften durch Anordnung der Landes: Zentralbehörde 
oder durch Polizeiverordnung nad) Anhörung der Vorſtände der betheiligten 
Berufsgenojjenjchaften oder Sektionen erlafjen werden. Auch ijt der Bundesrath, 
nicht aber ein anderes ftaatliches Organ, befugt, für folche Gewerbe, in welchen 
durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gejundheit der Arbeiter 
gefährdet wird, Dauer, Beginn und Ende der zuläfjigen Arbeitszeit und der 
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zu gewährenden Baujen vorzufchreiben und die zur Durchführung diefer Vor: 
Ichriften erforderlichen Anordnungen zu erlaffen. Damit ift die Möglichkeit 
zur Einführung eines Marimalarbeitstages für erwachlene männliche Arbeiter, 
allerdings zunächſt nur unter ganz bejonderen Borausfegungen gegeben.') Die 
durch Bundesrathsbeichluß erlafjenen Vorſchriften jind im Reichsgeſetzblatte zu 
publiziren und dem Reichstage bei feinem nächiten Zufammentreten zur Kenntniß— 
nahme vorzulegen ($ 120 e). 

Die Verlegung der dem ewerbeunternehmer in Bezug auf Gejundheit 
und Sittlichkeit feiner Arbeiter auferlegten Verpflichtungen iſt an fich nicht 
jtrafbar und könnte höchſtens eine zivilrechtliche Erjagpflicht zur Folge haben, 
wenn der Arbeiter dadurch förperlich verlegt oder in feiner Gejundheit ges 
Ihädigt wird. Mit Strafe bedroht ift nur die Zuwiderhandlung gegen end» 
giltig erlafjene Verfügungen der Bolizeibehörde oder die allgemeinen Vorſchriften 
des Bundesrathes oder eines ftaatlichen Organes ($ 147 Nr. 4). Der Richter 
hat dabei die Nechtsgiltigfeit der polizeilichen Verfügung nicht zu prüfen, da 
ihr gegenüber andere Rechtsmittel gegeben find, jondern er hat nur feitzuftellen, 
dab die Verfügung endgiltig erlalen ift. Dagegen muß ihm eine jolche 
Prüfung der Legalität bei den allgemeinen Vorſchriften eingeräumt werden. 

Neben den gejeglichen Vorſchriften und den zu ihrer Ausführung erlajienen 
Anordnungen gehen die Unfallverhütungsvorichriften der Berufsgenofjenichaften 
fonfurrirend einher. Lebtere können auch jeitens der land» und forjtwirtbichaft- 
lichen Berufsgenoſſenſchaften erlaſſen werden und inſofern erſtreckt ſich die 
beſondere Fürſorge gegen Gefahren des Betriebes über den Kreis der gewerb— 
lichen Arbeiter hinaus auch auf die land- und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter. 


ec. Lohnzahlung und Truckverbot. 

Die Gewerbetreibenden einſchließlich der Beſitzer von Bergwerken, Salinen, 
Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben ſind 
verpflichtet, die Löhne ihrer Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und baar 
auszuzahlen. Die Kreditirung von Waaren an die Arbeiter iſt unzuläſſig. 
Doch dürfen die Unternehmer den Arbeitern Lebensmittel für den Betrag der 
Anſchaffungskoſten, Wohnung und Landnutzung gegen die ortsüblichen Mieth— 
und Pachtpreiſe, Feuerung, Beleuchtung, regelmäßige Beköſtigung, Arzneien 
und ärztliche Hilfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen 
Arbeiten für den Betrag der durchichnittlichen Selbitfojten unter Anrechnung 
bei der Lohnzahlung verabfolgen. Für Affordarbeiten iſt auch zu einem 


derfelbe den ortsüblichen nicht überjteigt und im voraus vereinbart ift (S 115). 

Ürbeiter, deren Forderungen in anderer Weile berichtigt find, können zu 
jeder Zeit Zahlung verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede aus dem an 
Zahlungsſtatt Erhaltenen entgegen ſteht. Xepteres fällt, ſoweit es noch bei 
dem Empfänger vorhanden oder diefer daraus bereichert it, an die Hilfsklaſſe, 
der der Arbeiter angehört, in Ermangelung einer joldhen an eine andere von 
der Gemeindebehörde zu beitimmmende Klaſſe umd eventuell an die Orts: 
armenfaite ($ 116). Auch font find Verträge, welche den vorerwähnten Be: 
jtimmungen über den Arbeitsvertrag zuwiderlaufen, nichtig. Forderungen für 


y Der Bundesrath bat fich allerdings ſchon auf Grund des bisherigen Nechtes für 
befugt eradıtet, für Gewerbe, deren bejondere Gefahren nur durch Beichränkung der Arbeitszeit 
bejeitigt werden konnten, jelde anzuordnen. Bal. 3. B. wegen der Bleifarben- und Blei« 
zuckerfabrilen Bet. des Neichstanzlers vom 12. April 1886 (NR. G. Bl. 1886 ©. 69). 
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Waaren, welche dem Verbote zuwider freditirt find, fünnen daher von dem 
Gläubiger weder eingeflagt noch auf andere Weife, 3. B. durch Kompenfation 
geltend gemacht werden, ohne Unterichied, ob fie zwiſchen den Betheiligten 
unmittelbar entitanden oder mittelbar erworben find. Die Forderungen fallen 
vielmehr der vorbezeichneten Kaffe zu ($ 118). 

Der Gemwerbeunternehmer darf auch ſonſt feine VBerabredungen mit feinen 
Arbeitern treffen über die Entnahme der Bedürfnifje der legteren aus gewiſſen 
Berfaufsitellen, jowie überhaupt über die Verwendung ihres Verdienftes zu 
einem anderen Zwede als zur Betheiligung an Einrichtungen zwecks Ver: 
bejjerung der Lage der Arbeiter oder ihrer Familien. Dem zuwider laufende 
Berabredungen find nichtig ($ 117). 

Dem Gewerbetreibenden jelbit find gleich zu achten dejjen Familienglieder, 
Gehilfen, Beauftragte, Gejchäftstührer, Aufjeber und Faktoren, ſowie andere 
Gewerbetreibende, bei deren Geichäft eine der hier erwähnten Perfonen un: 
mittelbar oder mittelbar betheiligt ift ($ 119). 

Lohn- und Abjchlagszahlungen dürfen in Gaſt- und Schankwirthſchaften 
oder Berfaufsftellen nicht ohne Genehmigung der unteren Berwaltungsbehörde 
erfolgen. Auch darf die Zahlung nicht an Dritte geichehen auf Grund von 
Nechtsgeichäften oder Urkunden über Nechtsgeichäfte, welche nach dem Geſetze 
über die Beichlagnahme des Arbeits: und Dienftlohnes rechtlich unwirkſam 
find ($ 11da). 

Lohneinbebaltungen, welche von Gewerbeunternehmern zur Sicherung des 
Erjages eines ihnen aus der widerrechtlichen Muflöfung des Arbeitsverhältnifies 
erwachſenden Schadens oder einer für Ddiejen Fall verabredeten Strafe aus: 
bedungen werden, dürfen bei den einzelnen Lohnzablungen ein Viertel des 
fälligen Yohnes, im Ganzen den Betrag eines durchfchnittlichen Wochenlohnes 
nicht überjteigen. 

Durch Statut einer Gemeinde oder eines weiteren Nommunalverbandes 
fann für alle Gewerbebetriebe oder gewiſſe Arten derjelben fejtgejegt werden: 

1. Daß Lohn: und Abjchlagszablungen in feiten Friiten erfolgen müſſen, 
welche nicht länger als einen Monat und nicht kürzer als eine Woche fein dürfen; 

2. daß der von minderjährigen Arbeitern verdiente Lohn an die Eltern 
oder VBormünder und nur mit deren jchrijtlicher Genehmigung oder nach deven 
Beicheinigung über den Empfang der lebten Lohnzahlung unmittelbar an die 
Minderjährigen gezahlt wird; 

3. daß die Gewerbetreibenden den Eltern oder VBormündern innerhalb 
gewiſſer Friſten Mittheilung von den an minderjährige Arbeiter gezahlten 
Lohnbeträgen zu machen haben (S 119a). 

Die Beichränfungen des Arbeitgebers in Bezug auf Lohnzahlung und 
fonjtige obligatorische Verhältniſſe gegenüber feinen Arbeitern beziehen ſich auch 
auf die jog. Hausinduftriellen, d. h. Berfonen, welche für bejtimmte Gewerb— 
treibende außerhalb der Arbeitsitätten der leßteren mit der Anfertigung ge: 
werblicher Erzeugniſſe beichäftigt find und zwar auch dann, wenn fie die Roh— 
und Hilfsitoffe jelbit beſchaffen. Dieſe Hausindujtriellen ſtehen alſo in dieſer 
Beziehung dem gewöhnlichen gewerblichen Arbeiter vollftändig gleich ($ 119b). 

Abgeſehen von der in bejtimmten Fällen eintretenden zivilrechtlichen 
Nichtigkeit von Verträgen und Zahlungen, welche einem Verbotsgeſetze wider: 
jtreiten, find als Zuwiderhandlungen gegen die vorerwähnten gejeßlichen oder 
jtatutarischen Vorſchriften mit Strafe bedroht ($ 146 Wr. 1, 148 Wr. 13). 
Eine Ausnahme machen nur die Verbote von gewiſſen Verabredungen über die 


Annalen des Deutſchen Reichs. 1802, 43 


662 E. Bornhak: Das deutiche Arbeiterrecht. 





Verwendung des Lohnes und die Rohmeinbehaltung, welchen Lediglich eine zivil: 
rechtliche Wirkung beiwohnt. Die wegen Zuwiderhandlung gegen $ 115 G. O. 
verwirkten Gelditrafen fließen nach $ 146 der vorbezeichneten Hilfskaſſe bezw. 
Ortsarmenkaſſe zu. ‘ 


d. Das Arbeitsbud.‘) 

Minderjährige Arbeiter nehmen mit Rücjicht auf dieſe Eigenjchaft in ver: 
jchiedenen Beziehungen eine andere Nechtsftellung ein als großjährige Arbeiter. 
Die Zuläfjigkeit befonderer jtatutarifcher Beitimmungen über die Art der Lohn— 
zahlung an fie wurde bereit3 erwähnt. Ihre Beichäftigung ift aber fernerbin 
allgemein bedingt durch die Ausstellung eines Arbeitsbuches, neben dem die 
bisher für Kinder in Fabrifen als Surrogat vorgejchriebene Arbeitsfarte fort: 
gefallen: ift. 

Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizeibehörde des Urtes, 
an welchem er zuleßt feinen dauernden Aufenthalt gehabt hat, und, wenn ein 
folder im Neichsgebiete nicht beteht, durch die Polizeibehörde des zuerit er 
wählten deutjchen Aufenthaltortes koſten- und ftempelfrei ausgejtellt. Die 
Ausstellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuftimmung des Vaters oder Vor- 
mundes. Nur wenn die Zuftimmung des Vaters nicht zu bejchaffen it oder 
ohne genügenden Grund zum Nachtheile des Arbeiter8 verweigert wird, it 
eine Ergänzung durch die Gemeindebehörde zuläfjig. Vor der Ausstellung it 
noch nachzuweiſen, daß eine Volksfchulpflicht des Arbeiter8 nicht mehr beitebt, 
und glaubhaft zu machen, daß bisher ein Arbeitsbuch nicht ausgeftellt war (108. | 

Das Arbeitsbuch muß die Perjon des Arbeiter genau bezeichnen, jene | 
Unterfchrift enthalten und von der Behörde unterfiegelt und vollzogen fein. | 
Der Reichsfanzler bejtimmt die Einrichtung der Arbeitsbücher (S 110). | 

Bei der Annahme eines minderjährigen Arbeiter® hat der Arbeitgeber | 
fofort das Arbeitsbuch einzufordern und während der Dauer des Arbits 
verhältnijjes in Verwahrung zu nehmen. Die Zeit des Eintritts und die Art 
der Beichäftigung iſt jogleich einzutragen und ebenſo am Ende des Arbeits 
verhältnifjes die Zeit des Austritt und etwaige Veränderungen in der Be 
Ihäftigung. Unzuläſſig it dabei jede Eintragung eines Urtheils über Führung 
und Leiſtungen des Arbeiters und jeder jonjtige Vermerk, der den Juhaber 
günjtig oder nachtheilig zu fennzeichnen bezwedt. Nach Löjung des Arbeits 
verhältniljes wird das Arbeitsbuch dem Vater oder Vormunde, jofern diele & 
verlangen, oder der Arbeiter das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet bat, 
andernfall® an den Arbeiter ſelbſt ausgehändigt. Mit Genehmigung der 
Gemeindebehörde kann die Aushändigung auch an die Mutter oder einen 
jonftigen Angehörigen oder unmittelbar an den Arbeiter erfolgen (58 107, 111). 

Sit das Arbeitsbuch bei dem Arbeitgeber unbrauchbar geworden, verloren 
oder vernichtet, oder find unzuläfjige Eintragungen gemacht, oder wird die 
Herausgabe unrechtmäßig verweigert, jo kann auf Koften des Arbeitgebers die 
Ausjtellung eines neuen Arbeitsbuches verlangt werden. Außerdem begründet 
eine Zumiderhandlung gegen die gejeglichen Borfchriften jeitens des Arbeitgeber 
eine Entihädigungspflicht desjelben gegenüber dem Arbeiter. Diejer Ent 
ſchädigungsanſpruch ift jedoch binnen vier Wochen nach feiner Entjtehung durd 
Klage oder Einrede geltend zu machen, widrigenfalls er erlifcht (J 112). 








) Vgl. Stieda, Art. Arbeitsbuch im Handwörterbuche der Staatswiſſenſchaften Bb-1 
S 598 ff. 
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Sämmtlichen Arbeitern, nicht nur den minderjährigen, ift auf ihr Ver: 
langen bei ihrem Abgange vom Unternehmer ein Zeugniß über Art und Dauer 
der Beichäftigung, ſowie auch über Führung und Leiftungen auszuftellen. Die 
Zeugnifje dürfen jedoch vom Arbeitgeber nicht mit Merkmalen verjehen werden, 
welche den Arbeiter in einer aus dem Wortlaute des Zeugniſſes nicht erficht- 
lichen Weife zu kennzeichnen bezweden. Für minderjährige Arbeiter können 
Vater oder Vormund verlangen, daß die Aushändigung des Beugnifjes an fie 
und nicht an den Arbeiter erfolge. Doch ijt die Aushändigung an den Arbeiter 
unmittelbar auch gegen den Willen von Vater und Bormund mit Genehmigung 
der Semeindebehörde jtattbaft ($ 113). 

Auf Antrag des Arbeiter hat die Ortspolizeibehörde die Eintragung in 
dad Arbeitsbuch umd das etwa ausgeftellte Zeugniß koſten- und ftempelfrei zu 
beglaubigen ($ 114). 


Die Eintragung gefeglich unzuläfjiger Vermerke in das Arbeitsbuch oder 
das Zeugniß ift mit Strafe bedroht ($ 146 Nr. 3), desgleichen die Annahme 
und Beichäftigung ohne Arbeitsbuch ($ 150 Nr. 1). 


e. Arbeiter unter 18 Jahren. 


Noch weiteren Bejchränfungen als bei der Beichäftigung minderjähriger 
Arbeiter überhaupt unterliegt der Gewerbetreibende bei der Beichäftigung folcher 
Arbeiter, welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Sp muß derjelbe beim Betriebe auf Gefundheit und Sittlichfeit derjelben 
ganz bejondere Rückſicht nehmen. 

Ferner dürfen Gewerbetreibende, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte ab- 
erfannt find, während der Entziehung derjelben fich mit der Anleitung von 
Arbeitern unter 18 Fahren nicht befallen. Daß ein mit Verluft der bürger: 
lichen Ehrenrechte betrafter Unternehmer Arbeiter unter 18 Jahren bejchäftigt, 
it fomit nicht ausgeſchloſſen, er darf fie nur nicht ſelbſt anleiten, noch darf 
überhaupt ein Unternehmer die betreffenden Arbeiter durch Perſonen anleiten 
lafjen, welche fich nicht im Befite der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Die 
Entlafjung der dem Verbote zuwider bejchäftigten Arbeiter kann polizeilich er: 
zwungen werden (S 106). Außerdem ijt die Zuwiderhandlung mit Strafe 
bedroht (8 150 Nr. 1). 

Endlich find die Getwerbeunternehmer verpflichtet, ihren Arbeitern unter 
18 Jahren einschließlich der Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, welche 
eine von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Fortbildimgsichule an: 
erfannte Unterrichtsanftalt befuchen, hierzu die erforderlichen Falls jeitens der 
zuftändigen Behörde feftzufegende Zeit zu gewähren. Am Sonntage darf 
vorbehaltlich von Ausnahmen, welche die Zentralbehörde bis zum 1. Oftober 
1894 geftatten fann, der Unterricht nur jtattfinden, wenn die Unterrichts- 
ftunden jo gelegt werden, daß die Schüler am Befuche des Hauptgottesdienftes 
oder eines mit Genehmigung der firchlichen Behörden eingerichteten bejonderen 
Gottesdienstes ihrer Konfeſſion nicht verhindert find. Dabei gelten als Fort: 
bildungsschulen auch Anjtalten, in welchen Unterricht in weiblichen Hand: und 
Hausarbeiten ertheilt wird. Die Nichtgewährung der erforderlichen Zeit feitens 
des Arbeitgebers iſt mit Strafe bedroht (538 120, 150 Nr. 4, 154a), 

Durch Statut einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes 
fann für männliche Arbeiter unter 18 Jahren die Verpflichtung zum Befuche 
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der Fortbildungsſchule, ſoweit dieſe Verpflichtung nicht landesgeſetzlich beſteht,) 
begründet werden. Der bisher für einzelne Bundesſtaaten, namentlich für 
Preußen vorhandene Mangel, daß jene Statuten zwar eine Pflicht zum 
Beſuche der Fortbildungsſchule einführen, aber keinerlei Zwangsmittel an— 
drohen konnten, während die zur Erzwingung erlaſſenen polizeilichen An— 
ordnungen als über die polizeiliche Zuſtändigkeit hinausgehend durch die 
Judikatur als rechtsungiltig erklärt wurden, iſt jetzt durch das Reichsrecht 
beſeitigt. Es können nämlich durch das Statut jetzt auch die zur Durch— 
führung der Verpflichtung erforderlichen Beſtimmungen getroffen, insbeſondere 
die zur Sicherung eines regelmäßigen Schulbeſuches den Schulpflichtigen, ſowie 
deren Eltern, Vormündern und Arbeitgebern obliegenden Verpflichtungen be— 
ſtimmt und diejenigen Vorſchriften erlaſſen werden, durch welche die Ordnung 
in der Fortbildungsſchule und ein gebührliches Verhalten der Schüler geſichert 
wird. Die Zuwiderhandlung gegen dieſe ſtatutariſchen Vorſchriften iſt eben— 
falls geſetzlich mit Strafe bedroht. Befreit von der ſtatutariſchen Fortbildungs— 
ſchulpflicht ſind diejenigen, welche eine Innungs- oder andere Fortbildungs— 
oder Fachſchule beſuchen, ſofern der Unterricht dieſer Schule als ein ausreichender 
Erſatz des allgemeinen Fortbildungsſchulunterrichtes anerkannt wird (SS 120, 
150 Nr. 4). Dieje jtatutarischen Beltimmungen fünnen ſich gleichfalls über 
den Kreis der gewerblichen Arbeiter hinaus auf Handlungsgebilfen und Lehrlinge 
erjtreden ($ 1544). 


S 2. Das Arbeitsverhältnig der gewerblichen Gefellen und Gehilfen. 


‚Der Begriff der gewerblichen Gefellen und Gehilfen, deren Arbeitsverhältnif 
gleich dem der übrigen Kategorien gewerblicher Arbeiter eine befondere Regelung 
erfahren hat, läßt jih am Beſten negativ bejtimmen. Es find Diejenigen 
gewerblichen Arbeiter, welche weder Lehrlinge noch Betriebsbeamte noch Fabrik: 
arbeiter find. Danach würden die ausgebildeten unjelbjtändigen Arbeiter in 
handwertsmäßigen Betrieben zu den Gejellen und Gebilfen zu rechnen fein. | 
Eine genauere Begriffsbejtimmung dürfte ſich faum geben lafjen, da es ſich 
eben um flüfjige wirtbichaftliche VBerhältnifie handelt, bei denen je nach Lage 
des einzelnen Falles der Charakter des Arbeitsverhältnifjes und des Betriebes 
zu beſtimmen iſt. 

Das Arbeitsverhältniß der Geſellen und Gehilfen beruht wie das ge— 
werbliche Arbeitsverhältniß überhaupt nach Auffaſſung der heutigen Rechts— 
ordnung auf freier Uebereinkunft beider Theile, bei der allerdings der privat: 
rechtlichen Willensfreibeit durch die reichsgefeglichen Beſchränkungen beſtimmte 
Grenzen gezogen ſind. Vermöge des Bertrages find Gefellen und Gebilfen 
verpflichtet, den Anorduumgen der Arbeitgeber in Beziehung auf die ihnen 
übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen Folge zu Leiten. 
Dagegen find fie zu häuslichen Arbeiten nicht verbunden (SS 105, 121). 

Das Arbeitsverbältuiß zwiſchen den Geſellen und Gehilfen und ihren 
Arbeitgebern kann, wenn nicht etwas Anderes verabredet tt, durch eine jedem 
Theile freiftchende, vierzehn Tage vorber erklärte Aufkfündigung gelöft werden. 
Bei Berabredung anderer Aufkindigungsfriiten müſſen diejelben für beide Theile 


') In Preußen beitchen Tandesgejeglich ſolche Verpflichtungen in Hannover für 
Lehrlinge nach $ 113 der haun GeweOrdn. vom 1. Auguſt 1847 — Dann. ©. S. 1847, 


Abth. 1, S. 216 — und in Poſen und Weſtpreußen nad) dem Gel. von 4. Mai 1886 — 
G. ©. 1886, S. 143 —. TDesgleicyen befteht die Verpflichtung in gewiffen Umfange in 


Bayern, Sachien, Württemberg, Baden und Helen. 


Pete 
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gleih fein, widrigenfalls die Vereinbarung nichtig it (S 122). Doc kann 
auch vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Auffündigung das 
Arbeitsverhältniß ſowohl feitens des Gefellen oder Gebilfen wie jeitens des 
Arbeitgebers aus bejtimmten gejeglichen Gründen gelöjt werden 88 123, 124). 
Außer diefen Fällen fanı jeder Theil aus wichtigen Gründen vor Ablauf der 
vertragsmäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfrist die Auf: 
bebung des Arbeitsverhältnijes verlangen, wenn dasjelbe mindejtens auf vier 
Wochen oder wenn eine längere als vierzehntägige Kündigungsfriit vereinbart 
iſt 124a). Db ein jolcher wichtiger Grund vorliegt, wird, wenn die Parteien 
ſich darüber nicht verjtändigen, das Gewerbegericht zu entjcheiden haben. 

Hat ein Gejelle oder Gehilfe rechtswidrig die Arbeit verlaflen, jo kann 
der Arbeitgeber als Entichädigung für den Tag des Vertragsbruches und jeden 
folgenden Tag der vertragsmäßigen oder gejeglichen Arbeitszeit, höchſtens aber 
für eine Woche den Betrag des nach dem Ktrankenverficherungsgejege feſt— 
geitellten ortsüblichen Tagelohnes fordern Das gleiche Necht ſteht dem Gejellen 
oder Gehilfen zu gegenüber dem Arbeitgeber, wenn er von diejem vor recht: 
mäßiger Beendigung des Arbeitsverhältnijjes entlaljen worden iſt. Dieje Ent: 
jchädigungsforderung, welche in dem Regierungsentwurfe in forrefter Weife als 
Buße bezeichnet wurde, bat den Charakter einer wirklichen Eontraftlichen 
Schadenerjagforderung, welche nur dem Höchitbetrage nad) gejeglich fixirt iſt. 
Durch die Geltendmachung der Forderung wird daher der Anſpruch auf Ber: 
tragserfüllung und auf weiteren Schadenserjag ausgeſchloſſen. Bildet aber 
dieſe Forderung den gejeglichen Schadenserjag, jo kann jtatt ihrer auch nicht 
der Anjpruch auf einen höheren durch den Kontraftbruch erwachjenen Schaden 
erhoben werden. Die Forderung it an den Nachweis eines Schadens nicht 
gebunden. Damit ilt aber keineswegs gelagt, daß ein jolcher nicht vorhanden 
zu fein braucht: Es wird vielmehr nur wegen der Schwierigkeit des Nach: 
weiſes fraft einer Nechtsvermutbung, gegen die der Gegenbeweis ausgejchlojlen 
ist, angenommen, daß jeder Kontraktbruch des einen Theiles dem anderen einen 
Vermögensſchaden verurfacht, leßterer alſo nicht erit bewiejen zu werden braucht. 
Ebenfo ſteht dann die Höhe des Schadens und der Entichädigung, ohne daß 
e3 eines weiteren Beweiſes bedürfte, gejeglich feit ($ 124 b). 

Ein Arbeitgeber, welcher einen Gejellen oder Gehilfen verleitet, vor recht: 
mäßiger Beendigung des Arbeitsverhältnifjes die Arbeit zu verlafien, it dem 
früheren Arbeitgeber für den entjtandenen wirklichen Schaden vder alternativ 
für die an deſſen Stelle tretende Entſchädigung des Kontraftbrüchigen als 
Selbjtichuldner mit verhaftet. Der durch den Kontraftbruch Gejchädigte hat 
aljo die Wahl, ob er den Berleiter jelbjtändig aus dem außerfontraftlichen 
Berichulden unter Nachweis des ihm dadurch erwachjenen Schadens und jeiner 
Höhe wegen des wirklichen Schadens oder an Stelle des Kontraftbrüchigen 
für die von dieſem zu leiftende Entichädigung in Anſpruch nehmen will. Die 
Geltendmachung des einen Anſpruchs jchließt natürlich Die des anderen aus. 
In gleicher Weife haftet ein Arbeitgeber, welcher einen Geſellen oder Gehilfen, 
von dem er weiß, daß derjelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch 
verpflichtet it, annimmt oder während der Dauer der Verpflichtung behält. 
Dies gilt a für böchjtens 14 Tage ſeit der unrechtmäßigen Yöjung des 
Arbeitsverhältniffes. Die VBerantwortlichfeit des neuen Arbeitgebers gegenüber 
dem früheren durch den Kontraktbruch geichädigten beiteht auch bezüglich 
fontraftbrüchiger jog. Hausindujftrieller, obgleich diejelben an und für fich nicht 
zu den Gejellen und Gehilfen gehören. 
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Ss 3. Das Lehrlingsverhältniß. 

Ebenſo wenig wie den Begriff des Geſellen und Gehilfen definirt die 
Gewerbeordnung den des gewerblichen Lehrlings.'; Da für die jugendlichen 
Tabrifarbeiter befondere Beitimmungen getroffen find, fo wird im Anfchlufje 
an die thatlächlichen wirtbichaftlichen Verhältniſſe als gewerblicher Lehrling 
jeder zu betrachten jein, der zwecks feiner gewerblichen Ausbildung in einem 
nicht fabrifmäßigen Betriebe thätig ift. Das Lehrlingsverbältniß felbft berubt 
auf einem privatrechtlichen Vertrage des Geiverbeunternehmers einerjeits umd 
des Lehrlings bezw., wenn derjelbe minderjährig ift, feines Vaters oder Vor: 
mundes andererfeitd. Beſondere Förmlichkeiten für den Lehrvertrag find nicht 
porgejchrieben, doch bietet die Fchriftliche Abfaſſung desfelben verichiedene, 
fpäter zu erörternde Vortheile für den Lehrherren. | 

Der Lehrherr hat die geießliche Verpflichtung, den Lehrling in den bei 
feinem Betriebe vorkommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zwed 
der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweifen. Er 
muß entiveder jelbit oder durch einen geeigneten, ausdrüdlich dazu beitimmten 
Bertreter die Ausbildung des Lehrlings leiten. Er darf dem Lehrling die zu 
feiner Ausbildung und zum Beſuche des Gottesdienites an Sonn: und Feſttagen 
erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienſtleiſtungen 
nicht entziehen und Hat den Lehrling zur Arbeitiamfeit und zu guten Sitten 
anzuhalten und vor Ausichweifungen zu bewahren. Dede Verlegung diefer 
geießlichen Pflichten gegen den Lehrling feitens des Lehrherren hat als Nicht: 
erfüllung des Lehrvertrages nicht nur zivilrechtliche Wirkungen, fondern it 
auch mit Strafe bedroht (SS 126, 148 Nr. 9. 

Der Lehrling andererjeits ift der väterlichen Zucht des Lehrherren unter: 
worfen umd dempenigen gegenüber, der an Stelle des Lehrherren feine Aus: 
bildung zu leiten hat, zur Folgſamkeit verpflichtet ($ 127) Dieſe Pflichten 
des Vehrlings können nur erzivungen werden durch die Mittel der väterlichen 
rl deren Handhabung allerdings nur dem Lehrheren jelbit und nicht feinem 

ertreter zufteht. 

Das Lehrlingeverhältnig kann, wenn eine längere Friſt nicht vereinbart 
ift, während der erjten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einfeitigen 
Rücktritt aufgelöft werden. Eine Vereinbarung, wonach diefe Probezeit mehr 
als drei Monate betragen folle, it dagegen nichtig. Nach Ablauf der geſetz— 
fihen oder vertragsmäßigen Probezeit kann das Lehrlingsverhältniß nur aus 
beftimmten gejeglichen Gründen aufgehoben werden. Der Tod des Lehrlinge 
löft das Verhältniß ohne weiteres, ® daß 3. B. darüber hinaus Fein Lehrgeld 
au bezahlen it, der Tod des Lehrherren nur dann, wenn die Aufhebung 

innen vier Wochen geltend gemacht wird ($ 128). Wird von dem Bater 
oder Bormunde für den Lehrling oder, wenn diefer großjährig ift, von ihm 
ſelbſt die jchriftliche Erflärung abgegeben, «daß der Lehrling zu einem anderen 
Gewerbe oder Berufe übergehen werde, fo gilt das Lehrverhältniß, wenn der 
Lehrling nicht früher entlaffen wird, nach Ablauf von vier Wochen als auf: 
gehoben. Den Grund der Auflöfung hat der Lehrherr bei einem minder 
jährigen Lehrlinge in deſſen Arbeitsbuche zu vermerken. Der Lehrling darf 


) Die Gewerbeordnung von 1869 enthielt in $ 115 die Beitimmung, als Lehrling 
jei jeder zu betradıten, der bei einem Lehrherren zur Erlernung eines Gewerbes in Arbeit 
trete, ohme Unterjchted, ob die Erlernung gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Hilfeleiftung 
ftattfinde, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt werde. Erſt die Novelle von 1878 fah von 
einer Yegaldefinition ab. 
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dann binnen neun Monaten nach der Auflöſung in demſelben Gewerbe von 
einem anderen Arbeitgeber ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherren nicht 
beſchäftigt werden ($ 131). Ein Arbeitgeber, der wiſſentlich dieſem Verbote 
zuwider handelt, macht ſich ſelbſt ſtrafbar (5 148 Nr. 10). 

Wird das Lehrverhältniß vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit von einem 
Theile rechtswidrig gelöſt, ſo kann dasſelbe gegen den anderen Theil nur 
geltend gemacht werden, wenn ein ſchriftlicher Lehrvertrag zu Grunde liegt 
und zwar in doppelter Weiſe. Der Lehrherr kann binnen einer Woche nach 
dem Austritte des Lehrlings bei der Polizeibehörde beantragen, daß dieſe den 
Lehrling zum Verbleiben in der Lehre bis zur Auflöſung des Lehrverhältnifies 
durch gerichtliches Erfenntnig nöthige. Die Zmwangsmittel der Polizeibehörde 
find zwangsiweile Zurüdführung oder Androhung von Geldjtrafe bis zu 50 Me. 
oder Haft bis zu fünf Tagen. Weiterhin kann jowohl der Lehrling wie der 
Lehrherr gegen den anderen Theil, der das Verhältniß rechtswidrig gelöjt hat, 
einen Entjchädigungsanfpruch, jedoch nur innerhalb vier Wochen nah Auf: 
löfung des Lehrlingsverhältnifjes geltend machen ($ 132). Beim unbefugten 
Verlajien der Lehre ſeitens des Lehrlinge ift die vom Lehrherren beanjpruchte 
Entihädigung, jofern der Xehrvertrag nicht etwas Anderes beſtimmt, auf einen 
Betrag Fejtzujegen, der für jeden auf den Vertragsbruch folgenden Tag der 
Lehrzeit, höchiteng aber auf ſechs Monate, ſich bis auf die Hälfte des in dem 
betreffenden Gewerbe vrtsüblichen Geiellenlohnes belaufen darf. Für Die 
Zahlung der Entichädigung find der Vater des Lehrlings, der Arbeitgeber, 
der den Lehrling zum Verlaſſen der Lehre verleitet und der, welcher ibn unter 
Kenntnig der vorliegenden Berhältniife in Arbeit genommen hat, als Selbſt— 
Ihuldner mit verhaftet. Hat der Eutjchädigungsberechtigte von der Perſon der 
[eßteren erjt jpäter Kenntniß erhalten, jo läuft die vierwöchige Friſt erjt von 
diefer Zeit an ($ 133). 

Bei Beendigung des Lehrverhältniffes bat der Lehrherr dem Lehrling 
unter Angabe des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwiejen worden tft, 
über die Dauer der Lehrzeit und die während derjelben erworbenen Kenntniſſe 
und Fertigkeiten, ſowie über jein Betragen ein Zeugniß anszuftellen, welches 
von der Gemeindebehörde koſten- und jtempelfrei zu beglaubigen iſt. An die 
Stelle diefer Zeugnilje fünnen, wo Innungen und andere Vertretungen der 
Gewerbetreibenden bejtehen, die von diejen ausgeitellten Xehrbriefe treten ($ 129). 


S4 Das Verhältniß der Betriebsbeamten, Werkmeilter und Techniker. 


Nach der Gewerbeordnung von 1869 8 126 follte ſich das Verhältniß 
der Werfmeifter zu ihren Arbeitgebern nach den bisherigen Vorjchriften richten. 
Da befondere VBorichriften dieſer Art nicht bejtanden, jo unterlagen die Werf: 
meilter einfach den Beitimmungen des gemeinen Nechtes über Dienjtverträge. 
Bei der neuen Redaktion der Gewerbeordnung durch die Novelle vom 17. Juli 
1878 blieb dieſer Vorbehalt bezüglich der Werfmeifter fort, und es wurde 
nunmehr zweifelhaft, ob Sie einfach als gewerbliche Arbeiter zu behandeln 
jeien oder nicht. Der jozialen Stellung der höheren Betriebsbeamten, welche 
ungefähr mit den Handlungsgehilfen auf einer Stufe ftehen, entiprach jeden— 
falls die Behandlung als Fabrifarbeiter nicht. Aber auch abgejehen davon 
führte die Rechtsunficherheit zu erheblichen Unzuträglichkeiten. Aus den Kreifen 
der Betheiligten ſelbſt gelangten daher verjchiedene Petitionen an den Reichstag 
wegen Regelung ihrer Rechtsverhältnifje. Diejen Wünjchen iſt nunmehr dur) 
die nene Gewerbeordnungsnovelle Rechnung getragen. 
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Begrifflich ift der Kreis des höheren Betriebsperjonals jchwer zu um- 
grenzen, da vielfach gewöhnliche Arbeiter, jog. Vorarbeiter, eine gewiſſe leitende 
Stellung einnehmen, zwijchen ihnen und den eigentlichen Werfmeiltern, die jelbit 
häufig aus der Arbeiterichaft bervorgeben, aber in vielen Gewerbezweigen keine 
feite Grenze bejteht. Die Gewerbeordnung faßt unter dem höheren Betriebs- 
perfonale zufammen die von Gewerbeunternehmern gegen feite Bezüge be 
ihäftigten Perſonen, welche nicht lediglich vorübergehend mit der Leitung oder 
Beaufjichtigung des Betriebes oder einer Abtheilung desjelben beauftragt 
(Betriebsbeamte, Werfmeifter und ähnliche Angeftellte) oder mit höheren technischen 
Dienjtleiftungen betraut find (Majchinentechnifer, Bautechnifer, Chemiker, Zeichner 
u. dgl. ($133a). Zwei wejentliche Merkmale find biernach für das höhere Betriebs- 
perjonal vorhanden. Einmal muß die Beichäftigung gegen feſte Bezüge jtatt- 
finden. Außerdem müfjen aber die Dienjte von bejonderer Art jein, ſie müſſen 
“entweder in einer nicht bloß vorübergehenden Aufjichtsthätigfeit oder in höheren, 
eine bejondere Worbildung erfordernden technischen Leiſtungen bejteben. 

Das Dienjtverbältnig dieſes höheren Betriebsperjonales kann, wenn nicht 
etwas Auderes verabredet ift, von jedem Theile mit Ablauf jedes Kalender: 
Quartals nach jechs Wochen vorher erflärter Auffündigung aufgehoben werden 
(S 133a). Außerdem fan jeder der beiden Theile vor Ablauf der vertrags: 
mäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfrist die Aufhebung des 
Dienjtverhältnijjes verlangen, wenn ein wichtiger, nach den Umjtänden des 
alles die Aufhebung rechtfertigender Grund vorliegt (S 133b). Db ein ſolcher 
Grund vorhanden it, wird, wenn die Betheiligten jich nicht darüber ver: 
jtändigen, Durch richterliche Entſcheidung feitzuitellen fein. Das Gejeg zäblt 
jedoch exremplifizivend eine Neibe von Fällen auf, in denen insbejondere von 
der einen oder der anderen Seite die Aufhebung verlangt werden fann (S 133 c 
und d). Dieje vom Geſetze aufgezählten Gründe find aljo ftets als relevant 
zu betrachten, ohne daß diefe Aufzählung eine erichöpfende wäre. Wird das 
Dienitverhältnig aufgehoben, weil der Arbeitnehmer durch unverjchuldetes 
Unglüd an der VBerrichtung der Dienjte verbindert iſt, jo bleiben ihm jeine 
Ansprüche auf die vertragsmäßigen Leiltungen des Arbeitgebers für die Dauer 
von jechs Wochen, jedoch abzüglich der Beträge, welche er auf Grund der 
BZwangsverficherung gegen Krankheit und Unfall erbält (S 133). 

Die für gewöhnliche gewerbliche Arbeiter geltenden Beſtimmungen über 
ihre eigene Schadenserjagpflicht im Falle des Kontraktbruchs, ſowie über diejenige 
der Arbeitgeber, welche zum Stontraftbruch verleiten oder Kontraftbrüchige an— 
nehmen oder bejchäftigen, gelten auch bezüglich des höheren Betriebsperjonale. 
Doch find die Lohmeinbehaltungen zur Sicherung des Erjaßes Feiner Be: 
Ichränfung unterworfen ($ 133e). 


8 5. Die Ücdhtsverhältniffe der Fabrikarbeiter. 

Ebenjo wenig wie für die Arbeiterverficherung läßt ſich für die Arbeiter: 
Ichußgejeßgebung ein fejter und allgemein giltiger Begriff der Fabrik aufitellen. 
Die Geſetzgebung hat abjichtlich jede Definition vermieden. Sie jegt allerdings 
bisweilen feft, daß für einzelne Zweige des Arbeiterrechtes ein Betrieb mit 
bejtimmten Merkmalen als Fabrik anzujeben jet. Eine ſolche VBorjchrift bat 
jedoch einmal feine allgemeine Bedeutung, und es wird dadurd außerdem meist 
nicht ausgeichlofien, daß auch noch andere Betriebe für die betreffende Rechts: 
materie als Fabriken anzufehen find. Ebenſo verhält ſich die Judikatur ſehr 
zurücdhaltend. Sie nimmt von jeder Begriffsbeitimmung Abjtand und jucht nur 
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nach einzelnen Kriterien, wie Betrieb durch Elementarfräfte, größere Arbeiterzabf, 
durchgeführte Arbeitetbeilung, das Vorhandenſein einer Fabrik nachzınveiien. 
Das Weſen einer Fabrik läßt fich alſo nicht allgemein juriftiich bejtimmen. 
Es iſt eine Frage des fonfreten alles, ob ein Betrieb als Fabrik anzujeben 
it, für deren Entſcheidung Die Geſetzgebung nur vereinzelt einen Hinweis gibt. 

Fabrikarbeiter ſind nun die in eier Fabrik bejchäftigten gewerblichen 
Arbeiter, joweit fie nicht zu dem höheren Betricbsperfonale gehören. Den 
Arbeitern im Fabriken gleichgeitellt werden Diejenigen in Hüttenwerken, Zimmer— 
plägen und anderen Bauböfen, in Werften und folchen Biegeleten, iiber Tage betrie= 
benen Brüchen und Gruben, welche nicht bloß vorübergehend oder in geringem Um— 
fange betrieben werden. Ob Ichtere Merkmale vorbanden find, enticheidet Die 
höhere Verwaltungsbehörde endgiltig 8 154). Grundſätzlich Toll ſich das 
Arbeitsverbältni der Fabrifarbeiter nach Ddenjelben Normen richten wie das 
der gewerblichen Gehilfen und Gejellen und, wenn die Fabrifarbeiter ſich im 
Stadium der gewerblichen Ansbildung befinden, alſo als Lehrlinge anziehen 
ind, nach den Beſtimmungen über das gewerbliche Lehrlingsverbältni?. 

Kur in einem Punkte bejteht ein Unterſchied zwischen dem Arbeitsverbältnig 
der sabrifarbeiter von dem anderer gewerblicher Arbeiter. Die bejondere 
Normirung des Entichädigungsanfpruchs des Arbeitgebers gegen einen kontrakt— 
brüchigen Arbeiter ($ 124b) findet feine Anwendung auf Die Arbeitgeber und 
Arbeiter von jolchen größeren Fabriken, im Denen in der Negel mindeitens 
zwanzig Arbeiter beichäftigt werden. Dem Unternehmer einer jolchen Fabrik 
bleibt e& alſo unbenommen, den Schadenerlaganipruch gegen den Fontraft: 
brüchigen Arbeiter in gejeglich unbejchränfter Höbe geltend zu machen. Er muß 
dann aber auch den Nachweis führen, dag und in welchem Betrage ihm durch 
den Kontraktbruch ein Bermögensschaden eriwachlen it. Will fich der Unter: 
nehmer einer jolchen Fabrik dieſer Eventualität entzieben, jo kann er in dem 
Arbeitsvertrage für den Fall des Kontraftbruchs des Arbeiters eine Konventional— 
jtrafe verabreden. Dieje Konventionaljtrafe it dann aber ihrer Höhe nad 
geleglich beichränft. Denn den Unternehmern der betreffenden Fabriken ijt 
unterjagt, für den Fall der rechtswidrigen Auflöſung des Arbeitsverhältniiies 
durch den Arbeiter die Verwirkung des rücditändigen Yohnes über den Betrag 
des durchichnittlichen Wochenlohnes auszubedingen. 

Die Fabrikarbeit unterliegt ferner in einzelnen Punkten befonderen geſetz— 
lichen Normen einschränfender Natur, welche im folgenden einzeln zu erörtern find. 


a. Die Arbeit3ordnung. 

Der Erlaß von Arbeitsordnungen, welche die näheren Beſtimmungen über 
das Arbeitsverhältniß des einzelnen Arbeiters und die Fabrifdisziplin ent 
hielten, war durch das bisherige deutſche Gewerberecht nicht geieglich vor: 
geichrieben, wenn fie auch thatſächlich in vielen Fabriken beitanden. Erſt die 
neue Gewerbeordnnungsnovelle macht die Arbeitsordnungen für Die größeren 
Fabriken obligatorisch und bejtimmt gleichzeitig ihre Form und ihren Inhalt. 

Die vom Fabrikunternehmer erlafiene Arbeitsordnung, welche die Beding- 
ungen angibt, unter denen er Arbeiter annimmt, und die Ordnung des Fabrik— 
betriebes unter Strafandrohungen gegen die zuwiderhandelnden Arbeiter regelt, 
bildet wirtbichaftlich einen Ausdruck der Herrichaft des Unternehmers über 
feine Arbeiterjchaft. Vom Standpunkte des freien privatrechtlichen Arbeits: 
verhältnijjes, welches das Beitehen einer jolchen Herrichaft ignorirt, fonnte 
man die Arbeitsordnung nicht als objektive Nechtsnorm, jondern nur als 
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eine ein= für allemal aufgejtellte Lex contractus betrachten, der fich jeder 
einzelne Arbeiter bei Eingehung des Arbeitsverhältnifies als einem integrirenden 
Beitandtheile des Arbeitsvertrages freiwillig unterwirft. Auf dem gleichen 
‚Standpunkte jtebt im Wejentlichen auch noch das heutige Recht. Nur lafien 
verschiedene juriſtiſche Inkonſequenzen, deren es fich ſchuldig macht, das wahre 
wirtbichaftliche Verhältniß bindurchbliden und damit das Ungzureichende der 
geltenden Nechtsform des Arbeitsverhältnijjes erfennen. 

Der Erlaß einer Arbeitsordnung it vorgeschrieben für jede Fabrik, in 
welcher in der Regel mindeitens zwanzig Arbeiter beichäftigt werden, innerhalb 
vier Wochen nach Inkrafttreten des Geſetzes oder nach der Eröffnung des 
Betriebes. Fr die einzelnen Abtheilungen des Betriebes oder für die einzelnen 
Gruppen der Arbeiter können bejondere Arbeitsordnungen erlajjen werden. Der 
Betrieb einer jolchen Fabrit, für welche eine Arbeitsordnung nicht beſteht, iſt 
mit Strafe bedroht (SS 134a, 8 147 Nr. 4). 

Enthält die Arheitsordnung in der That nur die Bedingungen, unter denen 
der Unternehmer Arbeitsverträge abſchließt, und die deßhalb als Bejtandtbeil 
jedes einzelnen Vertrages zu betrachten find, jo wird einzig und allein der 
Unternehmer die Arbeitsordnung erlaſſen fünnen. Denn nur der Kontrahent 
vermag zu jagen, unter welchen Bedingungen er Eontrahiren will. Vom 
Geſichtspunkte des privatrechtlichen Vertrages aus läßt ſich daher Keinerlei 
Mitwirkung anderer Berjonen beim Erlaſſe der Arbeitsordnung rechtfertigen. 
In Wirklichkeit it aber das Weſen der Arbeitsordnung ein anderes. Ihre 
Seltung beruht nicht, wie die privatrechtliche Lehre annimmt, auf der frei- 
willigen Annahme jedes einzelnen Arbeiters, jondern auf der wirthichaftlichen 
Herrichaft des Unternehmers. Iſt dies aber der Fall, jo fann die Rechts— 
ordnung auch diefe Herrichaft beichränfen, indem fie andere Perjonen zur Mit- 
wirkung beim Erlaſſe der Arbeitsordnung beruft Dieſen thatjächlichen Ber: 
hältniſſen bat fi auch das gegenwärtige Necht nicht vollitändig entziehen 
fünnen, und jo bilden ſchon feine Beſtimmungen über den Erlaß der Arbeit! 
ordnung eine Durchbrechung des privatrechtlichen Prinzips. 

Bor dem Erlaſſe der Arbeitsordnnung oder eines Nachtrages zu derjelben 
ijt den in der Fabrik oder den betreffenden Abtheilungen des Betriebes be— 
Ihäftigten großjährigen Arbeitern Gelegenbeit zu geben, fich über den Inhalt 
derjelben zu äußern. Für Fabriken, für welche ein jtändiger Arbeiterausſchuß 
beiteht, wird diefer Vorjchrift Durch Anhörung des Ausſchuſſes über den Inhalt 
der Arbeitsordnung genügt (S 134d). Die Arbeiterfchaft hat alfo bei Erlaf 
der Arbeitsordnung feine entjcheidende, jondern nur eine gutachtliche Stimme, 
und es ift eine Frage der thatjächlichen Umstände, inwieweit fie im gegebenen 
alle ihrer Anficht Geltung zu verichaffen vermag. 

Die Arbeitsordnung, jowie jeder Nachtrag zu derjelben ift bei Vermeidung 
von Strafe unter Mittheilung der ſeitens der Arbeiter geäußerten Bedenten, 
joweit die Aeußerungen ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgt ſind, binnen drei 
Tagen nach dem Erlaſſe in zwei Ausfertigungen der unteren Verwaltungs 
behörde einzureichen und die Erklärung beizufügen, daß und im welcher 
Weile die Anhörung der Arbeiterichaft erfolgt it (SS 134e, 148 Nr. 12). 
Die untere Verwaltungsbebörde fontrollirt jedoch nicht die Biwedmäsigteit, 
jondern nur die Legalität der Arbeitsordnung.‘) Sie ordnet an, daß Arbeits 





) Weit mehr als das deutiche Recht durchbricht in diefem Punkte das jchweizer Fabrik 
geſetz vom 23 Mär; 1877 das privatrechtliche Prinzip, indem es die Genehmigung der 
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ordnungen und Nachträge, welche nicht vorjchriftsmäßig erlaflen find, oder 
deren Inhalt den gejeblichen Beitimmungen zumiderläuft, durch gefegmäßige 
Arbeitsordnungen zu erfegen oder den gefeglichen Vorſchriften entiprechend abzu— 
ändern find. Gegen diefe Anordnung findet binnen zwei Wochen die Beichtverde 
an die höhere VBerwaltungsbebörde ſtatt (S 134). Die Nichtbefolgung einer 
endgiltigen Anordnung der Behörde iſt mit Strafe bedroht ($ 147 Nr. 5). 

Die Arbeitsordnung muß von demjenigen, der fie erläßt, unter Angabe des 
Datums unterzeichnet fein. Ihre Bublikation erfolgt in der Weile, daß fie an 
geeigneter, allen betheiligten Arbeitern augänglicher Stelle ausgehangen wird. 
Diejer Aushang iſt ſtets in lesbarem Zuſtande zu erhalten. Außerdem wird die 
Arbeitsordnung jedem Arbeiter beim Eintritt in die Beſchäftigung behändigt 
Ss 1344, e). Die Nichtbefolgung diejer Vorschriften ift ftrafbar (8 149 Nr. 7). 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Arbeitsordnung oder eines Nach: 
trages muß in dem Erlaſſe ſelbſt beftimmt fein. Doch dürfen Arbeitsordnungen 
wie Nachträge früheſtens zwer Wochen nad) dem Erlaſſe in Kraft treten 8 134 a). 
Dabei liegt der Gedanke zu Grunde, daß die Geltung der Arbeitsordnung auch 
für die bereits vorher in der Fabrik thätigen Arbeiter auf deren wenigſtens 
ftilliehmweigender Unterwerfung unter diefelbe beruhe. Denn indem der Arbeiter 
weiß, daß mach zwei Wochen eine neue Arbeitsordnung in Kraft tritt, aber 
von jeinen zweimöchentlichen Kündigungsrechte keinen Gebrauch macht, nimmt 
er freiwillig für die Zufunft die nene Arbeitsordnung als integrirenden Bejtand- 
theil des Arbeitsvertrages an. Thatfächlich ift aber auch bier das privat: 
rechtliche Prinzip durchbrochen für diejenigen Arbeiter, Die eine längere als 
zweiwöchentliche oder wie die Lehrlinge gar feine Kündigungsfriſt haben. 
Bezüglich ihrer hätte man auf dem privatrechtlichen Boden nur verbleiben 
fönnen durch die Beltimmung, daß die Arbeitsordnung für jeden einzelnen 
Arbeiter früheftens mit Ablauf der für einen jeden bejtehenden Kündigungsfrift, 
im übrigen nur mit Zuftimmung eines jeden bezw. jeines gefeglichen Vertreters 
in Kraft trete. Das wäre mit den Bedürfnijjen einer einheitlichen Fabrik: 
disziplin felbjtverjtändfich unvereinbar. Indem nun aber die Arbeitsordmung 
allgemein zu einem bejtimmten Zeitpunfte ohne Rückſicht auf längere Kündigungs— 
friſten in Kraft tritt, erfennt die Nechtsordnung wiederum an, daß die Arbeits: 
ordnung mehr als Vertragsrecht, daß fie vom Unternehmer fraft feiner Herrichaft 
geſetztes objeftives Necht für jeine Arbeiter ift. 

Jede Arbeitsordnung muß einen gefeglich vorgeichriebenen Inhalt haben. 
Cie muß Beitimmungen enthalten: 

‚4. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit, ſowie der 
für die erwachfenen Arbeiter vorgejebenen Pauſen; 

2. über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung; 

3. fofern es nicht bei den gefeglichen Beitimmungen bewenden foll, über 
die Friſt der zuläfligen Aujkündigung, ſowie über die Gründe, aus denen die 
Entlafjung oder der Austritt ans der Arbeit ohne Aufkündigung erfolgen darf; 

4. fofern Strafen vorgefehen werden, über die Art und Höhe derfelben, 
über die Art ihrer Feftfegung und, wenn fie in Geld beftehen, über deren Ein- 
ziehung und über den Zweck, für welchen fie verwendet werden follen; 





Kantonsregierung für die Fabrikordnung erfordert. Leptere ijt jomit nicht auf die Kontrolle 
der Segalität beichränft. Indem aber für die Fabrikordnung die ftaatliche Genehmigung 
ertordert wird, erfennt das Geſetz an, day der Erlaß der Fabrikordnung die Aeußerung einer 
dertſchaft iſt, welche ſich bei dem ausſchließlichen Herrſchafts rechte des Staates auch nur 
mit Genehmigung der Staatsgewalt vollziehen fanıt. 
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d. jofern die Berwirfung von Yohnbeträgen wegen Kontraftbruch® durch 
Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag ausbedungen wird, über die Verwendung 
der verwirften Beträge. 

Außerdem kann der Fabrifbefiger noch weitere, die Ordnung des Be: 
triebes und das Berhalten der Arbeiter im Betriebe betreffende Beitimmungen 
in die Arbeitsordnung aufnehmen. Aber auch ihrem Inhalte nach beichränft 
fich die Arbeitsordnnung nicht auf die Negelung des Arbeitsverhältnilies. Denn 
es können in Ddiejelbe, allerdings nur mit Zuftimmung eines jtändigen Arbeiter: 
ausſchuſſes, auch Vorschriften iiber das Verhalten der Arbeiter bei Benugung 
der zu ihrem Beſten getroffenen mit der Fabrik verbimdenen Einrichtungen, 
jowie Vorjchriften iiber das Verhalten der minderjährigen Arbeiter außerbalb 
des Betriebes aufgenommen werden (134b). Mit diejen leßteren Beitimmungen 
unterwirft die Arbeitsordnung Lebensverhältnifje ihrer rechtlichen Normirung, 
die mit dem Arbeitsverhältnifie jelbit und der Dasjelbe innerhalb der gejeglichen 
Schranten vegelnden Vereinbarungen außer Zufammenbang ftehen. Die Arbeits: 
ordnung iſt hier auch inhaltlich nicht Vertragsrecht, ſondern Disziplinarrecht für 
das auferdienftliche Verhalten der Arbeiter. 

Strafbeitinnmungen, welche das Ehrgefühl oder die guten Sitten verlegen, 
diirfen in die Arbeitsordnung nicht aufgenommen werden. Gelditrafen find 
dem Betrage nach gejeglich bejchränft. Sie dürfen in der Negel die Hälfte des 
Durchichnittlichen Tagesarbeitsverdienjtes nicht überfteigen. Nur IThätlichkeiten 
gegen Mitarbeiter, erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten, jowie gegen die 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung des Betriebes, zur Sicherung eines gefahr: 
lojen Betriebes oder zur Durchführung der Beitimmungen der Gewerbeordnung 
erlafjenen Borjchriften können mit Gelditrafen bis zum vollen Betrage des 
Tagesarbeitsverdienites belegt werden. Während man bisher, um dieje Strafen 
in die privatrechtliche Form des Arbeitsverhältniſſes hineinzuzwängen, diejelben 
fir Konventionalſtrafen erklärte, läßt jetzt das Geſetz jelbit dieſe privatrechtliche 
Hülle fallen Denn einmal stehen die Ztrafgelder nicht dem Fabrikbeſitzer zu, 
jondern müſſen zum Beten der Arbeiter der Fabrik verwendet werden. Außerdem 
bleibt neben der Strafe der Anſpruch des Arbeitgebers auf Schadenerjag um: 
berührt ($ 134b). Die Strafen find alfo feine privatrechtlichen Konvential- 
jtrafen, d. b. im voraus vertragsmäßig feitgeitellter Schadenserjag für den 
Fall vertragswidrigen Handelns, jondern Ordnungsitrafen für Vergeben gegen 
die Arbeiterdisziplin. Dagegen haben die Yohnverwirfungen für den Fall des 
Kontraktbruchs auch weiter den Charakter der Konventionalſtrafe, welche grund: 
jäglich dem Fabrifbefiger zufällt, wenn es auch wünfchenswerth erjcheint, daß 
er über ihre Berwendung in der Arbeitsordnung eine andermweite Verfügung trifft- 

Die Feitjegung der Strafen erfolgt durch den Fabrifbefiger oder jeinen Ver: 
treter, joweit nicht ein Arbeiterausichuß mit der Enticheidung betraut iſt. Gegen die 
Feſtſetzung wird aber der ordentliche Rechtsweg zuzulafjen jein, da es jich um 
die Streitfrage handelt, ob ein Nechtsverbältniß verlest ift, welches die heutige 
Rechtsordnung immerhin noch als privatrechtliches Kontraktsverhältniß auffaßt. 

Die verbängten Gelditrafen ſind in ein Verzeichniß einzutragen, welches 
den Namen des Beltraften, den Tag der Beitrafung, jowie den Grund und 
die Höhe der Strafe ergeben und auf Erfordern dem jtaatlichen Aufſichts— 
beamten jederzeit zur Einficht vorgelegt werden muß ($ 134e). 

Strafbar ift die Verhängung von Strafen, welche in der Arbeit$ordnung 
nicht vorgefehen find oder den geieglich zuläſſigen Betrag überjteigen, ſowie 
die Verwendung von Strafgeldern oder wegen Kontraktbruchs einbehaltener 
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Sohnbeträge in einer durch Die Nrbeitsordnung nicht vorgefebenen Weile 
88 134c, 148 Nr. 11). 

Arbeitsordnungen, welche vor dem Inkrafttreten des neuen Arbeiterichng: 
geſetzes erlaſſen find, unterliegen ebenfalls den geledlichen Beſtimmungen, joweit 
Diefelben ich micht mit der Form des Erlajjes, h. der Mitwirkung der 
Arbeiterichaft befallen, und find binnen vier Wochen = unteren Verwaltungs: 
bebörde in zwei Ausfertigungen einzureichen. Auf ſpätere Abänderungen dieſer 
Arbeitsordnungen und auf die Seit dem 1. Januar 1891 eritmalig erlaſſenen 
Arbeitsordnungen finden auch die Borichriften über vorherige Anhörung der 
Arbeiterichaft Anwendung ($ 134g). Bumiderbandlungen gegen die hierdurd) 
dem Arbeitgeber auferlegte Berpflichtung zur Einreichung der Arbeitsordnung 
jind ſtrafbar 8 148 Wr. 12). 

Es wäre hiernach ein vergebliches Bemühen, einen einheitlichen juriſtiſchen 
Charakter der Arbeitsordnung nachweilen zu wollen. Wie die beitebende Nechts- 
ordnung Das Arbeitsverbältniz als ein privatrechtliches Kontraktsverhältniß 
auffaßt, jo wird grumdjäglich auch die Arbeitsordnung nicht als objektives 
Recht, jendern als ein= für allemal aufgeftellte Lex contfactus betrachtet, 
welche als Vertragsrecht einen integrirenden Beltandtheil jedes von dem be: 
treffenden Unternehmer abgeſchloſſenen Fabrifarbeitsvertrages bildet. Aber Diele 
Natur der Arbeitsordnung ala Vertragsrecht wird doch nach verichiedenen Nicht: 
ungen durch damit nicht zu vereinigende gejegliche Beſtimmungen dDucchbrochen, 
durch Mitwirfung anderer Berfonen bei ihrem Erlaſſe, Durch Die rechtliche 
Möglichkeit ihres Inkrafttretens auch gegen den Willen des einzelnen Arbeiters, 
durch Die Möglichkeit, in der Arbeitsordnung Beſtimmungen zu treffen, welche 
mit dem MArbeitsverbältniife nichts zu thun haben, durch Die gejegliche Anz 
erkennung des disziplinaren Charakters der Ordnungsſtrafen. In allen dieſen 
Beitimmumgen tritt e3 zu Tage, daß die Arbeitsordnung noch etwas anderes 
als Vertragsrecht, daß fie vom Arbeitgeber für feine Arbeiter gegebenes objektives 
Recht ift, welches derielbe auf Grund der ihm geſetzlich eingeräumten Befugniß 
zur autonomen Satzung kraft feiner Herrichaft über die Arbeiter Schafft. Aus 
den verjchiedenen gejeglichen Beltimmungen über die Arbeitsordnung läßt fich 
alſo ein einheitliches vechtliches Wefen derſelben nicht entnehmen. Sie tit eine 
zwitterhafte Nechtsbildung mit Januskopf, wie jolche gerade Perioden fozialer 
und politischer Nengeitaltung eigentbümlich it. Mit einer Seite gebört fie 
noch der individnaliftiichen privatrechtlichen Stegelmmg des Arbeitsverbältnijies 
an, mit der anderen bereits Dem neuen fozialen Nechte. In den jpäteren 
Stadien der Geſetzgebung wird die erjtere Seite vorauslichtlic immer mehr 
zu Gunſten der leßteren in den Hintergrund treten. 


b. Die Arbeiterausjchüiie.‘) 


Ebenfo wie die Arbeitönronngen ignorirte das bisherige Recht auch Die 
Arbeiterausfchüfje, welche zum Theil Schon feit Anfang der fiebziger Jahre, 
namentlich aber zur Zeit der großen Arbeiteransftände von 1889 und 1590 
in zahlreichen Fabriken geichaffen waren, um als legales Organ der Arbeiterfchaft 
an der Regelung des HERR. der Berwaltung von Wohlfabrts- 
einrichtungen und der Handhabung der Disziplin theilzunehmen. Dieſe tbat: 


) Vgl. Schriften de3 Vereins für Sozielpolitit, XLVI, Urbeiterausſchüſſe in der 
dentichen Anduftrie, Gutachten, Berichte, Statuten, beansgegeben im Auftrage des Vereins 
für Sozialpotitit von Prof. Dr Mar Sering, Yeipzig 1890. 
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fählih aus der Initiative der Betheiligten entjtandenen Einrichtungen, durch 
welche die bisher abjolut berrichaftliche Verfafjung der großen Unternehmungen 
in eine nach gewiljen Richtungen mehr oder minder befchränfte Herrichaft ver: 
wandelt und damit ein Ausgleich der widerjtrebenden Intereſſen angebahnt 
wurde, konnte die Gejeßgebung nicht länger unbeachtet laſſen. Da jedoch jolche 
Ausſchüſſe als Organe des jozialen Ausgleihs nur Werth haben, wenn fie 
aus der freiwilligen Entichließung der Betheiligten hervorgehen, jo vermeidet 
es auch das gegenwärtige Recht, die Einrichtung allgemein vorzujchreiben. 
Dagegen fucht es indirekt die Einrichtung zu befördern. 

Der Fabrikunternehmer braucht daber feinen Arbeiterausſchuß zu errichten. 
Er muß aber vor Erlaß einer Arbeitsordnung die in der Fabrik beichäftigten 
grobjährigen Arbeiter oder den jtändigen Arbeiterausichuß, joweit ein folcher 

efteht, anhören ($ 134d). Da mit einem Arbeiterausfchuffe leichter eine 
Verſtändigung herbeizuführen it, als mit der großen unorganifirten Maſſe, jo 
weilt dadurch die Gejeßgebung den Arbeitgeber auf die Bildung eines Aus: 
ſchuſſes hin. Ferner dürfen bejtimmte VBorjchriften, nämlich über das Verhalten 
der Arbeiter bei Benutzung der zu ihrem Beſten getroffenen, mit der Fabrik 
verbundenen Einrichtungen, jowie über das Verhalten der minderjährigen 
Arbeiter außerhalb des Betriebes, in die Arbeitsordnung nur mit Zuftimmmung 
eines ftändigen Arbeiterausichufies aufgenommen werden ($ 134b). Will aljo 
der Unternehmer ſolche Borjchriften erlallen, jo muß er zur Errichtung des 
Ausſchuſſes jchreiten. 

Indem mun die Gejeßgebung die Mitwirkung des Arbeiterausichufies in 
diefen einzelnen Punkten erforderte oder für einen Erja der Mitwirkung der 
geſammten Arbeiterjchaft erklärte, konnte fie fich der Aufgabe nicht entichlagen, 
die Art der Zufammenjegung der Ausſchüſſe näher zu bejtimmen. Dies konnte 
freilih nur in den allgemeinjten Grundzügen geichehen, da die verjchiedenen 
Verhältniſſe der einzelnen Fabriken jede einheitliche detaillirte Regelung un: 
möglich machen. 

Als zur Mitwirkung bei Feſtſtellung der Arbeitsordnung berufene jtändige 
Arbeiterausjchüfje gelten demgemäß nur: 

1. diejenigen Vorſtände der Betriebs: Fabrik- Krankenkaſſen oder anderer 
für die Arbeiter der Fabrik bejtehender Kaljeneinrichtungen, deren Mitglieder 
in ihrer Mehrheit von dem Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen find, jofern 
jie al3 jtändige Arbeiterausichüfie beiteilt werden; 

2. die Knappſchaftsälteſten von Knappfchaftsvereinen, welche die nicht dem 
Beitimmungen der Berggeſetze unterjtebenden Betriebe eines Unternehmers um: 
fajjen, unter der gleichen Vorausſetzung; 

3. die bereits vor dem 1. Januar 1891 errichteten jtändigen Arbeiter: 
ausſchüſſe, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aus ihrer 
Mitte gewählt werden; 

4. jolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den voll: 
jährigen Arbeitern der Fabrik oder der betreffenden Betricbsabtheilung in un: 
mittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die Wahl der Vertreter 
kann auch nach Arbeiterflafien oder nad) beionderen Abtheilungen des Betriebes 
erfolgen (3 134h). 

Entjpricht ein beſtehender Arbeiterausschuß Feiner dieſer gefeglich anerfannten 
Formen, fo würde er bei Feſtſtellung der Arbeitsordnung nicht mitwirken können. 
Dagegen bejtände Fein Hinderniß, daß er etwa als Disziplinargericht, Vers 
waltungsorgan für Wohlfahrtseinrichtungen, als Mittelsorgan, um Wünſche 


674 GE. Bornhak: Das deutihe Arbeiterrecht. 








IV. Abſchnitt: Die Arbeiterjchuggejeggebung. 675 


der Arbeiterjchaft zur Geltung zu bringen 2c., funktionirte. Allein da ein 
Arbeiterausichuß, der von der Mitwirkung bei Feititellung der Arbeitsordnung 
ausgejchlofjien wäre, eine fozialpolitiich jegensreiche Thätigkeit überhaupt nicht 
entfalten könnte, jo liegt auch hierin wieder ein indirefter Zwang für den 


Arbeitgeber, den Ausschuß den gejeglichen Normativbejtimmungen entiprechend 
zu geitalten. 


ec. Die Beihäftigung von Kindern, jugendlihen Arbeitern 
und Arbeiterinnen. 

Bejonderen Beichränfungen unterliegt die Beichäftigung von Kindern, jugend» 
lichen Arbeitern und Arbeiterinnen in Fabriken. 

Bollftändig ausgeſchloſſen iſt die Beichäftigung von Kindern unter dreizehn 
Jahren. Aber auch Kinder über dreizehn Jahre dürfen in Fabriken nur bes 
ihäftigt werden, wenn fie nicht mehr zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet 
find. Die Beichäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren ijt auf die Dauer 
von ſechs Stunden, die von jungen Leuten von vierzehn bis jechzehn Jahren 
auf zehn Stunden täglich bejichränft ($ 135). 

Die Arbeitsjtunden der jugendlichen Arbeiter müſſen in der Zeit von 
ö'/, Uhr Morgens bis 8'/, Uhr Abends liegen. Damit ift aljo jede nächt- 
liche Beichäftigung verboten. Außerdem find gewiſſe Pauſen zwiſchen der 
Arbeitszeit vorgejchrieben, bei ſechsſtündiger Beichäftigung eine mindeſtens halb» 
jtündige, im Uebrigen Mittags eine einjtündige, Vormittags und Nachmittags 
je eine balbitündige. Während der Pauſe darf den jugendlichen Arbeitern 
eine Beichäftigung in dem yabrifbetriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt 
in den Arbeitsräumen nur dann geftattet werden, wenn in denjelben Diejenigen 
Theile des Betriebes, in welchen jugendliche Arbeiter bejchäftigt find, fir Die 
Zeit der Pauſen völlig eingejtellt werden, oder wenn der Aufenthalt im Freien 
nicht thunlich ift, und andere geeignete Aufenthaltsräume ohne unverhältniß- 
mäßige Schwierigkeiten nicht beichafft werden fünnen. An Sonn: und Feſt— 
tagen, fowie während der von dem ordentlichen Seellorger für den Katechumenen— 
und Konfirmanden-, Beicht: und KommunionsUnterricht bejtimmten Stunden 
dürfen jugendliche Arbeiter nicht beichäftigt werden 8 136). 

Die Beichäftigung von Arbeiterinnen iſt gleichjall® für die Nachtzeit von 
8'/, Uhr Abends bis 5'/, Uhr Morgens und außerdem am Sonnabend, ſowie 
an Vorabenden der Feſttage nach 5'/, Uhr Nachmittags unterjagt. Fernerhin 
bejteht für Arbeiterinnen, auch wenn fie das fünfzehnte Lebensjahr überjchritten 
haben, ein Marimalarbeitstag und zwar von täglich elf Stunden, an den 
Vorabenden der Sonn» und FFeittage von zehn Stunden. Zwiſchen diefen 
Arbeitsſtunden muß eine mindeftens einjtündige Mittagspanfe liegen. Diejenigen 
Arbeiterinnen über jechzehn Jahre, welche ein Hausweſen zu bejorgen haben, 
find auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittagspaufe zu entlafien, 
jofern diefe nicht mindeſtens anderthalb Stunden beträgt. Wöchnerinnen dürfen 
während vier Wochen nach der Niederfunft überhaupt nicht und während der 
folgenden zwei Wochen nur beichäftigt werden, wenn das Beugni eines 
approbirten Arztes dies für zuläjlig erklärt ($ 137). 

Ein Unternehmer, welcher dieſen Verboten zumider jugendliche Arbeiter 
oder Arbeiterinnen bejchäftigt, macht fich jtrafbar ($ 146 Nr. 2). 

Die Beichäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen darf nur 
geihehen auf Grund einer jchriftlichen Anzeige an die Ortspolizeibehörde, in 
welcher die Modalitäten der Arbeit, wie Anfang und Ende, Baufen, Art der 


—— — 





676 GE Bornhakt: Das deutſche Arbeiterrecht. 


Thätigkeit näher anzugeben find. Bei jeder Be in einem diejer Punkte 
ift vorher eine neue Anzeige zu machen. Ein Verzeichniß der jugendlichen 
Arbeiter und ihrer Arbeitszeit, jowie ein Auszug aus den gejeglichen Beſtimm— 
ungen über die Bejchäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen it 
in den betreffenden Fabrikräumen auszubängen (S 135). Zuwiderhandlungen 
find ſtrafbar — 149 Wr. 7). 

Auf einen motiwirten jchriftlichen Antrag des Unternehmers fann die untere 
Verwaltungsbehörde wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit auf die 
Dauer von zwei Wochen, jedoch in einem Kalenderjahre für höchſtens vierzig 
Tage die Beihäftigung von Arbeiterinnen über jechzehn Jahre an den Wochen: 
tagen außer Sonnabend unter der Vorausſetzung geitatten, daß die tägliche 
Arbeitszeit dreizehn Stunden nicht überfchreitet. Auf eine längere Zeit fann 
die höhere VBerwaltungsbehörde die gleiche Erlaubniß ertheilen, wenn die durch— 
Ichnittliche Arbeitsdauer im Betriebe der gejeglichen entipricht. Gegen die 
Berjagung der Erlaubniß findet die Beſchwerde an die vorgeſetzte Bebörde 
ftatt. Die untere Berwaltungsbehörde führt über die ertbeilten Erlaubnijie ein 
bejonderes Verzeichniß. In gleicher Weiſe fann die untere Verwaltungsbehörde 
die Beichäftigung von Arbeiterinnen über ſechzehn Jahre, welche fein Haus: 
wejen zu bejorgen haben und feine Fortbildungsichule bejuchen, für einzelne 
aa an Sonnabenden und Vorabenden von Feſttagen zwifchen 5°, umd 

. Uhr Abends gejtatten (3 133a). Ein Arbeitgeber, welcher den ihm bier: 
a auferlegten Berpflichtungen entgegen handelt, it ftrafbar ($ 149 Nr. 7). 

Auch dann, wenn Naturereignifie oder Unglüdsfälle den regelmäßigen 
Betrieb einer Fabrik unterbrochen haben, kann die untere VBerwaltungsbehörde 
auf vierzehn Tage, die höhere Verwaltungsbehörde auf vier Wochen und der 
Neichsfanzler auf längere Zeit Ausnahmen von den gejeglichen Grundſätzen 
über die Beichäftigung der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen gejtatten. 
Auch kann der Neichsfanzler wegen der Natur des Betriebes oder aus Rückſicht 
auf Die Arbeiter im einzelnen Fabriken eine anderweite Regelung eintreten 
laſſen (S 139). Allgemeine Ausnahmen it dagegen nur der Bundesrath feit- 
zujeßen befugt und zwar in zweifacher Weile. Er kann die Beichäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern für gewiſſe Fabrikationszweige, welche 
mit bejonderen Gefahren für Geſundheit und Sittlichfeit verbunden find, gänzlich 
unterjagen oder von bejonderen Bedingungen abhängig machen.) Er kann 
aber umgefehrt mit Rückſicht auf die befondere Natur einzelner Fabrikations- 
zweige innerhalb beitimmter geieglichen Schranken allgemeine Ausnahmen von 
den geieglichen Vorschriften für zuläſſig erklären iS 139a). Gewerbetreibende, 
welche den getroffenen Verfügungen entgegen handeln, werden beftraft (146 Wr. 21. 

Die geleglichen Grundjäge über die Beichäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern fommen auch in Betrieben zur Yarwendung, Die man 
gewöhnlich nicht als Fabriken bezeichnet. 

Sie gelten für Werfftätten, in denen durch elementare Kraft bewegte 
Triebwerke nicht bloß vorübergebend zur Anwendung kommen, mit der Maß: 
gabe, Daß der Bundesrath für gewiſſe Arten von Betrieben Ausnahmen nach— 
laſſen kaun. Auf andere Werkſtätten, in denen der Arbeitgeber nicht ausſchließlich 
zu jeiner Familie gehörige Perſonen beichäftigt, und auf Bauten fünnen fie 


) Solche Beſtimmungen find ergangen für Walz und Hammerwerfe — Bel. v. 
23 April 1879 —, für Glaſhütten — Bek. v. 23. April 1879 —, für Spinnereien — Bel. 
v. 20. Mai 1879 —, für Steinkohlenbergwerke — Bek. v. 10. Juli 1881, 12. Mürz 1883 — 
fiir Drabtziehereien mit Waſſerbetrieb — Bel. v. 3. Februar 1886 —. 
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durch kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrathes ganz oder 
theilweije ausgedehnt werden ($ 154). 

Auf Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungsanftalten und unterirdiich betriebene 
Brühe und Gruben finden dagegen jene Grundfäge unbedingt Anwendung. 
Doch dürfen Arbeiterinnen in ſolchen Anlagen unter Tag bei Strafe nicht 
beichäftigt werden (SS 1544, 146). 

Die Faiferlichen Verordnungen, wie die Ausnahmebejtimmungen des Bundes- 
rathes, können auch für beitimmte Bezirke erlafjen werden. Sie find durch 
das Neichsgejegblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei jeinem nächjten 
Zuſammentritte zur Kenntnignahme vorzulegen ($ 154). 


S 6. Die Raatlide Aufſicht. 


Die Kontrolle der einzelnen Fabrifunternehmungen und jonjtigen gewerb- 
lichen Anlagen in Bezug auf die Beobachtung der gejeglichen Arbeiterſchutz— 
bejtimmungen it an und für fich ala Theil der Gewerbepolizei Aufgabe der 
Drtspolizeibehörden. Zu einer gleichmäßigen Durchführung reicht jedoch ihre 
Thätigfeit um jo weniger aus, als eine wirffame Aufficht vielfach befondere 
techniiche Kenutniſſe erfordert. 

Scon 1853 wurden daher in Preußen zur Kontrolle der Fabriken bejondere 
Fabrikinſpektoren nach engliſchem Vorbilde bejtellt. Die Gewerbeordnung von 
1869 jchrieb dagegen ihre Beftellung nicht von Reichswegen vor, jondern über: 
ließ diejelbe den Einzelitaaten. Sachſen folgte 1872 dem preußischen Borbilde, 
desgleichen Baden. Erſt durch die Gewerbeordnungsnovelle von 1878 wurde 
das Inſtitut obligatorisch eingeführt. Die Fabrifinjpeftoren jollten als von 
den Einzeljtaaten ernannte Staatsbeamte neben den ordentlichen Bolizeibehörden 
die Aufjicht über die geſundheits- und fittenpolizeilichen Einrichtungen und den 
Schuß der jugendlichen Arbeiter ausüben. Nur in Bezirken ohne oder mit geringem 
Fabrifbetriebe konnte von ihrer Anjtellung abgejehen werden. Die Jahresberichte 
der FFabrifinjpeftoren wurden veröffentlicht. Das gegenwärtige Hecht hat nun 
die Zuftändigfeit der Fabrikinſpektoren nach verjchiedener Richtung ausgedehnt.') 

Die Kontrolle über die Beobachtung der gejeglichen Vorichriften bezüglich 
der Sonntagsruhe, der gejundheits: und fittenpolizeilichen Einrichtungen und 
des Schußes der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter ift nicht nur fir Die 
Fabriken, jondern für alle gewerblichen Anlagen befonderen, von den Landes: 
regierungen zu ernennenden Beamten zu übertragen. Denjelben jtehen bei Aus— 
übung dieſer Aufficht alle amtlichen Befugniſſe der Ortspolizeibehörden, ins— 
bejondere das Necht zur jederzeitigen Nevifion der Anlagen zu. Sie find vor— 
behaltlich der Anzeige von Gejegwidrigfeiten zur Geheimhaltung der amtlich 
zu ihrer Kenntniß gelangenden Geichäfts- und Betriebsverhältnifje der ihrer 
Reviſion unterliegenden Anlagen zu verpflichten. Die Regelung der Zuſtändig— 
feiten zwifchen diefen Beamten und den ordentlichen Polizeibehörden bleibt den 
einzelnen Bundesftaaten vorbehalten. Die Kontrollbeamten haben Jahresberichte 
über ihre amtliche Thätigkeit zu eritatten, welche entweder vollitändig oder im 
Auszuge dem Bundesrathe und dem Neichstage vorzulegen find. 

Die Arbeitgeber müſſen die hiernach auszuführenden amtlichen Revifionen 
zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht während des Betriebes gejtatten. 
Sie find ferner verpflichtet, dem genannten Beamten oder der Polizeibehörde 





N Bol. dazu für Preußen A. E. vom 27. April 1891 — 6. ©. 1891, ©. 165 Dienfts 


Anw.v. 23. April 1892 für die Gewerbeaufjichtsbeamten — M.Bl. d. inn. Berw. 1892, S. 160 —. 
Annalen d:8 Deutfben Reichs. 1892, 44 
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diejenigen ſtatiſtiſchen Meittheilungen über die Berhältnifje ihrer Arbeiter zur 
machen, welche vom Bundesrathe oder von der LYandeszentralbehörde unter 
Feſtſetzung der dabei zu beobachtenden Frilten und Formen vorgeichrieben 
werden ($ 139b). Eine Nichterfüllung dieſer geieglichen Verpflichtungen ſeitens 
de3 Urbeitgebers ijt mit Strafe bedroht ($ 149 Wr. 7). 


Rap. II. Das formelle Arbeiterjhugredt. 
$ 1. Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältniffe überhaupt. 


Die heutige Nechtsordnung ſieht das Arbeitsverhältuiß in allen drei 
Produftionsgebieten als ein gemöhnliches privatrechtliches Koutraftsverhältniß an. 
Hieraus ergibt fi) al8 nothwendige Folge, daß über Rechtsitreitigkeiten aus 
dem Arbeitsverhältnifje die ordentlichen Gerichte in den Formen des gewöhn— 
lihen Zivilprozeſſes zu entjcheiden haben. Dieje Folgerung, daß das formelle 
Neht dem materiellen zu entjprechen hat, iſt dann auch allgemein gezogen. 
Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter finden ihre Erledigung 
wie alle jonftigen privatrechtlichen Differenzen. Nur in einzelnen Punkten iſt 
man hiervon abgewichen und hat entweder für eine vorläufige ſchiedsrichterliche 
Erledigung oder für die Entjcheidung in eriter Inſtanz oder überhaupt bejondere 
Organe beitellt. Der Rechtsgrundſatz, daß ein Nechtsftreit aus dem Arbeits 
verhältnifje als ein privatrechtlicher der zivilprozejjualen Entjcheidung unter: 
liegt, wird damit feineswegs durchbrochen. Es treten nur Sondergericte, 
bisweilen auch ein bejonderes Prozeiverfahren an die Stelle der gewöhnlichen 
Formen der Rechtsverfolgung. 


a. Gejindejtreitigfeiten.‘) 

Die Streitigkeiten zwiſchen Herrihaft und Gefinde gehören zwar zur Zu: 
ftändigfeit der ordentlichen Zivilgerichte. Ihrer Natur nach erfordern fie jedoh 
vielfach eine jo jchleunige Erledigung, daß die Thätigfeit der Gerichte jelbit 
in einem jummarischen Verfahren nicht immer dem praftiichen Bedürfniſſe ge 
nügen würde. Deßhalb räumen die meiſten Gefindeordnungen der Polizei im 
Intereſſe der öffentlichen Ordmung eine vorläufige Entjcheidung vorbehaltlid 
des ordentlichen Rechtsweges ein. 

Bei der Mannigfaltigfeit des Gefinderechtes in Deutſchland ijt eine all 
gemeine Erörterung ausgejchlojien. Vielmehr erjcheint eine Beichränfung auf 
das preußijche Necht geboten, bei dem bejonders die Gefindeordnung vom 
8. November 1810 für die alten Provinzen mit Ausnahme von Neuvorpommern 
und Rügen, die rheinische Gefindeordnung vom 19. November 1844 und die 
neuvorpommerjche vom 11. November 1845 in Betracht fommen.?) 

Hiernach hat die Polizei in Gefindejtreitfachen eine dreifache Thätigfeit zu 
entwideln. Es gehört hierher die vorläufige Entjcheidung von Streitigkeiten 
aus dem Gefindeverhältnijje, die Anwendung obrigfeitliher Zwangsmittel, um 
das Gefinde zum Antritte oder zur TFortiegung des Dienjtes anzuhalten und 
die Ausfertigung der Geſindezeugniſſe an Stelle der Herrichaft, wenn das von 
dieſer ausgeſtellte ſich als wahrheitswidrig erweiſt. 

) Vgl. Jolly, Die polizeiliche Regelung des Dienſtbotenweſens in Schönbergs 
Handbuch der politiſchen Oekonomie, Bd. 1, C. 1200 ff. und Art. Geſindepolizei in v. Stengels 
Börterbuh Bd. 1, ©. 583 f.: Bornhak, Ueber die Thätigfeit der Polizeibehörden In 
Sejimdeitreitigfeiten in der Wochenſchrift „Selbitverwaltung“ 1886, S. 105 fi. 

Eine Ueberficht der verichiedenen in Preußen geltenden Geſindeordnungen | 
Bornhal, Preuß. Staatöreht Bd. 3, S. 208 ff. 


IV. Abſchnitt: Die Arbeiterjhupgeiepgebung. 679 


Die vorläufige Entjcheidung von Streitigkeiten aus dem Gefindeverhältnifie 
räumen die meilten Gefindeordnungen allgemein der Ortspolizeibehörde ein, 
jo die rheinifche $ 47, die neuvorpommerſche $ 171, die naſſauiſche und fuldaiſche. 
Einen anderen Standpunkt nimmt die Gefindeordnung von 1810 88 32 ff., 
83 ein, indem fie der Polizei eine Entjcheidung nur in beſchränkterem Maße 
zugefteht. Lohn, Koftgeld oder Beköftigung, wie Menge und Beichaffenheit 
der Koſt des Gefindes beruhen auf freier Vereinbarung und in Ermangelung 
jolcher darauf, was einem Geſinde derjelben Klaſſe zur Zeit der Vermiethung 
der Regel nad gegeben wurde. Die Polizei joll bier bejtimmen, was in diejer 
Beziehung Regel iſt. In derjelben Weiſe joll die Polizei entjcheiden, in welcher 
Zeit die Livree verdient ift. Die Entjcheidungsbefugniß der Polizei iſt aljo 
bier feine allgemeine, fondern erftredt ſich nur auf Streitigkeiten über Lohn, 
Koftgeld, Beköftigung und Livree. Einer dritten Art von Gefindeordnungen 
endlich, wozu namentlich Jämmtliche hannöverjche Dienjtbotenordnungen gehören, 
ijt die vorläufige Entjcheidung der Polizei iiber Streitigkeiten, die nicht den 
Antritt oder die Fortjegung des Dienjtes zum Gegenſtande haben, vollitändig 
unbefannt. Soweit die vorläufige Entjcheidung der Polizei beiteht, erfolgt 
diejelbe vorbehaltlich de3 ordentlichen Nechtsweges und ift jelbjt nicht voll: 
itrefbar.‘) Es handelt fih alſo nur um einen Sühneverfuch, nach dejjen 
Fehlſchlagen den Parteien zur Geltendmachung ihrer Rechte nur die Erhebung 
der Klage übrig bleibt. Die polizeiliche Entjcheidung erfolgt zwar vorbehaltlich 
des ordentlichen Rechtsweges, doch iſt nirgends bejtimmt, Daß der ordentliche 
Rechtsweg erſt beichritten werden fünnte, nachdem die Bolizeibehörde entichieden hat. 
Dem Zwecke des Gejepgeberd würde es auch geradezu zumiderlaufen, wollte 
der Nichter ſich durch Urtheil, jtatt in der Sache jelbjt zu erfennen, für un— 
zuftändig erklären, weil die Polizei noch nicht entichteden habe. 

Die zweite Gruppe bilden die Streitigkeiten über Antritt und Fortjegung 
de3 Dienjtes. Im Grunde genommen fallen diejelben unter den allgemeinen 
Begriff der der vorläufigen Enticheidung und gütlichen Vermittlung der Polizei: 
behörde unterliegenden Gefindejtreitigfeiten. Die Bejonderheit bejteht nur in 
der Anwendung des obrigkeitlichen Zwanges gegen das Gefinde. Wenn die 
Herrichaft fich umberechtigt weigert, da8 gemiethete Gefinde anzunehmen oder 
zu behalten, jo joll fie zwar von der Polizei dazu angehalten werden. Bei 
beharrlicher Weigerung der Herrichaft ſteht aber der Polizei gegen dieje Fein 
Zwang zu, jondern e3 bleibt dem benachtheiligten Gefinde zur weiteren Ber: 
folgung feiner Rechte nur die Beſchreitung des ordentlichen Rechtsweges übrig. 
Diefe Streitigkeiten find alfo von der zuerjt erwähnten Gruppe in nichts ver: 
Ihieden. Dagegen bejtimmen faſt fämmtliche Gefindeordnungen, jo die der 
alten Provinzen, die fuldaiiche und die hannöverjchen Dienjtbotenordnungen, 
daß das Gefinde, welches den Dienjt anzutreten oder fortzujegen jich un: 
berechtigter Weife weigert, von der Polizei durch Zwangsmittel, namentlich 
durch polizeiliche Zuführung zur Herrichaft dazu angehalten werden ſoll, jofern 
die Herrichaft dies beantragt. Der Anwendung des Zwanges bat jelbit- 
verjtändlich eine polizeiliche Unterjuchung des Sachverhaltes vorauszugehen, um 
feſtzuſtellen, ob die Weigerung des Geſindes eine berechtigte iſt oder nicht. An dieſe 


) — ſollen nach der rheiniſchen und neuvorpommerſchen Geſindeordnung die Polizei— 
behörden ihre Entſcheidungen ſofort zur Aus Führung bringen. Dies kann ſich jedoch nur 
auf Streitigkeiten über Dienitantritt und Fortſetzung und Gelindezengnijie bezieben, da 
im Uebrigen privatrechtlihe Verpflichtungen nicht durch polizeilihen Zwang verwirklicht 
werden fünnen. 


44* 
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Unterſuchung muß ſich die Entſcheidung der Polizeibehörde anſchließen. Das 
ganze Verfahren geſtaltet ſich alſo wie in dem erſten Falle. Nur iſt, wenn 
die eine Partei, das Geſinde, ſich der polizeilichen Entſcheidung nicht fügt, 
damit nicht etwa die Thätigkeit der Polizei überhaupt beendet, ſondern es 
greift nunmehr die polizeiliche Zwangsgewalt Platz. 

Gegen dieſe polizeilichen Zwangsverfügungen ſind dieſelben Rechtsmittel 
zuläſſig, wie gegen alle übrigen polizeilichen Verfügungen, alſo die Verwaltungs— 
beſchwerde und die Klage bei den Verwaltungsgerichten.“) Daneben findet 
aber auch die Bejchreitung des ordentlichen Nechtsweges durch Erhebung der 
Zivilklage ftatt. Lebtere ift an eine Präflufivfrift nicht gebunden, im dem 
Zivilprozeſſe wird aber auch gar nicht über die Berechtigung und Berfügung, 
jondern lediglich Über den Privatrechtsanipruch entfchieden. Wenn ein folder 
der Herrichaft gegen das Gefinde auf Antritt und Fortjegung des Dienites 
nicht anerfannt wird, jo verliert damit freilich auch die polizeiliche Verfügung 
ihre rechtliche Grundlage.”) 

Endlih ſoll nach den Gefindeordnungen der alten Provinzen und den 
hannöverſchen Dienjtbotenordnungen die Polizei einfchreiten bei Streitigkeiten 
über das Abſchiedszeugniß. Wenn nämlich in demfelben gegen das Gefinde 
Beichuldigungen ausgejprochen werden, die fein weiteres Fortkommen zu hindern 
geeignet find, jo kann das Gefinde auf polizeiliche Unterfuchung antragen. 
Ergibt fich hierbei die Unwahrheit der Beſchuldigung, jo hat die Polizei auf 
Koften der Herrichaft ein neues Zeugniß auszufertigen und ihr fernere üble 
Nachrede bei namhafter Geldftrafe zu unterfagen. Da es ſich bei Ausstellung 
des Beugnifjes durch die Herrichaft nicht um die Erfüllung einer privat: 
rechtlichen Verpflichtung jeitens derjelben aus dem Gefindeverhältnifje, jondern 
un die Folgeleiftung gegenüber einer öffentlichrechtlichen Ordnungsvorſchrift 
handelt, jo ijt jelbjtverjtändlich der Zivilrechtsweg gegen die polizeiliche Aus 
fertigung des Atteftes ausgeſchloſſen, wie dies einige Gefindeordnungen jogar 
noch ausdrücdlich hervorheben. Dagegen hat die Ausfertigung den Charakter 
einer polizeilichen Verfügung, und es müſſen die gegen diefe gegebenen Rechte: 
mittel auch im vorliegenden Falle für zuläffig erachtet werden. 
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b. Seemannsjtreitigfeiten. 


Auch die Streitigkeiten der Schiffsbefagung mit dem Nheder oder feinem 
Nepräfentanten gehören als Privatrechtsaniprüche zur Zujtändigfeit der ordent- 
lichen Gerichte. Das praftifche Bedürfniß macht jedoch eine vorläufige Ent- 
jcheidung durch befondere Organe nothwendig. Diefes Verfahren ift von Reich 
wegen einheitlich geregelt durd) die Seemannserdnung vom 27. Dezember 1872.) 

Die zur vorläufigen Entjcheidung zuftändigen Organe bilden die Seemanns— 
ämter. Diejelben find im Auslande identiſch mit den NReichskonfulaten, im 
Inlande dagegen meist follegialifch, bisweilen auch büreaufratisch organifirte 
Landesbehörden, deren Geichäftsführung unter der Aufficht des Reiches jtedt. 

Bei Streitigfeiten zwiſchen Schiffsmann und Schiffer hat das Seeamt 
eine gütliche Ansgleihung zu treffen, jobald diejelben zu feiner Kenntniß 
gelangen Won bejonderer Bedeutung ift dies im Auslande, da der Schiff 
mann den Schiffer vor feinem ausländischen Gerichte belangen darf, aljo bie 
) Vgl Entſch. des ©. V. ©. vom 6. Dezember 1876, Bd. 1, ©. 396. 

2) Entih des O. B ©. vom 14. März 1877, Bd. 2, S. 387. 
R. 8. Bl. 1872, ©. 409. 
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zur Beendigung der Reiſe Tediglih auf die Vermittlung des Seeamtes an— 
gewiejen it. Insbeſondere ift die Mannfchaft befugt, fich beim Seemannsamte 
darüber zu beichweren, daß das Schiff nicht feetüchtig, oder der für den Bedarf 
der Mannschaft an Bord mitgeführte Proviant ungenügend oder verdorben iſt. 
Wenn eine jolche Beichwerde von wenigitens drei Schiffälenten oder einem 
Offizier erhoben wird, jo hat das Seemannsamt eine Unterfuchung zu ver: 
anlaffen und, wenn fich die Beichwerde als begründet erweilt, für geeignete 
Abhilfe zu jorgen. Dede Entziehung vom Dienjte jeitens des Schiffsmannes 
nach Abſchluß des Henervertrages umd erfolgter Anmufterung ijt ftrafbar. Der 
Schiffer kann außerdem den Schiffsmann zur Pflichterfüllung durch das Seeamt 
zwangsweife anhalten lafjen. Dieie Anordnung des Seeamtes ift allerdings 
gleichfalls nur eine proviforische vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 
Allein da die Anordnung vorläufig vollftredbar it und während der Fahrt 
der Rechtsweg nicht bejchritten werden kann, jo wird jich die Zivilflage regel- 
mäßig auf einen Entichädigungsanfpruch reduziren. Im Auslande darf der 
Schiffsmann, der feine Entlafjung fordert, außer im Falle des Flaggenwechjels 
nicht ohne Genehmigung des Seemannsamtes den Dienft verlaſſen. Andrerfeits 
darf auch der Schiffer mur mit diefer Genehmigung den Sciffsmann im 
Auslande zurüclafien. 

Bei den im Geſetze vorgejehenen jtrafbaren VBerlegungen der Seemann: 
ordnung hat das Seemannsamt die Unterfuchung zu führen und die Strafe 
feitzulegen. Gegen die Straffeftiegung kann jedoch der Beſchuldigte innerhalb 
zehntägiger Friſt auf gerichtliche Enticheidung antragen. 

Die Seemannsämter haben endlich definitiv zu entjcheiden über das dem 
Schiffsmanne auf fein Verlangen nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes zu 
ertheilende Zeugniß. Der Rechtsweg ift bier ebenfo wie bei den Geſinde— 
zeugniljen ausgejchlofjen. 


S 2. Insbefondere die Gewerbegerichtsbarkeit, 
a. Die Entwidlung der neueren Gewerbegeridhtsbarfeit. 


Während in der gebundenen Wirthichaftsordnung die Entjcheidung von 
Rechtsſtreitigkeiten zwijchen den Handwerksmeiſtern und ihren unfelbjtändigen 
UÜrbeitern den Innungen, in höherer Initanz den Magijtraten und den jtaat: 
lihen Berwaltungsbehörden und VBerwaltungsgerichten zuftand, fiel diefe Sonder: 
gerichtsbarfeit mit dem Uebergange zur Gewerbefreibeit fort: Dagegen waren 
in Frankreich auf Grund des Gejeges vom 18. März 1806 und der Defrete 
vom 11. Juni 1809, 3. Auguft 1810 und 17. Dezember 1311 befondere Con- 
seils de prud’hommes gebildet worden. Diejelben, aus von ihren Standes: 
genojien gewählten Fabrifanten, Werfmeiftern und Handwerkern zujammen- 
gejegt, Sollten bei allen Streitiachen zwiichen Arbeitgebern und Arbeitern 
zunächit eine Sühne verjuchen und, jofern dies nicht gelang, den Nechtsjtreit 
vorbehaltlich der Berufung an das Landgericht enticheiden. Dieſe Sonder: 
gerichte erhielten fi in Deutjchland innerhalb des Gebietes des franzöfiichen 
Rechtes zum größten Theile. Insbefondere wurden fie in Preußen durch Ver: 
ordnung vom 7. Auguſt 1846 als fünigliche Gewerbegerichte reorganifirt. Uber 
auch in anderen deutjchen Landestheilen fand das Worbild des Franzöfiichen 
Rechtes Nahahmung. So wurde für die übrigen Yandestheile Preußens durch 
Verordnung vom 9. Februar 1849, ſoweit ein Bedürfniß fich dazu heraus: 
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jtellen würde, die Errichtung von Gewerbegerichten angeordnet, deren Mitglieder 
je zur Hälfte von den Arbeitgebern und den Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt 
werden follten. 

Die Gewerbeordnung von 1869 ($ 108, jpäter 8 120a) ließ diefe Gewerbe: 
gerichte unberührt Streitigkeiten der gewerblichen Arbeitgeber mit ihren um- 
jelbjtändigen Arbeitern aus dem Arbeitsverhältniſſe jollten, ſoweit für ſolche 
Angelegenheiten bejondere Behörden bejtänden, vor denjelben zur Enticheidung 
gelangen. Nur in Ermangelung einer jolchen befonderen Behörde wurde die 
Entjcheidung der Gemeindebehörde übertragen vorbehaltlich der hiergegen jedem 
Theile zuftehenden Berufung auf den Rechtsweg innerhalb zehn Tagen. Durch 
Ortsſtatut konnten jtatt deiien von der Gemeindebehörde Schiedsgerichte unter 
gleichmäßiger Heranziehung der Arbeitgeber und Arbeiter gebildet werden. Dazu 
famen jeit der Gewerbeordnungsnovelle von 1881 in Lehrlingsftreitigkeiten die 
Innungen, im Uebrigen bejondere Iunungsichiedsgerichte, deren Zuitändigfeit 
fich unter Umftänden auch auf Arbeitgeber, welche, obwohl aufnahmefäbig, der 
Innung nicht angehörten, und deren Arbeiter erjtreden konnte. 

Damit ergab ſich eine dreifache Gliederung der gewerblichen Schieds: 
gerichte. Diejelben waren Innungsgerichte, Staatsgerichte oder Gemeindegerichte. 
Unter den Staatsgerichten famen mur noch die rheinischen Gewerbegerichte in 
Betracht, da die befonderen Gerichte auf Grund der Verordnung vom 9. Februar 
1849 in Preußen jpäter fortgefallen waren. Unter einander jtanden dieſe 
verjchiedenen Gerichte in dem Verhältniſſe, dab das Staatsgericht eintrat, wo 
ein zuftändiges Innungsgericht fehlte, und das Gemeindegericht, wo weder ein 
zuftändiges Innungsgericht noch ein Staatsgericht vorhanden war. 

Die geſammte Gewerbegerichtsbarfeit ift jedoch nunmehr von Grund aus 
neu geregelt worden durd) das Reichsgeſetz vom 22. Juli 1890 betreffend die 
Gewerbegerichte. 





b. Die Organijation der Gewerbegeridte. 

Die Errichtung der Gewerbegerichte iſt nicht allgemein gejeglich angeordnet, 
jondern fie erfolgt nur, joweit ein bejonderes Bedürfniß Dies erfordert. Negel: 
mäßig joll die Errichtung durch Ortsftatut einer Gemeinde gejcheben, welches 
der Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde bedarf. Der Beſcheid 
derjelben ijt binnen jehs Monaten zu ertbeilen und muß mit Gründen ver: 
jeben jein, wenn er die Genehmigung verfagt. Doch fünnen fich auch mehrere 
Gemeinden durch übereinftimmende Ortsitatuten zur Errichtung eines gemeinſamen 
Gewerbegerichts vereinigen, umd weitere Kommunalverbände durch Statut ein 
Gewerbegericht für ihren Bezirk infoweit errichten, als innerhalb desjelben feine 
Gewerbegerichte der Gemeinden beftehen. Auf Antrag betheiligter Arbeitgeber 
oder Arbeiter kann auch die Yandeszentralbehörde ein Gewerbegericht errichten, 
wenn dejien Bildung ungeachtet ihrer Aufforderung im Wege des Kommunal: 
ſtatuts nicht erfolgt. Vor der Errichtung find Arbeitgeber und Arbeiter der 
wichtigiten Gewerbezweige zu hören ($ 1). 

Die Gewerbegerichte jollen zu enticheiden haben über gewerbliche Streitig- 
feiten zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern. Als Arbeiter gelten dabei die 
Geſellen, Gehilfen, Fabrikarbeiter und Yehrlinge, auf deren Arbeitsverhältnig 
die Gewerbeorduung Anwendung findet, ſowie das höhere Betriebsperional 
unter der Vorausfegung, daß fein Nahresarbeitsverdienit 2000 Mk. nicht über: 
jteigt. Ohne weiteres find damit von der AZuftändigfeit ausgeſchloſſen die 
Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgejchäften. Das Gejeg 


ee 


IV, Abſchnitt: Die Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 683 


nimmt aber mit Rückſicht auf die militärische Organijation auch die Arbeiter 
der unter der Militär: oder Marineverwaltung jtehenden Betriebsanlagen aus. 
Die Zuftändigfeit der Gewerbegerichte erjtredt jich ohne Rückſicht auf den 
Werth des Streitgegenjtandes über alle Nechtsijtreitigfeiten, welche zwischen den 
Arbeitgebern und den oben genannten Arbeitern aus dem Arbeitsverhältnijfe 
entjteben, mit Ausnahme derjenigen über Konventivnalitrafen, deren Zahlung 
der Arbeiter bei Eingehung eines gewiljen anderen Arbeitsverhältnifjes oder 
Errichtung eines eigenen Geichäftes unterworfen hatte; ferner über die Rechts- 
jtreitigfeiten zwijchen Arbeitgebern und den betreffenden Arbeitern bezüglich der 
Anrechnung von Nranfenverjicherungsbeiträgen und endlich über alle Anfprüche, 
welche von Arbeitern desjelben Arbeitgebers gegen einander auf Grund der 
Uebernahme einer gemeinfamen Arbeit erhoben werden. Streitigfeiten dieſer 
Art zwischen dem Gewerbeunternehmer und den jog. Hausgewerbtreibenden und 
der leßteren unter einander gehören vor die Gewerbegerichte, wenn die Haus: 
gewerbtreibenden jich auf die Verarbeitung der vom Fabrikanten gelieferten 
Rohſtoffe und Halbfabrifate beichränfen Statutariich kann jedoch dieſe Zus 
jtändigfeit weiter ausgedehnt werden. Im Uebrigen kann durch das Statut 
die jachliche Zuftändigkeit der Gewerbegerichte auf bejtimmte Arten von Gewerbes 
und Fabrifbetrieben und ihre örtliche Zujtändigfeit auf bejtimmte Theile des 
Gemeindebezirks beichränft werden. Umgekehrt kann die LYandeszentralbehörde 
die Örtliche Zuftändigkeit eines von ihr errichteten Gewerbegerichtes ausdehnen. 
Die Zuftändigfeit eines Oewerbegerichtes ichließt diejenige der ordentlichen 
Gerichte aus (SS 1—7, 76) 

Die Kojten der Einrichtung und Unterhaltung des Gerichts find, joweit 
fie nicht aus den Gerichtseinnahmen ihre Dedung finden, von der Gemeinde 
oder dem weiteren Kommunalverbande zu tragen Dedt ſich der Bezirk des 
Gerichtes nicht mit dem fommunalen, jo iſt bei der Errichtung über den Antheil 
der einzelnen Bezirfe an der Koſtenlaſt eine nähere Beitimmung zu treffen ($ 8). 

Für jedes Gewerbegericht wird ein Vorſitzender, ein Stellvertreter desjelben 
und die erforderliche Anzahl von Beifigern, mindeitens vier, berufen. Für 
größere Gewerbegerichte, die in mehrere Abtheilungen oder Kammern zerfallen, 
fünnen auch mehrere Borfigende bejtellt werden. Zum Mitgliede des Gewerbe: 
gerichtes ſoll nur berufen werden, wer das dreißigite Yebensjahr vollendet, in 
dem der Wahl vorangegangenen Jahre fir ſich oder jeine Familie Armen 
unterjtügung aus öffentlichen Mitteln nicht empfangen oder die erhaltene 
Urmenunterjtügung erjtattet hat und in dem Gerichtsbezirfe jeit mindeſtens 
zwei Jahren wohnt oder beichäftigt it. Außerdem können Perſonen, welche 
zum Schöffenamte unfähig find, nicht berufen werden (SS 9, 10). 

Der Borjigende und dejjen Stellvertreter dürfen weder gewerblicher Arbeit: 
geber noch Arbeiter jein. Im Uebrigen wird eine bejondere Qualifikation nicht 
erfordert. Die Wahl erfolgt durch den Magiltrat und, wo ein jolcher nicht 
vorhanden ijt, oder das Statut dies beitimmt, Die Gemeindevertretung, in 
weiteren Kommunalverbäuden durch die Bertretung des Verbandes auf mindejtens 
ein Jahr. Bejchwerden über die Nechtsgiltigfeit der Wahlen werden in Der: 
jelben Weife entichieden wie bezüglich * Beiſitzer. Die Wahl des Vorſitzenden 
und der Stellvertreter bedarf der Beſtätigung der höheren Verwaltungsbehörde, in 
deren Bezirk das Gewerbegericht ſeinen Sitz hat. Eine ſolche Beſtätigung iſt jedoch 
nicht erforderlich für Staats- und Gemeindebeamte, welche, im Nebenamt zum 
Vorſitzenden oder Stellvertreter ernannt, ihr Hauptamt fraft jtaatlicher Ernennung 
oder Bejtätigung verwalten, jo lange fie dieſes Hauptamt befleiden (SS 11, 15). 
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Die Beifiger müſſen zur Hälfte aus den Arbeitgebern, zur Hälfte aus den 
Arbeitern, von diejen in getrennter Wahlhandlung durch unmittelbare und ge- 
beime Wahl auf ein bis jechs Jahre gemählt werden. Wahlberechtigt find 
Diejenigen dem Gewerbegerichte unterworfenen Arbeitgeber, bevollmächtigten 
Betriebsleiter und Arbeiter, welche das 25. Lebensjahr vollendet und jeit 
mindeftens einem Jahre in dem Gerichtsbezirfe Wohnung oder Beichäftigung 
babeu, fofern fie nicht zum Schöffenamte unfähig find. Die näheren Beſtim— 
mungen über die Wahl und das Berfahren werden durch das Statut getroffen, 
welches insbejondere anordnen kann, daß bejtimmte gewerbliche Gruppen je 
einen oder mehrere Beifiger zu wählen haben. Beichwerden gegen die Nechts- 
giltigkeit der Wahlen fünnen binnen eines Monats bei der höheren Verwaltungs: 
behörde erhoben werden. Dieje hat Wahlen, welche gegen das Gejeg oder 
die auf Grund desjelben erlafjenen Wahlvorichriften verjtoßen, für ungiltig zu 
erklären. Das Amt dev Beifiger ijt ein Ehrenamt, welches nur aus denjelben 
Gründen wie ein unbejoldetes Gemeindeamt und, wo darüber landesgejegliche 
Beitinnmungen fehlen, aus denjelben Gründen wie eine Vormundichaft, außerdem 
aber nad jechsjähriger Verwaltung des Amtes für die nächſten ſechs Jahre 
abgelehnt werden kann. Die Beifiger erhalten für jede Situng, der fie bei: 
gewohnt haben, im ftatutariich zu beitimmender Höhe Vergütung für Neijekoiten 
und Entſchädigung für Zeitverfäummiß, deren Zurückweiſung unſtatthaft it 
(8$ 12-15, 18). 

Sind Wahlen nicht zu Stande gefommen oder wiederholt für ungiltig 
erflärt, ſo ift die höhere Verwaltungsbehörde befugt, die Wahl der Beiliger 
dem Magiitrate, bezw. der Vertretung der Gemeinde, oder des weiteren Kommunal— 
verbandes zu übertragen und, joweit die Wahlen vom Magiftrate oder kom: 
munalen Bertretungen vorzunehmen waren, die Mitglieder zu ernennen 8 16) 

Namen und Wohnort der Mitglieder des Gemwerbegerichtes werden nad 
näherer Bejtimmung des Statuts öffentlich befannt gemacht ($ 17). Der Bor: 
figende und deſſen Stellvertreter find vor ihrem Amtsantritte durch der von 
der höheren Berwaltungsbehörde beauftragten Beamten, die Beiliger vor der 
eriten Dienitleiftung durch den Vorfigenden etdlich zu verpflichten. Die Eides— 
norm iſt gejeßlich nicht vorgejchrieben (S 20). 

Wenn bei einem Meitgliede des Gewerbegerichtes nachträglich Umstände 
eintreten oder befannt werden, welche die Wählbarfeit ausschließen, jo iſt das: 
jelbe nach Anhörung der Betheiligten von der höheren VBerwaltungsbehörde 
des Amtes zu entbeben. Bei grober Verlegung der Amtspflicht findet Dagegen 
auf Antrag der höheren Verwaltungsbebörde die Entjegung vom Amte durd 
das Landgericht, in deſſen Bezirke das Gewerbegericht jeinen Sitz bat, in den 
Formen des gewöhnlichen Strafverfahrens jtatt (5 19). Finden fich die Bei: 
figer in den Situngen nicht rechtzeitig ein oder entziehen fich ſonſt ihren 
Obliegenheiten, jo find fie durch den Borfigenden zu einer Ordnungsitrafe bis 
zu 300 ME. und in die verurjachten Koſten zu verurtbeilen. Bei nachträglicher 
genügender Entichuldigung kann jedoch Die Verurtheilung ganz oder theilweiie 
zurücgenommen werden. Gegen die Enticheidimgen findet in den Formen des 
gewöhnlichen Strafverfabrens eine an feine Friſt gebundene Beſchwerde an das 
Yandgericht jtatt, in deſſen Bezirke das Gewerbegericht feinen Sig hat 8 21.. 

Das Gewerbegericht verhandelt und eutjcheidet regelmäßig in der Beſetzung 
von drei Mitgliedern mit Einichluß des Borfigenden. Das Ortsjtatut fan 
jedoch allgemein oder für gewiſſe Streitigkeiten die Zuziehung einer größeren 
Zahl von Beiligern anordnen. Es muß außerdem bejtimmen, nach welchen 
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Grundjägen der Borjigende die einzelnen Beifiger zuzuziehen hat. Unter allen 
Umjtänden müſſen jedoch Arbeitgeber und Arbeiter ſtets in gleicher Anzahl 
mitwirken ($ 22). 

Bei jedem Gemwerbegerichte wird eine Gerichtsjchreiberei eingerichtet. Für 
die Bewirfung von Zuitellungen, nicht jedoch von Zwangsvollitrefungen fünnen 
an Stelle der Gerichtspollzicher Gemeindebeamte verwendet werden ($ 23). 

Neben diejer regelmäßigen Form der Gewerbegerichte find zum Theil im 
Anſchluſſe an das bisherige Necht eine Neihe von Sondergerichten zugelafjen. 

Für Streitigkeiten der in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten 
und unterirdiſch betriebenen Bruchen und Gruben bejchäftigten Arbeiter mit 
ihren Arbeitgebern können Gemwerbegerichte mit einer auf die bezeichneten Betriebe 
beihränften Zujtändigkeit ohne weiteres durch Anordnung der Landeszentrale 
bebörde errichtet werden. Die Zujtändigfeit eines ſolchen Gerichtes ſchließt 
diejenige anderer innerhalb feines Bezirkes bejtehender oder jpäter errichteter 
Gewerbegerichte aus. Die Koſten trägt der Staat, joweit fie aus den Gerichts: 
einnahmen nicht gededt werden. Die Landeszentralbehörde ernennt den Vor— 
jigenden und deſſen Stellvertreter und bejtimmt, inwieweit bevollmächtigte 
Betriebsleiter bei Bejegung des Gewerbegerichtes den Arbeitgebern gleichiteben. 
Für die Bewirkung von Zuftellungen fünnen an Stelle der Gerichtsvollzieher 
oder Gemeindebeamten andere Beamte verwendet werden ($ 77). 

Unberührt geblieben ift die Zuftändigfeit der Innungen zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten zwiſchen Mrbeitgebern und ihren Lehrlingen, ſowie der 
Innungsſchiedsgerichte. Die Zuftändigfeit einer Innung oder eines Innungs— 
ſchiedsgerichtes jchließt diejenige eines für den Bezirk der Innung bejtehenden 
oder jpäter errichteten Gewerbegerichtes aus ($ 79). 

Die auf Grund der Landesgefeßgebung zur Enticheidung gewerblicher 
Streitigkeiten berufenen Gewerbegerichte find mit dem 1. April 1892 injoweit 
aufgehoben, als die Beiliger nicht zu gleichen Theilen ang Arbeitgebern und 
Arbeitern durch unmittelbare und geheime Wahl beitellt find (S 80). In Preußen 
it ein Gejeß vom 11 Juli 1891°) den reichsrechtlichen Anforderungen gerecht 
geworden, indem e3 dieſen entfprechend die rheinischen Gewerbegerichte reorganifirt 
und damit deren weitere Exiſtenz im Nahmen des Neichsrechtes ermöglicht hat. 

Soweit ein zuftändiges Gewerbegericht nicht vorhanden iſt, kann bei 
Streitigkeiten, die fich auf den Antritt, die Fortjegung oder die Auflöfung des 
Arbeitsverhältnifjes, die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches 
oder Zeugniſſes und die Anrechnung der Krankenkaſſenbeiträge beziehen, jowohl 
Arbeitgeber wie Arbeiter die Entjcheidung des Gemeindevorftehers nachjuchen, 
in deſſen Bezirke die ftreitige Verpflichtung zu erfüllen ift Dieſe Vorentjcheidung 
it alfo nicht mehr wie bisher unbedingt vorgejchrieben, bevor der ordentliche 
Nechteweg befchritten wird, jondern erfolgt mur auf Antrag einer Partei. Der 
Gemeindevorſteher kann die Wahrnehmung diefer Gejchäfte mit Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde einem Stellvertreter übertragen, der aus der 
Mitte der Gemeindeverwaltung oder Gemeindevertretung auf mindejtens ein 
Jahr zu berufen ift. Auch kann die Landeszentralbehörde an Stelle des 
Öemeindevorftehers ein zur Vornahme von Sühneverhandlungen über ftreitige 
Nechtsangelegenheiten jtaatlich bejtelltes Organ beauftragen Der Gemeinde- 
voriteher oder fein Vertreter gibt den Parteien Gelegenheit, ihre Ausführungen 
und Beweismittel in einem Termine vorzubringen, darf jedoch weder eine 
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Beweisaufnahme durch Erfuchen anderer Behörden noch Vereidigungen vor= 
nehmen. Das Berfahren findet feine Erledigung entweder durch einen Vers 
gleich zu Protokoll oder durch eine fchriftlich abzufajiende Entjcheidung, gegen 
welche innerhalb zehn Tagen die Klage bei dem ordentlichen Gerichte erhoben 
werden kann. Die Entidwidungen find von Amtswegen entweder unbedingt 
oder gegen vorherige Sicherheitsleiftung für vorläufig volljtredbar zu erklären, 
wenn nicht nachgewiejen wird, daß die Vollitredung dem Schuldner einen nicht 
zu erjegenden Nachtheil bringen würde Die Bergleiche und volljitredbaren 
Entjcheidungen find, wenn die Bartei e8 beantragt, auf Erfuchen des Gemeindes 
vorſtehers durch die Ortspolizeibehörde in den Formen des VBerwaltungszwangs- 
verfahrens umd in Ermangelung eines folchen in den Formen der Civilexekution 
zu volljtreden. Ein unmittelbarer Zwang zur Bornahme einer Handlung üt 
nur zuläflig, um einen Lehrling auf Grund eines jchriftlichen Lehrvertrages 
zur Nüdfehr in die Lehre zu zwingen (SS 71—75). 


ec. Das gerihtlidhe Verfahren. 

Das Verfahren vor den Gewerbegerichten, welche auf Grund des Gewerbe: 
gerichtsgejeges beitehen, einschließlich derjenigen für Bergmwerfe, Salinen x it 
grundjäglich dasjelbe wie das gewöhnliche Civilverfahren vor den Amtsgerichten. 
Nur in einzelnen Punkten finden Abweichungen jtatt. 

Zuftändig ift dasjenige Gewerbegericht, in deſſem Bezirke die jtreitige 
Verpflichtung zu erfüllen ijt ($ 25). Ein von den Parteien vereinbarter ander: 
weitiger Gerichtsitand wird jedoch dadurch nicht ausgeichlofien. 

Nechtsanmwälte und andere Perfonen, welche das Verhandeln vor Gericht 
geichäftsmäßig betreiben, werden als Prozehbevollmächtigte und Beiftände vor 
dem Gewerbegerichte nicht zugelajlen ($ 29). Nur in eigener Sache würden 
diefe Perjonen auch vor dem Gewerbegerichte auftreten können. 

Sämmtliche Zuftellungen find nicht PBarteilache, fondern ſtehen unter 
Leitung der richterlichen Defretur und find von Amtswegen zu beforgen. Ins— 
bejondere müſſen Urtheile und Beſchlüſſe, gegen welche ein Nechtsmittel jtatt: 
findet, oder welche in Abweſenheit einer Partei 'ergangen jind, derjelben zus 
gejtellt werden. Die Partei kann aber auf die Zuftellung verzichten. Auch 
die Yadungen zum Termine werden nad Anberaumung desjelben von Amts: 
wegen angeordnet. Die Zujtellung der Ladung hat jpätejtens am Tage vor dem 
Termine zu gejchehen (SS 30, 33). 

Der erjte Termin fann ohne Zuziehung der Beifiger abgehalten werden. 
In demielben it, wie überhaupt in jedem Stadium des Prozeſſes, vor Allem 
auf einen Vergleich hinzuwirken. Ein fontradiktorifches Urtheil kann ergeben, 
wenn die Enticheidung jofort erlafien werden kann und beide Parteien fie be: 
antragen. Anderenfalls muß ein neuer Termin mit Zuziehung der Beiliger 
anberaumt werden, zu dem auch gleich die erforderlichen Zeugen und Sad: 
verjtändigen zu laden find ($ 54). ’ 

Segen eine im erjten Termine nicht erfchienene Partei kann Verſäumniß— 
urtheil ergehen, gegen welches binnen drei Tagen nach der Zuftellung der 
Einjpruch eingelegt werden fann. In dem zur Fortſetzung der Verhandlung 
anberaumten Termine, zu dem eine Partei nicht erjicheint, wird Dagegen 
Lage der Sache ein Beſchluß gefaßt oder ein Urtheil gefällt. Gegen ein ſolches 
Urtheil hat die nicht erichienene Partei den Einſpruch nur dann, wenn ſie 
durch Naturereignifje oder andere unabiwendbare Zufälle am Erjcheinen ver 
hindert war und dies innerhalb der Einfpruchsfrift glaubhaft macht (88 38,41, 42). 
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Zu den Verhandlungsterminen fann der Vorfißende das perjönliche Er: 
fcheinen der Parteien unter Androhung von Gelditrafe bis 100 Mk. anordnen 
($ 40). Das weitere Verfahren ift dann durchweg das civilprozefiualijche. 
Die Vereidigung der Zeugen und Sacjverjtändigen erfolgt jedoch nur, wenn 
das Gericht diejelbe zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Ausjage für 
nothwendig erachtet, oder wenn eine Partei es beantragt ($ 44). Auf einen 
Parteieid ift ganz nach freiem Ermejjen des Gerichts durch bedingtes Urteil 
oder durch Beweisbeichluß zu entjcheiden ($ 45). Erjcheint die Schwurpflichtige 
Bartei nicht, jo wird der Eid als verweigert angejehen. Die Partei kann fich 
jedodh binnen drei Tagen nach dem Termine zur nachträglichen Leiſtung des 
Eides erbieten (S 46). Das Urtheil iſt in dem lebten VBerhandlungstermine 
zu verfünden. Es kann aber auch ein bejonderer Bublifationstermin nicht 
über drei Tage hinaus anberaumt werden, in dem die Anweſenheit der Parteien 
und der Beifiger nicht erforderlich ift ($ 48). Ein über den Grund des Ans 
ſpruchs vorab entjcheidendes Zwiſchenurtheil ift in Betreff der Nechtsmittel 
nicht ala Endurtheil anzujehen ($ 50). 

Der unterliegende Theil hat die Gerichtsfojten umd die Auslagen des 
Gegners zu tragen. An Gerichtsfojten fommt eine einmalige Gebühr nad) dem 
Werthe des Streitgegenftandes und zwar bei einem Objekte von 20 ME. von 
1 ME, bis 50 ME. von 1,50 Me., bis 100 Mk. von 3 ME. und für jedes 
fernere angefangene 100 ME. von weiteren 3 ME., böchitens aber von 30 Me. 
zur Hebung. Im Falle der Erledigung des Nechtsjtreites ohne kontradiktoriſche 
Verhandlung durch Verſäumnißurtheil oder eine nach Anerkenntniß oder Zurück— 
nahme der Klage erlajjene Entjcheidung wird nur die Hälfte jener Säße und 
im Falle der Beilegung durch Vergleich überhaupt feine Gebühr erhoben. 
Dazu kommen die weiteren Koften des Gerichts, unter denen jedoch Schreib- 
gebühren und baare Auslagen für Zuftellungen nicht Liquidiert werden dürfen, 
jo daß der Bartei im Wejentlichen nur noch die Zeugen: und Sachverſtändigen— 
gebühren zufallen. Das Statut kann beftimmen, daß Gebühren und Auslagen 
in geringerem Betrage oder gar nicht erhoben werden 8 57). Die Einziehung 
der Gerichtäfojten erfolgt in derjelben Weile wie die der Gemeindeabgaben ($ 58). 
Unter den der Gegenpartei erwachienen Koſten find die Auslagen für einen 
Prozeßbevollmächtigten oder Beiltand im einem vom ©erichte für angemeſſen 
erachteten Betrage nur zu erjtatten, wenn bejondere Umſtände die Zuziehung 
gerechtfertigt ericheinen lajjen. Dagegen kann der obliegenden Partei für die 
ihr durch den Termin erwachjene Verſäumniß eine Entſchädigung im Urtheile 
zugebilligt werden ($ 52). 

Gegen die Entjcheidungen der Gewerbegerichte finden dieſelben Rechts: 
mittel jtatt wie gegen diejenigen der Amtsgerichte in Givilfachen, die Berufung 
gegen Endurtheile jedoch nur danı, wenn der Werth des Streitgegenftandes 
100 ME. überſteigt. Berufungs: und Bejchwerdegericht it Das Landgericht, 
in deifen Bezirt das Gewerbegericht jeinen Sip bat ($ 55). Das Verfahren 
in zweiter Inſtanz ift volljtändig dasjelbe wie in anderen Giviljachen. 

Die Urtheile der Gewerbegerichte, welche nicht jofort rechtskräftig find, 
müſſen von Amtswegen fir vorläufig volljtredbar erflärt werden, wenn es ſich 
um den Antritt, Die Fortjegung oder die Auflöjung des Arbeitsverhältnifies, 
die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Zeugnijjes handelt, 
und der Werth des Streitgegenjtandes 300 ME. nicht überjteigt. Nur wenn 
der Schuldner nachweiſt, daß ihm die Vollſtreckung einen nicht zu erjeßenden 
Nachtheil bringen würde, iſt die vorläufige Vollſtreckbarkeit nicht auszuſprechen 
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oder von einer vorherigen Sicherheitsleiftung abhängig zu machen. Die Zwangs: 
vollitrekung erfolgt nach denjelben Grundjägen wie im Civilprozeſſe. Nur ut 
ihr Betrieb nicht Parteifache, jondern fie wird auf Antrag des Gläubigers 
durch das Gewerbegericht bewirkt ($ 56). 


$ 3. Die Einigungsämter.') 


Ueber jtreitige Rechtsfragen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter läßt fi 
in der Negel mit Leichtigkeit eine Entjcheidung durch jtaatliche Organe herbei— 
führen. Gegenitand des Kampfes zwifchen Unternehmern und Arbeitern und 
ihren beiderfeitigen Koalitionen it aber nicht jtreitiges Necht, jondern Die 
Trage, welches Rechtsverhältniß zwiichen den Parteien bergeitellt werden, 
namentlich wie viel der Lohn betragen und wie lange die Arbeitszeit dauern ſoll. 
Unter welchen Bedingungen nach Maßgabe der geltenden Rechtsordnung zwei 
Perſonen einen privatrechtlichen Bertrag mit einander abichließen wollen, ent- 
zieht fich jedoch der jtaatlichen Einwirkung. Mag das Intereije der Gefammtbeit 
noch jo jehr ergriffen werden, wenn taufende oder Hunderttaufend Arbeiter 
gleichzeitig die Arbeit niederlegen, der Staat kann den Konflikt nicht enticheiden, 
ſo lange jeine Nechtsordnung von dem Standpunkte ausgeht, daß die zeit: 
jtellung der Arbeitsbedingungen nur den einzelnen Arbeitgeber und Arbeiter 
interejlirt ımd deshalb in der Form des privatrechtlichen Vertrages zu er: 
folgen habe. Mit der individualiftiichen Auffafjung des Arbeitsverhältniſſes 
als eines privatrechtlichen Bertragsverhältnifies ift jede über den bloßen Rechts— 
ſchutz hinausgehende jozialpolitiiche Thätigfeit des Staates unvereinbar. 

Nun waren aber vielfach aus der Initiative der Betheiligten Eimrichtungen 
entjtanden, um Konflikte über Feititellung der Arbeitsbedingungen friedlich zu 
entscheiden. Offenbar ift nun für jolche Thätigfeit fein Organ mehr geeignet, 
als das neue Gewerbegericht, welches, gleichmäßig aus Arbeitgebern und 
Arbeitern unter Borjig eines Beamten beftebend, die volle Unparteilichkeit und 
Sachkunde verbürgt. Das Geſetz geitattet daher die Benutzung des Gewerbe: 
gerichtes als Einiqungsamt und regelt für diefen Fall das Verfahren. Im 
Uebrigen hält es aber ftreng au dem individualiitiich-privatrechtlichen Stand: 
punfte jejt, jo daß das Einigungsamt nur auf Anrufen beider Theile in Thätig— 
feit tritt, und die Wirffamfeit jeiner Entjcheidung allein auf der freiwilligen | 
Annahme derjelben durch die Parteien berubt. Selbjtverjtändlich erjtredt ſich 
Diefe Wirfjamfeit des Gewerbegerichtes nur auf diejenigen Arbeitgeber und 
Arbeiter, welche jeiner Nechtiprechung unterworfen find, jedoch mit einer gleich 
zu erwähnenden Ausnahme. 

Das Gewerbegericht kann in Fällen von Streitigkeiten, welche zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern über die Bedingungen der —— oder Wieder: 
aufnahme des Arbeitsverbältnifies entitehen, als Einigungsamt angerufen 
werden 'S bl). Es wird Dies auch bezüglich der den Innungsſchiedsgerichten 
unterworfenen Perſonen zuläſſig fein, da die Zuftändigfeit der Gewerbegerichte 
über Handmwerfsmeilter und Gejellen nur joweit ausgejchlofjen ift, als diejenige 
der Junungsichiedsgerichte beiteht, die legteren aber nicht als Einigungsämter 
ausgebildet find. 

Der Anrufung ist Folge zu geben, wenn fie von beiden Theilen erfolgt, 
und die betheiligten Arbeiter und Arbeitgeber — letztere, fofern ihre Zahl 
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5; ) Bal. Stieda, Art. Einigungsämter im Handwörterbuche der Staatswiſſenſchaften 
Bd. 3, ©. 37 ff. 
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mehr als drei beträgt — Bertreter mit der Verhandlung beauftragten. Als 
Vertreter, deren Zahl in der Regel nicht mehr als drei betragen joll, können 
nur Betheiligte beftellt werden, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben, 
fih im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und nicht durch gerichtliche 
Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen bejchränft find. Ausnahms— 
teile fünnen auch jüngere Arbeiter zugelafjen werden, wenn ältere nicht in 
genügender Anzahl vorhanden find. Ueber die Legitimation der Vertreter ent- 
Icheidet da8 Einigungsamt nach freiem Ermejien (S 62). 

Das Gewerbegericht als Einigungsamt joll neben dem Boriigenden mit 
vier Beiligern — Arbeitgebern und Arbeitern in gleicher Zahl — bejegt fein. 
Die Zuziehung der Beiliger erfolgt in Ermangelung einer anderweiten Be— 
ftimmung des Statuts durch den Vorfigenden. Das Einigungsamt kann fich 
durd Zuziehung von VBertranensmännern der Arbeitgeber und Arbeiter in gleicher 
Zahl veritärfen. Dies muß gejcheben, wenn es von den Bertretern beider 
Theile unter Bezeichnung der zuguziehenden Vertrauensmänner beantragt wird. 
Die Beifiger und Vertrauensmänner dürfen nicht zu den Betheiligten gehören. 
Befinden fich unter den Beifigern nicht umbetheiligte Arbeitgeber und Arbeiter 
in genügender Anzahl, jo werden jie durch gewählte Vertrauensmänner erjeßt. 
Nur bei den Gewerbegerichten für Bergwerfe, Salinen 2c. fünnen die Beifiger 
Betheiligte fein, da bei der auf Bergwerksbetriebe bejchränften Zuftändigfeit 
diefer Gerichte und der in der Negel weiten Ausdehnung von Streifbewegungen 
unter Bergleuten unbetheiltgte Beifiger meist nicht zu finden fein werden ($$ 63, 77). 

Das Einigungsamt hat durch Vernehmung der VBertreter beider Theile die 
Streitpunfte umd die für die VBeurtheilung derjelben in Betracht fommenden 
Verhältniſſe fejtzuftellen. Es kann zur Aufflärung der legteren Auskunfts— 
perfonen vorladen und vernehmen. Jeder Beiſitzer und Vertrauensmann iſt 
befugt, durch den VBorfigenden Fragen an die Vertreter und Ausfunftsperjonen 
zu richten ($ 64). Nach erfolgter Stlarftellung der Verhältniſſe iſt in gemein- 
lamer Verhandlung jedem Theile Gelegenheit zur Aeußerung über das Bor: 
bringen des auderen Theiles und über die vorliegenden Ausjagen der Auskunfts— 
perjonen zu geben (S 65). 

Dann findet ein Einigungsverfuch zwijchen den ftreitenden Theilen jtatt. 
Kommt dabei eine Vereinbarung zu Stande, jo ift der Inhalt derjelben durch 
eine von ſämmtlichen Mitgliedern des Einigungsamtes und von dem Vertretern 
beider Theile zu unterzeichnende Bekanntmachung zu veröffentlichen ($$ 65, 66). 
Dem Einigungsamte wie den Vertretern fehlt jedes Mittel, die Befolgung 
der Vereinbarung, welche nunmehr einen integrierenden Beitandtheil jedes 
Arbeitövertrages der Betheiligten bilden joll, zu erzwingen, und es muß ihm 
jedes Zwangsmittel fehlen, jo lange das Arbeitsverhältniß als privatrechtliches 
Kontraftsverhältniß gilt. Es mul daher lediglich dem Einfluſſe der Vertreter über: 
lafjen bleiben, ihre Vollmachtgeber zur Befolgung der Vereinbarung zu nötbigen. 

Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, jo hat das Einigungsamt 
einen Schiedsfpruch abzugeben, der fich auf alle zwiſchen den Parteien jtreitigen 
Fragen zu erjtreden hat. Die Beſchlußfaſſung über den Schiedsipruch erfolgt 
mit einfacher Stimmenmehrheit. Stehen ſich bei der Beichlußfallung die Stimmen 
Jämmtlicher für die Arbeitgeber zugezugenen Beifiger und Vertrauensmänner 
und diejenigen jämmtlicher für die Arbeiter zugezogenen gegenüber, jo kann 
der Vorfigende fich feiner Stimme enthalten und feititellen, daß ein Schieds 
ſpruch nicht zu Stande gekommen iſt 8 67). Fit ein Schiedsspruch zu Stande 


gekommen, jo ift derfelbe den Vertretern beider Theile mit der Aufforderung zu 
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eröffnen, fich binnen beftimmter Friſt darüber zu erklären, ob fie fich dem Schieds— 
fpruche unterwerfen. Die Nichtabgabe der Erklärung gilt ala Ablehnung. 
Nach Ablauf der Frift Hat das Einigungsamt eine von ſämmtlichen Mitgliedern 
desjelben unterzeichnete öffentliche Bekanntmachung zu erlafjen, welche den ab: 
gegebenen Schiedsipruch und die darauf abgegebenen Erklärungen der Parteien 
enthält ($ 68). Auch nachdem die Vertreter fih dem Schiedsfpruche unter: 
worfen haben, it dem privatrechtlichen Weſen des heutigen Arbeitsverhältnijies 
entjprechend jede zwangsweiſe Durchführung des Schiedsfpruches ausgefchlofien. 
Es bleibt alfo auch hier wieder dem moralifchen Einflufje des Einigungsamtes 
und der Vertreter überlafjen, dem Schiedsſpruche unter den Betheiligten An: 
erfennung zu verfchaffen. 

Iſt weder eine Vereinbarung noch ein Schiedsſpruch zu Stande gefommen, 
jo ift dies von dem PVorfigenden des Einigungsamtes öffentlich bekannt zu 
machen ($ 69). 
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B. 


Die Legitimation und der Gerichtsſtand für Klagen aus dem 
internationalen Eijenbahnfrachtvertrage. 
(Nach den Art. 26, 27 und 28 des lebereintommens.) 
I. 
Einleitung. 

Die Artikel 26, 27 und 28°) des internationalen Uebereinfommens über 
den Eijenbahnfrachtverfehr stehen injofern im engem Zuſammenhange, als in 
denjelben die wichtige Frage der Zegitimation und des Gerichtsſtandes 
für Klagen aus dem internationalen Eijenbahnfrachtvertrage 
gegen die Eiienbahn geregelt ift, und zwar enthält Artikel 26 Beſtim— 
mungen über die Aftivlegitimation, Artikel 27 in Verbindung mit 
Artifel 28 über die Bajjivlegitimation und den Gerichtsitand. 


) Bgl. Eger, „Die Einziehung der durch den internationalen Eijerbahnfradıtvertrag 
begründeten Forderungen“, in den Annalen des Deutjchen Reichs, Jahrg. 1892. ©. 303—348. 


Art. 26. 

?) Zur gerichtlihen Geltendmachung der aus dem internationalen Eiſenbahnfracht— 
vertrage gegenüber der Eilenbahn entipringenden Rechte ijt nur derjenige befugt, welchem 
das Verfügungsrecht über das Frachtgut zuſteht. 

Vermag der Abjender das Duplikat des Fradıtbriefes nicht vorzuzeigen, jo kann er 
jeinen Anſpruch nur mit Zuftimmung des Empfängers geltend machen. 


Art. 27. 

Diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Frachtbriefe zur Beförderung angenommen 
bat, haftet fiir die Ausführung des Transporte® auch auf den folgenden Bahnen der Be- 
förderungitrede bis zur Ablieferung. 

Jede nachfolgende Bahn tritt dadurd, daß fie das Gut mit dem urjprünglichen Fracht⸗ 
brieſe übernimmt, nach Maßgabe des letzteren in den Frachtvertrag ein und übernimmt die 
ſelbſtändige Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefes auszuführen. 

Die Anſprüche aus dem internationalen Frachtvertrage können jedoch — unbeſchadet 
des Rückgriffs der Bahnen gegen einander — im Wege der Klage nur gegen die 
erſte Bahn oder gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe übernommen 
hat, oder gegen diejenige Bahn gerichtet werden, auf deren Betriebsſtrecke der Schaden ſich 
ereignet hat. Unter den bezeichneten Bahnen jteht dem Kläger die Wahl zu. 

Die Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht werden, in welchem 
die beklagte Bahn ihren Wohnfig hat und welches nach den Geſetzen diejes Landes zuftändig it. 

Das Wahlreht unter den im drittem Abſatze erwähnten Bahnen erlischt mit der Er- 
bebung der Klage. Art. 28 


Im Wege der Widerflage oder der Einrede können Anjprüche aus dem internationalen 
Frachtvertrage auch gegen eine andere als die im Art. 27 bj. 3, bezeichneten Bahnen 
geltend gemacht werden, wenn die Klage fih auf denielben Frachtvertrag gründet. 
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Die Reihe der einheitlichen prozeljnafischen Vorſchriſten des Uebereinkommens 
ift damit nicht erichöpft. Vielmehr enthalten noch mehrere andere Artifel des 
Uebereinfommens Brozeßvorichriften, wie vornehmlich Art. 8 Abi. 3 und 4') 
über den Beweis durch den Frachtbrief, Art. 16 Ab}. 2°) über das Klagerecht 
des Empfängers, Art. 23 Abi. 4 und 5°) über Arreitlegung und Pfändung 
der Forderungen aus dem internationalen Transport und des rollenden Materials, 
Art. 50-55°) über das Rüdgriffsverfahren der Eitenbahnen untereinander, Art. 56°) 
. Über die Vollitredbarfeit der Urtheile und die Sicherftellung für die Prozeßkoſten. 

Indeß iſt das internationale Uebereinfommen weit davon entfernt, eine 
volljtändige Negelung des Brozehverfahrens für Forderungen, welche aus dem 
internationalen Eijenbahn:Berfehre herrühren, zu jchaffen, beichränft jich viel— 
mehr auf die nothwendige einheitliche Negelung einiger bejonders wichtigen 
prozeſſualiſchen ragen und überläht im Uebrigen das Verfahren der landes- 
rechtlichen Ordnung. 

Auch die Art. 26—28°) regeln nicht vollftändig die Legitimation in 
Betreff der Anjprüche aus dem internationalen Eiſenbahn-Frachtverkehre, jondern 
beichränten ich auf die Anſprüche „aus dem internationalen Eijenbahn: 
frachtvertrage”, oder — wie es im Art. 27 Abi. 3 und Art. 23 fürzer, 
wenn auch umverfennbar in Dderjelben Bedeutung heizt — „aus dem inter: 
nationalen Frachtvertrage* Sodann beziehen jich die Art. 25—28 nur 
auf Anjprüche gegen die Eiſenbahn, während fich über die Legitimation für 
Anſprüche der Eijenbahn gegen Abjender und Empfänger zc. Bejtimmungen 
im Uebereintommen nicht finden. Endlich betreffen die Art. 26—28 nur die 
gerichtliche Geltendmachung der Anjprüche gegen die Eiſenbahn, nicht auch 
außergerichtliche, veflamationsweiie Geltendmachung jolcher Aniprüche. 
Für die Aktiv» und PBajlivlegitimation im Neklamationsverfahren greifen viel- 
mehr wie für das Neklamationsverfahren überhaupt, insbejondere Zeit und 
Vorausſetzungen der Erhebung, Pflicht zur Beantwortung und Erledigung ꝛc. — 
Mangels einer Negelung durch das internationale Lebereinfommen — abgejehen 
von den Vorschriften des Art. 25°) dejielben — die Normen der Landes 
gejege und Neglements in eriter Neihe Plag (Art. 4).) Inſoweit dieje aber 
Beſtimmungen hierüber nicht enthalten, werden freilich der Natur der Sache 
nach Die Normen des Lebereinfonmens über Aktiv: und PBaifivlegitimation ım 
Prozeſſe auch auf die Legitimation im Neflamationsverfahren analoge An— 
wendung zu finden haben.”) Daß dies in der Abjicht des Uebereinfommens Liegt, 
iſt ans mehreren Stellen desjelben (z. B. Art. 44 Ziff. 2, 3, 4 lit a)'°) erſichtlich. 

Während aber einerieits die Art. 26—28 des Lebereinfommens die Legiti: 
mation zur Geltendmachung der Anſprüche aus dem internationalen Erjenbahn: 
frachtvertrage nicht volljtändig regeln, enthalten fie andererjeitS aber auch nach 
einer —— bin mehr, als bloß prozeſſuale Normen zur Regelung der Aktiv— 
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und Paſſivlegitimation. Denn es iſt im Art. 27 Abj. 1 umd 2 zugleich in 
materiellrechtlicher Hinſicht eines der wichtigiten Prinzipien des inter: 
nattonalen Eijenbahnfrachtrechts zum pofitiven Ausdruck gelangt, nämlich das 
Prinzip der Zwangsgemeinſchaft— der ſolidariſchen Dun der an 
einem internationalen Transporte betheiligten Eifenbahnen. Das Prinzip der 
Zwangsgemeinſchaft hat an diejer Stelle Aufnahme gefunden, weil es — wie 
im Folgenden noch des Näheren erörtert werden wird — die materiellrechtliche 
Grundlage für die Regelung der Pajjivlegitimation der Eiſen— 
bahnen in den Abi. 3—5 des Art. 27 und 28 des Uebereinfommens bildet. 


1. 


Die Attivlegitimation für Klagen ans dem internationalen Eiſenbahnfrachtvertrage. 
(Art. 26 des internationalen Uebereinkommens.) 

Durch Artikel 26°) des internationalen Uebereinfommens über den 
Eijenbahnfrachtverfehr it die Aftivlegitimation für die gerichtliche Geltend- 
macung aller aus dem internationalen Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der 
Eijenbahn entjpringenden Rechte einheitlich geregelt. Eine anderweite Regelung 
durch Yandesgejege und Reglements ift unzuläſſig und nichtig.?) 

Für die Normirung der Aftivlegitimation it der dem deutjchen Fracht- 
recht entlehnte Grundſatz adoptirt worden, daß aftivlegitimirt derjenige 
ijt, welhem das Verfügungsreht über das Frachtgut zujteht, 
d. h. daß die Aftivlegitimation auf dem Verfügungsrecht baſirt. Es hängt dies 
mit der eigenartigen Rechtsnatur des Frachtvertrages zuſammen, nach deſſen 
Zweck und Wejen die Rechte und Pflichten aus dem Vertrage nothwendig 
vom Abſender auf den Empfänger übergehen müſſen. Indem das Geſetz für 
das wichtigſte dieſer Vertragsrechte — das Verfügungsrecht — den Zeitpunkt 
des Uebergangs durch beſtimmte formelle Akte genau feſtſetzt, ſtellt es zugleich 
folgerichtig den hiernach Verfügungsberechtigten als den zur gerichtlichen Geltend— 
machung aller Vertragsrechte überhaupt Legitimirten hin. Der Verfügungs— 
berechtigte iſt der zur gerichtlichen Geltendmachung der Rechte aus dem inter— 
nationalen Eiſenbahnfrachtvertrage Aktivlegitimirte, das Verfügungsrecht iſt 
ſomit maßgebend und entſcheidend für die Aftivlegitimation. 

Das Verfügungsrecht über das Frachtgut ift im Art. 15 Abi. 1, 2 und 4°) 
— Art. 26. 

) Zur gerichtlihen Geltendmachung der aus dem internationalen Eijenbahnfradt- 
vertrage gegenüber der Eiſenbahn entipringenden Rechte ift nur derjenige befugt, welchem 
das PVerfügungärecht über das Frachtgut zuiteht. 

Bermag der Abjender das Duplifat des Frachtbriefes nicht vorzuzeigen, jo fann er 


feinen Aniprud nur mit Zuftimmung des —— geltend machen. 
Art, 4, j. Annalen, Jahrg. 1891, S. 555, 578. 


15. 

2) Abi. 1. Der Abiender allein Hat das Recht, die Verfügung zu treffen, daß die Waare auf 
der Berjanditation zurüdgegeben, unterwegs angehalten oder an einen anderen al$ den im Fracht⸗ 
briefe be eichneten Empfänger am Beſtimmungsorte oder einer Zwiſchenſtation abgeliefert werde. 

Abi. 2. Dieſes Recht ſteht indeß dem Abſender nur dann zu, wenn er das Duplikat 
des Frachtbriefes vorweilt. Hat die Eijenbahn die Anweiſungen des Abjenders befolgt, ohne 
die VBorzeigung des Dupflifatfrachtbriefes zu verlangen, jo iſt jte für den daraus entitandenen 
Schaden dem Empfänger, welchem der Abjender diejes Durplifat ütbergeben hat, haftbar. 

Abi. 4. Das Verfügungsrecht des Abſenders erliicht, auch wenn er das Fradıtbrief: 
duplitat bejigt, jobald nach Ankunft des Gutes am Beitimmungdorte der Frachtbrief den Em: 
pfänger übergeben oder die von dem lepteren nach Maßgabe des Art. 16 erhobene Klage der Eiſen⸗ 
bahn zugeſtellt worden iſt. it dies geſchehen, ſo hat die Eiſenbahn nur die Anweiſungen des 
bezeichneten Empfängers zu beachten, widrigenfalls ſie demſelben für das Gut haftbar wird. 


Annalen des Deulchen Reise. 1292. 45 
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* internationalen Uebereinkommens geregelt. Darnach ſteht das Verfügungs— 
recht zu: 

A. 1) für die im Art. 15 Abſ. 1 bezeichneten Befugniſſe 
dem Abjender — wenn er das Duplifat des Fracht— 
briefs vorweiſt — bis nad) Ankunft des Gutes am Beltimmungs- 
orte Frachtbriefübergabe an den Empfänger oder Klage: 
Bee ung dejfelben an die Eijenbahn erfolgt it (Art. 15 
Abſ. 1, 2, 4); 

2) für alle anderen, im Art. 15 Abj. 1 nicht bezeichneten Ver— 
fügungsbefugnijie dem Abjender — auch ohne Vor: 
weijung des Frachtbrief-Duplikats — bis zu den sub 
Ziff. 1 bezeichneten Zeitpunkten (Art. 15 Abj. 4); 

B. für ſämmtliche Berfügungsbefugnijjie ausnahmslos 

dem Empfänger von dem Zeitpunfte an, wo nad) Ankunft des 

Gutes am Beltimmungsorte Krachtbriefübergabe an den Em: 

pfänger oder Klagezujtellung deijelben an die Eijenbahn erfolgt 

it (Art. 15 Abi. 4). 

Diejer Bertheilung der VBerfügungsrechte entiprechend it folgeweile auch 
gemäß Art. 26 Abj. 1 die Aftivlegitimation für die gerichtliche Geltendmachung 
der aus dem internationalen Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eijenbahn 
entjpringenden Nechte zwijchen Abjender und Empfänger abgegrenzt. Die 
Regelung der Aktivlegitimation erſtreckt jich aber ausſchließlich auf die gericht: 
lihe Geltendmachung von Nechten aus dem Frachtvertrage. Handelt es 
jih um Nechte, die zwar aus dem internationalen Transporte herrühren bezw. 
mit diefem im Zuſammenhange jtehen, aber nicht aus dem internationalen 
Eiſenbahnfrachtvertrage entipringen, wie z. B. Schadensanjprüche gegen 
die Eijenbahn aus der Aufjtellung nichtiger tarifarischer Bedingungen (Art. H, 
aus der Verlegung (Verweigerung, Berzögerung) der gejeglichen Transport— 
pflicht (Art. 5 Abi. 4), aus der Befolgung nichtiger Verfügungen des Ab: 
jenders (Art. 15 Abi. 2 Sag 2)'), jo richtet jich die Aftivlegitimation — wie 
unten noch des Näheren gezeigt werden wird — nicht gemäß dem Prinzipe 
des Art. 265 Abi. 1 nach dem Berfügungsrechte, jondern jteht dem Ent: 
Ihädigungsberechtigten ex lege auch ohne den Bejit des Verfügungs— 
rechts zu. 

Sodann ift durch den Abſatz 2 des Art. 25 eine Ausnahme von dem 
Brinzipe des Abi. 1, wonach das Verfügungsrecht für die Aftivlegiti- 
mation maßgebend it, geichaffen worden. Wenn nämlich der Abjender das 
Duplifat des Frachtbriefes wicht vorzimveiien vermag, jo würde er nach dem 
Grundjage des Ab. 1 der Art. 26 in Betreff der im Art. 15 Abſ. 1 bezeich- 
neten Befugniſſe, weil er injoweit das Verfügungsrecht nicht bejigt (Art. 15 Abj. 2), 
auch nicht aftivlegitimirt jein. Da andererjeitS der Empfänger durch den 
Beſitz des Frachtbriefdupfifates ein Necht zu Verfügungen über das Gut, alio 
auch der im Art. 15 Abi. 1 gedachten Art, nicht früher erlangt, bis nach An- 
funft des Gutes am Bejtimmungsorte die Frachtbriefübergabe an ihn oder 
jeine Stlagezuftellung an die Eijenbabn erfolgt ijt, jo würden bis zu dieſem 


!) Die Anjprüche wegen Nichtverjtändigung über das Wiederauffinden des Gutes (Art. 36) 
und wegen Nichterfüllung der Zoll, Steuer: und Polizeivorihriften (Art. 10) find ver- 
tragsmähige und unterliegen daher dem Grundjage des Art. 26 Abi. 1 (U.M. Schwab, 
S. 327). 
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Zeitpunfte die im Art. 15 Abſ. 1 bezeichneten Befugniſſe überhaupt nicht ge- 
richtlich geltend gemacht werden fünnen, und zwar vom Abjender nicht — 
weil er das Frachtbriefduplifat und jomit das Verfügungsrecht nicht bejigt, — 
vom Empfänger nicht, — weil er jelbjt durch den Befit des Duplifates 
das Verfügungsrecht und jomit auch die Aftivlegitimation nicht erlangen kann. 
Da in diejem Falle ein VBerfügungsberechtigter überhaupt fehlt, jo würde auch ein 
Ativlegitimirter nicht vorhanden fein. ES würde — wie die franzöfiiche Dele- 
gation in den Berathungen der II. Konferenz hervorhob — weder der Ab- 
jender, noch der Empfänger ein Klagerecht haben. 

Was nun das Verfügungsrecht des Abjenders anlangt, jo iſt dasjelbe 
in Betreff der im Abſ. 1 des Art. 15 bez. Verfügungen unbedingt von 
der Vorweiſung des Jrahtbriefduplifates abhängig und das 
Erforderniß diefer formellen Legitimation, welche zum Schuße der 
Nechte des Empfängers gegen nachträgliche Verfügungen des Abjenders dient, 
fann nicht durch irgend einen anderen Nachweis z. B des Verluftes des 
Duplifats, der Zujtimmung des Empfängers erjegt werden. Vermag alfo der 
Abjender das Duplifat nicht vorzuweiſen, weil er es verloren, fortgegeben ꝛc., 
jo ruht die Ausübung des Verfügungsrechts, bis er das Duplifat wieder: 
erlangt oder der Empfänger gemäß Art. 15 Abi. 4 das Verfügungsrecht er- 
halten hat. 

Der Grund liegt vornehmlich darin, daß es nach der Natur des Eiſen— 
bahnverfehrs und der bei Aufführung nachträglicher Verfügungen gebotenen 
Beichleunigung für die Eijenbahn wie für die Nechte des Empfängers mit 
großer Gefahr verfmüpft jein würde, an die Stelle der formellen Legitimation 
derartige Nachweije treten zu laſſen, zu deren endgültiger Feſtſtellung im Nechts- 
finne die Eijenbahn ohne prozefjualiiches Verfahren überhaupt nicht in der 
Lage ift. Dagegen liegt diefer Grumd nicht vor, wenn es ſich um die Aktiv— 
legitimation im Brozejje handelt Im Prozehverfahren it es wohl 
angängig, an die Stelle der formellen Legitimation durch Vorweiſung des 
Srachtbriefdupfifates einen anderen adäquaten Yegitimationsnachtveis treten zu 
fajjen, der die formelle Legitimation durch das Duplifat erjegt. Diejer Nachweis 
fönnte jowohl darin bejtehen, daß der Abjender das Duplifat verloren oder, 
da er es dem Empfänger nicht übergeben oder, dal er es zwar dem Em— 
pfänger verabfolgt hat, aber mit Zujtimmung deſſelben den betr. Anjpruch 
gerichtlich geltend macht. Bon diefen Nachweifen hat jedoch das Ueberein— 
fommen als Ausnahme von dem Prinzipe des Abi. I nur die Zus 
ftimmung des Empfängers zur gerichtlichen Geltendmachung der formellen 
Legitimation durch das Frachtbriefduplikat gleichgeftellt und im Abi. 2 des 
Art. 26 demgemäh die Beitimmung getroffen, 

daß, wenn der Abjender das Duplifat des Frachtbriefes nicht vor: 
zuzeigen vermag, er ſeinen Auſpruch nur mit Zujtimmung des 
Empfängers geltend machen fann. 

Der Empfänger wirde freilich auch dann wicht beeinträchtigt werden, 
wenn der Abjender jeine Aftivlegitimation durch den Nachweis des Berluftes 
des Duplifates oder der Nichtübergabe dejjelben an den Empfänger rühren 
würde. Und diefe Erwägung veranlaft Schwab ©. 236 zum dem Schluffe, 
daß bei Verluſt des Frachtbriefduplifates jeitens des Abjenders die Zuſtimm— 
ung des Empfängers nicht das einzige Mittel jein fünne, dem Abjender 
die Aftivlegitimation zu geben. Die Zuftimmung des Empfängers könne viel— 
mehr in diejem Falle nur als ein Beweis für den Verluſt betrachtet werden. 


45* 
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Diejer Beweis müfje aber auch auf andere Weije zuläjfig fein. Indeß dicier 
Schluß Schwab's ijt nicht zutreffend. Es darf, insbejondere bei einer 
jtrifte auszulegenden Ausnahmebejtimmung, in Ddiejelbe wicht ein Sinn 
hineininterpretirt werden, der weder dem Wortlaute noch der Abſicht der 
Geſetzgeber entſpricht. 

Das Uebereinkommen hat ſich, gleichviel aus welchem Grunde 
der Abſender das Duplikat nicht —— vermag, ob er daſſelbe verloren 
oder dem Empfänger oder einem Dritten übergeben ꝛc., lediglich darauf bes 
jchränft, an Stelle diejer formellen Legitimation den Nachweis der Zuſtimm— 
ung des Empfängers zuzulaffen. Jede anderweite Führung der Altiv 
legitimation it nach dem Haren Wortlaute nicht gejtattet und ausgeichlofien. 
Aljo auch im Falle des Verluſtes des Duplikats, der Nichtübergabe an deu 
Einpfänger, der Uchergabe an einen Dritten, bedarf es, wenngleich der Empfänger 
ein rechtliches Intereſſe an der Ausübung de3 Verfügungs- bezw. Klagerechts 
des Abjenders nicht haben oder noch nicht haben jollte, jtet3 der Zujtimmung 
des Empfängers zur Klage ꝛc. des Abjenders, falls diejer dad Duplikat nicht 
vorzuweiſen vermag. 

Verweigert der Empfänger grundlos die Zuftimmung, jo wird der Ab 
jender berechtigt jein, ihm wegen des daraus entjtehenden Schadens regreß⸗ 
pflichtig zu machen oder auch auf die Ertheilung der Zuſtimmung zu verklagen 
oder die Amortiſation des Duplikats herbeizuführen. Aber ohne die Zu: 
jtimmung des Empfängers it der Abjender — Mangelö der Vor— 
weijung des Frachtbriefdupfifateg — nicht aftivlegitimirt und nicht befugt, 
dieſe Zujtimmung durch einen anderweiten Nachweis zu erjegen. Gegen die 
inzwijchen laufende Verjährung jeiner Anjprüche kann ſich der Abjender durch 
. geeignete zivilprozeſſualiſche Maßnahmen jichern. Die Annahme Schwab's 
©. 236, daß der Abjender, wenn man ihm nicht den Beweis auch auf eme 
andere Weije geitatte, der Bahn gegenüber „vogelfvei“ jet, ijt nicht richtig. Ter 
Abjender ift in ebenſo guter, ja jogar in günjtigerer Lage, als derjenige, der cin 
formales Werthpapier — Inhaberpapier, Wechjel ꝛc. — verloren hat. 

Auch darf nicht außer Acht gelafjen werden, daß die Tragweite der Vor— 
jchrift des Abſ. 2 eine bejchränfte ijt, weil die Zuftimmung des Empfängers 
nur zur gerichtlichen Geltendmachung derjenigen Anſprüche erforderlich ft, 
welche fi) auf die Verfügungsbefugnifie des Abjender8 aus Art. 15 Abi. I 
gründen. Denn nur zur Ausübung dieſer Befugniſſe bedarf letzterer nach 
Art. 15 Abſ. 2 überhaupt des Frachtbriefduplikates. Für die Ausübung aller 
anderen im Art. 15 Abſ. 1 nicht bezeichneten Verfügungsrechte ijt die Vor: 
weijung des SFrachtbriefduplifates nicht erforderlich, folgeweiſe bedarf es für dieie 
auch wicht behufs Geltendmachung der beziiglichen Rechtsaniprüche der Zur 
jtimmung de3 Empfängers zur Führung der Aftivlegitimation. 

Zu dem Grundjage des Art. 26 Abj. 1, daß nur der Verfügung 
berechtigte aftivlegitimirt it, bildet nach Vorftehendem Abſatz 2 die einzige 
Ausnahme, imden beftimmt tt, daß der Abſender, obwohl er Mangels des 
Frachtbriefduplikates nicht verfügungsberechtigt iſt, doch aktiv— 
Legitimirt it, wenn er die Zuftimmung des Empfängers nachwent. 
Dieje Zuftimmung begründet mithin die Aftivlegitimation des Abjenders, welche 
jonjt in allen anderen ‚zällen nur auf dem Verfügungsrechte beruht. Es darf 
aber aus diejer Lediglich für den Fall der Aftivlegitimation gegebenen 
Ausnahmevorichrift Feineswegs der Rückſchluß gezogen werden, 
daß die Zuftimmung des Empfängers den Abjender ebenjo wie die Vorweiſung 
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Des zrachtbriefdupfifates auch zum Verfügungsrechte über das Frachtgut 
fegitimire bezw. auch im Betreff des Verfügungsrechtes die Zuftunmung des 
Frachtbriefduplikates erfege. Es iſt oben S. 695 bereit3 erörtert worden, 
daß ein jolcher Rückſchluß nicht geitattet ijt, vielmehr Abi. 2 des Art. 26 jich 
nur und ausjichließlich auf die Aftivlegitimation des Abjenders be 
zieht, und für das Verfügungsrecht dejielben gemäß Art. 15 Abi. 1 aus: 
nahmslos und unbedingt die formelle Legitimation durch Vorweiſung des 
Frachtduplikates vorgejchrieben it, welche weder durch den Nachweis der Zus 
ſtimmung des Empfängers zu der betreffenden Verfügung, noch durch irgend 
einen anderen Nachweis erjegt werden fanıt. 

Aus der Entjtehungsgeichichte des Art. 26 iſt für das Verſtändniß 
Dejjelben noch Folgendes hervorzuheben: 

Der Schweizer Entwurf jchlug im Anſchluß an das im demſelben 
angenommene eigenartige und höchſt fomplizirte Syitem des Berfügungsrechts 
iiber das Gut folgende Beitimmungen über die Aktivlegitimation vor: 


Art. 15: Aktivlegitimation. 

Ueber die Befugniß zur gerichtlichen Geltendmachung und Durch- 
führung der Entichädigungsforderungen wegen Verluſtes (Abhanden— 
fommens, Zerſtörung), Minderung, Beihädigung oder verjpäteter 
Ablieferung von Frachtgütern, welche auf Grund eines durchgehenden 
rachtbriefes im Sinne der Art. 1 und 2 aus einem Conventions— 
jtaate in einen andern verjendet werden, Find in allen Conventions— 
Ttaaten folgende Grundſätze anzınvenden. 

Zur gerichtlichen Geltendmachung und Durchführung der er: 
wähnten Entjchädigungsforderungen in eigenem Namen, ohne einer 
Zeſſion oder Vollmacht eincs etwaigen anderen Intereſſenten zu be 
dürfen, it, jofern das Gut laut Frachtbrief an der Beſtimmungs— 
Itation zur Berfügung des Abjenders bereit gehalten werden jollte 
(Art. 2, e), nur der Abjender, außerdem aber jowohl der Abſender, 
al3 der Empfänger, nach folgenden Bedingungen berechtigt: 

a) Wenn im Frachtbriefe gejagt it, daß der Abjender fich anderweitige 
Berfügung vorbehalte (Art. 2, d), jo it der Empfänger nur dann | 
zur Stlage berechtigt, wem er auf Verlangen genügende Kaution dafür 
leiftet, daß auch der Abiender das Urtheil, bezw. deſſen Vollziehung, 
gegen fich gelten laſſen müſſe. 

b) Bit aber im Frachtbriefe eine ſolche Beſtimmung nicht enthalten, jo 
jtcht dem Abiender das Klagerecht nur dann zu, wenn er Kaution 
feittet, daß auch der Empfänger das Urtheil, bezw. deſſen Boll 
ztehung, gegen ich gelten laſſen müſſe. 

Die Kritik des Schweizer Entiwurjes') erklärte jich zwar damit ein- 

verjtanden, daß die Aftivlegitimation nach dem Syſtem der Verfügungsbefugniß | 
geregelt wurde, jchlug aber, da empfohlen worden war, für legtere die Grund» 

jäge der Art. 402, 405 D⸗H.GB. zu adoptiren, in llebereinitimmung bier | 
mit vor, auch die Aftivlegitimation nach dieſen Prinzipien zu normiren. 

Dieſe Auffaſſung theilte auch der dDeutiche Entwurf und befürwortete 

demgemäß die Aufnahme folgender Beitimmung: 


8. Eger, die Einführung eines internationalen Eiſenbahnfrachtrechtes, ©. 86, 87. 
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Art. 15. 


Zur gerichtlichen Geltendmachung der aus dem internationalen 
Eijenbahnfrachtvertrage entipringenden Nechte iſt nur derjenige befugt, 
welchem nach den Bejtimmungen der Art. 10 ff. das Verfügungsrecht 
über das Frachtgut zufteht. 

In der I. Konferenz wurde folgendes Amendement gejtellt: 

„Es ſteht jedoch dem Empfänger ein Stlagerecht auf Ablieferung 
des Gutes zu, wenn das Gut als verloren betrachtet werden fan.“ 
(Art. 19.) 

Die deutiche Delegation jprach ich gegen dieſes Amendement aus, da 
dafjelbe einmal unnöthig jei: der Dejtinatär könne den Abjender nöthigenfalls 
zur Zeſſion jeiner Klage zwingen; es jei aber auch bedenklich, denn nach Art, 16 
habe der Abjender ein Wahlrecht, gegen welche Bahn er flagen wolle. Gäbe 
man dem Deſtinatär gleichfall3 ein Klagerecht, jo würde dies zu bedenfliden 
VBerwirrungen führen. Nachdem auch die Öfterreichiiche Delegation insbejondere 
mit Nüchicht auf Art. 24 das Amendement als unannehnbar bezeichnet hatte, 
da im Fall der Wiederauffindung der Waare e8 unmöglich wäre, zu eruiren, 
wer der Sllageberechtigte jein jollte, wurde der Artikel unverändert angenommen 
(Prot. ©, 32, 70.) 

In der II. Konferenz beantragte die I. Kommiſſion folgenden Zuſatz 
zu machen: 

„Die Vorzeigung des Duplifates ijt indeß nıdt er- 
forderlich, wenn der Abjender die Zuftimmung des Em: 
pfängers nachweiſt.“ 

Diefer Antrag rief eine weitläufige Diskuffion hervor. 

Die belgijche Delegation bezeichnete denjelben als jehr gefährlich, weil 
er die Berantwortlichfeit der Bahnen außerordentlich erhöhe, jofern deren 
Organe verpflichtet würden, zu prüfen, ob die Zuftimmung des Empfängers 
wirflich vorhanden wäre. i 

Die ruſſiſche und deutjche Delegation waren der Meinung, dab 
der beantragte Zujag zum Art. 15 gehöre, wogegen von anderer Seite ein— 
gewendet wurde, daß damit das Syjtem des Art. 15, wie es bisher veritanden 
worden jei, volljtändig umgekehrt werde. j 

Die ungarifche Delegation warf die Frage auf, wie es gehalten jem 
jolle, wenn das Duplifat, welches erhoben worden jei, nicht in den Händen 
des Empfängers, jondern eines Dritten liege; wogegen die franzöfiiche Tele 
gation meint, dab diejer Fall nicht vorfommen könne, da das Dupfifat ja 
von Nechtswegen immer entweder in Händen des Werjenders oder des 
Empfängers liege. 

Die ruſſiſche Delegation deutete darauf hin, daß man in dem Vorjchlage 
ein Mittel juche, um dem Fall zuvorzufommen, daß das Duplifat verloren 
gegangen wäre Es müjje einen Weg geben, auf dem auch unter diejer 
Vorausſetzung die Bahn belangt werden könne. Dieje Anjchauung wurde im 
Allgemeinen von der deutjchen Delegation bejtätigt. 

Gegenüber einem Antrag, den neuen Zuſatz im Sinne der Anregung der 
ruſſiſchen Delegation zum Art. 15 zu verjegen, erhebt ſich namentlich die 
belgijche Delegation. Sie habe den Art. 15 angenommen, wie er gegenwärtig 
ſei. Mit dem Zuſatz würde jie gegen denjelben ftinmen. Aber aud der 
Art. 26 brauche nicht ergänzt zu werden; er jage, was er jagen jolle. Der— 
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jenige, welcher ein Necht zur Klage zu haben glaube, jolle beweijen, daß er 
berechtigt jei, über Die Kaare zu verfügen. Diejer Beweis werde geführt 
werden fünnen vom Berjender und vom Empfänger mit Dilfe des Frachtbriefs 
dupfifates. Wenn das Duplifat nicht produzirt werden fünne, jo werde der 
Beweis auf jedem anderen Weg, der nach Lage der Dinge möglich jei, geführt 
werden müſſen, und es werde wenig zu bedeuten haben, warum das Duplifat 
nicht produzirt worden jei. Auch die franzöfiiche Delegation erklärte Sich 
gegen Berfegung des Amendements zu Art. 15 und für Annahme des Art. 26, 
wie er ift. 

Die diterreihiiche Delegution beantragte zu jagen: 

„Wenn das Frachtbriefduplikat vom Verjender nicht vorgewieſen 
werden fann, jo fann eine lage nur im Einverftändnijje des Ab- 
jenders mit dem Empfänger erhoben werden.“ 

Diejes Amendement it angenommen worden. 

Ebenjo wurde ein Vorſchlag, im Ab}. 2 des Art. 15 den Ausdruck 
„Dritten“ durch „Berechtigten” zu erjegen, angenommen, um noch Elarer 
hervorzuheben, was im Art. 26 veritanden ımd gejagt werden jolle. 

Die beigiiche Delegation machte noch darauf aufmerffam, daß man im 
Abj. 2 des Art. 15 von Nechten Dritter jpricht, welche diejelben als Träger 
des Duplifates erworben haben. Es muß aber wohl veritanden werden, daß 
die Uebergabe des Duplifates an Jemand anders als den Empfänger dem 
Dritten feinerlet Nechte giebt. Im dieſer Richtung it Art. 15 unklar und 
man jollte ausdrüdlich jagen, daß es jich nur um den Empfänger handelt, 
der allein mit dem Duplifat Rechte erwerben fan. 

Der Art. 26, wie er von der I. Kommijjion vorgejichlagen 
ijt, wurde hierauf angenommen. Brot. &. 108, 109.) 

Demgemäß findet ſich Art. 26 (mit dem angenommenen Amendement der 
Öjterreichtichen Delegation) jowohl in dem als Anhang zu deu Protofollen 
der II. Konferenz beigegebenen Entwurf des internationalen Webereinfommens 
nach den Bejchlüffen der Konferenz von 1881 (S. 14), ſowie in der Zur 


— 


ſammenſtellung der Abänderungsanträge (S. 20) in folgender Faſſung: 


Art. 26. 

Zur gerichtlichen Geltendmachung der aus dem internationalen 
Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eiſenbahn entipringenden Rechte 
it nur derjenige befugt, welchen das Berfügungsrecht über das 
Frachtgut zuſteht. 

Vermag der Abſender das Duplikat des Frachtbriefes nicht vor— 
zuzeigen, ſo kann die Klage nur im Einverſtändniß zwiſchen dem Ver— 
ſender und dem Empfänger erhoben werden. 

Hierzu hat Deutſchland folgenden Abänderungsantrag geſtellt: 

Den Schlußſatz im Abſ. 2 dahin zu faſſen: „ſo kann er 
ſeinen Anſpruch nur mit Zuſtimmung des Empfängers 
geltend machen.“ 

Die I. Konmiſſion berichtete hierüber: „Da es ſich hier Lediglich um die 
Legitimation des Abjenders, nicht um eine von dieſem und dem Emfänger 
gemeinjam anzuftellende Klage Handelt, jo jchlägt die Kommiſſion vor, den 
Antrag anzunehmen.“ 

Der Antrag der Kommiſſion wurde hierauf angenommen, 
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Nach diejer allgemeinen Darftellung des Prinzipes und der Entjtehungs: 
geichichte des Art. 26 kann auf die Erörterung der Vorjchriften deijelben im 
Einzelnen übergegangen werden. 


Abfab 1. 

Abſatz 1 des Art. 26 des internationalen Uebereinfommens jchreibt für 
die gerichtliche Geltendmachung der aus dem internationalen Eijenbahnfradt- 
vertrage gegenüber der Eifenbahn entipringenden Rechte — die Aftivlegitimation — 
als einheitlichen, international-prozefjualen Grundjag vor, daß mur der: 
jenige aftivlegitimirt tjt, welchem das Verfügungsrecht über 
das Frachtgut zujteht. 

1. Diejer Grundjag ift für alle Vertragsitaaten nad) Form und Inhalt obli- 
gatoriſch, derartig, daß die ihm widerſprechenden Normen der Landesprojch 
rechte fortfallen und neue entgegenitehende Normen nicht eingeführt werden dürfen. 


2. Abj. 1 iſt aber bejchränft auf die „gerichtliche Geltendmachung“ 
der aus dem internationalen Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eijenbahn 
entipringenden Nechte, bezieht ſich aljo an jich nicht auf die außergericht— 
liche, im Neflamationswege zu bewirfende Geltendmachung ſolcher Yır 
jprüche. Für dieje find vielmehr in erjter Neihe die Gejege und Neglements 
des Landes entjcheidend, wo die außergerichtliche Geltendmachung bezw. Rekla— 
mation erfolgt. Subſidiär wird jedoch auch Hier der in Nede — Grund: 
ſatz — Anwendung zu finden haben, wie dies aus Art. 44 Ziff. 2,3, 4, 
litt. a’) erhellt. 

Unter „gerichtlicher Geltendmadhung“ ift aber nicht allein die 
Geltendmachung im Klage- bezw. Prozeßwege zu verſtehen, ſondern überhaupt 
jede Form der Geltendmachung der betr. Anſprüche vor Gericht und ver— 
mittelſt des Gerichtes, alſo auch durch Arreſtlegung, Pfändung, Beweis 
aufnahme zum ewigen Gedächtniß (zur Sicherung des Beweijes), Widerklage, 
Einrede, Litisdenunziation u. ſ. w. Die Annahme Schwab's ©. 240, daß 
die Geltendmachung der Vertragsanſprüche gegen die Eiſenbahn im Wege der 
Widerklage oder Einrede auch dem nicht Verfügungsberechtigten zuſtehe, 
wenn von der Bahn gegen ihn aus demſelben Frachtvertrage geklagt werde, 
iſt unzutreffend und läßt ſich auf Art. 28 nicht gründen; denn Art. 28 hat, 
wie noch des Näheren erörtert werden wird, lediglich die Paſſivlegitimation 
der Eiſenbahn im Auge und bezieht ſich nicht auf die Aktivlegitimation der 
Gegenpartei. 

3. Ferner bezieht ſich Abſ. I nur auf die „aus dem internationalen 
Eijenbabnfradhtvertrage gegenüber der Eiſenbahn entiprin 
genden Nechte.“ 

Es fommen nur Rechte „gegenüber der Eijenbahn“, aljo jolde in 
Betracht, bei deren Geltendmachung die Parteien jorderungsberechtigt umd 
aftivlegitimirt find, Dagegen die Eijenbahn die Verpflichtete bezw. Die Schuldnerin, 
die Paſſivlegitimirte iſt. Rechte der Eiſenbahn gegenüber den Parteien 
(Abſender, Empfänger, Bevollmächtigten und Succeſſoren derſelben) ſtehen 
hier nicht in Frage, wie überhaupt im internationalen Uebereinkommen de: 
jtimmungen über die Aftiv- und Baijivlegitimation, jowie über den Gerichts 
jtand bei gerichtlicher Geltendmahung von Auſprüchen, Forderungen, Rechten 
der Eiſenbahn gegen die Parteien nicht getroffen find. 


) Annalen, 1891, S. 566. 





4. Weiter handelt es ſich mur um Rechte, welche aus dem inter: 
nationalen — age entſpringen, alſo aus einem 
gemäß Art. 8 (reſp. Art. I, 6)') des Uebereinkommens abgeſchloſſenen Fracht— 
vertrage. Die Nechte müſſen Durch den Frachtvertrag begründete, 
frachtvertragsmäßige ſein. 

I. Ausgeichlofien von der Amvendung des Art. 26 ift daher die Geltend- 
mahung aller Rechte, die nicht aus dem internationalen Eijenbahnfracht> 
vertrage entipringen, wenngleich jie aus dem internationalen Transporte her— 
rühren bezw. mut diefem im Zulammenhange stehen. Dabin gehören 3. B. 


a) Die Nechte des Abjenders auf Eingehung eines Internationalen Eijenbahne 
frachtvertrages bezw. aus der Verweigerung des Vertragsabſchluſſes, 
d. b. aus der Verlegung der geieglichen Transportpflicht jeitens der 
Eijenbahn (Art. 5). Denn dieje Rechte werden vor Abſchluß des 
internationalen Etjenbahnfrachtvertrages ex lege exiſtent, entſpringen 
aljo nicht aus dem Frachtvertrage.?) 

b) Die Rechte des Abjenders bezw. des J— aus einem dem 
Frachtvertrage vorangehenden (Art. 5 Abj. 2 Zap 2) oder (im Folge 
Verzugs bei der Abnahme oder auf Grumd bejonderer Abrede) nach: 
folgenden VBerwahrungsvertrage. Denn auch in Ddiejen Fällen 
gründen jich die Anjprüche nicht auf den FFrachtvertrag. 

c) Die Nechte des Abjenders bezw. Empfängers aus Anlaß eines 
nichtigen Frachtvertrages (Art. 4). 

d) Das Entjchädigungsrecht des Empfängers gegen die Eiſenbahn, welche 
Anweiſungen des Abjenders befolgt bat, ohne die Vorzeigung des 
Duplifatfrachtbriefes zu verlangen (Art. 15 Abſ. 2). Denn der Em— 
pfänger hat diejes Necht jchon bevor er gemäh Art. 15 Abi. 4, 
Art. 16 in den Frachtvertrag eingetreten ijt, macht dajjelbe mithin 
ex lege und nicht auf Grund des Frachtvertrages geltend. °) 

Dagegen it es nicht zutreffend, wem Schwab a. a. D. ©. 324 
auch das Recht des Empfängers auf Geltendmachung der durch den Fracht— 
vertrag begründeten Rechte, insbeſondere auf Lebergabe des Frachthriefes und 
des Gutes nach Ankunft deſſelben am Beſtimmungsorte hierher rechnet. Dieſes 
Recht des Empfängers folgt aus der eigenartigen Konjtruftion des Fracht: 
vertrages, welche mit Ankunft des Gutes am Beſtimmungsorte eine ſtill— 
ichweigende geiltonsofferte an den Empfänger bedingt, jo day jein bezügliches 
Recht zum Eintritt in den Frachtvertrag bezw. zur Geltendmachung der Ver: 
tragsrechte gegen Erfüllung der VBertragspflichten als ein durch den Fracht— 
vertrag begründetes zu erachten st. 

Ebenjowenig it die weitere Annahme Schwab's ©. 327 zutreffend, 
dab hierher auch die PBarteianjprüche aus der bahmamtlichen Erfüllung der 
Zoll, Steuer: und Polizeivorfchriften (Art. 10)*) gehören, weil die Dal für 
diejelbe nicht al3 Frachtführerin, jondern als Kommiſſionär hafte. Da der 
Gijenbahn Die bezüglichen Verpflichtungen im ihrer Eigenjchaft als Fracht— 
führerin bezw. in Ausführung des Frachtvertrages durch Art. 10 
auferlegt worden, läßt der Umstand, daß ihr bei Erfüllung dieſer Aufgabe 
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die Verpflichtungen eines Kommiſſionärs zugewielen find (Art. 10 Abi. 3 
Sat 2), die Nechte der Parteien nicht als außerhalb des Frachtvertraget 
jtehend erjcheinen. Die VBerantwortlichkeit der Eijenbahn aus dem Fracht— 
vertrage ijt überhaupt nicht in allen Fällen die gleiche. Sie tt verjchieden 
bei Beichädigung und Verluſt (Art 30)'), bei Gütern der im Art. 31, 32)’) 
angeführten Kategorien, bei Verfäumung der Lieferfriit (Urt. 39)°) u. ſ. m. 
Wenn aljo die Haftung der Eijenbahn für die Erfüllung der Zoll-, Steuer: und 
Polizei-Vorichriften bei Ausführung des Frachtvertrages im Art. 10 auf das 
Maß der Berpflichtungen eines Kommiſſionärs feitgejegt iſt, To it daraus 
feinesiwegs die Folgerung gerechtfertigt, daß die bezüglichen Nechte der Par: 
teien nicht durch den ‚srachtvertrag begründet jeien. 

Endlich kann auch die Auffaſſung Schwab’s ©. 327 nicht als richtig 
anerfannt werden, daß die Erjaganjprüche des Entjchädigungsberechtigten, der 
ſich bei der Empfangnahme der Entichädigung für Verlujt die Benachrichtigung 
von dem Wiederauffinden des Gutes vorbehalten hat, wegen Nichtverjtändigung, 
wenn das Gut innerhalb der Benachrichtigungsfrift wieder aufgefunden wurde, 
nicht hierher zu rechnen jein. Schwab meint, daß diefe Anfprüche nict 
auf dem Frachtvertrage, jondern auf der fpeziellen Anordnung des Art. 36 
bajiren. Indeß er überjicht, dab dieſer Vorbehalt lediglich eine Modifikation 
des vertragsmäßigen Entichädigungsanipruches des Berechtigten für den Ver— 
luſt des Gutes it und ſich mithin, wie diejer Anjpruch jelbit, lediglic auf 
den zFrachtvertrag gründet. Auch die Entjchädigungsanjprüche für Verluſt 
und Beichädigung (rt. 30, 34 ff.) *), jowie für Verſäumung der Lieferung® 
jrift (Art. 39, 40)°), beruhen nur injofern auf dem Frachtvertrage, als jeder, 
der einen internationalen Eijenbahnfrachtvertrag abſchließt, den  bezüglichen 
Normen des Webereinfommens abjolut und obligatorisch unterworfen Ht 
(rt. 1, 4)°), diejelben mithin zugleich integrirende Normen des — 
werden. Der Umſtand alſo, daß ſich der beregte Anſpruch aus Art. 36‘) 
des Uebereinkommens ergiebt, ſchließt nicht aus, daß er auf dem internationalen 
Eijenbahnfrachtvertrage berubt, ohne dejjen Abjchluß er überhaupt nicht erritent 
werden würde. 

II. Im Uebrigen aber bezieht ſich der Grundjag des Art. 25 — Mangels 
jeder Einſchränkung — ausnahmslos auf alle aus dem internationalen 
Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eifenbahn entjpringenden Nechte, gleich— 
viel ob jie die vertragsmäßige Erfüllung oder Entjchädigungen wegen nicht 
vertragsmäßiger Erfüllung zum Gegenitande haben. Art. 26 umfaßt mitbin 
nicht allein Entjchädigungsforderungen gegen die Eijenbahnen aus Berlutt, 
Minderung oder Beichädigung des Gutes, jowie aus Verfäumung der Lieferfrit 
(Art. 30—42)°), jondern auch Forderungen aus vertragsiwidriger Dandlung& 
weile ihrer Leute und anderer Perſonen, deren jie ſich bei Ausführung des 
übernommenen Transportes bedienen (Art 29)°), aus der Auflage gejeg- und 
veglementstwidriger Iransportbedingungen, jowie aus der Bevorzugung eine! 


) Unnalen 1891, S. 563. 
) Annalen 1891, S. 563, 564. 
) Annalen 1891, ©. 565. 
* Annalen 1891, ©. 563, 564. 
>) Annalen 1891, ©. 565. 
°, Annalen 1891, ©. 554, 55». 
) Annalen 1891, €. 564, 565. 
*, Annalen 1891, ©. 564-556 
”, Annalen 1891, S. 563. 
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Abfenders vor dem anderen in der Beförderung nach Abjchluß des Fracht: 
vertrages (Art. 4, 5)'), ferner aus der Verzögerung oder Unterlaffung der 
Abſtempelung des Frachtbriefes oder der Beichernigung des Empfangs auf dem 
ssrachtbriefduplifate (Art. 8 Abj. 1, 2, 5), aus der Nichterfüllung der Boll:, 
Steuer: und Bolizeivorichriften (Mrt. 10), aus geſetz- und reglementswidriger 
oder irriger Feſtſetzung, Publikation, Anwendung und Berechnung der Tarife, 
Gebühren, baaren Auslagen (Art. 11, 12). Endlich findet Art. 26 auch An- 
wendung auf Nachnahmeforderungen (Art. 13), aus gejeß: oder reglements— 
widriger Feſtſetzung oder Berechnung der Lieferfristen (Art. 14). aus der Nicht- 
befolgung ordnungsmäßig ertheilter nachträglicher Verfügungen (Art 15), aus 
der Verlegung der Aushändigungspflicht (Art. 16) und der Beitimmungen 
über das Ablieferung: und Zurührungsverfahren (rt. 19), aus Verſtößen 
gegen die der Eifenbahn bei Iransporthinderniljen (Art. 17), Ablieferungs- 
hinderniſſen (Art. 24), Verluſt-, Minderungs: und Beichädigungsfällen (Art. 25), 
jowie bei der Ausübung und Nealifirung des Prandrechts (Art. 21, 22) ob» 
liegenden Verpflichtungen u. ſ. w. 

5. Bezüglich aller diefer Vertragsrechte joll nach Abſ. 1 des Art. 26 zur 
gerichtlichen Geltendmachung „nur derjenige befugt jein, welchem das 
Verfügungsrecht über das Frachtgut zuſteht“. Für die Stage, 
wer zur gerichtlichen Geltendmachung dev Vertragsrechte befugt iſt, it ſomit 
die Beantwortung der Borfrage enticheidend, wen das VBerfügungsrecht 
über das Frachtgut zuitcht. Denn nur der Verfügungsberechtigte it der 
Aftivlegitimirte bei gerichtlicher Geltendmachung von Ntechten aus dem inter: 
nationalen Eifenbahnvertrage. Die Verfügungsberechtigung iſt allein und aus— 
ichließlich maßgebend für die Aftivlegitimation. Iſt der Verfüginigsberechtigte 
fejtgejtellt, jo ift damit zugleich auch die Feſtſtellung des Altivlegitimirten 
bewirkt. 

Das Uebereinkommen hat aber im Art. 15 Ab}. 4?) die Berfügungsrechte 
über das Frachtgut zwischen Abjender und Empfänger grundjäglich dahın ge 
regelt, daß dieſe Nechte dem Abjender ſo lange zujtehen, bis nicht nach 
Ankunft des Gutes am Beitimmungsorte der Frachtbrief dem Empfänger über: 
geben oder die vom letterem nach Maßgabe des Art. 16 auf Uebergabe des 
Frachtbriefs und Auslieferung des Gutes erhobene Klage der Eijenbahn zus 
geftellt worden ift, — dugegen dem Empfänger, jobald nad) Ankunft des 
Gutes am Beltimmungsorte die Frachtbriefübergabe oder Klagezuitellung er: 
folgt iſt. 

Nur für die im Abjag 1 des Art. 15 Speziell bezeichneten 
Verfügungen it das Verfügungsrecht des Abjenders zugleich an die formale 
Vorausſetzung geknüpft, daß er das Duplifat des Frachtbriefes vor- 
zuweilen hat, derartig, daß ihm bezüglich dieſer Verfügungen auch bis zu 
dem im Art. 15 Abj. 4 bezeichneten Zeitpimfte das Verfügungsrecht nicht zufteht, 
wenn er das Frachtbriefduplifat nicht vorzuweiſen vermag. Bezüglich aller 
anderen Berfügungen dagegen it das Verfügungsrecht des Abjenders von 
der Vorweiſung des Frachtbriefduplifates nicht abhängtg. 

In Betreff der im Abi. 1 des Art. 15 bezeichneten Berfügungen gebt 
der Abjender, wenn er das Frachtbriefduplikat nicht vorweiien fan, gleichviet, 
ob er daſſelbe verloren oder dem Empfänger oder einem Dritten übergeben 


», Annalen 1891, ©. 555 fi. 
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hat, ob es abhanden gekommen, vernichtet, verbrannt, mit Beichlag belegt 
it ꝛc, der Ausübung der Verfügungsbefugniſſe aus Art. 15 Abi. 1 verluftig, 
weil das Duplifat nach der Anjicht des Gejeges das formelle Legitimationd- 
papier ift, von deſſen Bejit und Vormweijung die qu. Verfügungsbefug- 
nijfe des Abjenders unbedingt abhängig find, derartig, daß jede m 
anderer Form gegebene Verfügung des Abjenders nichtig it (Art. 15 
Abi. 7). Das Dupklifat fann mithin nur durch eine Urkunde erjegt werden, 
welche nach dem betreffenden Landesrechte geeignet ift, ein formelles Legiti: 
mationspapier zu erjegen, mithin in der Negel nur durch die Amortijations 
urkunde (Ausichlußurtel). 


Vermag der Abjender weder das Duplifat noch eine derartige Urkunde 
vorzuweiſen, jo tt er nicht berechtigt, die im Abj. 1 des Art. 15 bezeichneten 
Verfügungsbefugniſſe auszuüben, ſondern lediglich auf die übrigen Vertrags— 
und Verfügungsbefugniffe bejchränft, deren Ausübung durch die Vorweiſung des 
Frachtbriefduplikates nicht bedingt it. Weder aus dem Umjtande, dab Diele 
formelle Beichränfung zum Schutze des Eigenthums gegen unbefugte Ver: 
fügungen des Abjenders eingeführt it und dienen joll, noch daß Sat 2 des 
Abſ. 2 Art. 15 die Eijenbahn aus der Verfolgung von Anweiſungen des 
Abjenders ohne VBorweilung des Duplikats mur denjenigen Empfänger, dem 
der Abjender das Duplifat übergeben hat, für haftbar erklärt, darf gefolgert 
werden, daß der Abjender dieje formelle Legitimation auch auf andere Weije 
gültig erjegen dürfe, 3. B. durch den Nachweis, dal er das Duplifat verloren, 
dal er es dem Empfänger nicht übergeben babe, daß diejer mit der betreffenden 
Verfügung einverstanden jet. Seiner Ddiejer Nachweiſe ift im Stande, das 
formelle Erforderuig des Art. 15 — Vorweiſung des Frachtbriefduplikats — 
zu erſetzen. Dasjelbe iſt nach Wortlaut und Abjicht des Gejeges ein ab— 
jolutes formales Erforderniß für die bezüglichen VBerfügungsbefugniffe 
des Abjenders und das Fehlen dieſer Borausfegung hat daher unbedingt Die 
Nichtigkeit der Verfügung zur Folge (Art. 15 Abi. 7). 


Andererjeits gehen dadurch, dar der Abjender Mangels des Duplifats 
das Necht, die qu. Verfügungen zu treffen, nicht auszuüben vermag, die bez. 
Verfügungsbefugniſſe nicht etwa vor dem im Abſ. 4 des Art. 15 bezeichneten 
BZeitpunfte auf den Empfänger oder einen Dritten über, welchem der Abjender 
das Duplifat übergeben hat oder der dasjelbe auf andere Weile erlangt bat. 
Der Schuß, welchen das Webereinfommen durch die formale Bejchränfung des 
Abjenders dem Empfänger gewähren will, bejteht nur und ausjchlieglich 
darin, daß der Abjender die betreffenden Verfügungsbefugniſſe jo lange nicht 
ausüben darf, als er nicht das Duplifat vorzinveiten vermag, aber nicht darın, 
dab die Ausübung der Befugniſſe auf andere, insbejondere auf den Em- 
pränger, übergeht. WBielmehr rubt nur das Necht des Abjenders ın 
Betreff der im Art. 15 Abſ. 1 bezeichneten Anweiſungen, jo lange er das Duplifat 
nicht vorzinveiien vermag, und lebt wieder auf, jobald er wieder in den 
Beſitz des Duplifats gelangt, bis es gemäß Art 15 Abi. 4 endgültig erliicht. 
Der Empfänger, auch wenn er vom Abjender das Duplifat erhalten hat oder in 
anderer Weiſe in den Beſitz deſſelben gelangt it, erlangt das Verfügungsrecht 
nicht vor dem im Ab}. 4 des Art. 15 beitimmten Zeitpunfte. 

Darnach regelt ſich alſo, da Dritte irgendwelche Verfügungsrechte über das 
Frachtgut nicht bejigen fünnen, das Verfügungsrecht zwiſchen Abſender und 
Empfänger, wie folgt. Daſſelbe jteht zu: 
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A. in Betreff: 

I. der im Art. 15 Abſ. 1 beionders bezeichneten Befug- 
nifjedem Abjender — wenn er das Duplifat des Fracht— 
briefes vorweiſt — dis nad) Ankunft des Gutes am Beſtimmungs— 
orte Frachtbriefübergabe an den Empfänger oder Klagezuſtellung des» 
jelben an die Eijenbahn erfolgt iſt (Art. 15, Abi. i 2, 4); 

II. aller anderen im Art 15 Abſ. 1 nicht bezeichneten Ver— 
fügungsbefugniije dem Abſender — auch ohne Bor: 
weijung des Frachtduplikates — bis zu dem unter Ziff. 1 
bezeichneten Zeitpunfte (Art. 15 Abſ. 4); 

B. in Betreff: 

jämmtlicher Verfügungsbefugniiie ausnahmslos dem 
Empfänger von dem Zeitpunfte an, wo nac Ankunft des Gutes 
am Beitimmungsorte Krachtbriefübergabe au dem Empfänger 
oder Klagezuſtellung Ddeijelben an die Eiſenbahn erfolgt üt 
(Art. 15 Abſ. 4). 

Nach diefer Abgrenzung des Verfügungsrechtes zwiſchen Abjender und 
Empfänger regelt jih auch gemäß Art. 25 Abi. I grumdiäglich die Aktiv— 
legitimation beider. Doch wird durch bj. 2 des Art. 26 eine im Folgenden 
noch näher zu erörternde Ausnahme zu dieſem Grundjage geschaffen, indem 
den Abjender unter einer bejtimmten Vorausſetzung (Zuſtimmung des Em— 
pfängers), auch ohne daß er nach Art. 15 verfügungsberechtigt ift, die Aktiv— 
legitimitation verliehen ijt. 


Abſatz 2. 


Abſatz 2 des Art. 26 des internationalen Uebereinkommens enthält eine 
Ausmahme von dem Grumdjage des Abi. 1, wonach aftivlegitimirt nur ders 
jenige it, welchem das Verfügungsrecht über das Frachtgut zuſteht. Es it 
in der vorangehenden Erörterung des Ab) 1 des Art. 26 gezeigt worden, 

dab in Betreff der im Abſ. 1 Art. 15 bezeichneten Berfügungen das 
Verfügungsrecht des Abjenders jo lange bis dasjelbe nach Abi. 4 des 
Art. 15 erlojchen vt, unbedingt von dem formalen Erforderniß 
der Vorweijung des Krachtbriefduplifats abbängig tit 
(Art. 15 Ab). 2), derartig, daß jede derartige Verfüginig ohne Vor: 
weiſung des Frachtbriefduplikates nichtig mt (Met. 15 Abi. 7) und 
überdies, fall der Abiender dem Empfänger das Frachtbriefdupfifat 
übergeben hat, die Eijenbahn, welche eine jolche nichtige Verfügung 
ausführt, dem Empfänger haftbar wird. 

Bährend nun bezüglich der Ausübung des Berfügungsrechtes des 
Abſenders — wie vorher eingehend begründet — dieſes formale Erforderniß 
der Duplifatvorweiiung auf Feine andere Weije erjegt werden fanı, 
gestattet Abi. 2 des Art 26 die gerichtlihe Geltendmachung der 
‚stachtvertragsanjprüche auch ohne Vorweiſung des Frachtbriefduplifates, 
wenn der Empfänger zujtimmt, d.h. in Ausnahme von dem Grund: 
jage des Abj. 1 des Art. 26, wonach nur der Berfügungsberechtigte aftiv- 
legitimirt it, wird durch Abſ. 2 des Art. 26 der nach Art. 15 wegen Mangels 
des Duplifates nicht verfügungsberechtigte Abjender für aktivlegiti— 
mirt erklärt, wenn der Empfänger der gerichtlichen Geltendmachung jeine Zu— 
ſtimmung ertheilt. 
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Aus dem Umftande, das Abi. 2 des Art. 26 jich als cine Ausnahme 
vorjchrift zu der grumdjäglichen Beitimmung des Abj. 1 Art. eit. danitellt, 
ergiebt jich Folgendes: 

1. Die Beitimmung des Abj. 2 it striete zu interpretiren, d.h. 
der Mangel des Frachtbriefduplifates darf vom Abjender zur Führung jeiner 
Altivlegitimation nur und ausjchließlich durch den Nachweis der Zu: 
jtimmung des Empfängers, nicht. durch irgend einen adäquat erjcheinenden 
Nachweis, z. B. daß das Duplifat verloren gegangen, einem Dritten übergeben 
worden, dem Empfänger nicht übergeben-worden it, erjeßt werden. 

Von dem Gefichtspunfte aus, dal das Erforderniß der Vorweiſung des 
Frachtbriefduplifates zum Schutze des Empfängers, dem diejes verabfolgt worden, 
gegen eigenmächtige und unberechtigte Verfügungen des Abjenders dienen und 
legteren in jeinem Verfügungsrechte bejchränfen joll, könnte freilich die Er- 
wägung nicht ohne Grund erjcheinen, daß der Empfänger in jeinem Rechte 
auch dann nicht beeinträchtigt werden würde, wenn der Abjender jeine Aktiv: 
legitimation durch den Nachweis des Verlujtes des Duplifates oder der Nicht: 
übergabe an den Empfänger führen würde. Und Schwab ©. 236 gelangt 
in der That demgemäß auch zu der Annahme, daß bei Verluft des Fracht— 
briefduplifates jeitens des Abjenders die Zuftimmung des Empfängers nicht 
Das einzige Mittel jein fönne, dem Abjender die Aftivlegitimation zu 
zu geben, der Beweis des Verluftes vielmehr auch auf andere Weije zur 
gelajjen werden müſſe und daher Abj. 2 des Art. 26 in dem Sinne zu ver 
jtehen jet, daß der Abjender ohne Vorweiſung des FFrachtbriefduplifates zur 
Erlangung der Aftivlegitimation die Zuftimmung des Empfängers oder den 
Beweis erbringen müſſe, daß er das FFrachtbriefduplifat dem Empfänger nicht 
übergeben babe. 

Indeß das Uebereinkommen hat jih, — wie oben ©. 696 des Näheren er: 
örtert — gleichviel aus welchem Grunde die Vorweifung des Duplikats nicht 
erfolgen kann, ob durch Verlust, Uebergabe an einen Dritten oder den Empfänger, - 
darauf bejchränft, an Stelle diejer formellen Legitimation nur den Nachweis 
der Zujtimmung des Empfängers ausnahmsweise zuzulaffen. Jede 
andere Führung der Aftivlegitimation it, daher nad) dem flaren Wortlaut 
des Abſ. 2 und jener Eigenichaft als striete zu interpretirender Ausnahme 
vorjchrift unbedingt ausgejchlojjen, wie auch die oben ©. 697 j. mit: 
getheilten Verhandlungen Kar erkennen laſſen. Mithin it auch im Falle des 
Berluftes des Duplifats, der Nichtübergabe dejjelben an den Empfänger %. 
obwohl in diefen Fällen der Empfänger ein rechtliche Interejje an der Aus 
übung des Verfügungs- oder Klagerechts nicht hat bezw. noch nicht hat, die 
Bujtimmung des Empfängers zur lage des Abjenders, welcher das Fracht— 
briefduplifat nicht vorzinveiien vermag, erforderlich. 

Dem Abjender bleibt gegenüber dem Empfänger, welcher ohne Grund die 
Zuſtimmung verweigert, fein anderes Mittel, als diefen wegen der ungeredt 
jertigten Weigerung vegreßpflichtig zu machen oder auf Erteilung der Zu 
jtimmung zu verklagen oder die Amortijation des Duplifates herbeizuführen. 
Hiervon macht aucd der Fall des Annahmeverzugs des Empfängers 
feine Ausnahme. ') Auch wenn der Empfänger ſich im Verzug befindet oder auf 
drücklich oder durch konfludente Handlungen jeine Weigerung zu exfennen giebt, 
überhaupt in den Frachtvertrag einzutreten, ändert jich an dieſem Grundſatze 


Y.A. M. Schwab, ©. 236 
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nichts. Der Abjender muß auch in dieſem Falle die vom Gejege flar und 
jtrifte hingejtellte Nechtsfolge des Umſtandes tragen, daß er jich des Fracht: 
briefduplifates begeben hat, d. h. er kann vertragliche Anjprüche gegen die Eijen- 
bahn nur dann gerichtlich geltend machen, wenn er entweder die Amortijation 
des Duplifates herbeigeführt und durch das Ausſchlußurtel eine das Duplikat 
erjegende Urkunde erhalten oder die Zuftimmung des Empfängers, ſei es freis 
willig oder im Nechtöwege, erlangt hat. 

Im Uebrigen iſt — wie bereit3 an früherer Stelle ©. 696 hervorgehoben 
— die Tragweite des Abj. 2 feine unbejchränfte. Ebenjo wie nicht die Aus: 
übung des Verfügungsrechtes des Abjenders überhaupt, jondern nur in joweit, 
als es jich um die im Abſ. 1 des Art. 15 jpeziell bezeichneten Befugniſſe handelt, 
von der Vorweiſung des ‚srachtbriefduplifates abhängig tt, it auch die Aftiv- 
legitimation des Abjenders, der das Duplifat nicht vorzuweiſen vermag, nur 
in Betreff derjenigen Anjprüche, welche jich auf die Verfügungen aus Art. 15 
Abj. 1 gründen, von der Zuftimmung des Empfängers abhängig. Hinfichtlich 
aller anderen Anjprüche it der Abjender ohne Vorweifung des Frachtbrief— 
duplifates verfügungsberechtigt, mithin auch ohne die dieje erjegende Zuftimmung 
Des zn aftivlegitimirt. 

2. Die Beitimmung des Abi 2 darf nicht zu dem Rüchſchluſſe ver: 
leiten, daß auch in Betreff der Ausübung des Verfügungsrechtes des Ab— 
ſenders (Art. 15 Abſ. 2) der Mangel des Frachtbriefduplikates durch die 
Zuitimmung des Empfängers erjegt werde. Es iſt bereits oben ©. 695 f. 
ausführlich begründet worden, daß der Charakter der hier vorliegenden Aus— 
nahmevorjchrift ebenjo wie die Stellung derjelben bei Art. 26 einen derartigen 
Rückſchluß unbedingt ausſchließt.) Wäre es die Abjicht der Delegationen 
gewejen, auch in Betreff der Ausübung des VBerfügungsrechtes des Abjenders 
den Mangel des Duplifates durch die Zuſtimmung des Empfängers erſetzen 
zu laſſen, ſo hätte es nahe gelegen und wäre allein folgerichtig erſchienen, 
dies bereits bei Art. 15 auszuſprechen, bezw. Abſ. 2 des Art. 26 mut. mut. 
in den Art. 15 aufzunehmen. Alsdann hätte jih aus Art. 15 in Ber: 
bindung mit Art. 26 Abſ. 1 die Bejtimmung des Abj. 2 eit. von jelbjt ergeben. 

Aber in den Konferenzberathungen wurde ein bezüglicher Vorjchlag qus— 
drüdlich abgelehnt und damit Kar und zweifellos die Abjicht zu erfennen 
gegeben, da für das Verfügungsrecht des Abjenders im Umfange des Art. 15 

bj. 1 unbedingt und allein das formelle Erfordernig der Duplifatvorweiiung 
(Art. 15 Ab}. 2) maßgebend bleiben jolle, und nicht, wie im Falle des Art. 26 
Abi. 2. durch die Zujtimmung des Empfängers erjegt werden dürfe. Gerade 
die Borjchrift des Art. 26 Abi. 2 jpricht arg. e contr. evident dafür, daß 
im Falle des Art. 15 Abi. 2 die Vorweiſung des Duplifats nicht erſetzt 
werden darf durch) die Zuſtimmung des Empfängers oder irgend einen anderen 
Nachweis 

Diejer Unterjchied zwiſchen der Vorausfegung für das Verfügungsrecht 
des Abjenders (Art. 15 Abi. 2) und für die Aktivlegitimation dejjelben (Art. 26 
Abj. 2) wurde mithin abjichtlich gemacht ımd findet darin feine Erklärung, 
daß es für die Eijenbahn außerhalb des Prozefjes nach der Art ihres Ver— 
fehrs nicht möglich oder doch mit ganz bejonderer Schwierigkeit und außer: 
ordentlichem Riſiko verknüpft it, Die Zultimmung des Empfängers zu den 


1) Dal. auch Gerſtner Zeitg. d. Vereins d. Eiſenb. B. 1891 No. 94 ©. 892. — AM. 
— ©. 174, 175, 179 u. v. d. Leyen in Goldſchmidt's Beitichr. Bd. 39 ©. 80. 
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bezüglichen Anweiſungen des Abjenders ich von dieſem vollitändig und redt- 
zeitig nachweiſen zu lajien, während das Gericht bei gerichtlicher Geltend- 
machung der FFrachtvertragsanjprüche im Prozeſſe die geeigneten Mittel beiigt, 
um die vom Abjender behauptete Zuftimmung des Empfängers in gemügender 
und zweifellojer Weiſe fejtzuitellen, und jich den jtriften Nachweis der erfolgten 
Zuſtimmung erbringen zu lafjen.') 

In welcher Art und Form der Abjender an Stelle der Vorweiſung 
des SFrachtbriefduplifates die Zuftimmung des Empfängers zur gerichtlichen 
Geltendinachung des Vertragsanipruches zu erweiſen hat, beitimmt das 
Uebereinfommen nicht. Jedenfalls muß aber dem Gerichte ein volljtändiger, 
dem betreffenden Landesrechte entiprechender Nachweis der zujtimmenden Willene- 
erklärung des Empfängers vorliegen. Die Erklärung des Empfängers darf 
über jeinen Willen, dem Abjender die gerichtliche Geltendmachung zu über: 
lafien, jowie über die Art und den Umfang des Anjpruches feinen Zweifel 
laſſen. Da es ſich um den Erja der formell durch Vorweiſung des ‚sradıt- 
briefduplifates zu führenden Aftivlegitimation handelt, jo darf das Gericht von 
dem Nachweije der Zuftimmung des Empfängers nicht abjehen, ebenjowenig 
wie es 3. B. von der Erbringung der Prozeßvollmacht jeitens des Prozeh- 
bevollmächtigten abjehen darf. Würde das Gericht von dem Nachwerje der 
Zuftimmung des Empfängers Abjtand nehmen oder ſich mit einem umoll— 
ſtändigen Nachweife begnügen, jo würde die Aftivlegitimation des Abjenders 
mangelhaft und daher anfechtbar jein. 


i) Bgl. auch Gerjtner Zeitg. d. V. d. E. V. 1891 No. 94 ©. 892. — U. M. Schwab 
©. 174, 175, 179 u. v. d. Leyen in Goldſchmidt's Zeitichr. Bd. 39 S. 80. 


(Fortießung folgt im nächſten Hefte.) 





Getreidezoll und Identitätsnnchmeis.) 
Dr. — 


Privatdozent an der Univerjität Tübingen. 


—— — 


Die Agitation, welche 1879 mit der Einführung von Getreidezöllen im 
Deutichen Reich endigte, hatte ihr einziges Ziel darin gefunden, den Abſatz der 
Imdwirtbichaftlichen Produkte innerhalb der Zollgrenze durch die Fünjtliche 
Steigerung der inländiichen Preiſe lohnender zu machen. Wie die Führer 
der Schngzollbewegung ſich den Gegenftrömungen in der Dandelöwelt zu ent 
ziehen wußten, jei es daß diefe den Zöllen überhaupt widerjtrebte, jei es daB 
fte wenigjteng ihre Wirkungen auf den Handel mit Agrarproduften zu mildern 
juchte, Jo waren jie auch furzfichtig gemug, das mwohlverjtandene eigene In— 
terejje der Landwirtbichaft, jorweit der ausländijche Abjat deutjcher Erzeug- 
niffe in Frage jtand, völlig außer Berechnung zu laſſen. 

In Folge davon jah jich Die nordöjtliche Landiwirthichaft, die von den 
Zöllen am meilten erhofft hatte, jchon kurze Zeit, nachdem die Getreidezölle 
ihre Wirkung zu äußern begonnen hatten, ungünjtigen Folgen gegenüber ge 
ftellt, Die fie um jo unerwarteter trafen, als diejelben gerade durch die an fich 
wohlthuende Erhöhung der inneren Marktpreiſe entitanden waren. 

Aus der nachträglichen Erfenntnig des Fehlers, der 1879 unter Zus 
ſtimmung der Reichsregierung über die Köpfe weniger Einfichtigen (aus Handels- 
kreiien) hinweg gemacht worden war, ijt dann im Laufe des legten Jahrzehntes 
unter den Betroffenen die Bewegung erwachjen, welche „die Aufhebung des 
Identitätsnachweiſes“ auf ihre Fahne geichrieben hat. — 

Der Identitätsnachweis ift eine wenigitens in der deutſchen Zollverwaltung 
jeit der Gründung des Zollverems als Grundſatz feftgehaltene Vorausjegung 
der zeitweiligen Befreiung des Handels von der Verzollung ausländijcher zoll: 
prlichtiger Waaren und jteht m engitem Zujammenhang mit der im Laufe 
diejes Jahrhunderts anerfannten Nothwendigfeit, den Exporthandel mit aus: 
ländiichen Waaren gegenüber der Zollgejeggebung zu jchügen. 

Indem nämlich der Handel neben dem Güterumſatz ım Allgemeinen jem 
bejonderes Interefje darin findet, zur Zeit der günftigiten Preisfonjunfturen, 
an dem für den Abjag vortheilhaftejten Ort und in der den vermuthlichen 


Y) Urſprünglich bildete dDiefes Thema den Gegenjtand eines im vergangenen Jahr gehaltenen 

chen Vortrags. Wenn derjelbe nunmehr theilweiie umgejtaltet einem weiteren Lejer- 
reis zugänglich gemacht wird, jo liegt der Grund darin, daß jeit dem Stillitand der parla- 
mentariichen Kämpfe nicht nur der Boden zu einer Belehrung der Parteien günjtiger geivorden 
üt, ſondern aud ein Theil der Fragen mit größter Sicherheit beurtheilt werden fann. 

Dat; die neuefte Ermäßigung der Getreidezölle nicht in den Bereich diejer Abhandlung 
gezogen wurde, mag damit entjchuldigt werden, daß and, beim Abſchluß diejer Zeilen (Juni) 
nod der Einflug der Ermäßigung auf die Preije nicht vollitändig überjehen werden fann, 
dab aber ein Operieren mit der Wabrjcheinlichkeit dieſer Gejtaltung jchon darıım vermieden 
werden mußte, weil überhaupt zu einer Klarheit in der Frage der Aufhebung des Jdentitäts- 
nachweiſes nad) der Anjichauung des Verfaſſers nur dann gelangt werden kann, wenn man der 
Erwägung fefte, nicht ſchwankende Verhältniſſe zu Grunde legt. 
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Abnehmern pafjendjten Qualität die Waaren zu liefern, werden ihm von den 
Zollbehörden jog. Tranfitlager zugejtanden, in welchen dem Inhaber eme 
zollfreie Aufhäufung oder jogar eine Bearbeitung der zollpflichtigen Waaren 
zufteht. Das über den Beltand an zollpflichtigen Waaren geführte Zollfonto 
wird dann im dem Maaße entlaftet, als eine Ausfuhr von zollpflichtigen 
Waaren erfolgt. Die Abjchreibung des Zollbetrags wird von dem Nachweis 
der Identität der ausgeführten mit der eingeführten Waare abhängig gemacht. 
Mit der Errichtung agrarischer Schußzölle find dieje Erleichterungsmaf- 
regeln auch auf den Verkehr mit Getreide- und Getreidefabrifaten ausgedehnt 
worden und haben hier um jo mehr an Bedeutung gewonnen, als der deutiche 
Handel jchon jeit Generationen nicht nur einen jtarfen Durchgangsverfehr m 
‚Getreide vermittelte, jondern gleichzeitig in jeinen zollfreien Niederlagen mit 
der ausländischen Waare gewiſſe Veränderungen vornahm, um bejjeren Abjas 
-auf dem Weltmarkt zu finden Aber jchon jeit Beginn der 30er Jahre wurde 
dieſe zolltechnische Anordnung bei Getreide für ungenügend erklärt und ım 
Snterejie des Handels und eines Theils der Landwirthſchaft eine weitergehende 
Erleichterung gefordert, welche wie man hofft, die nichtgewollten ungünjtigen 
Wirkungen der Getreidezölle wenn nicht bejeitigen, jo doch mildern werde. 





* 
* * 

Um zu einem Urtheil über die befürwortete Maßregel der Aufhebung des 
Identitätsnachweiſes zu gelangen, iſt es nothwendig, die Wirkungen des ſeit 
1879 beſtehenden Agrarzollſchutzes; um letztere richtig zu beurtheilen, iſt es 
nothwendig, zunächſt die in Deutſchland durch die Natur gegebenen Produktions— 
und Abjatverhältnijie des Getreides furz in's Auge zu fafjen.‘) 

Deutjchlands Getreideproduftion it eine durchaus ungleichmähige. In 
der Hauptiache bejchränfen ſich die Getreideproduftionsgebtete, welche mehr 
als den lofalen Bedarf erzeugen, auf die Länder öjtlich und nördlich der Elbe 
und auf Bayern jüdlich der Donau; alle anderen Länder, naturgemäk die 
Centren der Induſtrie, Find mehr oder weniger, jo vor allem Nord: und 





1) Die Litteratur über die Aufhebung des Identitätsnachweiſes (im Folgenden 
U. d. J. abgekürzt) zerfällt in zwei Arten: 

1) Berhandlungen parlamentarijher Körper und Aeußerungen von 
Anterejjentenverbänden; unter diefen hervorzuheben die Neichötagsverhand- 
lungen der Jahre 1879, 1882, 1884/85, 1887, 1887 88, die Eingabe der Steuer: und 
Wirthichaftäreformer in No 15 ihrer Vereinäfchriften, die Verhandlungen des deutihen 
Landwirthichaftsraths und des deutihen Dandelstags (beide vom November 1887 
und beide in deren Organen abgedrudt), endlich die Aeußerungen deuticher Handelt 
fammerı, wie fie jich jeit Mitte der 80er Jahre in den Berichten von Mannheim, 
Mainz, Köln, Königsberg, Danzig niedergelegt finden. j 
Schriften Privater, theild von jelbititändigem wiſſenſchaftlichem Werthe, tbeilt 
lediglidy veferirend, von denen genannt jein Conrad: Die Bejeitigung d. J. 
Deutihes Wochenblatt 1889 No. 25 27, 29; Kuhn: Die U. d. 3. bei der deuticen 
Setreideausfuhr 1891 (Freib. Diſſ); E. Freund: Ueber einige Ausfuhrerleichterung‘ 
mahregeln des Schutzzollſyſtems 1889 (Brest. Diſſ.) ©. 76 5 Paaſche im Hand 
wörterbuch der Staatswiljenichaften s v. Getreidezölle ©. 908; Staub: Die Getreide 
zölle undd. A. d. J. 1887; E. Struve: Vie d. J. und die deutiche Bierbrauerei 18%; 
Immanuel Hoffmann: Was bedeutet die N. d. J.? 1891; die U. d. J. in 
Schmoller'’3 Jahrbuch 1889 ©. 1443 ff. 

Ans der fait unabjehbaren Litteratur über die Wirkung der Getreidezölle t 
hier lediglich auf zwei Autoren zu verweilen: auf Conrad, dejien legte Abhandlung (in 
jeinen Jahrbüchern 1891) ©. 489 fi. auch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes fur 
berührt, und auf Lexis, Feitgabe für Haniien 1889 ©. 199 ff. 


nn 
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-Südwelt-Deutjchland längs des Nheinjtroms, das Königreih Sachjen auf die 
Beifuhr in anderen Gegenden gewachjenen Getreides angewiejen.") 

Mit diefem Auseinanderfallen von Produktions- und Bedarfszentren treffen 
nun aber bejonders geftaltete Abſatzverhältniſſe zuſammen. Die naheliegende An- 
nahme, daß innerhalb Deutjichlands die Gegenden mit Mehrbedarf zunächjt durch 
die Gegenden mit Produftionsüberjchuß verjorgt werden würden, erweiſt ſich 
nämlich unter dem Einfluß zweier ungleichwerthiger Faktoren als unzutreffend. 

Zunächſt fann fein Zweifel darüber jein, daß (wenigſtens bis zum 
-1. September 1891) durch Die Tarifpolitif der preußiichen Gijenbahnen die 
Benägung der Bahnverjendung für den Abſatz der Ueberproduftion nad) 
Gegenden mit Mehrbedarf erichiwert worden it. Die Ausnahmejäge für den 
Majjenbahnverjandt von Getreide und Mühlenprodukten waren gegenüber den 
aud bet den größten Entfernungen abnorm niedrigen Wafjerfrachten viel zu 
wenig ermäßigt. Und diejes Mißverhältniß wurde um jo mehr empfunden, 
als aus der Billigfeit des Waſſerwegs die ausländische Konkurrenz Nuten 309. 
Inden bejonders durch die Rheinſchifffahrt dieſes ganze Stromgebiet und ein 
großer Theil des Dinterlandes dem Zudrang fremden Getreides offen jtand, 
fonnte der ojtdeutiche Getreideüberichuß ſchon in Mitteldeutſchland mit dem 
fremden Getreide faum oder nur mit Preisnachlaß fonfurriren. 

Während nämlich z. B. an Wafjerfrachten nach den Berichten der Mann- 
heimer Handelsfammer im Durchjchnitt der legten 5 Jahre für die Tonne Getreide 

von der Djtjee (Königsberg und D Danzig) nach. Rotterdam 7— 9 db. 


von Betersburg dahin. .» > 2 2 rn nenn nn T10 „ 
von Schwarzen Meer dahin . «2» 2 22... 11-1 „ 
von New-York dahin . . . 10 To | 8 
und weiter von Rotterdam nach Mannheim EEE > 56, 


bezahlt wurden, mußten au Eijenbahnfracht pro Tonne aufgeivendet werden 
für die Strede 

Königsberg — Köln (ca. 1000 km) ca. 46 M 

Bojen — Frankfurt a/M. (ca. 800 km) ca. 36 M 

Poſen — Erfurt (ca. 500 km) ca. 24 M.?) 

Der Abſatz des nordoſtdeutſchen Getreides —— Deutſchlands wird 
aber zweitens (und das iſt von weit größerer Bedeutung) erſchwert durch ſeine 
chhemiſche Eigenart, welche im Auslande mehr als im Inlande gewürdigt 
wird. Das deutſche Getreide zeichnet ſich nämlich durch großen Stärkmehl— 
reichthum und in Folge davon ein hohes Ausbeuteverhältniß an Mehl, da— 
gegen auch durch Armuth an Kleberſtoffen, durch geringe Backfähigkeit aus. 
Andererſeits entbehrt das den Weltmarkt beherrſchende fremde, das ruſſiſche, 
amerifanijche, indijche Getreide bei großem Kleberreichthum der Ausgiebigkeit. 
Da in Folge dieſer Eigenſchaften zur Erzeugung backfähigen ergiebigen Mehls 
eine Vermiſchung beider Sorten, des inländiſchen und ausländiſchen Getreides 
erforderlich iſt, ſo findet die Verwendung deutſchen Getreides auch an den 
deutſchen Orten mit eigener unzureichender Produktion Schwierigkeiten, während 
das ausländische Korn -eben wegen jeiner das deutſche Gewächs ergänzenden 
Eigenschaften gute Abnehmer findet. Und umgefehrt benugt das auf das 


) S. hiezu die rechnerijche Abgleichung zwiſchen Eigenverbrauch und Produktion in den 
einzelnen Landestheilen bei Lexis a. a. O. S. 209 auf deren Unſicherheit wohl z. B. die Thatſache 
deutet, ‚dab der Getreideitberichui von Dit: und Weſtpreußen (34 kg. per Kopf) jehr niedrig erſcheint. 

2) Das gleiche Werhältniß beſtand bei der Verjenduna von Mübhlenfabrilaten. Die 
Tonne Mehl von Berlin nad) Stuttgart koſtete 30,90 Ae, nach Ehrijtiania dagegen nur 20,30 A. 
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fleberreiche fremde Getreide angewiejene Ansland mit Vorliebe den deutſchen 
Weizen zur Erzielung ergiebigen Mehls. Einen Ausdrud für diefe Bevor 

ugung des norddentichen Getreides im Ausland findet man z. B. in den 
Degen der Londoner Börje, nach denen im Jahresdurchichnitt 1880 die 
norddeutiche Durchichnittäwaare gegenüber ruſſiſchem Saronsfa-Weizen mit 
etwa 3 sh. per Quarter (13,7 «A per Tonne), am 17. Dezember 1881 mt 
etwa 2 sh. (9 6), am 14. März 1884 aber (wohl Ausjtichwaare) mit ca. 
5 sh. (23 .% per Tonne) höher bezahlt wurde.) 

Diejer Eigenthümlichfeit der Beſtandtheile des Getreides verdanfte ein 
ziemlich bedeutender, für die Jahre vor der Einführung der Getreidezölle jedoch 
nicht genan nachweisbarer Export deutjchen Getreide, beſonders an Heizen, 
jeine Entjtehung, welcher. jeine Hauptrichtung nach England und Skandinavien 
hatte. Noch 1880 betrug die Ausfuhr aus dem — Verkehr 

an deutſchem Weizen. . 178,000 t. 
an deutichem Roggen . . 2 ‚000 t. 

Immerhin aber hätte die Möglichkeit, das inländifche Getreide auch im 
Inland jelbit zum Abſatz zu bringen, das deutjche Neich nicht aus jeiner Ab 
hängigfeit von ansländiichen Getreideerzeugniffen befreien können. Semen 
früheren Charakter als Getreideerportgebiet hat Deutjchland für Roggen jchen 
jeit den 50er Jahren, für Weizen, Gerjte, Hafer jeit den 70er Jahren verloren. 
Während 1842/50 eine DER EN. beitand 

an Weizen von. . ‚380 t. 
an Roggen von. . . u . 467.000 t. 
2 m Jahre 1873, als zum eriten Male ein Weizenmehrausfuhr von 
1,400 t. nöthig war, der Mehrbedarf an Roggen bereit3 die Summe von 
626,500 t. erreicht. Dieje Abhängigkeit much? von Jahr zu Jahr. Denn mit 
dem rajchen Steigen der Bevölkerung (1870-1890 von 41 zu 49"), Millimen 
Seelen = 21°/,) ging weder eine Vergrößerung der Anbaufläche von Btod⸗ 
getreide noch eine Erhöhung der Ernteerträge Sand in Hand. 

Die Anbanflähen von Weizen, Noggen und Spelz, die 1878 8,15 
Millionen Hektar betragen hatten, erreichten 1890 nach zeitweiligem NRüdgang 
nur eben wieder den gleichen Umfang wie 1878. Und die Ernten in Brod 
getreide ſchwankten in den eben bezeichneten Früchten zwiſchen 10 und 7,8 Milh- 
onen Tonnen um eimen Durchichnitt der legten 12 Jahre von 8,6 Millionen 
Tonnen, ohne dab von einer nennenswerthen Zunahme die Rede ſein fann. 

Gegenüber diejer Stabilität der inländischen Produftion gejtaltete ſich 
während des letzten Jahrzehnts die Mehreinfuhr an Brodfrüchten umter An 
wendung der Methode von Lexis,“) welcher den Mühlenlagerverkehr mit in 
Nechnung zieht, folgendermaßen : 

Deutichland hatte eine Mehreimfuhr 


an Roggen an Weizen 
im Durchicdmitt 1880.84 688,000 630,000 Tonnen 
a 1885.87 360,000 579,000  „ 
* = 188890 409,000 721,000 — 
und im Jahre 1891 1,588,000°) Tonnen. 


’) Nad) Kuhn a. a. DO. und den Angaben im Economijt Neuere Daten fehlen wegen 
des Itarfen Rückgangs der deutſchen Zufuhr auf dem engliſchen Markte. 

N) Die Wirfung der Getreidezölle (Feitgabe für Hanſſen) ©. 204. 

” Die Einzelpojten können bier in der angegebenen Weife noch nicht beredmet werden, 
da die bisherigen Publikationen eine Ausscheidung der Mehljorten, durd; deren Ausfuhr die 
Mühllagertonti entlajtet wurden, nicht geitatten. 


u ka — — — — * 
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Sieht man ab von den jtarfen Schwankungen, welche theils durch die Ernte 
verhältnifje im In- und Ausland, theil® durch die mit der Veränderung des 
Zolltarifs zujanımenhängende Spekulation verurjacht werden, jo jteht einer 
nach Abzug der Ausſaat verfügbar bleibenden inländischen Erntemenge von 
2,198,000 t Weizen und 4,860,000 t Roggen im Durchjchnitt der Jahre 
1881/82 — 1890/91 eine durchſchnittliche Mehreinfuhr in den zehn 
Sahren 1881—1890 von 420,300 t Weizen und 667,900 t Noggen gegenüber. 
Die Mehreinfuhr betrug alſo gegenüber der inländischen verfügbaren Maſſe 
an Weizen 19,1 °/,, an Roggen 13 9 °/,, im Ganzen 15,4 °/, oder anders aus 
gedrüdt: von der nach Abzug der Ausſaat bleibenden Berbrauchsmenge in 
Deutjchland wurden 16,1%, Weizen, 12,1 °/, Roggen, überhaupt 13,3 °/, 
Brodgetreide durd das Ausland gededt. 

Unter den Bezugsländern, von denen Deutjchlands Getreidebedarf abhängt, 
steht Rußland obenan. Bon der Gefammtbruttoausfuhr an Roggen und Weizen 
in den freien Verkehr bat Rußland in den legten drei Jahren (1888—1891) 
73 "/, auf unjeren Markt gebracht, au der Weizenausfuhr war es mit 57 °/,, 
an der Roggenausfuhr mit 33 °/, betheiligt. Während unter anderen Weizen 
bezugsländern noch Defterreich-Ungarn, Rumänien, die Vereinigten Staaten 
hervortreten, verteilt fich die übrige Einfuhr an Roggen in Eleinere Summen 
verschiedenjter Provenienz. — 

In dieſe eigenartigen Abſatzverhältniſſe, das Beitehen eines jtarfen Exports 
trog der Nothiwendigkeit, ausländijche Erzeugnifie in Anjpruch zu nehmen, griff die 
Schutzzollbewegung jeit 1879 um jo tiefer ein, als man jich mit einem niedrigen 
Getreidezoll nicht begnügte, jondern durch die Gejege von 1885 und 1887 den 
Zoll für die Tonne Brotgetreide von uriprünglich 10 Ne. bis auf 50 M. erhöhte. 

Die Wirkungen auf die Abjagfähigfeit des deutjchen Getreides und auf 
den Handel mit Getreide und Mühlenfabrifaten liegen in den Preisver- 
ihiebungen, die zwijchen den einheimijchen Märften und dem Weltmarkt 
dur) die Zölle geichaffen wurden. 

Sehen wir zumächit von den großen lofalen Berjchiedenheiten ab und 
ziehen wir nur den Gejammtdurchjchnitt Preußens und die Preiſe von England 
für Weizen, von der Hauptitadt der Niederlande Haag für Roggen zur Ber: 
gleihung heran, jo ergiebt jich folgendes Bild der Preisgeitaltung: 

Der Jnlandspreis in Preußen pro Tonne war erhöht Dieje Erhöhung beträgt gegenüber 
den fremden ee 


8 
bei Weizen _ 1885187 = - 8 % 
gegenüber den engliſchen 1889 46 Mm 34 9] 
Preiſen 1890 44 Me 30 
bei Roggen 1880/84 2 % 1°o 
gegenüber den Breijen | 1885/87 7’ M 6 °/o 
im Daag !) 1889 39 4 33 °lo 


Aehnlich jcharf tritt die Preiserhöhung bei den anderen Getreidejorten 
und gegenüber jonjtigen ausländischen Mearktgebieten hervor. 

Es ijt hier nicht zu erörtern, im welcher Art und in welchem Maaß die 
Wirkung des Zollſchutzes paralyjirt oder geiteigert wurde durch den Ausfall 
der deutichen und ausländijchen Ernten und die Grleichterung der Zufuhr 
fremden Getreides. An diejer Stelle intereifirt nur das Endrejultat, dal der 
deutichen Landwirthichaft jchlielich eim jehr umfangreicher Zollſchutz, freilich 


... I Die Ergänzung für dad Jahr 1890 war beim Mangel einer niederländifchen jtatijt- 
den Quelle an hiejigem Ort unmöglid). 
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nur in Gejtalt erhöhter Preiſe, nicht auch in Gejtalt einer Abſchließung des 
einheimischen Marktes gegenüber dem Auslande zu Theil wurde. 

“ Freilich aber war das Maaß dieſes Zollſchutzes verjchieden nach den 
Gebieten der Mehrproduftion und des Mebrbedarfs. 

Viel allgemeinere Ihatjachen, als die Einführung eines Schutzzolles lagen 
diejer Gejtaltung zu Grunde: die von Thünen formulirte Negel der Preis— 
bildung und die elementare Wirkung von Angebot und Nachfrage trafen zu— 
fammen. Die Getreidepreife in den Gegenden ohne gemügende eigene Pro: 
duftion waren immer von den höchiten Preiſen der Zufuhrländer plus den 
Transportfojten der für die Bedarfsdedung noch geforderten Lebensmittel bis 
zu einem gewilien Grade abhängig. Dieje Preiſe ſchwankten nämlich zwar mıt 
den vom Grnteausfall beeinflußten Breiten des Weltmarftes bezw. des zus 
führenden Landes, mit dem Begehr nach beitimmten orten, fie prlegten aber 
Doch im der Negel um einen gewiſſen aus der geographiichen Yage hervor: 
gehenden Prozentjag höher zu Itehen, als an den Produftionsitätten jelbit. 

Andererjeits beitand im den Gegenden mit Mebhrproduftion von jeher als 
Folge einer Erichwerung des Abjages ſſei diejelbe durch die Lage, die Natur 
des Erzeugniſſes, jei jte durch die Gejtaltung der Verſendungskoſten bedingt) 
die Tendenz zu einem Preisdrud, eine Tendenz, die allerdings durch ein ver: 
jtärftes Angebot des Auslandes in gangbarer Waare ſich allmählig in Dauernderer 
und tiefergreifender Were fühlbar gemacht hat. 

Das bejtehende Mihverhältnig wird durch folgende Preiſe bezeichnet: Im 
Sahresdurchjchnitt 1879 wurden bezahlt für die Tonne 


in Weizen Roggen 
Ktönigsberg 192 4. = 100 123 M = 100 
Köln 216 4 = 112 156 4 = 127 
Mannbeinı 226 M. — 118 156 M& — 127 
Lindau 238 M. = 124 164 M& —= 133 


An diejen grumdlegenden Verſchiebungen vermochte weder die Einführung 
eines Zolles an ſich, noch deſſen Erhöhung etwas zu verändern. Es war 
ein Köhlerglaube gewifjer Kreiſe, wenn dem Zollſchutz abjolute, die Preije überall 
auf ein gleiches Niveau ftellende Kraft zugetraut und zugemuthet wurde. 
Denn weder die Zufuhr fremden Getreides fonnte auch nur eingejchränft, noch 
die Nachfrage nach nordojtdeutichem Getreide in Südwejtdentjichland gejteigert 
werden und damit blieben die zwei Hauptjächlichen Faktoren für die Verſchiebung 
der Preije auch während der Zollperiode bejtehen. Es ijt daher von dieſet 
Seite aus betrachtet, feineswegs abnorm, wenn ich neuejtens die Preiſe 10 
entwidelt haben, dal tm Jahresdurchichnitt 1890 die Tonne 


Reizen Roggen galt: 
in Königsberg 186 M = 100 151 M = 100 
Köln 206 KM. = 111 175 Mk = 116 
Mannheim 218 = 117 178 A — 118 
Lindau 233 A —= 125 198 A. —= 131 


und es beruht nicht auf dem Zollichug, jondern auf der durch die Erntever- 
hältnifje bedingten Nachfrage, wenn fich 1891 das durchjchnittliche Pre% 
verhältniß dahin verjchob, daß bezahlt wurden: 


für Weizen für Roggen 
in Königsberg 221 M = 10 199 A = 100 
Köln 232 M = 105 222 4 = 112 
Mannheim 241 4. = 109 219 M = 110 
Lindau ') 258 M = 117 


') Lindau notirte für 1891 nur in 5 Monaten Roggenpreife. 
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Vergleicht man aber dieſe Einzeldaten mit den Preiſen in Ländern mit 
zollfreiem Getreidehandel, worauf hier verzichtet werden muß, ſo erſieht man, 
daß die Steigerung des Inlandspreiſes den Betrag des Zolles gerade in den 
Hilfe ſuchenden nordöſtlichen Gebieten mit Mehrproduktion nicht erreicht, 
während ſie den Produzenten in Gegenden mit Mehrbedarf unverhältniß— 
mäßigen Gewinn gebracht hat. 

Die Erhöhung des Inlandspreijes nun äußerte nad) zwei, aus ein und 
derjelben Thatjache hervorgehenden Richtungen tiefere Wirfungen. 

Während nämlich bisher die nordoitdeutiche Yandwirtbjchaft an der Ge 
treideausfuhr eine jehr erwünjchte Ableitung ihrer kleberarmen Erzeugnifje gehabt 
hatte, ging diefe Möglichkeit der Entlaftung nad) Augen num mehr und mehr 
verloren; die Konkurrenzkraft des deutſchen Getreides auf dem Weltmarfte 
wurde in dem Maße gemindert, als die Steigerung des Zolles für den Erporteur 
Einfaufspreije schuf, welche die Bereitwilligfeit der englijchen, ſtandinaviſchen 
Märkte, Qualitätspreiſe zu bewilligen, überſtiegen. Die Ausfuhr an Weizen, 
die 1880 noch 187,169 t, 1883 80,758 t betragen hatte, ging 1837 auf 
2,840, 1890 und 1891 auf 200300 t zurüc. Aehnlich bei Noggen und Gerfte. 

Und dieſe allmählige Stockung des ausländiichen Abjages zog in gleicher 
Weiſe die Landwirtbichaft wie den Handel mit Getreide in ihr Bereich. 

Fürs erjte nämlich erhoben ſich jeit Mitte der achtziger Jahre immer 
mehr Klagen darüber, dal das nordoſtdeutſche Getreide die übrigen dentjchen, 
bej. die ſuͤddeutſchen Märkte in Stonfurrenz mit dem dortigen Eigengewächs 
und der ausländischen Waare zu erobern juchte. Doch fehlt eS freilich zur 
Beltätigung diejer motorischen Thatſache unjerer Anſchauung nach an eimvand- 
freien ziffermäßigen Beweifen. Die auch von Conrad herangezogene Thamer’: 
ſche Statiftif der Güterbewegung und des Getreideverjandts auf deutjchen Eiſen— 
bahnen ') läßt zwar von 1884—1890 gegenüber einem Nücdgang des Aus: 
landverfehrs eine ſtarke Steigerung des Berjands innerhalb der Lofalbezirfe 
und der weiteren Verkehrsbezirke ohne Sechäfen (um 30—40%,) erfennen. 
Indeſſen ijt die Steigerung zu einem großen Theil zweifellos veranlaßt durch Die 
Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes von (1884) 36,500 km auf (1890) 41,600 km 
(= 14°/,), durch welche gerade in den nordöftlichen Getreideproduftionsgebieten 
neuerdings große Strecken der Bahnverjendung erichlofjen wurden. Und wenn 
auch nach Berücjichtigung dieſes Faktors noch eine Vermehrung des Bahn: 
verfehrs übrigbleibt, jo läßt jich doch der Zweifel nicht unterdrücen, ob dieje 
Steigerung nicht theilweiſe auf Koſten des lokalen Binnenjchifffahrtsverfehrs 
erfolgt iſt. 

Dab übrigens von der Steigerung des Bahnverfehrs gerade die nordöftlichen 
Gebiete mit Mehrprodufttion faſt unberührt blieben, ergibt ſich aus Berech— 
nungen, welche aus den eben zitirten graphijchen Leberfichten der kgl. Eiſen— 
bahndirektion Erfurt für das Gebiet von Oft: und Weſtpreußen und Poſen 
für Roggen und Weizen hergeſtellt worden find (j. dieſelben S. 716) und aus 
denen nicht nur die Wirkungen der Erweiterung des Lokalen Eiſenbahnnetzes, 
jondern auch die naturgemäße Abhängigkeit des Verfehrs von dem Ernteausfall 
de8 Gebiets hervorgeht. 

) Dieſe ſeit 1884 alljährlich im Eiſeubahnarchiv veröffentlichten Ergebniſſe find ſeit 1885 
durch die kgl. Eiſenbahndirektion Erfurt für einzelne Maſſengüter, darunter Weizen, Roggen 
und Mehl zu trefflichen und beſonders ſeit dem letzten Jahrgang (1890) außerordentlich über: 
ſichtlichen graphiſchen Darſtellungen“ verarbeitet worden. Siehe hierzu Conrad an beiden 
oben zitirten Orten. 
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Weitzen- und Roggen-Derſandt 
der Provinzen Oſtpreußen, Weftpreußen, Poſen auf Eifenbahnen. 
(Berfehröbezirte 1 und 12 der Statiftit der Güterbewegung auf deutichen Eilenbahnen) 


_| 1885 _| 1886 | _1887 |’ 1888 _| 1889 | 1800 








mm 





Weizen in Tommen: 












| 
62,3% ; 62,508 


} 
65.253 | 65,044 31,934 | ME 





I. Vertehr IE der — 
vinzen: 
I. Verſandt nad — übrigen 
Deutichland . j 
dabon ?) 
in die Djtjeehäfen Königsberg, 
Danzig, Memel — 





99,759 108,915 | 136,951 | 142,543) 91,188) 108,33 


ö— — rung 





bezirk 2).. 49,913 74,480| 80,246 | 92,870 44,461) 48,870 
nad 'Schlefien 18 14 15). 17,357) 18,571] 21,99 | 17,257! 16,512) 19382 
nach Brandenburg, Medienbg., | 

Prov. Sachſen (3 5 16 17 18) | 21,802) 20,164) 21,575| 20,465 | 20,557 22,396 


nad Kgr. Sadıien, Thüringen, | 
Kaſſel, Nafiau (19 20 21). | 10,604| 15,111) 12,739. 11,110 9,355 | 9,860 


Roggen in Tonnen: 
I. Verkehr innerhalb der Brov.') | 63,761) 64,352! 68,308 | 96,034 | 94,166 | 0,461 


Il. Verjandt nad) dem — 
Deutihland . 169,880 | 183,945 | 196,684 220,435 | 133,872 | 145,758 


davon ?) | 


in die Oftfeehäfen Ronigeherg, ! | 
Danzig, Memel . . 37,397 | 42,719| 68,934 | 78,628! 15,927| 41,189 
50,120 | 58,646 | 69,062 | 46,528| 58,341 | 64,195 


nah Schleiten . 
| 17,180 | 27,081 | 20,152 — 24,3011 3,024 








bura, Provinz Sadien . 
nad Kar. Sachſen, — 


| 
! 
| 
nach Brandenburg, Medien: 4 
| 
| 
_ Kafiel, ', Nafjau | 34,889 | 15,22 


64,579) 54,918! 37,857 | 62,100 





Beigenernte } in Oft u. Weit» | 283,000 | 302,000 | 336,000 | 289,000 | 231, 000. 000 | 270,000 
































Moggenernte f preußen u. Poſen | 991,000 1063,000 11103,000 1052,000 , 869, 000. 926,000 
Zünge der Eifenbahnen in diejen | km kın km km | km 
Provinzen (am 31. Dezember) 3,760 3,881 4,103 4,451 4,600 | 4,608 
Von dem Verſandt ad II gingen in Brozenten 
an Weizen: 
nach den Dftieehäfen Königs- | | | | J 
berg, Danzig, Memel . . | 50 58 is 65 49 4 
nah Schleſien . . | 17 14 16 12 18 19 
nad Brandenburg, Medien: | | | | 
burg, Provinz Sadien . . | 22 16 16 14 22 22 
nad Kar. Sadien, —“ | | 
Kaſſei, Nafiau . 9— 11 12 9 8 10 9 
an Ro g gen: 
nad den Ditieehäien Königs- | | | i 
berg, Danzig, Memel | 22 23] 35 | 36 12 28 
nach Schleiien . . | 29 32 35 21, 43| 4 
nadı Brandenburg, Medlen: | | | R 
burg, Provinz Sachen . 10 | 15' 10 | 14 17 1 
nach Kgr. Sadıjen, a | | | 
38 | 30 19 28| 260 1 





Kaſſel, Naiiau . 


1) D, 5. Verkehr innerhalb jeder einzelnen Provinz und im Austauſch der drei Provinzen 
2) Der hier nicht nachgewieſene Reſt vertbeilt fich auf die pommeriichen Häfen und 
zeitweile (1887 und 1888 Roggen) auf Bayern. 








# 
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Wenn gleichzeitig aus dieſer Tabelle erhellt, daß die Bahnverſendung nach 
dem Innern in dem Zeitraum von 1885-1890 ſich keineswegs allgemein 
erhöht, jondern eher ermäßigt hat, jo ift flar, daß der Schwerpunft der Ver— 
tchiebung nicht ſowohl in einer „unvolfswirthichaftlichen” Benügung der theueren 
Bahnverjendung, als in emer jtärferen Beanjpruchung der Dftjeehäfen ruht. 
Doc läßt ſich auch dieje Thatjache nicht durch Zahlen belegen.') Denn einer: 
ſeits war in den Exportliiten der Häfen bis 1889 eine Ausjcheidung nach der 
Proventenz nicht durchgeführt, andererjeits tt eine Berechnung nad) dem Um— 
jang der inländischen Zufuhren wegen der Unficherheit des Verbrauchs in den 
Häfen (zum Konſum und zu Erportmehl) unthunlich.?) 

Vie es aber auch um den Zahlenbeweis bejtellt jei, Thatſache war und 
it, daß das nordojtdeutiche Getreide in einem früher nicht gefannten Maße 
auf dem weit: und jüddeutichen Marfte jich einfand. Indeſſen erwies jich auch 
auf dieſem Wege die Konkurrenz der deutichen Mehrproduftion mit dem aus— 
ländiichen Getreide als ſchwierig. Denn das Zuftrömen ausländischer Waare 
traf mit dem Bedürfniß des Südweſtens nach Fleberhaltigem Getreide zujammen, 
während das nordoſtdeutſche Gewächs wegen jeiner tleberarmuth ungern gejehen 
wurde. Die Folge davon war, daß das leßtere gegenüber dem fremden Ges 
treide den Preis nicht halten konnte, dat die Tonne nur etwa 10-—15 M. weniger 
erreichte.”) Die Ueberführung des jüdweltdeutichen Marktes war aljo für die 
bedrängte Landwirthichaft von einem Nugen im Preiſe nicht begleitet. 

Dieje einjchneidenden Verſchiebungen im Abſatz der norddeutichen Yand- 
wirthichaft jchlugen aber zweitens auch einem bedeutenden Theil des deutjchen 
Handels jchwere Wunden. Die Dftjechäfen nämlich, welche bei der jchon 
berührten Gejtaltung des Bahntarifweſens und bei der Lage der bevorzugten 
Märkte immer die natürlichen Stapel- und Berjendungspläge für den oſt— 
deutjchen Getreideüberjchuß gewejen waren, oblagen gleichzeitig jeit langer Zeit 
zwei Fımktionen, einmal für einen Theil des rufliichen Getreideerports 
der Ditieeländer als BZwijchenträger zu dienen, dann aber überhaupt Die 
Anpaffung deutjcher umd ruffischer Waare an die Forderungen der fauf- 
enden Märkte durch eine Art Veredelung, durch Neinigung, Sortirung und 
bejonders Vermiſchung zu bejorgen. Indem nun die Steigerung der In— 
landspreije die Ausfuhr deutjchen ungemijchten Getreides lähmte, machte fie 
auch die Verwendung der deutjchen Produkte zur Miichung mit ruſſiſchem Ge— 
treide, dem vormals blühenden Veredelungsverkehr unmöglich. Es handelt ſich 
mcht jowohl um einen quantitativen Nücgang des Getreidehandels, als um 
eine qualitative Beſchränkung desjelben durch Wegfallen einer diejen Häfen 
Gewinn bringenden Manipulation. Neben den Klagen der betroffenen Kauf: 
mannjchaften in Königsberg und Danzig fehlt es freilich auch bier an exaktem 
ſtatiſtiſchem Beweismaterial. Weder der Schiffsverkehr an jich, noch der Um— 
fang des Getreideverfehrs mit Rußland lajjen einen Schluß in der Nichtung 


') Das ift die Quintefienz von Mittheilungen, welche der Verfaſſer in dankenswertheſter 
Weiſe von den Kaufmannſchaften Königsbergs, Danzigs und Stettins erhielt. 

Bloße Schägungen find es, wenn der Bericht der Danziger Kaufmannſchaft von 
1890 ©. 7 bemertt, 20—25 °Jo der Zufuhren aus dem Inland (weldye betrugen 40,600 t Weizen 
und 11,200 t Roggen) jeien nach Weite und Süddeutſchland verjendet worden oder wenn der 
Kölner Bericht von 1888 ©. 59 Plagt, daß 100,000 Sad (a 100 kg) Roggen und Mehl 
zollfrei über die holändiiche Grenze rheinaufwärts gekommen jeien. 

9) Die Differenz betrug z. B. für Weizen am 9. Februar 1888 in Köln 12'/2 AM, am 

gleihen Tage in Frankfurt a/M. 15 4, am 13. Juli 1891 in Köln 10 AM, am 10. Juni 1892 
ebenda 5 A; jür Roggen in Köln am 18. Juli 1891 15 4, am 17. Juni 1892 17’ M x. 
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zu, daß die Getreidezölle hHemmend gewirkt haben. Denn auf viel wichtigeren, 
von den Slaufmannjchaften jelbit feinesiwegs verfannten Faktoren beruht die 
Sejtaltung des Getreidehandels diejer Häfen. Die enticheidenden Thatſachen 
jind der Ausfall der rujfiischen Ernten und die zunehmende Begünſtigung der 
ruſſiſchen Däfen durch einen weitgehenden Differenzialfrachttarif für dem ruſſiſchen 
Bahn- und Seeverfehr. Aber die Zeritörung diejer in der Vereinigung cines 
Marktes für deutiche und ruſſiſche Produkte liegenden Eigenthümlichkeit tt um 
jo jchmerzlicher, als die national-ruſſiſche Politik ihrerjeits thatjächlich mit 
Erfolg daran arbeitet, Königsberg und Danzig quantitativ zu überflügeln. 
Um nur, in einer Richtung dieje Erfolge zu fennzeichnen, jo wurde') im den 
Jahren 1886/88, Jahren glänzender Ernten, der Erport Libaus durch tarifartiche 
Mahnahmen, Bauten ꝛc. auf das vierfache gehoben (in Odeſſa jtieg er faſt auf's 
doppelte, in Nikolaijew auf das dreieinhalbfache), während die Durch ihre Lage 
an Strommindungen gegenüber Libau bevorzugten Häfen Königsberg und 
Danzig nur das ziveieinhalbfache, bezw. doppelte verjchtfften. Und aus dieler 
drücdenden Konkurrenz erklärt jich (und rechtfertigt es ich zugleich), wenn dieie 
Häfen in der Ermöglichung des Veredelungsverfehrs in alter Weiſe ein erfolg: 
reiches Mittel jchen, der quantitativen Ueberflügelung durch Rußland die Qualität 
ihrer Ausfuhr gegenüber zu jtellen. 


= ” * 

Die jo jEizzirten Wirkungen der Getreidezölle gaben den Anlaß zu einer 
mit der legtmaligen Erhöhung der Zölle und der Hochfluth der ruſſiſchen 
Konkurrenz ihren Höhepunkt erreichenden Bewegung, welche in zwei Richtungen 
ein Heilmittel gegen die Verlufte der Yandwirtbichaft und die Bejchränfungen 
des Handels juchte. 

In engeren Grenzen, weil nur den Abſatz im Inland bezweckend umd die 
Verhältniſſe des Seehandels keiner Berückſichtigung würdigend, hielt ſich die 
Agitation, Welche durch eine Ermäßigung der Eijenbahntransportipejen vom 
Nordoiten nach den wejtlichen Theilen Deutjchlands für den Ueberfluß von 
Preußen und Poſen ein erweitertes inneres Marktgebiet jchaffen wollte. Diele 
Seite der Bewegung bietet geringeres aktuelles Intereſſe, da ſie jeit der Ein— 
führung allgemeiner Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrifate (am 
l. September 1891) wenigitens von den agrarijchen Freunden der Mafregel 
als erfüllt angejehen wird und da amdererjeitS zum Zweck einer fritiichen Be 
trachtung bis heute die Folgen diejer Erfüllung ſich noch nicht abjehen Lafjen.‘) 
Immerhin jeheint doch ſchon jegt jo viel jicher, daß mit dem regrerungsjeitigen 
Entgegenfommen in diefer einen Richtung feineswegs Alles gethan tft, um die 
unbeabjichtigten Wirkungen der — — zu beſeitigen; ja es darf wohl 
ſogar bezweifelt werden, ob die Tarifmaßregel trotz der ſtarken Ermäßigung der 
Fracht?) ein taugliches Mittel war, das innere Abſatzgebiet der nordöſtlichen 
— zu erweitern und ob dieſes Mittel nicht durch Beſtrebungen 
zu Fall gebracht wird, wie ſie ſchon'in der legten Sitzung des deutſchen Land— 


) Eiſenbahnarchiv 1889 ©. 444. Wal. zu diejer Konkurrenz und der Art des heimijchen 
Betreidehandels die Berichte der — Kaufstonaidhaften Königsbergs und Danzige. 

) Vgl indeſſen Mannheim's Handeläfammerbericht für 1891 IS. 14 und 283. Die 
Regierungen von Bayern, Württemberg und Baden lehnten es ab, die Frachtermäßigung 
auch auf ihre Linien auszudehnen. 

®) Bei einer Entfernung von 600 km (3 B. Pojen—Eijenadh)) finfen die neuen Fracht 
beträge auf 68, von 1000 km (3. B. Königsberg —Bebra) auf 59 /o der alten Transportkojten- 
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wirtbichaftsrathes (vom 9. März d. J.) in der Koalition des nicht begünftigten 
Agrarterthums') und anderwärts in den Bemühungen der Ditiechäfen zu Tage 
getreten jtnd 

Auf emem viel ridtigeren Wege und weitere Ziele umſpannend ſchritten 
gleichzeitig mit diefer erjten Nichtung die Träger der Agitation um Auf— 
hebung des Identitätsnachweiſes. Ihr Endzweck war nicht, die Un: 
beliebtheit des nordotdeutichen Getreides im Inland durch Tarifbegünitigungen 
wett zu machen, jondern vielmehr, die früheren Erportbedingungen fir das 
deutjche Getreide wieder herzustellen, damit der nordöjtlichen Landwirthichaft 
ihr günſtiges Abjaggebiet, dem Oftiechandel jeinen VBeredelungsverfehr wieder 
zu verschaffen. | 

Daß diejer Weg auch für die Negulirung des Getreideabjates praftifabel 
jet, Darauf jchien die Thatjache hinzumeiten, day die Mühlenimdujstrie jchon 
im Sabre 1882 es verjtanden hatte, für ähnliche nur afuter ausbrechende 
Schmerzen jich Gehör bei Regierung und U solfsvertretung, zu verſchaffen. 

Es iſt nicht unnütz, dieſes Vorbild ſchnell erlangter Fürſorge einen Augen— 
blick zu betrachten. 

Für die Mühleninduſtrie nämlich, die beſonders im Norden durch Ver— 
mahlen gemiſchten Getreides umfangreichen Abſatz im In- und Auslande 
gewonnen hatte, (ihr Erport mag vor 1880 etwa 200,000 t jährlich betragen 
haben), hatte der durch den Zoll erhöhte Inlandspreis des zur Mühle fommenden 
ausländischen Getreides die Konkurrenz anf dem Weltmarfte To erſchwert, daß 
die Musfuhr im Jahre 1831 auf 50,000 £, alſo ein Viertel des früheren aus: 
wärtigen Abjages herabſank. Denn von Zolltonto der ſogenannten Mühlen 
lager wurde nur die Menge des als Mebl wieder ausgeführten (bezw. in dem 
Erportmehl enthaltenen) fremden Getreides abgeichrieben. Auch hier mijchten 
ji) nun mit den Klagen dev norddeutjchen Müller über den Niüdgang des 
ausländischen Abjages die Bejchtwerden der jüddentichen Mühlen, dal nord: 
deutjches Getreide die dortigen Märkte überflutbe. 

Mit auffallender Schnelligfeit führten dieſe Zuſtände ein Eingreifen der 
gejeßgebenden Faktoren herbei. Ohne daß prünzipiellen Bedenfen deutlicher 
Ausdrucd verliehen worden wäre, kam im Juni 1882 ein Gejeg zu Stande, 
das die Abjchreibung des Getreideeingangszolles nur mehr von der Menge des 
überhaupt ausgeführten Mehls abhängig machte, aber dieſe Aufhebung Des 
Identitätsnachweijes anfnüpfte an bejtimmte Perſonen und bejtimmte Mühlen. 
Und die Wirkungen diefer Maßregel jtellten ſich jo dar: 

Zu der Vergünſtigung zollfreier Verarbeitung ausländijchen Getreides in 
den Mühlenlagern, ſohin der Erſparung eines beträchtlichen Betriebsfapitals, 
welche die Inhaber der Lager Ichon bisher genoflen hatten, erhielten dieſe nun 
nicht nur eine Entjchädigung im Betrage der Steigerung des Inlandspreijes 
gegenüber dem Weltmarftpreis, jondern ſogar im Umfang des Zolles und 
zogen, da ja die Wirkung des Zolles in den nordditlichen Preiſen bei weiten 
nicht voll zum Ausdruck gefommen war, einen nicht unbedeutenden Ge— 
winn. Und Ddiejer Gewinn jeßte die Begünſtigten in Stand, eimerjeits auch 
weiter entfernte Häfen des Auslands mit ihrer Waare aufzujuchen und dort 
erfolgreich zu fonfurriren, andererjeits mit den im Auslande nicht beliebten 


') Hier gelangte eine Rejolution der Gutsbefiger Hövel und von Thüngen (Wejtphalen 
und Bayern) zur Annahme, welche die Aunigebung der Ausnahmetarife empfahl; ſ. hiezu Archiv 
des Deutichen Landwirthſchaftsraths XVI S. 162. 
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Mehlqualitäten, beſ. den mittleren Sorten den innerdeutſchen Markt noch leichter 
als bisher zu unterbieten. Durch die Nothwendigkeit, in möglichſter Nähe ſowohl 
der Hauptgetreideproduftionsgebiete als auch der Erporthäfen das Mühlen: 
gewerbe zu betreiben, um die gedrücten Getreidepreije bei gleichzeitig unbedeuten- 
den Inlandsfrachten voll ausnügen zu fünnen, Eonzentrirte jich das doppelte 
Monopol der Mühleninduftrie in der Hand weniger Großunternehmer, deren 
Betriebe in dem durch die Städte Berlin, Danzig, Hamburg gebildeten Dreied 
fiegen. Im Sahre 1887 hatten unter 38,500 Getreidemühlen des Reichs nur 
etwa 100 von den durch, Zollfreiheit und Aufhebung des Jdentitätsnachmweifes 
begünjtigten Mühlenlagern Gebrauch gemacht, davon noch eine Reihe nicht um 
ihres Erports, jondern um des Zollfredites willen. 

Unter der Gunft diejer Verhältnifie hob fich die Mehlausfuhr ſchon 1883 
wieder auf 136,000 t und erreichte 1883 ihren Höhepunft mit etwas über 
150,000 t, um jeitdem wegen des Bedarfs -im Inlande wieder auf fajt zwei 
Drittel dieſes Höchitbetrages zu ſinken Die Zufuhr ausländischen Weizens und 
Noggens auf Mühlenlager vermehrte jicd) dagegen von 230,000 t im Jahre 1833 
anfangs langjam bis zu 290,000 t in 1837 und jeitdem ichneller, um 1891 
500,000 t zu überjteigen. Die Schattenjeiten Diejer glänzenden nt: 
“ widelung, die in einer Verſtärkung der Monopoljtellung der norddeutſchen 
Mühleninduſtrie und bejonders in der damit zujammenhängenden Ueberſchwemm— 
ung Süddeutjchlands ') mit billigem mittlerem Mehl zum Ausdrud famen, 
laſſen ſich dabei freilich nicht verkennen. 

Als man den Aushilfsweg der Aufhebung des Fdentitätsnachweiies nun 
auch für den Verkehr mit Getreide in Ausjicht nahm, war man freilich zu 
Anfang über die formelle Gejtaltung durchaus uneinig und im Unflaren. 
Die Befünwortung einer veränderten Behandlung des etreideerports durd 
die Zollverwaltung hat verschiedene Stadien durchlaufen. Indeſſen fann ſich 
bier die Darjtellung umjomehr auf die marfantejten Durchgangspunkie 
beichränfen, als jeit den legten Jahren eine Einigung Ginfichtlich der Form 
der Aufhebung des Identitätsnachweiſes eingetreten zu jein jcheint.?) 

Die urjprünglichite Form der Anträge Rickert 1879 und 1885, Heere— 
mann und Genoſſen 1887) ging dabin, die Aufhebung des Identitätsnach— 
weiſes an bejtimmte Perſonen und Orte, nämlich die Inhaber der Tranjitlager 
zu binden. Für das aus diejen Tranfitlagern ausgeführte Getreide ſollte, auch 
wen in demſelben inländiſches Getreide vermijcht jei, Abjchreibung des geitundeten 
BZolles in vollem Maaße eintreten. Dieje aus den Kreiſen des nordojtdeutichen 
Handels hervorgehende Form des Antrages erblicte in der Bejchränfung des 
Beredelungsverfehrs der Ojtjechäfen die einzige zu neutraliſirende Wirfung der 
Getreidezölle. 

Andererjeits wurde von agrarijcher Scite eine Steigerung der Abhängig: 
feit der Yandwirtbichaft von dem mit ITranfitlagern arbeitenden Handel, wie 
ſie bei ſolch einſeitiger Begünſtigung ſeiner Funktionen zu erwarten ſtand, 
entgegengehalten, daß das Abſatzbedürfniß der Produzenten vielmehr die An 


) Auch biefür fehlen Zahlenbelege. Val. indeffen die Bemerkungen in den Handelskammer 
berichten Mannheim's jeit 1882 und 1883, dann bejonders in demjenigen von 1887 1 5, 131 ff. 

2. Siehe hierzu, neben den unten zu erwähnenden Kommiſſionsbeſchlüſſen des Reicht- 
tags über den Antrag Ampach, die Berichte der Königsberger Kaufmannſchaft für 1388 
©. 12 und 1890 ©. 15 einerjeit® und die Jahresberichte der Dandeldöfammer Mannbeim 
von 1890 I ©. 138 und 1891 I S. 159 andererieitd. Noch auf dem 15. Handelstag (1887) 
war der Standpunkt ein verjchiedener. 





— 
* * > 
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wendung eines Mittel fordere, das dieſen jelbjt einen Antheil an der Maß— 
regel garantire. Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes jollte nach ihrer 
Meinung verbunden werden mit einer baaren Entichädigung bei jedweden Ge: 
treideerport, die nach dem Einen den vollen, nach einem anderen Antragiteller 
den jaft_ vollen Zollbetrag umfajjen jollte. (Stener- und Wirthichaftsreformer 
1886, Stolberg und Genofjen 1887, v. Wedell-Malchom 1888). 

Die unüberjehbaren Folgen der Einführung jolcher von der Einfuhr völlig 
losgelöſter Ansjuhrprämien für die Bedarfsdeckung des Inlandes, die Zoll— 
einkünfte des Reichs, beſonders auch für die Haltung des Auslandes in zoll 
politiichen Fragen, ließen dieje legtere Art des Vorgehens indeſſen ebenjo ein- 
feitig und ausſichtslos erjcheinen, wie die lediglich auf den Getreidehandel der 
Oſtſeeſtädte zugejchnittenen Anträge. 

Aussichten auf Erfolg boten jich erit, als die Einjicht in die Nothwendig— 
keit gemeinschaftlichen Vorgehens der beidjeitigen Intereſſenkreiſe jeit 1887 zu 
einer Annäherung der beiden Extreme führte. Das Grumdlegende und von 
den bisherigen Anträgen Verſchiedene war dabei die Ueberzeugimg, daß der 
Konner zwiſchen Getreideausfuhr und Getreideeinfuhr aufrecht erhalten bleiben 
müſſe amd doch gleichzeitig dem Einzelinterefienten im ganzen Reich gleihmäbig 
möglichjite Bewegungsfreiheit zu gewähren jei. Diejes Ziel jollte die Einführımg 
übertragbarer Inhaberpapiere erreichen, welche mit der Beurkundung der erfolgten 
Ein- bezw. Ausfuhr von Getreide eine zolltechniich wie handelsrechtlich verwerth— 
bare Quittung über gezahlten oder erit fällig werdenden Zoll verbinden jollten. 

Je nach der Verfmüpfung diejer Urkunden mit dem Export oder Import 
stehen in Frage und find vorgeschlagen worden zwei Syjteme: 

1. Der Erportjchein, welcher die Ausfuhr emer beſtimmten Menge 
von Getreide bejtätigt, joll den Inhaber berechtigen, binnen einer gewiſſen Zeit 
eine gleiche Menge zollpflichtigen Getreides zollfvei einzuführen. (Daher auch 
die genauere Bezeichnung als Einfuhrberehtigumgsichein.) 

2. Der Importjchein, bei der Einfuhr und Verzollung von fremden 
Getreide ausgejtellt, joll zum Nücempfang des gezahlten Zolls legitimiren, 
wenn der Inhaber der Urkunde innerhalb bejtimmter Zeit eine gleiche Menge 
von Getreide zur Ausfuhr bringt (deshalb auch deutlicher Zollerſtattungs— 
ſchein genannt). 

Beide Werfhpapiere jollen die Funktion erfüllen, den Getreideanstaujd) 
zwijchen In» und Ausland nach den Bedürfniſſen der überproducirenden Gegenden 
ebenjo wie der getreidearmen Gebiete, frei von den beſtehenden Zollichranfen, 
unabhängig von beitimmten Berjonen und Orten, nur gebunden an eine be 
jtimmte Zeit, zu reguliven. Aber je nach der Wahl des Syſtems würde dieje 
Funktion im verjchiedenartiger Weile zu Tage treten und von bejonderen Neben: 
wirfungen begleitet jein. 


Der Einfuhrberehtigungsichein nämlich, der, wie erwähnt, Die 
zollfreie Einfuhr von Getreide ermöglichte, würde, da der Import nach den 
früheren Ausführungen Die deutiche Ausfuhr auch in günjtigeren Jahren um 
ein Vielfaches überjteigt, ein überaus geiuchtes Werthpapier jein; er würde 
annähernd den Betrag des bei cffeftiver Verzollung zu zahlenden Zolles 
erreichen.) Er würde gleichzeitig, eben um jeiner relativen Seltenheit willen, 


1) Daß die Differenz zwiihen Zollbetrag und Werth des Einjuhrberehtigungsicheins 
für die Tonne Brodgetreide zur Zeit des höchſten Zolls 2-3 Mt. hätte betragen jollen, iſt 
eine im Reichdtag anfgeitellte Annahme, für deven Richtigkeit feine Gründe beizubringen jmd. 
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die den Agrariern bejonders wichtiae Folge haben, für den Import feinen 
Anreiz zu bilden, feine Ueberfluthung des inländischen Getreidemarftes herbei- 
zuführen. Dagegen würde der Einfuhrberechtigungsichein allerdings für den 
Setreivehandel ein Moment großer Unficherbeit dadurch in ſich tragen, 
dab das im der Urkunde jtedende Capital durch Zufälle gefährdet werden kann. 
Wenn nämlich die Scheine wegen Nichteintreffens der Ladung nicht rechtzeitig 
zur Abjchreibung des Zolls verwerthet werden fünnten, jo würde beijpielsweije 
bei Einfuhrberechtigungsicheinen über 1000 Tonnen Getreide (= einer Schiffs— 
ladung) eine Summe von annähernd 50000 Mi. (= dem Zoll) verloren 
gehen. Indeſſen liche jich diefer vom Handel mit bejonderer Vorliebe hervor: 
gehobenem Gefahr, wie Kuhn richtig und zuerjt gezeigt bat, dadurch wohl 
leicht begegnen, dab die Einfuhrberechtigungsjcheine gegen Entwertdung durch 
verjpätetes Eintreffen von Importgetreide verjichert würden, ähnlich wie dies 
jchon längſt bezüglich der Ladung jelbjt, des Eintreffens überhaupt üblich iſt. 

In entgegengejeßter Richtung würde der Zollerjtattungsichein 
(Importjchein) wirken. Wbgejtellt auf den die Ausfuhr weit überwiegen: 
den Import, wirden dieſe Urkunden, auch wenn fie viel begehrt werden, ſtets 
in großer Menge vorhanden jein ımd daher im Allgemeinen einen viel niedrigeren 
Preis als die Erporticheine haben. Ihre Nichtverwerthung würde daher auch 
für den Handel nur einen geringen Berluft bedeuten. Ja die Möglichkeit, 
dal der Importeur fremden Getreides bei der Wiederausfuhr desjelben oder 
anderen Getreides innerhalb bejtimmter Friſt jelbit den vollen Zollerſatz ge⸗ 
nießen kann, würde eine zeitweilige ſpekulative Einfuhr fremden, beſ. ruſſiſchen 
Getreides weit über den konkreten Bedarf hinaus und damit einen nicht abzu- 
jehenden Preisdrud befürchten laſſen. Die Landwirtbichaft wäre den Unter— 
nehmungen des Getreidehandels, der Spekulation ſchutzlos preisgegeben. Der 
Abjag der deutjchen Erzeugniſſe ins Ausland wäre erfauft mit einer unabge— 
grenzten Niederreigung der Schußzolllinien. 

Erwägt man dieje tiefgreifenden Unterjchiede zwiſchen beiden Syitemen 
zugleich mit dem Umftande, day in erjter Linie doch die Wiederbelebung der 
Ausfuhr deutichen Getreides, erit in zweiter Linte dann dabei die Erhaltung 
des nothwendigen Bedarfs im Inland erzielt werden will, jo wird man zu 
dem Schluß gedrängt, daß für eine gedeihliche Weiterentwicklung lediglich die 
erſte Form, die der Einfuhrberechtigungs- oder Exportſcheine in 
Frage kommen kann. 

Klärend und von weitergehender Bedentung erſcheint nun, daß die Er— 
örterungen über die Form der Aufhebung des Identitätsnachweiſes, welche 
beſonders das Jahr 1887 erfüllten, in der letzmaligen und eingehenbditen Be 
rathung des deutjchen Neichstages im Februar 1833 dadurch wohl zum Ab: 
ſchluß gediehen find, dab einem Antrag Ampach und Genofjen, der das Syitem 
der Einfuhrberechtigungen zu Grunde legte, wenigjtens in der Commiſſion zu: 
gejtimmt wurde — 

Aber freilich, wenn der Weg, die Aufhebung des Identitätsnachweiſes 
durchzuführen, jeit den Februarverhandlungen 1883 im Großen und Ganzen 
für gefunden gelten famı, jo it auf der anderen Seite in der Beurtheilung 
der prinzipiellen Frage und der von der Maßregel zu erwartenden 
Wirkungen eine Klärung der Anſchauungen noch keineswegs erzielt worden. 
Weder hatte das Plenum des Reichstags 1883 Muth und Einigkeit genug, 
fich auf den Boden der ihm von der Commiſſion vorgejchlagenen Faſſung des 
Antrags Ampac zu jtellen (man vereimgte Jich vielmehr nur zu einer ſchwäch— 
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lichen Aufforderung an den Bundesrath, die Frage zu erwägen), noch ſind 
die Regierungen aus ihrer bei den Verhandlungen beobachteten Reſerve anders 
hervorgetreten als 1839 mit der kurz begründeten Ablehnung einer Veränderung 
der Geſetzgebung. 

In der That jtehen ſich in der ganzen Frage nicht ſowohl die politischen 
Barteien, als die wirthſchaftlichen Gruppen der Bevölkerung und auch dieſe 
wieder verſchieden je nach ihrer Zugehörigkeit zu Nord- oder Süddeutſchland 
gegenüber. Mit der Unüberſichtlichkeit der Einzelwirkungen ſteigert ſich Vor— 
urtheil und Vielgeſtaltigkeit der Behauptungen der Intereſſenten, mit der 
Stellungnahme zur Form der Aufhebung des Identitätönachweijes ändern ſich 
die Gründe fir und wider an Zahl und Intenfität. 

Umjo nöthiger ijt es, bei einer Erörterung der prinzipiellen Frage und 
der allgememen Wirkungen von einem feiten Boden auszugehen. 

Wir nehmen deshalb an, die Aufhebung des Identitätsnachweiſes werde 
vermittelt durch Einfubrberechtigungsicheine (Exrporticheine), deren Vorzüge und 
vermeidbare Nachtheile joeben jejtgejtellt wurden. Unter diejer Vorausſetzung 
würde der Handel in Getreide, um deſſen Gejtaltung zunächit zu berühren, ſich 
in folgender Weiſe vollziehen: 

Der Erporteur würde für jeine Sendung (wie der Einfachheit halber 
angenommen Wird) ungemijchten deutjchen Weizens einen Schein erhalten, der 
ihn, bezw. den Inhaber ermächtigte, binnen gewiſſer Zeit (Die Meichstags- 
fommiljion faßte I Monate ins Auge) eine gleiche Menge fremden Getreides 
zollfrei einzuführen. Würde er mun nicht in der Lage jein, ſelbſt zu impor: 
tiren, jondern den Schein, der an fich den vollen Werth des bei der fraglichen 
Menge zu zahlenden Zolls hat, an der Börſe verkaufen müſſen, jo würde er 
von einem der vielen Importeure annähernd (aber doch auch nur annähernd) 
diejen Werth erhalten. Bon Ddiefem Gewinne würde er zunächſt abzuziehen 
haben einmal den Betrag, um welchen ſich ſein Angebot im Ausland gegen: 
über den geiteigerten Inlandspreiſen verringern müßte, um annehmbar zu ſein, 
dann den Betrag ſeiner Transportſpeſen. Und von dem hienach bleibenden 
(wahrſcheinlich kleinen) Reſt würde er in der Lage und — vielleicht durch die 
Conecurrenz gezwungen ſein, dem inländiſchen Producenten etwas erhöhte Preiſe 
zu gewähren. 

Der Importeur, welcher den Emfuhrberechtigungsichein kauft, würde 
jeinerjeits fediglich den Betrag an Zoll gewinnen, um welchen der Schein 
niedriger zu faufen wäre; er würde aber gleichzeitig einen Theil diejer Differenz 
verwenden müſſen zur VBerficherung der Verwerthbarteit des Papiers. 

Bleibt jedoch Ausfuhr und Einfuhr in der gleichen Hand vereinigt, To 
würde der Hündler beim Verkauf im Ausland ziwar die Differenz zwiſchen 
Weltmarftpreis und Inlandspreis des deutſchen Getreides verlieren, aber dafür 
fremdes Getreide zollfrei einführen und im Inland die Steigerung des In: 
landspreijes fremden Getreides gegenüber jeinen zollfreien Ankaufspreiſen tim 
Ausland lucriren fünnen. Zahlenmäßig würde der legte Fall fich jo geitalten: 

Im Jahresdurchſchnitt 1890 betrug im Danzig der e preis für umverzollten 
fremden Weizen 145 A, der des verzollten fremden Weizens alſo 195 4, 
der Inlandspreis des deutjchen Weizens aus Preußen und Poſen erreichte 
nur 185 AM, während dem gleichen Gewächs auf dem englischen Markte einige 
Mark über den dortigen Turchichnittspreis (147,8 M) 3. B 155 M. zu: 


gejtanden worden wären, wenn deutjcher Weizen überhaupt dorthin hätte ohne 
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Verluſt abgeſetzt werden können.) Bei dieſer Preislage würde der Händler 
beim Verkauf deutſchen Getreides im Ausland (z. B. England) zwar 185 minus 
155 4. — 30 A verlieren, aber dafür bei der Einfuhr fremden Waizens 
durch Entbindung vom Zoll 50 AM. gewinnen. Bon dem thatjächlichen Ge 
winn von 20 M würde auch nach Abzug von Spejen und Geſchäftsgewinn 
noch em Betrag bleiben, der je nach den Gonjuncturen und Concurrenz; 
verhältnifien dem Händler eine bejchränfte Nachgiebigfeit bald gegen den in 
fändischen Producenten, bald gegen die inländiichen oder ausländischen Ab- 
nehmer geitatten würde. 

Mit Unterjtellung diefer Ihatjachen treten wir num der Beurtheilung der 
Wirkungen näher, welche vorausjichtlich die Aufhebung des Identität 
nachweijes haben würde. Zweckdienlich dürfte dabei ſein, Diejenigen Folgen, 
welche einem Zweifel entrücdt zu ſein jcheinen, getrennt zu halten von cmer 
Reihe von Thatjachen, über welche nur die wirkliche Durchführung der Mar; 
regel Klarheit wird bringen fünnen. 

Unzweifelhaft funktionirt zumächjt die Aufhebung des Identitätsnad- 
weijes wie eine Art Erportprämie; allerdings nicht als eine ſolche zu 
Laſten des Zollfisfus, in dem Sim, daß diejer aus Zollennahmen eine größere 
Summe abzugeben hätte, als er durch Ergänzung des heimijchen Bedarfs cr: 
hält, denn nur durch jpätere eigene Einfuhr oder Veräußerung der Scheine 
an Importeure wird die Prämie fällig, — jondern vielmehr ald eine Folge 
des Preisdruds in den nordöftlichen Getreidegebieten, indem ein Crjag im 
vollen oder beinahe vollen Umfang des Zolls eintritt, obwohl der Julands— 
preis des deutjchen Ausfuhrgetreides nicht um den ganzen Zollbetrag vertheuert üt. 
Die Eigenthümlichkeit diejer Erportprämic beſteht aljo darin, daß ihre Höhe 
von dem Unterjchied abhängt, der zwiichen den verjchiedenen Inlandspreien 
und dem Weltmarftpreis bejtehbt, daß die Prämie in dem Maß fich mindert, 
als der Inlandspreis gejteigert ift, daß fie alfo in der Hauptſache gebunden 
it an den Export aus den öjtlichen Provinzen Preußens, und auch bier wieder 
nur da wirkſam wird, wo günjtige Transportmittel zu den Sechäfen bejtehen. 

Indem jich dieſe Erportprämie Jomit als ein Lofal eng begrenztes Mittel dar- 
jtellt, das, auf die überproducterenden Gegenden des deutjchen Nordoſtens geradezu 
zugejchnitten, eine Ausfuhr aus Gebieten mit überhöhten?) Preijen herbei 
zuführen feineswegs ſtark genug üt, ericheint als ebenjo unumſtößlich die That- 
Jache, dab mit der fraglichen Mabregel die Wiedergewinnung des Abjap- 
gebiets im Ausland für das norddeutſche Gewächs verbimden jein wird. 
Der nordojtdeutjche Getreideabjag Wird wieder in jeine alten Canäle auf den 
Markt in Skandinavien und Großbritannien einlenfen, weil die relative Niedrigkeit 
der im Ausland zu erringenden Breite durch die Verwerthung der Einfuhr— 
berechtigungen ausgeglichen wird. 

Und dieſe Wiederanfnüpfung alter Handelöverbindungen wird dann werter 
in verjchiedenen Richtungen jchon jest vorausjchbare günjtige Wirkungen er- 
zeugen. Bon nicht geringer Bedentung für die Landwirthichaft des Nord 
oſtens erſcheint zumächit die Wiedereröffnung bequem gelegener Märkte deshalb, 
weil dadurch weit geringere Transportfoften mit dem Abjat verbunden 
find, als auch der neue Staffeltarif jie zu bieten vermag. Die Höhe der 


| ') Dieje Annahme beruht auf den oben S. 712 nritgetheilten Preisdifferenzen am eng‘ 
lichen Markt. 

* Das heißt mit Preiſen, die gegenüber dem Weltmarkt um mehr als den Zollbetrag 
erhöht find. 
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Transportkoſten war es ja gerade, welche dem nordoſtdeutſchen Landwirthe die 
Preiſe ſchmälerte, die den Preisdruck der Mannheimer Händler noch fühlbarer 
machte. Ihre Ermäßigung bietet wenigſtens ein Mittel, wodurch die nachher 
zu erörternde Preisgeſtaltung günſtig beeinflußt werden kann. Vor Allem 
aber wird dem nordoſtdeutſchen Getreide wieder der Markt erſchloſſen, wo ſeine 
Qualität mehr geſchätzt wird als im Inland, während die unwirthſchaftliche 
Konkurrenz mit dem gleichartigen Produkt des übrigen Deutſchlands, wenn 
nicht ganz beſeitigt, ſo doch gemildert wird. 

Andrerſeits ſteht in ſicherer Ausſicht eine günſtige Rückwirkung auf den 
deutſchen Oſtſeehandel. Zweifelhaft wird freilich nach dem früher Er— 
örterten bleiben, ob dieſe Rückwirkung nun auch ziffermäßig in einer allgemeinen 
Steigerung des dortigen Handels und Verkehrs nachweisbar ſein wird. Aber 
das wenigſtens erſcheint dem Zweifel entrückt, daß die Getreideveredlung, dieſe 
Eigenart der deutſchen Oſtſeehäfen, mit der Erleichterung der Ausfuhr wieder 
aufgenommen und damit dem deutjchen Oſtſeehandel im Kampf mit den ruſſiſchen 
Erporthäfen ein alter Stüßpunft wieder gegenen wird. 

Als eine fichere und im nterejje der Allgemeinheit warm zu begrüßende 
Wirkung ijt endlich der Einfluß aufzufafien, welchen die Aufhebung des Jdentitäts- 
nachmeijes für Getreide auf das norddeutjiche Mühlengewerbe üben 
wird. Denn dem Monopol, welches dasjelbe durch die ihm bisher allein ge— 
währte Ausfuhrvergünitigung beſeſſen und reichlich ausgenützt hat, wird durch 
die allgemeine Befreiung des Abſatzes nordoſtdeutſchen Getreides die Spitze 
abgebrochen werden. Da dabei die Erportbedingungen für die norddeutſchen 
Mühlen aber erhalten blieben und mur eine Öleichjtellung mit der Getreide: 
ausfuhr erfolgte, wie jie vor 1879 immer bejtanden bat, jo erjcheint Die 
Agitation der Müllereiinterejfenten, wenn auc) erflärlich, jo doc) keineswegs 
berechtigt und beachtenswerth. Uebrigens leidet die häufig ausgeſprochene 
Meinung, als ob dieſe Schwächung der Monopolſtellung der norddeutſchen 
Mühlen auch ein Nachlaſſen der Concurrenz in Deutſchland, beſonders den 
ſüdlichen Theilen nach ſich ziehen werde, an zwei Mängeln: nicht nur der all— 

emeinen Aufhebung des Identitätsnachweiſes zu große Wirkungen zuzuſchreiben, 
ſondern auch zu verkennen, daß das Entziehen ausländiſchen Abſatzes die Mühlen 
nur zu verſtärkten Bemühungen, den ganzen inneren Markt zu erobern, an— 
ſtacheln könnte. 

Bleibt ſchon den bisher hervorgehobenen Wirkungen gegenüber, wie dies 
bei Beſprechung künftiger Ereigniſſe in Kauf genommen werden muß, das 
Maaß, in welchem ſie ſich geltend machen werden, der Vorausſicht entrückt, 
ſo geräth man bei ſchärferem Zuſehen auf einen viel unſichereren Boden hin— 
ſichtlich anderer Folgen, die von den Freunden der Aufhebung des Identitäts— 
nachweiſes mit ebenſo großer Beſtimmtheit geltend gemacht zu werden pflegen. 
Wir meinen die Beeinfluſſung der Getreidepreiſe. 

Ein Zweifaches ſteht dabei in Frage. 

Einmal die künftige Preisgeſtaltung in den überproduzirenden Gegenden 
Nordoſtdeutſchlands. Werden dieſelben ſich wirklich, dank der Wieder— 
aufnahme der Getreideausfuhr ins Ausland, erhöhter Preiſe erfreuen? Wir 
glauben uns gegen dieſe Zuverſicht ſehr jfeptiich verhalten zu müſſen. Nicht 
daß wir die von den Gegnern diejer Ueberzeugung als Popanz bemüßte Be— 
fürchtung, der Handelsitand werde jich gegen die Yandwirthichaft foalitven und 
eine Preisiteigerung unmöglich machen, irgendwie theilten. Aber zwei andere 
Gründe ftüßen diefe Zurücdhaltung. ben wurde ſchon angedeutet, daß Die 
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Abſatzfähigkeit des deutſchen Getreides überhaupt feine ſchrankenloſe werden 
wird, ſondern da ihre Grenze findet, wo Inlandspreis und Transportkoſten 
bis zur See gleich oder höher werden als Weltmarktpreis und Zoll. Eine 
direfte Antheilnahme an der beſſeren Verwerthung des deutſchen Ueberfluſſes 
würde alſo nur ein Theil des Gebiets zu erwarten haben; die Gegenden ohne 
ute Binnenſchifffahrt würden ſich darauf beſchränken müſſen, die eigentlichen 
Exportgebiete bezw. das Inland überhaupt zu verjorgen, jofern fie nicht die 
erhöhten Transportfojten auf jich zu nehmen vorzögen. Aber auch innerhalb 
diejer Grenze würde nach der früher angejtellten Berechnung‘) über die Spejen 
und den regulären Gewinn des Handel3 hinaus nur eine kleine Summe übrig 
bleiben, die zu einer Nachgiebigkeit gegen den deutſchen Landwirth verwendet 
werden fönnte Und ob diefe Summe auch thatjächlich dem nordöjtlichen 
Grundbeſitzer zu Gute fommen wird, dürfte in erjter Linie von dem Andrängen 
des deutſchen Getreides zum Export, in zweiter von der Möglichkeit, Vorzugs— 
preije im Ausland zu finden, abhängen; alſo von Faktoren, die auf der Ein— 
wirkung des Handels nicht allein beruhen. So jicher demnach die Ausdehnung 
des Abjages an fich vorauszuſehen it, jo unſicher erjcheint die Bejahung der 
Frage, ob die Aufhebung des Jdentitätönachweijes den in Norddeutichland be 
Itehenden Preisdrud zu mildern im Stande iſt. 


Eine ähnliche Unficherheit jchwebt über der Preisgejtaltung von Weit: 
und Süddeutjchland. Die Maßregel jei Schon darum zu verwerfen, jo 
behaupteten in einer unverfennbaren Miſchung von PBartifularismus und von 
Egoismus Neichstagsredner aus dem Süden, weil der preisteigernden Wirkung 
im Nordoften eine Preiserniedrigung im Süden gegemüberjtchen, „aljo* der 
deutjche Nordoften auf Kojten anderer Landestheile erhöhte Preiſe genießen 
werde. Und dieſen Preisdrud begründeten jene Politifer damit, daß der mit 
der zunehmenden Ausfuhr wachjende Import vorzugsweije den Rhein herauf 
drängen und Südwejtdeutichland überfluthen werde. Uebertreibung fernliegender 
Möglichkeiten und eimjeitigite Vertretung des Interejjes der Producenten jcheinen 
die Fehler diejer für das bisherige Schidjal der ganzen Frage maßgebenden 
Anficht zu jein. Cine direkte Aare der Einfuhr durch Entblößung des 
jüddeutjchen Marfts ift nach den früheren Grörterungen über den Umfang der 
Ausfuhr ausgeichlofjen; übrigens wird Diele Unmöglichkeit der Theilnahme am 
Erport geradezu als weiteres egoiſtiſches Motiv für eine gegnerische Stellung 
benügt. Aber auch hinjichtlich der indireften Provofation durch Verkauf nord- 
deutjcher Ausfuhrjcheme an jüddeutiche Importeure ift die Befürchtung eme 
übertriebene, daß ungarischer oder amerifanijcher Weizen den wejtlichen und 
jüdlichen Markt in jtärferem Maaß aufjuchen werden, als amerifanijches umd 
ruſſiſches Gewächs den morddeutichen. Relativ naheliegend ijt allerdings be 
guten Erndten eine Vermehrung der ungariichen Einfuhr in Siüddeutichland, 
weil dieſe im Gegenjat zu Getreide anderer Provenienz dorthin günftigere 
Transportbedingungen hat als nach norddeutjchen Märkten. Aber ob mich 
troß Diejer Begünſtigung auch die ſchon jetzt bejtehenbe Einfuhr nad) Sachſen 
und Schleſien eine Steigerung erfahren würde? Dagegen iſt, ſelbſt wenn, 
was keineswegs wahrſcheinlich, auch der rheiniſche Händler neben demjenigen 
von München mit den neuen Einfuhrberechtigungsſcheinen eine größere Menge 
fremden Getreides als bisher in der Richtung auf Südweſtdeutſchland heran 
zichen jollte, doch gleichzeitig Damit zu rechnen, dat das bisherige Zuſtrömen 
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norddeutjcher Waare zum Rhein und die durch deren Eigenjchaften bedingte 
Unterbietung des dortigen Marktes aufhören würde. Und daß jelbit eine 
dauernde Berjtärfung der Zufuhren nach dem oberen Deutichland nicht von 
einer bejonderen Preiserniedrigung begleitet zu jein braucht, geht daraus hervor, 
dal das vorübergehende aber deito intenfivere Anjchwellen der Rheinzufuhr im 
fegten Jahrzehnt einen die Preſſion in anderen Theilen des Neichs überjteigenden 
Preisdruck auf die ſüddeutſche Landwirthichaft nicht hervorgebracht hat. 
Würde nach alledem aljo eine dauernde Preisverichiebung in Süddeutſchland 
nicht im Aussicht zu nehmen fein, während immerhin vorübergehend bei inten: 
jivem Angebot des Auslands und jchlechten oberdeutichen Erndten ein Preis: 
druck möglich it, jo bleibt immer noch die wichtigite Frage übrig, ob denn 
überhaupt ein derartiger Preisdrud eine beflagenswerthe Thatlache wäre. Auch 
bei der Bejahung diejer Frage Icheint wie gewöhnlich mehr das Intereffe des 
Producenten als dasjenige der Konjumenten betont zu werden. Und zwar 
gerade hier nach unſerer Anschauung mit Unrecht. Für die hier in Rede 
Itehender Gebiete (Süd- und Wejtdeutichland) haben nicht nur die Intereſſen 
der Conſumenten wegen des Vorherrſchens industrieller Erwerbsjweige (ab: 
gejehen von einzelnen Theilen Bayerns und von Oberjchwaben) als die wichtigeren 
zu gelten, jondern es dürfte auch feine Gefahr für die dortige Landwirthſchaft 
involvieren, wenn die bisherige Höhe der Getreidepreiſe eine kleine Abſchwächung 
erfahren jollte. Und dieje beiden mahgebenden und offenliegenden Thatjachen, 
das Vorherrichen mduftrieller Bevölferung und die alle anderen Theile Deutjch- 
lands überragende Höhe der Getreidepreije laſſen es um jo verwerflicher er: 
icheinen, daß die Möglichkeit eines Preisdruds als Vorwand dienen muß, 
einer Mapregel Hinderniſſe zu bereiten, durch die einem anderen deutjchen 
Landestheil die früheren Abſatzgebiete wieder gegeben werden jollen. 


An die bisher erörterten fünftigen Wirkungen der Aufhebung des Sdentitäts- 
nachweijes iſt nun zur Verjtärfung dev gegenüber der Unüberiehbarfeit der 
Preisgeitaltung ich geltend machenden Zweifel an der Nätblichfeit der Maß— 
regel von den Gegnern eine Reihe von Bedenken gefmüpft worden, deren 
Berechtigung im Folgenden noch genauer zu prüfen üt. 

Wir greifen zumächit dasjenige Bedenken heraus, das einer relativen Be: 
rechtigung nicht entbehrt und dabei vor den andern ſich Dadurch auszeichnet, 
daß es eine mothwendige Folge der Maßregel daritellt. 

Wir meinen das Bedenken, welches aus den finanzieller Rückwirk— 
ungen und zwar denjenigen auf den Neichszollfisfus hervorgegangen iſt. 
Neben der Dunkelheit der Preisgeftaltung und neben Bedenken allgemeinerer 
Natur, auf welche nachher zurüczufommen it, war der zu erwartende Ausfall 
an Zolleimmahmen der Grund zu der bis heute dauernden Jurüdhaltung der 
bundesräthlichen Streife. In der That it der Eintritt eines Verluſtes der 
Reichskaſſe nie beitritten worden, obwohl das Maaß desielben und damit 
die finanzielle Tragweite ſehr verjchieden geichägt wurde. Klar it, daß ftatt 
des Zollauffommens von der geſammten Einfuhr im den freien inneren Verkehr 
fünftig nur Die über die Ausfuhr deutichen Getreides bleibende Mebreinfuhr 
Gegenjtand der Berzollung werden wirde. Den Ausfall mun nach den Gr: 
gebnijfen des legten quten Ausfuhrjahrs 1880 zu berechnen, kann natürlich nur 
exemplifikatoriſchen Werth beanipruchen. Dem die Ausfuhr und der Ausfall 
wird je mach dem Umfang des Exportsgebtets, der Erndte, des ausländischen 
Begehrens fich verjchieden geitalten. 
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Wenn ſomit auch dieſe Wirkung an ſich und die Unabſchätzbarkeit ihres 
Maaßes als feſtſtehend zu anerkennen iſt, jo muß doch auf der anderen Seite der 
Itarfen Betonung fisfaliicher Rüdjichten aufs Entjchiedenjte entgegengetreten 
werden. Daß fiskaliſche Geſichtspunkte zur Verwerfung einer wirthichaftlich jo weit 
reichenden Maßregel führen jollten, wäre um jo auffälliger, al3 im Jahre 1882 bei 
der Aufhebung des Jdentitätsnachweijes im Mühlenlagerverfehr finanzielle Bedenken 
nicht für durchichlagend erachtet wurden und die durch dieje Gejegesänderung 
eingetretenen bedeutenden Ausfälle unmerklich durch den jteigernden Verbrauch 
fremden Getreides ausgeglichen tworden jind. Ueberdies würde der Ausfall 
jich nicht Jjowohl gegenüber dem Neich, als (wegen der Frankenſteinſchen Klauſel) 
gegenüber den Einzeljtaaten vorübergehend fühlbar machen. Wir fünnen um 
jo weniger einem jchlieglichen Ausjchlaggeben der fisfaliichen Gründe Glauben 
beimejjen, als die Regierungen ſich jüngjt jogar zur Ermäßigung der Getreide 
zölle jelbjt (wenigjtens gegenüber den meiltbegünjtigten Nationen) haben bereit 
finden lajjen und zwar aus verwandten wirthichaftlichen Nücdjichten. 

Bon diejer Rückwirkung auf die Zolleinnahmen verjchieden, in ihrem Ein- 
treten geradezu unwaährſcheinlich ericheint die Wirkung, welche der Aufhebung 
des Jdentitätsnachweijes nach Conrad's Vorgang mehrfach beigelegt worden 
iſt hinfichtlich der künftigen Gejtaltung der Gütereinnahmen der preuf- 
ijchen Eijenbahnen. Conrad glaubt bei jeinem Eintreten für die Maß— 
regel auf einen Ausfall auch in diefer Richtung aufmerffam machen zu 
müſſen. Von vorneherein ift zu bemerken, dat auch derartige Folgen, wenn 
jie eine thatjächliche Grundlage hätten, in einem Augenblid wenig Bedeutung 
haben, wo eine Reihe deutjcher Eijenbahnverwaltungen, voran die preußiiche, 
aus freiem Antrieb eine bedeutende Ermäßigung der Getreidefrachten, wenigitens 
für einen derzeitigen Hauptzug des Getreideverjands haben eintreten laſſen. 
Aber ob diefer Ausfall überhaupt bevorjtcht und Fühlbar wird, dagegen laſſen 
ſich gewichtige Zweifel erheben. Zunächjt it nach dem Früheren ') die Steig: 
erung des Getreideverfehrs feineswegd bloß als eine, von der Nichtabjegbarfeıt 
im Auslande bedingte zu betrachten, jondern vielmehr in jtarfem Umfang auf 
die neuere Erjchliegung aller Zandestheile, bejonders auch der getreideprodus 
zivenden Gegenden zurüdzuführen. Daher wird für den Bedarf an Ort und 
Stelle und in den nächiten Bezirken auch weiterhin die Bahnverjendung in Frage 
fommen, wie auch bei einem großen Theile der fünftigen Mehreinfuhr auf Be 
nüßung diejes TransportmittelS zu rechnen jein wird. Dann aber fällt, jelbjt wenn 
eine Verfendung auf weitere Streden zur Ausnahme werden jollte, ins Gewicht, 
dal der Brodgetreideverjand gegenüber der Gejfammtgüterbewegung auf deutjchen 
Bahnen nur einen minimalen Theil, in den legten Jahren 2,3 bıs höchſtens 2,7 °;, 
umfaßt, und troß des für Getreide im Vergleich zu anderen Maffengütern höheren 
Ausnahmetarifs nur einen fleinen Beitrag zu den Frachteinnahmen bietet. 

Neben diefen Befürchtungen finanzieller Natur jind weiter einige andere, 
theils allgemeinere, theils jpezielle Bedenken geäußert worden, unter welchen 
die leßteren feine Bedeutung beanjpruchen können. 

Um umter diejen nur wenige herauszugreifen, jo wurde ene Schädigung 
der Konjumenten in zwei Nichtungen voraus gejagt. Zunächſt nämlich 
follte der Ernährungszujtand in dem von einheimiichem gutem Getreide ent— 
blößten Nordojten durch die Berchränfung auf das jchlechtere Eigenproduft 
und die Möglichkeit einer Weberjchwemmung durch geringes ausländtiches Ge 


) Siehe oben S. 715 und die Tabelle S. 716. 
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treide herabgedrückt werden, eine Vorausſage, der jede vernünftige Grundlage 
mangelt. Sodann glaubte man die breite Maſſe der nordöſtlichen Bevölkerung 
auch noch in Bewegung zu bringen durch den Hinweis auf die preisſteigernde 
Wirkung der Mapregel. Aber auch dieje Vorausjegung üt nur ein wohlfeiles 
Agitationsmittel, das für diejenigen paßt, welche von der Aufhebung des Jdenti- 
tätsnachweiſes ohne weitere Ueberlegung eine Revolution der öftlichen Preiſe 
erwarten und dem Grundbeſitzerthum eine Verbefjerung des Abjages nicht 
gönnen. Wenn wirklich (in engen Grenzen) eine Preisverbeſſerung einträte, 
to wäre das cine Folge, die nicht nur im Intereſſe der gedrückten Produzenten 
des Oſtens freudig zu begrüßen jein, jondern gleichzeitig wie in feinem andern 
Theile Deutjchlands durch die geringe Dichtigkeit der Bevölkerung, das Fehlen 
von Induftrieen, das Vorherrichen der Naturallöhnung gemildert würde. 


Nicht minder furzfichtig it eS, wenn Befürchtungen dahin ausgeiprochen 
tverden, dal; Deutichland, indem es wieder in die Neihe der Getreideerportitaaten 
eintritt, einen Breisdrudaufden internationalen Markt ausüben und durch 
dieſen Preisdruck der Geſammtheit der Produzenten Opfer auferlegen würde. Die 
Vertreter dieſer Anſicht vergeſſen, oder wollen vergeſſen, daß mit zunehmendem 
Export Deutſchland auch in ſteigendem Magße als Käufer fremden Getreides auf— 

treten wird und daß überhaupt im Vergleich zum Weltbedarf die deutſche Ausfuhr 
auch in den beſten Jahren nicht über ein Minimum hinausgegangen iſt.) 

In die gleiche Kategorie iſt die Weisheit derer zu ftellen, welche darauf 
verweiſen, daß Deutſchland zu einer Begünſtigung der Ausfuhr von Getreide 
um ſo weniger Urſache habe, als es ja eine von Jahr zu Jahr jteigende Mehr: 
einfuhr bedürfe. Die Vertreter diejer Anſchauung Find augenscheinlich Freunde 
der alten polizeitaatlichen Maßregeln zur Erreichung einer wohlgeordneten 
inländischen etreideverjorgung und wiſſen nicht nur nicht, daß jeit der Zeit 
wo ſolche Tendenzen ihre Berechtigung hatten, Die enorme Zunahme der Welt: 
Getreideproduftion und der Verkehrswege und «Mittel die Gefahr einer Ent— 
blößung von Getreide für Kulturſtaaten bejeitigt haben, jondern lafien auch 
unberüchjichtigt, daß Die Wiedererſchließung der Ausfuhr nur deßhalb erwünſcht 
und zu erſtreben iſt, weil für die Eigenſchaft des Ausfuhrgetreides der deutſche 
Markt ſich unempfänglich, der fremde ſich entgegenkommend gezeigt hat. 

An ſich von größerer Bedeutung, aber ebenfalls nicht durchſchlagend ſind 
ſchließlich allgemeinere Erwägungen, welche einer Aenderung der jetzigen 
Getreideverzollung entgegengeſetzt werden. 

Von Seite der Regierungen (wenigſtens nach älteren Auslaſſungen) und 
von Privaten wird der Aufhebung des Identitätsnachweiſes die Bedeutung eines 
Syſtemwechſels in den Zollerhebungsgrundſätzen beigelegt, und der Einführung 
„eines neuen Prinzips“ bejonders aus politischen Gründen wideriprochen. 

Allein doktrinäre Bedenken gegen eine Neuerung fcheinen hier gar nicht 
am Plage. Wenn als Grundjag jeder vernünftigen Zollpolitif in normalen 
Zeiten (von Ausgangszöllen abgeichen) zu fordern ift, dal der Verkehr mit 
inländischen Produkten nicht dem Zoll und den gejeglich feitgelegten oder wandel— 


) Wenn eine künftige Ausfuhr von 300,000 t an Mehl und Brodgetreide angenommen 
wird, jo würde aud) diefe große Summe 3. B. gegenüber den großbritanniihen Einfuhren 
der legten Jahre, die um 7 Mill. Tonnen jchwankten, nur etwa 4 '/s %o betragen und gar 
gegenüber den Ausfuhren der Haupterportländer, die nach Juraſchech's Angaben fir 1888 
zu ichägen jind: aus den Vereinigten Staaten auf 3,9 Mill. Tonnen, aus Rußland auf 8,6, 
aus Djtindien auf 2,2, aus Rumänien auf 1,6 und aus Oeſterreich-Ungarn auf 1,2 Mil. 
Tonnen bis zu 1,7°fo der ans diefen Zahlen fich ergebenden Geſammtſumme zurückgehen. 
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baren Maßnahmen der Zollverwaltung zum Opfer gebracht wird, jo müſſen 
da wo jolche Kollijjionen eingetreten find, unter Zugrumdelegung der fonfreten 
Verhältniſſe Mittel der Abhilfe gejucht werden, und Nückjichten auf die Wahrung 
bejtimmter Principien in den Hintergrund treten.‘) Und darum handelt es 
Jich auch hier: Die Preiserhöhung des Eigenprodufts war Zweck der 
Getreidezölle, eine Verſchiebung des Abſatzkreiſes nicht. Wenn letztere gleich— 
wohl zu Ungunſten einzelner Landestheile erfolgt iſt und Mißſtände hervor— 
treten, welche den Segen des Zolls zum Fluche wandeln, jo muß neben etwaigen 
tarifarischen Umgeftaltungen auch durch Veränderung anderer Theile unjeres Zull- 
rechts geholfen werden; doppelt dann, wenn die vollitändige, alljeitige Beſeitigung 

des Abjaghindernifjes, eines Getreidezolls überhaupt noch in weiter Ferne Tteht. 

Indem es uns aljo als Pflicht der Regierung erjcheint, den Bedürfnifien 
der Produktion und des Handels auch da zu folgen, wo die Erhaltung oder theil- 
weile Aufgabe hergebrachter Prinzipien in Frage ftcht, ähnlich wie Freihandel 
und Schußzollpolitif fi) ja vernünftiger Werje nicht nach Theoremen führender 
Geiſter, jondern mit der jeweiligen Stärke des Bedürfniſſes nach Schut oder 
Freiheit in fonfreten Produktionszweigen ablöjen, glauben wir aber gleichzeitig 
auch, daß bei der Vermeidung baarer Erportprämien und der Anwendung jener 
oben ſtizzirten Inhaberpapiere die politiichen Bedenken, welche geltend gemacht 
wurden ohne Beziehung zum modus procedendi, feine Tragweite bejigen. 

Was nämlich zumächit die Handelsbezichungen Deutjchlands zu fremden 
Staaten, d. bh. bier den Empfängern unjerer künftigen Ausfuhren betrifft, jo 
dürften diejelben durch die Gewährung der verjtecften Erportprämien jchon um 
deswillen nicht alterirt werden, die betreffenden Negierungen jchon darum 
nicht zu Gegenmaßregeln veranlaßt jein, weil die Niedrigfeit des aus den 
Bollicheinen wirklich zu ziehenden Gewinnes eine jtarfe und von einer Unter: 
bietung des fremden Marktes begleitete Ausfuhr nicht erwarten läßt. Und 
dieje voraussichtliche Haltung des Auslands dürfte weiter noch durch die Einficht 
verjtärkt werden, dal das deutjche Getreide eine qualitative Lücke in der Brod- 
verjorgung jeiner Abnehmer auszufüllen berufen it. 

Neben diefen handelspolitiichen Perjpektiven nach Auswärts weijen auch 
auf das Inland beichränfte Befürchtungen politijche Färbung auf, Befürchtungen 
nämlich, welche in dem einmaligen Aufgeben des Jdentitätsnachwerjes für unjer 
wirthichaftliches Leben die Gefahr dauernder Agitationen um die Erweiterung 
der „Lücken im Princip“ erbliden. Mag fein, dab die Dinneigung der Negierung 
zur Schußzollpolitif die Gefahr einer weiteren Ausbeutung durd) die Schüglinge 
näher gerüct hat, daß die Haud ergriffen werden will, die bisher nur den Finger 
bot. Aber mit der Möglichkeit einer Provokation des Egoismus muß gleichzeitig 
doch in und gegenüber den Negierungen das Vertrauen fich jtärfen, daß fie dem 
befürchteten Kampf der Leidenjchaften die fühle Abwägung der fonfreten Verhält- 
niffe entgegenhalten und Verſuchen der Induſtrie, ähnliche Begünftigungen zu 
erhalten, mit dem Himveis auf die Verjchiedenartigfeit jegiger oder Fünftiger 
Produftionsbedingungen für Gewerbe und Landwirtbichaft und mit der Forderung 
von Nachwetjen über die Unabwendbarfeit der Zollwirfungen beantworten werden. 


') Der Einfiht in diefe Thatjachen Hat ſich z. B. die preußifche Regierung auch früber 
keineswegs verjchlofien, als jie jeit den 40er Jahren ald vorübergehende und auf konkreten 
Verhältnijien ruhende Mahregel in den öſtlichen Provinzen mehrfad ein Abjehen von der 
Identität zwiichen ein= und ausgeführten Weizen und Roggen janftionirte (f. hiezu die von 
Ridert in der Sipung vom 24. Mai 1879 (Protokolle S. 1432 ff.) angeführten Verfügungen 
des Finanzminiſters und die Erflärungen des Regierungstommifjärg). 
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Damit jind wir am Ende unjerer Erörterungen angelangt. Es erübrigt 
nur noch, das Ergebniß zujammenzufajien und die Wusjichten der Frage kurz 
zu berühren. 

Als eine den Abſatz der nordojtdeutichen Landwirthichaft und den Ber 
edlungsverfehr der Ojftjeehäfen wieder in's Leben rufende Maßregel haben wir 
die Aufhebung des Identitätsnachweiſes zu betrachten. Ihr Schwerpunft iſt 
nicht in einer Preisverjchiebung, jondern im einer Abjagveränderung zu juchen. 
Nicht eine zollichugiteigernde, jondern eine ihn forrigirende Wirkung wohnt ihr bei. 
Was von den nicht unmittelbar Betheiligten gefordert wird, iſt unbedeutend 
und fällt nur durch die den Menjchen immanenten Eigenschaften ins Gewicht: 
Zunächit eine kleine Einbuße des Neichs, aber Fisfalität wuchert auch im 
modernjten Staatsmann; dann das Anerkenntniß, dag Mißſtände vorliegen, dal 
an deren Bejeitigung jeder Deutjche im Neichstag mitzuarbeiten hat. Aber 
diejer ſelbſtloſen Würdigung der Verhältniffe Anderer ftehen die Gleichgiltigfeit 
des Einzelnen, Parteieifer und parlamentarische Gepflogenheiten hindernd im 
Wege; endlich die Einſicht, dal unter dev Herrichaft der Getreidezölle nur 
durch die fragliche Maßregel geholfen werden kann und dal dabei, jofern die 
Form gefunden it, die Unüberjehbarkeit der Einzelfolgen nicht zum Vorwand, 
die Hände in den Schooß zu legen, benußt werden jollte. Die fraftvolliten 
gejeggeberiichen Werke hätten fallen müſſen, wenn vorher jchon Klarheit über 
alle Wirkungen gefordert worden, wenn der Mangel jolcher Klarheit als durch- 
Ihlagend für die Ablehnung zu erachten gewejen wäre. 

Wie bald freilich diefe Opfer der Ueberzeugung wirklich gebracht werden, 
ſteht dahin. 

Vielleicht glaubte man gar, die legten Maßnahmen auf dem Gebiete, die 
Einführung des Staffeltarifs und die Ermäßigung der Zölle werden genügen. 
Das wäre eine eitle Hoffnung: Denn weder vermögen die geringeren Eiſen— 
bahnfrachten nach Mitteldeutjchland eine dem Eleberarmen norddeutichen Weizen 
günjtigere Marktſtimmung zu erzeugen, noch ift die Ermäßigung der Getreide: 
zölle um 30°/, dazu angethan, die Ausfuhr nach Außen zu ermöglichen. Auch 
jollte man Sich nicht dadurch beirren fafjen, daß, während die Djtjechäfen bis 
in die neueſte Zeit weitere Verſuche machten, die Negierung für ihre Lage zu 
interejfiren, die andere Interefjengruppe, die Landwirtbichaft, in den legten 
zwer Jahren für die Erleichterung weniger jtarf eingetreten it. Denn das 
hatte jeinen (vorübergehenden) Grund in dem Ausfall der Ernten 1890 und 
1891, deren Niedrigfeit zu abnormen Preiſen und zu um jo größerem Gewinn der 
nordojtdeutjchen Landwirthſchaft führte, als die Konkurrenz Rußlands ſchließlich 
gänzlich aufhören mußte. In dem Augenblid, wo gute Ernten und jtarfe 
Zufuhren von Rußland die alten Zujtände wieder erwachen lafjen, iſt auch 
eine Wiederaufnahme der Beitrebungen der Agrarier zu erwarten. 

Es wird Sache der Regierungen jein, ſich für die Aufhebung des Jdentitäts- 
nachweijes zu erwärmen und durch einen wohlerwogenen und muthigen Vorjchlag 
einen fejten Vereinigungspunft für die Parteien zu jchaffen. Daß der nächſt— 
betheiligte Staat, Preußen, wenigitens endlich der Frage näher getreten, als in 
den früheren Jahren, iſt den neuejten Berichten norddeuticher Zeitungen zu ents 
nehmen; das Eintreten Preußens für die Maßregel bietet allein Ausjicht, eine 
Mojorität im Bundesrathe herbeizuführen. 
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III. Begrenzung und Bevölferung 


der Direktiv-Bezirfe für die Verwaltung der Zölle und gemeinjchaftlicen indirekten 
Steuern, fowie der Zollausjchlüffe des Deutſchen Reichs. 





A. Birektiv-Bezirke für die Derwaltung der Bölle und gemeinfchaftlichen indirekten 
Steuern in ihrer Begrenzung am 1. Dezember 1890. 


Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 18%. 















I. Preußen. 


1. DOjtpreußen: Neg.-Bez. Königsberg u. Gumbinnen 1,958,663 
2. Weſtpreußen: Reg.-Bez. Danzig und Marien: 
wmerdeee 414433681 
Dazu: von der Provinz Brandenburg: Rittergut 
und Dorf Krampe mit Einſchluß des Vor— 
werks Pfingſtfurth [147 Em.), Dorf Spechts— 
dorf [232 Em.) mit dem Vorwerk Lübſee 
(49 Ew.), Dorf Neu-Stüdnig [189 Ew.] mit 
den Gut Neu-Stüdnitz 95 Em.], zufanmen . 712 
ferner v. d. Provinz Poſen; Rittergut Friedingen 206 
Mithin Direftiv-Bezirf Weſtpreußen 1,434,599 
3. Brandenburg: Stadt Berlin, Reg.Bez. Pots— | 
dam und Frankfurt ....4,120 577 
Davon abzuſetzen: nach Weſtpreußen (ſ. J. 2) | 
712 Ew., nad Een 1 I. 5) 1,018 Ew., 
zufammen. . . ; i 1,730 
Bleiben . . 4,118,847 
Dagegen gehen Hinzu: von der Provinz Pofen 
Borwert Neu=Hoczeit [97 Em.) und von 
Medlenburg Schwerin die Enklaven Roſſow, 
Nepeband und Schönberg [742 Ew.], zufammen 839 | 
Mithin Direftiv- Bezirk Brandenburg 4119680 | 


4. Rommern: Provinz Pommern nn 1500 
5. Poſen: Provinz Poſen . . . . .. 1,751,642 
Davon abzuſetzen: nad) Weſtpreußen ii. I: 9) 
206 Emw., nad ———— ({. J. 3) 97 Ew., 
zuſammen. . . 303 
Bleiben . .. 1,751,339 
Dagegen geht hinzu: don der Provinz Branden— 
burg: Dorf Morrn [873 Ew.), Gut Morrn und 
dejjen Vorwerk Wallhof [145 Emw.], zuſammen 1,018 
Mithin Dirveftiv-Bezirf Bofen 
. Schlejien: Provinz Schleiten Eee res er 
. Sachſen: Provinz Sachſen . 2,580,010 
Davon abzufegen: zum‘ Thüringifchen Verein (j. vım 161,547 
Bleiben . . 2,418,463 


1 0 





im Deutjchen Reiche vom 1. Dezember 1890. 739 


Ortdanmweiende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 
Transport 


Dagegen gehen Hinzu: 
von der Provinz Hannover der Kreis Slfeld . 


vom Herzogthum Sachſen-Coburg-Gotha der 
frühere Amtsbezirk Volkenroda, nämlich Die 
Gemeinden: Hohenbergen [221 Ew.], Klein— 
feula [90 Ew.], Körner mit Vejterförner, 
Peiſel und Volfenroda [1,597 Ew.), Mente- 
roda [564 Em.) und Baer mit ae 
521 Em), zujammen 


Unterherrichaft des al Sharon 
Eondershaufen h 


Unterherrichaft des Furſtenthums — 
Nudolitadt . 


Mithin Direktiv- Bezirt Euren (Brovinn]) 2,491,599 


8. Schleswig=-Holitein: en — 
(ohne Helgoland, ſ. B. a.) 


Dazu: von der Provinz Hannover — Aniheil 
von Kirchwerder, im Kreiſe Winſen [406 Ew.) 
und Ortjichaft Overhafen, im Landkreiſe Har— 
burg [15 Ew.], zujanmen 


Medlenburg = Streliß’ihe Enklaven: — 
Ratzeburg mit dem Palmberge, Vogtei Mann— 
hagen mit den Ortſchaften Hammer, Mann— 
hagen, Panten und Walksfelde, Allodialgut 
Horſt mit Neu-Horſt 

Oldenburgiſches Fürſtenthum Lübeck: 34,7 1 18 Em. 
mit Ausſchluß des jüdlichen Theils (j. XI) 

Stadt Lübeck'ſche Enklaven im preußischen Kreiſe 
Lauenburg: Gemeinden Tramm, Gr. Schret: 
Itafen, Kl. Schretitaten, Ritzerau, Poggeniee, 
Nuße, Nibsfelde, Gielensdorf, Harmsdorf, 
Behlendorf, Hollenbed, Sierksrade, Düchels— 
dorf und ein Theil von Crummeſſe, Lüb. Antheil 

Hamburgiiche Gebietstheile rechts der Elbe: 
Gemeinden: Farmſen mit Berne [482 Ew.], 

Bollsdorf [544 Ew.), Wohldorf:Chlitedt 
[585 Em.), Gr. — SEN 
[344 Ew.], zujammen 

Mithin DirektivBezirk —— Sole 


9. Hannover: Provinz Hannover 
Bollausfchluß bei Geejtemünde (ſ. B. 


Bleiben für a — 





— — 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 
Transport 2,278,015 
Davon abzufegen: nad) Sachſen (Provinz — ſ. 1. 7) 
14,647 Ew., nad) Schleswig-Holitein (j. I. 8) 
421 Em., nah Oldenburg (j. IX) 4 — 
zuſammen. 15,072 


Bleiben 27262,943 



















Dagegen gehen hinzu: 


Dldenburgiiche Gemeinde Dedesdorf. . . . 1,489 
Fürſtenthum Schaumburgstippe . . . . . 39,163 
Hamburgifche Gemeinde Moorburg . . . . 1,768 
Mithin Direftiv-Bezirf Hannover . . . 2,305,363 
10. Weitfalen: Provinz Weitfalen . . 2,428,661 
Dazu: von der Provinz Heſſen-Naſſau der Kreis 
Rinteln . . . ex, 41,580 
Fürſtenthum Waldeck und Pyrmont — 57,281 
Fürſtenthum Lippe . . . 128,495 
Mithin Direftiv- Bezirk Weftfaten 1 2,656,017 
11. Heffen-Nafjau: Provinz Hefien-Najjau . . 1,664,426 
Davon abzufegen: nad) dem Thüringiſchen Verein 
(j. VIII) 33,268 Ew.), nad) Wejtfalen (j. 1. 2 
41,580 Ew, zujammen 
Bleiben 
Dagegen geht Hinzu: von der nice. Kreis 
Veblarr . . .» 51,037 
Mithin Direftiv- ‚Bezirt Otte Ralfau .. 4 1,640,615 
12. Rheinland: Rheinprovinz . 4,710,391 
Davon abzufeßen: nad Hefien-Nafjau &. 1. 11) 51,037 
Bleiben . . 4,659,354 
Dagegen geht hinzu: a Bürjtenthum 
Birfenfed . . Ä 41,242 
Mithin D Direktib— ER ER ETT: 4,700,596 
13. Hohenzollern: Neg.-Bez. Sigmaringen . —— 66,085 
II. Bayern. Königreich Bayern 2020.04 5,594,986 
Dazı: von Sachen» Weimar Amtsgerichtsbezirk 
Ditheim, ausfchlieglih Ort Melpers*) . 3,692 
von Sacjen= Coburg - Gotha der Amts— 
gerichtsbezirt Königsberg i. Fr.)  . . 2,185 
die Defterreichiiche Gemeinde Jungholz . 200 
Mithin Direftiv-Bezirf Bayern einidl. 
Ditheim (ohne Melpers) und Königsberg 5,601,059 


Außerdem vom 1. Mai 1891 ab die öfterreichiiche Ge— 
meinde Mittelberg (Bevölferung am 31.De3.1890) 


*) Die Amtsgerichtsbezirte Djtheim (ausſchl. Melpers) und Königsberg find bezüglich 
des Malzaufſchlags und der Uebergangsabgaben dem baneriichen Steuerjyftem angeſchloſſen. 


rund 


im Deutichen Reihe vom 1. Dezember 1890, 
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Ortdanweiende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 


II. Sadjen. Königreich Sadjen . 
IV. Württemberg.*) Königreich) Württemberg RR 
V. Baden.*) Großherzogtfum Baden . . . 1,657,867 


Bollausfchlüffe (f. B. b) 3,867 
Mithin Direltiv-Bezirt — 
VI. Heſſen.“) Großherzogthum Heſſen 
VII. Mecklenburg. Großherzogthum — 
Schwerin . . e 578,342 
Großherzogthum Medlenburg-Strelik ur 4 97,978 
Bufammen 676,320 


Davon abzufeßen: nad) Brandenburg (j. I 3) 
742 Ew., nah Schleswig » Holftein (ſ. I 8) 
1,049 Ew. zufammen . 

Mithin Direktiv-Bezirt Medienburg 


VII. Thüringiider Verein. Dazu gehören: 
Bon der preußifchen Provinz Sachſen die Dörfer 
Kiſchliz [55 Em.) und Mollſchütz 50 Em., 
Stadtkreis Erfurt [72,360 Ew.], Landkreis 
Erfurt [28,920 Ew.], Kreis Ziegenrüd 


[15,906 Emw.] und reis u 

(44,256 Ew.], zufammen . . . 161,547 
von der preußifchen Provinz Heſſen— Naſſau br 

Kreis Schmalkalden . . . 33,268 


Großherzogthum Sachen: Weimar 1326, 091 Ew. 
mit Ausnahme des Amitsgerichtsbezirks Oſt— 
heim ausichließlich Ort Melpers [3,692 Ew. 
— ſ. II. Bayern] und des Amtsgerichtsbezirts 
Allftedt [10,797 Ew. — f. zu VIII . 

Herzogthum Sadjen-Meiningen re 

Herzogthum Sahjen- Altenburg . . 170,864 

Herzogtum Sadhfen-Coburg.Gotha[206, 513Cw. ) 
mit Ausnahme des Amtsgerichtsbezirks Königs: 
berg i. Sr. [2,185 Ew. — ſ. II. Bayern] und 
——— 993Ew. 


— j. 1. 7) 201,335 
Oberherrſchaft des Fürſtenthunis Schwarzburg⸗ 

Sondershaufen . 37,615 
Oberherrſchaft des Fürſtenthunis Shmargung 

Rudolitadt . j 68,262 
Fürſtenthum Neuß älterer Linie 62,754 
Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie 119,811 


Mithin Thüringischer Verein 1,390,890 





3,502,684 
2,036,522 


1,654,000 


992,883 


674,529 


2) Zwiſchen Württemberg und Baden, jowie zwiſchen Baden und Hefien it wegen der 
Aufficht in den beiderjeitigen Enklaven bezw. der Zutheilung derjelben im Jahre 1835 eine 


Mebereinfunft getroffen. 
Annalen des Deutihen Reicht. 1892, 


48 
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Ortsanweſende Bevölferung 


am 1. De 
Transport 1,390,89 
Bu VIII Unter der Berwaltung der 
Großherzoglid ſächſiſchen General— 
Zoll-Direktion in Erfurtſtehend: 
ſachſen-weimariſcher Amtsgerichtsbezirk Allſtedt *) 10,797 
Mithin Thüringifher Verein einſchl. 
Amtsgerihtäbezirt Allitedt . . . . 
IX. Oldenburg. Großherzogthum Oldenburg . 354,968 
Davon abzufegen: nad Schleswig-Holſtein (f. I. 8) 
28,613 Ew., nad) Hannover (j. I. 9) 1,489 Em., 
nah Rheinland (j. I. 12) 41,242 Ew., nad) 
Lübeck (ſ. XII) 6,105 Ew., zujammen 
Bleiben 
Dagegen geht hinzu: — öſtliches Jagd— 
gebiet . -. -. 4 
Mithin Direltiv- Bezirk —— 


X. Braunfhweig. Herzogthum Braunſchweig 
I. Anhalt. Herzogthum Anhalt 
XI. Lübed. Freie Stadt Lübed [76,485 Em.) a 

Abzug der Enflaven in Schleswig-Holitein (j.1. 8) 73,806 
Dazu: jüdlicher Theil des Oldenburgiſchen Fürſten— 
thums Lübeck, nämlich FFledengemeinde 
Schwartau [1833 Ew.]; von der Gemeinde 
Obernmwohlde die Dorfichaft Arfrade mit 
dem Arfrader Hof [274 Ew.); von der 
Gemeinde NRenjefeld die Dorfichaft Renſe— 
feld (Kirchdorf Renjefeld 838 Ew., Ort— 
ſchaft Kleinmühlen 111 Ew., zufammen 
949 Ew.), Dorfſchaft Eleve [Ortichaft Clever 
Landwehr 61 Em., Häufer Cleve 24 Em,, 
Hof Eleverhof 53 Emw., zufanımen 138 Ew., 
Dorfihaft Bohnsdorf|144Em.]; von der Ge— 
meinde Stodel3dorf Dorfſchaft Gut Stockels— 
dorf [Dorf Stodelsdorf 591 Ew., Ortſchaft 
Barened 85 Ew., Ortichaft Bohnrade 60 
Ew., Ortichaft, Marienthal 292 Ew., Häuſer 
Rohe 30 Em., Haus Segebergsfoppel 5 Ew., 
Haus Bergerbrück 6 Ew., Haus Landwehr 
5 Ew., zuſammen 1,074 Ew.], Dorfſchaft 
Mori Ortſchaften Mori 203 Ew., Ravens— 
buſch 176 Ew., Fackenburg 424 Ew., Häuſer 
Holzkamp 21 Ew., zuſammen 824 Ew.!, 















271 


NAußer dem Amisgerichtsbezirk Allſtedt ſteht der Amtsgerichtsbezirk Oſtheim 
ſchließlich Melpers (f. Bayern) bezüglich der Zölle und Reichsſteuern unter der Verwaltun 
Großherzog. General · Zoll⸗D ireftion zu Erfurt, welche auch die Stelle eines dem Malzaufſch 
amte in Oſtheim vorgeſetzten Oberaufſchlagamts vertritt. 


1,401, 


277, 


403, 
‚963 


ember 1890. 


687 


523 
773 


aus · 
* 


im Deutjchen Reiche vom 1. Dezember 1890, 


Transport 
Dorfichaft Eckhorſt [Dorf Edhorjt 349 Ew., 
Häufer Hedfathen 17 Ew., Häufer Finfen- 
hütte 17 Ew., zufammen 383 Ew.), Dorf: 
ſchaft Groß-Steinrade [Dorf GroßSteinrade 
449 Ew., Häufer Hedlathen 30 Ew., Forſt— 
haus Wüftenei 7 Emw., zuſammmen 4836 Ew. ) 
zuſammen 


Mithin Direktinbezirt gihrd 


XII. Bremen. Freie Stadt Bremen . 
Zollanſchluß (j.B. c.) . 
Mithin Direktiv— Bezirk — 
XIV. Hamburg. Freie Stadt Hamburg . . 
Sreihafengebiet 5,033 Ew. und Zollausfchlüffe 
190 Ew. (ſ. B. d.), zufanımen ; 
Bleiben für das Boligebiet 
Davon abzujegen: nad Schleswig=Holitein (ſ. I. 8) 
1955 Ew., nad) Hannover (j. I. 9) 1768 Ew, 
zujammen . 


Mithin Direftiv- „Bezirk Conburs 


XV. Elſaß- — — — 
Lothringen 


XVI. Luxemburg. —— — 


Biederhbolung 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 


73,806 










79,911 


179,677 


613,584 


1,603,506 
211,088 


der Direftiv-Bezirfe mit ihrer ortSanmwejenden Bevölferung am 1. Dezember 1890, 


Ortdanmwejende 
Bevölkerung 
am 1. Dez. 1890 


1. Oſtpreußen 

2, Weſtpreußen 

3. Brandenburg 

4. Bommern 

5. Poſen 

6. Schleſien 

7. Sadjen . . 

8. Schleswig Holſtein 

9. Hannover 
. Weitfalen 

. Hejlen-Nafjau 
. Rheinland 

. Hohenzollern 


1,958,663 
1,434,599 
4,119,686 
1,520,889 
1,752,357 
4,224,458 
2,491,599 
1,252,154 
2,305,363 
2,656,017 
1,640,615 
4,700,596 

66,085 


30,123,081 


Bufammen I. Preußifche Direktiv-Bezirfe 
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Ortdanwefende 
ee en. 
am 1. Dez. 1890 


Transport 30,123,081 


I. Bayern mit den a ae a a N 
und Königöberg . . - 5,601,059 
II, Sachſeennn.. 33502,684 
IV. Württembernrnggg27036, 522 
V. Badenn. 114,654, 000 
VI Seien . u en A et ae er 992,883 
VD. Medlenburg . . 674,529 

VIII. Thüringiſcher Verein mit sr Großherzogl fairen Amts: 
gerichtsbezirke Allitedt . . 1,401,687 
IE. Denn: u ee ee rer 277,523 
X. Braunſchweii.. 403,773 
SL Uubalt 5: 5 6.2 2 ee en 271,963 
BIER: 2 0: ee ee ae A re z 79,911 
XIII. Breme.. he a Yan Syn dr 179,677 
BIV OOMORER 0%. er en 613,584 
XV. Elſaß-Lothringennn. 1145,603,506 
XVI. Luremburg . . . 211,088 
Zuſammen Deutjches Bollgebiet i in her — vom Dez. 1890 49,627,470 
Außerdem vom 1. Mai 1891 ab die öjterreichische Gemeinde Mittelberg 1,282 

B. Die Bollausfchlüffe in ihrer Begrenzung am 1. Dezember 1890. 
a. Preußiſche Zollausſchlüſſe. 
Ortsanweſende 
Bevölferun 

am 1. Dez. 1890 
Inſel -OÄBDBAUE 5. 0 no a a 2,086 


Sn der Provinz Hannover: Hafenanlagen nebit den angrenzenden 
Petroleumlagerplägen bei Geejtemünde [47 * und en 


bevölferung in denjelben [299 Ew.) . . 346 
Preußiſche Zoliausſchiff 2,432 


b. Badiſche Zollausſchlüſſe. 


I Gemeinde Büfingen . . we 763 
im Kreiſe Konftanz Höfe Pittenhard Vüttenfan) — 25 
Gemeinde Altenburg Be 426 

* Baltersweii 232 

Berwangen . . 2 20. 160 

im Kreiſe Waldshut — Dettighofen... 2.2. 268 
Jeſtetten. 1,196 

5 Sottitetten . 2 220. 773 

Ort Albführen. 20. 24 


Badiſche Zollausfchlüffe 3,867 





e. Bremifhe Zollausſchlüſſe. 
Ortsanweſende 
Bevölkerung 
am 1. Dez. 1890 
Bremerhavener Zollausſchlußgebiet * * und —— 
in demſelben [617 Em.) . 766 


d. Hamburgiſche Zollausjchlüffe. 


Zreihafengebiet von Hamburg: Altſtadt [200 Ew.], Steinwärder 
[956 Emw.), Kleiner Grasbroof [296 Ew.), Veddel [112 Ew.) 


und Sciffsbevölferung in demjelben 3, 469 Ew.], zujammen 5,033 

Die Schiffsbevöllerung [174 Ew.] und einige Häuſer am Hafen 
in Cuxhafen [16 Em.) . . 190 
_ Sombnreifäe gollausſchiff 5,223 


Biederhbolung 


Preußiihe Zollausſchlüſſſccccee. 2,432 
Badiihe Zollausſchlüſſſße. 3,867 
Bremiſche Zollausshlüle > >: 20 nn 766 
Hamburgiihe Zollausihlüfe >: 2 nm nn 5,223 

Summe aller Zollausjchlüffe ') 12,288 


N Ein Averfum wird zur Zeit nur für die Bevölferung der Injel Helgoland [2,086 Em.), 
der Badiſchen Zollausſchlüſſe 8,867 Ew.] ſowie für die Schiffsbevöllerung und die Bewohner 
einiger Häufer in Cuxhaven [190 Ew.] — zuſammen für 6,143 Ew. — gezahlt. 
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IV, Begrenzung und Bevölferung der Armeekorps-Bezirke des Deutſchen Reiches 
nah dem Stande am 1. Dezember 1890. 











Ortdanwejende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 


Armeekorps-Bezirke 
mit Ausſchluß 
und I aktiven 
— — überhaupt ilitärperſ. 
ihre Beſtandtheile. u. der Bunde» 


ausländer. 






I. Armeelorps. 


— Reg. Bez. Sumbinnen . 
Theil des preuß. Reg.Bez. Königäberg?) (f. "xVıL). 
Zujammen Bezirk des I. Armeelorps . 


II. Armeelorps. 


Preuß. Reg. * Stettin . 
— Stralfund . 
Bromberg . 


Theil des "ve Reg.Bez. Marienwerder*) . "xVIL). 


" „ " " Eöglin?) (ih. XVII .) 
" Bufammen Bezirk des II. Armeekorps 


III. Armeeforps. 


Preuß. Neg.-Bez. Potsdam mit Stadt Berlin . 
" " Frankfurt . 
Bufammen Bezirk des III. Armeetorps 


IV. Armeelorps. 
Preuß. Reg.Bez. Magdeburg 
* * „Merſeburg. 
„ Erfurt. . 
Herzogthum BEER FARNE: 
Anhalt 


Fürftenthum Schwarzburg-Sonderähaufen P 
“ SchwarzburgRudolitadt. 
” Neuß älterer Linie 
” Neuß jüngerer Linie. . 
Zuſammen Bezirk des IV. "Armeelorps 


V. Armeelorps. 
Preuß. Reg.Bez. Poſen 


— „Liegnitz. 
Zuſammen Bezirk des V. Armeetorps. 
VI. Armeeforps. 


Preuß. NReg.:Bez. Breslau 
ö r „ Oppeln. 


Zuſammen Bezirt des VI. Armeekorps 


1) Kreiſe: Memel, Fiſchhauſen, Stadtkr. Königsberg, Landkr. Königs 


786,514 775,723 
1,046,604 | 1,031,049 
1,833,118 1,806,772 

749,017 740,099 

208,303 206,324 

625,051 614,698 

130,863 130,800 

291,368 289,200 
2,004,602 1,981,121 
2,983,420 2,915,572 
1,137,157 1,124,584 
4,120,577 4,040,156 
1,071,421 1,059,208 
1,075,569 1,065,538 

433,020 429,372 

170,864 169,285 

271,963 269,389 

75,510 74,789 
85,863 85,154 
62,754 61,765 

119,811 118,444 
3,366,775 3,332,944 
1,126,591 1,113,204 
1,047,405 1,030,309 
2,173,996 2,143,513 
1,599,322 1,576,303 
1,577,731 1,559,432 
3,177,058 3,135,735 

&berg, Labiau, Weblau, 


Gerdauen, Raftenburg, Friedland, Pr. Eylau, Heiligenbeil, Braundberg, Heilsberg, Röflel, 


Allenitein, Ortelöburg, Mohrungen, Br. Holland. 
2) reife: Flatow, Deutich Krone. 


®) Kreiſe: Schivelbein, Dramburg, Neuftettin, Belgard, Colberg-Cörlin, Eöslin, Bublig. 
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Ortsanweſende Bevölferung 
am 1. Dezember 1890. 


Urmeeforp3-Bezirfe 
mit Ausschluß 
und ; der aktiven 
f i überhaupt Militärperf. 
ihre Bejtandtheile. x. ber Bunbes- 
ausländer. 





VII. Armeelorps. 


Preuß. Reg.Bez. Müniter 536,241 528,395 
„ Minden . . 549,709 544,672 
Theil des preuß. Reg · Bez. Arnsberg‘) (. XL) 998,711 994,073 
Theil des preuß. Reg-Bez. Düfjeldorf?) N vi) 1,630,572 1,602,007 
FürjtentHum Schaumburgfippe . . 39,163 38,543 
a Lippe. . ; 128,495 127,688 
Zuſammen Bezirt des VIi. Armeelorps 3,882,891 3,835,378 

VIII. Armeelorps. 
Preuß. Reg.Bez. Coblenz ohne Kreis Weglar (ſ. XL). 582,601 573,814 
. a Re ie are ei 827,074 812,867 
E u. u rer 711,998 701,778 
— * „ Madıen . nt 564,566 558,175 
» Sigmaringen. . 66,085 65,782 
Theil des preuß. Reg. ⸗Bez. Düſſ eldorf?) (i. VIL). 342,543 338,052 
Dldenburgiiches Fürftentfum Birkenfeld. . j 41,242 41,172 
Zuſammen Bezirk des VIII. Armeetorps 3,136,109 3,086,640 

IX. Armeclorps, 
Preuß. Reg.:Bez. ——— 1,217,437 1,162,582 
Dazu Helgoland. . . 2,086 2,059 
Preuß. Reg.:Ber. Stade . . . A 338,195 335,380 
Großherzogthum Medlenburg- Schwerin j 578,342 570,525 
ecklenburg⸗Strelitz. 97,978 97,038 
Oldenburgiiches Fürjtentfum Lübel . 34,718 34,506 
Freie und Hanjejtadt Lübeck AS 76,485 74,028 
" Pr Pr Bremen . 180,443 176,419 
. E R Hamburg. 2 i & . ; 622,530 604,388 
ohne Helgoland 8,146,128 3,054,866 
Bufammen Bezirk des IX. — mit Helgoland 3.148 214 3.058 925 

X. — 

Preuß. Reg.-Bez. Hannover. 526,212 516,764 
> . „ Bildesheim 476.263 472,349 
R B „ Lüneburg . 420,093 415,489 
. R „ LO9nabrüd. 299,478 295,956 
„ Audi. . 218,120 212,651 
Preuß. Kreis Rinteln (. XI). 41,580 41,558 
Dldenburgiiches Herzogtum Oldenburg . 279,008 274,507 
Herzogthum Braunichtveig 403,773 399,073 


Bufammen Bezirk des X. "Armeelorps 


2,664,527 | 2,628,347 


*) Kreife: Lippftadt, Soeft, Hamm, Stadtfr. Dortmund, Landkr. Dortmund, Hörde, 
Stadtr. Bochum, Landkr. Bochum, Gelfenkichen, Hattingen, Stadtkr. Hagen, Landkr. Hagen, 
Schwelm, Zierlohn. 

®) Kreiſe: Eleve, Need, Stadtfr. Erefeld, Landkr. Erefeld, Stadtkr. Duisburg, Mül— 
beim a Ruhr, Ruhrort, Stadtkr. Eſſen, Landkr. Eſſen, Mörs, Geldern, Stadtr. Düfleldorf, 
Landkt. Düfieldorf, Stadtkr. Elberfeld, Stadtfr. Barmen, Mettmann, Stadtkr. Remiceid, 
Zeunep, Solingen. 

9) Kreife: Kempen, Neuß, Grevenbroich, Stadttr. München-Gladbach, Gladbadı. 











Orisanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 









Armeekorps-Bezirke 
mit Ausſchluß 
und * * — 
überhaupt ilitärperf. 
ihre Beitandtheile u. der Bunded- 
ausländer. 







XI. Armeelorps. 


Preuß. Reg.Bez. Caſſel (ohne Kreis Rinteln, ſ. =) 779,408 771,174 
— Reg.Bez. Wiesbaden 843,438 829,867 
heil des preuß. Reg. m rnebeng) u vi). 344,000 843,217 
Preuß. Kreis ung 51,037 50,963 
Großherzogthum ea, ; 326,091 322,930 
Herzogthum Sadhien-Meiningen . 223,832 221,662 
Sadjen-Coburg:Gotha 206,513 204,530 
Fürftenthum Waldech . . i 57,281 56,615 
Bufammen Bezirk des XL Armeelorps A 2,831,600 2,800,958 
25. Divifion. 
Großherzogthum Hefien 992,883 973,633 
XII. Armeelorps. 
Königreih Sadjen . 3,502,684 3,392,448 
XIII. Armeckorps. 
Königreich Württemberg 2,036,522 2,004,789 
XIV. Armeelorps, 
Großherzogthum Baden . — 1,657,867 1,622,590 
Bon Eljah-Lothringen Bezirk Ober-Eiioh, Ta r 471,609 447,381 
Zuſammen Bezirk des XIV. Armeelorps 2,129,476 2,069,971 
XV, Armeelorpe. 
Bon er Bezirk Unter-Eljah . 621,505 592,563 
Theil des Bezirks Lothringen‘) (ſ. XVL) . . 129,623 119,797 
Zufammen Bezirk des XV. Armeelorps . 751,128 712,360 
XVI. Armeclorps. 
Bon Elſaß-Lothringen Theil des Bez. Lothringen?) (f. XV.). 380,769 329,948 
XVII. Armeclorps. 
Preuß. Reg. Bez. Danzig . 589,176 581,791 
Theil des preuß. Reg.Bez. Königäberg") d. —* 125,545 123,099 
a 5 Fr 2 Marienwerder'') (ſ. II). 718,642 698,097 
ra . Eöstin!?) (f. II.) 272,201 271,343 
" Bufammen Bezirk des XVII. Armeekorps 1,700,564 1,674,330 


?) Kreife: Arnsberg, Meichede, Brilon, Altena, Olpe, Siegen, Wittgentein. 

) Kreile: Saarburg, Saargemünd. 

9) Kreife: Stadtkreis Meß, Landkreis Meg, Bolchen, Chateau-Salins, Dietenhofen, 
Forbadı. 

10) reife: Neidenburg, Djterode i. Oſtpr. 

ı, Kreiſe: Stuhm, Marienwerder, — i. Weſtpr., Löbau, Strasburg i. Weſtpr., 
Briefen, Thorn, Culm, Graudenz, Schwetz, Tuchel, Konitz, Schlochau. 

2) reife: Schlawe, Rummelsburg, Stolp, Lauenburg i. Pomm., Bütow. 
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Ortdanmeiende Bevölkerung 








Armeekorps-Bezirke am 1. Dezember 1890. 
mit Ausichluß 
und Gert F aktiven 
— — überhaupt ilitärperſ. 
ihre Beſtandtheile. he 
ausländer. 
I. Bayeriſches Be *) | 
Bayer. Reg-Bez. Oberbayern . . . ce 1,103,160 1,056,460 
ii * Niederbayennn. 2 ren 664,798 648,495 
Schwaben . . urn a ER Te 668,316 648,150 
Theil des Bayer Reg.Bez. Oberpfalzie). ee eh 192,461 189,291 
——— = Mittelfranken“) . ; 216,349 215,347 
" Bufanmen Bezirk des I. Bayer. Armeetorps j 2,845,084 2,757,743 
1I. Bayeriihes Armeclorps.*) 
Bayer. Reg.:Bez. Pia; . . . . are 728,339 719,961 
5 — Oberfranken. — 573,320 565,726 
z Unterfranten . . a re 618,489 612,701 
Theil des Br: Reg.Bez. Oberpfalzie a 845,493 337,087 
ER = Mittelfranfen"®) ; 484,257 | 476,029 
" Bufammen Bezirk des II. Bayer. Armeekorps . 2,749,898 | 2,711,504 


*) Nach einer Befanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Februar 1891 — Central» 
blatt für das Dentiche Reich für 1891 Seite 33 — find vom 1. April 1891 ab von dem 
Bezirt des 1. zu dem des II. Bayerifchen Armeeforps übergetreten: vom Reg. Bez. Nieder⸗ 
bayern Stadt Straubing und Bezirksämter Bogen, Kelheim, Kötzting, Mallersdorf, Straubing, 
Viechtach; ferner der bisher dem Bezirk des J. Bayeriſchen Armeekorps zugehörige Theil des 
Rea. Bez. Oberpfalz mit Ausnahme des Bezirksamts Beilngries. Unter Berückſichtigung dieſer 
Aenderungen ſtellen ſich die Zahlen für das I. und 11. Bayeriſche Armeekorps nach dem 
Sehbietöbeitand vom 1. April 1891 folgendermaßen: 


1. Bayeriſches Armeelorps. 


Bayer. Reg.:Bez. Oberbayern .  » 2 2 2 2 nme. 1,103,160 1,056,460 
Schwaben. . ae Se 668,316 648,150 
Theil des bayer. Neg Bez. Niederbayern Tr ER ER 494,699 480,614 
= Mittelfranten $) . . ee ® 216,349 215,347 
Bayer. Bezirksamt Beilngries, Reg-Bez. Oberpfalz j 5 28,873 28,840 
Zuiammen Bezirk des I. Bayer. AUrmeetorps ’ 2,511,397 2,429. 411 

11. Bayerijches Armeekorps. 
— Reg.⸗Bez. Pfalz —— 728,339 719,961 
„ Oberpfalz ohne vez A. . Beitngries — 509,081 497,538 
" 7 Oberfranfen . . ENTE 573,320 565,726 
5 Unterfranten . . — — 618,489 612,701 
Theil des — Reg.Bez. Niederbayern RER 170,099 167,881 
— A Mittelfranken ) . . . 484.257 476,029 
guſammen Bezirk des II. Bayer. Armeetorps j 3,083.585 3,039,836 





a) Städte Deggendorf, Landehut, Paſſau ung Bezirfdämter Deggentorf, Dingetfing, Eggenfelden, Grafenau, Griesbach. 
Landau a, Iſar, Landaͤhut, Paſſau, Biarrlirchen, Regen, Rottenburg, Vilsbiburg, Bitsbeien, Wegſcheid, Wolfftein. 

b) Siehe Anmerkung 14. 

ch Stadt Straubing und Festrldämter Bozen, Kelheim, Kösting, Mallersdorf, Straubing, Viechtach. 

4) D. i. der Regieiungebezirk mit Ausſchluf ber in ver Anmerkung 14 genannten Theile. 


, Stadt Regensburg und Bezirksämter Beilngries, Cham, Parsberg, Regensburg, 
Stadtamhof. 

4) Städte Dinkelsbühl, Eichſtätt, Schwabach, Weißenburg und Bezirksämter Dinkels— 
bühl, Eichſtatt, Feuchtwangen, Sunzenhaujen, Hilpoltstein, Schwabach und Weißenburg. 

i) D. i. der Regierungsbezirk mit Ausſchluß der in der Anmerkung 18 bezw. 14 
genannten Theile. 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1890. 





Armeekorps-Bezirke 
mit Ausſchluß 
und der aftiven 
ihre Beſtandtheile überhaupt — 
auslünder. 








Wiederholung. 
Bezirke des | 


elite 1,833,118 1,806,772 

11. — — — 2,004,602 1,981,121 
111. u ee ae dr 4,120,577 4,040,156 
IV. es N ee en a en ae de se 3,366,775 3,332,944 
V, — — ee a a 2,173,996 2,143,513 
VI. J VER u SE Et a 3.177,053 8,135,735 
VII, e Bee er ee Se 8,882,891 3,835,378 
VIII. J a a a a Re En 3,136,109 3,086,640 
IX ohne Helgoland . » » 2 2 20. 3,146,128 3,054,866 
* mit Helgoland. -. . 2 2 2 20. 3,148,214 3,056,925 
X. F BT ee ball A a di 2,664,527 2,628,347 
x, * Da ae 2,831,600 2,800,958 
DS: DIRIROR 3 2. en re a 992,883 973,633 
XII. ACHERN. te 3,502,684 3,392,.448 
XIII. R . De re en 2,036,522 2,004,789 
XIV. F Er ke re ee ee 2,129,476 2,069,971 
XV. 5 — N ——— 751,128 712,360 
XVI. ame — 380,769 329,948 
XVII. — De ee N u re 1,700,564 1,674,330 
I. Bayeriichen Armeelorps**) -. 2 2 nn 2,845,084 2,757,743 

II. e jr — 2,749,898 2,711,504 


Lohne Helgoland . | 49,426,384 | 48,473,156 
Bufanmen Deutiches Deich Yan Helgoland. . | 49,428,470 | 48.475.215 


**) Bei Berüdjichtigung der in Anmerhing*) angegebenen Aenderungen jind für ben 
Gebietsbeſtand am 1. April 1891 bier einzuitellen : 
für das I. Bayeriiche Armeekorps 2,511,397 bezw. 2,429,411 und 
ar. B u 3,083,585 „  3,039,886. 





Miszellen. 


Geſchäftsordnung des Kolonialrathes. — $ 1. Die Sitzungen des Kolonial— 
rathes und die Gegenſtände der Tagesordnung werden vom Vorſitzenden beſtimmt. 
Derſelbe eröffnet, leitet und ſchließt die Berathungen. — 8 2. Ueber jeden Gegen— 
ſtand der Tagesordnung findet eine allgemeine und eine beſondere Berathung ſtatt. 
Ueber Gegenſtände von größerer Bedeutung kann der Vorſitzende vor oder während 
der Berathung aus der Mitte des Kolonialräthes Berichterſtatter ernennen. — 
$ 3. Werden Berichterſtatter beſtellt, ſo iſt dieſen bei Beginn und am Schluß der 
Berathung das Wort zu ertheilen. Im Uebrigen wird den Mitgliedern des Ko— 
lonialrathes das Wort nach der Reihenfolge ertheilt, wie ſie ſich gemeldet haben. 
— 8 4. Bei Berathung eines don Mitgliedern des Kolonialrathes eingebrachten 
Antrages fann der Antragiteller oder bei einer Mehrheit von Antragjtellern einer 
derjelben bei Beginn der Berathung nah dem Berichterjtatter und am Schluß 
der Berathung vor dem Berichterjtatter dad Wort verlangen. Sind feine Bericht: 
erjtatter ernannt, jo ijt den Antragitellern bei Beginn und am Schluß der Be- 
rathung das Wort zu ertheilen. — $ 5. PVorlagen gehen den Mitgliedern des 
Kolonialrathes jchriftli zu. In der Regel foll die Zufendung einige Tage vor 
Beginn der Berathung jtattfinden. Anträge von Mitgliedern, welche ich nicht 
lediglich auf den Gang der Verhandlung beziehen, find auf Verlangen des Vor— 
fipenden oder von mindeſtens drei Mitgliedern jchriftlich einzureichen. Anträge 
bon Mitgliedern, welche einen jelbjtändigen Gegenitand der Tagesordnung und 
Berathung bilden jollen, jind ſtets jchriftlich zu jtellen. Anträge diefer Art 
werden jedoch nur dann zur Berathung geitellt, wenn jie von mindejten® drei 
Mitgliedern unterjtüßt find. — $ 6. Bei Beginn jeder Sikungsperiode findet 
die Wahl des in $ 6 der Verfügung des Neichskanzlerd vom 10. Dftober 1890 
bezeichneten jtändigen Ausſchuſſes jtatt. — $ 7. Gegenjtände der Berathung der 
Hauptverfammlung können bejonderen Ausſchüſſen von 3—5 Mitgliedern zur Vor: 
berathung überwiefen werden. — $ 8. Die Ausjchüffe haben über die ihnen 
überwiejenen Gegenjtände an die Hauptverjammlung Bericht zu erjtatten. In 
jedem einzelnen Fall it zu bejchließen, ob der Bericht fchriftlih oder mündlich 
fein fol. — $ 9. Die Ausjchüffe wählen aus ihrer Mitte cinen Borjigenden 
ſowie einen Stellvertreter desjelben und einen Berichterjtatter. Eine Protofoll- 
irung der Sitzungen findet nur auf bejfonderen Wunjcd der Ausſchüſſe jtatt. — 
$ 10. Die Wahlen für die Ausſchüſſe erfolgen nad abjoluter Mehrheit; it diefe 
nicht erreicht, jo findet zwifchen denjenigen zwei Mitgliedern, welche die größte 
Stimmenzahl erreicht haben, eine engere Wahl jtatt. Der Vorjigende nimmt an 
den Wahlen nicht theil. — $ 11. Die Abjtimmung erfolgt in der vom Vor— 
jigenden bejtimmten Art nach abjoluter Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gilt die Frage al3 verneint oder der Antrag als abgelehnt. Der Borfigende des 
Kolonialrathes nimmt an der Abſtimmung nicht theil. — 8 12. Ueber die 
Sipungen des Kolonialrathes wird von einem don dem Vorjigenden zu beſtim— 
menden Mitglied der Kolonialabtheilung ein Protokoll geführt, welches den Her: 
gang der Situng wiedergeben und die Anträge, die Beichlüffe, ſowie dad Er— 
gebniß der Abjtimmungen enthalten muß. Das Protokoll liegt während der nädjiten 
Sigungen zur Einfiht aus und wird, wenn dagegen fein Einſpruch erhoben iſt, 
al3 genehmigt betrachtet. Das Protokoll der legten Sitzung gilt als genehmigt, 
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wenn der jtändige Ausschuß feinen Einſpruch erhebt. Das Protokoll wird von 
dem Vorfipendem und dem Schriftführer unterzeichnet. Jedes Mitglied erhält ein 
Eremplar der Protofolle. — $ 13. Die Mitglieder des Kolonialrathes find, jobald 
dies bei einem Gegenjtande von dem Vorſitzenden gewwünfcht wird, zur Geheime 
haltung der Berathungen verpflichtet. Der Vorfigende kann einen Bericht über 
den Gang der Berathungen im „Neichsanzeiger* und bei geeigneten Gegenjtänden 
im „Colonialblatt” veröffentlichen. 

Negulativ für die Erridtung einer Kommiſſion für Arbeiteritatiftif. (Vom 
März 1892). 

$ 1. Zur Mitwirkung bei den jtatijtiichen Erhebungen, welche bei der Vor: 
bereitung und Ausführung der die Verhältniffe der gewerblichen Arbeiter (Titel VII 
der Gewerbeordnung) betreffenden Geſetzgebung erforderlich werden, wird eine 
Kommiſſion für Arbeiteritatiftit errichtet. 

$ 2. Die Kommiſſion beiteht aus einem Vorfigenden und zwölf Mitgliedern. 
Der BVorfigende wird vom Reichskanzler ernannt. Won den Mitgliedern werden 
fünf vom Bundesrath und ſechs vom Neichstag gewählt, ein Mitglied ernennt 
der Reichskanzler aus den Beamten des Kaiſerlichen Statiftiichen Amts. 

8 3. Die Ernennungen erfolgen für fünf Jahre, die Wahlen für die Dauer 
jeder Legislaturperiode; jedocd verbleiben am Schluffe einer Legislaturperiode die 
gewählten Mitglieder jo fange im Amt, bi die Neuwahlen vollzogen find. Gewählte 
Mitglieder, welche während der Dauer der Legislaturperiode aus der Kommiſſion 
ausjcheiden, werden durch Neuwahlen erjept. 

$4. Die Kommiflion für Arbeiteritatiftif hat die Aufgabe: 1) auf Anordnung des 
Bundesraths oder des Reichskanzlers die Bornahme ftatiftischer Erhebungen, ihre Durdy- 
führung und Verarbeitung, fowie ihre Ergebnifje zu begutachten; 2) dem Reichskanzler 
Borichläge für die Vornahme oder Durchführung folder Erhebungen zu unterbreiten. 

8 5. Die Kommiſſion iſt befugt, Arbeitgeber und Arbeiter in gleicher Zahl 
zu ihren Sitzungen mit berathender Stimme zuzuziehen, und in Fällen, in denen 
eine Ergänzung des jtatiftischen Materiald zur Aufklärung der Verhältniſſe er- 
forderlic) -ericheint, Auskunftsperiomen zu vernehmen. Die Zuziehung von Arbeit: 
gebern und Arbeitern muß erfolgen, wenn dies vom Bundesrath oder vom Reichs— 
fanzler angeordnet wird. Die Kommifjion kann die Erledigung einzelner der 
ihr obliegenden Aufgaben und Befugniffe einem aus ihrer Mitte gewählten Ausſchuß 
übertragen. Die Einberufung der zu den Sitzungen zuzuziehenden Arbeitgeber und 
Arbeiter und die Vorladııng der Auskunftsperfonen erfolgen durch den Vorſitzenden. 

S$ 6. Der Vorfipende und die Mitglieder der Kommiflion, die zu den 
Sitzungen zugezogenen Arbeitgeber und Arbeiter, jowie die Auskunftsperjonen 
erhalten nach im voraus duch den Neichsfanzeler zu bejtinnmenden Säßen Erſatz 
ihrer baaren Auslagen, die Arbeiter außerdem für entgangenen Arbeitsverdienit. 

8 7T. Die Einberufung der Kommiſſion erfolgt auf Anordnung oder mit 
Genehmigung des Reichskanzlers durch den Vorſitzenden. 

5 8 Die Kommiſſion it bei Anweſenheit von mindeſtens ſieben Mitgliedern 
beſchlußfähig; Tie fat ihre Beichlüffe nach Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorfigenden den Ausſchlag. Im übrigen wird die Gejchäfts- 
ordnung der Kommiſſion zunächſt vorläufig, demnächſt nach Anhörung der Kommiſ— 
ſion endgültig vom Neichsfanzler erlafjen. 

8 9. Der Reichsfanzler jowie die Bundesregierungen jind befugt, zu den 
Situngen der Kommiſſion und ihrer Ausſchüſſe Vertreter zu entjenden, welche 
jederzeit gehört werden müſſen. 


Das internationale Vebereinkommen iiber 
den Eifenbahnfradtuerkehr. 


Beiträge 
von 


Negierungsratd Dr. Georg Eger, 
Juſtiziar der Königl. Eifenbahn-Direftion Breslau. 


B.') 
Die Legitimation und der Gerichtsjtand für Klagen aus dem 
internationalen Eijenbahnfrachtvertrage. 
(Nach den Art. 26, 27 und 28 des llebereinfommtens.) 
(Fortießung.) 
III. 


Die Paſſivlegitimation und der Gerichtsſtand für Klagen aus dem inter: 
nationalen Eiſenbahnfrachtvertrage. 
(Art. 27 und 28 des internationalen Uebereinkommens.) 
Artikel 27. 
Einleitung. 

Wührend Artikel 26 die Aktivlegitimation für Anſprüche aus dem inter- 
nationalen Eijenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eiſenbahn regelt, trifft im 
Anichluffe Daran der Artikel 27 Bejtimmung über die Bajjivlegitimation 
und den Gerichtsitand bezüglich der Stlagerechte aus dem internationalen 
srachtvertrage gegen die Eijenbahn. Auch bier erjtredt ſich — wie im Art. 26 
— die Negelung nur auf Klagen gegen die Eijenbahn, mithin nicht auf 
Klagen der Eijenbahnen, ferner nur auf Anjprüche aus dem internatio- 
nalen Eijenbahnfrachtvertrage und endlich nur auf die gerichtliche 
Seltendmachung — im Klagewege — nicht auf die außergerichtliche Inans 
ſpruchnahme (S. 692). 

Für die Regelung dev Paſſivlegitimation war aber die Borfrage 
enticheidend, welche Eijenbagn bezw. Eijenbabnen die Verpflichtungen aus 
der Erfüllung des internationalen Eifenbahnfrachtvertrages zu tragen haben, 
bezw. aus der Ausführung desjelben haftbar jeien. Denn nach allgemeinen 
zivilprozeffualiichen Rechtsregeln iſt grundſätzlich der vertraglich (materiell) 
Verpflichtete bei gerichtlicher Geltendmachung der Vertragsanſprüche in der 
Regel zugleich auch der Paſſivlegitimirte. Mit der Frage der Paſſivlegi— 
timatiom fteht aljo die Frage der Verpflichtung aus dem Frachtvertrage 
in ebenſo engem Zuſammenhange, wie mit der Aktivlegitimation die Ver: 
ttagd- Berechtigung. Und cs ift daher durchaus folgerichtig im Artifel 27 
zuerjt in den Abjägen 1 und 2 die Vertragsverpflichtung geregelt und ſo— 





) S. oben ©. 691 ff. 
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dann über die hiervon abhängige Baifivlegitimation in Verbindung mit dem 
Gerichtsſtande in den folgenden Abjägen 3, 4 und 5 Beltimmung getroffen. 
Die Beitimmungen der Abläge 1 und 2 des Art. 27 über die Zwangsgemeinſchaft 
und Solidarhaft bilden — wie Schwab a. a. D. ©. 232 nicht unzutreffend 
bemerkt — „gleihjam die Motivirung des die Paſſivlegitimation betreffenden 
Abjages 3.* 

Die Löjung der Frage in Bezug auf die Verpflichtung aus dem inter: 
nationalen Frachtvertrage würde einfach jein, wenn dem Berechtigten — Ab: 
jender bezw. Empfänger — nur eine Eijenbahn als Frachtführer gegenüber 
ftände. Für das internationale Uebereinfommen it aber aus den Landesrechten 
der Grundjag der geſetzlichen Transportpflicht übertragen worden, 
d. h. allen dem internationalen Uebereinfommen unterworfenen Gijenbahnen ift 
die gejegliche Pflicht auferlegt, Transporte unter den Borausjegungen des 
Art. 5 des Uebereinfommens') nicht nur für die eigene Strede, jondern aud) 
darüber hinaus nach den Stationen jüämmtlicher anichließenden 
Eijenbahnen innerhalb des ganzen Konventionsgebietes zur Be: 
förderung zu übernehmen und ohne jede Vermittlung, d. h. ohne neuen ‚sradt- 
vertrag bezw. ‚Frachtbrief durch einen einheitlichen, die ganze Transport: 
Itrede umfafjenden ‚Srachtvertrag bezw. mit dem urjprünglichen, von der An— 
nahme- bis zur Beitimmungsitation geltenden durchgehenden internationalen 
Eifenbahnfrachtbriefe jelbit auf einander überzufeiten. Die betheiligten Eiſen— 
bahnen werden gewiſſermaßen bezüglich der internationalen durchgehenden 
Transporte durch die Uebernahme des Gutes mit dem urjprünglichen (inter: 
nationalen) Frachtbriefe von Bahn zu Bahn eme Frachtführer-Gemein— 
ichaft, welche mit dem Abjender (bezw. Empfänger) einen einheitlichen 
Frachtvertrag für die gefammte Beförderungsjtrede abichließt. 

An jich würde nach den allgemeinen Rechtsnormen des Frachtvertrages 
(ex recepto) die erite Eijenbahn, welche das Gut mit dem für die ganze Be 
jürderungsitrede ausgeitellten Frachtbrief annimmt, als Webernehmer des 
ganzen Transportes bis zur Beitimmungsftation nicht nur für die Ausführung 
auf ihrer eigenen Strede und für ihr hierzu verwendetes unſelbſtſtändiges 
Hilfsperjonal („Für ihre Leute“ Art. 400 D. HGB. und übereinftimmend 
Art. 29 des internationalen Uebereinkommens?) haftbar jein, jondern auch für 


Art. 5. 

1) Jede nach Maßgabe des Art. 1 bezeichnete Eiſenbahn iſt verpflichtet, nach den Feſt⸗ 
feßungen und unter den Bedingungen diejes Uebereinkommens, die Beförderung von Gütern 
im internationalen Berfehr zu übernehmen, jofern 

1. der Abjender den Anordnungen diejes Lebereinfommens ſich unterwirit; 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Transportmitteln möglich ift; 

3. nicht Umftände, welche als höhere Gewalt zu betrachten find, die Beförderung ver 
hindern. 

Die Eijenbahnen find nur verpflichtet, die Güter zum Transport anzunehmen, foweit 
die Beförderung derjelben jofort erfolgen kann. Die für die Berfanditation geltenden bejonderen 
Vorichriften bejtimmen, ob diejelbe verpflichtet ift, die Güter, deren Beförderung nicht ſojort 
erfolgen kann, vorläufig in Gerwahrung zu nehmen. 

Die Beförderung der Güter findet in der Reihenfolge ftatt, in welcher fie zum Trandport 
angenommen worden find, fofern die Eijenbahn nicht zwingende Gründe des Eijenbahnbetriebes 
oder das öffentliche Interefje für eine Ausnahme geltend machen fann. 

Jede Zumwiderhandlung gegen die Beitimmungen dieſes Artikels begründet den Aniprud 
auf Erjag des dadurch entitandenen Schadens, 


Art. 29. 
..) Die Eijenbahn after für ihre Leute und für andere Perfonen, deren fie fih kei 
Ausführung des von ihr übernommenen Transportes bedient. 
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die Ausführung auf den nicht ihr gehörigen, fremden Streden bezw. für die 
folgenden jelbitändigen Frachtführer — Gijenbahnen —, deren jie fich zur 
Beendigung des Transportes bis zur Beitimmungsitation bedient. Denn die 
erite Bahn übernimmt den Transport als ein ganzes opus und haftet für 
dejjen Ausführung, gleichviel mit welchen Kräften fie diejelbe bewirkt. Dagegen 
würde eine Haftverbindlichkeit der folgenden Bahnen nicht nur für ihre Vor— 
jondern auch für ihre Nach-Bahnen im Transport gegemüber dem Abjender, da 
dieſe mit ihm einen Frachtvertrag nicht geſchloſſen haben, an fich nicht beftchen. 

Wurde es alſo vom Gejeggeber für erforderlich erachtet, dem Abfender 
zugleich mit der erheblich erweiterten Qiransportpflicht der Eijenbahnen im 
internationalen Verkehr auch eine größere Garantie zu gewähren, als fie die 
erite Eijenbahn für fich allein bietet, und zwar dadurch, dat ihm auch alle 
folgenden am Transport betheiligten Eijenbahnen direkt und in gleicher Weile, 
wie die erite, für den ganzen Transport haften, jo blieb nur übrig, dies durch 
eine pofitive Geſetzesbeſtimmung nach Analogie des Art. 401 des D. H.G.B.'s 
dahin auszujprechen, daß durch die Annahme des Gutes mit dem Frachtbriefe 
nicht nur die erſte Eiſenbahn für die folgenden, ſondern auch jede folgende 
Eijenbahn für den ganzen Transport haftet. 

Da ein unmittelbarer Vertragsabſchluß zwijchen dem Abſender und jeder 
einzelnen der auf die erſte Eijenbahn folgenden Eiſenbahnen nicht vorliegt, To 
iſt die direfte Haftung derjelben für den ganzen Transport, welche das Geſetz 
pojitiv ausipricht, juritiich nicht leicht zu erflären Won den zahlreichen Ver: 
ſuchen. welche zur juriſtiſchen Konſtruktion dieſes Verhältniſſes gemacht worden 
jind,') dürfte die Annahme am meiſten begründet erſcheinen, daß die erſte 
Eijenbahn bei dem Bertragsabichluß mit Wiffen und Zuftimmunng des Abjenders 
zugleich als Vertreter der folgenden Eijenbahnen bezw. als Mitglied einer 
Frachtführergemeinſchaft auftritt, welche jih durch einen gleichartigen 
fonfludenten und ſich wiederholenden Willensaft — die Uebernahme des Gutes 
mit dem urjprünglichen Frachtbriefe (per facta coneludentia) — jür die 
ganze Beförderungsitrede ſucceſſive und ſtillſchweigend bildet und die gemeinſame 
Ausführung des — — mittelſt der Willenserklärung der erſten 
Eiſenbahn und den ſich daranſchließenden der folgenden Eiſenbahnen übernimmt. 
Aus diefem gemeinſamen Frachtvertrage — Sammtfrachtvertrag) — 
ergiebt ſich mit Nothwendigkeit die jolidariiche Haftung aller betheiligten 
Bahnen für den ganzen übernommenen Transport d. b. der Örundjaßder - 
Zwangsgemeinschaft, welcher zu dem Grundjage der gejeglichen Transport- 
pflicht das unbedingte Korrelat bildet. 


) Es it angenommen worden, daß der Abjender von vorneherein in die Mebertragung 
des Vertragsverhältniſſes zugleich auf die folgenden Eifenbahnen willige und diejen gewiſſer— 
maßen den Vertragsabſchluß zugleich mitofferive, dagegen jede folgende Eijenbahn durch Leber: 
nahme de3 Guts mit dem uriprünglichen Frachtbriefe diefe Tfterte ſtillſchweigend acceptire 
(Brotof. des D. 9.6.8.3 ©. 4741), ferner daß in der Kuficherung der folgenden Eifenbahn 
gegenüber der vorangehenden, den Transport weiterzuführen, der Übligationdnerus liege 
Hillig, Fractredt ©. 40), oder daß die Obligation als an dem Papiere hängend und mit 
demielben aktiv und paſſiv auf jede dritte Eiſenbahn von ſelbſt übergehend zu betrachten ſei. 
(Brot. d. D. H⸗G⸗Beis 5. 4745, 4749. En demann 9 NR ©. 728 Anm. 31 Huhn in 
Buſchs Arch. Bd. 6) oder ein „Sammifrachtvertrag“ vorliege, der ziwiichen dem Abſender 
einerjeits und den jänmtlichen betheiligten Eiſenbahnen andererſeits nicht gleichzeitig und mit 
ausdrücklichen Worten, ſondern juccejive und un (per facta concludentia) abge 
ichlofien werde (Sowott in Endemanu's Handb. des H. R. 5 349 ©. 439) oder eine Succeffion 
der nachfolgenden Eiienbahnen «Strodtmann in Soldihmin’s Zeitjchr. Bd. 21 S 388) 
oder endlich eine fingirte Delegation Makower 8 A. ©. 432 Anm. 22). 
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Der deutſche Entwurf hat demgemäß die Aufnahme dieſes Grund» 
jates in das internationale Uebereinfommens nach Analogie des Art. 401 des 
deutich. Hand. Gejegbuchs in folgender Faſſung in Vorſchlag gebracht: 


Art. 16. 

Abf. 1. Diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Frachtbriefe 
zur Beförderung angenommen bat, haftet für die Ausführung des 
Transports auch auf den folgenden Bahnen der Transportitrede 
bis zur Ablieferung. 

Abf. 2. Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, dab jie das 
Hut mit dem urjprünglichen ‚srachtbriefe übernimmt, nah Maßgabe 
des [eiteren in den Frachtvertrag ein und übernimmt die jelbitändige 
Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefes aus: 
zuführen. 

Und dieſe beiden Normen find ohne weitere Diskuſſion unverändert als 
Abdf. 1 und 2 des Art. 27 in das internationale Uebereinfommen aufgenommen 
worden. 

Wie den Beſtimmungen des Art. 401 des D. H.G. B.'s, jo liegt auch den 
vorstehenden Normen des Art. 27 Ab}. 1 und 2 des Uebereinkommens Die 
fich aus der Ausdehnung der gejeglichen Transportpflicht und Zwangsgemeinſchaft 
ergebende Abjicht zu Grunde, dem Abjender bei den durch eine Neihe von 
Eiſenbahnen zu bewirfenden Transporten eine größere Garantie für 
Deren — zu geben, als ſie in der Verbindlichkeit der erſten Eiſenbahn 
allein liegt. Die ganze Reihe der betheiligten Eiſenbahnen ſoll deshalb 
dem Abſender für den geſammten Transport derartig mitverhaftet ſein, daß 
er ſich an jede wegen Erfüllung aller aus dem urſprünglichen Frachtvertrage 
ſich ergebenden Verbindlichkeiten unmittelbar halten kann, auch ohne mit jeder 
einzelnen Eiſenbahn direkt kontrahirt zu haben. Lediglich au die thatſächliche 
Vorausſetzung, 

daß die folgende Bahn das Gut mit dem urſprünglichen Frachtbriefe 

übernimmt, 
knüpft das Uebereinkommen die Folgerung, es ſei ein direfter Vertrag zwiſchen 
dem Abſender und jeder folgenden Eiſenbahn zu Stande gekommen, Inhalts 
deſſen jie in den Frachtvertrag gemäß dem Frachtbriefe eintritt, eine jelbits 
jtändige Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszu— 
führen, übernimmt und jomit auch m Bezug auf den von den früheren Eiſen— 
bahnen bereits ausgeführten Transport für die Verbindlichkeiten derjelben ein: 
zuſtehen hat. Der Abjender wird dadurch alſo vertragsmäßig berechtigt, Die 
folgende Bahn — ohne mit ihr direft fontrahirt zu haben — auf die volle 
Erfüllung des Frachtvertrages in gleicher Weiſe, wie die erſte Bahn in Anſpruch 
zu nehmen, die folgende Bahn verpflichtet, nicht nur jelbjt den Transport nach 
Inhalt des ‚Frachtbriefs auszuführen, jondern auch für Die Verbindlichkeiten 
der früheren einzuitchen. 

Für die am internationalen Transport betheiligten Eiſenbahnen it 
aber unverfennbar mit der Annahme diejes Grundiages der Zivangsgememichart 
und Solidarhaftung eine jehr erhebliche Belajtung verknüpft. Denn 
während jie bisher mur für die Ausführung des Transports auf dev eigenen 
Strede oder auf den Streden des eigenen Staatsgebictes zu haften 
hatten, und eine weitergehende Verpflichtung nur fremvillig im Wege der Ver: 
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einbarung (Berbandsverträge) eingehen fonnten, jind ſie nunmehr geſetzlich 
gezwungen, die Haftung auch für die betheiligten ausländijchen Bahnen 
im ganzen Konventionsgebiete mitzuübernehmen. 

Im Interefje des internationalen Transports war diefer Zwang freilich 
unbedingt nothiwendig. Aber es mußte die Aufgabe der Geſetzgeber bilden, 
die Folgen desjelben thunlichjt zu mildern und es den Eiſenbahnen zu er: 
möglichen, ſich gegen die gefährlichen Folgen der Zwangsgemeinjchaft zu ſchützen, 
— eine Aufgabe, welche dadurch jehr erſchwert wurde, daß bierzu nur jolche 
Maknahmen dienen durften, welche die internationale Verpflichtung zur Ueber: 
nahme des Transports am Jich nicht berühren und die Kontinuität des inter: 
nationalen Verkehrs zu jtören nicht geeignet find. 

Die ſchwere Belaftung der Eijenbahnen durch die Zwangsgememjchaft 
und jolidarische Haftpflicht it auch in den Berathungen des Uebereinkommens 
micht verfannt und auf verjchiedene Weile verlucht worden, Ddiejelbe durch 
anderweite Mabnahmen zu mindern und die Bahnen gegen die nachtbeiligen 
Folgen der ihnen aufertegien Zwangsgemeinſchaft und Solidarhaft möglichſt 
ſicher zu ſtellen. Dahin gehört die in den Art. 1 und 58) vorgeſchriebene 
Aufſtellung der Liſte der dem Uebereinkommen unterworfenen Bahnen und 
das Recht der einzelnen Staaten, ſolche Bahnen, welche den ihnen durch das 
Uebereinkommen auferlegten V Verpflichtungen nicht mehr genügen, aus der Liſte 
ſtreichen zu laſſen. Im engen Zuſammenhange hiermit ſtehen die Vorſchriften 
über die Thätigkeit des Zentralamts (Art. 57)2) behufs Erleichterung der 
finanziellen Beziehungen der Bahnen und Einleitung eines Mahnverfahrens, 
als deſſen Schluß dem Etaate, welchem die ſäumige Bahn angehört, nur 
erübrigt, jie aus der Liſte zu ftreichen oder für fie Garantie zu leiten. Ferner 
it dahin Die bereits in der vorangegangenen Abhandlung *) erörterte Negelung 
der gegenjeitigen Nechte und Pflichten der am Transport betheiligten Eiſen— 
bahnen bezüglich der Erhebung der Frachtvertragsforderungen und der ſich 
daran anschließenden Beichränfung des Arrejtes und der Pfändung der aus 
dem internationalen Transporte herrührenden Forderungen der Eijenbahnen 
unter einander jowie des im Auslande befindlichen vollenden Materials zu 
rechnen. Aus der nämlichen Tendenz it die Aufnahme der Bejtimmungen 
über die materiellen Grundſätze das formelle Verfahren des Rückgriffs der 
Vahnen unter einander (Art. 47 .)*) hervorgegangen. Und auch die Normen 
über die Vollftredbarfeit der Urtheile im Gebiete jämmtlicher VBertragsjtaaten 
(Art. 56)°) verfolgen mittelbar wenigitens dieſen Zweck. 


Es iſt indeß bereits an früherer Stelle®) erörtert worden und wird noch 
jpäter des Weiteren gezeigt werden, dab alle dieſe Maßnahmen, welche die 
Erleichterung der gemeinamen Haftung der Eijenbahnen zum Ziele haben, 
eine wejentliche Bedeutung nicht befigen und insbejondere die im Art. 23 
enthaltenen Schugvorjchriften nur in ſehr unvolltommener Were zur Sicherung 
der Eijenbahnen gegen die ihnen aus der Zwangsgemeinjchaft erwachienden 
Gefahren und Nachtheile dienen. 


») Unnalen, Jahrg. 1891. ©. 554. 569. 578. 585. 
Annalen, Jahrg. 1891. ©. 569. 585. 
Annalen, Jahrg. 1892 ©. 304 fi. und 1891 S. 581. 582. 
) Annalen, Jahrg. 1891. 567 f. 584. 
) Annalen, Jahrg. 1891. 569. 584. 
9) Annalen, Jahrg. 1892 S 305 fi. 
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Die Nehtswirfungen nun, welche aus dem Verhältnifje der Zwang: 
gemeinschaft zwijchen den am internationalen Transporte betheiligten Eiſen— 
bahnen und dem Abjender entjtehen, jind nach Inhalt der Bejtimmungen des 
Art. 27 Abi. 1 und 2 die der Korrealobligation. Alle betheiligten 
Eijenbahnmen treten durch die Uebernahme des Gutes mit dem urjprüngliden 
Srachtbriefe in em Gejammtjchuldverhältnig zum Mbjender (beim. 
Empfänger). Auf Grund des uriprünglichen rachtvertrages, in welchen jie der 
Reihe nach eintreten, werden jie ſämmtlich correi, d. h. jeder haftet jolidariich 
für das Ganze, für die Ausführung des ganzen Transportes aus demjelben 
Fundamente, aus dem urjprünglichen Frachtvertrage. 

Eine der wichtigiten Folgen diejes Korrealverhältniſſes bejteht darin, dab 
jede am Transporte betheiligte Eifenbahn Jelbjtändig für die Erfüllung 
des ganzen urjprünglichen Frachtvertrages haftet. Daraus würde an jic 
folgen, daß der Abjender (bezw. Empfänger) berechtigt it, jede der am 
Transporte betheiligten Eijenbahnen einzeln oder einige oder alle zujammen 
auf Erfüllung in Anjpruch zu nehmen, unter ihnen beliebig zu wählen, von der 
Wahl abzugeben und diefem Wahlrecht erſt mit jeiner Befriedigung zu entjagen. 

Es trat aber hierbei die Erwägung in den Vordergrund, daß cs ſich im 
Interejje des internationalen Eijenbahnverfehrs, in welchem zumeiſt eine grobe 
Anzahl von Eifenbahnen am Transporte betheiligt find, nicht empfehle, dem 
Berechtigten jo viele Verpflichtete gegemüberzuftellen, die er nach jeiner Wahl 
in Anſpruch nehmen fünnen, zumal ihm im gewöhnlichen Laufe der Dinge 
jede einzelne der in Betracht fomımenden Transportanjtalten für die Erfüllung 
jeiner Anjprüche die genügende Garantie biete. Aus diefem Grunde erichien 
es nad) dem VBorgange des Art. 429 D. H. ©. B. ($ 62 des Deutjch. und 
Deiterr.:Ungar. Betr.-Neglements)') geboten, durch eine Nusnahmebejtimmung 
Die Nechtsfolgen des aus Abj. 1 und 2 jich ergebenden Korrealverhältniſſes 
zu modifiziren und eine gewiſſe Beichränfung in der Zahl bezw. ın 
der Auswahl der vom Berechtigten in Anjpruch zu nehmenden Eijenbahnen 
eintreten zu lafjen. 

Demgemäß jchlug — in Abweichung von den zwar dasjelbe Ziel ver: 
folgenden aber fomplizirten, und nur auf Entichädigungsforderungen fi er 
jtredfenden Normen des Schweizer Entwurfs (Art. 16) — der deutjche Ent: 
wurf in jeinem Art. 16 (jet „Art 27%) im Anjchluß an Abjag 1 und 2 
als Abſatz 3 folgende Beſtimmung vor: 

„Die Anjprüche aus dem internationalen Frachtvertrage fünnen 
jedoch — unbejchadet des Rüdgriffs der Bahnen gegen einander — 
im Wege der Klage nur gegen die erite Bahn und gegen diejenige 
Bahn, welche das Gut zulegt übernommen hat, ſowie gegen diejenige 
Bahı gerichtet werden, auf deren Betriebsjtrede der Schaden jid 
ereignet hat. Unter den bezeichneten Bahnen fteht dem Kläger die 
Wahl zu.“ 


) 8 62 Betr.-Regl. lautet: „Wenn eine Eiſenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe 
übernimmt, nach welchem der Transport durd mehrere, ſich an einander anſchließende Eijen- 
bahnen zu bewirken ijt, jo haften als Frachtführer für den ganzen Transport nicht ſämmtliche 
Eijenbahnen, welche da8 Gut mit dem Frachtbriefe übernommen haben; jondern nur die erite 
und diejenige Bahn, welde das Gut mit dem Frachtbriefe zulegt übernommen bat; eine der 
übrigen in der Mitte liegenden Eijenbahnen kann nur dann als Frachtführer in Anſpruch 
genommen werden, wenn ihr nachgewieſen wird, daß der Schaden, deſſen Erfag gefordert 
wird, auf ihrer Bahn fich ereignet hat. 

Der den Eijenbahnen unter einander zuſtehende Rückgriff wird dadurch nicht berührt.“ 





— 
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Zur Motivirung wurde daranf hingewiejen, daß das damit vorgejchlagene 
Syſtem des D. H.G.B.'s (Art. 401 in Verbindung mit Art. 429) hinjichtlich der 
Paſſivlegitimation ebenjo jehr die Intereſſen der Eijenbahnen als des 
Publikums wahre. 

Sn der I. Konferenz wurde gegenüber mehreren das Wahlrecht des 
Berechtigten noch mehr emjchränfenden Amendements der niederländiichen, 
italienischen und jchmweizeriichen Delegation von der deutſchen Delegation 
betont, daß der deutiche Vorjchlag dem Berechtigten die Verfolgung feines 
Rechts jo leicht als möglich machen wolle. Das Natürliche jei es zwar, daß 
der Abjender beim eriten, der Empfänger beim legten Forum klage. Wenn 
es aber ihren Intereifen beſſer entipreche, einmal on einem andern Forum zu 
flagen, ſo jei fen Grund vorhanden, ſie dann im ihrer Wahl zu hindern. 
Das Forum der jehuldigen Bahn ſei im Intereſſe der Bahnen gewählt, um 
die Regreßklagen von vorneherein möglichjt zu verhindern. Nachdem noch 
gegenüber entgegenitehenden Meinungen der deutjche Delegirte hervorgehoben 
hatte, daß auch die Reklamation — als der erjte Schritt zur Klage — gegen 
diejelben Bahnen zuftehen müſſe, gegen die geklagt werden fünne, wurde unter 
Berwerfung ſämmtlicher Amendements der deutiche VBorjchlag angenommen 

In der II. Konferenz beantragte die ruſſiſche Delegation eine 
Redaktionsändernng dahin, daß Abſatz 3 zu fallen set: 

„gegen die Berjandtbahn, gegen die Empfangsbahn oder gegen diejenige 
Bahn, welche das Gut zulegt ꝛc. 20.“ 

Gegen dieje Aenderung erklärte jich die deutſche Delegation, weil 
die „Bahn, welche das Gut zulegt mit dem Frachtbriefe übernommen bat,“ 
nicht identijch jei mit der „Empfangsbahn” (sc. Beltimmungsbahn) 
und auch nicht einzujehen jet, warum dieje legtere, wenn jie z. B. Die Waare 
nicht übernommen babe, mit einer Klage jolle belangt werden fünnen. 

Obwohl jeitens der rujjiichen Delegation erwidert worden, dal; jie 
eine Klage auch gegen die Empfangsbahn in dem von der deutjchen Delegation 
beanjtandeten Sinne zulaffen wolle, weil man dem Dandelsftand nicht zumuthen 
fünne, jich gegebenen Falls darüber zu erkundigen, wo das Gut allenfalls 
jtecfen geblieben jei und alsdann im einem vielleicht jehr entfernten Lande und 
unter einer ihm unbekannten Gejeßgebung jein Necht zu ſuchen, und obwohl 
die franzöjiiche Delegation diefer Auffaſſung beitrat, wurde das ruſſiſche 
Amendement abgelehnt und der deutjche Entwurf jowohl in der IL., wie aud) 
unverändert in der III. Konferenz endgültig angenommen. 

Wenngleich nach den Motiven des deutichen Entwurfs Art. 27 Abi. 3 
des Uebereinkommens aus Art. 401 und 429 des D. H.G.B.'s hervorge 
gangen it, jo tritt zwiſchen beiden Gejegesitellen injofern ein Unterjchted her— 
vor, als nad) feßteren fich die Haftung für den ganzen Transport auf die 
drei bezeichneten Bahnen bejchräntt, während Art. 27 Abi. 3 des inter 
nationalen Lebereinfommens — ohne die materielle Frage der Haftpflicht 
zu berühren — nur von der Geltendmachung der Ansprüche gegen dieſe 
Bahnen im Wege der Klage, mithin von der formelien Paſſiv— 
legtmation jpricht. 

Indeß nur jcheinbar und dem Wortlaute nach geht Art. 27 Abi. 3 des 
internationalen Uebereinkommens in der Beichränfung der Haftpflicht nicht 
joweit, wie Art. 429 des D. H-G.B.'s. Indem in beiden Gejegesitellen 
den drei dem Berechtigten gegenüber geitellten Bahnen der Rüdgriff gegen 
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die übrigen am Transporte betheiligten Bahnen ausdrüdlid 
vorbehalten tjt, it zugleich anerkannt, daß die ſolidariſche Haftung aller 
beteiligten Bahnen untereinander für den Transport an jich materiell 
ganz unverändert bleibt und es jich im Art. 429 D. H.G.B ebenſo wie im 
Art. 27 Ab. 3 des internationalen Uebereinkommens nur um die formelle 
Beichränfung der Baflivlegitimation dem Berechtigten gegenüber — nad) Außen 
bin, — handelt. '‘) 

Der deutiche Entwurf bat jedoch im engen Anſchluß am die Beitimmung 
des Abi. 3 eme — dem Art. 429 D. H.G-B. fremde — noch weiter 
Se Beichränfung der Ballivlegitimatton der 3 bezeichneten Eijen- 
ahnen im Abi. 5 des Art. 16, ohne weitere Motivirung und ohne auf die 
Abweichung von Art. 429 D. H.G.B's hinzuweiſen, dahin in Vorſchlag gebracht: 

„Das Wahlrecht erlischt mit der Erhebung der Klage.“ 

Unverfennbar wurde aus denjelben Zwechmäßigfeitsgründen, welche für 
die Mufnahme der exceptionellen Beitimmung des Abi. 3 enticheidend waren, 
im Zuſammenhange damit auch die Aufnahme der Ausnabmevorichrift des 
Abi. 5 für erforderlich erachtet. Denn an ich würde der Berechtigte — wie 
bereits an früherer Stelle S 7583 bemerft — nach den allgemeinen Normen 
der Solidarhaft nicht nur die freie Wahl unter ſämmtlichen jolidariich Ver: 
pflichteten haben, ſondern er würde auch von der einmal getroffenen Wahl 
belicbig wieder abgehen und jo lange wählen fünnen, bis er jeine Befriedigung 
erlangt hat. Nachdem durch Mb). 3 die PBarlivlegitimation auf die dort be 
zeichneten drei Bahnen beichränft ift, würden dem Berechtigten dieſe Befugniſſe 
wenigitens in Betreff jener drei Bahnen verblieben jein. Abj. 5 des Art. 16 
des Ddeutjchen Entwurf's jchlägt aber vor, dem Berechtigten auch dieſe Bes 
fugniffe noch zu kürzen und ihm mit dem Zeitpunfte der Erhebung der Klage 
gegen eine der drei qu. Bahnen das Wahlrecht gegen die beiden anderen end 
giltig zu entzichen. 

Segen Diejen Antrag wurde in der I. Konferenz ein Bedenken nicht 
erhoben, derjelbe vielmehr als Abſ. 5 in den Art. 27 des Uebereinfommens 
ohne weitere Diskuſſion aufgenommen. 

Dagegen wurde in der II. Konferenz dieſe weitere wejentliche Ein— 
ichränfung der Paſſivlegitimation der betheiligten Eijenbahnen von mehreren 
Seiten beanftandet. Die ruſſiſche Delegation beantragte, am Schluffe 
des Art. 27 beizufügen: 

Wird die beflagte Bahn nach Erhebung der Klage zahlungsunfähig. 
jo ijt eine erneuerte Klage gegen eine der im 3. Abjag erwähnten 
Bahnen zuläjlig, 
indem zur Motivirung darauf Hingewieien wurde, daß hier eine Lüde zu ſein 
jcheine, jofern man eine Erneuerung der Klage gegen eine andere Bahngejellichatt 
für den ‚Fall der Zahlungsunfähigkeit der eritbelangten Bahn vorbehalten jollte. 

Und ebento bielt die Niederländiiche Delegation eine Vervoll— 
jtändigung für nothiwendig für den Fall, day eine lage angebrachtermahen 
abgewiejen würde — eine Eventualität, welche eintreten fünne, wenn man 
diejenige Bahn habe belangen wollen, auf deren Strede der Schaden cin: 
getreten jet und es ſich dann herausitelle, dab das Verſchulden nicht bei dieſer, 
jondern bei einer anderen Verwaltung liege. 





Schwab, ©. 239. 
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Beide Anträge wurden zwar an die I. Kommiſſion gewiejen, fanden aber 
in der Folge feine weitere Berüchichtigung, denn — mit der nur verdeutlichenden 
und am jich jelbjtverjtändlichen Dinzufügung 

„unter den im dritten Abjage erwähnten Bahnen“ 
wurde in der III. Konferenz der Abf. 5 unverändert angenommen, jo dal — 
gleichviel aus welhem Grunde die Klage gegen die einmal gewählte 
Bahn abgewiejen wird — das Wahlrecht gegen die beiden anderen Bahnen 
vom Zeitpunfte der eriten Klageerhebung an erlojchen iſt. 

Im Intereſſe größerer Nechtsjicherheit und Nechtsgleichheit it es endlich 
für nothwendig erachtet worden, mit den einheitlichen Beltimmungen der Abjäte 3 
und 5 des Art. 27 über die Bajlivlegitimation auch jolche über den Gerichts: 
ftand (forum) für Stlagen gegen die pailivlegitimirte Eiſenbahn aus dem 
internationalen Eijenbabnfrachtvertrage zu verbinden. As Ab}. 4 des Art. 27 
wurde zu dieſem Behufe die Beitimmung aufgenommen, 

daß die Klage mur dor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht 
werden könne, tm welchem die beklagte Bahn ihren Wohnſitz hat und 
welches nach den Geſetzen dieſes Landes zujtändig it. 

Mit der Annahme dieles Satzes iſt jomit für den Gerichtsftand der paſſiv— 
fegitimirten Bahn zwar injofern eine einheitliche Norm geichaffen, als darnach 
nur ein Gericht ihres eigenen Staates für zuſtändig erklärt it. Dagegen iſt 
es nach wie vor der Gejeßgebung der einzelnen Staaten überlaffen, das zus 
jtändige Gericht innerhalb ihres Bezirks zu bejtimmen. 

Der deutjche Entwurf wollte weiter geben und die Zuftändigkeit des 
Gerichts auch innerhalb der Bezirke der einzelnen Staaten einheitlich regeln. 
Um jeden Zweifel darüber zu bejeitigen, vor welchem Forum die nach den 
Vorjchriften der Abi. 3 und 5 paſſivlegitimirte Eiſenbahn zu verklagen jei, 
ihlug nämlich der deutjche Entwurf als Abj. + des Art. 16 (27) folgende 
Beitimmung vor: 

„Das Gericht des Wohnfiges der verflagten Bahn iſt das aus- 
ſchließlich zuſtändige.“ 

In der I. Konferenz wurde dieſe Beſtimmung in folgender, nur redak— 
tionell veränderter Zallıng angenommen: 

„Die Klage kann nur vor einem Gerichte anbängig gemacht werden, 
in dejien Bezirke die beflagte Bahn einen wirklichen oder gewählten 
Wohnſitz hat.“ 

Sn der II. Konferenz beanjtandete aber die belgiiche Delegation 
diejen Say und jchlug vor, auszuſprechen, 

daß die Gerichte, welche die Klagen aus Art. 27 zu behandeln haben, 
von den Gejegen des Landes, dem die angeiprochene Bahn angehöre, 
bejtimmt werden, 
indem darauf Hingewiejen wurde, daß die Gejebgebung einzelner Länder den 
Handelsjtand im dieſer Nichtung günſtiger jtelle, als das internationale Ueber: 
einfommen es beabjichtige, und daß man eine Berchränfung im Sinne des 
legteren ich nicht gefallen laſſen werde. 

Demgegenüber bemerkte die deutſche Delegation, daß man fich gern 
die Verweiſung auf das Necht des einzelnen Landes gefallen laſſen wolle, 
wenn man nur jicher wäre, dal die einzelnen Nechte nicht unter Jich follidirten 
d. h. wenn überall da8 Forum domieilii gelten würde und fein ausnahms- 
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weiſer Gerichtsjtand vorgejehen wäre. Wenn z. B. am einen Orte dem In— 
länder geitattet würde, den Ausländer unter allen Umftänden im Yande 
des Klägers zu belangen, jo jei das ungleiches Recht und jtche den all- 
gemeinen Intereſſen entgegen. Die Gejeggebung der einzelnen Staaten ſei 
nicht befannt und daher erforderlich, den ausnahmsweilen Gerichtsjtand durch 
eine allgemeine Formel zu bejeitigen, wie dies im Entwurfe niedergelegt jet. 

Die niederländiiche Delegation war der Anlicht, dab die Be 
zeichnung des kompetenten Gerichts der Geſetzgebung jedes Landes vorbehalten 
bleiben müſſe; erfannte aber an, daß man die deutjcherjeits bezeichneten lebel— 
jtände vermeiden müſſe, und glaubte, daß dies geicheben Fünme, wenn man 
jeititellen würde, da der Gerichtsitand des Wohnortes der Bahn überall zur 
Geltung fommen jolle und nicht derjenige der lex fori. Dann würde man 
nie dazu fommen, dat ein Gericht auf Grund von Ausnahmsgejehen zu ent— 
jcheiden berufen würde. Sie beantragt demgemäß folgendes Amendement: 

„Die Klage it vor dem Gericht desjenigen Staates anzubringen, 
in welchen die beklagte Berwaltung domizilivt und das nad) den 
Geſetzen dieſes Yandes zur Beurtheilung der Sache kompetent it.“ 

Nachdem diefer Antrag an die Kommiſſion I gewicjen worden war, ſchlug 
dieje nachſtehende Faſſung des Abj. 4 vor: 

„Die Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig 
gemacht werden, in welchem die beklagte Bahn ihren Wohnſitz hat 
und welches nach den Belegen dieſes Landes zuftändig iſt“ 

und bemerkte zur Motivirung: 

„Der vierte Abjag Ht abgeändert worden nach dem Wunjche des nieder: 
ländischen Delegirten in der vorangehenden Berathung, wodurch einerjeits die 
gegen die bisherige Faſſung geäußerten Bedenken bejeitigt, andererjeits die 
Anwendung geieglicher Beitimmungen, wie des art. 14 des code civil aus: 
geischlojfen Find, nach welchem ein anderer Nichter, als der des Landes der 
Beklagten in diefer Sache fompetent jein kann. Die Anwendung einer aus 
nahmsweiſen Kompetenz dieſer Art wäre nicht vereinbar mit dem Prinzip der 
internationalen Urtheilsvollzicehung nad) Art. 56 der Konvention.“ 

Der Vorjchlag der Kommiſſion wurde hierauf in der II. und III. Kon— 
jerenz unverändert angenommen. 





Abfat 1. 
Abfab 1 des Artikels 27 jtellt in Verbindung mit Abſatz 2 das aus 
den Art. 401 Abſ. 1 ımd 2 des D. 96.8. entnommene Prinzip der 


Hwangsgemeinjchaft, — der gemeinjamen jolidarischen Haftung ſämmt— 
licher an emem mternationalen Transporte betheiligten Eijenbahnen — auf. 


Auf dieſem Prinzipe beruht die Pajjivlegitimation der Eifenbahnen in Betreff 
der klageweiſe gegen je geltend gemachten Anjprüche aus dem internationalen 
Eijenbabnfrachtvertrage, welche im Abi. 3 des Art. 27 im Anſchluß an Abi. 
1 und 2 ihre Megelung gefunden bat. 

Abjab 1 beitimmt die Haftung der erjten — Annahme — Bahn für 
die Folgenden, Abjay 2 die Haftung der folgenden jomwohl für ihre Vor: mie 
Nacmänner. Da der Transport:Bertrag begrifflich ein Werfverdingungs: 
vertrag (loc. cond. operis) ijt umd die Beförderung des Gutes von der An 
nahmes bis zur Beltimmungsitation als ein einheitliches Ganzes (opus) zum 
Gegenſtande bat, jo läßt ſich zwar mit Nüdjicht darauf, dab der internationale 
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Transport nur mit durchgehendem Frachtbrieſe (von der Anfang- bis zur Ends 
jtation) übernommen werden darf Art. 1, 6 Uebereinf.), die Haftung der 
Annahmebahn ſowohl für ſich, wie für die folgenden Bahnen aus dieſer Rechts⸗ 
natur des internationalen Transportvertrages zur Genüge erklären. Indem 
die erſte — sc. die Annahme-Bahn — das Gut mit durchgehendem Fracht— 
briefe bis zur Beſtimmungsſtation annimmt, verpflichtet ſie ſich, die Beförderung 
des Gutes auf der geſammten Transportſtrecke als ein Ganzes (opus) zu Ende 
zu führen und mithin, joweit die Streden anderer Bahnen hierbei in Betracht 
fommen, auch für die Ausführung auf diejen Streden d. h. für alle folgenden 
Bahnen bis zur Beitimmungsitatton zu haften. 

Aber dieje Haftung der eriten Bahn für die folgenden aus dem Trans— 
portvertrage erklärt nicht zugleich auch die im Abi. 2 des Art. 27 ausge: 
jprochene jolidariiche Haftung aller folgenden Bahnen, welche — unmittelbar 
wenigjtens — einen Vertrag mit dem Abſender nicht abgeichloffen haben, — 
für den ganzen Transport. Und es bfeibt daher zur Erklärung dieſer Be— 
ſtimmung des Uebereinkommens nur übrig, anzunchmen, daß alle an dem be 
treffenden Transporte betbeiligten Eiſenbahnen einen gemeiniamen Fracht— 
vertrag (Sammtfrachtvertrag) mit dem Abjender abjchliegen, derartig, daß 
die erite (Mnnahme) Bahn als erites Mitglied dieſer Gemeinſchaft und in Ver— 
tretung derſelben den Vertrag für alle Betheiligten abſchließt. Indem der 
Abſender das Gut mit dem durchgehenden Frachtbrieje der Annahmebahn über— 
gibt, weiß er, daß dieſe nach Maßgabe des Art. 27 Abſ. 1 und 2 mit ihm 
rür Sich und alle betheiligten Bahnen einen gemeinſamen Frachtvertrag unter 
jolidarischer Haftung derſelben abjchlieht, und, indem die erite Bahn, ebenjo 
wie die Folgenden den durchgehenden Krachtbrief und das Gut annehmen bezw. 
übernehmen, geben ſie ſämmtlich ihren Willen zur Emgebung des gemeinjamen 
Vertrages und zur Uebernahme der jolidarischen Haftung fund. 

Durch die Annahme eines jolchen Sammtfrachtvertrages finden daher 
jowohl die Haftung der eriten Bahn für ſich und die folgenden (bj. 1), wie 
auch Die Haftung aller folgenden für ſich und ihre Bor: und Nachmänner 
(Abſ. 2) auf Grund der Uebernahme des Gutes mit dem ‚Frachtbriefe ihre 
rechtliche Erklärung. 

Abfab 1 Spricht die Haftung der Annahbmebahn für die Aus— 
führung des Transportes ſowohl für jich, wie für Die folgenden Bahnen der 
Befdrderungsitrede bis zur Ablieferung aus. 

Thatſächliche Bora usjeßung diefer Haftung ift, day die Bahn „Das 
Gut mit dem Sractbriefe zur Beförderung angenommen bat.” 
Es iſt die Annahme des Gutes mit dem internationalen Eijenbahnfrachtbriefe 
zur Beförderung nah Maßgabe des Art. 8 Ab. 1') des Uebereinkommens 
gemeint d. h. diejenige Annahme, welche den Abjchluß des internationalen 
Eijenbahnfrachtvertrages darjtellt; die Uebernabme des Gutes mit dem durch: 
gehenden (direften) internationalen Frachtbriefe (Art. 6°) d. h. mit einem jolchen, 
welcher die Aufeinanderfolge aller von dem betreffenden Transporte berührten 
Eifenbahnen zur embeitlichen Ausführung des Iransports zum Inhalt hat. 

Nicht jede Annahme eines Gutes und eines 7Frachtbriefes zieht aljo die 
Nechtswirkung des Abi. 1 Art. 27 mac) ſich. Zunächſt it die Annahme des 
Gutes mit dem durchgehenden, internationalen Eiſenbahnfracht— 


N) Annalen, Zahrg. 1891 S. 557. 
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briefe (Art. 1, 6) erforderlich. Trifft dies nicht zu, erfolgt die Anuahme 
des Gutes nicht mit einem durchgehenden internationalen, für die ganze Trans 
portjtrede von der Annahme: bis zur Ablieferungs-Station ausgejtellten ‚Fracht: 
briere, jo findet Abjas 1 des Urt. 27 feine Anwendung, — wie alsdann 
überhaupt ein internationaler Eiienbahnfrachtvertrag nicht abgeichlofien iſt. 

Sodann iſt die Annahme des Gutes mit dem Frachtbriefe zur Be: 
förderung vorausgeiegt. Die Annahme des Gutes, deſſen Beförderung 
nicht jorort erfolgen fann, zur vorläufigen Verwahrung (Art. 5 Abi. 2 
Satz 2)" hat die Haftung der Annahmebahn gemäß Art. 27 Abi. 1 nicht 
zur Folge, ſondern begründet nur Die Haftung nach den landesrechtlichen 
Kormen des Verwahrungsvertrages. Erſt mit der Annahme zur Beförderung 
greift Art. 27 Abi. 2 Play (Art. 5°). 

Es iſt hierbei der Unterichied von Art. 401 Abſ. 1 D. H.G.B. — aus 
welchem Art. 27 Abi. 1 hervorgegangen iſt — hervorzuheben. Art. 401 
Abſ. 1H.G. B.) macht die Hartung des erjten Frachtführers für die folgen- 
den bis zur Ablieferung davon abhängig, 

day der erite Frachtführer zur Ausführung des übernommenen Trans: 
ports das Gut einem anderen Frachtführer übergibt, 
während Art. 27 Abi. 1 des Uecbereinfommens die Haftung der eriten Eiſen— 
bahn für die Folgenden Lediglich an die Vorausſetzung fnüpft, 
day die erſte Bahn das Gut mit dem ‚Srachtbriere angenommen bat. 

Inder dieier Unterſchied beiteht mur im Wortlaut, nicht materiell. Denn in der 
Annahme des Gutes mit dem ‚srachtbriefe (rt. 27 Ab}. 1 Uebereinfommen) liegt die 
Uebernahme des Iransportes, von welcher Art. 401 Abſ. 19.8.8. — Und 
dic Uebergabe an die folgenden Frachtführer (Art. 401 Ab). 1 9.:©.:8.) it ım 
Abi. 1 Art. 27 Uebereinkommen als jelbitverftändlich nicht hervorgehoben worden. 
Tenn 08 liegt in der Natur der Zache, daß eine Haftung der eriten Bahn für die 
folgenden nur dann möglich iſt und eintreten fan, wenn überhaupt ein Uebergang 
des Iransportes auf die folgenden Bahnen erfolgt. Einer ausdrüdlichen Hervor— 
hebung dieſes Umſtandes bedarf es aljo nicht. Daher ericheint die Faſſung des 
Art. 27 Uebereinkommen jachlidy klarer, als die des Art. 401 Abi. 1 H.G.B. 

Iſt nun die thatlächliche Vorausſetzung vorhanden, 

wonach die erite Bahn das Gut mit dem internationalen Frachtbriere 

zur Beförderung angenommen bat, 
jo tritt als Nechtswirfung em: „Die Haftung der erjten — annehmen: 
den — Bahn für die Ausführung des Iransportes aud) auf den folgenden 
Bahnen der Beförderungsitrede bis zur Ablieferung.” Indem Die 
erite Bahn das Gut mit dem internationalen Srachtbriefe annimmt, jchlieht 
fie mit dem Abjender einen Sammtfrachtvertrag jowohl für ſich wie auch für 
alle anderen am Transport betheiligten Bahnen für die ganze Strede derart, 
day ſie nicht nur für jich, Jondern auch für die folgenden Bahnen die Haftung 
für die Ausführung des ITransportes bis zu der im Frachtbriefe bezeichneten 
Reitimmungsitation übernimmt. Ste fann ſich von dieſer ihr hiernach für den 
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„Wenn der Frachtführer zur gänzlichen oder theilweilen Ausführung des von ihm 
übernommenen Trauspories das But einem anderen Frachtführer übergibt, jo haftet er für 
dieſen und die etwa Folgenden Frachtführer bis zur Ablieferung.” 
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ganzen Transport obliegenden Haftpflicht gemäß Art. 4’) des Uebereinkommens 
nicht Durch irgend eine Stipulation befreien. Es fommt auch nicht darauf 
an, daß die Annahmebahn und die ihr folgenden Bahnen zu einem Eiſenbahn— 
verbande (VBeremigung mehrerer Bahnen zur Beförderung mit direkten Fracht— 
lägen) verbunden ſind. uch für die nicht im VBerbandverfehre mit einander 
jtehenden Bahnen tt die Annahmebahn zu haften verpflichtet, wenn das Gut 
mit dem internationalen ‚srachtbriefe von ihr angenommen und befürdert wird. 
Denn die Beförderung mit dem durchgehenden internationalen Frachtbriefe 
darf tm Geltungsgebiete des internationalen Lebereinfommens von den diejem 
unterrvorfenen Bahnen nicht verweigert werden, gleichviel ob fie miteinander 
im Berbandverfehre jtehen oder nicht. 

I. Was nun den Grad und Umfang der Haftung anlangt, welcher der 
Annahmebahn für die folgenden Bahnen obliegt, jo haftet fie für diefelben nur 

1) nach Maßgabe des mit ihr jelbit abgejchlojienen Fracht— 
vertrages; es fünnen ihr alfo weder mehr, noch weniger Pflichten für 
diefe auferlegt werden, als jich aus dem uriprünglichen Frachtvertrage, dem 
durchgehenden, internationalen ‚Krachtbriefe ergeben. Hat aljo eine der folgen: 
den Eijenbahnen 3. B. mit dem Abjender oder Empfänger noch zujäglich zu 
dem uriprünglichen ‚Srachtvertrage irgend eine Nebenabrede getroffen, eine 
weitergehende Verpflichtung übernommen, jo hat die Annahmebahn Tür deren 
Erfüllung nicht aufzufommen. 

Da aber nach dem durch Art. 6') des Uebereinkommens vorgeichricbenen 
Frachtbriefformulare der urjprüngliche Frachtvertrag, d. b. der durchgehende 
Frachtbrief, bereits die ausdrüdliche Bezugnahme: 

auf das internationale Uebereinkommen, ſowie auf die in den Reg— 

lements und Tarifen der betreffenden Bahnen bezw 

Verkehre enthaltenen Feſtſetzungen 
enthält, ſo muß der geſammte Inhalt aller für den betreffenden Transport 
maßgebenden, generellen und ſpeziellen Reglements, welchen ſich der Abſender 
durch Ausſtellung des formularmäßigen Frachtbriefs unterworfen hat, zwiſchen 
dieſen und der Aufgabebahn, ſowie den weiteren das Gut mit dem urſprüng— 
lichen Frachtbriefe annehmenden Eiſenbahnen als vereinbart gelten — ſelbſt— 
verſtändlich unter der Vorausſetzung, daß keines der Reglements gegen das 
internationale Uebereinkommen (Art. 4))) verſtößt. 

Denn aus dem Umſtande, day die Aufgabebahn den Frachtvertrag mit 
dem Abjender vereinbart, folgt feineswegs, dab nach diejer Vereinbarung ledig: 
(ih und allen das Reglement der Aufgabejtation den Inhalt des Ver: 
trages beitimmt. Vielmehr berptäichtet jich, falls ein Transport über mehrere 
Bahnen übernommen wird, die \ Verwaltung der Aufgabeſtation zwar Lediglich 
nach Maßgabe ihres eigenen (Zpezial oder Verbands) Reglements bezw. 
des jubjidiären Staat! und Vereins: Neglements für diejenige Strede, auf 
welche jich ihr eigenes Reglement bezieht, hingegen nach Maßgabe der möglicher: 
weile anmwendbaren (auerbalb des Berbandverfehrs) fremden Neglements 
für Diejenigen Streden, welche über thre eigene Bahn hinausliegen, da von 
der Annahme auszugehen it, dab fie m Vertretung der Verwaltungen der* 
übrigen betheiligten Babnen den Transport übernommen hat. Dementjprechend 
enthält der formularmäßige Frachtbrief den die Bereinbarung des Abjenders 
mit der Verwaltung der Nufgabeitation fonitatirenden Vermerk: 


) Annalen, Jahrg. 1891 S. 559. 
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„Sie empfangen die nachjtchend bezeichneten Güter auf Grund 
der in dem internationalen Uebereinfommen über den Eiſenbahnfracht— 
verkehr, jowie in den Neglements und Tarifen der be— 
treffenden Bahnen bezw. Berfehre enthaltenen Feſt— 
jegungen, welche für Dieje Sendung in Anwendung Fommen.“ 

Es fommen jomit, neben dem für den ganzen Transport jubjidiär 
geltenden Webereinfommen die Spezialreglements jämmtlicher betheiligten 
Bahnen (bezw. Verbände) für die betreffende Transportitrede zur Anwendung. 

Geht aljo das Frachtgut mit dem direkten internationalen Srachtbriefe 
über Bahnen mit verichiedenen (publizirten bezw. im Srachtbrief in 
Bezug genommenen) Neglements, jo haftet die erjte Eiſenbahn für den 
Transport auf den verichiedenen Streden nach den für diejelben beitehen- 
den verjchiedenen Neglements. Damit verliert aber der Frachtbrief nicht 
den einheitlichen Charafter als Frachtvertrag für die ganze Strede 
des übernommenen Qransports, jondern er enthält dann nur Modifika— 
tionen über die Haftbarfeit je nach dem Orte, an welchem jich das be 
trefiende Ereigniß zugetragen bat. Das Prinzip der Einheit des Frachtver: 
trages wird dadurch nicht verlegt, daß Die verjchiedenen Reglements der auf 
einander folgenden Bahnen zum Inhalt desjelben erflärt werden. 

Beitchen alſo z. B. in den Spezialreglements der betheiligten Bahnen 
verjchiedene Verpackungsvorſchriften für die nämliche Kategorie von Gütern, 
jo ıjt die Annahmebahn verpflichtet, das Gut zurückzuweiſen, wenn es diejen 
ſämmtlichen Vorjchriften nicht entjpricht, und hat bei unbeanitandeter Annahme 
für den Schaden zu haften, welcher dadurch entiteht, daß eins der folgenden 
Bahnen die Annahme oder Weiterbeförderung wegen reglementswidriger Ver: 
padung ablehnt beziv. verzögert. 

Feſtzuhalten it aber ftets der Grundjag, daß alle Neglements der be: 
theiligten Bahnen den VBorjchriften des internationalen Webereinfommens und 
jeiner Ausführungsvorjchriften nicht widerjprechen dürfen. 

2) In den voritehend erörterten Grenzen haftet die Annahmebahn für die 
folgenden jolidarifch als correus „für die Ausführung des Tran: 
portes“ ganz ebenjo, als habe fie jelbft den Transport bis zur Ablieferung 
auf jämmtlichen betheiligten Bahnen weiter ausgeführt bezw. durch ihre Yeute 
ausführen laſſen. Die folgenden Eijenbahnen bilden mit der erjten Eijenbahn 
ein einheitliches Ganzes, eine Unternehmer-Öemeinjchaft. Die 
erſte Bahn muß alle Mapnahmen und Handlungen, welche die folgenden 
Bahnen behufs Ausführung des Iransportes vorgenommen haben, gegen Tich 
gelten laffen, wie wenn fie diejelben perjünfich oder mit ihren eigenen Organen 
vorgenommen hätte, und kann jich daher nicht mit der Einrede jchügen, daß 
ſie ım Betreff der folgenden Eifenbahnen nur diligentia in eligendo und in- 
spieiendo zu präitiren habe Wielmehr wird der Grad und der Umfang ihrer 
Haftung für fie jetbit wie für die folgenden Bahnen lediglich durch die Art. 
29—46 des Uebereinkommens begrenzt und fie fann ſich auch in Betreff des 
durch die folgenden Bahnen ausgeführten Transportes nur auf Die dort 
‚gegebenen Einreden und Einfchränfungen der Haftung berufen. 

Ihre Haftung für dieje iſt daher auch feine jubjidiäre, fein bloßes del- 
eredere-Steben, jondern eine Direkte umd prinzipale. Sie ift jedoch gemäß 
Art. 30 ff.) auf Verluſt, Beſchädigung und Verſpätung des Gutes bejchränft. 
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Für andere Schäden haftet fie nicht nach den Normen des Uebereinfommens. 
Sie haftet für alle Verjehen, für Argliit und grobe Fahrläſſigkeit der folgen: 
den Eijenbahnen jowie der Leute derjelben und anderer PBerjonen, deren dieje 
jih zur Ausführung der ihnen übertragenen Transporte bedienen. Sie bat 
jelbjt die Betrugs- und Veruntreuungshandlungen der folgenden Bahnen 
und deren Leute jchlechthin als eigene Handlungen zu vertreten. Sie haftet 
für alle Verſtöße der folgenden Bahnen bei der ihnen obliegenden Erfüllung 
der Zoll-, Steuer- und WBolizeivorjchriften (Art 10)'), Befolgung der Anz 
weijungen des Abjenders (Art. 15), Einziehung der Frachtvertragsforderungen 
und Ausübung des Pfandrecht3 (Art. 20—23), Beobachtung des für Trans 
portverhinderung (Art. 18), Ablieferung (Art. 19), Ablieferungshinderniffe 
(Art. 24), Verluft:, Minderungs- und Beichädigungsfälle (Art. 25) ꝛc. vor- 
geichriebenen Verfahrens. 

3) Endlich it auch die Höhe des Schadenserjaßes für die von den 
folgenden Eijenbahnen (oder ihren Leuten) bewirften Verluſte, Beſchädigungen, 
Verſpätungen ganz nach denſelben Normen zu bemejjen, wie für die von der 
Aunahmebahn jelbjt oder von ihren eigenen Organen herbeigeführten. Aber 
auch in Betreff der Höhe der Entjchädigung hat die Bezugnahme des inter: 
nationalen ?Frachtbriefs auf die in den Neglements und Tarifen der betreffen- 
den Bahnen bezw. Verfehre enthaltenen Feitjegungen zur Folge, daß für die 
Bemefjung der Höhe je nad) der Transportitrede, auf welcher jich das zu 
entjchädigende Ereigniß zugetragen hat, die bezüglichen Neglements und Tarife 
zur Anmendung fommen (j. oben ©. 766). 

1I. Die Haftung der Annahmebahn erſtreckt jich „auch auf die fol gen: 
den Bahnen der Beförderungsitrede bis zur Ablieferung.“ 

Die Haftung der Annahmebahn umfaßt hiernach alle an dem betreffenden 
Transporte nad) Maßgabe des internationalen Frachtbriefs (Art. 6)*”) oder der 
nachträglich legal gegebenen Anweiſungen (Art. 15)*) betheiligten Eijenbahnen. 
Aber auf dieje iſt auch die Haftung bejchränft; bezieht ſich alſo nicht auf etwa 
nachfolgende andere Frachtführer (See: und Binnenjchifffahrts- Transport, 
Spediteure, Kommiſſionäre 2c.). Bedienten jich aber die folgenden Eijenbahnen 
bei vorhandener Unterbrecjung zweier Streden unterwegs irgend welcher Zwiſchen— 
frachtführer, Dampfichiffe, Nollfuhrunternehmer, Pferdebahnen, Trajeftanitalten, 
jo daß dieſe nur verbindende bezw. vermittelnde Hilfsorgane des Eijenbahn- 
transport3 bilden, jo unterliegt es feinem Zweifel, daß die Annahmebahn auch 
tür Diele Zwiſchentransporte in Gemäßheit des Art. 27 Abſ. 1 haftet. 

III. Die Haftung der Annahmebahn für die folgenden Bahnen währt 
„bis zur Ablieferung“. Hiernach it Beginn, Dauer und Ende der 
Haftpflicht der erjten Bahn für die folgenden gleichfalls ganz nach den Grund» 
jägen über die Haftung des von ihr jelbjt ausgeführten Transportes zu be 
urtheilen. Indem ihr Art. 27 die Haftung bis zur Ablieferung auferlegt, 
üt damit unverfennbar auf die entiprechenden im Art. 30%) gebrauchten Worte 
„\eit der „aunaume zur Beförderung bis zur Ablieferung“ hin 
gedeutet. Die Annahmebahn haftet für die ganze übernommene und durch den 
internationalen Frachtbrief bezeichnete Beförderungsftrede, einſchließlich aller 
jolgenden Bahnen nad) Maßgabe des internationalen Eijenbahnfrachtvertrages. 


— Annalen, Jahrg. 1891 ©. 557-ff. 
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Daß ſie hierbei, falls die verichiedenen Spezial: und Verband-Neglements 
der einzelnen betheiligten Bahnen innerhalb des Rahmens des inter: 
nationalen UÜcbereinfommens von einander abweichen, für jede Strede 
nach Mahgabe der bezüglichen Spezial: und Verbands-Reglements zu haften 
hat, jteht, wie oben ©. 766 bereits hervorgehoben, mit jenem Grundjage nicht 
im Widerjpruch, da der internationale ‚Krachtbrief ausdrüdlich auf die in den 
Neglements und Tarifen der betreffenden Bahnen bezw. Verfehre enthaltenen 
Feſtſetzungen Bezug nimmt und dieje damit zu integrirenden Theilen des inter 
nationalen ‚srachtvertrages macht und darnach die Haftung von vornherein 
jtipulirt. 

Die Haftung der Amahmebahn beginnt aljo in diejem Umfange 
mit der Annahme Des Guts und des Frachtbriefs zur Bes 
förderung (Art. 8’) —; jte läuft während der ganzen Dauer 
des Transports, auch wenn an die Stelle der uriprünglichen Beförderungs: 
jtrede (Art. 6 Abj. 16)) durch nachträgliche Anweiſungen des Abjenders eine 
andere getreten it (Art. 15 Abſ. 1)°) oder diejelbe unter den Voransjegungen 
des Art. 6 Ab}. 1b eine Abänderung erfahren bat, oder Transporthindernijie 
(Art. 18) oder Ablieferungshinderniſſe (Art. 24)* eingetreten find; — ſie 
endet mit der Ablieferung des Guts an den legitimirten Em: 
pfänger gemäß Art. 16°) und erjtredt jich auch auf die gemäß Art. 44°) 
nach Annahme des Guts umd Bezahlung der Fracht und jonjt auf dem Gute 
baftenden ‚Forderungen nachträglich zuläſſigen Anſprüche. 

Die Aımahmebahn haftet mithin auch für die Ablieferungsbahn, 
inſoweit dieje ihre Ablieferungspflicht (Met. 16%) am Ablieferungsorte d. h. 
auf der durch den Frachtbrief Art. 6 Abj. 11,°) oder durch nachträgliche Ber: 
fügung des Abjenders (Art. 15 Abi. 1) bezeichneten Beitimmungsitation (Art. 16 
Ab). 3)9 nicht erfüllt. Da — abgejehen von den Jingulären Beltimmungen 
der Art. 20-25’) über die Einziehung der Forderungen und die Ausübung 
des Pfandrechts durch die Ablieferungsbahn (Art. 20—23), ſowie das Ber: 
halten bei Ablieferungshinderniffen (Art. 24) und in Verluſt-, Minderungs— 
und Beichädiqungsfällen (Art. 25) das Ablieferungsperfahren jowie 
die etwaige Verpflichtung der Eijenbahn, das Gut einem nicht an der Be 
jtimmungsitation wohnhaften Empfänger zuzuführen, jich gemäß Art. 19 
nach den für die abliefernde Bahn geltenden gejeglichen und re— 
glementarifchen Bejtimmungen richtet, jo tt auch der Umfang der 
Haftung der Annahmebahn von den fich hieraus für die Ablieferungs- 
bahn ergebenden Prlichten abhängig. 

Je nachdem die gejeglichen oder veglementarischen Bejtimmungen der Ab— 
fieferungsbahn 3. B. vorjchreiben, daß die Ablieferung des Guts an den Ems 
pfänger in den Räumen bezw. auf den Geleiſen der Beltimmungsitation oder 
in der Behaufung (Gejchäftstofal) desjelben zu erfolgen hat (Zuführung), er— 
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jtredt fich Hiernach auch die Haftung der Annahmebahn entweder nur bis zur 
Ablieferung in den Räumen 20. der Bejtimmungsitation oder bis zur Ab— 
lieferung in der Behaujung des Empfängers. 

Darnach entjcheidet jich auch die Frage, 

ob und imvieweit die Annahmebahn bei Ablieferung des Guts für 
den Nollfuhrtransport bezw. die Zuführung des Guts von der Ab» 
lieferungsjtation in die Wohnung oder das Gejchäftslofal des Em— 
pfängers haftet ? 

Sit die Ablieferungsbahn geſetzlich oder veglementariich zur Ablieferung 
des Guts in der Wohnung oder im Gejchäftslofal des Empfängers verpflichtet, 
jo iſt der von ihr bejtellte Rollfuhrunternehmer lediglich ein Organ, desjelben 
fie ji zur Beendigung des ihr obliegenden Transports bezw. zur Ablieferung 
bedient, und im dieſem Falle haftet daher auch die Annahmebahn für den 
Transport durch den Rollfuhrunternehmer bis zur Behaufung des Empfänger?. 

Liegt dagegen der Ablieferungsbahn geſetzlich und veglementarijch Die 
Ablieferung nur in den Räumlichkeiten der Beſtimmungsſtation ob und it jie 
nicht verpflichtet, Das Gut dem Empfänger in jeine Behaujung bezw. in jein 
Gejchäftslofal zuzuführen, jo haftet auch die Annahmebahn nicht für den 
Transport durch den Nollfuhrunternehmer. Denn Ddiejer iſt alsdann nicht 
Organ der — n und beendet nicht den Transport derſelben, ſondern 
fungirt als Organ des Empfängers, für welchen er den Transport von 
der Station bis in die Behaujung ausführt. 

Sit die Ablieferungsbahn geieglich oder reglementariſch verpflichtet, Das 
Gut einem nicht an der Beitimmungsitation wohnhaften Empfänger zuzuführen, 
jo haftet auch die Annahmebahn nach Maßgabe der der Ablieferungsbahn 
obliegenden Zuführungspflicht für den Transport bis zur Zuführung und 
Ablieferung an dem Empfänger. 

Für die auf deutjchen und öjterreichijch-ungarischen Stationen abzuliefern: 
den Güter haftet hiernach auch die Annahmebahn nach Maßgabe des $ 65 
des deutjchen und öjterreich-ungarischen Betriebs-Neglements. 


Abſatz 2 

Abfab 2 des Artifel3 27 bildet das nothwendige Korrelat zum voran— 
gehenden Abſatz 1. Denn Abjag 1 folgert aus dem Umſtande, daß die erſte 
— die Annahmebahn — das Gut mit dem für die ganze Transportitrede 
lautenden internationalen Frachtbriefe angenommen hat, dab fie ſich Durch dieje 
Annahme jowohl für jich wie für die im Transporte ihr nachfolgenden Bahnen 
zur Ausführung des ganzen Transportes und demgemäß zur Haftung aud) für 
die folgenden Bahnen bis zur Ablieferung verpflichtet hat. 

Abjag 2 des Art. 27 jolgert umgekehrt, dab jede folgende Bahn dadurch, 
daß jie das Gut mit dem urjprünglichen Frachtbrief übernimmt, nach Maß— 
gabe des legteren in den Frachtvertrag eintritt und die jelbftändige Verpflichtung 
übernimmt, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen. Darin 
liegt aber implieite die Haftung jeder folgenden Bahn für die vorangehenden 
und folgenden bis zur Ablieferung — eine Stonjequenz, die in dem zu Grumde 
liegenden Art. 401 Abj. 2 des D. H.G.B.) ausdrüdlich ausgejprochen, hier 
aber als jelbjtverjtändlich nicht bejonders zum Ausdrud gebracht it. 


!) Art. 401 Abi. 2 D. H. G.«B. lautet: „Feder Frachtführer, welder auf einen anderen 
Frachtführer folgt, tritt dadurd, dai er das Gut mit dem urjprünglichen Frachtbrief an- 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1899, 50 
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Dieje Nechtswirfungen aus der Annahme des Guts umd des Frachtbriefs 
einerjeit3 der Verjandtbahn in ihrer Haftung für die folgenden und anderer 
jeitS der folgenden Bahnen in ihrer Daftung ir die vorangehenden und folgen: 
den bis zur Ablieferung find oben ©. 755 bereits durch die Annahme eines 
Gemeinjchaftsverhältuifjes aller amı Transporte betheiligten Bahnen, für welche 
die erite Bahn als Mitglied der Gemeinichaft den Sammtfrachtvertrag unter 
jolidarischer Haftung aller abjchlieit, erklärt worden. Der Abſender weiß, in 
dem er der eriten Bahn den ‚srachtbrief für die Streden aller betheiligten 
Bahnen und das Gut übergibt, daß ihm die Gemeinjchait aller diejer Bahnen 
als Frachtführer gegenüber ſteht und jolidarisch haftet. Die erjte Bahn ver- 
pflichtet durd; Annahme des Frachtbriefs und des Guts jich und die folgen: 
den Bahnen’ jolidarisch zur Ausführung des ganzen Transports. Jede folgende 
Bahn tritt durch Annahme des Guts und Frachtbriefs in dieſen Sammtfrad)- 
vertrag und damit in die jolidarische Haftung für die Ausführung derielben 
ein. Nur auf dieſe Weije wird das direkte obligatorische Verhältniß der folgen: 
den Bahnen zum Abjender juriſtiſch erflärlich, welches durch Art. 27 Abi. 2 
geichaffen wird. 

Denn Art. 27 Abſ. 2 fonjtituirt Durch pojitive Gejegesvorjchrift 
unter einer bejtimmten thatjählichen Vorausjegung einen direkten 
Obligationsnexus zwiichen dem Abjender (bezw. Empfänger) und den folgenden 
Bahnen. An die thatſächliche Vorausijegung: 

das die folgende Bahndas Gut mit demurjprüngliden 

Frachtbriefe übernimmt, 
fnüpft das Geſetz die Folgerung, es ſei ein Direfter Bertrag zwiſchen dem 
Abjender und der folgenden Bahn zu Stande gefommen, Inhalts dejjen ſie 
in den Frachtvertrag gemäß dem Frachtbriefe eintritt, eine jelbjtändige Ver— 
pflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen übernimmt 
und demgemäß auch in Bezug auf den von den früheren Bahnen bereits aus- 
geführten Transport für die Verbindlichfeiten derjelben einzuftehen hat. Der 
Äbſender wird dadurch alſo vertragsmähig berechtigt, die folgenden 
Bahnen auf die volle Erfüllung des Frachtvertrages in gleicher Weiſe wie die erite 
Bahn in Anipruch zu nehmen, die folgenden Bahnen werden verpflichtet, nicht 
nur jelbjt den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen, jondern aud) 
die Verbindlichkeiten der früheren umd folgenden mit zu übernehmen. Das Ber- 
hältniß ift derartig, daß den von der eriten Bahn übernommenen Transport 
jede der betheiligten Bahnen vollftändig mitübernommen hat. 

Die Rehtswirfungen, welche aus dieſem Verhältniſſe zwifchen den 
am Transporte betheiligten Bahnen und dem Abjender entitehen, find nad) 
Inhalt der Bejtimmungen des Ab. 2 Art. 27 die der Korrealobligation. 
Alle betheiligten Bahnen treten durch die Uebernahme des Guts mit dem ur- 
Iprünglichen rachtbriefe in en Geſammtſchuldverhältniß zum Abjender 
(bezw. Empfänger). Auf Grund des urfprünglichen Frachtvertrages, in welchen 
fie der Neihe mac) eintreten, werden fie ſämmtlich correi, d. h. jeder 
haftet jolidariich Tür das Ganze, für die Ausführung des ganzen Trank 
ports (una res) aus demjelben Fundamente, aus dem urſprünglichen 
‚srachtvertrage (una obligatio). 


nimmt, in den Frachtvertrag gemäh dem Frachtbrief ein, übernimmt eine jelbitändige Ber- 
pflitung, den Transport nach Inhalt des Frachtbriefs auszuführen, und hat auch in Bezug 
auf den von den früheren Frachtführern bereits ausgeführten Transport für die. Verbindlich. 
teiten derjelben einzujtehen.“ 


— — m . um 2 
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Aus dem Weſen dieſes Korrealverhältniſſes ergeben ſich aber folgende 
Konſequenzen, welche in Art. 27 Abſ. 2 in Verbindung mit Art. 47 ff. 
ihren — wenn auch nicht ganz vollitändigen — Ausdruck gefunden haben: 

1. Der uriprüngliche Frachtvertrag (Frachtbrief) it allein ent 
icheidend für den Umfang und die Höhe der Haftung jeder einzelnen Bahn 
(ie „tritt in den Frachtvertrag nach) Maßgabe des uriprünglichen Fracht 
briefs ein“). 

2. Der urjprüngliche Frachtvertrag (FFrachtbrief) Darf daher nicht 
einjeitig — d. h. nicht ohne Einwilligung des Abjenderd — von einer 
der betheiligten Bahnen ſdurch Borbehalte, Proteſte u. ſ. w) abgeändert 
werden. Derartige Abänderungen Find gegenüber dem Wbjender rechtlic) 
wirfungslos („dadurch, daß Tie das Gut mit dem urjprünglichen Frachtbriefe 
übernimmt“). 

3. Mit Einwilligung des Abjeuders dürfen die Verpflichtungen aus dem 
uriprünglichen srachtvertrage zwar zu Gunften der anderen Bahnen ver— 
mindert, nicht aber zu deren Nachtheile erichwert oder erweitert 
werden. Durch legteres entiteht ein neuer ‚Srachtvertrag. 

4. Jede am Transport betheiligte Bahn haftet jelbjitändig für die 
Erfüllung des ganzen uriprünglichen Frachtvertrages („übernimmt eine 
jelbjtändige Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbrief3 aus: 
zuführen“). 

5. Der Abjender iſt an fich berechtigt, jede der am Transporte be 
theiligten Bahnen einzeln oder einige vder alle zujammen auf Erfüllung im 
Anſpruch zu nehmen, er kann unter ihnen beliebig wählen, von dev Wahl 
abgehen und verliert dieſes Wahlrecht erſt mit jeiner Befriedigung (doch ift 
die Bajjivlegitunation der Bahnen und das Wahlrecht des Abjenders ꝛc. durch 
Abſatz 3 und 5 beichränft). 

6. Der in Anjpruch genommenen Bahn fteht zwar nicht die Einrede der 
Theilung (beneficium divisionis) oder der Vorausklage zu, wohl aber der 
Regreß gegen die anderen betheiligten Bahnen und zwar nach Maßgabe der 
Beltimmungen der Art. 47 ff. des Webereinfommens). 

Abſatz 2 des Art. 27 fonitituirt das Geſammtſchuldverhältniß 
(Korrealobligation) aller am Transport betheiligten Eijenbahnen, welche das 
Gut mit dem urjprünglichen Frachtbriefe übernommen haben. Tab auch die 
erite Bahn, welche den Frachtvertrag mit dem Abjender abgejchlojien hat, 
correus tjt und Abjag 2 — cbenjo wie Abj. 1 — von der wenn auch nicht 
ausdrüdlich ausgeiprochenen, aber aus der ratio legis jich ergebenden Voraus— 
Kyun ausgeht, dab die erjte Bahn vertragsmähig den ganzen Transport 
übernommen babe, ift im Borangebenden (3. 755, 769) ausführlich erörtert. 
A. Die thatjächlihen Borausjegungen dieſes Verhältniffes ſind 
im Vorderjage des Abſatzes 2 ausgeiprochen : 

„Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß fie das Gut mit 
dem urjprünglichen Frachtbrief übernimmt" . . . . 
Es iſt alfo 1) eine Aufeinanderfolge von Bahnen und 2) Seitens 
einer jeden die Uebernahme des Gutes mit dem urjprüngliden 
Frachtbriefe vorausgeiekt. 

1) Die erste thatjächlide Vorausjegung it die Aufeinanderfolge 
der Bahnen. Es dürfen nur Bahnen je, und zwar eine ununter— 
brochen fich folgende Reihe von Bahnen. Geht alſo das Gut dazwijchen 
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auch in Die Hände von Spediteuren, Kommijjtionären x. über, jo 
findet — abgejehen von denjenigen Fällen, wo dieje nur Hilfsorgane der be 
theiligten Bahnen find, — wie 3. B. im Falle des Art. 10 Abſ. 3 — ber 
Abſatz 2 des Art. 27 feine Anwendung. Es darf nicht ein Transport durch 
andere jelbjtändige Frachtführer — wie Pojt, Dampfichifffahrtsgejellichaft, 
Flußſchiffer oder Seetransport ꝛc. — dazwiſchen liegen. Doch iſt munter 
brochene Schienenverbindung nicht unbedingt nothwendig. Bedienen ſich die 
aufeinander folgenden Eiſenbahnen bei vorhandener Unterbrechung ihrer Streden 
der Beförderung durch Trajeftanjtalten, Nolliuhrwerfe, Dampffähren, Ber: 
bindungsbahnen mit Pferdebetrieb 2c., jo find dieſe als integrirende Theile des 
Eijenbahntransports zu betrachten und gilt die Aufeinanderfolge der Bahnen 
nicht al3 unterbrochen (S. 767). 

2) Die zweite thatjächlihe Vorausjegung it Die Uebernahme des 
Gutes mit dem urjprünglichen Frachtbriefe. Beide Momente ver: 
eint jind erforderlih. Abjag 2 kann jomit feine Amvendung finden, wenn 
entweder nur das Gut ohme den urjprünglichen Frachtbrief oder nur der 
uriprüngliche Frachtbrief ohne das Gut von der nachfolgenden Bahn über: 
nommen ijt. Aus der Annahme des uriprünglichen Frachtbriefs wird ſich 
allerdings im der Negel die nur durch Gegenbeweis zu widerlegende Ver— 
muthung ergeben, daß auch das Gut in der im Frachtbriefe bezeichneten Be— 
Ichaffenheit übernommen worden jei. Die gleichzeitige Annahme des Gutes 
und des FFrachtbriefs erjcheint nicht unbedingt nothwendig. ES fann auch das 
eine dem anderen nachiolgen und die Bahn, die beides nach einander über: 
nimmt, muß die Beitimmung des Abi. 2 gegen ſich jo gelten lajjen, wie 
wenn e beides zugleich übernommen haben würde. 

Die Uebernahme muß ferner ohne jeden Proteſt und ohne jeden 
Vorbehalt erfolgen, jei es, daß er gegen die Vejchaffenheit des Gutes, die 
Lieferzeit oder irgend eine andere Bedingung bezw. Angabe des Frachtbriefes 
gerichtet jei, eine Beichränfung der Transport: und Haftpflicht auf eine Theil- 
itrede zc. enthalte u. j. w. Daraus folgt: 

a) Jede derartige Veränderung, Subjtituirung, modifizirte Erneuerung 
oder Beichränfung (Vorbehalt, Proteſt) de3 urjprünglichen Frachtbriefs iſt, 
wenn jie ohne Wiſſen des Abjenders oder Empfängers geichieht, 
dieſen gegenüber wirkungslos. 

b) Sie fann, wenn fie im Einvernehmen mit der vorangehen— 
den Bahn erfolgt, lediglich für die Regreßanſprüche der Bahnen unter ein 
ander von Belang jein. 

c) Wird bei dem Uebergange des Gutes auf eine folgende Bahn der 
urjprüngliche Frachtbrief mit Genehmigung des Abjenders geändert, 
jo liegt nicht mehr der urjprüngliche, jondern ein neuer Frachtbrief vor und 
it die Anwendung des Abi. 2 Art. 27 ausgejchloffen. Es entjtehen dann 
eine Anzahl jelbjtändiger und unabhängig auf einander folgender Berträge 
verjchiedenen Inhalts. 

Dieſe Örundjäge ergeben ſich aus den Materialien des zu Grunde liegen: 
den Ab}. 2 Urt. 401 D.9-©.-B. und find in Theorie und Prarid überein- 
ſtimmend anerfannt. 

Mach Maßgabe dieſer Materialien ſind Vorbehalte, Proteſte ꝛc. — in 
welcher Form auch immer ſie gefaht find — bei Uebernahme des Guts mit 
dem urjprünglichen Frachtbriefe für unzuläjjig erklärt worden, ſie find dem 
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Abjender und Empfänger gegmüber wirkungslos und nur unter Umjtänden 
für den Regreß der Bahnen unter einander von Belang. Denn eine jede 
ſolche nicht in den urſprünglichen Frachtbrief aufgenommene Willensäußerung 
iſt nur eine protestatio facto contraria. Die ſpätere Bahn kann ſich von 
der Haftung für die Handlungen ihrer Vorgänger nur dadurch befreien, dal 
fie das Gut vom Abjender bezw. deſſen Mandatar mit einem neuen Fracht— 
briefe übernimmt. Als jolcher iſt auch der alte Frachtbrief damı anzujehen, 
wenn die folgende Bahn auf demjelben irgend welche Vorbehalte oder Proteite, 
die bis dahin eingetretenen Beichädigungen, Verluſte oder Verſpätungen jich 
vom Abjender beitätigen läßt und dadurch mit deſſen Zuftimmung den 
Inhalt modifizirt. 

Es jind alsdann verjchiedene jelbjtändige Verträge vorhanden, deren lex 
nicht durch einen einheitlichen FFrachtbrief gebildet wird. Gejchieht dieſe Be 
ftätigung nur Seitens der vorangehenden Bahn oder ganz einjeitig, jo 
fann dies zwar für dem Regreß der Bahnen unter einander von Bedeutung 
jein, it dagegen dem Abjender bezw. Empfänger gegenüber ohne rechtlichen 
Effeft. Spätere Abänderungen des uriprünglichen Frachtbriefs verändern nicht 
die Nechte des Abjenders und die des Dejtinatärs gegen die Bahn, jondern find 
nur für das Nechtsverhältnii diefer mehreren Bahnen zu einander bejtimmend. 

Hat die Eijenbahn das Gut nicht mit dem urjprünglichen Fracht 
briefe erhalten, jondern auf Grund eines neuen Frachtbriefes übernommen, 
fo findet die exceptionelle Vorschrift Abi. 2 des Art. 27 gegen jie feine An- 
wendung; denn dieſe Vorjchrift beruht auf der Worausjekung eines ein- 
heitlichen, in einem einzigen Frachtbriefe jeinen einheitlichen Ausdruck findenden 
Frachtvertrages; dieſe VBorausjegung fehlt aber, jobald ein neuer Frachtbrief 
ausgeftellt wird, ſollte der leßtere auch auf den erjten Frachtbrief Bezug 
nehmen, jofern nur die Bezugnahme im Nückjicht auf die damit ermöglichte 
Abkürzung des Inhalt's des neuen Frachtbrief's dahin zu deuten ift, daß die 
Frachtbedingungen und Bezeichnungen des alten Frachtbriefs auch 
für das neue Verhältniß Geltung haben jollen, nicht aber, daß ein einheitliches 
Frachtverhältniß vorliege. 

Daraus ergibt fich jedoch, dat die Vorausjegung der Uebernahme des 
uriprünglichen Frachtbriefes nicht nothwendig die Uebernahme des ur: 
jprünglichen Bapiers erfordert. „Uriprünglich“ it im dieſer Dinficht nicht 
wörtlich zu nehmen. Wird aljo 3. B. der DOriginalfrachtbrief unterwegs be 
ichädigt und deshalb umgejchrieben (fopirt), jo kann die Kopie, wenn Die 
Identität aller Bedingungen und Angaben des erjten Frachtbriefes im Uebrigen 
erweislich ift, als der urjprüngliche Frachtbrief gelten. Dies it aber aud) 
dann der Fall, wenn z. B. eine Zwiſchenbahn, die das Gut mit dem ur: 
Iprünglichen Frachtbrief übernimmt, jolchen unterwegs verliert und als Erjaß 
einen anderen Frachtbrief jubjtituirt, im welchem jih ohne Zufjtimmung 
und Wijjen des Abjenders eigenmächtige Nenderungen des ur— 
jprünglichen Frachtbriefs befinden, durch die der Abjender gejchädigt wird. 

Die Eigenfchaft des urjprünglichen Frachtbriefes hängt aljo nicht unbedingt 
an dem urjprünglichen Papier; ein neues Schriftjtüd, jofern die Einheit— 
lichkeit des FFrachtvertrages erhalten tt (3. B. „laut Originalfrachtbrief"), 
jchließt nicht nothiwendig die Amvendbarfeit des Abi. 2 aus. Wohl aber wird 
ohne Gegenbeweis bei Ausitellung eines neuen Frachtbriefes der Abjchluß eines 
neuen Frachtvertrages präſumtiv angenommen werden müſſen. Umgefehrt kann 
aber auch auf demjelben Papier der alte Frachtbrief zu einem neuen 
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werden, wenn die darauf befindlichen Stipulationen in Uebereinftimmung 
mit dem Abjender (nicht aber mit der vorangehenden Bahn) von der 
folgenden Bahn abgeändert werden. 

Die Vorjchrift des Art. 27 Abſ. 2 beruht auf der Annahme, daß bei 
einem vom Abgangsorte bis an den Beltimmungsort durchgehenden Frachtbriefe 
der Frachtvertrag ſelbſt ein einheitliches Ganze bilde, und die Ver: 
pflichtung einer jeden neu eintretenden Bahn ganz jo beurtheilt werden jolle, 
ald wenn fie den urjprünglichen Frachtvertrag abgeichloffen und den Transport 
von vornherein ausgeführt habe; Abänderumgen des Frachtbriefs künnten 
daher nur dann die Verpflichtung der nachfolgenden Bahnen modifiziren, wenn 
fie m Uebereinjtimmung mit dem Abjender vorgenommen find, anderen- 
falls bleiben jie als einjeitige Handlungen der Bahn für ihre Verpflichtung 
gegen Abſender vder Empfänger wirkungslos, unter Umjtänden aber für 
die Negreppflicht der Bahnen unter einander von Bedeutung. 

Denn der mit dem Stempel verjehene Frachtbrief dient als Beweis über 
den ?Frachtvertrag (Art. 8 Abſ. 3) umd liefert gegen die Bahn, die ihn ge 
nommen bat, bis zum Nachweife des Gegentbeils vollen Beweis, namentlich 
wegen der Menge des Frachtguts. Nach dem Prinzipe des Art. 27 gelten 
alle einzelnen Bahnen als correi debendi; jteht demnach 3. B. auf Grund 
des Frachtbrief's feit, daß die erjte Bahn, mit welcher der Abjender unmittelbar 
fontrahirte, eine bejtimmte Menge zu vertreten hat, jo fanıı dadurch, daß eine 
Zwiichenbahn auf dem Frachtbhrief oder jonjt vermerkt, fie habe weniger er 
halten, der Umfang der VBertretungspflicht weder für fie, noch für ihre Nad)- 
folger verringert werden. Sit ferner aus dem Frachtbriefe zu erfennen, welchen 
Umfang die von der erſten Bahn übernommene Berpflichtung gehabt, jo läßt 
jich auch keineswegs jagen, dal der FFrachtbrief infolge einer darauf gebrachten 
Notiz über das Ergebniß jpäterer Nachtwiegung die Natur eines neuen Fracht— 
brief's, auf Grund deſſen die Uebernahme der folgenden Bahn erfolgt jet, 
annehme. Der urjprüngliche Frachtbrier beſteht in feiner Eigenjchaft als Beweis: 
mittel fiir den Umfang der von der erjten Bahn fontrahirten Verbindlichkeit fort. 

Die auf den Frachtbrief gebrachte Notiz über einen vorgefundenen Defekt 
ericheint daher bloy als ein Brotejt der folgenden Bahn gegen die Annahnıe, 
daß in ihren Händen der Schaden ich ereignet habe, die aljo vorausjeglich 
nur bezwedt, den Regreß der einzelnen Bahnen unter einander zu 
regeln und in Diejer Beziehung die Vertretungspflicht abzulehnen, dagegen 
weder beitimmt noch geeignet ift, den aus dem uriprünglichen Inhalt des Fracıt- 
brief's zu entnehmenden Umfang der Verpflichtungen gegen den Abjender oder 
Empfänger zu bejchränfen. 

Der Grundſatz, daß die Eijenbahn dem Empfänger gegenüber die ganze 
Neihenfolge der betheiligten Bahnen zu vertreten habe, kann daher 3. B. auch 
dadurch feine Ausnahme erleiden, dat die verflagte Bahn die Güter mit einem 
die Klauſel „Verzicht auf Lieferzeit“ enthaltenden Frachtbriefe übernommen hat; 
vielmehr fann die verflagte Bahn nur ihren Negreß gegen diejenige Bahn 
nehmen, welcher die Verzögerung zur Laft fällt. 

Die Urjprünglichkeit des Frachtbriefes und die Einheitlichfeit des Fracht: 
vertrages wird ferner dadurch nicht modifizivt, daß der internationale Fradıt- 
brief auf die einzelnen, in den bejonderen Reglements der am Transporte 
betheiligten Bahnen enthaltenen Bejtimmungen Bezug nimmt. Es gilt alsdann 
vielmehr der gejammte Inhalt der ſämmtlichen für den betreffenden 
Transport maßgebenden Reglements, welchen ſich der Abjender durch Aus- 





itellung des formularmäßigen Frachtbrief's unterworfen hat, zwischen dieſem 
und der Berwaltung der Aufgabeitation, ſowie den weiteren das Gut mit dem 
urfprünglichen Frachtbrief annehmenden Eifenbahnverwaltungen als vereinbart, 
und zwar derart, daß neben dem für den ganzen Transport geltenden Ueber: 
enfommen die Spezialreglements der einzelnen Bahnen für je Die 
betreffende Transportitrede zur Anwendung kommen. 

Die Urjprünglichkeit des Frachtbrief's und das darauf beruhende Prinzip 
der Einheit des Frachtvertrages wird alſo dadurch nicht verleßt, daß die ver- 
ihtedenen Neglements der aufeinander folgenden Bahnen in 
ihrer Geſammtheit zum Inhalte Desielben erklärt werden. Weder die Ver: 
pflichtung der eviten, noch die der folgenden Bahnen wird dadurch aufgehoben, 
den Transport nach Inhalt des Frachtbrief's auszuführen. 
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B. Die Rechtswirkungen 

welche aus den vorerörterten thatlächlichen Vorausſetzungen des Art. 27 Abi. 2: 
nämlich Aufeinanderfolge der Bahnen und Uebernahme des Gut's feitens einer 
jeden derjelben mit dem urjprünglichen Frachtbriefe Sich ergeben, charafterijtren 
ih inhaltlich des Abjages 2 Art. 27: 

„ede nachfolgende Bahn tritt im den ‚Srachtvertrag nach Mahgabe 

des urjprünglichen Frachtbrief's ein und übernimmt eine Jelbjtändige 

Verpflichtung, den Transport nach Inhalt des Frachtbrief's auszuführen“ 
begrifflich als ein Xorrealverhältnih jämmtlicher am Transporte betbheiligten 
Bahnen und zwar einjchlichlich der eriten. Daß das in Art. 27 Abi. 2 
bezeichnete Rechtsverhältniß ſämmtlicher betheiligten Bahnen den Charafter 
einer Korrealobligation trägt umd dieſe als correi zu betrachten jind, 
it bereit oben S. 755, 770 erörtert worden. 

Aus dem Weſen der Korrealobligation ergeben jich aber folgende 
Konjeqguenzen, welche in dem Wortlaute des Art. 27 einen ganz flaren 
und vollitändigen Ausdrud allerdings nicht gefunden haben: 

I. „Sede nachfolgende Bahn tritt in den Frachtvertrag nach 

Maßgabe des Frachtbrief's ein.” 
Tas heißt: 1. Der uriprüngliche Frachtvertrag (Frachtbrien) ift 
als ein einheitlicher (anaobligatio) allein enticheidend fürden 
Umfang und die Höhe der Haftung einer jeden einzelnen Bahn. 

Der Eintritt in den Frachtvertrag erfolgt „nad Maßgabe des Fracht— 
brief's“, d. h. im alle Bedingungen des uriprünglichen zFrachtvertrages, die 
lex der Obligation ift ausichliehlich der Frachtbrief, und zwar jeinem 
ganzen Inhalte nach derartig, dar die Angaben des Frachtbriefes allen 
maßgebend, ſowohl für Ort und Zeit der Empfangnahme und Ablieferung, 
wie für die Qualität und Quantität des Gutes, für die Fracht— 
berehnung, die Berjon des Deitinatärs, für Verluft, Beſchädi— 
gung, Berjpätung, wie für alle jonjtigen Transportbedingungen find. 
—Aus dieſem Grunde muß jede folgende Bahn in Rückſicht auf Ort und 
Zeit von dem in dem urſprünglichen Frachtbriefe bezeichneten Empfangsorte 
bezw. Termine bis zum Ablieferungsorte bezw. Termine haften, ſie ift nicht 
nur für denjenigen Theil des ITransport'S (bezw. diejenige Transportitrede) 
verantwortlich, welchen sie jelbit ausführt, jondern auch für den vorher und 
nachher von den anderen Bahnen ausgeführten. Sie haftet dem Abjender 
(bezw. Empfänger), wie wenn fie den ganzen im ‚srachtbriefe bezeichneten 
ransport von Anfang an bis zur Ablieferung übernommen hätte. 
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Die Verpflichtung erjtredt jih auf die bereitS vor der eigenen Transport- 
ausführung und nach derjelben entitandenen Anjprüche, fie erſtreckt ſich ferner 
auf alle Klaujeln und bejonderen Bedingungen, welche der ur 
fprüngliche Frachtbrief enthält. Nichtig it hierbei 3. B. der Einwand, es jei 
mit dem Geichäftsgange bei Eijenbahnen unvereinbar, jeden Frachtbrief auch 
hinsichtlich etwaiger außergewöhnlicher Klaujelm genau durchzuſehen, 
und deshalb die Haftung für dieje ausgejchloffen. 

Andererjfeits eritredt jih aber auch die Haftpflicht der einzelnen Bahnen 
nicht über die Dauer des uriprünglichen Frachtvertrages hinaus. Die 
Aniprüche aljo, welche dem Abjender bezw. Empfänger gegen die erſte Bahn 
aus der Zeit vor Ausjtellung des Frachtbrief's bezw. vor Empfangnahme des 
Gut's und gegen die lebte Bahn nach Beendigung des Transports und vadı 
Ablieferung des Gut's zuftehen, berühren die Haftung der anderen Bahnen 
nicht. Daher haftet eine folgende bezw. die abliefernde Bahn z. B. nicht für 
den Schaden, welchen der Abjender zc. dadurch erleidet, daß die Aufgabebahn 
auf der Verjandtjtation den Abjender der VBorjchrift des Art. 5 Abi. 3") zu- 
wider vor Abichluß des Frachtvertrages gegen andere Abjender zurückgeſetzt bat. 

Es könnte allerdings fraglich jein, ob die abliefernde Eiſenbahn auch den 
Anſpruch auf Schadenserjat zu vertreten hat, welchem die Eiſenbahn dadurd 
ausgejegt ist, daß in Anjehung der Beförderung entgegen Art. 5 ein Abiender 
dem anderen ohne einen in den Einrichtungen der Bahn ꝛc. liegenden Grund 
nachgejeßt worden, aljo der Frachtbrief und das Gut jpäter zum Transport 
übernommen wäre, als bei regulärer Expedition hätte geichehen fünnen Allen 
dieſe Frage iſt zu Gunſten Der folgenden Bahn zu entjcheiden, weil für diejelbe 
der zsrachtbrief allein den Umfang der VBerbindlichkeiten bezeichnet, bis zu 
welchem jie in obligatorichem Nerus zu dem Abiender und Empfänger dei 
Gut's tritt und welcher für fie allein eine erkennbare Grenze der zu über 
nehmenden und übernommenen Leiſtungen bildet. 

Das Uebereinkommen enthält außer den Bedingungen für den Fracht⸗ 
vertrag noch eine Reihe von Ordnungsvorſchriften, deren Nichtbeachtung 
lediglih außervertragsmäßige Schadensanjprüche ex lege begründen. 
Hierzu gehört auch die Vorjchrift aus Art. 5 Abi. 3 und 4 des Ueberein— 
fommens. Ebenſowenig wie die folgenden Cijenbahnen für Schadenserſatz 
anſprüche aus der verweigerten Eingehung des Frachtvertrages jeitens der 
Annahmebahn (Art. 5 Abſ. 1), aus ihrer Nichtbereithaltung der regelmäßigen 
Transportmittel (Art. 5 Abj. 1 Ziff. 2), aus der Nichtannahme der ihr vor: 
läufig zugeführten Güter in ihre disponibeln Näumlichfeiten (Art. 5 Abi. Regl., 
aus der Unterlaffung der Bublifation der Frachttarife (Art. 11 Mb}. 1) haften, 
haben jte für Verſtöße der eriten Bahn gegen Art. 5 Abi. 3 aufzukommen. 

Wie für Ort und Zeit der Empfangnahme und Ablieferung, jo it and 
für die Qualität und Quantität des Gutes, und demgemäß Verluſt, 
Beihädigung, Verjpätung desjelben, ferner für die Berechnung der 
Fracht, die Berion des Deftinatärs um. ſ. w. die Haftung der folgenden 
Eijenbahn lediglih nah dem urjprünglichen Frachtbriere zu 
beurtheilen. Was hierbei unter „uriprünglicher Frachtbrief“ zu verſtehen it 
und daß derſelbe von den nachfolgenden Bahnen weder einſeitig noch durch 
Uebereinkunft mit den vorangehenden un zu Ungunften des Abjenders ı. 
angelnDert werden darf, it bereits oben (S. 773, 774) erörtert. 
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Der Frachtbrief enthält die Beweisurfunde über den Frachtvertrag, die 
gegen die Bahn, die ihn angenommen bat, bis zum Nachweis des Gegentheils 
vollen Beweis liefert. Nach dem Prinzipe des Art. 27 Uebereinf. gelten alle 
eınzelnen Bahnen al® correi debendi; jteht demnach 3. B. auf Grund des 
Frachtbrief's feit, dab die erjte Bahn, mit welcher der Abjender unmittelbar 
fontrabirte, eine bejtimmte Menge zu vertreten bat, jo fann dadurch, daß 
eine Zwiſchenbahn auf dem Frachtbriefe oder jonjt vermerkt, fie habe weniger 
erhalten, der Umfang der Vertretungspflicht weder für fie, noch für ihre Nach» 
Tolger verringert werden. 


Dies kann auch nicht dadurch geichehen, daß die Sendung mehrere Bahnen 
mit verjchiedenen Neglements und von einander abweichenden reglementar: 
chen Transportbedingungen bezw. Tarifbeftimmungen paſſirt. Vielmehr gilt, 
da der urjprüngliche Frachthrief jich auf die Neglements und Tarife aller 
betheiligten Bahnen bezw. Verkehre bezieht, Für die Beurtheilung der Hait- 
pflicht einer jeden Bahn der gejammte Inhalt der Neglements und 
Tarife aller betheiligten Bahnen, und zwar derartig, daß die Spezialreglements ic. 
der einzelnen Bahnen für je die betreffende Transportjtrede zur An— 
wendung fommen, auf welcher der Schaden eingetreten tft, und die in Anſpruch 
genommene Bahn für jede Strede je nach dem bezüglichen Neglement zu haften 
bat, wenn auch das cigene Neglement anders lautet — außer injoweit etwa 
eines der in Betracht kommenden Neglements gegen Art. 4") des Ueberein— 
fommens verjtößt —. Demm mit diejer Modalttät iſt alsdann bereits der ur: 
iprüngliche Frachtvertrag abgejchlojjen. 

Da der internationale Frachtbrief auch auf die Anwendung der Beſtimm— 
ungen der bejonderen Neglements der betreffenden Bahnen wie der Verbände 
verwetit, jo it beim internationalen Transport für die Haftung die Berüd: 
ſichtigung dieſer ſämmtlichen Reglements vereinbart. Uebernimmt alſo eine 
Eiſenbahn von einer anderen Eiſenbahn das Frachtgut mit dem urſprünglichen 

Frachtbriefe zum Weitertransport, ſo iſt das Vertragsverhältniß lediglich nach 
—5* des bei der Aufgabe des Gut's geſchloſſenen Frachtvertrages reſp. der— 
jenigen reglementariſchen Bedingungen zu beurtheilen, welche als Norm für 
den Güterverkehr auf der das Gut zum Transport vom Befrachter über: 
nehmenden Bahn ein integrivender Theil jenes Frachtvertrages geworden find. 
Auf die die Haftpflicht bejchränfenden Beltimmungen des eigenen Neglements 
kann ich die nachfolgende Bahn nicht berufen, es jei denn, daß nachweislich 
der von der annchmenden Bahn geſchloſſene Frachtvertrag gleiche bejchränfende 
Beitimmungen enthielte. 

2. Der urjprüngliche Frachtvertrag Frachtbrief) darf nicht 
einjeitig — d. i. nicht ohne Einwilligung des Abſenders — von 
einer der betheiligten Bahnen (durch Vorbehalte, Proteſte, Be— 

ihränfungen) abgeändert werden. Jede derartige Menderung des 
—— iſt dem Abſender bezw. Empfänger gegenüber rechtlich wirkungslos 
und das Rechtsverhältniß jo zu beurtheilen, als ſei der urſprüngliche Frachtbrief 
ohne jede Aenderung angenommen worden Geſchieht die Aenderung im Ein: 
vernehmen mit den vorangehenden Bahnen, jo kann fie unter Umfjtänden zwar 
für die Regreßanſprüche der Bahnen unter einander, nicht aber für die order: 
ungen des Abjenders bezw. Empfängers von Bedeutung je. 


1) Annalen, Jahrg. 1891. S. 555. 
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3. Mit Einwilligung des Abjenders dürfen die Verpflicht— 
ungen aus dem urjprünglichen Frachtvertrage zwar zu Guniten 
der anderen betheiligten Bahnen vermindert, aber nicht zu deren 
Nachtheil erichwert oder erweitert werden. Dieſer Grundjas it 
zwar in Abj. 2 Art. 27 nicht ausdrüclich ausgeiprochen, folgt aber aus der 
Natur des Storrealverhältniffes nad) allgemeinen Rechtsregeln und den Be 
jtimmungen der Yandesrechte. Vermindert wird die Verpflichtung aller Bahnen 
durch jede Handlung, welche entweder die jie verbindende Obligation für alle 
“aufheben oder den Mitfontrahenten befriedigen fann oder die Erfüllung allen 
erleichtern joll; 3. B. durch Friftverlängerung für die Erfüllung des Vertrages, 
durch Selbjtübernahme der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln jeitens des Ab- 
jenders 2c., durch nachträgliche Anerkennung der bereitS vor der Aufgabe er: 
folgten Bejchädigung des Gutes ꝛc. Ä 

Wohl zu unterjcheiden hiervon find jedoch jolche Vereinbarungen, welche 
nur zwiſchen dem Abjender 2c. und einer der betbeiligten Bahnen getroffen 
werden und lediglich auf Die lehtere Bezug haben; 3. B. wenn nur dieie 
eine aus der Verbindlichkeit bezw. Daftung durch bejondere Abrede entlaſſen 
bezw. ihre Haftpflicht erleichtert wird (durch Vergleich, Beichränfung auf die 
eigene Transportjtrede, Frijtverlängerung). Derartige Abreden über Wer: 
minderung der Haftpflicht der einen laſſen — inſoweit jie überhaupt nach den 
Normen des Lebereinfommens jtatthaft — jedenfalls die Verbindlichfeiten der 
Anderen unberührt. Sie dürfen in den urjprünglichen Frachtbrief nach Sinn 
und Wortlaut des Art. 27 Abi. 2 nicht aufgenommen werden, ohne die Ein: 
heitlichfeit des Vertrages zu jtören, müſſen vielmehr jeparat getroffen und im 
alle der Inanipruchnahme einredeweije geltend gemacht werden. 

Erjchwert oder erweitert darf durch die Handlung der einen Bahn 
die Lage der andern nicht werden. Diejelbe kann zwar für fich jelbjt dem 
Abjender gegenüber durch bejondere Abrede weitergehende Verpflichtungen über: 
nehmen, als jte in dem urjprünglichen Srachtbriefe enthalten find. Aber jolche 
Abreden jind den übrigen betbeiligten Bahnen gegenüber wirkungslos. Cine 
derartige bejondere Abrede it daher, auch wenn jie in den urjprünglichen 
Frachthrief aufgenommen wird, für die Verbindlichkeiten der früheren Bahnen 
ohne jede Wirkung, für die Folgenden Bahnen wird mit der Aufnahme 
einer Lolchen Abrede in den uriprünglichen Frachtbrief derjelbe zu einem neuen, 
d. h. das Ntorrealverhältnig mit den vorangehenden aufgehoben. 

II. „Jede nachfolgende Bahn übernimmt die jelbititändige 
Berpflihtung, den Transport nad Inhalt des Fradt- 
briefs auszuführen.“ 

Das heißt: 

1. Jede am Transporte betheiligte Bahn haftet jelbititändig 
für die Erfüllung des ganzen urjprünglichen Frachtvertrages. 
Sie haftet aljo nicht nur für ihre eigene Transportſtrecke, jondern auch für 
den bereits ausgeführten Transport ihrer Vorgänger und — wie jchon Abj. 1 
Art. 27 ergibt — für den noch auszuführenden ihrer Nachmänner. Die Worte 
„ſelbſtſtändige Verpflichtung“ deuten auf ein twirkliches Korrealverhältniß, 
nicht auf em bloßes del eredere- Stehen. Jede betheiligte Bahn — auch 
die erjte — iſt für Die ganze Ausführung des Transportes nach Makgabe 
des urjprünglichen Frachtbriefes verantwortlich. Unter der „jelbftitändigen 
„Berpflichtung“ iſt zu verjtehen, daß es fich um eine zwiſchen jeder über: 
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nehmenden Bahn und dem Abſender zu begründende direfte rechtliche 
Beziehung handelt, welche ganz diejelbe rechtliche Natur hat, wie die zwiſchen 
dem Abjender und der eriten Bahn beitehende. 

Es joll damit deutlich hervorgehoben werden, dab jede emmtretende Bahn 
die Verpflichtung übernehme, den ganzen Transport nach Maßgabe des Fracht: 
brief's auszuführen, das Gut alſo gemäß dem Frachtbriefe an den Empfänger 
abzuliefern, und auc) in Bezug auf den von den vorangehenden Bahnen bereits 
ausgeführten Theil des Transport's für deren Verpflichtungen einzuſtehen, 
gleich als wenn fie jelbit den Transport alsbald von dem Ort der Abjendung 
an übernommen und ausgeführt hätte; daß fie für den ganzen Transport, 
alio edenjo für ihre Bormänner, wie für ihre Nachmänner ein— 
aufteben habe. Es gilt jo, als habe den von der eriten Bahn übernommenen 
Transport jede der Bahnen übernommen; als babe mit dem uriprünglichen 
Abjender jede der Bahnen den aus dem Frachtbrier erlichtlichen Fracht 
vertrag jeinem vollen Inhalt nach ſelbſtſtändig, d. b. für jich allein, un— 
abhängig von den andern abgeichloifen; als habe jede jich verpflichtet 
zur Ausführung des ganzen Transports, den der Srachtbrief 
bezeichnet, vom Abgangsort bis zum Ablieferungsort, alio auch den bereits 
ausgeführten, der alſo gilt, als ob er von ihr ausgeführt je") 

2. Der Abjender würde an jich berechtigt jein, jede der am 
Transporte betheiligten Bahnen direkt auf Erfüllung des ganzen 
Vertrages zu belangen, und zwar einzelne vder einige oder alle zu— 
jammen, unter ihnen beliebig zu wählen und von der Wahl abzugeben. Doch 
iſt dieſe Konſequenz nach Analogie des Art. 429 des D. H.G.B.'s durch 
Abi. 3 und 5 des Art. 27 aus Zwecmäßtgfeitsgründen dahin modifizivt, daß 
Aniprüche aus dem internationalen Frachtvertrage — unbejchadet des Rück— 
griff s der Bahnen gegen einander — im Wege der lage nur gegen die erjte 
Bahn oder gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe über- 
nommen hat oder gegen diejenige Bahn gerichtet werden fünnen, auf deren 
Betriebsitrede der Schaden jich ereignet hat. Unter diejen drei Bahnen ſteht 
aber dem Berechtigten die Wahl frei. Sein Wahlrecht erliſcht erſt mit der 
Erhebung der Klage. 

Bezüglich Dieter drei Bahnen it daher 3. B. der Einwand mangelnder 
PRajjtvlegitimation aus dem Grunde, weil zwar ein VBerjchulden der Bahn den 
Schaden herbeigeführt habe, diejes Verichulden aber eine andere, nicht die 
belangte Bahn, treffe und jomit auch die Erjabpflicht, unzutreffend. Dem die 
erite Bahn (Aufgabebahn) hat nach Art. 27 Abi. 1 auch für die folgenden 
Bahnen zu haften, und der Umjtand, daß nach Art. 27 Abi. 2 jede folgende 
Bahn in den FFrachtvertrag eintritt, gibt zwar dem Abfender das Recht der 
Wahl, am welche der drei im Abſ. 3 bezeichneten Bahnen er ſich zuerit halten 
wolle, aber nicht die Verpflichtung, fih nur an die folgenden Bahnen 
zu halten, er fann vielmehr auch die erfte Bahn in Anſpruch nehmen. 

Da nach Urt. 27 beim Transport eines Frachtqutes durch mehrere auf 
einander folgende, das Gut mittel® der uriprünglichen Frachtbriefes Über: 
nehmende Eijenbahnen die legte derjelben auch bezüglich des von den früheren 
ausgeführten Transportes für alle ihre desjalliigen Verpflichtungen einzuſtehen 
hat, jo bedarf es auch zur Begründung der gegen die das Gut zulegt über- 
nommen babende Bahn gerichteten Klage der Feititellung derjenigen Station 
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bezw. Zwiſchenbahn, deren Dienjtperjonal durch Argliſt oder grobe Fahr— 
lälfigfeit (Art. 41) den Verluſt des Gutes verjchuldet hat, nicht, e8 genügt 
vielmehr die Feſtſtellung, daß der auf diefe Weile verfchuldete Verluſt auf 
dem Transport von der Aufgabe: bis zur Endjtation erfolgt jei. 

Die Frage, ob die nachiolgenden Bahnen aud für die Rollfuhr— 
beförderung bezw. die Zuführung des Gutes von der Ablieferung 
jtation bis in Die Behauſung (das Gejchäftslofal) des Empfängers haften, 
entjcheidet ſich ganz in derjelben Weiſe, wie die oben S. 769 erörterte Frage, 
ob die Annahme- ſerſte) Bahn für eine derartige Beförderung bezw. Zuführung 
verantwortlich ift, jo daß auf die früheren Ausführungen verwiejen werden fann. 

3) Der vom Abjender bezw. Empfänger in Anſpruch genommenen Bahn 
jicht weder die Einrede der Theilung, noch der VBorausflage 
in Rückſicht auf die anderen, gemäß Abſ. 3 paijivlegitimirten Bahnen zu. 
Da jede derjelben ſelbſtändig für das Ganze, d. i. für die Erfüllung 
des ganzen Vertrages baftet, jo kann fie weder den Kläger mit jeinem Anz 
jpruche vorerjt an eine andere verweilen z. B. weil dieſe die Schuld der Be 
ſchädigung treffe ꝛc. —, noch verlangen, daß er jeine Forderung unter die 
ſämmtlichen Bahnen theile und jede nur pro rata belange. Wohl aber jtcht 
es der verflagten Bahn frei, die mitverpflichteten Bahnen zum Prozeſſe zuzu— 
zichen und jich ihrer Bertheidigung zu bedienen (Streitverfündung, Litis— 
dDenunziatiom). Lebteres wird jogar in der Negel erforderlich jein, wenn 
fich die beklagte Bahn das ihr zuftchende Negregrecht gegen die anderen be= 
theiligten Bahnen vollitändig wahren will (Art. 20) 

Denn der Negreh der betheiligten Bahnen unter einander 
wird durch Art. 27 Abi. 2 nicht berührt. Allerdings iſt in demjelben eine 
Beitimmung über den Regreß nicht enthalten. Daß derjelbe aber nicht aus: 
geichloffen it, ergibt der im engen Zuſammenhang mit Ab}. 2 ſtehende Aby. 3, 
welcher des Rückgriffes der Eiſenbahnen unter einander ausdrücklich erwähnt; 
und ſodann Art. 47 ff. des Uebereinkommens, welche Umfang und Verfahren 
des Rückgriffs vollitändig regeln. 


Abfab 3. 

Abſatz 3 des Artikels 27 trifft in Verbindung mit Abjag 5 Beſtimmung 
über die Paſſivlegitimation bei der Geltendmachung von Aniprüchen 
aus dem internationalen Frachtvertrage gegen die Eiſenbahnen. Bereits an 
früherer Stelle’) it hervorgehoben worden, daß zum Zwecke der Negelung 
der Bajlivlegitimation zuerit die Vorfrage der Enticheidung bedurfte, welche 
Eiſenbahnen überhaupt aus dem internationalen Eiſenbahnfrachtvertrage die 
verpflichteten jeien. Nachdem in den Abi. I und 2 des Art. 26 dieſe Frage 
— fonform mit Art. O1 des D. H.G. B. — ihre Löjung dahin gefunden bat, 
daß umter allen an emem imternationalen Iransporte betheiligten Bahnen em 
Norrealverhältniß befteht und demgemäß die VBertragspflichten jolidarıich 
allen an dem internattonalen Iransport betheitigten Bahnen obliegen, it auf 
diefer Grundlage im Abjag 3 die Paſſivlegitimation der Eijenbahnen 
geordnet, 

I. Wie im Art. 26 in Betreff der Aftivlegitimatton, jo erjtredt jich im 
Art. 27 Abi. 3 bezüglich der Paſſivlegitimation die Regelung nur auf An— 
ſprüche gegen die Eiſenbahnen, mithin nicht auf Anſprüche der Eiſen— 


78 758 f. 


Br über den Eilenbahnfrachtvertehr. 781 


bahnen gegen Abſender bezw. Empfänger. Es ſtehen auch hier alſo nur ſolche 
Anſprüche in Frage, bei deren Geltendmachung die Eiſenbahnen die verpflichteten 
ſind. Rechte der Eiſenbahnen gegenüber den Gegenkontrahenten (Abſendern, 
Empfängern bezw. Bevollmächtigten und Succeſſoren derſelben) kommen nicht 
in Betracht und werden von den Bejtimmungen des Art. 27 Abſ. 3 nicht 
berührt. „Die Bajjivlegitimatton für lagen der Bahnen aus dem inter= 
nationalen Frachtvertrage — bemerkt Schwab S. 240 zutreffend — iſt 
dur) das internationale Uebereinkommen ebenſowenig geregelt, wie deren 
Aktivlegitimation.” 


II. Ferner bezieht ſich Abjat 3 mur auf Anjprüche aus dem internationalen 
Frachtvertrage, aljo aus einem gemäß Art. 8 (bezw. Art. 1, 6) des inter: 
nationalen Webereinfommens gejchlojienen Vertrage. Die Anjprüche müſſen 
aus einem jolchen Vertrage entiprungene, frachtvertragsmäßige jein. Daraus 
ergibt jich, daß Abjag 3 — ebenjo wie Art. 25 — auf die Geltendmachung 
aller derjenigen Anjprüche feine Anwendung finder, welche nicht aus dem 
mternationalen Eijenbahnfrachtvertrage hervorgehen, wenngleich fie aus dem 
internationalen Transporte herrühren bezw. mit diefem im Zuſammenhange 
jtehen. Für derartige Anſprüche bleiben die Landesgejege in Betreff der 
Bailivlegitimation unverändert in Geltung;') dahin gehören vornehmlich: 

a) Die Anjprüche des Abjenders auf Eingehung eines internationalen 
Eijenbabnfrachtvertrages bezw. aus der Verweigerung des Vertragsabſchluſſes 
d. h. aus der Berlegung der gejeglichen Transportpflicht Seitens der Eiſen— 
bahn (Art. 5). Denn diefe Aniprüche find bereits vor Abſchluß des Fracht— 
vertrages ex lege erijtent, entipringen aljo nicht aus dem Frachtvertrage. 

b) Die Anjprüche des Abjenders bezw. Empfängers aus einem dem Fracht— 
vertrage vorangehenden (Art. 5 Abi. 2 Sat 2) oder — in Folge VBerzugs 
bei der Abnahme oder auf Grund bejonderer Abrede — nachfolgenden Ver— 
wahrungsvertrage. Denn auc) in diefem Falle gründen jich die Anſprüche 
nicht auf den FFrachtvertrag. 

ec) Die Rechte des Abjenders bezw. Empfängers aus Anlaß eines nichtigen 
Srachtvertrages (Art. 4), weil alsdann ein Frachtvertrag überhaupt nicht vorliegt. 

d) Das Entjchädigungsrecht des Empfängers gegen die Eijenbahn, welche 
Anweijungen des Abjenders befolgt hat, ohne die VBorzeigung des Duplifat 
frachtbriefes zu verlangen (Art. 15 Abi. 2). Denn der Empfänger hat diejes 
Necht jchon, bevor er gemäß Art. 15 Abi. + Art. 16 in den Frachtvertrag 
eingetreten ift, macht dasjelbe mithin ex lege und nicht auf Grund des 
Frachtvertrages geltend. 

Im Uebrigen erſtreckt jich aber die Anwendung des Abj. 3 ausnahms— 
[08 auf alle Anjprüche aus dem internationalen Frachtvertrage gegen die 
Eijenbagn, gleichviel ob jie auf vertragsmähige Erfüllung oder auf Ent- 
Ihädiqung wegen nicht vertragsmäßiger Erfüllung gerichtet find. Es gehört 
dahin 3. B. auch der Anſpruch des Empfängers auf Geltendmachung der 
durch den Frachtvertrag begründeten Nechte, insbejondere auf Uebergabe des 
Frachtbriefes und des Gutes nac Ankunft desjelben am Beitimmungsorte 
(Art 15 Abj. 4, Art. 16 Abj. 2), ferner der Anſpruch aus der bahnamtlichen 
Erfüllung der Zoll, Steuer: und Polizei-VBorjchriften (Art. 10), ſodann der 
Erjapanjpruch des Entjchädigungsberechtigten, der jich bei der Empfangnahme 


— 
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der Entjchädigung für Verluſt die Benachrichtigung von dem Wiederauffinden 
des Guts vorbehalten hat, wegen Nichtverjtändigung, wenn das Gut immer 
halb der Benachrichtigungsfrijt wieder aufgefunden wurde (Urt. 36), wie über: 
haupt alle Entichädigungsforderungen aus Berlujt, Minderung oder Beichä- 
dDigung des Guts, aus Verſäumung der Lieferfrift (Art. 30, 42), aus vertrags- 
widriger Handlungsweije der Leute der Eijenbahn oder anderer Perjonen, 
deren jie fich bei Ausführung des übernommenen Transports bedient (Art. 29), 
aus der Auflage gejeg: oder reglementswidriger Transportbedingungen, aus 
der Bevorzugung eines Abjenderd vor dem anderen in der Beförderung nach 
Abſchluß des Frachtvertrages (Art. 4, 5), aus der Verzögerung oder Unter: 
lajjung der Abſtemplung des Frachtbriefs oder der Bejcheinigung des Empfangs 
auf dem Frachtbriefduplifate (Art. 8 Abſ. 1, 2, 5), aus gejeß- oder reglements- 
widriger oder itriger Feſtſetzung, Publikation, Anwendung und Berechnung 
der Tarife, Frachten, Gebühren, baaren Auslagen (Art. 11, 12) oder Nach— 
nahmeforderungen (Art. 13), aus geiehr oder reglementswidriger Feſtſetzung 
oder Berechnung der Lieferfriiten (Art. 14), aus der Nichtbefolgung ordnungs 
mäßig ertheilter machträglicher Verfügungen (Art. 15), aus der Verlegung 
über die Aushändigungspflicht (Art. 16) und der Vorjchriften über das Ab» 
lieferuugs- und Zuführungsverfahren (Art. 19), aus Verjtöhen gegen die der 
Eijenbahn bei Transportverhinderung (Art. 17), Ablieferungshindernijien (Art. 24), 
Berlujt:, Minderungs: und Beihädigungsfällen (Art. 25), ſowie bei Einzichung 
der zrachtvertragsforderungen, Ausübung und Realiſirung des Prandrechts 
(Art. 20—23) obliegenden Verpflichtungen u. j. w. 

III. Abjag 3 des Art. 27 bejchränft im Verein mit Abjag 5 in Bezug 
auf die Bajltvlegitimation der Eijenbahnen die Nechtswirfungen des 
Storrealverhältnijjes, welches zwijchen den an einem internationalen Eijen: 
babntransport betheiligten Eijenbahnen durd; Uebernahme des Guts und des 
urjprünglichen Frachtbrief3 entjtanden it. Denn nach den allgemeinen Grund: 
ſätzen der Storrealität würde der Berechtigte (Abjender bezw. Empfänger) an 
ſich befugt jein, jede der am Transporte betheiligten Bahnen, welche das 
Hut mit dem urjprünglichen Frachtbriefe übernommen bat, einzeln oder aud) 
einige oder alle zujammen auf Erfüllung in Anfpruch zu nehmen, unter 
ihnen beliebig zu wählen und von der Wahl abzugeben, auch diejes Wahlrecht 
nicht eher verlieren, bis er vollitändig befriedigt ift. Aus den bereits oben 
(S. 758) mitgetheilten Zwecdmäßigfeitsgründen ift aber nach Analogie des 
Art. 429 D. 9.-8.:B., 8 62 deutich. und Öjterr.sungar. Betr.-Regl. davon ab- 
gejehen worden, dem Berechtigten eine jo weitgehende Befugniß zu gewähren 
und ihm nach jeiner Wahl jämmtliche am Transporte betheiligte Bahnen 
als pajjivlegitimirte gegenüberzuftellen. Deshalb it im Abjag 3 beitimmt, 
daß die Anjprüche aus dem internationalen Frachtvertrage — umbejchadet des 
NRüdgriffs der Bahnen gegen einander — im Wege der Klage nur gegen eine 
beichräntte Zahl der betheiligten Bahnen, nämlich): 

1) gegen die erjte Bahn oder 
2) gegen diejenige, welche das Gut zulegt mit dem Frachtbriefe 
übernommen hat, oder 
3) gegen diejenige Bahn, auf deren Betriebgjtrede der Schaden ji 
ereignet hat, 
— im Ganzen alſo Höchjtens gegen drei Bahnen — gerichtet werden 
fönnen. ’ 
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Auch ijt weiter bejtimmt, daß: 
unter diejen drei bezeichneten Bahnen der Kläger zwar die Wahl hat, 
zugleich aber durch Abjag 5 diefe Wahl dahin bejchränft, dal 
das Wahlrecht unter den drei bezeichneten Bahnen mit der Erhebung 
der Klage erliicht. 

IV. Aus der oben ©. 7583 f. mitgetheilten Entjtehungsgejchichte des Art 
27 wie auch aus dem Wortlaute des Abjages 3 ergibt ji), daß damit nicht 
die jolidariiche Haftung der betheiligten Bahnen überhaupt, jondern nur ihre 
jih daraus ergebende Berbindlichkeit, Tich jänmtlich auf die Klagen des Be— 
rechtigten (Abjenders bezw. Empfängers) als Beklagte einlafjen zu müſſen, 
alſo die formelle Baifivlegitimation, eme Einjchränfung auf die drei tm 
Abja 3 bezeichneten Bahnen erfährt. Im materieller Hinficht bleibt da- 
gegen im Webrigen die jolidariiche Haftung aller betheifigten Bahnen unver: 
ändert und unbejchränft. Die übrigen, im Abjay 3 nicht bezeichneten Bahnen 
scheiden aljo feineswegs aus der Mithaftung aus, fie jind nur nicht gehalten, 
dem Kläger als pajjivlegitimirte gegemüber zu treten, jondern fünnen ihn auf 
eine der drei im Abjag 3 bezeichneten Bahnen mit jeiner Klage verweijen. 
Hat er aber gegen dieje jeinen Anjpruch erjtritten, jo müſſen fie der beflagten 
Bahn im Regreßwege nach den Grundjägen der Solidarhaft mit aufkommen 
und jich an der Entichädigung betheiligen, fie jind ihr tegvebpflichtig 

Dies ergibt fi) aus dem in dem Abjab 1 und 2 des Art. 27 ausge: 
iprochenen Ktorrealverhältnig und der daraus folgenden Solidarhaft aller be 
theiligten Bahnen zwar jchon ganz von jelbjt. Um aber jedem Zweifel hier 
über zu begegnen, find die Worte 

„— unbejhadet des Nüdgriffs der Bahnen gegen ein: 

ander —" 
ausdrücdlic) eingefügt. Die Einfügung diefer Worte iſt hier — wie bei Art. 
429 D. H.G.B. — der Befürchtung entiprumgen, man fünne, wenn gejeglich 
die Pajlivlegitimation der betheiligten Eijenbahnen dem Berechtigten gegenüber 
auf drei bejchränft werde, mißverjtändlich zu der Annahme gelangen, dieſe 
Beichränfung gelte nicht nur dem Abjender und Empfänger gegenüber, jondern 
auch im Verhältniſſe der betheiligten Eijenbahnen zu einander, derartig, daß 
die dem Abjender oder Empfänger gegenüber nicht paffivlegitimirten Bahnen 
von der Haftpflicht überhaupt und damit auch von der Negrehpflicht bes 
jreit jeien. 

Die m den Abjag 3 eingefügten Worte: „unbejchadet des Nüdgriffs der 
Bahnen gegen einander” jollen diefe Annahme bejeitigen, fie haben den Zweck, 
auszudrüden, daß Abjas 3 ich lediglich auf die Negelung der Bajjivlegitimation 
bezieht, dagegen im Uebrigen die Rechtswirfungen des Korrealverhältniſſes, 
die Solidarhaft der betheiligten Bahnen, und mithin auch das Nüdgriffs- 
verhältnig Dderjelben untereinander durchaus unberührt läßt, legteres von den 
Beitimmungen des Abjages 3 in Feiner Weile betroffen wird. Wenngleich 
alſo Abjag 3 dem aus dem internationalen zFrachtvertrage Berechtigten nur 
drei der betheiligten Bahnen als pajlivlegitimirt gegenüberitellt, jo haften doch 
alle ſolidariſch gemäß Abjag 1 und 2 diejes Artikels und find der in Anjpruch 
genommenen Bahn regreßpflichtig nach den hierüber in den Art. 47 ff. ent— 
haltenen Normen über den Rückgriff. 

V. Die Beichränfung der Paſſivlegitimation auf die drei im Abſatz 3 
bezeichneten Bahnen joll jih dem Wortlaute dieſes Abjages gemäß nur auf 
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Anſprüche aus dem internationalen Frachtvertrage bezichen, welche „im Wege 
der Klage” geltend gemacht werden. Daraus würde e contrario folgen, 
dab die Beichränfung fortfällt bezw. Abſatz 3 nicht Anwendung findet, wenn 
es ſich um die Geltendmachung der Aniprüche auf einem anderen, als dem 
Klagewege, alfo auf dem Wege der Widerflage oder Einrede handelt. 
Denn unter dem Begriff der Klage wird man im ieiteren Sinne zwar 
auch den Arreſtantrag (Nrreftflage ꝛc.) Jowie die Streitverfündung, den Antrag 
zur Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniß (zur Sicherung des Beweiſes, 
zur Feſtſtellung des Zuftandes des Gutes 2c. als vorbereitende Schritte der 
Klage rechnen fünnen, nicht aber die Widerflage oder Einrede. 

Wie indeß Art. 28 umd die Materialien zu dieſem Artikel ergeben, dürfen 
grumdjäßlich auch im Wege der Widerflage oder der Einrede Anjprüche 
aus dem internationalen zrachtvertrage nur gegen eine der im Abſatz 3 be= 
zeichneten Bahnen geltend gemacht werden. Nur ausnahmsweiſe fünnen 
derartige Anjprüche im Wege der Widerflage oder Einrede auch gegen eine 
andere betheiligte Bahn erhoben werden, wenn nämlich die Klage einer ſolchen 
Bahn jich auf denjelben Frachtvertrag gründet, d. h. wenn es fich 
um eine zorderung handelt, welche aus dem nämlichen Frachtvertrage, wie die 
Hauptklage entipringt.') Umfaſſen biernad) — von diejer Ausnahme abgejcehen 
— die Worte „im Wege der Klage“ — grumdjäglich auch alle anderen 
Arten der gerichtlichen Geltendmachung, insbejondere auch die Widerflage und 
Einrede, jo wäre es zur Bejeitigung aller Zweifel zutreffender gewejen, an 
Stelle dieſer Worte — wie im Art. 26 — allgemein zujagen, daß die ge— 
rihtliche Geltendmachung der Vertragsanjprüche, — abgejehen von der 
im Art. 23 vorgejcehenen Ausnahme — nur gegen die qu. drei Bahnen er: 
folgen darf. Denn die Worte „im Wege der Klage“ können leicht arg. e 
contr. zu der Annahme führen, daß die Geltendmachung auf anderem, als 
dem Klagewege, d. bh. im Wege der Widerflage oder Einrede, auch gegen die 
übrigen Bahnen allgemein gejtattet jet, obwohl dies nad) Art. 28 nur in dem 
dort bezeichneten Ausnahmefalle zuläifig it. 

Immerhin it auch die im Art. 23 geitattete Ausnahme — ebenfo wie 
der Vorbehalt des Nüdgriffs der Bahnen untereinander (S. 783) — em 
weiterer Beleg dafür, daß es nicht in der Abjicht lag, durch die im Art. 27 
beſtimmte Bejchränfung der Pajlivlegitimation die folidariiche Haftung aller 
beteiligten Bahnen an ſich aufzuheben bezw. zu bejchränfen. Denn anderen 
falls hätte die Geltendmachung von Anjprüchen aus dem internationalen Fracht: 
vertrage im Wege der Widerflage und Einrede gegen andere, als die im Art. 27 
bezeichneten Bahnen auch in dem Ausnahmefalle des Art. 28 nicht zugelafien 
werden dürfen. 

Feſtzuhalten it hierbei auch, daß die vorliegende Beftimmung die Paſſiv— 
legitimatton der betheiligten Bahnen nur für den Fall der gerichtlichen 
Geltendmachung der Aniprüche aus dem internationalen Frachtvertrage bes 
ſchränkt. Die außgergerichtliche Geltendmachung im Wege der Rekla— 
mation wird hiervon nicht berührt. Dieje kann daher gegen jede der nad) 
Art. 27 Abi. 1 und 2 verpflichteten Bahnen gerichtet werden. Nur wenn es 
im Falle der Ablchnung des Anſpruchs zur gerichtlichen Geltendmachung 
kommt, findet die bejchränfende Vorjchrit des Art. 27 Abſatz 3 Anwendung. 


) Siehe unten S. 790 f., 794. 
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VI. Die Anjprüche aus dem internationalen Frachtvertrage können nur 
gegen drei Bahnen gerichtet werden und zwar gegen 
a) die erite Bahn oder 
b) gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe 
übernommen bat oder 
c) gegen diejenige, auf deren Betriebsjtrede der Schaden jid 
ereignet hat. 

a) Die erjte Bahn, d. h. diejenige, welche zuerst das Gut mit dem 
internationalen ;Frachtbrief übernommen, den ‘Frachtvertrag durch Annahme 
des Guts mit dem Frachtbriefe zur Beförderung abgeichloffen hat, die An— 
nahme, Verjandt:, Abgangsbahn. Sie ijt unbedingt haftpflichtig. Zu ihrer 
Snanipruchnahme genügt Der Nachweis, dab jie urjprünglich und als erjte 
den Frachtvertrag durch Uebernahme des Guts mit dem Frachtbriefe ein- 
gegangen. Damit it ihre Bajltvlegitimation begründet. Die Bahn ad a 
kann übrigens unter Umftänden mit der Bahn ad b oder e identilch jein. 

b) Diejenige Bahn, welche das Gut zulegt mit dem Fracht— 
briefe übernommen hat. Dieſe Bahn wird häufig, muß aber nicht identisch 
jein mit der legten Bahn, welche nach Maßgabe des Frachtbriefs das Gut 
an den Adrejjaten abzuliefern hat, mit der Empfangs-, Ankunfts-, Ablieferungss 
bahn. Ein Antrag der rujjiichen Delegation, bier noch die Worte: „die 
Empfangsbahn” einzuschieben, wurde ausdrüdlich abgelehnt (j. oben ©. 759). 
Es iſt aljo nur diejenige Bahn gemeint, welche das Gut und den Frachtbrief 
zulegt im Händen gehabt hat (nicht das Gut allein), gleichviel ob der Transport 
volljtändig zu Ende geführt oder unterwegs ährenb der Ausführung in 
Folge der Beſchädigung oder des Verluſtes des Guts oder des Frachtbriefs 
abgebrochen worden it. Mithin fann es aud) eine bezüglich des übernommenen 
Transports in der Neihe jämmtlicher betheiligten Bahnen als Zwiſchenbahn 
figurivende Bahn jein 

Die Annahme, dat hier die abliefernde Bahn gemeint jei, wenn es ſich 
um Erjag für Beichädigung des abgelieferten Gut3 handelt, dagegen, wenn 
das Gut nicht abgeliefert, diejenige Bahn, welche das Gut mit Frachtbrief 
zulegt in Händen gehabt hat, iſt jomit nicht ganz zutreffend. Es ijt jtets 
diejenige Bahn die mithaftpflichtige, welche das Gut und den Frachtbrief 
jujammen ermeislich zulegt übernonmen bat, gleichviel ob beides unterwegs 
oder erit am Wblieferungsort bejchädigt oder in Verluſt gerathen tjt, und 
gleichviel welche Bahn das Gut oder den Frachtbrief abgeliefert hat. 


Zur Inanjpruchnahme der betreffenden Bahn iſt der Nachweis erforderlich, 
daß ſie Gut und FFrachtbrief zulegt übernommen bat, d. h. daß fich bei 
ihr die IThatiache der gemeinjchaftlichen Uebernahme beider Objekte zum 
legten Male vollzogen hat, und diefer Beweis wird allerdings zumeiſt nicht 
allein damit zu führen jein, day Gut und Frachtgut überhaupt an fie gelangt 
find, jondern auch negativ Dadurch, dat beides von den folgenden Bahnen nicht 
mehr übernommen worden iſt bezw. jein fonnte. 

Der Annahme, der Abjender beziw. Empfänger habe nur zu beweijen, 
daß Gut und Frachtbrief an ſie gekommen, nicht aber, daß es von ihr an 
die nachfolgende Bahn nicht abgeliefert worden jet, dieſe Ablieferung habe 
vielmehr ſeinredeweiſe) die Bahn zu beweiſen, kann nicht beigepflichtet werden. 
Denn haftpflichtig it nur diejenige Bahn, welche Gut und Fracht zulegt 
übernommen bat. Zur ISnanjpruchnahme gehört hiernad) der Beweis, daß die 

Annalen bed Deutiden Reicht. 1892, 51 
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Bahn wirklich die zulegt übernehmende gewejen. Der bloße Nachweis, daß 
Gut und Frachtbrief überhaupt an jie gefommen, thut nicht dar, dab beides 
zulegt von ihr übernommen worden. Hierzu it unbedingt der freilich unter 
Umjtänden jchwierige Negativbeweis erforderlich, daß eine Uebernahme jeitens 
der folgenden Bahnen nicht erfolgt jet. Der Umijtand aa daß dieſer 
Nachweis für die Beſchädigten ein ſchwieriger iſt, zumal es ſich um interne 
Uebergabeafte der Bahnen unter einander handelt, darf nicht dazu Anlaß 
geben, denjelben ohme Grund unter Umkehrung der Beweislajt der in Anſpruch 
genommenen Bahn aufzulegen. Nicht jie hat zu beweijen, daß jie nicht die 
legte, jondern der Bejchädigte, daß jie die legte jei. Die Bahn ad b 
fann übrigens unter Umjtänden mit den Bahnen ad a und e identijch jein. 

Dagegen iſt, wenn der Nachweis, daß die in Anipruch genommene Bahn 
die erjte oder die legte gewejen, geführt it, der weitere Nachweis, ob und 
wo etiwa unterwegs der Verluft jich zugetragen, nicht erforderlich. 

ec) Diejenige Bahn, aufderen Betriebsitrede jih der Schaden 
ereignet hat, d h. jede der am Transporte betbeiligten Bahnen, auf deren 
Linien die Tatjache des Schadens eingetreten ist, gleichviel ob dies mit oder 
ohne ihr oder ihrer Leute Verſchulden, durch Zufall ꝛc. geichehen it. Der 
Kreis der hier bezeichneten Bahnen umfaßt alle am Transporte betheiligten 
Bahnen, nicht nur — wie im dem Art. 429 D. H.G. B. bejtimmt — die 
in der Mitte liegenden Bahnen. Auch die erite (Annahmebahn), wie Die 
jenige, welche zuletzt das Gut mit dem Srachtbriefe übernommen bat, fallen 
hierunter, wenn die Vorausjegung, day der Schaden jich auf ihrer Betriebs: 
jtredfe ereignet hat, zutrifft. Hiernach fann die Bahn ad e mit der Bahn ad a 
oder b identijch jein. 

Obwohl hier nicht, wie im Art. 429 D. H.G.B., ausdrüdlich bejtimmt 
it, daß der in Anjpruch genommenen Bahn nachgewiejen werden müſſe, 
der Schaden habe jich auf ihrer Strede ereignet, jo liegt auch ohne bejondere 
Vorichrift dem Kläger diejer Nachweis ob. Denn er hat nach allgemein 
prozejjualischen Regeln den Beweis der Pailivlegitimation desjenigen, welchen 
er im Klagewege in Anjpruch nimmt, zu führen. Diejer Beweis kann Schwierig- 
feiten bieten, weil jich die internen Vorgänge beim Transport des Guts über 
mehrere Bahnen zumeiit der Kognition des Abjenders bezw. Empfängers ent- 
ziehen. Feſtzuhalten iſt hierbei, daß es ſich nicht um diejenige Bahn handelt, 
welche an der Entjtehung des Schadens die Schuld trägt, denjelben durch ihr 
Verjchulden Herbeigeführt hat, jondern lediglich um diejenige, auf deren Strede, 
in deren Bahnbereiche, der Schaden ſich ereignet hat, ein Umitand, der 
dann von Erheblichfeit ift, wenn die Schadensurjache und der faktiſche Eintritt 
des Schadens verichiedenen Bahnen angehören. Die bloße Thatjache des 
Eintritts des Schadens ift für die Pajjivlegitimation entjcheidend, gleichviel 
ob die Bahn, wo diejes Ereigniß gejchehen, auch zugleich dasjelbe verjchuldet 
hat oder nicht. 

Abgejehen von dem Beweije der Pajlivlegitimation, welchen der Abjender 
bezw. Empfänger gegenüber jenen drei Bahnen zum Behufe der Inanſpruch— 
nahme als Frachtführer zu erbringen hat, bleiben die Grundjäge über die 
Beweiskraft völlig unverändert. 

Aus den Worten: 

„Die Anſprüche aus dem internationalen Frachtvertrage fünnen 
jdoh . » » » . . im Wege der Klage nur gegen die erite 
Bahn -. » » 2... gerichtet werden.” 
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ergiebt jich Elar, dak von dem Abjender bezw. Empfänger lediglich die 
drei vorbezeichneten Bahnen — diefe aber allerdings ſolidariſch ganz 
nach jeiner Wahl — in Anjpruch genommen werden dürfen. Auch im Falle 
der Injolvenz derjelben ift er nicht berechtigt, nunmehr auf eine der übrigen 
Bahnen zurüdzugreifen. Ausgejchlofjen find hiernach von jeder Jnanſpruch— 
nahme im Klagewege Seitens des Abjenders bezw. Empfängers alle nicht 
unter die gedachten drei Kategorien fallenden Bahnen. 

Nach dem Schlußſatze des Abfages 3 jteht dem Kläger unter den 
bezeichneten Bahnen die Wahl zu. Diejer Satz ergiebt ſich aus dem 
Ktorrealverhältniß der betreffenden Bahnen eigentlich von ſelbſt.) Denn an 
jich Steht nach den Negeln der Klorrealität dem Berechtigten nad) jeiner Wahl 
die Inanſpruchnahme aller Verpflichtungen zu. Nachdem durch Abſatz 3 Die 
PBajjivlegitimation auf die drei dort bezeichneten Bahnen bejchränft 
worden it, ijt folgerichtig auch die Wahl des Klägers auf dieje drei Bahnen 
beſchränkt. 

Weiter aber geht die Beſchränkung nicht. Unter jenen drei Bahnen kann 
er beliebig wählen. Er ift 3. B. als Abjender nicht an die Verjandtbahn 
oder als Empfänger nicht an die Empfangsbahn gebunden. Vielmehr iſt 
jowohl der Abjender, wie der Empfänger zur beliebigen Auswahl befugt, 
welche der 3 Bahnen er in Anspruch nehmen will. Nur injofern ift dieſes 
Wahlrecht eingejchränft, als dasjelbe gemäß Abjag 5 — wie unten Seite 789 
noch des näheren erörtert iſt — abweichend von den allgemeinen Regeln der 
Storrealität mit der Erhebung der Klage erlijcht, d. h. der Kläger nach erhobener 
Klage von der einmal getroffenen Wahl nicht wieder abgehen und eine der 
beiden anderen Bahnen nicht wählen darf. Das Wahlrecht kann alfo, jobald 
e3 in der Erhebung der Klage jeinen Ausdruck gefunden, nicht nochmals aus— 
geübt werden. 

Abfab 4. 

Abſatz 4 des Artikels 29 trifft im Anschluß an die Vorfchriften des 
Abi. 3 über die Pajfivlegitimation Bejtimmung über den Gerihtsitand 
für lagen aus dem internationalen Frachtvertrage gegen die im Abſatz 3 
bezeichneten Bahnen. 

Abſatz 4 jagt zwar ganz allgemein „die Klage“. Indeß der enge 
Zujammenhang mit Abjat 3 jowie der Inhalt des Abjages + laſſen feinen 
Zweifel darüber, daß es fich nicht um alle Klagen, welche aus dem internatto- 
nalen Transporte überhaupt herrühren, handelt, jondern lediglich um Klagen, 
mit welchen die im Abjag 3 bezeichneten Anjprüce verfolgt 
werden.) Auf Klagen aljo, welche nicht aus dem internationalen Fracht: 
vertrage entipringen und welche nicht gegen eine der im Abjag 3 bezeichneten 
Bahnen gerichtet Find, findet Abjag + feine Anwendung. 

Abjap 4 bat den Zweck, durch eine einheitliche Beitimmung des 
Gerichtsftandes der gemäß Abſ. 3 pajlivlegitimirten Bahnen die Rechtsjicherheit 
und Nechtsgleichheit zu fürdern. Indeß diejer Zwed it durch die Vorſchrift 
des Abſatzes 4 nicht vollftändig erreicht. ine gänzliche Nechtseinheit wäre 
nur gejchaffen worden, wenn das Uebereinfommen jelbjt definitiv und ohne 
weitere Heranzichung der Yandesgejege den Gerichtsitand feitgejegt hätte. Dies 
ift aber durch Abſatz 4 des Art. 27 nicht gejchehen. 


1) „Zum Ueberfluß“ Schwab ©. 246. 
) S. ©. 780-782. 
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Der urjprüngliche Preuß. Entwurf bezwedte eine derartig einheitliche 
Beitimmung. Der Borjchlag dejjelben (Art. 16 Abi. 4) ging dahin, ohne 
jede weitere Rüdjichtnahme auf die Landesgejege überall und unbedingt das 
Gericht des Wohnjiges der beflagten Bahn für das ausjchlichlic 
zuftändige zu erklären. Diejer Borjchlag fand jedoc), wie aus den oben ©. 76lf. 
mitgetheilten Materialien erhellt, nicht die Billigung der Konferenz. Man 
wollte zwar in ähnlicher Weije, wie in den Abjägen 4 und 5 des Art. 3 
die Einheitlichfeit injoweit wahren, daß die pajjivlegitimirte Bahn nur vor den 
Gerichten des Staates, in welchem fie domizilirt, belangt und jomit dem durch 
ihr Domizil beftimmten Richter nicht entzogen werden darf. Dagegen jollte 
den Geiegen diejes Staates die Beitimmung darüber überlafjen bleiben, welches 
jeiner Gerichte er für das zujtändige erflären will. Ein jremdes Gericht darf 
nicht bejtimmt werden. Aber unter den eigenen Gerichten entſcheidet Lediglich 
das Yandesgejeg über die Zuftändigfett. Man hielt es für einen durch das 
Verkehrsbedürfniß nicht gebotenen Eingriff in die Kompetenz und die Proc 
rechte der Vertragsitaaten, diejen auch die Beftimmung des unter jeinen Gerichten 
für derartige Streitfälle zuftändigen Gerichtes zu entzichen. 

Daraus entitand die Aufftellung einer zwiefachen Worausjegung: Die 
Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht werden 

1) in welchem (Staate) die beflagte Bahn ihren Wohnſitz 

bat und 

2) weldes (Gericht) nach den Geſetzen diejes Landes zu: 

ſtändig tit. 

Einheitlich ift aljo der Gerichtsitand zwar injofern bejtimmt, daß es 
1.) cin dem Tomiziljtaate der verflagten Bahn angehöriges und 2.) nach deſſen 
Gejegen für derartige Klagen zujtändiges Gericht jein muß. Welches Geridt 
aber innerhalb diejer Grenze das zuftändige jein Joll, ift der Beſtimmung der 
Landesgeſetze überlafien. 

Der in den Verhandlungen hervorgehobene Zweck, die etwa in einzelnen 
Staaten beftchenden Prozeßvorſchriften, wonach der Inländer den Ausländer 
vor den Gerichten des Klägers belangen darf, für die hier in Rede jtehenden 
Klagen auszujchliegen, ift ohne Zweifel durch Abjag 4 erreicht Jede Bahn 
muß vor den Gerichten des Staates, in welchem fie ihren Wohnjig bat, ver: 
klagt werden. Aber die Sicherheit, daß unter diejen Gerichten überall das 
gleiche zujtändig it, iſt nicht erreicht. Der Slläger muß fih nad Maßgabe 
des Prozehrechtes desjenigen Staates, in welchem die in Anjpruch zu nehmende 
Bahn domizilirt, darüber informiren, welches der Gerichte jenes Staats 
landesgejeglich das zujtändige tft. ES braucht nicht das forum domiceilü, 
e3 kann auch das forum contracti, das forum rei, dad forum delieti x. 
jein. Das Uebereinfommen erfordert nur, daß es ein Gericht des Staates ilt, 
in welchem die zu belangende Bahn ihren Wohnfig hat, und daß diejes Geridt 
nad) den Landesgejegen für Klagen diefer Art zujtändig tt. 

Hat aljo 3 2. Die betreffende Bahnverwaltung in. mehreren Staaten 
ihren Wohnſitz, ſo kann ſie vor den landesgeſetzlich zuſtändigen Gerichten aller 
dieſer Staaten belangt werden, mithin auch im Lande des Klägers, wenn ſie 
dort einen Wohnſitz hat. Auch iſt nicht unbedingt nothwendig, daß das Gericht 
in dem Gebiete des Staates liegt, m welchem die betreffende Bahn ihren 
Wohnſitz hat. Es it möglich, daß dieſer Staat auc im Auslande eigene 
Gerichte befigt 3. B. Konſulatgerichte 2c., welche nach den Landesgeiegen zur 
Enticheidung derartiger Streitfälle zuftändig find. 
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Abfab 5. 

Abſatz 5 des Artifels 27 enthält im engen Zujammenbange mit Ab. 3 
eine weitere Beichränfung der Nechtswirfungen der Korrealität und hätte daher 
rihtiger unmittelbar auf den Schlußſatz des Abſatzes 3 folgen jollen. 

Es iſt an früherer Stelle‘) bereits hervorgehoben, daß nach den allgemeinen 
Regeln der Korrealität der Berechtigte prinzipiell nicht nur die freie Wahl 
hat, welchen der correi er in Anspruch nehmen will, jondern daß er auch 
ganz nach jeinem Belieben von der einmal getroffenen Wahl wieder abgehen, 
nochmals darauf zurückkommen, nach freiem Ermeſſen die Neihe der Verpflichteten 
unterbrechen und jolange unter ihnen wählen fünne, bis er jeine volle Befriedigung 
erlangt hat. Durch Abjag 3 ijt zwar für die hier in Nede jtehenden, jolidarijch 
verpflichteten Bahnen aus Zweckmäßigkeitsgründen injofern eine Beſchränkung 
beftimmt, als nicht alle verpflichteten Bahnen, jondern mur die im Abja 3 
bejonders bezeichneten drei Bahnen im Klagewege — als pajjivlegitimirte — 
in Anjpruch genommen werden dürfen. Auf diefe drei Berpflichteten findet 
aber die allgemeine Negel der Korrealität Anwendung, daß dem Berechtigten 
unter ihnen die Wahl zuftcht. Daß dieſe Negel an fich durch die vorangehende 
Beſchränkung nicht tangirt fein joll, ift zur Vermeidung jedes Zweifels im 
Schlußſatze des Abjag 3 ausdrüdlich ausgejprochen (S 787). 

Indeß, wenn auch hiernach das Wahlrecht quantitativ eine Einschränkung 
nicht erfahren hat, indem unter den drei im Abſatz 3 bezeichneten Bahnen der 
Berechtigte die zu verflagende Bahn beliebig auswählen darf, jo it ihm doch 
qualitativ durch Abſatz 5 eine von dem Prinzipe der Korrealität abweichende 
Beichränfung durch die Beitimmung auferlegt, daß das Wahlrecht unter 
jenen drei Bahnen mit der Erhebung der Klage erlijcht. Dieje 
einichränfende Beitimmung it dem zu Grunde liegenden Art. 429 D. 9.6. B. 
fremd, fie tft dem Art. 27 des Uebereinkommens neu als legter Abſatz durch 
den deutjchen Entwurf ohne weitere Motivirung hinzugefügt und in den Kon— 
ferenzen ohne jede Diskuſſion unbeanitandet angenommen worden. Unverfennbar 
waren für diefen Zuſatz die nämlichen Zwecmäßigfeitsgründe maßgebend, welche 
zu der Bejchränfung der Paſſivlegitimation im Abſatz 3 überhaupt geführt haben. 

An ſich aljo hat zwar der Berechtigte nach dem Schlußſatze des Abjages 3 
unter den dort bezeichneten Bahnen die Freie Wahl. ber diejes Wahlrecht 
itcht ihm nur bis zum Zeitpunft der Klageerhebung zu. Sat er 
durch dieje einmal die Wahl getroffen, fo darf er nicht mehr davon abgehen 
umd eine der beiden anderen Bahnen wählen bezw. verflagen. Denn mit der 
ne der Klage ijt fein Wahlrecht erloſchen und fann nicht wieder 
aufleben. 

Deshalb mahnt Schwab a. a. O. ©. 240 daran, in der Wahl der zu 
verflagenden Bahn vorjichtig zu jein, insbejondere auch mit Rückſicht auf Die 
verichtedenen zur Anwendung kommenden Prozehrechte (Art. 55), und jich 
namentlich zu hüten, eine in der Mitte liegende Bahn zu verklagen, wenn 
nicht unzweifelhafte Beweiſe dafür vorliegen, daß fich der Schaden auf ihrer 

etriebsitrecde ereignet hat. Denn, kann diefe Bahn darthun, daß dieß nicht 
der Fall geweſen, jo darf der Berechtigte im Klagewege eine andere Bahn 
nicht mehr in Anjpruch nehmen, weder eine der beiden anderen im Abſatz 3 
bezeichneten Bahnen, noch eine der ſonſt am Transporte betheiligten. Erjtere 
nicht, weil jein Wahlrecht gemäß Abj. 5 mit der Erhebung der Klage erlojchen 





)&. ©. 758 f., 779. 


it; letztere micht, weil fie gemäß Abſ. 3 überhaupt nicht pajjivlegitimirt 
jind. Iſt es dem Berechtigten aljo in dem gedachten Falle nicht möglich, 
unter der Vorausjegung des Art. 28 (Stomnerität) jeine ‚Forderung im Wege 
der Wiederflage oder Einrede geltend zu machen, jo tt ſie überhaupt nicht 
einziehbar und daher verloren. 
Welcher Zeitpunkt als der der Erhebung der Klage anzujehen, ob der 
Zeitpunkt der Anbringung bei Gericht, der Behändigung an die verflagte 
Vahn rc., iſt Mangels einer Beſtimmung des Uebereinkommens nach dem 
Landesprozeßrecht zu entſcheiden. 


790 G. Eger: Das internationale Uebereinkommen 


Artikel 28. 


Nach dem Wortlaute des Artikels 27 Abjag 3 ijt der Klageweg für 
Anjprüche aus dem internationalen Frachtvertrage nur auf die drei dort be= 
zeichneten Bahnen bejchränft worden. Daraus würde — wie bereits an 
früherer Stelle‘) hervorgehoben — arg. e contr. gefolgert werden fünnen, dat 
auf anderem prozejjualijchen Wege, d. h. auf dem Wege der Wieder: 
flage oder der Einrede, die Erhebung von Anjprüchen aus dem internationalen 
ee nicht auf die drei im Abſatz 3 des Art. 27 bezeichneten Bahnen 
eichränft jei, jich vielmehr auf alle nach den Abi. 1 und 2 des Art. 27 
ſolidariſch verpflichteten Bahnen erjtreden dürfe. Dies lag aber nicht in der 
Abficht des Gejeges. Vielmehr jollte die Beichränfung der Pajjivlegitimation 
ſich grumdjäglich nicht allein auf Die Klage — wozu im weiteren Sinne 
auch die Streitverfündigung, der Arreſtantrag (Nrreitflage), der Antrag zur 
Sicherung des Beweiſes, zur Feititellung des Zuitandes des Gutes als vor: 
bereitende Schritte zur Klage zu rechnen find (S. 784) — jondern auch 
auf die Widerflage und Einrede beziehen. Um jedem Zweifel 
hierüber zu begegnen, wurde es für erforderlich errachtet, durch eime pojitive 
Bejtimmung des Uebereintommens bejonders auszudrüden, 

daß auch im Wege der Widerflage oder der Einrede Anſprüche aus 
dem internationalen Frachtvertrage nur gegen eine der im Art. 27 
Abſ. 3 bezeichneten Bahnen geltend gemacht werden fönnen. 

Indeß Billigkeitsrückſichten jprachen dafür, diejen Sat nicht ganz allgemein 
und ausnahmslos aufzujtellen. Wäre dies geichehen, jo würde eine der im 
Art. 27 Abi. 3 nicht bezeichneten, aber am Transport betheiligten und gemäß 
Art. 27 Abi. 1 und 2 jolidarisch verpflichteten Bahnen, welche gegen den 
Abjender oder Empfänger Anſprüche aus dem Frachtvertrage im Klagewege 
geltend macht — z. B. auf Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht (Art. 12 
Abi. 4), Schadenserjag aus mangelhafter Verpadung (Art. 9 Abi. 3), Koften 
aus nachträglichen Verfügungen (Art. 15 Abj. 8) ꝛc., ſich keinerlei Gegenan- 
jprüche des verflagten Abſenders oder Empfängers, auch nicht einmal aus 
dDemjelben Frachtvertrage im Wege der Widerflage oder Einrede — z. B. 
auf Nüdzahlung zu viel erhobener Fracht (Art. 12 Abj. 4), wegen Beichädigung 
des Guts (Art. 30), wegen Unterlafiung oder mangelhafter Ausführung nach— 
träglicher Verfügungen (Art. 15 bj. 1) — gefallen zu laſſen brauchen, 
vielmehr den Kläger mit jeinen bezüglichen Gegenanjprüchen — gleichviel ob 
fie aus demjelben Frachtvertrage oder aus einem anderen Fundamente herrühren 
— an eine der drei im Art. 27 Abi. 3 bezeichneten Bahnen zu vermweijen 
berechtigt jein. 


) S. ©. 7834. 
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Die Zulaſſung eines derartigen Verfahrens würde aber mit dem all= 
gemeinen, tn allen Brozehrechten anerfannten Grundjage im 
Widerjpruche stehen, wonach den Forderungen Des Stlägers die Gegen: 
forderungen des Berflagten im Wege der Widerflage oder Einrede jedenfalls 
damı im demſelben Prozeſſe entgegengejegt werden dürfen, wenn beide auf 
demjelben Bertragsverbältnijie beruhen d. h. die Eigenjchaft der 
Konnexität befigen. Aus dieſer auch der Billigkeit entiprechenden Erwägung 
hielt man es jür geboten, ausnahmsweiſe die Geltendmachung von An— 
Iprüchen aus dem internationalen 7Frachtvertrage int Wege der Widerflage oder 
Einrede aucd gegen eine andere als die im Art. 27 Abi. 3 bezeichneten 
Bahnen damı zu geitatten, wenn die Stlage der betreffenden Bahn aus dem 
nämlichen Frachtvertragsverhältniſſe hervorgegangen it, ſich auf denjelben 
‚srachtvertrag gründet, wie die Widerflage oder Einrede des Verklagten. 

Der Kreis der pailivlegitimirten Bahnen iſt alſo für Diejen Fall über die 
drei im Art. 27 Ab}. 3 bezeichneten Bahnen hinaus erweitert. Nichtet eine 
andere an dem srachtvertrage betheiligte Bahn (Art. 27 Abi. 1 ımd 2) aus 
demjelben eine Klage gegen den Abiender oder Empfänger, jo darf diefer gegen 
jie Widerflage oder Einrede erheben, wenn jeine Widerflage oder Einrede dem 
nämlichen Bertrage entjpringt, wie die gegen ihn bahnſeitig gerichtete Klage. 
Rührt dieſe nicht aus demſelben Frachtvertrage her, d. h. beruhen Klage einer— 
ſeits und Widerklage oder Einrede andererſeits auf verſchiedenen Fracht: 
verträgen, Jo ſind letztere gegen erſtere nicht jtatthaft. 

Vorausſetzung iſt aber nothwendig, dal der Widerkläger ꝛc. zur ge— 
richtlichen Geltendmachung der Rechte aus dem internationalen Frachtvertrage 
überhaupt gemäß Art. 26 aftivlegitimirt d. b. verfügungsberechtigt iſt. 
Denn an den VBorausjegungen jeiner Aftivlegitimation wird durch Art. 28 
durchaus nichts geändert. Die Aftivlegitimation wird in dieſem Artikel nicht 
berührt. Iſt er alſo nicht aftivlegitimirt, jo darf er gegen die Klage einer am 
internationalen Transport betheiligten Bahn — gleichviel 0b fie zu den im 
Art. 27 Abi. 3 bezeichneten Bahnen gehört oder nicht — eine Widerflage 
oder Einrede behufs Geltendmachung von Ansprüchen aus dem internationalen 
Frachtvertrage nicht erheben, wenngleich jeine Widerflage oder Einrede fich 
anf denjelben Frachtvertrag gründet, wie die Stlage.‘) 

Aus der Entftehungsgeichichte des Art. 28 ijt für das Verſtändniß 
desjelben Folgendes hervorzuheben: 

Der deutſche Entwurf enthielt ohne befondere Motivirung im Anschlu 
an jeinen Artifel 16 (jest 27) nachſtehende Beſtimmung: 

Art. 17 jetzt 28). 
Auch im Wege der Widerflage vder der Einrede fünnen Ans 
jprüche aus dem internationalen Frachtvertrage nur gegen eine der 
im Urt. 16 (jegt 27) bezeichneten Bahnen geltend gemacht werden. 

In der I. Konferenz wurde diefer Artikel gemeinschaftlich mit Art 16 
(27) zur Diskuſſion geitellt und, ohne day ı er bei diefer des Näheren berührt 
wurde, unbeanitandet angenommen (Brot. ©. 32—34, 71). Nur änderte jich 


in Folge der veränderten Artifelnumerirung das Citat „Artifet 16" im 
„Artikel 27". 


) A. M. Schwab, ©. 240. 
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In der II. Konferenz (erite Berathung) vegte der niederländiiche Dele— 
girte die Frage an, ob es nicht richtiger wäre, nur des dritten Abſatzes der 
Art. 27 Erwähnung zu thun. In Anerkennung diejes zutreffenden Meonitums 
wurde hierauf der qu. Mrtifel zur weiteren Behandlung der Redaktions— 
Commiſſion überlajjen (Brot. ©. 44, 45). 

Bei der weiteren Berathung jchlug die I. Kommiſſion folgende Faſſung vor: 

„Auch im Wege der Widerflage oder der Einrede fünnen An- 
jprüche aus dem internationalen Frachtvertrage nur gegen eine der 
im Art. 27, Ab). 3, bezeichneten Bahnen geltend gemacht werden. 
Eine Ausnahme findet in dem Falle jtatt, wenn es jich um eine nod 
nicht im Wege der Klage geltend gemachte Forderung bandelt, welde 
jih auf dem nämlichen Frachtvertrag, wie die Hauptflage gründet.“ 

Die I. Kommiſſion erklärte, daß das Citat des Abjages 3 des Art. 27 
beantragt werde, weil in Abjat 1 und 2 des Art. 27 andere Bahnen, als 
die im Art. 28 genannten, erwähnt jeien. Die im zweiten Satze vorgeichlagene 
Ausnahme erjchene in der Billigfeit begründet. 

Hiernach wurde Art. 28° nach dem Vorjchlage der Kommiſſion I ange 
nommen (Brot. ©. 110, 111). 

Bor der III. Konferenz teilte Frankreich mit, daß die franzöſiſchen 
Bahngejellichaften diefen Artifel als unflar bezeichnet haben, von dejjen Be 
deutung ſie ich feine genaue Nechenichaft haben geben fünnen. 

Sn der II. Konferenz berichtete hierüber die I. Kommiſſion: „Ob zwar 
die Kommiſſion meint, daß die Faſſung des Artikels durchaus logiſch und 
richtig jei, jo muß fie doch anerkennen, daß der Gedanfe mit größerer Klar— 
heit ausgedrückt werden fann durch eine pojitive Faſſung, anjtatt der gegen 
wärtigen negativen. Sie jchlägt deshalb die folgende Faſſung vor: 

„sm Wege der Widerflage oder der Einrede können Anſprüche 
aus dem internationalen Frachtvertrage auch gegen andere als die 
Art. 27, Ubi. 3, bezeichneten Bahnen geltend gemacht twerden, wenn 
es ſich um eine Forderung handelt, welche jich auf den nämlichen 
Frachtvertrag wie die Hauptklage gründet.“ 

Der Artikel wurde nach diefem Vorſchlage angenommen, jedocd am die 
Nedaktionsfommifjion gewielen, um den Antrag der deutichen Delegation, — 
„Forderung“ durch „Klage“ zu eriegen und „wie die Hauptklage“ zu jtreichen, 
— Nücjicht zu tragen (Brot. ©. 43), und erhielt Yodann die in den Tert 
des Uebereinkommens definitiv aufgenommene Fallung. 

Wie ſich aus den vorangehenden Erörterungen und dem Inhalt der mit: 
getheilten Verhandlungen ergibt, bildet Artifel 28 des internationalen Weber: 
einfommens eine nothwendige Ergänzung zu der Beltimmung des Art. 27 
Abi. 3. Die Abficht des Gejeggebers ging in Betreff der Beſtimmung des 
Art. 27 Abſ. 3 dahin, grumdjäglich nicht nur den Weg zur Klage aus dem 
internationalen Eifenbahnfrachtvertrage auf die drei dort bezeichneten Bahnen zu 
beichränfen, jondern auch den Weg der Widerflage und der Einrede. Dieſe 
drei Bahnen jollten gegenüber jeder Form der gerichtlichen Geltendmachung 
der Vertragsanjprüche die allein pajjivlegitimirten jein. 

Da das Uebereinkommen weder über die Aftivlegitimation der betheiligten 
Bahnen, noch über die Bailivlegitimation des Abjenders bezw. Empfängers 
bei Verfolgung von Anjprüchen aus dem internationalen Frachtvertrage Be 
jtimmung trifft, jo ergibt fich daraus, daß jede der am Vertrage beteiligten 
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Bahnen — ſoweit nicht etwa das Landesprozehrecht entgegenjteht, — gegen 
den Abjender bezw. Empfänger Anjprüche aus dem Frachtvertrage z. B. wegen 
Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht (Art. 12 Abj. 4), wegen Bejchädigung 
durch mangelhafte Verpadung (Art. 9 Abi. 3), wegen der Kosten der Aus— 
führung nachträglicher Berfügungen im Prozeßwege geltend machen darf, 
während der verflagte Abjender bezw. Empfänger Gegenanjprüche im Wege 
der Widerflage oder Einrede nur gegen eine der im Art. 27 Ab. 3 bezeichneten 
Bahnen zu erheben berechtigt it. Wird er aljo von einer anderen, als einer 
diefer drei Bahnen verklagt, jo iſt ihm gegen die Klägerin die Wiederflage 
und Einrede in Betreff jeiner Vertragsamprüche jelbit dann abgejchnitten, 
wenn dieſe aus demjelben Vertrage entipringen, wie die lage. Demgegenüber 
erſchien es geboten, aus Nüchichten der Billigfeit und nach Maßgabe allgemein 
anerfannter Normen des Prozehrechtes dann eine Ausnahme zu obigem Grund— 
ſatze zuzulaſſen, wenn jich die Klage einer jener anderen im Art. 27 Abi 3 
nicht bezeichneten Bahnen gegen den Abjender bezw. Empfänger auf den= 
jelben Frachtvertrag gründet, wie die Widerflage oder Einrede 
des Verklagten. Diejer Ausnahmevorjchrift gibt Art. 28 des Ueberemkommens 
Ausdrud. 

Es it im Artikel 23 zweierlei ausgejprochen : 

1) Die — aus Art. 27 Abi. 3 nicht ganz Har erfichtliche — 
Negel, dab grumdjäglich nicht nur im Wege der Klage, jondern 
auch im Wege der Widerflage oder Einrede Anſprüche aus dem inter: 
nationalen Frachtvertrage nur gegen eine der im Art. 27 Abſ. 3 
bezeichneten Bahnen gerichtet werden dürfen. 

2) Die Ausnahme, daß, wen die Klage einer der im Art. 
27 Abj. 3 nicht bezeichneten Bahnen gegen den Abjender bezw. Eme 
pfänger jich auf Denjelben Frachtvertrag gründet, wie Die 
vom Berflagten erhobene Widerflage oder Einrede, dieſe jtatthart 
jein jollen. 

Dieje Ausnahmevorjchrift it aber nach allgememen Interpretationsregeln 
strifte auszulegen: 

a) Art. 23 findet daher nur auf Anſprüche aus dem inter: 
nationalen Frachtvertrage Amvendung ſ. über den Begriff: Art. 27 
S. 731). Ob und imvieweit Gegenanjprüche, welche auf einem anderen 
Fundamente ruhen, 3. B. ex lege, ex delicto ete., gegen eine aus dem inter: 
nationalen Frachtvertrage klagende Bahn, im Wege der Widerflage oder Ein: 
rede vom VBerflagten geltend gemacht werden dürfen, iſt Mangels einer Be: 
ftimmung hierüber, nad) Landesprozehrecht zu enticheiden. 

b) Art. 28 bejchränft fich ferner lediglich auf den Weg der Wider: 
flage oder Einrede Der Weg der Klage ſteht dem Abjender oder 
Empfänger, fall er überhaupt gemäß Art. 26 aftivlegitimirt tt, nur gegen 
eine der drei im Art. 27 Abſ. 3 bezeichneten Bahnen offen (j. ©. 784, 785 f.). 
Dazu gehört im weiteren Sinne auch der Arreit- oder Prändungs-Antrag 
(Arreft: oder Pfandklage), ferner die Streitverfündung, der Antrag zur 
Sicherung des Beweijes, auf Feititellung des Zuitandes des Gutes, weil 
diefe al3 den Klageweg vorbereitende Schritte implieite in Diefem inbegriffen 
find (S 784). Die Klage wegen Aniprüchen aus dem jFrachtvertrage darf 
aljo gegen eine der im Art. 27 Abi. 3 nicht bezeichneten Bahnen unter feinen 
Umjftänden gerichtet werden, gleichviel ob diejelbe den Schaden, die Verſpätung 2c. 
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verjchuldet hat, die dem Abſender ꝛc. mächitliegende it x. Jede andere, als 
eine der im Art. 27 Abi. 3 bezeichneten Bahnen, kann ein Eingehen auf die 
Bertragsflage mit dem Eimvande der mangelnden Bailtvlegitimation ablehnen 
und den Kläger auf eine der im Art. 27 Ab}. 3 bezeichneten Bahnen verweilen. 


c) Aber auch im Wege der Widerklage und Einrede kann eine andere, 
als eine der im Art. 27 Abi. 3 bezeichneten Bahnen, nicht beliebig und in 
allen Fällen vom Abjender oder Empfänger im Anſpruch genommen werden, 
jondern ganz ausichließlich in Dem einen Falle, 

wenn die gegen ihm gerichtete Klage der betreffenden Bahn Tich 
auf denjelben Fractvertrag gründet, wie die von ihm er- 
hobene Widerflage oder Einrede, 


d. h. Sage und Widerflage oder Einrede aus demjelben Frachtvertrags- 
verhältnilfe entipringen, die Eigenjchaft der Konnexität bejigen. Klagt alio 
eine Diejer Bahnen wegen Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht (Art. 12 
Abi. 2) wegen Erjages des Schadens aus mangelhafter Berpadung (Art. 9 
Abi. 3), wegen Erjages der Koſten für die Ausführung nachträglicher Vers 
fügungen (Art. 15 Abi. 8) ꝛc., jo darf der verflagte Abjender bezw. Empränger 
Gegenanfprüche im Wege der Widerflage oder Einrede nur geltend machen, 
wenn ſie auf denſelben Frachtvertrag ſich gründen, wie die Stlage, 
d. h. alfo, wenn er aus demjelben VBertrage eine Nachforderung für zu viel 
erhobene Fracht (Art. 12 Abi. 4), für Berluft oder Beichädigung des Guts 
(Art. 30), für Verſäumung der Lieferfriit (Art. 39), für mangelhafte oder 
unterblicebene Ausführung nachträglicher Verfügungen (Art. 15 Ab}. 5) ꝛc. erhebt. 

Beruhen derartige Gegenanjprüche nicht auf demselben internationalen 
rachtvertrage, wie die Klage der Bahn, jondern auf einem anderen Fracht: 
vertrage, jo dürfen fie gegen diefe im Wege der Viderflage oder Ein- 
rede nicht erhoben werden, jelbit dann nicht, wenn der Anjpruch an Tich 
als ein ſelbſtändiger gegen Die betreffende Bahn jtatthaft wäre Die 
flägeritche Bahn kann aljo jeden derartigen Gegenanjprud) ablehnen bezw. 
je nach Yage des fonfreten alles zur jeparaten jelbjtändigen Geltendmahung 
gegen Tie jelbit oder eine der anderen aus dem Vertrage verpflichteten Bahnen 
verweilen. 

Dagegen darf eine der im Art. 27 Abi. 3 bezeichneten Bahnen, wenn 
fie aus dem internationalen Frachtvertrage Anjprüche gegen den Abjender bez. 
Empfänger erhebt, Gegenanfprüche desjelben, welche diejer ım Wege der 
Widerflage oder Einrede geltend macht, mit dem Einwande der mangelnden 
Paſſivlegitimation auch dann nicht zurückweiſen, wenn ſich dieſelben auf einen 
anderen Frachtvertrag gründen. 

Nach Vorſtehendem laſſen ſich die im Art. 28 in Verbindung mit Art. 
27 Abſ. 3 des Uebereinkommens enthaltenen Normen über die Paſſivlegitimation 
der Eijenbahnen bei Anjprüchen aus dem internationalen Frachtvertrage, wie 
folgt, zuſammenfaſſen: 

1) Der Berechtigte darf arundjäslich, wie im Wege der Sllage, ſo 
auch im Wege der Widerflage und Einrede nur eine der im Art. 27 Abi. 5 
bezeichneten Bahnen in Anſpruch nehmen. 

2) Wird der Berechtigte aljo von einer der im Art. 27 Abi. 3 bezeich- 
neten drei Bahnen aus dem internationalen Frachtvertrage verklagt, jo kann 
er Gegenaniprüche im Wege der Widerflage und Einrede gegen diejelben er— 
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heben, und zwar auch dann, wenn die Klage ſich nicht auf dem nämlichen 
‚srachtvertrag gründet, ſoweit dies überhaupt nach dem betreffenden Landes: 
prozeprecht zuläjjig und er gemäß Art. 26 aftivlegitimirt it. 

3) Der Berechtigte darf grumdjäglich eine der anderen, gemäß Art. 27 
Ab). 1 und 2 verpflichteten Babhrien weder im Wege der Klage noch der 
Widerklage oder Einrede in Anſpruch nehmen. Thut er dies dennoch, jo 
fünnen ihm dieſe den Einwand der mangelnden a leihen entgegen— 
ſetzen und ihn an eine der drei im Art. 27 Abſ. 3 bezeichneten Bahnen ver: 
weiſen. 

4) Wird der Berechtigte von einer der anderen, im Art. 27 Abſ. 1 und 2 
betheiligten Bahnen verklagt, jo darf er Gegenanſprüche im Wege der Wider: 
age oder Einrede gegen diejelbe in der Regel micht erheben, jelbjt wenn 
dies nach dem betreffenden Landesprozeßrecht zuläſſig ſein und er die Aktiv— 
legitimation gemäß Art. 26 beſitzen würde. 


5) Jedoch iſt ausnahmsweiſe dem Berechtigten die Erhebung von 
Gegenanjprüchen im Wege der Widerflage oder Einrede dann gejtattet, wenn 
Jich die Slage auf denjelben Frachtvertrag gründet, aus welchem die 
Widerflage oder Einrede herrührt, und zwar auch dann, wenn Dies nach 
Landesprozeßrecht nicht zuläjlig ſein ſollte. Wohl aber it hierbei voraus- 
geſetzt, daß der Widerfläger bezw. der VBerflagte au ſich gemäß Art. 26 zur 
gerichtlichen Geltendmachung von Bertragsanjprüchen überhaupt aftivlegitimirt iſt. 

Sit der Verklagte zur Erhebung von Gegenaniprüchen nicht gemäß Art. 26 
aftivlegitimirt, hat &r jich alſo 3. B. bei einer gemäh Art. 9 Abi. 3 oder 
Art. 12 Abſ. 4 gegen ihn gerichteten lage einer betheiligten Eijenbahn auf 
Schadenserjag oder Frachtnachzahlung des Verfügungsrechts über das Gut 
bereitS begeben, jo iſt er zur Widerflage vder Einrede weder im Falle des 
Art. 27 Abſ. 3 noch im alle des Art. 28 befugt. Die gegentheilige Anz 
nahme Schwab's (S. 240), daß auch der nach Art. 26 wicht Aktivlegitimirte 
das Necht zur Widerklage vder Einrede bejige, wenn die Klage jich auf den- 
jelben Frachtvertrag gründe, ift ungerechtfertigt. Denn jowohl Art. 27 Abi. 3 
wie Art. 28 treffen nur und ausjchließlich Beitimmung über die Paſſiv— 
legitimation und lajjen die Frage der Aftivlegitimation des 
Abjenders bezw. Empfängers gänzlih unberührt Die Altiv— 
legitimation it daher auch im Falle der Widerflage oder Einrede Seitens des 
Abjenders bezw. Empfängers lediglich nach den Normen des Art. 26 zu bes 
urtheilen, auch wenn die Klage jich auf denſelben Frachtvertrag gründet, zus 
mal Art. 26 ganz allgemein und uneingejchränft über die Befugnig zur gericht 
lichen Geltendmachung der aus dem internationalen Frachtvertrage gegenüber 
der Eijenbahn entjpringenden Rechte Beltimmung trifft, unter „gerichtlicher 
Geltendmachung“ aber nicht allein die Erhebung der lage, jondern auch der 
Viderflage oder Einrede d. h. jede Art der gerichtlichen Verfolgung der 
Vertragsrechte gegenüber der Eijenbahn zu veritehen it.') 


I) Siehe oben S. 784. 


Die nenen 
Handels- und Zollverträge des Deutſchen Reichs. 


I. Verträge mit Oefterreich-IIngarn. 
1. Bandels- und Bollvertrag vom 6. Dezember 1891. 


Art, 1. Die vertragichließenden Theile verpflichten fih, den gegenfeitigen 
Verkehr zwischen ihren Landen durch feinerlei Einfuhr:, Ausfuhr: oder Durch— 
fubrverbote zu hemmen. 

Ausnahmen hiervon dürfen nur ftattfinden: 

a) bei Tabad, Salz, Scießpulver und jonjtigen Sprengitoffen ſowie bei 
anderen Artikeln, welche in den Gebiete eines der vertragichließenden Theile 
den Gegenftand eines Staatömonopol3 bilden; 

b) aus Geſundheitspolizeirückſichten; 

e) in Beziehung auf Kriegsbedürfniſſe unter außerordentlihen Umständen. 

Art. 2. Hinfichtlih des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der 
Eingangs: und Ausgangsabgaben, forwie hinfichtlih der Durchfuhr dürfen von 
feinem der vertragichließenden Theile dritte Staaten günjtiger ald der andere ver: 
tragichließende Theil behandelt werden. Jede dritten Staaten in diejen Bezieh— 
ungen eingeräumte Begünftigung ift daher ohne Gegenleiltung dem anderen ver: 
tragichließenden Theile gleichzeitig einzuräumen. 

Ausgenommen hiervon jind: 

1. jene Begünftigungen, welche von einem der vertragichließenden Theile einem 
Nachbarlande zur Erleichterung des Verkehrs für gewiſſe Grenzitreden und 
für die Bewohner einzelner Gebietötheile eingeräumt werden ; 

2. die von einem der vertragichließenden Theile durch eine ſchon abgeichlofiene 
oder etwa fünftighin abzuichließende Zolleinigung zugeitandenen Be 
günftigungen. 

Art. 3. Die vertragichließenden Theile find übereingefommen, daß bei ber 
Einfuhr aus dem freien Verkehr im Gebiete des einen in das Gebiet des anderen 
Theiles in dem deutichen Bollgebiete von den in der Anlage A und im öiter 
reihiicheungariichen Zollgebiete von den in der Anlage B bezeichneten Waaren 
feine, beziehungsweije feine höheren als die im dieſen Anlagen beitimmten Gin 
gangszöfle erhoben werden ſollen. 

Wenn einer der vertragichließenden Theile auf einen in der Anlage A, be— 
ziehungsweile B zu gegenwärtigem VBertrage angeführten Gegenftand einheimiſchet 
Erzeugung oder Fabrikation eine neue innere Steuer oder einen Zuſchlag zu MT 
inneren Steuer legen jollte, fo fann der gleichartige Gegenftand mit einer gleichen 
oder entipredhenden Abgabe bei der Einfuhr belegt werden. 

Art. 4 Ron Maaren, welche durch das Gebiet eines der vertragichlieenden 
Theile aus oder nach dem Gebiete des anderen Theiles durchgeführt werden, dürfen 
Durchgangsabgaben nicht erhoben werden. 

Diefe Verabredung findet ſowohl auf die nach erfolgter Umladung oder 
Lagerung, als auf die unmittelbar durchgeführten Waaren Anwendung. 
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Art. 5. Zur weiteren Erleichterung des gegenjeitigen Verkehrs wird, fofern 
die Identität der aus: und wiedereingeführten Gegenitände außer Zmeifel ift, 
beiderjeitö Befreiung von Eingangs: und Ausgangsabgaben zugeitanden : 

a) für Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenitänden), weldhe aus 
dem freien Verkehr im Gebiete des einen der vertragichliegenden Theile 
in dad Gebiet des anderen auf Märkte oder Meilen gebracht oder auf 
ungewilien Zerfauf außer dem Meß- und Marfktverfehr verjendet, ſowie 
für Mufter, welche von Handlungsreilenden eingebracht werden; alle dieſe 
Gegenitände, wenn fie binnen einer im Boraus zu beſtimmenden Frift 
unverfauft zurüdgeführt werben; 

b) für Vieh, weldes auf Märtte in das Gebiet de3 anderen vertragichließen= 
den Theile gebracht und unverfauft von dort zurüdgeführt wird 

Art. 6. Zur Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs in den Grenzbezirfen 
find unter den vertragichliefenden Theilen diejenigen beionderen Beſtimmungen 
vereinbart, welche fich in der Anlage Ü verzeichnet finden. 

Art. 7. Hinfichtlih der zollamtlichen Behandlung von Waaren, die dem 
Begleiticheinverfahren unterliegen, wird eine Verfehrserleichterung dadurch gegen- 
jeitig gewährt, daß beim unmittelbaren Uebergange folder Waaren aus dem 
Gebiete des einen der vertragichließenden Theile in das Gebiet des anderen die 
Verſchlußabnahme, die Anlage eines anderweiten Verichluffes und die Auspadıng 
der Waaren unterbleibt, ſofern den dieſerhalb vereinbarten Erfordernifien genügt ift. 

Art, 8. Die vertragichließenden Theile werden auch ferner darauf bedadıt 
fein, ihre gegenüberliegeuden Grenzzollämter, wo es die Verhältniſſe geitatten, je 
an einen Ort zu verlegen, jo daß die Amtshandlungen bei dem llebertritt der 
Waaren aus einem HZollgebiete in das andere gleichzeitig ftattfinden fünnen. 


Art. 9. Innere Abgaben, welche in dem Gebiete ded einen der vertrag: 
ſchließenden Theile, jei es für Rechnung des Staates oder für Nechnung von 
Kommunen oder Storporationen, auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder 
dem Verbrauch eines Erzeugniſſes gegemwärtig ruhen, oder künftig ruhen werden, 
dürfen Erzeugniſſe des anderen Theiles unter feinem Worwande höher oder im 
läftigerer Weiſe treffen, als die gleihnamigen Erzeugniffe des eigenen Landes. 

Art. 10. Die vertragichließenden Theile verpflichten fich, auch ferner zur 
Verhütung und Beitrafung des Scleichhandel® nach oder aus ihren Gebieten 
durch angemejlene Mittel mitzuwirken und die zu dieſem Zweck erlaſſenen Straf: 
geiete aufrecht zu erhalten, die Nechtshülfe zu gewähren, den Aufſichtsbeamten 
des anderen Theiles die Verfolgung der Kontravenienten in ihr Gebiet zu ge— 
ftatten und benielben durch Stener:, Zolle und Bolizeibeamte, ſowie durch die 
Drtsvoritände alle erforderliche Auskunft und Beihülfe zu Theil werden zu laffen. 

Das nah Mahaabe diejer allgemeinen Beſtimmungen abgeichloffene Zollkartell 
enthält die Anlage D. 

Für Grenzgewäller und fir ſolche Grenzitreden, wo die Gebiete der vertrags 
ſchließenden Theile mit fremden Staaten zuſammentreffen, werden die zur gegenfeitigen 
Unteritügung beim Ueberwachungsdienſt verabredeten Maßregeln aufrecht erhalten. 

Art. 11. Jeder der vertragichließenden Theile wird die Sechandelsichiffe 
de? anderen und deren Ladungen unter demjelben Bedingungen und gegen diejelben 
Abgaben, wie die eigenen Sechandelsichiffe, zulalien. 

Dieies gilt auch für die Stüftenichifftahrt. Die Staatdangehörigfeit der 
Scifie jedes der vertragichließenden Theile iſt nach der Gejeggebung ihrer Heimath 
zu beurtheilen. 


— 


Die beiderſeitigen Schiffsmeßbriefe finden nach Maßgabe der zwiſchen den. 
vertragſchließenden Theilen getroffenen beſonderen Vereinbarungen Anerkennung. 


Art. 12. Ron Schiffen des einen der vertragſchließenden Theile, welche in 
Unglüds- oder Notbrällen in die Seehäfen des anderen einlaufen, ſollen, wenn 
nicht der Aufenthalt unnöthig verlängert oder zum Handelsverfehr benust wird, 
Schifffahrts: oder Hafenabgaben nidyt erhoben werden. 

Bon Havarie- und Strandgütern, welde in das Schiff eines der vertrag: 
ichließenden Theile verladen waren, ſoll von dem anderen, unter Vorbehalt des 
etwaigen Bergelohnes, eine Abgabe nur dann erhoben werden, wenn biejelben in 
den Verbrauch übergeben. 


Art. 13. Zur Befahrung aller natürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen 
in den Gebieten der vertragichließenden Theile jollen Schiffsführer und Fahrzeuge, 
welche einem derielben angehören, unter denjelben Bedingungen und gegen diejelben 
Abgaben von Schiff oder Ladung zugelafien werden, wie Schiffsführer und Fahr— 
zeuge des eigenen Landes. 

Art. 14, Die Benutzung der GChauffeen und jonitigen Straßen, Stanäle, 
Schleuien, Fähren, Brüden und Brüdfenöffnungen, der Häfen und Landungspläge, 
der VBezeihnung und Beleuchtung des Fahrwaſſers, des Lootſenweſens, der Krahne 
und Wangeanftalten, der Niederlagen, der Anitalten zur Rettung und Bergung 
von Schiffsgütern und dergleichen mehr, inſoweit die Anlagen oder Anstalten für 
den öffentlichen Verkehr beſtimmt find, ſoll, gleichviel ob diejelben vom Staate 
oder don PBrivatberecdhtigten verwaltet werden, den Angehörigen des anderen ver: 
tragichließenden Theiles unter gleihen Bedingungen und gegen gleiche Gebühren, 
wie den Angehörigen des eigenen Staates, geftattet werden. 

Gebühren dürfen, vorbehaltlih der beim Seebeleuchtungs- und Seelootjen: 
weien zuläffigen abweichenden Beitimmungen, nur bei wirklicher Benußung ſolcher 
Anlagen oder Anftalten erhoben werden, 

MWegegelder für einen die Landesgrenze überichreitenden Verkehr dürfen auf 
Straßen, welche zur Verbindung der Gebiete der vertragichliegenden Theile unter 
ji) oder mit dem Auslande dienen, nach Verhältniß der Stredenlänge nicht höher 
jein, als für den auf das eigene Staatsgebiet beſchränkten Verkehr. 


Art. 15. Auf Giienbahnen ſoll ſowohl hinsichtlich der Beförberungspreiie 
als der Zeit und Art der Abfertigung fein Unterichied zwiichen den Bewohnern 
der Gebiete der vertragichliegenden Theile gemacht werden. Namentlich ſollen die 
aus dem Gebiete des einen Theile in das Gebiet des anderen Theiles übergebenden 
oder das letztere tranlitirenden Transporte weder in Bezug auf die Abfertigung, nod 
rüdfichtlich der Beförderungspreiſe ungünftiger behandelt werden, al die aus dem 
Gebiete des betreffenden Theiles abgehenden oder darin verbleibenden Transporte. 

Für den Perſonen- und Güterverkehr, welcher zwiſchen Eijenbahnftationen, 
die in dem Gebiete des einen vertragichließenden Theiles gelegen find, innerhalb 
dieſes Gebietes mittelſt ununterbrochener Bahnverbindung ftattfindet, Tollen Die 
Tarife in der geleglichen Landeswährung dieles Gebietes auch in dem Falle auf: 
geitellt werden, wenn die für den Berfehr benuste Bahnverbindung ganz oder 
theilweie im Betriebe einer Bahnanftalt fteht, welche in dem Gebiete des anderen 
Theile ihren Sit hat. 

Auf Anſchlußſtrecken und infoweit es fich Tediglih um den Verkehr zwischen 
den zunächſt der Grenze gelegenen beiderjeitigen Stationen handelt, joll bei Ein- 
hebung der im Perſonen- und Güterverfehr zu entrichtenden Gebühren auch in 
dem Falle, wenn der Tarif nicht auf die gejegliche Landeswährung der Einhebungs, 
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ftelle lautet, die Annahme der nach den Geſetzen des Landes, in welchem die Ein: 
hebungsſtelle gelegen iſt, zuläfligen Zahlungsmittel mit Berüdlichtigung des 
jeweiligen Kurswerthes nicht verweigert werden. 

Die hier geregelte Aırnahme von Zahlungsmitteln joll den Vereinbarungen der 
betheiligten Eiſenbahnverwaltungen über die Abrehnung in feiner Weile vorgreifen. 

Art. 16. Die vertragichliegenden Theile werden dahin wirfen, daß der 
gegenseitige Giienbahnverfehr in ihren Gebieten durch Herstellung unmittelbarer 
Schienenverbindungen zwiichen den an einem Orte zulanmmentreffenden Bahnen 
und durch Weberführung der Transportmittel von einer Bahn auf Die andere 
möglichit erleichtert werde. 

Die vertragichließenden Theile verpflichten ich, dahin zu wirken, daß durch 
die beiderjeitigen Bahnverwaltungen direkte Erpeditionen oder bdirefte Tarife im 
Verfonen» und Güterverfehr, fobald und injoweit biejelben von beiden Theilen 
als wünſchenswerth bezeichnet werden, zur Einführung gelangen. 

Für den Direften Verkehr bleibt die Aufstellung einheitlicher Transport: 
beitimmungen, inöbejondere in Bezng auf Lieferungsfriften, durch unmittelbares 
Einvernehmen der beiberjeitigen zuftändigen oberiten Auffichtsbehörden vorbehalten. 


Art. 17. Die vertragichließenden Theile verpflichten fi, den Eiſenbahnverkehr 
zwiſchen den beiberjeitigen Gebieten gegen Störungen und Behinderungen ficher zu Stellen. 


Art. 18. Die vertragichließenden Theile werden dort, wo an ihren Grenzen 
unmittelbare Schienenverbindungen vorhanden find und ein Hebergang der Trans: 
portiittel jtattfindet, Waaren, welche in vorichriftsmäßig verichließbaren Wagen 
eingehen und in bdenfelben Wagen nad einem Orte im mern befördert werden, 
an welchem fich ein zur Abfertigung befugte® Zoll» oder Steueramt befindet, von 
der Deklaration, Abladung und Nevifion an der Grenze, jowie vom SKollover- 
ichluß frei laflen, infofern jene Waaren durch Webergabe der Ladungsverzeichnifie 
und Frachtbriefe zum Eingang angemeldet find. 

Waaren, welde in vorichriftsmäßig verichließbaren Eiſenbahnwagen durd) 
das Gebiet eined der vertragichließenden Theile ausgeführt oder nach) dem Gebiete 
de3 anderen ohne Umladung durchgeführt werden, jollen von der Deklaration, 
Abladung und Reviſion, jowie vom Kolloverihluß ſowohl im Inneren ald an 
den Grenzen frei bleiben, injofern dielelben durch Uebergabe der Ladungsverzeichniſſe 
und Frachtbriefe zum Durchgang angemeldet find. 

Die Berwirklihung der vorftchenden Beftimmungen ift jedoch dadurch be— 
dingt, daß die betheiligten Gifenbahuverwaltungen für das rechtzeitigte Eintreffen 
der Wagen mit unverlegtem Berichluffe am Abfertigungsamt im Innern oder 
am Ausgangsamt verpflichtet jeien. 

Inſoweit von einem der bertragichließenden Theile mit dritten Staaten in 
Betreff der Zollabfertigung weitergehende, als die hier aufgeführten Erleichterungen 
vereinbart worden find, finden dieje Erleichterungen aucd bei dem Werfehr mit 
dem anderen Theile, unter Vorausſetzung der Gegenfeitigfeit, Anwendung. 


Art, 19. Die Angehörigen der vertragichließenden Theile jollen gegenfeitig 
in Bezug auf den Antritt, den Betrieb und die Abgaben von Handel und Gewerbe 
den Inländern völlig gleichgeitellt fein. Beim Beſuche der Märkte und Meilen 
iollen die Angehörigen des anderen Theiles ebenio wie die eigenen Angehörigen 
behandelt werden. 

Auf das Npothelergewerbe, das Handelsmäkler- (Senfalen:) Geſchäft und 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen, einichließlih des Haufirhandels, finden Die 
vorjtehenden Beitimmungen feine Anwendung. 
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Kaufleute, Fabrifanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich darüber aus: 
weilen, daß fie in dem Staate, wo fie ihren Wohnfig haben, die geleglichen Ab: 
gaben für das von ihnen betriebene Geichäft entrichten, ſollen, wenn fie perjönlich 
oder durch in ihren Dieniten ftehende Neilende Aukäufe machen oder Beitellungen, 
nur unter Mitführung von Muftern, ſuchen, in dem Gebiete des anderen vertrag: 
Ichließenden Theiles feine weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet jein. 

Die Angehörigen des einen der vertragichließenden Theile, welche das Fracht— 
fuhrgewerbe, die See- oder Flußſchifffahrt zwiichen Wlägen verichiedener Staaten 
betreiben, jollen für dieſen Gewerbebetrieb in den Gebiete des anderen Theiles 
einer Gewerbeitener nicht untertvorfen werden. 

Die in dem Gebiete des einen vertragichließenden Theiles rechtlich beitehen- 
den Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeiellihaften auf Aktien und Verſicherungs— 
geiellichaften jeder Art werben in dem Gebiete des anderen Theile® nah Maßgabe 
der dajelbit geltenden geleglichen und reglementariichen Beitimmungen zum Geſchäfts— 
betriebe und zur Verfolgung ihrer Rechte vor Gericht zugelaſſen. 

Art. 20. Die vertragichließenden Theile bewilligen ſich gegenseitig das 
Recht, Konſuln in allen denjenigen Häfen und Handelspläßen des anderen Theiles 
zu ernennen, in denen Konſuln irgend eines dritten Staates zugelafjen werden. 

Dieſe Konſuln des einen der vertragicliegenden Theile jollen, unter der 
Bedingung der Gegenieitigfeit, in dem Gebiete des anderen Theiles dieſelben 
Vorrechte, Befugniſſe und Berreiungen genießen, deren fich diejenigen irgend eines 
dritten Staates erfreuen oder erfreuen werben. 

Art. 21, Jeder der vertragichliegenden Theile wird feine Konſuln im Auss 
laude verpflichten, den Angehörigen des anderen Theile, ſoſern letterer an dem 
betreffenden Plage durh einen Stonful nicht vertreten iſt, Schutz und Beiltand 
in derielben Art und gegen nicht höhere Gebühren wie den eigenen Angehörigen 
zu gewähren. 

Art, 22. Die vertragichließenden Theile geitehen ſich gegenieitig das Necht 
zu, an ihre Zollftellen Beamte zu dent Zwed zu enden, um von ber Geſchäfts— 
behandlung derielben in Beziehung auf das Bollweien und die Grenzbewahung 
Kenntuiß zu erlangen, wozu dieſen Beamten alle Gelegenheit bereitwillig zu ge— 
währen: ift. 

Ueber die Nechnungsführung und Statiftif in beiden Zollgebieten werben 
gegenieitig alle gewünſchten Aufklärungen ertheilt werden. 

Art. 23. Der gegenwärtige Handeld: und Zollvertrag erftredt fih auch 
auf die mit den Gebieten der vertragjchliegenden Theile gegenwärtig oder fünftig 
zollgeeinten Länder oder Yandestheile. 

Art. 24. Der gegenwärtige Vertrag ſoll an Stelle des beitehenden Handels 
vertrages am 1. Februar 1892, gleichzeitig mit dem am heutigen Tage ab» 
geſchloſſenen Viehſeuchen-Uebereinkommen, in Kraft treten und bis zum 31. Dezember 
1903 in Wirkjamfeit bleiben. Im Falle feiner der vertragichließenden Theile 
12 Monate vor dem lestgedachten Zeitpunfte feine Ablicht, die Wirkſamkeit des 
Vertrages aufhören zu laſſen, fundgegeben haben wird, bleibt derielbe in Geltung 
bis zum Ablaufe eines Jahres von den Tage ab, an welchen der eine oder ber 
audere der vertragichliegenden Theile ihn gekündigt haben wird. 

Art 25. Die Natrififationen de3 gegenwärtigen Vertrages follen jobald 
als möglih in Wien ausgewechjelt werden. 














I. Verträge mit Dejterreich- Ungarn. 801 
Anlage A. 
Zölle bei der Einfuhr in das deutſche Zollgebiet. 
Rummer | | 
u | , | Mart 
abichluffes gie | Benennung der Gegenftände. ! per 
tigen alljemeinen 
—— 100 kg. 
tarii 


| 








d) | 





aus. a) 
4.außa)l.ı 


b) 
5. außa) 


ausa) 
aus d) 
aus e) 
aus i) 


ausm) 





e)2. 
«) | 


Annalen bed Deurſchen Reicht. 


' Blei», Silber: und Boldglätte 






Kleie; Malzfeime 
Baummollengarn ungemiſcht oder gemiſcht mit Leinen, Seide, Wolle 
oder anderen vegetabiliichen oder animalischen Spinnftoflen: 


dreis und mehrdrähtiges, einmal und wiederholt gezwirnt, 
ob, gebleicht, gefärbt . RR WERTEN FEN SEHE 
zweidrähtiges, wiederholt gezwirntes, ob, gebfeicht, gefärbt; 


auch accommodirter zum Einzelverfauf ———— Baum» 
wollenzwirn jeder Art . . 

Waaren aus Baumwolle allein oder in Berbindung mit Metalle 
fäden, ohne Beimiichung von Seide, Wolle oder anderen unter 
Nr. 41 genannten Thierhaaren: 

alle nicht unter Wr. 1, 2 und 6 begriffene dichte Gewebe; 
robe (aus rohen Garn verfertigte) undichte Gewebe mit 
Ausſchluß der Sardinenitoffe, ſoweit fie nicht unter Ziff. 1 
fallen; Strumpfivaaren; Pojamentiers und Snopfmacer: 
waaren; auch Geipinnite in Verbindung mit Metallfäden 

Bürjten aus Bait, Strob, Schilf, Gras, Wurzeln, Binien u. dergl., 
auch in Berbindung mit Holz oder Eijen ohne Bolitur und Lad 

Beien aus Bat, Stroh, Schiff, Gras, Wurzeln, Binien u. dergl., 
aud) in Verbindung mit Holz oder Eijen ohne Politur und Lad 


Bürſtenbinder und Siebmacerwaaren, feine, auch in Verbindung 


mitanderen Materialien, joweit fie dadurch nicht unter Wr. 20 fallen 


Aetherijche Dele mit Ausnahme der unter ce und m begrifienen; 


Eſſenzen, alkohol- und ätherhaltige, zum Gewerbe- und Medi— 
zinalgebrauche 

Graphit ın geprehten und abgepahten Meinen Tafeln oder Blöden 
und dergleichen . ; 

Zündhölzer . . . : 

Gelbes und rothes blaufaures Kali . 

Soda, falzinirte . . 

Soda, rohe, natürliche oder fünftliche;, frnitallifirte Soda; Kottajche 

Sumadı, aud gemahlen; Schwefel, roher und gereinigter; Beinitein, 
rober und gereinigter; Lakritzenſaft; Borax und Borjäure; Ei: 
tronenjäure und Citronenſaft, ohne Zuder; andere rohe Erzeug- 
niſſe und chemiſche Fabritare für den Hewerbe- oder Medizital« 
gebrauch, insbeiondere auch Droguerie, Apotheker: und farbe» 
waaren, alle dieje Gegenjtände, injoweit fie nicht unter a bis 1, 
unter n oder oO oder unter anderen Nummern des Tarifs be» 
griffen find; Benzol und ähnliche leichte Theeröle; Terpentinöle; 
Harzöl; Thieröl; Mineralwajier, künſtliches und natürliches, ein— 
ſchließlich der Flaſchen und Krüge; Mundlad (Oblaten) eingedidte 
Säfte; Weinhefe, trodene und teigartige .. 

Schmiedbares Eiſen (Schweißeiſen, Echweißitahl, Flußeiſen, Fuße 
jtahl) in Stäben, mit Einſchluß des jagonnirten; Radkranzeiſen; 
Pflugſchaareneiſen; Ed- und Winteleiien; Eijenbahnicienen ; 
Eijenbahnlaichen, Unterlageplatten und Schwellen 

Anmerkung: 
12 cm lang, zum Umſchmelzen . . 

Eifenwaaren, grobe: 

anderweitig nicht genannte, auch in Verbindung mit Holz. 


. en nn Tr Th 


1592. 


Schmiedbares Eijen in Stäben, nicht über 


52 


70 


20 


er 
er DO 0 0 ED 


80 


frei 


2,» 


1, 


— — 
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e)3. Eijenwaaren, feine: 

&) aus feinem Eijenguß, als:. leichtem Ornamentguß, polirtem 

Guß, Kunftguß, ichmiedbarem Guß; 
ß) aus jchmiedbarem Eijen, polirt oder ladirt; Mefier, Scheeren, | 
Stridnadeln, Häfelnadeln, Schwertfegerarbeit u. j. w., 
alle dieje Gegenjtände, anderweitig nicht genannt, auch in Ber= | 
bindung mit Holz und anderen Materialien, joweit ſie da— 
durch nicht unter Nr. 20 fallen. 2 2 2 22 | 24 
aus7. 4) Erden und rohe mineraliſche Stoffe, auch gebrannt, geſchlemmt oder | 


—— 
ut ‚ Mart 
— Benennung der Gegenſtände. per 
——— 100 kg 
tarift. | 
aus 6. aus e)y2. Eijenwaaren, grobe: | 
ß) abgeſchliffen, gefirnißt, verkupfert, verzinkt, verzinnt, verbleit | 
oder emaillirt, jedoch weder polirt noch ladirt; ebenfo alle | 
Schlittſchuhe, Hümmer, Beile, Aexte, ordinäre Schlöfier, grobe | 
| Meier, Senjen, Sicheln, Striegeln, Thurmuhren, Schrauben: | 
ſchlüſſel, Winkelhaken, Holz, Schlof:, Rad⸗ u. Drahtihrauben, 
Bangen, — Schlüſſel, Dung und Heugabeln. ... 10 
Yy) Handjeilen, Degenklingen, Hobeleijen, Meißel, Tuch-, Schneider, 
Hedens und Blechicheeren, Sägen, Bohrer, Schneidkluppen, | - 
Maſchinen; und Papiermeſſer und ähnliche Werkzeuge. . . | 15 
| 


emahlen, ingleichen Erze, auch aufbereitete, joweit dieje Gegen: 
Hände nicht mit einem Zollfage namentlich betroffen find . . 


| frei 
aus 8. Flachs und Hanf, roh, geröſtet, gebrochen oder gehechelt, auch Werg 
und andere Abfälle... * frei 
9 a) rt ee a Re ae ee 8, 
DIE RE 2 1 a ee ee 3, 
—— 2 RE —— 2,0 
DE: RR 0 a ee ee een Kern 
ö)| —— En Na 1,» 
e)) Andere nicht befonder& genannte Getreidearten . . 2... - 
Br MBEERE: a 4 a ee a ee | 2 
da) Raps, Rübjaat, Mohn, Seſam, Erdnüffe und anderweit nicht ge- 
| nannte Oelfrüchtee... — 2 
BUBEN: U RE a a ee tn ale a wen | 1, 
ausf) | Malz rene DEE a ee Ber 8,0 
g) | Anis, Koriander, Fendel und Kümmel . . 22.222020. 8 
9. h Weinbeeren, frijche, zum Tafelgenuß (Zafeltrauben) .. ... . 4 
| Mit der Pojt eingehende Sendungen von Tafeltrauben von 
5 Kilogramm Bruttogewicht und weniger... 2... = | frei 
| Andere friiche Weinbeeren - 2 2 2 oe | 10 


Andere friihe Weinbeeren (Trauben der Weinleje), in Fäflern | 
oder Keſſelwagen eingeitampft, werden ohne Rüdjicht auf eine 
etwa eingetretene Gährung — wenn die eingeftampfte Maſſe 
alle Theile der Frucht, neben dem Safte aljo auch nod die | 
Kämme, Kerne und Schalen (Bälge oder Hülfen) der Trauben | 
enthält — zugelafien zum Bolliage von . 2.2.2... | 4 

k) .| Blumen und Blätter, friiche, zu Bouquets und zur Dekoration; | 
Gewächſe, lebende, und Pflanzentheile; Klee, Quzgerne, Ejparjettes | 
ſaat; Gemüje und Gartengewächſe, friiche; Kartoffeln; Früchte, | 
frijche, nicht genannte (mit Ausichluß der Weinbeeren und der Süd- | 
früchte), u. and. Erzeugnijie d. Qandbaues, anderweit nicht genannt frei 
10. a) | Grünes und anderes naturfarbiges gemeines Hohlglas (Glasgeſchirr), 
—F weder gepreßt, noch geſchliffen, noch abgerieben, auch mit or— 
dinärer Beflechtung von Weiden, Binſen, Stroh oder Rohr; | 
Blasmafje; rohes optiiches Glas (Flint, Kronglas); rohe ge | 





> u u a 3 8 ee ⏑ —V 
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Nummer 
m. Zeit des Marf 
erit n 
abichlufies git⸗ Benennung der Gegenftände. per 
tigen allgemeinen 100 kg 
ri 





röhren und Slasftängeldhen, ohne Unterſchied der Farbe, mie 
fie zur Perlenbereitung und Kunftglasbfäjerei gebraucht werden 
b) | Weihes Hohlglas, ungemufterted, ungeichliffenes, unabgeriebenes, 
ungeprebtes oder nur mit abgeidliffenen oder eingeriebenen 


Stöpjeln, Böden oder Rändern . » 2» 2 2 2 2.. brutto 

d)1.| Spiegelglas, rohes, ungeichliffenes . 2 2 2 2m mu nen 
aus 2. Tafel (Feniterr) Glas, farbia® . . 2... 2220. brutto 
Anmerkung: Bupenjheiben . . ..... brutto 


€) | Behänge zu Kronleuchtern von Glas, Glasknövfe (mit od. ohne Deien), 
auch gefärbte; majfines weihes Glas, nicht bejonders benanntes; 

gepreßtes, geichliffenes, polirtes, abgeriebenes, geichnittenes, gqe- 
ätztes, gemuſtertes Glas, injoweit es nicht unter d oder £ fällt 
——— zu e: Glasplättchen, Glasperlen, Glas: 
ſchmelz, Glastropfen, auch gefärbt . . » > 2 2 220. 

j 


1. Farbiges Glas, mit Ausnahme des unter a, d, e begriffenen, 
aud) gepreßt, geichliffen, polirt, abgerieben, geichnitten, geäßt, 
BRD N Su ee oe ee ee a 

2. Glasplättchen, Glasperlen, Glasſchmelz. Glastropfen, Glas- 
knöpfe (mit oder ohne Dejen), bemalt, verfilbert oder vergoldet 

3. Anderes bemaltes oder vergoldetes (verfilbertes) Glas; Glas: 
flüſſe (umechte rohe Steine) ohne Faltung. . .».. 2... 

4. Ölaswaaren und Emailmwaaren in Verbindung mit anderen 
Materialien, joweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen . 
Anmerkung zu f: Milchglas und Alabajterglas, un— 
gemujtertes, ungejchliffenes, unabgeriebenes, unbemaltes, un« 
epreßtes, oder nur mit abgejchliffenen oder eingeriebenen 
Stöpieln, Böden und Rändern . 2 2: 2 nn nen 


11.au3a) Pierdehaare, roh, gehechelt, gejotten, gefärbt, auch in Zodenform ge 
legt, geiponnen; Borften; rohe Bettfedern. . . 22 22.2. 
aus f) Bettfedern, gereinigt und zugerichtet. no nenn 
12. a) Häute und elle, rohe (grüne, gefalzene, gefalfte, trodene) zur 
Lederbereitung, aud) enthaartt . . 2 2 2 2 2 nenn 
13.au8a) SORHROBBEN.: 5. 5 5 un ara, 
b) Holzborke und Gerberlobe . . 2 2 2 nennen 

€) Baus und Nupholz: 
8 Roh vder lediglich in der Querrichtung mit der Art oder Säge 
bearbeitet oder bewaldrechtet, mit oder ohne Rinde; eichene 
Faßdauben.... 


2. In der Richtung der Längsachſe beſchlagen oder auf anderem 


Faßdauben, weldye nicht unter 1 fallen; ungeichälte Korb» 
weiden und Neifenjtäbe; Naben; Felgen und Speichen . . 


In der Richtung der Längsachſe geſägt; nicht gehobelte Bretter; 
gejägte Kanthölzer und andere Säge und Schnittwaaren . 






audd) 
aehobelte Holzwaaren und Wagnerarbeiten, mit Ausnahme der 
Möbel von Hartholz und der fournirten Möbel, geichälte Korb- 
weiden; grobe Korbflechterwaaren, weder gefärbt, gebeizt, ladirt, 
polirt, noch gefirnißt. — 


Grobe, rohe, ungefärbte Böttcher-, Drechsler, Tiſchler- und blos | 


rippte Gußplatten (Dachglas); Email- und Glaſurmaſſe; Glas— 


frei 


frei 


frei 


0,20 ober 
1 Feitmeter 


Wege als durdy Bewaldrechtung vorgearbeitet oder zerkleinert; | 


0,30 ober 
1 ikeftmeter 
1,so 
0,50 oder 
1 Feſtmeter 
4,so 








804 Die neuen Handeld- und Zollverträge des Deutichen Reiche. 











Nummer 
des zur Zeit des 
Vertragẽ⸗ 
abſchluſſes gits 
tigen allgemeinen 
beutichen Zoll: 

tarijß, 

















































aus d) 
e) 
aus f) 


Spangefledhte, ungelärbt. -. - - > > 2 2 2 2 er nn en 
Hornplatten und rohe blos geichnittene Knochenplatten. . . . . | 
Holz in geichnittenen fFourniren; unverleimte, ungebeizte Barquet- 
VORNE :- ae a. Be ae Be er ra 
Hölzerne Möbel und Möbelbeitandtheile, nicht unter d und g be- 
griffen, auc) in einzelnen Theilen in Verbindung mit unedlen 
Metallen, lohgarem Leder, Glas, Steinen (mit Ausnahme der 
Edel: und Halbedeliteine), Steinzeug, Fanence oder Porzellan; | 
andere Tiichler-, Drechsler und VBöttcherwaaren und Wagner | 
arbeiten, welche gefärbt, gebeizt, ladirt, polirt, gefirnißt oder 
auch in einzelnen Theilen mit den vorbenannten Materialien 
verarbeitet find; verleimte, auch fournirte Barquetbodentheile, 
umeingelegt: grobes ungefärbtes Spielzeug . . » . »... 
MIOLSTIRELER: GERIEDE N un. 40a ie we a ae ern 


Feine Holzwaaren (mit ausgelegter oder Schnigarbeit), es Korb- 
flechterwaaren, jomwie überhaupt alle unter d, e, f und h nidıt 
bearifiene Waaıen aus vegetabiliichen oder animalijchen Schnitz⸗ 
ſtoffen mu Ausnahme von Schildpatt. Elfenbein, Perlmutter, 
Bernſtein, Gagat und Jet; auch in Verbindung mit anderen 
Materialien, ſoweit ſie dadurch nicht unt. Ar. 20 fallen; Holzbronze 

Bronzirte, vergoldete oder verjilberte Leiſten und Rapnıen; hölzernes 
Spielzeug mit Ausnahme des zu f gehörigen, auch in Verbindung 
mit anderen Materialien, joweit es dadurd) nicht unt. Nr. 20 fällt 

Spangeflechte, ‚gefärbt; Möbel aus gebogenem Holz mit ornamentirt 
geprehten Theilen und ornamentirt gepreßte ——— 
(dergleichen Sigbretter u. f. W.). » » 22 2 220. 





audg) 


Gepreßte DürninBnfe 3-5: 4: 5:4 su a 
Hopfen, aud) Hopienmehl . - - 220m brutto 
Snitrumente, mufitaliiche, mit Ausnahme von Klavieren, Pianinos, 
Harmoniums und dergleichen Taſteninſtrumenten, jedoch mit 
Einjchluß der Kithenorgein. . 2. - 200 0000 00a 
Kleider und Leibwäſche, fertige, auch Putzwaaren, andere, joweit fie 
nicht unter d und e genannt ſind... 
Herrenhüte aus Filz, garnirt und ungarnitt . 2 2 22... 


Damenhüte, garnirı, mit Ausnahme jolher aus Bil . .... 
Damenhüte aus Filz, garmitt 2 2 2 En nn 
Hüre, nicht bejonders benannte, garnirt und ungarnirt. . . . . 


Kupfer und andere nicht beionders genannte unedle Metalle, Le 
girungen aus unedlen Metallen, anderweitig nicht genannte, 
und Waaren daraus: 


Andere Waaren, joweit fie nicht unter Nr. 19d 3, oder wegen 
ihrer Verbindung mit anderen Materialien unt. Nr 20 fallen 
Waaren aus Aluminium, Nidel; feine, insbejondere Luxus— 
aegenjtände, aus Alfenide, Britanniametall, Bronze, Neu: 
jilber, Tombad und ähnliche Legirungen; feine vernirte 
Mejlingwaaren, auc in Berbindung mit and. Materialien; 
alle dieſe Waaren, injoweit jie nicht unter Ar. 20 jallen 


Korallen und Perlen, zum Zwed der Berpadung und Verjendung 
auf Geipinnitiäden. oder Schnüre aufgereiht . . - = .. 

Waaren, ganz oder theilweije aus Bernjtein, Gagat, Jet, Meer- 
ihaum und PBerlmutterr - : > > 2 2 Ener nn 





19. 


20. aus a) 
b)1. 
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Baaren, ganz oder theilweife aus Eelluloid, Elfenbein, Lava und 
Schildpatt; aus unedlen, echt vergoldeten oder verfilberten oder 
mit Gold oder Silber belegten Metallen; Zähne in Verbindung 
mit Stiften oder Röhrchen von Platin od. anderen edlen Metallen | 200 


Anmerkung zu bl: Elfenbein. und Perlmutterjtüde, | 
vorgearbeitet für Gegenftände der Nr. 20bl ...... 30 


.! Feine Galanterie- und Quincailleriewaaren (Herren- und Frauen- 
ihmud, Toiletten: und fogenannte Nippestiichlachen u. ſ. w.), 
ganz oder theilweife aus Aluminium, dergleichen Waaren aus 
anderen unedlen Metallen, jedoch fein gearbeitet und entweder 
mebr oder weniger vernidelt, vergoldet oder verfilbert, oder auch 
vernirt, oder in Verbindung mit Salbedeljteinen oder nachge— 
ahmten Edelfteinen, Alabajter, Email, oder auch mit Schniß- | 
| arbeiten, Bajten, Kameen, Ornamenten in Metallgui u. dergl. 
Anmerkung gzub1l und 2: Herren: und Frauenihmud 
| aus unedlen echt vergoldeten oder verfilberten Metallen in 
| 


175 


einer nicht ala unweſentlich zu erachtenden Verbindung mit 
Glas, einschließlich der nachgeahınten Edeljteine, nachgeahmten 
Gemmen und nacgeahmten Kameen, ferner Herren- und 
Frauenſchmuck, Toilettene und jogenannte Nippestiichiachen 
aus unedlen Metallen, auch mehr oder weniger vergoldet 
oder verfilbert, in einer nicht als unmejentlich zu erachtenden | 
Berbindung mit Glas, einjchlieglih der nachgeahmten Edel 
fteine, nachgeahmten Gemmen und nacdgeahmten Kameen . | 100 


Stuß- und Wanduhren; Fächer aller Art; feine bofjirte Wahswaaren | 200 
Regen- und Sonnenfhirme . . » 2 2 2 nenne. an 120 
Waaren au Gejpinniten von Baummolle, Leinen, Seide, Wolle 
oder anderen Thierhaaren, welche mit animaliihen oder vege— 
tabilifchen Schnigftoffen, unedlen Metallen, Glas, —— 
Kautſchuck, Leder, Ledertuch, Papier, Bappe, Steinen, Stroh— 
und Thonwaaren verbunden und nicht beſonders tarifirt ſind. 120 


8. 
aus c) 2. 





a 


aus Anmerkung 
zu2l. b) Halbgare, jowie bereits gegerbte, noch nicht gefärbte oder weiter 
| zugerihtete Biegenfelle. . 2 2 2 oo on | 1 
21. ©) Grobe Schuhmacher, Sattler, Riemer- und Täjchnerwaaren, jowie | 
andere Baaren aus ungefärbtem oder blos geſchwärztem lohgaren 
Leder, od. aus rohen Häuten, alle diefe Waaren auch in Verbindung 
mit and. Materialien, joweit fie dadurd) nicht unter Nr. 20 fallen 50 
Feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Marolin, brüffeler und 
däniſchem Leder, von ſämiſch und weißgarem Leder, von ges 
färbtem Leder, von ladirtem Leder und Pergament, auch in 
Verbindung mit anderen Materialien, joweit jie dadurd nicht 
unter Nr. 20 fallen; feine Schuhe aller At. . » 2.2... 65 
Anmerfung zu ec und d: Grobe Schuhmacher: und 
Täjchnerwaaren aus grauer Radleinwand, Segeltuch, roher 
Leinwand, rohem Zwillid oder Drillid, oder grobem un— 
bedructen Wachſstuch werden wie grobe, Waaren aus feinem 
Wachstuch, Wachsmuſſelin, Wachstafft und dergleichen wie 
feine Lederwaaren behandelt. 
e) GBI. 3. ea ae a re ke 100 
22. einengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren, d. i. Garn und 
- Webe⸗ oder Wirkwaaren aus Flachs oder anderen vegetabiliichen 
Spinnftoffen mit Ausnahme von Baumwolle: 
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Nummer 
bed zur Zeit beö 
ertraggs 
abſchluſſes gils 
tigen allgemeinen 
beutichen Zoll: 
tarife. 


No: 
22. a) 


De 50 IS mi 


b) 


c) 
e) 


BO m 


Sn — — ñ — ñ mn 


f) 


&) 


24. a) 


ausb) 


25.auße)l. 


nn. 




















Die neuen Handeld- und Zollverträge des Deutſchen Reiche. 


Benennung der Gegenftände. 











gezwirnte® Garn aus Jute oder Manillahanf: 
BIB Rt: BSG. 2 ne are a ee ae | 
über Nr. 8 bis Nr. 20 englih - » 2-22 2.20. | 
über Nr. 20 bis Nr. 35 englüh . » - 2.2... 
Über Nr. 35 engliſch... 


Garn, gefärbt, bedrudt, gebleicht, auch dergleichen gezwirntes 
Garn aus Jute oder Manillahanf: 
bis zu Nr. 20 enaliih. - - - 2 2200. 
über Nr. 20 bis Nr. 35 englih . .. . . — 
über Nr. 35 englih. - - : : 2: 202 0. 
accomodirtes Nähgarn; Zwirn unter a, b und d nicht genannt 
accomodirter Nähzwirn NE Aare et 2a 


Seilerwaaren: 
Seile, Taue und Stride, aud) gebleicht oder getheert . . 
aller Art, mit Ausnahme der unter 1 genannten 


Leinwand, Zwillic, Drillich, ungefärbt, unbedrudt, ungebleidt: 
bis 40 Fäden in der Kette und dem Schuh zujammen auf 
eine quadratiiche Gewebeflähe von vier Duadratcenti» 
meter; Fußdecken aus Manillahanf-, Kotos-, Jute- und 
ähnlihen Fajern, ungefärbt. . 2» 2: > 2 2m nen 
mit 41 bis 80 Fäden in der Kette und dem Schuß zur 
jammen auf eine quadratiiche Gewebefläche von vier | 
Duadratcentimeter; Fußdecken aus Manillahanfe, Kokos⸗, 
Jute- und ähnlichen Faſern, gefärbt 
mit 81 bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß zu 
jamnten auf eine auadratiide Gewebefläche von vier 
Quadratcentimeter . - © 2 2 2 0 0 nern en 
Mit mehr ald 120 Fäden in der Kette und dem Schuß 
zujammen auf eine quadratiiche Gewebefläche von vier 
Duadratcentimetet-. - - 2 2 22 re een ee | 


Leinwand, Zwillich, Drillich, gefärbt, bedrudt, gebleicht, aud) 
aus gefärbtem, bedrudtem, gebleihtem Garn gewebt: 

bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß zuiammen 
auf eine quadratiiche Gewebeflädye von vier Onadrat: 
CERREIBRBIRT u ea 
mit mehr als 120 Fäden in der Kette und. dem Schuß 
zujammen auf eine quadratiihe Gewebefläche von 

vier Quadratcentimeter... 
Demaſt der <a 55 ae teen 
BISITEHMBENE > 3. 5 ne tea ae ae an we 
Papier, beichriebenes (Alten und Manuffripte); Bücher in allen 
Sprachen, Kupferitiche, Stihe anderer Art, fowie Holzichnitte; 
Lirhographien und Bhotographien; geographiiche und Seekarten; 
GLHITB TEE u a a a ae Wr ae ya 
Gemälde und Zeichnungen, auch eingebunden; Statuen von Marmor 
und anderen Steinarten; Statuen bon Metall, mindejten® in 
natürlicher Größe A en ea Da en 

Wein und Moft, in Fäſſern eingehend a N en 

Rother Wein und Mojt zu rotem Wein, zum Berichneiden unter 
BORIEDIE. a ee ee ee 
Wein zur Gognachereitung unter Kontrole . . - 2 2 222... 


Garn, ungefärbt, unbedrudt, ungebleicht, auch dergleichen | 








Butter, auch künitlihe - > 2 2 2 2 nennen 








frei 


10 
16 


= ——,— — — — — [nn — 
zz.” 
2 




















1. ‚Berträge mit Dejterreidellngarn. 807 
NAummer | 
—— Mark 
— Benennung der Gegenſtände. per 
2 100 kg. 
tarifs. 
Noch: | 
25. ausg)1. |). Fleisch, ausgeichlachtetes, Friiches, mit Ausnahme von Schweinefleiſch 15 
! Scweinefleiich, ausgejchlachtetes, jriiches, und Fleiſch, zubereitetes, 
| mit Ausnahme von Sped, friſch oder zubereitet . . .. . . 17 
2.y)! Fiſche, mit Eifia, Del vder Gewürzen zubereitet, in Fäſſern eingehend 12 
3. | Geflügel aller Art, nicht lebend . 2 22 nur 12 
Bild aller Art, nicht lebend - - » 2 2 2 anne 20 
h) Früchte (Südfrüchte): . 
ausl. friiche Apfelfinen, Citronen, Limonen, Bomeranzen, Öranaten, 
| Dael are Sec a re 4 
aus 2. getrocknete Feigen, Roſinen und Koörinthen.... 8 
aus 3. getrocknete Datteln, Mandeln, Pomeranzen, Granaten. . .. 10 
aus ji) alle. Sr ae a ee ee Met 4 
Ob. 11 aller ee a ee ae een kei 20 
p)1. Konfitüren, Zuderwert, Kuchenwerk aller Art; mit Zuder, Eijig, Del 
| oder jonjt, namentlich alle in Flaſchen, Büchſen u. dgl. einge: 
machte, eingedämpfte oder auch eingejalzene Früchte, Gewürze, 








Gemüſe und andere Verzehrungsgeaenjtände (Pilze, Trüffeln, 

Geflügel, Seethiere u. dgl.); zubereiteter Senf; Kapern, Paſteten, 

Saucen u. andere ähnliche Gegenstände des feineren Tafelgenuſſes 60 
EUER ee ee en re a ee er 30 
In Eifig eingelegte oder eingejalgene Gurken (jog. Znaimer Gurken) 

mit Zuthaten von Gewürzen der Nr. 25i oder auch mit geringen 

Zujägen and. Gemüje, in Fäſſern, Krügen, Töpfen, Gläſern u. dgl. 4 





aus 2. Objt, Sämereien, Beeren, Blätter, Blürhen, Pilze, Gemüſe, getrodnet, 
gebaden, gepulvert, blos eingekocht oder gejalgen, alle dieje Er: 
eugnifie, joweit fie nicht unter anderen Nummern des Tarifs 
egriffen find; Säfte von Objt, Beeren und Rüben, zum Ge— 
nuß ohne Zuder eingefoht -. . 2 2 2 2 nennen 4 
Friſche und getrodnete Schalen von Südfrüchten; Johannisbrot, 
RUE GRIM@BlER: u. en te ee ee 1 
Unreife Pomeranzen, auch in Salzwafler eingelegt... . .. - 2 
Trodene Nüffe, reife Kaftanien; Binienferne . . » » 2.2... 3 
q)2. Mühlenfabrikate aus Getreide und Hülfenfrüchten, nämlich geichro- 
tene oder geichälte Körner, Graupe, Gries, Grüße, Mehl; ge- 
wöhnliches Badwert (Bäderwaare). -. » » 222 rn. 7,s0 
8 Reis, geichälter und ungeihälter . . 2. 2 nn nn en 4 
26. auda) Olivenöl (Speijeöl) in Flaihen oder Hrügen. . : -» 2... 10 
aus b) Dlivenöl (Speijeöl) in Fällen. 2 2 2 2 2 nn nn 3 
aus d Olivenöl in Fäſſern, amtlich denaturirt.... — frei 
aus Ricinusöl in Fäſſern oder in Blechgefähen von mindeſtens 15 Kilo— 
gramm Bruttogewichtttt wann 2 
8 Rückſtände, feſte, von der Fabrikation fetter Oele, auch gemahlen frei 
aus h Schmalz von Gänſen, ſowie andere jcymalzartige Fette, als: 
Dleomargarin, Sparfett (Gemiſch von talgartigen Fetten mit 
Del), Rindsmark (beef marrow) . . . 2.2.2220. 10 
ausm Erdwachs, gereinigt.. a nal | 10 
7. a Ungebleichtes oder gebleichtes Halbzeug aus Lumpen. . .... | frei 
aus b Ungebleichter oder gebleichter Halbjtofi zur Papierfabrifation aus | 
Holz, Stroh, Eiparto oder anderen Faſern; graues Löſch und | 
gelbes, rauhes Strohpapier: Pappe mit Ausnahnıe der Glanz: | 
und Lederpappee..... N 1 
c) Padpapier, nicht unter b oder d begriffen, ungeglättet. . . . - l 3. 
d) Packpapier, Senltieiek: 2-4 2: 0.800 wen ea | 3 
Slanz: und Lederpappe; Prebipäne . -» . 2 2 2 en | 6 
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abfehtuffes Hs 
allgemeinen 
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Noch: 
27. €) 


aus 92 


28. 
a) 


b) 


30. a) 


e)1. 


33. a) 


aus eg) 


h)l.a): 
























Die neuen Dandeld- und Zollverträge des Deutſchen Reichs. 


Benennung der Gegenftände. 


Drud:, Schreib, Löſch und Seidenpapier aller Art ...... 
Lithographirtes, bedrudtes, liniirtes, zu Rechnungen, Etiketten, 
Fractbriefen, Devijen u. j. w. vorgerichtetes Papier; Gold* 
und Silberpapier; Papier mit Gold» und Silbermujter; burd)- 
ichlagene® Papier; imgleiden Streifen von diejen Papier: 
gattungen; Malerbappe - . » » 2 2 222 2000er 
Waaren aus Papier, Pappe oder Bappmafle . . ....... 
Waaren aus den vorgenannten Stoffen in Verbindung mit anderen 
Materialien, ſoweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen; 


Papiertapetennn.. 


Pelzwerk (Kürſchnerarbeiten): 


überzogene Pelze, Mützen, Handſchuhe, gefütterte Deden, Pelz | 


futter und Bejäpe und dergleihen - - © - 2» 222 0“ 
fertige, nicht überzogene Schafpelze, desgleichen weißgemachte 
und gefärbte, nicht gefütterte Anaora- oder Schaffelle, un— 
gefütterte Deden, Belzfutter und Befüte . . .. 2... 


Seidentotons; Seide, abgehajpelt (unfilirt, Greze) oder geiponnen | 
(filirt), nicht gefärbt; Floretſeide, gekämmt, geiponnen oder ge | 
zwirnt, nicht gefärbt; Abfälle von Seide, aud) von gefärbter Seide | 

Waaren aus Seide oder FFloretieide, aud in Verbindung mit Metall« | 


fäden; Waaren aus Seide, gemiicht mit anderen Spinnmaterialien 
und zugleich in Verbindung mit Metallfäden . . ..... 
Alle nicht unter e begriffene Waaren aus Seide oder Floretſeide 
in Verbindung mit Baummolle, Yeinen, Wolle oder anderen 
animaliichen oder vegetabiliichen Spinnftoffen . -. -. .. .. 


Anmerkung: Seide, welde in Garnen aus anderen 
Spinnmaterialien veriponnen iſt, ohne die Umhüllung des 


Fadens zu bilden oder zujammenhängend durd die ganze | 


änge des Gewebefadens fich zu ziehen, bleibt bei Geweben 

aus jolden Sarnen außer Betradt. 
Steine, insbeſond. Korallen, Asphaltftein, bituminöſer Mergelichiefer, 
Marmor und Alabajter, roh oder blos behauen, auch gemahlen 


Anmerkung: Zu den rohen oder blo8 behauenen Steinen | 


gehören auch ſolche Blöde, welde an nicht mehr als drei 
Seitenflähen eine Bearbeitung mit der Säge zeigen. 
Mühlſteine, auch mit eilernen Reifen . . 2 2 2 2 2 2 nen 


ober Zoteiihleien. : u: 000.0 1 | 


Geſägte Blöde; arobe Steinmegarbeiten (4. B. Fenfterbänte, Geſims— 
theile, Blinthen) von jchlichter nicht verzierter Arbeit, mit Aus: 
nahme der groben Steinmeparbeiten aus Alabaſter oder Marmor, 
zu dem derjog. belg. Granit - &cossines - petit granit - nicht gehört 

TDSDIDUREN wen ee Se ne. A ler 

Marmor und Alabaiter in Platten von 16 Centimeter Stärke und 
darunter, Ungeiblien. -- .». 5 =: 0.0 8 wma 

Geſchnittene oder geipaltene Platten aus Steinen anderer Art, un 
geichliffen; Steinmeßarbeiten, joweit fie nicht unter 33 d begriffen 
find, ungeicliffen 


' Glasflüjje (unechte Edeliteine), geſchliffen, geſchnitten, ohne Faſſung 


Korallen, bearbeitet, ohne Fafluna -» : 2 2 un nun 

Andere Waaren aus Nlabaiter, Marmor, Granit, Syenit, orphyr 
oder ähnlichen harten Steinen, mit Ausnahme der Statuen, 
außer Verbindung mit anderen Materialien oder nur in Ber 
bindung mit Holz oder Eifen ohne Politur und Lad... . 

















ö3 — ⸗ —⸗ ⸗ 


Frei 


frei 
0,» 


0 


2,# 


23 


10 


12 





I. Verträge mit Oeſterreich-Ungarn. 809 
— | 
u Mart 
ab chlufſes gils Benennung der Gegenſtände. per 
tigen allgemeinen 
Zoll⸗ 100 kg 
tariis, 
Steintohlen, Brauntohlen, Koaks, Torf, Torftohlen . . .. . . frei 
3. b) Strohbänder.... ...... 10 
1 Stüd 
aus). Hüte aus Stroh, ohne Garnitur . . 2 2 2 222. aaa O,15 
aus 36. Asphalt (Bergtheerrr.. frei 
37. 4) Geflügel aller Art, lebendes; andere lebende Thiere und thieriſche 
Produkte, anderweitig nicht genannt; ferner Bienenſtöcke mit 
lebenden Bienen. frei 
100 kg 
b) Eier von Geflügel—l.. 68 F 2 
38. b) Feuerfeſte Steinee.. ee we 0,50 
c) | Faly-Dadıziegel, glafirte Dachziegel und Mauerfteine; Thonfliejen; 
architekt. Verzierungen, auch aus Terracotta; glafirte Röhren; 
Platten, Krüge und andere Gefäße aus gemeinem Steinzeuge; 
gemeine Ofenkacheln; irdene Pfeifen; glafirtes Töpfergeihirr . 1 
d) Schmelztiegel; Muffelit, Kapfeln, Metorten, fenerfeite Röhren und 
Platten be ed: ae A a aa ae 2 
€) Andere Thonwaaren mit Ausnahme von Porzellan und porzellane 
artigen Waaren: 
1. einfarbig oder weiß; jeine Waaren aus Terracotta . 3 
aus 2. zweis und mehrfarbig, gerändert, bedrudt, bemalt, vergoldet, 
DETEDEEE a ee ae ea a ea 16 
Anmerkung: Boden: und Wandbefleidungsplatten, durch 
Zuſammenpreſſen verſchiedenfarbiger Thonmaſſen mit Muſtern 
verſehen, nicht glaſirt ee A er ee 3 
f) Porzellan und porzellanartige Waaren (Parian, Jaspis u. ſ. w.): 
1. Be a PA a a va ne Ange 10 
2. farbig, gerändert, bedrudt, bemalt, vergoldet, verjilbert 20 
Porzellan und porzellanartige Waaren in Verbindung mit anderen 
Materialien, ſoweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen . . 24 
" 1 Stüd 
39°. "SL Be a te EI FRE Ei 20 
Anmerkungen: 1. Pjerde bis zu 2 Jahren 10 
2. Füllen, welche der Mutter folgen frei 
b) I Stiere und Kühe........ .. . . . . .. 9 
c) EEE 2 Se ea a ee er 25,50 
Anmerkung: Für Bewohner des Grenzbezirks dürfen 
unter den vom Bundesrath vorzuſchreibenden beſonderen 
Kontrolen Zugochſen von 2'/s bis 5 Jahren zu dem Zoll» 
jage von 20 Mark für 1 Stüd eingelaflen werden, jofern fie | 
zum eigenen Wirthſchaftsbetriebe nachweislich nothwendig find. | 
d) Jungvieh im Alter bis zu 2’ Jahren. 5 
e Kälber unter 6 Wochenn. 3 
ee a a ee ee a 5 
. g Spanferfel unter 10 Kilogramm ar 1 
h Schafvieh..  r near — —— 1 
i ſßſſ ee ee a a a 2 0, 
100 ke. 
40. a) Grobes unbedrudtes Wahstuh PBadtuh) - - . - 2 2 2.2. | 10 
41. Wolle, einjchlieglih der anderweit nicht genannten Thierhaare, ſo⸗ 
wie Waaren daraus: | 
a) Wolle: rohe, gefärbte, gemahlene; ferner Haare: rob, gebechelt, | 
gejotten, gefärbt, aud in Lockenform gelegt... . - - frei 
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Rummer | 
bes zur Reit bes | ' Mar 
Sertragb: | n 
abſchufſes qil- Benennung der Gegenftände. "per 
tigen allgemeinen | | 1 k 
beutichen Zell: 00 kg. 








tarife, {| | 
— — m = * — 


I 
ee Garn, auch mit anderen Spinnmaterialien, ausſchließlich der 
| 

















Baummolle, gemiſcht: 
3. anderes Garn: | 
«) | — PITO: u rc a  A a art | 8 
PN: — — 10 
d), Waaren, auch in Verbindg. mit Baumwolle, Leinen od. Metallfäden: 
4. unbedruckte Filze, ſoweit ſie nicht zu Mr. 2 gehören; unbedruckte 
Filz- und Strumpfwaaren, Fußdecken, auch bedrudte, aus |; 
Wolle und anderen Thierhaaren, mit Ausnahme der Rind— | 
vieh- und Roßhaare, auch in Verbindung mit vegetabilijchen || 
Faſern und anderen Spinnmaterialin . . . . . . | 100 
5. | unbedrudte TZud» und Zeugwaaren, joweit fie nicht zu Biffer | 
7 und 8 gehören: | 
&)' im Gewichte von mehr als 200 Gramm auf das Quadrat " 
| meter Sewebeflähe . » » > 2 2 2 202. 1835 
3) im Gewichte von 200 Gramm oder weniger auf das ! 
| Quadratmeter Gewebeilähe . . . » - ee, 
Aulage B. 


Zölle bei der Einfuhr in das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet. 











Nummer | | 
bes zur Zeit bed | Bulden 


























ertragsabichiuffes 2 
ie allen, Benennung der Gegenftände, | Gold 
ae | per 100 kg. 
Zolltatifs. | | 
9. | Feigen: | 
| BEIGE Vu ale ra ne ee Yard | 1.— 
DEITDRDEIE- 4. „207-5 ar Se ar ee a Kann ee 1.— 
11. Eitronen, Limonien, Pomeranzen Be mE er ee a | frei 
12. Eitronen, Limonien, Pomeranzen, in Salzwafier eingelegt; Bomer- ! 
anzen, ungeife, Beine; Bomeranzen: und Eitronenichalen. | frei 
18. J Datteln, Bittaglen. 5 2 5. a ee ee | 12.— 
14. | Mandeln: | 
a) | trodene, mit oder ohne Schale...» 2 2 22er. 5.— 
b) unreife, in der Schale - - . : : 2m ren | 1.50 
15. Pinienkerne (Zirbisnüſſe), unausgeichälte, Johanniebrot, Kaſtanien, 
Lazeruoli, Paradiesäpfel (Nudenäpfel); Oliven, friſch, getrodnet 
DEN geaeeeeeeeee 2. ⸗ 
16. ! Binienterne (Zirbisnüfe), ausgeſchälte; Granatäpfel . .... . | 12.— 
28. Reis, aeihält, und Bruchreis. . > 2 2 > Hu m nn nenn I 1.50 
29. Beintrauben, friiche, für den Tafelgenuß (in Kollien im Gewichte 
von 5 kg oder wenigen) . . 2 2 Er | 9 
30. Nüſſe und Haſelnüſſe, troden oder aufgeihält . . 2.22... | 1.50 
31. ! Feine Tafelgemüie, früh - -» - .. . frei 
aus 32. a) | Gemüſe, nicht beſonders benanntes, Hih . » - - 2... frei 








I. Verträge mir Oeſterreich-Ungarn. 811 
—— | 
jur Zeit Gulden 
Vertragsatjchluffes — 
git ———— Benennung der Gegenſtände. Gold 
pen ung per 100 kg. 
Zelltarifs. 
aus 32. b) Gemüſe, nicht befonders benanntes: getrodnet oder zubereitet (ge: 
dörrt, fomprimirt, zerichnitten, gepulvert oder jonjt zerkleinert; 
| gejalzen oder in Eſſig eingelegt in Fällern) . - . 2.2... 2.— 
NEE BE 2 ae a A Te frei 
aus 84. Fenchel, Kümmel, Kleejaat, Senfſaat und Sümereien, nicht bes 
JOMUERD.. DENRERBE: 12°... 5°2. 2.0 0.0 a een ' Mei 
35. N gelice Bierbfumen und »-Blattwerk, geihnitten . 2.2 .22.. | frei 
35. (bis) || Lebende Gewächſe 2 222mm m ren | —.,50 
Eichorienwurzel, getrodnet (nicht aebranıt) » 2 2 2 2220. —,75 
aus 36. Bilanzen und Pilanzentheile, nicht bejonders benannte, friih . - | frei 
37. Pflanzen und Pilanzentheile, nicht bejonders benannte, getrocknet 
oder zubereitet (gepulvert oder jonft zerfleinert oder gefärbt) . | frei 
38. Hopfen, auch Hopfenmehl (Rupulim). . . 2 2 22.2 .. brutto | 7.— 
| per Stück 
39. BEE. u ec men ee a a ae ee \ | n 75 
40. SEE: & ee, ee at ee Be de ae 
41. BE 2 4 a ar re ee ale kr Br an ie Per sa — 
42. J aan Er 2.50 
48. Be. EEE EEE: 1.50 
aus 4. | Schafe (auch Widder und Hammel) . 2 22 2 . . . . . —.,50 
aus 45. | EEE an ae ee a Nr ee Bere —.25 
46. Schweine mit mehr al8 10 kg Gewidt . » 2 2 2 2 2 nn. 1.50 
47. | Schweine mit 10 kg Gewicht oder darunter . 2 2 2 222... —.30 
48. | Be a A Kant a 5, ara rd 10.— 
Anmerkungen: 1. Pferde bis zu 2 Jahren . . . » | 5.— 
| 2. Füllen, weldye der Mutter folgen | frei 
49. Maulthiere, Maulejel und Ejel. . » 2: 2 2 2 nen | frei 
aus 50. Geflügel aller Art: 
a) BERERB 2 .= ans frei 
per 100kg 
b) DO N ee a Eee BR 3.— 
51. Fifche, friſche; Flub- und BON Scneden, friiche, Scampi 
(nephrops HOFFORICHB] 22° ee ae re 3a frei 
55. ERBRERRIBE 3: 39 ae ca an as ra er aer frei 
aus 56. Bienenitöde ſammt dem Honig und Wahs. . . 2 2 2... frei 
60. delle und Häute, roh (grün oder troden, auch gejalzen oder gekalkt, 
aber nicht weiter bearbeitet). . » > > 2 22.2. frei 
61. Haare aller Art, roh vder zubereitet (und zwar gehechelt, gejotten, 
gefärbt oder gebeizt, aud) in Zodenform gelegt); Borjten frei 
62. Federn, nicht bejonders benannte (auch Bettfedern und — 
| en nicht zugerichtet -» > 2 2 onen frei 
aus 67. —— 5 ae Bi ee ee 5.— 
70, Palmöl und Kokosnußöl, feſtes; vegetabiliſcher Talg.. . .. 1.— 
72. Olivenöl, reines, in Fäſſern, Schläucen und Blaien. .. .. . 2.40 
Mohn-, Sejam-, Erdnuß-, Buchedern-, Sonnenblumenöl und Baum: 
wolljamendl (Eottonöl), Gemiſche von Olivenöl mit anderen 
fetten Delen, in Fäſſern, Schläudhen und Blafen. . . .. . 4.— 
73. Leindl in Fäſſern, Schläuden und Blajen . - 2 2 22.2. . 2.40 
Rüböl und andere nicht bejonders benannte fette Dele, in Fällern, 
Schläuhen und Blaien. > > 2 2 HH Er. 4.— 
Anmerkung zu den Nr. 72 und 73: Dlivens, Ricinus- und 
Erdnußöl in Füſſern, Schläuchen und Blaſen, unter amtlicher 
Kontrole zum menſchlichen Genuſſe gänzlich unbrauchbar gemadıt, 
bei der Abfertigung durd) befonders ermädhtigte Zollämter . . —.80 
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Nummer 









bes zur Zeit bes 
— . Gulden 
giltigen —— Gold 
bterreichiſch⸗ 
ungariiden \ per 100ke. 














Zolliariſs. 








Oele, fette, in Flaſchen und Krügen... 








Gummi-Senegal, Gummigutti, Tragantgummi; Gummen, Harze 
und Gummenharze, natürliche Baljame und Pflanzenfäfte, nicht 
beſonders benannte (einichlieglih von Manna). ...... 


74. 10.—- 
78. a) Speijeeffig in Fällen. - - 2: 2 2 Co een ı 4- 
82. Teigwerk, jogenanntes italienisches (d. i. Nudeln und gleichartige 
nicht gebadene Erzeugnifie aus Mehl) - . 2... 0.0.0) Mehboll 
83. Fleiſch, friſches oder zubereitetes, d. i. geialzenes, getrodnetes, | 
geräuchertes oder gepölelte® . . - - 2. 2 2 nennen 6.— 
84. TERDIBDNBTHE 3 N aa ee ae ie Be Re are a A | 16- 
85. A ee et ee ' W- 
87. Fiiche, mit Ausnahme von Heringen, gejalzen, geräuchert, getrodnet 3.— 
88. liche, zubereitet (marinirt oder in Del eingelegt u. j. w.), in Fällen | 15.— 
92. Alle in Büchſen, Flaſchen und dergleichen hermetiſch verichlofienen | 
Genußmittel (mit Ausnahme der unter Wr. 89 und 91 genannten) 
93. Eßwaaren, nicht befonders benannte. - © 2 2 22m. | 
96. Holzkohlen, Torf und Torftohlen, Lignite und Steintohlen, Koals 
und alle aus diejen Materialien dargeitellten feiten künjtlichen 
TEE 2 a N ar 
99. ‚ Hörner, Hornjceiben, Hornipigen, Klauen, Füße, Hufe; Knochen, 
| geipalten, geitredt oder geihnitten . » 2 2 22mm. 
aus 101. ' Korallen, rohe, auch gebohrt, jedoch nicht geichlifien . . - . . - 
102. ' Steine, roh oder blos behauen oder gejägt: Erze, auch aufbereitete 
103. ' Erden und mineraliihe Stoffe: 
a) | EB: 2 a ee Bat ee 
b) | gebrannt, geichlemmt oder gemahlen : 
L.| Darberden - » 0 a 2 nass ae anne ne 
2.| 2 2. er re We Are ne ee 
Alle dieie er... joweit fie nicht in anderen | 
| Tarifklaſſen enthalten find. 
aus 104. Süäüteeiee ra 
aus 106. Pomeranzenblüthen- und ähnliche wohlrieh. Wafler (ohne Weingeift) 
107. \ Metherijche Dele: 
a) | Bernitein-, Hirſchhorn-, Kautichud-, Torbeer-, Rosmarin- und 
| WERHUDGIDEENN. u = 5 0,5 2 ee eh 
b) N BER A a Be IE Br at er ee re 
108. \ Ejfige, Fette und Dele, parfümirte, in Umſchließungen von wenig: 
re: RE Er EEE EEE N 
109. | Farbhölzer: 
DE en a a ae 
b) | verfleinert (d. i. geraspelt, gemahlen, geichnitten). . . . . . 
ec) ı verBleinert, fermentitt . . - > 2: 2 20er een ene 
110. Ninden, Wurzeln, Blätter, Blüthen, Früchte, Knoppern, Galläpfel 
| und dergleichen, auch geichnitten, gemablen oder jonjt zerfleinert, 
| zum Färben oder Gerben. . - - - 22 22 nennen 
aus 112. Kaſtanienholzextrakft. 
113. Orſeille; Perſio; Indigo; Cochenille.. 
Gerbeitoff- und Farbſtoffextrakte, nicht beſonders benannte B 
114. Theer aller Art, mit Ausnahme von Brauntohlen- und Schiefertbeer 
aus 115. Harz, gemeines; Colophonium; Pech, mit Ausnahme von Stein- 
| DORIERERGELWEIN: 44: 37 2. <a 38° 0 su. ar men. ae BF ea 
| Steinkoblentheerbeh. - - > 2 2 2 2 m rer nen 
aus 117. ——— ac nr rasen Mole 1e 
118. Eopalharz, Damarbarz, Schellad, Gummi arabicum, Gummi-Gedda, 
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Rummer | 
Bertragtarilunes . | Gulden 
sütigen aßyemeinen Benennung der Gegenſtände. Gold 

ofterreichiſch⸗ x 

ungariiden | ber 100 kg. 

Zoltarijt. | 
Baummwollgarne: + j 

124. einfach, roh: 

a) DEE TR 2 a 6.— 

b) über Ar. 12 bie Ar. 29 engl. - - 2: 222er | 8.— 
124. (bis) || dublirt, roh: | 

a) bis Nr. 12 engliſhee... 8.— 

b) über Nr. 12 bis Mr. 29 engliſch.. en | 10.— 
125. einfach oder dublirt, gebleicht oder gefärbt: | 

a) bis Nr. 12 engliſch............... 12.- 

b) über Nr. 12 bie Nr. 29 enaliih.e - - - > 2 2 02 2a Il 14.-— 

126, drei: oder mehrdrähtig, roh, gebleiht oder gefärbt... .... N 24. 
aus 127. Garne, für den Detailverlauf adjuftirtt. - 2 2 2 2 nun an | 35.— 

Baumwollwaaren: 
128. Gemeine, glatte, d. i. Gewebe aus Garn Nr. 50 und darunter, 


auf 5 mm im Quadrat 38 Fäden oder weniger zählend, glatt 
auc einfach getöpert : 














a) BE ee ee ae de 32.— 
b) | DEDIEUDE 0 4 u as an ar a a, re ae dar ae Eee 40 — 
ey EEE ae en a Arie 50.- 
d) | mebrjarbig gewebt, bedvrudt . . . 2 2 2 22 2 nun. 60.— 
129. Gemeine, gemujterte, d. i Gewebe aus Garn Nr. 50 und darunter, | 
auf 5 mm im Quadrat 38 Fäden oder weniger zählend, gemujtert: 
a) EIER. m 00 ae a a wer. Ar A ee 40.- 
b) WORHIRTRE u © Su. i 50.— 
ec) I WEIBEDE: u.a a a ae ee N 60.- 
—d9,— mehrfarbig gewebt. bedruct..3 70.- 
150. | Gemeine, dichte, d. i. Gewebe aus Garn Nr. 50 und darunter, \ 
| auf 5 mm ım Quadrat mehr als 38 Fäden zählend: | 
a) | BOB Lin de | 50.— 
b) BERIENDE A an a A ee ne a 60.⸗ 
c) | DENE N Se ee eh Are A 70.— 
d) mehrfarbig gewebt, bedrudt. . . on 202 ne. "80. 
131. Feine, d. i. Gewebe aus Garn über Nr. 50 bis einschließlich Ar 100: 
a BON An a Re re ea 70 — 
b) gebleidt aefärbt, mebrfarbig gewebt oder bedrudt . . . . | 100.— 
132. Feinste, d. i. Gewebe aus Garn über Ar 100; Tülle (Bobbiners, | 
Betinets, derlei Vorhangitoffe und Möbelnepe); Baaren in | 
Verbindung mit Metalliüden . » » > 2 2 2 nn nenn ‚ 140.— 
Anmerkung: Steifnetze, bobbinetartige . - » . . . 50.⸗- 
133 Geſtickte Webewaaren; Spitzen.. nennen 225.- 
134. Sammete und ſammetartige Webewaaren (mit aufgeſchnittenem oder 
nicht aufgeſchnittenem Flor); Band», Pojamentier-u. Rnopfwaaren | 85.— 
HERE a ea a a re N tn ee ı Mm 
135. Dochte: Gurten, Treibriemen, Schläuche: Nepe und Seile, grobe | 24.— 
aus 136. Flachs und Hanf, roh, geröftet, gebrochen, gehecheit, gebleicht, und | 
Abfälle von Flachs und Hanf. . ». » 2 2: > 22 nennen ' frei 
Leinengarne: 
137. Flachs- und Hanfgarne; Garne, nicht beſonders benannte: 
a) ETRIOER TO. 2 ee ee a ea ee 150 
b) einfach, gebleicht, geüichert oder gefärbt . . . 2 2 2 22.2. 5 — 
c) WERNBICHGE 2° 2 a te ae ar ee er 5 18.— 
138. YJutegarne: | 
a) ERIIE NOD: 5 na Sn a ae een ' 150 
b) gezwirnt, gebleicht, geäfchert oder gefürbt . . 2. 2 22...) | 5.— 
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Nummer | | 
des it des N 
—ã —— 
— Benennung der Gegenſtände. Gold 
erte * 
————— per 100 ke 
Joltarift. i 
Leinenmwaaren: . 
139. Graue Padleinwand, d. i. ein glatte, grobes, auch einfach ges 
föpertes Gewebe ohne Mujter, aus Hanf oder Flachs, welches 
nicht mehr als 5 Kettenfäden auf 5 mm enthält; auch fertige | 
Säcke daraus. — 6— 
Anmerkung: Gebrauchte fignirte Säcke aus grauer 
Packleinwand, welche zum Füllen mit Getreide eingeführt | 
und gefüllt binnen zwei Monaten wieder ausgeführt werden, 
unter den im Berordnungsivege vorzuzeichnenden Bedingungen ne 
;— MONIEOIEN: ua j me 
140. Leinenwaaren, ungemuitert, roh, bis 20 Kettenfäden auf 5 mm. | 12.— 
141. Zeinenwaaren, ungemuſtert, gebleicdht, gefärbt, mehrfarbig gewebt, ' 
bedrudt: 
bis 10 Settenfäden uf 5 mm . . . 2.2 2 2 nn nn 2.- 
11 bis 20 Kettenfäden uf 5 mm... 2. 22 2 nn ea 40.- 
142. Leinenwaaren, gemuitert bis 20 Kettenfäden auf 5 mm: A 
GE a Te ae ar REN = 
aebleicht, gefärbt, mehrjarbig gewebt oder bedrudt I 80.— 
Damajt aller Art, auch roh.. 2 nn nn i 8&0— 
143. Leinenwaaren über 20 Klettenfäden uf 5 mm .. 2.2 2... 80ö 
144. Battiſte: Gaze, Linons und andere undichte Webewaanren.. . 120.— 
146. Spitzen und Kanten... ee ee ' 300.- 
Geltidte Webewanren - © -» 2 2 2 un 0 0 re. 200.— 
aus 147. Rofamentier-, Knopf, Band» und Wirkwaaren.. 80.— 


Jutegeivebe: | 
Sad: und Radjtoffe aus Jute, roh, ungebleidht, ungefärbt, un« | 
gemuftert, auch einfach geföpert, nicht mehr als 5 Kettenfäden | 
auf 5 mm enthaltend, jowie fertige Eäde daraus . ... . J 6—- 
Anmerkung: Gebrauchte fignirte Säcke aus Jute, 
welche zum Füllen mit Getreide eingeführt und gefüllt binnen 
zwei Monaten wieder ausgeführt werden, unter den im Ver— 
ordnungswege vorzuzeichnenden Bedingungen und Kontrolen 


Möbel- und Bekleidungsſtoffe, Tapeten, ſowie alle Gewebe aus 
Jute in Verbindung mit anderen vegetabiliihen Spinnſtoffen, 
einschließlich der Baummolle, infofern die Jute in der Faden» 
zabl überwiegt, auch dergleihen Jutegewebe geftidt oder in 
Verbindung mit Metallfäden . "> >» 22 2 nennen 40.- 


148. 


149. 








150. Jutegewebe, nicht beſonders benannte; Fuß⸗ und Wagendecken, 
Laufteppiche aus Jute und anderen nicht beſonders benannten 
vegetabiliſchen Spinnſtoſſen, auch gebleicht, gefärbt, bedruckt, 
—— a a 12.— 

151. ' GSeilerwaaren: 

Seile, Taue, Stride, auch gebleiht, geiheett . -. .. 2... 3.7 
JJ ar a ae ae ar 18.— 

152. | Wolle, rob, gewaichen, gekämmt, gefärbt, gebleiht, gemahlen und 2 
DR ROTEN on a rel 

154. ‚ Wollengarne (au& Wolle oder Thierhaaren) und Bigognegame: 

ausb) | Mohair-, Aipacca- (aud) mottled Alpacca-) und Genappesgarn; 
| alle diefe einfach oder dubfirt, roh, bei der Einfuhr über 2 
beſonders ermäcdtigte Bollämter . . -» » 2 2 2 2 2 na. 1.0 
c) Garne, nicht beſonders benannte, roh, einfach: 
1: bis Nr. 45 er een * 8.— 


2.. . . über Nr. 45 metriſch.. en are ae 10- 
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—— | 
Bernügeabiiufh . ; Gulden 
siligen eRgrmeinen | Benennung der Gegenftände. Gold 

— — per 100 kg. 

Zolliarife. | | 

Ned: 1 
154. Wollengarne (aus Wolle oder Thierhaaren) und VBigognegarne: 
d) I Garne, nicht beionders benannte, roh, dublirt oder mehrdrähtig: 
1.| bis Nr. 45 I ee 12.— 
2.) uüber Nr. IS wetriſhh 14.— 
e) | Garne, nidt bejonders benannte, gebleicht, gefärbt, bedrudt, 
E. einfach: 
1. bis Nr. 45 metriſch... 12 — 
2.| über Ar. 45 metriſch..... 14.— 
9 Garne, nicht beſonders benannte, gebleicht, gefärbt, bedrudt, 
| doublirt oder mehrdrähtig: 
1. bis Nr. 45 REED 2 ea: 16.— 
2. über Nr. 45 metriſch.. 16.- 
156. Fußteppiche: 
b) andere, auch bedruckttt.. a en 50.— 
158. Wollene Webewaaren, nicht bejonder benannte: | 
a) im Gewichte von mehr als 500 g per 1 Duadratmeter . . . | 50. 
b) im Gewichte von 500 g bi 200 g ber 1 Quadratmeter. . . | 80.— 
c) im Gewichte von 200 g und weniger per 1 Quadratmeter, | 
BEN ebruchkkfe a ee " 110.—- 
159. Sammete und jammetartige Gewebe (mit aufgeichnittenem oder 
nicht aufgejchnittenem Flor); Band, Pojamentier-, Knopfe 
MID MRIERBRRERN.: >. u ne ae 1 85,— 
160. Bedrudte wollene Rebewaaren (mit Ausnahme der unter Nr. 156 b), 
158c) und 159 genannten). . - - 2 2 2222000. 80.— 

162. b) Filze, andere, und Filswaaren, beide unbedrudt. . . . 2... 50.— 

168. Seidengalleten Kokons), Seidenabfälle, ungeiponnen.. . . . . . frei 

165. Seide, abgehaspelt oder filirt, aud) geziwirnt: 

a) Be a a ne Beer a frei 

166, Sloretjeide (Seidenabfälle, geiponnen), auch gezwirnt: 

8) | roh oder weiß gemalt. . - 2 2: 22 Er ennn frei 

168. | Seidenwaaren, gefticdt oder mit Metallfüden; Tülle, Gaze; Blonden, 

Spigen (Spipentüher) . . » - 2 > 22 2 nennen 500.— 
Bejagartitel aus jeidenen oder halbjeidenen Schnüren, Biejen, 
Epenillen und dergleichen Pofamenten tonfeltionirtt . . . . - 400.— 

169.  Ganzjeidenmwaaren, d. i. aus Seide oder Floretſeide allein: 

a) Knopf⸗ und Rojamentierwaaren . . » 2 2 2 u nr 300.— 
b) Banzjeidene glatte Serwebe und Armüren. . » 2220. . 200.— 
andere Sanzjeidenwaaren. 2... 0 nn 400.— 
170. Halbjeidenwaaren, d. i. alle nicht unter Nr. 168 genannten Waaren, 
welche außer Seide oder Floretſeide noch andere Spinnmaterialien 
enthalten, und zwar: 
Sammete und Sammetbänder. . . 2. 2 2 2 2m 2a. 300.— 
b andere Halbjeidenwaaren . . . 2 2 2: 2 nr nenne. 225.— 


Unmertungen: 
1. Ganz grobe Gewebe aus rohem Geſpiunſt von Seiden— 

abjällen, welche dad Anſehen von grauer Badleinwand 

haben und zu Preßtüchern, Putzlappen u. ſ. w. ver- 

wendet werden, auc mit einzelnen gefärbten Fäden . . 24. - 
2. Seide, welche in Garnen aus anderen Spinnmaterialien 

verſponnen iſt, ohne die Umhüllung derſelben zu bilden 

oder ohne zuſammenhängend durch die ganze Länge des 

Gewebefadens ſich zu ziehen, bleibt bei Geweben aus 

ſolchen Garnen außer Betracht. 


174. Herrenhüte aus, Filz, auch garnirt 2 2 2 nennen 90. ⸗ 
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Nummer 
re 33. 
giltigen algemeimen Benennung der Gegenftände. 
ölterreichiiche 
ungariſchen 
Zoltarife 
| 
aus 175. Hüte aus Stroh, Holzipan, Rohr, Baſt, Binfen, Fiichbein, Palm⸗— 
blättern: per Stüd 
a WRRATRERT, 5: u. ae re ee A Var ae det a —.10 
Ri BAT: 3 2 a ee ee wer we —.20 
Damenhüte aus Filz, garmitt. . 2 2 2 nen —,40 
c) Damenhüte aus Filz, aufgepußt. » 2 2 2 2 nn nen —.40 
aus 176 Damenmäntel und Damenumbänge aus Wollenwaaren mit Zu- 
thaten (Futter, Aufpug und dergleichen) aus Seidenwaaren | per100kg 
der Nummern 168, 169 und 170 . 2 2 2 2 2 2 m nn 250.— 
Wäſche, mit Ausnahme der Putzwäſche, wird nad 
demHauptbeftandtheile mit einem Aufſchlage von 40 °/o verzollt. 
aus 177. a) Bejen aus Moorhirſeſtroh (saggina), mit oder ohne Stiel . . . 1.50 
b) Gemeine Bürften, Bejen und grobe Pinſel, d. i. aus Borften, 
Reisſtroh, Piaſſava und anderen animalijchen oder vegetabi— 
lichen Stoffen, auch montirt mit Holz oder Eifen, ungefärbt 
ohne Bolitur oder Lack: andere . . » > 2 222 nn 8.— 
178. Hölzerne Siebe, fertige, mit Böden von Holzgefleht oder Eijen- 
draht; Holzſiebbödenn.. 8.— 
aus 179. Pinſel, feine, aus weiter zugerichteten (gebleichten, geichliffenen ze.) 
Boriten oder Haaren (Fiſchpinſel), jowie folhe aus Garn, 
auch in Verbindung mit anderen Materalien, joiern fie nicht 
unter höher belegte Kautſchuck-, Leder, Bein, Metalle oder 
Kurzwaaren fallen. 20.— 
181. Fußdeden und Matten aus Stroh, Bait, Rohr, Kokosnußfaſern, 
Gräſern, auch Seegras, Schilf, Holzſpan, Stuhlrohr, Wurzeln 
und dergleichen: 
ſſ 3.— 
b GERIEOR: 2: Baer 2 A ea Eee Bi 5. ⸗ 
aus 183. Strohbänder (bandartige Strohgeflechte aller Art), nicht in Ber- 
bindung mit anderen Materialien - . > 2 2 2 20 na. 2.— 
Spangejlechte zu Siebböden, Hüten, Tijchdeden x.: 
J —.50 
B:BPTRERE: 0. 25.00 ea ae re 5. ⸗ 
185. Papierzeug, gebleicht oder ungebleicht: 
a) aus Lumpen (Halbjeng) - - = 2 2 nr nen frei 
b) | aus Holz, Stroh, Eiparto und ähnlichen Falern . . . . . —.50 
186. Graues Löſchpapier, rauhes Packpapier, ungefürbt. . ..... 1.50 
| Theer: und Steinpappe, Strohpabpe - . » 2 2 2 2 2 2 ee. 1.— 
\ DOrdinäre Rappendedel, mit Ausnahme der vorgenannten. . . . — 50 
187. | Radpapier, arglättet oder gefärbt, ladirt, gethent . . . 2»... 1.50 
aus 188. Pleßſpäne; Glanz: und Lederpabbe . 2: 2 2 2 2 nn nen 3. ⸗ 
189. Papier, ungeleimtes, ordinäres (graue, grobes, halbweihes und 
gefürbtes); altes ungeleimte Drudpapier. . . 2» 22200. 3.— 
190. Papier, nicht befonder8 benannte® . 2: 2: 2 2 nennen 3.— 
191. Lithographirtes, bedrucktes vder liniirtes Papier, zu Devifen, 
Eriterten, Frachtbriefen, Rechnungen und dergleihen vorge: 
richtetes Papier; Zeihenpapier, Bau&papier, Albuminpapier, 
Belatinpapier, Pergamentpapier, Kupferdrudpapier, Bunt: 
| papier; Malerpappe -. - - » - 2 2 2 0 2 ee nen. 5.— 
192.a) | Gold und Silberpapier und Papier mit Gold» und Silbermuftern 
| (echt oder unecht, auch bronzirt); gepreßtes oder durchſchlagenes 
Papier; Streifen von diejen Bapiergattungen; Papier und 
N Bappendedelm. aufigeflebter Leinwand (aud) Baummwollleinwand) 10.— 
DV: /: 0 HEOMERBEE: u an ni er re er a a 18.— 
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I. Verträge mit Dejterreicd- Ungarn. 817 
— —— — — — — 
| | 
Berttngeatkpfufies , Gulden 
giftigen allgemeinen Benennung der Gegenftände. | Gold 
terreichiichs ) 
umgarikben | per 100 ke. 
Zoltarife, | 
aus 198. a) | TFormerarbeiten aus Steinpappe, Asphalt oder ähnlichen Stoffen, 
weder angejtrichen, nod) ladirt, auch in Berbindung mit Holz | 
DEREN a en er a a a a A a ie 2.— 
194. ı Bapierwaaren, d. i. Waaren aus Papier und Pappe, aus Papiers | 
maſſe oder Holzfajernmajje, aud in Berbindung mit anderen 
Materialien, jofern fie nicht unter Nr. 195 oder höher belegte | 
Kautſchuck·, Leder, Metall» oder Kurzwaaren fallen; Hutfutter 
| aus Papier, auch mit Semeben überzogen . . . 12.— 
195. uruöpapeterien; feine Kartonnagen; Etiquetten und Vignetten mit 
\ verichiedenen farben (Chromolithographien); Spielwaaren ; | 
\ Papierwäſche; Einbandvedel mit Yeinwand (auch Baummwoll: 
| leinwand) überzogen; auch in Berbindg. mit and. Materialien, | 
| jofern ſie nicht unter höher belegte Leder» oder Kurzwaaren jallen | 18.-- 
200. Schläude und Treibriemen aller Art, aus oder mit Kautſchuck, auch | 
mit Gewebelagen oder Drahteinlagen 20.— 
208. Waaren aus weichem Kautſchuck mit Ausnahme der unter Nr. 200, 
201 und 202 genannten . J25.- 
Anmerkung: Platten und Streifen auch weichen, nicht 
vulkaniſirtem Kautſchuck — 10.— 
aus 206. Schuheinſätze mit eingeflebten Sautichdjäden ; | 50. ⸗ 
Andere elaſtiſche Gewebe 70.— 
207. N Hartgummiwaaren IE ee ge N an ch ar ze a | 40.— 
Die unter Nr. 208, 206 und 207 genannten Waaren, auch 
in Berbindung mit anderen Materialien, ſofern fie nicht unter | 
höher belegte Leder-⸗, Metalle oder Kurzwaaren fallen. 
211. Wachstuch, nicht befonders benanntes, auch Wachsmuſſelin; dann 
| jogenannte Buchbinderleinwand . . 25.- 
215. Lackleder; Juchten, Krokodilleder, Seehundsleder und Schweinsleder, 
echt oder imitirt, gefärbt; ſchwarz gefärbtes Dandichubleder . N 9. ⸗ 
Anderes feines Leder, d. i. ſchwarzes Leder mit Ausnahme der unter 
| Nr, 213 genannten Ninde und Roßhäute; Handſchuhleder, 
Korduan, Marotin, Saffian, ſowie im voritehenden Ablage 
nicht genanntes, gefärbtes und alles bronzirte Leder, dann 
Leder mit eingeprentem Deifin; Pergament . 18.— 
217. Lederwaaren, feine, d. i. Waaren aus weißgarem, jämijdhgarem Reder, 
| Pergament oder aus unter Nr. 215 genanntem feinen Leder, aus 
nicht beionders benannten Wachstuch oder Wachstaffet; Sattler-, 
Riemer» und Taſchnerwaaren aus den unter Ar. 216 genannten 
Zeugſtoffen gebleidht, qelärbt, dann aus Fußteppichzeug . 32.50 
Die unter Nr. 217 genannten Waaren, auch in Verbindung 
i nit anderen Materiabien, fofern fie nicht unter höher belegte 
| Kautjichud:, Metall: und Kurzwaaren fallen. | 
218. Schuhwaaren aller Art aus oder mit Leder, auch in Verbindung 
mit Meber und Wirkwaaren oder anderen Materialien, jofern | 
| fie nicht unter Nurgwaaren fallen ah BE 
aus 219. Fandſchuhe, lederne, auch blos zugeichnittene oder in Verbindung | 
mit Webe- und Wirfwaaren . . — —— 50.— 
220. a) Pelzwerk, zugerichtet, wicht tonfeftionirt: aus gemeinen Fellen .. 6. 
b) | aus feinen Fellen . . . | 50. 
aus 221. a) | Pelzwerk, konfektionirt: aus gemeinen ellen . 2... . | 60. 
b) | aus teinen Fellen . . | 150.— 


| Anmerkung: Kleidungen, nicht jeidene. umd Lederband: 
ſchuhe mit jeinem Pelzwerk überzogen, gefüttert oder verbrämt, 
ſind als fonfeltionirtes Relswertaus jeinen Fellen zu behandeln. 
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aut Bent bei Gulden 

Bertragsarihiufies er 

gltigen elgeneinen Benennung ber Gegenftände. Gold 
Bſterreichiſch⸗ 
ungarifchen per 100Kg. 
Solltarife, 

222. | Gemeinfte Holgwaaren, d. i. grobe Böttcher-, Drechöler: und Tijchler- | 
waaren aus Holz, auch blos gehobelte Holzwaaren und Wagner: 
arbeiten; grobe Maſchinen (auch Diehbänke, Mangen, Mühlen, 

Preſſen, Spinnräder und Webeſtühle); Beſen aus Reiſig; Ader, 
Garten; und Küchengeräthe: 
a) weder gefärbt, gebeizt, gefirnißt, lackirt oder polirt, noch in | 
Verbindung mit anderen Stofien . . ı 150 
b) rob, jedoch mit Beichlägen oder jonjt in Verbindung mit 
) Eiien oder unedlen Metallen . . . . I 8- 
c) ! gefärbt, gebeizt, gefirniät, ladirt oder polirt oder mit den unter 
Nr. 223 b) des allgemeinen Tarifs bezeichneten Berbindungen | I. 
gefärbte Holzipulen 26 

224. Feine Dolziwanıen, d. i, feine Drechsler⸗ und Schnißwaaren; Holz⸗ 
bronze; vergoldete oder verſilberte oder fein bemalte Holzwaaren; 
alle nicht bejonders benannten Waaren aus Holz, dann Waaren en | 
aus anderen vegetabiliihen Schnigitoffen . er 15. 

Bronzirte, vergoldete oder verfilberte Leijten und Rahmen | 12.— 
‚ Möbel aus gebogenem Holz mit ornamentirt geprebten Theilen und 
ornamentirt gepreßte Möbelbeitandtheile (dergl. Sipbretter u. j. w.) ! De 

225. Holzwaaren mit fein —— Arbeit IFA —— Glieder⸗ 
maßſtäbe . .. .. . Ro 

aus 225.(bis) | Korbflechterwaaren: N 
a) | gemeine (d. i. grobe Pade, Trag-, Wagen: und Wajchtörbe, Fiic- 
reuſen u. dgl.), weder gefärbt, gebeizt, gefirniht, ladirt oder | 
| polirt, noch in Berbindung mit anderen Stofſen... 150 
b) ı feine, jofern fie nicht unter Kurzwaaren fallen. . . | 38 
226. Fournire, uneingelegte; Parquetten und Parquettenbeftambtbeile: * 
a) roh .. — a a Fa er en Re Ya 5; 
b) gebeizt, ‚gefärbt, polirt . Na a ee ee zui Mes aut ara 4 3.- 
229. Hölzernes Spielzeug: 
a) | grobes, blos gehobeit, — oder REN Er rl: —— 
b) || anderes . . . ; — 4 12.— 
aus 230. b) | Bein= oder Hornfnöpfe , ...ı 8- 
230. Bur weiteren Verarbeitung vorgerichtete Stüde von Bein, Horn T 
Anmerkung. u. deral., jowie von den in Nr. 310 genaunten Materialien . | 20.— 
| Die unter Nr. 224, 225 und 229 b) genannten Waaren auch 
| in Verbindung mit anderen Materialien, joiern fie nicht unter | 
| höher belegte Kautichud:, Leder, Metall- od. Kurziwaaren fallen. | 
aus 231. " Glasmafle; Email- und Glajurmajie i | 1.50 
232. | Hohlglas, aemeines, d. i. ungejclifien, ungemuitert, unabgerieben, ' 
| ungepreht: s 
a) | in jeiner natürlichen Farbe, jedoch nicht weiß... . . - 1.0 
b) | weil (ducchfichtig) . . - EL 
234. Hohlglas, weihes durchſichtiges), geichliffen, gemujtert, geprefit, ab: 
| gerieben, geägt, geſchnitten; majfives weißes Glas, nidt be | 
| jonders benanntes . . . er Fr 
235. j Spiegelalas, roh, ungeichifen; Öufplatten, roh⸗ gerippt, auch 
Dachziegel . . . . a 1.50 
aus 237. | Eingerahmte Spiegel . . EEE — 12. 
238. ' Spriiches Glas, und zwar Flint-, Crown⸗, Bint und Boraxglas, 
| roh, nicht zu Linjen geichliffen, in Stücken, Tafeln oder Linjen- > 
jorm gepreßt, auch angeichliffen 1,50 

239. Gläſer für Taſchenuhren, Brillengläſer und andere eptiche lie, 

vorgerichtet oder geichliffen . . i 











1. Verträge mit Defterreih-Ungarn. 


819 














Ruınmer ıl 
—ã— — — 
ertta u 
— Benennung der Gegenſtände. 
one tre ichi ſch⸗ 
unsartichen 
Zelltarife | 
240. ! Mn Slasplättchen und Slasröhrchen ohne Unterjchied 
der Farbe (mie jolche zur Perlenbereitung, Kunftbläferei und 
Knopffabrikation gebraucht werden) . 
241. | Glasbehänge, maflive, zu Kronleuchtern, Slasnödfe (mit oder ohne 
Dejen), Glastorallen, Glasperlen, — —— 
Glasgeſpinnſt, auch —— —F 
242. a) Butzenſcheiben. F 


> 
7 
je 
= r— 








aus 244. 
aus 244. (bis) 
a) ! 
b) ! 
e) | 
244. (ter) 
8) h 
245. b) ! 
aus 245. €) 


245. (bis) a) 


| 
| 
aus 246, | 


aus 246, u 


247. ı 


aus 248, 
249. | 
249. (bis) ' 





Dachſchiefer und anderer Tafelſchiefer 
' Mechentafeln aus Schieferjtein, geichliffen, 


| Dacyialzziegel 


b) Farbiges Feniter- und Tafelglas . 

c) Slas, farbig (mit Ausnahme des voritehend unter Nr. 242 b) 
tarifirten und der unter Mr. 240 und 241 genannten Gegenftände) 

d) Glasplättchen, Glasknöpfe (mit oder ohne Dejen), Glasperlen, 
Glasſchmelz, Glastropfen, bemalt, vergoldet oder verfilbert . 

e) bentaltes oder vergoldetes (verjilbertes) Glas, mit Ausnahme deö 
vorſtehend unter d) tarifirten; AK (unechte Steine) ohne 
Fallung . ei: j ee 

Sladwaaren und —— nicht beſonders — oder in 
Verbindung mit anderen Materialien, ſoſern ſie nicht unter 
höher belegte Kautichud:, Leder-, Metall- oder Kurzwaaren — 

Sogenannte Kehlheimer Platten, vaub, ungeichliffen . ; 

Marmor und Nlabajterplatten, nicht geichliffene 

Nicht beionders benannte Arbeiten aus Alabaiter, Marmor, Porphyr, 
Granit, Syenit und ähnlichen harten Steinen: 

grobe Sie nmebarbeuen aus Marmor und Alabaſter (d. i. Thür- 
und Treniteritöde, Säulen und Säulenbeitandtheile, Rinnen, 
Röhren, Tröge und dergleidhen), jchlichte, ungeichliffene 


| andere nicht geichliffene Waaren aus Marmor und Alabafter 


Arbeiten aus Marmor und ED geichliftene, auch derlei Platten, 
geichliffene . DE er 

Arbeiten aus Porphyr, Granit, Syenit und Ähnlichen harten Steinen, 
geichliftene, auch derlei Platten, geichliffene 

Nicht beionderd benannte Arbeiten aus anderen als den unter 
Nr. 244 bis genannten Steinen: 

grobe Steinmeparbeiten, ichlichte, ungejchliffene . 
geſchwärzt, liniirt, mit 
oder ohne Rahmen von rohem Holz . ER 

Gement . 

Probir⸗ Swleif. und Wegiteine, natürfiche, ohne Verbindung: Mühl. 
jteinte, auch mit eif. Reifen oder Metallhüljen; Yithograpbiejteine 

Künitlih gefärbte Erden und Steine, auch geſchönte Farberden; 
geformte künſtliche Wetzſteine, dann geformte natürliche oder 
künstliche Bimsiteine — beide auch in Verbindung mit Dolz 
oder Eijen ohne Yad und Rolitur . 

Steinmwaaren, feine, d. t. Luxusgegenſtände (Briefbeichwerer, Leuchter, 
Schalen, Tintenfäſſer u. deral. Nippesſachen; Staruen, Büften, 
Thierfiquren u. and. plaft. Erzeugniſſe im Gewichte von 5 kg 
und weniger); Arbeiten in Verbindung mit anderen Materialien, 
jofern jie nicht unter höher belegte Kautſchuck-, LXeder-, Metalls 
oder Hurzwaaren fallen A 

Korallen, echte oder unechte, bearbeitet, ungefaßt — 

Gewöhnliche ie u. —— ut. Thonröhren, unglafir 

Glaſirte Biegel. j 





Gulden 
Gold 
per 100 kg. 


— 


1.50 


2.— 

6.— 
brutto 

12.— 


7.50 
7.50 


er 
u 
— 


— 50 
—25 


—.50 


frei 








15.— 
24 — 
frei 
frei 
—,50 
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ee nd het | 
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aabicluffet A 
— —— Benennung der Gegenſtände. Gold 
dſtet reio iſo ⸗ J 
ungariichen per 100 kp. 
Zolltarifs, | 
} 
250. Ehamottewaaren, nicht beſonders benannte: 
a) Biegel von gewöhnlicher Form und augleidh | im RTNERERWR, 
bis zu 5 kg einichließlih. . . . —.1 
b) EMDEDR 1.0 35. 00 —.15 
251. | Pflafterungsmaterial und Röhren aus ‚gemeinen Steinzeug, aud | 
Röhren aus glafirtem Thon . . I —,50 
251. (bis)! Metorten, Schmelztiegel, Gejähe für Fabrits zwede (aus oraphit | 
feuerfeftem Thon oder gemeinem Sreinzeug) . ö 1.— 
aus 252. b) Gewöhnliches Töpfergeihir aus gemeiner Thonerde — ——50 
aus 253. Bauornamente (auch aus Terracotta) glaſirt und unglaſirt; orbdinäre | 
Oefen und Ofenbeitandtbeile; nicht glafirte Wand» und Boden- | 
belagplatten mit Ausnahme der nadhbenannten. . . . 50 
Nicht glaſirte Wand und Bodenbelaaplatten, durch Aufammen« | 
prefien verſchiedenfarbiger Thonmaſſen mit Muſtern verſehen. | 1.5 
254. Thonmwaaren, nicht beionders benannte: 
a) einfarbig oder weiß . . 4.— 
b) zwei⸗ oder mehrjarbi, gerändert, bemalt, bedrudt, vergoldet, | 
verfilbert . a ee 8 
255. Borzellan: 
a) weiß . . 5.— 
b) farbig, geändert, bemalt, bedruckt, vergoldet, verfilbert 10.— 
256. Thonwaaren in Verbindung mit anderen Materialien, jofern fie nicht 
unter höher belegte Kautichud-, Leder, Metall- oder Kurz 
waaren fallen . . | 12.— 
257. Robeiien; Eijen und Stahl, alt gebrochen und in Kofällen zum 
Schmelzen und Schweißen ‚ — —.65 
Anmerkung: Eijenfeile und Hammerichlag . frei 
258. Luppeneiſen: Ingots 150 
259. Eiſen und Stahl in Stüben, geichmiedet oder gewalzt: 
a) nicht façonnirt 2,50 
n Anmerkung: Fordeien zoggel und Besggei aus abge: 
ſchweißtem Schweißeiien. 2.— 
b) façonnirt 3.— 
260. Eiſenbahnſchienen 2.50 
261. Blech und Blatten: 
a) | in der Stärke von 1 mm umd mebr . ; 4.— 
b) I in der Stärfe von weniger als 1 mm bis 04 mm 2 4.75 
ec) unter 04mm ... ee Be ee ee 5.25 
d) | Blech und Platten drefiirt: 
1. | in der Stärke von 1 mm umd mehr . | 5. 
in der Stärke von weniger als 1 mm bis 04 mm 5.75 
2. | unter 04 mm . . . | 6.50 
e) | gefirnißt, verfupfert, verzinnt, verzinkt, verbfeit, vernicelt: 
| Blech und Platten, polirt: 
1. in der Stärke von 0.4 mm und mehr . » 22 22. | 8 — 
2 unſer nnnnnnnne 9 — 
f} deilinirt, moirirt, ladirt: 
1. in der Stärke von 0.4 mm und mehr . ..1 8— 
I 2. unter DM Sm. 2 2. a 9I.— 
(bis) ! Draht: 
a) | in der Stärfe von 1.5 mm und mehr . . . .. . ! 4.— 
1 Anmerkung: Walzdraht über 4 mm für Drabtziehereien 
auf Erlaubnißſchein unter den im Verordnungswege a 





zeichnenden Bedingungen und Kontroien an ze ; 3.— 


zer 
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Rumnıer 


be? zur Zeit bet 
Bertragsab ſchluſſes 
giltigen allgemeinen 


öiterreichifche 


ungariichen 
Zoltarife. 





Benennung der Gegenftände. 





Gulden 
Gold 


per100 kg. 





262. 


263. 


264. 


265. 


265. (bis) | 
265. (ter) 


266. 
267. 


269. 


a) 
b) 


c) 


i 
Noch Draht: 

in der Stärke von weniger als 1.5 mm bis O5mm.... 

in der Stärke von weniger a8 05 mm . . . 2. 2 2 2... 

Anmerkung: Kragendraht unter 1.5 mm beim Bezuge 

für Krapenfabrifen auf Erlaubnißſchein unter den im Vers 

ordnungswege vorzuzeicdhnenden Bedingungen und Kontrolen 


| 
gegenun verfupfert, verzinnt, verzinkt, verbleit, vernidelt: 
| . in der Stärfe von L5mm und mehr . . . 222. . 
| 2. in der Stärke von weniger ald 1.5 mm... 
Gemeiner Eijengup: 
roh, unbearbeitte.. . 
geſcheuert oder grob angeſtrichen; gebohrt oder an einzelnen 
wenigen Stellen abgeſchliffen, abgedreht oder gehobelt; auch 
ornamentirter Rohguß, nicht unter Nr. 270 gehöriger . 
mit Asphalt iiberzog. Röhren aus unbearbeit. gemeinen Eifenguß 
abgeichliffen abgedreht, gehobelt, verkupfert, verzinnt, verzinkt, 
verbleit, emaillirt oder fein angejtrichen EN EEE N 
| entaillivtes Kochgeihirr aus Gußeifen. . . 
| Die unt. bu. e gen. Waaren aud) mit lediglich zur Berbindg. 
nothwend. ſchmiedeeiſ. Beſtandtheilen, od. in Verbindg. mit Holz. 
Gemeine Eifen: und Stahlwaaren, d. i. aus jchmiedbarem Eiſen— 
auf, aus Stahlguß, aus Schmiedeijen oder Stahl, joweit fie 
nit unter die nachjolgenden Nummern fallen: 
rauh, auch DENDEUETE ra ee — 
grob angeſtricheen. ee 
gebohrt oder an einzelnen wenigen Stellen abgeſchliffen, ab- 
gedreht, gehobelt oder mit eingejchnittenem Gewinde (aud) 
Schraubenbolzen, Schraubenmuttern), aud) grob angejtrichen 
abgeichliffen, abgedreht, gehobelt, verfupfert, verzinnt, verzinkt, 
verbleit oder fein angeitrihen . . . 

Alle dieſe Waaren auch in Verbindg. mit Holz od. Eiſenguß. 
Schmiedeiſerne Röhren, auch Verbindungsftücke en 
Senſen, Sicheln, au in Verbindung mit Hol... . . . 

ı Nägel (mit Ausnahme der Hufnägel und der Zwecke); Draptitifte 
| Gelochte oder vertiefte Schwarzbleche und Platten; nicht bejonders 
| benannte Waaren aus Schwarzblecdh der Nr. 26la und b.. . 
Nicht beionders benannte Waaren aus Schwarzblech der Nr. 261 c 
Beichmiedete Kejiel (auch Dampikeiiel) . -. - 2 2 2 2 2 2 nen 
Blechwaaren, nicht bejonders benannte, verkupfert, verzinnt, verzintt, 
verbieit, fein anaeitrichen . > 2: 20 m nn 
Eiienbahnräder, fertige, auch auf Achſen ie Ba —— 
Bänder (Charniere, Riegel u. dergl.); Federn für Straßenfahrzeuge; 
Heu- und Dunggabeln im Gewichte von mindejtens 2 kg per 
Stüd; Hauen, Schaufeln; alle dieje rauf, geſcheuert oder an ein. 
zelnen wenigen Stellen abgeichliffen, auch in Verbindung mit Holz 
Drabhtfeile, Drahtbürjten, Siebböden; grobe Prahtwaaren; alle 
dieje aus Draht der Nr. 261 (bis) a ee 
Schwarze Sägen; Feilen und Raspeln von 25 cm oder mehr Hieb- 
länge; Bohrer, Hämmer, Aerte, Beihzangen u. deral.; Schneide 
Huppen; Heu und Dunggabeln, nicht unter Nr. 267 beariffene; 
Baagen und Waagenbeſtandtheile; Schlöfler, Schlüfiel und andere 
Schloßbeſtandtheile; Dufnägel, Zwede; Schrauben v. mindeſtens 

5 mm Dicke; alle dieſe ſoweit ſie nicht unter eine höher belegte 
Tarifnummer fallen, aud in Verbindung mit Holz... . . - 





nm 
| 


50 


4.— 
4.— 
5. ⸗ 
8. ⸗ 
6.— 
5.— 
6.50 
5.00 
6— 
7.50 


=. — 
5.50 


6.50 
8.— 
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Nummer 
a 
ertra 28* 
— ———— —Benennung der Gegenſtände. 
en. | per 100kg. 
Zoltarije. 





i 





| 

269. (bis) | Blanke Sägen; Feilen und Raspeln unter 25 cm Hieblänge; Hobel: | 
und Stemmeiien, Meihel, Ahlen; grobe Meſſer u. Scheeren für den | 

ewerblichen (auch Majchinen) u. landwirthichaftlicen Gebrauch; 

er BVerkzeuge aller Art im Einzelngewidte unter 500 g; | 

Schrauben unter 5 mm Dide; alle dieje au in Berbindung | 

mit anderen Materialien, jofern fie nicht unter Nr. 271 oder unter | 

höher belegte Kautſchuck⸗, Leder, Metall» oder Kurzwaaren fallen | 


15.— 
| —— Eiſen und Stahlwaaren: 
270. | 





njtguß und leiter Ornamentguß; rohe, unbearbeitete (nur 
gegofiene, gepreite, geichmiedete) Bejtandtheile für Mefjerjchmied- 
waaren; Drahtwaaren, nicht bejonders benannte, auch Stahl- | 
faiten; Waaren in Verbindung mit anderen Materialien; alle | 
dieje, ſoweit jie nicht unter Nr. 271 oder 272 oder unter höher | ” 


belegte Kautihud:, Leder, Metall- oder Kurzwaaren fallen J 


| 
| 
| 
| 
271. Waffen (mit Ausnahme der Handfeuerwaflen) u. Waftenbejtandtheile | 
Polirte, ladirte, vernidelte, emaillirte (mit Ausnahme des unter 
Nr. 262 genannten emaillirten gemeinen Eifengujjed); mit 
Geipinnftfäden überfponnener Draht; Weberkümme und Weber- 
zähne; Kratzen aller Art; Kinderjpielwaaren; Sclittichube; 
Möbel, gepolitert, ütberzogen oder fein ornamentirtt. . .. . 
272. a, Handfeuerwaflen -. -. . : 2» 2 2 2 20 0. 
Screibfedern; andere Federn (mit Ausnahme der Uhr, Wagen- 
und Möbelfedern); Sted«, Häkel- und Stridnadeln, Schnür 
ftifte, Hafteln, Schnallen, Knöpfe, Fiſchangeln, Fingerhüte 
und dergleihen Meine Gebraudhsgegenjtände; Nähnadeln in 
der Länge von 5 cm umd darüber. . . 22 2 2 2 nn. 
Nähnadeln unter 5 cm Länge... 2 2: En nn 
Die unter Nr. 271 und 272 genannten Waaren, ſofern | 
fie nicht unter höher belegte Kautſchuck-, Leder-, Metall- oder 
Kurzwaaren fallen. 
273. | Blei und gr : 
rob, auch alt gebroden und in Abfällen -.-. .-. 2... 
gegofjenes Keſſel, Röhren, Blatten, Kugeln, Schrote u. dgl.), | 
gerolltes, gewalztes, gezogenes (Bleidraht); Buchdruder- | 
lettern, Stereotyppplatten - > 2 2 22 m mn 5.- 


272. (bis) 


| 
| 
274. | Zint: 
a) rob, auch alt gebrochen und in Abfällen . ». . 2.2... 
b) in Stangen, Platten, Blehen . . > 2 22 nme ı 150 
c) in Drähten und Röhren; Zinkguß, grober, nicht weiter be 
arbeitet, auch in Verbindung mit gemeinen Öolzarbeiten 
und Stangen oder Platten von Eifen; vertiefte oder 
gelochte Platten und Bleche - » > > 222202. 3.— 
276. ' Kupfer, Nidel, Spiehglanzfönig, Meiling, Badfona, Tombad und 
| andere nicht bejonders benannte Metalle und Metallgemifche: vr 
a) rob, auch alt gebroden und in Abfällen; Quedjilber . . frei 
b) | in groben Gußſtücken (d. i. in Gloden und Nöhren, dad 
| Stüd im Gewichte von mehr ald 5 kg und in anderen 
| Segenftänden das Stüd im Gewichte von mehr als 10 kg 6.— 
6) | gezogen, geitredt (in Stangen, Tafeln, Platten); Blech und | 
| Draht über O5 mm. 2. 2. 2 on 8.— 
d) | Bleche und Drähte 0.5 mm umd darunter ſtark .. . . . | Im 
| vertiefte oder gelochte Platten und Blehe. .. . .... | 1 
e) | — Bleche, Tafeln, Platten aus Kupfer und | 
ECHIENIO, smart a re | 
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276. €) plattirte (verjilberte) Drähte aus Kupfer u, Meſſing; umechter 


leonijcher (cementirter) Draht, auch geplättet, jedoch nicht 
MOERDEE DERGEBEBBEE - = 2 30.— 
279. Metallwaaren, feine, d. i. alle nicht unter anderen Nummern be 


riffene, auch in Verbindung mit anderen Materialien, jofern 

ie nicht unter Nr. 280 oder höher belegte Kautſchuck-, Leder- 

oder Kurzwaaren fallen; Telegraphenfabel. . . . » 2.2.» 

280. Metallwaaren, feinjte, d. i. Qurusgegenitände und andere fein 
gearbeitete (3. B. ornamentirte, gepreßte, vernirte oder vers 

nidelte) Waaren aus Badfong (Neufilber, Alfenide u. dgl. Nidel- 

fompojitionen), Britanniametall, Bronze, Mejjing, Tombad 

oder ähnlichen Legirungen ; Waaren aus Aluminium oder Nidel; 

auch in Verbindung mit anderen Materialien, jofern fie nicht 

unter höher belegte Xeder- oder Kurzwaaren fallen; Bronzepulver 
Kinderipielwaaren ; Nadeln, Schnallen, Hafteln, Knöpfe, Fingerhüte 

u. dgl. Meine Gebrauchsgegenſtände; auch in Verbindung mit 

anderen Materialien, jofern jie nicht unter höher belegte Leder: 

oder Rurzwanren fallen 2 2 2 22 — 

281. Metalltücher, feine, d. i. von 20 Kettenfäden und darüber auf 
2 cm, mit Ausnahme der nahbenannten . 2 2 2 220. . 

Metalltücher von 20 bis einichliehlih 40 einfachen Krettenfäden auf 

2 em; Screibiedern; mit Beipinnjtfäden überjponnener Draht 


18.— 


40. — 


30.— 
50.— 
35.— 


aus 282. BOIOMBBIBE: 2. at seen a ee ee are 8. ⸗ 
283. Nähmaihinen und Strickmaſchinen: 
a) Geſtelle, auch zerlegt... 6.— 
b) Köpfe; fertig gearbeitete Bejtandtheile von jolhen (mit Aus: 
ſchluß DEE NEBEN] = 0: 5 00.3.0 2. ee 25.— 
c) Beitandtheile zu Köpfen, unfertig gearbeitet, auch) aus rohem 
Guß; Näh- und Stridmaichinen mit Geſtell 2... . 15.— 
284. Maihinen für die Vorbereitung und Verarbeitung von Spinn— 


ftoffen, Spinnmafhinen; Zwirnmaſchinen: 
a) für Abfall- oder Streihgarnfpinnerei aus Baumwolle od. Wolle 
b) für alle andere Spinnerei... . 22 on a ana 
284. (bis) Webjtühle (auch für Spipen), dann Hülfsmaſchinen für die Weberei; 
Virkftühle, Dampfpflüge - - - - nennen 
Zeugdrud-Rouleaurmajchinen; Stickmaſchinen; Kratzenſetzmaſchinen 
Alle dieſe (Nr. 284 und 284 [bis]) im tompleten (wenn 

auch zerlegten) Zujtande. 


284. (ter) | Deitilliv- und Kühlapparate jür Brennereien, Brauereien u. dgl. 
284. (quater) | Dreſchmaſchinennn. ne 
286. Nicht bejonderd benannte Majchinen und Apparate aus unedlen 
Metallen (d. i. mit mehr als 50 Prozent unedler Metalle). . 


aus 287. Die eigentliche Papiermaſchine mit dem Trodenapparat; Ziegelei- 
majchinen (Majchinen zur Zerkleinerung, Preſſung od. jonjtigen 

Formgebung von Thonerden); Teigwerkmaſchinen; Dörrapparate 

für Obit und Gemüſe; Galander aller Art im Gewichte von 

100 Meterzentner und darüber — alle diefe im kompleten 

(wenn auch zerlegten) Zuſtande.. 

Maſchinen und Apparate, nicht bejonders benannte, andere. . . 


4.25 
3.— 


4.25 
3.— 


10.— 
7.— 


12.— 


5. ⸗ 

7.50 
per Stüd 
290. Perjonenwagen mit Leder: oder Polfterarbeit. . » .. 2... 75.— 
Anmerkung: Für Schlitten find zwei Drittel der Ge- 


bühr zu zahlen. 


nn 
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—— Gulb 
des zur Zeit ulden 
abſchl rn 
Ally eigenen Benennung der Gegenftände. Gold 

—— per 100 kg. 

Selltarift. 

291. Eijenbahnfahrzeuge (aud) Tramwaywagen): 

WIETmOHEE: = 2 2.0 6.50 

298. Präziſionsinſtrumente zu wiſſenſchaftlichen Zweden (aſtronomiſche, 

mathematiſche, phyſilaliſche, chirurgiſche), ohne Rüdficht a die 
Materialien, aus denen fie angefertigt find... . +. frei 
299. Injtrumente für den allgemeinen Gebraud): 
aus a) Opernguckkeeerr* 125.— 
b)| nicht beſonders benannte.. 50.— 
Die unter Nr. 299a und b genannten Waaren, os 
fern fie micht unter höher belegte Kurzwaaren fallen. 
300, Mufikaliihe Injtrumente: 
a) Klaviere, Pianinos, Harmoniums u. dgl. —— 
(mit Ausnahme der Kirdenorgeln) . —— 20.— 
b) EDEL a ee a a rer ee Aare Sir 10,— 
304. Uhrfournituren. a 40,— 
305+ Schwarzwälder Uhren (Uhren mit bölzernem Gejtell) jeder Art 
ohne Unterſchied des Gehäuſes, ſofern fie nicht unter höher 
belegte Kurzwaaren fallen . . >: 2 22m 40.— 
Andere Uhren und Uhrwerke, nicht bejonder® benannte, jofern fie | 
nicht unter höher belegte Kurzwaaren fallen... 2... 100.— 
307. Gold» und Silberarbeiten, Juwelierwaaren und alle nicht befonders | 
benannten Arbeiten, ganz oder theilweije aus edlen Metallen, 
echten oder unechten Perlen, gefaßten Ebdeljteinen, Gold» und 
Silbergejpinnfte, Arbeiten daraus, jowie aus Gold- und Silber ! 
drähten ; Arbeiten aus echt vergoldeten od. verjilberten leoniſchen 
| Seipinniten oder Drähtennn.. 300.— 
| Waaren aus echten oder unechten Korallen; Gold: und Silber 
filigranwaaren ; Waaren aus Lava, mit Edefmetallen montirt | 200.— 
309. Echt verjilberte leoniiche Dräbte . . . . . . u — 30.— 
Faſſungen aus Stahl für Augengläler . » 2. 20 nu. 50.— 
Waaren, nicht bejonder® benannte, aus unebfen "Metallen, echt 
vergoldet oder verſilbert oder mit Gold oder Silber belegt; 
auch echt vergoldete leoniſche Drähte und echt vergoldete oder 
verjilberte leoniiche Geſpinnſte; Waaren aus Halbedeljteinen, 
auch gefaht; unechte Perlen, künſtliche Zähne, Berrüdenmacer: 
arbeiten; Arbeiten aus unecten leoniſchen Sejpinniten oder 
aus umechten leoniichen Drühten; Faſſungen für Opernguder, | 
Peripektive und Augengläfer (mit Ausnahme der Faſſungen 
aus Stahl für Augengläfer). . 2... euere. 100.— 
310, Waaren aus oder mit Elfenbein, Perlmutter, Schildpatt, Bern- 
eis SMBBE ne ae Er es a ae Ber wi 100.— 
311, Kinderipielmaaren und andere nicht bejonders benannte Waaren 
| in Berbindung: 
a) mit Seidenwaaren, Spitzen, künſtlichen Blumen (Nr. 171), 
zugerichteten Schmudiedern. - - - 2» 2 2 2 2 nn. 75.— 
b) mit anderen Weber und Wirfwaaren . . » 2» 2 2 2 2.2. 50.— 
aus 314, ! Unechte leoniiche Sejpinnfte . » > 2 m m nn nenn 50.— 
Unechtes Blattgold und Blattfilber . . - - 22 2 2 nn nen 40.— 





| Die unter Wr. 809, 310, 311 und 814 genannten Waaren, 
N jofern fie nicht zu höher belegten Kurzwaaren gehören oder 
\ beſonders tarifirt jind. 
316. Regen⸗ und Sonnenihirme: per Stüd 
a) aus Seide oder Halbſeiddee. 2 2 m nen — 50 
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— 
des zut Gulden 
B babſchlu 
rn grand Benennung der Gegenftände, Gold 
oͤſter reichiſch⸗ 
ungariſchen per 100 kg. 
Zolltarifo. 
Rod: per Sid 
316. b) aus anberen: Stoffennn.. na —.2 
. 09 aufgeputzt (mit Schleifen, Stickereien, Volants u. dgl.) . . —,10 
aus 318. Borjäure, roh oder Arnitallifirt; Schwefel, roh oder raffinirt; Wein- | perl00kg 
ftein, roh oder raffinirt; eitronenfaurer u. weinfteinfaurer Kalt jrei 
aus 320. METER. =. 2 a ae: are a ee ee a ar —,50 
RE 4: u. aeg Be ea —.30 
aus 320. (bis) Schioefelfäure, flüffige, nicht rauchende (fogenannte engliſche) —.50 
321. a) | Soda (d. i. einfach fohlenjaures Natron), roh oder eeyitallifirt; 
Pottaſche (einfach kohlenjaures Kali), mit Ausnahme der unter 
ce genannten; Kali, ſchwefelſaures (Duplikatialz); Kali und 
Natron, weijach ſchwefelſaures; Glycerin (auch Glycerinlauge) —. 80 
b) U Soba, Balginitt - . . - » 200002 0m een nee 1.20 
c) Pottaſche mit einem Gehalte von mehr als 85° kohlenjaures Kali —.,50 
aus 322, | > ER Or EEE RE EEE RI 1.— 
aus 322. bis) | Bleiglätte (Silber- und Goldglätte) ; Kalijalpeter, raffinirt . . . 2.— 
aus 323. Bleihlaugen; Grünipan - - - - 2.200 1.50 
Barytweiß (künſtlicher ſchwefelſaurer Baryt); Kitte aller Art; 
kohlenſaures Ammonid.. 2.— 
Doppeltkohlenfaures Natron (Soda bicarbonata) und Kali. . . 3.— 
ICHITRE:- TOIERIER u 80 ee re een Ra ee 2.50 
324. Aetznatron (kauſtiſche Soda, Natronhydrat); ſchwefelſaure Magnejta ; 
Zinkweiß (weißes Zinkoxyd), Zintajche (graues Zintoryd): 
künſtliche Thonerde (Thonerdehydrat) in Paſtenform .. . 3.— 


Aetzkali (kauſtiſches Kali, Kalihydrat); jchwefligiaurer und unter: 
ſchwefligſaurer Kalt; rohes manganjaures und übermanaan- 
jaures Kali und Natron; jchwejligfaures und unterichweflig- 
jaures Nation; Draljäure (Zuderiäure, Kleeſäure); oraliaures 
Kali (Kleejalz); Bleiweiß; Menning und Maſſikot; künſtliche 
Thonerde (Thonerdehydrat) in Form von Stüden oder Pulver 4.— 
aus 324. (bis) | Holzefligiaurer Halt und holzeſſigſaure Thonerde (flüjfige Thon— 
erdebeize); Zinnaihe; Zinnjalz (Zinndlorür) und andere Zinn- 


| DENDERR: 5 755 Sun aan 3.— 
Blutlaugenjalz, er VB TRBEN a ne ar 4.— 
Holzefiigiaures Blei; Bleizuder . . 2. on nn nen 5.— 

| Chromjaures Kali und — (gelbes und rohe) ..... | 6.— 

325. (bis) Schuhwichſe .. ae 4.— 

Zuberereite Schwärzen -. - » 2 2: 2 2 Er re 5.⸗ 

aus 326. Reim aller Art; Gelatine (tdieriiche und vegetabiliiche Galerte) 4.— 
327. Stärfegummi (Dertrin, Leiogomme) und andere nicht bejonders 
benannte Summijurrogate; Kleiſter, Sclichte, Pappe und 

ähnliche ſtärkmehlhaltige Klebe- und Appreturftoffe. . . . . 3.— 

328. Stärke, auch Stärtemehl . 2 2: Hm nen 6.— 
330. Alizarin und andere Iheerfarbitoffe, dann künſtlich bereitete orga— 

niſche Farbſtoffee... ea 1.50 

Ehlorzint, auch TORE: © nr re en 2.— 

Weinjteinjäure; hlorihaures Kali . . » 2 2: 2 2 2 nn nn 6.— 
Chemiſche Produkte und Yabrifate, nicht beionders benannte, 

andere (mit Einichluß von fchwefellaurem Ehinin).. . . . . 10.— 


Anmertung: Zu Wr. 117, 322, 330 und 031 gehörige 
Derivate der trodenen Deitilation des Steinfohlentheers, 
beim Bezuge zur weiteren Verarbeitung in der Theerfarben- 
fabrifation, auf Erlaubnigichein unter den im Berordnungs- 
wege vorzuzeihnenden Bedingungen und Sontrolen . . . frei 
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Nummer 

















bed zur Zeit des Bulden 
Bertragsabichlufied ri 
— Benennung der Gegenſtände. Gold 
erreicife: 
ungarticen per 100 kg. 
Zolliarifs, | 
| 
332. Sicegellack, Siegeloblaten, Fabrikate aus Gallerten; Tinten und | 
| UNTER DREDEE u a a a a a he a 10.— | 
aus 333. | Blei-, Rothe und Farbitifte, gefaht oder ungefaht. . . - .- . - 6— | 
Eſſigſäure, konzentrirtee... ee w⸗ 
Tuſche; Reiskohlen, Zeichenkreide: alle Farben in Bläschen, Kapſeln, 
Muſcheln, Paſten und Küſtchen.. 2 2 nme. 4— 
335. | Ladfirnifje (mit Zufag von Harz, TZerpentin, Mineralölen od. Altohol) 4- 
aus 340. | Wachskerzen Wahsiadeln, Bahsftöde) . . . » » 2 22.2 .. 12.— 
| ündkerzchen aus Wachs oder Stearin, einſchließlich der Schachteln 3-— 
Nachtlichte in Verbindung mit Schwimmern aus Kork, Karten: 
| papier oder anderem Material » » 2: 2 nn nenn 15 — 
341. ' Kerzen und Fettfabrifate, nicht bejonders benannte, 3. B. aus 
Stearin, Walrath, Palmöl, Baraffın . . . .. 2 2 2 22.0. 9.— 
BES: a) Seife, gemeine... te ee ee 2.50 
aus 343. | — — TE Men ee an ar er Fe Be 5— 
34. Feuerwerkskörper; Lunten (Zünd und Sprengihnüre) mit Aus- 
| nahme der nahbenannten -» 2 2 2 2 m nme. 214 
Lunten (Zünd; und Sprengſchnüre), welche ohne Verwendung von | 
| Scieppulver erzeugt find. . 2 2: 2 2 nen 15.— 
348. ' Bücher, Drudichriften, auch Kalender, Zeitungen u Anfündiguugen, 
| Karten (wiſſenſchaftliche), Mufitalien, Papier, bejchriebenes, | | 
( Alten und Manuſkripte... 
349. ‘ Bilder auf Papier, d. i. Kupfer und Stahlftiche, Steindrüde, Holz. 
ichnitte, Photographien und dergleichen, Farbendrudbilder auf 
Papier ober Leinwan d. a 
| Anmerkung zu Nr. 348 und 349: 
| Gebundene Bücher, Bilderwerke u. f. w. oder auf Lein- 
wand oder Pappe anfgezugene Karten und Bilder find nad 
| Nr. 348 und 349 zu behandeln; gehören aber die Einbände ' 
ihrer Beichaftenheit nad) zu den Kurzwaaren, jo find derlei |, 
| Bücher, Bilderwerfe u. j. w. als Kurzwaaren zu verzollen. 
Einbände, Mappen, Startons u. dgl., welche fenntlic zu den 
eingelegten oder eingejchobenen zollfreien Büchern, Liefer: 
| ungen, Bildern u. j. w. gehören, werden ebenfalld zollfrei 
| behandelt. 
Ferner find auch die ohne Kunſtwerth bergeftellten Maſſen— 
| erzeugnifie der Schwarz- oder Farbenbilddrud-Manufaktur, 
| einjchlielich der Bilderbogen, von der Behandlung nad) Nr. 
| 349 nicht auszuſchließen. 
352. | Statuen (audy Büſten und Thierfiguren), jowie Bass 
relief8 und Hautreliefs aus Steinen, in Stücken jchwerer 
als 5 kg; desgleihen Statuen, Büften und Thierfiguren J 
aus Metall oder Holz, jedoch mindeſtens in natürlicher Größe mel 
aus 358. Superphosphatbünger. © -» - 2 22 2 re rennen frei 
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Anlage C. 


Erleichternngen im Grenzverfehr. 


1. Auf Landgütern oder Grundbefigungen, welche von der Zollgrenze der 
beiberjeitigen Gebietötheile durchichnitten find, dürfen dad dazu gehörige Wirth: 
ſchaftsvieh und Wirthichaftögeräthe, die Ausjaat zum dortigen Felbbau, dann 
die auf denielben gewonnenen Erzeugniſſe des Aderbaues und der Viehzucht bei 
der Beförderung von den Orten ihrer Hervorbringung nad den zu ihrer Ber: 
wahrung beitimmten Gebäuden und Räumen von einem Zollgebiete auf das 
andere an den durd die Verwendung oder Beltimmung im Wirthichaftsbetriebe 
angezeigten natürlichen Uebergangspunkten zollfrei gebracht werben. 


2. Die Grenzbewohner, welche im jenfeitigen Grenzbezirfe eigene oder ge 
pachtete Meder und Wieſen zu beftellen, oder dort, jedoch in der Nähe ihres Wohn: 
ortes, ſonſt eine Feldarbeit zu verrichten haben, genießen Zollfreiheit in Betreff 
der Ausjaat zum Anbau der erwähnten Grunditüde und der von denſelben weg: 
geführten Fehlung an Feldfrüchten und Getreide in Garben, dann in Betreff des 
Arbeitspiehe® und der Arbeitögeräthichaften für die landwirthichaftlichen Wer: 
rihtungen. 

Nah Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und der zu verrichtenden Arbeiten 
fann der Grenzübertritt auch auf Nebenwegen unter Beobachtung ber diesfalls zu 
beſtimmenden Vorfihtsmaßregeln dann geichehen, wenn die Rückkehr noch an dem— 
ielben Tage erfolgt. 

3. . Die nacbenannten Gegenftände dürfen im gegenfeitigen Verkehr der 
Grenzbezirfe, wo die örtlichen Verhältniſſe dies wünſchenswerth und zuläffig 
ericheinen laſſen, unter dienlihen Worfichten auch auf Nebenwegen zollfrei ein— 
oder austreten: 


Ausgelaugte oder Auswurfsaiche zum Düngen, Bauſand (gemeiner) und 
Kieſelſteine; Bienenitöde mit lebenden Bienen; Dünger, thieriicher ; Feuer: 
ſchwamm, roher; Flachs und Hanf in Wurzeln; Grad; Moos; Binien ; 
Tutterfräuter; MWalditreu; Heu, Stroh und Häderling; Milch; Schmirgel 
und Trippel in Stüden; Thon und Töpfererde, gemeine; Torf und 
Moorerde. 

4. Vieh, das auf Weiden getrieben wird oder von denielben zurüdfehrt, 
ebenſo Vieh, welches zur Stallfütterung eins oder ausgeführt wird, fann, wenn 
die Identität ſichergeſtellt ift, zollfrei über die Zolllinie ein= und austreten. Auch 
die Erzeugniſſe von ſolchem Vieh, als: Milch, Butter, Käſe, Wolle und das in 
der Zwiſchenzeit zugewachfene junge Vieh dürfen in einer der Stüdzahl des Viehes 
und der Meidezeit angemeffenen Menge zollfrei zurüdgeführt werden. 

Soweit die örtlihen Berhältnifie e3 erfordern, iſt die Ueberſchreitung der 
Grenze auf Nebenwegen unter Beobachtung der diesfalld zu beftimmenden lofafen 
Vorfihtsmaßregeln auch dann zuläffiig, wenn es fich um eine längere MWeidezeit 
im jenfeitigen Grenzbezirke handelt. 

Die Zollfreiheit wird auch — für Salz, Mehl und Brot, welches 
von den Grenzbewohnern während der Alpenweidezeit auf ihre im jemieitigen 
Staatögebiete befindlichen Alpenweidenpläge zum nothwendigen Berbraud) beim 
Betriebe der Alpenwirthichaft verbracht wird. 

Die zollfrei zu belafjenden Mengen an Salz, Mehl und Brot werden nad) 
Maßgabe des Bedürfniſſes von den beiderjeitigen Zollverwaltungen feitgefegt. 
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5. Für Vieh, welches zur Arbeit aus dem einen Gebiete in das andere 
vorübergehend gebraht wird und von der Arbeit aus letzterem in das eritere 
zurückkommt, deögleichen für landwirthichaftliche Maſchinen und Geräthe, welche 
zur vorübergehenden Benugung aus dem einen in das andere Gebiet gebracht und 
nad erfolgter Benugung wieder in das eritere zurüdgeführt werden, wird unter 
den für dad Vormerkverfahren beftehenden Kontrolen die Zollfreiheit zugeltanden. 


6. Die beiderjeitigen Grenzbewohner find, wenn fie Getreide, Delfamen, 
Hanf, Lein, Holz, Lohe und andere dergleihen landwirthichaftlihe Gegenftände 
zum Bermahlen, Stampfen, Schneiden, Reiben u. ſ. w. auf Mühlen in den 
jenjeitigen Grenzbezirf bringen und im verarbeiteten Zuftande wieder zurüdführen, 
von jeder Zollabgabe befreit. 

Auch wird hierbei geitattet, Nusnahmen von dem regelmäßigen Bollverfabren, 
wenn berüdjichtigungswerthe örtlihe Werhältnifie dafür jprechen, unter Subſti— 
tuirung anderer, den Umſtänden angemefiener Modalitäten zum Schuge gegen 
Zollumgehungen zu bewilligen. Die Mengen der Erzeugniſſe, welche an Stelle 
der Rohſtoffe wieder eingebracht werden dürfen, beziehungsweife wieder ausgeführt 
werden müflen, find nad Erforderniß von den beiderfeitigen Zollverwaltungen 
einvernehmlich angemeſſen feſtzuſetzen. 

7. Die gegenſeitige Zollfreiheit ſoll ſich ferner erſtrecken auf alle Säcke 
und Gefäße, worin landwirthſchaftliche Erzeugniſſe, als z. B. Getreide und andere 
Feldfrüchte, Gips, Kalk, Getränke oder Flüſſigkeiten anderer Gattung und ſonſt 
im Grenzverkehr vorkommende Gegenſtände in das Nachbarland gebracht werden 
und die von dort leer auf dem nämlichen Wege wieder zurückgelangen. 


8. Die beſtehenden Erleichterungen in dem Verkehr zwiſchen den Bewohnern 
der beiderſeitigen Grenzbezirke in Bezug auf Gegenſtände ihres eigenen Bedarfs 
zur Reparatur oder ſonſt einer handwerksmäßigen Bearbeitung, welcher die häus— 
liche Lohnarbeit gleihzuhalten ift, werden aufrecht erhalten. 

9. Zubereitete Arzneiwaaren, welche Grenzbewohner gegen Rezepte von zur 
Ausübung der Praxis berechtigten Merzten in, den Verhältniſſen der Beziehenden 
entiprechenden, Kleinen Mengen aus benachbarten Apotheken holen, dürfen auch 
ohne Bewilligung der politiihen Behörde eingebraht und zolffrei abgefertigt 
werden. Bei einfachen, zu Medizinalzweden dienenden Droguen und einfachen 
pharmazeutiichen und chemiichen Präparaten, deren pharmazeutiſche Bezeichnung 
auf der Umhüllung genau und deutlich erfichtlich gemacht ift und welche nach den 
in dem betreffenden Gebiete geltenden Beſtimmungen im Handverkaufe verabreicht 
werden bürfen, wird überdied von dem Erforderniß der Beibringung von Rezepten 
abgejehen. 

10. Bei den beitehenden ſonſtigen Erleichterungen, Förmlichkeiten und Kontrolen 
im Örenzverfehr behält es jein Bewenden. 
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Unlage D. 
30llfartelt. 


8 1. Jeder der vertragichliegenden Theile verpflichtet fich, zur Verhinderung, 
Entdedung und Beitrafung von Uebertretungen ($$ 13 und 14) der Zollgeſetze 
de3 anderen Theiles nah Maßgabe der folgenden Beitimmungen mitzuwirken. 


8 2. Jeder der vertragsichließenden Theile wird feinen Angeltellten, welche 
zur Berhinderung oder zur Anzeige von Webertretungen feiner eigenen Zollgejege 
angewielen find, die Verpflichtung auflegen, jobald ihnen befannt wird, daß eine 
Uebertretung derartiger Gejeße de3 anderen Theile unternommen werden foll oder 
ftattgefunden hat, dielelbe im eriteren Falle durch alle ihnen geieglich zustehenden 
Mittel thumlichit zu verhindern und in beiden Fällen der inländiichen Zoll: oder 
Steuerbehörde (im Deutihen Reih: Hauptzollämter oder Hauptitenerämter, in 
Defterreich » Ungarn: Hauptzollämter oder Finanzwachkommiſſäre) ſchleunigſt ans 
zuzeigen. 

$ 3. Die Zolle oder Steuerbehörden des einen Theiles jollen über die zu 
ihrer Kenntniß gelangenden Uebertretungen von Zollgefegen de anderen Iheiles 
den im 8 2 bezeichneten Zoll» oder Steuerbehörden des legteren ſofort Mittheilung 
machen und denjelben dabei über die einjchlagenden Thatſachen, ſoweit fie dieſe 
zu ermitteln vermögen, jede jachdienliche Auskunft ertheilen. 


8 4. Die Einhebungsämter eined jeden der vertragichliegenden Theile follen 
den dazu von dem anderen Theile ermächtigten oberen Zoll: oder Steuerbeamten 
die Einficht der Negiiter oder Negiiterabtheilungen, welche den Maarenverfehr aus 
und nach den Gebieten des lesteren und an der Grenze derielben nachweiſen, 
nebit Belegen auf Begehren jederzeit an der Amtsſtelle geitatten. 


$ 5. Die Bolle und Steuerbeamten an der Grenze zwiichen den beider: 
feitigen Zollgebieten jollen angewieien werden, ich zur Verhütung und Entdedung 
des Schleichhandel3 nach beiden Seiten Hin bereitwilligit zu unteritügen und nicht 
allein zu jenem Zwed ihre Wahrnehmungen fich gegenieitig binnen der kürzeſten 
Friſt mitzutheilen, jondern auch ein freundnachbarliches Bernehmen zu unterhalten 
und zur Verftändigung über zwedmäßiges Zulammenmwirfen von Zeit zu Zeit 
und bei beionderen Veranlaſſungen ſich miteinander zu berathen. 


8 6. Den Zolle und Steuerbeamten der vertragichliegenden Theile joll ge 
jtattet jein, bei Verfolgung eines Schleichhändlers oder der Gegenſtände oder 
Spuren einer Mebertretung der Zollgeiege ihres Staates fi in das Gebiet des 
anderen Theiles zu dem Zweck zu begeben, un bei den dortigen Ortsporjtänden 
oder Behörden die zur Ermittelung des Thatbeitandes und des Thäters umd Die 
zur Sicherung des Beweiſes erforderlihen Mahregeln, das Sammeln aller Beweis: 
mittel bezüglich der vollbrachten oder verfuchten Zollumgehung, ſowie den Umſtänden 
nad die einstweilige Beichlagnahme der Waaren und die Feithaltung der Thäter 
zu beantragen. 


Anträgen dieſer Art ſollen die Ortsporitände und Behörden jedes der ver: 
tragichließenden Theile in derielben Weile geniigen, wie ihnen dies bei vermutheten 
oder entdedten lebertretungen der Zollgelege des eigenen Staats zuſteht und ob— 
liegt. Auch können die Zoll und Steuerbeamten des einen Theiles durch Requiſition 
ihrer vorgejegten Behörde von Seiten der znftändigen Behörde des anderen Theiles 
‚aufgefordert werden, entweder vor letzterer jelbit oder vor der fompetenten Behörde 
ihres eigenen Landes die auf die Zollumgehung bezüglichen Umstände auszuſagen. 
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8 7. Seiner der vertragichließenden Theile wird in feinem Gebiete Per: 
einigungen zum Zweck dei Scleichhandels nad) dem Gebiete des anderen Theiles 
dulden oder Verträgen zur Sicherung gegen die möglichen Nachtheile ſchleich⸗ 
händlerifcher Unternehmungen Giltigfeit zugeltehen. 


$ 8. Jeder der vertragichließenden Theile ift verpflichtet, zu verhindern, daß 
Borräthe von Waaren, welhe als zum Schleichhandel nad) dem Gebiete des 
anderen Theiles beitimmt anzujehen find, in der Nähe ber Grenze des legteren 
angehäuft oder ohne genügende Sicherung gegen den zu beforgenden Mißbrauch 
niedergelegt werden. 


Innerhalb des Grenzbezirks follen Niederlagen fremder unverzollter Waaren 
in der Regel nur an ſolchen Orten, wo fi ein Zollamt befindet, geftattet und 
in dieſem Falle unter Verſchluß und Kontrolfe der Zollbehörde gejtellt werden. 


Sollte in einzelnen Fällen der amtlihe Verſchluß nicht anwendbar jein, io 
follen ſtatt desſelben anderweite möglichit jichernde Kontrollmaßregeln angeordnet 
werden. Vorräthe von fremden verzollten und von inländiihen Waaren inner 
halb des Grenzbezirf3 jollen das Bedürfni des erlaubten, d. h. nad dem ört: 
lihen Verbrauche im eigenen Lande bemeijenen Verkehrs nicht überfchreiten. Entiteht 
Verdacht, daß ſich Vorräthe von Waaren der leßtgedacdhten Art über das bezeichnete 
Bedürfnig und zum Zweck des Schleihhandels gebildet hätten, jo ſollen dergleichen 
Niederlagen, inſoweit es geſetzlich zuläſſig ift, unter jpezielle, zur Verhinderung 
des Schleihhandel3 geeignete Kontrolle der Zollbehörde geitellt werben. 

$ 9. Jeder der vertragichliegenden Theile ift verpflichtet: 

a) Waaren, deren Eins oder Durchfuhr in dem Gebiete ded anderen Theiles 


verboten ift, nach demielben nur beim Nachweiſe dortiger beionderer Er: 
laubniß zoll- oder jteneramtlich abzufertigen; 


b) MWaaren, welche in dem Gebiete des anderen Theiles eingangsabgaben- 
pflichtig und dahin beftimmt find, nach demſelben 
1. nur im der Richtung nach einem dortigen mit ausreichenden Befugniſſen 
veriehenen Eingangsamt, 


2. von den Ausgangsämtern oder Legitimationsftellen nur zu ſolchen 
Tageszeiten, daß fie jenſeits der Grenze zu dort erlaubter Zeit ein— 
treffen können, und 

3. unter Verhinderung jedes vermeidlihen Aufenthalts zwiſchen den 
Ausgangsamt oder der Legitimationsitelle und der Grenze 


zoll- oder fteneramtlich abzufertigen, oder mit Ausweiſen zu verfehen. 


$ 10. Much wird jeder der vertragichließenden Theile die Erledigung der 
für die Wiederausfuhr unverabgabter Waaren ihm geleisteten Sicherheiten, ſowie 
die für Ausfuhren gebührenden Abgabenerlaile oder Eritattungen erft dann ein 
treten laffen, wenn ihm durch eine vom Eingangsamt auszuftellende, die Regifter: 
poit und das Datum der Abfertigung enthaltende Beicheinigung nachgemieien 
wird, dal Die nach dem vorbezeichneten Nacbarlande ausgeführte Waare in dem 
legteren angemeldet worden tft. 


Ss 11. Vor Ausführung der im $ 9 unter b und $ 10 enthaltenen 
Beitimmungen werden die vertragichließenden Theile über die erforderliche Anzahl 
und die Berugnifie der zum Waarenübergange an der gemeinichaftlichen Grenze 
beftimten Anmelde und Erhebungsitellen, über die denjelben, joweit fie zu einander 
unmittelbar in Beziehung ftehen, übereinitimmend vorzufchreibenden Abfertigungs⸗ 
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finnden und über nach Bebürfniß anzuorbnende amtliche Begleitungen der aus: 
geführten Waaren bis zur jenfeitigen Anmeldeitelle, ſowie über befondere Maßregeln 
für den Gifenbahnverfehr fich bereitwilligit verftändigen. 


$ 12. Jeder der vertragichliegenden Theile hat die in den 88 13 und 14 
erwähnten Webertretungen der Zollgeiete des anderen Theiles nicht allein feinen 
Angehörigen, ſondern auch allen denjenigen, welce in feinem Gebiete einen vor— 
übergehenden Wohnfig haben oder auch nur augenblidlich fich befinden, unter 
Androhung der zu jenen Paragraphen bezeichneten Strafen zu verbieten. Die 
vertragichließenden Theile verpflichten fich wechielieitig, die dem anderen vertrag- 
Ichließenden Theile angehörigen Unterthanen, welche den Verdacht des Schleich. 
handels wider ſich erregt haben, innerhalb ihrer Gebiete überwachen zu laſſen. 


Zu diefem Zwecke fteht jedem der vertragichließenden Theile frei zu den im 
Grenzbezirfe deö anderen Theiles abgehaltenen Meifen und Märkten, auch Vieh: 
märften, geeignete Organe zur Beobachtung zu entienden, ſowie durch feine oberen 
Zoll: und Steuerbeamten von den Viehmarktsprotokollen, foweit ſolche geführt 
werden, Einficht nehmen zu laffen und ſich Abichrift derielben zu verichaffen. 


8 13. Mebertretungen von Eins, Aus: und Durdfuhrverboten des anderen 
Theile und Zoll oder Steuerdefrauden, das heißt ſolche Handlungen oder geile 
widrige Unterlafiungen, durch welche dem letzteren eine ihm geießlich gebührende 
Ein: oder Ausgangsabgabe entzogen wird oder bei unentdecktem Gelingen entzogen 
werden würde, find von jedem der vertragichliegenden Theile nah feiner Wahl 
entweder mit Konfiskation des Gegenitandes der Webertretung, eventuell Erlegung 
des vollen Werthes, und daneben mit angemeſſener Gelditrafe oder mit denjelben 
Geld: oder Vermögensſtrafen zu bedrohen, welden gleichartige oder ähnliche 
Vebertretungen feiner eigenen Abgabengeiege unterliegen. 


Im lesteren Falle ift der Strafbetrag, Toweit derſelbe geſetzlich nach dem 
entzogenen Abgabenbetrage fich richtet, nach dem Tarif des Staates zu bemelfen, 
deſſen Abgabengeſetz übertreten worden ift. 


8 14. Für folche Hebertretungen der Zollgeiege des anderen Theiles, durch 
welche erweislid ein Ein--Aus- oder Durchfuhrverbot nicht verlegt oder eine 
Abgabe widerrechtlich nicht entzogen werden Eonnte oder jollte, find genügende, in 
beitimmten Grenzen vom ftrafrichterlichen Ermeſſen abhängige Gelditrafen anzudroben. 


8 15. Freiheits: oder Arbeitsftrafen (vorbehaltlich der nach jeinen eigenen 
Abgabengeiegen eintretenden Abbüßung unvollitrekbarer Gelditrafen durch Haft 
oder Arbeit), ſowie Ehrenftrafen, die Entziehung von Gewerböberechtigungen oder, 
als Strafihärfung, die Bekanntmachung erfolgter Werurtheilung anzudrohen, ift 
auf Grund dieles Kartells feiner der vertragichließenden Theile verpflichtet. 


8 16. Dagegen darf durch die nad den SS 12 bis 15 zu erlaflenden 
Strafbeitimmungen die geſetzmäßige Beitrafung der bei Verlegung der Zollgeſetze 
des anderen Theiles etwa vorfommenden ſonſtigen Webertretungen, Vergehen und 
Verbrechen, als: Beleidigungen, rechtswidrige Widerjeglichkeit, Drohungen oder 
Gewaltthätigkeiten, Fälſchungen, Beitehungen oder Erpreifungen und dergleichen, 
nicht ausgeichloflen oder beichränft werden. 


8 17. Uebertretungen der Zollgejege deö anderen Theiles hat auf Antrag 
einer zuitändigen Behörde desielben jeder der vertragichliegenden Theile von den: 
jeiben Gerichten und in denjelben Formen, wie llebertretungen feiner eigenen ders 
artigen Gejege, unterfuchen und geſetzmäßig betrafen zu laſſen, 


—— 
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1. wenn der Angeichuldigte entweder ein Angehöriger des Staates ift, welcher 
ihn zur Unterfuhung und Strafe ziehen joll, oder 
2. wenn jener nicht allein zur Zeit der llebertretung in dem Gebiete dieſes 
Staated einen, wenn auch nur vorübergehenden Wohnſitz hatte oder bie 
Uebertretung von dieſem Gebiete aus beging, ſondern auch bei oder nad) 
dem Gingange ded Antrages auf Unterfuhung fich in demielben Staate 
betreffen läßt; 
in den unter 2 erwähnten Falle jedoch nur dann, wenn der Angeichuldigte nicht 
Angehöriger des Staates ift, deſſen Gejege Gegenitand der angeihuldigten Leber: 
tretung find. 


8 18. Zu den im 8 17 bezeichneten Unterſuchungen follen das Geridt, 
von deilen Bezirke aus die Webertretung begangen ift, und das Gericht, in beiien 
Bezirke der Angeichuldigte feinen Wohnſitz oder, als Ausländer, ſeinen einſt— 
weiligen Aufenthalt hat, injofern zuftändig fein, als nicht wegen derſelben Weber: 
tretung gegen denſelben Angejichuldigten ein Verfahren bei einem anderen Gerichte 
anhängig oder dur ſchließliche Entſcheidung beendigt ilt. 

8 19. Bei den im 8 17 bezeichneten linterfuhungen ſoll den amtlichen 
Angaben der Behörden oder Angeitellten des anderen Theiles diejelbe Beweiskraft 
beigelegt werden, weldye den amtlichen Angaben der Behörden oder Angeftellten 
des eigenen Staates in Fällen gleicher Art beigelegt ift. 


8 20. Die Koften eines nah Maßgabe des $ 17 eingeleiteten Strafver: 
fahrens und der Strafvollitredung find nach denielben Grundſätzen zu beftimmen 
und aufzulegen, welche für Strafverfahren wegen gleichartiger Uebertretungen der 
Geſetze des eigenen Staates gelten. 

Für die einftweilige Beltreitung derjelben hat der Staat zu forgen, in welchem 
die Unterfuhung geführt wird. 

Diejenigen Koiten des Verfahrens und der Strafvollitredung, welche, wenn 
das Verfahren wegen Webertretung der eigenen Abgabengeiege jtattgefunden hätte, 
von jenem Staate ſchließlich zu tragen jein würden, hat, infoweit fie nicht vom 
Angeichuldigten eingezogen oder durch eingegangene Strafbeträge gededt werben 
fönnen, der Staat zu eritatten, deſſen Behörde die Unterſuchung beantragte. 


$ 21. Die Geldbeträge, weldhe in Folge eines nad) Maßgabe des $ 17 
eingeleiteten Strafverfahrend von dem Angeichutdigten oder für verfaufte Gegen- 
ftände der llebertretung eingehen, find dergeitalt zu verwenden, daß davon zunädit 
die rüditändigen Gerichtsfoften, Todann die dem anderen Theile entzogenen Ab: 
gaben md zulett die Strafen berichtigt werden. 

lleber die legteren hat der Staat zu verfügen, in welchem das Verfahren 
ſtattfand. 


$ 22. Eine nad Maßgabe des S 17 eingeleitete Unterſuchung iſt, ſolange 
ein rechtskräftiges Enderkenntniß noch nicht erfolgte, auf Antrag der Behörde 
desjenigen Staates, welcher dieſelbe veranlaßt hatte, ſofort einzuſtellen. 


$ 23. Das Recht zum Erlaſſe und zur Milderung der Sırafen, zu welchen 
der Angeichuldigte in Folge eines nah Maßgabe des $ 17 eingeleiteten Verfahrens 
verurtbeilt wurde oder ſich freiwillig erboten hat, fteht dem Staate zu, bei deſſen 
Gerichte die Berurtheilung oder Erbietung erfolgte. 

Es joll jedoch vor derartigen Straferlaffen oder Strafmilderungen der zu: 
ftändigen Behörde des Staates, deſſen Gelege übertreten waren, Gelegenheit ge 
geben werden, ich darüber zu äußern. 
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8 24. Die Gerichte jedes der vertragſchließenden Theile jollen in Beziehung 
auf jedes in dem anderen Gebiete wegen Mebertretung der Zollgeſetze dieſes Gebietes 
oder in Gemäßheit de8 $ 17 eingeleitete Strafverfahren verpflichtet fein, auf 
Erſuchen des zuftändigen Geridts: 

1. Zeugen und Sachverſtändige, welche ſich in ihrem Gerichtöbezirfe aufhalten, 
auf Erfordern eidlich zu vernehmen und erftere zur Ablegung des Zeug- 
niſſes, ſoweit daßjelbe nicht nad) den Landesgeſetzen veriveigert werben darf, 
zum Beifpiel die eigene Mitſchuld der Zeugen betrifft, oder fih auf Um— 
ftände erftreden joll, welche mit der Anfchuldigung nit in naher Ver: 
bindung ftehen, nöthigenfalls anzuhalten ; 

2. amtlihe Belichtigungen vorzunehmen und ben Befund zu beglaubigen; 

3. Angeihuldigten, welche ſich im Bezirke des erjuchten Gerichts aufhalten, 
ohne dem Staatöverbande des letteren anzugehören, Vorladungen und 
Erfenntniffe behändigen zu laſſen; 

4. Uebertreter und deren bewegliche Güter, welche im Bezirke des erjuchten 
Gerichts angetroffen werden, anzuhalten und auszuliefern, oder die be— 
Ichlagnahmten Gegenftände zu veräußern und den Erlös gegen Crftattung 
der erwachienen Auslagen herauszugeben, injofern nicht jene lWebertreter 
dem Staatöverbande des erjuchten Gericht oder einem folchen dritten 
Stante angehören, welcher durch Verträge verpflichtet ift, die fragliche 
Uebertretung jeinerjeit3 gehörig unterfuchen und beitrafen zu laſſen. 

8 25. 3 find in diefem Kartell unter „Zollgelegen” aud die Ein-, Aus— 
und Duchfuhrverbote, und unter „Gerichten“ die in jedem der beiberjeitigen 
Gebiete zur Unterfuhung und Beitrafung von lebertretungen der eigenen der: 
artigen Gelege beitellten Behörden veritanden. 


8 26. Durch die vorftehenden Beitimmungen werden weitergehende Zu— 
geſtändniſſe zwiichen den vertragichließenden Theilen zum Zwed der Unterdrüdung 
des Schleichhandel3 nicht aufgehoben oder geändert. 
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2. Schlußprotofoll vom 6. Dezember 1891. 
Bu Artikel 1 des Bertrages. 


1. Die Durchfuhr deutichen Salzes durch die öfterreihifh-ungariihe Monarchie 
auf der Donau kann unter den nachitehenden Bedingungen ohne weiteres Anjuchen 
der Partei ftattfinden: 


a) Die Abfertigung der bei dem Cingangszollamt anlangenden Sendungen 
erfolgt im Anfageverfahren, jedoh mit dem Vorbehalt, daß diejelben der 
inneren Beſchau unterzogen werben können, und daß in Fällen beionderen 
Verdachtes oder einer vorgefundenen Verlegung de von den beutichen 
Salzitenerbehörden angelegten Verfchluffes auch die Heberwaage der Sendung 
ftattfinden fann. 

b) Das Eintritt3zollamt ift verpflichtet, eine mit Rüdjiht auf den jeweiligen 
MWaflerftand ausreichend bemeſſene Frift zur Bewerkitelliguung der Durchfuhr 
auf der Donau mittelft Dampffraft jedesmal feitzujegen. 

Nachgewieſen unverjchuldeten und bei dem nächſten 8. K. beziehung: 
weife 8. ungarifchen Finanzorgane unverweilt angemeldeten Verzögerungen 
wird billige Rechnung getragen. 

c) Für die tranfitirende Sendung muß entweder in Baarem oder in fautions- 
fähigen Werthpapieren bei dem Gintrittszollamt eine Kaution in der Höhe 
der tarifmäßig entfallenden Einfuhrgebühren erlegt werben. 

Die, Enticheidung darüber, ob ftatt diefer Kaution eine Gutftehung 
angenommen werben könne, bleibt den beiden Finanzminifterien vorbehalten, 
und ift die diesbezügliche Bewilligung daher von Fall zu Fall im Vor— 
hinein einzuholen. 

d) Die obige Kaution wird der Partei zurüdgeftellt, wenn der thatlächliche 
Eintritt in den zu benennenden ausländischen Staat mittelit zollamtlicher 
Gertififate nachgewielen wird. Hinfichtlich des bei dem Orſova'er K. Zoll» 
amt austretenden Salzes genügt der Nachweis des vorichriftsmäßig und 
anſtandslos erfolgten Austritts. 

Die erwähnten zollamtlichen Certififate find int Wege des betreffenden 
inländiichen Austrittszollamts dem K. ungarischen Finanzminilterium vor— 
zulegen, welches ſich — falls der Vorichrift Genüge geleiftet wurde — 
wegen Rüditellung der Kaution allfogleih mit dem F. K. Finanzminifterium 
ind Einvernehmen jeßen wird. 

2. Die Durhfuhr von Kreuznacher Mutterlauge und Staßfurter Abraum— 
falzen durch Defterreichellngarn wird ohne beiondere vorgängige Durchfuhrbewilligung 
ausnahmsweiſe unter nachſtehenden Bedingungen geitattet: 

a) Jede Sendung muß von dem Salziteneramt zu Kreuznach beziehungsweiie 
Staßfurt revidirt, unter ſteueramtlichen Verſchluß geſetzt und mit Begleit- 
Schein I abgefertigt werden. 

b) Bei dem öfterreichiichen Grenz-Eingangsamt wird, wenn der fteueramtliche 
Verſchluß unverlett gefunden wird, und die Begleitpapiere zu dem Verdacht 
einer Defraude feinen Anlaß geben, die Abfertigung zur Durhfuhr durch 
Defterreihelingarn jofort vorgenommen. 

c) Das öfterreichifche oder ungariihe Grenz-Ausgangsamt läßt die Sendung 
nach erfolgter Stonftatirung der Umverlegtheit des ſteueramtlichen Verſchluſſes 
ohne weiteres über die Grenze austreten und veranlakt unvermweilt das 
Geeignete wegen Rückgabe der etwa hinterlegten Kaution. 
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d) Dieje Erleichterungen finden auf Sendungen von Staßfurter Abraumfalzen, 
bei welchen im öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiet eine Zwiſchenabladung 
erfolgt, feine Anwendung. 

3. Der im Artikel 1 unter b ausgelprocdene Vorbehalt erftredt ſich auch 
auf jene VorfichtSmaßregeln, die zum Schutze der Landwirthſchaft gegen die Eins 
ihleppung und Verbreitung ſchädlicher Inſekten (wie 3. B. der Neblaus und des 
Koloradofäfers) ergriffen werben. 


4. Die vertragichließenden Theile werden ſich alle aus Nüdfichten der Gejund- 
heitöpolizei erlafienen Verkehrsbeſchränkungen gegenieitig mittheilen. 


Bu Artikel 3 des Vertrages. 


1. Die Bergünftigungen der Tarife A und B greifen für die aus ben 
beiberfeitigen Zollausichlüffen (Freigebieten) kommenden Waaren dann Pla, wenn 
dieje Waaren oder die Stoffe, unter deren Verwendung fie im Zollausſchluſſe 
gefertigt wurden, in dem Lande, zu welchem der betreffende Zollausichluß gehört, 
erzeugt find oder in dieſes Land zollfrei eingehen können und wenn fie mit einem 
zu vereinbarenden Urſprungszeugniſſe verjehen find. 

2. Die vertragichließenden Theile find übereingefommen, daß weder für Dies 
jenigen Artikel, für welche mit dem Inkrafttreten des Vertrages in dem Gebiete 
des einen oder des anderen Theiles Zollnachläfle bei der Einfuhr zur See beſtehen 
bleiben, im abjoluten Betrage weitergehende, noch für andere Artifel neue, die 
Ginfuhr zur See begünftigende Zollnadläffe ohne Zuftimmung des anderen 
Theiled eingeführt werden dürfen. 

Es ſoll indeffen jedem der vertragichließenden Theile freiitehen, für diejenigen 
Artikel, für welhe mit dem Inkrafttreten des Vertrages in dem Gebiete des 
anderen Theile ein Zollnachlaß bei der Einfuhr zur See beitehen bleibt, einen 
jolhen die Einfuhr zur See begünftigenden Zollnachlaß in dem im Gebiete des 
anderen Theiles alsdann beitehenden prozentualen VBerhältniffe ohne weiteres auch 
in dem eigenen Gebiete einzuführen. 


3. Zur Tarifanlage A (Einfuhr in das deutfche Bollgebiet). 

Die Bedeutung der einzelnen in der Anlage A aufgeführten Poſitionen ift 
nah ihrer gegenwärtigen Geltung im Zujammenhang mit dem zur Zeit des 
Bertragsabichluffes im deutihen Zollgebiete beitehenden allgemeinen Zolltarif in— 
ſofern zu bemeifen, als nicht gleichzeitig Ausnahmen hiervon vereinbart worden find, 

1. Bu Ar. 5 m. Tannin (Gerbfäure) fällt unter Nr, 5 m. 

2. Bu den Hummern 10 e und f. Srifirendes Glas fällt unter die ent— 
ſprechenden Zoljäge für gefärbtes, beziehungsweije farbiges Glas, 

3. Bu Hr. 18 f 2. Filzhüte, bei denen fich der Form oder der Garnitur 
nad nicht erfennen läßt, ob diejelben Herren oder Damenhüte find, werden als 
Herrenhüte nach Nr. 18 f 2 behandelt. 

4. Bu Ür. 205 1. Waaren, ganz oder theilweife aus Bernftein, Gagat, 
Jet, Meerihaum und Berlmutter find auch in Verbindung mit anderen Mate: 
tialten, ſoweit fie dadurch nicht unter Nr. 204 fallen, zum ermäßigten Sate 
von 150 Marf zu verzollen. 

5. Bu Ar. 25e 1. Als Verſchnittweine zu dem ermäßigten Zolliage von 
10 Mark für 100 Kilogramm brutto find nur zuzulaflen ſolche rothe Naturweine 
und Mofte zu rothem Wein, welche mindeftend 12 Bolumenprozente Alkohol, 
beziehentlich (im Moft) das entivrechende Nequivalent von Fruchtzucker, ſowie im 
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Liter bei 100° Celſius mindejtend 28 Gramm trodenen Ertraft enthalten, jofern 
fie unter den vom Bundedrath des Deutichen Reichs feſtzuſetzenden Kontrolen 
zum Verſchneiden wirflid) verwendet werben. 

Als Verfchnitt ift es zu erachten, wenn ber zu berichneidende weiße Wein 
mit Wein oder Moft von der vorftehend bezeichneten Beichaffenheit in einer Menge 
von nicht mehr ald 60 Prozent und der zu verichneidende rothe Wein mit jolchem 
Wein oder Moft in einer Menge von nicht mehr ala 33'/, Prozent des ganzen 
Gemiſches verjegt wird. 

6. Zu Ur. 25f. Gejalzene und eingeihmolzene Butter fällt unter den 
vereinbarten Zollſatz für Butter. 

7. Bu Ur. 27b. Nacgeahmte Lederpappe — braune Holzpappe — (ein 
pappenartiges Yabrifat aus Holzitoff, welcher vor dem Schleifen durch Dämpfen 
eine braune, leberartige Färbung erhalten hat) iſt nad) Nr. 27 b zu behandeln. 


8. Bu Ur. 38ce. Das Zunaimer gewöhnlihe ZTöpfergeihirr unterliegt bei 
der Einfuhr in das deutiche Zollgebiet nad) Poſition 38c dem Zolle von 1 Mark 
für 100 Kilogramm. 

9. Bu Hr. 40a. Oeltuch (mit Oelfimiß oder mit Delfompofition [einer 
Miihung von Del und Kautichud] getränfte grobe Zeugitoffe) und Dedleinwand, 
d. i. mit Delfompofition (einer Miſchung von Del und Kautihud) oder Del: 
firniß getränfte oder überftrichene, getheerte oder mit metalliihen Subftanzen (Grün: 
ſpanlöſung 2c.) wallerdicht gemachte grobe Leinwand oder jonftige derartig zugerichtete 
grobe Zeugitoffe unterliegen gleichfalls dem ermäßigten Zollfage der Nr. 40 a. 


4. ur Tarifanlage B (Einfuhr in das öfterreihifh-ungarifhe Bollgebiet). 

Die Bedeutung der einzelnen in der Anlage B aufgeführten Bofitionen iſt 
nad) ihrer gegenwärtigen Geltung im Zufammenhang mit dem zur Zeit des 
Bertragsabichluffes im öfterreihiicheungariichen Zollgebiete beitehenden allgemeinen 
Zolltarif infofern zu bemeſſen, als nicht gleichzeitig Ausnahmen hiervon verein: 
bart worden jind. 

1. 3u Ur. 64. Gier von Seidenipinnern verbleiben zollfrei. 

2. 3u Ur. 70. Feſtes Palmfernöl fällt unter Nr. 70. 

3. Zu Ar. 73. Die Oelfirniffe find in Nr. 73 nicht einbegriffen. 

4. Zu Ar. 77. Der unter dem Namen Wermuth bekannte Wein wird 
gleich dem unverjegten Wein aus jenen Staaten, welche auf dem Fuße der Meiſt— 
begünitigung behandelt werden, verzollt. 

5. Zu Ür. 84. Gervelatwürite und Salami fallen unter die Nr. 84 mit 
dem ermäßigten Zolllage von 16 fl. 

6. Zu Ar. 87. Fiſche in Salzlafe gehören zu Nr. 87. 

7. Zu Ür, 88. Die in Nummer 88 begriffenen Fiiche fallen dann nicht 
unter dieſe Pofition, wenn fie in hermetiich verichloffenen Blechbüchſen und ber: 
gleichen vorkommen, ſowie wenn fie auf eine andere Art zubereitet oder in Büchien, 
Flaſchen, Gläſern und dergleichen eingemacht find. 

8. Bu den Nummern 92 und 93. Biscnits (Cakes), Lebkuchen und Oblaten 
fallen unter die Nummern 92 und 93. 

9. Zu Mr. 102, Unter den hierher gehörigen gefägten Steinen werden nur 
jene veritauden, welche an nicht mehr als drei Seitenflächen eine Bearbeitung mit 
der Säge zeigen. 
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10. Bu Ur. 103b 2, Braumftein, dann weiße Kreide, gemahlen vder ges 
ſchlemmt, find nah Nr. 103b 2 zollfrei zu behandeln. 


11. Bu Ar. 106 und 107. Die in den Nummern 106 und 107 aufs: 
gezählten Waſſer und Dele fallen dann nicht unter dieſe Vofttionen, wein fie in 
Behältniſſen mit Etiketten, Gebrauchdanweilungen und dergleichen vorkommen, 
durch welche fie ſich als PBarfümeriewaaren darftellen. 

12. Zu Hr. 113. Künſtlich hergeftellter Indigo, welcher mit dem natür: 
lihen Indigo die gleiche Zuſammenſetzung hat, wird wie leßterer behandelt. 

13. Bu Ar. 146. Unter den zur Nr. 146 gehörigen und gleich den Spigen 
zu verzollenden Santen werden gewebte oder gewirfte Kanten nicht verjtanden ; 
derartige Kanten fallen unter die Poſamentier- oder Wirftwaaren der Nr. 147. 


14. 3u Ar. 169b. Als ganzfeidene glatte Gewebe und Armüren werden 
jene anerkannt, welche eine einheitlich regelmäßige Oberfläche zeigen, die nur dur 
eine einfahe Sreuzung der Ketten- oder Schußfäden, welche ſich nad) einer ges 
willen beichräntten Anzahl von Fäden immer wiederholt, hergeftellt ift, und welche 
Stope deshalb mittelit der gleichzeitigen Verwendung mehrerer Ligen erzeugt 
werden können, nämlich die Taffte und alle Armüren, wie Satins (Atlas), Serges 
und Surahs (Köper), Merveilleur, Ottomanes, Marquiſes, Gro8 de Suez, 
Failles frangaifes, Levantines, Neps, Gros de Tours, Armurespiquet3 ꝛc. Alle 
Stoffe, welche feine einheitlih regelmäßige Oberfläche zeigen, fondern aus der 
Berbindung zweier oder mehrerer getrennt auftretender Armüren (Bindungen) 
beftehen, ſeien es Stetteneffefte (wie bei den Pékins), ſeien es Schußeffefte (wie 
bei allen Barıss Querſtreifen]), überdies alle farrirten ſowie quergeitreiften Stoffe, 
welche Effekte zeigen, die durch verichiedenen Schuß hervorgebradt find, danı die 
moirirten, gauffrirten und alle bedrudten Stoffe (gleichviel ob nur in der Stette 
oder im fertigen Stoffe bedrudt) werden als faconnirte Stoffe behandelt. 

Als façonnirte Stoffe werden alle jene behandelt, deren Oberfläche eine 
Zeihnung enthält und daritellt, die durch die verichiedenften Kombinationen einer 
unbeihränften Zahl von Ketten- und Schußfäden gebildet ift, und welche mit 
der Jacquardmaichine hergeitellt werden. Sammete jeder Art, Bänder und Gaze 
werden wie faconnirte Gewebe behandelt. 


15. Bu Ur. 170. Unter Halbfeidenwaaren find nicht allein die aus Seide 
(auch Tuſſahſeide) und Baumwolle hergeitellten Gewebe, jondern auch die aus 
Seide (auch Tuffahjeide) und Wolle, jowie die aus Seide (aud) Tuſſahſeide) und 
gemilchten Geipinnitfalermaterialien hergeſtellten Gewebe zu verftehen. 


16. Zu Ar. 191. Papier mit transparenten Linien (ſogenannten Wajfer: 
drudlinien) ift nicht al3 gepreßtes Papier (Nr. 192a), jondern als liniirtes 
Papier nad) Nr. 191 zu behandeln. 

17. 3u Wr. 195. Buppen und PBuppenbeitandtheile aus Papiermaſſe, fertig 
gearbeitet, bemalt, ladirt, auch in Verbindung mit anderen Materialien, jofern 
fie nicht unter höher belegte Leder: oder Kurzwaaren fallen, find im der verein: 
barten Zollermäßigung nicht begriffen, Tondern unterliegen dem allgemeinen Zoll 
ſatze der Nr. 195. 


18. Bu den Hummern 220 und 221. Die durd Zurichten oder Färben 
hergejtellten Smitationen feiner elle aus gemeinen Fellen find als gemeine elle 
nad den zu den Nummern 220a, beziehungdweile 221 a zugeitandenen ermäßigten 
Zollfägen zu behandeln. — Künſtliches Federpelzwerk aller Art unterliegt dem 
allgemeinen Zolliage der Wr. 221b. 
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19. Zu den Aummern 240, 241 und 242. Iriſirendes Glas fällt unter 
die entiprehenden Zolljäge für gefärbtes, beziehungsweiſe farbiges Glas. 

20. Bu Ur. 2450. Mit Papier überzogene Griffel aus natürlihem Schiefer 
find nach Nr. 2450 zu verzollen. 

21. Bu Ar. 252b. Das Oberlaufiger und das jogenannte Bunzlauer ge 
wöhnlihe Töpfergeichirr unterliegt bei der Einfuhr in das öſterreichiſch-ungariſche 
Zollgebiet nah Nr. 252 b dem Zolle von 50 Kreuzer für 100 Kilogramm. 

22. Bu Ar. 256. Steinzengfrüge mit Dedeln aus unedlen, nicht echt ver: 
goldeten oder verfilberten Metallen find als Thonmwaaren in Werbindung mit 
anderen Materialien nad) dem zur Nr. 256 zugejtandenen ermäßigten Zolliage 
zu behandeln, jofern das Gewicht der Dedel nicht überwiegt. 

23. Bu Ar. 259a. Flacheiſen mit ausgebauten Schmalfeiten ift als nidt 
fagonnirt zu behandeln. 

Unter Zaggeln aus abgejchweißten Schweißeiien find die durch Schweihen 
aus Luppen, Robzaggeln, Rohichienenpadeten oder Abfalleifenpadeten (fogenannten 
Schwitpadeten) hergeftellten verſtanden. 

24. Bu Ur. 271. Wie polirte MWaaren der Nr. 271 find auch die fein 
matt geichliffenen, damascirten (verzierten) und gravirten, nicht anderweitig ge 
nannten Eiſen- und Stahlwaaren zu tarifiren. 


25. Bu Hr. 298. Die zollfreie Behandlung von Präzifionsinftrumenten zu 
wilienichaftlihen Zwecken wird nicht nur öffentlihen Anftalten, jondern auch 
anderweitig bewilligt werden, wenn der Beziehende durdy eine Beicheinigung der 
zuftändigen Behörde nachweiſt, dab das einzuführende Inftrument zu feinen willen: 
Ichaftlihen Arbeiten beftimmt ift, nicht aber zum Gewerbebetrieb, zur Ausübung 
berufsmäßiger Praxis oder zum Handel dienen joll. 

26. Zu Ar. 323. Zum zugeftandenen Zollfage für Vleichlaugen ift nicht 
nur Chlornatronlauge (eau de Labarraque) und Chlorfalilauge (eau de Javelle,, 
ſondern aud die wäſſerige Lölung von Aetzkali und Aetznatron (Nebkalilauge und 
Aetznatronlauge), von zweifach ſchwefligſaurem Kalt und jchwerligiaurem Natron 
(Bijulfitlauge) und jchwefliger Säure, dann Wafferitoffjuperornd zu behanbeln. 

27. Bu Ur. 328. Sogenannte Glanzitärte oder Doppelftärfe, d. i. mit 
Stearin, Borar, Wachs oder anderen Stoffen verjegte, jedoch nicht parfümirte 
Stärfe ift nah Nr. 328 zu behandeln. 

28. Bu Ur. 348 und 349. Ginbände, welche zu den Kurziwaaren gehören, 
find beiſpielsweiſe jolhe aus Seide, Sammet, Elfenbein, Schildpatt. Bücher 
oder Bilderwerfe in Einbänden von Buchbinderleinwand oder Leber find daber 
zollfrei zu behandeln. Das Vorhandenjein von Golddrud oder Goldſchnitt bei 
eingebundenen Büchern ift ohne Einfluß auf die Tarifirung. 

Auch wird zugeitanden, daß Schließen oder Beſchläge aus umeblen, echt ver 
goldeten oder verfilberten Metallen bei Einbänden, weldhe ihrer fonftigen Beihaffen: 
beit nah nicht zu den Kurzwaaren gehören, nicht diefe Behandlung zur Folge 
haben, jondern außer Betracht gelaffen werben follen. 


3u Artikel 5 des Bertrages. 


Bezüglich derjenigen Waaren, welche aus dem Gebiete des einen der vertrag: 
ſchließenden Theile nach dem Gebiete des anderen auf Märkte oder Meſſen gebradi 
oder dorthin auf ungewilien Berfauf, außer dem Meß- und Marktverfehr, ver: 
jendet, binnen einer im Voraus zu beitimmenden Frift unverfauft zurüdgefühtt, 
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dann der Muſter, welche von Handlungsreifenden eingeführt werden, bewenbet es 
bei den zur Zeit in den beiderjeitigen Vertragsgebieten in Anwendung ftehenden 
Vorſchriften. 

Hinſichtlich des Viehes, welches auf Märkte in das Gebiet des anderen ver— 
tragſchließenden Theiles gebracht und unverkauft von dort zurückgeführt wird, 
findet beiderſeits eine möglichſt erleichterte Abfertigung ſtatt. Zur Feſtſtellung 
der Identität wird in der Regel die Bezeichnung des Viehes nach Gattung, Stück— 
zahl und Farbe unter Angabe etwaiger beſonderer Merkmale als genügend angeſehen. 


Bu Artikel 6 des Vertrages. 

1. In Beziehung auf die Zollbegünftigungen, bei denen die Begriffe Grenz» 
bezirt und Grenzbewohner in Frage fommen, werben die dermalen in beiden 
Staaten beitehenden Grenzbezirfe als ſolche anerkannt, auf welche derlei Zoll: 
begünftigungen fich zu erftreden haben. Im Falle von Aenderungen in der Aus— 
dehnung der Grenzbezirke gelten dieſe Zollbegünftigungen für eine Grenzzone von 
zehn Kilometer Entfernung von der Grenze. Es find jedoch die Direktivbehörden 
der betreffenden Grenzitreden, unter Zultimmung der Direftivbehörbe des anderen 
vertragichließenden Theile, befugt, auch über jene Bezirke hinaus Ausnahmen 
nah Maßgabe des örtlichen Bedürfniſſes zu bemilligen. 

2. Für den beiberjeitigen Cinfuhrverfehr find, vorbehaltlich der im Falle 
eines Mißbrauchs örtlich anzuorbnienden Aufhebung oder Beichränfung diefer Be— 
günftigung, zollfrei zu lafjen: 

Butter, auch fünftliche, in Mengen von nicht niehr als 2 Kilogramm, 
Fleiſch, außgeichlachtetes, Friiches und zubereitetes, in Mengen von nicht 
mehr als 2 Kilogramm, 
Mühlenfabrifate aus Getreide und Hülfenfrüchten, gewöhnliches Bad: 
wert (Brot), in Mengen von nicht mehr ala 3 Kilogramm, 
infoweit diefe Waaren für Bewohner des Grenzbezirks nicht mit der Poſt ein: 
gebracht werben. 

Jeder der vertragichliegenden Theile behält ſich jedoch vor, die in Ziffer 2 
vereinbarten Begünftigungen jederzeit nach vorausgegangener ſechsmonatlicher 
Kündigung ganz oder theilweile außer Kraft zu ſetzen. 


Bu Artikel 5, 6 und 7 des Vertrages, 


Die in den Artikeln 5, 6 und 7 verabredeten WVerfehrserleichterungen finden 
unter den in der Uebereinkunft zwiichen Defterreih, Bayern, Württemberg und 
Baden am 20. Februar 1854 feltgelegten Kontrolen aud auf den Verkehr über 
den Bodenjee Anwendung. 

Eine Revifion der gedachten Webereinfunft mit Nüdfiht auf ſolche Beſtim— 
mungen derjelben, welche in Folge thatjächlih veränderter Verhältniffe einer 
Mopdififation bedürfen, bleibt vorbehalten, 


u Artikel 7 des Vertrages. 


1. Die im Artikel 7 bezeichnete Erleichterung ift durch nachitehende Um— 
ftänbe bedingt: 

a) Die Waaren müſſen beim Cingangsamt zur Weiterfendung mit einem 
Begleitihein (nicht zur jchließlichen Abfertigung) angemeldet werden und 
von einer amtlichen Bezettelung begleitet fein, welche ergibt, daß und wie 
fie am Berjendungsorte unter amtlichen Verſchluß gelegt worden find. 

b) Diefer PVerihluß muß bei der Prüfung als unverleßt und fichernd be— 
funden werden. 
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0) Die Deklaration muß vorihriftsmäßig und bergeitalt erfolgen, daß wegen 
mangelhafter Anmeldung die jpezielle Revifion nicht erforderlich wird, und 
e3 darf zum Verdacht eines beabfichtigten Unterſchleifes überhaupt feine 
Veranlaffung vorliegen. 


Läßt fh ohne Abladung der Waaren die vollftändige Ueberzeugung gewinnen, 
daß der in dem Gebiete des anderen Theiles angelegte VBerihluß unverlegt und 
fichernd fei, fo kann auch die Abladung und Verwiegung der Waaren unterbleiben. 

2. Soweit an einzelnen Orten in Deutſchland ein Bedürfniß fich geltend 
macht, Soll auf befonderes Anſuchen auch Waarenführern die Benugung der öffent: 
lihen Niederlage geftattet werden. Die gleiche Begünftigung wird öfterreichiicd- 
ungarijcherjeitö zugejtanden. 


Bu Artikel 8 des Bertrages. 


1. Die beitehenden Zujammenlegungen von gegenüberliegenden Grenzzollämtern 
bleiben aufreht. Doch steht jedem der betheiligten Staaten frei, eine ſolche 
Zufammenlegung gegen vorherige ſechsmonatliche Kündigung zurüdzuziehen. 

Neue Zulammenlegungen bleiben der Verſtändigung zwiichen Defterreich und 
den betheiligten deutichen Staaten vorbehalten. 

2. Es wird aud) ferner auf thunlichite Uebereinſtimmung in den Abfertigungs- 
befugniffen der gegenüberliegenden Grenzzollämter Bedacht genommen werben. 

Eine ausnahmsweiſe Erweiterung der Kompetenz einzelner Memter wird der 
befonderen Berftändigung der betheiligten Regierungen vorbehalten. 

3. Hinfichtlih der Stellung und der Amtsbefugniſſe der auf das Gebiet des 
anderen Theile verlegten Grenzzollänter hat man ſich über folgende Grundiäge geeinigt: 


a) Ein auf das jenfeitige Gebiet verlegtes, früher auf dem Gebiete des Staates, 
welchem e3 angehört, aufgeſtellt geweſenes Zollamt behält den Namen des 
früheren Standortes, welchem jedoch jein neuer Standort beigefügt wird. 
Die auf jenfeitigem Gebiete neu errichteten Memter erhalten den Namen 
ihre Standortes. 

b) Die Schlagbäume erhalten die Yandesfarben des Territoriums, auf welchem 
fie jtehen; das Amtsſchild wird mit den Farben und Wappen des Landes, 
weldem das Amt angehört, verjehen. 

ce) Die Aufrehthaltung der Hausordnung liegt dem Vorfteher des Territorial: 
amts ob. 

d) Die Regierung de3 Territorialitaates hat dafür zu forgen, daß die auf 
ihr Gebiet überſetzten Beamten in Betreibung ihrer zollamtlichen Geſchäfte 
nicht geitört werden, und daß namentlich die Sicherheit ihrer Dienitpapiere 
und Gelder feinem Anftande unterliege. 

e) Die beiderjeitigen Zoll und Steuerbeamten und Angeftellten, welche ſich 
aus irgend einer im Vertrage vorgeiehenen Veranlaſſung in der vorichrifts- 
mäßigen Dienituniform in den gegenüberliegenden Staat begeben, find dort 
pon dem für Rechnung des Staates zu erhebenden Weges, Brüden: und 
Fährgelde ebenfo wie die eigenen Beamten und Angeftellten befreit. Da: 
gegen haben fie die Befreiung von dergleichen Kommunifationsabgaben, 
deren Erhebung Gelellihaften, Storporationen, Gemeinden oder einzelnen 
Brivatperionen zufteht, nur injomweit zu beanipruchen, al3 fie nadı dem 
beitehbenden Tarif begründet ericheint. 

f) Es wird ausdrüdlic anerkannt, daß durch die Zufammenlegung der gegen- 
überliegenden Zollämter wohl eine thunliche Gleichzeitigfeit der beiderieitigen 
Amtshandlungen, nicht aber eine regelmäßige Abfertigungdgemeinjchaft 
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beabfichtigt sei, daß demnach, abgeiehen von Fällen außergewöhnlichen 
Berfehrsandranges und den hierfür von den beiderjeitigen Zollverwaltungen 
einvernehmlich zu erlaflenden Inftruftionen, jedes der beiden Aemter nur 
die ihm als Eins beziehungsweile Ausgangsamt feines Staates obliegenden 
Funktionen zu vollziehen, an den gleihen Funktionen des anderen Amis 
aber ſich nicht zu betheiligen habe. 
g) Die gegenwärtig beitehenden Werabredungen : 
zur Regelung der Berhältniiie der Beamten und Angeitellten der 
auf das Gebiet des Nacbarjtaates verlegten Zollämter, 
über das Berhalten der Beamten und Angeitellten der beiberieitigen 
Zollſchutzwachen in ihrem Verkehr zu den Beamten und Angeitellten 
der Wacanitalten des Nachbarſtaates, 
über die Unterbringung der auf das Gebiet des einen Staates verlegten 
Aemter des anderen Staates und die hierfür anzurechnenden Miethzinie, . 
über die Stoften der Reinigung und Heizung der zufammengelegten Aemter 
über die Errichtung, Erhaltung, Beleuchtung, das Schließen und 
Deffnen der Schlagbäume bei den zujanmengelegten Aemtern, 
über die Rechte und Pflichten der Beamten der auf das Gebiet 
des Nachbaritaates verlegten Zollämter, denen Wohnungen in dem 
Staat3gebäude des leßteren eingeräumt worden, 
über die Zollabfertigungen an Sonne und Feiertagen, endlich 
über die gegenjeitige Zollbefreiung für fertige Beamten-Uniform— 
und Armaturftücde 
werden hierdurch aufrecht erhalten. 
Der Grenzpaflantendienft wird von jedem der vertragichließenden Theile 
nach den im feinem Gebiete diesfalls beitehenden Vorfchriften und mit Rück— 
fiht auf die befonderen Vereinbarungen gehandhabt werden. 


Zu Artikel 10 des Vertrages und zum Zollkartell. 
1. Zu $ 4 des Bollkartells. 

Zu den oberen Zoll und Steuerbeamten, welche befugt find, bei den Ein: 
hebungsämtern des gegenüberliegenden Zollgebietes die Regiſter oder Regiſter— 
abtheilungen, welche den MWaarenverfehr aus und nach demielben und an deilen 
Grenze nachweiſen, nebit Belegen zur Notiznahme einzujehen, gehören außer den 
höheren Beamten, in Oefterreihellngarn: Die Oberbeamten der Hauptzollämter, 
die Finanzwah-Oberfommiffäre und Kommifläre, in Deutichland: die Hauptamts— 
mitglieder und die Oberfontroleure. 

2. Zu $ 5 des Bollkartells. 

Es wird als unbedenklich anerfannt, daß die Grenzaufieher (Finanzwach— 
mannſchaften) zur Verhütung und Entdedung des Schleihhandels ſich gegenieitig 
unterftügen und ihre darauf bezüglihen Wahrnehmungen einander unmittelbar 
mittheilen. Mean war jedoch darüber einveritanden, daß die zur Verſtändigung 
über zwedmäßiges Zulammenwirken von Zeit zu Zeit und bei beionderen Ber: 
anlaffungen vorzunehmenden Berathungen zunächſt nur umter den beiberjeitigen 
oberen Zoll: und Steuerbeamten ftattzufinden haben. 

3. Zu $ 6 des Bollfartells. 

63 wird anerkannt, daß die beiderieitigen Zoll- und Steuerbeamten, wenn 
diejelben bei Verfolgung eines Schleichhändlers oder der Gegenftände oder Spuren 
einer lWebertretung der Zollgejege des einen vertragichließenden Theiles in das 
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Gebiet des anderen ſich begeben, ſich lediglich darauf zu beſchränken haben, bei 
den dortigen Ortsvorſtänden oder Behörden die zur Ermittelung des Thatbeſtandes 
und des Thäters und die zur Sicherung des Beweiſes erforderlihen Mahregeln, 
dad Sammeln aller Beweismittel bezüglich der vollbradhten oder verjuchten Zoll- 
umgehung, ſowie den Umſtänden nach die einftweilige Beichlagnahme der Waaren 
und die Feithaltung der Thäter zu beantragen, daß die genannten Beamten da: 
gegen auf fremdem Gebiete weder die Perfon des Thäters, noch die Gegenitände 
der Mebertretung anhalten, noch auch von ihren Waffen Gebrauch machen dürfen. 
Sollten aber die Beamten bei der Verfolgung durch thätliche Angriffe auf ihre 
Perion in die Nothwendigkeit verießt werden, zu ihrer Selbitvertheidigung auf 
fremdem Territorium von ihren Waffen Gebrauch zu machen, jo haben in jedem 
einzelnen Falle die Behörden des Landes, in welchem dieſer Fall vorgefommen, 
nach den daſelbſt geltenden Geſetzen darüber zu enticheiden, ob dieſer Gebraud) 
überhaupt oder in dem ftattgehabten Umfange zur Abwehr der thätlihen Angriffe 
erforderlich geweien iſt. 


4. Bu 85 6 und 11 des Bollfartells, 


Die beiderjeitigen Zolle und Steuerbeamten können, wenn fie ſich zu den 
in den 8$ 6 und 11 des Bollfartells bezeichneten Zweden in das Gebiet des 
anderen Theiles begeben, dabei ebenfo bewaffnet fein, wie e& für die Ausübung 
des Dienfted im eigenen Lande vorgejchrieben ift. 


5. Bu $ 8 des Bolltartells. 

Man war darüber einverstanden, daß es, folange fremde unverzollte Waaren 
im Grenzbezirke nur an Orten, wo ſich Zollämter befinden, und dort nur in zoll 
amtlichen Niederlagen oder doch unter einer gegen mißbräuchlihe Verwendung 
hinreichend fichernden SKtontrole niedergelegt werden dürfen, zur Ausführung der 
im $ 8 enthaltenen Berabredungen gemüge, wenn die beiderjeitigen Zollbehörden 
angewielen werden, Niederlagen der gedachten Art, ſowie Worräthe von fremden 
verzollten und von inländiichen Waaren innerhalb des Grenzbezirks mit gehöriger 
Berückſichtigung aud) der Zollintereften des anderen Theiles in der geſetzlich zu: 
fälligen Weiſe zu fontroliren. 





6. Zu $ 9 des Bollfartells. 


—* 


Zur Ausführung der Verabredung unter lit. a des 8 9 werben den beider— 
jeitigen NAemtern die in dem gegenüberliegenden Zollgebiete in der Einfuhr und 
Durhfuhr verbotenen oder einer bejonderen Erlaubniß bedürfenden Gegenftände 
beſonders bezeichnet werden. 


7. Zu $ 10 des Zolllartells. 


Nah $ 10 des Bollfartells jollen die Erledigung der für die Wieberausfuhr 
underabgabter Waaren geleiiteten Sicherheiten, ſowie die für Ausfuhren gebührenden 
Abgabenerlafle oder Eritattungen erft dann gewährt werden, wenn durch eine vom 
Singangsamt auszuſtellende Beicheinigung nachgewieſen wird, daß die aus dem 
deutichen Zollgebiete nach Defterreih-IIngarn oder umgekehrt ausgeführte Waare 
in Oeſterreich-Ungarn, beziehentlich dem deutichen Zollgebiete angemeldet worden ift. 

In Bezug auf Die Ausführung diefer Beltimmung war man darüber ein 
veritanden, daß es bei dem bisherigen Verfahren nad) Maßgabe der nachfolgenden 
Borichriften verbleiben ſoll: 

a) Bei dem gewöhnlichen Fractenverfehr, wo die beiderfeitigen Grenzzollämter 
die zollgeieglide Ausgangs» beziehungsweile Cingangsabfertigung der 
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Waaren vornehmen, erfolgt die Ueberweiſung derielben behufs der Au— 

meldungsbeiheinigung auf den die Waaren begleitenden Abfertigungspapieren 

von dem Grenzzollamt des Ausgangsitaates an das Grenzzollamt des 

Eingangsſtaates. Das Tettere gibt die Anmeldungsbeicheinigung unter 

Beidrüdung des Amtsſiegels und unter amtlicher Unterichrift mit den Worten: 
„Angemeldet und unter Mr. ua EB oc Regiſters 
eingetragen.“ 

b; Bei dem Frachtverkehr mittelſt der Eiſenbahn findet dasſelbe Verfahren 
ſtatt, auch wenn die Ausgangsabfertigung bei einem Amt im Innern und 
die Eingangsabfertigung bei dem Grenzzollamt, oder die Ausgangsabfertigung 
bei dem Grenzzollamt und die Eingangsabfertigung bei einem Amt im 
Innern, oder die Ausgangs- und Eingangsabfertigung beiderſeits bei einem 
Amt im Innern vorgenommen wird. 

Damit aber in dem Falle, wo die Eingangsabfertigung bei einem Amt 
im Innern ftattfindet, diejes weiß, welche der im Anfageverfahren über: 
wiejenen Güter im gebundenen Werfehr übergegangen find, fo bemerkt das 
Grenzzollamt des Gingangsftaates auf Grund der ihm von dem Grenz— 
z0llamt des Ausgangsftaates mitgetheilten Abfertigungspapiere bei der 
betreffenden Poſt der Labelifte, weldes Amt des Ausgangsftaates Die 
Ausgangsabfertigung vorgenommen hat, jowie in welchem Negiiter und 
unter welcher Nummer desielben die Waare dort eingetragen iſt. Es 
würde alio zum Beiſpiel bei einer nah Wien beitimmten Waarenpoft, 
welche mit Begleitichein nach Breslau gefommen und dort zum Ansgang 
» über Oderberg abgefertigt ift, das öfterreichiiche Grenzzollamt zu Oberberg, 
welches die Maaren im Anfageverfahren nah Wien abläßt, auf Grund 
des ihm von dem preußiichen Grenzzollamt zu Oderberg mitgetheilten 
Begleiticheines in der Ladeliſte bei der betreffenden Poſt bemerken: 

„Im gebundenen Berfehr von Breslau, Begleiticein. Empfangs— 
regifter Mr... * 

Damit aber auch das Nusgangsabfertigungsamt fofort beim Rüdempfang 
der von dem Grenzzollamt des Gingangsitaates für die Anmeldung bes 
icheinigten Abfertigungspapiere erfährt, welches Amt des Eingangsitaates 
die zollgejeglihe ingangsabfertigung vornimmt, jo gibt das Grenzzoll: 
amt des Eingangsſtaates die Anmeldungsbeicheinigung über die von ihm 
im Anjageverfahren auf ein Amt im Innern abgelaffenen Waaren dahin: 

„Durh Ladungsliite Nr. ........ angemeldet und mit Anjagezettel 
Nr. nad . abgelaifen.“ 

Bei zujammengelegten Zollämtern, welche einen erheblichen Eiſenbahn— 
verfehr abzufertigen haben, ſoll es jedoch genügen, daß die Eingangsämter 
die Uebernahme der unverabgabten Waaren dur den Abdrud des Amts— 
itempel® in den Abfertigungspapieren des anderen Theile beftätigen. 

c) Bei dem Moftverfehr, e8 mag die Berörderung der Güter mittelit der 
gewöhnlichen Poſtwagen oder mittelit der Eiienbahn erfolgen, beforgt das 
Grenzzollamt des Ausgangsftaates die Ausgangsabfertigung der im ge: 
bundenen DBerfehr übergehenden Waaren. Der zu prüfende Verſchluß 
bleibt an den einzelnen Poſtſtücken, und beicheinigt das Grenzausgangs— 
amt died auf der für dad Grenzeingangsanmt beitimmten MWaarenerklärung 
unter Beidrüdung des Amtsfiegeld mit den Worten: 


„Blei: g e x F \r —J “ 
"Siegel: | Berihluß von N. N. belaſſen. 
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jo daß alle aus dem gebundenen Verkehr des Ausgangsitaates eingehenden 
Poftitüce beim Grenzeingangsamt mit amtlichen Verſchluſſe und mit anıtlich 
beicheinigter Eingangserflärung ankommen, und fofern dort nicht die zoll— 
geieglihe Gingangsabfertigung ftattfindet, damit auf das dazu berufene 
Amt im Innern abgelafien werden müſſen. Die Zollabfertigungspapiere 
de3 Grenzausgangsamts läßt diejed ebenfalld3 mit an das Grenzeingangs— 
amt gehen, welches fie zum Beweiſe der Gingangsanmeldung abſtempelt 
und dann jofort zurückſendet. 

63 herrſcht Einverftändnig darüber, dag bei zufammengelegten Zollämtern 
an der Eifenbahn und insbejondere dort, wo ein direkter Uebergang der Poſten 
in den nämlichen Eijenbahnpoitwagen ohne Ausladung der Poſtſtücke ftattfindet, 
und die legteren theil$ unter Einzele, theil® unter Raumverſchluß einlangen, 
beziehungsweife weiter abgefertigt werden, von der Beiheinigung des Verſchluſſes 
jeitend des Austrittsamts auf den für das Grenzeingangsanıt beitimmten Waaren- 
erflärungen abgejehen werden fönne, und es genüge, daß dad Ausgangsamt die 
Bollabfertigungspapiere dem Eingangsamt zur Einfiht und behufs Abitempelung 
jogleih nad) Eintreffen der Poſt zuſtelle. 

8 Zu $ 11 des Bollfartells. 

Die PBerftändigung über die im 8 11 erwähnten Punkte bleibt der Ver: 
handlung zwiichen Defterreich und den angrenzenden deutichen Staaten vorbehalten. 

Die zollamtliche Abfertigung der über die beiderfeitigen Grenzen auf Eiſen— 
bahnen verfehrenden Wiehtransporte Toll thunlichit beichleunigt und erleichtert 
werden. Diejelbe ift auf vorherige Anmeldung und bezüglichen Antrag der Eiſen— 
bahnverwaltungen, wenn jonit die übrigen Vorausſetzungen zutreffen, auch zur 
Nachtzeit vorzunehmen, jofern dies mit einer vollfommen verläßlichen Volziehung 
des Dienjtes vereinbar ift. 

9. Zu $ 13 des Zollkartells. 

Nach $ 13 des Zollfartell3 follen Hebertretungen von Eins, Aus: und Durchfuhr— 
verboten des anderen Theiles mindeſtens mit denselben Strafen bedroht werden, welchen 
gleichartige oder ähnliche Hebertretungen der eigenen Abgabengeiege unterliegen. 

Dan war darüber einverftanden, daß in jenen Staaten, in welcen die 
Uebertretungen der aus polizeilihen Rüdfichten ergangenen Eins, Aus: und Durch— 
fuhrverbote nicht als eine Verlegung der Abgabengeſetze erachtet werden, aud nicht 
die zum Schutze der letzteren angedrohten Strafen, ſondern jene des einichlägigen 
Strafgeieges Anwendung finden können, unbeichadet der Verfolgung nad dem 
Zollitrafgeiebe, falls zugleih eine Zollübertretung vorliegt. 

Pr 10. Zu $ 17 des Zolltartells. 

Die Anträge auf Einleitung der Unterfuhung können in Oeſterreich-Ungarn 
von den Finanzbezirksdirektionen beziehungsiweile Finanzdireftionen und den Finanz: 
inipeftoren (Örenzinipeftoren), in Deutichland von den Hauptämtern ausgehen. 

Die beiderjeitigen Behörden haben dergleichen Anträge an einander zu richten, 
um das Weitere zu veranlaflen. 

11. 3u $ 21 des Bolltartells. 

Neben der Strafe find auch die vom Mebertreter umgangenen Gefälle ein- 
ichließlich der Lizenzgebühren einzuziehen. 

12. Zu $ 22 des Bollfartells. 

Die Beltimmung im Alinea 3 des 8 20 wegen Tragung der often finder 
auch in den hier vorgelehenen Falle einer Einftellung der Unterſuchung Anwendung. 


su 
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Zu Artikel 11 des Bertrages. 


Dean ift darüber einveritanden, daß von den Beitimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages die Ausübung der nationalen Filcherei ausgejchloffen bleibt. 

Die verabredete Gleihitellung der Seehandelsihiffe und deren Labungen in 
den beiderfeitigen Seehäfen erſtreckt ſich nicht: 

a) auf Prämien, weldhe für neuerbaute Seehandelsichiffe ertheilt werden oder 
ertheilt werden möchten, jofern diefelben nicht in der Befreiung ber Hafen— 
und Sollgebühren, oder in der Ermäßigung folder Gebühren beftehen ; 

b) auf die Privilegien für fogenannte Yachtklubs, welche dritten Staaten 
angehören. 

Zu Artikel 15 des Vertrages. 


Die vertragichließenden Theile werden auf dem Gebiete des Eiſenbahntarif— 
weſens, in&bejondere aud durch Heritellung direkter Eifenbahnfrachttarife einander 
thunlichit unteritügen. 

Diejelben find darüber einig, daß die Frachttarife und alle Frachtermäßigungen 
oder ſonſtigen Begünftigungen, welche, jei es durch die Tarife, fei es durch bes 
ſondere Anordnungen oder Vereinbarungen, für Erzeugniffe der eigenen Landes: 
gebiete gewährt werden, joweit es ſich nicht um Transporte zu milden oder 
Öffentlichen Zwecken handelt, den gleichartigen, aus dem Gebiete des einen Theiles 
in das Gebiet des anderen Theiles übergehenden oder das letztere tranfitirenden 
Transporten bei der Beförderung auf berielben Bahnftrede und im derfelben 
Berfehrsrihtung in gleihem Umfang zu bewilligen find. 

Demgemäß find insbejondere die auf der Berörderungsitrede bei gebrochener 
Abfertigung auf Grund der Lokal» beziehungsweife Verbandtarife fich ergebenden 
Frachſätze auf Verlangen des anderen Theiles auch in die direften Tarife ein— 
zurechnen. 

Bu Artikel 16 und 18 des Bertrages. 


1. Die in den Artikeln 16 und 18 enthaltenen Beitimmungen erjtreden ſich 
auh auf den Fall, wo eine Umladung durch Verſchiedenheit der Bahngeleife 
nöthig wird. Obgleich diejelben auf jonftige Umladungen von Eifenbahntrans- 
porten nicht ausgedehnt werden fonnten, jo wird doc anerkannt, daß, wo durch 
jehr große Entfernung der Auf: und Abladungsorte eine Umladung nöthig wird, 
die Ausdehnung jener Begünftigungen auf Fälle, wo eine gehörig beauffichtigte 
Umladung jtattfindet, nicht auszujchließen jei. 

2. Poſtſendungen, welche auf Eiſenbahnen durch das Gebiet eines der vertrag. 
ihließenden Theile aus- oder nad) dem Gebiete des anderen durchgeführt werden, 
tollen, wenn ihre Beförderung in gehörig verichließbaren Behältniffen erfolgt, und 
die Zahl, der Inhalt und das Rohgewicht der Poſtſtücke aus den der Zollbehörde 
zugänglichen Poſtpapieren erfichtlicy find, von der Deklaration und Reviſion jo: 
wohl im Inneren, ald an der Grenze, ſowie von dem zollamtlichen Berichlug 
der einzelnen Poftitüde auch in dem Falle frei bleiben, wenn fie zum Zweck des 
leberganges von einer Eiſenbahn auf eine andere umgeladen werden. 

Die Angabe des Inhalts der Poſtſtücke darf hinfichtlid) der mit der Ueber— 
landspoſt beförderten Gegenſtände unterbleiben. 

3. Man ijt darüber einverftanden, daB durd die im zweiten Alinea des 
Artifel3 18 und die vorftehend unter 2 vereinbarte Befreiung der auf Eiienbahnen 
tranfitirenden Güter und Poſtſendungen von der zollamtlichen Reviſion die Aus: 
führung einer folchen Reviſion nicht ausgefchloffen fein foll, wenn Anzeigen oder 
begründete Vermuthungen einer beabiichtigten Zollübertretung vorliegen. 
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4. Die Zollabfertigung des gegenfeitigen Eiſenbahnverkehrs joll, wie biäher, 
nad den in der Beilage C des Vollzugsprotofoll3 zum Bertrage vom 11. April 
1865 erfichtlichen Beitimmungen erfolgen. Dabei jollen die zwijchen Defterreic- 
Ungarn .und den betreffenden deutſchen Staaten beftehenden Erleichterungen des 
Eiſenbahnverkehrs, jofern fie weiter gehen als die erwähnten Beitimmungen, noch 
ferner aufrecht bleiben. Ebenſo follen die in der Beilage D zum Vollzugsprotokoll 
von 1865 erfichtlihen WVorfchriften über die Anwendung des Schiffsverſchluſſes 
bis zur einverftändlichen Neuregelung auch ferner in Kraft bleiben. 


u Artikel 19 des Bertrages, 


1. Was den Meß- und Marktverfehr anbelangt, jo hat man ſich über die 
Form der Legitimation, welche von den Angehörigen des anderen Theiles, die 
der im eriten Abſatz des Artikels 19 ausgeſprocheuen Begünstigung theilhaftig 
werden wollen, beizubringen ift, nad Inhalt der Anlage E') verjtändigt. Zur 
Ausstellung diejer Legitimation jollen die nachſtehend unter 2 genannten Be 
hörden befugt jein. 

2. Diejenigen Gemwerbetreibenden, welche in dem Gebiete des anderen ver: 
tragichließenden Theiles Waarenanfäufe machen oder Waarenbeitellungen ſuchen 
wollen, follen hierzu abgabenfrei auf Grund von Gemwerbe-Legitimationsfarien 
zugelafjen werden, welche von den Behörden des Heimathlandes ausgefertigt find. 

Die Ausfertigung diejer Karten joll nach dem unter F')anliegenden Mufter erfolgen. 

Sie geichieht durch diejenigen Behörden, denen die Ertheilung von Pahfarten 
nah den gegenwärtig bejtehenden Webereinfünften übertragen iſt. Jedem vertrag: 
ichließenden Theile bleibt vorbehalten, nad) Befinden eine mäßige Gebühr für die 
Ausfertigung zu erheben. 

Zur Vermeidung von Verwechſelungen und Verfälihungen jollen die für 
Deutichland und Defterreich-llngarn gleihmäßig herzuftellenden Karten nad) Format 
und Farbe von den Paßkarten fich unterfcheiden, in jedem Jahre eine verichiedene 
Farbe tragen und in einem Format hergeitellt werden, welches die bequeme Mit: 
führung in der Taiche möglich macht. 

Die mit einer GewerbesLegitimationsfarte verjehenen Gewerbetreibenden (Hand: 
lungsreiſenden) dürfen nur Waarenmniter aber feine Waaren mit ficdh führen. 
Für andere, als die in der Karte genannten Gewerbetreibenden dürfen fie Geihäfte 
weder abſchließen noch vermitteln. Auch dürfen ſie ausschließlich im Umherreiſen 
Beitellungen ſuchen und Antäufe machen. Sie haben außerdem die in jeden 
Staate giltigen Vorjchriften zu beachten. 


Bu Artikel 20 und 21 des Bertrages. 


Unter Konfuln find alle mit Konſulargeſchäften Beauftragten verftanden. 
Seder der vertragichliegenden Theile, deilen Angehörigen der Konſul des anderen 
Theiles nah Maßgabe des Artikels 21 Schug und Beiſtand gewährt hat, iſt 
verpflichtet, die dadurd; eriwachlenen Auslagen und Koften nach denjelben Grund 
jägen zu erftatten, wie dies von dem Theile, welcher den Konſul beſtellt hat, 
rürfjichtlich feiner eigenen Angehörigen gefchehen würde. 


Bu Artikel 22 des Vertrages, 


Man war darüber einverftanden, daß unter den Zollitellen, an welche Beamte 
zu dem im Alinea 1 des Artikel 22 gedachten Zweck zu jenden, die vertrag: 


) Weggelajien. 
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ichließenden Theile ſich gegenieitig dad Recht zugeitanden haben, die Zolldirektiv: 
behörden (in Oeſterreich-Ungarn die Finanz-Landesdirektionen und Finanzdireftionen, 
in Deutichland die Zolldireftionen) nicht mitbegriffen find, Tondern daß darunter 
nur die Bezirföbehörden (in Oeſterreich-Ungarn die Finanz-Bezirksdirektionen, 
Finanzinfpektoren, in Deutichland die Hauptämter mit dem ihnen untergeordneten 
Lokal⸗Zollbehörden) verftanden werden. 

Ebenfo war man darüber einverftanden, daß zwar jeder Negierung die Aus: 
wahl der Zollitellen des anderen Zollgebietes, an welche fie Beamte zu dem vertrag: 
mäßig bezeichneten Zweck jenden will, überlaffen bleibe, daß es aber erforderlich 
fei, die betheiligte Regierung jedesmal vorher von der Perſon des zu entjendenden 
Beamten und von den Zollitellen zu benachrichtigen, an welche derjelbe gejendet 
werden joll. 


Bu Artikel 25 des Vertrages. 


Die Bevollmächtigten find übereingefommen, daß das gegenwärtige Protokoll 
zugleih mit dem Vertrage den Hohen vertragichliegenden Theilen vorgelegt werden 
fol, und daß im Falle der Natififation des letzteren auch die in erfterem ent: 
haltenen Erklärungen und Verabredungen ohne weitere förmliche Ratifikation der— 
jelben als genehmigt angeſehen werden follen. 


3. Viehſeuchen-Uebereinkommen vom 6. Dezember 1891. 


Art. 1. Der Verkehr mit Thieren, mit thieriichen Nohftoffen und mit 
Gegenftänden, welche Träger des Anſteckungsſtoffes von Thierſeuchen jein Fönnen, 
aus dem Gebiete des einen der vertragichließenden Theile nah dem Gebiete des 
anderen fann auf beitinmte Eintrittöftationen beichränft und dort einer thier: 
ärztlihen Kontrole von Seite jenes Staates, in welchen der Uebertritt ftattfindet, 
unterworfen werben. 

Art. 2. Bei der Einfuhr der im Art, 1. bezeichneten Thiere und Gegen: 
ftände aus dem Gebiete des einen in oder durch das Gebiet des anderen Theiles 
ift ein Urſprungszeugniß (Paß) beizubringen. Dasjelbe wird von der Ortsbe— 
hörde auögeftellt und ift, ſofern es fich auf lebende Thiere bezieht, mit der Be: 
Icheinigung eines ſtaatlich angeftellten oder von der StaatSbehörde hierzu bejonders 
ermäcdtigten Ihierarztes über die Gejundheit der betreffenden Thiere zu verjehen. 
Iſt das Zeugniß nicht in deuticher Sprache auögefertigt, To iſt demſelben eine 
amtlich beglaubigte deutfche Ueberſetzung beizufügen. Das Zeugnig muß von 
ſolcher Beichaffenheit fein, daß die Herkunft der Thiere und Gegenftände und der 
bis zur Eintrittöftation zurücdgelegte Weg mit Sicherheit verfolgt werden kaun; 
die thierärztliche Beicheinigung muß ſich ferner darauf erjtreden, daß am Her: 
funft3orte und in den Nachbargemeinden innerhalb der legten 40 Tage vor der 
Abjendung der Rinderpeſt oder eine andere Seuche, hinfichtlich deren die Anzeige: 
pflicht beiteht, und die auf die betreffende Thiergattung, Für welche dieje Zeugniſſe 
ausgeſtellt find, übertragbar ift, nicht geherricht hat. 

Für Pferde, Maulthiere, Ejel und Rindvieh find Einzelpäſſe auszuitellen, 
für Schafe, Ziegen und Schweine find Geſammtpäſſe zuläſſig. 


— — 


848 Die neuen Handels- und Zollverträge des Deutſchen Reichs. 


Die Dauer der Giltigkeit der Zeugniſſe beträgt acht Tage. Läuft dieſe Friſt 
während des Transportes ab, ſo muß, damit die Zeugniſſe weitere acht Tage 
gelten, das Vieh von einem ſtaatlich angeſtellten oder von der Staatsbehörde 
hierzu beſonders ermächtigten Thierarzte neuerdings unterſucht werden, und iſt von 
dieſem der Befund auf dem Zeugniſſe zu vermerken. 

Dei Eiſenbahn- und Schiffstransporten muß vor der Verladung eine beſondere 
Unterfuhung durch einen ftaatlich angeftellten oder von der Staatöbehörde hierzu 
beſonders ermädtigten Thierarzt vorgenommen und der Befund in das Zeugnik 
eingetragen werden. 

Der Verkehr mit geichmolzenem Talg und Fett, mit fabrifmäßig gewaſchener 
und in gejchloffenen Süden verpadter Wolle, mit in geichloflen Kiften oder Fäſſern 
eingelegten, trodenen oder gejalzenen Därmen ift auch ohne Beibringung von 
Uriprungszeugnifien geftattet. 

Art. 3. Sendungen, die den angeführten Beftimmungen nicht entiprecen, 
ferner Thiere, die vom Örenzthierarzte mit einer anftedenden Krankheit behaftet 
oder einer jolchen verdächtig befunden werben, endlich Thiere, die mit Franfen 
oder verbächtigen Thieren zujammen befördert oder ſonſt in Berührung gekommen 
jind, fönnen an der Cintrittöftation zurüdgemwiejen werden. Den Grund ber 
Zurüdieifung hat der Grenzthierarzt auf dem Zeugniffe anzugeben und mit 
jeiner Unterjchrift zu beftätigen. 

Die erfolgte Rückweiſung und der Anlaß Hierzu wird von der Grenzzollbehörde 
ohne Verzug der politifchen Behörde des Grenzbezirkö jenes vertragichließenden Theiles, 
aus welchem die Ausfuhr ftattfinden jollte, im fürzeften Wege angezeigt werden. 

Wird eine ſolche Krankheit an eingeführten Thieren erft nach erfolgtem 
Srenzübertritt im Beitimmungslande wahrgenommen, fo ift der Thatbeitand unter 
Zuziehung eines beamteten Thierarztes (Staats-Thierarztes) protofollariich feit- 
zustellen und Abſchrift des Prokolls der Regierung des anderen vertragichließenden 
Iheiles unverweilt zuzuienben. 

Art, 4. Wenn die Rinderpeit in dem Gebiete eine der vertragichliegenden 
Theile auftritt, fo steht dem anderen Theile das Recht zu, die Einfuhr von 
MWiederfänern, Schweinen und thieriihen Nohitoffen, jowie von giftfangenden 
Gegenjtänden zeitweife zu verbieten oder zu beichränfen. 


Art. 5. Solange die Lungenjeuhe in den Viehbeſtänden bes einen der 
vertragichließenden Theile herricht, ift der andere Theil beredtigt, die Einfuhr 
von Rindvieh aus dem verjeuchten Gebieten (im Deutichen Reich: Bundesſtaaten, 
Provinzen; in Defterreih: Königreiche und Länder; in den Ländern der ungariichen 
Krone: Stomitate) zu unterfagen. In diefem Falle muß die Beförderung von 
Nindvieh, welches, aus nicht verjeuchten Gebieten heritammend, geiperrte Gebiete 
zum Zweck des Transportes nach der Grenze paſſiren foll, auf der Eifenbahn it 
amtlich verfchloffenen Waggons unter Vermeidung jeder Umladung, jeder Zuladung 
von anderem Vieh und jeder Transportverzögerung bewirkt werden. 


Art. 6. Wenn aus dem Gebiete eines der vertragichließenden Theile durch 
den Viehverfehr eine anftedende Thierkrankheit, Hinfichtlich deren die Verpflichtung 
zur Anzeige beiteht, nach dem Gebiete des anderen Theiles eingefchleppt worden 
it, To ſteht Tetsterem das Necht zu, die Einfuhr von Thieren aller derjenigen 
Battungen zeitweilig zu beichränfen oder zu verbieten, auf welche der Anſteckungs⸗ 
ſtoff übertragbar ift. 

Die in den Seuchengeleßgebungen der vertragichließenden Theile enthaltenen 
Vorschriften, welchen zu Folge im Falle des Ausbruches von anſteckenden Thier: 
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franfheiten an oder in der Nähe der Grenze zur Abwehr und Unterbrüdung der: 
jelben der Verkehr zwijchen den beiderfeitigen Grenzbezirken, ſowie der einen 
gefährdeten Grenzbebezirk tranfitirende Verkehr bejonderen Beſchränkungen und 
Verboten unterworfen werden kann, werden durch das gegenwärtige Abkommen 
nicht berührt. 

Art. 7. Die vertragichließenden Theile räumen fich gegenfeitig die Befugniß 
ein, durch Kommiſſare in dem Gebiete des anderen Theiles Erfundigungen über 
den Gejundheitszuftand der Viehbeftände, über die Einrichtung von Viehhöfen, 
Schlahthäufern, Duarantäneanitalten und dergleichen und über die Durdhführung 
der beitehenden veterinärpolizeilihen Vorichriften an Ort und Stelle einziehen zu 
lafjen. Einer vorgängigen Anmeldung der Kommiſſare bedarf es nicht. Die 
vertragichliegenden Theile werden die Behörden allgemein anweifen, den Kommiſſaren 
des anderen Theiles, jobald fie ſich als ſolche Iegitimiren, auf Wunſch Unter: 
ftügung zu gewähren und Auskunft zu ertheilen. 

Art. 8. Jeder der vertragichließenden Theile wird periodiiche Nachweiſungen 
über den jeweiligen Stand der Thierjeuchen erfcheinen und diejelben dem anderen 
vertragichließenden Theile direft zufommen laffen. 

Heber die Seuchenausbrühe in den Grenzverwaltungäbezirfen werden ſich die 
Behörden gegenfeitig ſofort direkt veritändigen. 

Wenn im Gebiete eines der vertragichließenden Theile die Rinderpeſt ausbricht, 
wird den Regierungen des anderen Theiles von dem Ausbruche und der Verbreitung 
derjelben auf telegraphiichem Wege direft Nachricht gegeben werden. 

Art. 9. Gifenbahnmwagen, in welchen Pferde, Maulthiere, Eſel, Aindvieh, 
Schafe, Ziegen oder Schweine befördert worden find, müflen, wenn fie zum 
Transport ans dem Gebiete des einen Theiles in das des anderen verwendet 
werden jollen, zuvor einem durch befondere Uebereinkunft feftzuftellenden Reinigungs 
(Desinfektiong-) Verfahren untermorfen werden, welches geeignet ift, die den Wagen 
etwa anhaftenden Anjtekungsitoffe vollitändig zu tilgen. 

Die vertragichliegenden Theile werden die im Bereiche eines Theiles vor— 
ihriftsmäßig vollzogene Desinfektion folcher Eifenbahnwagen als aud für den 
anderen Theil geltend anerkennen. 

Art. 10. Der Weideverfehr aus dem Gebiete des einen der vertragichliegenden 
Theile nad) dem Gebiete des anderen ift unter nachitehenden Bedingungen geftattet: 

a) Die Eigenthimer der Herdeit werden beim Grenzübertritt ein Verzeichniß 
der Thiere, welche fie auf die Weide bringen wollen, mit der Angabe der 
Stüdzahl und der Farafteriftiichen äußeren Merkmale derjelben zur Veri— 
fizirung (Prüfung und Beglaubigung) vorlegen. 

b) Die Nüdfehr der Thiere wird nur nah Feititelung ihrer Identität 
bewilligt. 

Menn jedoch während der MWeidezeit eine für die betreffende Thiergattung 
anitedende Krankheit unter einem Theile der Herden, oder auch nur an einem 
weniger al3 20 Kilometer von dem MWeideplag entfernten Orte oder auf jener 
Straße, auf welcher die Rückkehr der Herde zur Grenzitation erfolgen fol, aus— 
bricht, jo ift die Rückkehr des Viehes nad) dem Gebiete des anderen Theiles 
unterjagt, jofern nicht zwingende Verhältniſſe (Futtermangel, ſchlechte Witterung 
u. ſ. mw.) eine Ausnahme erheiichen. In ſolchen Fällen darf die Rückkehr der 
von der Seuche noch nicht ergriffenen Thiere nur unter Anwendung von durch 
die zuftändigen Behörden zur Verhinderung der Seuchenverjchleppung vereinbarten 
Siherungsmaßregeln erfolgen. 
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Art. 11. Die Bewohner von nicht mehr ald 5 Kilometer von der Grenze 
entfernt liegenden Ortichaften können die Grenze in beiden Richtungen zu jeder 
Stunde mit ihren eigenen, an den Pflug oder an ein Fuhrwerk geipannten 
Thieren überfchreiten, jedod nur zum Zwed landwirthichaftlicher Arbeiten oder in 
Ausübung ihres Gewerbes und unter Beobachtung der beitehenden Zollvorichriften. 

Dieje Bergünftigung fann jeiten® der vertrag3ichlichenden Theile von ber 
Erfüllung folgender Bedingungen abhängig gemacht werben: 

a) Jedes Geipann, welches die Grenze zu landwirthſchaftlicher Arbeit oder 
im Gewerbebetrieb überichreitet, muß mit einem Zeugnifle des Ortsvor— 
ftandeö der Gemeinde verjehen fein, in welcher ji der Stall befindet. 
Diefes Zeugniß muß den Namen des Cigenthümers oder des Führers bes 
Geipannes, die Beichreibung der Thiere und die Angabe des Umkreiſes (in 
Kilometer) des Grenzgebietes, in welchem das Geipann zu arbeiten bejtimmt 
ift, enthalten. 

b) Ueberdies ift beim Austritt wie bei der Rüdkehr ein Zeugniß des Orts: 
vorjtandes derjenigen Grenzgemeinde erforberlidh, aus welcher das Geipann 
kommt, und im Falle des Durchzuges durch das Gebiet einer anderen 
Gemeinde aud eine Beidheinigung der legteren, womit beitätigt wird, daß 
bie betreffende Gemeinde vollfommen frei von jeder Thierfeuche ift, und 
daß auch in einem Umkreiſe von 10 Silometer die Ninderpeit und Zungen: 
feuche nicht vorfommt. Dieſes Zeugniß muß alle 6 Tage erneuert werden. 

Art. 12. Das gegenwärtige Uebereinkommen tritt gleichzeitig mit dem 
zwiſchen ben vertragichliegenden Theilen vereinbarten Handels- und Zollvertrage 
in Kraft und bleibt für die Dauer desielben in Wirkfamteit. 

Die vertragichließenden Theile find jedoch damit einverftanden, daß die beim 
Infrafttreten des Uebereinkommens noch beitchenden, mit den Beitimmungen besjelben 
nicht vereinbaren Beichränfungen und Verbote während eine Jahres nach dem 
Inkrafttreten des Abkommens in Geltung bleiben können. 

Die Natififationen des gegenwärtigen Uebereinkommens jollen gleichzeitig mit 
jenen des zwiſchen den vertragichließenden Theilen vereinbarten Handels: und 
Zollvertrages in Wien ausgewechſelt werden. 


4. Schlußprotokoll vom 6. Dezember 1891. 

1. Die Beltimmungen des Viehſeuchen-Uebereinkommens finden nur auf 
Provenienzen eines der vertragichließenden Theile Anwendung. Die Zulaffung 
bon Thieren oder Gegenjtänden, welche, aus anderen Ländern ſtammend, durch 
das Gebiet des einen Theiles zur Ein- oder Durchfuhr in das Gebiet des anderen 
Theile gelangen follen, liegt außerhab de3 Rahmens de3 gegenwärtigen Ueber— 
einfommens. 

2. In den Urſprungszeugniſſen it neben dem Urjprungsorte auch der 
politiiche Bezirk und derjenige größere Verwaltungsbezirf (im Deutfchen Neid: 
Bundesitaaten, Provinzen; in Defterreih: Ktönigreiche und Länder; in den Ländern 
der ungariichen Strone: Komitate) zu bezeichnen, welchem der Urfprungsort angehört. 

3. Die amtlihe Beglaubigung der Heberiegung der nicht in deuticher Sprade 
ausgefertigten Urſprungszeugniſſe ift Durch eine zur Führung eines Dienftfiegels 
befugte Perſon oder Behörde zu bewirken. Dieien Perjonen oder Behörden wird 
bei Gijenbahntransporten der Vorſtand der Verladeſtation zugerechnet. 


4. Die im Artikel 5 des Viehſeuchen-Uebereinkommens getroffene Beſtimmung 
iſt an die Vorausjegung geknüpft, daß in beiden Ländergebieten der Defterreichiich- 
Ungariihen Monarchie die Seuchengefege mit den im Deutichen Reich beftehenden 
Borichriften dahin in Webereinftimmung gebradt werben, daß die an der Lungen 
jeuche erfranften Thiere zu tödten find und daß alle übrigen Thiere des Ninder- 
geichlechtes, welche mit erfrankten Thieren in demſelben Gehöfte ftehen oder geftanden 
haben, vor Ablauf von ſechs Monaten nad) Beendigung des legten Erkrankungs— 
falle aus dem Seuchengehöfte nicht entfernt werden Dürfen, es jei denn zum Zweck 
der jofortigen Abſchlachtung innerhalb Oeſterreich-Ungarns. 

Inſolange dieſe Vorausfegung nicht erfüllt ift, jollen an Stelle des Artikels 5 
des Viehſeuchen-Uebereinkommens folgende Beitimmungen treten: 

„Solange die Lungenteuche in den Viehbeſtänden des einen der vertrag- 
Ichließenden Theile herricht, ift der andere Theil berechtigt, die Einfuhr 
von Rindvieh aus den verſeuchten Gebieten (im Deutihen Neih: Bundes— 
ftaaten, Brovinzen: in Oeſterreich: Königreiche und Länder; in ben 
Ländern der ungariichen Krone: SKomitate) zu unterfagen, aus anderen 
Gebieten aber dahin zu beichränfen, daß die Thiere von der dem Ur— 
ſprungsorte nädhitliegende Eiſenbahnſtation in amtlich verſchloſſenen Wag— 
gons unter Vermeidung jeder Umladung, jeder Zuladung von anderem 
Vieh und jeder Transportverzögerung an die Grenze und von hier aus 
in öffentliche, veterinärpolizeilich überwachte Schlachthäuſer zur alSbaldigen 
Abihlahtung überzuführen find.“ 

5. SHinfichtlih der Amwendung der Beltimmung des Artikels 5 des Vieh— 
ſeuchen-Uebereinkommens auf PBrovenienzen aus einzelnen deutichen Bundesstaaten 
einerjeit3, und den öftereichiichen Ländern Galizien, Böhmen, Mähren und Oefterreic) 
unter der Enns andererfeit3, wird erklärt, daß die vertragichließenden Theile die 
ihnen zuftehende Sperrbefugniß nicht auf den gelammten Umfang des Gebietes, 
in welchem die Lungenſeuche herricht, ſondern jeweilig nur auf einen im Hinblid 
auf den Zwed der Verhütung der Seuchenverichleppung genügend großen Theil 
desfelben anzumenden beablichtigen. Zu dieſem Zweck werden innerhab der vor— 
gedachten Gebiete engere Sperrgebiete bezeichnet werden, deren Feitiegung durch 
Notenwechſel vorbehaltlich ſpäterer, im wechielleitigen Einverftändnifie vorzunehmender 
Henderungen erfolgen wird. 

Es Liegt in der Abficht der vertragichließenden Theile, von der durch Artikel 5 
de3 Viehſeuchen-Uebereinkommens eingeräumten Berechtigung der Abiperrung ganzer 
Gebiete (im Deutichen Reich: Bundesftaaten, Provinzen; in Oeſterreich: Ktönigreiche 
und Länder; in den Ländern der ungarischen Krone: Komitate) alsdann nicht Gebrauch 
zu machen, wenn in einem ſolchen, ſonſt der Negel nach feuchenreinen Gebiete, 
vereinzelte Lungenieuchenfälle vorkommen. Diele Beitimmung findet jedoh auf 
Böhmen, Mähren, Galizien und Delterreih unter der Enns feine Anwendung. 

6. Die Beltimmung im Artikel 6 Abſatz 2 des Viehſeuchen-Uebereinkommens 
eritrecft fich nicht auf den durchgehenden Gilenbahnverfehr in amtlich verichloffenen 
Waggons; hierbei foll jedoch jede Zuladung von lebenden Vieh, jede Umladung 
und jede Transportverzögerung im verieuchten Grenzbezirke unterfagt ein. 

7. Die auf Grund der Ziffer 3 des Schlußprotofolls zu Artikel 1 des Handels: 
vertrages vom 23. Mai 1881 derzeit in Uebung ſtehenden Begünſtigungen der 
Wirthihaftsbefiger in den deutichen Grenzbezirken Hinfichtlih des Bezuges von 
Nutz- und Zuchtvieh aus Oeſterreich-Ungarn, werden während der in Artikel 12 
des Viehſeuchen-Uebereinkommens vorgeiehenen Webergangszeit feinssfall3 einge: 
Ihränft werden. 
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II. Bertrag mit Jtalien. 
1. Handels, Zoll: und Schiffahrtsvertrag vom 6. Dezember 1891. 


Art. 1. Zwiſchen den vertragichließenden Theilen fol volle und gänzliche 
Freiheit des Handel und der Schifffahrt beitehen. 

Die Angehörigen eines jeden der vertragichliegenden Theile jollen in dem 
Gebiete des anderen Theiles in Bezug auf Handel, Schifffahrt und Gewerbebetrieb 
diefelben Rechte, Privilegien und Begünftigungen aller Art genießen, welche den In: 
ländern oder den Angehörigen der meiitbegünftigten Nation zuftehen oder zuitehen 
werben, und feinen anderen oder läftigeren, allgemeinen oder örtlichen Abgaben, Auflagen, 
Beichränfungen oder Verpflichtungen irgend welcher Art unterliegen, al3 denjenigen, 
welchen die Inländer und die Angehörigen der meiftbegünftigten Nation unter: 
worfen find oder unterworfen fein werben. 

Die voritehenden Beitimmungen finden feine Anwendung auf Apothefer, 
Handelsmafler, Haufirer und andere Perionen, welde ein ausschließlich im Umher— 
wandern ausgeübtes Gewerbe betreiben; dieſe Gewerbetreibenden follen ebenio be: 
handelt werden, wie die Angehörigen der meiftbegünftigten Nation, welche dasjelbe 
Gewerbe treiben. 


Art. 2. Die Angehörigen eines jeden der vertragichließenden Theile ſollen 
in dem Gebiete de3 anderen Theiles alle bürgerlichen Rechte (mit Ausichluß der 
politiichen) genießen, welche den Kandesangehörigen ohne Beihränfung und obne 
Unterfcheidung gewährt werden. 

Sie ſollen demgemäß gleich den Inländern berechtigt fein, jede Art von be 
weglichem oder unbeweglichem Vermögen zu erwerben, zu bejigen, und darüber 
durch Verkauf, Tauſch, Schenkung, legten Willen oder auf andere Weile zu ver: 
fügen, Sowie Erbſchaſten vermöge legten Willens oder fraft Gejeges zu erwerben. 

Auch ſollen fie in feinem der gedachten Fälle anderen oder höheren Abgaben 
und Auflagen unterliegen, als die Inländer. 


Art. 3. Die Deutichen in Italien und die Staliener in Deutjchland follen 
volle Freiheit haben, wie die Anländer ihre Geichäfte entweder in Perſon oder 
durch einen Unterhändler ihrer eigenen Wahl zu regeln, ohne verpflichtet zu fein, 
jolden Mittelöperfonen eine Vergütung oder Schadloshaltung zu zahlen, falls 
jie fich derjelben nicht bedienen wollen, und ohne in diejer Beziehung amderen 
Beſchränkungen, als ſolchen zu unterliegen, welche durch die allgemeinen Landes: 
geiege feſtgeſtellt find. 

Sie jollen freien Zutritt zu den Gerichten haben zur Verfolgung und Ber: 
theidigung ihrer Nechte und im dieſer Hinficht alle Nechte und Befreiungen der 
Inländer genießen, und wie dieje befugt fein, fich in jeder Rechtsſache der durch 
die Landesgeſetze zugelaſſenen Anwälte, Bevollmächtigten oder Beiltände zu bedienen. 


Art. 4. Die Angehörigen eines jeden der vertragichliegenden Theile werden 
in dem Gebiete des anderen von jedem Militärdienfte, ſowohl in der regulären 
Armee und in der Marine al3 in der Miliz und Nationalgarde befreit fein. 

Ebenſo werden fie von jedem zwangsweilen Amtsdienſte gerichtlicher, admini— 
itrativer oder munizipaler Art, von allen militäriichen Requiſitionen und Leit: 
ungen, ſowie von Zwangsanleihen und jonftigen Laſten, welche zu Kriegszwecken 
oder infolge anderer augergewöhnlicher Umstände aufgelegt werden, befreit sein; 
ausgenommen jedoch diejenigen Laften, welche mit dem Beſitz eincd Grundftüdes 
oder einer Pachtung verknüpft find, und die militäriichen Leiftungen oder Requi— 
jitionen, zu welchen die Inländer und die Angehörigen der meijtbegünitigten 
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Nation als Beſitzer oder Miether unbeweglicher Güter zu anderen Verpflichtungen, 
Beihränfungen, Taxen oder Abgaben angehalten werden, als jenen, welchen bie 
Snländer untertvorfen fein werben. 


Art. 5. Wenn Gejchäftsleute ded einen vertragichließenden Theiles im 
Gebiete des anderen entiweder jelbit reifen oder ihre Kommis, Agenten oder fonftigen 
Vertreter reilen laſſen zu dem Zwed, um Einkäufe zu machen oder Beitellungen 
zu ſammeln, ſei es mit oder ohne Mufter, ſowie im allgemeinen Intereſſe ihrer 
Handels- und Induftriegeichäfte, jo dürfen dieje Geichäftsleute oder ihre erwähnten 
Vertreter aus dieſem Anlaffe feiner weiteren Steuer oder Abgabe unterworfen 
werden, vorausgeſetzt, daß ihre Eigenichaft als Handlungsreiiende durch eine von 
den zuständigen Behörden ihres Landes ertheilte Legitimation dargethan wird. 


Für zollpflichtige Gegenstände, welche ald Mufter von Kaufleuten, Gewerbe: 
treibenden und Handlungsreiſenden eingebracht werden, twird beiderjeit3 Befreiung 
von Eingangs: und Ausgangsabgaben zugeitanden, unter der VBorausjegung, daß 
dieſe Gegenitände binnen der durch die Landesgeiege beitimmten Frift unverfauft 
wieder ausgeführt werden, und vorbehaltlih der Erfüllung der für die Mieder- 
ausfuhr oder für die Zurüdlieferung in die Niederlage nothwendigen Zollförm— 
lichkeiten. 

Die Wiederausfuhr der Mufter muB in beiden Ländern unmittelbar am 
eriten Ginfuhrort durch Niederlegung des Betrages der bezüglichen Zollgebühren 
oder durch Sicherheitöftellung gewährleiftet werden. 


Art. 6. Die vertragichliegenden Theile verpflichten ſich, den gegenſeitigen 
Verkehr zwiſchen ihren Gebieten durch keinerlei Einfuhr, Ausfuhr: oder Durd)- 
fuhrverbot zu hemmen, welches nicht entweder gleichzeitig auf alle, oder doch 
unter gleichen Vorausſetzungen auch auf andere Nationen Anwendung finden würde. 

Die Ausfuhr von Kriegsbedürfniſſen kann indeflen unter außerordentlichen 
Umftänden ohne Rüdjiht auf voritehende Beſtimmungen verboten werden. 


Art. 7. Die in dem beiliegenden Tarif (A) bezeichneten italienischen Boden— 
und Gewerbserzeugniiie werden bei ihrer Ginfuhr in Deutichland zu den durch 
dieien Tarif feitgeltellten Bedingungen zugelaſſen. 

Die in dem beiliegenden Tarif (B) bezeichneten deutjchen Boden: und Ges 
werbserzeugniſſe werden bei ihrer Einfuhr in Italien zu den durch diefen Tarif 
feftgeitellten Bedingungen zugelaſſen. 

Jeder der beiden vertragichliegenden Theile verpflichtet fih, dem anderen bei 
der Ein- und Ausfuhr der im gegenwärtigen Vertrage genannten oder nicht ge: 
nannten MWaaren unverzüglih und ohne Weiteres an jeder Begünftigung, jedem 
Vorrecht oder jeder Herabjegung in den Eingangs: und Ausgangsabgaben theil- 
nehmen zu laſſen, welche einer von ihnen einer dritten Macht eingeräumt hat oder 
einräumen wird. 


Art. 8. Die Uriprungszeugniiie, ſowie alle anderen von der Hollbehörde 
im fisfalifchen oder gejundheitlichen Intereſſe oder zu anderen Schußzweden ge: 
forderten Beicheinigungen fjollen von den betreffenden Behörden kojtenfrei aus: 
geitellt und beglaubigt werden. 

Art. 9. Hinfichtlich des Betrages, der Sicherftellung und der Erhebung 
der Einfuhr: und Ausfuhrzölle, fowie in Bezug auf die Durhfuhr, die zollamt— 
lichen Niederlagen, die (örtlichen) Gebühren, die Zollformalitäten, die Zollbehandlung 
und Zollabfertigung, ferner in Bezug auf die für Nechnung des Staates, einer 
Genteinde oder Korporation zur Hebung gelangenden inneren Verbrauchsabgaben 
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und Afzifegebühren jeder Art verpflichtet fich jeder der vertragichließenden Theile, 
den anderen an jeder Begünftigung, jedem Vorrecht nnd jeder Herabiegung in 
den Tarifen theilnehmen zu lafjen, welche einer von ihnen einer dritten Macht 
gewährt haben jollte. 

Ebenio joll jede ſpäterhin einer dritten Macht zugeitandene Begünftigung 
oder Befreiung Sofort bedingungslos und ohne Weiteres dem anderen vertrag: 
Ichließenden Theile zu Statten kommen. 


Art. 10. Innere Abgaben, melde in dem Gebiete ded einen ber vertrag: 
ichließenden Theile, fei e3 für Nechnung des Staates oder für Rechnung von Ge 
meinden oder Storporationen auf der Herborbringung, der Zubereitung oder dem 
Verbraud eines Erzeugniffe® gegenwärtig ruhen oder fünftig ruhen werden, 
dürfen Erzeugniffe des anderen Theiles unter feinem Vorwande höher oder in 
läftigerer Weije treffen, alö die gleichartigen Erzeugnifie des eigenen Landes, 


Art. 11. Als deutihe oder italienishe Schiffe follen alle diejenigen an- 
geiehen werden, welche nach den Gejeten des Deutichen Reichs als deutiche oder 
nad den italienischen Geſetzen als italieniihe Schiffe anzuerfennen find. 


Art. 12. Waaren jeder Art und Herkunft, welde in dem Gebiete des 
einen der vertragichließeuden Theile von nationalen Schiffen zur Ein:, Aus, 
Durchfuhr oder auf Niederlagen gebracht werden dürfen, können auch von Schiffen 
des anderen Theiles eins, auge, durchgeführt oder auf Niederlagen gebradjt werden, 
ohne andere oder höhere Zölle zu entrichten und anderen oder größeren Beichränf: 
ungen zu unterliegen, und mit der Berechtigung auf diejelben Privilegien, Er: 
mäßiqungen, Vergünftigungen und Nüderftattungen, welche den von nationalen 
Shiffen eins, aus-, durchgeführten oder auf Niederlage gebrachten Waaren ein: 
geräumt werben. 


Art. 13. Die Schiffe eines der vertragichließenden Theile, welche mit 
Ballait oder beladen in die Häfen des anderen Theiles einlaufen oder dieſelben 
verlaffen, werden bafelbit, welches auch immer der Ort ihres Auslaufens oder 
ihrer Beltimmung fein möge, in jeder Hinficht auf demfelben Fuße wie die ein 
heimiſchen Schiffe behandelt werden. Sowohl bei ihrem Einlaufen, wie während 
ihreö Aufenthalts und bei ihrem Auslaufen werden fie feine anderen oder höheren 
Leuchtthurm:, Tonnen, Lootſen-, Hafen, Nemorquirungd:, Quarantäne oder 
jonitige auf dem Schiffsförper laitende, wie immer benannten Gebühren, diejelben 
mögen im Namen und zu Gunften des Staates, der öffentlichen Beamten, der 
Gemeinden oder was immer für Ktorporationen eingehoben werben, zu entrichten 
haben, als diejenigen, zu welchen die einheimischen Schiffe dafelbft verpflichtet find 
oder jein werben. 

In Bezug auf die Aufftellung, die Beladung und die Löſchung der Schiffe 
in den Häfen, Rheden, Buchten und Baſſins, ſowie überhaupt in Anfehung aller 
Förmlichkeiten und ſonſtiger Beitimmuugen, denen die Handelsfahrzeuge, ihre 
Mannichaften und ihre Ladung unterworfen werden fönnen, ift man überein 
gefommen, dab den inländiſchen Schiffen fein Vorrecht und feine Begünitigung 
zugeitanden werden foll, welche nicht gleihmäßig den Schiffen des anderen Theile: 
zufommen, inden es der Wille der vertragichließenden Theile it, daß aud in 
diejer Hinficht ihre Schiffe auf dem Fuße einer vollftändigen Gleichheit behandelt 
werden jollen. 


Art. 14. Was die Küftenichifffahrt betrifft, fo foll jeder der vertrag: 
Ichließenden Theile für feine Schiffe alle Begünftigungen und Vorrechte, welche 


—— U 
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der andere Theil in diejer Hinficht irgend einer dritten Macht eingeräumt hat 
oder einräumen wird, unter der Bedingung in Anſpruch nehmen können, daß er 
den Schiffen des anderen Theiles diefelben Begünftigungen und Vorrechte in feinem 
Gebiete zugefteht. e 

Es jollen die Schiffe eines jeden der vertragichließenden Theile, welche in 
einen der Häfen des anderen Theile einlaufen, um daſelbſt ihre Ladung zu ver: 
vollitändigen oder einen Theil derjelben zu löſchen, wenn fie fich den Geſetzen 
und Berordnungen des Landes fügen, den nad einem anderen Hafen besjelben 
oder eined anderen Landes beitimmten Theil ihrer Ladung an Bord behalten und 
ihn wieder ausführen fünnen, ohne gehalten zu fein, für diefen Teßteren Theil 
ihrer Ladung irgend eine Abgabe zu bezahlen, außer den Aufjichtsabgaben, welche 
übrigen3 nur nad) dem für die inländiiche Schifffahrt beitimmten Sabe erhoben 
werden Dürfen. 


Art. 15. Der gegenwärtige Handelövertrag eritredt fi auf die mit einem 
der vertragichließenden Theile gegenwärtig oder fünftig zollgeeinten Länder oder 
Landestheile. 


Art. 16. Der gegenwärtige Vertrag tritt an die Stelle des Handels- und 
Schifffahrtsvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reich und Italien vom 4. Mai 1883. 

Derſelbe wird am 1. Februar 1892 in Wirkſamkeit treten und bis zum 
31. Dezember 1903 in Geltung bleiben. 

Im Falle keiner der vertragſchließenden Theile zwölf Monate vor dem Ab— 
lauf dieſer Friſt ſeine Abſicht, die Wirkungen des Vertrages aufhören zu laſſen, 
kundgegeben haben wird, ſoll derſelbe bis zum Ablauf eines Jahres, von dem 
Tage, an welchem einer oder der andere der beiden vertragichliegenden Theile ihn 
gekündigt haben wird, in Kraft bleiben. 


Art. 17. Der gegenwärtige Vertrag joll ratifizirt und die Ratifikations— 
Urkunden jollen jobald als möglich in Rom ausgewechielt werden. 
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Tarif A. 
Zölle bei der Einfuhr nad Deutichland. 
Nummer | Hart 
des deutichen Benennung der Gegenftände. | be 
Bolltarifs. ' 10 kg. 





ausl. , b) Kleie; Malzleimnmnmn. te el | 
2. 0) Baummollengarn, ungemiſcht oder gemiicht mit Leinen, Seide, ®olle 
oder anderen vegetabiliichen oder animalijchen Spinnitoffen: 
4. dreis und mehrdrähtiges, einmal und wiederholt gezwirnt, } 
roh, gebleicht, aefäcbt . - » - 2 2 0 | 
5. zweibrähtiges, wiederholt gezwirntes, roh, gebleicht, gefärbt; 
auch accommodirter zum Einzelverkauf hergerichteter Baum- 
wollenzwien jeder Urt. - - 2 2 20002... 
d) Waaren aus Baummolle allein oder in Verbindung mit Metalle 
fäden, ohne Beimijhung von Seide, Wolle oder anderen unter 
Nr. 41 genannten Thierhaaren: | 
8.| alle nicht unter Nr. 1, 2 und 6 begrifiene dichte Gewebe; | 
rohe (aus rohem Garn verjertigte) undichte Gewebe mit ; 
Ausſchluß der Gardinenjtoffe, ſoweit fie nicht unter Ziff. 1 
fallen; Strumpfwaaren; Bojamentier= und Knopfmacher— 
waaren; auch Geipinnjte in Verbindung mit Metallfäden 
auß3. a) Blei, Silber und Goldglätte . . .. 2... 
4. aus a) I. Bürſten aus Baſt, Stroh, Schilf, Gras, Wurzeln, Binien u. deral., 
aud) in Verbindung mit Holz oder Eiien ohne Politur und End 
Beien aus Bait, Stroh, Schilf, Gras, Wurzeln, Binfen u. dergl., 
auch in Verbindung mit Holz oder Eijen ohne Politur und ad 
b) Bürjtenbinder- und Siebmaderwaaren, feine, auch in Berbindung 
mit anderen Materialien, ſoweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen 
5. ausa) Aetheriſche Oele mit Ausnahme der unter 5e und 5m begrifienen; 
Efjenzen, altohol» oder ätherhaltige, zum Gewerbe- und Medi— 
sinalgebraude - -. - > 22 4 
aus a) Graphit in gepreßten und abgepaßten kleinen — oder Böden 
INN derleichen ee de ara 
aus d) HERDER 2 2.200 u: Be at ee 
aus e) Gelbes und rothes blaufaures Kali . Bel 
aus i) Soba INiGimiele 2 nn er en 
k) Soda, rohe, natürliche oder künstliche: eryitallifirte Soda; Poitaſche 
ausm) Sumad, auch gemahlen; Schwefel, roher und gereinigter; Weinſtem. 
roher und gereinigter; Lakritzenſaft; Borax und Borſäure; Ci— 
tronenſäure und Eitroneniaft, ohne Zuder; andere rohe Erzeug— 
nifie und chemiſche Fabrikate für den Gewerbe» oder Mebdizinal- 
gebrauch, insbejondere auch Droguerier, Apotheter: und Farbe— 
waaren, alle dieje Gegenſtände, injoweit fie nicht unter a bis 1, 
unter n oder oO oder unter anderen Nummern des Tarifs be- 
griffen find; Benzol und ähnliche leichte Theeröle; Zerpentinöle; 
Harzöl; Thieröl; Mineralwaſſer, künſtliches und natürliches, ein: 
ſchließlich der Flaſchen und Krüge; Mundlack (Oblaten); eingedidte 
Säfte; Weinhefe, trodene und teigartige BE 
6. b) Schmiedbares Eiſen (Schweißeiſen, Schweißital, Flußeiſen, Fluß⸗ 
ſtahl) in Stäben, mit Einſchluß des fagonnirten; Radkranzeiſen; 
Pflugſchaareneiſen; Ed- und Winkeleiſen; Eiſenbahnſchienen; 
Eiſenbahnlaſchen, Unterlagsplatten und Schwellen : ; 
Anmerkung: Schmiedbares Eiſen in Stäben, nicht über 
| 12 em fang, zum Umichmelzen . . 2 2 2 2 nn nun | 
e) 2. Eijenwaaren, grobe: | 
e) anderweitig nicht genannte, auch in Verbindung mit Holz. . | 








frei 





Is 


| 1,» 
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Nummer Mart 
des deutichen Benennung der Gegenftände. per 

Bolltarifs. 100 ke. 


| 
aus 6. aus e)2. Eijenwaaren, grobe: 
— abgeſchliffen, gefirnißt, verkupfert, verzinkt, verzinnt, verbleit 
oder emaillirt, jedoch weder polirt noch lackirt; ebenſo alle 
| Schlittſchuhe, Hämmer, Beile, Aexte, ordinäre Schlöjier, grobe 
| 
| 


Meier, Senjen, Sicheln, Striegeln, Thurmuhren, Schrauben: 
ſchlüſſel, Winkelhaken, Holz, Schloß, Rad- u. Drabtichrauben, 
Zangen, geprehte Schlüfiel, Dung- und Heugabeln . . . . 
Handfeilen, Degenklingen, Hobeleijen, Meißel, Tuch, Schneiders, 
Heden= und Blechicheeren, Sägen, Bohrer, Schneidkluppen, 
Maſchinen; und Papiermejjer und ähnliche Werkzeuge. . . 15 
Eifenwaaren, feine: 
aus feinem Eijenguß, alö: leichtem Ornamentquß, polirtem 
Guß, Kunſtguß, ichmiedbarem Sup; 
aus jchmiedbarem Eijen, polirt oder fadirt; Mefier, Scheeren, 
Stridnadeln, Häfelnadeln, Schwertfegerarbeit u. j. w., 
alle dieje Gegenstände, anderweitig nicht genannt, auch in Vers 
bindung mit Holz und anderen Materialien, joweit fie da— 
durch nicht unter Nr. 20 fallen . 2.2 2 2 24 
Erden und rohe mineralische Stoffe, auch gebrannt, geichlemmt oder 
gemahlen, ingleichen Erze, auch aufbereitete, joweit dieſe Gegen— 
jtände nicht mit einem Zollſatze namentlidy betroffen find . . frei 


10 


aus 7. a) 


aus 8. 


REINE > 0 Sa ee ee an Klik ae nat —— 
DRIIEHTERBIE = 5. 24... 26. 20: 9: a 
Andere nicht bejonder8 genannte Betreidearten . . 2.2: 2... 
—— ee 
Raps, Rübſaat, Mohn, Seſam, Erdnüſſe und anderweit nicht ge— 
nannte Oelfrüchte ... 6— 
WE a ee ee ee ee re 
Malz (gemalzte Gerfi) . . - » 2 2.2.20 en en en. 
Anis, Koriander, Fenchel und Kümmel . 2 2 
Weinbeeren, friiche, zum Tafelgenuß (Zafeltrauben) . . ... . 
Mit der Bot eingehende Sendungen von Tafeltrauben von 
5 Kilogramm Bruttogewicht und weniger.» 2.2... frei 
Andere friiche Weinbeeren: 
Andere friiche Weinbeeren (Trauben der Weinleje), in Fäſſern 
oder Keſſelwagen eingejtampft, werden ohne Nüdjicht auf eine | 
etwa eingetretene Bährung — wenn die eingejtampfte Maſſe 
alle Theile der Frucht, neben dem Safte aljo auch noch die 
Kämme, Kerne und Schalen (Bälge oder Hülien) der Trauben 
enthält — zugelajien zum Zolljage von . . 222 .2.. 4 
k) Blumen und Blätter, frische, zu Bouquet und zur Dekoration; 
Gewächſe, lebende, und Pflanzentheile; Klee-, Quzerne, Eſparſette— 
jaat; Gemüje und Gartengewächſe, frische; Kartoffeln; Früchte, 
frische, nicht genannte (mit Ausichluß der Weinbeeren und der Süd— 
früchte), u. and, Erzeugniſſe d. Landbaues, anderweit nicht genannt frei 
Grünes und anderes naturfarbiges gemeines Hohlglas (Glasgeſchirr), 
weder gepreßt, noch geichliffen, noch abgerieben, aud) mit or- 
dinärer Beflechtung von Weiden, Binjen, Stroh oder Rohr; 
Glasmaſſe; rohes optiiches Glas (Flint, Ktronglas); rohe ge 


8 


- 


& 
m 2%» 
a? 
.. 
2 
— 
zo 
= 
= 
or 
El 
=) 
=, 
- 
2 
— 
#=] 
ei) 
- 
2 
= 
a) 
sr 
* 
Ex) 
on 
- 
= 
Rz) 
-. 
= 
se) 
— 
- 
- 
— 
fx) 
* 
— 
x) 
- 
= 
= 
S 
* 
Um 
= 
u cz Se to 2210 


— 
© 
S 


858 





Nummer | 
des dentjchen | 
Zolltarif3. 











d) 1. 
aus 2. 


e) 





11. aus a) 


aus 
12. a) 


13. aus a) 
b) 
c) 


1 





ausd) 








rippte Gußplatten (Dachglas); Email: und Glajurmafie; Glas: 
röhren und Glasitängeldhen, ohne Unterjchied der Farbe, wie 
jie zur Periendereitung und Kunjtglasbläfereı gebraucht werden 
Weißes Hoblglas ‚ ungemuftertes, ungeichliffenes, unabgeriebenes, 
ungepreßtes oder nur mit — oder eingeriebenen 


Stöpieln, Böden oder Rändern . . . . . - » . brutto 
Spiegelalas, rohes, ungeichliffenes. Be ra 

Tafels (Feniter:) Glas, farbiges.. . - . 22 22 .. brutto 

Anmerkung: Bugeniheiben . . - .»... brutto 


Behänge zu Kronleuchtern von Glas, Glasknöpfe (mit od. ohne Deien), 
aud) gefärbte; maſſives weißes Glas, nicht bejonders benanntes; 
geprehtes, geichliffenes, polirtes, abgeriebenes, geichnittenes, ger 
ügtes, gemuiterte® Glas, injoweit e8 nicht unter d oder f fällt 


Anmerkung: zu e: Glasplättchen, Glasperlen, Glas 
ſchmelz (Conterie di Venezia), Glastropfen, aud gefärbt 


1. Farbiges Glas, mit Ausnahme des unter a, d, e begriffenen, 


2. 
3. 
4. 


auch gepreßt, geſchliffen, polirt, abgerieben, geſchninen, geätzt, 
genü 7 RE RIES E 
Glasplättchen, Glasperlen, Glasſchmelz, Ölastropfen, Bla: 
fnöpfe (mit oder ohne Oeſen), bemalt, verfilbert oder verguldet 
Anderes bemaltes oder vergoldetes (verjilbertes) Glas; Glas— 
flüſſe (unechte rohe Steine) ohne Fallung . 
Blaswaaren und Emailwaaren in Verbindung mit anderen 
Materialien, foweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen . 
Anmerku ng:z3uf: Milhglas und Alabajterglas, un 
gemuitertes, ungejchlifienes, unabgeriebenes, unbemaltes, um: 


geprehtes, oder nur mit abgejchliffenen oder eingeriebenen | 


Stöpieln, Böden und Rändern . . . — 


Pierdehaare, roh, gehechelt, geſotten, & efärbt, — in Locenſorm ge 
legt, geſponnen; Borſten; rohe Be 


ttiedern. . 2 2.» 


Bettiedern, gereinigt und augerihtet. - » 2 22 220 
Häute und Felle, rohe (grüne, gelalgene, gefaltte, tradene) zur 
Lederbereitung, auch AIRES — a ee 
Holzkohlen . . . a — 
Holzborke und Gerberiohe En ee ne AR ; 
Bau- und Nupholz: 
Roh oder lediglich in der OQuerrichtung mit der Art oder Säge 


bearbeitet oder ie mit oder ohne Rinde; eichene 
Faßbaube 


In der Richtung der Längsachſe beſchlagen oder auf anderem 


Wege als durch Bewaldrechtung vorgearbeitet oder zerkleinert; 


Faßdauben, welche nicht unter 1 fallen; ungeichälte Korb | 


weiden und Neifenjiäbe; Naben; Felgen und Speichen 


In der Richtung der Längsachſe gefägt; nicht gehobelte Bretter; 


Grobe, rohe, ungefärbte Böttcher, Drechsler, Tiichlere und blos | 
gehobelte Holzwaaren und Wagnerarbeiten, mit Ausnahme der | 


gefügte Kanthölzer und andere Süge- und Schnittwaaren 


Möbel von Hartholz und der fournirten Möbel; geichälte Korb» 
meiden; grobe —— weder gefärbt, gebeizt, ladirt, | 


polirt, noch gefirnißt. 


. or 8 Tr hr ee 








in a SO 


12 


15 
15 
2% 
24 


frei 
frei 


frei 


frei 
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| 
Nummer | \ Marl 
des deutichen Benennung der Gegenftände. | der 
Zolltarife. ' 100 kg 
| 
Rec: | | 
13.au3d) Spangeflechte, ungefärbt . ; 4 1 
Hormplatten und rohe | blos geſchnittene Knochenplatten. | 1.50 
€) Holz in gejchnittenen Fourniren; — — varauen | 
bodentbeile . 5 
aus f) Hölzerne Möbel und Möbelbeitandtheile, "nicht unter da und g be: | 
griffen, auch in einzelnen Theilen in Verbindung mit unedlen | 
Metallen, lohgarem Leder, Glas, Steinen (mit Ausnahme der | 
| Edel» und Halbedeljteine), Steinzeug, Fayence oder Porzellan; | 
andere Tiichler-, Drechsler und Böttderwaaren und Wagner- | 
| arbeiten, welche gefärbt, gebeizt, ladirt, polirt, gefirnißt oder 
aud in einzelnen Theilen mit den vorbenannten Materialien 
| verarbeitet find; verleimte, auch fournirte Baranetbodentheile, 
uneingelegt; grobes ungefürbtes Spielzeug 2% 10 
Holzipulen, gefärbt . Le 5 
ausg) deine Holzwaaren (mit auegefegter oder Schniparbeit), feine Korb 
flechterwaaren, jowie überhaupt alle unter d, e, fund h nicht 
beariftene Waaren aus vegetabiliidhen oder animaliichen Schnitz⸗ 
ſtofſen mit Ausnahme von Schildpatt, Elfenbein, Perlmutter, 
| Bernitein, Gagat und Jet; auch in Verbindung mit anderen | 
| Materialien, joweit fie dadurch nicht unt. Nr. 20 fallen ; Holzbronge | 30 
4 Brongirte, vergoldete oder verjilberte Leilten und Rahmen: hölzernes | 
Spielzeug mit Ausnahme des zu f gehörigen, auch in Verbindung || 
mit anderen Materialien, joweit es dadurch nicht unt. Nr. 20 füllt | 24 
\ Spangeflechte, gefärbt; ; Möbel aus gebogenem Holz mit ornantentirt | 
geprehten Theilen und ornamentirt gepreiite SEO IR OASTHENE 
(dergleichen Sigbretter u. f. w.). — — 10 
Anmettung 2 zu 
13. 8) Geprehte Hornfnöpfe . . . 30 
14. Hopfen, auch Hopfenmehl . brutto | 14 
ausl5. a)l. Inſtrumente, muſikaliſche, mit Ausnahme von Klavieren, Pianinos, 
| Harmoniums und dergleichen Tajteninitrumenten, jedoch mit | 
Einſchluß der Kirhenorgeln . | 20 
18. 0) Kleider und Leibwäſche, fertige, auch Putzwaaren, andere, soweit fie | 
nicht unter d und e genannt find. F .... . l 300 
92. Herrenhüte aus Filz, garnirt und ungarnirt | 180 
1 Stüd 
3. Damenbüte, garniri, mit Ausnahme joldher aus Filz . 1 
' Damenbüte aus Filz, garnirt Al 0,50 
4. Hüte, nicht bejonders benannte, garnirt und ungarnirt. ; 0,20 
19. | Kupfer und andere nicht beſonders genannte unedle Metalle, Le 
girungen aus unedlen Metallen, anderweitig nicht genannte, 
| und Waaren daraus: 
d)2. | Andere Waaren, jomeit fie nicht unter Nr. 19d3, oder wegen || 100 kg. 
ihrer Verbindung mit anderen Materialien unt. Nr. 20 fallen 30 
3. Waaren aus Aluminium, Nidel; feine, insbejondere Luxus: || 
gegenſtände, aus Alfenide, Britanniametall, Bronze, Neu: 
jilber, Tombad und ähnliche Legirungen; feine vernirte 
Meifingmwaaren, aucı in Verbindung mit and. Materialien; 
alle dieie Waaren, injoweit fie nicht unter Nr. 20 fallen 60 
20.ausa) | Korallen und Perlen, zum Zwed der Berpadung und Berjendung 
auf Sejpinnitfäden oder Schnüre aufgereift - ». » 2». 0.2.) 60 
b)1.! Waaren, ganz oder theilweiſe aus — — Jet, Meer⸗ 
ſchaum und Perlmutter tea ee ren 150 
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Nummer 
des beutichen 
Zolltarifs. | 








Ach: 
b)1. 





aus c) 2. EEE 
3.) Waaren aus Gejpinniten von Baumwolle, Keinen, Seide, Wolle 


aus Anmerlung 
zu21l. b) 


21. ce) 


d) 


22. 


Die neuen Handels» und Zollverträge des Deutichen Reichs. 


Benennung der Gegenitände. 





| 
| Waaren, ganz oder theilweile aus Celluloid, Elfenbein, Qava und | 
Schildpatt; aus unedlen, echt vergoldeten oder verilberten oder 
mit Gold oder Silber belegten Metallen; Zähne in —— 
mit Stiften oder Röhrchen von Platin od. anderen edlen Metallen 
Anmerkung zu bl: Elfenbein und asked 

vorgearbeitet für Begenjtände der Nr. 20b1 u 

Feine Salanterier und Uunincailleriewaaren (Herren- und F Frauen- 


Ihmud, Toiletten- und jogenannte Nippestiſchſachen u. j. m.), 
ganz oder theilweiie aus Aluminium, dergleichen Waaren aus 


anderen unedlen Metallen, jedoch fein gearbeitet und entiweder | 


mehr oder weniger vernidelt, verguldet oder verfilbert, oder aud) 
vernirt, oder in Verbindung mit Halbedelfteinen oder nachge— 


arbeiten, Paſten, Kameen, Urnamenten in Metallguß u. dergl. 


Glas, einichliehlich der nachgeahnten Edeliteine, nachgeahmten 


N Gemmen und nacgeahmten Nameen, ferner Herren» und 
| Frauenſchmuck, Toilettene und jogenannte Nippestiichlachen 


aus umedlen Metallen, auch mehr oder weniger vergoldet 

oder verjilbert, im einer nicht als unweſentlich zu erachtenden 

Verbindung mit Glas, einichliehlich der nacgeahmten Edel: 

jteine, nachgeahmten Gemmen und nacdgeahmten Klameen . 
Stutz und Wanduhren ; Fächer aller Art; feine boflirte Wachswaaren 
Negen- und Sonnenfhirme 


oder anderen Thierhaaren, welche mit animaliichen oder vege— 
tabiliihen Schnißitoffen, unedlen Metallen, Glas, Guttaperca, 
Kautſchuck, Leder, Ledertuch, Papier, Pappe, Steinen, Stroß 
und Thonmwaaren verbunden und nicht bejonders tarifirt find. 


Halbgare, jowie bereit$ gegerbte, noch nicht gefärbte oder weiter 
zugerichtete Biegenfelle . 
Grobe Schuhmacher, Sattler:, Riemer» und Taſchuerwaaren, ſowie 


andere Waaren aus ungefärbtem oder blos geſchwärztem lohgaren 


Leder, od. aus rohen Häuten, alle dieſe Waaren auch in Verbindung 


mit and. Materialien, ſoweit ſie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen 
Feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Marolin, brüſſeler und 


däniſchem Leder, von ſämiſch- und weißgarem Leder, von ge— 

färbtem Leder, von lackirtem Leder und Pergament, auch in 
| Verbindung mit anderen Materialien, joweit fte dadurch nicht 
| unter Nr. 20 fallen: feine Schuhe aller Aıt . 

Anmerkung zuc und d: Grobe Schuhmacher und 
| Täjchnerwaaren aus grauer Packleinwand, Segeltuch, roher 
Leinwand, robem Zwillid oder Drilli, oder grobem un- 
bedructen Wachsſtuch werden wie arobe, Waaren aus feinem 
acht, Wachsmuſſelin, Wachstafft und dergleichen wie 
feine Lederwaaren behandelt. 

Ener 

| Xeinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren, d i. Garn und 
MWebe- oder Wirkwaaren aus Flachs oder anderen vegetabiliichen 
Spinnftoffen mit Ausnahme von Baumwolle: 





ahmten Edeljieinen, Alabajter, Email, oder auch mit Schnißs | 


Anmertungzublund 2: Herren: und Frauenihmud | 
aus unedlen echt vergoldeten oder verfilberten Metallen in | 
einer nicht als unweſentlich zu erachtenden Verbindung mit ' 








| 





30 


175 


100 


200 
120 


120 


10 























I, Bertrag mit Italien. 861 
— 
Nummer | Mari 
des deutichen Benennung der Gegenitände. ' per 
Zolltarijs. | 100 kg 
22. a) Garn, ungefärbt, umbedrudt, ungebleidht, auch dergleichen 
gezwirnte® Garn aus Jute oder — 
1. bis Nr. 8 engliih. . . 5 
2. über Nr. 8 bis Nr. 20° englüich . 6 
3. über Nr. 20 bis Wr. 35 engliſch 9 
4, über Nr. 35 englijd) . | 12 
b) Garn, gefärbt, bedrudt, gebleicht, ud; bergleichen gesiwicnteß | 
Garn aus Jute oder Manillahanf: | 
1; bis zu Nr. 20 enaliih. . . | 12 
2. über Nr. 20 bis Nr. 35 engliſch 15 
8. über Nr. 35 englid . ı 20 
c) accomvdirted Nähgarn; Zwirn untera, bund d dich genannt | 36 
d) | accomodirter Nähzwirn ur : | 70 
e) Seilerwaaren: i 
1.| Seile, Taue und Stride, auch gebleicht oder getheert 10 
2. aller Art, mit Ausnahme der unter 1 genannten 24 
N | Leinwand, Zwillic, Drillich, ungefärbt, unbedrudt, ungebleicht: | 
1.| bis 40 Fäden in der Kette und dem Schuh zuſammen auf | 
eine quadratiiche Gewebefläche von vier Quadratcenti- 
meter; Fußdeclen aus Manillahanf-, Kokos, Jute- und | 
ähnlichen Fajern, ungefärbt . 12 
2.| mit 41 bis 80 Füden in der Kette und dem Schu zu⸗ | 
jammen auf eine quadratiihe Gewebeflähe von vier 
Duadratcentimeter; Fußdecken aus Manillahanfe, Kokos, | 
| Jute- und ähnlichen Falern, gefärbt . : | 24 
3. mit 81 bis 120 Süden in der Kette und dem Schuß zur 
| jammen auf eine quadratische Gewebefläcde von vier . 
| Ouadratcentimeter . . . i 36 
4. Mit mehr als 120 Fäden in der Stette "und dem Schuh | 
ı zuſammen auf eine quadratische Gewebeflädye von vier | 
Duadratcentimeter . a ee | 60 
X) | Leinwand, Zwillich, Dritlic), gefärbt, bedruckt, gebleicht, auch 
| aus gefärbtem, bedrudtem, gebleichtem Garn gewebt: | 
1. bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß zufanımen | 
auf eine quadratische Gewebefläche von vier Quadrat: | 
CONtÜMMELET 2 2 2er 60 
2. mit mehr als 120 Fäden in der, Kette und dem Schub | 
zujammen auf eine quadratiiche Re von || 
| vier Quadratcentimeter . Ä ! —— 120 
3. Damaſt aller Art . — . 1.150 
k) Zwirnſpitzen . . 2... ”, a Re Aare 600 
24 a) 1 Papier, bejchriebenes (Akten * Manufteipte); Bücher in allen ; 
Spraden, Hupferjtiche, Stiche anderer Art, Towie Holzichnitte; | 
Lirhograpbien und Photographien; geographijche und Seekarten; | 
| Mufifalien . . . . frei 
aus b) Gemälde und Zeichnungen, auch ) eingebunden; Statuen von Marmor | 
und anderen Steinarten; Statuen von Metall, mindeftens in 
natürlicher Größe . Sa er frei 
25. anse) I1. Wein und Moft, in Fäffern eingehend 20 
Rother Wein und Mojt zu rothem Wein, zum Verfchneiden unter 
h Kontrole. ei ! ER 10 
; Wein zur Gognachereitung unter Kontrole \ 10 
f) | Butter, auch fünjtliche —— 17 
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Nummer 


de3 deutjchen 


Bolltarifß. 





Reh: 
25. ausg) 1. 


h) 
aus 1. 


aus 2. 
aus 3. 


ausi 
o 
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aus 2. 


q) 2. 
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26. aus a 
ausb 
ausd 
aus f) 


g) 
au&h) 


ausm 


27. a 
aus b) 


c) 
d) 


2.7) 
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Die neuen Handels- und Zollverträge des Deutſchen Reiche. 


Benennung der Gegenftände. 





en ausgeichlachtetes, friiches, mit Ausnahme von Echweinefleijch 
weinefleiich, ausgejchlachtetes, jriiches, und Fleiſch, zubereitetes, 
mit Ausnahme von Eped, friſch oder zubereitet 
Fiſche, mit Eſſig, Del oder Gewürzen zubereitet, in Füſſern eingehend 
Geflügel aller Art, nicht lebend 
Wild aller Art, nicht lebend 
Früdte (Südfrüchte): 
frische Apfelfinen, Citronen, Limonen, Pomeranzen, Öranaten, 
DOHEIN: WManbelt:: 5. = 2.0, 2.0 use — 
getrodnete Feigen, Rofinen und Horinthen . . » 22... 
getrodnete Datteln, Mandeln, Pomeranzen, Granaten. . . . 
DaDElle: Auen ec 
N EEE 
Konfitüren, Zuderwert, Kuchenwert aller Art; mit Zuder, Eifig, Del 
oder jonjt, namentlid alle in Flaſchen, Büchſen u. dgl. einge 
machte, eingedämpfte oder auch eingejalzene Früchte, Gewürze, 
Gemüſe und andere Verzehrungsgegenftände (Pilze, Trüffeln, 
Geflügel, Seethiere u. dgl.); zubereiteter Senf; Kapern, Bajteten, 
* Saucen u. andere ähnliche Gegenſtände des feineren Tafelgenuſſes 
— are ce Tee ae he a — ee 
In Eifig eingelegte oder eingejalzene Gurken (jog. Znaimer Gurken) 
mit Zuthaten von Gewürzen der Nr. 251 oder aud) mit geringen 
Zuſätzen and. Gemüſe, in Fäſſern, Krügen, Töpfen, Gläſern u. dgl. 
Objt, Sämereien, Beeren, Blätter, Blürben, Pilze, Gemüſe, getrodnet, 
gebaden, gepulvert, blos eingekocht oder qejalgen, alle dieje Er— 
geugnife, joweit fie nicht unter anderen Nummern des Tarifs 
egrifien find; Säfte von Objt, Beeren und Rüben, zum Ge- 
nu ohne Zuder eingekocht 
Frische und getrodnete Schalen von Südfrüchten; Johannisbrot, 
auch gemahlen 
Unreife Bomeranzen, auch in Salzwafjer eingelegt 
Trodene Nüſſe, reife Kaftanien; Binienferne . . 2 222 .. 
Mühlenfabrikate aus Getreide und Hüljenfrücten, nämlich geichro- 
tene oder geichälte Körner, Graupe, Gries, Grüße, Mehl; ge- 
wöhnliches Backwert (Bäderwaare). . » » » 222 nenn. 
Neid, geichälter und ungeichälter 
Dlivenöl (Speifeöl) in Flaſchen oder Krügen 
Olivenöl (Speijeöl) in Fäſſern 
Olivenöl in Fäſſern, amtlich denaturitt . . » 2 2 22 nee 
Rieinusöl in Fäſſern oder in Vlechgefähen von mindejtens 15 Kilo- 
gramm Bruttogewicht 
Rückſtände, ſeſte, von der Fabrikation fetter Oele, auch gemahlen 
Schmalz von Gänſen, jowie andere jhmalzartige Fette, als: 
Dleomargarin, Sparfett (Gemiih von talgartigen Yetten mit 
Del), Rindsmarf (beef marrow) 
Erdwachs gereiniggggggg ae 
Ungebleichtes oder gebleichtes Halbzeug aus Lumpen 





[ WET Teer Tor TEE GEHE Eon Mar WE, Eu Ta ur 


[ Ta un, Saar Der Tuer Vase Mass) TE FErE Wr Tas Dean Pos) ur un | 


.. . ee er 7 31. re ehr a ae 
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..:. 12 ee er ea aha hs 


Pe Er Er 
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. oo nr nr - 


Ungebleihter oder gebleichter Halbjtoff zur Papierfabrifation aus | 


Holz, Strob, Eiparto oder anderen Faſern; graues Löſch und 
gelbes, rauhes Strohpapier; Pappe mit Ausnahme der Glanzs 
und Lederpappe 
PBadpapier, nicht unter b oder d begriffen, ungeglättet 
Padpapier, geglättetes 
Glanz: und Lederpappe; Preßſpäne 


u. TB ee Tr Tr 8 Er Tr es 


U Aust TEE, GaEr Wesen esz Nor ET TE BET Baer sl BE Ge 


em a ae ae an 





60 
30 


1 
3 
3 
6 








— — — — — EHER — — —— 

















II. Vertrag mit Italien. 863 
| 
Nummer | Y Marl 
bes deutfchen | Benennung der Gegenftände, per 
Zolltarifs. 100 kg. 
Rod: 
27. e) Drud-, Schreib:, Löſch und Seidenpapier aller Art . . . . 6 
Eithographirtes, bedrucdtes, liniirtes, zu Rechnungen, Etiketten, Fracht. 
briefen, Deviſen u. ſ. w. vorgerichtetes Papier; Gold- und Silber— 
papier; Papier m. Gold: od. Silbermufter; durchſchlagenes Bapier; 
imgleihen Streifen von diefen Bapiergattungen; Walerpappe . 10 
aus 92. Waaren aus Papier, Pappe oder Pappmaiie . 12 
.| Waaren aus den vorgenannten Stoffen in Berbindung mit anderen 
Materialien, ſoweit fie N nicht unter Nr. 20 fallen; | 
Papiertapeten. . . . A a a 24 
28. Pelzwerk Kuͤrſchnerarbeiten): 
a) überzogene Pelze, Mützen, Handſchuhe, gefütterte Deden, Pelz— 
futter und Beläge und dergleihen . . . 150 
b) fertige, nicht überzogene Schafpelze, desgleichen weißgemachte 
und gefärbte, nicht gefütterte Angora⸗ oder Schaffelle, un- 
gefütterte Decken, Pelzfutter und Beſätze. 6 
30. aus a) Seidentofons; Seide, abgehaspelt (unfilirt, Greze) oder geiponnen | 
| (flirt), nicht getärbt; Floretſeide, gelämmt, geſponnen oder ge: N 
| zwirnt, nicht gefärbt; Abfälle von Seide, aud) von gefärbter Seide frei 
e)1.) Waaren aus Seide oder Floretſeide, auch in Verbindung mit Metall- | 
füden; Baaren aus Seide, gemiſcht mit anderen Spinnmaterialien | 
und zugleid in Verbindung mit Metallfäden ; ' 800 
f) Alle nicht unter e begriffene Waaren aus Seide oder Floretſeide 
in Verbindung mit Baumwolle, Leinen, Wolle oder anderen 
| animaliichen oder vegetabiliichen Spinnitoffen ; \ 450 
| Anmerfung: Seide, welche in Sarnen aus anderen | 
N Spinnmaterialien periponnen ift, ohne die Umhüllung des | 
N Fadens zu bilden oder zuiammenhängend durch die ganze | 
N Länge des Gewebefadens ſich zu ziehen, bleibt bei Geweben | 
| aus ſolchen Garnen außer Berradit. N 
33. a) | Steine, inäbejond. Korallen, Asphaltitein, bitumindfer Mergelichiefer, 
Marmor und Alabafter, roh oder blos behauen, auch gemablen | frei 
Anmerkung: Zu den rohen oder blos behauenen Steinen | 
gehören auch jolche Blöcke, weldye an nicht mehr als drei 
Seitenflächen eine Bearbeitung mit der Säge zeigen, 
aus b) Mühliteine, auch mit eijernen Reifen . frei 
e) Roher Tafelichiefer . . . | 0,50 
d) Geſägte Blüde; grobe Steinmekarbeiten ( (3. B Fenfterbänte, Geſims⸗ 
theile, Blinthen) von jchlichter, nicht verzierter Arbeit, mit Nuss | 
nahme der groben Steinmeßarbeiten aus Alabajter oder Marmor, 
aus Anmerkung zu den derjog. belg. Granit - Ccossines- petit granit- nicht gehört | 1 
zu d) ! Marmor und Alabaſter in Blöcken und in Platten von — als | . 
16 Gentimeter \ hai jeewärt3 eingehend . eins .1 Tre 
auge) Dachſchiefer 0, 
f) Marmor und Alabaiter i in ungefefiienen Platten don 16. Gentie | 
meter Stärke und darunter . | 2,50 
I Gejchnittene oder geipaltene Platten ans Steinen anderer Art, ums | 
eihliffen; Steinmegarbeiten, joweit fie nicht unter 33 d begriffen | 
And, ungeſchliffen . . . l 3 
‚ausg) Glasflüſſe (unechte Edelfteine), geichliffen, geichnitten, ohne doſſuns 20 
Korallen, bearbeitet, ohne Faſſung . . j 30 
h)1.«)| Waaren aus Alabajter, Marmor, Granit, Spenit, Porbhyr oder 
ähnlichen harten Steinen, mit Ausnahme der Statuen, außer 
Verbindung mit anderen Materialien oder nur in —— 
mit Holz oder Eiſen ohne Politur und Lad. rer: 10 
























































864 Die neuen Handeld- und Zollverträge des Deutichen Reichs. 
Nummer | | Marl 
des deutichen | Benennung der Gegenftände. ber 
Zolltarifd. | 
34. Steintohlen, Brauntohlen, Koaks, Torf, Torflohlen . ..... frei 
35. 6) | MREDBDAUBER - =: 5. su: 50 nur a ala ea ae ee er nn 10 
l 1 Stüd 
aus d) 1. Hüte aus Stroh, ohne Garnitur . » 2 2 2 2 2 nme Oa⸗ 
aus 36 Agsphalt GBergtheer))...... ne frei 
{ a) | Geflügel aller Art, lebendes; andere lebende Thiere und thieriiche 
Produfte, anderweitig nicht genannt; ferner Bienenjtöde mit . 
| lebenden Bienen.. ee frei 
| 100 kg 
b Eier von Be er ee 3 2 
38. 5b) | Feuerfeite Steine. 2 2: m een 0, 
ec) )) Falz Dachziegel, qlafirte Dachziegel und Mauerjteine; Thonfliejen; 
i architeft. Verzierungen, auch aus Terracotta; glafirte Röhren; 
Platten, Krüge und andere Gefäße aus gemeinem Steinzeuge; 
| gemeine Ofenkacheln; irdene Pfeifen; glaſirtes Töpfergeichirr . l 
d) —— Muffeln, Kapſeln, Retorten, feuerfeſte Röhren und | 
Ficccc re ee 
e) ) Andere Thonwaaren mit Ausnahme von Porzellan und porzellans 
| artigen Waaren: | 
. einfarbig oder weiß; feine Waaren aus Terracotta . : 8 
aus 2, zwei= und mehrfarbig, gerändert, bedrudt, bemalt, vergoldet, 
ERTRLBONE nu a a ee a ee acer zur an ie 16 
Anmerkung: Boden: und Wandbelleidungsplatten, durch 
Zuſammenpreſſen verjchiedenfarbiger Thonmafjen mit Muſtern 
verieben, nicht glafitt . . 2-2 2 nee een ff 3 
f) Porzellan und porzellanartige Waaren (Parian, Jaspis u. ſ. w.): e 
1. | ION = 5. 00, 0 as me ca AR Ana a ra ee re are 
2, farbig, gerändert, bedrudt, bemalt, vergoldet, verfilbert 20 
Porzellan und porzellanartige Waaren in Verbindung mit anderen | 
| Materialien, ſoweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen . . | j — 
S 
MER BE 
Anmerltungen: 1. Pierde bis zu 2 Zasren ge Art 10 
| 2. Füllen, weldye der Mutter folgen ‚pe 
b) Bilete un ÜBER. 3.0 ED a a I 
c) KDD. ne ae ee a Be Re er ee 2, 
| Anmerfung: Für Bewohner des Grenzbezirks dürfen 
| unter den vom Bundesrath vorzujchreibenden beionderen 
| Kontrolen Zugodjen von 2'/s bis 5 Jahren zu dem Zoll⸗ 
| ſatze von 20 Mark für 1 Stüd eingelailen werden, jofern fie 
zum eigenen Wirthichaftsbetriebe nachweislich nothiwendig jind. | . 
d) ) Aungvieh im Alter bis zu 2’ Jahren . 2 2 02mm j ‘ 
e) | Kälber unter 6 Wochen.. — 3 
DONE re re an er a re ee 9 
2) | Spanferkel unter 10 Kilogramm . » >» 2: 2 2 nn nennen | 1 
J l 
DE U SR en a ee de re Be ee | 0,» 
| | 100 kg- 
40. a) Grobes unbedrudtes Wahstuh (Paltuh) . . : 2 22... i 12 
41. Wolle, einschließlich der anderweit nicht genannten Thierhaare, jo« 
wie Waaren daraus: | 
a) 


u 


Wolle: rohe, gefärbte, gemablene; ferner Haare: roh, gehedjelt, | 
gejotten, gefärbt, auch in Zodenform gelegt . . ’ 








II. Bertrag mit Stalien. 865 









Nummer Mart 







Benennung ber Gegenftände 


Garn, aud mit anderen Spinnmaterialien, ausſchließlich der 
Baumwolle, gemiſcht: 









































3. anderes Garn: 
a)! — EEE 2: 1 a A a a 8 
4) TOR DEDERE: 2, a Sa ee a ae en 10 
d) Baaren, auch in Berbindg. mit Baumwolle, Leinen od. Metallfäden: 
4. unbedrudte Filze, joweit jie nicht zu Nr. 2 gehören; unbedrudte 
Pilze und Strumpfwaaren, Fuhdeden, auch bedrudte, aus 
Wolle und anderen Thierhaaren, mit Ausnahme der Rind» 
vieh- und Roßhaare, aud in Verbindung mit vegetabilijchen 
| Fajern und anderen Spinnmaterialien . . . 2 22.0. 100 
5. unbedrudte Tuch» und Zeugmwaaren, joweit fie nicht zu Ziffer 
7 und 8 gehören: 
«) im Gewichte von mehr ald 200 Gramm auf das Duadrat- 
meter Sewebeflähe - - 2 2 202 nennen. 135 
B) im Gewichte von 200 Gramm oder weniger auf das 
Quadratmeter Gewebeflähe -. . - - 2 2: 2 2 2 mn a. 220 
Tarif B. 
Zölle bei der Einfuhr nad alien. 
re | Rire 
ar | Benennung der Waaren. per 
italieniihen | 
Zolltarifs | 100 kg. 
1. Mineralwafler, natürliche oder künſtliche, und gashaltige Wajler . 0,50 
8. Bier: 
a) in großen oder Heinen Fällen . » 2» 2 2020. ı hl 3 
b) | I ee | a 100 Stüd 3 
aus 4, ! Spiritus: 1hl 
a) reiner, in großen oder feinen Fäſſern (einschl. des Behälters) 14 
aus 6. Dele, fette: 100 kg 
8) Olivenöl, EINE aa 6 
aus 7. ) Terpentinö—......... 3 
aus 8. Flüchtige Oele oder Eſſenzen: 
b) von Romeranzen und deren Varietäten. . . » .». 1 kg 1,0 
ec) von Gewürznelten. -. - » 2» 2 22 20er * 7,0 
d) von Pfeſſerniinnzzeeee — 7,» 
e) nicht namentlich genannte, ausſchließlich des Roſenöls. „ 3 
9. DIE Uer — frei 
11. Cichorie und jedes andere Kaffeeſurrogat: 
a) |; DERCHERER: 5. Br ee re are A rn frei 
b) | gebrannt oder auch gemnahlen.. 8 


| 


Annalen des Deutihen Reihe. 1892. 


866 Die neuen Handeld und Zollverträge des Deutſchen Reiche. 





Nummer 





des 
itafienifchen Benennung der Waaren 
Bolltarifs. | 
aus 30. Säuren: F 
€) Gallus und Gerbjäure, unreine. . » 2 2 222m. frei 
aus 30 d) Eſſigſäure. unreieeenn. —1 
h) ORTUTEINKIRTE -. sen. a a a ee a 10 
i) TEOERWEIRRTE 05 6 10 
1) Eifigiäure, flüſſige (einjchliehlich des gewöhnlichen Eifigd), an 
reiner Effigjäure enthaltend: 
1. 10 Prozent oder weniger... 2200 nna 15 
2. mehr ala 10 und weniger ald 50 Prozent. . .. . 90 
8. 50 Prozent und mehrhrhrrre 180 
aus n) Benzoejäure, Kohlenjäure, aud) gasförmige; Gallus— und 
Serbjäure, reine; Phosphorjäure; Pyrogallusſäure; 
THVDEIEIGE OSEIEEE 5 0 ee are 10 
33. Alkaloide: 
a) BENIUHBBR- > u ea Ben ei 1 kg 5 
b) nicht benannte und deren Sale. - . . -» 2... . 5 
34, Eifen-, Blei und Zinnord . » >» > 2m nern nen 4 
35. > 
aus 37. Kohlenjaure Verbindungen: 
c) PObkNurs ll. 5-5: re 8 
aus d) doppellohlenjaures Natron . ». » > 2 2 u nr nen 0, 
€) kohenſaures Kali (mit Einjchluß des doppelfohlenjauren) 0, 
aus 40. Salpeterfaure Berbindungen: 
a) falpeteriaures Silber. - - 2 222000 ne 1 kg 5 
44. Weinſtein (doppelweiniteinjaures Kali), roher Weinftein u. Weinhefe frei 
46 Schwefelquedjilber (Zinnober oder Bermillon) . . » 2.2... 80 


aus 51. b) od; Brom; Thonerde, rein oder gallertartig; Glycerin, roh und 
gereinigt; Kleefalz; Strontianjalze; Kalium-Cyanit (Cyan: 
falium); Ammoniakjalze, mit Ausnahme der Brom- und Jod— 
verbindungen des Ammoniums; Schwefeltalium und Schwefel 
natrium; Schwefelarjenif (Auripigment), gelb und roth, nicht 
in Rulverform; chromjaures und doppeldhromjaures Kali und 
Natron; Chromalaun; Zinnjalze; Albumin, reines; Kadmium- 
präparate; Kupferoxyd; Mittel gegen den Keſſelſtein; eſſigſaure 
Verbindungen von Barium, Calcıum, Kalium und Natrium; 
Antimonoryd (mit Ausnahme der Oxyde des Schwefelantimons 
als Antimonkfrofus, Antimonleber und Antimonglas); benzo&- 
faure Salze (mit Ausnahme der Benzoate von Alkaloiden und 
von Quedjilber); Appreturglanz ; citronjaures Eijen ; Schweiel- 
leber; phosphorjaure Verbindungen (mit Ausnahme der Phos— 
| phate von Wlfaloiden und von Quedjilber); manganjaure 
| Salze; Kitt aus Nuß- oder Leinöl und VBleioryd oder Blei: 
farbonat, jowie Kitt aus Harz, Wahs und Oder, zum Sitten 
| von Marmor und anderen ähnlihen Materialien oder zum 
Verdichten von Flaichenkorten. 2 22 m ann 4 

| 

| 


aus 53. Zünd- und Sprengfapjeln und Patronen: 

a) leere Patronen ohne Zündhüthen -. -. - 2 > 2 2 2 2.0. 60 

d) Zünd und Sprenglapieln . 2 2 2 2 En nn 220 
aus 58. Kampher: 

b) TOMNErIeN. 0.4 4, 25 
aus 61. Antifeptiiche Baumwolle und Watte; Pepfin, reines; Hopfenertratt; 

| Kakaobutter; Kampheröl; Terpin 2 2 m ... .5. .. 10 

aus 62. Eifenfeilipäne in Pulverform, aber nicht anderweit zubereitet . . 10 
aus 64. a) | Wagenjhmiere aus Harzöl und Kalt . 2 ... . . .. ... frei 














38. 
aus 89, 





Gewebe aus Flachs, farbig gewebte oder gefürbte . 


Rojamentierwaaren aus Flachs oder Hanf . 


Strumpfwaaren aus Spinnjtoffen der Kategorie V: 
einfache . 











Zoll ber rohen 
Gewebe mit 35 
Lire Zuſchlag 
für 100 kg. 
110 





110 


UI. Vertrag mit Jtalien. 867 
Nummer ; 
Lire 
— Benennu d W 
italieniſchen u a in A 
Bolltarifs, 100 Kg. 
aus 67. Burzeln, Rinden, Blätter, Blüthen, Flechten, Kräuter und Früchte 
zum Färben und Gerben: 
a) nicht gemablene. - - © 2 2 2m rn een frei 
b) | DERTDBEme: ee aa | frei 
70. ı Aus Theer od. anderen Bitnnindjen Stoffen ausgejigene Farben: | 
a) in teodenem Buflande . » . -. - 220er on en“ frei 
b) | teigartig oder flüſſig .. frei 
71. \ Fürbende Extrakte aus Farbhölzern und andere Farbftoffe aller Art 10 
72. ' Farben in Täfelchen, in Pulver oder in jeder anderen — mit 
| Einſchluß der Anilinladiarben — ——— 10 
aus 73. Firniß: 
b) | altoHolfreier, mit Ausnahme des Mineralöl enthaltenden 20 
74. ' Blei» und Farbitifte: 
a) ungefahte Farbſtifte und alle Stifte mit — oder 
gefirnißter, * Sn Faſſung 100 
b) andere .... i 50 
75. 8) Buchdruderihwärze . 12 
b) Tinte aller Art 15 
aus 78 Seilerwaaren und Tauwerf, auch getheert: 
b) von 2 Milimeter und weniger Stärlte . . . I 3 
aus 82. a) Geſpinnſte aus Flache, gelaugte oder gebleichte, einfache: 
1. von 7000 bis 20000 Meter im Kilogramm. F 17,50 
2. von mehr als 20000 bi3 einichliehlih 37000 Meter im 
Kilogramm . ; 22 
aus 86.cC) | Gewebe aus Flach, gelaugte oder gebfeichte, glatte: 
1. | wenn fie mehr als 10 bis zu 26 Füden in Kette und Ein: 
ihlag auf das Quadrat von 5 mm Seitenlänge haben 66,40 
2. wenn fie mehr als 26 bis einjchlieglich 45 Fäden haben | 54 
aus d) | Gewebe aus Flachs, gebleichte, gemufterte oder damascirte . 4 JO ver ges 
bleichten glatı 
| | Gewebe, 
| 
A 


aus 94, 
aus a) 


b) 
c) 
106. 
aus 115. 


120. 
a) 


Genähte Gegenſtünde aus Spinnſtoffen der Kategorie v: 
Säcke, Bett- und Tiſchwäſche, Handtücher, Vorhänge — 
geſäumt, und Ähnliche Artikel: aus Flachs. 


Kragen, Manchetten und Hemden für Männer 


andere (mit Ausnahme der unter a BOREUDFRENL — leinenen 
Gegenſtünde) — — BERN 


Baummollene Gewebe, bedrudte 


Baummollene Lampendohte . 
Genähte Gegenitände aus Spinnftoffen der Rategorie VI: 
Säde, Bett- und Tiſchwäſche, Handtücher, — lediglich 
geſäumt, und Ähnliche Artikel ’ 


Roll d. Sewebes 
mit 10 Prozent 
Zuſchlag. 
Das Toppelte 
bed Zolles des 
Gewebes. 
Zell d. Gewebes 
mit 4 Prozent 

Zuſchlag. 

Zoll d. gebleich⸗ 
ien Gewebe mit 
70 vire Zuſchl. 
| jür 100 kg. 


100 





Zoll d. Gewebes 
| mit 10 Prozent 
Zufchtag. 





56* 
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Nummer 
itafienifchen Benennung der Waaren. — 
Zolltarifs. 


aus 121. 
e 
aus 123. 


c) 


125. 
a) 


b) 


128. 


129. 
a) 


b) 


aus 130. 


c) 


u ae 


u 














. on 8 































Er Era ee Eee Med Zeut.&enchd 
a 
Wolle: | 
gelämmte, nicht gefärbte - 2: 2 m anne. | 15 
Pferdehaar: 
Krullhaar, Schnur und grobe Waare aus Pferdehaar . . . | 17 
m aus gefrempelter Wolle, einfache: | 
robe: 
bi! zu 10000 Meter im Kilogramm . . 22... ı 
über 10000 Meter im Kilogramm . » . 2 2.2... | 55 
BEHRENS; 52, 0° 41a. 60 j —— 
| 20 Prem 
| _ Zuidlag. 
RE a a a ee 
235 Lire Jul. 
tür 100 ke. 
Geipinnfte aus gefrempelter Wolle, gezwirnte. . » 2 2.2... —— 
17 Lire Zuſchl 
ae aus gefämmter Wolle, einfache: 
rohe: 
bis zu 50000 Meter im Kilogramm . . 2.2... | 6 
über 50000 Meter im Kilogramm . . 222.2... 75 
GEBIET ee RT ee | eg 
| 20 Progent 
Zujchlag 
DEE na a Art ra ehe Er re reg 
| 25 £ire zejel 
' für 100 kg. 
Geipinnjte aus gekämmter Wolle, gezwirnte . » 2 22... bang 
117 dire Zuitl. 
für 100 ke. 
Gewebe: | 
aus gefrempelter Wolle, im Gemwidte: 
von 300 Gramm oder weniger auf dad Quadratmeter . 185 
von mehr als 300, aber nicht mehr als 500 Gramm 160 
von mehr ald 500 Gramm . . . 2 2 2 2 nn nun 140 
aus gekämmter Wolle, im Gewichte: J 
von 200 Gramm oder weniger auf dad Quadratmeter . | 250 
von mehr ald 200, aber nicht mehr als 500 Gramm . 220 
von mehr als 500 Gramm . ». 2.2.22 20m. * su 
Wollene Gewebe, bedrudte, im Gewichte von 300 Gramım oder | irren 
weniger auf dad Duadratmeter . . » 2 2 2 nn nenne. Aare 
| Se 1 3 
Wollene Gewebe, geitidte: Zell ver te 
TEE BOHRER 2 a A er 
200 Eine Juist 
für 100 ke 
mit Fiei u a te a ee ee — 
Genche mit 
gie 


008 
für 100 kg- 


II. Vertrag mit Italien 869 


























Nummer | 
des 
Benennung der Waaren. 
italienijchen | 
— J 
aus 134. Pferdehaargewebe: 
a) DIE ERDE on a a ee eher ee Se 
135. Strumpfwaaren aus Spinnjtoffen der Kategorie VII: 
a) EINDRE 6 
b) BETGEHRIE 2 2 2 ae er Br eeg ch 3elb.siniagen 
s waaren mit 
|. 50 Vrogent 
| Zuſchlag. 
136. Pojamentierwaaren aus Spinnitoffen der Kategorie VI. . 220 
Poſamentierwaaren, deren Auhenjeite aus Wolle und 
| anderen Spinnjtoffen, mit Ausnahme der Seide, bejteht und 
weniger ald 50 Prozent Wolle enthält, unterliegen einem 
Zoll von 180 Lire für 100 Kilogramm. 
137. | Borten und Bänder aus Spinnftoffen der Kategorie VII... . 240 
139. Spigen und Tülle, wollene . . 22 2 220 1 kg 7 
aus 140. Fußteppiche aus Wolle und Kratzwolle, einſchließlich derjenigen, 
aus c) in welchen andere Spinnjtoffe außer Seide dem Gewichte nad) 
DEEDERERBEN: =: 0: 0 a ge 100 p 
> * | < 
142. Genähte Gegenjtände aus Spinnftoffen der Kategorie VII... 0 Bryan 
. uſchlag 
144. | Kokons (ausgenommen die Doppellofon®) . . . ». » 2.2... |,» frei 
aus 145. | Seide: 
a) | einfach gezogene, dublirte oder gezwirnte, rohe... .. . jrei 
aus 147. Seidenabfälle: 
a) von Kokons und bon Doppeltofons (strusa, strazza di | 
| seta e di doppio), tobe . . » : 2: 22 20m frei 
b) EEE ERDE 0 5 Gera ae ae aa ee. er re frei 
aus 148. Sammete und Plüſche aus Seide oder Floretſeide: 
a) 1 RE EEE ER HE TE SEE ERS EEE e lkg | 9 
aus 149. Fichus, Echarpes und Cachenez, ſchwarz oder farbig, in nicht ge⸗ 
muftertem Gewebe aus Seide oder Floretſeide, nicht genäht . 6,50 
Fichus, Eharpes und Cachenez, ichwarz oder farbig, in gemujtertem 
Gewebe aus Seide oder FFloretjeide, nicht genäßt. . . . . » 9 
150. | Sammete, gemiſchte, in welchen Seide oder Floretſeide im Ber- 
hältniß von mindejtens 12 und höchſtens 50 Prozent enthalten ift: 
a) | MEER a ee a ar zen 2 ee A 7 
bb | 1 Br 10 
aus 151. ! Gewebe, gemijchte, in welchen Seide oder Floretſeide im Verhältniß 
. bon mindejtens 12 und höchſtens 50 Prozent enthalten it: | 
b) . farbige: 
1. I BEER var a a ee 5 
2, TER 2 ee nen > Bear ta oe ee ie | 8 
aus 154. Bänder und Borten aus Seide oder Floretieide, gemijcht mit | Zel tes be— 
anderen Spinnitoffen, worin die Seide oder FFloretjeide im | treffenden 
Vexhältniß von mindeftens 12 und höchſtens 50 Prozent ent- —— * 
J für Ike. 
156. Pojamentierwaaren aus Spinnjtoffen der Kategorie VIH. . . . — 
Bander. 
160. Senähte Gegenjtände aus Spinnftoffen der Kategorie VIIT. . . — 
Gewebes mit 
40 Prozent 
Inſchlag. 
161. Deitable 25 won en a ae Fee er Area rei 
162. SHERNDOLR.. nt ne an Bone frei 
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- Nummer . 
* B der W 

PUR enennung er aaren. ber 

italienischen 100 kg. 


Bolltarifs. 


aus 163. 





a) gemeines: 
1. roh oder lediglich mit der Art behauen oder vorgerichtet . frei 
2 vieredig behauen, gelägt . » » 2... nennen frei 
3 in Brettchen zu achteln, Sieben u. dergl.; ſowie in 
Reifen jeder Läͤnge.. ae frei 
4. Holzdraht zur Herftellung von Zündböljhden . ..... frei 
aus b) Ebeniitenholz : 
2 eichnitten der Linge nal - - . - : 2 3 
3. Breiten oder Tafeln für Fußböden, eingelegte... . . 4 
164. Leere Fäfler, neue oder gebraudte: 1 hl 
a) mit hölzernen Reifen . . . 2 2 2 22.2. Rauminhalt 0,20 
b) mit eilernen Reifen - - - >» 2 2 20000. P 0,. 
aus 165. Möbel und Möbeltheile, rohe oder fertige: 
a) nicht gepoliterte: 100 kg 
1) aus gemeinem, gebogenen Hol... . 2.2.20. 7, 
2) andere aus gemeinem Hol. : 2 2 2 2 2 nn nn nen 13 
8) aus Ebenijtenholz, — geſchnitzt oder eingelegt 60 
aus 166. Rahmen und Rahmenleiſten aus Holz: 
b) ladirte, vergoldete oder verfilberte . . - - 2 2 2220. 70 
167. « Ruder, Bfähle und Stangen. . - » 22m 20 000 ne frei 
170. Geräthichaften und verjchiedene Arbeiten aus gemeinem Holz: 
a EN nr a Be ee ne ar ar re Br 6 
b) polirt oder bemalt: l 
1. Spindeln und Spulen . . 2: 2: m Hr Ener. 8 
2. BEER. u a a a CE el ee | 13 
171. Gemeine KHurzwaaren aus Holz.. nen 50 
172. Spielzeng aus Jo 60 
aus 177. Korb» und Mattenlehtarbeiten: 
b) VE ED at — 30 
182.a) MEET E 7.0, 2 e ea a ne DR frei 
b) anderes Halbzeug aus Holz, mit Einſchluß des Halbzeuges 
aus Stroh und anderen Ähnlihen Stoffen . . ..... | 1 
aus 183, apier 
a) weißes oder in der Mafje gefärbtes jeder Art... . . . . 12,» 
d) farbiges, vergoldetes oder bemaltes, ſowie Tapeten (einjchließlich 
des gebleichten Papiers zur eithograpbie und Photographie) 40 
f) Badpapier, auch in der Mafje gefärbt: 
1. nicht durch den Eylinder geglättet . . 2 2 2 2 0. 3 
2. nur auf einer Seite durch den Eylinder geglättet... . . 5 
185. Kupferitiche, Lithograpbien einſchließlich der Chromolithographien | 
und Anzeigelarten (Etiketten) . . - 2 >» 2 75 
aus 186. | Pappe: 
a) BERENE u 0 Rear Eee 2 
187. Waaren aus Papier und Bappe . - . . 2 2 2 2 nn nen 80 
aus 188. Bücher und Noten: 
a) | gedruckte: 
aus 1. Noten mit italieniſchem Text und Bücher mit gemiſchtem Text 
| (in italienischer und anderer Sprache), Ioje oder geheftet . | frei 
2. | Bücher u. Noten in and. als ital. Sprade, loſe el geheftet | frei 
8. | Bücher und Noten in Einbänden jeder Art...» ... 20 
aus b) || Bücher nicht gedrudte: 
1. | in fojen Bogen oder in Bappe gebunden, aud) mit Leinwand» 
l Ecken UND HEN ae ce nee re ee 22 





I. Vertrag mit Italien. 871 














Nummer 


—8 Lire 
———— Benennung der Waaren. per 
italieniſchen 100 kg 
Zolltarifs. i 














aus 188 b) 2. in Pappe gebunden, mit Leinwand überzogen, auch mit 
Leder-Eden und NRüden. . > 2 2 2 2m rn 86 
aus 190. | Selle: 
aus d) | ohne Haare gegerbte: 
3. FE Se ee ee 90 
fertige® anderes Leder (außer Lad und Sohlleder) . . . . 70 
aus 196. Schuhwerk: 
a) jeder Art aus Leder oder Stoffen mit Ausſchluß von Seide 
und Gm oe eng 100 Paar 100 
b) aus Kautſchuck mit Futter oder Befag aus Stoffen „ 125 
aus 201.d) Lampen und Qampentheile aus Eifenguf, verzinnt, emaillirt, ver- 
nidelt, vernirt, orydirt, Tadirt, mit oder ohne Garnituren oder 
Verzierungen von Bin . 2. 22: nme 15 
203. Scmiedeeijen und Stahl: 
a) gewalzt oder gehämmert, in Stäbe, Stangen, oder Barren, von 
jedem Querjchnitt: 
1. im Querjchnitt mit feinem Durchmeffer oder feiner Seiten- 
| länge von 7 Millimeter oder weniger... 2.2... 6 
2. im Querjchnitt mit einer oder mehreren Seitenlängen oder 
einem oder mehreren Durchmeflern von 7 Millimeter od. 
weniger, aber von mehr al3 5 Millimeter... .. . 7 
3. | im Querichnitt mit einer oder mehreren Geitenlängen oder 
| einem oder mehreren Durchmejjern von 5 Millimeter oder 
weniger (ausichließlih Draht) - -» - 22220. 9 
b) zu Draht gewalzt oder gezogen: 
1. | im Durchmeſſer von 5 Millimeter oder weniger, aber von 
| mehr als 1, Millimeter . 2 2 men 11 
2. im Durchmeſſer von 1,, Millimeter oder weniger.... 15 
€) in Blechen: 
1. von 4 Millimeter Dicke und mehr... 2 2 2 0. 7 
2. von weniger als 4 und mehr als 1,5 Millimeter Dide . . 10 
3. von 1,5 Millimeter Dicke oder weniger..... 2 20% 12 
d) in Röhren: 
1. aus Blech von 4 Millimeter Dide und mehr . . .... 12 
2. bon weniger ald 4 und mehr ala 1,; Millimeter Dide . . 14 
8. von 1,5 Millimeter Dide oder weniger . . » 2 2 2 2. % 17 
aus 204. Eijen und Stahl, geichmiedet oder gegojien: 
a) Anker, Wagenachſen, Amboſſe und andere grobe Arbeiten, 
im Gewichte von 50 Kilogramm und mehr. . .. . . 9 
aus b) grobe Wagenachſen im Gewichte von weniger als 50 Kilogr. 12 
— Geſchmiedete Nägel aus Eiſen oder Stah. 10 
a) u. 
aus 206. Eiſen und Stahl zweiter Verarbeitung in Arbeiten: 
aus a) welche hauptjädlic an großen Eifen- oder Stahlfjtüden vor- 
genommen jind: 
2. an ihrer ganzen Oberfläche oder einem großen Theile 
derjelben gehobelt, gefeilt, abgedreht, durchlocht u. ſ. w. 13,35 
3. verzinnt, verbleit, verzinkt, laditt. . . 2. 2 2 20. 15,30 
aus b) welche hauptiächlic; an Meinen Eiſen- oder Stahljtüden vor— 
genommen jind: 
2. an ihrer ganzen Oberfläche oder an einem großen Theile 
derjelben gehobelt, geteilt, abgedreht, durchlocht u. ſ. w.; 
ferner verzinnt, verbleit, verzinkt, ladirt. . ... . 17,25 


en 
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Nummer Pine 
— Benennung der Waaren. per 
100 
Bolltarifs. k8 






Geräthichaften und Werkzeuge für Künfte und Handwerke, aus 
Gußeiſen, Schmiedeeijen oder Stahl: 

en Pflüge, Spundmefi öhnliches Adergeräth 

exte, e, Spundmeſſer, gewöhnli eräth im 

en Scaufeln, Spigambofie, Knaggen, 

wingen, Maurerfellen, Wetzſteine, Seile, gen, 

ieheijen, Heugabeln, Streichmaaße, Hebebäume, Beile, 

ämmter, Schraubjtöde für Schmiede, Schippen, Pfähle, 

iden, Steinhauen, Rechen, Gäthaden, Handbeile, 

— Zangen, Pflugſchaaren u. ſ. w.. .. . ... 13 

eine: 


Winden, GleihgewichtSwaagen, Polireifen, Grabjtichel, 
Schraubenzieher, Winkelhaken, Kopirprefien, Scheeren, 
Gartenmefier, Blechicheeren, tragbare Schmieden, Seile 
oder Bunzen; nicht bejonder8 benannte eiferne Werk— 
euge für Schuhmacher, VBergolder, Tiichler, Schmiede, 
Suffchmviede, Frifeure, Buchdruder und andere Hand: 
werfer; Plätt- und Brenneijen, Wirkeiſen, Sägeblätter, 
Ahlen, Schraubenihlüfjel, Hobeleiſen, Glätteijen, 
Kämme, Hobel, Kneipzangen, Schneidftempel, Biriemen, 
Hippen, Schabeijen, Klingen für Nagel- und Stein» 
bobrer, Meihel, Sägen, Hohlmeihel, Spatel, Locheiſen, 
Bohrer, große und fleine, Stempel, Preſſen für 
Stempel und Bunzen, Drehbänke für Uhrmacher, Hand- 
bohrer, Hoblbohrer u. j. w.; auch ladirt, polirt, ver 
zinkt, galvanifirt, verfupfert, verzinnt, verbleit und 2 
theilweije in Berbindung mit anderen Metallen . . 1 
— Senſen und Siheln . . . .. . . — REN 12 
j — und Raspeln, welche, abgeſehen vom Handgriff, eine 
änge beſitzen: 
von mehr als 30 Gentimeter . » » > 2 22 nennen 1 
von 15 bis 30 Gentimeter -. . . 22 2 2 2 2 0 0 na 15 
“bon weniger ald 15 Gentimeter . ». » 2 2 2 2 2 nn 20 
Kupfer, Meiling, Bronze: 
: Brenner und Galerien für Lampen . » 2 2 2 2 2 2 20a. 
.1. Blei und dejien Legirungen mit Antimon: 
Buchdruderlettern 2 222m. 18 
I Bint: 
in Blöden und Bruch. 2 2 2 mm frei 
in Platten und Blechen... 4 
‚ in nicht vergoldeten oder verjilberten, nicht berzierten oder 
ladirten Arbeiten 222 mon 12 
in nicht vergoldeten oder verjilberten Arbeiten, verziert oder 
auf irgend eine Weile ladirtt . : 2 222mm 12 
in vergoldeten oder verjilberten Urbeiten . . » 2 2 2 2... 5 


218. Antimon, metalliihes (Antimon-Reguluß) . . . ». 2 2 2 2.. b 
225. Näh- und Stecknadeln.... 2 2 m mn 8 


aus 226. Maſchinen: 
aus a) Dampfmajchinen, feite, ohne Keflel. . » - > 2 2 2 2 2. 12 
aus a) Dampfmaſchinen, halbfeite, mit Keſſel, Heikluftmajchinen, 
Drudluftmaihinen, Gasmaſchinen, Petroleummajchinen, 
einjchlieglich der Rotationskörper: 6 
" im Gewichte von mehr ala 300 Kilogramm. . .. . I 


aus 210. 


aus a) 


m 


aus b) 
1 





———— — 





c) 


nm 


aus 211. 
aus f) 


aus 214. 
216. 








II. Bertrag mit Italien. 873 














Nummer ei 
yes ire 
ER ga Benennung der Waaren. per 
italienijchen 100 k 
Bolltarifs. B 
aus b) Dampffefiel: 
aus 1. Röhrendampfkeſſel aus Eijen und Guheilen . . . . . 14 
2. andere als Röhrendampffejlel. . - » 2 2 2 2 2 2.0. 12 
aus c) Wafler- und Windmotoren und hydrauliihe Maſchinen: 
Waſſerräder, Breffen, Nccumulatoren, Aufzüge u. Fahrſtühle 10 
€) BROESDIODTIEER - 0. 32. 5:00 F 12 
g) Sandwirtbichaftlihe Maſchinen jeder Art . . 22 .2.2.. 9 
i) Maſchinen und Stühle für Webereie. 10 
aus j) Wertzeugmaſchinen zur Bearbeitung von Holz und Metall 
(Sägen, Hobel, Drehbänke, Maſchinen zum Schrauben- 
jchneiden, Bohrmaſchinen u. j. mw.), im Gewichte von 
mehr als 300 Kilogramm . 2 2: 2: 2 nn nen 9 
1) Nähmaſchinen: 
4 WE TR. N nn a ee ae ar a | 25 
2. BEREDEREN 7 en en | 30 
aus m) Maichinen zum Breden, Quetihen und Stampfen von | 
| Steinen, Mineralien, Knochen u. j. w.; Winden aus 
| Guß und Schmiedeeifen; mechanische, nicht bydraulifche | 
| Krahnen; Böde zum Heben von Waggons und dergl.; | 
| Gentrifugen zur Zuderfabrilation; Holländer zur Papier | 
fabrifation; jelbftthätige (Luftdruds u. j. w.) Bremjen; | 
| Walzwerke; Rollmaicinen, ausgenommen diejenigen für | 
Gewebe; Gefriermaihinen; Maſchinen zur Yabrifation 
| gashaltiger Waſſer; Papiermaſchinen, Papierichneide- | 
| majchinen; Ziegeleimajhinen; Waich- u. Bügelmaſchinen; 
Buchbindermaichinen ; pneumatifcye Majchinen 3. Gewerbe: 
gebrauch; Polirmaſchinen; Ventilatoren mit Bewegungs 
mehanismus; Kratzmaſchinen ohne Garnitur; Garn- 
trodenmaichinen; Maſchinen zum Wachen und Entfetten 
von Sarnen; Papierlohmajhinen; Garnfürbemajchinen | 10 
1)8. u. aus n) Getrennt eingehende Maſchinentheile: N 
1. von Nähmaihinen - - » 2: 2 2 nn rennen | 30 
2. gußeiſerne Mafchinentheile von anderen Maſchinen, mit | 
Ausnahme der dynamo—elektriſchen Maichinen . 11 
228. Inſtrumente, optiiche, mathematiiche, Präüziſions-, aſtronomiſche, 
chemiſche, phyſikaliſche, chirurgiſche u. ..w.. 30 
aus 231 Gold: 
auf Seide oder andere Spinnſtoffe geſponnen . . . Ikg 10 
c) Blattgold (ohne Abzug des Papiergewichts) . . . . 8 18 
aus 232. Silber: | 
ce) auf Seide oder andere Spinnitoffe geiponnen . . .. . . 10 
d) Blattjilber (ohne Abzug des Papiergewichtö). . - .» . . - 5 
233. - Goldſchmiedewaaren und goldenes Geihitr . . . >... .0ı kg 14 
234. Silberwaaren, auch vergoldet, oder Silbergeidirr . . . . Ikg 9 
aus 236. "Uhren: 
ec) Tafel-, Tableaus und Pendelubren, ohne Gehäuje 1 Stüd 5 
d) diejelben mit Gehäuie - - - 2 2 2 2 2220. 2 5 
init Zuſchlag 
des Kolles jür 
. das Gehauſe. 
€) Weckeruhren ohne Stundenihlag . - . » ... . R 1,» 


Sogenannte Schwarzwälderuhren mit hölzernem Gejtell | 
(worin ſich das Werk befindet) unterliegen einem Zoll von | 
100 Lire für 100 Kilogramm, einjchließlich des Gehäuſes. | 
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Nummer | 



































Lire 
— Benennung der Waaren. ver 
italienijchen 100 kg 
DONE, | 
Ach: 
| Uhren nadı jogenanntem amerilaniihen Syſtem unters | 
| liegen einem Zoll von 150 Lire für 100 Kilogramm, ein- 
I ichlieglich des Gehäuſes. | 
aus 240. | Edeliteine, bearbeitete: 
b) I Achate, Opale, Onyr, Granaten, auch auf Fäden 1ikgi 9 
245. | Yarberden (Bolus, Oder und Siegelerde, natürliche oder fünftliche) | 3 
aus 246. \ Steine, Erden und nicht metalliihe Mineralien : w 
a) Kall, Gips u. ſ w... | ſtei 
aus 252. Thonwaaren: 
aus a) | zum gewöhnliden Gebraud: 
aus 1. Defen und Theile derielben in jeder GM 2.0... 2,» 
253. Majolika oder Baaren aus farbiger Mafje mit Email oder undurch 
fihtiger Glaſur überzogen: 
a) liefen, auch in mehreren Farben bemalt, und gemeines 
BEREETEPRER > 5 a N 6 
b) weiß oder farbig auf einfahem Grunde. . . 222.2... 10 
e) verjchiedenfarbig oder anderweitig verziert... 2.2.2... 14 
254. | Irdene Waaren oder Arbeiten aus weißem Thon: 
a) | weiße, und feines Steinzeug...... 16 
b) | verſchieden gefärbt oder bemalt, vergoldet oder anderweitig verziert 2 
255. Porzellan: 
a) | J  B 16 
b) farbiges, vergoldetes oder fonftwie verzierted . . . ». . - 3) 
aus 258. Glas und Kryſtallwaaren: 
a) | lediglich geblafen oder gegofien, nicht farbig, nicht geichliffen 
| Mid Rick GEBEN... Sa oma ana ee ac 8m 
b) | farbig, in der Maſſe gefärbt, abgerieben, mit Schmirgel ge 3 
| ihliffen und geicmitten . 2 2 2 2m 15 
o) | bemalt, emaillirt, vergoldet, verjilbert oder anders verziert. 18 
259. BR er 3. 4 
260. ‚ Demijohns, auch mit Stroh und Robrgefleht . . .» 2... 6 
262. ı Glas, Kryſtall und Schmelz in Form von Perlen (conterie), 
| Steinen und Prismen für Kronleudyter und andere ähnliche 
TEKDRUNE se Ser a an a re u Sr 3 
274. EEE 0 een re ee ? 
aus 275. Stärke: 
b) ı\ gemeine aus anderem Material als Reid . . - 2 2 2 2... 8 
c) | feine oder in Schadhteln . 2 > 2: 2m m m m nn 1 
aus 283. Früchte, trodene: ä 
aus &) | getrodnete Pflaumen . . 2 2 ar een en * 
aus 284. Früchte, Gemüſe und Gartengewächſe: 
a) | in Ejjig, Salgwafjer oder Del... - » 2 2222 e nee | 2 
286. DOBRe a a en a re a ee re ji m 
289. SOelkuchen von Nüfien und anderem Material. . . 2222... mei 
291. ee ee ee re | ma 
300. ; Schweine: 
a) im Gewichte bis einſchließlich 10 Kilogramm . . . 1 Stüd 0 
b)  \ im Gewichte von mehr als 10 bis zu 20 Kilogramm = 3 
co) | im Gewichte von mehr als 20 Kilogramm MR 31 
aus 301. Fleiſch: * 
b) | gelalzenes, geräuchertes oder in anderer Weife zubereitetes . . * 
aus 306. | Fiſche: ur 
a) | friiche er Me se ee a en nel 
DEE Re se ee ee ee art 12 








I. Bertrag mit Italien. 


Numıner 


des 
Benennung der Waaren. 


ttalieniichen | 
Zolltarife. 











314. Anderes Fett als SchweineihmalE . » 2 2 2 nun nn 

315. ‘ Stearinfäure (einichlieglih Stearin und PEMUD): Gerejin, reines 

| oder mit Paraffin gemiühte® » 2 2 2: 2 nn nn 

317. . Bienen, lebende, mit den Stöden . - . 2: 2 2 m rn nme. 

aus 325. b) Berlmutterfnöpfe a Eee EEE EEE F 

aus 327. Bernſteinwaarennnn. 3 
aus 329. Kurzwaaren: 

Glaskurzwaaren. * 


aus a) gemeine: 
Tuſchkaſten aus Holz oder anderem Material, mit Farben, 


mit in Stearin, Wachs oder Talg getränktem und mit 
Papier, Holz oder anderem Material verſehenem Docht, 
mit dem dazu gehörigen Schwimmer zuſ. in Schachteln 
eingehend, einſchließlich der Schachtel u. des Schwimmers 
2. Pinſel aus feinem Haar (einſchließlich der Raſirpinſel), mit 
Ausnahme ſolcher mit Stiel aus Elfenbein, Perlmutter, 
Schildpatt, Bein u. dergl.; Spielzeug aller Art (ein» 
ichließlih der Puppen), joweit es unter Wr. 329a 
(gemeine Kurzwaaren) Ült . 2 2 2 2 22a 





aus b) feine: 
1. deren hauptſächliches Material aus Leder aller Art, eins 
ſchließlich des Juchtenleders, beitebt . . » 2 2 22. . 





Pinjeln, Näpfchen und jonjtigem Malergeräth; Nachtlichte | 





2. Pfeifen, Eigarrenipigen u. andere Waaren aus Meerihaum 
8. Spielzeug aller Art (einichliehlich der Puppen), joweit es 
unter Ser. 329b (feine Kurzwaaren) fällt...» ... 
aus 331. Mufitaliiche Injtrumente: 
b) Pianofortes: 
1. tafelförmige und aufrechtfiehende . . . . . . 1 Stüd 
2. | EEE u 7 55 Se a a a ea 
d) nicht beſonders benannte Saiteninftrumente im Gewichte: 
1. von 400 Gramm und weniger. » 2. 2... 1 Stüd | 
2. von mehr ald 400 Gramm . 2 222 2.. 
e) nicht bejonders benannte Blasinjtrumente im Gewichte: 
1: von 400 Gramm und weniger. . 2»... - 1 Stüd 
2. von mehr ald 400 Sramım . 2... Ma = 
f) andere nicht bejonder8 benannte. . . . 2... " J 
332. Einzelne Theile muſikaliſcher Juſtrument 0... I 
aus 3314. 8) Kautſchuck und Guttapercha, verarbeitet zu —— — 
Bändern und elajtiihen Geweben. . .... 100 Stüd | 
aus 336. Rothe wollene Kappen, gewirkt, gewalft, ohne Quaſte vder mit | 


nicht ſeidener Quaſte............ .. | 


aus 337. b) Männer und Knabenhüte aus Filz, — oder nicht garnirt 
343. Pinſel mit oder ohne Stiee... 


frei 


frei 
100 
150 


I—— 
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2. Schlußprotokoll vom 6. Dezember 1891. 
u Artikel 2 des Bertrages. ' 


Die Vorſchriften diefes Artikels beziehen ſich nicht auf jnriftiiche Perſonen. 
Für Aktiengefelichaften und andere kommerzielle, induftrielle oder finanzielle Ge: 
fellfichaften bleibt die zwiichen den vertragichließenden Theilen zu Berlin am 8. Augnſt 
1873 unterzeichnete Konvention unverändert in Geltung. 


Bu Artikel 7 des Vertrages. 


I. Zum Tarif A. 
(Zölle bei der Einfuhr nach Deutichland). 

Die Bedeutung der einzelnen in’ dem Tarif A aufgeführten Pofitionen iſt 
nah ihrer gegenwärtigen Geltung im Zujammenhange mit dem zur Zeit bes 
Vertragdabichlufles im Deutichen Reich beitehenden allgemeinen Zolltarif injofern 
zu bemefien, als nicht gleichzeitig Ausnahmen hiervon vereinbart worden find. 

1. Zu 5m. Tannin (Gerbjäure) fällt unter Nr. 5 m. 

2. Bu 10e und f. Iriſirendes Glas fällt unter die entiprechenden Zoll 
fäge für gefärbtes beziehungsweiie farbige Glas. 

3. Zu 18f 2. Filzhüte, bei denen fi) der Form oder der Garnitur nad) 
nicht erfennen läßt, ob dielelben Herren- oder Damenhüte find, werden als Herren- 
hüte nah) Nr. 18f2 behandelt. 

4. Bu 20561. Waaren, ganz oder theilweife aus Bernftein, Gagat, Jet, Meer: 
ihaum und Perlmutter find aud in Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit fie 
dadurd) nicht unter Nr. 20a fallen, zum ermäßigten Sage von 150 Mark zu verzolfen. 

5. Bu 256 1. Als Verfchnittiveine zu dem ermäßigten Zolliage von 10 Mark 
für 100 Kilogramm Brutto find nur zuzulaffen ſolche rothe Naturweine und 
Moite zu rothem Mein, welche mindeitens 12 Volumprozente Alkohol, beziehentlich 
(im Moſt) das entiprechende Nequivalent von Fructzuder, ſowie im Liter bei 
100 Grad Celſius mindeitens 28 Gramm trodenen Ertraft enthalten, ſofern fie 
unter den vom Bundesrath des Deutichen Neich3 feitzuiegenden Kontrolen zum 
Verichneiden wirklich verwendet werben. 

Als Verſchnitt it e8 zu erachten, wenn der zu verichneidende weiße Wein 
mit Wein oder Moſt von der vorjtehend bezeichneten Beichaffenheit in einer Menge 
von nicht mehr als 60 Prozent und der zu verichneidende rothe Wein mit folchem 
Mein oder Moft in einer Menge von nicht mehr als 33°/, Prozent des ganzen 
Gemiſches veriegt wird. 

6. Bu 25f. Geſalzene und eingeichmolzene Butter fällt unter den ver: 
einbarten Zolllag für Butter. 

7. Bu 250. Der Zoll für die italienischen KHäje Strachino, Gorgonzola 
und Parmeſan ſoll nicht höher fein als derjenige, welchen die jpeziell Schweizeriichen 
Käfelorten bei der Einfuhr nadı Deutichland zu zahlen haben. 

8. Bu 27 b. Nacgeahmte Lederpappe — braune Holzpappe — (ein pappen: 
artiges Fabrifat aus Holzitoff, welcher vor dem Schleifen durch Dämpfen eine 
braune, lederartige Färbung erhalten hat) ift nah Nr. 27 b zu behandeln. 

9. Bu 40a. Deltuh (mit Oelfirniß oder mit Delfompofition [einer Miſch— 
ung von Del und Sautichud] getränfte grobe Zeugitoffe) und Dedleinwand, d. i. 
mit DOelfompofition (einer Miſchung von Del und Kautſchuck) oder Oelfirniß ge 
tränfte oder überftrichene, getheerte oder mit metalliihen Subitanzen (Grünipan: 
löfung 2c.) waſſerdicht gemachte grobe Leinwand oder fonftige derartig zugerichtete 
grobe Zeugitoffe unterliegen gleichfalls dem ermäßigten Zolliage der Nr. 40a. 
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II. Zum Tarif B. 
(Zölle bei der Einfuhr nad) Ftalien). 

Die Bedeutung der einzelnen in dem Tarif B aufgeführten Pofitionen ift 
nah ihrer gegenwärtigen Geltung im Zufammenhang mit dem zur Zeit des 
Bertragsabichlufies in Italien beitehenden allgemeinen Zolltarif infofern zu be: 
meſſen, al3 nicht gleichzeitig Ausnahmen Hiervon vereinbart worben find. 

1. 3u 2. Naturwein zahlt den Zoll für Wein, wenn fein Alkoholgehalt 
15 Grad nicht überfteigt. Enthält er mehr ald 15 Grad, fo unterliegt er den Wein: 
zoll und außerdem für jeden, jene Grenze überichreitenden Grad der Alkoholabgabe. 

Die vertragichließenden Theile werden Sacverftändige berufen, um gemeinjam 
die Merkmale zu prüfen und feitzuftellen, welche die Weine haben müſſen, um 
als jolche von den Zollbehörden zugelaffen zu werden. 

2. Zu 30 0. Sumadertraft fällt unter Nr. 30 c, 

3. Zu 30d. ALS unreine oder rohe Eiligiäure oder rohe Holzjäure ift 
zu behandeln diejenige, auch wailerklare Eſſigſäure, welche Stoffe von brenzlidem 
oder bitumindiem, von der Deitillation des Holzes herrührenden Geruch und 
weniger ald 50 Prozent reine Eſſigſäure enthält, 

4. 3u 53b. Leere Patronen mit Kapfeln oder anderen Zünbmitteln fallen 
unter Nr. 53 b. 

5. Bu 72. Unter Anilin-Ladfarben find zu veritehen trodene oder teig— 
artige Verbindungen von Anilinfarbitoff mit Thonerde, Zinn-, Blei- und Eijen- 
oryd ohne Zufag von Mineralöl oder Alkohol. 

6. Zu Kategorie V. Es beiteht Ginverftändniß darüber, daß die zu den 
Nummern 82 und 86 des Tarifö B verzeichneten Zolljäge erſt mit dem 1. Juli 1892 
in Geltung treten werden. Bis zu diefem Zeitpunfte wird für Gejpinnjte und Gewebe 
aus Flach3 der status quo unverändert beitehen bleiben, wie derſelbe ſich aus den 
Beitimmungen der Nr. IV des Schlußprotofoll3 zu dem Handeld: und Schifffahrte- 
vertrage zwiichen Dejterreih:Ungarn und Italien vom 7. Dezember 1887 ergiebt 

7. Bu 82 und 86. Die Zölle für rohe Geipinnite und Gewebe aus Flach 
werden in feinem Falle höher fein al3 diejenigen für gebleichte Geipinnite und 
Gewebe vderjelben Stategorie. 

8. Zu 87 a. Der Zoll für Starke, durch Fett oder chemiiche Stoffe wailerdicht 
gemachte Leinwand aus Flachs, Hanf oder Jute beträgt, ſofern die Leinwand jelbit 
ihon zu Waaren- oder Wagendeden zugerichtet ift, 30 Lire für 100 Kilogramm. 

9. 3u 940. Der Zuichlag für Näharbeit bei genähten und mit Schnallen, 
Riemen, Striden u. j. mw. verjehenen Waaren- und Wagendeden ift ermäßigt von 
50 auf 10 Prozent. 

10. Bu 111. Durchſichtige Baummollengewebe (graticolati a foggia di 
velo), nicht gemufterte, im Gewichte von mehr als 3 Kilogramm auf 100 Quadrat: 
meter, zahlen nach ihrer Bejchaffenheit den Zoll des undurdfichtigen Gewebes. 

11. 3u 135 b. Bei den bierhergehörigen Strumpfmwaaren wird ein weiterer 
Zuſchlag für die zur Fertigitellung der Waare erforderliche Näharbeit nicht erhoben. 

12. Zu 142, Wollene Shawls, Echarpes und Fichus, gewebt oder gewirkt, 
bedrucdt oder .unbedrudt, mit Franfen aus Spinnftoff, mit weldem Seide im 
Verhältniß von weniger ald 12 Prozent vermiicht ift, zahlen, weun die Franſen 
in der fertigen Waare den höchit belegten Spinnftoff darftellen, den Zoll für 
Franſen nad) dem, dem Gewichte nach überwiegenden Stoffe mit einem Zuſchlag 
von 1 Lire für 1 Kilogramm. 

Der Zuichlag für einfahe Konfektion von wollenen Shawls, Echarpes und 
Fichus, gewebt oder gewirkt, bedruckt oder unbedrudt, auch mit Franien, ſowie 


ARTE. 
. 
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der Zuichlag für Konfektion von lediglich befäumten oder eingefaßten wolenen 
Deden und Teppichen iſt von 50 auf 20 Prozent ermäßigt. 

13. 3u 142. Die Shawls, Echarpes und Fihus aus Wollengewebe, ſchwatz, 
nicht geitidt, mit jeidenen Franfen, oder nur in einer Ede, ſelbſt mit Seide, ge 
ftidt, mit oder ohne jeidene Franien, werden nach der Gattung des Gewebes mit 
einem Zuſchlag von 25 Prozent verzollt. Dieſe Artikel unterliegen micht den 
Zuſchlag für Näharbeit. 

14. Bu 142. Wollene Männer: und Stnabenkleidung und Damenmäntel 
und -Jacken zahlen den Zoll nad) dem höchſt belegten Stoffe, fall dieſer Stoff 
mehr al3 ein Zehntel der ganzen Oberfläche des fonfektionirten Artikels daritellt. 

Wenn zwei oder mehr Theile der höchit belegten Stoffe in ihrer Geſammtheit 
mehr als 10 Prozent der gedachten Oberfläche ausmachen, zahlt der Artikel einen 
Zoll, welcher dem arithmetiichen Mittel der Zollfäge für die höchit belegten Stoffe 
entipricht, welche bei der Zuſammenſetzung betheiligt find, 

15. 3u 160. Der Zuichlag für tonfeftion der Fichus, Echarpes und Cacheuez, 
ſchwarzer oder farbiger, aus Seide oder Floretſeide gewebt, gemuitert oder ungemultert, 
befäumt, eingefaßt oder mit Franſen bejest, ift von 50 auf 20 Prozent ermäßigt. 

16. Bu 163 a. Inter Wr. 163 a2 find veritanden Bretter und Bretten 
zu Verpadungsgegenftänden, Brettchen oder Platten zu Fußböden, weder eingelent 
noch geleimt, und überhaupt alle Gegenftände aus gewöhnlichen Holz, melde 
noch feine fertigen Waaren find, mögen fie auch gehobelt, gefalzt oder genuthet fein. 

Blatten, Tafeln und Streifen von gemeinem Holz zum Fourniren fallen 
unter Nr. 163 a2, wenn fie eine Dide von 2 Millimeter oder mehr haben. 

Schindeln und Faßdauben fallen unter Nr. 163 a1. 

17. u 163 b. Für die Stlaffififation des Ebeniſtenholzes bleibt das gegen— 
wärtig geltende Waarenverzeichniß maßgebend. 

18. Bu 165a. Ungepoliterte Möbel aus gebogenen, gemeinem Holz fallen unter 
Nr. 165 a 1, auch wenn fie mit nicht gebogenen, gemeinen Holz, mit Strob:, Rohr: 
und ähnlichen Flechtwerk und mit gedrechielten, gelochten Theilen oder mit geprekten 
oder mit der Fräsmaſchine hergeftellten, nicht geichnigten Verzierungen verbunden find. 

Nicht gepoliterte Möbel aus nicht gebogenem, gemeinem Holz fallen unier 
Nr. 165 a2, auch wenn fie gedrechfelt, mit gemeinem Holz fournirt, gelodt, 
durch Preſſung oder mit der Fräsmaſchine verziert und mit Stroh-, Rohr: und 
ähnlichem Flechtwerk verbunden find, vorausgeſetzt, dab fie nicht geichnigt find. 

Nicht ausgeichlofien find aus Nr. 165 a 1 und 2 ungepoliterte Möbel aus 
gemeinem Holz, mit gewöhnlichen und nicht zur Verzierung dienenden Zuthaten 
aus gemeinem Metall, jelbit wenn dieſe Zuthaten vernidelt find. 

19. Zu 170. Scaufeln, Gabeln, Rechen, Schüfleln, Löffel, Näpfe und 
andere Gegenitände des Hausgebrauchs, Handhaben von Geräthen und Werkzeugen, 
mit oder ohne Zwingen, ferner gemeine Holzſchuhe, ſowie Zeichenzlltenfilien 
(Zeichenbretter, Lineale und dergleichen) fallen je nad ihrer Bearbeitung unter 
die Nummern 170a und b2. 

Die unter Nr. 170 begriffenen Artikel können auch mit Beichlägen, Reiten 
oder anderen Nebenbeitandtheilen von gemeinen Metallen veriehen fein. 

Spindeln und Spulen fallen unter Nr. 170 b1, aud wenn fie zum Theil 
aus Ebeniſtenholz beitehen. 

20. 3u 171. Hölzerne Knöpfe jeder Art werden als Holzarbeiten, je nad 
ihrer Bearbeitung behandelt. 

Knöpfe aus Steinnuß und Pfeifenrobre jeder Art mit Mundftüden aus 
Bein, Horn oder Holz fallen unter die Sturziwaaren aus Holz. 
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21. Bu 177 b. Feine Korbflehterwaaren können gewöhnliche und nicht 
zur Verzierung dienende Zuthaten aus gemeinem, auch vernidelten Metall haben. 

22. Zu 183. Unter dad weiße ober in der Mafle gefärbte, zu Couverts 
geformte Papier (183 c) fallen nicht nur rechtwinklig, ſondern auch ſchiefwinklig 
geichnittene Couvertpapiere. 

23. Bu 186a. Unler gemeiner Pappe wird die Pappe in Maſſe oder die 
aus gefautichten, nicht zufammengeleimten Schichten hergeſtellte Pappe verjtanden. 
Ale aus zujammengeleimten Papierfhichten hergeftellten oder mit Papier über: 
zogenen PBappen gehören unter die feinen. 

Gemeine Pappe im Gewichte von weniger ald 300 Gramm auf dad Quadratmeter, 
welche die Merkmale des Padpapieres aufweist, joll wie Badpapier behandelt werden. 

Ar den Rändern bejchnittene Bappe in rechtwinkliger Form fällt unter Nr. 186. 

24. Bu 187. Hierher gehören auch Waaren aus Papier und Pappe mit 
Zuthaten aus anderen Stoffen, welche da3 gegenwärtig giltige Waarenverzeichniß 
biefer Nummer zuweiſt, jowie die Papierwäſche. 

Durch Zerichneiden oder Falten für Papparbeiten vorgerichtete Pappe unterliegt 
dem Zollſatze der betreffenden Bappe mit einem Zuſchlag von 12 Lire für 100 Kilogramm. 

25. Bu 187. Knöpfe aus Papiermahe und ähnlichen Material werden 
zum Zollſatze von 50 Lire für 100 Kilogramm zugelaſſen. 

26. Zu 188. Wie gedrudte Noten find auch lithographiiche Noten zu behandeln. 

27. Bu 190b. In untergeordnetem Mahe geflidte rohe Felle zu Pelziverf 
gehören hierher, nicht unter Kürfchnerwaaren (Nr. 192). 

28. Bu 192. Pelz» Stragen, -Boas-, -Mützen, -Baretts (mit Ausnahme 
der bejegten Damenbarett3), mit Futter, Bändern, jeidenen Schnüren oder anderen 
Belag, fallen unter Nr. 192. 

29. Bu 20152. Für die Zollbehandlung gußeiierner Nöhren ift der 
Umftand, ob fie getheert find oder nicht, ohne Einfluß. 

30. Zu 206a und b. Der Zollfat von 10 Lire für gejchmiedete Nägel 
aus Eiſen oder Stahl fommt auch dann zur Anwendung, wenn fie mit ber 
Matchine polirt oder durch Ausglühen gebläut find. 

31. 3u 206. Geldſchränke (casse-forti, forzieri) fallen unter Nr. 206 a 
und b2, auch wenn fie das übliche, nicht als Verzierung dienende, brünirte oder 
mit anderen Metallen belegte, auch vergoldete Beiwerk haben. 

32. Zu 20656 2. Geſchirr (Pannen und dergleihen) aus Gifenbleh von 
jeder Dide, nur auf der Innenjeite abgeichliffen, wird zum Zollſatze von 16 Yire 
50 Gentefimi für 100 Kilogramm zugelaflen. 

33. Zu 209 a und b. Gehärteter Stahl iſt dem nicht gehärteten gleichgeitellt. 

34. Bu 224. Uhrketten, Schnallen, Fingerhüte und Spangen, Schlüſſel— 
fetten und -Ringe; ſowie Geftelle, Schlöfler, Garnituren und Beichläge für 
Vortemonnaied und Täfchnerwaaren, alle diefe Artifel aus Eiſen oder Stahl, 
brünirt, werden zum Zollfage von 80 Lire für 100 Kilogramm zugelafien. 

35. Zu 234. Mit Gold plattirte Silberwaaren jind als vergoldete Silber: 
waaren, nicht als Goldiwaaren zu behandeln. 

36. 3u 252, 253, 254 und 255. Pfeifen aus Thon, Fayence (Majolifa) 
oder Borzellan, auch mit Reifen oder Dedeln aus gemeinen, nicht vergoldeten ober ver: 
filberten Metallen, werden ald Waaren aus Thon, Fayence oder Porzellan behandelt. 

Die Dedel und andere Zuthaten aus Nidellegirungen, mit welchen dieſe Breiten 
verjehen fein können, werden nicht als ſolche aus veriilberten Metallen behandelt. 

Diejelben Gegenstände, mit Reifen oder Dedeln aus veritlberten gemeinen 
Metallen, fallen unter Nr. 329 a (gemeine Kurzwaaren). 
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37. 3u 254 und 255. Alle Verjchiedenheiten der Form, einſchließlich der 
aus der Maſſe hergeitellten Verzierungen, find auf die Klaſſifikation ohne Einfluß. 

38. Bu 258. Glas und Kryſtallwaaren, welche die Marke oder den Namen 
der Fabrik, eine Glasplatte oder eine eingravirte Bezeihnung des Fallungsraumes 
tragen, find von Nr. 258 a nicht ausgeſchloſſen. 

Einfach geblajene oder gepreßte Glas- und Kryſtallwaaren fallen auch dann unter 
Nr. 258 a, wenn fie am Rande, Boden oder Stöpjel abgeichliffen oder abgerieben find. 

Glas: und Kryitallwaaren der Nr. 258 b können ganz oder theilweiſe grapirt fein. 

39. Zu 258 b und c. Weißes oder farbiges Hohlglas, einfach geblaien, 
nicht geichnitten, nicht polirt, nicht abgerieben oder gravirt, auf der Innenſeite 
veriilbert, auch auf der Außenjeite ganz oder theilweije mit gelbem Lad über: 
zogen oder mit ordinärer Malerei verziert (Kugeln für Gärten, Leuchter, Vaſen, 
Taſſen, Salznäpfchen und dergleichen) wird zum Zollfage von 12 Lire für 100 Kilo— 
gramm zugelajien. 

40. Bu 259. Flafchen jeder Form, welche Mineralwafler oder Bier ent: 
halten, zahlen den Zoll gemeiner leerer Flaichen. 

41. 3u 265. Malz wird wie Gerite behandelt; Hülfefrüchte wie Getreide: 
arten, andere — granaglie altre (265 b). 

42. Bu 274. Als Satmehl wird auch Kartoffelftärfe mit Ausnahme des 
Dertrind und der geröfteten Slartoffelftärfe behandelt. 

43. Zu 306 0. Sardellen (Clupea sardina, C. pilchardus, C. papalina), 
acciughe (Engraulis enchrasicholus), boiane (Gadus minutus), scoranze 
(Alburnus alborella), sgombri (Scomber scombrus), lanzarole (Scomber 
colias), angusigole (Belona rostrata, B. acus), maride (Maris vulgaris, 
Maena vulgaris), bobi (Box vulgaris) und suri (Trachurus trachurus), ge 
jalzen, werden zollfrei zugelaſſen. 

Ebenſo wird die getrennt, aber gleichzeitig mit den Fiſchen eingehende Salz 
lafe bis zu 10 Prozent des Gewichtes der Fiſche zollfrei zugelafjen. 

44. 3u 326b. Knöpfe aus Knochen und Horn unterliegen dem Zolliate 
von 50 Lire für 100 Silogrammı. 

45. 3u 329. Brieftaichen, Geldtafchen, Cigarrentafchen, Notizbiücher und ähn: 
liche Arbeiten aus Leder aller Art, einschließlich des Juchtenlederd, in Verbindung 
mit gemeinen, weder vergoldeten noch verlilberten Metallen, werden als gemeine Kurz 
waare behandelt. Die Zuthaten aus Nidellegierung, womit diefe Gegenftände ver: 
jehen jein können, werden nicht als ſolche aus verfilberten Metallen angejehen. 

46. Allgemeine Bemerkung: Die Bezeihnung der Waaren mit Fabrifmarfen 
und Firmenſtempeln bleibt auf die Zollbehandlung ohne Einfluß. 


3u Artikel 11 des Vertrages. 

Die beiderfeitigen Schifföämehbriefe finden nad Maßgabe der hierüber zwiſchen 
den vertragichließenden Theilen getroffenen bejonderen Vereinbarung gegemieitige 
Anerkennung. 

Zu Artikel 17 des Vertrages. 

Die Bevollmächtigten find übereingefommen, daß das gegenwärtige Protokoll 
zugleich mit dem Vertrage den beiden vertragjchließenden Theilen vorgelegt werden 
joll, und dab im Falle der Natififation des letzteren auch die in dem erjteren ent: 
haltenen Erklärungen und Verabredungen ohne weitere fürmliche Ratifikation als 
genehmigt angejehen werden können. 
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III. Vertrag mit der Schweiz. 
1. Handels: und Zollvertrag vom 10. Dezember 1891. 


Art, 1. Die beiden vertragichließenden Theile geben ſich die Zuficherung, 
in Beziehung auf Eingangs: und Ausgangsabgaben ſich wechieljeitig auf dem 
Fuße der meiltbegünftigten Nation zu behandeln. 

Jeder der beiden Theile verpflichtet fi deingemäß, jede Begünftigung, jedes 
Vorreht und jede Ermäßigung, welche er in den gedachten Beziehungen einer 
dritten Macht bereits zugeitanden hat oder in der Folge zugeltehen möchte, gleich: 
mäßig auch dem anderen vertragichließenden Theile gegenüber ohne irgend weldye 
Gegenleiftung in Kraft treten zu laſſen. 

Die vertragichliegenden Theile machen fich ferner verbindlich, gegen einander 
fein Einfuhrverbot und fein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, welches nicht zu 
gleicher Zeit oder doch unter gleichen Borausjegungen auch auf die anderen Nationen 
Anwendung fände. 

Die vertragichließenden Theile werden jedoch während der Dauer des gegen 
wärtigen Vertrages die Ausfuhr von Getreide, Schladhtvieh und Brenmmaterialien 
gegenjeitig nicht verbieten. 


Art, 2. Die in der Anlage A bezeichneten Gegenjtände ſchweizeriſchen Ur: 
ſpruugs oder jchweizeriicher Fabrikation werden bei ihrer Einfuhr in das deutiche 
Zollgebiet zu den durch diejen Tarif feitgeltellten Bedingungen zugelaſſen. 

Die in der Anlage B bezeichneten Gegenftände deutjchen Urjprungs ober 
deutſcher Fabrifation werden bei ihrer Einfuhr in die Schweiz zu den durch Dielen 
Zarif feitgeitellten Bedingungen zugelaſſen. 


Art. 3. Die aus einem der beiden Gebiete eingehenden oder nad) demſelbem 
ausgehenden Waaren aller Art jollen gegenieitig in dem anderen Gebiete von jeder 
Durchgangsabgabe befreit jein. 

An Beziehung auf die Durdfuhr sichern ſich die vertragichließenden Theile 
in jeder Hinficht die Behandlung der meiitbegünjtigten Nation zu. 


Art, 4. Zur. Erleichterung im gegemnfeitigen Grenzverkehr find unter den 
vertragichließenden Theilen diejenigen bejonderen Beltimmungen vereinbart worden, 
welche fich in der Anlage C dem gegenwärtigen Vertrage angeſchloſſen finden. 


Art. 5. Die Befreiung von Eingangs: uud Ausgangsabgaben wird beider: 
jeitö zugejtanden, ſofern die Jdentität der aus- und wieder eingeführten Gegen 
ftände außer Zweifel it: 


1. für Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenitänden), welde aus 
dem freien Verkehr im Gebiete des einen der vertragichliegenden Theile in 
das Gebiet deö anderen 

auf Märkte oder Meilen, oder auf ungewilfen Verkauf außer dem 
Mei: und Marktverkehr, oder als Muſter 
eingebracht werden, alle diefe Gegenftände, wenn jie binnen einer im Voraus 
zu beitinmenden Friſt unverfauft zurüdgeführt werben ; 

2. für Vieh, weldyes aus dem einen Gebiete auf Märkte des anderen gebracht 

und unverfauft von dort zurüdgeführt wird; 


3. für leere Fäſſer, Säcke u. ſ. w., welche entweder zum Einfauf von Del, 
Getreide und dergleichen von dem einen Gebiete in das andere mit der 
Beltimmung des MWiederausgangs eingebracht werden oder, nachdem Del, 
Getreide und dergleichen ausgeführt worden, zurückkommen; 
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4. für Vieh, welches zur Fütterung, Mäftung oder auf Weiden aus dem 
einen Gebiet in das andere gebradht und von der Fütterung, Mäftung 
oder nad) der Weidezeit in das erſtere zurüdgeführt wird. 


Art. 6. Zur Regelung des Verkehrs zum Zwed der Veredelung oder Aus: 
beflerung von Waaren zwiichen den Gebieten der vertragichließenden Theile wird 
feltgelegt, daß bei der Einfuhr in dad Veredlungsland und bei der Nüdkehr aus 
demjelben von Eingangs: und Ausgangsabgaben befreit bleiben: 


a) Gewebe und Garne, weldhe zum Wachen, Bleichen, Färben, Walken, 
Appretiren, Bedruden und Stiden, ſowie Garne, welche zum Striden 
und Zwirnen, 

b) Gejpinnite ſeinſchließlich der erforderlichen Zuthaten), welche zur Her: 
jtellung von Spigen und Poſamentierwaaren, 

ec) Garne in geicheerten (auch gejchlichteten) Stetten nebſt dem erforder: 
lihen Schußgarn, welche zur Herftellung von Geweben, 


d) Seide, weldhe zum Färben oder Umfärben, 
e) Häute und elle, welche zur Leder und Pelzwerkbereitung, 


f) Gegenitände, welche zum Ladiren, Poliren und Bemalen 
in das andere Gebiet ausgeführt worden find; 


&) ſonſtige zur Ausbeſſerung, Bearbeitung oder Veredelung beftimmte, 
in das andere Gebiet gebradte und nah Erreihung jenes Zwecks 
unter Beobahtung der deshalb getroffenen bejonderen Vorſchriften 
zurüdgeführte Gegenftände, wenn die wejentlihe Beichaffenheit und 
die Benennung derielben unverändert bleibt, 

und zwar in allen diefen Fällen, jofern die Jdentität der aus- und wieder ein- 
geführten Waaren und Gegenitände außer Zweifel ift. 

Außerdem fann bei Garnen und Geweben die Zollfreiheit von dem Nach— 
weiß der einheimiichen Erzeugung der zur Veredelung ausgeführten Waaren ab- 
hängig gemacht werben, Seide zum Färben oder Umfärben ausgenommen, für 
welche diefer Nachweis nicht verlangt wird, 


Art. 7. Zur Förderung der gegenfeitigen Hanbelsbeziehungen werden Die 
vertragichließenden Theile die Zollabfertigung im wechſelſeitigen Verkehr jo weit 
erleichtern, als ſich dies mit der Zolljicherheit verträgt. 

Art. 8. Innere Abgaben, melde in dem einen der vertragichließenden 
Theile, sei es für Nechnung des Staated oder für Rechnung von Gantonen, 
Ländern, Kommunen oder Korporationen, auf der Hervorbringung, der Zubereitung 
oder den Verbrauche eines Erzeugniſſes gegemmwärtig ruhen oder künftig ruben 
möchten, dürfen Erzeugniſſe des anderen Theiles unter feinen Vorwande höher 
oder in läftigerer Weiſe freffen, als die gleihartigen Erzeugnijle des eigenen Landes. 

Steiner der beiden vertragichließenden Theile wird Gegenftände, welche im 
eigenen Gebiet nicht erzeugt werden und welche in den Tarifen zu gegenwärtigen 
Bertrage begriffen find, unter dem Vorwande der inneren Beiteuerung mit neuen 
oder erhöhten Abgaben bei der Einfuhr belegen. 

Wenn einer der vertragichließenden Theile es nöthig findet, auf einen in 
den Tarifen zu gegenwärtigem Vertrage begriffenen Gegenftand einheimifcher Er: 
zeugung oder Fabrikation eine neue innere Steuer oder Afzilegebühr oder einen 
Gebührenzuichlag zu legen, To joll der gleichartige ausländiiche Gegenstand jofort 
mit einem gleichen Zolle oder Zollzujchlage bei der Einfuhr belegt werden fünnen. 
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Erzeugniffe, welche Staatömonopole eine der vertragichliegenden Theile 
bilden, jowie Gegenftände, welche zur Erzeugung von folden monopolifirten 
Waaren dienen, können bei ihrer Einfuhr einer zur Sicherung des Monopol3 
beitimmten Abgabe auch in dem Yalle unterworfen werden, wenn bie gleichartigen 
Erzeugniſſe oder Gegenstände des Inlandes dieſer Abgabe nicht unterliegen. 

Die vertragichließenden Theile behalten ſich dad Recht vor, diejenigen Pro— 
dukte, zu deren SHerftellung Alkohol verwendet wird, — unter Wahrung des in 
Abjag 1 dieſes Artikels enthaltenen Grundiage® — bei der Einfuhr außer mit 
dem tarifmäßig etwa entfallenden Zolle noch mit einer Gebühr zu belegen, deren 
Betrag der auf den verwendeten Alkohol entfallenden inneren fiskaliſchen Be: 
laftung gleichkommt 


Art. 9. Kaufleute, Fabrifanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich 
durch den Beſitz einer von den Behörden des Heimatlandes ausgefertigten Gewerbe: 
Legitimationsfarte darüber ausweilen, dab fie in dem Staate, wo fie ihren 
Mohnfig haben, zum Gewerbebetriebe berechtigt find und die geieglichen Steuern 
und Abgaben entrichten, jollen befugt fein, perjönlich oder durd in ihren Dienften 
itehende Neifende in dem Gebiet des anderen vertragichließenden Theiles bei Kauf: 
leuten oder in offenen Verkaufsſtellen oder bei jolhen Berfonen, welche die Waaren 
produziren, MWaarenanfäufe zu machen oder bei Kaufleuten oder Perſonen, in deren 
Gewerbebetriebe Waaren der angebotenen Art Verwendung finden, Beitellungen, 
auch unter Mitführung von Muftern, zu fuchen, ohne hierfür eine weitere Abgabe 
entrihten zu müjjen. 

Die. mit einer Gewerbe Legitimationsfarte veriehenen Gewerbetreibenden 
(Handlungsreilenden) dürfen wohl Waarenmufter, aber feine Waaren mit fich führen. 

Die Ausfertigung der Gewerbe-Legitimationsfarte joll nach dem unter lit. D 
anliegenden Mufter erfolgen. 

Die vertragichliegenden Theile werden ſich gegenfeitig Meittheilung darüber 
machen, welche Behörden zur Ertheilung von Gewerbe-Legitimationdfarten befugt 
fein ſollen und welche Vorſchriften von den Inhabern diefer Starten bei Aus: 
übung des Gewerbebetriebes zu beachten find, 

Auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen einichließlich des Haufirhandel3 und 
des Aufſuchens von Beitellungen bei Nichtgewerbetreibenden finden die voritehenden 
Beitimmungen feine Anwendung. 


Art. 10. Der gegenwärtige Vertrag erjtredt ih auf die mit einem der 
vertragichließenden Theile gegenwärtig oder künftig zollgeeinten Yänder oder Gebiete. 

Art. 11. Der gegenwärtige Vertrag ſoll vom 1. Februar 1892 an in 
Kraft treten und bis zum 31. Dezember 1903 in Sraft bleiben. Im alle feiner 
der vertragichließenden Theile zwölf Monate vor diefem Tage feine Abficht, Die 
Wirkungen des Vertrages aufhören zu laſſen, kundgegeben haben follte, bleibt 
derjelbe in Geltung bis zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchem 
der eine ober der andere ber vertragichliehenden Theile denſelben gekündigt bat. 
Die vertragichließenden Theile behalten fich die Befugniß vor, nad) gemeinjamer 
Beritändigung in diefen Vertrag jederlei Abänderungen aufzunehmen, welche mit 
den Geifte und den Grundlagen desjelben nicht im Widerfpruch ftehen und deren 
Nüglichkeit durch die Erfahrung dargethan werden wird. 


Art. 12. Gegemvärtiger Vertrag ſoll ratifizirt und es jollen die Ratifikations— 
Urkunden ſobald als möglich ausgewechſelt werden. 
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Anlage A. 
Zölle bei der Einfuhr in das deutihe Zollgebiet. 












Nummer 









des —— Mark 
ertt * 
atichiffes git- Benennung der Gegenftände. per 
tigen allgemeinen 100 kg. 


teutichen Zoll: 
tarife. 






l. a) Abfälle, von der Eijenfabritation (Hammerſchlag, Eijenfeilipäne) und 
von Eijenblech, verzinntem (Weißblech) und verzinftem; von Glas- 
hütten, auch Scherben von Glas und Thonwaaren: von der Wachs⸗ 
bereitung; von Seifenfiedereien die Unterlauge; von Gerbereien 
das Leimleder, auch abgenußgte alte Qederjtüde und jonftige zur 
Verwendung ald Fabrifationsmaterial geeignete Lederabfälle . frei 
b) Blut v. geſchlacht. Vieh flüſſig u. eingetrodnet; Thierflehien; Treber; 
Branntweinspülig; Spreu; Kleie; Malzteime; Steinfohlenaice ; 
Dünger, thierijch.,u.and. Düngungsmittel, als: ausgelaugte Aiche, 
Kalkäicher, Knochenſchaum vd. Zudererde u. Thierkfnochen jeder Art frei 


2. Baumwolle und Baummollenwaaren: 
c) Baummollengarn. ungemijcht oder gemijcht mit Leinen, Seide, 
Wolle od. anderen vegetabilifchen od. animalifchen Spinnjtoffen: 
1. eindrähtiges, roh 
2) über Nr. 60 bis Nr. 79 engliſch .. .... ... 24 
®) über Nr. 79 nel 5 en eat 24 
4. drei: und mehrdrähtiges, einmal und wiederholt gezwirnt, 
TOR, BEDIENEN BEBRTDE 0.0.00 8 8. anne 48 
dreis und mehrdrähtiges, einmal gezwirnt, roh (Stidgarn), 
auf Erlaubnißichein zu Stidereizweden . . . 2... 36 
5. zweidrähtiges, wiederholt gezwirntes, roh, gebleicht, gefärbt; 
auch accommodirter zum inzelverfauf hergerichteter 
Baummollenzwirn jeder Urt . 2 2 2220 70 
d) Waaren aus Baumwolle allein oder in Verbindung mit Metall: 


füden, ohne Beimiſchung von Seide, Wolle oder anderen unter 
Nr. 41 genannten Thierhaaren: 


aus. rohe Filztücher (endlos gewebte uud gerauhte filzartige 
Walzenüberzüge, Trodenfilze u. j. w.), aus Baummolle zur 

Holzitoff:, Strohjtoffe, Cellulofe- und Papierfabrikation 65 
3 | alle nicht unter Nr. 1, 2 und 6 begriffene dichte Gewebe; 


rohe (aus rohem Garn verfertigte) undichte Gewebe mit 
Ausſchluß der Gardinenjtoffe, ſoweit fie nicht unter Ziff. 1 
fallen; Strumpfiwaaren, joweit nicht nachitehend beſonders 
— Poſamentier- und Knopfmacherwaaren; auch 
eſpinnſte in Verbindung mit Metallfäden .. . . . 120 
baumwollene Wirkwaaren.. 95 
alle undichte Gewebe, wie Jaconet, Muſſelin, Marly, Gaze, 
ſoweit fie nicht nnter Nr. 1, 3 und 4 begriffen oder nach— 
jtehend befonders genannt find . » 2 2 2 2 220. 200 
EUR a et ne ae ee an Ya ae — 150 
rohe ſogenannte Plattſtichgewebe, welche mit gebleichtem 
Baumwollgarn gewebt find, über beſtimmte Zollſtellen 120 
gebleichte, gefärbte x. ſogenannte Plattſtichgewebe, über 


—x 


beſtimmte Zollftelen. -. 2 2 2 2 Em 2 nn 150 
aus 6. HELEN re 2 ae er ee N ae A 275 
5. ausm) Droguerie, Apotheker und Farbewaaren: Anilinfarbitoffe, Kreuz— 
beerens, Sennaes, und Gallusertralt; Knocdhenmehl . . . . . frei 
6. 60)1. Eijen und Eifenwaaren, ganz grobe: 
«) aus Ehengegggeg... 2,50 
aus) | Eijen, das zu groben Bejtandtheilen von Majhinen und Wagen 


roh vorgejchmiedet iſt; Brüden und Brüdenbejtandtheile . . 3 
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Kummer, | 
— Wuoart 
abſchinfſes gil⸗ Benennung der Gegenſtände. per 
tigen allgemeinen 
deutſchen Zoll⸗ 100 kg. 
tarift, | | 
7. Erden, Erze, edle Metalle, Asbeſt und Asbeſtwaaren: 
aus a) | Erden und rohe mineraliiche Stoffe, aud) gebrannt, geſchlemmt 
oder gemahlen, imgleichen Erze, auch aufbereitete, ſoweit dieſe 
Gegenſtände nicht mit einem Zollſatze namentlich betroffen 
i find; edle Metalle, gemünzt, in Barren vder Brut. . . . frei 
9. | Getreide und andere Erzeugnilie des Landbaues: 
k) Erzeugniffe des Yandbaues, anderweit nicht genannt . . . frei 
13. Holz und andere vegetabilifhe und animaliſche Schnitzſtoffe, jowie 
Waaren daraus: 
ausa) Hornipäne, Klauen, Knochen (ala Schnikjtoff), vohe. . . . frei 
15. Inſtrumente, Majchinen und Fahrzeuge: 
a) Inſtrumente, ohne Nüdjicht auf die Materialien, aus welden 
jie gefertigt find: 
aus]. | muſikaliſche, mit Ausnahme von Klavieren, Pianinos, Har— 
moniums und dergleichen Taſteninſtrumenten, jedoch mit 
Einſchluß der Kirchenorgeln; auch Muſikdoſen . . . . 20 
b) | Maichinen : 
1. Lokomotiven; Lokomobilen . . 4 8 
aus?2. — Müllereimaſchinen, elektriſche Maſchinen, Baumwollſpinn⸗ 
maſchinen, Webereimaſchinen, Dampfmaſchinen, Dampfkeſſel, 
Maſchinen für Holzitoff« und Papierjabrifation, Werkzeug 
maſchinen, Turbinen, Transmillionen, Bumpen, Maichinen 
für die Thon: und Cementinduſtrie, Strickmaſchinen mit 
| Geſtell, Teigwaarenmaſchinen und landwirtbichaftlihe Ma- 
| ihinen, umd zwar je nachdem der iiberiviegende Beſtand— 
| theil gebildet wird: 
a) | aus Holz 8 
B)ı aus Gußeiſen. 3 
Y)i aus jchmiedbarem Eifen 5 
&) aus anderen unedfen Metallen 8 
N Anmerfung zaublund?2: Dampfmaichinen und 
Dampfkeſſel zur Verwendung beim SAUREN — frei 
3. Kratzen und Kratzenbeſchläfe —— 36 
c) Wagen und Schlitten: 
1. Eifenbahnfahrzeuge: Tom Werth 
a) weder mit Leder: noch mit Bolfterarbeit . . 2... 6°/o 
B) andere. . 10° 
aus d) Flußſchiffe, einichlieflich der dazu gehör igen gewöhnlichen Schiffs 
utenſilien, Anker, Anker- und ſonſtigen Schiffsketten, wie 
auch Dampfmaſchinen und Dampfteilel . . . .. ; frei 
19. N Kupfer und andere nicht befonders genannte unedle Metalle, Se: 
j girungen aus unedlen Metallen, anderweitig nicht genannte, | 
und Waaren daraus: 
ausa) Aluminium, rein, in rohem Zuftande . . 2 2 2 2 20. frei 
100 kg 
aus b) Aluminium, gewalst. » >: 2 nn En 9 
Telegraphenfabel . . . . 8 
d) 2. Andere Waaren, ſoweit fie nicht unter Nr. 1948, oder wegen | 
ihrer Verbindung mit anderen Materialien unt. Nr. 20 fallen 30 
8. Waaren aus Aluminium, Nidel; feine, insbejondere Luxus— 
gegenjtände, aus Alfenide, Britanniametall, Bronze, Neu— 
| jilber, Tomback und ähnliche Legirungen; feine vernirte 
Meiiingwaaren, auch in Verbindung mit and. Materialien; 





| alle dieje Waaren, injoweit fie nicht unter Nr. 20 fallen 60 








20.au3a) 
c) 8. 
d) 
1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
21. 
aus b) 
aus c) 
e) 
22. 
i) 
k) 
24. a) 
25. 
ausge) 1. 
o 
ausp) 1. 
ausp) 3. 
26. 
8) 
30. 
a) 
b) 
c) 
d) 
e) 1. 
aus Ä 2. 
auge) 3. 


abichlujics gil- 
! 
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Benennung der Gegenftände. 





Kurze Waaren, Quincaillerien 2c.: Gold, gewalzt, mindeſtens 1 Milli: 


meter did, und Golddraht, mindeitens 2 Millimeter did . . . 
Waaren aus Geipinnten von Baumwolle, Keinen, Seide, Wolle 
oder anderen Thierhaaren, welche mit animalijchen oder vege— 
tabiliſchen Schnigftoffen, unedlen Metallen, Glas, Guttapercha, 
Kautichud, Leder, Ledertuch, Papier, Bappe, Steinen, Stroß- 
und Thonmaaren verbunden und nicht bejonders tarifirt jind 
Taihenuhren, Werke und Gehäuje zu jolden: 
Taichenuhren in goldenen Gehäuien . . 2. 22 222... 
Taſchenuhren in jilbernen Gehäufen, aud) vergoldeten, oder 
mit vergoldeten od. plattirten Rändern, Bügeln od. Knöpfen 
Werke ohne Gehäuſe.... . 
Taichenubren in Gehäuſen aus anderen Metallen 


goldene Gehäufe ohne Werl... 2 2 2 nun 
andere Gehäuje ohne Verl . . . 2» 22 2 2 nr rn nen 
Leder und Lederwaaren: 
BODBIIEDEN 10: are ae a aa een Bee 
Treibriemen, ledernee. 
JJ 
Leinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren ꝛc.: 
REN 2. ae 
SIDIERINEEN au u er a a ee ae zu 


| Literariihe und Kunſtgegenſtände: Papier, beichriebenes (Aften und 


| 
| 
| 
| 








Manujtripte); Bücher in allen Spracden, Kupferſtiche, Stiche 
anderer Art, ſowie Holzichnitte; Lirhographien und Photographien; 
geographiiche und Seekarten; Mufilalin. . . 2.2 222.0. 


‘ Material: u. Spezerei-, auch Konditorwaaren u. and. onjumtibilien: 


Butter, auch künitlihe - - > 2 2 2 m ne rn. 
Fleiſchextrakt, flüfliger, und Tafelbouillon . . . . 2... .. 
Hartfäje in mühljteinförmigen Laiben, das Stüd im Gewichte 

von mindejtens 50 Kilogramm . 2. 2 nn nn 
RDIERE SEE a a an Ge nee Wire 
Kindermepl (Neſtlé Mehl und dergleihen . - » 2: 222. . 
Khteie 


Oel, anderweit nicht genannt, und Fette: 


Rückſtände, feſte, von der Fabrikation fetter Oele, auch gemahlen 


Seide und Seidenwaaren: 


Seide, abgehaspelt (unfilirt, Greze) oder geiponnen (filirt); 
Floretjeide, gekümmt, geiponnen oder gezwirnt; alle dieſe Seide 
nicht gefärbt, aud Abfälle von gefärbter Seite . .. . . 

EDER IDOHE - 4.5 Zone ma ae 

Seide und Floretjeide, gefärbt; Lacet8 . . . 2 2 2 2 20. 

gefümmte Abfälle von gefärbter Seide (peigndes) . . .. . 

Zwirn aus Rohjeide (Nähſeide, Knopflochſeide u. j. w.), gefärbt 
UND MUGEMEBE. 5.8... 0 at ee ale 

Waaren aus Seide oder Floretfeide - 2 2: 2 2 nr na 

jeidene oder halbjeidene Stidereien . - - 2 2 2 2 2 2 m a. 

Bänder mit offenen Geweben : 

En re a a a er tan a HE 
BAERRERDENE" 5: 3:3 5 2: 2a — 

Anmerfung: Unter offenen Geweben find jolde ver- 
itanden, in denen jowohl die Entfernung von einem Ketten- 
faden zum anderen als von einem Schußfaden zum anderen 
größer ijt, als die Dide des Fadens felbit. 














Mart 
per 


frei 
36 
frei 
140 


600 
600 









































TII. Bertrag mit der Schweiz. 8837 
Runtmer 
— Wart 
abſchiuffes gils Benennung der Gegenſtände. per 
tigen allgemeinen 
deuiſchen Zoll: 100 kg. 
tarijs, 
Rot: | 
30. ! Seidenbeuteltuh . . . 600 
f) ' Alle nicht unter e begriffene Waaren aus Seide oder Floretieide 
| in Verbindung mit Baumwolle, Yeinen, Wolle oder anderen 
I animaliihen oder vegetabiliſchen Spinnſtoffen 45350 
Anmerkung: Seide, welche in Garnen aus anderen 
Spinnmaterialien verſponnen iſt, ohne die Umhüllung des | 
Fadens zu bilden oder zuſammenhängend durch die ganze | 
| Länge des Öewebefadens ſich zu ziehen, bleibt bei Geweben 
| aus jolhen Sarnen außer Betracht. 
33. ' Steine und Steinmwaaren: | 
a) | Steine, roh oder blos behauen, audy gemahlen. . . . | frei 
| Anmerkung: Zu den rohen oder blos behanenen Steinen | 
Ä gehören auch ſolche Blöcke, welche an nicht mehr als drei 
Seitenflächen eine Bearbeitung mit der Säge zeigen. 
aus e) | Dadichiefer. . . 0,0 
aus f) ) geichnittene oder gejpaltene Platten aus Schiefer, ungeichliffen . 3 
bh) 1. ! andere Wanren aus Steinen, mit Ausnahme der Statuen und 
der Waaren aus Edeliteinen und Yava, außer Verbindung | 
mit anderen Materialien oder nur in Verbindung mit Holz | 
oder Eijen ohne Politur und Lad: | 
«) | aus Alabafter, Marmor, Granit, Syenit, Porphyr oder 
ähnlichen harten Stemen . . . . Da 10 
37. Thiere und thieriihe Produkte, nicht anderweit genannt: 
aus a) Milch, natürliche und iterilifinte, nicht fondenfirt, ohne Slap, | 
in flüfligem Zuftande, in Gefäßen jeder Mıt. . . . | frei 
39. Vieh: ı 1 Stüd 
b) Stiere und Kühe FE ES BEE FERIEN 9 
c) Ochſen . . A En | 25,0 
d) Jungvieh im Alter bis zu 2% Jahren 5 
e) Kälber unter 6 Wochen . | 3 
41. ‘ Wolle, einschließlich der andermweit nicht genannten Thierhaare, jo. | 
! wie Waaren daraus: \ 
c) | Garn, auch mit anderen Spinnmaterialien, ausjcliehlid der | 
| Baumwolle, gemiſcht: | 
3. | anderes Garn: 100 kg. 
«) | roh, einfach | 8 
ß} roh, dublirt a a — 10 
d) | Waaren, auch in Verbindg. mit Baumwolle, L Leinen od. Metallfüden: | 
4. | unbedrucdte Filze, joweit fte nicht zu Nr. 2 gehören; unbedrudte | 
Filz und Strumpfwaaren, Fuhdeden, auch bedrudte, aus | 
Wolle oder anderen Thierbaaren, mit Ausnahme der Rind- 
vieh- und Roßhaare, auch in Verbindung mit vegetabilijchen | 
Faſern und anderen Spinnmaterialien . R ; 100 
5. unbedruckte Tuch und Zeugwaaren, ſoweit ſie nicht zu Ziffer 
T und 8 gehören: 
«) im Gewichte von mehr ala 200 Gramm auf das Duradratmeter | 
Gewebefläche, ſoweit nicht nachſtehend beſonders genannt 135 
rohe Filztücher aus Wolle, auch in Verbindung mit Baum— 
wolle oder Leinen, endlos gewebt, zur Holzſtoff,, Stroh⸗ 
ſtoff, Celluloſe- und Rapierfabrifation . | 100 
9) im Gewichte von 200 Gramm oder Weniger auf das | 
Quadratmeter Be — eh a gr 220 
aus 7. Stiderein . . » 2... - a RD Re 300 


— 
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Anlage B. 
Zölle bei der Einfuhr in die Schweiz. 
Nummer des 
Eu Franfen 
Ihweigeriichen Benennung der Waaren. ber 
Bolltarif3 vom 100 kg 


10. April 1891. 


aus 3. 


m 


T: 
aus 10. 


11. 


12. 
aus 13. 


17. 


18. 


a) 


b) 











Abfälle der Eifenbearbeitung (Feil- und Drehipäne zc.), der Glas- 
fabrifation, der Wachsbereitung, von Geifenfiedereien, von 
Fürbereien; Scherben von Glas: und Thonwaaren; Haut- 
abfälle, nur zur Leimbereitung tauglich (Zeimleder); Schlämpe; 
Rückſtände von ausgeprehten Früchten, nicht anderweitig ges 
nannte; thieriiches Blut, flüjjig oder eingetrodnet; Hornipäne; 
Thierflechien; Klauen; Knochen; Gekrätz, Aſche und Schladen 
von Edelneiallen 2 Se en re ee 

Kleie, Deltuchen und Deltuchenmehl; Malzteime, Malztreber, aud) 

etrodnete; Abfallprodufte der Müllerei zc. für Viehfütterung ; 
— —— 
Düngſtoffe: 

Stalldünger; Düngererde (Kompojt); Kalkäſcher und Knochen— 
ſchaum (Zuckererde); Aſche GKnochen-, Steinkohlen-, Torf—⸗, 
Holzajche), auch ausgelaugte; Schlamm, Kehricht ꝛc.; Düng— 
lumpen (wollene und halbwollene); Hornmehl, Ledermehl, 
Kon andere zum Zwed der Düngerfabrifation dienlichen 

BER: ee a Re ar a Ara Be Aa 
Guano; Phosphorite, Phosphate; Knochenmehl; ıc.: 

nicht aufgeichlofien; ferner Ammoniaffalze, rohe, Ammoniat, 
ichwefeljaures, Chlorfalium, Kalidünger; Stabfurter Abraum: 
ſalze; Abfallichweielfäure . - » > 2 2 2 2 

aufgeichlojien; ferner Kunſtdünger 2 2 22 nn. 

Alkaloide, chemiiche und andere Produkte, ſoweit fie nicht unter 
Nr. 16/20 fallen; Chingextrakt; Kampher, raffinirter . . . . 
Mineralwaſſer, natürliches und künſtliches, Flaſchen und Krüge 
inbegriffen; Quell- und Badeſalze und Moorextrakte, auch mit 
Bezeichnung ihrer Gebrauchswirkung, in Kiſtchen oder Gläſern 
Pharmazeutiſche Präparate, wie z. B. Pulver, Paſtillen, Pflaſter, 

Pillen, Salben, Tinkturen, ätheriſche Oele und Eſſenzen ꝛc.: 
in Engrospackung, d. h. theilungsfähig für den Detailverkauf 
Paſtillen aus Quelle und Badeſalzen in Detailpackung 

Zubereitete Hilfsitoffe: 
Aetzkali, Negnatron, Kali- und Natronlauge; Alaun; arjenige 
äure; Baryt, jchweieljaurer (Schweripath); Beinichwarz; 
Ehlorbarium; Chlorcaleium, rohes; Chlorkalk; Chlormag- 
nefium; Chlormangan; Chromalaun; Eijenbeize; Gerbjtoff: 
ertrafte; jlüffige; Glätte; Kalk: holzeſſigſaurer, — roher 
farboljaurer, — jalzjaurer; Magnefia, jchwefelfaure (Bitter: 
jalz); Natron, ſchwefelſaures (Glauberfalz); Salzjäure; 
Schwefelblüthen; Schwefeleifen; Schwefelnatrium; Schwefel: 
jüure; Soda; Thonerde: ejfigjaure, — ſchwefelſaure; Vitriol 
(Eijens, Kupfer und Zink); Wailerglad . . 2.22... 
Natron, arſenikſaures, flüſſiges, doppeltfohlenfaures, ſchwefligſaures 
und doppeltſchwefligſaures; Salpeterſäure; Anilin; Anilinver« 

bindungen zur Farbenfabrikationn.... 8 

Arſenſäure; Benzoeſäure; Bittermandelöl, künſtliches; Blei, eſſig— 
ſaures (GBleizucher); Bleioxyd, ſalpeterſaures; Bleiſuperoxyd; 

Borax; Carbolſäure, rohe; Catechu; Chloraluminium, Chlor— 

zink; Sallusjäure; Gerbſäure; Gerbſtoffextrakte, fejte; Glycerin: 

Grünſpan; Holzeſſig, Eſſigſäure, rohe, mit brenzlichem Geruch; 





frei 


frei 


frei 


frei 
—.30 


1.50 


45.— 
40.— 


—.30 








II. Bertrag mit der Schweiz. 889 
Nummer de Franken 
ſchweizeriſchen * 
Zolltarif8 vom! Benennung der Gegenftände. per 
100 kg. 


10. Aprif 1891. 





No: 

18. b) Holzgeiſt, roher; Kali: blauſaures gelbes, — chlorſaures, | 
chromſaures rothes: Halt, doppeltihweiligiaurer; Kleeſäure 
(Oxalſäure); Natronſalze, anderweitig nicht genannte; Dlein 
(Deljäure); Phtalſäure (Mlizarinfäure); Pottaſche; Nejorcin; 
Ricinusöl zu techniſchen Zweden; Rhodanſalz (Rhodankalium); 
Ealicyljäure; Salmiat (Ehlorammonium); Salmiakgeift; Sal: 
peter, raffinirter; Sauerkleeſalz); Schweieläther; Schweiel- 
arjenif; Stearin; Terpentinöl; Thonerdehydrat in Teig; Thon: 


erdenatron; Türkifchrotböl; Zinkſtaub; Zinnjae . . .... 1.— 
19. Kohlenſüure, flüſſige Sec ee ai 7. - 
20. Zubereitete Hilfsſtoffe, nicht beſonders genannte..... . 2.— 
21. Kartoffelmehl (kécule)..... . . .. 1.— 
Stärke (Amlung) aller Art, ——— Stärkegummi: 
22. in Engrospadung, d. b. offen in Fäfiern, Kiften, Süden x., 
jowie in Badeten über 4 Kilogramm Gewiht . . » . . . 1.25 
23. in Detailpadung, d. h. in Schachteln, Padeten x. bis und mit 
4 Kilogramm Gewiht - - » - 2 see rnernn 2.50 
aus 27. EIER: 2: 3a Gen sea den Are ee en 40.— 
aus 29. BENBBOIBE u: 0 Sant ae ae wien, Me a he ende 25.— 
30. EOOECHNEREIRER 4 0 aa ea ee en te 3.— 
8. TREE 3: 0 te ee A ee ee dar a 1.— 
Leim: 

32. EIG Tiſchlerleinnnnddd ee ne a — .60 
83. — (Gelatine); Füchleim-. - - 2 2 . 7. - 
Farbſtofſe, mineraliſche u. vegetabiliſche, nicht anderweitig genannte: 

35. gemahlen, geichlemmt, geraspelt, gepulvert, gejchnitten x. . . —.60 

Ertrafte von Farbitoffen: 
37. Krappertraft und andere flüjfige oder fejte Ertrafte von Farb: 
jtoffen, Garancine, fünjtliches Alizarin, troden oder in Teig, 
SIRBIEDIDTNRE 3. 0.0,2: 5: an re Aura ie tar ee 3.— 
Farben, zubereitete, troden, in Teigform oder flüſſig: 
Bleiweiß und intweiß: 
39. nicht abgerieben.... 3.— 
40. DOGERIEBENL 4... u ee et ea ar et er 5. ⸗ 
41. Ehromgelb; Ehromgrün, Schweinfurtergrün, Mineralblau, Rarifer: 
blau; Smalte; Ultramarin - -» 2 2 22 m nn 71— 
aus 42. Künjtlihe Farben aus Steinkohlentheerr . . . 2 2 2 2 220. — 
43. Farben, zubereitete: in Schachteln, Flaſchen, Muſcheln, Töpfchen, 
EN aaa a ae ee ee a BE er. 20.— 
44. Firnifie und Lade aller Art, mit Ausnahme von Oelfirmif . 18.— 
45. KICTENER 2 ee Tan ie Aa ae ae Area ren 10.— 
| Fenſterglas: 
48. gefürbtes, gemuſtertes, mattes.. nun 20.— 
Hoßlglas und Glaswaaren: 
aus 50. Flaſchen aus gewöhnlichen ſchwarzem, braunem od. grünem Glas 3.— 
51. nicht geichliffen, oder nur mit abgeichliffenem Boden, eingeriebenem 
Stöpjel oder auch mit einer Marke, einem Namen od. Zeichen 
verfehen, jofern nicht gradirt: 
a) aus baldgrünem Bad. - - - > > 2 2 2 2 en ne 6.— 
aus gewöhnlichem farblojem (fog. weißem) las... . . 8.— 
52. ' gejchliffene, gravirte, farbige (aus gefärbten Glas), matte, bemalte, 
| vergoldete und andere hievor nicht genannte Glaswaaren aller 
Art, aud) in Verbindung mit anderen Materialien, edle Metalle 
| UNÄKERHENNERENE u. ul mat ie, Moe wine Boa a | 20.— 
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Nummer des 








2.88 Franken 
—— Benennung der Gegenſtände. | per 
BZolltarif3 vom | | 100 
10. April1891. | kg. 

53. a) Hohlglas der unter Ar. 50 und 51 erwähnten Gattung, in grobem 

Holz, Schilfe oder Strobgefleht, Süureflaihen ausgenommen 8.— 
b) Säureflaichen in grobem Holz», Schilf: oder Strohgefleht . . 6.— 

87. Spiegelglas, unbelegtes: 

a) BUME IB Ge 07,0 0 ne a Tee ee 14.— 

b) von 18 dm? und darüber . . » 2: 2 En nn 16.— 
Spiegelglas —— 

aus 58. MIET ae a 14.— 

60. Brennholz,Reifig, Holzborte, Torf, Lohkuchen, Gerberrinde,Gerberlohe —.02 

61. EOTSEDBREN u u nee Sa ae a ee BIER el a re —.10 

62. Bau u. Nutzholz, gemeines, roh od. blos m. d. Art beichlagen; Flecht- 

weiden, roh, nicht geihält, nicht gejpalten; Reifholz, Nebiteden —.15 
in der Längenrichtung gejägt oder gejpalten (Schnittwaaren, 
Schindeln z.), au&genommen Fournire: 
63. a) eichenes, mit Ausnahme von Fabbok . . .» 22.2. — 40 
b) Fae SIDE... 0 en we a ee 2 —.15 
64, BSIDECEN 3-05 0 vu on Were. a ee a er —.70 
65. abgebunden (d. b. mit Zapfen und Zapfenlöchern, Veriegungen, 
Berfchneidungen zc. verjehenes, zum Montiren fertig bereites 
DERSETEENTEIDR DENE u: 1 0 a a ee et ae 1.20 
73. Grobes Berpadungsmaterial ans weihem Holz (Packiſten, Bad 
fäfler u. dgl.) für trodene Gegenſtände; Holzwolle . . . . . | 1.60 
aus 75. Holzwaaren, vorgearbeitete, gehobelte, nicht zujammengejepte; Holz: 
draht zur Zündbölzhenfabrifation; Riemen oder unverleimte 
Bodentheile für Parqueterie. En 3.— 
fertige aus gemeinem Holz, roh, nicht bemalt, nicht geichnigt, nicht 
fournirt, foweit jie nicht unter Nr. 78 fallen, Wagner-, Zimmers, 
NRechenmacherarbeiten ꝛc. 
76. a) | ohne Metallbeichläge; Tafeln vd. verleimte Bodentheile f. Barqueterie 6.— 
Di 5 mals 75 2 a rn a ea 8. — 
77. mit Metallbejchlägen ; Böttcher: u. Küblerwaaren, niontirt u. demontirt 12.— 
Schreiner: und Drechslerarbeiten, Möbel und Möbeltheile (Korb: 
flechterwaaren ausgenommen), fertige: 

78. rohe, nicht bemalt, nicht gefirnißt, nicht geichnigt, nicht fournirt . 10.— 

79. bemalt, gefirnißt, fournitt . - 2 2 2 m une 16.— 

80 31 polixt. ladqiitt 25. ⸗ 

DJ 1geſchnitzt, gepolſterttttt 38.— 
c) | aus a ee Holz, nicht aepolitett . > >» 2 2 2 2 nen 12.— 
Anmertung zu 80c: Dieje Möbel können auch mit 


Flechtarbeiten aus Stroh, Stuhlrohr und dergleihen oder 
mit gelochten oder ornamentirt gepreßten Theilen (Sigbretter, 
Nüdenlehnen und dergleichen) verjehen fein und find im- 
gleihen die eben erwähnten Sikbretter, Nüdenlehnen und 
dergleichen, wenn joldye für jid) verjendet werden, nach dem 
Anſatze von 12 Franken zu verzollen. Auch ijt zugelajien, 
daß ſolche Möbel zum geringeren Theile aus gemeinen, 
nicht gebogenem Holz beitehen fünnen, wobei indeh keine 
Beichränfung des Gewichts oder der Menge gemeint if, wohl 
aber, daß die Möbel jedenfall den Charafter ſolcher aus 
gebogenem Holz aufweilen müſſen. 

Anmerkung zu 79 und 80a, b und e: Hieher fallen 
auch solche Gegenjtände aus gemeinem Holz, welde Ebe- 


I 
| 
| 
i 
aus gemeinen (micht erotiichen) Dolzarten: 
niſtenholz imitiren. 





eu 


ta re — — — — — — —“ Ben Su ann, (Si En > 










Nummer des 

ſchweizeriſchen 
Zolltarijs vom 
10. vn 1891. 


8. 
82. 
84. 
8. 
86. 
87. 


88. 


89. 
90. 
93. 
94. 
95. 


96. 
aus 97. l 
100, N 

101. 


103. 


104. 
105. 
106. a) 


107. 
aus 108, 
109. | 
110. | 
113. a) 


114. 
115. 
N 


116. | 
117. 


118. 
126. 
aus 127. 











| 


DI. Bertrag mit der Schweiz. 





Benennung der Waaren. 





Bade 


Franken 


per 
100 kg 





andere Holzwaaren, bemalt, polirt, ladirt oder geichnigt; ferner 
Holzwaaren der unter Nr. 76 und 77 —— Gattung: 
bemalt, gefirnißt, lackirttt... 


Leiſten, (Stübe) zu Rahmen: 
roh, grumdirt: glatt, ohne Verzierung (Ornamentirung) . 
Rahmen für Spiegel und Bilder: 


roh, grundirt: glatt, ohne Berzierung (Ornamentirung) . 
verziert (ornamentirt), bemalt, ladirt, brongirt, vergoldet, gefchnift 
Korbjlechterwaaren : 
grobe: von ungejchälten, ungeipaltenen Rutben. . . . 
von geichälten, geipaltenen Ruthen, bon DR oder Hofpänen, 

gebeizt oder ungebeizt i 
feine: roh, gebeizt, gefirnißt, ladirt, gefärbt, pofist x: 
nicht in Verbindung mit anderen Materialien, Holz ausgenommen 
in Verbindung mit anderen Materialien, Tertilitoffe ausgenommen 
mit Tertilitoffen ausgeſchlagen, gefüttert oder gepoljtert. . . 
Bürjtenbinderwaaren: 

grobe, in —— mit oder les A ladirt, 

nicht politt . 

feine . . 

Feld, Wald» und Gartengerwächie, frische, fofern fie nicht unter 
nachitehende Pojitionen oder unter Nategorie XI, Nahrungs 
und Genufmittel, Bun Sämereien aller Art: "nicht ander= 
weitig genannte — ee a a tage a u 

Heu. Laub, Shilf, Stro . . . . 2 2.2. 


Sohlenleder, Zeugieder u. Riemenleder, Kalbleder, braun u. gewichſi 





Uebrige Lederſorten aller Art, Kopf- und Vauchleder (collets und | 


flancs lisses). 
Lederwaaren, fertige, ausgen. Reifeartikel ſiehe Kategorie, xviij 
Schuhwaaren: 

vorgearbeitete Beſtandtheile aller Art .. 
Lederſchuhe, grobe NER 
Lederſchuhe, feine. Eee a 
Schuhwaaren aus Halbjeide, Seide oder ( Sammet, mit Zederjohle 
ans anderen Geweben mit Lederjohle . FREIE E 
Filzſchuhe ohne Lederiohle. . 2.2... 
Handſchuhe, lederne. 
Bücher, gedrudte; Land- und. Seefarten; Mufitalien . 
Klaviere und Harmoniums, aud) ‚zerlegt . 
andere muſitaliſche Inſtrumente, Orgeln inbegriffen, auch zerlegt 


Beſtandtheile für muſikaliſche —— Saiten aller Art, 


Klaviaturen ꝛc. 


| Inſtrumente und Apparate, aſtronomiſche, chemiſche, hirurgifche, 


Elektriſche Apparate aller Art und anderweitig nicht genannte 


mathematische und phyſikaliſche, ungefahte optiiche Gläſer 
Mifrojlope, Brillen, Stereoitope, Lupen, Yerngläfer . 


Beſtandtheile von ſolchen - > 2: 2 2 2 2 nenn 


Orthopüdiſche Apparate und hirurgifche Verbandmittel . 


Gewichtuhren, einichlieilich der Thurmuhren, u. fertige veſtandtheile 
Uhren mit Federbetrieb nach amerikaniſchem Syſtem, ſowie Schwarz: 
wälder Federtriebuhren mit hölzernem ale und fertige 
Beitandtbeile -. - - » 2: 2: 0 0. a en Berta ar DE 





25.— 
40.— 


5.— 
12. 
30.— 

100.— 


25.— 
50.— 


frei 


frei 


16.— 


60.— 


40.— 
40.— 
60.— 
100.— 
45.— 
30.— 
150.— 
1.— 
30.— 


wer) 


16.— 


16.— 
40.— 


6.— 


40.— 
20.— 


20.— 
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Nummer des | 
ichweizeriichen | 
Bolltarifs vom 





Benennung der Waaren. 


100 kg 


10. April 1891. | 


Te 


aus 


130. 
131. 


159. 
160. 


161. 
162. 


163. 
164. 





Maichinen aller Art, mit Ausnahme von Lokomotiven; fertig ge: 
arbeitete Majchinentheile; Druckwalzen u. Drudplatten, gravirte; 
eiferne Konſtruktionen (Brüden, Balten) und IR von 
ſolchen, joweit jie nicht bejonders tarirt jind. ‘ 

Lokomotiven ... a va are A Ak ae 

‚ Majchinentheile, roh vorgearbeitete, aus Gußeiſen. Schmiedeijen 
oder Stahl, im Gewichte von mindeitens 50 Kilvgramm per 
Stüd. Ferner, ohne Gewichtsbeihränfung: Keſſeltheile, roh 
vorgearbeitete, aus Schmiedeifen oder Stahl, nicht genietet und 
ohne Nietlöcher; Eifenbahnmaterial: Achien, Federn, Räder, Rad- 
bandagen, Raditerne, roh vorgearbeitete, Röhren aus Schmied- 
eijen oder Stahl, getwundene, in Spiralen, Schlangen u. dergl. 


E—— roh vorgearbeitete, ſoweit fie nicht unter Ar 131 | 


fallen; Drucdwalzen und Drucdplatten, nicht gravirt. 


Treibriemen aller Art; Kragen und Krapenbeichläge . . Na 


Kinderwagen und Kinderichlitten . 2 2 2 nun nen 
Fahrräder (Belocipede) . . 2: 2 2 m En nn nen 
Blei, gewalzt, Bleb, Nöhren, Draht, Kugeln, Schrut; Hartblei, 


Letternmetall, Buchdruderlettern, alt . . > 2 2 2 2 2 2a. | 


Bleiwaaren, vob, auch in Verbindung mit Holz oder Eifen; Bud): 
druckerlettern, neu sa aan a — 
Bleiwaaren, polirt, bemalt, gefirnißt, auch in Verbindung mit 

anderen Materialien - 2 2 2 222 nn nn 
Roheiſen in Maſſeln; Robjtahl in jogenannten Ingots (Blöden, 
gegofienen Stäben), Luppeneiien und Rohſchienen; Brucheiſen 
und Alteiſen. en a act 
Eijen, geichmiedet, gewalzt, gezogen: 
Eiſenbahnſchienen, Stabeiien Rund», Quadrat , Flach, Façon— 
eiien), Eiſenblech: hiernach nicht ipeziell genannt; VWellrohre, rohe, 
Eiſenbahnſchienen, weniger als 15 Kilogramm per laufendes 
Meter wiegend; Façoneiſen, deſſen Querſchnitt eine größte 
Dimenſion von weniger als 6 Centimeter hat; Rundeiſen 
unter 7 Centimeter Dicke, Walzdraht, ſoweit er nicht unter 
Nr. 156 fällt; Quadrat- und Flacheiſen von weniger als 
36 em? Querſchnittfläche; defapirte Bleche, unter Vorbehalt 
der nöthigen Klontrolmaßregeln - » » 2 2 2 nn nennen 
Walzdraht in Ningen, roh, über 5 Millimeter und unter 11 Milli» 
ERDE SOMBR 005 en are. at A 
Eijenbleh unter 3 Millimeter Dide (defapirtes — — 
— —eã we ee ie A re : 
verbleit, verzinnt, verzinkt, verfupfert, vernidelt . . . . . 
NB. Als Blech wird behandelt alles flache Eifen von 
25 Gentimeter Breite oder mehr. 


— aee Rundeiſen): 
et verzinnt, verzinkt, verfupfert, vernidelt . ..... 
Eiſengußwaaren: 
ganz grobe, rohe, ohne Ornamentirung. . » » 2 
DDEIE u 3 1 et 
Waaren aus Schmiedeilen, jhmiedbar. Eiſenguß, Stahl, Blech, Draht: 
Röhren, gezogene, gewalzte: vube . . 2: 2 2 
ganz grobe, rohe: —— Verkzeuge; Pflugſchaaren; Wagen« 
achſen; Amboſe; Röhren, genietete, gelöthete, galvanifirte aller 
Art; Zahnftangen; Zugitangen; Weichen und Kreuzungen ꝛc. 





— — 


— — 


— — 


— 
10.— 


1.70 
1.30 


2.50 
3.— 


is 
4.50 


250 


5. 


3— 
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Nummer des | 
ſchweizeriſchen B d W Franken 
Zolltarifs vom enennung er aaren. RT 
10. April 1891. WM Kg. 
— — — — — 
165. gemeine, auch in Verbindung mit Holz, roh, abgedreht, gefeilt, 
mit Grundfarbe (Mennig, Bleiweiß oder Zinkweiß) übertüncht, 
getheert, ganz oder theilweiſe ladirt, gefirnißt oder bronzirt: 
a) Laſchen und le —— und — — 
abgeſchliffen 7.— 
b) ONDRER Sa a RA ee ne ee Er de. Dark 10.— 
166. a) | abgeichliffen, verzinnt, verzinft . .». 2... . De u 12, 
b) | Pfannen, inwendig abgeichliffen oder verzinnt. . . . . 10.— 
167. a) | feine (mit Ausnahme von landwirthichaftlichen und Gerknwert 
| — ganz oder theilweiſe polirt, bemalt, gefirnißt, lackirt, 
ronzirt, emaillirt, auch in Verbindung mit anderen Materialien 22.— 
b) | sang oder theilweife vernidelt, auch in —— mit anderen 
taterialien . 2 2 2 2 20. ; DD ee En ke 25.— 
168. \ Meiterihmiedwaaren . . . . . 40.— 
169. ' Waffen aller Art, ausgenommen Geſchützröhren; fertige Waſf⸗ en: 
| _ beftandtelle .. . . 2.» . » 50.— 
174. | Kupfer, rein oder iegirt Meifing), gehämmert, gewalzt, gezogen, 
in Stangen, Blech, Röhren, Dradt. . . -. 2.2... | 3.— 
175. ' Kupfer oder Meifingwaaren, vorgearbeitete; Gewebe aus Kupfer- | 
| od. Meſſingdraht; vorgeformte Bronzewanren ;Nieten, Schrauben, | 
| Schwielen, Stifte; Draht mit Kantſchuck- oder Guttapercdha- | 
IST 4 u a Dr ea en | 10.— 
176 | Kabel aller Art für eleftriihe Leitungen, auch mit Armatur von 
| Blei, Eiſen ꝛc.; Zupferdrabt mit Kautichud- oder Buttapercha- 
| Umhüllung: mit Draht oder Garn umſponnen oder umflochten 10.— 
171: Kupferihmied», Roth» und Gelbgießerwaaren.. 30.— 
aus 178, Urnechtes Blattgold und DBlattfilber, Ieuniiher Draht... . . . 30.— 
180. | NWidel, rein oder legirt (Argentan, Neujilber), gewalzt, gezogen, 
in Platten, Stangen, Bleh, Drabt. . . . 2 2 222. 7— 
181. Waaren aus Nickel oder Nickellegirungen, Neuſilberwaaren 45.— 
184. | en ER a er a a re RE 15.— 
185. | Sintwaaren, polirt, bentalt, gefirniht BER Bar a each Zt. Sr er en Ga 30.— 
189. Waaren aus Kinn oder aus Zinnlegirungen (Britanniametall: 
waaren), polirt, bemalt, gefirniſtttt... 40. 
193. Plattirte, im Feuer oder auf elektro⸗chemiſchem Wege vergoldete 
oder verfilberte Waaren (Ehriitofle). . » » 2 2222. ; 60.— 
194. \ Gold und Silberjhmiedwaaren; Bijouterie, eht. . .. 2... - 200.— 
| Anmerkung: Falice Bijouterien, d. h. Schmudgegen- 
jtände aller Art, welde nicht aus Edelmetall, echten Edel— 
jteinen, Berlen oder Korallen bejtehen, fallen je nach ihrer 
| Beihaffenheit unter Nr. 470 oder 471. | 
198. | Bruchiteine, rohe; Baujteine, boffirte oder roh behauene; Pflaſter— | 
| jteine, Straßenmaterial, Kies; Sand in offenen BWagenladungen, | 
Asbeſt, „Tober; Gips und Kalkitein, roh, ungebrannt; Töpfer | 
tbon, Lehm; Huppererde; Kaolin und andere hiernady nicht | 
genannte Erden und rohe mineraliiche Stoffe, N BEIN N 
geihlemmt oder gemablen. . . 222.2... .. 1 frei 
Schmirgelfabrifate: | 
206. 4) Schmirgelleinwand. . . 2 2 2 2 2 nenn nn. 20 
b) | Schmirgelpapier, Glad: und Roftpapier. . ... | 16.-— 
207. OWDETE... a a ae a 6.— 
208 | Kalt, fetter, und Gips, gebrannt oder gemahlen...» — 20 
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Nummer des 





ſchweizeriſchen 

Bolltarifs vom Denennung der Waaren. 

10. April 1891. 
209. TEE 2 5 ee ae re A ee a te 

aus 212. Bortiaubisuunt =. & 5:5 une ie ee ee en erne 

Gementarbeiten (‚Formerarbeiten ausgenommen, j. Nr. 122), wie | 
Baufteine, Platten, Ziegel, Röhren 2. : 

213. roh, nicht ornamentiel .- 5 5 2.0 Re ae — 60 
214. ornamentirt, gefärbt, gemuſtert, geihliffien.. . » ..... 2.— 
221. Asphaltfilz, Asphaltpappe (Dachpappe), Asppaltröhren, Holzcement 1.50 
224. IHN TEE ee er ee Ya 1.— 
225. Butter, gejotten, gejalzen; Margarinbutter, Kunftbutter. . . . . 10.— 
228. a en Te a ae ee ra 1.— 
230. a) || Speijeejjig, Doppeleifig und Eifigiprit bis einſchließlich 12 Prozent 


Eijfigiäuregehalt: in Fällen. ». » > 2 nn nn 10.— 
b) | Eifigjäure mit mehr als 12 Prozent Eifigiäuregehalt; Eſſig aller Art 
in Flaſchen und Kruken von 50 kg Bruttogewicdht und weniger 30.— 





aus 231. Früchte in — eingemacht oder kandirt, auch in Flaſchen, 
Gläſern, Büchſen ıc.; Zuckerwaaren und Zuckerbäckerwaaren 40.— 
235. Fleisch, friſch geihlachteted . . > > 2 nn nen 4.50 
236. Fleiſch, gejalzenes, geräuchertes, Fleiſchkonſerven; Sped, gedörrter | 6.— 
237. Belügel TEDERBEB. :2: 4. 22:4: 2 8 a tar —— 6.— 
288. 3) JGBeflũgel. getödtetes. nenn 12.— 
DIT a a re ee re 10.— 
239. Wurſtwaaren (Eharcuterie). - © 2 2 2m nern 20.— | 
241. Obſt, genießbare Beeren: friſch... . frei ) 
aus 242. Weintrauben, friihe, zum Tafelgenuß . . -» » 2 22 220. 3.50 
244. Obſt, gedörrtes oder getrodnetes, nicht audgefteint: Aepfel, Birnen, 
Kirichen, Zwetſchken zc.; eingejtanpfte Früchte und Beeren, jo 
wie Kräuter und Wurzeln, zur Deftillation . . » » 2... 2,50 
Gemüſe, friiche: 
248. ME Se — frei 
aus 250. Sauerkraut und andere eingejalzene Gemüle. - ». -».... 4.— 
Getreide, Mais, Hüljenfrüchte: 
252. nicht geihroten, nicht geihält -. » » > 2 2 2 nun nn —.30 
aus 253. in gejchrotenen, geichälten oder gejpaltenen Körnern, Graupe, 
Gries, Grüße; Mehl von Getreide, Mais oder Hülfenfrüchten 2.— 
258. NE a te ae a ea A ee 4— 
261. Kaffeejurrogate aller Art in trodener Kom . 2.2.2 22020. 6.— 
263. CHE — 4 
264. TE aa a te u are er ee Ar a re 4,— 
265. 1 EEE BE BEE ER 1.- 
273. Suppen, kondenſirte, in feſter oder flüſſiger Form; Juliennes, 
Sago, Tapioca, Mehl x. und ähnliche Suppenartifel: in 
Badeten zc., für den Detailverlauf . . . 22 2 2200. 20.— 
Bier und Malzertraft: 
285. DE TORTE as a Ve N a ea han al ea er 4.— 
290. Wein (Naturwein) in Fällen 2 2 2m Hrn 3.50 
302. Faſerſtoffe zur Papierfabrilation -. -. 2 2 2 2 nennen 1.25 
303. a) | Badpapiere, nicht fatinirte (jedoch mit Inbegriff der maſchinen— 
glatten): einfarbig; Wachs- und Theerpapier. . » . 2... 4.— 


b) | Drudpapier, Schreibpapier und Rojtpapier, liniirt und unliniirt, 
Packpapier, jatinirtes, Löſch⸗, Fließ- und Filtrirpapier, PBerga- 
—— Seidenpapier, Zeichnungspapier, Pauspapier: eins 
et ee a Pa A) Auge * 
304. a) | Papier aller Art, mehrfarbiges, Gold- und Silberpapier, Noten« 
papier, Bapieriapeien . . 22: 22 ee wa na 16.— 
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Nummer des * 
ſchweizeriſchen dranten 
vr Benennung der Gegenftände. per 
BZolltarifs vom 100 k 
10. April 1891. 8 
Noch: 
304. b) Briefpapiere und Enveloppen (auch mit Verzierungen) in einfachen 
oder verzierten Kartons, ſofern nicht getrennte Gewichtsangaben 
für die einzeln niedriger zu verzollenden Theile vorliegen, jo: 
| wie alle anderen nicht bejonders genannten Papiere 20.— 
e) | Etiketten, Formulare, Affichen, Proſpekte, Umſchlagbogen, ꝛc.: ge 
drudt oder lithographirt; Enveloppen aller At . ..... 25.— 
305. | Pappendedel, gemeiner grauer, Strohe und Holzkarton, en 3.50 
306, Buchbinder⸗ und — — — a er ae aD A 35.— 
308. BERTEHTDENDEE. =, 55 20 2 ee na ade ze Ekel 40.— 
311. KIRWNLWOLERR u... te re ee a ee ee 5.— 
Baummolle: 
Garne: 
312. einfach, DON: a une ren a, a een 7.— 
313. gezwirnt, gejengt oder nicht geienat. - - >» 2 2 2 nn. 9.⸗ 
314. gebleicht; gefärbt: einſach oder dublitt 2 2 2 2 mann 12.— 
315. auf Spulen, in Knäueln oder Heinen | Strängdien (für den Detail- 
verkauf hergerichtet), ſowie drei- und mehrfach gezwirnte, ger 
färbte Garne in Strängen . » > 2 22 nn nn 35.— 
Gewebe, glatte, geföperte, roh: 
317. im Gewichte von 6 Kilogramm und darüber per 100 m? 10.— 
im Gewichte von weniger ald 6 Kilogramm per 100 m?: 
318. mit weniger als 20 Fäden auf 5 Millimeter im Geviert 20.— 
320. gebleicht, buntgewebt, gefärbt, bedrudt: 
a) über 7 Kilogramm per 100m? . . 2.2 2: 2222 40.— 
b) bis und mit 7 Kilogramm per 100 RE REN 45.— 
€) Buchbinderleinwand . . 2 2: 2: Hm En nen 30.— 
| jammetartige, gemufterte, Piques, Bafins, Damajt, Brillantes: 
321. tob {d. h. auß roßem Garn) . . ». - 2 2 2 2 0 een 30.— 
322. gebleicht, buntgewebt, gefärbt, bedrudt; brocdirter Tüll 45.— 
323. nn EEE Er EEE DEN EEE 40.— 
Deden (Bett: und Tiichdeden 2c.), ohne Näh- oder Rojamentierarbeit: 
32». gebleicht, bunt, gefärbt, bedrudt . . “nenne. 40.— 
326. mit Pojamentierarbeit oder genähtem Saum. . » 22... 60.— 
8327. Shawls (Umſchlagtücher), Schärpen &.. . : > > 2 222... 50.— 
328. Bänder und Polamentierwaaren . » > 2: 2: 2 En nenn 45.— 
329. Stidereien und Spiben - > 2: 2: 2 m m m ren 100.— 
330. Wachstuch, gemeines, und ſog. Delleinwand, zu Berpadungszweden 8.— 
332. Linoleumteppicheee.. .. 20.— 
Flachs, Hanf, Jute, Ramie xc.: 
339. Packtuch unter 9 Füden auf 5 Millimeter im Geviert. . . . 2.— 
340. roh oder gebaudt, von 9—13 Fäden auf 5 Millimeter im Geviert 12.— 
341. roh oder gebaucht, von 14— 22 Fäden aufs Millimeter im Geviert 25.— 
342. roh oder gebaucht, von über 22 Fäden auf 5 Millimeter im Ges 
| viert, jowie alle gebleichten, — gefärbten, bedruckten Ge- 
webe, Tüll ausgenommen. ... 42.— 
344, | Bänder und Bofamentierwaaren . » 2: 2 2 nr rn | 50.— 
| Geilerarbeiten: 
346. ee re a a a ee | 8.— 
348. Gurten; Schläuche, Säde. . - > 2 2 > 2 nenn 20.— 
Matten, Bodendeden und Teppiche aus Aute, Manillahanf und || 
anderen ähnlichen Faferjtoffen, auch mit eingefahtem Nand: 
— (nicht gewebte): 
DR a a a dar ee 12.— 
350. gefärbt, DEDIRAT RE 05 re ae it | 20.— 
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359. 
aus 360. 


aus 


aus: 


3717, 


378. 
379. 


380. 
381. 
382. 
383. 
355. 
356. 
387. 
390. 


391, 


396. 


397. 
398. 
390. 
400. 

















Gewebe, roh, weiß, gefärbt, bedrudt, — 
aus Halbſeide. . . . u 
Shawls (Umſchlagtücher), Schärpen ic. aus Halbjeide . . 
Bänder und Pojamentieriwaaren aus Halbieide 3 . 
Wolle: 
Kunjtimwolle . 
gentahlen, gefärbt, gefämmt,. Kamınzug . 
Garne: 
roh: einfach oder dublirt; Watte. 
roh: dreis oder mehrfach gezwirnt 
gebleidht, gefärbt: 
einfach oder dublirt . : 
drei oder mehrfach geziwirnt 
auf Spulen, in Knäueln oder Heinen Strängeten (fir den Detail. 
verkauf hergerichtet) . ä A 
Gewebe, roh: 
Streihgarmgewebe . 
Kammgarngewebe . . . 
gebleicht, gefärbt, bedrudt Streichgarn⸗ und Kammgarngewebe): 
im Gewichte von mehr ald 300 Gramm per Quadratmeter 
im Gewichte von 300 Gramm und weniger per Quadratmeter 
Filztücher . . . RE a ne 
Deden (Bett« und Tiſhdeden xd 
ohne Näbarbeit . 
mit Näharbeit 
Bodenteppice: 
grobe, ohne Franſen oder — x 
andere. . 
Shawls Umſchlagtücher) Schärpen x. 
Bänder und Bojamentiertvaaren 
Stidereien und Spiten . 
Filzſtoffe 
Filzwaaren ohne Nãharbeit: 
roh .. 
gebleicht, gefärbt, bedrudt. . . 
Kautihud und Guttapercha, in Schläuchen, Roͤhren, auch in "Ber: 
bindung mit anderen Materialien . . .». 2... 
Kautihud und Guttapercha, aufgetragen auf Gewebe oder auf andere 
Stoffe und andere nicht genannte Kautichud: u. Guttaperchawaaren 
Elajtiicdhe Gewebe aller Art aus Kautſchuck in Verbindung mit 
Baumwolle, Wolle, Seide x. 5 
Stroh, jortirtes, Rohr, Bait, Binjen, Reisſtroh— Reiswurzeln, Sparto 
gras (Halfa), Kokosfaſer, Palmblätter, Seegras, Waldhaar xc.: 
feine Waaren, ſowie ſolche in Verbindung mit Pferdehaaren, 
Sarnen, Geweben . . . 
Kleidungsitüde, Leibwäſche und andere nicht beſonders genannte 
Konfektionswaaren, zugeſchnitien oder fertig: 
aus Baumwolle. PO 
aus Leinen, Jute, Namie ıc. 
aus Seide und Halbjeide . 
aus Wolle und Halbwolle 


Anmerfung zu Nr. 397/400. Stonfettionsgegenftände 
aus Geweben mit Kautſchuck find verzollbar nad) der be 
treffenden Stoffrubrif. 
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55. 


15. 
30. 


8 
2. 


60. 


65. 
2 
175. 
105. 
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Wirkwaaren, mit oder ohne Näharbeit: 


402. GE Baummolſſeee ee 60.— 
405. aus Wolle oder Halbwolle . . 2 2 2: 2: 2 m nen 75.— 
406. Pelzwerk, fertig oder zugeichnitten und abgepaßt, Beſatzſtreifen ıc.; 
Konfektionsartikel aus Stoffen jeder Art mit Pelz- oder Federbejag 150.— 
aus 408. ungarnirte Hüte aus Filz... ae aaa 75.— 
aus 409. ar aus Filz, ausgerüjtet (damit). . » 2 2 2 2 2 20 nun 120.— 
aus 413. egen- und Sonnenjdhirme, halbieidene -. - » 2 2 2222. . 60.— 
414. Schirmgeſtelle, Schirmftöde mit oder ohne Feden. ...... 8.— 
Bagendeden (Bladyen), fertige: 
416. aus Segeltuch, mit oder ohne Imgrägnirung . » »... - 20.— 
417. aus Kautſchuckſtoffenn.. 35.— 
Stüd 
aus 418. BRRDE: 4.05 Zu ne ie ask 3.— 
aus 420. PERBENL 000 20 Ga ee te ee 1.— 
421. 2 EEE EEE TE PETE VE TE 15.— 
aus 422. Kühe und Rinder, geihaufelt. . » 2» 2 2 nun nn 18.— 
423. —— ungeſchaufelt, ſoweit nicht unter Nr. 424 fallend. . . 12.— 
425. ülber bis und mit 60 Kilogramm Gewicht . . » 2 22.20. 5. ⸗ 
aus 426. Schweine über 60 Kilogramm Gewiht. . -» 2 2 2.2.2... 6.— 
427. En te oe m a dee ee id —,50 
429. Bienenſtäüe WERBEN = in a ee a ae a —.20 
| 100 kg 
435. | Borften, fortirt und in Bündeln gebunden...» . 22... 2.— 
Plerde und Büffelhaare: 
437. gereinigt, geiponnen, zugerihtet - » 2 2202 10.— 
440. Filze, Bodenteppicdhe, Pferdervcden aus den unter Nr. 434 fallenden 
Thierhaaren oder ähnlichen geringen Stoffen... .... - 10.— 
442. 1 ORTHEREERR 7 25: da an a ne ale ee Pen 7.— 
443. Dannen (PHONE Ka. 4 ar a ee 1.— 
444. Blaſen, Dürme, Käſelab.. ren —,60 
445. | Wachs, einjchließlih Eerefin - - : > 2: Kennen 1.50 
447. Hörner, roh, und andere nicht genannte rohe animalifche Stoffe . —.30 
448. vorgearbeitet und in Blättern oder Platten jeder Größe; 
Knochenplatten... re een ic —.,60 
Thonwaaren: 
455. SEN UEREL TB 5 Ss 4. a u ee re —.50 
456. a) | aa ei 0 re ae ee —.30 
b) | rohe Röhren ohne Muffen . 22 2 2 2 m mn nn —.50 
457. Baditeine, Platten, Flieien, Ob . 2 2: 2 2 —.25 
458. Dachziegel, Badjteine: gedämpft, geichiefert, getheert, glajitt.. . . 1.50 
459. Röhren ohne Muffen, Fliefen und Platten aller Art, einfarbig, 
latt: gedämpft, geichiefert, getheert, glafirt; architektoniſche 
erzierungen; Terraßotten für Architektur und Gärten . . . 2.— 
460. Flieſen, Platten, aller Art: mehrjarbig, bemalt, bedrudt, mit 
| erhabenen oder vertieften Verzierungen . » 2 2 22000 6.— 
aus 461. JTiegel, Muffeln, Maple a ae 2.— 
Steinzeugwaaren: 
Fliejen, Platten: 
464. geichiefert, gejchliffen, glafirt: einfarbig, glatt oder gerippt, 
jowie ſolche aus mehrerlei Mafje und von een Farbe 2.— 
465. bemalt, bedrudt, mit erhabenen oder vertieften Verzierungen 6.— 
467. ) Kanalijationsbejtandtheile (Waterkloſets) aus Porzellan und feinem 


—S— WERE 12.— 
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Töpferwaaren: 
468. gemeine, mit grauem oder röthlihem Bruch, glafirt oder nicht 
glafirt; Steinzengwaaren, gemeine (Krugwaare); Jiolatoren 
aus Porzellan nahe aan — 
469. mit weißem oder gelblihem Bruch; feines Steingut; Porzellan 
aller Art, Barian, Biscuit; ferner alle Töpferwaaren, die nicht 
unter eine der vorjtehenden Poſitionen fallen . . . 2... 
470. Feine Quincaillerie und Galanteriewwaaren aller Art, nicht be 
ſonders genannte....... . . 
Hieher gehören Schmuck- und Toilettegegenſtände, Nipp- 
ſachen, ſowie andere Waaren aus Achat, Alabaſter, Meer— 
ſchaum, Bergkryſtall, Bernſtein, Elfenbein, Jet, Lava, Schild. 
patt, Perlmutter (Knöpfe ausgenommen): echt und imitirt, 
mit Ausnahme der Jmitation aus Glas, Thon aller Art, 
Kautichud oder Horn, lepteres jedoch unter Beichränfung auf 
Set: Jmitation; ferner Riechpolſter, Etuis, Neceflairet, Bons 
bonnieren 2c., jofern diejelben mit Seide, Spigen, künſt— 
lichen Blumen und dergleichen ausgejtattet find. 
471. Gemeine Duincailleriee und Kurzwaaren (Mercerie) aller Art, 
nicht bejonders genannte: 

a) Schmudgegenitände, joweit jolde nicht zufolge ihrer Be 
ichaffenheit unter Nr. 194 oder 470 fallen, alſo 3. B. joldye 
aus Holz, Hartqummi, gewöhnlichen Bein, Celluloid, 
Glas und Glasfluͤſſen (alſchen Steinen) oder aus unedlen 
Metallen, auch vergoldet oder verlilbert. . - . .... 

b) andere gemeine Duincaillerie- und Kurzwaaren. . . . - . 

472. Lampen aller Art, fertige, ſowie fertige Beftandtheile von jolden, 
mit Ausnahme der Blascylinder, Glasihirme, Glaskugeln 
und Glasfühe, jofern nicht montirt, d. h. mit Mejfingtheilen 
und bergleihen veriehen -. - - » 2 20 nennen. 

aus 473. Lederne Reiſeartikel, aller Art - . > 2 2 nr nen 

474. a) | Blei und Farbtifte, zufammengejegte, mit Holzihäftung ; Schiefer, 
eingerahmt, und Griffel . 2 2 2: 2 m nn 

b) | Bürenubedürfniffe, Schreib- und Zeichnungsmaterialien, Maler: 

geräthe: nicht anderswo genannt; Siegellad . . . ... 
475. | Spietzeug aUer 


16.— 
120.— 


50. 
30.— 


25.— 
50.— 


20.— 


25.— 
.20.— 


Anlage C. 


Beſtimmungen über die Behandlung des grenznachbarlichen Verkehrs. 


8 1. Im die Bewirthichaftung der an der Grenze liegenden Güter und Wälder 
zu erleichtern, werden von allen Eingangs- und Ausgangsabgaben befreit: 
Getreide in Garben oder in Aehren; die Roherzeugniffe der Wälder, Holz und 
Kohlen; Sämereien; Stangen; Nebjteden, Thiere und Werkzeuge jeder Art, 
die zur Bewirthſchaftung der innerhalb eines Umkreiſes von 10 Kilometer auf 
beiden Seiten der Grenze gelegenen Güter dienen, vorbehaltlich der in den beiden 
Ländern zur Verhütung von Defraudationen allfällig beitehenden Kontrolen. 
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Bon allen Eingangs: und Ausgangsabgaben werden ferner befreit Jämmtliche 
Erzeugniſſe des Aderbaues und der Viehzucht eines einzelnen von der Zollgrenze 
zwiſchen beiden Gebieten durchichnittenen Yandautes, bei der Beförderung zu dein Wohn: 
und Wirthichaftsgebäuden aus den durd die Zollgrenze davon getrennten Theilen. 

8 2 Bon Eingangs: und Ansgangsabgaben bleiben befreit: 

1. Vieh, welches zur Arbeit aus dem einen Gebiete in das andere vorüber: 
gehend gebracht wird und von der Arbeit aus legterem in das erſtere zurück— 
kommt; desgleihen landwirthichaftliche Maichinen und Geräthe, welche zur 
vorübergehenden Benutzung aus dem einen iu das andere Gebiet gebracht 
und nach erfolgter Benutzung wieder in das erftere zurückgeführt werben; 

2. Holz, Xobe (Rinde), Getreide, Oelſamen, Hanf und andere dergleichen land» 
wirthichaftliche Gegenftände, welche im gewöhnlichen Kleinen Grenzverkehr 
zum Schneiden, Stampfen, Mahlen, Reiben u. ſ. w. aus dem einen Gebiete 
in das andere gebracht und geichnitten, geitampft, gemahlen, gerieben u. ſ. w. 
in das eritere Gebiet zurückgebracht werben ; 

3. Waaren oder Gegenstände, welche im gewöhnlichen kleinen Grenzverkehr 
entweder zur Veredelung, namentlich zum Bedruden, Bleichen, Färben, 
Serben, Spinnen, Weben u. ſ. w. oder zur handwerksmäßigen Verarbeitung 
oder Ausbeſſerung aus dem einen Gebiete in das andere ausgehen und 
nachher veredelt, verarbeitet oder ausgebejlert wieder eingehen; 

4. die jelbjtverfertigten Erzeugnifie der Handiverfer, welche von diefen aus dem 
einen Gebiete auf die benachbarten Märkte des anderen gebracht werben und als 
underfauft zurückkommen, mit Ausſchluß von Gegenitänden der VBerzehrung. 

8 3. Zum Schuge gegen Mißbrauch werden in den Fällen des vorhergehenden 
$ 2 die erforderlichen Stontrolmaßregeln beiderfeitig zur Anwendung kommen, Dod) 
ift dabei verftanden, daß diefelben auf das geringite, mit dem bezeichneten Zweck vers 
einbare Maß beſchränkt, und daß jedenfall3 nicht mehr gefordert iverden foll, als daß 

1. die fraglichen Gegenstände bei der Einfuhr beziehungsweiie Ausfuhr an 
einer Grenzzollftelle behufs vormerflicher Behandlung nah Gattung und 
Menge angemeldet, zur Feithaltung der Sdentität, wo es angeht, bezeichnet 
und nachher bei der Wiederausfuhr beziehungsweile Wiedereinfuhr der 
nämlichen Zollitelle wieder vorgeführt werden, und daß 

2. die Wiederausfuhr beziehungsweife Wiedereinfuhr innerhalb einer beſtimmten, 
von der Grenzzollitelle angelegten Friſt ſtattfinde. 

Zur Forderung einer Kaution find die Grenzzolfftellen berechtigt; doch Toll 
diejelbe den einfachen Zollbetrag nicht überfteigen. Weber die nähere Ausführung 
in Betreff dieſer Kontrolmaßregeln ſoll, foweit nöthig, eine Webereinkunft abge: 
Ichloffen werden. 


2, Schlußprotokoll. 
I. 3u Artikel 1 und 3 des Bertrages. 
Die Beitimmungen im Artikel 1 Abjag 3 und 4 und im Artikel 3 Abſatz 2 
ſchließen die Befugniß nicht aus, Einfuhr, Durchfuhr- und Ausfuhrverbote zu erlaſſen: 
a) mit Bezug auf die gegemwärtig beitehenden oder künftig etwa ein= 
zuführenden Staatömonopole; 

b) aus gelundheitspolizeilichen Rückſichten; 

e) in Beziehung auf Kriegsbedürfniſſe, unter außerordeutlichen Umftänden. 
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Der Schweizeriihe Bundesrath erflärt ſich bereit, für bad aus dem freien 
Verkehr der Schweiz nad) Deutichland eingehende, aus einem in Deutjchland nicht 
meiftbegünftigten Lande ftammende Getreide, ſowie fiir bergleihen Weine die 
deutichen Vertragszölle, auf Verlangen der Kaiſerlich deutichen Regierung nicht 
zu beanfpruden. 


II. 3u Artikel 2 des Vertrages. 


A. Bon Eingangs: und Ausgangsabgaben bleiben bei dem Uebergange von 
dem Gebiete de3 eines Theiles nad) dem Gebiete des anderen Theiles gegenjeitig 
gänzlich befreit: 


1, 


2. 


3. 


Kunftiachen, welche zu Kunftausftellungen oder für öffentliche Kunftinftitute 
und Sammlungen eingehen ; 

Mufterfarten und Mufter in Abichnitten oder Proben, welde nur zum 
Gebrauche als jolche geeignet find; 

Stleidungsitüde und Wäſche, gebrauchte, welche nicht zum Verkauf ein: 
gehen; gebrauchte Hausgeräthe und Effekten, gebrauchte Fabrikgeräthſchaften 
und gebrauchtes Handwerkszeug von Anziehenden zur eigenen Benutzung. 
Die Befreiung von Eingangs: und Ausgangsabgaben ſoll auch für ſolche 
in allen ihren Theilen gebrauchte Majchinen gelten, welche von bereits 
Niedergelaffenen aus ihren Stamm: oder Filial-Etabliffement3 in dem 
einen Gebiete zur eigenen Benugung in ihren Wilial- oder Stamm: 
Etabliſſements in dem anderen Gebiete aus- und eingeführt werben. Die 
Bewilligung der Zollfreiheit für ſolche Maichinen kann jedoh in jedem 
einzelnen Falle nur durch die Direftivbehörbe erfolgen. 

Ferner auf befondere Erlaubniß neue Sleidungsftüde, Wäſche und 
Effekten, infofern fie Ausftattungsgegenftände von Angehörigen der Staaten 
des einen Theiles find, welche ſich aus Veranlaffung ihrer Verheiratung 
in dem Gebiete de3 anderen Theiles nieberlaflen ; 


. gebrauchte Hausgeräthe und Effekten, welche erweislih als Erbihaftsgut 


eingehen, auf bejondere Erlaubniß ; 


. Neifegeräth, Kleidungsſtücke, Wäſche und dergleihen, melde Reiſende, 


Fuhrleute und Schiffer zu ihrem Gebraudhe, auch Handwerkszeug, welches 
reifende Handwerker, ſowie Geräthe und Inſtrumente, welche reifende 
Künftler zur Ausübung ihres Berufes mit fih führen, fowie andere 
Gegenstände ber bezeichneten Art, welche den genannten Perjonen voraus: 
gehen oder nachfolgen; Verzehrungsgegenftände zum NReifeverbraucde ; 


. Wagen, einfchließlich der Eifenbahnfahrzeuge, ſowie MWafferfahrzeuge, melde 


bei dem Eingange über die Grenze zum Perſonen- und Maarentransporte 
dienen unb nur aus dieſer Veranlaffung eingehen, die Wafferfahrzeuge 
mit Einjhluß der dazu gehörigen gewöhnlichen Schiffäutenfilien; aud 
leer zurückkommende Eifenbahnfahrzeuge inländifcher Eifenbahnverwaltungen, 
fowie die bereit3 in den Fahrdienſt eingeftellten Eifenbahnfahrzeuge aus— 
ländifcher Eijenbahnverwaltungen ; 

Wagen der Reifenden auf bejondere Erlaubniß aud in dem Falle, 
wenn fie zur Zeit der Einfuhr nicht ald Transportmittel ihrer Beſitzer 
dienten, jofern fie nur erweislich fchon feither im Gebrauche derſelben ſich 
befunden haben und zu beren weiterem Gebraudhe beftinmt find; 

Pferde und andere Thiere, wenn aus ihrem Gebrauche beim Eingange 
überzeugend hervorgeht, daß fie als Zugs oder Lajtthiere zur Beipannung 
eines Neifer oder Frachtwagens gehören, zum Waarentragen ober zur Be 
förderung von Reiſenden dienen. 


rn 
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B. Zur Anlage A (Bölle bei der Einfuhr in das deutſche Bollgebiet). 
1. Zu Nr. 15, Anmerkung zu b 1 und 2, 

Die zollfreie Einfuhr ift verstanden für Schiffsmaſchinen, inbegriffen Schaufel: 
räder oder Schrauben, auch wenn fie in zerlegtem Zuftande und nicht gleichzeitig 
eingeführt werben, vorausgeſetzt, dab die betreffenden Gegenftände beim Eingange 
mit Sicherheit ald Beftandtheile von Schiffsmaſchinen erkennbar find. 

2. Zu Nr. 15d. 

Binnenſeeſchiffe find gleich den Flußichiffen zu behandeln. 


C. Bur Anlage B ei bei der Einfuhr in die Schweiz). 
1. Bu Wr. 18. 

Farbloſe, gereinigte (nicht chemisch reine) Holzeſſigſäure mit brenzlichen Geruch 

iſt nah) Nr. 18 b zu 1 Franken pro 100 Kilogramm zu verzollen. 
2. Zu Nr. 22. 

Stärke in Badeten über 4 Kilogramm Gewicht, auch mit Angabe der Firma 
und Waarenbezeihnung, jedoh ohne Gebrauchsanweiſung, fol zum Zolljage von 
1,., Franken zugelaffen werben. 

3. Zu Nr. 63 und 64. 

Als Fournire find zu behandeln und daher nad Nr. 69 beziehungsweife 70 
zu verzollen: dünngelchnittene Bretter, von denen wenigſtens vier, wenn auf: 
einander gelegt, der Dide eines Centimeters gleihlommen. 

4. Zu Nr. 280a und b. 

Die Einfuhr von Speileeffig und Eſſigſäure wird auf die ſchweizeriſchen 
Hauptzollämter Buchs, Romanshorn, Schaffhaufen Bahıhof, Baſel-Badiſcher 
Bahnhof und Centralbahnhof beichräntt. 

5. Yu Nr. 258. 

Hopfen in hermetiich verfchloffenen Weetallcylindern darf ohne zollamtliche 
Revijion zum BZollfage von 4 Franken für 100 Kilogramm eingeführt werden, 
unter folgenden Bedingungen: 

1. die Sendungen müfjen von einem z0ll= oder fteneramtlichen Attefte begleitet jein, 

welches beicheinigt, daß der Inhalt der Cylinder wirklich aus Hopfen beiteht; 

2. bie betr. Amtsſtelle hat die Eylinder unter VBerbleiung zu legen oder bei Berjend- 

ung in ganzen Eifenbahnmwagenladungen letztere mit Zollverichluß zu verjehen. 

Sind diefe Bedingungen nicht erfüllt, jo kann ſchweizeriſcherſeits von jeder 
unter diejer Bezeihnung eingehenden Sendung behufs zollamtlicer Konftatirung 
des Inhalts eine Büchſe nach freier Wahl geöffnet werden, Wird die Reviſion 
nicht geitattet, jo hat die Verzoflung zum höchſten Zolliage zu geichehen. 

Bei der Einfuhr von Hopfen in Büchſen, welche mit einer Seitenöffnung 
von circa 6 bi$ 7 Centimeter Durchmeſſer veriehen find, iſt behufs der Reviſion 
die Büchſe nicht oben zu öffnen, beziehungsweile nicht der ganze Dedel wegzu— 
nehmen, jondern es hat die Reviſion mittelft der feitlihen Deffnung zu geſchehen, 
die mit einer mellingenen Kapſel leicht wieder gejchloffen werden kann. 

Im betreffenden Frachtbrief iſt jeweilen die Nummer der zo0llamtlich ge= 
öffneten Hopfenbüchie fpeziell anzumerken. 

Der Wiederverichluß der Büchſe hat mit thunlichiter Sorgfalt zu geichehen. 

6. Zu Nr. 283 und 284. 

Der Mehrbetrag des jeweiligen Zollfages für „Zucer, gefchnitten oder fein 
gepulvert* (Nr. 284) joll gegenüber dem Zollfage für „Zuder in Hüten, Platten, 
Dlöden* (Nr. 283) 1,,. Franken für 100 Kilogramm nicht überfteigen. 
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7. Zu Nr. 290. 

Für neuen Wein werden ſechs Prozent Abzug geitattet, das heißt 100 Kilo— 
gramm für blos 94 Stilogramm berechnet, wenn die Cinfuhr jeweilen vor dem 
1. Dezember des Leiejahres und in nicht veripundeten oder blos mit Luftipunden 
verjehenen Fäſſern ftattfindet. 

Naturweine, welche feinen anderen als einen leichten Alkoholzuſatz erhalten 
haben und deren gelammter Alkoholgehalt 13 Bolumgrade nicht überfteigt, unter: 
liegen nur dem Zolllage von 3, Franken laut Nr. 290 (in Fällern) und von 
25 Franken laut Nr. 291 in Flaſchen) des fchweizeriichen Zolltarifd. Bei einem 
höheren Gehalte an Altohol als 13 Grad ift außer dem Zollfage von 3,,, Franken 
beziehungsweile 25 Franfen für jeden obige Gehaltsgrenze überichreitenden Alkohol: 
grad die Altoholmonopol-Abgabe nebit Zollzuſchlag zu entrichten. 

8. Zu Wr. 378 und 379. 

Deden, nur mit unbedeutender, Iediglid zum Schug det Ränder dienender 
Nüharbeit verjehen, find als Deden ohne Näbarbeit zu behandeln und dem Zoll 
der Tarifnummer 378 zu unterwerfen. 


Ill. Zu Artikel 3 des Vertrages. 

Durch die Beitimmung des Artifeld 3 Toll dem Recht jedes der vertrag: 
ichließenden Theile nicht vorgegriffen fen, allfälligen Mißbräuchen durch ans 
gemejlene Schugmaßregeln (Verbleiung, Kontrol- oder Begleiticheine) vorzubeugen. 

IV. u Artikel 4 des Bertrages, besiehungsweife Anlage C. 

Der kleine Grenzverfehr umfaßt den nacbarlichen Verkehr der Grenzorte, 
welche nicht weiter ald 15 Stilometer von der Grenze entfernt gelegen find. 

Mo die Gebiete der vertragichliegenden Theile durch Gewäller getrennt jind, 
welche beiderfeitig als Ausland betrachtet werben, iſt die vorftehend bezeichnet, 
ſowie die in Anlage C $ 1 erwähnte Zone auf jeder Seite von Ufer jenes Ge 
wällers an landeimwärts zu berechnen, To daß die Ausdehnung des zwiſchen— 
liegenden Gewäſſers dabei außer Betracht fällt. 

V. Du den Artikeln 5 und 6 des Vertrages. 

A. Die Begünstigung, wonach zollpflichtige Waaren, Die zum ungewiſſen 
Verkauf oder als Muſter eingebracht werden, von Eingangs- und Ausgangs: 
abgaben befreit find (Artikel 5 Nr. 1), kann von der Grfüllung nachitehender 
beionderer Bedingungen abhängig gemacht werden: 

1. Bei der Ausfuhr beziehungsweiſe Einfubr ift der Betrag des auf den Waaren 
oder Muftern haftenden Ausgangs- beziv. Eingangszoll zu ermitteln und bei dem 
abfertigenden Amt entiveder baar niederzulegen oder vollitändig ficherzuftellen. 

2. Zum Zweck der Feſthaltung der Identität find die einzelnen Waaren vber 
Muſterſtücke, ſoweit es anaeht, durch aufgedrudte Stempel oder dur an— 
gehängte Siegel oder Bleie zu bezeichnen, 

3, Das Mbfertigungspapier, über welches die näheren Anordnungen von 
jedem der vertragichließenden Theile ergehen, Toll enthalten: 

a) ein Verzeichniß der zur Ausfuhr beitinmten beziehungsweile der 
eingebrachten Waaren oder Mufterftüde, in weldem die Gattung 
der Waare und folche Merkmale fich angegeben finden, die zur Feſt— 
haltung der Identität geeignet find; 

b) die Angabe des auf den Waaren oder Muftern haftenden Ausgangs: 
und Gingangszolls, ſowie die Angabe darüber, ob jolcher nieder 
gelegt oder fichergeltellt worden tt; 
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ce) die Angabe über die Art der zollanıtlichen Bezeihuung ; 

d) die Beſtimmung der Frift, nach deren Ablauf, ſoweit nicht vorber 
der MWiedereingang beziehungsweile die Wiederausfuhr der Waaren 

oder Mufter nach dem Auslande, oder deren Niederlegung in einem 
Packhofe (Niederlagshaufe) nachgewieſen wird, der niedergelegte Zoll 
verrechnet oder aus der beitellten Sicherheit eingezogen werden fol. 
Die Friſt darf den Zeitraum eines Jahres nicht überfchreiten. 

4. Die Wiedereinfuhr beziehungsweile die Wiederausfuhr darf auch über ein 
anderes Amt als dasjenige, über welches die Ausfuhr beziehungsweile die 
Einfuhr bewirkt ift, erfolgen. 

. Werden vor Ablauf der geftellten Friſt (3 4) die Waaren oder Muſter 
einem zur Grtheilung der Abfertigung befugten Amt zum med der 
MWiedereinfuhr bezicehungsweile der Wieberausfuhr oder der Niederlegung 
in einem Packhofe (Niederlagshaufe) vorgeführt, To hat diejes Amt ſich 
durch die vorzunehmende Prüfung davon zu überzeugen, ob ihm dieſelben 
Gegenstände vorgeführt worden find, welche bei der Ausgangs- beziehuugs— 
weile Eingangs-Abfertigung vorgelegen haben. Soweit in dieſer Bes 
ziehung feine Bedenken entjtehen, beicheinigt das Amt die MWiedereinfuhr 
beziehungsweife die Wiederausfuhr oder Niederlegung und erftattet den 
früher niedergelegten Zoll oder trifft wegen Freigabe der beitellten Sicherheit 
die erforderliche Einleitung. 

B. Ueber die Hontrolmaßregeln, weldhe zum Schute gegen Mißbrauch in den 
übrigen Fällen der Artikel 5 und 6 beiberjeits in Anwendung kommen jollen, 
wird Berltändigung vorbehalten. Dieſelben werden auf das geringite mit dem 
bezeichneten Zwed vereinbare Maß beichränft und demgemäß im Welentlichen 
innerhalb derjenigen Grenzen gehalten werden, welche durch die Anlage C zum 
Vertrage enthaltenen Beitimmungen über die Behandlung des grenznachbarlichen 
Verkehrs (43 3) in Aussicht genommen worden find; fodann find dabei folgende 
Beitimmungen zu beachten: 

1. Die Abfertigung der bezeichneten Gegenstände, für weldhe auf Grund der 
Artikel 5 und 6 eine Zollbefreiung in Anſpruch genommen wird, kann 

auch bei Zollitellen im Innern ftattfinden. 

2. Gewichtödifferenzen, welche durch Ausbeſſerungen, durch die Bearbeitung 
oder Veredelung der Gegenftände entitehen, Sollen in billiger Weile be— 
rücdjichtigt werden und geringere Differenzen eine Abgabenentrichtung nicht 
zur Folge haben. 

C. Unter Sarnen nnd Geweben einheimiicher Erzeugung werden die im Ber: 
fendungslande jelbit geiponnenen Garne und gemwebten Gewebe, dann ſolche Garne 
und Gewebe veritanden, welche zivar im rohen Zuftande aus dem Auslande ein: 
geführt und nad zollamtliher Behandlung in den freien Verkehr gelegt wurden, 
jedoch im Verſendungslande gebleicht, oder gefärbt, oder bedrudt, oder gejengt, oder 
appretirt, oder beftidt, oder mit Deifins verjehen worden find, um dann einer 
weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung im Beredelungslande zugeführt zu werben. 

Zum Nachweiſe der einheimiichen Erzeugung dient ein an der Maare ans 
zubringender Fabrikſtempel, beziehungsweiſe eine Beſcheinigung des inländiichen 
Erzeuger der Waare. 

D. Die zur Wahrung - der Jdentität der aus- und wiebereingeführten, be: 
ziehungsweife der ein» und wiederausgeführten Gegenftände amtlid angelegten 
Erkennungszeichen (Stempel, Siegel, Plomben 2c.) ſollen gegenjeitig geachtet 
“werden, und zwar in dem Sinne, daß die von einer Zollbehörde des einen Ge— 


un 


— 


bietes angelegten Erkennungszeichen in dem anderen Gebiete zum Beweiſe der 
Identität ebenfalls dienen können, jedoch mit der Beſchränkung, daß beiderſeits 
den Zollbehörden das Recht zuſteht, weitere Erkennungszeichen anzulegen. 

E. In allen im Artikel 5 vorangeführten Fällen find im deutſchen Zoll: 
gebiete alle Hanptzollämter und Nebenzollämter eriter Klaſſe, fowie andere be: 
ſonders mit Ermädtigung hierzu verjehene Zolitellen, in der Schweiz die Haupt: 
und Nebenzollftätten zuftändig, die zollfreie Abfertigung, wenn die Vorausſetzungen 
derjelben zutreffen, von ſich aus vorzunehmen. 

Dagegen find in den Fällen von Artikel 6 nur die von ben Direktivbehörben 
dazu bezeichneten Zollitellen zur Ertheiluug der Abfertigung befugt. 

F. Für die in dem Artikel 6 lit. a bis g vorgejehene zollfreie Wieder: 
einfuhr ift eine Friit von 6 Monaten zu gewähren. Bei nachgewiefenem Be 
bürfniß ift diefe Frift auf 12 Monate zu verlängern. 

Diele legtere Friit, vom Tage der Ausfuhr an berechnet, fol, wenn nicht 
befondere Bedenken entgegenftehen, auf Antrag der Betheiligten für die zollfreie 
MWiedereinfuhr denjenigen Waaren bewilligt werben, welche zur Zeit des Ablaufs 
deö gegenwärtigen Vertrages zum Zweck der Veredelung noch im Gebiete des 
anderen der vertragichließenden Theile fich befinden. 

VI. Bu den Artikeln 4, 5 und 6 des Vertrages. 

Die Abfertigungen in allen hierunter begriffenen Fällen werden burdaus 
gebührenfrei erfolgen. 

VI. Bu Artikel 7 des Bertrages. 

1. Man ift darüber einverftanden, daß im wechjeljeitigen Verkehr Urſprungs— 
zeugniffe nur für ſolche Waaren gefordert werden können, welche je nad) ihrer 
Herkunft verjchiedenen Zollſätzen unterliegen. 

2. Güter, welche von einem Zollamt auf ein anderes Amt desjelben Gebietes unter 
Bolltontrole abgefertigt werden, follen, wenn aud) bi zur Erreihung des endlichen 
Beitimmungdortes ein oder mehrere Male das Ausland berührt wird, einer weiteren 
Abfertigung an zwijchenliegenden Aemtern desielben Gebietes nicht unterzogen werden. 

Etwaige, dem Geleitpapier beizufegende Beſcheinigungen über erfolgten Aus: 
und Eintritt aus dem einen Gebiete in das andere find jedoch nicht ausgeſchloſſen. 

3. Die mit den gewöhnlichen fursmäßigen Fahrten der allgemeinen Verkehrs: 
anftalten, wie Eifenbahnen, Dampfichiffe, Boften u. ſ. w, anlangenden Waaren und 
Reife-Effekten follen beiderſeits jederzeit mit thunlichiter Beſchleunigung zollamtlich ab: 
gefertigt werben, und es joll für ſolche Abfertigungen, welche nicht in die gewöhnlichen 
Abfertigungsftunden fallen, feinenfall® irgend eine bejondere Gebühr erhoben werden. 

4. Die beiden vertragichließenden Theile geben ſich gegenseitig die Zuficherung, 
bezüglich der Errihtung von Grenzzollitellen und der Beftimmung der Abfertigungs: 
befugniffe derielben, die durch wirkliche Verfehröbedürfniffe veranlaßten Wünſche 
thunlichft zu berüdjichtigen. 

VIII. Bu Artikel 8 des Vertrages. 


1. Die im vierten Abjag des Artikels 8 zur Sicherung des Monopol3 vor: 
behaltene Abgabe wird zurüderitattet, wenn die Verwendung des mit der Abgabe 
belegten Gegenstandes zur Erzeugung eines Monopolartikels nicht ftattfindet. 

2. Man ift ferner darüber einverftanden, daß bezüglich des in der Schweiz 
geltenden Altoholmonopols die Vorichrift im vierten Abjag des Artifeld 8 nur 
auf eingeitampfte oder getrodnete Weintrauben, Weintrefter, Weinhefe, einge 
jtampftes Obft, Obitabfälle, MWachholderbeeren, Enztanwurzeln, Südfrüchte und 
ähnliche Stoffe Anwendung findet. 
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Einfuhr und Ausfuhr 


der 


wichtigeren Waarenartifel im Dentichen Sollgebiet 


vom 1. Januar Bis Ende Dezember 1891. 


Eingang in den freien Verkehr des Bollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nach den Ländern der Herkunft bezw. Beltimmung der Waaren auf Grund der 
Verkehrs-Nachweiſungen der Zollitellen zuſammengeſtellt vom faiferl. jtatift. Amt. 


(Tal. „Annalen“ 1881 ©. 279, 1882 ©. 565, 1883 ©. 107, 1884 ©. 523, 1885 ©. 775, 1886 ©. 881, 
1887 ©. 681, 1888 ©. 415, 1889 S. 961, 1890 ©. 859.) 





Bemerfung. 


Die gewöhnlichen Frakturziffern (1234567890) bedeuten die Einfuhr, die 
Schwabaderziffern (1254567890) die Ausfuhr, außerdem ift noch die Einfuhr 
mit E., die Ausfuhr mit M. bezeichnet. 
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Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto 


EZ», 
al 












EN 


E 
Y2 








1. Abfälle. 


Abfälle von der Eifenfabrifat. 
IR — Feilipähne, 
liff, Abfälle v. verzinnt. 
x * verzinktem Eiſenblech) 
in von Slashütten; Blas- 
ſcherben 
Abfälle, zur Reimfabritation 
verwendbare 
moniatwai; er; Bienenerde 
—2X Seifenfiederjluß; Thon- 
- md Porzellanicerben . s 
- Dünger, thieriſcher, mit Aus- 
a, nahme dv. Guano. Knochen⸗ 
aſche und Knochenmehl . 
; v, mit Ausnahme des 
mineraliihen . . - 
Aleie a ha Reis: 
abfälle . . 
Thiertnochen (uicht. zur Ber: 
P wendung als Schnitzſtoff be⸗ 
ſtimmt); Hornpeddig 
% au, vorjtehend nicht gen., 
- foweit fie nicht bei den betr. 
Nohſtoffen aufge. werden 
= Düngungsmittel, künſtl. (an 
ſich zollpflicht.) u. Düngeſalz, 
auf bejond. Erlaubniß, letzt. 
unter Berwendungsfontrole 
Sunpen von Zeugitoffen aller 


























' re Stride und Veberlipen 
aus Garn, alte; altes Tau- 
werk; gezupfte Eharpie 


- Bapierjpäne; Makulatur . 


2, Baumwolle und Baum: 
wollenwaaren. 


Baumwolle, rohe 


Bauınwollabfälle 


Baumwolle, —— (ge 
jtrichene od. gefrempelte), ge: 
fümınte, gefärbte,gemablene 

Baumwollwatte, aud) Au 
jeptiiche ꝛc. (Tara: 6°) 


Baummwollengarn 
darunter bei der Einfuhr: 


ao oengarn: eindräbt., 
rob a un 





den Frei⸗ 


) häfen bezw. 
Bollauss 
ſchlüſſen 


| 


| 
J 
7 
| 
| 


Belgien 


Düne: |Frank| Große ja, 
mark | reich |britannien 









20,196 
200) — 


403| 30,525 
1,276 





















































3,045 
1,072 
2,696 
1,149 
4,787 
1,248 


1,836 
260 
— 
169,61 1 
2,152 
37,860 
131 


17,713 
5,266 


33 
76 
1,088 
3,960 
2,162 
25 


304 


5,472 
2,699 
312 
29,213 
3,906 
107 
1,219 
8,879 
2,952 
17 
72,883 
5,266 
5,518 
7,626 


6,408 
2,640 




















5, a 

























14,830) 89] 34,736 
142,284] 122] 9, 30: 
23,21 — 6,128 u 
z,ı22) 112) 5600 
19,729 1,53 

741 






78,354 10,971 
33,872| 2,283 
6,053 429 
298 24 


8,695| 231 
27 32 



























138,309 291| 6,817 
1,902] 203] 247 
9,524 7162| 27,816 
2,262] 2773| 15,550 

15 2 12 
184 74| 950 
— 1 6 
53 42| 121 
1,283 101 904 
4,338| 2,876| 7,769 



















57 — 397 

















ben Ber 
einigten 
Staaten 
dont 
Amerika 


Britiſch Argen- 
Oft» | tinien, 
















69,567 
4,208 


14,10 6, 
5,6804 






473 

















60 1 28,592 10,086. €. 
= 601 4259| — * _ 98 295| '2,291| 26,688] 19,042 

202) 8,360) :— — 2,927 12 47) 1,072) 50,273] 54,589 € 
‚2748| 6,262 | — — — 3,260 1 54457] s185 














1 72,627 
. - u 78,798 


73,154 0 5 
66,169 % R 


| 
| 
14 









5581| — 


















26 B 87) 17,836 265 — 3744 — 514631 71 0566 
298 — — — — 170 214 99,155 63,630 A 
721 — 221 4,774 3 4,331| 304 5750 624,260 33 















1,615 20 ..& 30 I Ba j + 658 27,011 
11 53,282) 43,827)  221124,790|- 5,286 1,2681 35,151) 28,027) 3,902,385| 3, 185,949 € x 
2,766) — — — 8 20 40| 273,594 395,081 U. 


1,034 600 8,8181 26,898| 1,238 8061 10,351] 210,717 268,595 | 
22,889 — — — | — 53,316 auss 


16,150 2,7111 426,332] 262,616 
12,55 il 7 * - 219 41] 120,509 — 


v4 Bi. 
BIETE 


F * — 56 €. 
32 3 ‚19 2 2,282| 1,064 260,008] 270,068 @& 
Fa ed ah 22) 245,047| 5,968] 502,129] 454,894 U 
* — — 3 166 25,790] 25,312 € 
4, 3 2| 2,525 11,254 J 


37,555 57,089 € 
3,106 22,682 26,740 . 











— 





















































—— vo; Nie 6 


+b 
3 


— 1567,550| — 2,249|1,590,114 i 2,597,423] 2,505 ‚00€ 
21 — — 3 6 225,8561 239, 
1401 8,144 5 128| 17,254 178,437] 175,832 & 
4,472 27 2 1? 3 4,426 99,777] 111,928 N. 
36 


15,467 
65 
1,862 
158, 706 
96,138 


























71,805 U. 


BR > J u 68,875| 38,36€ 
59* 
Digitizedii »008le 











Einfuhr und YAusfuhri 





Baarengattung den Frei⸗ | 


Menae von 100 kg netto büfen bezw. j 
Pl 8 ) Bollaus- Belgien 


ſchlüſſen 


Däne: Frank⸗ Groß: Jialien Nieder- 
mart | reich | britannien 





— — ET" En — 
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Baummollengarn, zweidräht., | 

einmal gezwirntes, roh . — 303 — 3 75,9191. — 
—, eindrähtiges u. einmal ge: 

zwirntes zweidrähtig., ge 

bleicht, gefärbt od. bedrudt 12 369 4 330 1,500 5 
—, dreis und mehrdrähtiges, | 

einmal und wiederholt 

gezwirnteß . . — 25 6 58 2,131 1 
-—, zweidrähtiges, wiederholt 


gezwirntes,accommodirter | 





Baunmvollenzwirn jed. Art 1 15| — 114 5101| — 
Dochte, ungewebte baummoll. — — — 2 — — 
bei der Ausfuhr: 
Baumwollengarn, mit Aus— 
nahme von Vigognegarn: 
eindrähtiges, roh . .. 15) 32 1,528] 5,857 99 45 
—, ziweidrähtiges, einntal ge- h 
zwirntes, roh . . = —_ l 5 (nn 
—, eindrähtiges u. einmal ge: 
zwirntes zweidrähtig., ge: 
bfeicht, gefirbt od. bedruct 97 3,188 567 527 5,551] 1,140 
—, dreis u. mehrdräht. einmal 
ı. wiederholt gezwirntes 27 207 355] 919 2,048 255 
— , zweidrähtiges, wiederholt 
gezwirnted,accommodirter | 
Baummwollenzwirn jed. Art 39 885 497) 456 121| 1,857 
Dochte, ungewebte baumwoll. I 6 8 Il 51 — 
VBigognegarn (aus Baumwolle | 
mit oder ohne Beimifchung 
von Role) . .» ... — 2 138 5 28,914 176 
Baummollengarn, unvollit. 
beflatitk  ..- a u. + — — 4 = = 


< 41 508 19 1,273 10,950 16 
Yaummollenwaaren . . . 5,004| 11,373| 3,237] 15,436 41.256 5,625 
datuuter: 


Baumwollene Gewebe, dichte, 
roh, mit Ausſchluß der | B * 2 = u J 
aufgeſchnittenen Sammete 

Baumwollener Tüll, roh und | — 7 — — 13744 — 
ungemuſtert .. — — — — I — 

— Gewebe, dichte, gebleicht, 
auch appretirt, mit Aus— 2 Hi — 71 1584| — 
ſchluß der aufgeſchnittenen 302 2,399 678 1,927 407) 1,533 
Sammete 

- aufgejehnittener (gerifi.) — 5 = 47 215 1 
Sammet aller Art . . 17 a 36 128 68 100 

— Gewebe, dichte, gefärbt, be- 32 68 9 595 3,012 8 
drudt ꝛc. .» 3,412 5,154) 1,683] 9,176 18,561] 2,683 

— Bofamentier: und inopf- — 251 — 176 141 1 
macherwaaren . . . . 178 en 400| 1,293 nme 2 
— 6 — 77 

— Strumpfwaaren 628 1,255 38| 1,355 5,115 651 


Zn a 


—— — — — — — — — — T — — — — — — 


freien Be 


J 


ku--. 
mien 


Ruß—⸗ 
land 





25 87 
— 31 

4 
$15 +05 
BT 298 
55 945 
19 5 
3 4 
5 10 
„iaEl 2,719 
106 142 
— l 
295 624 
69 26 

2 

606 558 
+03 221 
1 
1,465 853 


im Jahre 1891. 


rkehr von resp. nad 


Britisch Argen- den Ber 

2 , ’ Dit | tinien N einigten 
Schwe- Schweiz! Spanien Dit, * — Bra Staaten 
den Indien | Patas | filien | Yon | 
x. gonien | Amerika 














_ 118 _ _ _ 1 
— U — — — N | 
253 437 50 28 13 a 54) 
| 
197 +77 2 17 + 32 276) 
t 
| 
424 756 650. 37 14 127 228 
4 4 10) ı — l [7 
z2| 1,924 — — — — 162 
101 1414 2 ee 13 58 
3,582] 11,050 4,2401 3,082] 12,500) 19,631} 41,501 
ı 4 — — * _ 2 
49 609 u — 9 113 20 
_ 124 > — - = i 
N — — 2 — 
1 40 _ — — Ih — 3 
465 2,398 288 90 104 6953 212 
1 | — _ _ — 2 
139 78 110) 17 5 11 126 
a 18s1 — | — 10 16) 
1,629| 7,2111  1,420° 1,351] 9,431] 16,222] 5,477 
— 37 _ _ _ 1 _ 
419 866 859, 350 148 588 2,710 
_ 71) — | - | ii — 9 
256 595 WAS) 1214| 2,7000 1,449, 1,754 





309 





den 
übrigen 
Ländern 


* 


5 
1,5%5 
2 
386 
38 
37,015 
2 


2,594 
3 


11,150 


Summa 
1891 


78,669 
3,419 
2,371 


8,370 
2 


20,512 


590 


22,161 


6,667 


12,755 


252 
53,394 


7 
15,182 
276,805 


3,792 
2,239 


1,505 
13 


1,808 
18,112 


319 
1,731 
144,565 
454 
29,155 
291 
65,958 


Summa 
1590 






88,027 E. 
4,309 €. 
2,667 €. 


4,678 E. 
3 €. 


10,701 N. 


64 N. 


16,022 9. 


7,555 8. 


2,298 N. 
180 A. 


2,3911. 


35 A. 
14,784 E. 
281,902 A. 


8,313 €. 
2,489 3. 
1,266 ©. 

19 U. 


1,930 €. 
16,202 A. 


177 E. 
u571 A. 
4,364 E. 

134,313 A. 
381E. 
29,176 A. 
321 €, 
82,669 A. 
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Einjugr und Ausfuht in 





J 









































Waarengattung den Frei⸗ 
(Menge von 100 kg netto) BEER 8 —* Desert ger Groß» Italien Nieder: N es a 
Zollaus | gien | mark | reich | Britannien! fanden |Tegen | Umgel 
ſchlüſſen | | 
Baumwollene Gewebe, uns | | | 
dichte, rohe, mit Ausſchluß — ee 3 — — — 
der Gardinenſtoffe u. des 6) 44! u 14 72 25 215 19 
ungemuijterten Tülls | | 
— ı Gardinenitofte, gebleicht | | 
N . — 2 — 60 74 —1 15 — 
und appretirt, auch ge | ar! nt 
färbt und bedrudt ei x s2| * 2 16 
2 ai are Ai = - 1 | 5 159 — * — 
N M m — | 3 * | IE Ale 
— Gewebe, undichte, ge J en 
bleicht, gefärbt, bedrndt, Be * 4 - * ab I & 
anderweit nicht genannt | > ae \ \ \ 8 
— Spiben (auch jog. Reiß— | | 
ſpißen und Stidereien auf | =. 8 — 108 Su 10 — 
Srunditoffen aus Baum- i \ * 
wolle, auch in Verbindung | = 183 ” 859 1491 12 228 * 
mit Metalliüden 
Dir . o — — Ga — — 
Fiſchernetze (Tara: 10/6) _ * 23 R * 
Ganz grobe Gewebe aus rohem 
Geſpinnſt von Baum— — 2911| — 3 11 — 
wollenabfällen (zu Preß⸗ I — | — — — 
tüchern x.) . 
Baumwollenvaaren, unvoll- 
ſtändig deklarirt — —_ 53 11 — 10 
Schmirgel- und Bimſteintuch; Er _ A 
Fenerjtein und Sand» | F = 30 m ge gr 
feinen (Tara: 16 Jo). | a 1 
3. Blei, auch mit Spiehglanz, 
Zink oder Zinn legirt, und 
Waaren daraus, 





Blei, robes; DEN, * 
abfälle a 


Vleiglätte . 


Dei, gewalztes, auch RR 
sc., Fenſterblei (Tara: 5°) 
Bucdruderichriften, Stereo» 


| 1,044| 84,024| 160) 1,860 62,077 
tnpplatten, Abklatſche (Chi- | — 12 9 48 42 
| 


265, 25,545] 528] 25,517 85,092 
746 11 5 50 1,263 
4225| 395 20 459 1,353 


368) 1,9001 388 4 683 





ches), Drudplatten, arav. 442 158 219 
und geätzte (Tara: 12 °o) 

Nöhren aus Blei, unladirte 
(Tara: 5°) . 

Borjteh. nicht gen. grobe Blei- 
twaaren, unladirt; auch Blei- 
draht, Bleiichrot (Tara:6°)o) 

— feine; alle lackirten 

————— v. en. 
. . 


-] 
— 
2* 








2 1 — 22 23 — 
U 1046| 2511 48 22 9 
8 261 — 183 183 2 
381 556) 1,952) 189 4972| 314 





5 1! 160 60 — 





— — — 10 4 — 
20 13 10 33 123 14 
Bleiipaaren, unvolljt. deflarirt - — — N — — 


Spielzeug aus Bei 

















im Jahre 1891. —911 
freien Verkehr von resp. nach j 
Briuſch Argen: den i Ber: 
Ru: | Ruf: | Schwe- Schweiz Spa» | Djt- | finien, | Bra Et un — Summe Summe 
mänien) land | den nien | Indien Patar | filien | "yon 1891 1890 - 
Ä | I Ränbern 
ꝛc. gonien Amerika 








28 37 

7 37 

= l 
— 1 
138] 100 
39 91 
u er 
— 
2 

6 266 

— 87 
110] 27,561 
1,252| 9,454 
— 7 
1335| 2,861 
— 7 
360 625 
926| 1,002 
— 6 
1253| 928 
7 gi 

2 3 


1521 — 
26 15 
14| — 

479 \ 

3 — 
53 — 

162 47 

305 2 
89 67 

Bo — 
27 4 
— 5 
Io 
36 (4 


404| 16,520 
1 1,526 + 





129) — 
1,687 74 
199 — 
2,818) 277 
195 7 
606 173 
8 — 
1,721 92 
320 — 
305 +0 
42 — 
119 32 
2 — 
18 2 
— 





1111114 


ws 


Sl 


24 


64 














2,021 
1,516 


1,096) 


1,166 


209 
751 


172 
2,555 
164 
189 
651 
5,7653 


1,045 
5,013 


149 
309 


307 


To 


104 
127 
1,105 


176,246 
249,725 
8,329 
18,885 
225 
20,090 
452 
5,665 
75 
10,322 
129 
18,156 
361 
1,962 
32 

467 

5 


230 €. 
559 A. 


223 €. 
2,086 A. 
210 €. 
854. 
T14 €. 
5,958 A. 


1,144 6. 
6,289 A. 


167 €. 
208 U, 


344 E. 
134 N. 


186 I. 
708 €. 
9524. 


127,661 6. 
321,244 9. 
8241 E. 
20,705 9. 
315 E 
21,999 U. 
4416. 
5,5594. 
183 €. 
7,800 U. 
409 6. 
16,499 I. 
265 €. 
1,293 A. 
15 €. 

576 A. 
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Einfuhr und Ausfuhr im 





Waarengattung den Frei— 


Groß⸗ den 
* * f a % z rn 
(Menge von 100 kg netto) [Ten bezw. | Belgien | Tine | Frank | gritans | Ztatien | Rieder: | Nor- Deſterreid 
Zollaus« | mark | reich ion fanden [regen | Ungarn 


ſchlüſſen | 


4. Bürftenbinder» und Sieb: 
maderwaaren. 


























Bürſten und Bejen: aus Bait, ai 989 a m. | 44 
Stroh, Schilf, Gras, Wur— * u = * = — are 
zeln x. (Tara: 12%) ‘ a ‚358 . 9— 

—: grobe, a. Borſten, Haaren 

vd, animaliſchen Sant 1 og 
furrogaten . l, 12! — 103 13 — 13 

Siebmacherwaaren, grobe . { ; — nn : = A 4 

Bürftenbinderwaaren, feine; } 

Abjtauber aus gefärbten — 1 27 
Federn; Binjel aus Haaren |; oe . J = 2 22 90 181 
oder Garn; Banzbüfihe zu | 9 ur 

Helmen ꝛc. — 

— — — —1 = — 3 

Siebmacherwaaren, feine. . az N —4 — il. = 

Bürjtenbinder- x. Waaren, 
undollitändig deflarirt . . — — 3 ll — 

5. Droguerie-, Apotheler— 

und Farbewaaren. 

Aether und Aetherpräparate; „838 1 1 3 5 — 12 

Gollodium; Celloidin . 350) 155 65 (16 95 28 82 
IF 18; 13 1 413 201 127 712 

Vo i 

MMELDEIHE Arche 20 3a 0 571 385 92 69 + 

Blei» (Graphit) und Farben⸗ = 
ſtifte; Baitellfarben (Pajtell- 1 14 — 94 30 2 181: 
jtifte), Beichenfohle und | 20 285 146] 1,162] 2,487 586 2 
Beichenfreide . ie 

e — (| — 5 145 — — 

Chloroform 3 El 8 18 s q 8 6 Is 

Eſſenzen, Ertrafte, Tinkturen | | 
u. Wäſſer, altohol- od. aether⸗ 198 5 2 93 37 26 552 
haltige, z. Gewerbe · u. Medi⸗ | gı 27 69 18 zu 27 115 
zinalgebr.; Menthacampher | 

äufele . 2 2 2 02. u u ER = "943 F — 3 

—V —— 11 243 8 550 3,602 2 47. 

Lacke, Yadfirnifie 450 22 447 252 123 371 235 

Maler: nn. Waſchfarben;: Tuſche: 18 31 —1 170 153 1 36 
rarben- und Tuichkajten . 654 525 192 196| 2,040 579 235) 

Ultramarin, natürliches und — 33 — 323 11 — 18 
künftl., blaues, grünes ac. 366| #297] 7161 1,269] 19,305 1,543 608, 

Mark ie an _ li — 51 6 3 108 

Wahholderöl; Nosmarindl . = BR 5 2 20 ı a 
“ . .. r x 2 

Zündhölzer und Zündkerzchen Er 4 120 ” J Bu J = 

B e8 J 
lauſaures Natron 444 f 3| er 8 — x0 

Blutlaugenjalz, — und 4| 2 — a — — — — 4; 
rote . . j 151| 45 28 1165| 1,272] 23 286 44 +77 














im Sabre 1891. 




















freien Verkehr don resp. nad) 
| | 
| Britiſch | Argen⸗ 
Nuß ESchwe⸗ Schweiz | Spa- Site | tinien, 
land den nien | Indien | Pate | 
| | x.  ;gonien 
& — — a -— — 
br84. (90 103 740 223 gi 43 
“ — 2 25) — — — 
J— 2 — is — — 2 
— — 4 — — — 
51 rat 51 107 51 51 +6 
— 2 3 3 — 
| — 2 — — — — 
1 — | 3 — 
“225 23| 550 35 co 10 
I 54 — 25 2019| -- | 
2 247 58 N 16% 3 36 
_ — 2 | 10 — ! 
4 450 194 232 419 215 52 
158 13 45 3| 5 9 
: 1 — 121 — — — 
25 gı 26 58 32 34 25 
Br — — 8 — — — 
4 2 — — — 
15 5 157 2 1 57 
283 272 828 +20 2ıl 13 
1 1 a — — — 
836 573 583 155 196) 105 
* = ik: = == 
574 525 374 1,838 223) 4350 
— == 4 ii — — 
9 = = — 
— 2,639 6 — — —_ 
22 3 991 52 2,008 515 
13] | 52 — — — 
96) el 48 28 gi — 



































Bra— 
ſilien 
| Amerika | 





‚den Ber: 

einigten 

Staaten 
von 





(si 604 
— 3 
45 l 

| 
32 
84 470 








+ — 
— 12 
24 25 
— 168 
28 651 
— 27 
212 544 
— 
— 17 
38 106 
J 410 
660 
53 29 
28 
156! 842 
1,874 
l 18 
803 201 
2| 1,501 





den 
übrigen 
Ländern | 





Summe 
1391 


7,049 
10,722 


220 
21 
107 


848 
5,103 


901 
2,705 


2,546 


303 
9,46 } 


159 
381 


1,062 
217 


4 
1,560 
6,558 
5,597 

613 
13,538 
574 
44,040 
177 

82 
3,960 
23,994 
21 

907 
97 
4,368 


Summe 


1590 





5,638 E. 
10,594 N. 


213 €. 
238 €. 
28 N. 


861E. 
5,154 A. 


TE. 
48 A. 


aM. 


» u tS 


26 
‚4 
‚276 
5 


Bi Sn 
5 

m Gin 
262@G 


390 GE. 
9,784 A. 
30 €, 
348M. 


1,200 6. 


1,527 X. 


26, 
1,102. 
6,290 E. 
5,585. 

700 6. 
12,329 3. 
694 6. 
52,585 A. 
240 E. 
BF A. 
4,115 €. 
19,465 I. 
— TE 
799 M, 
125 ©. 
3,183 4, 
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Einfuhr und Ausfuhr im 



















































Waarengattung den Frei⸗ . * | 
. , jhäten bezw. | Dänez | Franke | Grohe Sms rim! Aigher. | Nortz Defterteih- 
ER | a | | Aa et [wegen | Ungerr 
ſchlüſſen 
Cyankali s bl | 1 — — 2 
weiße aus — — — — — 

Cyanka —* (weiß A = & 5 2 : ; a = 
et 203 6 2834 — 23 1 _ 
Oraljäure u. oxalſaures Kali { u 61 345 16 2,174 166 476| 1,480 3 1,788: 
— BR - 837 85 11 200 1,150 2 6,100 „10 47 
Oelfirniß (Tara: —) . ; 1,150 3821 420 31 3594| 454 14 2533 552 
N 0 — 5094 — 1,662 168 — 129 — — 
Aeßzkali (Zara: 17 fo) . 7 5 10 8 46 5 36 49 is 

— 372 — 1,029 1,9455| — 140 — 
Aetznatron (Tara: 17%) . 2601 9,452 277 244 3,258| 1,469) 3,011 220 1012 
Alaun (Thonerdealaun), aud) | | 
ge Na: | m 47 — 151 420 — se — A 
re 2 ‚030 33,137] 2,818| 110600 269 4,9 
Sg ern | HARD BNARO| AI NNOR * | 
umpahnitat (Zara: 9®/,) . 
Barytweiß, aud mit Bleiweiß | — — — 45 106 — — — 
vermiſcht (Zara: 8°). 36 vr T en wa - ‚pi F * 
Buchdruckerſchwärze (T.: 16/0) u 9 5281 574 102 5131 651 295) 301 185 
I: Mi 
Chlorkalk, trodener u. flüſſiger 15 1,354 — — 28,451 6 = : * 
(Zara: 10%) .. 29) 2,116 115 88 3 109) 1,276 1 
Sarbolgertrafte; and Ber- 20 3783| 14 1802| 19] 3 302 5 m 
berigen= und — 374 52 465 594 1,340| 985 466 164 5,036 
ertraft (Tara: 16%) . : 2 a u ı_ 10 
Gelatine (Tara: = i * 154 120 186 99| 256 500 23 zu 
Hauſenblaſe, echte und unechte | — — 1 4 3 En 3 — = 
(Zara: 149) . . . 2 — 2 35 1 — \ 
Kitte, m. Ausnahme v. Asbeit- — sl — 987 89 2 ıı1 — 
Mineral u. 0; Schellack⸗ 2 6 43 13 ‘|  gı2 8 4 139 
fitt (Zara: 10°) “ J Pe 
m; nt engallerte 5 738 19 7006 8617) 16 2,182) 335 308 
Leim; a Y Leimg 2 2,0%: 
(Zara: 14%) 2,086| 3,555 7880 2,563 a,B81| 1,076] 1,126 942 2,0% 
2100 16 149 — 382 307) — 9 — | 32 
R uß u. Rupbutten (T.: 16 fo) 136 1,955 127 1,819 984 73 615 13) —* 
Siegellack Tara: 16%). . 3 — zu 125 2 — | — 5 
Siegellack (Tara: [o) 13 80 57 8 34 28 17 3) 
Sprengitoffe oder Spreng« = | = * 
mittel, auch in Hülſen; — 344 — 1 25 1 : i = 
Erpfofivitoffe in Hülfen | _ 311 381 100 6,045 29 94 i 
(Tara: 20°») 505 | — 
Tinte und intenpufoe B| 3 67 2 91 525 — Se | * 
(Zara: 160) = 10 78 — RL ss = 36 a 
Wagenſchmiere — 16%) | 35 179] 1,603 286 18 80 us 25! 2 
* u — 480 823 — 7 | il 
Wichſe (Tara: 16°/e) . j 55 237 23 14! (64| 2,5521 1,907 160! = 
Zindiwaaren, anderweit nicht [ — 8981 — 154 133 — 2 er = 
genannt (Tara: 20 Jo) 133 471 13 6 49 192 * — ru 
Natron, doppelttohlenjaures 6 1 — | 14 3,412 — J u 
(Tara: 13%/0) 48 u 10 56 "1,616 — * is 
Soda, kalzinirte (Tara: 13°, ,) { co5| 50,828| 32,385| 4,4553 21,464 56,942| 272,567) 4,518 5,765. 








im Jahre 1891. 





⸗———r e —— — — ——— — 





freien Verkehr von resp. nad 





Ru: 


mänien 


15 
59 
110 


Rukland ar 
er 


54 


415 
271 
82 


55 


1,019 


8,854 


1,214 


5553 


189 
6537 


457 
151 


59 


45 
2,022 


905 


— 


19 


5,734 


1 
850 
6 
117 
353 
44 
10 
954 


26,599 





D 


en | 
| 





1,636 


147 
464 


BO 


1,274 


87 


44,849 


Schweiz 





148 
172 
507 


12 


8,905 

















13 
323 
50 
1,790! 
660 
1531 
11! 
396) 

7 





310 
2 
53,120 





Spa: 
nien 


509 





Britiich | Argen: 

Oft: | tinien, | Bra: 

Yudien | Patas | fifien 
x. gonien 











— 7 — 
N 2531 36; 
a Me 
— — 1 
6 6% a 
— 15 — 
4 103 292 
—1 — 
24 69 264 
— 5 61 
8 — 268 
— — 146 
5 — — 
l tl 37 
— 23 
6 — 24 
— — 9 
39 62 190 
5 — — 
— 404 
72 2 64 
264 100 544 
57 15 170 
109| 107 105 
al 2 161 
' 


den Ber: 
einigten 
Staaten 
von 
Amerika 


647 
54 


538 
6,602 
1,073 





den 
übrigen 
Ländern 


1,014 


450 


















Summe 
1591 





3 


419 
532 
11,215 
8,438 
5,250 
2,472 
559 
3,494 
31,121 


1,575 
150,174 


192 
7,131 
271 
9,505 
34,305 
13,559 


47,448 
15,601 
962 
4,535 
222 
101 
403 
996 
19,436 
37,737 
2,040 
8,728 
141 
1,023 


102 
19,404 


2,605 
4,858 
920 
5,671 
2,700 
10,340 
1,246 
4,053 
3,704 
3,329 
1,988 
353,303 


Summe 
15% 


12 €. 

745 N. 
1,633 €. 
10,191 N. 
7,010 €. 
5,549 9. 
2,895 E. 
4240 A. 
7,098 E. 
14,200 A. 


2271E. 
137,810 A. 


131 €. 
7,442 W. 
337 €. 
10,852 A. 
66,473 E. 
5,656 U. 
46,855 €. 
15,819 A. 
633 €. 
war 
226 €, 
90 A. 
440 E. 
483 A. 


20,849 E. 
35,392 A. 
2,291 €. 
8,515 9. 
127 €. 
1,039 I. 


5,996 E. 
25,784 A. 


2,188 €. 
4,976 N. 
880 E. 
6,623 A. 
2,317 €. 
10,959 9. 
846 €. 
3,998 A. 
5,141 €. 
3,1691. 
3,332 €. 


270,510 N. 


J Vaarengattung den Frei⸗ — 
| Beigien | TAN Frantreich Beitans 2 


hüfen bezw. 
Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 


ge bon: 100 kg netto) 


fajche aller Urt (Tara: 
"10 M 


10%), 
S: ddr ‚Tobe; au Koftalifite 
ara: 10%,,) 

Bafergias (Tara: —) 
| ib imin aller F auch 
friſches Eiweiß „ob 


EN! jarin . 


Mltaloide und deren Salze, 
"mit Ausnahme von Ehinin 
und sgentafalgen Sr 


Su A r 

Ni moniaf, eohfenfoureß und 

. Tabjaurs PeiRtan; ea 
miafgeift . . 


% N mmoniaf, — 
ilinbl (Anilin), Anilinjalze 
1. anderweit nicht genannte 
J In Steintoßtentheerftofe 
Milin⸗ u. andere Theerjarb- 
4 ar anderw. nicht genannt 


 Anthracen 


ee. 


‚Ar genige Säure (Arjenit, weiß) 


(tfenitverbindungen (gelbes 
ar zoth. Schwefelarjenit xx.) 
Jarytjalze, mit — 
— "don arytweih . 


Venzoeſaure 

DO linerblau . 
. Bleiweih . 

Meizuder und Bleiejfig . 


Borar und Boriüure . 


Drehweinjtein und jonjtige 
Untimonpräparate . 


Brom . Dh 
Bromkalium u. andere Brom: 


‚prüparate . 


> Kampher, roher u. gereinigter 


- Kanthariden (Span. Fliegen) 


—_— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — u un — —— —— —— —— 





int Jahre 1891. 
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freien Verkehr von resp. nad 


mänien 


Ki 


| 


39 


J—— 





154 


Ruf 
land 








4,155 


1,388 


156 
42; 
5,170 
16 
4,085 


1,646 
25) 


521. 





Schweiz Spanien 














| Site 
Indien 


l 9 

13 

16 2 

105 74 
I — 

898 63 

10 

1,155) 5,098 
172 — 

24 69 

N 5 
140 — 
J — 

16 235 


2,282 1,510 


359 10 
8 238 
537 2 


3 — 


+5 5 


286 21 
1 — 
ıl 2 


den Ber: 
einigten 
Staaten 
von 
Amerita 


| Britich Argen⸗ 


—X 














863 


11,843 


156 


22 
4,158 
2 

3 

2 
12,959 
30 


15,927 







den 
übrigen 
Ländern 


Io 
127 
u an 


» 
& 
* 

* 


| 


— 
Er 
o 
1 


a 
23 He OO 


' Summe 


1891 


18,443 
110,934 
903 
78,750 
1,192 
40,416 
1,285 
1,768 
785 
81,685 
131 
584 
756 


nr 
er 7 


15,789 


16,928 
311,097 
9,571 
3,399 
44,051 


6,881 
86,818 
66,993 


93 
1,531 
5,7453 
190 
2,684 
6,902 
12,675 
20 
585 
1,561 
6,000 
7,155 
117,558 
469 
13,856 
15,647 
14,048 
1,017 
4,047 
26 
1,587 
79 
2,411 
10,444 
4,616 
255 

159 





Summe 
15% 





16,258 €. 
106,281 9. 
816 €. 
50,542. 
1,743 €. 
54,358 A. 
1,347 €. 
1,568 U. 
1316, 
14,055 A. 
332 E. 
5614. 
844 E. 
334 A. 
3632 E. 
17,719 A. 
333,733 €. 
945 A. 
4,181 €. 


38,295 A. 


2,609 I. 
5,720 €, 
10,485 A. 
12E. 
419 A. 
1,024 E. 
5,444 N. 
11,357 €. 
123,205 N. 
379 E. 
15,04 1%. 
14,582 E. 
1722219 A. 
1,440 E. 
4,201 A 
51E. 
780 A. 
30 E. 
1,842 A. 
72938 E. 
4,149 I. 
176 €, 
1054, 
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Baarengattung * ai | Große den * Oeſter · 
(Dienge von 100 kg netto) viren u Belgien | Düne Frant⸗ britan⸗ Italien Nieder: Dr | reich 
BZollaus: | marf reich — fanden | wegen Ungam | 
ſchlüſſen 
| 
| 
1,005 2 2271 12,264 — 5 
Catechu, braunes und gelbes 1,193 3 642 2s E 956 us = 
= 5 — 
Chinarinde 131 a 6 181 56 22 
Ehinin, Chininſalze, Sinn N — — — 1 52° — 
prüäparate . . . + 4er 9 a ie 72 
Söforeakciem (olsfaurer Anif) — = "455 9 195 se 193 
i t * — 6 — 106 68 — 
Ehlorkalium (jalzjanres Kali) | 10,956 27,762| 1,0201 123,401| 129,420| 44,070 
Ehlormagnefium (ſalzſaure — — — 2 — 
Magneſia).. 702 935 165] 6,531] 78,608 671 
Chlorſaures Kali und chiorſ. — 29 — 433 2,996 — 
Natron, nicht in Hüljen . 7 1,104 19 156 = 2? 
Ehromalaun . -R — 498 N gız| 1,299 177 
Ehromjanres * pls und RK 8 994 — — 15,294 — 
rotes . . 32 20 155 I u 16 
Chromfaures — u ie 4 = 2,307 "2a Pr 
Eitronenfäure; itronenjaft, { 4 — 107 631 86 
nicht mit Zuder verjegt 47 3 8 6 147 3 
£ ; — 111 — 22 369 — 
Cochenille N Pr 18 4 t I 42 9 
99 14 218 449 — 828 
— al 1 u — 11] 1,088 360 
Eis, robes, —— er 1,595 230° — 2 — — 193 
künſtliches. 2,970 a 5 15 1,550 471 
Eijenalaun; Eifenbeigen, auch — 32 — 71,739 1,994 195 77 
in feftem Zuftande . 2 57 103 132 21 15 687 
Eijenoryd, rothes; au Ciien { 2 156 — 1,323! 6,801 28 569 
menni : - 201 2,190 468 650 64 + 506 
Erzeuguife, tobe, 3, Bürften- 3 90 9 12493 931) 5,488] 2,621 
tabrifation, Slechterei %., 423 558) 1,482 544 875 196 306 
anderw, nicht gen.od.inbegr. * ans a R | 
Eipartogras . i | * 2 *8 ——— 
— 14,409 4 17011 3694 — 52,078 
Farbhotzer: Blauholz · . vol 1002] eis| 200] 2,9891 Wiss] 1.969 
— 1062| — 245 1,045 3 
—: Gelbholz 14 v9 on — 9* 153 878 
— 4 1,583 3 1218| 2126 — 2,014 
—: Rothholz 166 405| 735 J 942 20 825 
EHRE 5 648 — 665 5,094 9 763 
Saläptel, auch gemahlen . 255 Bis 25 I Rn — 95 
are — — 17 — 152 24 1 2 
Serbjäure (Tannin) . | 5 152 17 417 1,964 266 58 
Kerbitoffertrafte, außer Gate | 306| 12,217 48| 30,872) 5,632 934 4,251 
chu und Gerbfäure . 1,636 1,041) 1,587 297 593 154 1,651 
j —— 313 496 1251 1472) 8615 — 6,071 
Glycerin, gereinigtes . ‚ 76 3,203 752 104 7.430 448 22 
’ — 4,283 — 4,079 20 ‚644 766 3,132 
GBlycerin, rohes . — 27 295| 36 23 23 337 
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freien Verkehr von resp. nad 





1 | 









Britiſch Argen⸗ den Ver⸗ 
Ru⸗ — Schwe⸗ Oſt⸗ tinien, Bra- einigten | den Summe Summ 
. Rußland Schweiz Spanien . de Staaten | übrigen! ” — 
mänien den Indien | Pata= | filien | von Aandern| IBM 1890 





x. gonien | Amerika 












73,500 E. 











2 11 1) — | 44,192 
6,557) 2,705 758 23 — 22,072 A. 
— — — — 45 48,499 E. 
68 9 62 8 909 A. 
— — — — — 109 E. 
150 12 5? \ u 1,565 9. 
— = 1 — — 3,547 E. 
1,579 286 176 — 22 2552A. 
2,938 €. 
6,268) 17,119 8,120 2,562 192 317,384 676,580 N. 
— — | 44 = _ _ — _ _ 149 E. 
3,924 37 1,566 206) 2,589 102 l 2,056 102| 108,216 83,648 U. 
— — 470 — — — — — 5,974 5,501 €. 
788 +0 44 88 — 53 5,1358 U. 
— aeg * _ — 25 €. 
11 27 745 266 — 1,312 6,568 A. 
— — 23 _ — — 15,389 €. 
245 30 123 l — 2,759 A. 
— — 51 — — 7,569 E. 
— — 4 —1 1,946 E. 
46 10 7 6 l 400 N. 
— — .- 375 13 772 E. 
72 7 — 501 A. 
— — 9 — 1,322 35,004 €. 
670 60 397 — — 6,216M. 
3 * 4,596 — 59,825 €. 


61,976 A. 
12.417 €. 

















? 17 148 465 6 — 2 5 123 48 6,101 4,561 I. 

— 11 — 123 -_ — — — 3 19,251 19,827 €. 

27 66 328 115 14 1 166 4 225 6,019 5,278 N. 

— 220 2 457 2 266 4 15,670 150| 14,409 54,292] 52,574 E. 

10 231 426 823 2 — 5 45 31 560 8,825 9,7198. 

> — — — 506 I — 39 4 382 2,740 2,287 E 

— 18 100 — _ — — — 9 562 554 A. 

— — — 813 — 1154 — 3,169 27,539| 366,7281 471,9141 528,806 €. 

25) 29,417] 7,510) 5,719 362 — -- 607 2 668 97,449] 107,008 I. 

* — — 104 — 181! — 1,345 1,7011 32,678 42,931 65,292 E. 

— 6,012 825| 130 U — | N B3 — 45 14,574] 20,717 A. 

= — — 3 — 1,9394 — 696 971] 19,713 30,323] 69,162 €. 

15 4,967 785 608 156: t 2 45 t 60) 2,056 13,805 A. 

— 11 — 3 — 262) — 1 _ 17,792: 25,587 23,218 E. 

— 200 25 10 — — l 21 — 6 988 1,328 A. 

= — — — 74 — — — — — — 273 193 €, 
Km 1,015 47, 191 125 6 47 7 2 29 5,0*0 4,525 U. 
u — 126 9 2,235 8 3131 954 744 2,5151 1,101 84,043] 77,184 6, 
575 2,552| 4,545) 558 4 1 25 104 364 426 13,520 12,151 9, 
Bi: — 2,990 5| 13 — — 204 — — 1 20,367] 15,046 €. 
+4 85 250: 783 691 26 * 29 225) 1,252 20,414 21,836 A. 

%. 9640 — ed — | _ 6 — _ — 42,785| 48,745 €. 
18 (3 44 45 34 — — 98 24| 1,994 3,080 WU, 





Einfußr und Wudfubr ii 





Waarengattung 


(Menge von 100 kg netto) 


| | | 
| l — | 


Bolbpräbarate 


Bummi 
Tragaut 


Gummi arabicum: 
Senegal, Gummi 


Holzgeiſt (Mtetbylaltohut) 
Indigo 


Indigokarmin 


Inſektenpulverblumen, auch 


gepulvert 
Jod 
Jodkalium und andere Jod— 
bräparate . 
Srländiiches und geläwbiices 
Mood . . 
Kali, ichweielfaures ; auch 
ſchwefelſ. Kali-Magneſia 
Kalt, künſtl. kohlenſ., künſtl— 
ſchwefelſ., farbolf., chlori., ci» 
tronenj.,ejfigi., holzeſſigſ. 2c. 
Karbolſäure, flüſſige und 
kryſtalliſirte End 
Knochenaſche. 


Knochenkohle. 


Sinochenmehl . 


Kuoppern; Ederdoppern; va— 
lonea; auch gemablen . 


Kohlenjäure ; auch gasfürmige 
Krapp (Färberröthe) 
Kupferfarbe, blaue und grüne 
Yadjarben . 


Yafrikeniaft . ge ia 
Magnefia, künstliche fohlen- 
ſaure; auch gebrannt . 
Manganpräparate, Mangan- 
jalze u. manganiaure Salze 
Mennige (rothes Bleioryd) . 
Mineralwaſſer, künſtliches u. 
natürliches I 
Diyrobalanen, audı gemahlen 


. . . D . . . . . - 


den Frei— 
häten bezw. 
Zollaus— 


ſchlüſſen 


564 
19 

876 

150 


| 
Belgien 








62 





wre 





Do 
* 
— 





— 
— — 


— 
21 
or 


319 
3,760) 
68 
95,544 
2,713 
112] 


Däne | Fraul: | 
; mark | reih [Britannien 


Q, o1! 


299 
87 
390 





O,ss 
2437 
9,281 
1,482 
597 
1,120 
371 
90 


415 


im 69 
N “18 


102 
1,649 
64) 


22209 


6,706) 


188) 


5,4 
1,665 

279 
3,711 


3,460 


50 
109 
166 
409 
306 
175 


1,068 
1 

45 
404 
50 
7,829 


4,945 
6,559 


100 




















Grof ben 

TB" Jialien Nieder 
| 
t 

0,01, 0, Q,s 
4094 0 ‚23! L,o 
6,942|-, 118|  __967 
203) —* —X 
1,963]: — | 857 
3,560). 601 2,808 
63), 480 519 

18 — — 
51 46 20 
> 78: 3 
4. — g 
45 — 30 
2 7 { 

gi — | — 
8 27 42 
1,645 — | 126 
58 g 15 
44 — 5 
46,245| 1,407 3,002) 
901 504| 136 
35 8 984 
14,100 763 
127 263| 1,513 
10,336| — 4,519 
2 242 11 
29,236 10 5,52 . 

662| 2,919! 1,625 
12,132] 200 20.300 
1,071] 1,346) 3,574 
— — 137 
3 — | 43 
265 I 4,368 
145 52; 1,682 
— 42 20 
48 — 19 
145] 290 78 
1 — 46 
661 26 157 
4281 2,293 267 
23 2 131 
134 7 2 
274 5 213 

17 — 
768 65 161 
3,04 — 652 
14,604] 1,689 5,110 
32 160 226 
40,147 8331 95,482 
4,525 7 106 
— — 205 


Nor: 




















| tan regen | ua 








— Er 


= = wer .6 


0 
a — € 





freien Berfehr von resp. 


Rus 
mänien 





Rufland 





Schwe⸗ 
den 





im Jahre 1891. 











Summe 


1891 


Eumme 
15% 


—r r — — — — — — — —— — — —— — —— —— — — — 





4,36 O, 
232 165 
— 132 
l 5 
1 — 
932 235 
— 5 
32 74 
7 — 
56 58 
32 u 2 
1 — 
305 17 
— 5 
27 9 
1,907) 56,023 
159; — 
8,3301 418 
251 — 
4,514 (21 
2095 — 
98) \ 
3058 — 
99| 3,755 
133.399 — 
2,042) 3,744 
1,821 — 
797 292 
108 35 
245 29 
3 — 
1,0135 65 
(61 163 
152 99 
965 27 
296 35 
3,010 957 
1 3 
12, 202 1,286 
558 65 


Annalen des Deutſchen Reide, 






































Britiſch Argen-⸗ den er| 
S ” * = d4r1 | r eini ei ı 
Schweiz Ye ot N Dre Stasten is 
nien | Indien | Patar | jilien | "yon Sum 
| ꝛc. gonien Amerika | 
| 
Ol — — — — — — 
0,8] 0,03 — — — O L,so 
112 — 1,446 — 7 38 2,413 
459 69 — 17 4 19 164 
11ll — — — — — — 
2,137 5 | - — — 
155 — 4,012 — — 1,369 
296 4 — 2 8 2 88 
ee — = — = = 
12 ! 2 5 l 42 7 
2 — — — Zu 51 — 
2 — = | 4 + 55 
- | — — - 1— 30 862 
16 6 — — — — » 
15 28 t 6 g 6 161 
3 — 5 —11 — 15 
5 7 | 2 2 35 59 
a — = a — 4 
7z68 2,777 10 — 102 157,463 6,065 
0 - — — — 29,635 — 
831 223 21 9 173 167 
3 — 1 -- — — 2 
276) 42 14 20 u 301 357 
li — 4,031] 70,294! — 905 39,777 
22) l — — — — 10 
— | — — — — 8,393| 14,906 
2051 142 3 3 29| 2,326 210 
132) 46,960 41 — 1,426) 11,294 
7,000 — _ _ 2 4 3 
280 85 - | 2,080 429 26,051 
1 — — - | — 12) — 
50 - — — — — _ 
156 13 ze) — 4 _ 95 
en Bi I 1 310 
235| — _- _ 18 l 10 
en — — = = — 
107) 34 6 37 73 (6| 1,807 
1 — = — — — — 
37 64 — 187 22 489 356 
Ze 20 — d — 378 
2: — — 3 4 3? 
24 — l — — — — 
95 ı 37 9 29 109 
37 J — — 368 70 
5 — — — — 2 2 
1,164 538] 2,855 262! 1,079 4,764) 6,385 
137717 — — — —1 3 — 
7,619) 136 1,61% 5801 8,5551 27,397| 12,269 
60 — 22,076 — 2 166 826 
1356| — 8 ee ae 53 
1802, 


1,01 
74,69 
22,285 
5,502 
6,002 
6,805 
12,658 
5,556 
463 
98 
2,641 
303 
1,562 
B6 
17 
977 
3,897 
447 
12,247 
301,888 
49,715 
l 3,466 
15,425 
9,295 
142,560 
25,062 
99,918 
24,220 
273,261 
51,99 1 
50,600 
1,966 
148 
6,641 
2,466 
1,970 
466 
4,610 
220 
4,748 
5,301 
841 
770 
2,660 
122 
2,634 
4,291 
56,574 
53,427 
355,652 
31,435 
3,592 
60 


6, E. 
67,03 N. 
18.996 €. 
5,071A. 
6,458 E. 
6,945 A. 
20,076 E. 
7,3330 A. 
641E. 
909 A. 
2,977 E. 
330 A. 
1,382 E. 
1042 A. 
62E. 
1,042 A. 
3, 848 €. 
655 A. 
10,418 E. 
193,135 A. 
64,093 E. 


8,258 A. 


18,381 E. 
13,765 A. 
59,042 E. 
Bar 
163,963 €. 
20,510 A. 
374,256 E. 
34,248 W. 
44,776 6, 
2,913 A. 
352 E. 
8,535 A. 
2,495 E. 
2,359 M. 
469 E. 
3,822 A 
1866 
4,626 A. 
5,235 E. 
915 A. 
1002 E. 
1,659 A. 
56 E. 
2,45. 
4492 6 
58,299 M. 
531,164 ©. 
363,629 A. 
37,367 € 
3,0 A 


— Waarengattung 


as nr Groß⸗ — 
dv 100 k . tt l DT 
nge von g. netto) „| Belgien Er Frankreich Be Stalien 


japftalin 


Ratron, ne, hai 

inirtes (Glauberjalz 
ale ichwefelfaures 55| 154,112 
Natron, unterſchwefligſaures 81 
md ihwefligjaures. . 695 


Drfeille, Orieillertraft und 
Perſio; aud) Ladmus . 
Palı 1° und Kokosnüſſe 
Bospoor, gewöhnlicher . 
other (amorpher) . 
erinfäure 


* brachoholz, m. Ausnahme 
— des zerkleinerten 


_ Q nereitron 


|: 
SO OD 


a Ww- 00 


+ Warten getrocknete 


— u. — 
Salpeter: Chileſalpeter ‚Nas 
j wonjalpeter) . P 


ER Kaliſalpeter 
alpelerſaute (Scheidewajler) 


N 
177 


9 


E 


Se tzſäure 524 


Fa 
"Schiehpulver . 


284 
f | x 2,471 are 
Schwefel, auch pulverifirter — * 13 * 110 005 \ 
Schwefelkalium und Schwefel: 5 — 102 4291 
natrium 26 a 638 
St hmwefeltoblenitoff Sqhneſel. * 
alkohol) : 
j 
| 


Sähwefeljäure 

Seegras; Seetang; Pilanzen- 
haar; Waldhaar; Mous . 
Breinfohlentheeröle, leichte, u 
2 Blartige Deitillate a. jolchen 


SEumach auch gemahlen . 


N 4 
2 — 12 
17,268) 1,268 
39) 5,451 
1,400 8 
30 232 
400 ‚065 78 
49 3 — 
58 26U 
212,913 355,623 14,105 


2 
FSuperphosphat - 3,882| 20,271] 11,454 


m 












Rubland | SO Schwenz 


200 


550 
6,636 


177 


= zit 124,074 


jen Bertehr von resp. nad) 





Spa: 
nien | Indien 


6,850 


885 
3,188 
5 


54 


%. 


EEEeUnE 
[e #) en 


EEREOEIET, 
— 8 


— 


Britiſch Argen— 
Oſt⸗ 


— 


im Jahre 1801. 





tinien, | Bra- 
Patas | filien 
gonien 
ı 
7 291 
16 36 
— 3 
— 7 
— 100 
— 13 
\ 46 
33,856| 26,798 
— 
4 3 
— 10 
16| 1,327 
18 18 
121 132 
= 2,409 
ı| 323 
8 55 
l 26 
2,284] 1,358 
40 
2 59 
9: = 
l 98 


3 
3,849 er 





den Ber: 
einigten 
Staaten 


von 


Amerika 


den 


übrigen 
Ländern 


115 
3,646 


1,168 
34 

+ 
2,598 
14 
3,243 


160 


371 
8,966 


3 
178 


3,714,011 


704 
17 
10,112 


253 


297 


30,183 


— 


1,576 


970 


Summe 
1891 















34,044 
2,299 
9,226 

278,816 


2,124 
19,782 
270 
30 
4,414 
2,695 
4,442 
325 
1,842 
458 
37 
605 
511,912 
10,438 
8,424 
1,299 
475 
90 
25 
13 
16 
2,170 
3,956,535 
98,951 
4,127 
96,629 
3,909 
4,162 
48,125 
103,123 
484 




















37,834 
171,721 
10,370 
1,634 
8,550 
1,000 
1,014 
71,892 
166,250 
41,461 
23,023 
73,766 
5,159 
74,518 
4,504 
1,140,111 
434,469 


60* 


Digitized 









Su m ue 
1890 






































27 ‚638€ 
2,480 4 


8,987 € 
236,067 U 
1132 €. 
14,157 £ 5 
122 


137,890 | 

904 Q 

101349 
4,870 


4,1 * 
48,579 € 
80,5 Ki 


43,1149 
175,936 € 
8,487 A 


7,0 (4 

hi { 
Sobe 
168,567 U 
‚102 € 
* 16,221 3 
4,082 % 
75,195 €; 
7,5178 \. 
1,484,395 € 
562 5283 h 


"a 










wWaarengattung den Frei⸗ 


Menae von 100 ke. netto) [len bezw. 
u Egg, Bollaus- 


ichlüffen 


167 15,210) 17 11,179 
4392| 542] zı2 1,005 
288) 1,0461 — 108 
915 262 88 


— 242 
289 
358 


24 
4,510 
145 
7,117 


3,500 
85 


4 
865 
57 
2 


Ferbentinöl und anderes 
" Yarzöl; auch Campheröl 


Bit riol: blauer ($upfervitriol) 


— ‚grüner (Eijenvitriol) auch 
„gen miſchter Eiſen- und 
upfervitrioh. 


—: weißer (Zinfvitriol) . 


Bet tfarden (Weberdijteln) . 


3einbefe, trodene und teig— 
‚at — 1. 
Fall nein, roh u. gereinigter: 
Natronweinftein 

A Erignenety 


nſteinſäure Weinjäure) . 


s emuth, getrodnet 


durmiamen, getrodnet, aud) 
 gepulvert : ö 
Binkweih und infgrau; auch 
Er itjuffidweiß Lihbpon 


Binnober, rother 


142 
503 
1,356 
22 


121 
8 ji hunpräparate,Zinnjäurefalze — 
Es u. anderw. nicht gen. 
d, inbeqr. Farbe u. Gerber 
naferialien, fowie dergl. 
® Farbſtoffe, Gerbitoffe und 
> Barben . 
J By FE Gewerbe⸗ oder 
FoMedizinalgebrauh, rohe, ; 3,296) 4,498] 4,745] 
anderw. nicht gen. oder 1,495 2,058] 2,221] 312 
inbegr. . . 
abritate und Präparate der 
chemischen Induſtrie und | ‚ 1,739 14,452 od 
harmazie, voriteh.u.ander- $ 5 9,567 
weitig nicht gen. od. inbegr. 


= a : [3 .. — 
Sirontianpräparate (T.:12°/o) 


1,908 962] 
4,029] 9,503] 1,436) 


. . . * . 


87 
55,528 
179 


fer > * 
ede geſchlenimte (T.: 5°/0) 


ben und Farbenwaaren, 

FE mbonjtändig deffarirt . — 
Droguerie- und Apotheker— 
 waaren unvollſt. deklarirt 


6. Eiſen und Eifenwaaren. 


® reife und Abfälle aller 3,077) 6,443) 1,316 313 12,317 af 
Art von Eijen Zara: I 1,1021 ızı37l zul 22 Wi 17 




















im Sahre 1891. 925 
ireien Berfehr von resp. nad) z Dan — 
er = i Tr FRE — 
| | | | Britiſch Argen⸗ den Ber: 
Ku ia. Schwe⸗ Spa⸗ | Oſt⸗ | tinien Bra, | &nigten en Summe Summe 
| Rußland ’ ‚Schweiz | “F" 274 | STR Staaten |übrigen| ” A r ü 
nanien den nien Indien Patas | ſilien "von Im: 1891 1590 
| ä | I Rindern 
| x. | gonien | Amerika | | 
ji J - l - 
| | | 
- ! 18148 28 1455| — — — — 85,148. 4157) 158,224] 145,741 €. 
6 605 2,897) 1,042 3 l 9 55 51 203 14,827 14,766 WM. 
—“ — 27 170 — — — — — — 11,049 9,528 E. 
10 2,169 135| 2,568 55 — 19 261 — 1,595 13,682 43,231 1. 
_ — — 1,933 — — — 33 — 4990 7,369 E. 
654 1,670 296) 1,400 14 I 3 214 — 410 20,756 19,891 I. 
— — — I — — = = = — 1,249 6,185 E 
} 94 44 u 3 — — 4 264 öl 3,511 3,202 N. 
- — — 238 — — — — 74 — 7,647 6,751 €. 
* 1,551 136 12) — — — — 27 6 2,942 2,321. 
— — — 1525| 2259 — — — — 30 88,121] 38,322 €. 
— 6 — i8 — — | — — N — 76 (IM. 
— 15, 7 699 2908 — — ne 4 4 13,928] 13,313 €. 
3 422 131 252 19 — | 3 59 51 492 4,873 4,090 U. 
— — - | 66 — — — | — 150 178 €. 
65 776) ra 7311 367 5] 97 22 + 643 7,769 10,219. 
J 5 — a - | -| -| - — | _ 464] 1,085 €. 
— N N al — 1 6 3 5| 2 44 55 M. 
— 23195 li -—ı- | — - — -- 6 2245| 1,881 €. 
9 10 2 2 6 J— 4 22 519 1,252 948 A. 
— 205 249 55 — — — — — 10 82,922] 31,255 E. 
2% 5,094  3,524| 2,5601 225 | 10| 1,003] 11,7699 2,260) 104,000| 88,910N. 
= —_ | — 2 — — — — 6149 258 227 €. 
1? 447 68 18 83 — | l 14 {8 128 2,080 2,209 A. 
— — — 152) — li — — — 1407 509 E. 
u 290 44 609 341 — | — l 70 26 2,488 2,854 9. 
| 
225 ‚151! 744 210 1,943) ii 170 791 2,317 19,267] 18,176 €. 
224 5,161 2,389| 2,2061 593) 109 979| 907 9,441] 3,083 54,170) 52,275 A. 
| 
| 
* 5,566 9% 783) 469) 4,408) 24| 4801| 2,296) 10,244 53,810) 47,817 E. 
122 3,225 497) 1,506 390 82 685 242 3,548 1,473 24,736 27,451 3. 
— 1,560 28 139 33 4 4 u 227 65 38,192] 26,402 €. 
348] 7,685) 2,394| 6,266 414 725 154 913 4,440| 4,207 80,081 76,110 N. 
| 
— — = — Pe e — — — — 10,592 7,7174 €. 
| 8 210 9 39 a — 5 12 732 24 1,569 1,085 A. 
| u — 21,100 104 — — — — — — 440021 92,510 €. 
| 109 19,859 22 812 — 440) 5,212 16) 2,965 50,574 43,247 U. 
| — — — | — —d — = — — — 10 4‘ 
| * 152 23 — — — 22 } 38 787 zo U 
| | | 
= 43| 10,863) 738 1 1! — 1 148! 88 50,570] 191,108 €. 
6 365 2,207| 79,685| — 886) — 103) 49,945) 55,697 591,091] 407,880 4, 















































den Frei— 

häfen bezw. 
Bollaus- 
ſchlüſſen 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 
reich 


tannien 


Robeifen aller Art (Tara: —) 


Er 
Er u. Binteleijen (Tara: —) 
* bahnlaſchen, Unterlags— 


Wr 


platten u. Schwellen, — 
Tara: —) oo 


Eiſenbahnſchienen (Tara: _) 


dranzeijen, (profilirtes 
— zu et 
Bilugichaareneifen (T.: —) 
Cd miedbares Eijen inStäben, 
auch fagonnirtes, Damas— 
eenerſtahl und Bandeijen 
Etraro: | 
en noch "Schladen 
F "enthaltend: Rohſchienen; 
Ingots (Tara: —) 
Eiſenplatten: rohe, audı abge: 
Binnhiene, aus jchmiedbarem 
Eiien u. Eijenguß ; robes a. 
abgeſchliff, jow. nur geglätt, 
Cbrefi irt. ) Eijenbiech (8.:—) 
F— polirt, gefirnißt ıc., fowie 
dergl. Eiſenblech mit Auen. 
des verzinnten (Tara: 6 
Beihbted) (verzinnt. Eijenbl.), 
auch ladirt (Tara: 10 %%,) 
Bendraßt, auch fagunnirter 
od. geplätteter (Tara: 8?/o) 
— verkupfert, verzinnt, der: 
Fintkt, verbleit, vernidelt ꝛc. 
Bel. 
Schmiedbares Eifen in Form 
don Stäben oder eijerner 
Walzendraht zur Kratzen— 
drahtfabrifation (Tara: —) 
Geſchoſſe aus Eifenguf, ganz 
grobe, rohe (Tara: 1°Jo) . 
Vorſteh. nicht gen. ganz grobe 
Eijengukw., roh (T: Wao) 
Amboſſe, Bolzen, 5 Bıecheifen, 
Eifenbahnlajchenteile, Ha— 
dennägel ꝛc. nachjteh. nicht 
bei. aufgeführte ganz grobe 
Baaren (Tara: 39,) . 
- Unter; ganz grobe Retten, 
rlkara: 1°) . 
Bruden und Brücenbeitand- 
theile, eijerne (Tara: —) 


Drabtjeile (Tara: —) 


so 48, obs 


so 370,242 
104 618 
24,669 96,816 
4 177 
697, 25,213 
23 83,241 
3,595 205,170 
— 2 
Zu 
154 
45,991 


5,116 
953,565 


896 
159,954 


246 
73,028 


1,198 
24,982 


138 
526, 
7 
Al 
385 
| 67,636 
504 
11,497 


22,044 
3,5%3 


410) 
u: 


554 
2? 
1,215) 
55 
190 
587 


5] 529,260 


17,251 
16,757 
14,421 


40 
377 


221 
106,234 


1 
334 


10 
6 


3 


104 
294 
: 6,562 


21 
554 


2 
30 


1 
406 


60,489'0,165;807 
51,269 
761 671 
9,655 185,637 
470 2,597 
3,092 7,289 
12,933| 138,558 
6,060) 82,313 
13 27 

5 188 


8,860 
72,024 


45,472 
33,497 


3,056 
84,585 


111 
2,740 


3,138 
21,558 


15,379 
8,656 


54,497 


185 
2,555 


— 


27,487 
4,71% 


515 
965 


138 





im Sabre 1891. 


927 








ireien Verlehr von resp. nad 


nn 








| 
Britiſch Argen— | 


den Ver— 
einigten den 




















ESchwe⸗ — Oſt- tinien, Bra: | S I — e 
Ru Ruß⸗ | Schw Schweiz Spanien I" ki Bra Staaten | übrigen | Sunnme INA DIR 
änien land den | Indien Pata-⸗ ſilien von | Rändern ı 1891 1590 

| | | ꝛc. gonien Amerika 

| 1. | | — 
a 201 5833 | |, 8 12,142,540| 3,853,275 €. 
(ol 3,21 — — — 164,310 7.1131, 111,782] 1, 169,215 4. 
I 59 — | — =, Pe ih ea OLE 
11,454 164,120 527] 2165| 011 3,672) 12,901 27,584 746,885] 519,185 4. 
- 30 — = - — — — 46471 2,916 €. 
125] 120,339, 2,364 ? +28 1,259; 6,261) 245,558) 590,981] 364,697 U. 
— 34 — — — I — — | 157,735] 62,571 €. 
12,855) 210,516, 19,970 243 4,855| 82,6453| 2,532| 382,641|1,414,765] 1,308,573 A. 
_ 4 — = — — — 94 146 €. 
l 435 — — — — — — 2,509 3,476 A. 
139,1833 1201 18) a — | — 220 68| 223,639] 289,420 €. 
2,545! 120,106 5,157 152,831| 4,757) 26,861| 125,598] 294,159/1,933,669| 1,328,114 9. 
1,165 — — — — — — — 6,536 11,892 €. 
— 26,611 {| — 2 — 17,416 198) 424,576] 241,409. 
1,777) 110 — — — 5 2 25,381 48,978 E. 
⁊ee 65,851 14360 22,558 173° 5,530 16,960 2214 616,115] 593,105 N. 

| ! 
; 21 — — == — 37 — 672 1,406 E. 
— 15,547 I — — 589 140 812] 25,459 12,951 1. 
“ Bl — | - = — 1 — 11,655| 42,963 €. 
281 1,240 53 — — 18 2 587 4,197 4,2154. 
28,025 130 — — — — —11 921 52,872 54,006 €. 
1.086) 36,037| 27,472! 96,047 60,207| 24,052) 102,408) 209,312| 985,622] 859,119 A. 
5 2 — = — — 38 3 4052] 3,311 €. 
1,208 6,858 7,210 7689| 111,587) 26,35 














— — er ER A © 
2 — * — 162 900 — — 
J 852 45 39065 — — —— 
5,309) 7,617. 3,098) 14,786) 2,684 82 563 
| | 
—E 71 204 — — — 
2283057 128 2,550 182 R 28! 
— 2 5 197° — — — 
513 35 3 36 32 — — 
— — — HH — — — 
Kell 5,175 — 82) a4 — +6 
— — 7 — — Br 
136 864 158 3854| 1,226) 177] 2 








— — 418 26 
— —1 107 27 
42 2,606 6,75 
1,121 10 92,676] 116,456 E. 
4562| 47,858) 192,758] 182,570 A. 


47 ‚a 2,706 3,361 E. 


Phi 5,801] 26,754 27,590 A 





21 254 16,146 16,173 E. 
175 250 4,195 5,083 U 
— 1! 2,788 514 E. 
— | 39,192 65541 65,149. 
— 21] 1,910 1,962 E 


| 
| 
7 3,305| 285,860| 689,503] 504,998 U. 
„2 16, 72041 14, 755 A. 


Waarengattuug 


(Menge von 100 kg. netto) 


den Frei— 


häten bezw, 
: Belgien 
Sollaus: | 


ſchlüſſen 


rn a 
TE 


marf 


3 ra nk | 
reich 


britannien 


Einfuhr und Ausſuhr des Deuiſchen Zollgebieles 


Groß⸗ 





Italien 


landen 


Nieder⸗ 
— 


Einfuhr und Ausfuhr im 







| den | Leiter- | 
or= 


reich 





Eiſen, 3. groben Beſtandtheilen 
von Maſchinen, Schiffen od 
Wagen roh vorgeſchmiedet; 


Schiffsſteven Tara: 1%) 
Federn, Achſen, Radeiſen, 
Räder, Puffſer ꝛc. zu Eiſen— 
bahnwagen (Zara: —). . 


Kanonenrohre v. Eifen (T.:—) 


Bewalzte u. gezogene Röhren 
aus ſchmiedb. Eiſen, rohe 
(Zara: —) na we 

Eiſenwaaren, grobe 

darunter bei ber Ginfuhr: 


Eiſenwaaren, grobe, anderw. 
nicht gen., nicht abgeichliffen 
xc., mit Musnahme der Ger 
ichofle (Zara: 3°). 

Geſchoſſe aus jchmiedb. Eiſen, 
grobe, nicht angeiehinen ic. 
(Zara: 3%)... 


Drahtſtifte, abgejchliffen x. . 


Geſchoſſe aus Eifen, abgeſchl., 
verzinkt xc., ohne Bleimäntel 
Schrauben, Schraubbolzen u. 
Schraubeumuttern a. Eifen, 
Eiſenwaaren, grobe, vorit. u. 
ander, nicht gen., abgeichl., 
gefirn. ꝛc.; ferner Schlitt— 
ichuhe, Hämmer, Brenneifen 
u. dal. grobe Waaren, wed. 
polirt noch ladirt ıc. 
Werkzeuge, eiſ. grobe, Bajo- 
nette, Degen⸗ u Sübeltling,, 
grobe: med. pol. nod) lad. ıc. 
Drahtjeife 3. Tauerei, Ketten 
zur Kettenſchleppſchiffahrt. 
reine Eifenwaaren aus Eijens 
guß aller Art F 
Geſchoſſe aus Eijen mit Blei- 
mänteln 


Spielzeug a. Eifenguf o all Art 


reine Eifeniwaaren, a. ſchmied— 
barem Eilen . i 

Spielzeug aus ihmiedbarem 
Eiſen 


Gewehre all. Art ſKriegszwecke 


Jagde und ———— 
Sewehrtheile . ; 


— — — — — — — — — 


— — — — — — 


— ——— 


— — — — 





218 


758 
28,968 


16,295 
59,295 


13,847 
50,892 


7,604 


285 
1,299 





22 
9,652 
891 
19 
18,025 


800 
50,280 


354 
24,102 


1,218 
4 
25,449 


4 
151 


432 


21 
3,903 


149 


150 
417 


8,954 
33,960 


386 
‚293 
22,087] 
33,298 


7,463 
32,715 


3 


74 
386 
1 


2,884 
197 


10,609 


1,053 


—511 
4,509 














118,919 
29 

48 

138 

390 


11,190 


1,841 
50 


1,071 
12,681 


25 
1,410 


4,464 


122 


20 


24 
3,959 


112 


36,902 


64 
13 
1,455 


2,369 
92 


130 
13,506 


236 


je) 


— 
urn 


rn 

















u U zn 
3 .- 2 


— 
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freien VBerfehr bon resp. nad) u 
— — 
| | | Britifch | Argen- den Ber | * | 
— AR . — ti 3 — einigten en (ex 14 
Ru eis — Schweiz Spanien Oft | er Bra Staaten | übrigen Sunme Summe 
minien! land | Indien Patar | filien von. Idıdker 1591 1590 
| ; , Rändern 
| | x. gomien Amerika 



























































— — 268 22 — _ — — 15 7 2,630 1,724 €. 
1,3585 290. 20 3,187 35 — 8 — — 13,592] 14,005 A. 
l 
| | 
9 109 4 333 — — — — 11 218 26,920] 44,216 E 
6,115 8,743 351 ıyz16l 11927 1022 — 6,111] 21,609! 56,206) 333,685] 291,142 W 
_ | _ — | — — er — — — 31 330 €. 
To u 559 133 — 307 — — 4, 135 9,254 11,161 N. 
— | 1 2 291 1 — — 15 3 7856] 10,137 €. 
2: 82 5,702) 9,128 49,134 6,652 333 565 5,325 102| 23,775 232,526] 194,292 N. 
5 314! 2,693 5.869 10 26 3 6 6,420 245 101,343] 113,783 €. 
416,864 80,111, 11,851 67,710| 26,702] 22,748 12,735! 77,686] 21,094) 378,140) 1,409,612]1,210,122 A. 
| | 
1 90) 1,5611 2,956 5 — 3 — 715 85| 48,937] 54,555 E. 
64,007| 77,581| 10,988| 65,132] 25,097) 8,586 6,887] 53,717) 19,056| 164,671! 882,955] 779,929 A. 
- | -| - u ee ee + 3% 5 46. 
195 231 — — — — 168 — 10,359 14,607 3,6016 N. 
el | — = — = ı 20 389 €. 
51,926, 2,067 605 1,019 1,124! 14,288] 5,605] 23,471 1,982 201,092] 497,087] 410,402 4, 
— = a — = == pi 32) 68 122 € 
— — — — — — | — — n 189 57LAM. 
Eu 4 12 — el 39 1 3560| 4,828 € 
7356 440 258 1,558 451 74 241 510 56 1,941 14,794 14,654 A. 
| | 
| 
I 
| . 
3 216: 9771 2,346 2 26 — 6 5,111 117 43,917) 48,797 €. 
| u | 
I dm a -| -| -| - 554 9) 4551] 5,098 €. 
— — | — — — | _ _ = — — | 19,973] 4,827 €. 
— 16 89 105; — — 5 1 906 9 3,201 3,010 €. 
5,785] 8,121 2,188] 2,552\ H 695 2733 1,4181 7,968 ‚1691 31,810) 137,571] 134,858 1. 
— _ -_ — — _ - _ I 2 _ 1E. 
— = io | R ums — | 104| 106 271. 
— — | - _ _ — 386 2 446 250 €. 
g8| 106 1 170) 77 322] 16 226 707 966 5,523 5,785 N, 
a] 86 38 4174 3 1) ll — 6 60 11,688—1 11,648 
— = I | — el m _ 13 — 308 233 6. 
— — _ li — _ _ _ 2 — 2,710| 10,953 & 
— — * | 152 ? 3 — 2,165) 2494) 5,8283. 
— 2 — 11 — — — 20 2 1,643 1,453 €, 
7 45 3} 27] t04| ii — 1 30 392 1,663 1,194 3. 












at. 


Einfuhr und Ausfuhe des. Penljchen Boilgebietes 


zZ n* 






BER 
- — = 


mn nm rn 


Einfuhr und Al — 






























vl | 
VBaarengattung beit Frei· | Groß⸗ den 
(Menge von 100 kg. netto) ir Bi Belgien Dünes Frant · britan- | Jialien Nieder." 
— niart nien landen 

Nähnadeln (a. Etid: u. Stopf: 1 13) — 2 43 1 

nadeln), Nihmaſchinennadl. 50 3 36 646 82 332 
Schreibfedern aus Stahl oder — — 27 118 — 

anderen unedlen Metallen 3 3 g 2 4 15 
en zu and. als Thurm— | . do — 998 1! — 

und Taſchenuhren; Uhr— en 

fournit. a. unedl. Metallen u 31 103 92] 4 ich 
Eiſenwaaren, unvollſt. dekl. 2 — 106 64 

T. Erden, Erze md edle | 

Metalle ꝛc. 

Abraumfalze (fg. Stahfurter), | — — — | 4 3602 — 
« bis zu 36° Kochſalzgehalt 9,485) 49,458 11,744] 53,4271374,79%4) 1,757 

ebeft; Asbeitiiber; Asbeſt— ne ao __ 

fit; Wesbejtanitrichmaiie, “ En 5 er en J 

aud m. ein. Zuſatz v. Farbe | | 
Bimftei — 1,0300 — 815 282 6,150 

imſtein. 22 32 73 RI 636 Bl 1,552) 7! 
Gement: hydraul. 3 — = 194 96 491 m — 951 

rs — Erb, Puʒzo 183 93,319 | 2,762 2 U 454,485 
—: Noman-Gement u. ander. 

hydraul. Kalt ıc. fünftl. Ge- 1! 3,001] 1,545! 57,082| 21,160, — 13,171 


menge dv. hydraul. Kalt mit 
hydraulischen Zuichlägen ze. 
Erde (Garten- Mooreu. Siegel. 
erde [Lehm]; Mergel; Sand, 
ungefärbt.; Kies u.Schlamm 
Farbenerden, natürliche mit 
Ausschluß der weißen und 
der geichlemmten Nreide . 


538,707) 169,225[179,079| 1,884) 7,020! 4,969| 270,047 


9,843) 97,106] 9,032 338,031) 1.632 1 186,254 
180,507) 204,312] 15,129169,694 5,284) 2,088 561,692 


8 20,355| 8,964] 8,452) 7,358 
1,231) 3,858 3,934] 1,102 9,878 





Flußſpath, rober (in Stüden), — — — 133 li — .- 
auch gemahlen x — 2,250| 1,225) 2,163 368 12 5,572 

Gips, erdiger auch geichlemmnt; _ 354 — | 27,741] 2,017 230| 328 
gebrannt. Gips, Düngegips ‚5319| 27,838) 3,263] 18,680, 3,045 8 7,208 


2.129. 3601| 1,185! 12,244| 1,450 71,310 
1857 349) 41i7 12,559] a8 1,607 


935,097| 3,902] 71,225 128 — 19,526 
(0,173) 20,004)  646/280,558| 1,845 89 46,560 178 


1,300| 208,089] 3,124) 56,968) 62,379) — 20,463, 23,179 
179 257) 305) 2,192) 172) 100 3 — 


- 60,788| 45,030| 95,791553,478| 100) 89,223) 55,148 
1,560 91,594) 1,501] 61,655] 5,798] 9,838] 45,456) 6,013 


Graphit, auch pufverifirt 


Kalt, natürlicher fohlenjaurer 
(mit Ansnahme der Kreide), 
erdiger; gebraunter und 
gelöichter Kalt; Mörtel 


Ralf natürlider, phosphorj. 


Kaolin (BPorzellanerde); Feld: 
Ipatt, ge gemeiner; jeu — 


ts 
>| 
— 
* 


— — — — — — — — — — — — — —— —— — — — 
2 


Kreide, weiße coße, Ci — 8,491 41,561| 34,888 23,238 — 2,540) — 
gemahlen) . . 253 23 9 l 22 52 33 F 
Aryolith und — I F — — * ns = 
. » — 1431 — 
Magneſia, natürliche kohlenſ. 16 148 281 56| 1,122 6 261 31 


3 Digitized by Google 


—— 
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freien Verkehr von resp. nad) 








| t r 
| | Britiſch Argen- den, Ver: | * 
Oſt⸗ | finien, | Bra; Auigten * 


| Staaten | übrigen | TUE | Same 


Ru. Rufland weg Schweiz Spa⸗ 









































| 
äinien | den | I nien — Pata | jilien | _ von Rändern! 1891 1890 
| | | 2  jogonien | Amerifa | 
— _ — iı — — = — 28 6 104 102 €. 
62 176 45 104| 236 707 44 129 376| 6,390 10,113 9,6524. 
— — — | ⸗ — _ 3 ı 1250| 1,225 €. 
u 15 3 31 J l — 9 l 25 72 282A. 
— 33 — 74 — — — — 9 — 342 342 €. 
4 «49 36 135 10 8 2 2 4 40 2,932 2,44 V. 
m ıo 223 | — ij — — — Ü 17 442 691A. 
— — — 67 — * — — — 22,662 26,4401 23,747 €. 
— 12,312|185,437] 25,043 1,285] — = — | 275,505) 6,479] 1,569,002] (,121,222 4. 
— 113 1 1 -- — — — 5,037 720) 12,934 15,602 €. 
Eu | 359 13 209 — — — — 140 10 1,026 1,2458. 
B- — — 17 162 — — — a 18 11,469] 11,410 €. 
23 1] 58 128] 4 — 23 17 og) 36 3,174 2,101 N. 
— 19, — 277 3 — — — — —1 1,387 3,159 €. 
= 8761 100l 1201 : | — m N 122) 555,592] 541,151 9. 
| 

— 9 375 21,667 — — — — — 2 190,534] 209,000 €. 
5,051 67,177) 27,473) 136,851) 7,454] 14,439] 6,310|108,721,1,500,168| 385,247] 3,333,975] 3,419,313 A. 
— 4,223 1 78,984 1 — 2 2 35 14 1,278,498] 921,600 €. 
231 46,469] 7,297| 116,691) 5,5001 — 20 197 — 107) 1,909,468] 2,358,697 A. 
— 16 118! 1,185 1741, 16 — —1 82 3 59,189 73,067 €. 
765 13.201 5,829 «526 2,294 126| 1,720 610 4,8851 2,435 85,445] 83,959 8. 
x — = Es = = — — PB 1856| 5,113 €. 
456 580] 13,919| 2,954! 5211 — 1 — 95 119 76,7351 57,742 9. 
— — — | 37382) — — — — — — 78,053| 77,534 E. 
12 5,451] 10,895] 27,105| 1,271 — 68 329 — 696 187,780] 186,465 A. 
— 15 5 272 — 19,137 — — — 164 122,4361 139,669 E. 
— 3,907 Brl 816 169 3 2 24 458 320 31,583 21,857. 
— 16041 20,723 — —1 — — — 1 3. 1,640,289] 1,736,117 €. 
14 18,511 576) 11,719) 161 — J 157 808| 1,627) 603,830] 714,847. 
— 39,836| 3204 248121,806 — — — | 351,425) 127,372 924,107] 1,155,238 €. 
— 265 ae 142] — — — — 10! 3 4,404 14,295 U. 
— 691 71,674 1,429 484 — — | 6,541! 2,804 1,537,499] 1,573,110 E. 
= 160 99,471| 7,205 25,353] 1,681 — u Bl 82,635) 3,747) 754,073] 597,549 U. 
— - — | 4 — — — | — — | — 111,2801 152,190 €. 
36 20,304 12) 2,105) — — 1 46 39 320 42,093] 29,474 N. 
— — 193 11: 9,469 — 1 — — — 52,665 51,736 €. 
15 450 2! 50 — — _ 0 — 3 2,517 3,205 U, 
_ _ — | 19 — u — | 722 1905 232761 29,535 €. 
— 3,646 15, 1951| — — +24) 3 106 9,496 4,458 A. 

















Baanrengattung dest Frei— 
hüfen bezw 
(Menge von 100 kg netto) |’ Belgien 
Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 





Dune⸗ 
mark 





Frank— 


reich 





Groß⸗ 


nien 


britan⸗ | Italien 





den | 


Einfuhr und Ausfuhr ım 
en De ee 
| 





Merrihaum, rober. . . . 


Schweripathb und Witherit, 
auch aepulvat . » 
Strontian, natürl. Schwefel. 
(Eötejtin) und fohlenjaurer 
(Strontianit) . 
Borftehend nicht gen. "Erden 
ꝛc., auch gebrannt . 


Antimon- u, Arſenerze; auch 
ausgeſaig.Schwefelantimon 114) 5 
Blei- und Stupfererje . — a 
Chromerz — ii — 
Chromit) — | 50 
250,787 1,224,023 
Gijenerze . 113.810'9.910,413 
Bold», Silber: u. Platinaerze u Mi 
— | 5 


Kobalt: und Nidelerze 3 z 
Manganerze . 376 14,913 


4 15,459 
— 7 ryA4 ONE 
Schlacken v. Erzen, a. gemaßl. 31,407! | — 
Bez 18,440 11,598 
Thomasſchlacken, a. gemahlen 506 220.523 
Schladenwolle; auch jogen. — 
Scyladenfilze . : 51 
Scwefelfies; Alaunerz (na: 21,624 
türliche Alaunerde A Pr — 19 
Zinkerze (Galmei, Binfblenbe, —  ; 152,668 
Notbzinferz ꝛc.). (2) 197,603 
Vorſtehend nicht gen. Erze . — — 19 
Abfälle von der Gold» und 4 18 
Silberverarbeitung . _ | 5 
Hold: gemüngzt . F | 6,0 
0, 10) == 
— | Ü,:0 


—: roh, auch in Barreı . 


Pagament; Brucdgold und 0,15) 29,06 


. . + . . . . 
— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


Bruchſilber Se Mc 
Silber: gemünzt we 101 
O,2:] O, 
J 1 92 8 
roh, auch in Barren To) 2* 
Kr — 10,86 
Borjteh. nicht gen. edle Metalle — 0,14 
roh, in Barren oder Bruch — — 
Gold u. Silber unvollſt. deklt. — — 
Pappe u. Papier aus Asbeſt 
in Bogen, Rolle der F 
ogen, Rollen oder 33 233 


Platten: ungeformt 











= l 
= 293 
645 9,471 
A 
6,269) 102,985 
6,277| 118,028) 
| 6 
37) 28| 
ee 47,072, 
2t1 281 
— 2 
Pe 924| 743, 102. 
1,40519,519, 992 
= A 
— 53) 
- | m 
167, 73,502! 
—  1!1,663,811: 
— 135,97 2| 
| 177,829 
27,858) 83,861] 
— 904 
— 131, 311 
— 805 
— — 
— J 2 
I 106) 
141 l 
— 
Tas 18, 
0,07! O,3:! 
O,:! 21,72 
0,68 0,05! 
3,2 D,0B| 
"7, 0,57) 
l,re D,T2| 
O,42 5,80! 
1, 8,20) 
46,02 39,98) 
OÖ, 0,14, 
— 0, 8 
— = | 
87 176 


43,516 
83,661 
30,031 





40,338, 
56,495 
522 
420 
10,463 
2,099 
8,733 
7) 
77,941 
5,956. 
1,928 
2,852 
510! 
3,396 


Fl I; 
271, 971 
1,359 
211,320. 
3,015) 
40 
99,561! 
6,457 
7,790 
442 
390' 
174 

891 

5 
235,00 
20,41 
169,55 
0,0. 
0, 
2,30 
O,7ı) 
405,58 
873,31 
O,s 
0,10) 








32 
sti 


48,634 


25,758 


13,440 



































Teig 
ur Br 
Nieder | 20 | zeit 
fanden wegen Ungat 
— - % 
104 — 1 
14,743| 1,6533 78,60 
3 | € 
24,398) RLETERT 
114, 928) sı5l 92,51 
50 4 
2 I 3 
3,508, 1,097 13 
3,478, & 10,0 
2139 — 1,3 
1,594, si 66 833 
8,687| 350) 274,82 
86 2,294 3 
— 965 Zar 
9 — 
271 — 1! 4 
2,963| 172 2.0 
26,371: 9.346) 23,4 
‘04 — 6.81 
11,682 — 38,13 
152,081| 500) 25, 
vol — | 5 
144,914| 19,078: 4,53 
4,120 101 65,5% 
ı — ! 7 
9,122 en 4 
2 15) 1. 
561, 1m J 
24,03 Zu Im 
0,30) — B⸗ 
19. — 1a 
0,4 — It 
O,os Im 144 
— hei 
30,10 ® a 1 
ai Om Kl 
— Im 10 
54,90 Ina! ir 
(| — Si 
- O,r 2 
— — X 
3 — 
251 i 9) ir 


« EEE AR 
r Li#’ .. “ 


20,816 


59,576 
9,995 


24 


air | 
Mad Schweiz | Spanien 


63 
2,542 


55 
17,118 
19,198 


2,811| 8,456,599 


1,505 


— 


—— 


1,926 
2,871 


4,398 


I 
(,os 
0, 1 


Britiſch Argen— 
Dft- | tinien, 
Indien] Pata- 
ze. | gonien 


P 
(=) we 
— 
|| E | 
or — 
=] oO 


vw 
tv 
= 
© 


DEI TIEITITII I 


— 
or 


DD 


,o1 


— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
übe 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
0 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 


ie 
5 


Bra- 
filien 


FitEit 


wm 


den Ber: 
einigten 


den 


Staaten | übrigen 


von 
Amerika 


51,425 


3,984 
56,996 


110 
5,447 


11 
5,799 


Ländern 


32,081 
3,446 
Te 


16 
31,939) 
5 
5,887 


Summe 
1891 


438 


5 
56,610 
290,414 


30,03 
2,927 
766,133 
688,410 
3,184 
1,404 
490,396 
23,370 
32, a 


9, ‚952 14, 080.25 3 


— 


300 181,313 


74 


734 


\ 
6,430 


156 
55 


3 
400,936 


2 
10,171 
2 
5,644 


48 


19,844,278 


189,620 
216 
15,077 
532 
93,476 
106,204 
3,614,566 
161,679 
519,223 
659,557 
1 


3,050 
2,886,439 
95,951 
377,617 
220,194 
20,427 
772 
6,290 
22 
580,12 
408,23 
271,4 
68,59 
344,03 
2,95 
283,15 
57,9 
692,05 
5, l 10,15 
2,6: 
- Oyı5 
49 
3,542 


Sunme 
1890 


312, 2584. 


SLR 
8,2374. 


723,99 €; ; 
917,664 4, 
L Os 
545,719 
18,505 
39,336 € 
1,551 — * 
15,225,007 &, 
— 


4985 316 ( E; 
1572,57 
ne 
830,9 0° 1. 

3,087| No 


2,107,27& 
ar —* 


135,78. 
73 
BG — 
234,4. €, J 
25,58 % 
425,19 € 
2,798 ,43 u. 
72, 
8,54 U. 


Digitizeg$ 





934 








Wanrengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Pappe u. Papier aus Asbejt 


in Bogen, Rollen oder 
Platten: geformt, a. durd)- 
locht (Ringe x.) . 
Garne, Schnirexe aus Asbeſt, 
auch in Verbindung mit 
anderen Spinnmaterialien 
Asbeſtgewebe, auch inBerbind. 
m. and. Spinnmaterialien 
Asbeſtwaaren, ander. nicht 
gen., auch in Verbindung 
mit anderen Materialien . 


8. Flachs u, and, vegetabil, 
Spinnjtoffe, auß. Baumwolle, 
roh, geröftet, gebrochen oder 
nehechelt, auch Abfälle, 
Flachs, mit Ausnahme von 
neufeeländiichem . 
Hanf, mit Ausnahme don 
Aloe: und Manillabanf . 
Heede (Werg von Flachs oder 
Hanfı; auch Abfälle von 
and. vegetabil. Spinnftoffen 
(m. Aus. d. Baumwolle) 


Jute 


Vorſteh. u. anderw. nicht gen. 
vegetabiliſche Spinnſtoſſe 


9. Getreide und andere Er— 
zeugniſſe des Landbaus. 
Spelz (Dinlel, Einforn ꝛc.) 

(Tara: 1°) . 5. 

Neisen (Tara: 1°/, 

darunter: 
Weizen ruſſiſchen Urſprungs 
Roggen (Tara: 1°/,) 

barımter: 
Roggen ruffiichen Urſprungs 
Hafer (Tara: 1°/,) 

barunter: 
Hafer ruffiihen Uriprungs . 
Buchweizen (Zara: 1,5°/,) 
darunter: 


Buchweizen ruf. Urſprungs 
Bohnen, genießbare, trockene 
(reife) (Tara: 1,5") . 





— — — — — — 


N 


j 


den Frei— 

häfen bezw. 
Zollaus⸗ 

ſchlüſſen 










Belgien 


— 1 
2 1! 
2 46 
4 6 
9 3 
131 38,395 
i 1,608 
582] 22,271 
6| 25,340 
369 5,194 
= 10,375 
177 2 
= 8,924 
312 426 
28 — 
4,328| 377,148 
N 96 
= 4,412 
701) 148.443 
305 29 
* 3,854 
694 853 
14 137 
— | 18,709 
— 3 
340 
6 4473) 


190 91 


283 
71 
17,924 


164 
1,584 


9,716 
926 


51 
19,040 
375 


502 
105 


22 
1,451 


öl 


7 


—1 





Däne Frank— 
marf 


reich 


100 
111,646) 
1,582] 
53,104 


52) 
10,710) 


1 


185 
3,012 


3,503 
579 


182,967 
u 


Groß: 


britan« | Stafien 


nien 


765 
16,346 
6,394 
125,975 


2,328 
36,595 


135,115 
676 
8,454 
775 


6,567 
2,745 
6 


1,230 
5 


938 
928 


Einfuhr und Ausfuhr im 





landen 


18 1 

8 63 

— 39 
— 1 
2 35 

= 7,390 
92 510 
81,827] 1,072 
9| 25,212 
20,042| 11,820 
= 11,030 
— 73 
3ll 2,969 
84 159 
169 

—  1277,391 
\ 984 

— 1,000 
198 189,313 
25 

— 10,068 
101) 47,096 
— 305 
— 34 
— 85,297 
5 

1,891 

25 560 33,547 
3} 98 














den | 


Nieder: Nor: 


wegen 














Dejterrerd 
‚ Ungam 








10 18 
11 

1 
16 
3% 
199] 116,2 
8,28 
7,671 8,5% 
— 27.28 
726 23,33 
— 54 
56 3,25 
— 1$ 
214 2,7% 














jreien Berfebr von resp. nad 


Ru⸗ 
mänien 








Ru b: 
land 


529,122 
15 
430,524 
171 


116,189 





9,625 








Schwe⸗ 
den 


428,529 
l 


233,000 


210 


5 


1,596 


206 
4 








5,155,871 
93 
5,155,871 
6,187,775! 
148 


6,187,775 
1,036,574 
65 


1,036,574 
199,767) 
l 


199,767 
75,146 
151 


tJ 


u) 





Schweiz ! 


| 











| 


Spa- 
nien 


561! 


1,543 











Britifch | Argenz | 

Oft | tinien, | Bra: 

Indien | Para | filien 
c. gonien | 














den Ber: 

einigten 

Staaten 
von 


Amerika | 








— — 2 30 
— — 
= | = | — 3 
327 — 35 111 
— l 80] 4,612 
127 — — 10 
\ 264 54 6,191 
— — 2 105 
2,134 — 105 1,114 
_ 12 37 12 
— — 13,471 1,446, 781 
— — I 
— — I ce — 
— 5 3 
> 2) 87 
— 11 3 6 
— — 15,185 
— f — — — 
— | — 142 261 
2 — 7 11 


den 
übrigen 
Ländern 


— 








169 
2,504 
3,138) 


13) 


127 


1,646 
12 
30,407 
98 


218,734 
+2 


416,560 
4 


89) 
sl 


12,937 


5,939 
18 





Summe 
1591 






85 
526 
54 
320 


10 
321 


579,359 
287,539 
534,754 
301,215 


203,792 
88,258 


842,854 
23,050 
54,574 
10,286 


937 

BO 
9,067,610 
3,371 


5,162,387 
8,423,225 
1,3%1 


6,201,544 
1,198,835 
3,729 











Summe 
15% 


28, 
726, 
445 A. 
9E. 
845 A. 


4E. 
289 A. 


606,911 E. 
262,475 4. 
518,665 E. 


255,127 0. 


208,325 €. 
81,506 U. 


709,351 €. 
11,289 A. 
59,938 E. 
11,694 A. 


3,761,616 E. 
8,799,031 €. 
1193 A. 


7,552,981 €. 
1,877,167 €. 
3,5088. 


1,036,608] 1,753,798 €. 


366,357 
132 
202,297 


414,727 
2,707 


253,716 E. 
299 A. 
186,231 E. 
232,451 €. 
2,347 N, 


Fe 









Einfuhr und Ausfuhr des — —— 


— 
2 








+ ‚ 











—— 


































Waarengattung * en \ Srofr | 

(Menge von 100 kg netto) PA DEN genen Däne Frank- hritau⸗ Italien Nieder: ” 

Zollaus⸗ mark | reich Kr | 
ſchluſſen | 

Exbien, Kichererbſen u. a. | 231 23 108) 4,151 — 
trodene (reife) (T.: 1,5 014) 625 746 1,509 2,178 4 

Linſen, trod. (reife) (T.: 1,3%/e) ' - er = gr = 

a — (reife) | _ 5 62 108 — 

ara: 1,5°; — >= 59| 2,273 19 2 

Hide Oanitun, italienifche J = 4,756) — 1,016) 9,117 
Hirſe), vohe (Tara: 1,5") |] 2 l 8 — 

Vorſt. u. anderw. nicht gen. Ge⸗ | — — — — — 
treidart..Mannagr.xc.Z.1,5°o | — — — — — 

Gerſte (Tara: 19%) = ai "19 34.405 — 

darunter: 
Gerſte ruſſiſchen Urjprungs . — 152 101 — — 
— 5 Erdnandeln — 110 — 1,485 1 
Tara; 2°/o) — — — — — — — 

Mohn (Mohnſam.) (T.: 3%/0) a 2 — I a — 

Dan LER RU 3 Amen 10.131,785| — 38,066 1 38,948 
(Rübjen); Hederid und 2] - 22,815 52) 10 47 
Rettigſaat (Tara: 1,5%) . ⸗ 

Senf, roher (Senffaat), aud 720 1 645) 1,091 13,733 
gefniricht (Zara: 3°) - 6 15 3 — 633 

Seſam (Seſamſ.) Tara: 20) —, _ _ — En 

Vorſtehend und ander. nicht —_ — 1 248 42 — 
gen. Oelfrüchte (Tara: 2°/o) — — l Ya 2 254 — 

Baummwollenjamen . i 32 6 =; = Er u 2 

Leinſaat — 1115615) 485 33,735 — 361,741 — 

’ ; “| 75| 4,056] 2,355 26,271 — 42,359! 30,250 

u. Kopraf; Outer — 4211 — 234,548 1 76,937) — 
bohnen j 60 291 38 18 2 162 9 

Rieinusſamen PER PORN 2 8,492 Ri 2,062 8,620 FE = 

Mais u. Dari Kara: 1,9%) He eg re 1.90 

barumter: . 

Mais u Dari ruſſ. Uriprungs — 204 50 — — 134 — 

Malz [gemalzte Gerſte u. ge 2031 1,035) 400 > — 14821 — 
malzter Hafer] (Zara: 2°/,) 85 694 85 2 25 1,922) 392 

Anis: Koriander; Fenchel; — 49 — 438 187 11,686) 871 
Kümmel (Tara: 2°) . 161 ı 38 8633 — 30 12 

Weinbeeren: KR: 3 Fate — 2921 — 97 15,410 108 — 
genuße. 9 3 + 381 — 6 4 

—: andere ſuſche F 137 _ — — = = 

Cichorien u. Rüben, getrodnet ! — 1 43,215 — — 13,034 — 
gedarrt), (Tara: 2°) . 2,449 l 14 669 5,017 179 100 

Blumen, Sräjer ıc.3.Bouquets 
:c., friſch od. getr., a. gefärbt; — 268 13 200 3,768 17271 — 
gefärbt. Stroh, Abichnitten. 14 27) 271 682 43. 103 13 
Nehren v. Stroh z. Putzarbeit 

Digitized by GO gle 









im Sabre 1891. 






freien Vertehr von resp. 





nad 














Britiſch Argen⸗ | den Ber: | 
Rr | Ruf: | Schwer. Spa» | Dft- tinien, Bra: einigten * S S 
— Schweiz] SPA | aM Ya I er | Staaten | übrigen ; Summe ——— 
mänien/ land den nien Indien Pata, | filien von 9% =, 1591 15:0 
i ! ndern 
| x gunien Amerika 
2,384| 440,524 783 78 3 1 1 — | 24,239 71,043) 608,307] 362,320 €. 
3 290 218 956 I 4 16 210 I 86 13,884 18,571 0. 
310 = 100 — — - —2 20 2,3090) 57,8491 72,971 €. 
— 3 53 1 — — 4 74 6 4,45% 3,3388. 
77 ‚623 _- _ _ _ — — | 8 — 778331 28,149 E. 
eg 17 22 zu — u) l 2 2,903 3,0358. 
48,564 8506 — 27 — En — zu 1 1,319| 163,697] 109,964 ©. 
— 8 12 6 — = — 6 23] ı 112 93 A. 
— 2 —- | — — — — = — | — 38 36 €. 
ı 2 — — — — — — — 6A. 
526,085 2,947, 142 2971 5,331 1) 2,851 653 205) 122,408 67,634 7,260,701| 7,352,921 E. 
5 1,796 7 1,554 2 — — 9 — 5 38,992 64,256 A. 
— 2947,142 — — _ _ — — | 2,949,986] 3,665,937 €. 
— — — — 114,356 286 — 13) 27,118| 157,617] 145,540 €. 
— — — — — — * — — — 26 201 A. 
— 2,3360 — — 105,972] — — 1 198,806 164,4391 180,217 6. 
— 4 7 12 l -- 2 3 g 7 504 2,819 N. 
20 0380| 380,532 — silll — 332,452 1 — 5,0031 25,784 1,072,261] 1, 102,770 E. 
1 — 125 1,541 94 — — — 15 341 74 25,731 18,958 3. 
— 305 — li — 3 — — — 1400 20477) 20,465 €. 
— 3 16 2331 — — — 8 9 3,198 272IM. 
388 — — 131,656] — — — 19,055. 152, — 142, 130 E. 
— — — — — — — — — Sam, 
— 20,728 — 6 — 1 — — 3 24, 719 14,582 E. 
1 4 + 6 — — — — 398 2,0097 A. 
— — — — 1000 — — 108 — 1,162 3,599 €. 
— u — — — — — 4 46 2574. 
,072 728,178 8 — 1233,094| 27,977 51 297 18,611 1,567,181 — E. 
32 3355| 226 — | — 7 114 1aBRRäl 182, CN. 
— — — —1 50,421 — 32 3532| 783,791) 1,146.912] 933,459 E. 
— 18,086 l 81 — -- — — — — 26,512 15.1229. 
— — — = — — — — 5,532 18,666 28,106 E. 
— 700 — — — — — | 704 5,756 N. 
606,102) 995,397 — 3,3911| — | 2,8781153,762| 8 ‚980 l, 162,6 602 160,3 nr 4,083,267] 5,619,327 E. 
— 84 106 6 1 — — 27 5 +00 354. 
| 
— | 995,397] — | _ ih Ts _ _ | _ 996,286] 696,624 E. 
— 528 — 264 — | — — — 3 — 650,4341 727,602 6. 
— 30 101 2,099) — — 166 106 519 2,045 10,307 10,332 8. 
— 6,989 269 30 33 80| — 4 6 340 22,105 26,847 6, 
8 42 312 57! 5 5 24 40 459 46 5,290 2,3564. 
11 20 — 319 4445| — 2 1 5 4,937 31277] 36,001 & 
- 7 5 55 — — — — — — 184 290 A. 
— u — ris — — — Lan — — 55,646 28,695 G, 
= _ = 250 — _ — Fe = > x a0 
— 604 6 — | = _ _ — — 56,9804 53,636 G 
799 1,798 5392| 7,2401 — — — — 4,218 964 33,292 89,542 A 
— oↄ —332808 14 1 12 140) 404 58 16 1a 
— 325 151 116 5 | | 10) 148 23 2,052 2,5 IH 
Annalen des Demtichen Reiche. 1892 61 












































938 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Bollgebietes 





Einfuhr und Ausfuhr im 



























































4,696) 2,055) 7,512 1,832) 1,380. 3,250 75 


vd. inbear. Sämereien, ins— 
215 3,536, i24 
j 


bei. Gemüſeſämereien, Na 
narienfamen, Waldholzſam. 


151l 6,532} 3,184) 33,750 1,364 





9 2222 — 





Waarengattung den Frei⸗ | Groß: den 
(Menge von 100 kg netto) 2 ieh Belgien | Dane- | Frank gritan⸗ |Ztalien| Nieder ; Nor“ Oeſterteic 
Bollaus- , | rei R a 
Ze Iaı mart reich un fanden | wegen | Ungarn. | 
ſchlüſſen 
| 
Eicheln, friſche und ——— j — | 2,157 2 1,818 * | * | 118 — 5,070 
auch geihälte. . . - \ — 10 5 249 ı | 2] 2 55 
Futtergewächſen. Futterkräut., | 979 3,702 543 23,530 175 100 49,650 — 430,869 
a.getrod., nicht ander. gen. | 270 1,590 son) 14,817) 11,046 \ 4,407| — 32,14% 
Bewächſ Wr a 24 } * | — 7 
—— Obere 68 13,880 81] 2724| 513 479 35019 1 1,678 
zwiebeln; Georginenknollen |: 69 1utzol 1a 1,600 3,587 * m 185 
Grasſamen (Grasſaat); Tis 1j 2| 1,8731 2,6291 3,1051 27,922] 1,190) 4629 — 2,262 
motheejaat . | 494 "ze 3,445 —— ar 34 ae 356 sag 
ande — 37 — 3 2881 — sl — „934 
Hanfſaat. R 95; 249) 1,266) 11,106] 13,923] — 3,8731 125 133 
Kartoffeln, frische R 45 211,994 25,399) 164,409 3,653. 58,632 632,079 3 784,34 
* 6,196! 74,114] 4,485 11,596| 101,499| 220 606, 7200 382 38,574 
Kleeſaat; Esparjetter, Luzerne-9 32 26673 1,399 44,450 4,779) 12,723: 3,330 3 87,85% 
und Serradellajaat . N 2,566| 6,397) 16,190| 5,209) 23,541 33 4,876 787 10,152 
Nüchengewächie (Gemüſe, eß— 
bare Knollen, Kräuter, Pilze, 2 4583 10,125 12,859 1,481) 55,373) 232,699 781 161,147 
Wurzeln 20.) anderw. nicht | 2,2572] 2,743] 3,607| 68,65% 194,306 14) 2,891| 3,8335 91,074 
genannte, früh .. | | | 
Obſt, frifch, auch friiche Beeren | 
3.Senuß, m. Ausn. d. Wein- | 
beeren, des Johannisbrots 8 17187 315) 4,769 225 21,219) 31 ‚668 147 
u. d Südfrüchte; genießb. z 2,808] 70660 8,346 171,226] 12! 11,959) 2,087 
Nüſſe, unreife, grüne; friſch. | 
Ananas —— | | 
— 44 — 3 — 18,662! — 
2 e 
Runkelrüben Zuckerrüb.)friſch re = 375 | — | a8.091 N 
Strob; Dach- und Weberrohr; J 1386 5,867 463 34,465 61 2,680| 182,154 — 
Schilf; Hädiel 1 2288 we2rl 4607 33,124) 3,118! 110l 13,269 24 
Vorſteh. u. anderw. nicht gen. | i 
f 
\ 




















Vorſteh. u. anderto. nicht gen. — 1,421 750 409 21 
Erzeugniſſe d. Yandbaues ıc. — 38 23 22 dJ 845, — 
Sümereien, unvollſt. deklarirt — — mm — | — 
10. Glas und Glaswaaren. I 
Be meines Hohlglas, (Glas ger | 26 ol 8 5 773 92 u 256 — 
ſchirr 2c.) grünes u. anderes ee & EIER ER er — ee 
; 2 28,6: 38 2,402) 187,532 3,406, 38,770) 610 
naturfarbiges (Tara: 18%,) | aaa tn — a J — | 4 | a | \ 
lasın alle; Gmail: u. Glafur—⸗ 6 1 569] — | 2.071 1,292. 12: 29 — 
male; Dachglas; Stangen ; ee ai Das —— —_ 
ı Röhren vd. Glas (T.:20°!o) 16 299 3) 35 1,083 = 528 
. er eier ı — - — 
— »Blas, rohes T.:20)0) “+ 7 er = — 
— 2 2 16 2 J 
ohlglas, weiß „ungemuſtert, | 15 493 2 1.567 410 14 47 3 
———— ff.ꝛc. mit Ausn. v. e P — el et, 30.628 osıl zu & 
* vielz. tt. Uhrgläſ.“ (T 22%) | 23,50 8,997 1,425, 20,128 ‚ne 11,0%1 4 Dar 1,960 
Spielzeug aus Ben Yobiglas, — — l 2 — — — | — 
ungemuſtert x. (2: 92%) 19 25 + 124 796 12 82 l 38 
Uhrgläſ. a. wei. las. Hose — 1 — 5 — — — — I 
abgeſchliff. Ränd. (T.:25°fo | 217) — 39 242 2| u — \ 





freien Berfehr don resp. nad 


im Jahre 1891. 


Britiſch Argen 


‚den Ber: | 


939 








) ** a | eini den 
v Zr im * inie RB einigten — S J 
* Rußland — Schweiz Spanien bien = | eg Staaten | übrigen | years SUMME 
mänten den e hi 2 ſilien von Sknkemn 1591 1890 
W gonien | Amerika | 
| | | | | R . 
— 90 — | ll — | _ — 109 | 9,305] 13,668 E 
— | — 2 — — — — | 356 453 A. 
— 25,075] 705 14,030 2 — 135 2 35 4) 550,066| 446,093 €. 
99 ss — | 16,242] 1,095 13 50 979 54 239 84,208 ⁊uIAA N. 
- 33 1 325) 3 9 — | 44 624 1,427) 56,927] 60,686 €. 
32] 5,22 915 5,875 ir 2 2 23 1,67 158] 30,135| 28,962 A. 
4,679 196 207) 1 147 — — 9,228 126 58,196 74,407 6 
49 3,006 866 877 il -— to 20 295 HR 22,410 26,815 1. 
71,590] — 244 — — — — — | 25 83,954] 47,498 €. 
— 3 706 944 50 — — 8 1,565 29 35,396 49,418 A. 
— 367,113 5 10,352 703 — - 4 - 8,421! 2,267,158| 987,892 E. 
— 1,816| 37,502| 139,796 230 251 1,529 187] 3,247 1,794| 1,053,898| 905,780 4. 
— 40,322 116 825 — — — — 16,432| 1,177! 246,156] 257,020 6. 
9 2,5621 6,698 2,576 — RFF u 747 1,716 835,7721 107,522 1. 
— 25,555 105 3,434 1,183 — — 1 6 8,994 717,675] 517,633 €. 
2| 2,103] 1,453] 66,629 31 ı — 5 204 154! 440,456| 350,476 A 
I 

— 7,219) 11,9551 224,473 19 4 — 64 3,401 599| 1,208,835] 921,436 E. 
2 2,977) 2,560] 19,020 1! — l — 15 37) 235,218] 290,299 N. 
— | 8902| — ss — — _ _ — — 142,432] 157,314 €. 
— — 13 658 —— — — — 31 616. 1981 671,405 A. 
1l 87,745 — 1,240 70 — — 2 28 69 404,145] 702,045 E. 
15 7,999 5 2 — 20 2 12 9 36 108,958 93,101 N. 
— 5,550 12 575 194 829 — 35 238 9,879 46,388 54,788 E. 
358] 22,555| 3,656 1,084) 236) 34 7 332 1,836 427) 142,965] 128,152. 
_ 9741 — 12 — 1) = en 8 7 839142] 35,015 € 
_ 122 4 173 — — — — 2 1,341 2,485 A. 
— — — — — - — — — — I 4. 
— 12 7 133 — — — — 8 87 6,618 4,896 E. 
698 R04 201 5,013) 10,775 2,7211 7,987) 11,145] 67,224] 75,562] 557,890| 552,702 N. 
— 4 1 58 — — — — — — 5,710 7671 E. 
16 102 63 1,019 112 — 47 23) 41 76 12,211 13.008 N. 
— — — — — — — — — — 122 626. 
— 2 — — — — | 536 l 571 96 
5 8 46 — 1 — — — 15 1 5,303 5.029 6. 
2,572 1,634 2744! 10,817) 2,235! 5,825 8921 2,684 18,504) 15,890) 171,625] 143,125 3. 
— — — — — — — — — 5 26 
— 22 12 26 17 - 58 (3 1,518 472 3,291 3,699 N. 
— — — 1 - — — — — — 8 206 
i72 ? J Il ı — — — 147 677 Aurım) 


































































940 Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 
Einfuhr und Ausfuhr im 
WBaarengattung den Frei⸗ den Defter. 
(Dienge von 100 kg netto) gäfen bezw. Belgien Dänes Frantk⸗ roß⸗ Italien Nieder— Nor⸗ reich⸗ 
Zollaus⸗ mark | reich britannien landen wegen Ungarn 
ſchlüſſen 

— in natürl. * 
Farbe, ungeſchliffen, unge— 2| 10397 — 0 15 — — ON 
muſt. in einf. Höhe u. Breite 191 189 BR 373 704 280 ATE 12) 1,50% 
zujam.: bis 120cm (T.23"/o) 

— : über 120 bi8 200 cm 2 13,39 — 94 42 — 32 24 
(Tara: 230) * 26 — vn au 505 10 _ Bir 
“il . — J = i — — 7 

— über 200 cm (Tara: 230) aa sen ns 

Spiegelglas, rohes, ungeichlif: { — 6,929 — 1,463 1 — — 26 ‚68 
— (Bear) und ipiope a > hl 

Zafel: (Fenjter-) un iegel⸗ — 22 — 
glas all. Art, belegt (T. 23°.) { 118 347] 207 645, 1,406 143 4538| 400 760 

Zafel- (Fenfter-) und Spiegel- _ z 1 _ Ar 
glas, unbelegtes, geihie, 60 ae * * N — * 40| 2 2 
polirt xc., (Zara: 23%%,) . | —* * 

Glasbehänge z. Kronleucht. u. _ — 95 — 
Glasknöpfe, a. gefärbt; maj- | R . ” * J * 2 — 
ſiv. weiß. Glas, nicht bei. ben. 5 bi % a 

Uhrgläſer, geichliff. od. gepreht; 
ungefahte Brillen: und Lor⸗ — 4 — 69 1 2 _ — 16 
qnones, jowie Stereojtopen: 6 4 9 407 51 86 5 2 123 
aläfer: aus weißem Glaſe 

— — * gen. od. | 4 651 2 702 308 2 ss — 3119 
inbegr. Glas, gepreßt, ge 5 — = i . 2 — 
ſchliffen, polirt, abgerieben ıc. ae) 8,555) 5211 4,451 43lel 6089 er - © \ 

(Hlasplättchen, Glasperlen u. 

Glasſchmelz, Glastropfen ; _ — _ 282 8 395 — — 3.438 
Glaskörner: ungefärbt od. 6 58 9 263 774 49 195 16 992 
gefärbt (Tara: 23°]e) . 

Brillen- u. Lorgnongläjer aus 
Tarbig. (aud) grauen) Ölaje 
ungefaft - — ll — 2 ll — — — 1 

Farbiges Glas, anderw. nicht 1 918 1 951 971 108 9 — 7251 
genannt oder inbegriffen; —* es 139 913 1985| 1,537 301 a 295 
bemaltes vergoldet. xc. Glas z u : e 

Hlasflüjle, robe, ohne Faſſung; | | 
Hlas- u. Emailwaaren in 12 41 3 488 158 12 85 1 ® 
Berbd. m. and. Materialien; | 225 985) 166 677 2,095 327 4955| 325 . 
Zähne aus Email . 

Spielzeug aus UMDIBENR x. 

Glas _ — — 3 ll — — — 

Mild u. Mlabafterglas, un- [ 1 17 2 5 8 — 2 — 
gemuſtert, ungeſchliffen ꝛc. 475 288 310 506 2,700 101 1,001 1135 

Glas⸗ und Glaswaaren, un— | 
volljtändig deflarirt 3 — 4 4 10 33 31 — 

11. Haare von Pferden und 

Meunſchen, ſowie Waaren da— 

en 2,324 348 2,073 1,863 302 6908| 129 

Boftieder — J Di ‚ 

Beitfedern, robe r { 114 120 226 343 821 9 1,066 224 

Vorjten und Borftenjurrogate | 3 179 22 253 1,056 71 245 1 
aus animalischen Stoffen . 70, Bs6| 114 3,459 3,997 288, 520 +5 






















Schweiz Spanien 


1,235 
9 
2,558 

3 


851 


Su 
9 
549 


121 
949 


4 
15 


4 
429 


28 
2,554 


59 
of 
| 
31 


486 


| 
94 
=“ 


gu 


61 
144 
73) 


552] 


Britiſch Argen⸗ 
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Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Bollgebietes 


— 








Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


den Frei— 
häfenbzw. 
Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 


Belgien 


| 
| Düne: 
mark 





Frank⸗ | 


reich 


Einfuhr und Ausfuhr im 


britan« 
nien 


Stalien | 


| 
den | Nor: 


wegen 


Mieder: ı 


landen 








| Deſterreich 
Ungarn 








Pferdehaare Roßhaare), roh, 3 
gehechelt, geſotten, gefärbt, | 4 
geiponnen ı.. . \ 

Geſlechte, Gewebe, Siebböden, 

Spig.xc. a. Pferdeh. dgl. Ge: | — 
webe m. and. Geſpinnſi gem. 

Menichenhaare, roh, aehechelt, — 
geiotten, gefärbt ꝛc.. H — 

Perrückenmacher- und andere 
Arbeiten a. Menfchenhaaren | zu 
od. Imitationen derjelben — 

— friſirte F 

Federſpulen (Schreibfedern), — 
rohe — 12%). . { 10 

Schmudfedern, vobe, audı dgl. 10 
gefärbte (Tara: 15°) ' l 

Bettfedern, gereinigte od. zuge: 
richtete; gezog. Federſpulen | 2 
(Schreibfedern) (Tara: 3°/o) 4 

Schmudfedern,zugerichtete(zur 1 — 
bereitete) I — 

Haare u. Federn, unvolfit. det. — 

12. Hänte und Felle. | 

Haſen- u. ——— rohe, 1 
ungefärbt . i i | 38 

Kalbfelle: grüne u. ne | 106 

— gefallte und trodene . 55 

Rindshäute: grüne und ge 5 
julgene , re Die 2,553 

—: gefalfte und trodene. . { ia 

Robben: a. Seehundfelle, rohe — = 

Noßhäute, robe . 432 

Schaf: und Biegenfelle, rohe ! 1 
behaarte 432 

— rohe enthaarte (Btöfen), { — 
nicht geſpalten — 

Borjt. n. gen. Häute u. Felle v. A 
Süugethier., Häute v. Reptil. 8 
u. Fiſchen: rohe z. Lederbereit. 

Häute u. Felle zur Pelzwerk— 
bereitung, nicht v. d eigentl. Zr 
Relzthieren jtammend . Ei 

Felle zur Pelzwerkbereitung, . 
von d. eigent. Belzthieren | 6! 
ſtammend; Wogelbälge 


Düute u. Felle, unvollit. deklt. 





1,560 
613, 


> 


— 


bt) -] 


496 
1,524 
4,043 
1,518 

301 

725 

64,637 
10,791 
8,866 
317 

1 

123 
1,373 

575 
1,042 

16,465 
27 

62 

377 

70 


30 
38 


1,377 


1,056 


— 


an 


— — 


— 





st 


Sta 113 Sr 


I 


R — 
Q ——2⏑ ft 


1 G- ON SO He 
I) nur 


_ 
= 
00 


581 
900 
440 


857 





111 


107 
215 


602 


1,299 
78 
27,653 
3,986 
606 
17,786 
25,035 
21,047 
1,543 


525 


17,652 
1212 
6,619 

11,110 
1,394 

98 
740 
421 


* 
we 


1,918 


2,722 





1,272 


3545 


1,821 
465 
735 

3,663 

1,118 

1,501 

6,027 

6,8653 

18,082 

1,257 


47 


10 
23,181 
2,817 
5,106 
8,440 
353 

20 
2,076 
93 


395 
250 


6,962 
2,556 











1) 


a 


> 


t> 


18 


94 
424 


— 


233 
224 


9 


au 


1,286 


4 


| 


1,100; 
65 
1,051 
154 
2,197 
166 
13,256 
3,955 
15,029 
1,712 
—1 


890 
506 
869 
1,852 
27 
104 
363 
3 


52 
14 


707 
156 








113 
"120 





u a [ee re 


1,707 
995, 
14,47 
3,087 
445 
58,12 
2,0% 


20,81 


5,97 
1,2 
37,50 


6,172 


2,123 
1,50 

92 
515 
1,28 


3,354! 





Me. — von resp. nad) 









Britiſch AUrgen- 


:» | Dft- Itinien, | Bra: 
tand Schwe⸗ weiz , Spa 
Ru "| den — nien Indien Patas | filien 
x. gonien 








1 1 1 19 3 
40 — — — — 
2,778 I — 

7 —J — — 2 
40) — — — — 
40) — — — — 
1,3751. — 163 150 25 
1,605 32) — — — 
1,31599 — 1,156 686 162 
2,428| 2,518 0 — — — 
21,246 17 2,286/103,859]109,383 
3649| 1% — — 13 
3051| — | 75,505) 12,926) 40,834 


1729| 952 


·— — — — 


ml eo] ee 
304 ° 14] 8354| 28,797] 7,357 


4 — | - | — | — 
1,369] 1,276 175) 7,832 813 
350 a — _ N 

— — 12 3 — 
78 5 530 136 65 

85 20 — — _ 
62 2 21 4 16 
2821) — — — 3 








31 2| 3,372 90 
29 22! — 2 
— 2 — — — 











den Ver⸗ 
einigten 
Staaten 


von 


Amerika 


8 
33 


12 
759 


298 


63 
"2,369 
5,710 

220 
312 
424 
37,958 
4,406 
4,359 
zu 


425 
2,240 
252 
5,727 


4 


1,174 
55 


145 
151 


1,748 
‚3,065 






den 
übrigen 

Län: 

dern 


8 
3 
\ 
2 
9 
79 
2 


— 
— 


5 
170 
488 
54 

541 
205 
12,258 
2,053 
13,827 
3,067 
2 


2,988 


7 
4,921 
24 


435 
80 


73 
98 


414 
661 


— 


Summe 





1891 




















18,814 
8,599 


35 
288 
136 

35 

5 

53 
15 

55 
112 
194 

1,522 

465 
10,640 
9,574 
45 
776 

\ 


13,582 
5,747 
46,867 
2,971 
71,424 
32,099 
405,399 
173,231 
196,323 
55,994 
265 

137? 
102,442 
11,799 
102,012 
50,586 
1,902 
1,080 
9,893 
2,954 


7,499 
2,114 


25,812 
17,680 


10 























Digitized & 





Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 









13. Holz u. and. vegetabil. u. 
animaliihe Schnitzſtoffe, ſo— 
wie Waaren daraus. 


Abfälle v. animaliichen u. vege: 
tab. Schnipftoff. mit Auen. 
der DHobel- u. Sägejpähne 

Bambus-, Pieffer- u. anderes 
eblere® Rohr, roh; rohe 
Stöde von Rohr i 


Bernitein, roher 


Elfenbein (Elephanten- und 
ähnl. Thierzähne), ganz od. 
in der Querrichtung nur in 
einzelne Theile zerichnitten 

Hörner, Hornipigen, Geweihe, 
Hufe und Klauen; Knochen 
(ala Schnigitof): be . 

— Lohluchen; Reiſig 
und Heiftabejen . 
Schleifholz u. Holz zur Gellu- 
lojefabrifation 

Holzkohlen, anchließlich der 
Nothkohle . . 

Korkholz, roh. in ledgl. ausein⸗ 
andgeſchn. Platten o. Scheib. 

Perlmuſchel- (Perlmutter⸗) 
Schalen u. ähnl. Seethierſch. 
m. iriſirendem Glanze, rohe 

Steinnüſſe u. and. als Schnitz— 
ſtoff verwendbare Nüſſe und 
Nußſchalen 

Stuhlrohr ſpan ze.), ungeipalt. 
ungebeiztes od. ungefärbtes 

Walfiſchbarten (roh. Fiichbein) 

Vorſteh. nicht gen. animal. u. 

veget. Scmißitoffe, rohe, mit 
Ausn. dv. Baus u. Nutzholz 

Holz — ut. Gerberlohe; zer: 
fleinertes, nicht ausgelangt. 
Du vebradhobot (Tara: 0) 

Van: und Nupholz 

dbatunter: 

Baus und Nustzholz: nicht bei. 
gen., roh od. ledig. i. d Quer⸗ 
richt. m. Art od. Säge bearb. 
od. bewaldrechtet (Tara: —) 

Faßdauben, ungefbt.;;. Daub. 
vorgearb. Hölzer(iog Stäbe 
Stabhlz.) v. Eichenh.(T: 


den Frei: | 


häfen bezw. 
Bollaus: 


ſchlüſſen 





| 


‚Belgien 





Dünes | 


mark 





Frank⸗ 
reich 


britan⸗ 


Einfuhr und Ausfuhr im 


Groß: 
Italien 
nien 





Nieder⸗ 
landen 


den | 





e ‚Sefterreit, 


Ungarn 






| 
| 
| 
F 
J 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
I 
| 
E 
| 








154 538 
306 455, 
40 536) 
18 1211 
99 54 
85 
68 
10! 5,782 
903 309, 
11,827| 11,049 
2,549| 16,956 
203 — 

6 373 
1,564 585 
— 146 

105 5 

2 2 

125 l 
— Fr 

2 805 

1 ir 255 

19 

I 

> 93,376 

5, 175 

ER 6,825 5 
215,010)446,599 
6,316) 22, 784 
106,502|415, 426 
115 736) 
2,295 


42, 


198, 


152 


352 


243 


1,311 


70,800 


n 


117 
823 


7173| 


38,280 
137 
12,595 


3 
2,010 





11,036 


3,250 


36 
46 
16 
65 


16 
55 


7,998 
753 
59,548 
205,192 
2,041 
62,126 
1,152 
44,907 
529 


131 
765 


66 
289 


297,453 
184 


123,802 
877,170 


102,612 
459,120 


273 
4,516 


2,027| 958 
914 6 
8 5 
3274| 439 
9 — 
45 6 

1,354 1 
65 f 

7,9601 263 
1,553 7 
282 1 
916 229 
34 — | 
601 1,004| 
481 2) 
148 

2,776 = 
728 

215 — 

1,804| 4,111 

1,001 9 

2.946| 900 
I — 
32 3 
sı2l 162 
1 r 

3,437| 1,243 

2971 am 

14,588] 8,458 

428,594 22,341 
4,798| 1,492 
332,156' 2,650 

5 = ! 





— ze 


















1,804 105 302 

728! 23 ab 

21,800 221: Mi AR 

24,499 to) nm 

= — 1 

— — 8,7% 

209 2 3118 

67,025 66 6 

281 — 9 

47 804 5,0] 

181: — 18 

18,7 1.0 

171) — A 

394 (a 

7,390 1 L 

100; 87 4,48 

234 10 = 

3 — ‚ 

65 — | 

2 Be 
20, 954 — 44 
l, 238 — ti 
237,272 507,502110,45 
139,195) 39,535! 6,76% 
508,415; 4,661 3: 
— * 
16,202: D 


290 





| 
m 
1— 


Ip: 


2,530) 460 
267 


' 418] 1,502 
847 10) 1,246 


2/924,153 
— | 23,203 
1126| 177 
48| 40,662 


— 


1,217 56 


268| 997 


273,819) 58,210 
$ "13,663 405,521 


Ben 4,541 


— 
- 

— 
— 
> 


— | 466 
10 — 


244| 62,751 
gg — 


78| 15,249 
1,012 5 


66 
585 


10 


gonien 


den Ber | 
einigten en 

Staatey | übrigen 
bon 


Amerika 


16 


‚9,088 
232 


115 


368 
54 


2,145 
6 


36,679| 39,44 
10,620 


13,880 


15,507 


501 1,428,907 


97 
69,813 
24 


8,821 
Ik 
108,174 
2,851 
9,119 
245 

29 

25 

449 

il 


14,845 
2 


45 1,444,090 
119,698 


94,534 
34,945 
166,812 
77,908 
10,806 
13,656 
4,498 


113,66: 
55,580 
81,391 
14,932 

873 
157 
1,595 
1,592 


955,777 
24,212 


465,293) 162,068'28,414,077|32,808 


143 


79,043 


4,611 


117,504 
san ‚1,963 


8,640.15,145.629|19,233,176 €, 
13] || 227] 2,180,400 


1,959, 668 U. 


381,945 € 
39,594 A. 


511,813 
40,255 





Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


* 


Bau⸗ u. Nutzholz, nicht bei. gen. 
roh ., für Bewohner u. In— 
duſtrie d. Örenzbez. mit Zug 
thieren geihr., diveft v. Wald 
—:robe., in Meng. nicht mehr 
als 50kg f. Bew.d.renzbez. 
in der Richt. d. Längsachſe 
beftitag. 20.; Naben, felgen, 
Speichen x. (Tara: —) . 
5 aßdauben, zu Dauben vor: 
e Hölzer (ſog Stäbe, 
tabholz), durch Spalten 
Se Faßbodentheile: un— 
jbt.,n. a. Eichenholz (T. —) 
Ku Ehteiben u.Reifenjtäbe, uns 
aa, Faſchinen (T.: —) 
bh. a. Buche baum, Cedern, 
Kokos, Cocus), Ebenholz, 
- Mahagoni, roh x. (T.: —) 
Bau⸗u. Nutzholz, nicht bei. gen., 
in der Nichtg. d. Längsachſe 
deſügt; nicht gehob. Bretter; 
geſägte Kanthölzer 2c. (T.—) 
Nupholz a. Buchsbaum, Kokos 
» ( ocus), Ebenholz, Mabag.: 
in der Ridig der Längsachſe 
gefägt; nicht gehob. Bretter; 
gejägteKanthölger ic. (T.—) 
Nusholz a. Cedern, n. d.Yüngs» 
= achje gejägt, n. gehob. Brett; 
Beate Ranıhö zer .(T.—) 
B yore (Erifa:) Holz, ı roh od. 
in geſchnittenen Stüden . 
Holz, unvollitändig deklarirt 
Böttcherwaaren, arobe, robe, 
= umngefärbte (Tara: —). 


Holzdraht, roher (Tara: 4 


Hornplatten, robe, jow. Ey 
animal. od. veget. Schnigit. 
in rohen, blos —— 
Platten x. (Tara: 12%) . 

Korbilechterwaaren, grobe, une 
gefärbt, ungebeigt 2; ungef 
Spangeflechte (Tara: 4°) 

 Korbweiden u. Ar ge 
ichält (Zara: 1') . 

Nägel, hölz. (Schubitifte x), 
rohe, ungejbte ıc. (T. : 10°) 

Stuhlrohr, gebeizt, gefärbt, ge: 
fpalten, abejchält; geſchnitt. 
Ban abet) 3. unmittlb. 

enugung (Tara: 2°/o) 


e, 


4 


den Frei⸗ 
häfen bezw. 
Zollaus⸗ 


— — — — — — — — — — — — — —— — — — — — — — — — — — — 


| 


ſchlüſſen 


2,160 
9,419 


3,429) 
98,120) 


| 





169 


6,965. 





Belgien 


114 
122 

34| 
10,445 


6 
19,806 


28,966 


18 


34 


5 
62 
266 


459 
3 


227 


193 
550 


Düne: | Frank 


marf 


"431 


reich 


8,419 


18,094/412 ‚48 


24 
191 


503 


65 
20 


614 
2,840 
12 
6,526 


1,499 
465 


1,104 
520 
2,908 
51 

5 

u 


1,229 


Groß⸗ 
britan⸗ 
nien 


16 


— 


7,156 
254 


1,766 
92,110 


* | 


) 


67 
634 


203 


5,461 


52,589 





im Jahre 1891. 





freien Verkehr von resp. nad 


Re | Rufe | Schwe Spas | 
'mänten, land den nien 


Britiſch | Argen⸗ | 

Dit: 
Indien! Patas 
I 





Schweiz 


ſi 
































| gonien | 
— | 17070  — 32 — _ _ 
| 
— | — — J— — 
—  13,275,056| 353,684 364 — 186 2 
2337 1273| 8186 2900 — 125 
— 13,4166 15,481 81 — — Zur 
1,088 415 62 744] — — 4 
— 12383 — 22 — — 
= — | 9 66 — _ 7 
= = lee 868 116 
5| 2,026 1,395] 215) — . — 
—  11,617,979'2,897,864| 33,690 — | 10,497 12 
107 ae 4,444 — 126 4 409 
zT, el Abs me 
N 370 337 80 | — 11 
i 
— — — — | 2 2,691 9 
— 491 272 N y— 13 
— — — — — — 
_ 252 163 50 34 — — 
12 597 345 4651 59 2 26 
— 1,860 11 J — — — 
4 | 1,746 5 * — 
— 3 — 11 2 DI. 
_ 196, ? 144 u z2h — 
— 37 1,075: 153 1 — — 
38 102 140) 248) {Bl 5 6 
en 21 an 42 — re = 
— 417 1,237) 409 — — — 
— — 7 ij — — — 
114) “ 3) — _ | 8 
— | = - I Ad) so — 
19) 486 J 27 181) — 65 


tinien, Bra— 


lien 


1,675 


62 


444 


1,553 


841 
1,349 


ty 











den Ber: N 

einigten | er Zumme 

Staaten | ubrigen 1891 
von Rändern | ’ 

Amerifa 


— — 832,093 
— · 26 
28,605) 2,896 4,970,508 
15 347 88,565 
1,882 — 59,333 
— 310 26,395 
2 5 35,582 

— — 5,142 
28,831| 132,770 185,347 
— 12 10,094 


6,658,305 








204,362 

l J 10,237) 1,066,25% 
ER 47 676 
— 26 2,148 
4,762) 3,033 10,716 
N) 37 2,071 
— — 4,049 
— — l T 

— — 1 — 
18,792 43. 22,039 
el 3,332 23,351 
22 — 3,455 
— ni 16,210 
23 324 2,139 
55 63 1,615 
l 6 3,499 
3,135 487 11,550 
7 — 16,337 
* 4 9,96% 
5,954 7 6,132 
= 94 4,818 
— 920 2,069 
10,708 187 22,257 


Summe 
1890 


849,624 E. 


12. €. 


4,810.096 €. 


66,887 A. 


72.056 E. 
35,706 A. 


33,269 E. 
8,5315 A. 
239,332 E. 
13,994 U. 


7,176,181 6. 


858,400 U. 


717 E. 
2,345 A. 


4,288 E. 
2,030 A. 
5.161 E. 
8A. 
13A. 
4,932 E. 
27,806 A 
1,372 €. 
17,108 A. 


1,632 €. 
1,259 1. 


3,639 E. 
10,957. 
12,509 €. 

9,999 U. 

5,599 6. 

4,906 N. 


1,303 E. 


24,564 M. 





948 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





Einfuhr und Ausfuhr im 
N I I | 
Waarengattung den Frei⸗ den 
(Menge von 100 kg netto) [Pen bezw. elgien Düne: Frant⸗ Große ZJialien | Meder | RNore Denterreis⸗ 
Bollaus- mark | reich |britannien Ungaru 
fchlüfien landen | 






























Boriteh. nicht gen. grobe, rohe | 
ungef. Tiſchler-, Dredjöler-, 1,0012 14,299| 1,403 3,178 2412 551) 32,666 3. 108 36,47% 
ſow. zn od. ons: 34,519| 8,738] 5,265) 5,022 18,623| 2,789, 13,998 1474! 11,51 

o Holz * — (T4°/o) 

Holz ingeichnitten. Fourniren; } 9 ee 
en warnen. | 2 ‚6 24546 80 u 2 5% 
entheile, gehobelt (T.: 10%/o) 159 1260| 95] 1,053 .i — a7 35% J 

——— ee 68 8 10 3%2 wo — — 1 1 

Mineralölfäfer, entleerte, 
gefürbt ıc. — 65 — 2 959 — 597) — 

Fiſchbeinſtäbe und Hornſtübe, — — — — 25 9 — 51 — 
rauhe, — ig 2 261 — 44 zo 25 6 — Y 

Fournire aus Holz, ge jnitt,, 2 ‚ 
gefärbt, gebeizt — unein⸗ | 24 — — 199 16 = —— X 
gelegte ————— 2* s — 116 X * 

Korbflechterwaaren, grobe, ge: 
färbt, gebeizt e A — 6 — 6 2 — 2 — 70 

Korkwaaren, grobe; orffteine, al 
Ktorkziegl 2c. aus Korkabfäll. | — 3 u 40 ® = * = 3 FF 
mit Kalk, Thon ꝛc. verbund. a 4 18 \ 139 ⸗ F — * 

Möbel u. Möbelbejtandtheile | | 
aus hart. Hölzern, jomw. alle 35! 103 19 686 229] 16 111 2 10,2% 
fournirten (mit Ausn. der | 3537| 248 a 401 2,736 5308| 4,3556 319 3% 
jein.); a. gefärbt, gebeizt zc. 





Möbel-u. Möbelbejtandth.aus 
weich. Hölgern, nicht fourn. 
jow.and. Tijchlerz, Drechsler: 


u.Wagnerarbeiten aus Holz, 
gefärbt, gebeizt, polirt ꝛc. 237 325 77 1,159 1,372 63 367 17 405% 
Spielzeug aus Holz, grobes, _ 2! — 14 1 2! — — 310 
ungefärbtes 16 60 89 68 3,644 6 79 3 
Fiſchbeinſtäbe, geebnete, glatte n — on 4 
oder jonjt zur Verwendung | - x Mae 5 a — 2 
vorgerichtete | = ie \ Ri 138 \3 27° ni 
Holzwaaren, feine, mit Auz- | 44 200 22| 1,659 566 287 179 6 2024 
nahme von Spielzeug . 2,2851 2,209) 3501| 9,337 66,579 3742| 4,901 +04 ura 
Korbflechterwaaren, feine; ge— — 33 12322 45 4 17 —1 J 
fürbte Spahngeflechte — 27 759 94 395 2,87 751 1,628 334 3 
Korfitopfen; Korkſohlen, | 3 44 1 1,744 16 8 17) 214 l: 
Ktorfichnigereien &.. . . 183 72 25 15 90 7 33 49 v5@ 
Spielzeug a. Holz ıc.,m.Ausn. | | | 
d. groben ungefärbt. a. Holz, — 10 1 134 811 — 12 — F 
ſowie der muſikal. Jnjtrum.; | 223 2,554 +00| 1,120 22,588 474) 2,584 265 3% 
Spielzeng aus Korbgeflecht | 
Vorſteh. nichtgen Waaren aus 
vegetab. od. animal. Schnip: 
itoffen mit Ausn. d. a. Bern ’ n | — 
ſtein, Celluloid, Elfenbein, — * F BL = a e ul 
Jet, Perlmutt. od. Schildplt. * 540) 1,69) al: © | 1% u 
gefert., der geebnet. x. Horus | 
jtäben. d. gepreß. Hornknöpf. | 








im Sabre 1891. 


949 





freien Bertehr von resp. nad 


— m m nm 71 —_ {m 





Ru— 





Ruß—⸗ 





Schwe⸗ 
manien land den 











Schweiz 











Spanien 


| 84] 3,369, 45,416 3,097 29 
| 1544| 3,458) 4,404) 1814 2,283 
— gi 6 70, — 
| 329 974) 1,159 2,264 — 
| 
— 13 4 95 5 
3| 17,02 J 205 1,160 375 
— — — 30 == 
34| 299 96 237] _ 
—E ——E A = 
- — | — 12! 118 
3 * 226 19 3 
| 
| | 61 J 113 9 
1,516 558 353 3,055, 310 
| 
— 165 71 — 
— — = 7 — 
57 67 2a 69) 5 
— 1 — — 
2 33 — | + 2 
_ 87 7 522 12 
9549| 1,021 667 1,428 4,766 
— | -—- = 19 1 
1827| 262, 18% 564 180 
— 2 104 74 12,982 
155 56 2] 66 N 
— 2 — | 19 
2ı2| 259 . 1,572 1,751 
! 
— 3 102 1 
128 705 >| 1,670 380 














Britiſch Argens | 


w. 09 


ty 
1) St 


1| 
20 








Of | tinien, 
Indien | Pata: 
x 


gonien | 


ts 


| 
| 








' Bras 


jilien 





3 
430 


t2 


den Ver⸗ 
einigten 
Staaten 
von 
Amerika 


14,034 


2,368 





1,040) 


256) 


134 
1,186 
8 


3,095 
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599 


42 
17,669 


21 
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den 
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3,996 


25 


2377 
2* 


219 


505 
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1 ‚517 


l en 
12 
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1,085 
732 


3 
5,985 


162 
1,464 






Summa 
1891 





162,041 
145,801 


5 244 
44 
10,196 


1,457 


533,551 


2,073 
81 
384 
279 


122% 


90 
237 
1,029 


13,869 
18,531 


10,208 
342 
5,156 
124 
>85 

7 297 
115,092 
444 
12,104 
17,331 
>,014 


383 
59,017 


3,507 
15,196 


Sunma 
1590 


167,588 €. 
149,397. 


6,712 €. 


6,697 A. 


1,703 E. 
50,476 A. 


3,350 E. 
191 E. 
258 A. 
498 E. 

1,032 A. 


95 E. 
178 6, 
TUN. 


13,906 6. 
14,550 A. 


10,162 ©. 
393 €. 
5,075 3. 
117 €. 
475 A. 
71615 E. 
111,579 M. 
543 E. 
13,923 A. 
19,003 E. 


3272 A. 


3,7596, 
13,074 9. 


eg 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 








Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Hornjtäbe, geebnete, glatte od. 
jonit 3. Verwend. vorgericht. 


Horntnöpfe, geprebte . 


Bepoliterte Möbel aller Art: 
ohne Weberzug 


—: mit Ueberzug . 


Holz und Korbflechterwaaren, 
unvollſtändig deflarirt . 


14. Hopjen. 
Hopfen (Tara: 3%) . 


15. Juſtrumente, Maſchinen 
und Fahrzeuge. 


Elaviere, (Flügel) Pianinos u. 
Glaviaturen, jowie Theile 
von jolden » » 2... 

Musikalische Injtrumente, als 
Kinderſpielzeug dienend 

Muſikaliſche — * u. 
Inſtrumententheile, vor— 
ſtehend nicht genannt . 

Seichliffenes optiiches Glas zur 
optiihen Inſtrumenten 

Initrumente, ajtronom., hir 
urgiiche, optiſche, phyſilal. 2. 
mit Ausn. d. Telegraphen— 
apparte und Telephone 

Injtrumente und Apparate, 
unvollitändig deflarirt . 

Lokomotiven u. Yolomobilen; 
auch Theile davon . ö 

Maſchinen u. Maichinentbeile, 
überwiegend oder ganz aus 
Hol; (Tara: 6%) i 

— : überwiegend od. ganz aus 
Gußeiſen, m. Ausn. d. Näh⸗ 
majchinen (Tara: 6%,) 

Nähmaſchinen u. Theile von 
jolchen, überwieg. oder ganz 
aus Gußeiſen (Tara: 8°Jo) 

Dampjfefiel aus jchmiedbarem 
Eiſen (Zara: —) . . . 

Maſch. u. Majchinenth.,iiberw. 
oder ganz ausjchmiedbarem 
Eiſen (Tara: 6%,) 

Nähmaſchinen ꝛc, überw. od. 
ganz a. ſchmiedbarem Eifen 
(Zara: 10/0) — 





den Frei⸗ 
häfen bezw. 

Zollaus⸗ 

ſchlüſſen 


— 


1,169 


LP} 


Belgien 


marf 


l u 
— 6 
38 9 
30 10 
18 29 
142 7 
9,405) 2,652 
23 7 
1,485 686 
4 — 
32 16 
33 4 
759 392 
96 36 
378 287 
— 5 
74 — 
207 908 
803 139 
517 479 
19,181] 2,085 
51,561| 10,717 
98 24 
4,925| 1,665 
193 1 
459 648 
3,709 183 
5,062) 1,579 
1 5 





Düne- | Frank 


reich 





147 
18,410 


417 
318 
34 

66 
220 
1,151 
9 


> 
- 


367 
448 


3 
287 
626 

1,093 


5,555 


19,619 
84,561 


168 
8,9531 
1,474 
5,055 


6,897 


12 


(2 


britannien 


Groß⸗ 


Italien | Nieder: 





Einfuhr und Ausfuhr im 


ben Nor Oeſterreich 








— wegen | Ungarn | 
— 52 
i2 — 6) 
— 18 
18 4 2 

2 1 20 

9 5 10 

12 1 58, 
89 40 65 

' | 

860 — 16,432 
1,518 3,940, 


| 

50 1 

3 4 

= 1 

80 16 

63 19 

35 13 

44 4 

32,060 22 

125 9 

32,502| 2,327 
9 — 

415 N 

150 24 
8,091 701 

1 — 
15 — 
} 

155 34 
1,044 474 
— 5 

29,407 2 
848| 1,772 
28,783 39 
1,503 265 
164,073) 1,042 
17,297) 39,651 
15,754 75 
7,895| 3,372 

113 — 
184 455 
17,614 144 
2,662) 5,905 

141 — 

10 — 





108 
4,558 


> 


an 
.. 


29 
620 


2 


68 
599 


636 
2,702 


518 
766 


9,620 
31,555 


355 
3,572 
439 
3,959 
2,269 
10,155 


2 
5 








3 jreien Bertepr von res 





1,209 
3,991 


2,558 








197 
18,677 


— 


+6 


Su Schweiz 





15 
245 
59 
295 


3 4,279 


28,992 


15 
4,914 
22 
160 
483 
4,6253 


— 











— Oft⸗ ini 
Spanien * tinien. 


Pata⸗ 


gonien 


dien 


399 


— 


143 





3 
77 


h 3,497 

1 _ 
508 974 
52 576 
— 4 
1,061 


— 


— 











Bra; | ünigten 


filien Hon 
Amerika 


23 


2,208 8,850 


F 104 
1,681 445 


50 615 


127 
14,121 


7 
15 


26,523 
7,462 
1,516 


6,591 


[7 


Staaten | übrigen 


18 
5,072 


6 
28,658 


165 
54 


l 


14,049 


3 
295 


417 
55,756 


9 
14,548 


2,905 


76 
15,829 


2 


955 
82,874 
302 
1,678 
2,920 
41,369 


12 
40 


1,197 
8,577 


32,450 
41,970 
40,914 
15,249 


281,475 
639,914 


28,185 
78,458 
2,8389 
18,870 
36,570 
109,957 


297 
158 
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VBaarengattung 


den Freie 















































































* den 
(Menge von 100 kg netto) — Belgien ae Uran! Wrob- Italien ; Nieder: 
Zollaus⸗ mark | reich britannien fanden | regen | Ungam 
ſchlüſſen | REN | | 
| u 323 u382 
unedlen Metallen 302 =. ” RT 149 452 525 S7 KON 
Dampfmajdinen u. Dampf: 
keifel zur Berwenduug beim 
Schiffbau \ — — — — 4 — — — — 
197) — 134 1,758 — 40 — 42 
Kragen: und grapenbefchläge { 10 125 38 16 62 36 36 * 
Maſchinen ꝛc. unvollit. deklar. — — 3 2 — 44 — — 
Eiſenbahnſahrzeuge ohne Le— — Stüd | Stück | Stüd | Stüd Stüd | Stüd | Stüd | Stüd Stut 
der- od. Roliterarbeit: zum = 19 1 6 — — 33 — 31 
Werthe von weniger als | { 12 99 5 12 208 38 Fi 52 
1000 M für 1 Stüd . . 
—: zum Werthe von 1000 #6 — 420 — — — — — — & 
und darüber für 1 Stüd . | — — — — — — — — 
Eiſenbahnfahrzeuge mit Leder: - — — 2 — 5 — — — 
oder Polſterarbeit — — — — — 351 — I 
Andere Bagen u. Schlitten mit — 14 4 38 30 1 10) 3 7 
Leder- oder Polſterarbeit — 4 7 3 2 — 95| 3 12 
16. Kalender. J —J * a — 
a 4 a — | ur .) — 
Kalender, ausgen. Schreibfald. a) ng \ 6 a6 = 2 3 us 
17. Kautſchuchn. Guttapercha, | 
ſowie Waaren daraus. | | 
Kautihud und Guttaperda, [ 13) 156 66 1,656) 18,170 831 2,767 9 318 
roh oder gereinigt . } 1,065 12 5 2151 2,087 6 51 — 1,555 
Kautſchuckhornmaſſe (Hart: | | | 
gummi) in Blatten, Stäben, — — — 4 6 — — 13 
Röhren xc.; Hartgummiteig, | — — N 12 36 — 4 — ij 39 
auch in Platten x. 
Ntautichud-u. Guttaperchafäden 
gezog. oder gejchnitt.; ledig. | | 
zugeichn. Sohlen u. Gurtev. -- 31 ı 102 1,751 1 21 — | F 
Kautſchuck od. Guttapercha; 10 71 ‘| 9 312 42 16 13 161 
Kautſchucktäfelchen u. dergl. | N 
a 14 io) | 
Grobe Waaren aus weichen 9 n A | a 
Kautſchuck od. dergl. Gutta— | a F 11 338 780 co 9 4, — 
percha, unlad.,ungefärbtac., u > 640 10% 1,505 *2860 9 236 108 
VOR AO RNOLN: fertige | — 5 — 10 61 1 1 — | 1% 
aller Art 59 135) 46) 1,228 1,044 133 34 68 fr. 
Feine Waaren aug weichen | | 
Kautichufoder dergl. Gutta— — 23 — 115, 572 5 — 18 
percha, ladirt, gefärbt zc. mit | 15 173 90 60 2,668 44 169 57 31 
Ausnahme von Spielzeug h 
„ — 1 — 14 2 — — — * 
Spielzeug a. weich. Kautſch. ıc. 9 134 19 1 ‚909 8 82 45 si) 
Gewebe all. Art ın. Kautſch. od. 
Guttap. überzogen, geträntt | — e 9! Sn FR 62 
ꝛc; Gewebe aus Kautſchuck⸗ a! os = . ze R- — *0 


füden in Verbindung mit 
anderen Spinnntaterialien 














im Sabre 1891. 








igeien-Bertehr von resp. nad 











| Britiſch Argen— den Bew 
h | ee ' re m einigten | den 2 I 
Mei Rue Schwe⸗ —— Dit« tinien, Bra— — | Hin Summa Summa 
Schweiz Spanien — <taalen ubriaen B . 
Mien) land | den — Indien Pata- ſilien ee Bir — 1801 18 
— ven Ländern 
| | ic. gonien Amerika 
| 
| | | | 
l ı 28 231, — - 60 u 4.556 5,047 €. 
16 611 299, ol] 136 — 28 330 32 126 6,885 6,9124, 
I | 
— | —_ | - — | — | | 40 985 €, 
_ | 51 — 124 sa} — 2300 3,616 €. 
3 829) 141 13 7 _ 15 12 39 1365 s36 A, 
Ü I t| = 2 = | — 5 58 7264 
— .* Pr) u. ah — * u 8 —* — * I PT ’ Per ++ u, 
Erik | Stück Stüd | Stud! Stück Stid| Stück Stüd Stüchk Stück Stück Std 
— f — l - -- 6] 77€. 
44) 57 54) 12 18 } 115 221 Kon 1,800 2,955 U 
— — | - 128 386 E. 
55 5 — — | = * 120 446 00 M. 
= N 7 BE 
— — — — 15 36 5 N, 
- 5 g | 24 208 197 € 
2 9) 3 17 2 1] 10 2 14 189 2024, 
Vükgı netto. 
— | — — 4— 102 — 7 52 20 530 €, 
J 2| 3 90 - - 6, 51 47 37 590 700 A. 
| i \ I 
| | | 
| | | | 
61 1,509 349) 50 63 2.960 —55 4,034 348 10,830 44,098 38,893 E 
* 667 30 8 5 | a 35 I ‚65 > 7544 8,5 78 A 
— | | | 24 71E. 
25| 4) 5 | J ? 157 218% 
2 3 9 272 2,248 2,699 E. 
5 60 8 123 73 12 37 18 a2) 1,169 1,059 9. 
I 
2 2 15 44 — — — — 171 16 1,742 1,615 E 
194 270° 2739| 1,006 458 40 57] 242 199 827 10,060 10,164 9. 
— — — 8 — — — — 40 — 136 148 6. 
6 167 108 172 201 62 16 56 355 373 4,672 4,804 4. 
I 1578 — 2 — — — — 8 — 2,320 2,033 €. 
63 60 427 53 37 30 13 27 98 180 5,255 6,416 N. 
— — — | 3 — — — — — 1 158 163 €. 
8 16 26 28 102 32 27 18 +91 605 5,561 6,355 A. 
Zr — — | 100 — — — — 13 2 1,426 1,543 E. 
113 58 — 168 210 30 6 34 26 355 5,148 3,5649. 
Annalen ded Deutſchen Reihe. 1892, 62 
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Vaarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Strumpf: u. Bojamentierwaar. 
in Verb. m. Nautichudfäden 

Kautſchuckdrucktücher für Fa— 
briken; künſtl. Kratzenleder 
fir Kratzenfabriken. 

Schläuche a. Hanfec. mit Kaut- 
ſchuct überz. x; Maichinen- 
treibriemen u. Wagended. in 
Verbindung mit Kautſchuck 

Kautſchuckwaaren, unvoll- 
jtändig deflarirt . 


18. Kleider und Leibwäſche, 
fertige, auch Pubwaaren. 


Beſtickte und Spipenfleider . 


Kleider und Putzwaaren: aus 
Seide od. Floretfeide; aus 
Haze, Krepp, Spitzen, Tüllen 
ꝛc. theilw. aus Seide; allea. 
Halbfeide, in Verb. mit Mes 
tallfäden; Leibwäſche aus 
jeidenen Zeugſtoffen 

Kleider u. Putzwaaren a. Halb- 
jeide; Leibwäſche aus balb- 
jeidenen Zeugſtoffen 

Kleidern. Rutwaar. a. Baum: 
wolle, Yemen, Wolle x. 

Leibwäſche aus wollenen 
Zeugjtoffen 

Kleider u. Putzwaaren aus Ge 
weben mit Kautſchuck oder 
Guttapercha überzogen ꝛc. 

Leibwäſche aus baumwollenen 
oder leinenen Zeugſtoffen; 
jogen. Gummiwüſche; Pa— 
pierwäſche an der Schauſeite 
von Zeugſtoffen. 

Seidene Herrenhüte, garniri 
oder ungarnirt; Gibus 
Herrenhüte von Filz aus Wolle 
oder anderen Thierhaaren, 
garnirt oder ungarnirt, 
auch lackirt 


Damenhüte a. Filz od. Zeug— 
jtorten aller Art: garnirt . 
-; ungarnirt 

Herrenhüte aus Zeugſtoffen 
vorſteh. nicht gen., garnirt 
oder ungarnirt Mützen aus 
Zeugſtoffen — 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


den Frei— 


häfen bezw. 


Zollaus— 
ſchlüſſen 


A— 


— — — — —— — — 
LS) 


Stück 
37 
209 
15 


15 


142 


6,0315 


— — — — 


Frank) Groß— 

















Einfuhr und Ausfuhr im 


talien 
reich britannien I 


15 8 — 
l 2 3 
| 
| 
75 175 — 
4 276 — 
y 143, 26 
| 
2 —_ | l 
9 - — 
144 1,572) 50 
99 15 — 
38 16 — 
368 272 8 








1411 19,664 464 
a 50 — 
3 44 4 
| 
139 119 — 
286 500 112 
11 2 — 
174 19 
130 51 3 
Stüch Stüd | Stüd 
312! 21,134 948 27 
45 120 22 
247| 53,501 2,203 37 
1,240) 469 157 
2| 45,487 41,293 145 
2,209 882 124 











| 
den 


Ricder- | 


landen 





ea | 


34 
5,947 


13 
396 


Stüd 
909 
4,855 
1,174 
50,795 


3,763 
41,926 


Oeſtertei 


wegen | Ungar 


22 


59 


137 
1,451 
100 
3,945 


24 
6,517 | 








4% 


Stud 
LoH 
1 2 
91,25% 


= 


— BE ze 
= 5 
water b 
3 F 








im Jahre 1891. 55 
freien Verkehr von resp. nad) 
| | Britijch | Argenz | den Ber- * 
Ru | Rufe Schwe⸗ Oft tinien, Bra, | nigten | Summa | Summa 
| Staaten | übrigen 


S wei | . 
| ch ——— 1891 1800 


mänien! fand | den Indien Pata- | filien von 





























| N | gonien Amerifa Rändern 

— — — — | — — | = — — 53 63 €. 
4 2 B 8 ' I 3 4 — 5 127 224 A. 
— — — 6 a _ | — _ _ 1,028 999 €. 
7 = 16 ij — —— 61 1 384 544 € 
ie + 25 15 N — = 12 21 110 905 1,009 A. 
— — — | — — | — — | l tl 43 A. 
— — — — = _ — — — — 11 10 6 
22 881 305) 127 14 2 u 113 347 450 4,247 4,575 A 
— — — 11 — — _ — —1 2 160 194 €. 
— — 7 — — — — 1 1 112 115 €. 
— 3 17 185 2 — — — 6 22 1,720 1,766 €. 
s10| 351 1,283, 5,579 1701 30 3053| arıl 3,197 3,215) 52032] 39,719 9. 
- t- 1-1 - en _ - | —- ii — 108 121 €. 
l 15 17 +48 9 10 — 2 ı 40 307 326 N. 
— ll — 18 — — — — 2 3 371 438 E. 
199 9% 462) 1,225 25 838 47| 1,470 330 1,618 13,645] 12,558 8. 
= — = = — = — = _ — 28 33 €. 
F jr = l | — — — — 2 Bi 15 A. 
— — — 8 u — — — — — 743 597 € 
232 9 207 121 10 2 l 55 l 510 3,063 3,446 A. 

Stüd | Stüd | Stüd | Stüd Stüd | Stüd | Stüd | Stüd Stüd Stüd Stüd Stüd 
1 18 17 1,301 | 2 — — 37 3 34,518 35,407 E. 
524 748) 1,68%] 2,427 20 94 { 672 25 1,744 24,094 38,4 U 
— 21 169 1,216 — 2 — — 7 151214] 143,801 E. 
972 684 2,501| 35,741 il 6 240 24 * 989 109,482 86,006 U. 
240 45° 148 980 14 14 — — 73 5041 112,411] 92,812 €. 
7,378] 8,690) 96,6121 18,724 111 2,206 1531 2,545 l 15,045) 251,475] 305,257 A. 


956 











Waarengattnng bes 
rn R .|;e =! y « Y 8 7 " ich 
(Menge von 100 kg netto) häfen bezw. Belgien Düne Frank | Srob- Jialien Nieder: tor [Deiteren 
Zollaus⸗ marf | reich britannien ns wegen | Ungam 
ſchlüſſen | | 
Blumen, Blüthen xc., künjt« |; | | 
tiche, fertige, u. deren Be— | > ” A _ 
ſtandtheile; aus Weber od. | 2 “ J = se 6 Pr * 
Wirkwaaren od Geſpinnſten | \ a . * 161 
auch in Verb. mand. Stoffen 
Kleider, Leibwäſche und Ruß 
waaren, unvollſt. deklarirt — — 22 4 | l — 5 
19. Kupfer u. and. nicht bei. 
nen. nmedle Metalle, Yegir: 
ungen ans unedl. Metallen, 
anderweitig nit genannte, | 
und Waaren daraus. | 
we gl 9: 9 — 5 — 213 
Antimon, metalliiches li 6 se 8 nr S 8 61 * = I 
+ 3 - - ‘ —— 
Arjenit (Arien) — 0 - | - —4J -| -] - - 
Arienit (Arjen), metalliiches 54 \ 6 49 15 24 a3 — r 
— a — 57 5 — — 5] 8 4 F 
Ktobalt- u. Nickelmetall, rohes | 162) t — en 18 — — tg 
— 163 33T 4 ‚037 123| 2,0471 233,656: s| 21,620! 992 12 
Mupfer, robes; Bruchfupfer I 2,257 2, 343) 268 5,091 1.292 1,080 2,112 10 38,12 
Kupfer: n.and. — — Er n — dh. — 
Abfülle von Kupfer ꝛc. und er 9 in. 2 > r a 232 en 
Nupferfegirungen 1} * N : * en 
Meifing und Tombad: ro 671 44 391 500 1,191 43 276| 3,107: 208 
oder als Bruch 730 108 92! 3,492 3,516 13 780 182) 13,59 
* SU 2) — — 355 — — — 2,65% 
Queckſilber || | ° Al Ber = . z x 
> eo. M — 
Vorſteh. u. anderw. — gen. — — 258 
unedle Metalle od Legirung. Hin 31 = * 34 * N : sat 
v. ſolchen, roh od. als Brud) * * ey * er 
Nupfer ꝛc., geſchmiedet oder 6 444 49 2,400 481 = su — 1.140 
aewalzt in Stangen und — ie Bo Mr Pe — es — 
Viechen, nich! plattirt 2,000 3,0536] 2,308) 1,081 2,782 2,71% 1,515! 6,972 1,123 
Kupfer: x. Draht, auch facons | . 
nirter u. geplätteter, nicht — 307 —1 902 68 — 11 — 4. 
plattirt: Drabtfeile aus 180 973 461 617 2,575 226] 2,296 1135 1a 
Kupfer: oder Mejlingdrabt 
2 Telegraphentabel aller Art; | _ 31 q 2! 1,788 De 37 2 
and Draht (aller Art) mit ; BY 23. en | 1 
Nautichue ac. überzogen ıc. | 195 919] 4,510| 332 60 1,106 ‚58| 196) sn 
tiefer :c., in Blechen Platten, KR — Zu — 7 — _ 4 — = 
Tafeln), plattirt . >5| 8 29 g 24 115 23 21 2 
— — — =: — — — J — 
Kupfer- x. Draht, plattirt = 14 6 a 382 65 36 6 
Geflechte u. Geweben, Kupfer: = fr — 24 2 — 
oder Meſſingdraht: Sieb— = 215 : Sr Em 123 127 a0: 
böden x. * *2 * is * J u | 
rohe Kuͤpferſchmiede⸗ und f 31 494 53! 2,789 3,248 10 168 I 
Gelbgießerwaaren 1,27% 975 775 998 1,018 1,137) 2,220 840: 
Artilleriezündungen, Patron. 11 72 95 42 — gl Br | 
m. Dülfen a. Rupf. od. Meii.; PR _ 2 = | J 4 
Züudhüt. m. od. ohne Füllg, al 12a SM AR * * * * 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 








den Frei: 

















Einfuhr und Nusfuhr im 
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im Jahre 1891. 957 





ireien Berfehr von resp. nad) 





den Ber: | 
d 







Britifch | Argen— 



















































Ela R Rn ini en 2 an 
Ru | Ru Schwer) Schwei Spanien DOjt- | tinien, | Bra- ya a | Sıumma | Summta 
, | f : APR Si c e z 
Känien | land | den ö Indien | Pata» | filien ach 1891 1890 
von | Ländern 
| x gemen Amerika 
— — — 3 — — -- — — — 123 114 ©. 
4 iM 52 74 21 41 5 37 745 177 1,766 1,892 N. 
| | 
— 7 i6 — — — — — — — 60 5m. 
| | 
| 
er öl — ıı —-|—- | 39 2,347 10,702] 8,886 €. 
| 232 49 45 52 — 6 17 _ | 19 64 Se 
- | — - _ — — — — — — 103 83 6. 
2iı 232 t 2) | — s — | 109 57 702 WON. 
_ — 175 46 — — — — 1 — 7,836 6,456 E. 
— 92) — 5 2 6 — 2 63 194 1,582 2,8574. 
Be 15 846 768 4,557 — — 226 21,198) 34,662 341,8194 314,317 €. 
* 8,580 126 7553 10 — — 170 4 35 62,456 84,289 U. 
Er 13 277 884 - _ — — 113 8 11,955 10,171 €. 
— ö 31 504 N — — — 358; 690 18,239] 21,978 9. 
zu — 1217 174 75 u — 9 339 797 4,342 12,152 E. 
2| 162 31 561 + J — — 33 36 24,1371 14,112 A. 
22i0 —— ij — - —1 — — | 5166| 6oꝛe € 
5) + 27 14 ı 22 3] — 362 100 619 ra 
- 116 687 36 22 — — 39 551 6,699] 5,134 €. 
= 101 +46 225 9 — — J 245 39 5,853 6,012 N 
= — 4 8 239 — — 4 4,983 6,382 €. 
390] 2,928| : 1,982) 5,271 = ad ı ı4 41,456 29,064 A. 
| 
| | R 
- 1-1 2 31 _ - | - 71 1,943| 1,486 6. 
52 1545| 1,270| 5,395 +25, j 1,2 95 21,240 17,146 I. 
u J— 2,074 — | — — 40 4,021 1,078 €. 
371 191] 2,8084) 1,699 ( 2 4 — 20,272] 13,860 A. 
- |- | — - = I — 11 20E. 
151 105 3 7 3 — | 9 495 698 N, 
— 4 — — 80 826E. 
10 95 3 56 1,005 2 347 2,770 2,501 8. 
— — 8 — | — — 67 79 €. 
ii 538 135 94 4 3 2,326 2,330M. 
ll 5 4 17 — — — 20; 1377) 8,240 €. 
151] 2,559 1,017] 3,055) um 109 125 22,439 1,528 8. 
- |- |-| ua — — — 40 5.260] 15,930 €. 
26 991 147 99 38 54 399) 22,0201 17,583 9. 
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Waarengattung den Frei⸗ 

















den | 
De ” f ” ⸗ * geil z 
(Menge von 100 kg netto) bäfen bezw. Belgien Düne |Brant Groß—⸗ Italien Nieder: NorDOeſterreich 
Zollaus⸗ markt | reich britannien —— er Ungarn 
ſchlüſſen | | 
— — — — —ñ ñ — — — — —— — — — ——— —— — — 
Feine Waaren aus Kupfer, 21 221 20 1,844 — 23 155 1 1,321 
Meifing x. 660) 1,087| 1,050 1,765 4,396 1,559| 2,0751 691 2,143 
Spielzeug: aus Kupfer oder iM - 5 
nicht vernirtem Baier, | a Be x x Fr ———— 
nicht vernickelt J 22 15] 25 358} 27 32 9 
—: a. Kupfer od. Meſſing ver: 
nidelt; a. vernirtem Meſſ. | | 
aus Mluminium, Nidel x. — 2 — 13 — ll — 3 
Telegraphenapparate eleftro= zZ , 
magnetiiche und pneumat. | 8 14 al „' ni Br : e a 
ohne Unterjchied; Telephone x u u nn 21 495 101 15° 55 or 
Waaren m. Ausn. v. Spiel | 
zeug: aus vernidelt. Kupfer 
od, Meſſing, feine vernirte a | * 
a. Meſſing; a. Aluminium, F ua Be 933 4] ‚37 * — —— 
Nickel; feine Waaren insbeſ. (20) 662) 5 En 2,050; 6 1,025] 170 1,963 
Luxusgegenſt. a. Alfenide, 
Britanniametall &.. . . 
Kupferſchmiede⸗ u. Gelbgießer— 
waaren, unvollſt. deklarirt — — 4 5 wu — — — 
20. Kurze Waaren, Quin— 
caillerien ꝛc. 
Waaren mit Ausn. d. Taſchen⸗ 
ubren, der Werke u. Gehäuſe | F FE 
zu foldhen: ganz oder theilw. 0,68 24,50 Beer 44,02 36,55 31,05 6,00 l,.s 77,68 
a edl. Metallen, echt. Perlen, | 64ö56,200 25,851 676 170,4) BB 24,78 1,33 110, 
Korallen oder Edelfteinen | 
—: ganz od. theilw. aus Bern- 
jtein, Gelluloid, Elfenbein, 
Set, Lava, Meerſch., Berl 3 39 8! 1,079 316 13 3 — 1,559 
mutter od. Schildplatt, aus 35 201 212 239 460 191 282 56 FIN 
— echt — 
Metallen 
Giienbein u. Berimutter i in ges | | 
ichliff. od. polirten Platten, - — — 16 118! — 4 — 
Stücken od. ſonſt zu Waaren | — — — 2 | — — — 
erlennbar vorbereitet | 
Feine Galanterier u. Quin— { 1 3 l 59 12; —1 33 — 
cailleriewaaren 4 12 25 22) 28 55| 3 
Fächer aller Art : { u = | = | 8 R = I ur; 
Stutz⸗, Wands, Pendel, Ne 5 | 
: * — 51 -- 38 11 — Io — 
gulator⸗, Reife, Weder:, | Pe a | - | 5 
Kontroluhren u, dergl. 549] 1,458 Stil] 2,168 11,976) 4) 1,559 217 
Wachswaaren, feine boffirte, u — = 1 I — u 
einichließl. der Waaren aus = ; 25 2 - 
Bilanzen und Erdwachs. a ı J 
$ . — I — 3 — — — — 
Unecht. Blattgold u.Blattfilber ! 2 7 108 03 19 N 2 
— 1l — 284 —1 — li — 
Ar * 
Brillen und Opernguder . { A 7 9 e r 42 9 u 





u we rat Semi 


im Jahre 1891. 





jreien Verkehr von resp. nad) 












































| Britifch | Argen« | 
Kur Ruß- | Schwe- Schweiz! Spanien Djt- | tinien, 
nänien)| land | den | ai al Indien PBata- | 
x. | gonien | 
) 
er | | | 
= 55 30 168 3 4 — 
2721| 3,126) 1,212) 1,557 1118| 1,208] 179 
neuste 
N 32] 4 26) 12 29 — 
| | | 
— — en 2 — il — 
— 1 5 — — — 

19 146 72 128 185 8 l 
— | 22 1 61 - 2 — 
161, 4,355 462 687 363 188 130 
- — l — | 2 — — 

| 
| 

| | 

I 
O.xc 9.7 Da Dal 0,53 0,1 1,4l 
10,38 51,50 10,79 79,43] 7,04 5,15 6,55 

| 
— 05 244 2 | — | 

89 265 98 196 104. 82 30) 

| 
— zen <; Ei — = — 
— 4: „= — — l — 

12 147 56 34 15 + B 
— — — 1 — — 

I 4 20) — — — — | 
- = 1 14 — — — 
1,740 1,568 616 927 199 40 

14 4 ul b l I 
= 40 7 9 19 4 I 
ne — = | 20 — vn en 

3 117 54 X ı 22 4 








Bra⸗ 
ſilien 


2,53 


73,32 


— a7 


t> | 
[er 
oc 





den Ber: 


einigten 


Staaten 
von 
Amerifa 


63 


66 
9350 


5,38 


15,97 





den 
übrigen 
Lündern 


18 
4,954 
2 

103 


2) 
* 
er DE 


64 
2,210 


-] 


2,50 
80,65 


60 


4) 
ine) 


12 


62 


93 


* 


2,436 


53 
56 
1 
78 





Summa 
1891 


5,7 1} 


iäs 


30,620 
24 


1,232 


38 
113 


- 
2,024 


119 
26,704 


5 
154 
11 
661 
312 
422 






Summa 
1890 





5,857 E. 
29,910 4. 
23 €. 
771 4. 


41€. 


95 €. 
1,264 9. 


2,556 E. 


13,795 0. 


N. 


26 


266,00 E. 
45 l,2; A. 


3,004 €. 
4,209 A. 


268 €. 


231. 


376 E. 
8144A. 
229 E. 

723. 
138 €. 


23,789 A. 


Te. 
158 A. 
21E. 

1,060 A. 
329 E. 
492 A. 





Waarengatiung 
(Menge von 100 kg netto) 


Regen- und Sonnenjchirme . 


Wachsperlen u. ſonſtige Imita— 
tionen echter Berlen 

Puppen und Puppenbälge, 
mit Zeugitoffen — 
oder überzogen 

Vorſteh. u. anderw. nicht gen. 
u. nicht bei. tarifirte Waaren 
a. Gejpinniten in Berbind, 
mit anderen Materialien . 


Taichenuhren: ingold. Behäuf. 


—-: in filbern. Gehäuſen, auch 
vergoldet xc.; in nicht metall. 
Gehauſen; fertige Werte zu 
Taſchenuhren ohne Gehäuſe 

—: in Geh. aus and. Metallen 
als Gold und Silber, aud) 
vergoldet &. . . 

Gehäufe ohne Werf, 3. Taf 
uhren, goldene 


—: Andere 


Uhren und Uhrgehäuſe, un— 
vollitändig deflarirt 


>21. Leder und Yederwanren. 
Leder 


Handſchuhleder cbaniſches x.); 
Korduan, Marokin, Saffian; 
zugerichtetes geichwärztes, 
getärbtes, fadirtes ıc. Leder; 
bearbeitete Häute v. Sügen 
und Reptilien 


Sohlleder aller Art 


Unbehaarte halbgare, jow. ge: 
gerbte, nicht gefärbte oder 
weiter zugerichtete Schafe 
1. Ziegenfelle (Tara: 2°) 

Leder, undolljtäudig deklarirt 


Srobe Yederwaaren 


Grobe Schuhmacher, Sattler., 
Riemer: u. Täſchnerwaaren 
aus grauer Badleinwand, 
Segeltuch ꝛe. — 

Feine Lederw. mit Ausſchluß 
v. Handſchuhen u. Spielzeug 


— — — — — — — — me — — 





den Frei— 
häjen bezw 
Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 





107 


103 


| 


| Belgien 
| 


Düne: | 
mark 











3 — 
112 39 
— 

7 — 
5868 8 
38 5 
498 549 
| 
24 35 
(TR 24 
5 56 
177) 438 
284 12 
305 8) 

1 6! 
— 3 

3 

(61 zu 




















6,436 14 
+14 579 
2 13 

1,928| 450 
Eee o| 
593 3 

44| 386 
179 — 
3 5 
— l 
363 7 
513: 507 
46 38 
5 J 84 
| | 
624 42 
8941 1,113 





33,488 


Frank⸗ 


reich 


33 
+04 


319 
280 


in Stüden 


1,092 
70 
2546 
207 


+62 
10 


ar 
ar St 





Groß⸗ 
britannien | 


195 
3,941 





103 
89! 
201) 
142) 
317 
67T 
13 

1 
7,980) 








13,899 
6,602 


937 
11,66 \ 


9,243 


428 


17,776) 
164 


1,070 
426 


844 
1,274 


529 





10,955 





143! 


407, 


2,740 


363 
3,204 


! 


den 
| Italien Nieder: | 
landen 








1,704 
946 


82 
Wil 


270 
124 
929 
18 
189 
W115 


60 
585 





2,552 


Nor: 
ivegen 



















Deiterreich 
Ungarn 





im Sabre 1891. 





freien Verkehr von resp. nad 






















































































! 
| Britifch | Argen- den Ber | 
Aus ! Rufe | Schwe- Oft: | tinien, | Bra- | einigten | en Summa 
sn 1 Schweiz Spanien | _ Bi ' i Hi Staaten ; Übrigen 1891 
mänien| land | den Indien Pata- jilien yon Rudern b 
x. gonien | Amerifa 
Br 2) 4 r — — — — — | 3 59 
7 ug] 851 145 10 42 4 20 % 699 3,532 
_ _ _ _ _ — — _ — — 15 
— ii — J — 81 — ol 10 45 
= be | 33 — — — 1 69 
27 25) 32| 218 86 122 tW6ıl 5653| 116561 3,076) 24,746 
| | 
— 3 — 40 — —1 — — 18 143 1,133 
2538| 256 290 370 747 20 119 185 8,254 1,119 19,066 
in Stüden 
20 64 171194,885 gl 1 2 2 145) 45| 197,605 
5 255| 2 544| — 10 81 75 658 2,441 
2 147 4/560,558) 1 6 li — 154 34 567,137 
191 356 49 961 — 4 — | 308 64 2,10% 9,859 
1 58 21219804 — 2 1 1 116 13 279,448 
— 602 62 — 508 — (60 15 1,491 6,450 
1 — 1.1971. et = — _ — | 23108 
= al, — 56 — | = — a (5 87 
— 1 — 1579 — — li — 2| 13: 1,701 
_ 573) 128| 70) _ — 2,9001 — — 6 15,790 
100 ke netto. 
ui — | ale I * | = la \ 10) u 
| | | 
3 442) 4 401 64 77 31 19 1,559 122 27,963 
2,040! 624. WISH 4,591 197 5 181 5365 1,236 2,055 35,494 
| 
— 166 7 79 6 — — 6 83 30 6,397 
727] 1,201 669) 1,446 1,613 57 73 u 3,125 3,448 39,440 
— 1 1 37 2 82 20 79) 1,658! 12,317 17,555 
456 55 Gl 544 2 — — — 2 60 5,506 
— li — 85 2791| 3,572 — — 14 7 26,868 
6 15 I 20 — — — 3 - 462 
| 
— 18 — = > — Zu — — 2 24 
— 35 2 90 — — — 89 5 4471 
401 759 99) 3,274 22 14 13 105 275 847 {0,610 
4 36 7 32 1 — — — 17! 20 1,311 
951 332 108 5 42 37 40 137 25 678 4,945 
| 
— | 35 11 85 — — — — 46 Bw 71,023 
3,217) 5531| 1,257 1,587] zul “4 278) 377 3,184 1,944 51,804 





Summta 
18590 





DIE. 
3,36% A. 
9E. 

33 A. 

149 GE. 
31,065 I. 


1,144 €. 


17,299 N. 


219,666 E. 
2,1020. 


630,003 €. 


6505 N. 


296,147 ©. 
7,756 A. 
2,259 E. 
35 A. 
2,015 €. 


23,501, 


6m. 


32,109 E. 


33,657 1. 


7,394 ©. 
37,190 N. 


19,546 ©. 
490 A. 


25,366 E. 
331A. 


195A 
3,950 E. 
10,600 A. 


1,270 6 
4,800 N. 


6,460 6E. 


35,5B1 A. 
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Waarengattung den Frei⸗ | den 
Menge von 100 kg netto) häfen bezw. Belaie | Düne: Frank⸗ Groß Stalien | Nieder. Nor- |Deiterreid- 
Bollaus: mark | reich britannien fanden wegen Ungam 
ſchlüſſen 
Spielzeug aus Holz, Papp- 
maſſe 2c. mit Fellen, Vogel — ll — 11 3 — li — 10 
bälgen, Leder x. ganz oder 5 68 45 38 868 5 130 5 +5 
zum größeren Theil überzg. | | 
Woaren aus feinem Wachs— 28 48 1 480 120 1 39 1 104 
tuch, Ledertuch ıc. 69 1,920 156 59 778 36| 1,454 81 2153 
Handſchuhe, ganz oder theilw. = 51 
ans Leder; zu Handſchuhen | 1 61 1 je a 10 x = * 
zugeſchnittenes Leder — 195 5 t > = * * 
Leder⸗ und Schuhwaaren, 
unvollſtändig deflarirt. . — — 46 3 — | — 2 3 
22, Veinengarn, Leinwand 
und andere Yeinenwaaren. 
Jute-, Manillahanf: und 8 2,688 — 123 9,957 5 783 — 5% 
Kokosgarn me { 10 2 89 3,715 56| 2,214 67 50,50* 
darunter: 
Jute- und Manillahanfgarn, | 
auch gezwirntes, ungefärbt, 5 2,055] — 123 1,392 > 161] — su 
unbedruckt, ungebleicht * 8 23 52 218 3,644 55 2,19 67 30,555 | 
accommodirt . | 
Kokosfaſern, zu Strängen zuſ. | 
gedreht (Kokosgarn), unge 
färbt xc. auf Erlaubnißichein — 632 — — 8,556 — 62 — — 
Jute- und Manillahanfgarn, 3 app — oz — — 6 
auch gezwirntes, gefärbt, be: — 2 2 4 — 18 | 
drureft,gebleicht nicht accomd. > \ ‘ * 
Jute- und Manillahanfgarn, 
unvollſtändig deflaritt . — — — — — — — — 
— 1823,849 1 1596 14,5573 2471 885 — 56,18 
xemengarn 20 2: ssıl 108 1301 1,075 567) 498 3,108 
darımter: 
Leinengarn: eindrähtiges, um« { 18] 23,538 1 1,555 8,9971 2,465 7999 — 55,74) 
gefärbt, unbedr., ungebleicht 19 9 234 112 127 86 211 22 2,92: 
— eindräht. gefärbt, bedrudt, H — al — 41 5,976 6 86 — 458 
gebleicht ; l 18 612 l 3 989 356 526 15 
—, unvollſtändig deflarirt . — — | — — — — — bi; 
Nähgarn, accommod. (aud) rel — 
aus Jute vd. Manillahanf); | — zn = FR — — 35 u 
leinen. Zwirn, nicht accomd. = = * | 2 x 
Nähzwirn, accommod. (auch —1 700 — 651 1,477 — 29 — I: 
aus Jute od. Manillahanf) 9 12 ıl — 15 2 18 7 85 
Zeilerwaaren: Seile, Taue, { r R 91m n "| __ aut 
Stricke, auch gebleicht, ge— — > B e Bi + 6 J en 4 Be 12T naar 
theert, geleimt od. gefirnißt aa dl U il BE ne Li ME — — — 2 
—: andere 15 39 — >4 5 2 33 1 0 
Fußdecken a. fojen, "gedrehten | 
od. verijponn. Manillahani-, 2 4 1 28 80 — 3 — 3 
Kokos-⸗, Jute x. Faſern; 34 5| 220 2 ı I 23 ga 
ungefärbt, unbedrudt . . A A RR A | 
Mi — 3501 — 5 ii — | >| 
—, gefärbt, bedrudt i | 7 a4 u — 185 3 45 19) 940 

















im Jahre 1891. 963 
jreien Verkehr von resp. nad . i ö 
j 
Britifch | Argen« den Ver⸗ | * 
Rus | Rufe | Schwer |_ Dfte | tinien, | Bra. | Einigten Summa | Summa 


— weiz Spanien | ar Staaten | übri 
mänien | land | den — —— Indien Patas ſilien Staaten | übrigen 1891 1890 


don Ründern 















































| | | x. gonien Amerika 
— — — ii — — — — 1 — 28 34 €. 
2 7 4 39 ? 4 8 85 1,990 302 3,656 4,5741. 
1 37 3 36 — — — 2 15: _— 916 797 6. 
197 54 95| 1,208 60 42 26 124 12) 418 6,971 7,022 4. 
— | — — dl: — = u 6 — ij 1188| 118€. 
7 22 21 28 2 — l 6 1,910) 97) 493 3,390 A. 
— 2 Bl, de = — — — 4 2 68 45 N. 
— | 6° — 13, — 18,488 — 15 1 1,341 33,514] 37,657 €. 
7 55] 1,086 902 28 — — 43 — 140 39,162 32,346 N. 
— , — 12 — 3,374 — 1 64 7,290 11,002 E. 
5 45] 1,086 871 l _ — 43 — 139 38,837] 32,355 U 
— u _ — — 15,1100 — 3 — 1,277 26.2001 26,633 €. 
_ — — —1 — 44 — —— — — 24 22E. 
2 81 — 51 27 — — — 320 85 A. 
— er en — u - — == — — 5 6A. 
— 3068 — 437 — 59 — — — 11 103,156] 117,843 €. 
54 116| 1,330 641 1,763 — ie 19 153 877 t1,253 (1,558 A. 
— 3,000 — 437 — 59. — | — — —1 96,678] 110,579 E. 
25| 88 281 357 2 — ı 12 26 403 5069| 4,585 3, 
— — I — — — — — — = 6,478 7,264 6. 
6 28 1,302 284 1,486 — — 2 107 474 6,170 6,773 1. 
34 — Rt — ne er — — — — 14 son. 
— li — 3 ° — - — — — 1,508 1,468 €. 
+45 79 8 27 9 — 5 9 41 34 1,085 972 AM. 
— — — | 3 _— i — — — — — 2,879 2,755 €. 
4 18 R 34 J — — 2 10 14 287 245 A. 
— 295 — 9 1 6 — — 3 303 1,649 1,078 E. 
1,285| 1,266 816| 1,957 1,276 243 555) 4,665 127 7,164 48,103 45,161 3. 
— 40 1 46 — — — _- — 15 366 333 6. 
-- — — | 1 — 3 — 1 11 13 156 194 E. 
45 112 68 166 2 l 9 18 l 91 1,808 2,0624. 
= 2 — 11 — 2 — —1 4 13 925 873 €. 
(06| 122 59 57 J > 9 21 — 94 1,842 2,000 N. 








den Frei⸗ 


| * don 100 kg netto) ſbäfen bezw. 


Sen be a. Jute od. Manilla: 

hanf zc., ungefärbt, unbe- 

drudt, ungebleicht 

=, gefärbt, bedr., gebleicht x. 

I te u. Manillahanfwaaren, 
unvollſtändig deklarirt 


einwand, Zwillic, Drilich, 
an zefürbt, unbedr., ungebl. 


J bedruckt, gebleicht 


"a 


* 


Dan aſt: leinener aller Art . 
erarbeitetes Tiſch Bett: und 


HBandtücherzeug, ſow. Kittel | 


rn grobe Blujen) aus leinen. 
e weben; Frottirkiſſen 
Jünder, Borten, Franien ꝛc.; 
Nnopfmach.u.Poſamentier⸗ 
waaren; leinene; Leinenw. 
n Verb. mit Petalliäden 
Str J—— leinene, auch 
in Verb. mit Metalljäden 
Stidereien auf Grundſt offen 
aus Leinen, auch in Verb. 
e mit Metallfüden. . . 
Zwirnſpitzen (geflöppelte od. 
genühte lein. Spiten), auch 
in Berb. mit Metalljüden 
deinen und Leinemvaaren, 
mnvotfrindig deklarirt . 


23. Lichte. 


Sichte aller Art. 


Literariſche und Kunſt— 
gegenſtände. 


Bücher ; Karten z. wiſſenſchaftl. 

= Biweden; Mufitalien 
g arbendrucbilder ; Kupfer- u. 
Stahiftice; ; Bolzichnitte; 
Lithograph.; Photograph. 
x; Bilderbonen all, Art xc. 
Gemälde und Zeichnungen, 
aud) eingebundene 8 
Statuen a. Marmor x Kunſt— 
gegenftände); aus Metall, 
mindejt. in natürl. Größe; 
Medaillen u. Schaumüngzen 


Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 








680 
1,714 


353 
1,055 


524 


597 


19 


| 


544 


1,507 


30 
510 


140 


55 


25 
+ 


Groß⸗ 
britannien 


4,126 2,374 
3,995 4,779 


675 5366 
5,640 15,078 


763 70 
407 526 


41 32 
3 55 


Italien Nieder: 
landen 


— — ——— — — 


— 


— 


- 
- 


2 


F 
— — — — — — 
⸗ 


J 


X: 


(ir 


a, 





den Ber- 
einigten 
Staaten | übrigen 


von | Bändern 
Amerifa 


jilien 





3873| 3,5390 





















- 152 34 118 38 1 18 
52 250 50) 2,549 27 — 1,976 gi 5,712 4,081 23,374 12,578% 
— ri 
| + Mi lem * ih FE = h 58 36.8, 
‚22 51 179) 662 3 22 5 85 281 61 2,154 17804 
J Bi: 
Bi — _ _ — — — — — — — 34 
5 270 60 42 — — — 1 1 70 3,855 4,103 € 
165] 115 687 562 19 5) 152 80 160 1,115 8,081 9,855 9. 
“ 1 — Bl, im — Fe 2 1 274 27108 
1355| 170 510 526 52 3 2] 234 6,101 402 10,600 8,65 U 
Er Ni 9 — * - | + _ — 156 179 € 
8 20 76 43 8 ı 2 20 5,366 181 6,445 5,094 | 
4 Pe — N 5 an u 19 27€. 
5 16 6 29 6 li — 3 5,261 56 5,761 5,988. 
| J 
ze er = — — N 47 36 
I — 9 58 157 27 595 724,4 
| BU). 
— = — — mt 1 2 
— ET = — — 5 36 2* 
_ - | — — 16 41 38 
Nr — 2 42 2 108 150 
— ee m 67 Er 
2! — — 2 46 9 100 2737 
J 
— — | — — — 20 1,069 1,649 | 
127 78 54| 183 14 7524 12,459 9,897 0 
8 9 ee 626 120 29,7881 285 
266 101 205; 557) 145501 2,508] 94,341] 91,9 
BR 
4 2 ll — 241 29) 4085| .. 4,188 
819 197 22) a2 6,929] 2,085) 40,574]  39,1458 
40 1 20 — 54 9 6081|. 4,7520 
54 9 | 19 a 02291) Mosel 3,5658 
rl ee * 1 1237] 1,288 €. 
3 2! — 3 48 84 355 - 281. 


TE 


Digitized by wie 





Spiritus, roh und raffinirt 


Blüffige Bierhefe aufeinzelnen 


€ der, jow. künſtl. bereitete Ge— 


Wein und Moſt in Fällen 


—f. Bewohner d. Grenzbezirks 
® leiichertratt, 


Im: Stockfiſch (Kabeljau, ge: 


F; gejal;. | (auögen. Heringe), 


(Menge von 100 kg netto) 


25. Material- u. Spezerei-, 
and Konditorwaaren und 
andere Konjumbtibilien. 


Bier aller Art, auch Meth 


giföre 2 


(Sprit) in Fäjlern . 

Borjichend nicht genannter 
Brauntwein in Fällern 
Branntwein in Flaſchen, mit 
Ausnahme der Litöre . 
9 aller Urt, m. Ausnahme 
der Weinhefe und nachſteh. 


ra ai (Tara: —) . 

aller Art (Speifeeifig), 
— rafture, & Eiseifig u. Dolz: 
eſſig; in Fäſſern 


in Flaſchen oder —*—* 


trünke 3. Tafelgenuß, ander: 
* weitig nicht inbegr.: in Fäſſ. 


Schaummein Eider- 
Scan wein) : 
Bider, mit Nusn. vd. Schaumm., 
En fünjtl. bereit. Getränke 

Tafelgenuß, anderw. nicht 

J inbegriffen: in Flaſchen 

Rein, mit Nusn. von Schaum: 
wein und Gider, in Flaſchen 

Butter, frisch, gejalzen od. ein« 
geihmolzen; a. Margarine 

: für Bewohn. d. Grenzbez. 
Sie von Vieh, ausge 
ſchlacht, friich u. einfach) zu— 
bereit. eingejalz., geräud). 2c. 


(aud) 


Fleiſchpepton, 
Suppentafeln, Conſommé, 
Tafelbouillon. 

Fiſche: friſche, (lebend oͤder 
nicht lebend) . 
trodneter (Tara: —) . 
äſſ. Töpfen sc.,a. getrod. 

el Stockfiſche), gerüuch 

geröſtete ꝛc. (Tara: 1200) 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
* 
| 
| 
| 
| 
| 


den Frei⸗ 
häfen bezw. 
Bollaus- 


Belgien 
ſchlüſſen 


381 121 
58,495| 57,101 
232| 152) 
10: 
15,528 2 
19 249 
2,355| 209, 
9 99 
2,6100 302 
10) 
7,545 





T 


172) 
2,057 
39 

" 2,599 
21 


2,873 11,788 


3,203 
297 
4,741 
17 


5,623.116,945 


3,108 

393) 

5| 

| 

322 
54 


| Däne- 
mark | reich |britannien 


7,506 


Frank 


823 
182,646 


— — 
—A 
— — Don mn 


148 
634) 
320 

25,581 
512 

1,163 
928 
2 
666 


—2 
— 
———0 


1,194 
555 


36 

3 30 

7 26 

3 22 
54|321,543 
846) 11,746 
5) 22,310 
250 190, 


— —1 
2 8 


| 5,922 
2351 1,273 
118 2351 
2,062 
12 100 
3,385 
80,245 

36 


10 
15 
1,358 
1,949 


102 
24 


13 


1,076 
476 
l 15 


3,270 


245 IH 


Groß⸗ 


23,718 
15,515 


58 
8 


29,512 
10 

21 

5 
2,295 
95 

144 

9 

132 


21 


349 





im Jahre 1891. 967 
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| | —6 
| | | Britiſch Argen⸗ den Ver w | 
Mur | Rufe Schwe—⸗ © * — Dit tinien, Bra— sun br fr ' Summa | Summa 
mänien | land | den | oe S ' Indien | Patas | filien rer a 1891 15% 
| | 2%. | gonien Amerifa 
—— ——— — —— ——— —— —— — —— — — — 
— 49 16 135 — 1 9 2 129 129) 331,945] 270,608 E. 
u.956| 1,719) 1,809] 65,056 5,701) 10,006 5771 60,599| 39,592] 120,234] 746,551 776,835 A. 
u 21 12 11 — 2, = —_ | > 23 1,099 — €. 
= 58 58 8 2 56} 8 157 +06 214 2,207 — A. 
2 201 — 3 — — — 3 — 891 659 €. 
72 10 26) 5,25%. 23,102! 87,647 ut 32 167 864 8,166! 150,085] 298,598 4. 
177158 13) 9 78 375 239 — 13, 465 9,754 48,853 
bi 126| 1,424] 1,127 y4 20 29 29 27 2,084 9,5811 20,582 | 51,547 E. 
BD — 73 26 44 9 —1 4 l 21 53 1,998 | 89,467 1. 
; 46 113 52 33 888 202 85 505 2351| 42,956) 55,564 
u — — — 6 — — — — — 2 697 882 E. 
— 3 84 18 “| I 3| N 2 | 17 14,1431 22,066 A. 
u Si — — | — — — — = — 17 24E. 
— ll — 12 18 — — — 19 3 1,706 1,639 6. 
199 73 123) 5,983 390 141 37 145 324 2,164 47,290 47,823. 
9 1 
— — — 1 1. = = — — — 45 56 €. 
132 109 1 117 94 65 89 296 2 2,404 3,974 3,771 M. 
— — — 30 2 — — — — J 79 39 €. 
ne — 24 9 103 l l 3 — 18 83 139 347 A. 
BD m 5 Bl Al 1 2A A065 GITLL] 708022 € 
Dr 18) 4,258) 1,745) 20,216) 45! 57 182! 4553] 48,963) 1,524) 117,596 25,35: 93. 
— 21 — 4 3 -|I - — 3 7 2271i81 21,330 €. 
106| 244 1,556 508 38 187 6 65 980 922 17,664 15,820 A. 
— — _ — — _ — _ — = 14 35 €. 
— 80 4 4 10: 85| 1 35 25 a 1,158 258 A. 
— 383 1 23 236 4 4 m 9% sı9 813] 7,780 €. 
555 612 2194 99 141) 608 115i 508] 18,417 4,257 56,512 52,504. 
— [29,342 11 838 — — — — 4,663 152 71,728 83,250 6. 
— 9 8 ‚214 324! 4) 5 14 12 317 76,495 70,562. 
— 19 — 531 — - | - | - — * 15551 5,777 €. 
164| 32,158) 1,177 318) 1 12! 1,816 150| 82,581 1,462| 173,336] 247,505 €. 
8 22 20 4,332 77 77 24 171 1,952 1,367) 113,824] 159,705 9. 
— Ind —- 4 -| — -|- — = 22,120] 15,787 €. 
— 37) — 116 — — 540 88 591 316 7,016| 5,812 €. 
— 12 7 112 l { l 4 46 310 514 A. 
— 117,294235,09| 44 — — —- — 3 140 443,1331 515,673 €. 
613,701 61 3,246 — — — | — — — 31,986 50,918 4. 
— — 41 42 — — — 7 2| 10,844 11,222 E. 
— 2 3 232 — — — — 2| 300 155M. 
| 
— 1,376! 1,044 16 — — _ — 63 124 42,245 52,912 6. 
15 12 50 56 — — — 2 IR 6 5,124 3122 A. 


Düne: | Franf« 


Menge don 100 kg netto 
Reng 8 ) mark | reich |britannien 


{v7 


Br mit Eifi g, Del, Gewürzen 
itete, * ‚Sofern, 
Xöpfen u. —— 
Fi ejalzene, Bi mit Eifig, 
ng zubereit., in Släfern, 
Buͤchſen u. dergl.; Fifche all. 
2 Aa Fr er 5,562 
Federvieh (Geflügel): micht u 
lebendes, auch ausgeichladht. ‚ A 
aus ng Er j %9 
legtes, friſch; Wild all. 
Enten lebend, auch abge: 
— gen 2c.; Gedervieh u. Wild, 
‚ein bereitetes in Fuſſern. 
Köpfen, Krügen u. dergl. 
Süd üchte, friſche: Apfelfinen, 3,782 
 Eite., Limon., Cedrat., Bor ’ / 
a er., "Sranat.,Datt., Mand. 
—: andere (3. B. Bananen, 
Feigen, Riitazien), mit Aus 
 Mahme der friihen Ananas 


Beigen, getrodnete . 

* 
Kori rinthen Mr 
R ofen (Bibeben) . 
3 tteln, Bomeranzen, Gras 
d naten, getrocknete 
* deln, getrocnete 
+ —* 

fteh. u. anderw. nicht gen. 


| * getzodnete Südfrüchte; auch 
Salz gepödeltex. Citron. 


J 
Tardamomen 


Gen ürznelken, auch entölte . 


igber, friſch od. getrod., auch 
* — oder mit Salz 
woaſſer getrodnet . z 
— Mustatnuſſe 
acis, Maecisblüthe, Nüſſe) 
Bieffer, ſchwarzer und weißer, 
auch gemahlen od. gepulvert 
ent ——— Nelken⸗ 


‚Safteen, (Erveus) . 


Semanis Badian) 
 Banill, Banillin . 


52 
3,561 


1 
FLILLEL IE KIN 
[5 


ERScHenE 









on resp: nad 





Dit» | tinien, 
Indien | Pata- 





v3 

| 

| 
= 
=] 
3 
5 

Il 
8 


— 
= 
m 
an 






1 
| 
je 
=} 
er 
— 
t 
= 
or 


— 
— 


| 
| 
| 
| 









Pa — | 1,769 Mu — = 
A — — 1,218: 20,289 — = = 
u 20 109 3 | 3 
a — — 140 8,359 61 — — 
ER ae A, DR = _ _ \ 
— 2 — 2 — — — 2 
— 2 Pr 2 204 — — 
F = — 3 478 — 16 
— — — — — — = 
FR 023 = = | 849 — 2 
J = = u = - 
— — = 1 I 40 — 8 
— — 2 — — = — 
= ER Er 2 En — = = 117 
reelle) 8 || J 
= } — = # = = f — 
— F 2 ” = Ä 
=I .(4-|>- = ri 2256 
— 6 — — — — — * 


Annalen des Deutſchen Reichs. 1892, 
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Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 


Zimmt, echter (Cinnamomum, 
Ganneel) i 

Anderer Zimmt mit "Ausn. d. 
Neltenzmt. u. weiß. Zimmt 

Vorſteh. u. anderw. nid)t ge 
nannte Gewürze i 

(Sewürze, jow. Muskatnüſſe 3 
Darſtellung ätheriſch. Oele 
bezw. von Musfatbaljaın 


Heringe, gefalzene . 
barunler: 


Dering, gejalzene: in Fäſſern 


—: in nidt handelsüblicher 
Verpadung (Tara: —) 
—: zu Dinger beftimmt; 

auch Stankheringe . 
Honig; auch Waben m. donig, 
jowie Kunjthonig 


Kaffee, vober. 


Rofeefurrogate, mit Ausı. 
von Cichorien 5 
Kaffee, gebrannter oder ge: 
röjteter, auch gemahlen 
Kakao: roh in RABEN — 

Bruch . - 


—: gebrannt in Bohnen 


Kakaoſchalen, auch gebrannt 


Kaviar und Kaviarſurrogate, 
aud) gepreht od. geräuchert 

Käſe aller Art; auch Kunft- 
füle . 

Konditorwaaren (Sonfitüren, 
Zuckerwerk, Kuchen. all. Art 

Mc, condenfirte; auch mit 
Suderzujaß er 


Dliven . 


Vorſteh. nicht gen. — d. 
feineren Taſelgenuſſes. 
Gichorien, gebrannt oder ge- 
mablen (Zara: 12%%,) - 
Johannis brot, auch gemahl., 
(Tara: 4* 40) . 

Nüſſe, reife, trodene, u. Kaftan. 
zum Genuß; Rinienferne 
(Tara: A’). . 2. 


ben Sreie | | 

hüfen bezw. 
Bollaus- 

ſchlüſſen 


ES —— — 








Belgien 


-] 
— 





= 
II “Il 
3 — 


— — 
— DB» 


Go 
oO 
— — 





Düne: Sranl. 


mark 











Groß⸗ 
britan- 
nien 
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Nieder: 
landen 













den 
Nor: 


wegen 


Oeſter reich 
Ungarn 












_ 469 | 176 — 
— — — — 1 — 
— 1 891 ii 0 — 
— — 1 — — — 
_ 32 213 — 4 — 2% 
— — — — 1 | 
I 
19 4 5 — 51 — | — 
4,442| 2,593 795, 527 — [449,264 339,929, Fr 
a, n 3 3 6 i on 
Fäſſer: 
2,936 = — 292,615 235,102 K 
46 2 s — 39 — tac 
Mengen von 
8 149! 9 — | 10,184 “ 2 
5 8 1 7 331 
30 — 3,1754 — 208 2,232 — 
5 378 785 248 2,000 — 1,707 
9 — * 15 179 = 
42| 24,085 57,419). 401) 232,947) — 1,34 
+ 31 | — 30 — | IE 
— 13 ll — 99 — 277 
24 15 (6 199 149 557 * 
— 6 ll — 7361 — | 
— 2 — — — 2 
— 5,130 8,081 2) 271 0 — - 
— 3 — — — — 
= 9) gg — 15 2 ei 
U 4 6 2! — 3 
24 5,603 701 655 36,505: 12 11H 
957 8,381 189] 2,7800 249| 12) sc) 
gi 853 1,480 707 196 3 4 
186 763 1,068 65| 1,548 225! su 
— —1 18 — 1 — 
— l 10,589 9 321 — 9 
— 83 56 3 li — 
— Be I — — — u 
10 2,040 2,229 82 246 20 34 
160! 1,455 1,840 101 596 114 ie 
3 11,522 — — 1,0701 — 3 
980 52 613 11 324 
— 92 288 4,995 146 
ci — — — 4 
12 20,041 1,410 32, 104 2,312 
«| 268 *2ıl — I’ 804 





den Ber m 
„ einigten 
Pra- | Staaten übrigen | 


jilien | von 
Amerika Sipdern 























— — - 2 — 1486 — 9 7,460... :2,682 
= | — _ — * = 1, = 9 
— _ _ 20 12 — 20 201 4,346 7,541. 
— 3 — — — — — l — — 7 
I 1. 1 7 10 — li — 1654 892 
J — — — { — — — — _ ; 7 
— — — — —* 105 — — — 3.275 3,010 
I 18 63,417| 2 -- 1 — — 3 25,279 1,681,072 
| 3 82 7 55 — — — 20 ut 61 1518] 
Fäſſer: —J —* 
DI — | — — | — | — | — | 2| 15,848 1, ss ra \ 
Sr | Be 3  — _ — al 3 498 
100 kg netto. j 
I 8 8 — 11 — — — i 5 11,8 
F ı 21 5 37 — — _ 18 5| 11 56 Fo 
— — 0 — — — — > = 463 
— — — — — — — — 
PR = 14 109 7 648 249 41 3,400 19.165 i . 30,208 
Bo — 8 61 — — | 
— 134 — 1,492 174 12,132 191 038,3 3231 21 156 220, in SL2CHW. 
I — 9 3 31 — — — —— 
.— — — 74 * .- — 1 | 99 :r, 8lä% 
Hi — 16 5 675 100 — 78 7355 150 506 Der Pr: E 
— — — 18 — — — Pr ee . OBER 
— — -- 3 — — — _ 2 17 . 
— — — 867 72] 1,287 23| 4,5531 2,583] 44,217 624 
1 — — — — — — — hf . 
— — — er en — = — — — * J 
= ie en ee Fee ER. 
- | -| — — — — — — = _ - 5 
_ _ — — — — — — — — 5m. 
12! 169 — — — — — — 1,431 4 3,138 €. 
— 26 — 2 — — — — ı 4 TıMm. 
— 1,040 6| 38,089 — — li — 41 5 88,348 E. 
2 17 22] 5,579 2 l l 20 68 84 14,809 A 
2 1239 2 2,280 33 u — 3 83 199 6,543 6. 
1332| 117 73 169 89] 1,760 15 306 477 5,555 16,421 8. 
— — _ 9 — — — — 2 — 38 E. 
— 9 — 2 3 l 15 10 190 13,155 A. 
— — _ 1 18° — — — 3 IE 
2 71 28 77 37 126 11 39 2,070 969 8,462 €. 
33| 247 453 456 99 323 6 465 1,852 3,259 ER E, 0 
= 5g| — Bee et el = | 13,401 6. 
l 198 19 5,125 — — 55 173 17,025 1,080 25,515. 
— — 17 196 — — — — 466 17,094 E. 
— 3 6 4 — — — 2 — — 40 A. 
7,6761 479 — 1,389 1,099 26 — 2,474 570) 7,163 88,150 €. 
2 21 (2 2 — u _ 10 J 3,744 N. 
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den Frei⸗ 
häfen bezw. 
Zollaus⸗ 
ſchlüſſen 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


| 
Frank. Groß: * Nor: Oeſterreich 


Italien | Nieber- | 
reid) |britannien fanden wegen Ungam | 


Däne 
mare | 





Belgien 
















Obſt, auch Beeren zum Genuß, 




















getrocknet 2c, od. ohne Zuder 4,249 1 196,094 
x. blos eingelocht; eingelalz. 394 23 zo 
in Fäſſern x. (Tara: 10%/,) 
Site a. Obft, Beer. u. Rüben, 
nicht altoholbalt., 3. Genuß, 34 — 427 
uneingelocht od. ohne Zuder- 35 23 14 
zuſatz eingefocht (Tara :8°/o) 
Sämereien u. — 2555 
zum Genuß: getrochnet ı., 12121 — 1,637 
blos eingefocht od. geſalzen 677 142 15 
(Tara: 10°) a 
Südfruchtſchalen; Bomeranz,, Pr: F 
unreife: auch in Salzwaſſer er => 2.401 
eingelegt ıc. (Tara: 10°%,°) “ 
Chotolade, a. Konditorwaaren, 
ganz od. theilw. aus Kakao⸗ 87 — Kl 
maſſe, Chokolade, Chokolade⸗ 176 37 151 
jurrogaten . 
Kakaomaſſe u. Kakaopulver: 1,58 — — 
ganz oder theilweiſe entölt l — a 
— unentölt; Chofoladeiurrg.; 3337 — IE 
Kalao, gebrannt. gemahl. xc. l l 
Dertriu; (Stärfegummi) ; Kle— 144 — 
ber, a. gekörnt u. getrocknet 2 116 
Kartoffelmehl, Kartoffelſtärke 7 66,925 912 1425 
Sago u. Sagofurrog.; Mans 1,198 2,423 700 — 
diocca; clan — 6 29 24 39 38 
Stärke mit Ausn. v. Kartoffel: 
mehl u. Kartofflitärke; Kraft: = nn m RL * ei > 
mehl, Buder, Arrowroot ıc. nn ' BF en, os \ 
h R ' 1, i — 
Nudeln, Maccaroni 18 ss — too 14 
Backwerk, gewöhnlich. — 15 127 3 105 1 
waare) . .» 545 650 35 285 32 
Körner von Getreide, Mais 
u. Hülſenfrüchten, geihroten 11 1 15 18,131) 199 10 171° — * 
2c.; Graupen, Gries, Grütze 4,173 212] 14,82 281 1,269 4! 1,024) 5,822 3 
a. Betreide; Gries aus Reis 
Wiehl aus Getreide, Hülfen- 95 261 5 125 356 44 10 — 130,88: 
Früchten, Mais und Reis 103,747] 4,529| 72,997) 3,021 152,717 65| 246,712| 253,278 
Miühlenfabrifate und Bäder: | 
mwaaren für Bewohner des 
Grenzbezirks. — 5,35311 512 37 — — 124722 — 227 
Muſcheln vd. Schalthiere aus 5. e u — 
See, mit Autön. dv. Auſtern, | J 18) 189 en F 1 jr hr u 1 
Hummern x. (Tara: 10°/o) \ \ \ \ 
Austern, friich od. blos abge» 2 1811 2 158 20 51 4515 5 
kocht (Zara: 10%) . . 8 l 32 — I — 2 18 ( 
Hummern; Schilöfröten aus u i — 
der See: friſch oder blos 308 1,545 ” D, 2 h v8 a 
abgekocht (Tara: 10°) . | \ — 





5 2 


3 — 
185 295 
7 — 
767 202 
#59 
1 — 
1881 359 
2 5 
455 32 
45 55 
12 — 
3,107) — 
11,9953!160,878 
22,421 — 
u, = 
1 — 
65 10 
— 14 
233 — 





2 

88 

2 

713 
5,789 
4 
1,992 
15 


316 
30 
1,465 
431 
1153 


173 
567 


320 
4,251 
385 
21,269 





I 


| 


14 


1— 





5 


\ 












"| 128 


183 
216 


158 
0,004 
ig 
ig 





1685] —— 2,0% 


Ga 


| 


‚3865| 
18 


I 
— 


id 


559 


J 232] 
5,978 
10,999 
6,040 
1,650. 1,591 















1,825 1,663 
16,516] 15,332 
20,064 168 

= 58,854] ah 





139,716] , PN: 
oc 
27,30] 187, uns 
319 Ti 
46 
8,352 
251 
3,24 
45 







Zr 
wi: 
12,688 
x 2: — 

—* * 
34086 
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B In | 
Waarengattung den Frei⸗ BGroß⸗ den 
Hin nr ON nn r Mu A , . 
(Menge von 100 kg netto) [PATER bezw.Velgien | Frank · Gritanz Italien Nieder— 
Zollaus« | martı reich en landen | ? 
ſchlüſſen | | | | | 
— 
Reis f 6193 25,037 64,859 190° 11, 947. 2,161] 72,597 
ar N 25) 3 ce — 2 — N 
tarumter: | 
Reis: geichält vom Auslande H 6,193. 25,032) 64,859 189) 11,750, 2,110 72,302! 
eingehend (Tara: 2°) . ca I Ki, = 3 ı m 
—: in inländiih. Neismühl. | — — — — | 197 2 71 
geſchült (Tara: 20) 6 2 | — | l — > 
—: ungefchlt. (Paddy) (T:2°)o) ar Ur — = — 
Salz (Rod, Siede, Stein- 147 600) 36 59 231,841 - 2,529 
und Serfalz) . j 115,9501244,072| 69,756 36 147,180, — 244,054 
Darunter: | 
Kochſalz, nicht jeewärts eingeh. 40 600 36 59 1,: ‚306, — 2,529 
— jeewärts eingehend . . — — — — 194,848 — — 
Salz, zu gewerbl. oder land— 
wirthſch. Zielen amtl. dena 
turirt: nicht ſeewärts eingeh. WI — | — — 749 — = 
—: jeewärts eingehend ; — — — _ 34,98 — — 
P —* ee ze E73 wi F Si 
delaſſe 21,074| 11,232 — 1443,948 29, 382 1118 6,935 
Stürkezucker, Maltoſe, — us 28 — _ ie 1 — 
u. anderiv. ıt. gen. gührungs: .n — — — — 
fähige Juderart.: jyrupartig 1,232 “13 s+ 23,049 m ra 
. 26 — 70 ! . 
Zyrup v. d. Zuderfabrifation | a _ = > : ge 
A SER — 2 535 3820 43 992 751 98,084 
zZabadblätter, unbearbeitete . | g 1,930 165! 2,209 tl 1577 806 
m) nn — — > 
TZabadjaween . : 2.2. 12 Er I ER 1 867 e 
Tabaditengel und DTabad= If — — — _ — — 575 
rippen; auch ſaucirte N _ — -- — 1) — 2,57 
hr ; f 12 3 — 55 9 3 10 
Zigarettenn. 20. 1? 46 zn : M 269 * 
A j 29 233 — 48 47 — — 
a N 535 3 53 20 370 2 86 
— — 194 — 5 — —1 
taback. 
tautabad ! | IE „\ * F 
Schnupftabach = 2 vr I 227 = 
u | N 23) 2 18) zu Mr: 2 
Tabadblätter, ganz oder halb — — — | — — — 
entripptee. — 1,051 — =. 7,606 — 2,01 
Tabadfabrifate, vorfteh. nicht | | | | 
gen; Rauchtaback i. Rollen, 2 13 — 264 40 — 70 
geſchnittenꝛ; Narotten oder 118] 1,140 | 567) 8 — 
Stangen zu Schnupftaback 
— no 21 * r 7 ec 25 
Thee, mit Ausn. des nachſteh. 2 "| * — Er — 
—: a. Toeinfabeit., amtl, denat. — — — — 632 — — 
Slärkezucker, 9 Maltoie, Frucht⸗ 
zucker u. anderiw. nicht gen. — _ u e j c 
gührungstäh. ASuderarten: se, = 8 15 BR J 21 
kryſtalliſirt; — | “in * an — J = : 
Yuder (Garantel) | 


den Ber 
‚ [einigten en 
Bra Staaten | übrigen 


jilien von 
Amerika — 


Britiſch Argen⸗ 
Ruf: ! Schwe- Spa- Oſt⸗ |tinien, 
| land | den SR nien | Indien | Pata 


Summe 
1591 


2 . 
59 10 


1,139 


109,826) 118,865| 42,105 


58 
1 


will] 
— 
» © 


ai 
ben 





DEuERT 


711 


428 


1,477 


2,684 
2 

312 
96 
4,069 
685 


12 
Sl 


ꝛc. gonien 


71113, 1609 


7 411,386 
676,415 
25,368 


‚036 — 
311024, 814 


548 
548 


1 


252 
3,688 


rd 


32,605 


— 


25 


& 


— 


— 
.. 
[2 
— 


—J— 


1111111 


— 
ze 


Iııı da 
MELLE 


25 7 — 
112116,597 


111111114 


111111 


13 
59,149 


13 


Kl 
2,050 


5 
97,414 
5 
1,698 
30,487 
1 


17 
54 


32,278 
5 


28,961 
2 
3,291 
3 

26 
14,614 
74.524 


977 
4,709 


135 
8,793 


— 


1,657 
55 

95 
140,593 
7 


1,330,764 
89 


624,876 
62 
680,20 Ü 
IB 
25,688 


9 
257,464 
2,543,697 


7,40] 
200,106 


1,927 
48,030 


555,647 


34,891 
21,9 
1,583 
462,955 
10,788 
4,425 


1 
31,225 
2,389 
1,069 
636 
3,893 
3,707 
262 
82 
167 
223 


10,774 


4,491 
2,071 


22,210 
7a 
6 > 


117 
25,842 


947,972 €, 
186% 


499,637 & 
57 
446,250 € 
CE. = 
2,085 € 
11 
266,371 


1,994,665 U 


11,317 E% 
198,296 Ex 


— * 
18,870 C 


200,545. 
48.€ 
106,972 
26,999 € 
6,0 q 
443,215 J 
5* 
918 
6, * 


3,8154 
5,4797 


Digitized 





— 






Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 









Einfuhr und Ausfuhr im 












ı 


| 





Waarengattung den reis den 4— 
(Menge von 100 kg netto) PPoſen bezi Belgien — Italien Nieder · — 
Zollaus⸗ marf | reid) britannien wegen , Ungau | 

landen | | 


ſchlüſſen 






































Bucher . 151 14,830] 1,331 2,080 11,504 — | 11,916 3 
? 1,515,665, 10,795| 55,960 87) 4,873,079| 3,027) 678,095 2 
darunter bei der Einfuhr: | 

Raffinirter Zuder aller Art 45, 10,995 101 2,580 1,0661 — — 8 

Rohzucker aller At . . . 106) 3,835] 1,321 400 10,438 — — 

bei der Ausfuhr: | 

Rohzucker v. mindejtens 90°/, | 
und raffinirter Zuder von | 
unter 98, aber mindejtens | 
30°/ Bolarifation . . . 798,959) — 121,255 5] 3,544,626/ 3,000) 652,913] 11,869) — 

Kandis und Zucker in weißen, | 
vollen, harten Broden, | 
Blöcken ꝛc. ferner die jog. 
Urystals ıc. v. mindeſtens 
99 20 Polarijation . . 707,716) 10,742! 29,386 18) 1,515,688 25 37,545 

Aller übrige harte Zuder; aller | 
weiße, trodene Zuder in Ary 
jtall-, Krümel⸗ u. Meblform | 
v. mindeſtens 98° Bolarii. 8,99494 — 5,558 — 12,753 2 2,450 30 

Zuder, für melden Steuer | 
vergütung nicht gewährt ift 16 55 3 64 2 — I 1 

Zuder, unvollitändig deklarirt — — — _ _ — — * 

Zuckercouleur (Rum-, Bier: 14 u — 21 1 1 — — 
couleur ꝛc.) Zuderfarben . 649 26 34 46 2,585 155 192 14 

26. Del, anderweit nicht | 

nenaunt, und fette. | 

a a Te et | | 

afaodl, Rüböl, Rapsöl; 9 
ſonſt. fette Dele z. Gewerbe» ı J > Br ” * 6 ae * 
u. Medizinalgebrauche, in 
Flaſchen — —— 

Speiſeöle ſow. Butterfarbe mit F sg 
einem Zuſatz von Del, in | 1| i = 1,118 ’ age FE 
Flajchen oder Krügen . 9 9 Re 

Baumöl (Olivenöl) in Fäſſern | I gr ze nn m a > ur * 
— — 

Andere Speiſeöle in Fäſſern ei m: A nr - 2 Bas = = 

Baumwollenſamenöl (Cotton 4 6246 — 651) 100,839 14 455 — = 
Del) in Fäſſern (Tara: —) 1 — 44 — ii — — — 

gend in Böfen Re A 7 — eorsss een — | 

Delfäure (Olein, Delftoff); { 30 18,698 14| 13,698 6,186| 3859| 12,665 2 18 
Oeldraß (Tara: —) 1 10 8 115 8 77 37 so al 

Baumöl (Olivenöl) in Fäfiern, | u 
amtl, denaturirt (Zara: —) — 2005 — 3,818 4731 63,172! 1,0501 — 8 

Rieinusöl in Fäſſern, amtl. | J 
denaturirt — —). 2] 3849| — | 7221 1400 1,7811 1,908 — W 

Palm-, Balmnu Kotobnuß—⸗ * 
und Baſſiaöl; auch anderer 122 _ ar sa en * a ass In: 
vegetabil. Talg (Tara: —) Au N \ 4 or “u . 


m... .: TE = Tagan gps 


im Jahre 1891. 977 







freien Verkehr von resp. nad 

















den Ber: 
Bra, | einigten den 
| Staaten | übrigen 


ſil ien von Bä 
udern 
Amerika 


Britifch | Argen- 


Ehwe i i Dft: | finien, 
. Schweiz! Spanien Indien! Pata- 
x. gonien 











Ru—⸗Ruß-⸗ 
mnien land 


Summe 
15% 


Summe 
1891 











































— 76 ı 93 2 2199 — 48 363 6,884 52,381] 59,896 E. 
10,254] 51,205 167,565) 62,102 1,048) 25,902, 7,5000 213 231,147) 92,262) 7,865,659| 7,964,251 4. 
— 76 1 92 1 A —_ | 28 334 1,222 24,922] 25,615 E. 
— — — 1 1! 2,101 _ 20 29 9,662 27,459) 34,281 E. 





117,592 495 697) 2,934 198 — 204,700 38,30%] 5,577,681] 5,457,583 A. 











’9,050| 48,150) 47,566) 61,595 356! 20,96K) 1,018 


12 
— 
—X 


26,562) 49,565] 2,435,470]| 2,454, 8653 A. 












{,204| 2,867 


12 354 U 

— — 3A. 
— — 43 E. 
12 338 12,528 X, 
— 3 273 €. 
9 49 397 A. 

— es 1,691 €. 
l 9 176 A. 

— 2 — 294 187 2 — 12 136 34,98 27,645 €. 
— 623 15 32 _ _ — — — 18 1,528 1,3231. 
— 7 1 192 3 — — 1,488 — 40,172] 34,130 €. 
5 61 442 278 — — — 2 3 19 10,069 5,548 N. 

— — — — 16 5988 — 731 59,782 886 213,657] 194,874 ©. 
— t 2 N l — — — — 3 m. 
— 485 — 748 — 102 — 1,066 39 373,8461 357,181 E. 
3 7 8 34 l 5 11 13 69 622 826 WU 

— 22871 — 78 — 100 — 954 24 55,10 63,724 E. 
2 51 20 188 — — — 1,130 1 1,949 2,5743. 

— — — 317 1,699 — — — 2 7,866 88,748] 71,135 E. 
— —1 — 569 5 185) — — 143 157 15,599 11,097 ©. 
— 2! — 7 71 1351 — 82} 1,290 88,084 161,5061 147,057 €. 
115] 2,470 Bar) 6,277 25,575 2 54 49 5| 27951} 176,228] 166,376 A. 


Vaarengattung 


tafavöl Kakaobutter) in kon— 
Ban! Form —— 
afeln ꝛc.).. 


Rübbl, Rapsöl in Säffern 


Vorſteh. nicht gen. fette Oele in 
Faäſſern: z. Gewerbegebr. 


— zum Medizinalgebrauche 


Delrüclſtande in Form von 
Nuchen (Deltuchen) od. Mehl 
— von Schweinen und 
Günſen ſowie and. ſchmalz⸗ 
artige Fertte 
malz u. jchmalzart. Fette f. 
eif.zod.Lichterfab. (T:13°]o) 
Stearin und Palmitinjäure; 
Paraffin; Walrath u. ähn: | 
liche Kerzenitoffe ; 
Fiid- u. Robbenſped; Fijch⸗ 
obben: u. Sardellenthran: 
Waifett (Tara: 
Talg, roh, geſchmolzen od ge | 
preßt (Preiitalg) (T.: 13°/,) 
Thierfett u. Abfallfette, ander: 
| 
\ 


weit nicht gen. (T.: 13"/o) 
Bienenwachs und jonjtiges 
Inſektenwachs; Pflanzenw. 
Doterit Gergwachs Et dwachs 
x.) gereinigt oder raffinirt; 

‚Gereiin. . 

Dele u. Fette, unvollit. della. 


27. Papier u. Pappwaaren. 
Belbzeng aus Lumpen, aus 
Abfällen v. d. Spinnerei u. eg 
Weberei, altem Tauwerk zc. 

Daqpappe; Asphaltpappe u.- 

— Röhren nn Theer: |: 
pappen (Tara: —) . 

Graues Löſch· (lieh) Papier 

elbes rauhes Strohpapier 
ara: 1’Jo) . 

Holzmaſſe (geichliffener Holz⸗ 
ſtoff) in Blöcken und FRRR | 
(Zara: 1,5%) - 

Holzſtoff, chem. bereitet. (Holz. 
celluloje), Strohjtoff, Eipar: I“ 
to=u.and.zajeritoff(T.1,5°/o 

Bappen,(Bappdedel), m.Aus * 

v. Asbeſt⸗, Dach⸗, Asphalt⸗, | 
Theerpappen x.  Bappmafie, | 
nicht ladirte (Tara: 1°/o). 


den Frei⸗ 


enge von 100 kg. netto) [Pälen bezw. 
er ? * Zollaus: 


ſchlüſſen 


Däne- | Frank: 
mark | reich 


Groß⸗ 


lai 
Beier britannien 


| 


13 11 1 182 


28 2 — 7 


ei) 492 
19,959 
7 


60 
68,405 
307 
29 

75 


I 
52,842 
181,161 
14,025 
152 


557 
106 
110 


1 
61 
45 
62 


19 1 — 
iR 
427,981 
8,025 
326 

141 


45,888 
55,705 
28,566 

14 


14,1 1a 655 00 
134,251| 10,128) 
= 4,028, 
359 6 


114 
9785 


217 


969 2 
1,069 46 


122 
14 
48 14,189 

376 5: 26 109 

265 2,559 

965 424 
66 533| 
44 176 

3 6 
5 495 


148 


1,691 
6 


l — 


23 1,230 
40 1,699 


22 12 
47 10,574 


399 250 811 
2] 41,757 1,448 


271 437 949 
159|120,189| 88,614 


45 
85,971 


176 
1,924 


49 
540 


Italien 


1,446 


Einfuhr und Aus 


den 


Nieder Nor⸗ 
landen | Wegen 


2,041 
2 
1,109 
6,052 
99 
508 
73 


18 35 
40,819 154,239 


124 
13 


57 


4 
56 
514 
6 


54 


188,222 


59,958 
96 


786 


926 
89 
9,209 
86 
9,311 
1,676 


1,812 
554 
282 


11 





1.250 


—E 


635 


125 
344 


245 
57 
3,527 
257 
4,515 
1,819 
5 

120 

1 

36 

3 


8 


—1 
‚206 


— 


129 


10; 2 
j 


16,451 


199 
756 








1,863 


333 
731 
55 
8 


3,275 


6,188 


5376 


63 
556 

















477 
144 


12 
402 


4 
1,074 
185 
133 
673 
308 
120 


20 


963 
1,155 


6 
1,780 


809 
2,102 


242 
11,471 


351 
2,772 





1,153 


— 


14,155 


3,866 









PL: - 





664,271 


875,343 
1,484 


8, 506 


2) 9598 
5,110] 14,454 


5,208) 124,008) 
64 1,871 
12,386] 108,133 
58 6,812 
19 42,392 
983 48,166 
7,242 
2,203 

81 
1,074 7,060 


54 














4% 


555 


= 4,104 
1W5ll| 26,255 





2,5001 22,174] 


— 64,007 
7] 52,155 


2) 304) 82,859| 2,384] 467,050 





— — 103 — 25,219 
AuEn, 3,518 10291 3,4591 116,852 


Digitized by 
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den Frei⸗ 
häfen bezw, 

Zollaus⸗ 

ſchlüſſen 


Däne- Frank— 


Belgien 
8 mark | reich 


Shleif- Roft: u. and. Polir- 
„Schieferpap.; Fliegen-, 471 
6 t- und Befitatorpapier 585 
Zara: 6°%).. . : 
7 


Badpapier, ungeglätt. &: 107) 47,786 


6 Hanz- u. —— Preß⸗ 14 9 — 881 
ſpuhne (Tara: 100) 2 1,371 
Badpapier, — 5 auch 1 240 1,144 
Wachstuchpapier (T.: 17/0) I % X 28,333 
Abumin⸗ und anderes photo⸗ — — 61 44 
Bapier . . 9 1,232 
\ u. Silberpapier; buntes 1 136 
En Busöfchlogenes Rapierx. * pr al'k2s 
— MBappdedel, äuherl. gefärbt \ r J 
Ki Br (wich) Papier, > - 77 1.053 
nahme des grauen; Filtrir⸗ pas 
und Geibenhapier” a 192 8,084 
Schreib: (aud) Brief), Drud« 130 1.887 
Br Beichenpapier aller Art; 1080 ! 23 
Bortet mit ger ꝛc. Bapier ae Ark leer 
Borken, nicht gen. Papierart., 5 281 
mit usn. d. Asbejtpapier 186) 35, 272721 2, 14,995 
Bapier und Pappen, unvoll— 
3 Htändig deflarirt . . — — 
Formerarbeit aus Asphalt, 
Steinpappmaſſe 2c., aud) in 
ehindung mit Holz oder | 
Eijen, weder angejtrichen 
E06) ladirt (Tara: 12/0) 
Decen (Fubdeden) aus Kamp⸗ 
utiton, Linoleum, Korti« 
„ eium — 
atronen (Munition f. Feuer: 7 
— Papier od. Pappe, 6 
gefüllt oder ungefüllt . ; \ 
Spielzeug aus Bapier, Pappe, 8 
Papp⸗ od. zu ohne 20,555 
weitere Verbindung . . ! 
Vorſteh. nicht gen. Waaren aus 
Papier, Pappe zc.; gormer- k 760 
arbeit a. Asph. Steinpapp- s 15,179 
maſſe zc., angeitrichen oder Pr 
fadirt: ohne weit. Verbind. 


Bapiertapeten . . . - -» er v 550 


805 
Batronen (Munition f. euer: 
waffen) a. Papier od. Pappe, 
Ban od. ungefüllt, in Ber« 
indg. m. and. Materialien 
5 a. Papier, Pappe, 
Papp⸗ oder Holzmaſſe, in 
Verbind. m. and. Material. 


— EEE TR 











im Jahre 1891. 











freien Verkehr von resp. nad 





Britifch | Argen- ‚den Ber: 
Ru- Schwe⸗ Spa: | Oft- | tinien, | Bra— einigten * Summe Summe 
. |Rubland Schweiz | — m iR Staaten | übrigen = 
mänien ben nien | Indien | Pata- | filien | von |gändern | 1891 1890 
x. gonien Amerika 





— — —1 8 
130 1,761 664 425 
— — 15 16 
244 59 198] 1,288 
— — — 22 
3 356 10 337 
3 2,412 441 
219 162 254 876 
6 158 49 94 
— 11 — 36 
298 326 652) 1,194 
— — 627 31 
122 98 240 766 
— 9 19| 2,167 
2,208 1,060) 5,772] 4,564 
2 15 3 74 
500 6872| 1,301 1,568 
— 1 — — 
5 3 51 
— li — 2 
31 229 223 198 
— 42 28 10 
— — — 4 
57 79 47 252 
1 103 96 734 
4B4 2,025) 3,300) 3,648 
-- — 8 9 
86 370 262] 1,920 


1,560 


195 


418 


-] 


© 
—X 


oO 
> 


I-IiTal 


on 
ta 


ty | 
nn 
2) 


on 
rs 


60 


986 


2,326 


305 


421 


15 


448 
105 

55 
198 


194 
13 
2,648 


2 
11,494 


226 
825 


18 
4,955 
18 
915 


ı 


15,464 


195 
15,409 


173 


12 


12,456 
314,656 


2,137 


539,826 


16 


1,247 €. 
11,388 A. 


962 €, 
96,810 U. 
2,017 €. 
4,585 A. 
7,708 6. 
43,596 A. 
279 €. 
5,1355 A. 
796 €. 
58,827 A. 


4,325 €. 
11,061 %. 
11,959 €. 

272,842 9. 


1,932 €, 
39,929 A. 


zı 


‚326. 
137. 


2E. 
495 A. 


33 €. 
35,050 A. 
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Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 











Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto 


Vorſt. nicht gen. Waaren aus 
Papier, Pappe 2c.; Former⸗ 
arbeit aus Asphalt, Steine 
pappmaffe zc., in Verbindg. 
nit anderen Materialien . 

Papier: und Pappivaren, une 
volljtändig deflarirt 


28. Pelzwerk (Kürſchner⸗ 
arbeiten). 


Pelzwerk: überzogened® und 
gefütterted. . 
— fertige, nicht überzogene 
Scafpelze aller Art; unges 
fütt. Pelzwerk (Tara: 6°/o) 


29, Petroleum. 


Brauntohlentheers, Torf und 
Scyieferöl, jow. Dejtill. aus 
iofhen, mit Ausnahme der 
Schmieröle (Tara: —) 

Petroleum und Vetroleum— 
deftill, ſow. nicht nachſteh. 
genannt (Tara: —) . - 


Schmieröle, mineraliihe . 


Mineralöl (Betroleum) | and. 
gewerbliche Zwede als die 
Scmieröl-, Zeuchtöl- oder 
Leuchtgasfabrikation 


Steinkohlentheeröle, ſchwere. 


Mineralöl (Petrol.) z. Reinig: 
ung, Raffinirung eꝛc. in ins 
fündiich. Betriebsanitalten 


30. Seide u, Seidenwaaren, 
Ssloretjeide, gekämmte, geſpon— 
nene, auch gezwirnte: un— 
giebt. » . 2». . * 
Nohjeide, unfilirte u. filirte; 
Kette und Einjcjlagjeide, 
ungefärbt . » . . 2... 
Seidenabfälle, auch v. gefärbt. 
Seide; Zupfieide . . - 
Seidenkokons; and Abfälle 
davon ee 


Seidenwatte, gefärbt u. ungef. 


loretieide, gekämmte od. ge 
iponnene, gefürbt; auch ge 
jürbter Zwirn a. Floretjeide 











den Frei⸗ 
) häfen bezw. 


Zollaus⸗ 


— — en, ee 


N 


— u — — —— 


ſchlüſſen 


4 
10 


Belgien 


23 


63 


+6 


65 


66) 177,158 


54 


27 


29,686] 81,330 


245 


2 
496 


11111111 


II 


59 


4 
1,717 
6,557 


410 


34 
48 


25 


153 
166 


x © 





Düne: 


mark 


66 


15 





[4 





Frank. Große Stalien 
reih |britannien 





182 


104 

85 
149 
154 


2,831 
1,014 


2,432 
270 





Einfuhr und Ausfuhr im 





172 1 
14 — 
511 26 
1,642 1 
150 58 

5,974 — 
{ — 
1,777| 18,052 
21 12 
47,107 6 
28 7 
3,1499 — 
3,634 — 
997 408 
2891 1,929 
745 45 
422| 13,212 
162 119 
482 139 
277 478 
— 37 
li — 
*1 102 





den 


Nieder⸗ 
landen 


11 
10 


116,620 


3 
36,7 


> 
. 


6 


1,5 


57 
71 
92 


32 
23 


=] 


10 


ERIET EL: 51 | 
item un 
— at a Su 





Deiter: | 
Vor: 
teich⸗ 
Wegen Ungara 








8 
1 
I 
4: 
76 
5 1: 
36 * 
— 10 
— 9a 
gl ai 
6 J 
27 ar 





— J 
19 1,5. 


14° 



















82 


ED we 


Britiich | Argen- 


Dit | tinien, 
Indien Pata— 
%. gonien 


BEEnE 





Bra- 


ſilien 







einigten 


von 
Amerika 





51 

1 13 

31 2,176 

— 115 
--  15,948,174 
14 5 
201 150,814 
18 3 
— 12,857 
26 1,404 
.- 76,108 
l 

— 12 
— 17 
{ [ 





Stanten | übrigen 


216 
49 
193 


3 


2355 


209 


21 


235 
265 


6,763,185 






















7,245 
777 


1,500 


606,662 
3,274 











16,156 
18,332 
18,56 


93,182 


12,467 
4,061 


23,623 
4,276 
9,042 
5,774 


l 
2 


) ’ 
1,255 


Digitized by $ Je 
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Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 





Vaarengattung 


Einfuhr und Ausfuhr im 


(Menge von 100 kg netto) [Päfen bezw. 


Rohſeide, gefärbt; Lacets aus 
loretjeide auch mit ander. 
pinnstoffen, auß. Rohjeide 

gm - >» 2. 0“ 

Zwirn aus Robjfeide, gefärbt 

und ungefärbt ——— 

Bänder ſeidene; ſeidene und 

halbſeidene Bänder in Ber: 
bindung mit Metallfäden . 
Seid. Bolamentierr u. Knopf: 
macerwaaren ; jeid. u. halbs 
jeid. Bojamentiers:c. Waar., 
in Berbind. mit Metallfäden 
Spiten und Blonden, jeidene 
od. halbjeidene, in Verbind- 
m. Metallfäden ; dergl. Tüll, 
gemuft. auch mit Metallfäd. 

Seid. Strumpfwaaren; jeid. u. 

be Strumpfw. in Ber: 
indung mit Metallfäben 

Zeuge, Tücher, Shawls ꝛc., 

jeidene; dergleichen jeidene 
u, halbjeidene in Berbind- 
ung mit Metallfüden .. 

Tüll, ganz oder theilm. aus 

Seide, a. m. Metallfäd.: roh 
od. gefärbt zc. ungemufjtert 

Spigen u. Blonden, ganz od. 

theilm. aus Seide, außer 
Verbindg. mit Metallfäden; 
Stiderei. auf halbjd. Grund» 
jtoff. 3. Zollſatz v. 600.M. od. 
wenig.; Tüll ganz od.theilw. 
a. Seide, Bei mit Metallf., 
ungemuftert, bejtidt 

Gaze, Krepp u. Flor, ganz od. 

theilw. a. Seide, aud) i. Verb. 
mit Metallfäden oder bejtidt 

Halbjeidene Bänder, auf. Ver: 

bindung mit Metallfäden . 
Halbjeidene Pojamentier- u. 
Knopfmacherwaar., außer 
Berbindung m. Metallfäden 

Halbjeiden. Strumpfwaaren, 

außer VBerbind. m. Metallf. 

Halbjeidene Zeuge, Tücher, 

Shawls x., außer Ber- 
bindung mit Metallfäden 

Ganz grobe Gewebe a.roh. Ges 

ipinnjt von Seidenabjällen 
Greßtücher, Puplappen) . 

Seidenwaaren unvolljitändig 

deflarirt —— 


Nor⸗ Oeſterreich 


Italien | Rieder: 
wegen | Ungam | 


— — — — — 





224 44 8 


ES 16 50 16 11 


27 


| 
| 


920 
137 so 


103 


134 
167 


— 36 90 66 


— — | 4 

’ 20 12 3 27 

3 2 3) 207 

3554| Tiel 4661 366 

— — — l 
— — 3 — 


Annalen des Deutſchen Reichs. 
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Digitized by (4 








» Waarengattung 
Renge von 100 kg netto) 


ſchlüſſen 


ESeife und Parfümerien. 


shmiereie, gemeine weiche, 
owie Türkiſchrothöl in 
Füſſern (Zara: 18%). . 
eÄte, feite (weiße x.), nicht in 
felchen ıc., nicht parfümirt 
fe in Täfelcen, Kugeln, 
+ Büchjen ıc. ; parfüm. all. Art 
yet Oele u. Kette, wohlried., 
in unmittelb. Umichließung. 
* mindeſtens 10 kg br. 
Bohlriechende nicht altoholart. 
* laltoholbaltige) Wailer in 
unmittelbar. Umjchliegung. 
. don mindeitens 10 kg br. 
Ale übrig. wohlriech Waſſer, 
insbeſ. alkoholhalt. Eſſenzen 
„zur Verbreit. v. Wohlgeruch 


eh.nicht gen. Parfümerien 


Seife u. Parfümerien — 
ud dellarirt . 


-„. 32. Spieltarten. 


en eltarten (Tara: 16 °/o) 
4 
33. Steine und Steinwaaren. 
Alabaſter u. Marmor, vob, 
* blos behauen, gemahlen . 
Sphaltſteine, bituminöſer 
Mergelſchiefer, roh ꝛc.; Plat⸗ 
* ten aus Nöphalt . 
Echte Edel» und Halbedelfteine 
‘u. echte rothe Korallen, robe 
‚Steine, roh od. blos behauen, 
” ichtanderw. gen. od.inbegr. 
s Mühliteine, “auch mit eifernen 
Reif. od. Metallhülſ. (T.:—) 
Schleif:, Weß- u. Probirſteine; 
Flintenſteine, gehauen oder 
geſchnitten (Tara: 106) . 
Tafelſchiefer, roher (Tara: —) 
‚Steine i. gefägt.Blöden; Stein: 
meßarbeiten : ungeichlift., d. 
 - jchlichter, unverziert. Arbeit, 
mit Ausn. derj aus Alabaſt. 
od. Marmor; Zementwaar. 
(Rinnen, Trögesc.),einfärb,, 
nicht weiter bearbeitet: nicht 
ſeewärts eingeh. (Tara: —) 
— jeewärts eingehend 


den Frei⸗ 
häfen bezw 


Bollaus- Belgien 


Däne- | Franf- 
mark | rei 


123 
1,058 
5,515 

21 

305 

206 


356 


72 


337 
3 


619 
269 


705 


58 1, 63,06 


1,66 O,na 1,56 
478,623] 317,484/464,178 
69,726) 15,267]283,809 
1,357 2211| 8,565 
Bu 3,507) 1,2541 
1,667 19] 1,790 
13,895 230| 46,650 


99 8,860 


Groß⸗ 


britan⸗ 


nien 


98 
1,558 


1,406 
422 


2,032 


27 


8 


51 
2,587 


200 
212 


144 
24,986 
8,523 


57,22 


0,56 
50,971 
3,774 
495 
228 
10,113 
195 


3,163 























Britiſch Argen- den Ver- 








Ruß⸗ | Schiwe: Oft- tinien, Bra; | Anigten | de Summa 
Be Schweiz! Spanien ki Staaten | übrigen 
in land den Indien | Pata- ſilien "yon Rändern 1891 


x  |gonien Amerika 








9,474 








87 — 73 4 1 — — 142 —1 8,250 
1,178 58 2,020 5) 477 6 4 4 3,9591 11,282 
18 — 26 — — — — 73 3 1,064 
369 99| 1,885 1000 34 1200 232. 8420 2,374| 12,624 


360 
13 4 — ı | — — 3 g1 196 


m. 2 183 I en | = = 376 
5 — 6 9 25 12 27 143 








— — 12 — — — — 12 41 778 
202 7 188 69 860 401 225 2641| 4576| 10,967 


3 — 15 -- _ — — 14 —1 1,066 
119 28 55 35 B4 tl 62 55 898 2,405 






Ar ee 46 


26 
28 953 


— — -- — — — — 


— — el — + 2| 105 






on) =) 
| 















id — 2,447 608 — — —— 1 199,029 










160 219 299 i23|.’ — 5,629 
— 137 — — — — — 122,581 
48 46 cd — | — — 15,362 55,288 
0,03 3,75 — O .a⸗ Q,.s! 100,3, L 1,25440 


so 353 
6,604,580 
5,014,729 
24,673 


6 10,97 — 4,18 — — — 0,02 O1: 

‚11921,704 2,503,120/390,410 1001 6,397) 1,1431 994 3,326 

453,275 1,2691431,092 570 104 N 0) 2532|. 
126 — 545 — 









19,656 1,514 5311 329 — 30 52 590 48,480 
2A MM — — — — 852 25,473 
365| 10,039 21 3 12! 260 1,769 116,659 

* — 1 — — — | — — 36,269 









8,005 € 


1 — — — _- 2 10,418 
3 19,255 Ü 


23,155 x 








ık: 
17,470 € 





= = — — l — 37,443 
64* 


Digitized by 














J Waarengattung den Frei⸗ 


(Menae von 100 kg nettoyſbafen bezw. 1 ..;,, Däne⸗Frank- 
areng, g netto) Zollaus- Belgien | art 


ſchlüſſen 























aqſchiefer u. rohe Schiefer- 2 ah 
ir atten: nicht jeewärts ein- 21 mA = 32,838 = > 288 ne 
— — (Zara: —) . 526 J JJ— — * 1,545 
—: jeewärt® eingehd. CT. u — 27,040| — 25,1151 439,902 — 84 
ee esarbeiten, ungeſchliff. 
— d. oben genannt.; 






























































Platten a. Steinen aller Art, 2,2551 88 273 398 5,091 881 92 
Ausn. der BI. aus Halb: 902) 77O 281 262 2 1,129] 534 r 
edel. * ‚geipolt.. ‚gejchnitt., 
R nicht t geichliffen (Tara: 200) 
( lit. u.Rorall., bearbt.; Ol — 3,40 1,2| 124,51 0,0) — a) 
R öte Perlen: ohne Fafſung Ol Oyor 143 10,2] Ass Oral Ol Th 
J — (unechte Edelſteine), 
N owie Halbedeljt., bearbeit.; J 20 3 1 —— 
aaren daraus jow. fie nicht L. 2 5 en 
unter 20. urzwaaren ꝛc) \ s “ e 
4 _ genannt HR. — 
Bern. Wnbaftet, Ben 
« ranit, Syenit, Porphyr, 
 Serpentinftein x. aud) in je ai a Ba an 
Verb, mit Holz oder Eifen 4 14 9 RR * 





ohne Politur und Lad | 


Rithographirjteine, geichliffen, . ’ 
F "polırt od. m. Zeichnungen ıc. | 15 10 
















oeriehen (Tara: 12°) 5l 1,7209] 255] 5,939 10,327] 2,845 
Sandfteinplatten, blos auf 3 3 — 3 ll — 
einer Seite abgejdhliff.(T.—) 12 300 2 —_ _ — 
Sd ieferplatten geſchliffen, ꝛc.; 
Schieferſtifte; Schiefertafeln, 
ain Holzrahm.; and.Waar. — — 1 J 413 7 
aus Schiefer, a. in Verb. m. 116 Bl 667 568 9,127] 129 
Holz oder Eijen ohne Bolit. 
und Lad (Tara: 12/0) 
Vorſteh. u. anderw. nicht gen. | 
Steinwaar., auch in Verb. 1 113) ‚35 504 138 77 
m. Holz od. Gijen ohne Boli- | 289 82] a7] 1,349 601 82 
tur und Lad (Tara: 12%) 
Steinwaaren in Berb. m. and. 10 5 1 5 3 
Materialien, jow. jie | 9 z = 12 3 
anderweit angeführt find . % 15 * 


34. Stein: u. Braunfohlen, 
RKols, Torf, Torfkohlen. 









95 









Brauntohlen . 2,524 90| 1685 6 943 
" 267,585 1355. 047/9028115894,281 3,500/1254 WIEUEAT * 
Sleinkohlen 7,303/4004,808'31873| 328,650 40, 000,791) — 392,91 — 


2,911,955|7011,375|64450|6397,075|  113,711|620761/55,617,515/123€ 

= 716513 — 1 — 74,225] — 
178 55| 8328 7 

— 7101 — — — 

17 — — | 201 30,766 


- Torf 
Torfitreu . 
. 

= 


u‘ 





. . . . . 
— — — — — — — — — — 


im Sabre 1891. 989 





freien Verkehr von resp. nad) 





| Britiſch Argen⸗ den Ber: 


2 Al: ini den 
Dit | tinien, | Bra, | &nigten Summa | Sunma 


Mu | Ruf | Schwe- — 
Staaten | übrigen 1891 1890 


mänien) land den Scheelz Spanier Indien Patas ſilien "yon Ländern 





x. | gonien Amerita 






131,507 €. 
20,555 9. 


517,345 €. 






12,023 €. 
















Kr: 47 10,989 A. 
— 150,08 €. 
k 0,12 15,17 A. 
— 85 €. 
BD 2 214. 
— 1,898 E. 
73 6,967 A. 
I- 115 €. 
1.99 49,551. 
IR 17 €. 
B- 13,914 U. 
* 1,192 €. 
658 34,319 1. 
* 1,162 €. 
r'.53 16,927 8. 
— 156 E. 
DB 2 484 A. 
100 — — — 2 34668,055,81 1165,064, 040 €, 
— — — — — 172,853] 185,810 A. 

er — — — 2 — | 3,187,982] 3,512,578 €. 
(Di408|.9%7,658/142,685| 641,005 co — — — 169,667 13,542,979110, 247, 549 A. 
— 53,438 — 5,437 — — — 2,473 268150,328,26241,645,380 €. 
(1,8841 1,5%2,456| 108,75516,606,950| 2,925] — 6 919 2,270] 22,786]95,564,542[9 1,45 1,870 A. 





17,976 7 234J — — — — 130,473| 125,587 E. 
- ı | 70,758 — _ 4 — 114,515] 118,192 U, 
— — 44 — — — 298,550] 387,186 E. 
— 200 5 5,552 — | 6 5] 14,812 l 54,718 65,450 N. 


* a 0 


ar ER TEE RE ẽ - 


Baarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Borfteh. nicht genannt. Brenn- 
material, insb. Preßkohlen 
(Briquettes) aller Art . 


35. Strob- und Baftwnaren. 


Matten n. Fuhdeden aus Bait, 
Stroh, Schilfu. dgl., ordin., 
gefärbt od. ungefbt. (T.4 0) 

And. ordin. Waaren aus Baſt, 
Stroh, Schilf, Gras u. * 
ungefärbt . . 


Strohbänder aller Art 


Puppenhüte a. Stroh xc., Be: 
Hecht, auch garmirt . 

Sonftige Waaren aus Balit, 
Stroh xc., mit Ausnahme v. 
Hüten und Sparterie . 


Hüte aus Stroh, ua — 
ungarnitt . — 


—: garnirt 


Sparterie aller Art 


Stroh: und Baftwaaren, un: 
volljtändig deflarirt. 


36. Theer, Bed), Harze, aller 
Art; Asphalt (Bergtheer). 


Asphalt, fejter und flüffiger; 
Harz und Dolzzement . 
Balſame, natürl. (Weichharze), 

m. Ausn. d. Terpentinbalſ. 


Gummilack; Scellad . 


Ozokerit, roher . 


Bed aller Art mit Ausn. von 
Bergpech (Asphalt). 

Terpentinharze, (v Nadelhlz), 
auch gereinigt; Terpentine 
iTerpentinbaljame) . 


Iheer aller Art. 


Vorſteh. u. anderw. nicht gen. 
Harze, roh oder gereinigt . 








Einfuhr und Ausfuhr ie 





den Frei | 





























* = a. Groß ⸗ 

EN Belgien ee Fraut⸗ beitane T Itaften | Micder- Nor Echter 
30 marf nien fanden HESR |) Angat 
ſchlüſſen 

200|809,010) 1 ae 74,08 — 210: — | TOR 
15,272| 8,927) 2,023] 57,766 264| 34,983] 687,005 10 64 
12 46 18 51 174 270 126 — 
3,560 (8 152 31 1,069 2 572 60 
4 5 1 18 — 125 — 
1 1351| — 21] 7,100) 490 45 — 
— ? 14 (1 j u = — 
— 10 — 48 99) 43 A — 31 
—u — 106 2 133] l 28 2 57 
Stüde: 
107] 3,807! 1,390° 78,447! 11,434! 141,163, 6,444| 1,245 29,27] 
11,266) 20,700] 92,463 ,1,747,526| 24,671) 7,844) 568.215] 78,669 30,54 
50) 2,242 510. 16,702 4,367 656 3,2701 39 11,01 
8,147) 10,273] 27,240| 9,781 7,628 24) 94,862! 20,525! 11,32 
Mengen von 100 kg. 
_ | ll — 3 1 6 1 — | ! 
—_ | — — — 5 = — 4 


2,530) 12,920 701 11,320| 24,987) 11,210) 9,480 





get 6350| 6,088 1,823] 25,702 1401 5,876 
— 1 = 74 75 13, 2 
195 56 16 78 57 54 22 
— 461 — 27 10,832 — 906 
95 35 88 10 29 20 26 
— — — 5 23 — — 
62 4339| — 13] 1,726 137| 1,369 
102| 1,032] — 63) 44,565 3 68,529 


1155] 1,371) 1,564| 70,024| 2,618] 22,485] 2,858 
— | 26,448 12) 68,545] 11,580 327 91,998 
9344 90 — 696 458 48 448 


30,278| 7,094! 5,6561 21,873 56,759) 186 34,041 
2,432| 37,465) 3,599| 10,446| 3,8 
6,5 








2 g7ı 2,1451 3,215 
5 1,499 8 1,467 ‚>19 3! 9,267 
250 33 103 272 500, 69 * 














freien Verkehr von resp. nad) 


den Ver⸗ be 
— —* Summe | Summe 
Indien | Pata- | filien | "yon 3 1891 — 


Britiſch Argen« 
Oſt⸗tinien, 

















ſu⸗Ruß ⸗ —— Bra⸗ 


Schweiz) Spanien 
















jene | Janb | den | | Ländern 
i. gonien Amerika 
7i-|1 - si -—I -! - | - — — | 1,075,570] 410,09%€ 
I 50 221460044 — — — | — — 28,255| 1,501,229| 931,168% 
2 
11] 2,162 13 13 3 41 — 1 29 201 3,746 4,604 €, 
16 6) 52 189 5 19 15 21 5,384 391 10,205 8,510, 
— 
9 — 72 11 — — — — 5 935 398 I 
3 — 466 — — — — 5 69 8,394]  10,156% 
so 6 399 — = — * 4 ? 277 4208 
-I|-|- — - | -|- | — 2 5\ 
1 — 66 — 19 — — 5 1,005 1,335 ol 
5 8 51 31 10 — 16 + 5 20, 456 +9 
Stüde: 2 
Fr |. 4 178] 41,462 11 33 — 88 25 1318 316,4731 363,486 
1443| 21,896| 51,052!121,160° 1,278 4,379 96) 29,625| 3,722) 151,149, 2,756,152]| 2,756,848 
|. 18 160, 4,619 1 1 — 6 24 46 44,087) 45,680: 





568 17,809 1695| 18,194 1405| 30,214 — 153,598 1,0935) 250,750 
Mengen von 100 ke. 

_ | — — — 
I — 


575,055] 609,208 


357 270,589 
70,680 155,657 
43 1, ) 8 
16 354 
160 14,663 
3 18,968 
1,354 5,520 
310 181,132 
547,051 722,257) 
(3 89,252 
154 357,655° 
1,085 93,996: 
2,766 25,2 Bi: 
72 5,8 ze 
















Digitized goglc 


992 Einfuhr und Ausfuhr des Deutjchen Zollgebietes 








Einfuhr und Ausfuhr im 





Baarengattung den * Me R — den | — 
Menae von 100 kg netto häfen bezw. «| Düne | ran roß⸗ en or⸗ |Vejterreidei 
— — Zollaus⸗ Belgien mark | reich |britannien Stalien F — wegen Ungam 

ſchlüſſen 
37. Thiere und thieriſche Pro⸗ 
dufte, nicht auderweit genannt. 
Bienenſtöcke und Bienenkörbe { — 3 — — — 7 138 — 
mit lebenden Bienen — 15 — — 127) 10 
Blajen und Därme, thierifche, 108| 4456| 8.6831 4,3621 18579 16 15,167 100 88 
auch Magen, nicht zum uns ı 1085| 862 & 773 74 1215 85 3.000 
mittelbaren Genuß . 2 \ . : \ Ay a | 
PR SR . — 99 46) 1,668 31| 18,612| 2,4661 — ‚l 
Federviehu. Federwild, lebend, { N 950 452 679 2 z su — i 
— friſch ee abge: | Ze: g 35 7 — — 13% 
kocht; Sand» u. Sühwajler- — — F 
ichneden, lebende \ ur Make 5,019 *4 — 
Milch, friſche, a. Buttermilch, [ — 581 1,897 821 — — 27,137 — 33,75 
— und —— 3 201 — 1,619] 1,078 3J — 6,197) — 6,677 
Muscheln a. d. See, friſche od. — Be — = 
blos abgekochte, unausge— | _ 2,536 = Fe = = 0,388 #2 al 
ihält, m. Ausn. der Auſtern \ j 
Waſchſchwämme, — — 41 — 50 87 45 404 — J 
8 (Meerſchwämme). 15 4 49 4 57 3 45 7 
Borfteh. u. ander. nicht gen. 
oder inbegriffene lebende u. | u 196 J 9— I n — 2 
nicht lebende Thiere \ 194 : z S 
Vorſteh. u. anderw. nicht gen. { — — — — 16 2 25 — 
od. inbegr. thieriiche Prod. — 3 12 14 5 — 20) — 
Eier v. Geflügel; Eigelb ohne { 5 2 714 1,516 33| 273303 8,3261 — 315 
weit. Zuber. (Tara: 15°/,) 437 440 584] 1,656 2,007 50| 1,528 — 

38. Thonwaaren. | 

Maueriteine, gewöhnl.; unges 
brannt od. gebrannt (Bad = 
jteine 2c.), auch façonn.; ger 2,219) 43,392! 76,155] 1,799 15,969 2) 589,889 151 2%. 
brannte grobe Bilafterfteine 618,959) 24,609 171,459 191,478 1,096] 1,3565] 162,550) 9,261) 545° 
(Klinker); gewöhnlide Dad) 
ziegel: unglafirt; Putzſteine | 
TIhonröhren, unglafirte nicht | — ! 8ı5l 1765| 218 — — 2603 — 12% 
feuerfeſte KA: 56, 36| 7,537] 1,422 — 212 su — 19 
TZöpfergeihirr, gemeines, [ — | 35 97 461 6 — 119 — 
unglaſirtes ——— 64 195 178 455 6 ı2| 1,088 5 + 
Steine, feuerf., Mauerjteine, 173. 50,072! 8,379| 8,557) 2592721 — 8,0401 — 21% 
Dachziegel xc.)a. ThHon(T.—) 4,462 43,685] 15,823| 51,606 354| 7,007] 35,555] 3,052] 1% 
Architekt. Verzierung. a. Thon | | 
od. Terrakotta, aud) bemalt |, 1 | 1 12 59 — 110 — 
(unt. Ansſchl. der m. Schelz- | 5 80 4 45 14 2 2 8 
farben dekorirten) (T.: 10°/o) 
Falz- Dachziegel; Dachziegel, 
Mauerit. ı. linker, glajirt.; | 7 187 3| 2,988 5652 — 1098 — 9; 
Thonfliefen, nicht glajirt; * — ——— * — * 
Platten a. gemeinem Stein: | DER) EUDBER. UDO FOREN es — A 
zeug (Tara: —). 
TIhonröhren, ganz oder theil. — 22 456 6 248 33,200 — 1,234 — —* 
weiſe glaſirte (Tara: —) . 1,179 u l 926 17 510 890 l . 








im Jahre 1891. 993 





freien Verkehr von resp. nad 
















den Ber: 
einigten | den 
Staaten | übrigen 


von IR 
Anerifa ändern 


| Britiſch Argen: 
Rue | Nude Schwer! - ... 5 Dite | tinien, | Bra- 
mänien | land | den vr. Spanien | .hien Pata- | filien 


ꝛc. gonien 


Summa 
1890 


Summa 
1891 














609 E. 
208 U. 


132 17,839| 850 521 — 
































— 605 7 34,589 173 114,292] 85,838 €. 

5 ⁊3 702 1,580 1,841 — — 1,750 246 13,609 10,523 9. 

— 107,866 6 393 — — — — li — 172,954] 185,214 €. 
— Pe 142 1 = 35 —— 2 16 2,993 3,002 A. 
* 3,084 710 84 — — — — — — 10,166 8,940 CE. 
— 31 — 149 — — — — u — 5,757 5,567 A. 
ng 7119 — 21,167 — — — — — — 96,951] 81,706 E. 
Fu — — 19,681) * — — — — — 35,456 26,125 9, 
— —— le — —— en — 8,9511 7,048 €. 
= 9 — Br — — — —— — — 64 REM. 
- — 15 — 1 — — 526 325 3,054 2,625 ©. 
— 10 23 2 — — N 1 35 406 391 M. 
— 21 5 | — 78 1 9 19 56 1898] 1,403 €. 
15 3 29 150 6 ? 2| 110 25 2,043 VAN. 
= 1,062, — 5 _ — — — 10 — 1,162 951€. 
ur — l 55 — — — — 2 — 276 187 A. 
2,811212,685| — 5,2935 — — — — 4 601 5374,821) 540,715 €. 
— 12 — 777 349 — — — — — 7,769 8,2523. 
* 15,722 78,397| 33,291 — — — — 2 27! 1,062,7481 1,523,374 E. 
— 16,985] 25,027| 105,520 135 52 29 250 182 6,665| 1,678,960| 1,103,558 U, 
= — — 2,509 — 6,055 E. 
296 2,545 644) 4,949) — 30,64 A. 
— 2 — 124 — 870 E. 
20 464 3| 1,619 2 13,167 U. 
— 156,211 455 — 515,250 E. 
393 104, Aht 11,980] 40,683 9,550 362,486 A. 
* — — 3 — 245 E. 
* 32 17 48 31 2 7024. 
= -- 6,083 596 — 24,732 E. 
= 3,549) 459) 84,480 852 295,480 U. 
= 8I 4,183 117 — 45,182 €, 
6586| 2,757 3| 2,80% 4 13,640 U. 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Topfergeſchirr gemein. glafirt, 
übe a. gem. Steinzg., gem. 
Defen (a Kacheln ec.) a. Töpfer⸗ 

thon ꝛc.n. modell. (T.: 18°/,) 

- Schmelztiegel, Muffeln, tapi., 
Retorten; feuerfejte Röhren 

u. Platten ꝛc. (Tara: 10°/,) 


Terrakottawaaren 


Thonwaaren, and. (mit Ausn. 
9. Porzell. ꝛc.) einf. od. weiß 
— zwei: u mehrfarbig, ge 
 rändert ıc.; Thonmwaar. in 
— Berbind. m. and. Material 
| — und porzellanartige 
9 aaren, weiß 
— farbig, gerändert ıc. ; Por⸗ 
zellan ꝛc. in Verb. m. ander. 
ä aterial.; ausgen. Spielzg. 
"Spielzeug a. farbig. 2c. Porzell, 
auch verbund. m.and. Mater. 
Thon- und Porzellanwaaren, 
unvollſtändig deflarirt . 


39. Vieh. 
Pierde . 
Mauleſel, Maufthiere, Eiel . 


ß Fohlen (Füllen), welche der 
Mutter folgen er 


* | 
, Stiere (Bullen) . 


Däfen . BETEN 


Zugochſ. v. 2'/2-5 Ihr. 1. Bew. 
dGrenzbez. 3. eig. W.-Betrieb 
Jungvieh im Alter bis zu 
2%. Sabıen . - =. . 


Kälber unter 6 Wocden . 


; Schweine . 

- Spanferfel unter 10 kg. 
. Schafvieh . 

E Lämmer 


Biegen . 


uud, 


n - 


Einfuhr und 


den Frei: 
häfen bzw. „| Düne: Frank⸗ 
Bollaus: 


ichlüfjen 


21 
1,194 


55 
4,562 


52 


— — — — — — —— — — — — — 


| 18,992] 11,862 
1,056) 693 
1 — 


=, 
18] 49,563 
| G008 
1,748 


61] 34,141 


3 417 
3 26116201,011 


* 





x 


Groß⸗ 
britan⸗ 
nien 


Ausfuhr des Deutſchen Zollgebieles 


u 


Einfuhr und Ausfui t im 


den 
Italien! Nieder- 


Nor: 


Landen wegen 


lad 





— 
= 


Freien Verkehr von resp. nad) 


| Britiich 
| Rufe | Schwe: Schwein Spanien Oft: | tinien, | Bra: en — Summa 
en! land | den % Judien | Batar | filien son — 1891 


gonien Amerifa 


4 
— 9,794] 10,608 
309 6,997) 80,785 
vç 
— 8,300| 14818 
6 42,177 42,795 x 
= £ 545 525-8 
5 r 146 2458 
— 7,164 5,893 E 
[Ati 64,663]  65,890% 
— 7,928 8,17 3 
2,540) 10,590 3 110,982] 108,225 
— = 1,900| 2246 
180 1,506 20,038 6812 
= * 4,730 4,9148 
1,199 119,402| 106,088 
— 7 45 
öl 7,841 
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996 Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 





Einfuhr und Ausfubr im 
| 


Nor |Defterreid; 
wegen | Ungam 


j i 
Waarengattung den Frei⸗ den 


354 194 ⸗ = $ du 
(Menge von 100 kg netto) [PT bezw. Belgien Bane ne Br Italien | Nieder: 
Bollaus: mark | reich britannien fanden 


ſchlüſſen 








40. Wachstuch, Wachsmuſ⸗ | | 
jelin, Wachstafft. | 





BR & 5 | 

“Bade Oeltuhm dee — Me 2 
leinwand x. ——— * * u. 16 2 * * 

er 2 0 1 10 488 1 20 — 1 

inderleinen, Ledertuch, 35 r * 46 . 52 san 37 374 
Malerleinwand x. . 11 126 —* * * 

Wachsmuſſelin, Wachstafft. = : * = 4 = > = s 

| 

41, Wolle, einſchließlich der 

anderweit nit gen. Thier- 

haare, fowie Waaren daraus, 

Alpacca, Lamas, Guanaco, | | 
Kameel:, Vieunahaare, Ans — 179 41 141 2,618 1 19 9 55 
gora⸗ u. and. Ziegenhaare, | l 107 N 559 5349| — 5 — 26, 
roh, gejotten, gehechelt ꝛc. 

Haſen-, Kaninchen-, Biber, 

Affen-, Biſamratten⸗ u. Nu- — 41 — 231 21 3 81 — s59 
triahaare, rob, gejotten, ge: — 162 — 814 202 206 21353 — 258 
hechelt sc.,a. gefärbt, gemahl. | 

Humde-, Nindvieh- u. andere | 
Thierhaare, roh, gejotten zc., — 3462| 1,062) 1,281 1,644 198 539 7 6,360 
mit Ausnahme von Borften 1,698| 3,090 7? so 11,253 105| 4,402) 264 2,100, 
und Bierdehaaren RR 

" . — 1,459 2 185 7,001 1 2561| — 211 

ee Yu { > 6.264 id 122 2.259 462 156 (9 10,557 

— — — 380791 340 7,2611 Amos 82a 26111 48 11,9% 
go und Schuddy), gefärbt u. BE rt BR 21s13| 2080| 7368 376 19.869 
ungefärbt; Wollenabfälle . 950| 23,542) 1,725] 25,311 2151 2,9 u : 2 

Schafwolle, roh, gekrempelt, ges 51193359| 171| 67,919| 310,120) 4,416) 20,085 100 32,565 
bfeicht od. i. Lochenform gel. | 7901 5,969) 4,519| 8,181 3,047] 1,096) 2,535] 2,19% 51,582 

—: gefärbt od. gemahlen { a 35] — 15 2 li — 120 
We; j Fr +9 + 109 5 | 53 — 153 

Gefümmte Wolle (Vließe zu 6| 34,098 19] 11,684 188751 — 751 — 44) 
Boraeipinniten) (T.: 3°)o) { — 2,291 — 169 1,104] 426 — 2 18,455 

Garn a. Hindvich, Hunde u. | 
ähnl. groben Haaren, auch | 
gemiſcht m. and. Spinnftoff. = I — 15 42351 — 1127] — 67 
auf. Bauwolle, ein u. zwei⸗ — 154 3 — 2 — 44 u 58 
faches all. Art, auch gebleicht 
oder gefärbt (Tara: 6°)o) . . | 

Wollenwatte (Tara: 6°/o) | 7 u = —— — I Y 

Yıunlla 3 24,790 7 6,859| 131,892 1 474 1 54 

Wollengam . | 1621 487] 1,605| 2,204 2928| 1035| 1Wz0gl rl 23,055) 

darunter: N 

Hartes Kammgarn aus Olanz 

wolle über 20 cm Länge; | — 3355| — 737) 105599 — 208| — 1,610 
49| 642| 1,642 1,783 163 70 27 3,289 


Genappes⸗, Mohair:, Al: 
paccagarn . ne 


— 
| 








im Sabre 1891. 





freien Verkehr von resp. nad 


































| Britiſch Argen— den Ver— d 
Mu⸗ Schwe⸗ Spa⸗ Oſt⸗unien, Bra- | Anigten IN Summe 
Schweiz ig — Batas * Staaten | übrigen | 2 
. 4 * ⸗ 
mãnien nien udie ſilien von | ändern 
x. gonien Amerifa 















_ — — 19 — — — — — — ‚1 
30 54 62 92 10 9 24 1? 5 142 1,351 
ll — | — 13 — — = — 118 5,433 
226 119) 170 347 99 » 201 244 15 241 2,763 
sl eteN 2 eher Sp & 51 
{ 5 l { l — — — { 28 

| 

_ | 12,741! 1 212 — — 2 1 — 501 16,521 
— 702 — 4 — — — — 30 — 2,984 
— 2 — 8 u — — — 16 — 1,599 
I 24 ul 42 16 — — 159 2,985 140 5,212 
141 10,470) 467) 872 3 — 139| 294 280 289 27,506 
i 5 1 819 — — I 6,680 109 31,199 
zu) 1,157 18) 1,097 — — — 1 54 12,352 
FM 666 135] 2,413 19 — — — — — 23,964 
et 1,493 211 5,754 — 16 137° — 68 501 116,011 
1,199| 4312 3,556 31 — — 18 7 199 142,698 
1,174| 23,339 81 6,466 57)  2,295| 472,575] 1,430 4,839! 303,164) 1,444,160 
| 8,013] 4116| 4,459 101 — — 26 825 539 en 

— — — — — — — — — — 7 
— U — 18 — _ — — 7 4 343 
h- li — 180 — — 91 — 53 65,527 
=" | 10,233 315] 3,526 — -- — — — 26 40,387 
— — = = — — — — — — 5,461 
* 7 23 17 l — — 12 2 -- 294 
— — = 12 _ _ _ _ — 24 
* 3 — I — — — — — — 8 
* 9 21 8,597 — — 2 — 124| 178,238 
617 6,795 2,075| 3,088 442 555 Bl 180 2,729 4,037 60,454 
In — — 2 — — — 2 — 11 108,504 
35 974 560 354 130 l l 2 703 163 10,888 





Summe 
1890 


5,199 €. 
2,926 A. 


9 €. 


328. 


12,908 €. 
2,648 9. 


1,7172 €. 
4,767 N. 


22,624 E. 
29,832 A. 
11271 €. 
19,081 I. 
122,399 €. 
146,652 9. 
1,286,139 €. 
90,141 A. 
700 €. 

245 A. 
63,262 €. 
44,521 9. 


— 
ma 


19 6. 
351. 
184,095 €. 


60,529 N, 


102,708 E. 
10,594 9. 

















den Frei⸗ | 

häfen bezw. 
Zollaus⸗ 

ſchlüſſen 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 





R Düne Frank) Groß— 
| marf | reich |britannien 


Nor- ‚Deiterreit- 
wegen | Ungarn 





Belgien | 























Hartes Kammgarn x. 
und zwar: 
einfach, ungefärbt, ungebleicht | 34 — 458 30,481 — 5 — 1.088 
_ Rare: 12 °/,) e — 28 3881 1,169 958 Ku 133 15 tæt 
dublirt, ungefärbt, un | — 199 — 191 64,794 — 151} — ee 
" gebleicht (Tara: 12%) » — 61451 449 626 { 182 5 : 
—, einfach, gefärbt oder ges | — 1 — 53 4,237 — 2) — 
bleicht Tara: 12%) . — — 69 3 57 21 11 2 
—, dublirt, gefärbt oder ger | — ii — 3 3582| — — — 
bleicht 13 36 4 33 l 3 — 
—, drei: it. mehrfach gezwirnt, | — 301 — 32 2,1451 — 44 — 
auch gebleicht od. gefürbt — 2 } ? 109 54 15 7 
Wollengarn, anderes, auch ee } — 
— — Dochtgarn. 24455 6,122) 26,293 l 2 BR ER: 
Dochtwolle, Lunte) a. Wolle 162 38 951] Sei 6,145 Br A 66 
und giwarı 1 9 
j ce — 3,427 1} 1,703 128: — 6 — 
— roh, einfach. — 2927| 254 180 za 22 166 30 
— 2,064 4 610 3,0301 — 41 — —44 
—, roh, dublirt I — 24 To 19 370 76 70 5 1% 
—, gebleicht od. gefärbt — — 5,677 1i 1,666 4301| — 15 — 
bedrudt), einfach 8 52| 221 261 239 129 89 115 
—, gebleiht oder gefärbt, | 2] 2,821] — 567 2,733 1 1ll — 
dublirt : 20 19 227 12 345 65 111 66 
— , drei: od. mehrfach gezwirnt F 
roh, gebleicht od. gefärbt 466 —— 18,817] — 193 1 2460 
(auch) bedrudt) . 154 46 183 89 4,410 335 965) 469 2, 
Wollengarn, —— 
deklarirt - — 12 l — 47 — — 
9 56 678 2351 2,993 13,760 70 640 33 us 
Wollenwaaren aller Art. | 4o1s| 11,964! 13,491] 13.192 ag.125| 12,455] 19,103| zog 164 
darunter: 
Tuchleiſten (Tuchecken) — er ca 89 * 26 — 1 = 
en . Ma x “RE co * — — 8 — 3 — 
Dachfilz, Asphattec (Zara :—) | 13 101 16 = 2 u * 
Filze a. Rindviehhaaren, un— = = 65 
bedr., ungefärbt, auch Fuf- = Me: = 2: ae) ee et) 
decken a. old. Filz (T.: 7°f0) a a 705 55 wo” a m, *: 
Fubdeden, welche gefärbte od. = — ER m 
ungefärbte Garne a. Rind» = de >, . 1 f 2 er 
viehhaaren enthalten ” ? i 
Filze a. Rindviehh., gef.; un— 
bedr. Filze a. Wolle; unbedr. 2 15 26 9 1 14 
Filzwaaren, mit Ausn. der 98 777 201 839 1,952 193 452 
Fußdeck.; Hutfache a.Haar ıc. 
Bupded. v. Filz a. Rindvichh,, = ı — u. _ 9 
gefärbt, bedrudt ; Fußdecken = = ’ ı nz 8 8 
von Filz aus Woͤlle — 
Fußdecken, gewebte, a. Wolle ax Es < 
w., and) bedrudt; Deden a. | * * — 16 = 
Tuchenden geflodhten . . 9— mi. 251 * ⁊*421109 





m En 


- — - — - — — 


— 





im Jahre 1891. 








freien Verkehr von resp. nadı 








163 
















52 
13,480 








Schweiz |Spanien 





— 


Britiſch Argen— 


Oſt⸗ 
Indien 
x. 


4 — 
43 — 

3 — 
l — 

= \ 
512 554 
il — 

) 

5 6 
96 3 
191] 545 

1 51 


6,610) 10,056 


4 — 
= 15 
2741 404 
I 25 
= 35 
164 


tinien, 
Pata⸗ 
gonien 


80 


1141111 





den Ber: 
einigten 
Staaten 
von 
Amerika 






Bra: 
ſilien 











ı 46 
2 eh 

— 60 
— 95 
l 52 

— 35 
178 2,026 
— 167 
5 526 

6 145 

— = 

1 38% 
158 799 
— ur 
8,090 28,608 
3 2 

5 ı 

— 7 
168 163 

3 — 

— 10 
22 45 








den 


übrigen 
Lündern 








155 
435,546 


r3 





1,646 


54 


6350 
299 


Summe 










1801 


32,478 
5,155 
65,740 
2,8 76 
4364 
768 
3,605 
1,357 
2,263 


92 


69,754 


23.199 
12,942 
10,130 
1,535 
8,123 
7,214 
6,350 
4,202 
21,932 
17,581 


72 
25,501 
297,626 
397 

175 

13 

+97 
3,786 
1,511 


98 
79 


271 
9. 795 


81 
206 


3,358 
6,029 


Summe 
1590 


32,320 E. 
4,780 A. 
58,807 €, 
3,4258. 
5,543 E. 
214 A. 
4,495 E. 
896 A. 
1,543 €. 
TON. 
81,337 €. 
49,710. 


26,705 E. 
13,004 I. 
9,658 E. 
8458 A. 
12,240 E. 
5,152 A. 
1,378 E. 
4,441 4, 
25411 €, 
18,655 9. 


254. 
24,953 E. 
299,562 A. 


161 €. 
228, 
146 €, 
4314 


3,543 €. 
1,225 U. 


69 E. 
153 A. 


286 €. 
11,78. 


82 E. 
361A. 


3,429 E. 


5,7571. 


Digitized by Google 





1% Waarengattung 
Menge von 100 kg netto) 


Däne- 
mar 


Frank) Großes 


: Norte 
reich |britannien Stalien Nieder: wegen 


landen 


* eStrumpfwaaren, auch 
açonwaaren, geſtrickte u. 
gehück Waaren, unbedruckt 

30 BoleneTudu. Zeugwaaren, 
umbedr, nidyt ander. gen. : 


Yo Gewicht v. mehr.als 2008 


auf Iqm Gewebejlähe . 
—: im Gewicht v. 200g. oder 
weniger auf Iqm Gewebefl. 
—: don nicht ermitteltem re 
lativen Gewidht . - 

N a u. Filzgwaaren a. Rind- 
hh. od Wolle, bedrudt m. 
Ausnahme der Fuhdeden . 


Bollene Plüſche 


Bollene Rojamentier- und 
enopfmacherwaaren, be 
dr t und unbedrudt . 
Bollene Strumpfw., bedrudt, 
neh: ala 200 g auf 1 qm) 
Wollene Tuch- u. Zeugmwaaren, 
 Bedrudt, nicht anderw. gen., 
Mehr als 200 & auf 1. qm) 
ollene Strumpfw., bedrudt, 
(2008 od. weniger auf Iqm) 
bedrudt, von nicht er- 
_mitteltem "relativen Gewicht 
lene Tuch u. Zeugmwaaren, 
" Bebrudt, nicht anderw. gen., 
(2008 od. weniger auf 1 qm) 
—, bedrudt, nicht anderw.gen,, 
9, nicht erm. relat. Gewicht 
Bollene Shawltücher, gewebte, 
nit drei oder vier Farben 
Wollene Spipen und Tülle; 
Stickereien auf Grundſtoffen 
aus Wolle. . . 
Wollene Shawltücher, gewebte, 
mit fünf oder mehr Farben 
BVollenwaaren — 
dellarirt 


42. Zinf, auch mit Blei oder 
‚Zinn leg, u. Waaren darans. 


Bink: rohes; Bruchzink x. . 


, geitredtes, gewalztes, auch 
S pgeihliffen, polirt, ver: 
fupfert xc. (Tara: 5°/0) 

- Bintwaaren, grobe, unladirte; 
Drudplatten aus Zink; 
Zinkdraht x. (Tara: 7”) 


1,886 


458 
7,574 


82 
16 


— 


279 47,098 
10,152| 19,408 
6 154 

862| 1,354 


4 82 


276 


833 
974 


10,985 


2 


499 
53,028 
76 

505 


128 
54 


61,903 


21,740 
234,724 


20 


46 
252 


16 
10,827 

3 
13,879 


3 
184 








im Sabre 1891. 





freien Verkehr von resp. nad 














| | £ * sin! den 
- 2 Schwe | =-2.: 2... Die | tinien, | „ einigten | S S 
Ru Rußland — Schweiz Spanien — — | Bra Staaten | übrigen — — 
nien den bien) Pata⸗ ſilien bon Ländern 1 
| C. | gemen Amerika | 
3 - 7 64 — — — — 5 835 993 €. 
1,4% 7 359) WA 1,498 2,251) ZU su 1,562) 2,392 4,782 59,820| 37,658 A. 
| | j | 
9 7 36 135 l li — _ 5 7714443] 18,755 €. 
7,533| 3,724] 10,652! 18,703) 2,581) 9,0331 2,85% 3,1291 23,646 29,698 202,946] 201,255 A 
1 ’ 
| | | 
5 1 4 68 — — — — | 2148| 1,579 €. 
= — 6 u — — Fe — 2 245 209 6 
Zu] lan sel les re 2a a 
11 14 rl 34 70 36 262 — 459 1424 1,30+ A. 
* | 1 6 u — — — _ | 2 12 323 351 €. 
125, 246 sı7 235 305 4 2 37 1,116 319 9,919 10,667 A. 
— | ı — | 3 — — — — J — — 84 ME. 
295! 206 580! 346 528 126 47 99 555 4,407 12,299 15,054 3. 
Ma I a er es ae a ee a 
22| 25 19 28 10 3 -- 6, 57 48 57 25 N 
- | ll — — — | — — - | — _ | 25 17 €. 
258 147) 317 546 269 94 12 655° 414 875 9,095 7,3519 A 
— — — — — — — — — — — 46. 
| | 
= — — _ - — — — | — — — 2E. 
— — — — — — — | — — |, 49 576E. 
— er — _ — — — a _ | 16 21€. 
— u en — — er — — — — — 3E. 
64 19 18 99 60 12 124 96 +49 2,055 4,084 3. 
B- ii — 20 — — — — —1 20 109 135 & 
26 12 24 52 94 25 7 17 38 25 1,020 1,248 N. 
) 
— — — Pe — — — — — 2 se. 
| 
— 10 3 — — = — — 55) 207 314°. 
| | 
! 
| | | 
— 68 780 3744 — — — — 987 14 79,6931 86,251 €. 
45] 59,284 5,985, 811 1,553 600 606 8 4,861 3,789) 578,726] 574,200 A. 
— 2 4 4 — Ka — 1 — 405 813E. 
2,505 1,684) 9,749 3,207 64 J 587 1,622 2,937 12,828 153,585] 161,783 A. 
— 2 — 29 — — — | — 6 — 482 725 E. 
53 563 221) 184 40 5| J 67 16) 492 3,400 4,3078. 
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1892. 


| 
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den Ber: 
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Waarengattung den Frei⸗ 


je von 100 kg netto) häfen bezw. 
Bollaus- 


ſchlüſſen 


Düne: | Frank 
mark | reich 


britan« 
nien 


Belgien 


paaren, feine; alle ladirt. 
58* Ausn. v. Spielzeug 
zeug aus Zink, mit Ausn. 

Inſtrumente 


inn, auch mit Blei, 
anz oder Zinf legirt, 
"und Waaren daraus. 


Bin rohes; VBruczinn . 


gewalzt, abgeichliff., polirt, 
" pernidelt,gefirniät od. ladirt 
" (Zara: 5°%) . 
gir awaaren, grobe, unlad.; 
 Drudplatten a. Zinn; Zinn 
B draht Tara: 7°). - 
—, feine; alle tadirten x., 
mit Ausn. von Spielzeug 
Spielzeug a. Zinn, mit Ausn. 
der muſital. Inftrumente ; 


Anhang. 
Garn, unvollftändig deflarirt 
E 9 dichuhe, desgl. . - 
Besnbiick Waaren, deegl 
„desgl.. 
aterialwanren, desgi. 
allwaaren, deögl. . . 
Bojamentierwaaren, desgi. 
Schreibmaterialien, desgl. 
5 jielwaaren (Spielzeug) dEgl. 
pigen u. Stidereien, desgl. 
e Spramgebräuclic furze 
Waaren, deögl. i 
& mpfwaaren, deögl. . - 
daffen, Waffentheile und 
 Batronen, deögl. - 
ug-, Weiß- und Manıs 
es emaaren desgl. 
Verſchiedene Waaren, der 
Gattung nach nicht deklarirt 


86,810, 1 














Fre ieh Berfehr von resp. nad 


Britiſch | Argen- 
Spa: Oſt-⸗ tinien, 
nien | Indien |: Pata- 

gonien 


ir ea | 

" Rufland — Schweiz 

145 
8 














den Ber: |. den 
einigten i 
Dra: | Stanten Nndiaen 
ſilien yon LAn— 
Amerifa | dern 


1:8 
516 


— — 


160 
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Digitized 





Alphabetifhes GBefammf-Kegifter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1892 der „Annalen“. 


Borbemerfung. Das folgende Regiſter ſoll die Benutzung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg ſachverſtändigen Leſern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiſcher Umftändlichteit Zaujende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das geluchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Zahlen 68 bis 92 bedeuten die vierundzwanzig 
Jahresbänbe 1868 bis 1892; die mageren Die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten beſonders daraufzu achten, dag im Zaufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung 
gefunden hat. Beim Nachichlagen wird es fid) daher empfehlen, die letzten 
bez. Publikationen zuerſt nacjzujehen, und erſt dann, wenn Dieje Die 
gewünjchte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge 
zurüdzugehen. Dies gilt insbejondere von der Abhandlung des Hrn. v. Aufſeß 
über die Zölle und Steuern des Reichs; hier ift nicht mehr der erfte Abdrud im 
Jahrgang 1873, fondern die dritte Umarbeitung im Jahrgang 1886 zitirt; — 
ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirehts von M. Seybdel (Jahr: 
gang 1878 und 1881) u. ſ. w. Man wolle auch die befonderen alphabetijdyen 
Regifter nachjehen, welche einzelnen größeren Abhandlungen beigegeben find. 

Die Herausgeber. 


A. dieſelben, 71, 216. 381. 72, 127, — Wiß— 
bräuche des Aktienweſens, Denfichrift der 
Abrehuungen des Zollvereins 68, 13 und Handelsfammer zu Cheumits 78, 605. — 
32. 72, 1489. 78, 262, 487, ’4, 97. 56,  Berhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
25. 199. ©. auch Kaſſenweſen, Zölle. — Materialien zur Reform des Altien- 
Aderbau-Straffolonien und Fürſorge meiens 74, 359, (Unterfuchungstommiffton) 


für entlafjene Sträjlinge_ (Fläxl) 88, 1,73. Leipziger Handelekammer, Ad. Wagner, 
Acquits-ä-caution 77, 535, Ber. : Spzialpolitit, Juriſtentag, Berrot., 
Adrefje des nordd. Neihstags an den König — Erörterungen von W. Endemann 7, 


in Berfailles 70, 765. Antwort des Könıgs 388, 75, 1196. Statiftif der preußiſchen 
ib. 767. — Hdreffe an den Kaiſer 71, 317, U. 76, 640. 892, — Altiengründungs- 


Aeußere Berbältniffe, f. Geſandiſchaften, 
Konſulatweſen, Seerecht xc. werbe durch A. 82, 620, — Materialien 
Afrika, die internationalen Verhältniſſe in zur Reform des Attiengejellichaftsrecht® St, 
demjelben 85, 82%. ©. auch Schutzgebiete. 73. — Gutachten der Dandelöfammer zu 
Agrarpartei, Programm derfelben, 76, 103, Damburg &, 121. — Neuerungen bes 
Altiengefellfhaften, Gejeggebung über rheinl.=weftjäl. Intereflenvereins 84, 139; 


SL, 417. — Betrieb konzefftonspflichtiger Ges 


74, 145. weſen 77, 19%, 240. — Ummandinng 
Aemter, f. Bebörben. der Aftien in Neihswährung 77, GAR 
Uenderung der Berfaffung 71, ZZ — © | — Statiftif der Kurſe und Dividenden 

a. Reſervatrechte, Kompetenz ꝛc. ‘preußischer Aktiengeſellſchaften 1858-75 
Herzte, in Preußen 76, 637, \. ... | 77, 1075 fi. — Denkſchrift der preuß- 

derjelben im Reihe SL, 152 ©. a. Medi- ichen Regierung 78, & — Gntachten der 

zinalperfonen, Gewerbeorbnung und Frei⸗ Handelsfammer zu Stuttgart 78, L — 
zügigleit. Zur Reform des Aklienrechts (Emdemamt) 
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der Leipziger Handeldfammer ib. 235; der 
Münchener Handelskammer ib. 247; der 
Breslauer Handelätammer ib. 253 ; Bericht 
für den 12. Deutjchen Handelstag ib. 265. 
Bol. a. Bodenkredit, Emiſſionen, Krifis ac. 

Aktienkurſe und allgemeine Preisbildung 
(Bärtuer) 86, L 2835, 

Altienftempel f. Stempelfteuer. 

Altersftufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. 

re der Arbeiter ın Elfaf- 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 

Altersverfiherung, die Alters» u. In— 
validenverficherung der Arbeiter 88, 21 
674. 89, All, WM, 799. (W. Zeller.) — 
Die Verfiherungspflidt der Haustinder 
(H. Rofin) 9, 910. — Umfang der Ber: 
fiherungspflicht (Fuld) 91, 392. — Dentfchrift 
über die Errichtung der Altere-, Invaliden- 
und Welittenverjorgung fiir das Arbeiter- 
perfonal der bayer. Staatseifenbahuver: 
waltung 88, 42 9. a. Nıbeiterfrage. 

Amerifa. Staatsangebörigkeitsvertrag vom 
22, Februar 1868 nebft Erläuterungen und 
dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 259. 
— Die lleberwanderung in der nordameri« 
fanifchen Union (von Yandgraff) 72, 508, 
— Konfularvertvag 74, 225, — Zur Kritik 
des Staatsangehörigleitsvertrags (v. Marti) 
. 75, 793, 1113, (9. Wefendond) 77, 204. 
— Die mwirtbihaftlihen Zuftände in den 
Vereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthſchaftliche Konkurrenz mit Dentichland 
80, 2365. — Die Unionsverfaffung (A. 

aenel) 78, 796, — Die Wirfungen des 
Schußzolligitems in den Vereinigten Staaten 
79, Bun — S. a. Auswanderung, Krifis. 

AUmtsbezirke, ſ. Kreisordnung. 

Amtshaudlungen, j. Beamte. 

Anleihen, fiche Schuldenweſen, Kriegs- 
koften ꝛc. 

Annalen, Aufgabe derfelben, Vorwort zum 
Jahrgang 1872, Ein Vorwort aus 
Defterreih (%. v. Stein) 76, L 213 — 
Borwort (Seydel) SL, L 

Untragsdelitte 76, 82. 

Anmwaltswejen 75, 1205. 

Apothekeuweſen, reichsrechtliche Ordnung 
74, 1809. Geſetzentwürfe und Denkfchrift 
vom Jahre 1877 77, 926, 

Arbeit, vollswirthichaftliher Begriff der- 
felben, 72, 6529. 73, 809, 74, 11. Roesler 
75, 36. Hänslihe Arbeit (Werth derjelben, 


ee en — 





Huth) 75, 912, Wreis und Ertrag der | 


Arbeit (Hirth) 75, 1296. — Preis der Ar: 
- beit im Staatedieufte 78, 432 — Belaft- 
ung der Arbeit in dem zivilifirten Staaten 
Ss, 7%. ©. a. Gewerbeordnung. 
Urbeiter, jugendliche zc. SL, 695. 
Arbeiterbudgere, Elfäßifche. Von PB. Dehn 
79, 100. Deutſche: Schlefiihe 80, 58L 
Bayerifche ibid, 843, 81, 540. ©. a. Yöhne. 
Arbeiterfrage, Materialien zur, 73, 1471. 
1494. 74, 33, 119%. Beſchäftigung von 


Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 
Großherzogthum Heſſen 77, 258. — Die 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Neichs« 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Bur 
Theorie und Praxis des Arbeiterſchutzes 
(Debn) 36, 498, — Urbeiterfammern. Ge» 
fegentwürfe für Defterreid. 87, IE — 
Der internationale Schuß der Arbeiter 
(Adler) 83, 465, Konferenz von 1890, 91, 
235. — Das gewerbliche Ärbeitsverhäliniß 
(E. Bornhaf) WM, 647. — Vgl. a, Altersver- 
fiherung, Hilfstaffen, Kontraktbruch, Kranken— 
verficherung, Unfallverfierung zc. 

Arbeiterhlifetaffen 783, 1529. 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873, 

Arbeiterfolonien in Preußen 86, 508, 

Arbeiterrecht, deutſches (K. Bornbat92,501. 

Arbeiterftatiftif, Regulativ der Kommuffion 
für 92, 752, 

Urbeiterverfiherung MO, 492, ©. a. 
re Krankenverficherung, Un- 
fallverfiherung, Reichsverſicherungsamt. 

Urbeiterwohnungen in Eljaß-torhringen 
s2, 732, ©, a. Ürbeiterfrage. 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derjelben, 73, 1536. 

Arbeitsbücer 74, 427, 11985. 

Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. ©. a, Löhne. 

Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40, ©. a. 
Kontraftbruch. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430, 

Archivweſen, f. Reihsardiv. 

Arealdes Zollvereins 69, 885, 80, 633. 86, 33. 

Argentinifhe Konföderation, Handels- 
vertrag 73, 316, 80, 621. 816. 86, 14. 255, 

Armeelorpsbezirte 73,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 82, 152. 89, 1020. 

Armenpflege, Organifation derfelben (Seyf⸗ 
fardt-Crefeld) 82, 704. — Statiftit 87, 302, 
— Ausgaben 1885 in Srantreih und 
Deutfhland MW, Anh. 

Armenrehtlihe Familieneinheit 83, 449. 

Armenmwejeu, f. Unterſtützungswohnſitz. 

Armuth und Arbeit 83, 572 

Artillerie, Neuformation derjelben, 73, 32, 
S. a. Milttärvermwaltnng. 

Arzneien, unentgeltliche leberlaffung, 76, 83. 

Aufentbaltsgefeg, ſ. Freizügigkeit, 

Ausfuhr, ſ. Zölle, 

Ausgaben des Neiche 73, 490. Bal. a, 
Finanzweſen x. 

Ausland, Vertretung des Reichs im, f. Aus— 
wärtige Berhältniffe, Konfulatwefen, Ge: 
fandtfchaften. 

Anslieferungsverträge 75, 1173, 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165, 
71, 800. Zi5. Etat desfelben 80, 20. — 
©. a. Berträge, Gefandtichaften, Konfulate zc. 

Auswärtige Verhältniffe, verfaflungs- 
mäßige Regelung umd Leitung derjelben, 71, 
87. ©. a. Konfnlatwefen, Gefandtfchaften, 
Vertragsrecht ꝛc. 


| 


1006 Alphabetifches Gefanmt-Regifter 


Auswanderung 70, 55, — Die deutjche | 


Auswanderung (von J. C. F. Nefmann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 243, Berichte 
des Neichstommifjars 75, 1107. 76, 214, 
77, 6929. 78, 461. 79, 552, 80, ba SL, 
345. 53,189. 54,515. 85, 368. 86, 817, 87, 
285, 898. 88, 454 59, 233. W, 566, 91, 








432. 92, 441, — Ueberficht 77, 277, 808. S1, 245, 
246, 350. — Einwanderung in Amerita 


1874 75, 1549. — Auswanderung nad) 
Amerika fa 82, 239, 85, 221. — ©. a. Neidhe- 
angebörigteit. 

Ausmweifung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

Averſa für Zölle und Steuern 69, za. IL 71, 
693, 72, 1622. 78, 509, 80, Aal Ada 
178, s6, 43, — ©. a. Zollausjchlüfie. 


B. 
Baarzablung, f. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutichen Bund 70, 


768; zur Berfafjung des deutichen Reichs 
70, ZZL. 74, 37, 4L — In Gliltigkeit ges 


bliebene Beitimmungen des Bertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgefete 7L, 389% — Berech— 
nung der Matrikularbeiträge 71, 702, 72, 
1624, — Bertel und Fandftreicherei 1885, 
87, 205. — Bgl. a. Einfommenfteuer, Zoll: 
verein, Wahlgejetze, Waſſerrecht ꝛc. 
Bahupolizeireglement 73, 338. 
Bankweſen. Denkſchrift von Dr. A. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Gefe über die Ausgabe von Banknoten 


vom 27. März 1870 70, 107 — Prome- | 


moria der Direktoren der Brauuſchweiger 
Bank ꝛc., betrefiend gemeinfame Notenaus- 
gabe der Privatbanfen 70, 119. — Das 
Geld, jein Weſen und feine wirtbichaftlichen 


ze. Ein Beitrag zur Löſung der | 
anf-, Münz- und Währungsfrage von | 


F. Perrot 70, 299, — Die Verwaltung der 
preußischen Banf 70, 216. — Erklärung 





des Minifters Delbriid über die Zettelbanten | 
in Württemberg und Baden 70, ZT — 


Reichskompetenz über das Baufmweien 71, 
192. — Die Banffrage. Bon G. D. Augs- 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banfuotenfperre 72, 1384, — Rechtsgut⸗ 
achten in der Bapiergeld- und Banknoten: 
frage (von W. Endemann) 73, 36L — 
Materialien zur Banffrage 7B, 615; Dent- 
Ichrift dev Bauffommiffion des Handelstags | 
(1870) 73, 617; vom fünften deutichen 
Handelstag (1872) 73, 656; vom deutſchen 
Landwirthſchaftsrath (Dentjchrift Richters) 
73, 695; Statiſtiſches über die deutſchen 


Ueberfiht der geſetzlichen zc. Beſtimmungen 
über die ae Zettelbanken (amtlich) 
ib, 633, — GStatiftif der Notenemiffton 
1871—73 (W. Herberg) ib. 709, — Ber- 
waltungsbericht der preußischen Bank 1872 

74, 1111. — Der erfte Entwurf eines 
Reichsbankgeſetzes (Fuli 1874) ib. 1611. 
— Die Löſung der Bantfrage vom rechtl. 
Standpumft (Birth) ib. 1631 und 1816. 
— Notenzirknlation der deutſchen Banken 
Mitte 1874, 75, 151, — Materiafien zum 
Neichsbanfgefeg: Bericht ‘der Reichstags- 
fommiffion (Bamberger) 75, 835. 945. An- 
lage 996. Das Geſetz jelbft, ib. 999. Das 
preußifche Gejet vom 27, März 1875, ib. 
1019, Bertrag mit der bayer. Hypotheken— 
und Wecjelbanf, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Reichsbankgeſetz (L. Sonnemann) 75, 
1027. Vertrag über Abtretung der preuß. 
Banf an das Weich, ib. 1568, Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbant ib. 1581. —. Das Bantgefet 
(Ueberficht dv. Endemanu) 75, 1187. — Aus 
dem Bermwaltungsberiht der preuß. Bant 
pro 1874, 75, 1385. — Berördiung betr. 
die Anftellung der Heihsbanfbeamten 76, 
385; Benftonen u. Kautionen der feteren ib. 
387, Die drei großen — Bauten 
(v. Yucam) 76, 862, — Die premßifche 
Bank in den Jahren 1874 ı 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutſchen Bantinftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Miünz- und 
Bantweien (Wehrenpfennig) 77, 277 — 
Jahresbericht über Banlkweſen und Geld- 
verkehr im Reihe für 1876 (E. Slevogt) 
77, 205. — Berwaltungsberichte der Reichs- 
bauf für 1876-1891 77, 736; 78, 673; 
79, 577; 80, 434; SL, 354; 82, 329; 88, 
600; 84, 193; 85, 375; 86, 638; 97, 514; 

ss, 709; 89, 770; 90, 917; 91, 442; ®, 
450, — lWeberfiht der Geſetze und Ber 
ordnungen 77, 820, — Dividenden ..der 
Banfen 1858/75 77, 1075. — Statijtil der 
deuiſchen Notenbanfen 83, 646, S6, 824, — 
Die Organifation der bedentenderen Bettel« 
banlen Europa's (Jacoby) 88, 368. — lieber- 

ficht der Beitimmungen über 2 Bettelbanfen und 
Banknoten in Deutjchlaud 90, L— Bal. a. 
Minzfrage, Papiergeld. 


Bauffrement (Nectsfall) 76, 139, 1022, 


| Baummwolleninduftrie. Beichäftkiches und 


Zettelbanfen 73, Z21 (hierzu die graphiiche | 
Darftelung am Schluffe des Jahrg. 1873); | 
Seichäftsverfehr der preuß. Bank 1862—71 


73, 728; der Wechjelverfehr im deutichen 
Heiche 18 1872 73, 736. — Abermalige Ber; 


Statiftifches über die Lage derfelben im 
Zollverein vor, während und mac der 
Krifis (Gg. Hirth) 70, 533. — Die B. in 
Elfaß-Yothringen 71, 999%. — Deutſche B. 
1863 bie 1874 75, 1391. — Die deutiche 
Baunmmwollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Solltarif 9, 6 691, — Amerilaniſche 
Baummwollen» Produftion 82, &lh. S. a. 
Tertilinduftrie, Zolltarif ac. 


Baupolizeiredt, das dentihe. Bon E: €. 


Leuthold 79, 809, 


längerung der Banfnoteniperre 74, 800. — | Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 


trages vom 28, November 1870 70, 746, 
771, 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deurfchen Reid 71, 37, — Die Einführung 
nordd. Bundesgelege in Bayern 71, 871, 
Verhandlungen im Weichstage ib. 382, 
Tabellariſche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Gefetgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Berehelichuug und Armenpflege 71, 469, 
— Berehnung der Matrıfularbeiträge für 
1871 71, 898, — Erklärung der bayeriſchen 
Hegierung vom 14, Oftober 1871 (Unfebl- 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deuitſche Reiche- 


über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 


poſt umd baverifche Boftverrwaltung 72, 697, | 
— Militärverwaltung 73, 88, — Einführ- | 


ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriege- 
bienpgefeh 74, 186, — Genoffenichafts * 
382. — Die Reform der bayeri - 
retten Stenern (8. Burtart) 74, 1681, 
— Die Bierbefteuerung 76, 61 — Han— 
Yels- und Genofienichaftsregifter 6, 39. 
Reichsrecht und Landesrecht in Bayern (2. 
A Müller) 76, 30, — Beamtenbejold- 
—— in Bayern 77, 528, 
n Bayern 78, 484. — Baper. Bertehrsan- 
Aalten 1877 7 19, 1077. — Die Staatlich ge 
feiteten iu pre in Bayern 
(Haag) S4, — Die YandestulturHtenten- 
anftalt im — S4, 316. — Die Ver— 


waltungsrechtspflege in Bayern (M. Seydel) 
85, 213. — Die ziwangsweife Beräußerung | 


fandwirtbfchaftlicher Anweſen in Bayern 85, 
842, — Das bayriiche Heimatredht (Seydel) 
86, 719. — Die Staatsbahnen in Bayern 
88,803, — Necdtsfatung und Geſetz zunächſt 
nad bayerischen Staatsredht (Dyrofi)S9, 817 
Bol. and Zollverein, Verfaſſung, Reſervatrechte, 
Boltszählung, — ———— Waſſerrecht ꝛc. 
Beamte des Reichs 71, 304 — Befoldunge- 
verbefferungen 73, 73,80, — Nectsverhältmife 
der Neichsbeamten 73, 345, 74, 223, 254 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400. 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34. — Das 
Reih8-Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu- 
dihum 76,261, LGeſetz vom 31, März 1873 
nebft Kommentar ib. 265, (Allgemeine Be- 


ftimmungen 268; Berſetzung in anderes - 


Amt, Rubeftand zc. 287; Penſionirun 

Disziplin 308; vorläufige sähe Eur 
329; Defefte d der — 332; Anſprüche 
gegen das . ꝛc. 
ungen 340), Die * dem 1. Ruli 1867 
ergangenen — Geſetze und Beftimm- 
ungen über Reichsämter und Rechtsverhält— 
niffe der Reichsbeamten (fpezielle Ueberficht 
76, 397.) — Nlaffifitation der Reichsbeamten 
76, 361. 374. — Berzeichniß der Neiche- 
behörden 76, 378, — Yaband’s Auffaffung 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, 66Z — 
Ueberficht der iiber die Reichsbeamten er« 
laffenen Gefege und Berordnnungen 77, SAL 
s1, 439%. — Wittwen- und Waifenfürforge 
(Thudichum) SL, 55L — Grundfäge f. d. 
Beſetzung der Subaltern: und Unterbeamten- 


— Benftonsmweien | 
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ftellen bei den Reichs- und Staatsbebörden 
mit Militäranmärtern 82, 556. — Die Bor- 
entiherdung bez. der gericht. Berfolgung 
öffeutl. Beamter aus Amtshandlungen nad 
Heichsrecht und bayr. Yandesrecht (Fıppınann) 
85, 421 — Reichegefeg vom 15, März 1886, 
betr. die Fürſorge für Beamte und Berfonen 
des Soldaten ftandes in Folge von Betricbs- 
unfällen 87, L — Die Disziplinargewalt des 
Staates über feine Beamten (Yabes) 89,213.— 
©. a. Behörden, Disziplinarbehörden, Ben: 
fionen, Bollverwaltung ꝛc. 
Beamtenbefoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520, 
Begleitihein-Regulativ 69, 2997 78, 
166, 86, 60. — Bgl. a. Zollgefeß, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Berfo- 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147, 671, — Die Neicheämter und die 
Reihsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai« 
ferlich” ac. 76, 351, — Berzeihniß der Heichs- 
behörben 76, 378. — Ueberſicht aller Gejege 


und Berordiiungen über Reichsbehörden 
77, 838. — Die Neichs- Zollbehörden 86, 


176, — (©. a. unter „Beamte“, ſowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 


| Belagerungszuftand. Das preuß. Gefeg 


vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 
Belgien, Handelsvertrag 73, 319, 80, 818, 
86, 258, 


Bergwerftsproduftion im deutichen Neiche 
75, 637, 1728. 78, 664, — Bergarbeiter: 
löhr:> 1889 in Preußen 90, 574 — Berg- 
bau der Welt 91, 415. ©. a. Steintohlen- 
förderung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im im Zabre 1871 72,971. Berlin’s Gemwerbefleiß 
78, 110. — Finanzen von Paris und Berlin 
im Jahre 1888 bezw. 1887/88 88, 7U8, 

Berufsgenofjenihaften, Wecdnungser- 
gebnifie für 1885 87, 795; für 1886 88, 
272; für 1887 89, 397 ; fir 1888 90, 206; 
für ı 1889 91, 534 

Berutszählung, vom 5. Juni 1882, 84, 48, 


 Beihlagnahme,f. Föhne, Boftverwaltung zc. 
 Befis, volfswirbichaftliher Begriff desjelben, 


Shlußbeftimm. | 





72, 526, 783, 349, Geſchichtl. Entwickelung 

dee Befites (Roesler) 75, 27, 
Befoldungsverbefferungen 73, 80. 

S. a. Wohnungegelder. 
Beffemerftablfabritation 76, 36, 78, 96. 
Betriebsfonds der Reichskaſſe 72 1481, 

73, 415, 

Betrieheunfälte (Neichsgefeg v. 15. März 

1886) 87, 

Bertel und — in Baden 1885 87, 
Bevölkerung. Faltifhe und Bollabred- 
nungsbevölferung nah der Zählung von 

1867 68, 779, 793, Staatsangehörige Be- 

völferung, 68, 1101. — Ueberſicht der Be- 
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völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell: 
ung vom Zentralbureau des Zollvereins) 
9, 855. — Stauſtik der Bewegung ber 
Bevölferung 70, 5L. — Bewegung der Be» 
völferumg im preuß. Staate 1885, 86, 949, 
— Die Bevöfterungszahl in der Bundesver- 
faffung 70, 45. — Die Bevölferung von 
Elfaß- —— 7L 82 — LVoltsmwirth- 
Ichaftliche Bedeutung der Bevölferung (Roes- 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der di 
Bevölkerung. 1872 bis 1875, 76,526. — 
jammenftellung der produftiven —ã | 
ung in Europa 76, 733 — Wanderungen 
der gewerbtreibenden Bevöllerung Breußens 
76, 891, — Die Art des Zufammen« 
febens der Bevölterung Preußens 1585 87, 
803, — Bevölkerung des Zollgebiers 86, 
38, ©. a.u. Volkszählungen, Stanfit, Areal. 
Bibliothefordnungdes Heichstags 77,501, 
Bierbeftenerung, |. Braumalz. 
Binnenſchifffahrtée-Geſetz, ein deutiches 
90, 195, 
Bismard, Fürſt, ſ. Reichslanzler. 
Blockade. Korreſpoundenz dev Regierung in 
Wafſhington mit dem Miniſter von Columbia 
2 | 
| 
| 
| 


Bodenfredit und Bodenfreditanftalten mit | 
befonderer Rückſicht auf Hppotheleubanfen | 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Bodenfee, Hoheitsrechte über denfelben (F. 

v. Martig) 35, 278. 

Börien. voltswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383, | 

Branntwein Beitimmungen des Yol- 
vereinspertragg 68, 3 20, 23, 46. 
Steuergefete v. N. 1868 68, 701, 705, | 
723, — Statiftil ber Branımeinfteuer U. 
DB8. — Die Bejlimmungen über die Brannt- 


weinſteuer (von v. Aufſeß) 75, 890. 76, IE 
80, 715, 86, 132, 153, 222 — Statiſtik 


74, 920, 75, 905, 76, 99. 304 806. — 
Vertrieb und Ausſchank in Preußen 78, 366. 
— Reform der Spiritusbejtenerung Kerrot) 
78, 613. — Die Brammtweinftener in Würt- | 
temberg (Reuß) 85, 620. — Reichseinnahmen 
von 1870 bie 1883/54 86, 235, — Das 
Branntweinmonopol (Gefegenmwurf v. Febr. 
1886 umd ftatiftifiche Materialien) 86, 421, 
— Reform der Branntweinfteuer 87, 30, — 
Reichsgeſetz v. MJuni 1887. 87,644. 725, ſyſt 
Darjtellung von Haushalter WM, IkL — 
Vgl. a. VBerbrauchsfteuern, Finanzweſen zc. 
Braumalz. Beſtimmungen des Hollvereins- 
vertrage 69, 8. 20. 44. — Steuergejeg v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8, Juli 
68, 699. — Statiftil der Braumalzſteuer 
1, 8. — MHeform der — — 
72, 609; Geſetzentwurf 636. — Die Be- 
funmmungen über die Braujtener (v. Aufſeß) 
25, 850, 6, 734 80, 704. 86, en 
Statiftit 4, 22 75, 903, 7 
98, 807, — Zur Heform der theme 
ung (F. Boccius) 6, 52, — Bol. aud | 
Berbrauchsftenern, Finanzweſen ꝛc. | 


— 


Bundesſtaaten, j. 


en | 
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een Neffortverhältnifie der Be- 
hörden 70, 671. 

Bremen. DOrganifation der Handelsitatiftil 
70, 407. Re ortverbältniffe der Behörden 
70, 699. — ©. a. Auswauderung, Haudels⸗ 
ftatiftif, Zollausfchlüfje, Breife x. 

Buchführung (häuslide, Hirth) 75, 931, 

Budgetredt, des Meiches (PB. Yaband) 73, 
524. Geſetz, Verordnung, Budget, Staats- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344 — Budget, 
Geſetz und Berordnung (A. Arudt) 9, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Militärbudget. 

Bund, norddeutſcher, ſ. Berfaffung, Heiche- 
tag u. ſ. m. 

Bundesafte, deutiche, 71, 4. Der ehemalige 
deutſche Bund nad der Wiener Schlußakte 
ib, 5, Auflöfung des deutſchen Bundes 
i 2. 1866; 71, 19, 

Bundesangebörigfeit, f. Weichsauge- 

ſ. Behörden. 


börigfeit. 

Bundesbehörden, 

Bundesgebiet TI, 5L 325, 

Bundesgericht, f. Gerichtshof. 

Bundesgeſetze, norddeutiche, Termine der 
Einführung derielben 71, 359. ir Ta- 
bellariſche berſicht ib. b. 389, 12, 485, — 
S. a. Fuftizgefepgebung, Finangweien u. ſ. w. 

Bundesglieder z1.,324.-S. a. Reſervatrechte. 

Buudespräſidium, ſ. Kaiſer, Verfaſſung, 
Thronreden. 

Bundesratb, verfaſſungsmäßige Stelluug 
desjelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
Ueberficht der Entichließungen desfelben auf auf 
Beichlüffe des Reichstags aus der Selfton 
von 1872 78, 863; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 74, 727, — Stellung des Reichs— 
fanzlers zum B. 83,9. — ©. a. Berfaffung, 
Verordnungsrecht, Neichstanzir, Eljaß- 
Lothringen zc. 

BundesſchuldeuKommiſſion, ſ. Schul- 
denweſen. 

Bundesſtaat uud Staatenbund T 50, 
Die neueſten Geſtaltungen des Bundesſtaats— 
begriffes (M. Seydel) 76,641 — Labaund'e 
Auffaſſung des Bundesſtaats (G. Meyer) 
76, 657, — Zur Kritil der Begriffsbe— 
Rimmung des Bundesftaats (A. Hänel) 
717, Z& Neue Beiträge zur Lchre vom 
Bundesftaat | (Zorn) 84, 453. ©. a. Bun- 
desrath, Vertragsrecht, Berfaflung x. 

Berfaffung, Verord⸗ 
nungsrect x. 

Bundesſteueru, ein fchweizerifches Urtheil 
über, 75, 785, 

Bundesverfafjung, ſ. Berfaffung. 

Bundesverfamminng, ſ. Buudesalte. 

Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


C. 
Camera apostolica W, 823. 
Chauffeegelder SO, 646. Sb, 44, 
Chemifalten. Zölle auf diejelben, ſowie anf 
Farbewaaren 69, 632. Bgl. a, Bolltarif. 
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Chemiſche Juduftrie 72, 394 

Chili, Handelsvertrag 2 318. 80,718. 86,256. 

China, Handelsvertrag 78, 316. so, 217 217. 
S6, >66. 

Cholera. Unterfuchungsplan zur Erforſch— 
ung der Urſachen derſelben zc. 
der Reichs⸗Cholera-Kommiſſion) 78, 1611, 

Cofta Rica, Handelsvertrag 86, 269. 


D. 

Dänemark, Martenjchug 81, 404, Meift- 
begünftigt 86, 254. 

Darleheuskaſſen 72, 1397. — Die länd— 
lichen Darlehnskaſſenvereine 1875 58, 243. 

Dechargirung, j. Koutrole. 

Defekte der Reichsbeamten 76, 332, 

Desinfeftiondverfahren, f. Veterinär: 
polizei. 

Diäten, für den Neichstag, 74, 159. 166. 
249. — Das Diätenverbot der Neicheprr- 
faffung (Josl) 86, CIE — Urtheil des 
preuß. Oberlandesgerichts Königsberg vom 
14 Avpril 1886, 86, 624, 

Dienſteid der Keichsbeamten 76, 346, 84. 

Dieuſtenthebnug d. Heichsbeamten 76, 329, 

Dienftvergeben, j. Disziplinarbehörden. 

Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917 

Dienftinftruftion für die Konſuln 7L, 
59%, 72, 1263, Für Bollämter 86, 

Diplomatiiher Ausihuß im Bundes— 
rath 70, 759, TL, 229. 

Disziplinarbebörden 
Geichäftsordnung derielben ib. 369, 377, 
— Laband’s Auffaifung der Disziplinarge- 
walt (Meyer) 76, 672, — Geſchäftsorduung 
für die Disziplimarbehörden 80, 489. 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere ZI, 1006, 

Doppelbeftenerung, Befeitigung der, 71, 
168, 76, 177. — Meichsgejet vom 13, Mai 
1370 M. Blohmanı) 87, 773. 

Dotation der Kreife u. Bropinzen, |, Kreis: 
ordnung 78, 1392, 1444. 75, 1635. In 
Sachſen 75, 1291. 

Dotationen der HFeldherren 74, 158, 

Drei-Könige-Bindnig v, Jahre 1849, 
7, 12 

Durchſchnittspreiſe, j. Vreiſe. 

E. 

Edelmetatle, ſ. Minzfrage. 

Egypten, ſ. Konſulatweſen, Zollverträge. 

Eheſcheidungen in Sachſen 77, 252, 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beichräntungen 68, 201 71, 166, — 
Verfüguung vom 20. Auguſt 1868, 927, 
— Aus nahmebeſtimmungen des — 
mit Bayern 71, 366, — Das bahyeriſche 
Geſetz über Seimat. Berebelihung und 
Aufenthalt 71,469, 487; 91, 61,72 (Seydel). 

- Gefhichtliches (von Friedberg) * 485, 
Statiftif 75, 1725. 76, 220, 108, 
79, 109. 378. — EHejäliehungen — 








Blutsberwandten 82, 80. — Bgl. Bivilehe, | 


(Dentihriit | 


154,, 


76. 308. B6Z 
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Ehrengerichte (f. Offiziere) 74, 1803. 

Eihämter, f. Maaf- und Gewichtsordung. 

Erd der Beamten 76, 84. 346, 

Ginigunmgsämter 74, dad. 

Eigenthum (mwirbih. Begriff), 
des Reiches, j. Vermögen. 

Einjährigfveiwillige, Lehranftalt mit 
Zeugnißberedtigung 76, 765, 

Einfuhr, f. Handelsftatiftit, Zölle, 

Eiulommen, Begriff defielben, 12, 536, 
“4, 397, 1798. (Roesler) 75, 27L Ber: 
theilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1283. 
Die vier Grundtypen der Einf.-Bertheitung 
25 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) 
Eintommensnnterichiede in Preußen und 
Sadjien 6, 239, Einlommensverbältniffe 
in Preußen, Berlin, Altona, Wanpebed, 
Geeſtemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566, 

Einfommenftener 78, 846, 74, 2. — 
Materialien zu einer Reichs: Einfoınmenftener: 
Die Einlommenfteuer in Hamburg 74, 101,75, 
335, Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußiiche Klaſſen- und Einfom- 
menfteuer ib. 927; lagen 4; Nachtrag 
1029, Aus den Gutachten des Vereins flir 
Soztalpolitif ib. 79 Vom landwirth- 
ihaftlihen Kongreß ib. 385. Die Neiche- 
Einkommenſtener und ihre Gegner ib. 987. 
Vorſchläge zum Progreſſionsmodus ib. 1015; 
zur Zelbfteinfhägung 1022, — Die Steuer- 
veform im Königreich Sachfen (von Genfel) 
74, 1373. 75, 15619. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matritularbeiträge odev Reichs-Einkommen; 
ſteuer? (Hirth) 75, LE — Der beutiche 
Stenerreformverein 75, 483, — Slaffen- 
ſteuer in Berlin pro 1875, 7b, 48. — 
Ein Schweizerischen Urtheil über Bundes- 
ftenern ib. 785, — Die Höchfibefteuerten 
in Berlin 75, ZOLL — Einſchätzungs-In- 
firuftion fir das Königreich Sachſen 75, 
1534. — Die beftebenden Einfommenitenern 
(vergl. Daritellung v. 8. Burkart) 76, 21, 
682, 77, 219. 79, L 80, 914. 960. — Ein- 
— — von Stadt und Yand in 
Preußen ıı Sadien 76, 239, — Denkichrift 
und Betitton betr. den badischen Geſetzentwurf 
über Erwerbitener (FF. Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Mechtfertigung der Neger. 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels— 
fammer zu Mannheim (Hecht) ib. 7U7. — 
Die Stellmmg der Vermögens» und Vers 
fehreitenern im Steuerſyſteme (v. Bilinski) 
76, 10. — BVeranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014, 78, 262. — Fit die direfte 
Steuer ei ein überwundener Standpunft? 79, 
153. — Einfommenftiener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Ürträge der Ein: 
fommenfteuer in Sadien 1877 79, 1066; 

1873/79 80, 833. — Eintommeneverhält: 


ſ. Befig; 


Eifen. 
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niſſe des preußischen Bolfes 1877 —B1S2, 484, | 


Preuß. Geſetz v. 24. Juni 1891 91, 909. 
Einnahmen des Reichs 73,496. — ©. Hölle ıc. 


Zölle und Produktion im Zollverein | 


69, 623, 70, 369, 74, 34 Deutiche Eifen- | 


ern Lo: 1674/78, 1874 zum 1547. 1661. 1695. 
1728. — Beflemer- Stablfabrifation 76, 86, 
Eifeninduftrie und Submiffionen 77, 237. 


1119. — Yage der Eifeninduftrie (Handels: 


fammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eijenhüttenwerte zc. 77, 1076. 1078. — 
Preuß. Eifeninduftrie ım Dezember 1875 
(Enge) 77, 1099. — Ein» und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Eifeninduftrie und Eiſenenquéte 
Bhitippfon) 79, 849. — Votum der Minder: 
beit in der Bolktariflommiffion ı9, 654, — 
Motive zum neuen Zolltarif 9, 113 — 
Deutichlands Eifeneinfuhr uud Danchfuhr 
(Laspeyres) 80, 255, — Eifeninduftrie, Lage 
91, 245. — Bol. a. Bergmertsprobuttion, 
Bolkarif, Zölle, 
Eiſenacher Uebereinfunft 9, 175 (M. 
Seydel.) 
Eijenbabnen. rer iiber das 
Eifenbahnmefen 71, 208. 72, 128. 74, 802, 
1087. — Deutiche | GEifenbahnftatiftif für das 
Betriebsjahr 1867, 69, HT. — Deutich- 
lands Eifenbahnen 73, 875 — Eilenbahn- 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Griind- 
ung des Neichseifeubahnamts 74, 802, 76, 
358, — Eifenbahn-Unterfuhungstommilfton 
(preußifche) 74, 359. — Neichs-Eifenbabıt- 
gejegentwurf ib. 8931. — Die Gontrole 
Des Reichs über das Eiſenbahutarifweſen 
(F. Berrot) 74, 1087. — Betriebsreglement 
für die Eifenbahnen Deutfchlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs- 
Eiienbabnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiiche Beiträge zum Berftändnig des 
Eifenbahnmweiens (von Trommer) 75, 105, 
(I. Der kommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verjaltarif) 569. (Ill. ———— IV. 
über Güterverſicherung, V. Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VII. 
vom Sparen, IX. Auffafjung des Trans 
portwejens). 75, 1057. (X. Staate- oder 
Brivatverwaltung : ? X1. Univerfaltarif gegen 
Publikum und Bahnvermwaltung, X11. Zoll 
einrichtungen und Eifenbahn, XIII. Schluß. 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (1. Bom 
Rationalismus im Giüter- Tarif-Erpeditions- 
wejen, 11. Werthnachnahmen, Il. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter zc. 
V. der Ilniverfaltarif, VI der Pfeunig— 
tarif, VII. Batet- und Cinzelgut-Beförder- 
ung, VIII, Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Bräfidenteen Maybach vor der Yaster'ichen 
Unterfuchungsfommiifion 75, 403. — Dent- 
ſchrift des MHeichs - Eifenbahnamts über die 
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Tarifreforın vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eifenbabn-Reform- 
verein 75, 94 — Eifenbabn-Polizeiregle: 
ment 75, 1175. — Vorläufiger Entwurf 
eines Re cho Eifenbahngeebes (April 1875) 
nebſt amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Berrichsergebuife der Eiſenbahnen Deurfch- 
lands 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 
1874 76, 245 — sautiomen der elſaß- 
lothringiſchen Reichseiſenbahnbeamten 76, 
352. — Statiſtik der preußiſchen Eifenbabnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (L. Aus- 
dehnung 425, 1. Anlagetapital 426, nl. 
Transportmittel und Leiftungen derfelben 
427, IV. Bertehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Reſerve⸗ ⁊c. x. Fonds, Beamten x., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutschen Eifenbabnneges zu 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs- 
Eijenbabnamtes fiir 1875 76, 460, (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Engquste Kom- 
miffton vom 18. Dezember 1875, ib. 463 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Verzeichniß der vernommenen Sadverftän- 
digen 468.) — Geiegentwurf, betr. die Er- 
werbung der preußischen Eifenbahnen durch 
das deutiche Reich. Nebit Motiwen 76, 470. 
— Für und wider bie Erwerbung der 
Eifenbahnen durch das Neich 76, 487, (Bor- 
bemerfung 487, Antaufspreis und Börjen- 
ge ad der er preußischen Altien⸗Eiſeubahnen 
488, Promemoria des Dr. Viktor Böhmert 
489, Nede des Grafen Udo Stolberg im 
preußiſchen Herrenhauſe 494, Rede des Dr. 
Elben im wärtternbergifchen. Yaudtag 498, 
Verſuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegengefegten Standpunkte 513, Erflänung 
des Herrn ©. Bergmann BB — Die 
Gejetsgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen und im deutfchen Reiche 76, 529: 
Das preußifche Gejeß über die Eiſenbahn-— 
Unternehmungen vom 3. November 1888 
ib. 529, NWegulativ, die Eifenbabn-Kom- 
miffartate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutschen Handelsgejettbudh 540. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit- 
Geſellſchaften anf Aktien und die Altien- 
Gejellihaften 542. Aus der. Berfafinng des 
deutschen Neichs 543. Verfügung des Mini» 
fters für Handel, Gewerbe uud öffentliche 
Arbeiten, A. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausihuß der Privat» Eifenbabnen 
im deutſchen Neiche 544. Bericht der XHI. 
Kommilfion des preußischen Abgeordneten. 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über Die Eifenbahn » Rommifjariate 550. 
Die gegenwärtige Page der Eifenbabngefet- 
gebung Preußens 551, die feuherige Stell» 
ung der Eifenbahn » 1 Kommiffnrien und der 
Eifenbahbn-Kommiffariate 554 Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Diskuffion 
557, Spezial-Distuffton und Betitionen 561. 
Das Reihs-Eifenbahnamt 563. Regulativ 
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für das durch Michter verftärfte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563, Eifenbabn-Betriebs- 
reglement vom 11. Mai 1874 564, Bahn 
polizei > Heglement fir die Eiſenbahnen 
Deutichlandse vom 4 Januar 1875 564 
Eifenbabn-Boftgefeß, betr. die Abänderung des 
$4d08 Geſetzes über das Poftwefen d. deutichen 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
58V, (Einleitung aus einer Nede des General- 
poftmeifters Stephan) 580, dat Gejets 583. 
Bollzugsbeftimmungen zum Eiſenbahn-Poſt— 
geiete vom 20. Dezember 1875, 587. 

eglement über die Benußung der innerhalb 
des Deutichen Heichstelegrapbengebiets ge- 
legenen Eiſenbahn-Telegraphen zur Befür- 
derung ſolcher Telegramm, welche nicht den 
Eifenbahndienft betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Enquéête-Kommiſſion vom 13. Dez. 1875. 
596. (1. Stellung der Anhänger des natür- 
lichen Syitems zu diefer Frage 596, 2, Stell: 
ung der Aubäuger der Klafifitation zur 
Spftemfrage 609, 3, die Stellung der An- 
hänger des gemiſchten Syſtems zur Syſtem— 
frage 620.) — Der Etat der preußifchen 
Eifenbahn-Berwaltung fiir 1376, 622, All- 
gemeime Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622, A. Staatk-Eifenbabnen 622, B. 


Privat-Eifenbahnen, bei welchen der Staat | 
betbeiligt ift 630. Nachweiſung über das | 
bis zum Scluffe des Jahres 1874 auf | 


die Staatdeifenbahnen verwendete Anlage- 
fapital unter Bergleihung mit den etats- 
mäßigen Weinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631, Weberficht 
der im Befite des Staats befindlichen Eifen- 
bahn⸗Aktien 632, Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eifenbahn- 
Unternehmungen 633, — Vergleich ber 
preußischen und engliihen Eifenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, Gh, — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutjchen Eiſenbahn-Reichsfrage (Al. v. 
Doru) 76, 738. — Ein engliiches Urtheil 
über (fir) Staatseifenbahnen 76, ZA. — 
Die Landwirtbichaft und die Eifenbahnen, 


Rede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 


958. Aus den Böhmert/ichen Engueteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbabnfrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967, & Die Stell» 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 
Delbrück zur Neichseifenbabnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnetenhaufes 
zur Heichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut. 
achten der Münchener Handels» und Ge: 
werbefammer 77, 109 — Bericht über 
Eiſenbahn- und Berkehrsweſen (Wehren— 
pfennig) 77, 292, — Geſchäftsthätigkeit des 
Reichs-Eiſenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Staatseifenbahnen 


im Jahre 1875 77, 696, — Ueberficht der | 


Neichsgefege zc. 77, 812. — Tarifvorjchriften 
für den Gütertransport 77, 874, — Ent 





fcheidung des Filbeder Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eifenbahn 77, 993, 
— Fahrgeſchwindigkeit der Eifenbabnzlige 
und Dampfichiffe auf verfchiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurſe uud Dividenden der preuß. Eijen- 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werf der Zarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eifenbahnichienen 77,1119., 
— Neues Spftem der Selundärbahnen be- 
jonders normal» und ſchmalſpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Ehauffeen 78, 101, — Eifenbahnftatiftif für 
1876 78, 814, — Der zollpflichtige Eifen- 
bahuvertehr SO, 615, 659, 86, 20. 6L — 
Zwangsvollftredung gegen Eifenbabnen 81, 
402, 411 — Der franzöfifhe Eijenbahn: 
ausfhuß SL, 566. — Deutfchlands Eifen- 
bahnen 1868 bie 1881 83, 642, — Ueber 
einige Erleichterungen in der Berfonen- 
beförderung auf den Eifenbahnen (Wermert) 
85, 624. — Die Staatöbahnen in Bayern 
=. 803, Die Eifenbahnen Deutſchlands, 
nglands und Frankreichs —— bezw, 
1886— 1888, 91, 166. — Die Reform rn 
Perfonentarife 91, 490, — Der internationale 
Eifenbahnfrachivertehr 9, 554, — Die 
Eifenbahnen der Erde 91, 587 — Das 
internationale Webereinfommen über den 
Eifenbahnfradhtvertehr (G. Eger) 9, 303, 
691, 758, — Vgl. a. Zollgejek, Zölle, Poft. 
Eijenzölle, ſ. Eiſen. 
Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 
Elementarſchulen, ſ. Bolksſchulweſen. 
Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig- 
ung mit dem deutichen Weiche (eingehende 
Mittheilung der Anfchlußverbandlungen im 
Neichstage) 71, 845— 958. Beftellung des 
Bundes Oberhandelsgerichts zum  oberften 
Serichtshofe ib. 959. — Beſchaffung von 
Betriebsmitteln für die Eiſenbahnen in El— 
ſaß und Lothringen ib. 968, -— Statiſtiſches 
über Elſaß und Lothringen (natürliche Be— 
ſchaffenheit, Waſſerſtraßen, frauzöſiſche Ber- 
waltung, Kreis- und Ortsbevölterung, In— 
duftrie), von K. Brämer 71, 969, — Die 
Sejeggebung vom 9, Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 553598. — Erſter 
Bericht des Neihetanglers iiber Gejegeb- 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861, 
(Megehung der Beziehungen zu Frankreich 
863). Gründung der Univerfität Straß- 
burg 22, 959. — Berlängerung der Dil- 
taturperiode (Geſetz vom 20. uni 1872) 72, 
1291. — Die Reichs-Eiſenbahnen ( (veiche:, 
finanzrechtlih) 73, 44 — Die Stell. 
ung von Eljaß-Forhringen im Reichsfinanz- 
recht (B. Yaband) 78, 562, — Gejete und 
Verordnungen aus dem Berwaltungsjahr 
1872-1873, 78, 239. — Bweite Jabres- 
überficht über die Geſetzgebung und Ber- 


waltung für 1872/78, 78, 967, — Ber 
haudlungen im Reichstage über Elſaß-Loth- 


—— w 
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ringiſche Angelegenheiten in den Seſſionen 
1871—1873 74, 155, 292, Einführ« 
ung der Neihsverfaffung 74, 294 — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlaſſenen Geſetze 
(vd. Hichthofen) 74, 521 — Dritte Jahres— 
überficht über Geſetzgebung und Bermalt- 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
ordnungen bierzu ib. 810, — Yabaud über 
die Sonderftellung E.L.'s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Oeffentliches Recht u. Berwalt- 
ungsgerichtsbarfeit in E.-2. (v. Stengel) 76, 
808, 897. — GEumwideluug der Öefeggebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad 
$ 10 des Bermwaltungsgefeges (v. Stengel) 
18, 113. — Labaud über das Wefen der 
reihsländifchen Gejeggebung 78, 372 — 
Die direkten Steuern in Elſaß Lothriugen 
(von Eh. Grad) 79, 114, — Geſetz betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Elſaß-Loth— 
ringens vom 4 Juli 1879 79, 1028. — 
Eif.-ioth. Zollwefen 80, 633. 641, 79. 
S6, 31, 232, — Die Stiftungen für das 
Arbeiterwohl im Neihslande 82, ZI4L — 
S. a. Arbeiterbudgets, Löhne u. ſ. w. 
Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung u. 
Verwaltung ſeit 1871. Gerichte des 
Reichskanzlers, Geſetze und Verordnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Geſetze u. 
Verordnungen 72, 553, 


L Organifation der Verwaltung im All- | 


gemeinen. Berichte des Neichsfanzlers: 72, | 
874 73, 967, T4, 773, Bereidigung | 


der Ztaatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 


Bermwaltung (Geſetz v. 30, Dez. 1871) 72, | 


555, Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590, 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirferätben 78, 939; 
vor dem faiferl. Rath ib. 945, Befähig- 
ung filr den böheren VBerw.-Dienft 7%, 9bL. 
Umzugstoften der BZivilbeamten 73, YbL 
Amtl. Geihäftsiprade 73, 357 Kreisdiref: 
toren 74, 774, 811, Nechtsverbältniffe der Be: 
amten und Yebhrer 74, 813, Benftonen der 


Mittwen u. Mailen ib. 816. Kautionen der | 


Beamten 74, 819, 323, Verordnung betr. 
deu Yandesausichuß 75, 45L 
11. Rectspflege und Juſtizverwaltung. 


Berichte des Neichskanzlers: 72, BEN 73, 


975, 74, 781, Oberfter Gerichtshof TL, 959, 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfafjung 
72, 566. 570, Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 572, Einführung des Neichs- 
ftrafgefegbuche 72, 573, Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575, Vorbereitung zum höheren 
‚Zujtizdieuft 72, DOL 


Wechielordnung und | 


Handelsgefegbucd 72, 1318. Erforderniffe der | 


Serichtäichreiber und Gerichtsvollzicher 78, 


355. Neifegebühren der Friedensrichter ib. 
957, Verfüguugen zur todten Haud 2c. 74, 


810, Aufhebung der Kricgsgerichte 74, ZBL 


826. Notariatsordunng 74, 328, Zwangs- | 


verfauf von Fiegenfhaften 74, 334. Außer- 
erichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
äufe von Liegenschaften 74, 343. Bormund- 
fchafteverwaltung 74,847. Chefheidung 74 
849, BVerfchollenheitserflärung 4, SQ. 

Ill. Militär- Angelegeuheiten. Berichte 
des Reichstanzlers 72, 867, 73, 973. 74, 779, 
Quartierleiftung 22, 876, Ginführung reis» 
geſetzl. Beftimmungen 72, 576, 1329. Koften 
der Sarnijonen 72, 596, Militärerjaginftruf- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826, 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Be» 
richte 72, 88h. 73, 992, 74, 801, Etat für 
1872 72, 564, Cinführung der deutfchen 
Zoll- und Steuergeiepgebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.-Berf. 72, 579. Zollertebr 
72, 580, Wechielftempeliteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, 581. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, L Yandeshaushalt für 1872 72, 
1249, 1317; für 1874 74, 868. Bumiber- 
bandlungen gegen Zollgejege ıc. 72, 1330. 
Depofiteiwerwaltung 23, 959, Beinfteuer 73, 
960. 966. nregiftrement 73, 1001 54, 
802. 


V. Junere Verwaltung, Bolizei, Xom- 
numalangelegenheiten. Berichte des Reichs- 
fauzlere: 72, 374, 73, 967. 978, 74, ZU4 
Kriegergrabftätten 72, 596, Einrichtumg der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks, Kreis: u. 
Gemeindevertretungen 73, 952, 968, 74, 773, 
Statiftit 74, 785. 787, Gefängnißwejen 74, 
790, 

VI. Uuterrichtsweien und Kultus-Berichte 
des Reichſskanzleis 72, 882. 73, 987. 74, 795, 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959, 
Geſetz betr. das Unterrichtäweien 73,958. Aus- 
führung deffelben 74, 352, Nechtsverbältniffe 
der Yehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Raifen ib. 816, ittiwen » Benfionen der 
Univerfität 74, 856, Kirchenverwaltung 72 
882, 73, 991. 74,800, Stiftungen des pro« 
teftantiichen Seminars 74, 857, 

VII Volkswirthſchaftliche Berwaltung, 
(FForitweien, Bergwerte, Eiienbahnen, Ban- 
ten, Yandwirthichaft). Berichte des Neiche- 
fanzlers: 72, 879. 73, 74 Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72, 582, Etat derjelben ib, 
534, Einrihtung und Zuftändiglet der 
Bergbehörden 72, 584, Forſtweſen 72, 682, 
584, 78, 1001, 74, 805. Eifenbabnwefen 
71, 968. 72, 686. 78, 414. 74, 792. 76, 
352, 356, 377, Straßen, Wafferbanten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltuug 
12, 584, 73, 1004. 74, 808. Hodbaumejen 
72, b6L 587. 73, 982, 74, 792. Yaudmwirth- 
Ichaft 73, 28h. 74, 793, Poſt⸗ und Xele- 
graphenmweien 72, 587. Maß-, Geld» amd 
Bankweſen 72, 588, 73, 984. Batentmwejen 
73, 985. TH, 798, Die Grundfieneraus- 
gleihung und das Katafterweien (Ch. Grad) 
S5, 471. Ein Beitrag zur Katafter- mud 
Srundbuchsirage (Th. Mayer) 57, 606, 

VIII. Negelung der Beziehungen zu 


über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 


ranfreih 72, 863. 78, 968. 74, 775. 
ption 72, 1293. 78, 97L 
IX. 
BGG. 78, 972, 74, 778, 
Emifjfionen von 1870 --76 78, 437, 
Engqueten über Eifrm-, Baummoll«, Tabad- 


fabrifation ꝛc. 80, 625, 627. 86, 18, 24. — | 


Vgl. a. die betr. Gegenſtände. 
Enteignungsredht im Großberzogthum 


Heſſen (2. Fuld) 85, 53. — Das öffentliche | 


Hecht bei der Enteignung (Neumann)S6, 357, 
Entlafjungszengnifie, Gefegentwurf 75, 
789, 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolts- 
wirtbichaftl. Bemerkungen zur Reform des 
(von H. v. Scheel) 77, 97 
bäuerliche 


Erbfolge von K. Beyrer v. Heimſtätt, 


Beleitigumg der Kriegsihäden. 72, | 
4 


— Die 
:bfolge (v. Helferich) 83, 702 — | 
Entwurf eines Geſetzes für die bäuerliche | 


Feſtungen, Reichseigenthum an 


482. — Reform des bäuerl. Erbrechts in | 


Baden (H. Schulze) 44 


Erbſchaftéſteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber- 
tragung derjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberſicht der deutſchen 
Erbichaftsftenern 79, 5. Tabelle hinter | 
8.990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. | 


— Erdbſchaftsſteuer iu Heflen S6, 745, 


Eine Erbicafts- und Scheufungsfteuer im | 


deutfhen Reich (Dtto Bacher) 87, 259. 
Erfurter Parlament 7L, 14 
Erlaffe, j. Verordnungsrecht. 
Ermland, Biſchof von, ſ. Krement. 
Ernteftatiftit, ſ. Getreide. 
Erjaggeihäft (Militär-) 75, 1447. 1513, 
Ermwerbsgenofienihaften, ſ. Wirth: 
Ichaftsgenofienfchaften und Genoſſenſchafts— 
weſen. 
Etatsgeſetze, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht 
u mw 


Etatsüberſchreitungen 73, 337, 

Erportbandel, deuticher 86, 708. 

Erpropriation, j. Enteignung. 

Erterritorialität der deuiſchen Yand 8= 
herren (Thudihum) 85, 320. 


F. 

Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Uniallverfiherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer 80, 688. 736. 

Fabrikgeſetzgebung 2 1471. 
74, 432, 78, 25. ©. a. Unfallverſicherung zc. 

Fabrifinfpektoren, preußiihe 76, 997, 
Die deutschen Fabrikinfpeftoren (Ueberficht 
von B. Dehn SL, 153. 441, — Gefergeb- 
ung (Seydel) SL, 714 — Die Zukunfſt der 
deutschen yabrikinfpektion CB Dehn) 82, 527. 

Die deutſche Fabrifinfpeftion ım Jahre 
1890 (K. Frantenitein) 92, 849. 
abrif- u. Waarenzeihen 74, 305, 

Safgeriäte, ftändige, 73, 1546. 

Familienbudget und häusliche Buchführ: 
ung (Hirth) 75, 90T 


— 


Finanzrecht, 


— — — — — — — — — — — — — 
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Familienfideifommiffe,f. Fideikommiſſe. 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
80, 304. (Endemann) 81, 410. 
älſchung von Pebensmitteln 78, 106, 
eldbereinigumgsmejen, Reformen auf 
dem Gebiete deffelben (Haag) 88, 161, 

Feſtungskommiſſion, deutiche, 72, 1579. 

Venfelben 
73, 433, — Umgeftaltuny derjelben 74, 262, 
— Garnijonen 74, 263. — Beichränfung 
des Grundeigenthums 73, 342, 74, 1066. 
Feftungsbaufonds 77, 387, 982, — Ueber 
die Berehnung der Erfagfumme nah $ 35 
des Gefeges vom 21, Dez. 1871 (Hegels- 
berger) 80, 241. 

Feuerverſicherung 73, 786. 77, 1117. — 
Dentichrift zur Frage der Verftaatlihung der 
Wobihar-Frucwerigerug in Bayern 86, 
781, — Die Entwidelung des Jmmobiliar- 
—— L Preußen (Simon) 
SS, 62, — Vorzüge und Nachtheile der 
Organifation des Fenerverfiherungsmweiens 
auf öffentlicher und auf privatrechtlicyer 
Grundlage (Simon) 88, 231 

Fideifommiß des heſſiſchen Kurhaufes 77, 
844, Die in den deutſchen Staaten 
beftebenden gejeglihen Beſtimmungen über 
Familienfideilommiſſe (W. Yewis) 79, 465. 

inanzwejen. Das Finanz- 

wesen des norddeutfchen Bundes (volljtändige 

Kodifizirung aller gefeglihen Beftimmungen 

und der Etats pro 1868 und 1869 2c.) 69, 16L. 

Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bundes» 

ftaaten 69, 303 — Deufichrift des kgl. 

preuß. Finanzminifters vom 18. Mai 1869, 

69, 403, — Preußens Staatsfinanzen 1849 

die 1867, 69, 598. — Inſtrullion für 

den Bundes-Rechnungshof 70, 157, — 

Bericht des Vorjtandes der national-liberalen 

Partei 70, 60L, — Die verfaflungsmäßige 

Regelung der Neichefinanzen 71, 126. 

Der Neichshausaltsetat für 1871, nebft 

Einleitung 71, 68% — Das Finanzrecht 

des deutichen Reichs (PB. Yaband) 73, 405. 

— Gteuerlompetenz des Neihs 74, 30. 


— 


— Verhandlungen des Neichstags über 
Finanzvorlagen 1871 — ZZ 74, 167% 
206. 274. — Preußens Finanzlage 1873 
74, 349, 1105, — Einnahmen des 
Reichs 1873, 74, 887 Steuerverwaltung 
in Preußen 1870 bis 1872 (Bericht 


des Finanzminifters) 4, 897, — Bur 
Provinziale, Kreis und Kommumnalfinanz- 
ftatiftit in Preußen 75, 1261. — Weiche» 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422. 
Abſchluß der Neichshanptkaffe für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 
Neichshaushalts für 1879/80 30, L 104, 
161. — Die Zölle und Steuern, jowie 
die auswärtigen Handelsbeziehungen des 
Reichs (v. Aufſeß) SO, 609 fi. S6, 1—252; 
f. das Negifter hierzu S. 275 Ein» 
fluß des Neichslanzlers auf die Finanz- 
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verwaltung 82, 45. — Laband’s Finanz. 
recht 776. — Das Reichsgeſetz wegen 
Befeitigung der nn, vom 13, 
Mai 1870 (R. Blohmann) 87, 178, — Bal. 
a. Verfaffung, Schuldenweien; Kriegsent- 
Ihädigung,riegstoften,Kaffenwejen, Kabınets: 
ordres, Deatrikularbeiträge, Rehuungsbof, 
Nefervatrechte, Zölle, Einfommenftener xc. 

Fiskus des Reichs 73, 408, 74, 408, 75, 
1493. 77, 836. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im norbd. Bunde 
71, 183. 380, 77, Bd ©. a, Steom- 

Schifffahrt. 
lotte, ſ. Marine, 
lußſchifffahrt, deutiche, 75, 382. 

Lüffe, zollpflichtiger Bertehr 80, 657. 86, 59. 
orftftatiftit, deutiche, 74, 1677 

Hortbildungsihulen 73, 337 1504. 
1543. 74, 28, 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusminiftere 74, 1674. 

Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ac. 

Frankenheim, traurige Zuftände, 76, 247. 

Fraukfurt a. M., ſ. Nationalverfammlung, 
Friede mit Franfreich, Fürftenfongreß ac. 

Frankreich. Notiz über den Handelsver— 
trag 68, 226, 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und Berbrauchsfteuern 68, 156 bie 
218, — Organifation der Zol- u und Hau« 
delsftatiftit 7O, 410. 76, 8 — Die Ber: 
failler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede dee Fürſten 
Bismard über den Fraukfurter Frieden 
ib. 876. — Wirthichaftlihe Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Con— 
vention vom 12. Oftober 1871, 72, 163. 
Denkichrift dazu ib. 169, Separatkon— 
vention ib. 173, Nede des Fürſten Bis 
mard 176, Die Bufagfonvention vom 11, 
Dezember 1871, 72, 437 — Beziehungen 
zu Elſaß— «Lothringen 22, 868. — Die 
Spezialtonvention vd. 2. Juuni 1872, 72, 
1467. — Die Drei- Milliarden- Anleihe ib. 
1476. — Die llebereinfunft v. 15, März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezieh- 
ungen Elſaß- Lothringens zu Frankreich 74, 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Be 
wegung der Bevölterung 75, 626. — Fran— 
süßes Geſetz zum Schuß 5 der Kinderarbeit 

231. — Die franzöfiiche Rekrutenein— 
—*. ng 76, 238, — Die Parifer Omnibus: 
gejellichaft 76, 234. — Die Steuern F. 


— — — — — — — 





im Zahre 1875 76, 249. — Finanzielle | 


Loge Franlreichs 77, 238. — Zabadmonopol 
78, 260. — Erbichaften und Gtaatsein« 
nahmen 78, 262. — Handelsverfehr Deutich- 
lands mit „ranfreid 79, 283, 80, 576. — 
Handelsvertrag 0, 825. S6, 13, 267. — 
Eifenbahn-Ausfhuß s1, 566. — Stempel- 
fteuern SL, 749. — Bewegung der Bevölfer- 
ung 82, 6 614, — Die Fremden in Franf- 
reih 88, 316. 
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Berlin im Jahre 1888 bezw. 1887/88 88 
708, 901. — Handelsflotte Ende 1887 W, 
416. — ©. a, Kriegsentihädigung. 

Frauenarbeit in den dabrifen 72, 9OL 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75 43. — 
©. a. Faniifienbudget. 

Freihäfen, f. Zollausichlüffe, Averfa, Hanı- 
burg, Bremen ꝛc. 

Freihändler, das Programım der deutfchen 
72, 895. 78, 840. 

Freibandel, ſ. Zolltarif, Zölle xc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1, Nov. 1867 
nebft Erläuterungen und Ausführumngsver- 
ordnuugen 68, 467, 71, 408, — Die Landes · 
verweifung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Auedrud 
„Unterfommen“ 68, 928. — Freizügigfeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161; von M. Seydel 76, 
159. W, 90, 173 (zu & 3 des Freiz. Gef.), 
bon E. Mayer (zu $ 3) 90, na — Ein 
führung in Süddeutſchland 71, 374 — 
Erläuterungen von 9. Stolp A 408, — 
Bayerische —— 71, 469. 1 — 
Ueberficht 77, 804. .a. a. Neihsangehörig- 
feit, foziale ; Frage. 

Seiebensteifungen (mttärfte) ZU, 74, 1037. 
75, . 

ER Vom Jahre 1866, ZL 
= 34. Bom Jahre 1871, 71, 507 876 

72, 163. 447. 1467. ©..a. — 

— 2 Societies in England 76, 229. 

Fürſten, deutfche, Exterritorialität derfelben 
(Thudihum) 85, 320, 

Fürftentongreß zu Frankfurt a.M. 71, 16. 

Fuhrkoſten, j. Tagegelder. 


G. 


oe zu Paften des Bundes, ſ. Onmien- 

wejen 

Gafteiner Konvention 71, 17 

Gebäudeftener in Preußen 74, 901; Zahl 
der Gebäude in Brenfen DL, 414; Walde: 
feuer im Bayern 74, 1688. 

Gebiet, ſ. Areal. 

Geburtsregifter, j. Zivifehe. — Statiftif 
75, 1725, 76, 220. 79, 109. 

Gebühren: und Steuerweſen (das öffent» 
liche Nutereffe dabei; Neumann) 86, 357. 

Gebührenordnung, ſ. Nedisanmwaltsord- 
nung ꝛc. 

Gefangene, Beichäftigung in Preußen, 76, 999. 

Geiftige Getränke, j. Branntwein. 

Berftlihe Amtshandlungen 76, ZB. 

Geiftlihe, Borbildung derjelben, 74, LIR. 

Geiftlihes Amt, Mißbraud desfelden 
(Kanzelparagraph) 72,983. 

Geld, Geldwirthſchaft (Roesler) 75, 265. 


288 ff. (Hirth) 75, 918. 1266. — S. a. 
Banlweſen, Miünzfrage, Papiergeld. 
— a Erwerb (9. 


Rehm) 92, 


— Finanzen von Parıs und | —— ſ. Kommnnalſteuern. 


über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 


Gemeindeverwaltung, ſ. Selbftver- 
waltung. 

Generalzoliltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben 73, 125, 80, 615. 86, 
L 28. 37, 

Genoſſenſchaftsweſen, das, in Deutſch— 
land, Frankreich und England, von Schulze» 
Deligih, 72, 47. — Reichsgeſetzgebung 
74, 152, 382, 77, 637, — In Bayern 76, 
894 — Reviſion des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
88, 754. 848, 89, 711, — Gefeg vom L Mai 
1889 (erläutert vou DM. Joel) W, 417. — 
Entwickelung d. ©. über dem neuen Ger 
nefjenichaftsgeieg 92, 500. ©. a. Wirth. 
Ichaftsgenoflenjchaften. 

Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Gerihtlihes Verfahren 72, 14L 78, 
345, 354, Meberficht der bis 1877 hierüber 

- erlaffenen Reichsgefege und Berordnungen 77, 
828. — Der Ausgelieferte vor dem Gerichte 
(E. Müller) 87, 565, — Vgl. a. Zivilprozeß, 
Schieds und Handelsgerichte, Schöffen» md 
Schwurgerichte x. 

Gerichtsbarkeit, inländifche, über fremde 
Staaten, Bayr. Erkenniniß 85, 325. 

Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377; Fortenmwidehng 72, 
150; Perjonal 70, 161 — Etat für 1571, 
71, 722, — Thätigkeit desjelben (Kritik) 73, 
352, — Disziplinarbefugiuffe desſelben 
407, — Wegnlativ für den Geichäftsgang 
desfelben 74, 1587. — Das jchweizerifche 
Bundesgericht (Yaudgraff) 76, 105. — ©. 
a. Elfaß-Yorhringen. 

Gerihtsorganifation de Neiches 7L, 
Bö, 72, 150, 73, 348, 354, 75, 420. 1533, 
— in Preußen 70, 249, — Bemerkungen 
zum Eutwurf der Gerichtsverfaſſung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 15, 169, — Schöffen. und 
Schwurgerichte 75, 239% — Bemerkungen 
über das NHeihsgericht von W. Endemann 
75, 1208. — Neichsjuftizamt 75, 1216. — Ber: 
lauf der Berhandt. 77, 646. 79, 5u2, 81, 344, 


— Uebergang von Geſchäften anf das Neichs-' 


gericht 81, 397. — Bol. a. Juſtizgeſetzgebung, 
Handelsgerichte, Berwaltungsgerichte ac. 
@etanbtiheften im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492, 74, 158, 279, 80, 24. 
eg derjelben SO, 646. S6, 44 — 
eutſche Gefandtichaftsrecht (Zorn) 82, BL 
— ©, a. auswärtige Verhältniffe. 
Gejhäftstrifen, j. Kriſis. 
Geihäftsordnung, ſ. Reichstag. 
Geſchichte des deutichen Bundes, des nord— 
deutschen Bundes und des deutichen Neiches 
71, 1—44. (S. a. Reichstag, Verfaffung 
Zollverein xt.) 
Gejellen, j. Arbeiter, 
Geſetz, ſ. Reichsrecht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staatsrecht 
(Dyroff) 89, SIT. 
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Gejetgeber, Begriff (Endemann) 75, 1206. 
(Xaband) 78, 369. 

Gejeßgebung. Ueberſicht der Gejege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art, 4 
der Neichsverfaffung 72, 485. — Bericht 
iiber die Geſetzgebung 1867—70 (Laster) 
70, 563; 1871—76 (Webhrenpfennig) 77, 
257 ff. —- Ueberficht aller Gefete und Ver— 
ordnungen von 1367 bis 1877 (Harburger) 
77, OL — Entwinf eines bürgerlichen 
Gejetsbuches für das deutſche Reich (Jacoby) 
88, 581, 89, 293, 687. — 5. a. Bundes- 
geſetze, Fuftizgefeßgebung, Berfaffung, Reichs— 
tag, Reichstangler, Zollparlament, Preußen zc. 

Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- . 
felben 78, 466, tat 80, 12, 

Getreide, Getreidezölle 78, 839. 80, 619. 
6, 53, — Ernährungsbilang des deutjchen 
Reichs für 1878/79 79, 462 — Ernte— 
mengen und Anbauflähen 1878 79, 552. — 
Motive zum neuen Zolltarif 79, 719, — 
Juternationale Statiftif 79, 1073. — Boden: 
benugung in Preußen 79, 1075. — Ernte: 
ertvag 1890 in Preußen und Bayern 91, 
904, 206. — Getreidezoll uud Fdentitäts- 
nahmeis (W. Tröltſch) 92, 709. — Bol. 
a. Zolltarif ꝛc. 

Gemwerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 

Gewerbegerichte, ſ. Schiedsgerichte, 

Gewerbekammern, Organiſation und Ver— 
zeichniß derjelben 78, 925, 83, 201. 714 
54, 294, ©. a. Handelsfammern. 

Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegefet 
vom 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ansführungsverordnungen 68, 849, — Die 
Gewerbeordnung vom 21, Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sach— 
regifter) 69, 441° — Anweifung zur Aus» 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 689, — Vorſchriften über die Prilfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheler 69, 
919, — Desgl. der Seefhiffer, Seeftener- 
leute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen 69, 
939, — Anmweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordiiung (Gewerbebetrieb im 
Umberziehen) 68%, BZ — Bekanntmach— 
ungen betr. ärztliche und veterinärsärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thärigfeit der 
Reichsgewalt fir die Ordnung des Gewerbe 
berriebes 71, 194, — Das bayerifche Ge— 
werbegeieg 71, 469 — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 73, 
759, — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeordnung 73, 1471. 74, 425, 1195. 
— Entwurf eines Gefetes, betr. Abände- 
rung eimiger Beftimmungen der Gewerbe 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neichstags darüber ib. 1233. Kommijfions- 
bericht darüber ib. 1317. — Fragen zur 
Enquôte iiber das Gemwerbeweien 75, 90, 
— Berhandlungen 1874, 75, 1199. — 
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Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfeunig) 
17,287; — (Endemann) 77, 643. — Ueber- 
fiht der Geſetze ꝛc. bis 1877 77, 805. — 
Geſetzentwurf der fozialdemokratiichen Frak— 
tion 77, 885, — Weferate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein fiir Sozial- 
politit 78, 129. — Novelle zur Gewerbe» 
ordunng vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 
534, — Hamburger Denkichrift 79, 570. 
— Bur Reform der Innungen SL, 
600. Wortlaut der Gew.-Ord. nach dem 
Stande von 1880 81, 724, — Gewerbe» 
polizeirecht des Reichs (M. Seydel) 38, 529, 
929, 252. — Neue Bearbeitung (Seydel) 
s1, 569; alpbabet. 
Dei Betrieb tonzeffonepflicht. Gewerbe 
dur jurift. Berfonen (Seydel) 82, 620, — 
Normal Fnnungsftatut 82, 644 — — Bericht 


1IL | 


Hegifter 81, I — | 


der NReihstagsfommijfion über die Novelle 


von 1891, 91, 253. — ©. a. Arbeiterfrage, 
Arbeiterrecht, Koutraltbruch, Yabrifarbeiter, 
Gewerbeſtatiſtit Schauſtellungen, Straßen⸗ 
muſit, ſoziale Frage ꝛc. 

Gewerbeſchulen (Hirth) 77, 793. 

Gewerbeftatiftit, Grundzüge zur Organi— 
fation derfelben 70, 58. 
Gewerbe und ibre ftatiftiiche Darftellung 
72, 363, Syſtematiſche Ueberſicht der Ge— 
werbe ib. 391, — Die Bedeutung der Ge: 
werbeftatiftif (Engel) 76, 101, Ergebniffe 
der Gewerbezäblung in Preußen v. L Dez. 
1875 77, 37 — Die Theilung der Arbeıt 


im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß. Gewerbe: 


zählung (Samter) 78, 209. (Auffeß) 80, 757. 
— Berbältniß der x felbftändigen Gewerbe: 
treibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in Preußen 86, 950, 
Gemwerbefteuer 74, 905, 399. 1690, 75, 
129, 76, 400, 695. : 17, 241. ©. a. Steuern. 
Gewidte, j. Maß - und Gewichtsordnung. 
Gewiunbetheiligung der Arbeiter 82, 753. 





Gleichheit, wirtbichaftliche (Dirth) 25, 1276. | 


Goldwährung, ſ. Müuzfrage. 
Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 
nebſt ſpäteren Berabredungen 66. 8. Ans 


wendung in Bayern 71, 366, 472. Syſtem-⸗ 


atiſche Darftelung (DE. Seydel) W, 178, 
Gotthardbahn. Deuffchrift am den Bun- 

desrath und Weichstag 70, 457, Reeichs— 

finanzredtliches darüber 73, 443, 


Grenzaufjihtsbeamtes0, 678, 749. 782, | 


Griebenlanmd, Haudelsverträge SO, EL6. 

Großbritannien. 
Verbrauchsſteuern 68, 155—218. 
Organifation der Handelsftatiftit 0, WI — 
Handelsvertrag mit — 78, 320. 5), 819. 
S6, 9. 14, 259. — Stempelfteuern SL, 803, 

Großinduftrie, ſ. Induſtrie. 

Großjährigkeit, Neichsgeieg 75, 1185. 

Gründungéweſen, ſiehe Altieugeſellſchaften, 
Kriſis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desſelben und | 





 Handels- umd Zollverträge, 
Statiftif der Zölle und | 
9, 57L | 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


feiner Zufunft, von 2. v. Stein (befpr. v. 
— 82, 70. — Vertheilung in Preußen 
498. — Abgabe von Hofübertragungen 
J einer rechtsrheiniſchen Landſchaft des vor— 
igen Jahrhunderts 91, 499, — Verſchuldung 
in Preußen 92, IL 
Grundeigentbum, ſ. Feitungen, 
Grundrechte, Aufnahme in die Bundes» 
— 70, on Hr 50. 329. 74, 146, 
rundfteuer in Preußen — Kuh 991. 
SL, 95. in Bayern 79, 1682, Grund- 
fteueransgleichung u. Katofteriwefen i in Elfaß- 
Fothringen (Ch. Grad) 85, Zur 
Katafter- und Grundbuchsirage in Elſaß— 
Lothringen (Th. Mayer) 87, 606. 
Guinea, |. Schutgebiete. 
Büterumlauf (Noesler) 75, 268. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Wertb, 
Gymnaſien, Reifezeugniffe 74, 1671. 76,765, 


8. 
Hafenregulative, Normativbeitimmungen 
für die, 72, 1507. 73, 168. 80, 661. 86, 63. 


 Haftpflidhtgefeg 74, 150. Sl, 413. 
' dagelverfigerung. (Bayrilher Entwurf) 
— Die deuten | 83, 587 


Hagelmetter und Hagelihäden in Preußen 
1888/84 85, 843. — Hagelfchäden in Bayern 
41, 906, 
Hamburg. Handels» und Berkehröſtatiſtik 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112. — DOrganifation der Handels- 
ftatiftit 70, 407° — Die Hamburger Ein- 
fommeufteuer 74, 101. 75, 335, 79, 600, 80, 
b68, 589. SL 336, ”, 914, — Gewerbefleih 
78, 110. — Hauptjteneramt 80, 663. 748, 
56, 177, — Hamburgs Freihafenftellung 
und Zollanſchluß (H. A. Bued) SL 314, 
(Aufieh) 86, 23. 32, — Altenftüde betr. 
den Zollanfchluß SL, 489, 516, — Bgl. a. 
Preiſe, Zollausfchlüffe, Au Auswanderung x. 
Handel, Induſtrie und Verlehr im Jahre 
1870, 71, 549, 833, im Jahre 1871, 72, 
971. — Der deutſche Handel in feiner "Ent: 
widelung und Organiſation (Schönborn) 
56, 683. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels» 
ſtatiſtik ꝛc. 
Handelsamt des Reichs 86, 
Handelsbilanz, deutſche (Naffe) 75, 605, 
— Tabellen über 1872/73, 75, 686, — 
Bemerlungen über die 9. Deuticplande 
(Ad. Spetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftik. 
ſ. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Verträge 
abgeſchloſſen wurden. Vgl. die Ueberſicht 
68, 230. 70, 732, 72, 921 73, 311 80, 
S12. 56, 20. — ©. a. Zollverein 2c., Ber: 


tragsrecht. 

Handelsgerichte. Beſchluß des Haudels— 
tags 1868, 68, 977, — Die Errichtung eines 
oberften Bundes⸗-Gerichtshofs für Handels- 
ſachen 69, 1057. — Die Organifation der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 


über die Jahrgänge 1868— 1892 der „Annalen“. 


25, 199. — Bgl. aud) Gerichtshof, Han» 
delsrecht. 

Handelsfammern. Organifation und Ber- 
zeihnig Dderjelben 78, 78, 925, Die Be- 
ftimmungen über die Handels: und Ge- 
werbefammern in dem deutihen Bundes» 
ftaaten 83, 201, ZI4 84, 294 — Erridt- 
ung deutſcher Handelsfammern im Auslande, 
59 391. — ©. a. Handel, Handelstag. 

Handelsmarine des Neihes, Einheitlichfeit 
derfelben 71, 179. S. a. Konfulatweien, 
insbejondere die Dienitinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Gefeß, betr. die Na- 


tionalität der Kauffahrreiichiffe 7L, 657 — 


Die Nechtsverhältniffe der deutjchen Handels— 
marine (3. Reitz) 74, 55, — Negiftrirung 
der Kauffahrteiichifie 4, 306, 381 — Die 
deutihe Handelsflorte 1874, 75, 1709. — 
Beitand im Jahre 1875, 76, 216, — Antheil 
der deutichen an der allgemeinen Handels» 
marine DL, 80. — Aumufterung von Voll 
matrojen und Schiffsjungen — 
S. a. Konſulatweſen, Schifisunfälle zc. 

Handelspotitif, füuftige, mitteleuropäiſche 
89, 634; j. ferner Handel, Zölle, Zolltarif, 
Zollverein, Handelsitatiftif ꝛc. 

Handelsregifter ın Bayerı 76, 394 — 
S. a. Handelsgerichte. 

Handelsredt. Die Einführung der allgem. 
deutihen Wechjelordnung, der Nüruberger 
Novellen und des allgem. deutichen Handele- 
geſetzbuchs ald Bundesgeſetze 69, 1047. — 
Einführung in Süddeutſchland 71, 375, 
Entwidelung des Handelsrechts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zuluuft desjelben (Ende: 
mann) 7%, 417; (Juſtizausſchuß) ib. 1370, 

Vgl. a. Handelsgerihte, Berfafjung, 
Aktiengeſellſchaften, Schanfgewerbe ꝛc. 

Handelsftatijtil. Zur Literatur derſelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutſchen Handelsftatiftit 
(vom — 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423, 70, 43%, — Grundzüge zur Or» 
ganifation der 
0, 65. — Die Merhoden der Zoll» und 
Handelsftatijtit in Eugland, Frankreich, 
Holland, Hamburg, Bremen uud im Zoll 
verein (vom Herausgeber) 70, 407, — 
Thefen zur Reſorm der Handelsftatiftil des 
Bollvereins 70 433, — WWerthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 62L Deutiche Handels: 
ftatiftit pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutfche Handelsbilanz (Soetbeer) 75, Z3L 
— Spestalhandel Frankreichs mir Deutfch- 
land ib. 943, — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom: 
miffton des valeurs 76, 38, — Werth der 
Waarenausfuhr Deutſchlands an Ganzfabri- 
faten 186875, 77, 343, — Handelöver- 
fehr zwischen Deutihland und Frankreich im 
Jahre 1875 77, 531, — Ein- und Aus 
Annalen des Deutihen Reihe, 1892, 
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fuhr von Halb» u. Ganzfabrifaten 1875/76 
77, 1051. — Ueber die ftatiftiiche Gebühr 
bet der Waaren-Ein« und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausweile für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zunahmen des enge 
liſchen Erports nad) Deutſchland 78, 837, 
Deutſchlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854 — 77 78, 302, 964, — Ein- und Aus- 
fuhr der wichtigeren Artikel 1877 und 1878 
79, 421; Nadıtrag 679. — Deutſche Han— 
delsbilanz fir 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 204 — 
rag mit ranfreih 79, 383. — 
eutſche Handelsbilanz fir 1879 81, 249. 
Ein» und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1579 81, 276, — Ein und Ausfuhr wid- 
tiger Artikel in 1880 SL, 284. Reform der 
Handelsftariftit vom L Jan. 1880 S1, 279, 
— Einfuhr und Ausfuhr im Fahre 1881 
s2, 565. — Einfuhr und Ausfahr im Fahre 
1882 53, 10Z — Bremens Handels» und 
Scifffahrtsverlehr 1882 83, 390, — Deut- 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1883 (Hauptergeb- 
niffe) 84, 447, (Spezialüberfit) ib. 523. 
Der auswärtige Handel Englands und 
Deutihlands 85, 342. — Ein- und Aus- 
fuhr im Jahre 1854, 85, 772, 775; 
für 1885, 86, 881; für 1886 87, 681; 
für 1887 88, 415; für 1888 89, 901; 
für 1890 9], 859. — Spezialhandel des 
öſterreichiſch ungarischen Bollgebietes 1883 
—-1885 über die Örenzen gegen Deutſchland 
87, 562, — Ein: u. Ausfuhr für die Jahre 
1830 —1886 nach Waarengruppen 87, 1007. 
— Berbrauhsberehnungen des Deutichen 
Neiches 88, 261 — Bgl. a. Preife, Werth. 
berechnung, Statiftil, Zölle ac. 
andelsfgftem des Reiches, ſ. Zölle, Zoll- 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftit ıc. 
Handelstag, deuiſcher. Statut und Be: 
Ichlüffe desjelben im Oftober 1368, 68, 971, 
— Statut vom Jahre 1874 78, — 
Geſchäftsorduung 78, IL — Wirkſamkeit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkſchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 
Haudelsverträge, internationale 79, 562. 
s0, 312, 250. Die Handelsverträge der 
europäifhen Staaten (R. Schreiber) 90, T45. 
(S. a. die betr. Yäuder und Zollverein.) 
Handlumgsgehilfen, Lage der 91, 1 
Handwerk, moderne Arten desjelben, 77, 787, 
Handwerkerkammern 74, 1196. 
Hannover. Die hauptfädlichften Staats» 
einkünfte des chem. Königreichs H. 69, 619. 
Berhältnig zum Zollverem 80, 615. 618, 
86, 11. — S. a. Preußen. 
Hausbaltungen im Weiche 78, 69. 
Hausbalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 
Haushaltungsbudgets (Dehn) 79, 100. 
s0, 581, 842 81, 540. 82, 163. Ars 
beiterbudgets, Buchführung ꝛc. 
ausinduftrie, die, im deutſchen Reiche. 
Bon W. Stieda 84, 1—11. 
66 


1018 


Haufirbandel 81, 665. ©. a. Gewerbeord- 
nung. 
eilgewerbe 78, 607, 
nn — J. Unterſtützungswohnſitz. 
eere, deutſche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 
eeresformation, |. Militärverwaltung. 
erz, Juterpellation betr. das Unfehlbarfeits- 
dogma ac. 72, 3. 

Helfen. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beftenerung des Branntweins u. Biere 
betreffend, vom 9. April 1868 &, 25 — 
Drganifation und Perfonalien der oberen 
Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutichen 


— 70, 768, zur Bundesverfaſſung 
Tu 71, 3° — Aufrecht erhaltene 


hei des Bertrags vom 15, Nov. 

1870 71, 359. Einführung norbdeuticher 

Bundesgefege ib. 389, — Militärfonvention 

mit Preußen 72, 57, — re 17, 

638, — Erbichaftsiteuer S6, 745. Groß: 
hergogl. Heſſiſches Gejeg vom 15. Mat 1885 

über die Wahlen zur Vertretung und Ber- 
waltung ber Gemeinden, Kreile und Pro: 
vinezn (Zeller) 87, 89, — Waſſergeſetz vom 
30. Juli 1887 (Seller) 88, 635. — Bol. 
a. Zollverein, Voltszählung , Areal, Ent« 
eignungsrecht ꝛc. 

er ifhes Kurhaus, j. Fideilommiß. 
euervertrag 74, 66. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872. 
12, 933. 

Holzinduftrie 72, 
Ausfuhr 76, 223, 


398, Holz-Ein- und 


opfen (Produktion u. Verbrauch) 75, 1732, | 


ülfslafjjen (Arbeiter) 73, 1529. 74, 322, 
Gefegentwurf des Reichslauzleramts 75, 373, 
— Gtariftit (Preußen) 75, 1722. 77, D44, 
643, — Der korporative Hiülfsteffenzwang 
S2, 602, — Arbeiterhülfskaſſen in GElfaß- 
Fothringen 82, 723, 
üttenwerte, j. Eifen. 

ygieine, ſ. Cholera. 
vpothefenbanten, 


J. 
Japan, Handelsverträge 80, 631 823, 86, 
14, 264. 
Impfgeſetz 75, 1173. 1, 43h 
Indigenat, J Freigiigigteit, 
Staatsangehörigkeit, Nechtshülfe zc. 
Juduſtrie. Die Lebensbedingungen der * 
= Induſtrie ſonſt und jetst (Hirth) 77, 
Die deutſche Induſtrie und de 
———— 77, 1032. — Umfang der 
Gıoßinduftrie im { deutfchen Neiche 82, 605, 
a. Arbeiterfrage, Löhne, Fabriten, 
Gewerbe, Handel, Handelsftatiftif, Hausin- 
duftrie, T Baummollinduitrie, Elſaß Lothringenzc. 
Infanterie, ſ. Diilitärverwaltung. 
——— ı2, 138. 73, 342, 
nnungen, gewerblicde, j. Gewerbeordnung. 


j. Bodenkredit. 


— 
— us 
—* 
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Reichs- und | 


Snterefjenvertretung, wirthſchaftliche 83, 
363. 


Interpretation, ſ. Motive. 
Fnvalidenfonds des NHeihe 74, 257, 75, 


88. 77, 316. 383, 391, 979. — ©. a. 
Benfionen. 

Invalidenſtiftung, Deutihe, 71, 1035. 
S. a. Benfionen. 


SJrrenanftalten in Preußen 78, 443. 
Ftalien, Handelsvertrag 73, 221. 80,820. 86, 
14, 22, 26. 259, — Stempeljteueru SL, 308. 
— Fänge der Grenzen Fraliens 53, 464 — 
Haudels«, Zoll« u. Schifjabrtävertrag 92.352, 
Feſuiten, Petitionen im Neichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gueift’sche Referat 2, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Bur 
Ausführung ib, 1233. 71, 230, 
Jungbolz, öfterr. Gemeinde 634. 786. 793, 
Jura singulorum, ſ. Nejervatrecte. 
Juftizfommiffion des Reichstags 75, 1202, 
Juftizgeieggebung. Die J. des nord» 
deutihen Bundes von Dr. WB. Endemanu 
69, 1 — Ueberſicht der Thätigkeit ter Jur- 
ftizggefeßgebung im uordd. Bunde im u 
1869, von Dr. ®. Eudemann, 70, 
Die Serichtsorganifation des Reiche 1 85. 
— leberficht der Reichs— Juftisgefeaebung 
71, 212, — Berichte über die Entwidelung 
der Juſtizgeſetzgebung und Rechtspflege 
(Dr. W. Endemann) bis Ende 1871, 72, 


113; für 1872 73, 331; für 1873 74, 
379; für 1874, 75, 1171; für 1875/76 


77, 681; für 1877 und 1878 79, 501; 
für 1879 u. 1850 81, 39. — Die sie großen 
Geſetzentwürfe vom Jahre 1874 (Endemann) 
75, 1201. — Die Rechtseinheit (Wehren- 
pfennig) 17, 274 — Anſprache des national« 
liberalen _ Bentralfomites 77, 44 

Nüchterne Betrachtungen über die 18 
Punkte des Kompromiffes (3. Bölt) 77, 
450, — Beriht von W. Endemann 77, 
647. — Die Aufgaben des Neichsjuftize 
amts 77, 680, — ©. a. Rechtshülfe, Zivil- 
prozeß, Zivilrecht, Strafrecht, Finanzrecht ꝛc. 


8. 


Kabinetsordres, jujtifizirende (M. Joel) 
88, 805, 940. — Der gnadenweiſe Erlaß 
von Steuern und Stempeln M. Yoel) 
91, 417, — Das Gnadenreht in Finanz- 
facıen (M. Zoeı) 92, 283. 


Kadettenanftalten 7 ‘4, 218, 264, 
Kaffee. Ueberficht der "Breife, des Verbrauchs 


| 


und des Bolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 80 Termiu- 
handel in Hamburg (: entfchrift der Handels» 
fammer.) 89, 942, Bgl. a. Zölle, Zolltarif zc. 
Kaiſer, deuticher, 70, 764, Aniprade an 
das deutjche Volt zo, 770. Berfafjungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87, 104, 
235, 72, 434, 76, 666, 78, 274. Seine 
Stellung i in Eljaß- Lothringen 71, 71, 847, 920. 





über die Jahrgänge 1868— 1892 der „Annalen“. 


— Bgl. a. Verfaſſung, VBerorditungsrect, 
Bundesjtaat, Reichskanzler, Neichstag zc. 
Kamerun, ſ. Schutzgebiete. 
Kanalfcifffahrt, deutiche, 75, 332, SO. 646. 
S6, 44. 


Kanzelparagrapb, j. Strafgeſetzbuch. 
Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 296, 
S. a. Werth, Einfommen. 
Kapitalrentenſteuer (Bayern) 74, 1703. 
Karnuſſelbeſitzer, ſ. Schauſtellungen. 
Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 
Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481. Das Abrechnungsweſen der 
Zoll. und Steuerverwaltung (v. Aufieß) 73, 
262, 80, 774. 86, dd. Lin. 20% 223 
©. a. Finanzwefeir. 
Kathederjocialismus 73, SöL 
Katholiſche Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, 
juiten, Orden ıu ſ. w. 
Kauffähigkeit, ſ. Einkommen. 
Kauffahrteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, Kon— 
ſulatweſen. 
Kaufmannsſtand, die Sozialreform nud 
der, (G. Adler) LL 
Kantionen 3, 40Geſetz won 2. Juni 
1869 76, 341 Souſtige bez. Beſtimm— 
ungen ib. 344, 347. ZöU, 352, 357. AßB, 
375, 387 
Kinderarbeit in Fabrifen 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ꝛc. 1545, 
80, 269, Franzöftiches Sejet 76, 231 
Kirche, Verbältuig des Staats zur, 
fehlbarkeit, Jeſuiten, Strafgejeß, 
ſicht, Namszanowoki ꝛc. 
Kirchlich-politiſche Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, UT. — Geſchichte der bez. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228, Die preuß. 
Geſetze vom Mat 1874 ib. 1151. 1578, 
Neichsgeieg betr. 
ämtern ib. 1576. 
Kirchengeſetze 74, 1584. — Geſetzgebung 
im Reichstag und preuß. Laudtag (Wehren- 
pfennig) 77, 297, — Zormn's „Eirchenftaats- 
rechtliche Gefete” 77, 349. — ©. auch Zivil 
che, Sch ulauffiht ꝛc. 
Kirhentollettenweien in Preußen 76, ZZ 
Kirhenftaat. Handels uud Schifffahrtsver: 
trag mit dem 8. 68, 675. 
Kirchenverfaifung, evangelifche (Wehren- 
pfennig) 77, BO4 


— 


Je: 


Klage, öffentlihe, im Verwaltungsrechte 
(Leuthold) 4, 3IE 
Khaſſenſtener, ſ. Einfommenfteuer. 


Klauenſeuche, ſ. Veterinärpolizei. 


ſ. Une | 
Sculaufe ' 


Ausübung von Kirchen» | 
75, 1174. Defterreichiiche | 





Knappſchaftsvereine in Preußen 76, 989, | 


s2, 6lo, 
Koalitionsfreibeit 68, 861, 872, 69, 475. 
507. — S. a. Arbeiterfrage, Kontraltbruch zc. 
Koblenz, Kommunaljtenern, 76, DL 
Koburg-Gorha. Reſſorwerhältniſſe der Ber 
börden 70, 678 
Koblenindnftrie, Lage 9, Ui 
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Kolonialftaatsredt f. Schußgebiete, 

Kommunalfteuern. Im Reg.Bez. Koblenz 
16, 93L — Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248. — Sta— 
tiftif der Gemeindeabgaben ı in Preußen 78, 
265. — Die finanzielle Bedrängniß der 
preuß. Kommunalverbände 82, 608, — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden s4, 320, 
564, 644, 

Kommunismus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Reiches und die Erweiterung 
derielben 71, 62. 74, 193. 240, 310, 412, 
— ©. a. Verfaſſung, Juſtizgeſetzgebung, 
Reſervatrechte, Schulweien, Finanzweſen zc. 

Konfeifionen, Gleichberechtigung derjelben 
in ftaatsbürgerliher Beziehung 71, 169, 
Einfluß der Konfeilion bei den Wahlen 72, 
338, 359. 1018. Konf. in Preußen 25, 634 

Kongregation, f. Oben. 

konfursorduung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. 81, 405, 

Konſulatweſen. Berzeihniß der nordd. 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein— 
beitliches Neichs:Nonfularweien 71, 183. — 
Abänderung des Sejeges vom 8. Nov. 1867 
71, 376. — Allgemeine Dienſtinſtruktion 
für die Konſulun des deutschen Reichs (vom 
6. Juni 1571) enthaltend alle bez. geſetz— 
lichen und Berwaltungsvorichriften 71, 695. 


— Etat für das Koufilatweien 69, 171 
71, ZI — Verzeichniß der SKonfulate 
(Januar 1872) 72, 457, Alphabetiiches 
Ortsregifter dazu 72, 451. — Juſtruktion 
vom L Mai 1872, betr. dern Schuß im 
türkiſchen Neiche, China und Japan 72, 
1263. — Gele, betr, die Gebühren und 


Koſteu bei deu Konſulaten 72, 1268. 4, 
281. — Die Konfnlarverträge des deutichen 
Reichs von J. Neig, 72, 1281. Organi- 
Satton der Bıundestonfufate TH ZU — Kon 


inlargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176. 
Ti, 636. — Ueberſicht ſämmtl. Gejege ꝛc. 
717, 309, — Konfulatsctat SL 26. Kous 


inlarverträge SW, 827. 86, 27L — Das 
Sieg vom Jnli 1879 über Konfular: 
qerichtsbarfeit SL, 400, — Das dentiche 
Konſularrecht (Ph. Zorn) S2, 409 - 483. — 
S. a. Selandifdafen, Haudelsinarine ic. 

| Konfu mtion (Noesler) 75, 233, (Birth) ib. 
1269. 

Konfumvereine in Elſaß-Lothringen 
745. — S. a. Genofjenichaftsweien, Wi 
ſchaftsgeuoſſenſchaften ac. 

Kontingentsberrlichleit SD, 342. 

Kontraftbruch der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Verhaudiungen im 
Reichstag 4 323 — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410 — Gutachten der 
Leipziger Handelsfammer ib. 427. — Ger 


82 


vi: 


ſetzentwurf, Berhandlungen u. Kommiſſions— 
bericht ib. 1219. 1233. 1340. — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 
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Kontrole des Bundesfinanzweiens 69, 283. 
71, 146. 689, 73, 552, 74,99. — ©. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 

Konzefiionspflihtige Gewerbe, Betrieb 
berjelben, 82,620. ©. a. Gewerbeorduung xt. 

Krankenpflege, j. Unterftügungswohnfit. 

Kranftenverfiherung der Arbeiter. Ge— 
jfeß - Entwurf vom April 1582 83, 223, 
Reichsgeſetz vom 15, Juni 1883, 84 725. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Betriebs— 
frantenlajien 54, 750. GStatiftit über den 
gegenwärtigen Beftand 85, 418, — Die 
Kranten- und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nad der Reichsgeſetzgebung (Broebft) 88, 
317. — Die Arbeiter » Kraufenverfiherung 
nah deutihem Reichsrecht (ſyſt. Darjtellung 
von R. Lewech) W, 101. — Die Ber- 
gi ae der Hauslinder (H. Roſin) 
90, 910 


Kredit (Boltew. Weſen und Bedeutung 
Noesler) 75, 371, Kreditanftalten uud 
Vereine ib. 379, Kredit für Zölle und 
Steuern SO, 649. 775. 86, 43. 203, 209. 
©. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, ſ. Zoll» und Steuerfredite. 

Kreditlager 80, 564 

Kreditregulative 0, 776, 

Kreisordnung, die neue preußtiche. Geſetz 
vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlichen In— 
firuftionen und erläutender Ueberfiht 73, 
1271—1456. ©. a. Provinzialorbuung. 

Kremenk, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegsentihädigung, die franzöff he, 
ihre an und Bertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. Z4 171 217. 236. Dent- 
schrift vom Februar 1874 74, 74 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutſche 
Vollswirthſchaft (Naſſe) ii. 606. (Hirth) 924 
77, 192, — Die Williarden und ihre Ber- 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260, 265. 
— Amtliche Weberficht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfiht vom 

ärz 1879 79, 1034. Nachweiſung der 
Ausgaben bis 1878 «9, 1042, ©. a 
Kriegstoften. 

Kriegstoften. Denkichrift über die Aus- 
führung der den Geldbedarf für die Krieg- 
führung (pro nn 71) betr. Geſetze 72, 
1371. Tabellari eberficht der Krieges 
foften ib. 1399. — ©. auch Franlveid, 
Schuldenweſen, Kriegsentſchädigung. 

Kriegsleiſtungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 
77, 645. ©. a. Kriegsentichädigung. 

Kriegsminifterium, j. Kriegsweſen. 

Kriegsihag des Heihes 73, 4lö, 459, 
<4, 169, 77, 286. 

Kriegsweſen des Neiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beftimmungen der Berträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369, 72, 57, 1557. Die 
Präfenzftärfe und die Milttärausgaben 72 
426, — Die deutfchen Militärgefete (Ueber- 
fiht) 72, 498. — Das Paufdquantum für 


— 
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1872—74, 73, 2 — Die Nachläſſe an den 
Milttärausgaben 73, 17. — Etatsſtärke und 
Formation des Neichsbeeres für das Fahr 
1873, 73, 2. — Die proviforiihe Neu— 
formation der Artillerie 73, 32, — Der 
Hauptetat für 1873 73, 36. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851 —1873 73, 49, — 
Mitttäransgaben neben dem Bauichaletat 


13, 69, — Geldverpflegung im Frieden 
13, 73, — Beloldungsverbefjerungen für 


Offiziere 73, 76; für Beamte 73, 80. — 
Geldverpflegung je eines Infanterie, Ka- 
vallerie- und Artillerie-Regiments 73, 4 
— Naturalverpflegung im ;Frieden 73, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärvermalt- 
ung 73, 90. — sriedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere zc. 73, DL 25. — Reichs- 
eigenthum in der Militärverwaltung 13, 
429, Entwurf eines Neichsmilitär- 
gelches vom Mai 1873 78, 1549. — Ber 
andlungen des Reichstags über den Militär- 
etat in den Jahren 1871— 1873 74, 173, 
264, — Die Organifation des preußiihen 
Kriegsminifteriums 74, 487 — Bevöller- 
ung der Armeeforpsbezirte 74, 500, — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803. 
— Entwurf eines Neihe-Militärgejehes 73, 
1449. — Das Kriegsweien des deutichen 
Reichs, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
M. Seydel, Juhalt 73 ©. 1393. — Er- 
gebniffe des Militär-Erjatgeichäfts 1871/74, 
715, 1513. — Nautionswejen 76, 347. — 
Ücberficht der auf Diberruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353, — Entwidlung der Ge— 
jeßgebung 1871 76 (Webrenpfennig) 77, 
268. — Ueberficht fämmtl. Gejege u. der- 
ordnungen 77, 833, Etat fiir die Verwalt— 
ung des Neichsheers 1879/80 80, 47. 104, 
161, — Schulbildung der Rekruten SO, 238, 
— Das Kriegsweſen in Laband's Reichs— 
ftaatsrecht (Meyer) 80, 337. — Die Marſch— 
ronten für Nriegsverhältniffe 82, 668. — 
Das Militärfeptennat 87, 123, — Die Aus- 
dehnung der Wehrpflicht S8, 2386. — Ueber 
die Verpflichtung der aktiven Offüziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen (Sozietäts-) 
Schulen ihres Wohnfiges Hausväterbeiträge 
au leiften, (Eurtius.) 91, 847, 

Kriſis, volltswirihſchafilice in Deutſchland. 
Ein franz. Urtheil 76 95. — Amerikanische 
Gejchäftstrifen 76, 235. — Unjere volts- 
wirtbichaftlihe Krifis (Hirt) 77, 187 
(Wehrenpfennig) 77, 319. Frangöfifche 
Stimmen über die Krifiei in Deutichland 77, 
346, ©.a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung :c. 


Kulturfampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 

KRulturpolizei und Nechtsgleihheit (vom 
Herausgeber) 73, 795. 823, — ©. aud 
Boltsbildung. 

Kulturzuftände (Fraulfenheim) 76, 247, 

Kunfthandwert, j. Handwert. 


über die Jahrgänge 1865—1892 der „Annalen“. 


2, 


Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beiprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, ZZL 

Ladungsverzeihniffe 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz, Eiſenbahnen ꝛc. 

Lager (zollamtliche) 86, 66 ff. 

Land, Stadt und, 74. 17. 76. 239, 78, 73, 

Landesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
(Seydel) 74, 1143. 76, 11. 

Landeskafſſen, ſ. Kaſſenweſen. 


Landesvermweifung, .Freizilgigkeit, Gothaer 
Vertrag. 


Fandftreicherei in Baden 87, 305, 

Tandfturmgeiek 75, Gbd. 

Landtageder Bundesfaaten, Berathungen über 
die Bırndesverfaffung 71,29.41, — 





Tagen mit dem Neichetage 74, 202. 251, 
Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 
gandwirthiaft, j. Arbeitgeber, Fand, Ge- 


treide, Zölle, Unfallverficherung zc. 
Sauenburg. Bundesftaarlihe Stellung des- 
felben 71, 52, 709, 80, 622, z22. S6, 15 
Behördenorganifation 10, 256. 
te bensmittelverfälfhung (Bresgen) 78, 
106, 


tebensverfiherung, ſ. Verfiherungsmweien. 

Tegitimationsprüfung, parlamentarifche 
oder richterliche (M. Seydel) 89, 273. 

Fehranftalten, ſ. Schulen, Einjährigfrei- 
willige. 

tchrlingsfrage 77, 790. 78, 25. SI, TI5, 
— © a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugnifie. 

Liberalismus, Einfluß desfelben auf die 
Geſetzgebung 77, 259, 

tiberia, Handelövertrag 73, 322. 80, 821, 
86, 261, 

Lippe-Detmold. Reffortverhältniffe der Be— 
börden 70, 693, Verfaffungszuftände 74,320. 

literatur, ſ. Stein, Yaband, Zölle xc. 

Löhne. Die Beichlagnahme der Pöhne (Er- 
läuterungen zum Gejeg vom 21, Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohnſätze fir Ländliche 
Arbeiter in Deutſchland 75, 629, — Löhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El— 
jap-Porhringen (Grad) 77, 772, — 8. für 
weibl. Handarbeiter im landwirthichaftlichen 
Gewerbe des deutichen Reichs (v. d. Golk) 
17, 863, — Die Gefindelöhne im land» 
Bun Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Golß) ib. 897, — Arbeitslöhne in 
den Fabeiten (Ch. Grad) 77, 772, 82, 61, 
— ©, Arbeit, Arbeitgeber u. nn in. 

FETT TTEN f. Elſaß. 

!otterieftempel, ſ. Stempelfteuer. 

!umpenzoll 80, 623, 

Enzemburg. Eifenbahnen 74, 226, 291, 

Auslieferungsvertrag 77, 536, — Bas 

pättmiß zum Bollverein so, 616. 634, 641, 
786. 792. 86, & 32, 229. — lebereinkunft 
betr. Arnienredht S1, 402, 

Lurus, Begriff (Hoesler) 75, 280. 
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turusfteuer (Bilinsfi) 76, 719, 

Lübeck. Anfchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Neffortverhättniffe der Behörden 70, 696, 
— Berhältniß zum Zollverein 86, 9. 32, 229, 


M. 


Maaßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286, 
Maaß uud Gewichtsordnungv. 7.“ ug. 
1868 68, 1007, — Neduttionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herter und Duste, 
Anhang zum III. Bd. Jahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maaße und Ge- 
wichte 72, 185. Konferenz von Eihungs- 
beamten 74, 1813. — Ueberjicht aller Ges 
fege und Berordnungen 77, 817. — Die 
Thätigleit der deutſchen Eihämter 1870/75 
72, 1111. Desgl im Jahr 1883, 85, > 
— Tpätigfeit der Aichämter in Bayern 8 
232. — Abänderungen der Maaß- und Fo 
wichtsorduung (auch neue Aichordnung von 
1884) 85, 545—619, 824, 
Maiihraumftener 80, 717, 86, 134, 
Malthufifhed Gefeß (Hirth) 75, 1281. 
Malzaufihlag 80, 793, 86, ih Malz- 
furrogate 80, 706. ZIL 86, 123. 
Marine Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194, 71, 693, 721, — Bericht 
des Bundesfanzlers Über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
0, 127. — Reffortverhältniffe und Berfo- 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 70, 
= — Berfaffungemäßige Beftimmungen 
72, 125, — Die deutihe Marine-Alademie 
72, 25, — Neuer Flottengründungsplan 
74, 272 — Einjährig » Freiwillige ber 
Matrofendivifion 76, 85. — SKautionswefen 
16, 349, — Ueberficht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten ib. 354, — leber- 
ficht der Geſetzgebung 77, 833, — Bal. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Verfaffung zc. 
Markenſchutz. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979, — Das Neichsgefeh (Ende- 
manı) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
17, 527. ©. a, Mufterihuß, Dänemark ꝛc. 
Marttvertehr 78, 608, 82, 677 86, 78, 
Marſchrouten f. Siriegsverhältniffe 82, 668, 
Mafhineninduftrie 72, 393. 
Matrilularbeiträge. Etat derfelben 69, 
253, Berichte des Ausſchuſſes des Bundes- 
raths für. Rechnungsweſen vom 3, und 
15, Juli 1868 über die AZuläffigkeit der 
Erhöhung derfelben 69, 274, — Statiſtik 
derjelben 72, 690; Berehuung fir 1871 
72, 698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrifularbeiträge vom finanzrecht- 
lihen Standpunft (Laband) 73, 519, — 
Statiftif für 1868—1875 74, 1010. — 
Erjegung derfelben dur Reichseinfommen- 
ftener (Hirth) 75, 1 — Berehnung für 


1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; filr 
1879/80 79, 891; — 80, 497; 


Ieiel 


1022 


für 1888/89 88, 306; für 1889/90 89, 297; 
für 1883/84 83, 563; für 1887/88 87, 624, 

Maturitätszeuguiffe der Gymnaſien IH, 
1671. 

Medlenburg. Zoll-Uebereinkommen mit 
Frankreich 68, 233, Anſchluß an den Zoll» 
verein 68, 1117. — Drganijation und 
Perfonal der oberen Behörden 0, 291. — 
Mittärkonvention mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Nuswauderung, Bollsvertretungenzc. 


Medizinalperfonen im preuß. Staate 
16, 637. ©. a. Aerzte. 
Medizinalpolizei, Ueberfiht 77, 804, 


Kurpfuſcherei SL, 435, Heilgewerbe 82, 681, 
Meßkonten SO, 668 Sb, IL 
Metallinduftrie 72,392. — S. a. Eifen :c. 
Merito, Haudelsvertrag «3, 325, SO. 825, 

S6, 266. Staaten 90, 239. 
Militäranwärter 76,76. 82, 556, ©. a. 

Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 

S. a. Kriegsweſen. | 
Militärtouventionen (Preußens mit 


deutſchen Bundesftaaten) 7L, 20. 72, 1667. ' 
— Zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
Ss, 46. — ©. ferner unter den betvefl. | 


Bundesftaaten. 

Militärgefeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Penſionen, Invaliden, Verfaſſung (XI. Ab— 
ſchnitt). 

Militärpenſionsrecht (Seydel) 75, DB. 
1507. 


Militärpflichtige, Körperbefchaffenheit SL, 
48 


Militärfeptennat f. Kriegsweſen. 
Militärfonderrecdte (Seydel) 75, 1488, 
Militärftrafgejegbud 73, 337, TH, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärvermwaltung, |. Kriegsweſen zc, 
Milzbrand, f. Veterinärpolizei. 
Dinifteranflage, die, nad geltenden 


deutſchen Recht und ihre Unvärhlichkeit im 


Reichsſachen (F. Thudihum) 85, 637 
Minifterien der Bundesitaaten, j. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sacfen ıL ſ. mw. 
Minifterverantwortiichfeit 7L, 
‘4, 252. — ©. a. NReichslanzler. 
Monographien, 
76, 213. 


280. 


’ 
Motive zu Geſetzentwürfen, Bedeutung der 
jelben (Endemann) 75, 1205. 
Münzhoheit des Staats 73, 363, 
Miünzvertrag vom 24, Jau. 1857 68, 129, 
Münzmwefen Beſchlüſſe des deutſcheu Han- 
deistags vom Oftober 1868 68, 974, — 
Währung und Münze, von John Prince» 
Smith 69, 143 — Denffchrijt, betr. deutfche 
Miünzeinigung vom Ausſchuſſe des deutfchen 





vechtswiffenfchaftliche, 


Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 


nebſt zahlreichen ftatiftifchen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729-854. — Er: 
mwägungen und ragen zur Münzenquéte 


451. — Die wirthichaftlihen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung von G. D. 
Augspurg 7L, ZZ — Zur Münzreform, 
Sutachten der Handelsfanmer zu Köln 7L, 
825, — Das Gefeß, betr. die Ausprägung 
von Neichsgoldmünzen, vom 4 Dez. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Heichstagsver- 
haudlungen) 71, 647—857. Deniſchrift 
über die Ausführung des Geſetzes ib. 858. 
— Die Verlängerung der Banknotenſperre 
(Rede Bambergers) 71, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelsfanımer (Juni 1872) 
ib, 1351. — Berhaudlungen des Neiche- 
tags über die Münzfrage 1871—73 74, 
180. 297, 334 — Das Miinzgefe vom 
9 Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Neichstags) 74, 545. — Zweite Denk— 
fchrift des Neichsfanzlere, Statiftil der Aus» 
prägungen ꝛc. 74, 618; dritte Denkichrift 
ib. 375; vierte Denfichrift 76, 180. (Arte 
lagen und ftatijt. Ueberfichten hierzu ib. 191); 
fünfte Dentichrift 77, 353. (Anlagen ©. 366); 
ſechſte Deutichrift 7, 905; fiebente Dent- 
ihrift 79, 923; achte Deufichrift 89, 508; 
neunte Denkichrift 82, 134 — Gefeg betr. 
Abänderung des Art, 15 des Münzgeſetzes 
716, 203. — Die Wertbrelation der Edel— 
metalle (wirtbichaftsgefhichtliche Skizze von 
Soetbeerr) 75, 232 — Miüugzreform und 
Wechſelkurſe (E. Naſſe) 75, 595. — Um 
rechnung der Aktien in Reihsmarfwähr- 
ung 75, 197. 76, 202 — Silberabfluß 
nah Ojtafien. ib. 1708. — Das Sinfen des 
Silberpreifes 76. 527. — Einheit im Münz- 
wejen (Webrenpfennig) 77, 227. — Ueberficht 
aller Gejete 77, 317, — Das deutſche Müuz- 
ſyſtem in Gefahr? (Soctbeer) 80, 76. — 
Deutsche Denkichrift zur Parifer Münzkon— 
ferenz SL 474 — Zur Währungsicage 
(dv. Dedend?) SL, JUL — Anfechtung der 
deutſcheu Goldwährung 85, 628 — Die 
Ausfichten der bimetalliftiichen Beftrebungen 
jür das Verkehrsleben Jacoby) 88, 93T — 
S. a. Held, Bankıweien, Papiergeld xc. 
Mufiziren im Umberzichen ;6, 30, 
Mufterihußgejek, das deutſche, (I. Laud- 
geaf) 6, 743, (i. Einleitung 743, UI, wer 
yat Aufpruch auf Das uene Muſterſchutzgeſetz 
745, III. was kann Gegenftand des Mufter- 
ſchutzes fein? 746, IV, die formellen Bor- 
ausjegungen des Mufterrechts 748, V. die 
Garantien des Mufterrehts 752. Anlagen. 
A. Das Sejeg vom 11 Jannar 1876, Tö4t. 
B. Beitimmungen über die Zufammenjegung 
und deu Geichäftsbetrieb der Lünftleriichen, 
pbotoaraphifhen und gewerblichen Sach— 
verjtäudigen-Bereine 757. ©. Beftimmungen 
über die Führung des Mufterregifters 758.) 
— Bericht von W. Endemann 77, 610, 


N. 


Nachläſſe an den Militärausgaben 69, 191. 
(PBromemoria des nordd, Bundesrarhs) 70, | 


71, 706, 78, 1Z 


Alphabetifches Gefammt-Negifter 


Se Ks —— 


über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 


Nahrungsmittel, Verfälſchung derjelben. 
Denkſchrift des d. Yandwirtbichaftsraths 77, 
1079. Geleg von 1879 S1, 433, — Das 
Geſetz nebſt Erläuterungen 2c. 82, TBL 

Namszanomwsti, Armerpropft 72, 1113, 

Nationalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gueift 72, 929. 

Nationalverfammlurg, Frankfurter, 21,7. 

Naturalifation, f. Reichdangehörigkeit. 

Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200, 

Niederlage-NRegulativ 69, 995, 78, 170. 
S0, 3. 86, 66. Bol. a. Zollgeleg, Zölle. 

Niederlande, Handels: und Scifffahrts- 
vertrag 78, 314, 80, 815, 86, 254, Stempel» 
fteuern SL 804, 

Norddeutiher Bund, f. 

Neichstag ꝛc. 

Nord-DOftfee-Kanal 74, 272. 

Normal-Eihungstommisfion SO, 11, 

Normativbeftimmungen (MW. Endemann) 
73, 397. 

Notariatsorduung 72, 157. 

Nothbedarf, Begriff desfelben (Hirth) 75, 


Berfaffung, 


1293 
O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtséhof. 

Oberkirchenraäth, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213, 

Oberrechnungskammer, preußiiche 70 
218, — S. auch Finanzrecht. 


Deffentlihes Intereſſe, das (Neumann) | 


Deffentlihes Recht xc., ſ. Staat, PVer- 
waltungsrecht u. j. w. 

Defterreich. Frühere Verträge 68, 235, 
Handels- und Zollvertrag mit Defterreich, 
vom 9, März 1868 (mit Einleitung und 


Erläuterungen) 68, >45. 71, 546. 78, 322, | 


— Ablommen wegen der Uebernahme Aus- 
zumeifender 76, 8 — Die öfterreichiiche 
Bank (Lucam) 76, 862, — Dentichrift über 
Abschluß eines nenen Handelsvertrags 78,422, 
— Der Handelsvertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 385; Dentichrift dazu ibid. 609. 


— Berhältmiß zum Zollverein 80, 629. 673. | 


821. 86, 11. 13. 22. 261. — Uebereinkunft 
wegen Urkimdenbeglaubigung SL, 404, — 


| 
| 
| 
| 


Der Handelsvertrrag von 1881, SL, 517 — | 
Das Projeft e. öfterr.»deutichen Zollvereins 


(Mamroth) 86, 508. — Zur Frage der Zoll- 
einigung zwischen dem Deutfchen Reiche und 
Defterreih Ungarn 87, 8L — Arbeiter: 
fanımern 87, 115. — Ein- und Ausfuhr 


1883—85 57, 562. — Handels- und Zolle | 


verträge 2, 796. 
Offiziere, ſ. Kriegsweſen. 


Oldenburg (Gollverein) 86, 11. 32 227 | 





Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsfubvention | 
35. 


hierzu 80, 
Omnibusgefellihaft, parifer, 76, 234, 
DO ption in Elfaß-Lorhringen 72, 1293.73, 971, 
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Drden und Kongregationen der latholiſchen 
Kirche in Deutſchland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten ꝛc.— 


P. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld Emiſſionen 70, 1Z — 
Die Konſolidation des deutſchen Staats- 
papiergeldes (dom Herausgeber) 71, 1103. — 
Rechtsgutochten von W. Endemann 783, 361, 
— Verhandlungen des Neihstags 1873 74, 
300 — Die Ausgabe von Reichspapiergeld 
(Hirth) ib. 715; Tabelle 719. — Reichs 
taffenicheine, Miünzreform und Reichébank 
(L. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 
Papiergeldos (Roesler) 75, 374 — Reiche- 
laſſenſcheingeſetz Ekndemann) 75, 1186. — 
Entwidelung der Pfandbriefihuld in Prenßen 
s8, 96. — S. auch Baufmwefen, Münzfrage. 

Bapft. Die deutfche Gefandtichaft beim Papſt 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papft Pius IX. und das deutjche 
Reich (der Koloß und das Steinen) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefmechjel) 74, 135. 

Paraguay, Handelsvertrag 80, 621. 86, 14. 

Parıs, Die Nahrungsjorgen des Pariſers 

254, 


13: 

Partei, deutfch-freifinnige 86, 350. — ©. a. 
Wahlen. 

Paßweſen. 
68, MB, — Ueberſicht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905, — Reiche. 
gejetsgebung 71, 210. — Diufterpäffe 86, 180. 

Patentwefen,. lebereinfunft wegen Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. September 1842 68, 139. — 
Antrag des Bundeskanzlers betrefis die 
Reform der Patentgejeggebung 69, 33. 
Denfihrift von W. Siemens 69, 4L — 
Reichspatentgeſetz 73, 357. Patenttare im 
deutichen Neihe 75, 625, — Entwurf eines 
Patentgejetzes 77, 325, — Dentichrift des 
Patentihutvereins 77, 505. — Neichs- Patent- 
gefeß v. 25, Mai 1877 77, 914; Berord- 
nungen ꝛc. hierzu 77, 921 924, 1011, 
Erfahrungen mit dem Gefeg 79, ML — 
Etat des Batentamtes SO, 14 — Bericht 
des Batentamts fiir 1878 80, 479. — lieber» 
fihten über die Entwidlung des deutichen 
Patentwejens 1877—1889 YL, 240. 


Paufhfummen-Etat, , Kaffenwefen, Mi« 
litärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 
Das Reichs - Militär - Benfions- 
geiet vom 27, Juni 1871 und die Kaifer 
Wilhelms-Fnvalidenftiftung 71, 1001 Er- 
laß des Kriegsminifters v. 27, Juni 1871 
72, 181 — Finanzredtliches über Benfionen 
13, 441, — Das Militärpenfionsredt 75 
53, 1507. — Wiedergewährung der Penſion 
16, 83. — Das Penftionsredht der Reichs- 
beamten 76, 292, 387. — Penſionsweſen 


Gefeg vom 12, Dftober 1867 


Pensionen. 
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in Bayern 78, 484. — 
Invalidenfonds zc. 
Verfien, Handelsvertrag 73, 316. 74, 100, 
830. 80, 816. 86, 255, 
Berfonalunion 71, 60, 
PBerfonenftand, Borfcriften zur FFeftftell- 
ung bdesjelben im den einzelnen Bundes— 
ftaaten 783, 1251. Entwurt von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauungen in 
Preußen 77, 245, — Bol. a. Zivilebe. 
PBetroleumlager 80, 665. 86, 70, 
Betroleumftener, 1. Bolltarif. 
Pfandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 
rechts (Hecht) 80, 304, 
Pferdebeftand, militärifcher, in Preußen 77, 
247, 


Photographien, Urheberredht 77, 640, 

Polizerlihe Geſetzgebung des Reiches 71, 
209, ©. a. Gewerbeordnung, Beterinär- 
polizei ꝛc. 

Portugal, Handelsvertrag 73, 328, 80, 826, 
86, 268. 


Poftdampfichiffverbindung, deutſche, 
mit Oftafien und Auftralien (Bertrag) 85, 689, 

Poſtüberſchüſſe, Antheile der Bundes- 
ftaaten daran 69, 241, 71, 706, 72, 1627, 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198. 
Geleh ebung über —*8 72, 404 Reichb- 
In 13, 428. Berwaltungsfompetenz 
des Neiches 73, 492. — Berihmelzung der 
Telegraphie mit der Boft 75, 1730. 76, 205, 
— Amtsblatt 76, 104, — Abgrenzungs des 
Geſchäftskreiſes desßeneral- Boftmeifters 2c.76 
205. — Bezirks- Poft- und Telegraphen« 
behörden 76, 210. — Kautionen der Poſt- und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 350. 368, — 
Ueberfiht aller Gefege und Verordnungen 
bis 1877 77, 815. — Revidirte Reichs-Poſt— 
ordnung von 1879/83 83, 491. Berichtiguug 
83, 765, — Deutjches PoR- u. Telegraphen: 
weſen feit 20 Fahren 9L, 355. — ©. a. 
Poftverwaltung, Telegraphenvermwaltung. 

Boftfparkafjen 78, 802 — Zur Frage der 
Einführung derjelben (Debn) 83, 649. Ent: 
wurf eines Gefetes vom Januar 1885, 85, L. 
Begründung deffelben ib. 25. Staatsredtl. 
Bemerkungen von M. Seydel 85, 43. 

ee Etat derjelben 69, 224, 
71, 693. — GStatiftif der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493, 
— Reffortverhältniffe der Bundespoftbehör- 
den 70, 161, 71, 2836, — Gehaltsaufbeiler- 
ungen und Neorganijation des Beamten: 
wejens 71, 725. — Auszug aus dem Regler 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Bivil- und Militäranwärtern 71, BI — 
Grundfäge für die leberleitung der vorhan— 
denen Beamten in die neue Organifation 
71, 238. — Herftellung eines Dienftgebäu- 
des fiir das Generalpoftamt ib. 74L — 
Die gemeinfamen Zentral» Poftverwaltungs- 


S. a. Beamte, 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 
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foften 71, 746. — Denlſchrift, betr. den 
allgemeinen Poftlongreß 71, 751. — Deutiche 
Reichspoſt und bayeriiche Boftverwaltung 72 
597. — Das Neichspoftgefeg vom 28, Ott. 
1871 73, 2339. 74, 154. Wortlaut desjelben 
73, 1003. Grläuterungen dazu ib. 1237. 
— Die Reorganifation des kaiſerlichen Ge- 
neralpoftamts 73, 591. — Beltunmungen 
über den Verkehr mit der Neichspoft 78, 
1003, — Poftreglement nebft Ausführungs— 
beftimmungen 78, 1017, — Beftimmungen 
über den Pofttarif 73, 1127, — Zollamt- 
lihe Behandlung im Poftvertehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungswerkehr ib. 1163. — 
Portofreiheitsmeien 73, 1217. — Beidlag- 
nahme von Poftfendungen 78, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — BWedjiel- 
verkehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
reih umd Luremburg 78, 1255. — Ber- 
ſetzung von Boftfelretären 74, 155. — Iſt 
die Poſt im Sinne des Handelsgefegbuches als 
Kaufmann zu betrachten? ib. 1580.— Yuter- 
nationaler Poftvertrag vom 9. Ott. 74, 75, 
451. Bericht des Bundesrathsausichuffes da- 
zu ib. 464, — Erlaß einer neuen Boftorduung 
75, 621, 1195. — NeueBofttarifbeftimmungen 
ib. 622, — Ueberficht der auf Widerruf an- 
zuftellenden Beantten 76, 355. — Berner Boft- 
fonferenz 1876, 76, 780. — Ergebniffe der 
Neichs-Poftverwaltung während der Jahre 
1872— 1875, 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36. — Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 76, 
583. 587; 77,642, — Aufnahme von Wechſel⸗ 
protejten durch Boftbeamte 78, 42 — Porto: 
freibeit in Zoll- und Reichsdienftiahen SO, 
647, — Bollabfertigung von Poftgütern SO, 
662, 750. 86, 65. 178, — Weltpoftverein: 
Uebereinfunft betr. Boftpadete S1, 477. — 
Die deutihen Poftwertbzeihen (Seydel) 82, 
Briefpoftverfehr der Erde im 
Fahre 1881 (W. Schulze) B, 393. — Der 
Weltpofiverein S6, 763. — Wohlfahrtsein- 
richtungen der deutichen Boft- und Tele- 
grapbenverwaltung im jahre 1890 91, 248. 
PBrämienverloofungen 72, 138, 74, 15L 
Präjenzftärke des Veichheeres 72, 426. 
73, 2. 1552. — ©. a. Kriegsweſen, 
Militärverwaltung. 
Präzipuen, Wegfall derjelben 71, 545. 
Preiſe. Preisbildung (Roesler) 75, 392. 
Urſachen der Theuerung (Hirtb) 75, 218. 
Das ſouveräne Gejeg der Preisbildung 
(Hirth) 75, 1265. — Das Geje des Preiſes 
72,532. — Raarendurdfchnittspreife in Ham- 
burg (1847— 1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 
0, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit. 
räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 
Quartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 
bis 1879, SO, 81, 856; für das Jahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; im 
Bremen (1851—1868) 69, 79 und 645. — 
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Preife und Löhne in Württemberg 75, 631, — 
Preife für den deutfchen auswärtigen Handel 
1872.73 75, 689. 695, — Durchfchnittspreife 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
81, 195; desgl. im Jahre 1881 82, 517; 
desgl. ım Jahre 1882 83, 732. — Ham— 
burger Waarendurchichnittspreife 1847 bis 
1882 883, 753, Desgl. fiir 1882/83 84, 560, 
Desgl. für 1883/84 85, 628; desgl. für 
1884/85 86, 877; für 1885/86 87, 720. — 
Lehre von der Preisbildung auf Grund der 
Altienkurje (Gärtner) 86, 2835. — ©. a. 
Werthberechnung. 

Prefje. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preffe, Neferat von 8. Bieder— 
mann 72, 85; Entwurf des Vereins „Ber- 
Iiner Prefle* 72, 107. 73, BZ — Ber- 
handlungen im Neichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 
1179 — Deffenltt de Aufforderung zum 
Ungehorfam 76, 84 — Das Neichspreß- 
gefeß (Wehrenpfennig) 77, 175, 

Preußen Neffortverhältniffe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbehörden 70, 
191, — Bericht des Vorſtandes der national- 
liberalen Partei iiber die Legislaturpertode 
1868— 70 des preußiichen Abgeordneten— 
baufes TO, 563. — Aus dem Verwaltungs: 
bericht des Miinifters fir Handel, Gewerbe 
und öffentl, Arbeiten für 1867—69 70, 
650, — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gueift) 74, 508, — Stenerlaft 77, 244 
— Beamtenbefoldungen 77, 520. 78, 439. 
— Zur Wohlhabenheits- und Steuerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442, Altersftufen 
der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Innere 
Wanderungen der preußiſchen Bevölkerung 
s2, 607 — Erwerb und PBerluft der 
Staatsangehörigkeit 82, 6IL — Berhält- 
niß zum Zollverein 86, 9. 32. 226. — Die 
Art des Zufammenlebens der Bevölkerung 
Preußens 1885 87, 303 — Zwangsver— 
jteigerungen in Preußen 1581 — 87 88, 706. 
— Was foftet der öffentliche Unterricht 
in Breußen? 88, 802. Gutsbezirfe in Bofen 
90, 663. — S. a. Volkszählung, Finanz— 
wejen, Grundftener, Einfommeniteuer, Kom— 
munalftenern, Semwerbefteuer, Kabinetsordreg, 
Gewerbeordnung,  Subhaftationsordnung, 
Unterftügungswohnfig, Vollsſchulen, Schul- 
aufficht, kirchenpolitiſche Gejetgetung, Ber- 
waltungsreform, Provinzial» und Kreisord- 
mung ꝛc., 
Sparkaſſen, Wahlgeſetze, Waſſerrecht. 

Privatrecht, Scheidung desſelben dom 
Öffentlichen Recht Mumann) 86, — 
©. Zivilrecht, Rechtsgebiete ꝛc. 

Produktion (Begriff) 75, 8. 26 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 

Produftivität (Noesler) 75, 259, 

Brogreffion, j. Einfommenftener. 

Promulgation (Yaband) 78, 372, 


Reicht angehörigkeit, Baukweſen, 
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Provinzialbehörden in Preußen 70, 219, 
und 249. — 5. a. Kreisordnung. 

Provinzialordnung, preußifche, 75, 1593. 
77, 305 

Prozegordnung, ſ. Zivilprozeß, Strafe 
prozeß. 

Prüfungsweſen, juriſtiſches in Preußen 
91, dl: 

j O. 
Quartalsertrakte SO, ZIL 86, 202, 
Quartierleiftungen im Frieden 274, 1037, 

75, 1081. 1201. 


N. 


NRealunion 7L, 60. 

Reaktion, die wirtbichaftliche 
pfennig) 77, 219, 

Neblauseinfuhr SL, 434 — Internationale 
Neblausfonvention S2, 625. 83, 544—552, 

Rechnungsweſen, ſ. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof des Bundes 70, 157. 74 
214. 257, — Inſtruktion für den R. des 
Reichs 75, 1253, 

Rehtsanmwaltsordnung 79, 508. Ges 
bührenorduung 79, 1016. S1, 394 

Rechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutich- 
laud 83, 575, 

Nechtsgleichheit. Ueber Kulturpolizet und 
Nechtsgleichheit (Hirth) 73, 795, 839. Grund» 
ſätze der Nechtsgleichheit (Endemann) 74,419, 

Rechtshülfe. Bundesindigenat und Rechts— 
pflege (Ausſchußbericht des Bundesraths 
nebſt Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
der Nechtsbillfe im nordd. Bunde 69, 1031, 

— Modifikation des Gefeges 7L, 378, 72, 
158, — Rechtshülfe für Reichsangebörtge 
(Seydel) 76, 170, — Ueberfiht 77, SB 

Nechtspflege, ſ. Juftizgefeßgebung ıL |. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volks— 

wirtbichaftslehre 72, 509. 73,858 WE 
Aufgaben derjelben im Neihe 76, E — 
Marquardſen's Handbuch des öffentlichen 
Rechts und die moderne Staatslehre (Mayer) 
57, 550. — Die Haftung des Staats für 
rechtswidrige Handlungen und Unterlaflungen 
der Beamten bei Ausitbung ftaatlicher Hoheitss 
rechte (Piloty) SS, 245, — 9. a. Juſtiz— 
geſetzgebung. 

Rechtswiſſenſchaftliche Monographien 
16, 243. 

Neduftionstabelten, ſ. Maf- und Ger 
en pe 

Negierung, fonftitutionelle und purlamen- 
tarifche (M. Seydel) 87, 287 

Neich, deutſches, Organismus desjelben (f. v. 
Stein) 76, & — ©. a. Berfaffung, Reiche- 
tag, Zollverein ıL ſ. w. 

Neihsangehörigfeit. Ausführungen zum 
Reichs» md Staatsangehörigkeitsgeieg von 
Dr. Th. Yandgraff 70, 625. — Reichs» und 
Staatsangebörigkeit, von Y. v. Rönne 7L, 
151 — Abänderung des Gefeges 7L, 381 


(Wehren- 
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Wortlaut des Geſetzes ib, 658. — Das | 
Recht der Staatsangebörigfeit im inter— 
nationalen Verkehr (v. Martig) 75, 793. 
1113. — Erwerb und Berluft dev Reiche- | 
und Staatsangebörigfeit in Preußen 1873, | 


75, 1383. — Die deutsche Neiche- und | 


Staatsangehörigleut (ſyſtemat. Darftellung | 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles In— 
baltsverzeihniß bierzu ib. 179.). Nachtrag 
zu Diefer Abhandlung SL 6%, — Die 
Koften der Naturalifationsurfunden (Tb. 


Fandaraff) 76, 729, — Das deutſche Naturali- | 


ſationsverfahren (M. Seydel) 6, 733, — 
Der Fall Bauffremont (Th. Landgraff) 76, 
1022. — Ueber den deutſch-amerikan. Ver— 
trag vom 22, Febr. 1868 (Weſendouch 77, 
204. Zur Frage der Entaffuug von Re— 
ferviften zc. aus dem Reichsverbande 67. | 


— Statiftifches SL, 482. 82, 61L — Zum | 


Geſetz über Reichs- und Staatsangehörige 


feit (Seydel) 83, 577, — Erwerb und Ber» | 


luft der Reichs- und Staatsangebörigfeit in 
Preußen 1885 86, 744; desgl. 1886 87, 724, 
besgl. 1887 89, 379, S. aud Staats» 
angebörigfeit. 

Reihsardiv. Ueber die Wicderherftellung 
eines R's umd über Reformen im Archiv: 
wefen von Frhr. v. Hagke 68, döl 


Reichsarmenrecht, fiche Unterftügungs- | 
Reichsmilitärgeſetz, 


wohnſitz. 





Reichsbank, ſ. Bankweſen. 
Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ⁊c. 
Reichsbevollmächtigte für Zölle 
Steuern 80, 508, 86, 235. 
Reichsbürgerthum 74, 20, — Bol. a. 
Neichsangebörigkeit ac. 
NReihseigenthbum 72, 1447. 73, 412. 422, 
74, 255. 408, 
Reihseintommeniteuer, f. Einftommen- 
feuer. 
Reichseiſenbahnamt, ſ. Eiſenbahnen. 
Reihegefepblatt TI, 4a 
Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 
Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. — 
Erlenntniſſe in Zoll- und Stenerfachen 86, 
86, 130, 150, 
Neihsgemwalt, Definition derfelben bei L. v. 
Rönne 71, 62. — ©. a. Berfaflung. 
Reihsgoldmünzen, j. Miünzfrage. 
Reichs hauptkafſe WW, 


Reichshaushaltsetat, ſ. Matrilularbeiträge, 


Finanzweſen. 

Reichéheer, ſ. Kriegsweſen, Militärverwalt- 
ung ꝛc. 

Reichsjſuſtizamt 75, 1216. 77, 336 Die 
Aufgaben desfelben Rede des Präſ. Fried- 
berg; 77, 680. 

Reichskanzlei, Etat derjelben SO, 2 

Reichékanzler. 
Stellung und Berantwortlichkeit 71, 275, 


— Die Subſtitutionsbefugniß des Reichs— 


fanzlers nach deutſchem Staatsrecht (M. Joel) 


und 


Seine verfaffungsmäßige | 


Alphaberifhes Geſammt⸗Regiſter 


78, 402, — Rebe des Fürften Bismard 
78, 503, — Das Stellvertretungsgefeg vom 
17. März; 1878 78 (M. Foal) 78, 76L 
Das neue Wirthichaftsprogramm des Fürſten 
Bismard 79, 219, — Neben des Fürften 
Bismard: über die Reviſion der Reichsprr- 
fafinıg 70, 324, 326; über die Krieystoften- 
Anleihe ib. 686; Über den Frieden mit 
Fraukreich ib. 876; über den Aufchluß von 
Eifaß-Forhringen ib. öl. 928. 948; fiber 
die Konvention mit jranfreih 72, 176, — 
Finanzreformpläne des Fürſten Bismarck 
80, 626. 81,338, — Die Stellung des Reichs 
fanzlers nach dem Staatsrechte des dentfchen 
Neiche (P. Henfel) 82, 1—60. — Materialien 
zum Reichskanzlerrecht 2c. 36,321. — ©. a. 
auswärtige Verhältniſſe, Bundesratb, Elfaß- 
Lothringen, Kaifer, Reichstag, Berordnungs— 
recht, Berfaffung, Minifteranflagen ꝛc. 

Reihsfanzleramt. Etat desſelben 69, 165. 
Erweiterung des Etats 71, 707, — Reifort- 
verhältniffe deflelben 70, 156. 71, 285. — 
Organifation und Etat desfelben 77, 335, 838, 
80 


‚4 
Neichstafie, ſ. Kaſſenweſen. 
Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 
Reihsfommiffariate 80, & 
Reichskontrole für Zölle nnd Steuern SO, 


797. 810, 
Entwurf deffelben 
73, 1549. 


Neihsoberhandelsgeridht 78, 31 ©. 
a, Gerichtshof. 

Neihsrecht, zu den Streitfragen über Gefeg 
und Berordnung (Ph. Zorn) 85,301. 89, 344, 
(A. Arndt). 91, 225. 

Neihstag. (S. a. Berfafjung.) Der fon- 
ftitwirende nordd. Reichstag 71, 28. Rect- 
liche Natur des Reichstags ib. 243; feine 
ee, ib. 245; Bedingungen und 

auer feiner Thätigleit ib. 252; Rechte des 
Reichstags ib. 257; perfönlicye Rechte feiner 
Mitglieder ib. 264, — Mitglieder desfelben 
im Nahre 1868 68, 433. Geſchäftsordnung 
vom 6, Juni 1868 68, 913, Geihäftsord« 
nung des deutſchen Meichetage 71, 267, 
Thronreden zur Eröffnung und zum Schluſſe 
des fonftituirenden Heichstags 68, 1061, der 
L ordentlichen Seffton 68, 1066, der 2. 
ordentlichen Scifion 68, 1068, der 3, ordent- 
fihen Seifion 69, 1095, der 4 ordent- 
lichen Seffion 70, L u. 617, der L außer- 
ordentlichen Seffion 70, 717, tat des 
Neihstages 69, 170. — Bericht des Bor- 
ftandes der nationaf-fiberalen Partei (von 
Ed. Paster) über die Legislaturperiode 1867 
bis 70 70, 563, — Ueberſicht der Gejen- 
gebung des nordd. Bundes und des Zoll- 
vereins 1867 bis 1870 70, 721, — Die 
Gründung des neuen NHeiches 70, 735. — 
Nichtgemeinfchaftlichkeit bei deu Berathungen 
der einzelnen Gegenftände 70, 753, — Er 
Öffnung des erften deutſchen Reichstags 





über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“. 


(Thronrede und Adreffe) 71, 313; Schluß 
defjelbeu ib. 1041, — Thronreden zur Er- 
Öffnung der II. Seffion (1871) 72, öl, der 
IlI. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Dit- 
glieder des deutichen Reichstags (biograpb. 


| 
| 
I 


Notizen) 72, 191— 282; Fraktionsverzeihniß | 


ib. 282, — Statiftif der Wahlen zum erften 
deutſchen Neichstag (von J. Knorr) 72, 287. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs— 
tags 1873 73, 1641. — Nüdblide auf die 
L Yegislatınperiode des deutfchen Reichs— 


tags (1871 bis 73) 74, 130. Erſte Seffton | 


1027 


Rinderpeft, Gejfeggebung darüber 71, 210. 
77, 635. — Deuntſchrift über deren Bor- 
fommen 1872 bis 1877, 78, 512, 629, — 
Belanntmahung, Gebührniffe und Koften« 
erftattung betr. 79, 602, ©. a. Beterinär- 
polizei. 

Robben, Schouzeit 77, 636. 

Nom, Casa Zuccari 8), 4L. 


Rod, ſ. Veterinärpolizei. 


ib. 142, Zweite Seſſion ib. 162. Dritte 
Seffion ib. 201, Bierte Seffion ib. 245, 


— Borläufiger Bericht über die L Seffion 
IV, Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib. 1129. 
ung von Neichstagsmitgliedern während der 


Situngsperiode 16 82 — Bericht über | 
die —— 1871—76 (Wehrenpfennig) 

eſchäftsordnung des Reichs - 
40 — ı 


17, 257, 
tags nebſt Bibliothefordnung 77, 
Ueberfiht der Geſetze und Verordnungen 
über den Reichstag 77, 843. Ergebniß der 
Neichsragswahlen 1878 79, 574, — Etat 


des Reichstags 80, 18, — - Die We Wahlen zum 
Der 


Reichstag 1871-1878 80, 333, — 

deutiche Reichstag (xechtswiffenichaftlicye Dar: 
ftellung, Zeydel) 80, 352 — Stellung des 
Neichsfanzlers zum Reichstag 82, 15, — 
Statijtif der Neihstagswahlen 1881 82, 142. 
— Straffreiheit wahrheitsgetreuer Reiche. 
tageberichte (Fuld) 87, 231. — Die Zeugniß- 


— Berhaft- | 





vermweigerung der Reichstagsmitglieder 88, 6 | 
— Reihstagswahl und Neichstagseröffnung 


(Jonge) 88, 669. 
prüfungsfatiftit (Prengel) 92, L 
Neihstagsgebäude 74, 280. 
Reichſsverordnungsrecht, ſ. Verordnungs— 
recht. 
Reihsverwaltuug ‚Charakter derſelben, 76,9. 
Reichsverfaſſung, ſ. Berfaffung. 


— Beiträge zur Wahl. 


Rübenzucker, ſ. Zucker. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
regulirung 75, 1175. — ÜErbredtsverhält- 
niffe Reicheangeböriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll 
verhältniffe 50, 828, 86, 271. 


S. 


Sachſen (Königreich). Behördenorganiſation 
und Perſonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform 
(J. Genfel) 74, 1373 75, 1519. 76, 95, 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 

Salz. Uebereinkunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8, Mai 1867 68, 
119, — Bundesgejeg vom 12, Oft. 1867 
2 141. — Die Denaturirung des Salzes 

1097. — Statiftif der Salgfteuer in den 
—* 1868—70 71, 575, Die Ber 
ſtimmungen über die - Salsfteuer (v. Aufſeß) 
13, 203. 74, 23. 75, 888, 76, 79. 80, 
621. 697. 704, 86, 112, — Statiftit 74, 
916. 75, 202. 76, 3. 802, 

Sanftion der Öefetse (Laband) 78, 35L, 

Schanfgewerbe, Begriff desfelben nad 
der Neichsgewerbeordnung (M. Seybel) 
35, AL 88, 955. 


‚ Schatanweifungen 73, 444. — ©. a 


Neihsverfiherungsamt, Gefchäftsbericht | 


für 1890 91, 521, für 1891 92, 421 
Religionsbefenutnig in Preußen 75, 634. 
Reſervatrechte in der Reichsverfaflung 12, 

428, Authentiſche Erklärungen füdd. 

Miniſter 72, 1585. — Der Begriff der 

Sonderrechte nach deutichem Neichsrecht (von 

Laband) 74, 1487. Die Sonderredhte 

der deutichen Staaten und die Reichsver— 

fafjung (von Foening) 75, 331 — ©. a. 

Bayern, Bundesftaat, Verordnungsrecht, Ber: 

faffung ac. 

Neftverwaltung 73, D4ö, 
Retabliffementstoften 72, 1371. 1392. 

1466. 73, 70. 74, 26L 

Rettungsanftalten SB, 4L 


— 


Anleihen, Schuldenweſen ꝛc. 
Schauſtellungen 76, ZU 
Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434, 

1195. Gejetentwurf und Kommifionsbericht 

ib. 1219, 1317. — Das jchiedsrichterliche 

Verfahren nad dein Entwurf der Zivilprozeß« 

ordunng 75, Lid. — Die g. Schiedsgerichte 

in Preußen 77, — ©. Arbeiterfrage. 
Schiffer, f. Handelsinarine, Konſulatweſen zc. 
Shiffiahrtsabgaben, Aufhebungen im 

Preußen 68, 238, ©. a. Flößerei. 
Schifffa hris tsftatiftik, Organifation derjelben 

70, 70. Beftand der deutichen Seefchiffe 

Auf. 1883 84, 62, Dampffeffel und Dampf- 

mafchinen der Schiffe in Preußen 1879 und 

1859 W, 99. 


Schifffahrtsverträge 80, 812 86, 250, 


Neuß (Fürſtenthümer). Neffortverbältniffe der | 


Behörden 70, 691. 
Rhederei, ſ. Handelsmarine,Konfulatweien ꝛc. 
Rheinbund, Geſchichte desſelben 2 
Rheiuſchifffahrt SO 6328 86, 59, 90, 825, 


| 


Schifföbau, Beftimmungen über die Ge- 
währung einer Zollvergätung für die ver— 
wendeten Materialien 71, 1630. 78, 186. 

Schiffsmeldungen 437 

Schiffsunfälle an der deutſchen Kiüfte 
1867 — 73, 76, 218 — Geſellſchaft zur 
Rettung Scifjbrühiger 78, 111. Ber 
hütung des Zufammenftoßene aufSee 81,437. 
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Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwifchen Preußen und Defterreih ZI, IZ 
Offiziere der ehemaligen Schleswig: 
Holfteinifhen Armee 73, 441, 
Schleußengelder 80, B46. 
Schlußnotenftempel, ſ. Stempelfteuer. 
Schöffengerihte, Yuftändigfeit nah dem 
T4er Entwurf, 75, 239, 
Schulauffihtsgeieg, das preußiſche 72, 
1029—1101. Erlaß zur Ausführung des- 
felben ib. 1102, Die Stellnug der Geift- 
lichkeit zu dem Gejete ib. 1103. 74, 24. 
Schulbildung in Preußen 75, 681. Schul- 
bildung der 1875 -79 in der bdeutfchen 
Armee eingeftelltien Refruten 80, 238, 
Schule, ſ. Fortbildungsſchule, Gymmafien, 
Boltsichule zc. 
Sculgefeggebung 73, 824, 74, 3 
Schuldenwejen des 3 Neides 69, 3837 
71, 147, Schulden der Bundesftaaten 69, 
309, Die preußiſchen Staatsihulden 69, 


607. — Die Bundesichulden: Kommiffton 
70, 160. — Die erftien drei Berichte der 


Bundesihulden- Kommiffton für die Jahre 
1868, 
Striegsfoftenanleihe vom Jahre 1871 


1869 und 1870 71, 665, — er 


| 
| 
| 





680, — Bericht der Reicheſchulden. Kommifften | 


für das Jahr 1871 72, 1359. Die 
Neihsichulden finanzrechuch, vou P. Laband) 


73, 435, 460, — Bericht der Reichsſchulden- 


Kommiffion für 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib. 972 — Entwidelung der Pfand— 
briefichuld in Preußen 88, 96. 
Schuldhaft, Geſetz, betr. die Aufhebung 
derjelben vom 29, Mai 1868 68, 506 


72 Frage der WiederermiübrungS1, 402, 


Sckhulzwang, Theorie desielben 74, 14 
deutsche. Denkſchrift von 


Schutgebiete, | 
1856 56, 453, — Gefeß, betr. die Nechte- 


verhältniffe der deutſchen Schuisgebiete, vom | 


17. April 1886 (M, Joel) 87, DL — 
Deutſches Kolonialſtaaisrecht (v. Stengel) 
87, 309, 305 Berichtiguung 88, u — 
Neichagelett vom 15, März 1888 88, 343 
Die Deutſchen Schupgebiete, ihre Techtfiche 
Stellung, Berfaffung und Bermwaltung (v. 
Stengel) 89, L — nn Be. die Schug- 
gebiete Tu Zoe) 91, Geſchäfte⸗ 
ordnung des ——2 * L 

Schutzzoll, ſ. Zolltarif. 

Schutz- und Trutzbündniſſe, 
mit den Südftaaten 71, 33 

Schwarzburg- > ondershaufen. Neffort: 
verbältniffe der Behörden 70, 687, 

Schweden, Rollvertrag 828, 

Schweiz, Haudelsvertrag 80, 673, 823. 86, 
22, 265, 92, 881. — Die — — 
der Aadgeno ſſenſchaft (Gareis) 75, 489 - 
Bundesjtenern ib. Bu — Das Bırdes- 
gericht Fandgraff) 76, 106, 

Schmwuraerichte (1874er Entwurf) 

Seebebörden, Zeeunfälle (Berefs) 76, 
1001 





Preußens | 





Spielbanten, Geſetz vom 


75, 239, | 


Siam, 


Alphabetiiches Gefammt-Regifter. 


Seeleute, ſ. Marine, Handelsmarine, Kon- 
ſulatweſen a 
Seemannsordnung 73, 343. 74, 62 
224, 380, 
Seerecht, ſ. Strandungsorbnung ꝛc. 
Seeverkehr, f. Hafenregulative, Schifffahrt xc. 
Selbfteinfhäkung, 1. Einkommenſteuer. 
Selbftmorde f. Unfälle. 
Selbftverwaltung, Begriff derjelben 73, 
1444. 74, 28. 88, 283. 305 — ©. ın 
Preußen (Wehrenpfennig) 17, 35. — 
Großberzogl. Heffiiches Geiep vom 15. Mai 
1885 87, 89 
Serpis, ſ. Militärvermwaltung. 
Seuchengeſetzgebung, |. Medizinal- und 
Beterinärpolizei, 
Handelsvertrag 73, 218. 
Silberwährung, . Miünzfrage. 
Sonderredte, j. Reſervatrechte, 
weſen ıc. 
Sonutagsarbeit 73, 1471; 9, 236, 253. 
Sonntagsrube, Störung verfelben, 76, 76, 76, 76. 
Souperänetät u. Selbitvermaltung (Roſiu) 
Soziale Frage 78, 795. 1471. 1536. 74, 
%.32 322 — ©. Vollswirtbfcafteichre, 
Arbeiterfrage, Freihändler, Boltsbildung zc. 
ozialdemofratie 73, 812, 74, 33, 75, 
23, 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Gefet zur Abwehr fozialdemofratifcher Aus- 
fchreitungen Entwurf vom Mai 1878 78, 
257, — Preußischer Entwurf vom Auguft 
1878 78, 921, — Borlagen an den Reichs- 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 
989, — Bericht der Reihstagslommifton 
über den Entwurf 79, 27. Beichlüffe der 
Kommtifion ib. 67 — Aus den Berband- 
lungen im Neichstage 79, 161—218 und 
225— 284, — Kommentar zum Sozialiften- 


Kriegs» 


(st 


gefets (K. Gaceis) 79, 285; Nachtrags- 
geieg von 1880 80, 600. — Ueber- 


ficht der verbotenen Bereine und Schriften 

ib. 295, 324, — GCbarafteriftit des Geſetzes 

(W. Endemann) 79,543.81,437. — Entwurf 

eines fozialdem. Barteiprogramme 91, 56L, 
Spzialgejeggebung Bayerns, |. Bayern. 
Spanien. Handels und Schifffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669. 73, 322, SO, 822, 
86, 263, 
partaffen in Preußen 76, 89 77, 248. 
541, 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057. — Einführung der Poſtſparkaſſen im 
Deutihland 78, 307, — Sparlaflenmwejen 
und Bolfsbanfen in Elfaß- Yorbringen 
(Ch. Grad) 63, 426. — Die preußischen 
Sparlaffen im m Rechmngsjabre 1885 bezw. 
1835/86 87, 303 ©. a. Poſtſparkaſſen. 
1 Juli 1868 
819, 

643, 744, 786 


0, 643, 744, 786, 
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nebft Erläuterungen 68, 
Spiellartenftempel 
197, 86, 22, 164, 

Spiritusbeftenernng, |. Branntwein. 
Staat, Begriff (Hirthj) TA u — Das Na— 


über die Jahrgänge 1868 — 


tionalitätsprinzip in der Staatenbildung (MR. 
Gneift) 72, 929, — Der Werdegang des 
Staatsgedanfens bei den Weftgeimanen (F. 
Dahn) 91, 501. — Staat und Kirche, |. 
Unfeblbarkeit, Jeſuiten, Schulaufficht, Nams: 
zanowski cc. — S. auch Bundesitaat, 
Souveränetät, Selbftverwaltung. 

Staatsangebörigkeit, das Wedt der» 
felben im internationalen Berfehr (F. v. 
Martig) 75, 763, 1113. Ueberficht der Ge— 
jeße zc. 77, 803. — Der Erwerb von Staats- 
und Gemeindeangehörigkeit nach römiſchem 
und beutihem Staatsrecht H. Rehm) 92, 
137, Uebrigens ſ. Reichsaugehörigkeit, Volfs- 
zählung. 

Staatsbürgerredt, f. Neichsangehörigfeit. 

Staatsdienft, rechtliche Natur desjelben 
nah deutſchem Staatsredht, hiſt.-dogm. 


dargeft. v. 5 Rehm, St 565. 640 fi. 85, 
65— 211. Weberfiht 85, 212, Staats- 


beamte in Preußen 77, 250, - 
in Bayern 92, 93, 
Staat$papiergeld, 
weſen, Miünzfrage. 
Staatsfhuldenfommisfion, ſ. 
mwejen. 
Staatsvertrag (Zorn) 89, 374, 
Stadt und Land 74, 17, 76. 230. 78, ZB, 
Städte. Die Organijation der ftädtichen 
Verwaltung in Preußen (P. Schön) 91, 707. 
Stände, ſ. Wahlgejege, Vollkéevertretungen. 
Stahl, ſ. Eiſen. 
Standarte, kaiſerliche, 2G 351. 
Br J. Zivitehe, Perfonenftand. 
Stationsfontroleure 78, 304, 0, 808, 
Statiſtik. Bericht au den 
über die Reform der Statiftit des Zoll 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 64l, — 


ſ. Bapierged, Bank— 
Schulden⸗ 


Die Kommiſſion zur weiteren Ausbildung 


der Statiſtik des Zollvereins und ihre Ar— 


beiten 70, 21. — Ueber Gründung und | 
Einrichtung einer Neichsbebörde für deutiche | 
69, 1547. — Organifarion der | 


Statiftil 72, 


Zollbundesrarh | 





- Bejoldung 


' Steuerreform im Weide, 


Statijtif der Zoll» und Steuerverwaltung und 


des Waarenverlehrs (v. Aufieß) 80, In. 
86, 154, — Organifation der \ Statifit u 


Ftafien und den Niederlanden 79, 807 | 
— Statiftiiche Gebühr 80, 628, 168 


Die Fremden in Frank— 
reich 316, Die Waldungen 
Baden 9, ML — Bergl. auch Volks— 
zählung, Bevölkerung, Handelsftatiftil, Ver— 
brauchsſteuern, Finanzweſen, Münzfrage, 
Eiſenbahnen, Telegraphen- und Poftverwalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe, Arbeite iſtauſtitu. J. w. 

Statiſtiſches Amt des Reiches 12, 69. 
1547, 0), 10. 6, 188, — ©. Stanttit, 

Statiſtiſches Bureau in Berlin, Biblio— 
thef, 75, 938. Seminar 80, BL 

Stein, Eu v., die Zufunft Der Staat und 
Nechtswiffenfchaft i in Deutichland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 261, 


786. 86, 192, — 


in 





| Stempeleinnahmen in Preußen 76, 


1029 


1592 der „Annalen“. 


Steinfohlenförderung in Preußen 69, 
639, 75, 637. 77, 1055. Pal. a, unter 
Preußen. (Bericht d des Handeldminifters ac.) 
— Deutfher Steintohlenbergbau 1881/90 
92, 438. 

222, 

Stempeljteuer, llebertragung a. d. Reid 
77, 1036. WUeberfiht der Stempelfteuer in 
den deutichen Bundesftaaten 79, 255. Neiche- 
gefeg und Verordnungen SL, TG. 83, 198, 
— Ueberſicht ausländifcher efimmungen 
SL, 723. — Abänderung des Gejeges 85 = 
755. — Geſetz betr. Erhebung d. R. 85, 
761 — Tarif 85, 768 56, 159. 174, 
ÖSterbregifter, ſ. Zivilehe. Stanmt 220. 76, 
79, 109, 

Steuerlompetenz des Reichs, 1. 
weſen. 

Steuern, ſ. Verbrauchsſteuern. Zölle, Wechiel- 
ftempelfteuer, Bier, Branntwein, Salz, Ta- 
bad, Einfommenftener, Stempel-, Erb: 
ſchaftsſteuern, Frankreich, Preußen, Elfaß- 
Yothringen, Finanzweſen zc. 

Stenerpolitif, Grundſätze 
(Schäffle), befpr. v. Gefiden, 82, 
jeiben 69, 657, — Zur Kritif des Geſetzes 
«0, 580. — Einführung in Bayern 71, 379. 
— SKauzelparagraph ($ 1302.) Mißbrauch 
des geiftlichen Amtes 71, 983. 74, BZ — 

Strafgejegbud. Aus dem Entwurf des» 

Deuffchrift des 
Neichslanzlers vom 17, März 1881 SL, 338. 
Die Ztrafgejegnovelle vom 26, yebr. 1876 
16, 388. — Bgl. aud Juſtizgeſetzgebung. 

Straflfolonien und Fürforge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) 83, L ZU 

Strafprogepordnung, Borbereitung dazu 
12, 148, 73, 248, 74, 421 1533. — Ein— 
leitung zum 74er Entwinf 75, 251, — Be- 
merlungen zum Entwurf von W. Endemann 
6, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
77, 646, — Strafverfahren in Zollſachen 
50, 67%. 685. 696, TI2, 730, Straf: 
regiſter und wechjelfeitige Meittheilung der 
Urtheile im deutschen Neiche 82, 635. 

Strafredt, Entwickeluug desfelben i2, 12L 
73, 837, 75, 1172. 77, 2 79, 519. — 
Ueberſicht der bis 1877 erlaſſenen reichs— 
rechtl. Geſetze und Verordnungen 77, 325. 

Strafregiſter Nachweiſung der, zur Führ— 
ung — beſtimmten Behörden) B. 

Strandungsordnung 75, 1177. 80, 660, 
SG, 63. 

Straßburg, Gründung der Univerſität 72,959. 

Straßenmusit 76, 80. 

Strifes 74, 33. — 5. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beſchlüſſe des Handels: 
tags vom Öftober 1868 68, 975, — Der 
Eibzoll 69, 430. Ablöſung des Eibzolle 
(Etat der € Entſchädigungen) 71, 709, 

Subhaftationsordbnung. Die preußiiche 
vom 15. März 1869 69, 63h. 


Finanz⸗ 


derſelben 


Shyrup, ſ. Zuder. 
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T. 
Tabad. Materialen zur Tabadfteuerfrage (Ge- 
jeßgebung bis zum Jahre 1868 und Sta» 
tiftit) 68, 357, 


1868 ib. 685). Bollvereinsländiiche Sta: 
tiftit pro 1867 68, 1093, — Statiftil der 
Tabackſteuer 1868—1870 71, 578. — Die 
Beftenerung des Tabads (Frhr. v. Auffeh) 
75, 387. 76, 793. 86, 102. — Zur Tabad- 
fieuerreform m (Statiftifches und — — 
modus) 73, 741. 74, 93 — — 
919. 75, ‚ 901. 1712. 76, 
Taback im deutichen — (amtliche 
Statiftit für 1876/77) 78, 214 — Bur 
rage der Befteuerung des Tabades (K. 
leiden) 78, 233. 273, — Das Tabad- 


monopol und die amerifanifhe Tabadfteuer | 


Feller) 78, 300. 449. — Das Tabad- 
monopol ın Fraukreich 78, 260. 658. BTL — 
Zur Brage der Einführung des ameri- 
fanifchen Tabaditempels in Deutſchſand 78, 
621, — Wie ſteht ſich der Konſument beim 
Tabadmonopol 78, 672, — Ein neues 
Tabaditenerprojelt 7 78, 749, — Tjragebogen 


zur Tabadenquete 78, 834 — Aus dem | 
Berichte der Euquéte te -Kommiffion 19, 456, | 


Geſetzentwurf vom April 1879 79, 
627, Ueberfiht der Befteuernug (v. Auı- 
jeß) 80, 689, -- Die Beſteuerung von 1879/80 
Geſetz, Bekanntmachung, Dienſtvorſchriften, 
Niederlageregulativ 80, 689, 875. — Straf- 
geſetzliche Beſtimmungen 81, 435, — Ma: 
tertalien zur Monopolfrage 82, 177--236, 
371—400. 489-516, 86, 103. — Bent: 
jchrift über Aenderungen de des Gef, 91, 233, 
— Ergebniß des öfterreichifchen Tabadver: 
faufs 55, 845. 

Taggelder der Neichsbramten 76, 8331, 884, 

Tara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790. 80, 655. 86, 8. 

Tarifreform, 

Telegrapbenverwaltung, Etat 69, 243, 





— Statiſtik pro 1868 69, 719. — Zentral« 
verwaltung (Perjonalien) 70, 164, — Naug 


der Telegraphendirektoren 76, 351, — Wort: 
tarif 77, 1088. — Ergebuiß der Berwalt- 
ung pro 1876 78, 39, — Entmwidelung 
des Reichstelegraphenweſens 79, 


Telegraphenftationen und Apparate SL, 
486, — Telegraphenmefen im deutlichen 


Neiche, 82, 237. — Deutsche Telegrapben- 

— 73, 340. 76, 761; vom 15. Juni 

1591 91, 690. — Entwurf eines Reiche» 

Telegrapbengrfetee 9, 589. — S. a. 

Poft- und Lelegraphenmweien. 
Telepbonie 78, 254. 


Befteuerungsgejfeg vom 26, | 
Mai 1868 ib, 683 (Emtmurf vom Z Dat | 





H| 


Alphaberifches Geſammt⸗Regiſter 


verein 69, 33, 44. 241. SO, 614. 790. 798. 
86, 7. 226, 
Tollwutb, f. Veterinärpolizei. 
Tranfitlager 80, 627. 664. 667. 86,70. 52, 
Zransportmwefen. Deuffchrift des Handels— 
tags 69, 51. 
Türkei, Handelsvertrag 73, 318, 80, SIE 
257. 


| 


Mebergangsabgaben 68, 11. 21. 38 43. 
71, 585. 78, 281, 74, 93, 75, 893. 80, 737. 
86, 222, — Zur Frage derfelben (Petition 
deutfher Handelsfammern) 85, 352 

Ueberſichten, f. Berfafjuug, Zölle, Gefeg- 
gebung zc. 

Umzugstoften, ſ. Taggelder. 


 Unfallverfiherung ın Preußen 76, 994. 





ſ. Zolltarif, Eifenbahnen ꝛc. 


17 — | 


Tertilinduftrie 72, 396. — Die Lage der: | 


jelben 1872-77 

mwollipinnerei ac. 
Thewerung, f. Preiebifdung. 
Thronrede, ſ. Reichstag und Zollparlament. 
Thüringiſcher Zoll— 


78, 3L — 3. Baum: 


und Handels» | 


Geſetz- Entwurf nebſt Motiven von Baare- 
Bodum 81, 69, — Die Reichs - Unfallver- 
fiherung (erfler Entwurf nebſt Begründung 
und Öutachten) SL, 97. 139, — Berunglüd- 
ungen in Breußen 1879 SL, 342. — Zmeiter 
Entwurf eines Heichsgeieges (Mai 1882) 
s3, 323. — Grundzüge des Entwurfs vom 
Januar 1884, 84, 12, — Die Reiheumfall: 
verfiherung (Gefet vom 6, Juli 1594) S#, 
688, — Entwurf eines Gefeges für die 
Unfallverfiherung der fand» nıd forſtwirth— 
ſchaftlichen Wetriebe 85, 712, Begründung 
biezu 85, 724, — Das Gefe über Aus- 
Behmung | der Unfallverfich. v. 28. Mai 1885 
85 — — ——— betr. das Ber— 
Ber de8 R.-Berfiherungsamtes 55, 819. 
Neichsgefeg vom 15. März 1886 (Fürforge 
für Beamte und Berfonen des Soldaten— 
ftandes) 87, 1. — Neichsgefeß, vom 5. Mai 
1886, beir. | die Unfall u. Krantenverfiherung 
der in land» u. forftwirtbichaftlichen Betrieben 
befhäftigten Perſonen (Zeller) 37, 405. 469, 
— Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, betr. 
die Unfallverfiherung der bei Bauten bes 
ſchäftigten Berfonen (Zeller) 88, 105. — 
Die Kranfen- und Unfallverficherung der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung (Proebft) 
Ss, 317, — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) 88, 465. — Reichsgeſetz 
vom 12, Juli 1887 über die Unfallverficher- 
ung der Seeleute :c. (Zeller) 89, 381. 
Zur Reform der Unfallvericherung (8. Biloty) 
92,2%. — S. aud Berufegenoffenichaften. 
Unfälle :c. in Preußen 1874 75, 1724. 
Unfehlbarleit, Dogma der päpftlichen 
Erklärung der bayr. Negierung vd. 14. Dit. 
1871 72, & — Stellung der preußischen 
Regierung zur fathol. Bewegung 72, 1011 
Reden des Fürſten Bismard ıc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Em Beng: 
niß der deutschen Biſchöfe) «2, 1233. 
Unionsparlament zu Eifn 71, 14 
Unteroffiziere. Verbeſſerung ihrer Lage 


26 
Arbeiter 


— 


24, 
Unterridtsanftalten für 
Reichslande 82, 715, 


im 


über die Jahrgäuge 1868— 1892 der „Annalen“, 


Unterrihtswefen, f. Arbeiterfrage, Kultur« 
polizei, Vollsſchulen zc. 
Unterfügungswohnfig 7L 169. Zur 
jammenftellung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 
1807 mit dem preußischen Armenpflegegejet 
vom 8, März 1871, mit erläuternden An— 
merfungen von Dr. H.Stolp ZL 395. Alpha- 
betiiches Sachregiſſer dazu ib. 436 — 
Inſtruktion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10. April 1871 Z1, 443. — Das 
[; bayeriihe Heimats- und Armenpflegegejet 
71, 469. 480. 495 - Unterftügung Reichs— 
angehöriger im Ausland 71, 632. — Etat 
des Bundesamis für das Heimatswefen ZL 
718. — Präjudifate 76, BL 86 — Das 
Reichsarmenrecht (vechtswiffenfchaitl. Mono» 
graphie von M. Seydel) 77, 545; Jnhalte- 
überficht hiezu ©. 630, — Abänderung des 
Geieges über den U. 77, 1042, — Das 
bayeriſche Heimatrecht (Seydel) 86, 719, 
91, 72. — Armenftatiftit für Preußen 86, 
741, — Statiftif der Armenpflege in Coburg- 
Gotha im Jahre 1885 87, 302. — Gothaer 
Bertrag und Eifenacher Uebereinkunft (pft. 
Darftellung von M. Seydel) MO, LIE. 
Urlaub der Reichsbeamten 76, 376, 
Urbeberrecdt, Geſetz zum Schub des geift« 
igen Eigentums 71, 217, 382, 72, 182, 
77, 638, Ueberficgt der Gefege ıc. 77, 809. 
Uruguay, Handelsvertrag, 73, 315, 75, 896. 
255 — Nuslieferungsvertrag 


r- 


— 


— 4 


— 
V. 


Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
82, 51. ©. a. Reichskanzler. 

Berbraudsberehnungen 88, D6L 

Berbraudhsfteuern Statiftit bis zum J. 
1866 63, 155—218, — Gefeggebung vom 
Jahre 1868 63, 689. Statiſuik für 1867 
68, 727, Statiftif für das erſte Semefter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnahmen 
aus denjelben 69, 216. — Die Geſetz— 
gebuug des Reiches 71, 30. — Statiftif für 
1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsfteuern 2c. des deutichen 
Neichs, von Frhru. v. Aufſeß SO, 609. 86, 272. 
— Vertrags und verfaflungsmäßige Haupt- 
grundiäge für das Zoll- und Steuerweien 
50, 637, 56, 34. — llebergangsabgaben und 
Berbraudsfteuergruppen 73, 231 — Ber 
waltungsfompetenz des Neiche (Yabaud) 73 
471 — Entwidelung dev Gejeggebung 1873 
(v. Aufich) 74, BL 75. 881 — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirtb; 
75, 225. — Statiftif für 1870/74 74, 214 
887. 75, S0Z — Die Gefebgebung 1871 
bis 1876 (Wehrenpfeumig) 47, 2832 — 
leberfiht 77, 820. — Zur Tharatteriftif 
der Berbrauchsfteuern 78, 927, (Bgl. a. 
Branntwein, Bier, Zölle zc.) 

Verbrecherthum in Preußen, Ztatiftit 79, 

©. a. Ztvaflolonien. 
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Veredlungsverkehr 80. 673. 86, 80, 
Berchelihung, ſ. Ehefchließung. 
Vereinigte Staaten, ſ. Amerika. 
Bereinsgejeggebung 72, 131 73. 346. 
74, 197, 242. 383, — Juditate des preuß. 
Obertribunals über politifche Vereine 75, 145. 
Berfafiung. Deutihe Berfaflungen und 
Berfaffungsentwürfe (Fıbr. v. VBölderndorff) 
”, 241. Gründungsgeihichte det nordd. 
Bundes 71, 22. Die Berfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metel 
68, 1017, — Die Gründung des neuen 
Neiches (zur Geſchichte und Interpretation 
der Verträge mit den Süpftaaten) 70, 735, 
— Die Berfaffung des deutfchen Reiches 
(Zufammenftellung mit der nordd. Bundes- 
verfaffuug) ib. 771. — Das Berfaffungs- 
vecht des deutichen Reiches, Biftorifch-dog- 
matiſch dargeftellt von Dr. 2%. v. Rönne 
71, 1—312; ſpezielles Inhaltsverzeichniß 


tazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421 
— Grundzüge der Serfalfung 71, 45, Kom- 


petenz des Reiches ib. 62; Verfaſſungs— 
Aenderung ib. 77, — Die revidirte Reichs— 
verfaffung vom 16 April 1871 nebit den 
ergänzenden Bertragebeftimmungen 71, 321, 
Tert der Reichsverfaſſung ib. 334, Die 
ergänzenden Vertragsbeftimmungen ib. 357. 
— Befugniffe des Reichs 2c. in Bezug auf 
das Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — 
Laband's „Staatsrecht des deutfchen Reichs“ 
(beiprodhen von Meyer) 76, 656, 78, 369. 
— Konftitutionelle und parlamentarische Ne- 
gierung von M. Seydel 87, 237. --- Straf. 
freiheit wahrheitsgetreuer Neichstagsberichte 
(Fuld) 87, 251 — Berfaffungsänderung 
während der Negentichaft (Dr. J. Kohler) 
SS, L — Die juftifizirenden Kabinets— 
Drdres(Joöt)88, 805. — S. a. Bundesgeieke, 
Bundesftaat, Bayern, Finanzweſen, Eliaß« 
Vorbringen, Kaifer, Neichsfanzler, Reichstag, 
Suftizgefeggebung, Reſervatrecht zc. 
Berjährumgsfrift, einjährige 77, 228, 
Verkehr, voltswirtbichaftlihe Bedeutung des- 


felben (Roesler) 75, — ©. Handel, 
Transportweien, WPoftverwalturg, Eiſen— 


bahnen, Telegrapben, Stromſchifffahrt zc. 
Bermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403, 75, 1498, 
Verordnungésrecht 74, 1143. 76, L — 
Das Neihsverordnungsrebt (M. Seydel) 
76, 11. (Labaud, Meyer) 78, 276. Bu 
den Ötreitfragen über Geſetz und Berord: 
nung (Ph. Zorn) 85, 301, 89, 340. 
Steht dem Bundesrathe ein felbitftändiges 
V.Recht zu? (A. Arndt) 85, ZOL — Das 
preußische Verordnungsrecht in feiner Ein: 
aurfung auf das Neichsrecht (Arndt) 86, 311, 
Berfailler Berträge 71, 37. 359. 72, 1585. 
Verſetzung der Reichsbeamten 76, 287, 
Verſicherungsweſen. Beſchlüſſe des Han- 
delstagg 1868 68, 979, — Die Tebens- 
verfiherung in Deutichland Statiftisches) 68, 
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1011, — Gefetgebung über Berficherungs: 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berfiherungsgemwerbe 72, 403. 73, 358, — 
Zur Reichs— Berfiherungsgefeßgebung (von 
Th. Sendtner) 73, 773 — Weſen und 
Arte der verficherung (Roesler) 75, 388. 
— Das Febensverficherungsgeihäft 1878 
50, 74, — NReihsgejeglihe Regelung des 
Berfiherungsmeiens 80, 138. — Ueber 
Arbeiterverficherung Ss, 492, — Die ftaat- 
li geleiteren Verf. Anstalten in Bayern 
(Haag) S4, 6. S. a. Unfallverſicherung. 

Berträge, i. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen diejelben abgejchlofien wurden. Bgl. 
die Ueberficht 68, 230. 70, TIL 72, 921, 
73, 311. 80, 812. 86, 250. ©. 
wärtige Berhältniffe, Zollverein, ‚Friedens: 
verträge ꝛc. 

Bertragsreht des deutihen Neihs (F. 
Gorius) 74, 759, 75, 531, — (Yabaud u. 
Meyer 78, 378. — Der Abſchluß völfer- 
rechtlicher Verträge durch das deutiche Reich 
und defjen Einzeljtaaten (M. Brocbft) 82, 241. 

Berwaltungstompetenz des Heiches, von 
P. Yaband 73, 458. %. v. Stein e . 
— Meyer über Laband 18, 482. — 
Berordnungsredt. 

Verwaltungsgerichte. Die Uebertragung 
der eg kg an die ordentl, 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußische Gefeg vom Erw Juli 1875 
75, 1619. — Berwaltuingsgerichtsbarteit in 
Eljaß-Forhringen (Stengel) 76, 808. 897 
— Geſetzgebung in Preußen (Wehrenpfennig.) 
77, 20 

Dermaltungsorganijation in 
Lothringen 72, abi 

Bermaltungsrcht, Reform desfelben 72, 


Ellaf- 


a. aus | 
| Vollswirthſchaftslehre, Bezie 


Alphabetiſches Gefammt-Negifter 





538, 75, 1307. — DOffentl. Jutereſſe und | 


öffent, $ Klage im Berwaltungsredte (€. E. 


Leuthold) S4, 321. — Die Bermwaltungs- | 
vechtöpflege in Bayırn (M. Seydel) B. | 


Berwaltungsreform in Preußen (Leber 


= 75, 329, — Denfichrift der Negierung | 


657. — Dotation der Kommnmmalver- 
Bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444, 15, 1635. — ©. a. fireis- 
umd Provinzialordmun 

Beterinärpolizei, 


fege vom 23, Juni 1880 SL, 20% Die 


Beterinärpolizei- Geſetzgebung naı nach den reiche» | 


gefeglihen Beitimmungen (Mouogr. v. Pb. 
Söring, S1, 80%. Alpbabetifches Fırhalts- 
verzeichniß biezu 278, 3. a. Rinderpeft. — 
Beterinärpolizeilihe Gejeggebung SL, 
Biebausfubr, deutfche, nah England und 
Frankreich 90, 236. 
Biebhandel, Gewährfeiftung im 73, 359, 
Viehſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 
Biehtransporte au 635, 
Bivijeltion 5 


Bollsbanflen in Epst kaſſenweſen, Genoſſen— 


ſchaften ꝛc. 


uftcuftion zum Ges | 





Bolksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (von Hirth) 73, 795, 823, Das 
deutiche Reich und die Schule TH, & 

Boltsjhulen, ſtaatsrechtliche Stellung der- 
jelben 73, 823, — Die Reform der preuf. 
Vollsſchule vom 15, Oktober 1872 73, 897 
— Das deutsche Reich und die Schule (von 
Hirth) 74, 32 — Petition, betr. reichsrecht⸗ 
lihe Ordnung des Boltsihulmelens ib. 389, 
— Staͤtiſtik der preußischen Volksſchullehrer 
76, 237. — Das Volksſchulweſen in Preußen 
77, 98. 311 82, 407 — Was loftet der 
öffentliche Unterricht in Preußen? 33, 802, 

Bollsvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgeſetze deuticher Buu— 
desjtaaten (v. L. U. v. Müller) S1, 3 

ungen zur 

Rechtswiſſenſchaft — — 12, 509, 
Ueber die Gefetmäßigfeit der volfswinth- 
ſchaftlichen ana (von Roesler) 75, 

1, 259, 371 — Die Boltswirtbichaftsfebre 
als Riff enſchaft (Hirth) 75, 1310. — Der 
Entwurf eines bürgerlichen ı Geſetzbuches für 
das deutihe Reich. Auf volfswırthicaft- 
licher Grundlage beiprochen (Facoby) 88, 
581 — ©. a. joziale Frage. 

Bollswirthbihafteratb, preußiicher SO, 
961 Ermennungen hierzu 81, 91. 

Boltszählung. Reſultate der Bolfszählung 
vom 3. Dezember 1864 68, 149, — Desgl. 
vom 3. Dezember 1867 6, 501 (vorläufig) 
68, 779 ſdeſinitiv). — Die ftaatsangcbörige 
Bevölkerung ſämmtlicher Staaten des nordd. 
Bundes (Dr. Engel) 68, 1101. — Die jer- 
männiſche Bevölkerung Preußens 68, 1005, 
— lleberficht der Bevölkerung des Zollverein 
(Aufftellung vom YZentralbureau des Zoll- 
vereins) 69, 355. — Die Jellabrediuungs- 
Bevölteruug für 1868—70 71, 
Drganifation der Volfszählung für 1871 co, 
24, — Bundesverfaffung und Boltszählung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom— 
miffion zur weiteren Ausbildung der Statiftit 
des Bollvereins) 70, 445, — Ergebniß der 
Volkszählung vom 1, Dez. 1871 72, 902 
(vorläufiges), 73, 1271, (definitives). — 3oll- 
Direktivbezirle und Armeelorpsbegirke 74,493, 
— Die B. am L Dez. 1875 75, 1720. — 
Ergebniß der B. vom L Dez. 1875 76, 388 
(vorläufiges), 77, 4ZL 78, 49, 178. 491 
(definitives). — Auhäufung u. Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — Alters- 
ftufen der preuß. Bevöfferung 18, 658. — 
Bedeutung für die Zolfabrehnung SO, 64h. 
757. — Städtebevölferungen in Preußen 
51,92. — Definitives Ergebniß der Volls— 

ählung vom L Dez. 1880 82, 146, — 
Bevölferungsbewegung in Deurfchland und 
Srantreih 82, 614. — Definiives Ergebuiß 
der Bolfszählung vom L Dezember 1885 
S9, 1004. — Bollsvermehrung 1879/88 in 
Preußen 90, 28. — Männlihe und weib- 
lihe Bevölferung Preußens 1890, 91 586 
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über die Jahrgänge 1868—1892 der „Annalen“, 


ebniß der Volkszählung vom 1. De 
1890 * 626 (vorläufiges), W. 732 (def 
nitives). Bol. auch Statiftil, Berufs- 
zählung, Bevölferung, Zollverein :c. 
VBollziehbende Gewalt im Reiche (E. v. 
Stein) 76, & S. a. Verfaſſung, Kaifer, 
Bundesftaat xc. 
Borlagen an den Neichstag 74, 162, 251 
Borparlament in Frankfurt a. Main 71, 9, 


W. 


Waaren (Ein- und Ausfuhr 2c.), ſ. unter 
Zölle, Zolltarif, Handelsftatiftil, Preife ꝛc. 

DWaarenauftionen 77, 1064. 78, 738, 

Waarenverzeihniß, amtliches 7 75, 883, | 
76, 82. 80, 655. 765. 86, 57. 189, 

Waarenzeiden, j. Markenſchutz. 

Wahlberehtigung 72, 823. 

Bahlen, Statiftif derfelben 72, 37, ©. a. 
Reichstag. 

Bahlgefepe deutfcher Bundesftaaten 
(Monographie v. 2. A. Müller) SI, 2 — 
Das preußische Wahlgeſetz für den Nordbund 
vom 15, Ott. 1866 68, — — Wahlgeſetz 
vom 31, Mai 1869 7, 

Wahlkreise zum aa 72, 291. 213, 

Wahlprüfungen 72, 347. 80, 386, 

Wahlrecht, Proudhon’s Theorie des allge» 
gemeinen (A. Miilberger) 91, 169. 

Waifenfürforge, ſ. Beamte, 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707 

Wappen, faiferliches 76, 35L 

Waſſerrecht, das deutfche, ann v. 
N. Briidner 77, 1-77. — Das Groß: 
berzogl. Heffiiche ° Waſſergeſetz vom 30, * 
1887 (Zeller) 88, 635. — Art. 4, Ziff. 9, 
der Reichsverfa affung (Dr. Frhr. vd. ,. Völdern- 
dorff) PO, Sb 

Währung, ſ. Münzweſen. 

Wechſel Wejen derſelben, Roesler) 75, 381, 
S. a. Bankweſen, Bapiergeld. 

Vedf Fre Einholung dur Poftauf- 
trag 77, 

wenietänigteit Beſchränkung derfelben 
sL, 

Wecfelfurfe (E. Nafje) 75, 595, 

Wechſelorduung, f. Handelsregt. 

Wechſelproteſte, Aufnahme derfelben durch 
Poftbeamte 78, 42, 

Wecielitempel. Denkichrift des Handels» 
tags 69, 63, Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd,. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011, — Mobifilation des Gejeges vom 
10. Juni 1869 71, 37%, — Statiſtik pro 
1870 71, 592. — Berwaltungstompetenz 
des Reichs (P. Laband) 73, 467 497, — 
— der Wechfelftempeliteuer 73, 736. 

725, Präjudilate 76, 8L — Rage der 
— 80 736, 786. S6, 23. 155, 

Degabgaben 86, 35, 45, 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013, 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109, 75, 1431. 
— Die Ausdehnung der Wehrpflicht 88, 88, 286, | 

Unnalen des Deuiſchen Reiche. 1892, 


Bentvaipehärben, ſ. Behörden. 
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Weingroßhandel 80, 666, 86, 

Weinftener in Eliaß- « Lothringen 28, 960, 
Projelt einer Reichsſteuer TH, 1002. — — Eins 
fuhr und Zollertrag von Wein im deutfchen 
Bollgebiet und — Lorhringen 1843/77 
9, 302, 803, ©. a. Zölle, Zolltarif ⁊c. 

Weltausftellung in Wien 1873 (Programm 
xc.) 72, 910. 

Weltpoftverein, f. Poftverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 1. — Der Werth in 
feiner volfswirtbihaftlichen und gejellichaft« 
lichen Bedeutung (Ad. Samter) S3, 457, — 
S. a. Preisbildung. 

| Wertbberehnung der Ein- und Ausfuhr 
de8 Bollvereins 69, 67 u. 438, — lieber 
Merthermittelungen in der Handelsftatiftik 
70. 429, — Bol. a. Handelsftarıftif, Preife xc. 

la f. Breife, Aktienkurſe ac. 

Wertbhvertheilung (Roesler) 75, 268. 

Wiener Schlußalte 7ZL & 

Wilhelm» turemburg - Eifenbahnen 
74, 291. 

Wirtbfchaftliche Snterefjenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4. Juli 1868 68, 825. 72, 130, Sta— 
tiftif für die Jahre 1859 n. 68, 843, 
— Gtatiftit für 1873 (Pröbſt) 75, BL — 
S. a. Geuoſſenſchaftsweſen. 

Wirthſchaftsſyſteme geſchichtl., H. Roes⸗ 
ler) 75, 15. ©. a. Zollverein. 

Wittwenfürforge, f. Beamte. 

Bohnungsgeinzufgife 74, 267, 76, 
359. 361. 86, 

Wolle, rate ſ. Zölle, Zoll 
tarif ac. 

Wuchergeſetze, „Aufhebung derfelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1880 SL, 423, — Die a... des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654, 

Württemberg. Anſchluß an dei 1 deutichen 
Bund 70, 769, au die Neichsverfaffung 70, 
222, 71, 37. 41, Militärtonvention mit 
Preußen 71, 120. — Nufrechterhaltene Be- 
fimmungen des Bertrags vom 25, Nov. 
1870 71, 359. — Einführung nordd. Bun- 
desgefeße 71, 389. — Berechnung der Ma— 
trifularbeiträge fir 1871 71, 701, — Mir 
litävetat 73, 46, Bierbefienerung 16, 65, 
— Die Scanner in W. (Karl -{Reuf) 
s5, 620. — &. a. Wahlgeſetze, Waſſerrecht, 
Zollverein * 


8. 


Zahlungsverfahren, Reform desſelben, 
16, 131 77, 

Zeitihrift, Aufgabe einer ſtaatswiſſenſchaft— 
lihen 76, 3, 


Zentralbureau des BZollvereins 72, 1556. 
13, 262. 86, 184. 199. 
Zentralgewalt, proviforiihe im Jahre 


1848 71, 10. 
67 
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Zentrum, Reichstags-zraltion 72, L 288, 
335. 1018, 74, 144, 

Zettelbanken, ſ. Bankweſen. 

Zeugenpflicht W. 776. — Die Zeugniß- 
verweigerungd. Reihstagsmitglieder (L. Fuld) 


Sai. 
insfuß 76, 882, 91, 959. S. a. Banfwefen. 
le Geſetz, betr. Die vertragsmäßigen, 
v. 14, Nov. 1868 68, 800, 72, 134, 
Zivilehe, obligatoriihe 74, 188, 237, L 
408, Ehtwurt und Kommiffionsbericht von 
1873 74, 437, Das preußische Geſetz von 
1874 nebft Minifterial-Verfüügungen zc. 74, 
1551. Das Reichsgeſetz vom 6, Februar 
1875, 75, &4L Ausführungsperordnung 
dazır, ib. 1553. — Bericht von W. Ende 
mann über das Geſetz 75, MIEL — lm: 
wandlung von Geld» in FFreiheitsftrafen 76, 
84, — Bildung der Staudesamtsbezirfe in 
Bayern 76, 85. — WUusführungen v. M. 
Seydel 76, 172, ©. a. Eheſchließung. 
Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd, Zivilprozeßordnung 69, 649, Borar- 
beiten für diejelbe 72, 143, 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567, — Aus dem 
1874er Entwinf: Das fchiedsrichterliche Ver— 


ı Bölle, 


fahren, 75, 153. 1219. — Berlauf d. Bere | 
bandlungen (Endemann) 77, 646. — Vgl. | 


a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung desfelben, 71, 125. 
73, 339. 74, 193. 310, Rede des Diiniflers 
Fauſtle in der bayerischen IL. Kammer TH, 
330. Das Neumayr’sche Referat ib. 339, 
— W. Endemann ib. 412, — Eine Feſt— 
rede Yasfer’s ib. 743, — Bericht des fur 
ftizausichuffes über Plan und Methode bei 
Ausarbeitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs 
74, 1329. Die Mitglieder der Zivilgeſetz— 
buch Kommiſſion ib. 1680, Weiteres 
über deu Entwurf des Geſetzbuchs (Eudemann) 
77, 1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgefegbudy im Sommer 1876 
(P. v. Roth) 76, 340. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommilfion bis 1876 


77, 423, — Ueberſicht der bis 1877 er 
laffenen zivilrechtl. Geſetze und Verordnungen | 


77, 822, — Der Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für das dentihe Neih. Auf 
vollswirthſchaftliche Grundlage in Einzel 


erörterungen beiprochen (‚„jacoby) 88, 581, | 


9, 293, 637. 90, 34, 834. 91, 8L — Der 
Entwurf des bürgerlichen Sefegbuches und das 
öffent. Recht (E. Bornbat) M, 212, — ©. a. 
Konlursordnung, Juſtizgeſeßgebung ac. 
Zivilſtandsregiſter, ſ. Perſonenſtand. 
Zollausſchlüfſe, Bericht dev Kommiſſion zur 
Erörterung der Frage betr. die Averfa SO, 531. 
Bei Aufſeß; 80, 634. 636. 748. 79L, 86, 33, 
Zoll: und Handelsfſyſtem des Meiches, 
Einheitlichkeit desfelben, 71, 171, 80, 633. 
86, 34 Ueberſicht jämmtlicher Belege zc. 
17, 8907, — S. a. Helltarif ꝛc. 
Zoll: und Steuerkredite, Abbürdung der— 








Alphabetifches Gefammtregifter 


ſelben 
ungen 


72, 1481. 74, 170. — Beſtimm- 
über diefelben 73, 266. &. Kredite. 
Statiftit für die Zeit bis 1868 68 
165— 222. Statiftit fir 1867 68. 729, 
— Statiftif für das erfte Semefter 1868 
6 8 — Waaren- Ein» und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216, — Organifation der 
Statiftit der Zölle 70, ZL — Statiftil der 
Bolleinnahmen zc. 1862—1869, 70, 343, 
— Die Reichs - Zollgefeggebuug 71, 130, 
72, 389, — Statiftil der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 7L 543 — 
Die Zölle und Berbrauchsftenern zc. des 
deutfchen Neichs, von Frhr. v. Auffeg SO, 
609. 86, 274, — Vertrags und verfaffungs- 
mäßige Hauptgrundfäge für das Zoll- uud 
Steuerweien SO, 637. 86, 34. — Befondere 
Borihriften für die Ein- und Ausgangszölle 
80, 650. 86, 48, — Das Abrehnungsweien 
80, 769, 86, 199. — Reichskontrole der 
oll- nud Steuerverwaltung 80, 797. 86, 
235. — VBerwaltungstompetenz des Reiches 
(Laband) 73, 471 498, — Gntwidelung 
der Geſetzgebung 1873—86 (v. Auffeh) 74, 
25, 75, 851 76, 155. 86, Ziff. — Statiftif 
4. IL 75, 897. 1389. 1701. 76, 79%. 
— Wertb- oder Gewichtzölle ? (2. F. Seyfardt- 
Erefeld) 77, 135 — Die Gefeßgebung über 
Zölle und Steuern 1871—1876 (Webren- 
pfeunig 77, 232 — Ueber Schutzzölle 
(Hirtb) 77, 396 — Haudelspolitiiche Er» 
Härung von 203 Heichstagsmitgliedern 79, 
460, — Das bandelspolitiihe Programm 
des Meichsfanzlers (Schreiben au den 
Bundesrath) 79, 219. — Eingabe des Frei— 
bandelsvereins an den Bundesrath 79, 358. 
57L — Nede des Herrn dv. Niede im der 
wilrttembergifchen L Sammer 79, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutſchland 
und Großbritannien 79, 571, — Einnahmen 
1879/80 SO, 591, — S. a. Bolltarif, Zoll- 
verein, Zollgefeß, Kaſſenweſen, Finanzweien, 
Statiftit u Handelsftatiftit, Zollausfchlüffe sc. 
Zollbegünftigungen 86, 44, SL 
Hollbehörden in Deutichland Reffortver- 
bältniffe derſelben, Ueberficht der Aemter zc. 
68, dus, Die Vereinsbeamten des 
deutichen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139 — Organifation der Zoll und 
Steuerverwaltung (v. Auffeß) SO, 747, 86, 
175. — Reichsfontrole der Zoll⸗ nd Steuer- 
verwaltinng 783, 292, 74, 99, 75, 394, 80, 
197, 86, 235, 
Bolltartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 
Boligcbiet 74, 7%. 493. 75, 88L — Be- 
— und Bevölkerung der Zolldirekiv- 
ezirte 77, 478, 86, 182, 89, 1010. 
Zollgefet vom 23. Jan. 1838 68, 5L — 
Das Vereinszollgefeg vom L Juli 1869 
mit Erläuterungen und alphabetiichem Sad- 
regifter) 69, 511, — Zur Ausführung des 
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Bollgefeges (Anweifung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 80, 650. 86, 42.49. 
Zollorpnung vom Jahre 1838 68, 61, 
Dentichrift des Handelstags betr. Neform 
des BZollverfahrene 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beſtimmungen der 
Zollordnung u. der Zollftrafgefeggebung von 
18. Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. Zollgeſetz. 
Bollparlament. (S a. Zollverein.) Mit- 
glieder desſelben 1868 68, 433. — Thron- 
reden zur Eröffnung und zum Scluffe der 
erften Seffion 68, 1070, der zweiten Seifton 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Borftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed, Lasker) über die Legislatur- 
periode 1867 — 70 70, 563, — Ueberficht der 
Geſetzgebung des nordd. Bundes und des Zoll- 
vereins in den Jahren 1867—70 70, 721. 
Zollftrafgejeg, Grundjäge, betr, das vom 
Jahre 1836 68, 115. — Bgl. a. Zollgefeg. 
Bolltarif (Vereins) vom 1. Juli 1865 
68, 93. Deukſchrift des deutſchen Handels: 
tags über Reform des Zolltarifs 68, 249, 
Geſetz vom 25. Mai 1886 68, 649. Boll» 
tarif vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Perroleumfteuerfrage 69, 
391. — Der Holltarii zu Anfang des Jahres 
1870 70, 92. — Die Reform des Vereins 
Zolltarifs vom Mat 1870 (nebft allgemeinen 
und jpeziellen Erläuterungen) 70, 325. — 
Der Bolltarif vom 1. Juli 1870 an 70 
379. — Beftimmmmgen über die Tara 72, 
1541. — Die Beitimmmugen über deu 
Bolltarif (v. Aufſeß 78, 162. — Tarif: 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 282, — 
Redaktion des Bolltarifs vom 1. Oktober 
1873 (in der Dartwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schußzoll? Dentichrift des 
Borfteheramts der Königsberger Kaufmann: 
haft 75, 1549. Zur Bertheidigung ge: 
mäßigter Schußzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkichrift des Bereins der Eijen- 
indujtriellen ib. 1695. — Ueberficht der haupt: 
ſächlichſten Schutzzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klauſel der „meiſtbegünſtigten 
Nation“ 77, 534. — Die acquits-A-cantion 
77, 585. — Der Holltarifentwurf vom 
4 April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (fpezielle Ueberſicht im Inhaltéverzeich— 
niß des Jahrg. 1879). Das Tarifgefeg 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Lage der 
Geſetzgebung 1880 80, 623. 627. 653. — 
Abäuderungen des Bolltarifgefeges in den 
Jahren 1850—82 82, 674. Abänderungen 
des Bolltarifgefeges vom 15, Juli 1879: 
Gefege von 1883 bis 1885, 85, 505. — 
Redaktion des Zolltarifs (Mai 1885) 85, 
521, — Der Bolltarif 1885 86, 30, 52, 
— Zur Frage der Bolleinigung zwifchen 
dem Deutſchen Reiche u. Oeſterreich—Ungarn 
87, 81. — ©. a. Zölle, Zollverein ꝛc. 
Zollverein, Zollverträge. Mittelbare 
Zollvereinsglieder. Vertrag vom 8. Juli 1867, 
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die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd. Bundes— 
rath 68, 1 fi. Tert des Vertrags ib, 15. 
— Literatur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Zollvereins- 
eirggebung als Beftandtheil des NHeichever- 
Fuffungsredts 71, 357. — Geſchichte des Zoll- 
vereins (v. Aufjeß) SO, 610. 86, 1 ff. — Um» 
fang, Größe und Einwohnerzahl des Zoll- und 
Handelsgebiets des deutſchen Reichs SO, 633. 
86,31. — — — 73, 306. 
— Zoll-, Handels- und Schifffahrtsverträge 
des deutschen Reiche mit fremden Staaten 75, 
896. 80, 812. 86, 250. — Aus der Enquöte 
über die Handelsverträge 77, 395. Gutachten 
der Handelsfammer zu Köln ib. 1049. — 
Ueberficht der deutſchen Handelsverträge 79, 
384. 562, — Einige Betrachtungen über 
einen mittelenropäifchen Zollverein 88, 943, — 
Handels- und Bollverträge mit Defterreich- 
Ungarn, Schweiz, Italien 92, 796. — Bal. 
G. Verfaſſung (VI. Abſchnitt), Getreidezölle, 
BZollparlament, Zollgefeg, Zolltarif, Handels- 
ftatiftil, Statiftil, Oeſterreich zc. 

Zollverwaltung, deutihe, Organifation 
(Auffeß) 86, 176, 

Zuder. Uebereintunft wegen Befteuerung 
des Rübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beftenerung im Bollverein, in Groß- 
britannien nnd Frankreich 68, 155. Dent- 
Schrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Neform der Zuderbefteuerung 68, 303. — 
Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Denfihrift zur Reform der Buder +» Zoll- 

und Steuergefeggebung von E. Langen 69, 

361. — Die ee im Boll 

verein nad) dem Geſetz vom 26. Juni 1869 

69, 905. — Rilbenzuderftenerftatiftif für die 

Jahre 1868—70 71, 573. — Die Befteu- 

erung des Rübenzuckers (Frhr. v. Aufieß) 

73, 190. 74, 92. SD, 682. 86, 92. — Statiftit 

75, 899, 1551. 76, 248. — Denkſchrift 

über die Reform der Zucker-Steuer von 

Witte-Roſtock 83, 142. — Amtliche Berich- 

tigung zur Rübenzuder- Statiftit 84, 445. — 

Beribt der Enquste-Kommijfion vom März 

1886 86, 517. — Begründung des Ent- 

wurfs vom Dez. 1885 86, 826; aus der 

Generaldisfufiion im Reichttag ib. 857; 

Geſetz vom 1 Juni 1886 ibid. 864; Aus: 

führungsbeftiimmungen vom 17. Juli 1886 

ibid. 867. — Nachweiſung der vom 1. Auguft 

1886 bis 31. März 1887 innerhalb des 

deutfchen Zollgebietes mit dem Anfpruch auf 

Boll- und Meise A abgefertigten 

Zudermengen 87, 306. — Reform der Juder: 

fteuer (Reichsgejeg vom 9. Julı 1887) 87,957; 

Neichsgefek vom 31. Mai 1891 91, 642. 


Zwangsverſicherung, ſ. Verfiherung zc. 


Zwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 
81, 411. 





Errata. 


Durd) Verlujtgang des Eorrecturbogen 6 und eines Correcturenzettels und durch Erkranfung 

des Setzers und Correctors unmittelbar vor Abſchluß der Drudlegung ſind zu unſerem großen 

Bedauern eine erhebliche Zahl von Drudfehlern in der Arbeit über Wahlprüfungsftariftit 
jtehen geblieben. 


1) ©. 3, 3. 10 von oben ergänze hinter gefaht: Beilage A! und A? find der Naunter 
ſparniß halber zufammengezugen und it der Tert von A* unter B md C der Beilage 
A (S. 53) zu juchen. 

5.5, unter Tb «& und B mu es heihen: 


2) ©. 
i x) Bon den Nbtheilungen vorgetragene Verhandlungsſachen 55 
3) Bon der WRR. vorgetragene VBerhandlungsiachen 369 
424. 
3) ©. 5, Note 8, Zeile 2 von unten lies: „23* ſtatt 22. 
4) ©. 6, 3. 6 von oben lies: „hinter“ statt hier. 
>) ©. 8, Note 1 lies: „unterſtrichen“ jtatt in roth, „durch Fettdruck“ jtatt in blau. 
6) ©. 10, 3. 23 von oben lies: „Beetzendorf“ jtatt Beßendorf. 
7 S. 23, 3. 15 von oben lied: Beilage A (Bergl. oben Errata 1). 
8 ©. 29, 3. 26 und 29 von oben ift das Wort „unbekannt“ zu ſtreichen. 
3. 31 von oben lieg: 18— 174— 426 Statt 18— 174 — 817. 
3. 38 von oben lies: 135 —20—422 (Fri. P.) ſtatt 135—20—422 (?). 
9, S. 30, 3. 20 von oben lies: 26—3-—757 ſtatt 26—29- 757. 
10) &. 31, 3. 5 von oben lied: 969 ftatt 962. 
11) ©. 38, 3. 18 von oben lies: fehlt hinter Sachſen ein Komma. 
12) ©. 34, 3. 25 von oben lies: („Nr. 108 und 184“) ftatt (Mr. 108— 184). 
13) ©. 35, unter b 17 fies: „v. Gramatzki“ itatt v. Gramapei. 
14) ©. 37, 3. 15 von oben lies: — „[2(20—8)]* ſtatt 2(20 81. 
15) ©. 38, 3. 24 von oben: Schluß der Zeile hinter „wird“. Zeile 25 hat zu beginnen mit: 
1) Maransti (Eeutrum), deilen ıc. 
16) ©. 49, 3. 3 von oben lies: „gewejen. (Nenner des Bruches)“ ftatt geweien Nenner, 
17) ©. 51, 3. 16 von unten lies: „Rintelen“ jtatt Rentelen. 
S. 51, 3. 14 von unten lies: „Schmieder, jeit” ſtatt Schnieder jeit. 
18) ©. 58, 3. 30 von oben lied: „Kochann“ ftatt Dr. Kochann. 
19) ©. 55, unter Columne VIe lies in der Summirung: „6b“ ftatt 5 
20) ©. 59, 3. 9 von umten lies: „I2 (11 W)“ ftatt 22 11 W.) 
21) ©. 62, Eolumne III, unter 21 lies: „Czarnikau“ ſtatt Garnikau— 
22) ©. 63, Col. VII, 3. 9 von oben lies: „Toelitke“ ſtatt Tollke. 
3. 8 von unten fies: „v. Brauchitſch“ ſtatt v. Braunditic. 
3. 7 von unten lies: „Plauth“ ftatt Blanth. 
23) 5. 64, Columne IV, unter 48 lies: „Spremberg“ ftatt Saremberg. 
54 lies: „Ortelsburg“ ftatt Oertelsburg. 
64 lies: „Burtehude“ jtatt Burtehude. 
24) ©. 65, Col, VII, unter 12) lies: „v. Arnswaldt“ ftatt Arnswaldt. 
25) S. 67, Col. VIII, unter 7) lies: „Lueders“ jtatt Lünders. 
©. 67, Col. VIII, unter 18) lies: „v. Ungern“ jtatt Ungern. 
26) ©. 68, Col. IV, unter 122 lies: „Barnim ſtatt Barmin. 
27) S 73, Col. VII, zu 11) lies: „Dr. Bapellier:“ ftatt Dr. Bapellie-. 
zu 13) 3. 9 von unten lies: „angenommen“ jtatt verlangt. 
28) ©. 74, Col. IV, unter 51. lies: „Parchim“ jtatt Sarchim. 
29) ©. 85, Col. N, unter 12) lies: „Allenjtein“ ſtatt Alteinjtein. 


15) lieg: „Schlochau“ ftatt Schlogan. 
20) lies: „Dftpriegnig" ftatt Oſtpringnitz. 
„Barnim“ ſtatt Cafnien. 
Jüterbock“ ſtatt Füterbed. 
„Weſthavelland“ ſtatt Weſthawelland. 
21) lies: „Eckernförde“ ſtatt Edernfonde. 
Spalte 1, 3. I von unten lies: „Lablacken“ ſtatt Lablacren. 
Spalte 2, 3. 23 von oben lies: „Karſten“ ſtatt v. Karſten 
89, Spalte 2, 3. 10 von unten zu 6 lies: „giltig“ ſtatt ungiltig. 
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